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Torrede. 


Während  einer  lingeren  wiasenscbaftlklien  Lanibehn  piegen 
mnchfiMlie  vereinzelte  Abhandlungen  zu  entstehen,  bald  ans  inneren 

balil  aus  äusseren  Gründen.  Ausgedehnt  über  eine  Reihe  von  Jahren 
veröffentlicht  an  Terschiedenen,  nicht  immer  leicht  zngftnglichen  Orten, 
wohl  auch  namenlos  erschienen,  entschwinden  solche  Ueinere  Aiteiten 
leicht  wieder  dem  Gedachtnisse  und  Gebrauche. 

0ie  meisten  Erzeugnisse  dieser  Art  verdienen  allerdings  kein 
aaderee  Loos.  Vorfibergehenden  Bedflrfhissen  entsprossen,  haben  sie 
ihren  Zweck  längst  erfüllt;  und  in  einer  Vorkehrung  zu  bleibender 
Aufbewahrung  ki>nnte  nur  eine  Anmassung  von  Seiten  des  Yer&ssers 
und  eine  Beschwerde  für  die  ohnedem  allzu  angeschwellte  Literatur 
erblickt  werden.  Es  giebt  jedoch  Ausnahmen.  Auch  kürzere  Arbeiten 
mögen  über  den  Tag  ihrer  Erscheinung  hinaus  Bedeutung  haben,  und 
nicht  alle  vereinzdt^  Abhandlungen  sind  nur  Bflchtig  ausgearbeitet 
Namentlich  werden  nicht  selten  wichtige  Fragen  in  dieser  Welse  aus- 
führlicher erörtert,  als  in  einem  Systeme  möglich  ist,  oder  von  Solchen, 
weiche  ehi  ganzes  System  nicht  unternehmen.  Arbeiten  der  letiteren 
Art  der  Vergessenheit  zu  entreissen  und  sie  zugänglicher  zu  machen, 
ist  ein  natarlicher  Wunsch  des  Verfassers,  und  dieser  verdient  nur 
dann  efaien  Tadel,  iren^  er  sich  in  der  Wttrdiguag  der  Bedeutung  irrt 


VI  Torrede. 

Mir  selbst  steht  natflrlich  kein  ürtheil  daiHber  ra,  ob  ich  bei 

dem  Entschlüsse,  einen  Theil  der  von  mir  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
fasstea  einzelnen  Aufsätze  zu  einem  grösseren  Ganzen  zn  vereinigen, 
in  einen  solchen  tadelnswerthen  Irrthum  Yer&llen  bin.  Nur  sei  mir 
gestattet,  zur  näheren  Bezeichnung  der  Sammlung,  deren  erster  Band 
hier  vorgel^t  wird,  Einiges  zu  bemerken: 

Ich  theile  keineswegs  lauter  bereits  veröffentlichte  Arbeiten  mit. 
Wohl  die  Hälfte  des  jetzt  Vorgelegten  erscheint  hier  zum  erstenmale. 
Liese  letzteren  Abhandlungen  lagen  theils  seit  längerer  oder  kürzerer 
Zeit  abgeschlossen  im  Pulte,  einer  passenden  Gelegenheit  zur  Ver- 
öffentlichung wartend ;  theils  habe  ich  sie  erst  jetzt  entworfen,  wenn 
ich  nämlich  nach  geschehener  Zusammenstellung  des  Vorhandenen 
gUmbte  eine  Lfidce  ansf&llen  zu  sollen.  Bei  den  froher  bereits  ge- 
dmdrteB  Anüsätzen  Ist  der  Ort  derVeröffentlichung  immer  angegeben; 
die  mit  keiner  solchen  Nachweisung  versehenen  sind  also  neu. 

Auch  die  froher  bereits  gedruckten  Abhandlungen  sind  jedoch 
nicht  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  wiedergegeben,  sondern  sämmt- 
lieh  neu  bearbeitet.  Es  findet  jedoch  ein  grosser  Unterschied  hiebei 
statt  Bei  einzelnen  Arbeiten  fuod  ich  keinen  Grand  zu  einer  wesent- 
liehen  Aenderung;  solche  sind  dann  nur  in  der  Form  verbessert  und 
etwa  ergänzt,  wenn  ein  Punkt  übersehen  worden  war,  oder  wo  eine 
9A(«re  Thatsache  bedehungsweise  literarische  Erscheinnng  BerOck- 
siditagang  verlangte.  Andere  Abhandlungen  sind  dagegen  ginslich 
umgestaltet,  und  zwar  nicht  blos  ausgedehnt  oder  abgekürzt,  sondern 
auch  in  Beziehoog  auf  den  Inhalt  verändert  Mehr  als  Eine  dersel- 
ben ist  auf  diese  Weise  ein  völlig  verschiedenes  Werk  gewotdeo. 
Dass  gegen  ein  solches  Verfahren  Einwendungen  gemacht  werden 
können,  ist  mir  keineswegs  entgangen.  Wenn  eine  Arbeit  in  ihrer 
froheren  Gestalt  Berflciniehtigang  geAtnden  hat,  (sei  es  nun  Zustmi- 
mung  sei  es  Widerspruch,)  so  passen  die  darüber  gemachten  Bemer- 
kungen sowie  etwaige  Anfahrungen  nicht  auf  die  jetzige  Beschaffenheit 
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Sodann  macht  die  Umarbeitung  auch  an  Solche,  welche  sich  bereits 
Bit  der  enten  DanteUnog  bekannt  gemacht  hatten,  den  Anspruch 
auf  Boehmalige  Berflcksichtigiing.  Dennoch  habe  ich  geghinbt  nicht 
anders  verfahren  zu  können  und  zu  sollen.  Es  schien  mir  nämlich 
nicht  bloss  mein  Recht,  sondern  auch  meine  Pflicht  zu  sein,  einen 
der  Öffentlichen  Beachtung  nochmals  vorgelegten  Gegenst&d  so  gut 
zu  erörtern,  als  ich  es  eben  jetzt  vermag;  und  für  völlig  verkehrt 
hätte  ich  es  gehalten,  wenn  ich  mit  Bewusstseia  UnvoUkommenes 
oder  gar  Unrichtiges  zum  zweitomiale  verbreitet  hätte,  bloss  weil 
ich  es  früher  nicht  besser  verstand.-  Sprechen  doch  dieselben  Gründe, 
welche  gegen  die  Umgestaltung  einer  einzelnen  Abhandlung  angeführt 
werden  mOgen,  auch  gegen  die  Herausgabe  verbesserter  neuer  Auf- 
bgen  eines  Buches!  So  lange  ein  Schriftsteller  lebt,  darf  und  soll 
er  an  seinen  Erzeugnissen  bessern;  eine  andere  Frage  ist  freilich, 
ob  sich  Leser  finden,  welchen  es  der  MOhe  werth  ist,  sich  mit  dem 
Umgestalteten  noch  einmal  zu  befassen. 

Die  Abhandlungen  folgen  sich  nicht  nach  der  Zeitfolge  ihrer 
Erscheinnng,  sondern  sind  nach  Gegenständen  susammengestellt  loh 
wollte  durch  diese  Anordnung  nicht  etwa  bloss  das  Auffinden  erleich- 
tem, sondern  namentlich  auch  das  in  Verbindung  bringen,  was  ich 
Aber  ehmelne  Fragen  derselben  Wissenschaft  gearbeitet  habe.  Ent- 
steht auch  durch  eine  solche  Nebeneinanderstenung  kein  System,  so 
tritt  doch  der,  wie  ich  mir  wenigstens  schmeichle,  folgerichtig  durch-  - 
gehende  Grundgedanke  deutlicher  hervor,  -und  es  stfltsen  sich  die 
verschiedenen  Anwendungen  desselben  gegenseitig. 

Sämmtliche  Abhandlungen  beschäftigen  sich  ausschliesslich  mit 
theoretischen  Staatswissenschaf ten ;  kritische  und  literargeschidit- 
lidie  Aibeiteii  sind  gans  ausgeschieden.  Was  ich  von  firtlheren  Ver- 
suchen letzterer  Art  glaubt  ein  bleibenderer  Stelle  verwenden  zu  können, 
hat  in  meiner  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  eine 
Stelle  gefunden.  Der  jetzt  verOfientlichte  erste  Band  enthält  Abband- 


Vni  Vorrwle. 

longeD  ans  dem  öffiBntUdieii  Rechte —  Staatsrecht  und  Völkerrecht;  — 

der  I'olitik  im  weitesten  ISinuc  (leb  Wortes  wird  die  Fortsetzung 
gewidmet  sein.  * 

Heidelberg,  30.  November  1859. 

B.  HohL 
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Der  CMa&ke  d«r  Baprftientetioii  im  YerliiJtiiifM  m  der 

geMumaten  Staatemrelt 

L 

Zu  allen  2^iten  und  auf  den  verschiedensten  Grsittigiing';<;tnf«'n  der 
Völker  hat  es  Gcmt  iiiwesen  gegeben,  in  welcbeu  die  Entscheidung  allgemeiner 
Angelegenheiten  bei  der  Gesaiumtheit  der  versammelten  freien  Bürger  war. 
Ebenso  <ind  Staaten  nicht  selten  gewesen,  in  welchen  die  Leitung  der  öffentlichen 
Geschäfte  einer  kleineren  Anzahl  aus  eigenem  Rechte  zustand ,  sei  es  dass 
sie  dieses  auf  göttlichen  Auftrag,  sei  es  dass  sie  es  auf  Eroberung  oder  auf 
gesellschaftliche  Stellung  gründeten.  Dagegen  ist  es  ein  verhältnissmässig 
neuer  Gedanke,  einer  Minderzahl  das  Recht  einzuniuiuen,  im  Namen  und 
im  Auftrag  der  Gesanuntheit,  somit  einer  Seits  mit  Rechtser  Werbung  anderer 
Seits  mit  Verpflichtung  für  dieselbe,  öffentliche  Geschäfte  zu  besorgen. 

Unzweifelhaft  ist  es  bei  der  weitverbreiteten  Anwendung,  welche  dieser 
Gedanke  gefunden  hat,  wssenschaftliche  Nothwendigkeit ,  den  Kern  dessel- 
ben vom  Standpunctc  des  Rechtes,  der  Sittlichkeit  und  der  Zweckmässig- 
keit zu  untersuchen;  und  man  darf  es  wohl  auiiajltud  linden,  dass  nur 
sehr  selten  tief  in  den  Gegenstand  eingedrungen  wird.    Sollte  der  häufige 
und  unbeanstandete  Gebrauch  von  Stellvertretung  in  den  Vorkommnissen 
des  bürgerlichen  Lebens  der  Grund  sein,  warum  man  ein  fihuhehes  Ver^ 
bältniss  in  sttatlfelien  Geschäften  als  sich  ebenfalls  von  idbst  verstehend 
betrachtete :  80  Wäre  diess  wenigstens  ein  vorschnetter  SbUbis.  Es  ist  au  sich 
gar  wohl  mögUcb,  daii  lieh  im  Privatreohte  eia  TotlilltniM  als  gerechtfertigt 
und  nolliw«ndig  erwciMn  llsst,  gegen  dflMen  Aswendwig  im  Staatttetai 
gültige  Sämpendangn  gemachi  werden  kAmeii.  Die  Frage  aran  alao  Jeden 
Fallea  In  Beaiehang  anf  die  Staatsgeschifte  besondera  antenodit  werden. 
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Die  Ansichto!)  der  Wonigen,  welche  sieh  mit  der  inneren  liorechtigung 
der  Stellvertn-tunL^  im  Staate  h<'>-chiifligt  halx  n.  sind  -dir  auseinander  ge- 
gangen. Während  ein  hethutciKh  r  Mann  in  der  liotellung  von  Vertretern 
tiefe  Unsittlichkcit  und  Verfall  der  siaat-^hiirgerlichen  (ie-innung  erblickt, 
erkennt  ein  Anderer  in  derselbeu  Juoriclituug  eine  uotüweudige  ErfÜUuDg 
von  Pflichten. 

Bekannt  ist  einer  Seits  der  heftigi  Au^tall  J.  J.  Rciusseau's  auf  die 
Vertretung').  «Sobald,  sagt  er,  der  Otfcutliehe  Dienst  aufhört  die  haupt- 
sächliche Bt-.eh;lfti[.Mii!g  der  Hiii-ger  /u  -ein,  diese  lieber  mit  ihrem  Beutel 
als  mit  ihrer  l'cr-ou  lie/iihlen,  ist  der  Staat  seinem  Untergänge  nahe.  Muss 
man  zum  Kampfe  gehen,  so  zahlen  sie  Soldaten  und  bleiben  zu  Hause.  Soli 
man  sieh  in  den  Rath  begehen .  so  ernennt  n  sie  Abgeordnete  und  bleiben 
zu  Hause.    Aus  Trägiieit  und  ndt  Geld  haben  sie  dann  Söldner  um  das 

Vaterland  zu  unterjochen  und  Stellvertreter  um  es  zu  verkaufen  Die 

Staatsgewalt  (^ouveraiiiele)  kann  nicht  rephisentirt  wtrdin,  und  rwar  aus 
demsel);eii  (irunde,  warum  sie  nieht  veräussert  werden  kann:  >ie  beruht 
wesentlich  in  dem  allgeuieincn  Willen .  und  dieser  kann  nieht  reprä.sentirt 
sein.  Er  ist  er  sell)^t,  oder  er  ist  ein  anderer;  es  piebt  kein  Drittes.  Die 
Abgeordneten  des  Volkes  sind  also  nieht  s(  ine  Vertn  ter,  sondern  nur  seine 
Beauftragte  (commissaires) ;  sie  können  keinen  scldies>licheH  Entselu  id  geben. 
Jedi  s  Gesetz,  welches  duä  Volk  nicht  gutgeheisseu  hat,  ist  ungültig ;  es  ist 
gar  kein  Gesetz.» 

Guizot  dagegen  fulirt  m  seiner   »Geschichte  der  repräsentativen  Re- 
gierung» in  geistreicher  und  schlagender  Weise  aus*),  dass  allerdings  die 
Repräsentation  rechtlieh  nicht  auf  eine  augtborene  Selbststfindigkeit  und 
Unabhängigkeit  jedes  einzelnen  Menschen  gestellt  werden  könne.    Die  An- 
nahme einer  solchen  Freüieit  and  Gleichheit  Aller  führe  entweder,  mit 
Rousseau,  zu  der  rechtlichen  nnd  selbst  sittlichen  Unmöglichkeit,  einen 
Stellvertreter  «ur  Aussprechong  des  Willens  und  zur  Selbstbeschränknog 
der  Freiing  m  bestellen,  ja  sie  gehe  selbst  noch  über  die  von  RoiuMtB 
gezogenen  Scblussfolgerungeu  hinans  and  nuiche  jegliche  Ordnong  der  Mr* 
gerlicheQ  nnd  staatlichen  Gesellschaft  nnmögUeii.  Oder  aber,  ea  kdon«  nur 
ndttelBt  einer  Reihe  von  Folgewidrigkeitea  diaSnMmnmg  tineaSteHvwtrefeara 
nur  Anattboog  des  WUlena  Anderar  vntiMidigt  narden ;  wobei  mm  nur  «toder 
die  Wahl  iwischen  zwei  gMek  flüdn  Eanriditan§en  babe,  nimliob  «iriache& 
einer  unbedingten  nnd  fut  eBavtachenAbhangigtait  des  Stellvertreten,  welcher 
nar  die  ihm  von  seinen  einzelnen  Gewaltgebem  artheUten  AnftrSge  an  voU- 
riehen  habe,  oder  an  einer  vollatltndigeii  nnd  alteSelbatBttttidiglroit  nndFreihait 
das  Volkes  anfbebeoden  Herrsehaft  des  Abgeordneten.  Gniaot'a  eigene  Iiehra 

1}  Du  Goolrat  Meüü,  Iii,  i&. 

S)  e.  IM.  n,  10.  YoMmug.  (BrtmOm  Amg.  voa  tSSI,  a.  It  o. 


#  • 


üiyilizea  by  GoOgl 


in  dtr  StMtoiiraift.  5 

aker  gebt  daliis,  dtM  nicht  der  neiiscUiclM  Wille,  tontai  die  hOiieKii 
Geaetee  derTenmift,  Oereehttgkeit  und  Sittlielikeit  Becht  n  naelieii  befi^t 
Mien,  imd  daas  21  dem  Ende  die  unter  den  Mensdien  -aeratraiiteik  und  an- 
l^eich  Tertheilten  Yeraacftelenwiiie  geaaiftnielt  und  zur  (MRentUehen  Herracbaft 
gebracht  werden  tnflssen.  Das  beste  Mittet  biem  sei  nun  aber  eine  Wahl 
▼OB  Stdlrertrelem  an  der  geaanmten  YollniDenge. 

Ea  iat  nobl,  bei  aller  iLchtang  gegen  diese  Denker,  erlaabt,  beiden 
Anaduurangen  knne  Grande  entgageuRUtellen.  Boosseaii^a  Temrtbeihing 
der  YolksTertretung  berqbt  tbeoretiscb  anf  einer  Ungat  ala  nurichtig  aner- 
kannten AnlbsBinig  der  Staatsgewalt  «nd  des  YerbiltiiiBsea  des  Yolkes  m 
Ihr;  practiaeh  aber  auf  einör  Yeravaaetaang  rlnmüch  and  wirthscbaftliflh- 
taaserat  beaehrlnkter  YerhIttniBBe,  wie  sie  in  den  meiaten  Staaten  der 
Nenaeit  nicht  beatehen.  QaiaM*8  Beweis  der  Nothwendigkelt  einer  Yertre* 
tong  nber  iat  nicht  nnr  aUzakflnatUch,  sondern  anch  mehreren  entachiedenev 
Einwendn^^  blaagesteUt.  -Bnmal  iat  ea  wohl,  nach  den  reehtaphilosophi- 
sehen  BegrüHBn  der  anendüchen  Mehraahl,  eine  Terkehrte  Behaoptong,  daaa 
igt  raenaehlidie' Wifle  kein  (wohl"benier|rt  ftosaerUdieB)  Beidit  machen,  kflnna. 
Sodann  Iat  ea  eni  fcnkdnder  aber  nnklarer  Gedanke^  dass  die  weit  nnd  ' 
breit,  jedoch  in  ungleichem  Muase  zerstreuten  Bnichstaoke  von  Yemnnfk 
gesannnelt  werden  mttssen  aar  Erseugnng  anantastbarer  Oesetae.  EndUch 
iat  fon  einem  solchen  Sammliuigsbedarfiiisse  za  der  Thatsaehe  der  wirklidmi 
&8aanaenlningang  mittelst  einer  Wahl  einzelner  Männer  ans  dem  Ydlu 
ein  gar  weiter  Sprang.  Wo  ist  irgend  eine  Sicherheit,  daaa  diese  Gewtiiltett 
gerade  die  Triger  der  Yeiaunitbrucbstücke  seien? 

OAcklicherweise  Ifisst  sich  ein  anderer  Weg  aar  BegrUtadong  des  Be- 
prieentaüvayatemea  einsrhlngen.  'Es  ist '  mdit'nar  möglich ,  sondern  sogar 
weit  zveckmAssiger,  die  Fra^e,  was  Beprtsßntatlon  sei  und  wie  sich  der 
Gedanke  za  den  mensdüichen  Einrichtungen  überhaupt  verhalte,  Viel  ein- 
tedier  zu  fassen  nnd  unmittelbar  ans  dem  Leben  an  beaotwoi-ten. 

Ohne  Besorgnis«  vor  Widerspruch  können  zwei  That Sachen  nicht  nur 
als  richtig,  sondern  andi  als  in  den  verschiedensten  Yerbältnisscn  und  Mo- 
difikationen vorkommend  angenommen  werden.  Einmal,  dass  sehr  häufig 
dn  Mensch  eines  Rechtes  oder  eines  Interesses  ftberall  nicht  selbst  warten 
kann  und  daher  damit  zufrieden  sein  mnss,  wenn  ein  Andeirr  die  Besorgung 
anf  verständige  und  redliche  Weise  übernimmt.  Zweitens,  duss  es  fnr  eine 
grössere  Anzahl  von  Menschen,  welche  ein  gemeinschaftliches  Recht  oder 
Interesse  besitzen,  eine  schwere  Aufgabe  ist,  die  Wahrung  und  Ausübung 
ihres  Anspruches  gegenüber  von  einem  Dritten  auf  wirksame  Weise  selbst 
n  besorgen.  Bleiben  sie  nämlich  bei  solchem  Unternelinien  vereinzelt,  so 
haben  sie  nicht  blos  in  dieser  Zersplitterung  nur  eine  geriiific  Macht ,  son- 
dern es  ist  aocb  höchst  wahrscheinlich,  dass  sie,  unter  sich  verschiedener 
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Mefmisg,  gegenseitig  ihre  Abnehten  selbst  durchkreazen  and  verhindern; 
ein  Zasammeutritt  Aller  zn  einer  gemeinschnftlicben  Versammlung  aber  ist 
scbverftllig,  mannchüsch  störend  und  bedenklich,  ja  sogar  bei  einer  gi'ossen 
Menge  von  Tbeündluneni  md  einer  bedeutenden  räumlichen  Entfemong  der^ 
selben  von  einander  gcradezn  nnmöglich.  Diese  beiden  Thatsachen  sind  nnn 
die  Yeranlassnng,  dass  in  einer  unzähligen  Menge  von  Fällen  des  täglicben 
bOrgerlicben  Lebens  Vertretungen  von  Rechten  und  Interessen  durch  Andere 
als  die  Eigenthnnier  selbst,  und  namentlich  durch  eine  kleinere  Anzahl  an 
der  Stelle  zahlreicher  Betheiligter  vorkommen.  Jeder  Vormund  oder  Ver- 
walter, und  jeder  Ansschuss  von  Gläubigem  oder  Actionären  ist  ein  Beweis 
von  der  rechtlichen  Thunlichkeit  und  von  der  thatsächlichen  Nothwendigkeit 
einer  Stellvertretung.  Kein  Civilmht  kann  es  unterlassen,  das  Bestehen  von 
Curatoi-cn,  Mandataren  u.  s.  w.  anzwerkenuen  und  die  Bevbtsve^bftltnisse 
ders<.'ll)t'u  zu  bestiinincn. 

Kann  nun  aber  auch  bei  ö  ffent  Ii  chen  Rechten  undinteressen,  welche 
im  Besitze  Vieler  sind,  eine  gleit  he  Vorkehrung  statttindcnV  Die  beiden 
Thatsachen  häufiger  persönlicher  Unfähigkeit  zur  eigenen  Handhabung  und 
grosser  Beschwerlichkeit  genieiujchafllichcr  Gellendiuacbuug  von  Seiten  Vieler 
sind  natürlich  auch  hier  vorhauden;  daraus  folgt  denn  aber,  wenn  die 
Rechte  nicht  verloren  gehen  oder  mindestens  nutzlos  sein  sollen,  da?  Bedflrfniss 
einer  Abhülfe.  Kann  nun  auch  nicht  behauptet  werden,  dass  eine  Stell- 
vertretung der  persönlich  Imfühigen  oder  allzu  Zahlreiehen  das  einzige 
denkbare  Mittel  zur  Rechtsvvahrung  sei,  so  ist  sie  doch  unläugbar  ein  an 
sich  brauchbares  Auskunft>mittel.  Die  Frage  ist  nur,  ob  in  dem  Wesen 
der  öflfentlichen  Rechte  des  Bürgers,  also  in  einem  Ansprüche  auf  irgend 
einen  siaatlicbeii  P.influss,  eine  Zurückweisung  oder  wenigstens  eine  Ab- 
mahnung vor  einer  Vertretung  begründet  ist?  Hier  liegt  denn  aber  keine 
Ursache  zu  einer  Bejahung  vor.  —  Vom  rechtlichen  Standpnncte  aus 
bat  die  Sache  bei  allgemeinen,  d.  h.  einer  grosseren  Anzahl  von  Personen 
rastehenden,  Befugnissen  nicht  den  mindesten  Anstand.  Bei  einer  so  weit 
ansgedebuten  Theiluahme,  wie  sie  bei  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Kechten 
oder  aocb  selbst  bei  den  Befugnissen  einzelner  Klassen  stattfindet,  kann 
len  gaos  persönlichen  Eigenschaften  als  Bedingungen  der  Ausübung  nicht  die 
Bede  sein  ;  solche  Eigenschaften  aber,  ivelche  bei  den  vielen  ursprünglich  Be- 
reehtiglen  etwa  voilMUiden  «da  nttSMn,  laesen  lich  anch  bei  Vertretern  tindeu. 
Dias  ein  rein  pers^talichea  Mrüegiam  nicht  durch  einen  Andern  mag  aus- 
geübt werden,  eben  weil  es  nur  dieser  Person  gegeben  ist,  ist  richtig ;  allein 
die  Befdiigang  zur  Vertretung  eines  Rechtes,  weldws  dem  Ueberuehmenden 
aoeh  schon  selbst  sosteht,  ist  niefat  ta  beanstanden.  Anch  wird  die  Stellung 
des  Yerpflichteten,  also  des  Staatsoberhauptes  in* der  Monarchie  und  des 
ebnelMn  Unkerthaaen  in  der  Demokntie,  jeehtUoh  in  keliier  Weise  ver- 


Digitized  by  Google 


in  dcp  SCutOBfwdt. 


7 


Ändert  und  verschlimmert,  wenn  die  Einhaltnng  seiner  Leistung  nicht  von  • 
dem  unmittelbar  Berechtigten  selh-t.  sondern  von  einrin  Bevollmächtigten, 
und  nicht  von  allen  Berechtigten  einzeln,  sondern  je  von  wenigen  Stellver- 
tretern  verlangt  wird,  beziehungsweise  die  Vornalmie  gemeinschaftlicher 
Handlungen  durch  letztere  erfolpt.    Der  Verpflichtete  kann  nur  verlangen, 
dass  er  nicht  Aber  das  feststehende  Maass  seiner  Verpilicbtung  hinaus  in 
Aaspruch  genommen,  imd  da*-?  er  durch  die  Leistung  an  die  dieselbe  in 
Empfang  nehm.eiuic  Person  wirl  lich  liberirt  werde:  nun  aber  kann,  selbst- 
redend, ein  Vertreter  nicht  weiter  verlangen  als  sein  Gewaltgebcr  oder 
Mündel,  und  ist  eine  Leistung  an  einen  gesetzlich  bestellten  Vertreter  voll- 
kommen genügend  zur  Erfüllung  der  Verptiichtung.    Was  aber  die  Ein- 
wendung betrifft,  dass  ein  StellveHreter  nur  Eine  Stimme  abgeben  und  nur 
in  Einer  Richtung  handeln  könne,  während  doch  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
die  verschiedensten  Meinungen  und  Absichten  bei  den  Vielen  von  ihm  ver- 
tretenen bestehen ,  und  dass  somit  eine  gültige  Geschäftsführung  des  Einen 
für  die  Vielen  nicht  stattfinden  könne:    so  ist  diess  aus  zwei  Gründen 
unstichhaltig.    Einmal  kann  gar  wohl  die  Gesammtheit  der  Vertretenen  zu 
Gunsten  des  gemeinschaftlichen  Geschafthfiilin  rs  verzichten  auf  jeden  eigenen 
Willen  und  sich  zum  Voraus  unbedingt  einv«  rstnnden  erkliSren  mit  dessen 
Handlungen:  ein  I-'ull .  welcher  bekanntlich  im  rrivatlelien  sehr  liiinfig  vor- 
kommt, aber  auch  in  Beziehung  auf  öflfeutliche  Verhältnisse  ohne  allen  Anstand 
eintreten  mag.    Sodann  und  hauptsächlich  aber  handelt  es  sich  bei  dem  Ge- 
danken, die  staatsrechtlichen  Befugnisse  der  einzelnen  Bürger  durch  verhält- 
nissmässig  Wenige  wahren  und  tlben  za  lassen,  nicht  davon,  jeder  subjectiven 
Ansicht  Geltung  zu  verschaffen,  (was  ja  gar  nicht  möglich  ist,  selbst  wenn 
die  Einzelnen  selbst  zusammentreten  zu  einer  VerscniiBlang ,)  sondern  viel- 
mehr von  der  HersteUnng  des  objecüven  BeohUMi  tilenm  isl  4m  aber 
ein  richtig  gewftUter  Vertreter  ganz  befiüugt,  und  mit  derErreiehiiog  diiaiei 
,  Zwadne  die  FMdenmg  dM  Bet^itat  befriedigt  >).  — ;  Es  gehörte  J.  J.  Boufem's 
fMwr  vericehrterSdiarftiia  dun,  nm  eine  sittliche  UnmOgUclikeit  in  der 
^ertretang  itutlieher  Bedite  ni  ^den.  Die  Uebertragang  einer  Haddlong 
^  an  einen  jbideren.  kann  docb  nnr  in  den  zwei  Fällen  insittlich  sein,  wenn 
ans  einem  an  nnd  fll|r  aieli'wrwerfiiolien  Beweggnmde  geschieht,  oder  wenn 
•  lonuisiiGhtlicli  ein  nfltalldier  Zweck  dadordt  ?erhindert  oder  gefiihrdet  iai 
vJNdea  findet  aber  hier  nicht  statt  Die  QrOnde  der  üebertngnng  offent-. 
^Mer  Becbte  an  Yertieter  dnd  keinesweg«^  nothvendig  Feiglidt.  .nni 

i)  Mit  Recht  hebt  Spria'di  Critpan,  Phllosophi.  du  rlrnit  public.  Brüx.,  issi,  Bd.  Dt, 
8.  136 ig.  dieflen  Punkt  hervor.  Nor  ilt  M  nicht  genau,  wenn  er  annimmt,  die  Aeditfiartlgaas 
«teer  Vertretung  Vieler  liege  in  deMea  OcHn^machmr  di«  «UffeaielB«!!  Int«r«ii«i. 
Xiflbt  von  Interesse  handelt  e«  sich,  sondern  von  dem  Recbtszuatande ,  welcher  di  n  Vertretern 
BMtfllit  nod  Uber  den  taiimaa  ale'niebts  verlaageo  ktanea,  mit  deeseo  QeftteUoDg  ihre  BeftvnlMC 
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Bequemlichkeit,  wie  Rousseau  annimmt,  und  der  Erfolg  ist  nichts  weniger,  als 
Verrath  am  Yaterlande ;  vielmehr  ist  die  lU  stelluiig  von  Vertretern  in  den 
meisten  Fällen  eine  Notlnvendigkeit,  wenn  niiht  das  Recht  selbst  nutzlos 
bleiben  soll,  und  leisten  die  Vertreter  erfahrungsgemiiss  grosse  Dienste. 
Ja,  noch  mehr.  Wenn  auch  etwa  in  einzelnen  Fällen  die  Handhabung  der 
öffeutlicheu  Rechte  durch  die  Gesanimtheit  der  Befugten  uKigiich  wäre,  würde 
es  sich  immer  fragen,  ob  nicht  diese  Beschäftigung  mit  der  Erreichung 
wesentlicher  Leheii-^zwecke  unvereinbar,  z.  13.  allzu  zeitraubend,  sei,  und 
müssle  im  Falle  einer  Bejahung  dieser  Frage  die  eigene  Wartung  der  Rechte 
sogar  als  unvernünftig,  folglich  unsittlich  bezeichnet  werden.  —  Was  endlich 
die  Zweckmässigkeit  einer  Vertretung  betrifft,  so  hängt  freilich  von 
der  Eini'ichtung  im  Einzelnen  zu  viel  ab,  als  das»  ein  durchaus  maassgeben- 
des  Urtbeil  gefiUIt  werden  könnte.  Allein  so  viel  ist  jeden  Falles  gewiss, 
dass,  wenn  nur  eine  Wahl  zwischen  gftnzlicher  Unmöglicl^eit  einer  eigenen 
and  anmittelbaren  Handhabung  von  Rechten  nnd  der  Uebertragang  derselben 
an  einzelne  Stellvertreter  besteht,  nicht  der  mindeste  Zweifel  ftber  die  Zweck- 
Bissigkeit  der  letzteren  ÜMssregel  obwalten  kran.  Eine  soldie  Unmög^ 
liebkeit  liegt  aber,  wie  bereits  mebrfach  angedentet  worden  ist,  gar 
nidit  seltea  tor.  Die  Aufgabe  kami  also  nieht  sein,  die  etwaigen  Nsdttlifile 
einer  Uebertragung  im  Gegensatie  gegen  eigeae  Bedttsttbnn^  in,  abstracto 
ztt^  erOrtem,  sondern  vielmefar  nur,  soicbe  Ifittel  Im  Einzeben  anfaifinden;  ■ 
wekbe  Yorthelle  an  yersicbem,  Hissstiiide  aber  abznwenden  geeignet  smd. 
^  Dabei  ist  dann  wohl  zn  bemerken,  .dass  die  Art  des.Bechtes  nnd  InteKsses 
keinen  Unterscbied  in  der  Bftthlichkeit  einer  Yertretong  macbt  Mögen 
die  in  Frage  stehenden  Beftignisse  and  Ansprüche  nmnittelbar  oder  mir 
ipittelbar  anf  die  Üntsdwidnng  einer  staatlichen  Angelegenhdt  efanriiken; 
mOgen  sie  in  der  Theilnahme  an.  einer  Handlung,  in  einer  Uebemachang 
derselben  oder  gar.  in  eiaem  selbststlndigen  Aaftreten  bestehen;  ist  tob 
einem  Beschlasse  oder  ma  voo^  einem, Bathe  mi  einer  Bitte  die  Bede; 
habe  endlich  das  gesammte  Volk  ein  soldiea  Bedit  oder  mir  dieser  oder 
jener  Theil  desselben:  inunerhin  ist  eine  Stellvertretang  an  aich  mfigUoh. 

Somit  ist  die  Anwendung  des  Gedankens  tiner  Tertrdnng  anch  aaf 
OffontUche  Rechte  im  Allgemeinen  verthdcBgbar,  ond  es  kann  sich  nun  toh 
tiner  näheren  £r<htenmg  handeln... 

'  Hiem  ist  abdr  vor  Allem  nOthig,  den  Begriff  der  Beprftaen- 
tatioa  genan  festzosteUeD. 

Die  verschiedenen  concrelen  Anwendmigen  def  Yerti^etaag  haben  nicfat 
Stilen  allzuenge,  einzelne  anrichtige  Theorieen  sogar  ft^sche  Bestimmungen 
heribelgefthrt.  Wird  denn  aber  der  Gedanke  in  seiner  ganzen  Anwend- 
barkeit nnd  ohne  Torgefiuste  Absicht  insAnge  gefiust,  so  ergibt  sich,  dasa 
die  Repräsentation  oder  Yertretong  im  staatlichen  Sinne  diigenige  Einriehtuig 
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ist,  vermöge  welcher  der  einem  Tbeile  oder  der  Gesammtheit  der  Uotertbanen 
zostehende  Einilass  auf  Staatsgeschäfte  durch  eine  kleinere  Anzahl  aas  der 
24itte  der  Betheiligten,  in  ihrem  Namen  und  verpflichtend  für  sie  besoj-gt  wird. 
Nachstehende  Bemerkungen  rechtfertigen  die  einzelnen  Merkmale: 
Absichtlich  ist  der  Ausdruck  Einfluss  auf  Staatsgeschäfte  gebraacht, 
und  nicht  etwa  <Antheil>  an  solchen,  oder  dergleichen.  Allerdings  ist  es 
denkbar,  das»  den  Unterthanen  nach  den  Bestimmungen  einer  concreten 
Staatsordnung  auch  eine  förmliche  Theilnahme  an  gewissen  Handlangen  der 
Staatsgewalt  zusteht,  so  dass  sie  als  nothwendig  Mithandelnde  erscheinen 
and  dann  auch  ihre  Stellvertreter  eine  gleiche  Stellung  einnehmen.  Allein 
ein  so  weit  gehendes  Recht  ist  keineswegs  unbedingt  unentbehrlich  zur  Er- 
reichung nützlicher  Folgen,  und  es  ist  ein  solches  auch  keineswegs  immer 
thatsächlich  bei  Vertretungen  vorhanden.  Vielmehr  mag  es  je  nach  den 
Verhältnissen  gar  wohl  für  genügend  erachtet  werden,  einen  beabsichtigten 
Schatz  oder  Vortheil  schon  durch  einen  entfernteren  und  weniger  zwingenden 
Einfluss  der  Bürger  zu  erreichen,  z.  B.  durch  Rathschläge,  Vorstellungen 
and  Beschwerden ;  oder  aber  kann  eineControle  nach  geschehener  Handlung 
als  das  richtige  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  einer  Rechtsbestimmung  er- 
scheinen. In  allen  diesen  Füllen  ist  Repräsentation  ebenfalls  möglich,  und 
es  mass  daher  Begriff  und  Wort  entsprechend  weit  genommen  werden. 

Ebenso  sind  mit  Vorbedacht  als  Gegenstand  des  Unterthaneneinflusses 
«Staatsgeschäfte»  im  Allgemeinen  erwähnt,  nicht  aber  bestimmte  einzelne 
Gattungen  derselben  hervorgehoben.  Immerhin  mögen  Erfahrung  und  Nach- 
denken zeigen,  dass  ein  Eiutluss  von  Unterthanen  bei  gewissen  Gattungen 
von  öffentlichen  Angelegenheiten  vorzugsweise  an  der  Stelle  ist,  weil  gerade  i 
bei  ihnen  Recht  oder  Interesse  am  leichtesten  verkannt  und  hintangesetzt 
wird;  so  z.  B.  bei  der  Gesetzgebung,  bei  der  Ausmessung  der  Staatslasten, 
bei  der  Feststellung  der  öffentlichen  Ausgaben:  allein  nichts  hindert,  auch 
noch  andere  Handlungen  und  Au/gaben  der  Staatsgewalt  in  den  Bereich 
des  Einflusses  der  Unterthanen  zu  ziehen  oder  die  ebenerwähnten  tuiberück- 
sichtigt  zu  lassen,  und  es  sind  in  der  That  in  manchen  Staaten  noch 
Tiele  weitere  Gregenstände  aufgenommen  worden,  während  eine  bestimmte 
Einwirkung  gerade  auf  die  eine  oder  die  andere  der  oben  genannten  Vor- 
kommnisse für  überflüssig  oder  unzulässig  erachtet  wurde.  —  Namentlich 
ist  es  wesentlich  verfehlt,  wenn  der  ganze  Zweck  der  Repräsentation 
aaf  eine  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  gestellt  und  zu  dem  Ende 
behauptet  wird,  dass  ein  freier  Mann  nur  solchen  Gesetzen  gehorchen 
könne,  welchen  er  unmittelbar  oder  mittelbar  zugestimmt  habe.  Abgesehen 
von  diesem  letzten  durchaus  willkürlichen  Satze  ist  kein  Grund  einzusehen, 
warum  das  Volk  gerade  bei  der  Gesetzgebung  einen  Einfluss  ausüben  und 
also  auch  seiner  Repräsentation  ein  solcher  zustehen  müsse.   Es  lässt  sich 
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gar  Vöhl  denken,  dass  durch  eine  andere  Emrichtting  für  die  Umsichtigkeit 
und  Gerechtigkeit  der  Gesetze  gesorgt  ist,  oder  dass  ein,  gleichgdltig  jetifc 
oi  gerechtfinügtes  oder  nngcrcditfortigtes,  Yertranen  in  das  Staatsoberhaupt 
oder  einen  sonstigen  Gesetzgebor  jede  weitere  üeberwachung  als  ttberflttssig 
erscheiDea  lässt,  dennoch  aber  ein  Einflnss  von  Unterthanen  in  anderen 
Beziehungen  besteht  nnd  himn  eine  Kcpräsentation  vorhanden  ist.  Man 
erinnere  sich  nnr  an  so  manche  mittelalterliche  Ständeversammlnngen,  weldien 
namentlich  bei  gewöhnlichen  Gesetzen  keinerlei  Theilnahme  zustand.  Eine 
Gleichstellung  der  Repräf^entation  mit  poset/gebender  Gewalt  ist  also  einer 
Seits  ungerechtfertigte  Beschr&nknng  des  Begriffs,  anderer  Seits  onbevieseae 
Voraussetzung. 

Wenn  ferner  oben  angenommen  ist ,  dass  der  von  der  Repräsentation 
vertretene  Einfluss  der  -«Gcsammtheit  oder  einem  Theile>  der  Staatsbflrger 
zustehen  könne,  so  ist  eine  solche  mögliche  Beschränkung  gerechtfertigt 
sowohl  durch  Theorie  als  durch  die  ausgedehnteste  Erfahrung.  Schon  in 
Beziehung  auf  Rechte  ist  es  keineswegs  undenkbar,  dass  nur  ein  Theil  des 
Volkes  bei  einer  üeberwachung  oder  sonstigen  Schutzmaassregel  betheiligt 
ist.  So  z.  B.,  wo  eine  -\btheilung  in  Stünde  besteht,  oder  wo  es  sich  von 
den  Rechten  bestimmter  Bositzklassen  handelt ,  wo  den  Eiu\sohnern  eines 
Theiles  des  Staatsccbictcs  besondere  Vorzüge  zugesichert  sind  u.  s.  w.  Und 
noch  augensclicinlichcr  liegt  es  vor  in  Beziehung  auf  Interessen,  welche 
natürlich  und  überall  nach  den  vi  i -eliiedenen  Kla^-^en  der  Gesellschaft,  nach 
örtlichkeiten,  selbst  nach  Abstanminng,  sehr  von  einander  abweichen,  und 
wo  sogar  regelmässig  von  einer  gleicbmässigen  Erstreckung  über  die  gaiue 
Bevölkerung  nicht  die  Rede  ist.  In  allen  diesen  Fällen  kann  aber  eine 
Repräsentation  der  Betheiligten  bei  einschlagenden  Staatsgeschäften  gar  wohl 
bestehen;  ja  es  ist  sogar  eine,  weiter  unten  ausführlich  zu  besprechende, 
Anschauung,  dass  jede  Volksvertretung  am  zweckmässigsten  aus  den  Reprä- 
sentanten der  verschiedenen  gesellschaftlichen  Kreise  zusammengesetzt  werde, 
und  dann  auch  in  der  Regel  nur  in  diesen  einzelnen  Bestandtheilen 
auftrete.  Es  darf  also  schon  begrifflich  die  Repräseutation  nicht  blos  als 
eine  Stellvertretung  der  Gesammtheit  aufgefasst  werden.  Und  noch  weniger 
ist  es  möglich,  wenn  die  Erfahrung  berücksichtigt  wird.  Die  Vertretung 
des  gesanunten  Volkes  ist  eine  verhältuissmässig  ganz  neue  Einrichtung, 
wenigste  in  den  meisten  Staaten.  Jahrhunderte  lang  sind  in  der  Regel 
nnr  einnine  Stünde  vertreten  gewesen,  welche  Macht  genug  besassen,  ihren 
Badrttti  nnd  Interessen  eine  solch«  BerSeksichtigung  zu  verschaffen.  Wie 
man  mm  anch  einen  solchen  Zustand  ans  drm  Oeskhtspuncte  des  Rechtes 
and  der  ZweckmJtowgkeit  betrachten  mag,  inunerhia  ist  die  Thatsaohe  einer 
sdicben  besohrftnkten  Vertretung  nicht  in  Alirede  m  liehen,  und  sie  darf 
also  anch  bei  der  Feetstellnng  des  BegrÜBS  Biebt  ttbersehep  werden. 
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Biolit  immittdtMr  eiiUesditend  mag  cUeBestimmonf  Min,  dtn  die  Ver- 
treter aw  der  Hüte  der  «Betheilfgten»  herronogilieii  bibeo;  «i  Unt  eiehje- 
doA,  HO  nidit  die  inbediBgCeNotlrtieiMBgiwit,  >o  dodi  die  frone  BMUieUBeit 
gMÜgend  BadmeiMii.  —  Diii  die  nr  Yertretang  beetiamte  UeinareAnaU 
nsderZahlierSUateaiigehOrigeii  nnehttoiiel,  verstellt aieh von eelbit, 
da  dem  Staate  gar  aidit  Yerinmdene  andi  nicht  organiicli  alt  der  Beaor- 
gng  nm  StaatMBgeilegenheiten  beliaat  aein  können;  aHein  immntiu  irlre 
et  denhftar,  dua'dle  YertiMer  eines  Bedites  oder  einea  bteiesees  nidit 
perslialleli  bei  dem  len  ihnen  wa  besorgenden Oesehlfte  betMigt  Hftreii; 
▼ciDte  imd  konnte  man  sieh  dabei  aneh  nicht  anf  die  Bestfannwngen  dsi 
bOrgerüo]ien> Sachtes  bemfen/nadi  ivdohen  Mandatare  bei  der  von  ihna 
n  vertretenden  Saehe  keineswegs  selbst  betheiUgt  in  sehi  braachen;  and 
hielte  man  vielmehr  den  Oesichtsponct  fest,  dassBeprisentaaten  in  staatlleher 
Angelegenheit  ihren  Aaftrag  dorch  das  Geseti^  «ennsehai  antar  vemillehi- 
der  mtwirktang  von  Privatpersonen,  erhalten:  so  wftre  doch  mhl  aach  hier 
kein  zwingender  rechtlicher  Grand  einer  persOnlidicpYerbinAmg  iafcaOaden. 
Aach  ferne  Stehenden  konnte  an  nnd  Ar  ddi  eine  Zuständigkeit  zur  Yor- 
aahaM  eines  Geschäftes  mit  der  Folge  einer  Verpflichtimg  beziehungsweise 
einer  Bereditigiing  ttbertragen  sein.  Dennoch  sind  nachstehende  Veran- 
la^^snngen  zur  Anfetellong  der  Forderung  einer  persönlichen  Betheiligung 
der  Repräsentanten  vorhanden.  Bei  den  in  Frage  stehenden  öffentlichen 
Handlungen  bedarf  es  vor  Allem  einer  genauen  Kenntniss  der  Verhältnisse 
und  WtLnsche so  wie  eines  «aufrichtigen  und  nachhaltigen  Eiiers  fOr  das 
Beste  der  BetheiUgten.  Das  eine  and  das  andere  knnn  nun  vemtmftigerweise 
bei  Solchen  voratisgesetzt  werden,  deren  eigene  Angelege  nheit  geordnet  werden 
solL,  namentlich  wenn  nicht  säinmtliche  zufällig  Betheiügte  oder  die  nftchsten 
Besten  ans  denselben  zu  der  schützenden  Thätigkeit  aufgefordert  werdso, 
sondern  ausgewählte  Männer.  Bei  Fremden  dagegen  ist  gleiche  Befähigang, 
wenn  auch  nicht  undenkbar,  so  doch  psychologisch  weniger  wahrschein- 
lich. Und  da  CS  den  zur  Vertretung  Bemfenen  in  keinem  Falle  verwehrt 
ist,  sich  des  Ruthes  Solcher  zu  bedienen,  in  deren  Kenntniss  und  Eifer  tie 
Vertrauen  haben,  obgleich  dieselben  der  Sache  persönlich  fremd  sind,  so 
ist  es  einfache  Forderung  der  Klugheit,  die  Vertreter  nur  aus  der  Mitte 
der  Bethciligten  selbst  zu  nehmen.  Sind  also  nur  bestimmte  Klassen 
zu  einer  Repräsentation  berechtigt,  so  muss  diese  lediglich  aqs* Genossen 
bestehen;  bei  einer  Vertretung  des  gesammten  Volkes  dagegen  genftgt 
es  im  Allgemeinen  Staatsbflrger  zu  sein,  und  dilrlin  namentlich  die  Wahl- 
bezirke nicht  an  IJowoiiner  der  Örtlichkeit  gebnndcii  sein ,  da  diese  Ein- 
theilungen  des  (iebietes  nur  zur  Erleichterung  und  gleichmässigen  \er- 
theilung  der  Ei  nennuiiu'pu.  nicht  aber  /nr  Hervorbringung  einer  Mosaik  von 
örtlichen  Interessen  und  Berühmtheiten  bestimmt  suid. 


X2  Der  Gedauke  der  Repräseutation 

Sehr  absichtlich  ist  es  geschehen,  wenn  in  der  Bogriffsl)cstimii]iuig  die 
BeMiduning  der  Krprüscntantcn  nicht  aasdracklich  als  eine  «^Wahl»  ange- 
geben, somit  für  die  Art  ihrer  Hervorhebung  aus  der  Menge  der  Betheiligtai 
völlig  freier  Spielraum  gelassen  ward.    In  dorn  Begriffe  einer  Repräsentatioi 
liegen  zwingende  Bestimmungen  über  die  Bezeichnung  ihrer  einzebien  Mit^ 
glieder  keineswegs;  viehmehr  geben  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Qattiing 
von  Vertretung  das  Nähere  an  die  Hand.  Die  natürliche  Vertretmkg  Ter- 
sühiedener  Kreise  der  Bevölkerung  kann  eine  selir  verschiedene  sein.  Auch 
it<it  eine  Wahl  durchaus  keine  nothwendige  Bedingung  der  Brauchbarkeit 
jind  Berechtigung,  sondern  nur  überhaupt  eines  der  anwendbaren  MitteL 
Es  giebt  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Möglichkeiten  Vertreter  zu  be» 
zeichnen,  und  mehi'eren  derselben  stehen  sogar  Vorzüge  zur  Sdte,  welche 
denen  einer  Ernennung  durch  Wahl  ganz  ebenbürtig  sind.   Wenn  z.  B,  eine 
zu  einer  Repräsentation  berechtigte  Genossenschaft  oder  Korporation  schon 
durch  ihre  gewuhnlichc  Einrirhliing  taugliche  Organe  hat,  so  ist  kein  Grund 
einzusehen ,  warum  dieselben  nicht  auch  den  der  Genossenschaft  zustehenden 
EinflusB  auf  Staatsgeschäfte  sollten  ausühen  können.    Femer  ist  es  gar 
wohl  möglich,  dass  die  Inhaber  bestimmter  Aemter  mit  Angelegenheiten, 
welchen  eine  Vertretung  gegeben  sein  soll,  hinreichend  vertraut  und  zu 
gleicher  Zeit  nach  ihrer  ganzen  Stellung  unbefangen  und  unabhängig  genug 
pind,  um  als  die  natürlichen  oder  wenigstens  als  sehr  brauchbare  Vertreter 
zu  erscheinen.     Sogar  eine  Ernennung  durch  das  Staatsoberhaupt  kann 
möglicherweise  Kepräsentanten  schaffen .  wel^e  nach  geistigen  und  sitt- 
lichen Eigenschaften  als  befftbigt  erkannt  werden  müssen,  (obgleich  aller- 
dings im  Ganzen  und  als  Regel  diese  Art  von  Bezeiehnung  nicht  zu  empfehlen 
ist,  da  die  von  der  Regierung  Ernannten  leiclit  der  Unbefangenheit  und 
Unabhängigkeit   ermangeln  werden. )    Endbch  halten  sich  wohl  bei  einer 
erblichen  Berechtigung  zur  Vertretung  die  Gründe  für  und  wider  so  ziemlich 
die  Wage,  indem  einer  Seits  die  Möglichkeit  einer  geringeren  Befähigung 
und  Theilnahme,  anderer  Seits  die  Unabhängigkeit  von  jeder  Art  von  Com- 
mittenten  und  von  augenlilicklich  stnimender  Meinung  in  Betrachtung  kommt. 
Mit  Einem  Worte,  nichts  ist  unrichtiger,  als  Repräsentation  und  Wahl 
als  un/ert rennlich  verbundene  Einrichtungen,  die  letztere  als  den  einzigen 
erlaubten  Weg  zu  jener  anzunehmen.  —  Allein  selbst  uonn-  die  Wahl  das 
beliebte,  und  unter  gegebenen  Umstäud(*n  vielleicht  nothwendige,  Mittel  ist, 
80  erfordert  noch  die  sehr  häufig  verbreitete  Ansicht,  dass  jeder  bei  den 
zu  vertretenden  Rechten  oder  Interessen  irgendwie  Betheiligte  auch  noth- 
wendigerweise  einen  Antheil  an  der  Bezeichnung  der  Repräsentanten  zu 
nehmen  habe,  mit  anderen  Worten,  dass  ein  allgemeines  Wahlrecht  schon 
der  Natur  der  Sache  nach  gefordert  werden  könne,  eine  entschiedene  Be- 
richtigong.  Die  Aufgabe  einer  Repräsentation  ist,  wie  bemerkt,  Ausabong 
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TOD  Einfliiss  aal  bestunmte  StantsgoschAfte  'Star  Wahrung  gewisser  Rechte 
oder  lotereosen.    Jeder  hei  diesen  Richten  und  Interessen  Betheiligte  soll 
allerdings,  ond  wird  auch  wohl  thatsäcblich,  ans  der  Vertretung  fOr  sich 
und  fttr  seiBe  besonderen  Verhaltnisse  einen  Vortheil  zi»  In  n.   Allein  mit 
diesem  Ansprüche  hängt  Theilfiabme  an  der  Bezeichnung  der  Repräsentanten 
logisch  durchaus  nicht  zusammen;  sondern  es  muss  vielmehr  verständigor- 
weise  das  Hauptgewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  die  zu  Mitgliedern  der 
Repräsentation  Bestimmten  vollkommen  tauglich  seien  zur  Besorgung  der 
ihnen  übertragenen  Gescliafte.  Werden  sie  durch  Wahl  bezeicluiet ,  so  hängt 
die  Erreichung  dieser  Forderung  zunächst  von  der  Einsicht  und  dem  reinen 
Willen  der  Wähler  ab;  dass  aber  diese  Eigenschaften  gerade  bei  Allen 
vorhanden  seien,  welche  bei  den  zu  vertretenden  Rechten  betlieiligt  sind  und 
welche  somit  Nutzen  ziehen  sollen  von  der  Wirksamkeit  der  Repräsentation, 
ist  nicht  nur  nicht  vorauszusetzen,  sondern  im  Gegentheile  unwahrscheinlich. 
Da  nun  aber  eine  Beimischung  schlechter  Wähler  offenbar  eine  (Jefahr  für  da*^ 
Ergebniss  der  Wahl  ist,  so  fragt  es  sich  bei  jeder  einzelnen  liattung  von 
Wahlen ,    wie  weit   unter   den   Betheiligteu    bei   den  zu  vertheidigenden 
Rechteu  die  wahrscheinliche  Tauglichkeit  zum  Waliln-  vrrlireitet  ist.  Eine 
allgemeine  Wahrscheinlichkeit   kann  bei  kleineren  \\  .ihlkorpt^rationen  vor- 
handen sein ,  namentlich  wmn  das  Vorhandensein  ^n  wisser  Eigenschaften 
schon  Bedingung  der  Aufnahme  in  die  Genossenschaft  ist ;  niui  dann  ist 
allerdings  auch    ein  allgemeines  Waldrecht  gerechte  Forderung.  Allein 
eine  solche  .\nnahine  ist  unverständig  bei  der  Gesammtheit  aller  Bürger, 
und   es   muss  daher  einem  .\nspniche  auf  ein  unbeschränkt  allgemeines 
Wahlrecht   entschieden    entgegengetreten    werden.     Die    grosse  Aufgabe 
der  Staatskunst  ist  hier,  tbe  wahrscheinlich  Tauglichen,  diese  dann  aber 
freilich  auch  sämmtüch,  aufzufinden,    Nur  in  der  repräsentativen  Demo- 
kratie verhält  sich  die  Sache  anders.    In  dieser  Staatsfonn  hat  die  Re- 
präsentation /u  regieren  an  der  Stelle  des  zum  Zusammentritte  iu  Einer 
Vtrsammlung  allzu  zahlreichen  oder  aus  andern  Gründen  nicht  befähigten 
oder  willigen  Volkes.  Iiier  soll  also  das  einzelne  MitgUcd  der  Repräsentation 
nicht  blos  aul  gerechte  uud  gedeiliche  Zustände  gewisser  Verh&ltnisse  hin- 
wirken, sondern  es  hat  in  der  That  an  der  Stelle  einer  gewissen  Anzahl 
seiner  zum  Mitregieren  an  sich  vollständig  berechtigten  MitbOcger  deren  Beeht 
anszaUben;  und  dass  hier  dann  auch  Jeder  an  der  Wahl  des  fikr  ihn  Handeln- 
den  Antheil  nimmt,  ist  nicht  mehr  als  recht  und  billig.  Ob  die  Folgen  eines 
wklien  allgemeinen  demokratisoben  Wahlrechtes  gflnstig  sein  w^den,  steht 
freilicb  dabin;  allein  diess  ist»  wenn  eininal  dl»  YolkihemelBll  htMil  und 
•0  IrafB  lie  bMtilMD  Mdl,  keine  der  ÜKQrtenmg  oime  Fnco*  Mit  der 
Aiaahne  dir  aMgwneiBwi  Begiemncpbflveebtigung  dnd  |mdi  dia  Folgen 
gegeben. 


l4      ,  i>er  Ged&ukc  der  Repräsentation 

Dass  die  Hiindlungen  einer  Repräsentation  »verpflichtend«  für  die  Ge- 
sammtheit  der  Vt  rtrotonon  sind,  versteht  sich  von  selbst.  Hätte  doch  sonst 
die  ganze  Einrichtung  keinen  Sinn  und  Nutzen,  Nicht  diess  also  ist  noch 
näher  zu  besprechen.  Wohl  aber  ist  es  eine  wichtige,  sich  daran  knüpfende 
Frage,  ob  die  Repräsentirten  die  Befugniss  haben  sollen,  auf  die  Hand- 
lungsweise der  Repräsentation  einen  unniittolharcn ,  mehr  o<ler  weniger 
zwingenden  Kintluss  auszuüben?  Auch  hier  entscheidet  nicht  sowohl  das 
Recht,  als  die  Zwtckinii^sigkeit,  da  in  dem  Begriffe  der  Repräsentatiün  an 
sich  eine  Bestimmung  nicht  liefet.  Die  Gründe  für  die  Zulassung  einer  F.in- 
wirknng  beniheii  auf  der  ^Möglichkeit .  dass  die  Repräsentanten  entweder 
ihre  Ptlu  lit  niit  Bcwnsstsein  vei  suuiiien ,  oder  aber  das->  es  ihnen  an  richtiger 
Kenntni-^  der  Sachlage  und  der  Wunsche  der  /u  Vertretenden  fehlen  konnte. 
Gegen  eine  zwingende  Einwirkung  wird  dagegen,  und  wohl  mit  grösserem 
Rechte,  geltend  gemacht,  dass  bei  bindenden  Vorschriften  Ober  Handeln 
ond  Unterlassen  sowohl  die  Berathungeu  unter  den  Mitgüedern  der  Reprä- 
sentation selbst,  als  die  ihnen  von  der  Regierung  gegebenen  Erläuterungen 
and  etwaigen  Widerlegungen  ganz  zweck-  und  wirkungslos  wären;  dass 
möghcherwcise  Solche,  welche  unvollkoniuicn  und  selbst  fülsclüich  von  der 
wirklichen  Lage  der  Dinge  untcrnchtet  seien,  die  Handlungsweise  zu  bestimmen 
hätten;  da^s  das  Urtheil  vor  der  Kroiteiung  gefällt  würde;  dass  endlich 
bei  wesentlich  unter  sich  abweichenden  Aufträgen  an  verschiedene  Abtheilungeu 
der  Repräsentirten  entweder  Besdüüsse  gar  nicht  gefasst  werden  könnten, 
oder  doch  schliesslich  gegen  das  Verlangen  der  Repräsentirten  gehandelt 
werden  müsste.  Das  Gewicht  der  letzteren  Grtlnde  ist  allgemein  als  so 
bedeutend,  erkannt  wordeu,  dass  sämmtlichcu  neaereu  Ver&ssangen  das 
Verbot  einverleibt  ist,  den  Mitgliedern  der  repräsentativen  Körperschaften 
bindende  Aufträge  zu  geben,  sie  vielmebr  pach  eigenem  besCea  Wissen 
vnd  Gewissen  und  nach  Befund  der  Umstände  fAäi  m  benehnai  hihen 
toUen..—  Wem  dem  aber  eo  ist,  so  folgt  allerdings  Ziraierlei  weiter  daraoa 
Eitler  Seits,  daas  das  YeriiM  efaer  iwiogeiideii  Eimiiitoiiig  andi  nleiil  aqf 
ntttelbare  Weise  amgangea  werden  darf»  elso  s.  B.  dorch  MistaiUBa-. 
adressea,  Anflbrderaag  die  Stdle  niedencolegen ,  n.  dgl.,  oder  fwi  Seiten 
der  Beinräsentanten'  dottli  Iwidende  YerspredieB  vor  der  Wahl  oder  nm 
Behafe  derselben.  Anderer  Sdts,  dass  bei  eftnmtllf.hen  ans  Wahlen  berfor- 
gegangenen  Be^rlsdntatlonen  Neuwahlen  in  nicht  allm  groiaen  Zwischen» 
riamen  Torgeaemnien  werden  mAssen  ,  -damit  ein  entschiedener  Wider^radL 
iwisehen  dw  Anschaiwng  fmd  Handfamgtweise  dar  Vertretenden  und  Ver* 
tretenen  in  billiger  Zeit  und  tot  dem  Eintritte  einer  unheilbaren  Ver- 
atimmang  gegen  die  'game  Staatseinriobtoog  eine  Lösung  finde  daroh  die 
Beeeichnimg  dnes  naoai,  voraassichllieh  mehr  im  Sinne  der  WUder  sieh 
benelinenden  MitoUedee. 
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Soweit  die  nähere  Erörtcnmg  and  RechtfertigoDg  des  anfgestelltea 
Begriffes  der  Reprftgentatioii.  2w«i  Wißitere  Bemerkungen  werden  aber  dan 
Iwwtraggn.,  da»  YeiliittiiiM  ooch  imzireuleatiger  in  das  richtige  Licht  n 

Yorerat  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  das»  der  Gedanke  der  Be- 
pr&sentfltion  nicht  blos  bei  allgemeinen,  das  heisst  sich  auf  den  ganzen 
Staat  beziehenden  Geschäften,  Anwendung  erleiden  kann;  vielmehr  nichts 
leichter  ist,  als  dieselbe  Einrichtung  auch  bei  blos  örtlichen  oder  sonst 
besonderen  Geschiften  zu  benutzen.   Ks  kann  unz^scifelhaft ,  wenn 
eine  einzelne  Provinz  oder  selbst  ein  Bezirk  besondere  Rechte  und  Interessen 
hat,  deren  Vertretung  gegenüber  von  den  betreffenden  örtlichen  Behörden 
durch  eine  Repräsentation  des  betheiligten  Laudstriehes  besorgt  werden. 
Ebenso  ist  bei  der  Verwaltung  der  einzehien  Gemeinde  eine  Repräsentation 
gar  wohl  möghch,  wenn  entweder  die  Einwdinerznhl  allzu  gross  ist,  um 
zu  einer  Versammlung  einberufen  zu  werden ,  oder  wenn  man  ihr  die  Mühe 
and  den  Zeitverlust  allgemeiner  Zusaninientritte  ersparen  will.   Endlich  lässt 
sich  sel'bst  bei  einzelnen  Gattungen  von  Geschäften  eine  Vertretung  der  Be- 
lheil:Kt«  n  gegenüber  von  der  Staatsregierung  denken.    Möglich  waren  /.  B. 
Vertreter  der  Staatsgläubiger  gegenüber  von  der  Staatsschuldenkasse;  es 
köauti  n  bei  einer  Abänderung  der  Grundlast(  lurrlialtnisse  oder  zur  Be- 
seitigung von  Hörigkeit szuständeu  Repräsentanten  der  Berei  htigt«  n  oder  der 
Pflichtigen,  vielleicht  beider,  mit  Nutzen  einberufen  werden ;  unter  Umstünden 
könnten  Ve?-treter  kirchlicher  Genossenschaften  nicht  blos  im  Innern  der 
Vereine  scH'^'.  soudoru  auch  gegenüber  von  der  Regierung  sehr  an  der 
Stelle  sein.  u.  s.  w.    In  allen  diesen  Fällen  würde  der  Zweck,  einen  gesetz- 
hchen  EinÜuss  auf  Staatsgeschäfte  von  Seiten  der  Betheiligten  möglich  zu 
machen,  in  geordneter  und  wirksamer  Weise  erreicht,  und  es  ist  nicht  zu 
sagen,  ob  nicht  eine  bedeutende  Eutwickelung  der  Stoatsverbältnissc  in  dieser 
Richtung  ütgt. 

Zweitens  aber  ist  eine  Vei-warnung  nothweiidig  vor  einer  Verwechs- 
lung der  Repräsentation  mit  einigen  weniger  oder  mehr  ähidichen  Eiurich- 
tungcu,  welche  aber  doch  eine  verschiedene  Bedeutung  im  Staatsleben  haben. 
I)e!  gleichen  sind  mehrere  nicht  blos  denkbar  sondern  selbst  ansgeiUvtb  — 
Lmmal  gehört  hieher  die  schon  in  mehreren  Staaten  und  zn  «ehr  vofBCih^ 
deiwn  Zeiten  beliebte  Ernennung  von  einzelnen  Beamten,  .neldun  der 
Schutz  von  Volksi«Ghten  gegenüber  ion  RegierungsbehArdm  fibertngen  iit* 
6q  «iao  die  spaitnniidien  Epboren;  die  römischen  Volkstiibimcn,  hestollt 
znm  ScintM  der  FM»  gcfSD  den  pattisiMlWB  8mt;  der  Jute  major 
fun  Aragon,  ivddMr  dcBAnftra«  hatte,  die  kOnigUctoSithe  an  «benradi» 
nd  TedetannseD  der  gwunten-  Landesreohle  an  Terhfttenv  endUch  jefewa, 
Mich  mit  dar  Modifikata  einer  tJfbenraehuug  von  gesetaUcfaer  Frimt- 
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gcTNalt.  die  frühcron  östt'rreichi.s('heu  L  uttTtluni-^advokateii  oder  die  onglischen 
8l<lav(  nproniratoren  in  Westindien.  Hier  ist  denn  überall  keine  Kepräsen- 
tatiun,  sondern  eine  durcli  das  (n'^etz  bestimmte  amtliche  Stellung  und  Auf- 
gabe. Es  .sind  nielit  ( twa  einzelne  Wenig«'  aus  der  Gesammtzalil  der  Be- 
theiligten ausgesi  liiciicn  worden,  weil  die  letzteren  allzu  zahlreich  gewesen 
wären,  um  einen  ilint-n  gt  ltuhrenden  Kintiuss  auf  Staatsgeschäfte  auszuüben; 
sondern  es  war  eine  selbstständige  Einrirhtung,  alh  rdings  bestimmt  zur 
Vertheidigung  von  Rechten,  allein  nicht  durc]i  die  Bethtiiigten,  sondeni 
mittelst  eines  eigenen  Theils  des  Staatsorganismus.  Es  war  eine  Wache, 
bestellt  zur  Brubaditung  und  Besi  hränkung  einer  bestimmten  Gewalt ;  allein 
nicht  gezogen  aus  der  Zahl  der  Bedndjtcn,  ja  sogar  iint  Rechten  versehen, 
welche  diesen  letzteren  selbst  nicht  zustanden.  Solche  Tribunale  sind  so 
wenig  eine  Form  der  Repräsentation,  duss  sie  im  Gegentheile  möglicherweise 
neben  einer  solchen  bestehen  konnten  zur  Ausübung  von  Rechten,  welche 
letiterer  nidit  zostOnden,.  oder  m  deren  Uandhabang  sie  nicht  fittr  tangUch 
enehleV  ivire.  —  Ebenso  wenig  ist  von  Repr&sontation  da  die  Rede^  wo 
ein  Mitregierongsireclit  einzelner  herrorragender  Staatstbeihiehmer  be> 
steht,  so  &  B.  bei  grossen  Baronen,  den  Biaptem  der  Kirche,  den  jetzigeo 
Standesherren.  piese  sind  nicht  Stellvertreter  einer  grossen  Menge,  nm 
einen  dieser  zustehenden  Einflsss  zur  Geltnng'zn  bringen;. sondeni  sie  Qta 
ein  ihnen  selbst  snstehendes  Beoht  ans,  nnd  wflrdoi  es  vielleieht  selbit  ftr 
einen  grossoi  Schimpf  halten,  dieser  Menge  mgerechnet  m  werden  odw  alfe 
beauftragt  mit  deren  ^gclegenheiten  an  gelten,  BiefrlnkiBdienMiRfiBlder, 
die  Parlamente  der  normannischen  BArone,  die  Reichstage  der  sIchsiBehai 
Kaiser  waren  Iceine  reprftsentattrai  Versammlnngen ,  sondern  Znsammen- 
kttnfte  lauter  ans  eigenem  Rechte  'Erscheinender  mdlfitregierender. .  Mög- 
fich  allerdings,  dass  anch  solche  ihre  eigene  Rechte  wahrende  und  ausflbende 
Magnaten  etwas  zum  allgemeinen  Nutzen  Gereichendes  too  der^cglenug 
Terhmgen:  allein  diess  geschieht  ans  richtiger  Einsicht  in  die  Zwecke  dei 
Staates,  ans  Mitleiden,  oder  in  wohlferstandenem  eigenem  Vortheile;  keines- 
wegs in  Stettvertretong  tiHd  Auftrag.  Wenn  aber  Berechtigungen  dies« 
Art,  «ei  es  als  geschichtliche  Beete  sei  es  aps  politischen  Qrttnden  neu 
errichtet,  neben  den  Reprisentatitvir&ssungeD'  mancher  linder  besteheoi 
sogar  mi^'  in  dieselben  hineingestellt  nnd  mit  ihnen  zn  einem  Ganzen 
vertnmden  sind:  so  mag  steh  etwa  das  eigenthnmliche  Wesen  dieser  Selbst- 
berechtigung  nicht  vorzugsweise  heransstellen  und  seihet  lei  unklarer 
AnUhssof  mrischen;-  allein  ftr  eine  scharfe  reeht^e  nnd  politische 
Anttaspng  tdeibi  es  doch  fanmer  in  seinelr  SigeotUtanlichktft  bestdien.  — 
EooDldi  mnss  der  Gadaidm  an  B^p|«seBtatioi  fane  gdia)eai  w^den,  wo 
Bnr  eine  Abtheilnng  Ton  Gesehiften  iwisAsn  tinem  Anssdmsse  und 
iterOesammtheit  der  Berechtigten  stattfindet.  Wenn  z.  E  der  venetianiscIÄ 
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Senat  Bedite  ansflbte,  welche  der  grossen  Venammlung  der  Nobili.  nicht  zu- 
standen, so  geschah  dies  nicht  in  Beauftragung  der  letzteren,  sondern  in 
Folge  einer  durch  das  Gesetz  gegebeneu  Stellung.  Uud  eben  so  ist,  wo  ein 
engerer  and  ein  grosser  Ausschuss  in  der  Gemeinde  besteht  und  jenet  eigene  # 
Rechte  ausübt,  er  nicht  etwa  Repräsentant  sondern  durch  das  Gesetz  selbst- 
ständig bestellt.  Bei  einer  solcbcn  Eiuriclitung  hat  jede  Abtheilung  ihr  be-^ 
sonderes  Recht,  welches  sie  denn  auch  sollist  ausübt.  Die  grössere  Berech- 
tigung,  welche  etwa  der  weniger  zahlreichen  Abtheilung  zusteht,  ist  keine 
Uebertragung  von  den  Vielen,  sondern  eine  durch  das  Gesetz  unmittelbar 
gestellte  Aufgabe;  und  wenn,  wie  natürlich,  die  innerhalb  der  Zuständigkeit 
vorgenoimnenen  Handlungen  der  kleineren  Behordf-  auch  die  grössere  binden, 
so  ist  dies  nicht  desshalb  der  t'all,  weil  diese  letztere  einen  Auftrag  dazu 
gegeben  hat,  soudem  weil  sie  in  dieser  Beziehung  untergeordnet  ist. 

IL  ■ 

• 

OweUdKto. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  die  Repräsentation  verhältnissmitssig  erst 
spät  in  der  Greschichte  der  staatlichen  Einrichtungen  erscheint :  aber  eben  so 
begreidich,  dass  sie  eine  immer  steigende  Wichtigkeit  erhielt  uud  jetzt  fast 
grössere  Bedeutung  hat,  als  alle  andere  Theile  des  Staat-^iebens.    Uni  eine 
Repräsentation  möghch  zu  raachen,  ist,  wie  sich  aus  dem  Vorstehenden  er- 
gibt .  zweierlei  nothwendig.    Einmal  lüu^^^  einer  grosseren  Anzahl  ein  be- 
stiiuiiiter  Eintiuss  auf  staatliche  Angelegenheiten  zustehen,  ohne  dass  doch  der- 
selben uuiuittelbar  eine  Stelle  in  der  Regierung  eingeräumt  wäre.  Zweitens  aber 
Hinss  diese  zum  Eintlusse  gelangte  Menge  mit  einer  blos  durch  Stellvertreter 
auszuübenden  Wirkung  zufrieden  sein^  sei  es  nun  wegen  offenbarer  Unmög- 
lichkeit einer  £rs<^einung  mit  gesammter  Hand,  sei  es  ireil  üir  mehr  tft  4ein 
Erfolge  ah  an      eigenen  Theilnahme  gelegen  ist.  Es  lial  mm  aber  lange 
^edaaert,  ehe  diese  beiden  Yorb^dingvngen  wwiainiiieiyrtfofiiep  dnd. 

In  den  asiatischm  «nd  afiütaoisehen  TheolffatieBn  ud  DespoUeen  war 
«nd  isl  noch  jetzt,  wie  Jap»  ml  bemerkt  za  werden  braucht,  von  einem 
Beebto  der  Paterthaaea  aa  Staatsangelegenbeiteii  Antbeil  n  aehmea  gar 
ksfae  Beda. 

Aü  dar  aadmi  JkiSaipag  Wie  ea  dagegen  in  den  Staaten  dea  klai^ 
sisekaa  AteihnMt.  •  Aiumdii^  w  hier  «atseUedenfi,  wo  Bidit  avfBcUiesir 
liche,  ThflOBaam  bald,  der  aristokratischen  Klassen,  bald  selbst  der  Gesammt- 
hdt  dar  Bfliger  ««rimadea;  aJleia  waderGriedua  aodi  BOmer  begriiea  ein 
tIffrttifliiTf  aar  darth  etawa  St^Bfertre^  aasgeflbtea  Becht  Jeder  Bürger 
war  so  y«rf*fcrfb>r  mit  dem.ßtaate  mbnadea,  imhm  so  TollstSadig  Tbeil  an 
r.  NoH  «MMbt.  Ba.L  2 
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dem  Offentliclien  Leben,  sein  Begriff  Ton  Freiheit  fiel  so  ganz  zusammen  mit 
dem  eines  Antlieiles  an  den  öffentlichen  Geschäften,  dass  gar  kein  Platz  fBr 
eine  Mittelsperson  war.  In  'dem  Vorschlage,  durch  einzelne  Wenige  ans  der 
eigenen* Mitte  politische  Rechte  ausüben  zn  lassen,  hfttten  diese  VOUrt  SO 
wenig  ein  Recht  erblickt,  dass  eine  solche  Einrichtung  vielmehr  einem  voll- 
ständigen Verluste,  wo  nicht  einem  schniAhlichen  Hohne  gleich  erachtet  worden 
wire.  Ueberdiess  bestanden  in  dieser  2^it  und  in  diesen  Ländern  nur  Stadt- 
▼eifassungen ,  wo  also  die  eigene  AusQbtmg  der  zustehenden  Rechte,  wie 
gross  oder  klein  diese  nun  sein  mochten,  der  Tersammelten  Menge  moht  un- 
möglich war. 

Auch  im  genuanischen  Mittelalter  ist  die  ReprSsentation  keineswegs 
sogleich  hervorgetreten ,  und  nichts  kann  irriger  sein ,  als  dieselbe  auf  die 
Zustünde  der  Deutschen  noch  in  ihrer  Heimath  oder  auch  auf  die  Gestaltungen 
dt  r  in  den  eroberten  römischen  Provinzen  eut&taudeneu  Reiche  zurückzu- 
fahren. Der  bekannte  Siitz  Montesquieu's,  dass  die  repräsentative  Regierung 
in  den  deutschen  Wäldern  gefunden  worden  sei,  ist  unrichtig,  wie  so  manche 
seiner  glitzernden  Behauptungen.  In  den  deutschen  Wäldern  waren  nur  all- 
gemeine Versammlangen  sämmtiicher  freien  Jliinncr,  aber  keine  Zusammen- 
tritte von  Abgeordneten.  .Und  ebenso  waren  auf  den  fränkischen  März-  und 
Maifeldern  zwar  wohl  Vcrsammlniigen  der  sämratlichen  weltlichen  und  geist- 
lichen Grossen,  sowie  des  gesaminf  cn  zur  Waffenschau  einbeinifenen  und  den  Be- 
schlüssen des  Königs  und  seiner  Vasallen  zustimmenden  Heeres;  aber  nirgends 
Repräsentanten.  Die  ächt  germanischen  Einrichtungen  der  Angelsachsen 
kannten  in  der  Wittenagemotc  keinerlei  gewählte  Vertreter,  sondern  nur 
einzeln  und  im  eigenen  Rechte  Erscheinende.  Auch  noch  weit  später  zeigt 
der  Lehenstaat  in  seiner  Blüthe  lediglich  die  persönliche  Theilnahmc 
der  grossen  Barone  sowie  der  Bischöfe  und  Aebte.  So  die  Reichstage  der 
deutschen  Kaiser  bis  zum  Untergange  der  Hohenstaufen;  so  die  Parlamente 
der  noriiuuiiiischeu  Barone  nach  der  Eroberung,  oder  die  der  französischen 
Könige  unter  den  ersten  Capetingcni.  Selbst  im  Kleinen  zeigt  sich  die  näm- 
liche Erscheinung.  Als  die  allniälig  sich  bildende  Landeshoheit  in  den  ein- 
zelnen deutschen  Territorien  ebenfalls  Berathungen  der  bedeutendsten  Landes- 
angehöilgen  herbeiführte,  waren  zunächst  nur  die  einzelnen  Lehensmonnen 
In  eigenem  Rechte  anwesend.  Erst  als  ungefähr  im  18ten  Jahrhundert 
die  Stsdie  sich  emporarbeiteten  m  einer  inrfthschaftllcfaen  Bedcntung  und 
dadurch  zu  Macht  ab  CorporatioDen  und  auBereehtigiug  der  Etaaelnen  trat 
Repräsentation  ins  Leben,  und  mr  Hut.gMshieitig  flbendl  in  allen  enw- 
plisehen  Beleben,  jiettfc  niodieli  waren  die  beiden  Bedingongen  TOthaüden : 
ein  nicht  absuweisenderEinflnes,  ind-  die  Hetfawendigkeit,  wohl  aoeh  der  voll- 
kommen  freie  Wille,  die  newStellung  nur  durch  Vertreter  gellenden  nackan. 
Mit  der  weduelbden  Bedeatmg  iMt  des  MttMMandes  .der  SMdtebArger, 
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dam  aber  aaeb  der  frei  «erdendai  Bemdurar  des  Huben  Landet  Hieg  and 
M  eHtapraebeiid  -die  .Itedeiitiing  und  Ansdelarang  der  Befkriaentatiim  bis 
iB  ibrer  jeitilgai  Widüigkeit  and  Verbnitang. 

Im  üebilgen  rind  mi  weMotM  irenebledcfte  Alten  toa  Beofttnog 
detielbaB  noU  aa  aatenebildeb. 

Dia  «Ine  ^(Hfta.  der  in  der  Oeedncbte  aa%etreleDea  staatlieben  Be- 
yrlaiirtation  M  bi  Monarobieen  vorbaaden  ganaeen,  and  bestebt  noeb 
bi  iBlehi  Dir  Ziraek  Sofaali  gegen  ctunigenllisibnMieb  der  ftntUebea 
OemH;  nnd  sie  maebea  die  Ausprttcbe  der  gesammten  unter  dem  gemeinea 
Eecbte  dae  Landes  stehenden  Bevölkerung  geltend,  sei  es  neben  den  Organen 
berorrecbteter  Stände,  sei  er  allein  »tehend.  Diese  Crattang  der  Bepräsen» 
tatiOB  bat  in  England  begonnen  anter  Heinrich  III. ,  zunächst  mit  Einbe- 
ratag  einiger  Vertreter  der  kleineren  Ritterschaft  in  jeder  Grafschaft,  und 
Eist  unmittelbar  darauf  durch  Zwciehung  der  Abgeordneten  einzelner  Städte; 
in  Frankreich)  mit  der  Zuziehang  des  dritten  Standes  sa  den  Reichstagen 
anter  PbiHpp  August;  in  Deotschland  mit  der  Zulnssnng  von  Stiidteabgeord- 
aeten  zam  Reichstage  in  der  zweiten  H&lfte  des  13teu  Jahrhunderts.  Zuerst 
weit  znrttckstehend  gegen  die  mächtigen,  aus  eigenem  Rechte  theilnehmenden 
and  persönlich  anwesenden  StÄnde.  hat  sich  die  Repräsentation  in  der  Mo- 
narchii'.  freilich  in  sehr  verschiedenem  (ianno  in  den  einzelnen  Landeni,  mehr 
und  mehr  erhoben,  bis  sie  jetzt  an  innerer  und  in  der  Regel  auch  an  äusserer 
Bedeutung  weit  über  ihren  hochfahrenden  und  anfänglich  tief  auf  sie  herab- 
sehenden ursprtlngliehen  Genossen  steht.  In  England  ist  das  niäehtigc  Unter- 
haus frühe  gross  gewurden  durch  die  glückliche  Verbindung  der  Abgeord- 
oeten  des  ritterlichen  Gratschaftsadels  mit  den  Städtebürgern.  In  Frankreich 
war  zwar  der  dritte  Stiind  der  Macht  und  dem  Hoehmuthe  drr  Geistlichkeit 
and  des  Adels  nicht  gewachsen  gewesen  und  hatte  sich  einer  äusberhcL  und 
sachlich  bescheideuen  Stellung  fügen  müssen,  ja  es  hatte  am  Ende  sogar  das 
keine  Beschränkung  und  keiueu  Katli  mehr  ertragende  Königthum,  fast  wäh- 
ren.! /Wiier  Jahrhunderte,  die  allgemeinen  Reichsstände  ganz  beseitigt  und 
nur  in  einzelnen  Provinzen  noch  Spuren  von  örtlichem  Rechte  und  dann  auch 
von  Vertretung  übrig  gelassen :  allein  die  welterschütt(  nide  Umwälzung  von 
1789  hob  plötzlich  die  Repräsentation  auf  eine  früher  gar  nicht  gekannte 
Höhe,  auf  welcher  sie  sich  denn  auch,  freilich  mit  abwechselnden  Schicksalen 
und  namentlich  im  gegenwärtigen  Augenbhcke  sehr  verdunkelt,  gehalten  hat. 
Von  Frankreich  aber  aus  ist  die  Volksvertretung,  bald  bleibend  bald  nur 
als  vorübergehende  Erscheinung,  in  alle  europäischen  Mouarchiecn,  mit  ein- 
ziger Ausnahme  Russlands,  eingezogen.  Namentlich  in  Deutschland,  wo  auf 
dem  Reichstage  die  Städte  nur  eine  kümmerliche  Stellung  errangen  hatten, 
and  wo  auch  in  den  einzelnen  Territorien,  etwa  mit  Aasnahme  von  Sachsen, 
Mecklenbnig  und  W  ürttemberg,  die  Repräsentation  in  keiner  grossen Bedeotung 
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gelangte,  an  den  meisten  Orten  sogar  wieder  verkommen  war,  anch  in  Ocatack- 
land  hat  $ie  in  Folge  der  französischen  Vorgänge  neue  Wurzel  geschlagen  und 
nimmt  jetzt,  um  die  Mitte  des  19teu  Jahrhunderts,  eine  höchst  einflassreiche 
Stellung  im  Staatsleben  ein.  Hat  sie  auch  im  Gesammtorganismns  des  Bundes 
sich  nicht  festzusetzen  vermocht,  ist  sie  zunächst  in  Oesterreich  nor  verheissen 
aber  nicht  ausgeführt,  und  hat  sie  selbst  in  einzelnen  kleineren  Staaten  nicht 
selten  noch  um  Anerkennung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Bedeutung  zu  ringen:  so 
ist  doch  alle  Wahrscheinlichkeit  nicht  für  ein  abermaliges  Zurückgehen,  sondern 
im  Gegentheile  für  Befestigung  und  Ausdehnung,  Ebenso  besteht  sie,  und 
soweit  zu  vermuthcn  auf  festen  Grundlagen,  in  Belgien  und  Holland,  in  den 
drei  skandinavischen  Reichen ,  in  Piemont ,  und  selbst  in  Spanien  und  Por- 
tugal, sowie  in  dem  noch  halboricntalischen  Griechenland.  Auch  ausserhalb 
Europa's  hat  sie,  wenigstens  zunächst  noch,  nämlich  so  lange  die  engüscheu 
Kolonieen  dem  Mutterlande  gehorchen  und  Brasilien  monarchifich  regiert  wird, 
eine  weite  Verbreitung  erhalten. 

Eine  wesentlich  hievon  verschiedene  Art  der  Repräsentation  ist  diejenige, 
durch  welche  in  manchen  Staaten  der  Neuzeit  eine  Volksregierung  ver- 
mittelt wird.  Bei  der  grösseren,  zum  Theile  selbst  übermässigen,  Ausdehnung 
der  neueren  Staaten  ist  an  eine  Leitung  der  Staatsgeschäfte  durch  eine  allge- 
meine Borger\ersammlung  gar  nicht  nx  denken,  mit  Ausnalmic  einiger  kleiner 
schweizerischer  Hirtenländchen.  So  ist  denn  die  Repräsentation  auch  auf 
diese  Staatsart  augewendet  worden.  Dass  hierin  eine  grosse  Abschwächung 
der  Rechte  des  einzelnen  Bürgers  liegt,  ist  allerdings  unverkennbar;  auch 
zeigen  sich  allmillig  mancherlei  Uebelstände  im  Parteiweseu  und  in  den  re- 
gierenden repril'-i  ntativen  Kürpcröchalten,  welche  früher  ganz  unbekannt 
waren  und  deren  Tragweite  und  vollständige  Entwickelung  sich  noch  nicht 
berechnen  lässt :  allein  nicht  nur  ist  augenscheinlich  eine  Walü  von  Stellver- 
tretern und  Uebertragung  der  Regierungsrechte  an  dieselben  die  einzige  Mög- 
lichkeit einer  verständigen  Staatsordnung,  wenn  einmal  fürstliche  Gewalt 
nicht  bestehen  soll;  sondern  et  ist  auch  noch  durch  die  Anwendung  der  Re- 
präsentation anf  dieimiitttdlitve  Begiening  ein  wichtiges  Problem  der  Staata- 
kunst  gelöst  wofden,  mniUdi  dieEniehtuug  groMer  demokratiBcher  Bandes* 
Staaten.  Diese,  demokratische  An wendnng  des  Gedankens  der  SteUvertretong 
ist  viel  neuer  ab  die  mm  Sofaotw  der  Bflrgerrechte  in  dir  Monarofaie.  IHe 
ersten,  freilich  nicht  ganz  klares,  Anfänge  wttden  in  den  vereinigt  Mieder- 
landen  gemacht  Eine  vielbesejehnendere,  wenn  auch  akfat  lang»  dancmde, 
Anwendung  erfolgte  in  England,  als  das  langt  ParUament  Karl  I.  die  Krone 
entrissen  hatte.  Allein  die  rechte  Bedenlnag  und  ein«  wehgeschkhtlichen 
An&chwung  nahm  die  demokratisehe  Repräsentation  .erst  darch  die  EmpOrang 
der  englischen  Kolonieeo  hi  Nordamerika.  Hier  bentttat  nicht  nnrarEegkinnig 
der  ehusebieo  ans  den  Kokmieen  entstandenen  Staaten,  ^londem  aneh  nr  Bildong 
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eina»  groeaett  deittokntiicbea  Badeiniehes,  nird  sie  fto  ÜnzlUige,  »elbat 
in  •nderan  Lliid«ni  nd  WdttheHeii,  nmi  Idmle  einer  StaatseiiirichtDDg. 
KtteZettÜng  eelden  ne  4nndi  den  Steg,  welchen  ile  in  Fnakrrich  emmgai 
Me,  n  groeeer  Zvkmift  aneli  inEvrapt  bernfim,  mid  eine  gange  Reibe  rt» 
ephemeren  TOebter-BepabülKn  inHoUand,  in  derSchneia,  in  Italien  ordneten 
-  tUk  Mdi  dieaem  Gnointaew  AUein  ali  in  FVankreicli  die  reiirlaentatiTe 
Demokralie  von  dem  SddateidEaiaer  irieder.nnterdrttclEtirard,  erloidien  ancb 
dielladabMnngen  fonaelbft,  so  daaa  jetit,  aaefadem  ein  neies  Anfiiackera  in 
Frankreidi  ein  gteicbes  Ende  dardi  Pratorianer  erlitten  hat,  in  nnaerem 
WeHtbaile  mir  noch  die  Scbwdi  eavohl  im  Ganzen  wie  In  ihren  hauptsftch- 
HdMtCB -einMinen  Tbeiien  als  reprftsentative  Demokratie  eingerichtet  ist. 
Dagegen  hat  tHA  mit  einiger  An^nahme  von  Brasilien  and  zunächst  noch 
der  im  Besitze  enropäischer  M&cbte  befindlichen  Eolonieen,  die  Repräsentation 
als  Form  der  Voiksregiemng  tiber  die  ganze  westliche  Halbkugel  ansgebreitet. 
Ob  Oberall  znmGlflcke,  nnd  ob  in  den  ehemaligen  spaniadien  Besitnmgen  nii£ 
gehöriger  Vorbereitimg,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

£s  ist  dem  Mensdien  nicht  gegeben,  in  die  Zuknnjft  zu  blicken,  und 
aach  die  Lehren  der  Geschichte  geben  nur  Anhaltspunkte  zu  mehr  oder 
weniger  wahrscheinlichen  Yermuthnngen.  Dennoch  ist  es  wohl  nicht  allzu 
IgÄn  Toraaszusagen ,  dass  die  Regierungsanwcndung  der  Repräsentation  in 
ihren  beiden  Gattungen  noch  lange  nicht  ihre  weiteste  Ausdehnung  er- 
reicht hat,  und  also  noch  viel  weniger  ihrem  Erlöschpn  entgegengeht.  Viel- 
mehr scheint  ihr,  wenn  auch  Europa  eine  grössere  Stätte  nicht  gewähren 
sollte,  eine  dem  Umfange  und  der  Bedeutung  uach  höchst  beträchtliche  Aus- 
dehnung mittelst  der  englischen  Kolonicen  bevorzustehen.  Namentlich  ist 
wohl  kaum  ein  gerechter  Zweifel,  dass  die  europäische  Bevölkerung,  welche 
den  fünften  Welttheil  sich  anzueignen  begonnen  hat.  nur  in  dieser  Form  zur 
Unabhängigkeit  vorschreiten  und  unsere  Gesittigung  nur  miter  den  Moda- 
litäten, welche  durch  eine  solche  Regienugsform  hervorgerufen  werden,  fest- 
halten und  .weiter  verbreiten  wird. 

nL 

Baimrtoiig  dar  BapsiiautetiaiL  * 

Durch  eine  repräsentative  Einrichtung  ist  Zwt  lerlei  möglich  gemacht. 
Einmal  überhaupt  die  Theilnahme  Vieler  an  den  Staatsangelegenheiten  ohne 
eine  allgemeine  Versammlung  derselben ,  und  seihst  in  solchen  Fallen ,  in 
welchen  die  allzu  grosse  Zahl  eine  gemeinschaftliche  Betheiligung  in  anderer 
Weise  verhindern  würde.  Zweitens  die  Möglichkeit,  die  bei  einem  Rechte 
oder  einem  Interesse  Bet  heiligten  bei  wichtigen  Gebarungen  mit  demselben 
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IQ  Ternebmea,  und  deDfl^HteD-eiiieSdiiitieinrichtsng  gegen  etw^^ 
oder  Hissverständniaa«  n  gewfthien. 

■  Die  Vereinigung  dieser  beiden  Möglichkeiten  gewihri  manchfachea 
Katzen,  und  die  Repräsentation  gestattet  dw  SUaton  neocrtt'  Zeit  Ein- 

licbtungon,  welche  ohne  sie  onausfUlirbar  wären. 

Vor  Allem  kann  nämlich  die  Einhaltung  der.  Staatszwecke  auch  in 
Beziehung  auf  solche  Theile  des  Volkes  eiohergestellt  werden,  welche  sonst 
jeglicher  Macht  entbehren,  ihre  Forderungen  geltend  zu  machen.  Die  Geffthr 
einer  Vernachlässigung  von  Rechten  und  Interessen  ist  da  nicht  gross,  wo 
die  Betheiligten  in  der  Lage  sind,  persönlich  und  selbstständig  ihre  AnsprOcho 
geltend  zu  machen,  und  zu  dem  Ende  etwa  an  bostimmtcn  Rcgieruugshand- 
lungen  Antheii  nehmen.   Wohl  abtr  ist  es  möglich,  dass  noch  so  bt-gründetc 
Ermahnungen  an  die  Aufgaben  des  Staates  und  der  Kegieniug  unbeachtet 
bleiben,  wenn  eine  grosse  Menge  von  Bflrgern  iji  untergeordneten  Verhält- 
nissen und  in  verscliicdenen  Theileu  des  Landes  zu  bitten  oder  zu  fordi^rii 
bat.    Theils  wird  sich  der  Einzelne  scheuen,  mit  einem  iTOSUche  hervorzu- 
treten, bei  dessen  Gewührung  er  nur  in  einer  kaum  bemerkbaren  Weise 
betheiligt  ist,  und  dessen  Betreibung  doch  ilnn  allein  zur  Last  fiele,  vielleicht 
sogar  Unanuelimhclikcitcu  bereitete.    Tlieils  konnte  gar  leicht  solchen  Ein- 
zelnen die  Zustündigkeit  zur  Betreibung  bestritten  werden;  und  in  jedem 
Falle  hat  ihr  Auftreten  nur  ein  geringes  Gewicht.  Theils  endlich  ist  es  sogar 
denkbar,  ja  wahrscheinlich,  dass  der  Einzelne  nieht  mit  silmmtlicheu  Be- 
ziehungen der  Angelegenheiten  in  allen  TheiU  n  des  Landes  und  in  verschiedenen 
Schichten  der  Gesellschaft  vollständig  bekainit  ist ,  so  dass  seine  Bemühungen 
entweder  einem  >elir  scheinbaren  Vorwurfe  von  mangelhafter  Begründung 
und  Einseitigkeit  bloss  liegen,  oder  aber,  wenn  sie  ausnahmsweise  erfolgreich 
sind,  wirklich  Schaden  stiften  können.  Dem  Allem  hilft  eine  Stellvertretung 
ab,  welche  im  Namen  .Ailer  zu  sprechen  und  zu  handeln  berechtigt  ist,  das 
ganze  Gewicht  der  hinter  ihr  stehenden  Menge  in  die  Wagschaale  legt,  in 
ihrer  Mitte  aber  die  f^lcmente  einer  umfassenden  Kenutniss  der  Angelegenheit 
besitzt.    Allerdings  setzt  die  ganze  Einrichtung  schon  eine  wenigstens  be- 
ginnende Bedeutung  der  zu  Vertretenden  voiaus,  weil  man  ihnen  sonst  auch 
diese  nicht  einräumt;  allein  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  ist  auch 
durch  die  Geschichte  hinreichend  bewiesen,  dass  wenn  erst  einmal  das  ge- 
meinschaflUche  geordnete  Handeln  erreicht  ist,  sich  das  Fortschreiten  der 
Bedeutsamkeit  and  die  immer  wirksamere  Geltendmachung  der  gemeinschaft- 
UebCB  Beckte  qnd  IntM'esse  so  wie  Oberhaupt  der  gesammten  Stellung  von 
tenwt  ergiebt  So  kommen  Bestandtheile  des  Volks  im  Staatsleben  an  der 
fluieD  gebtthrenden  Ckittang,  ohne  iuM  eiie  meotUohe  iiBodeniiig  ia  den 
■aUgemeinen  Gfundtogen  oder  BegienmgafomieB  oOthig  wftre. 

Als  ein  zweiker  bedeatender  Vortliefl  darf  ee  angesebeo  «erden,  dass 
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durch  repräsentative  Körperschaften  Nachrichten  Ober  die  Zustande  des  Landes 
und  Volkes  zur  Kenntniss  der  höchsten  Staatsbehörden  gelangen  können, 
welche  auf  andere  Weise  kaum  zu  erhalten  wären.  Wenn  nämlich  auch  eine 
Regierung  ihre  Pflicht  erfüllt  und  sich  regelmässig  und  umfangreich  über 
die  thatsÄchlicheu  Verhältnisse,  Ober  die  Wirkungen  der  Gesetze  und  über 
die  Stimmungen  der  Uiiterthanen  zu  unterrichten  sucht,  so  geschieht  dicss 
doch  nur  durch  ihre  Beamten.  Selbst  bei  einer  (in  der  That  nicht  immer 
vorauszusetzenden)  vollkommenen  Gewissenhaftigkeit  der  Berichtenden  liefern 
diese  immer  nur  Anschauungen  von  der  einen  Seite,  nämlich  von  der 
der  Befehlenden;  und  nur  unvollständig,  vielleicht  gar  nicht,  kommt  die 
Auffassung  der  Gehorchenden,  somit  unter  Umständen  der  Leidenden,  hier- 
durch zur  Kenntniss.  Die  ganze  und  volle  Wahrheit  erscheint  nur,  wenn 
auch  diese  sich  aussprechen.  Hierzu  ist  aber  eine  Veranlassung  und  Auf- 
munterung, wohl  selbst  ein  besonderer  Schutz,  nöthig,  was  Alles  dem  Ein- 
zelnen abgeht,  bei  einer  Vertretung  aber  vorhanden  ist.  Allerdings  leistet 
eine  freie  Presse  grosse  Dienste  in  vorliegender  Beziehung;  allein  theils  ist 
es  doch  nur  zufällig,  ob  und  wie  weit  die  Presse  sich  mit  einer  Angelegenheit 
beschäftigt ;  theils  ist  das  Mitgetheilte  keineswegs  immer  zuverlässig,  und  erhält 
dessbalb  auch  das  Richtige  oft  keine  Beachtung;  theils  und  hauptsächlich 
erfordert  die  Aufrechterhaltung  der  Pressfreiheit  kräftige  Einrichtungen,  zu 
deren  Schutz  denn  eben  eine  Repräsentation  wieder  sehr  wesentlich  wo  nicht 
unbedingt  nothwendig  ist. 

Drittens  ist  auf  die  Beiziehung  von  unverwendeten  Kräften  grosses  Ge- 
wicht zu  legen.  Wie  bemüht  immer  das  Staatsoberhaupt  sein  mag,  tüchtige 
Männer  zur  Besetzung  der  öffentlichen  Aemter  zu  gewinnen;  nimmermehi- 
wird  ihm  doch  gelingen,  alle  im  Volke  vorhandenen  Talente  und  Gesinnungen 
im  Staatsdienste  unterzubringen,  und  zwar  aus  verschiedenen  Ursachen. 
Schon  die  Zahl  der  Aemter  wird  zu  solcher  Aufsaugung  nicht  gross  genug 
sein.  Ein  Theil  der  Befähigten  wird  keine  Lust  tragen  in  Dienste  zu  treten. 
Endlich  kann  und  wird  es  sich  oft  genug  begeben,  dass  ein  an  sich  zur  Be- 
sorgung von  Staatsgeschäften  ganz  befähigter  und  williger  Mann  aus  irgend 
einem  Grunde  keinen  Beifall  findet  und  gar  nicht  oder  nur  auf  einer  unbe- 
deutenden Stelle  verwendet  wird.  Eine  Repräsentation  nun  ist  filr  viele 
solcher  brach  liegender  Brauchbarkeiten  eine  vortreffliche  Gelegenheit  sich 
nützlich  zu  machen.  Es  mag  freilich  auch  sein,  dass  sich  uni-uhige  Köpfe, 
Solche,  welche  sich  überschätzen  oder  denen  ein  unverdienter  örtlicher  Ruf 
rar  Seite  steht,  mit  eindrängen;  und  es  wäre  thöricht,  zu  läugnen,  dass 
Menschen  dieser  Art  in  einer  einflussreichen  Stellung  vielfach. schaden  können: 
allein  der  Nutzen  ist  doch  erfahrungsgemäss  weit  überwiegend,  und  schon 
wiederholte  Male  war  bei  besonders  günstigen  Veranlassungen  Gelegenheit 
zu  staunender  üeberzeugung,  welche  Menge  von  bisher  unverwendeten  Talenten 
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darcli  eine  Repräsentation  au  das  Tageslicht  gezogen  werden  kann.  So  z.  B. 
in  der  grossen  verfassunggebenden  Ycrsuinmlang  in  Frankreich  und  in  dem 
deutschen  Parlamente  in  Frankfurt. 

Von  grossem  Werthc  ist  sodann  in  mancher  Zeit,  das>  demokratische 
Bestrebungen  in  einer  Repräsentation  und  durch  dieselbe  Befriedigung  auf 
gesetzlichem  Wege  finden  können  und  ohne  der  Monarchie  gefährlich  zn  sein. 
Solclie  Neigungen  sind  mit  innerer  Nothwendigkeit  immer  und  überall  vor- 
handen, da  es  niemals  an  Mensclien  fehlt,  welchen  das  ausschliessliche  Ge- 
horehen  lästig  und  die  Bevorzugung  höherer  Stände  und  gesellschaftlicher 
Stellung*  !!  widrig  ist.  Von  Zeit  zu  Zeit  greift  diese  Gesinnung  sogar  weit 
lind  breit  um  sich  und  ist  besonders  lebendig.  Die  einem  Repräsentanten 
zustehende  Möglichkeit,  seine  subjeitiven  Anschauungen  und  Plane  in  Staat- 
liehen  Angelegenheiten  geltend  zu  machen,  das  Recht,  jeden  beliebigen  Tadel 
öffentlich  auszusprechen,  die  Gelegenheit,  die  Rolle  des  Gehorchenden  mit 
der  des  Bestimmenden  und  Verlangenden  wenigstens  anf  einige  Zeit  zu  ver- 
tauschen, gewährt  nun  eine  natürliche,  und  doch  bei  einer  wohlerwogenen 
repräsentativen  Einrichtung  nicht  gefUirliche  Znfiriedenstellung  solcher  Nei- 
gungen und  Gelttste.  Und  wenn  der  Reprftsentatioii  die  Folge  gegeben  ist« 
dass  die  'nWidie  Leit^  der  Staatagesehflfte  den  hervomgesdsten  Ifibuieni 
ans  ihrer Uitte  tibertragen  wird,  so  liegt  sogar  in  derEittrifthtang  selbst  ftr 
jeden  irgendivie  Ehrgeizigen  und  Hervorragenden  eine  dringende  Mahnung, 
im  Widerspruche  gegcu  das  Bestehende,  in  den  Bestreboogea  nach  Ofmll-  - 
beschilnfcang  and  fai  den  ITerbessemngsforderungen  nicht  albn  weit  m  gehen, 
damit  nicht  ejne  spätere  eigene  Thennahme  an  der  Begierang  entweder  vn- 
mOglich  werde  oder  nor  mittelst  Folgewidrigkeit  und  Yerläugnnng  der  Yer* 
gangenheit  abeniommen  werden. könne.  Es  soU  nicht  gesagt  sein,  dass  diese 
Bftdnicht  immer  wiriien  mflsie  imd  immer  gewlrltt  habe;  aOehi  das  Bdspiel 
von  England  «igt  doch,  wie  sehr  da,  wo  eine  Te^rasentatite  Einricfatung 
T0ll]u>mmen  in  das  Blot  übergegangen  ist  «nd  allgemeüi  verstand  whrd; 
dieser  selbstg^sehaffeiÜB  DSmpiiftr  wirict. 

Endlich  ist  ^  ehie  ^adie  von  der  höchsten,  selbst  weltgeschichtlichen 
Bedeutung,  dass  durch  die  Anwtadnng  des  Gedankens  der  Beprfsentation 
eine  Yolksherrsehaft  anch  bei  «ahhrcichen  Völkern  nnd  in  weit  ausgedehnten  • 
Gebieten  möglich  geworden  ist  Die  Meinongen  Aber  die  ZntrflgUehkeift  dieser 
Staatsart  tta  die  höhere  menschliche  Bildung  nnd  Uber  ihre  Anwendbariieit 
.in  verwickelten  and  altbegrttndeten  geseOaeluftlichen  Znstlnden'  mögen  sehr 
abwtichend  von  einander  seini  allein  selbst  ein  entschiedener  Gegner  der 
KinfBhrang  einer  demokratischen  Ver&ssnng  in  seinem  eigenen  Vaterlande 
mnss  doch  die  Berechtigong  einer  solchen  Begierangsform  an  sich  angeben. 
Ja  sogar  die  ansschliessliche  Möglichkeit  Jieser  Staätsfokm  in  bestimmten  G«-' 
sittigongsinstinden  and  bei  gewissen  geschichtlichen  Vorgingen.  Kann  es 
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doch  wohl  keinem  vernünftigen  Zweifel  uiit<'i  liegen.  dass  ein  dem  Kolon isations- 
verhältnisst,'  entwacbseues  Volk,  weichf  s  ans  vielen,  strenger  Ordnung  undünter- 
wttrfigkeit  ungewohnten,  in  halbwlder  und  trotziger  Selbstständigkeit  herau- 
gewachsencn  und  jeder  Pietät  gegen  ein  geschichtliches  Herrschergeschlecht 
baren  Elementen  besteht,  gar  keine  andere  Staatsart  erträgt.  Solcher  halb- 
fertiger Völker  gibt  es  nun  aber  bereits  manche,  und  ihre  Zahl  wird  nach 
aller  menschlicher  Wahrscheinlichkeit  noch  bedeutend  wachsen.  Die  Möglich-  " 
koit  einer  für  sie  passenden,  die  Errungenschaften  des  Rechtsstaates  nnd  der 
höheren  Gesittigtmg  in  Aussicht  stellende  Ordnung  ist  also  von  der  hOchsteB 
Bedeutung  för  die  ganze  Geschichte  des  Menschengeschlechtes. 

Endlich  ist  noch  der  für  die  gesammte  Staatenbildung  sehr  niehtSgA 
Pimkt  herrorzaheben,  dass  durch  die  Anwendung  reprftsentatiyer  EinrichtODgeD 
die  Bfldnng  von  Bnndesstaten  sehr  erleichtert  und  TervdlkoiDint  irordeD  ist 
indem  nünUch  mittelet  einer  Reprftsentatioii  wuroU  der  gemiitai  Be- 
vlllkemiig  des  groseen  Chauten,  «b  JeAem  einaeben  beftretendm  Staate 
fi»  fMlilltiihaiBaesiger  EiallnM  auf  die  BundeBaDgelegeiiheiteii  mBgUeb  g»- 
■adit  irird,.ist  die  AafttdlnDg  eiiwr  dnheitliclien'Bnd  fni  organieirten 
Oeatpalgewalt  aajBfiUuriMr.  Dai«b  Theilnahaie  an  den  rc^pfttenkativiB  KOvp«^* 
fedttto  des  Getaiamtataates  ist  die  gerechte  Ttederang  naf.Etaiflim  und 
Uebervacfaong  befriedigt  und  der  efaueliie  Staat  foo  TOniger  IRehtbeMdi- 
siolitigBng  gesichert;  dann  kann  eher  auch  ohne  Neid  nnd  Gf^fchr  die  handetode 
Bagiennig  selbststAadyger  gestellt  nnd,  ynm  man  es  passend  findet,  gaas 
Wenigen  nnd  sogar  eineni  towhien,  flbeitragen  werden.  ])ie  grosse 
Sdnrieri^t,  nm  nieht  a  sagen  ünmOgUcUieit,  durch  einen  Uossen 
fleaaWfmfiftiigrfifls  ehie  verstlndige  Bnndesleitang  m  beweriqteHlgen,  ist 
'dnrdi  Beprlsentaticm  beseitigt  Allerdings  ist  dieser  Gedanke  bis  Jetst  nur 
ilirflrtoifnitischen  Bandesstaaten  wirfclicii  ansgefthrt;  aDefai  der  Beweb  ist 
ieKet*WBgs  gelielert,  dass  nicht  andi  bd  gutem  Willen  eine,  natflrUch 
■odffiditei  Mnendnng  ind  einen  ans  FOrstenthflmen  msammengesetitsn 
Bundesstaat  an  macto  seL  '  INess  ist  nnn  aber  nidit  Mos  fltr  stdekeYfllker, 
nel^  sdMB  Jetst  InderLage  sfaid,  nnr  in  ehier  tflchtigenBnndesTerllusnng 
Ihr  Wohl  nnd  vieSeidit  ihre  ünaUHngigkiBt  sn  bewerkstelHgen,  fon  der 
Masten  Bedeutung;  sooden  es  liegt  audi,  wenn  nicht  AUes  tr&gt,  in  dieser 
Biditnng  noek  dne  grosse  Zukunft  flir  vettere  Gestaltangen.  (Mhnbar  sirdten 

/)ddi  ,1n  der  itdgen  EntwicUung  der  Staaten  und  der  Oesittignng  swd 
■IdMge  Gattnngen  fOB  Blldcdditen  um  den  Ycar^^  Ehler  Sdts  ist  durdi 
das  flbermisBige  Anwadtsen  eiatger  Staaten  nnd  dnrdt  ihre  inmiBr  noch  sidi 

.Jtdgendelfaditentwteklnng  das  Dasein  kleinerer  Staaten  schon  ansGrftndcn 
Her  Sicherheit  und  Sdbstedialtuag  dn  pdnücbes  nnd  nnddierea  geworden, 
|Bd  dringt  ebie  inssere  NoChwendigkdt  sa  grossen  und  also  mlchtigen  Oe- 
flütuigen.  Auch  erfordern  im  hinem  StaaUleben  die  sldi'nadi  ZaU 
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«ad  TJukag  stoto  nehrendeD  Forderungen  nach  üntentSlnug  4er  Letair 
tw9^  im  ToUn  hOdut  bedeutende  Mittel,  sieht -edleii. die  catspieeliaDdeii 
Awtalten.  eine  grosse  riUmüiche  Anadehaong  n  ihrem  Gedeibea.  Anderer 
Seite  sdirkkt  ndt  Redit  der  Anblidc  Ton  .Oeietesverödiug  nnd  von  blnfiger 
ni^eherTeniaebUtoigoiig  der  ProTiiuei^  eines  grosse 
vor  ein  einem  solchen  Zustande  snrflck.  Der  Besits  laUreicher,  mm,  schon 
kleinerer,  Hittelpimkte  Yoa  ^fhUigkeit  und  Sorgfsli  ist'  ein.nnschltibanr  Yor- 
thea  SBüt  gleichmftssige  Verbreitung  von  BOdmig  nnd.8tutsbtttfe,  so  irie  flkr 
dte.Benahnmg  berechtigter  StemmeseigenthttmUchkeiten.  Audi  ist  die,  dnreb 
leidige  Erfidurong  sattsam  ervieseiie,  Heibeiftbdi^^  jlher  nnd  bflafiger  üm- 
«Urangen  durch  eine  allverschlbigende  Hauptstadt  ein  Gmad  sn  ennstem 
Bedeakenl  Nnr  tine  Bondeseinrichtang  kann  beiden  Arten  vm  Fadenniiett 
gerecht  werden;  dean  nur  sie  kann  länheH  and  Macht  mit  Yenchiedeaheit 
nad  Selbetstttndigfceit  der.Theile  verbiadea.  Eiae  tttcfatifl^  Bnadesferftasaag 
aber  istivieder  noaicht  bediagt.sodocbtelirecIeiGhteirtdnrABepriseBtatioa. 
Gerade  in  soldierBeiieiMmg  istdiese  jedocb'apch  in  ihren  ersten  Anilagen;  es 
i«t  dalier  mhrscheinlich,  dass  sie  Ittr  kllnfti0B  GeseUecbter  eine  nodi  a»> 
eadUeh  grossere  Bedenliuig  erlangt,  ah  sie  filr  dfe  Lebeaden  sdma  bat 
MOglidi,  dan  der  repriseatative  Buadesstaat  die  BettmgsarGhe  aas  den 
dtaatiaothea  ist,  aa  weichea  die  Gegenwart  so  schfrer  leidet 

w. 

Anwendung  zu  verschiedenen  Zwecken. 

£5  ergibt  sich  scheiß  aas  dem  im  Vorstebendi'u  Entwickelten,  dass  die 
Bepriseatation  zu  zwei  wesentlich  versdiiedenen  Zwecken  beafltst  werden 
kann.  Einmal  «nmittelbar  cor  Regierung.  Zweitens  aber  nur  zum  Schatze 
der  Begierten  gegenober  von  der  Regierung.  Je  nach  dem  einen  oder  nach 
dorn  andern  Zwecke  ist  der  Umfang  der  ihr  einzuräumenden  Berechtägailg 
verschieden  nnd  erfordert  sie  auch  verschiedene  Einrichtungen. 

In  dem  ersten  Falle  ist  sie  eine  wesentlich  demokratische  Anstalt  nnd 
hat  die  Aufgabe,  den  sämmtlichen  stimmfähigen  Bürgern  euten . ifeodgStfBS 
mittelbaren  Eiufluss  auf  die  Fohniug  der  StaatsgeschAfte  za  gewShren.  IDer 
ist  denn  der  Umfang  der  der  Repräsentation  einzorftumenden  Rechte  ledige 
lieh  bestimmt  durch  den  StaatszwcCk  selbst.  So  weit  dieser  geht  and  so 
weit  zu  seiner  Erreiclumg  Anstalten  vorhanden  sind,  kami  die  Thätigkeit  der 
Rcprüsentation  zum  mindesten  auch  gehen,  und  z\Nar  nicht  etwa  blos  insofeme 
eine  öffentliche  Angelegenheit  sich  reflectirt  auf  das  Recht  und  das  Wohl 
des  Einzelneu.  sondern  auch  als  freie  nnd  sclbststilndige  Ordnung  des 
Nöthigen.  Dabei  ist  es  allerdings  möglich,  dass  die  Repräsentation  nicht 
alle  Beg;ierangsgescbftfte  selbst  vonimmt.    Eine  neben  ihr  stehende  in 
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tutßnit  Weiie  fsbüdete,  aber  iniMwrMn  «neb  ans  dem  feanuBleD  ToD» 
hervorgehende  Behörde  ist  cibeii&Qs  denkbar.  In  ^dieiem  Falle  ist  eine  der 
doppelten  Tmiehahnng  der  Staatagemlt  enUpreohende  Organisation  der  Ge- 
■ebifte  nothwendig;  ond  imv  mag  diese  vieder  in  doppelter  Weiae  einge> 
richtet  werden.  Entweder  nlndich  kann  eine  Abtheihing  der  Geaebifte 
liriaGhen  beiden  Regiernngsanstalten  stattfinden,  so  dass  etwa  die  Beprtp 
sentatien  die  Gesetzgebung,  die  Finanzen,  vielleicht  die  Aemterbeaetmng 
hat;  die  andere  Gewalt  dagegen  die  Polizeiverwaltnng,  das  Heerwesen,  die 
answArtigen  Angelegenheiten,  n.  8.  w.  Oder  aber,  es  kann  auch  ein  Zn- 
sanunenwirken  beider  Gewalten  angeordnet  sein,  wo  denn  einer  Scits  Aber 
die  Initiative  anderer  Sdts  Aber  die  Ausftihrung  des  geineinachaftlicb^Be- 
achlo'^'^onen  nAhero  Bestimmungen  getroffen  sein  messen. 

In  dem  andern  Falle  handelt  es  sich  nnr  von  e!her  Anstalt  sir  fie- 
schränkuDg  der  monarchischen  Allgewalt,  um  den  Rechten  und  Interessen  der 
Unterthanen  im  Ganzen  oder  wenigstens  einzelner  Abtheiluugen  einen  Schatz 
m  gewäliren ,  und  es  mag  das  Wesen  der  Vertretung  als  erhaltend  bezeichnet, 
werden.  Hier  ist  denn  der  Umfang  der  für  die  Repräsentation  zu  ver- 
langenden Rechte  ein  weit  geringerer.  Wo  keine  Bedrohung  ist.  ist  auch 
kein  Grund  zum  Schtltzeu;  und  da  die  zur  Erreichung  der  Staatszwccke 
dienende  Kraft  der  Regienuig  nicht  uuuöthig  geschwächt  werden  darf,  auch 
es  thöricht  und  verderblich  wäre  die  Zeit  mit  nutzlosen  Streitigkeiten 
swischen  der  Staatsgewalt  und  der  Repräsentation  auszufüllen:  so  ist  eine 
genaue  Bezeichnung  derjenigen  Regierungshandlungen  nothwendig,  welche 
öberhaupt  controlirt  werden  «lürft  n.  Es  ist  also  vorerst  zu  entscheiden,  ob 
nur  Rechte  oder  ob  auch  Interos^^en  der  Bürger  Gegenstand  der  repräsentativen 
Thätigkeit  sein  sollen;  sodann  muss  bestimmt  werden,  ob  alle  möglicher- 
weise von  der  Regierung  verletzbaren  Rechte  in  Schutz  genommen  werden 
können,  oder  nur  einzelne  bestimmte.  Stellt  dieses  aber  fest,  so  kann  und 
muss  darüber  Vorkeiirung  getroffen  werden,  bei  welchen  Füllen  die  Thätig- 
keit der  R«'i)räsentation  schon  als  eine  vorbeugende  auftritt,  so  dass  ohne 
deren  K.emitni>s  und  Mitwirkung  die  betreffende  Regierungshandluug  gar  nicht 
vorgenonmien  werden  darf,  über  die  niitbischlosseue  dagegen  aber  auch, 
wie  natürlich,  später  keine  Beschwerde  zulässig  ist.  welche  ja  die  eigene 
Handlung  angriffe.  Diese  Vorbeugungsrechte  einer  Repräsentation  sind  denn 
uur  Ausnahmen,  da  dieselbe  in  der  Muuartlue  uiclit  regieiTn,  sondern  vielmehr 
dem  Staatsoberhaupte  die  Leitung  der  Geschäfte  bleiben  soll.  In  allen 
andeni  nicht  unter  diese  beschränkte  Zahl  gehörigen  Fällen  von  Rechts- 
schutz i'^t  dieser  auf  nachkommende  Beschwerde  und  etwaige  Klage  beschriiiikt. 
Der  m  Frage  stehende  Unterschied  zwischen  den  Befugnissen  der  Reprascntatjon 
ist  jedoch  nicht  aus  obersten  Rechtsgrundsätzen  zu  entnehmen,  sondern  viel- 
mehr uur  nach  Zweckmässigkeitsrttcksichten  festzustellen . 
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Hiib  nesentfidie  Terseliiedflnheit  dlMer  bdAen  Amraidiiiign  der  Be* 
prihcnUtioB  veiiiitat  denn  natUrUdi  andi  eb»  Tenddedeiiheit  in  dsn 
Haassregeln ,  welclie  die  Staatslniost  nur  Eidelimg  einer  mOgHelut  mtadel- 
haften  Wirksamkeit  der  fänricbtong  anznrathen  hat.  —  Bei  einer  regieren- 
den Repräsentation  handelt  es  steh  vor  AHem  daTon,  für  eine  persönliche 
Tttchtigkeit  der  Mitglieder  zu  sorgen,  indem  sonst  bei  der  ohnediesa 
Bdhwerf&Iligen  Einriditäng  eine  flble  Leitung  der  Staatsangelogenheiten  un- 
vermeidlich ist.  Da  nnn,  znm  offenbaren  Nachtheile  des  Ergebnisses,  in 
einer  Demokratie  das  active  Wahlrecht  nicht  beschrankt  werden  kann,  so 
bleibt  nor  das  Mittel  flbrig,  die  Bedingnngen  der  Wählbarkeit  so  festzu- 
stellen, dass  nur  Bf&nner  von  reiferem  Alter  und  ürtheile,  von  gesicherter 
wirthachaftlicher  Lage  und  von  einiger  in  Geschäften  bereits  erlangten  Kennt- 
niss  gewählt  werden  können.  An  einer  solchen  Beschränkung  des  passiven 
Wahlredites  Anstand  zu  nehmen,  wäre  ein  grosser  Fehler.  Das  Recht  dee 
Bürgers  einer  Demokratie ,  ^^ich  bei  den  öffentfidien  Geschäften  zn  betheiligen, 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Befugniss,  auch  offenbar  Gemeinschäd- 
liches and  Widersinniges  nach  Laune  zu  vollbringen,  sondern  besteht  viel- 
mehr in  dem  gleichen  Anthoile  Aller  an  gesetzlich  und  vernflnftig  geordneten 
Handlungen.  Also  mögen  immerhin  Alle  wählen ,  aber  sie  sollen  nur  Solche 
wählen  können ,  von  welchen  eine  gute  Leitung  des  Staats  vernünftigerweise 
erwartet  werden  kann.  Auch  ist  durch  strenge  Ordnung  sowohl  bei  dem 
Wahlgeschäfte  als  bei  den  Verhandlungen  der  repräsentativen  Versammlung 
selbst  für  vollständigen  Schutz  jeder  Meinung  zu  sorgen,  damit  nicht  rohe 
Gewalt  von  Factionen  oder  Pöbelhaufen  an  die  Stelle  der  wirklichen  Meinung 
der  Mehrheit  trete.  Wenn  hier  nicht  die  rechten  Mittel  gefunden  und  die 
gefundenen  mit  Emst  und  Bürgennnth  gehandhabt  werden,  so  geht  die 
Regierungsfonn ,  auf  welche  so  grosses  Vertrauen  gesetzt  worden  ist,  und 
welche  als  ein  Wendepunkt  in  der  Geschichte  der  Menschheit  erscheinen 
wollte,  ruhmlos  weder  zu  Grunde.  Zeigt  doch  schon  itzt  die  Erfahrung 
Nordamerika's ,  dass  es  nach  Verlassen  der  richtigen  Grundsätze  verständiger 
Vaterlandsliebe  und  staatsniännischer  Einsicht  schwer  ist,  sich  gegen  dema- 
gogische Ränke  und  einsichtsloses  Drängen  der  Menge  nach  immer  schranken- 
loserer Willkür  zu  behaupten.  Sie  zeigt  aber  auch,  dass  in  solchem  Falle 
eine  repräsentative  Regierung  keineswegs  ein  Ideal  hoher  Gesinnung ,  staat- 
licher Weisheit  oder  auch  nur  einfacher  Ehrbarkeit  und  Unbestechlichkeit 
ist.  —  Leichter  sind,  soweit  von  Grundsätzen  die  Rede  ist,  die  Bestimmungen 
über  eine  zweckmässige  active  und  passive  Wahlberechtigung  in  der  re- 
präsentativen Monarchie  zu  treffen ,  wenn  man  nur  an  der  Auffassung  festhält, 
dass  es  sich  nicht  von  der  Ausübung  eines  Allen  gleichmässig  zustehenden 
Rechtes ,  sondern  davon  handelt ,  taugliche  Mitglieder  für  die  Repräsentation 
zu  gewinnen.  Und  wenn  denn  auch  hier  in  der  Wirklichkeit  gar  manchfach 
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{«fehlt  nird,  M>  ist  diess  durch  den  Mangel  eiaer  richtigen  Untendieidoiig 
gwischen  einer  regierenden  und  einer  nar  coiriroUrenden  ReprftsentatiqB 

verschuldet,  toivie  durch  gedankenlose  Nachahmung  der  in  repräsentativeil 
Demokratieen ,  und  wenigstens  zur  HAlfte  mit  Rocht,  aufgestellten  Vorgänge. 
Die  Schwierigkeit  einer  den  Forderungen  der  StMtakuut  eattprechenden 
Einrichtung  liegt  in  der  repräsentativen  Monarchie  ganz  wo  anders.  Es  ist 
nAmlieh  dafür  zn  sorgen,  dass  kein  unauflöslicher  Doalismiui  zwischen 
Begiemng  und  Volksvertretung  bestehe.  Mit  dem  blossen  Verhindern  einer 
von  der  Regierung  vorgeschlagegenen  Maassregel  ist  es  natürlich  in  allen 
jonrn  f'allen  nicht  gethan,  wtlche  durchaus  irgend  eine  Handlung  der 
Staatsgewalt  erfordern.  Auch  kann  es  auf  die  Dauer  nur  zu  einer  tiefen 
Zerrüttung  des  ganzen  Stautslebens  führen,  wenn  die  Htgierung  und  die 
Reprüscntation  wesentlich  verschiedeiK  Auffassungen  von  der  dem  Staate  zu 
gebenden  Richtung  haben.  Die  Möglichkeit  einer  Hülfe  aber  ist  eine  ver- 
sclüedene,  je  nachdem  es  sich  von  ganz  uiial)häugig  stellenden  Staaten 
handelt,  oder  von  solchen,  welche  einer  Bundesgewalt  untergeordnet  sind. 
Während  nämlich  bei  letzteren  eine  allen  Bedürfnissen  und  gerechten  For- 
derungen entsprechende  schiedsrichterliche  Einrichtung  nicht  unmöglich  ist, 
bleibt  bei  ganz  unabhängigen  Gewalten  nur  die  Wahl  zwischen  einem  fort 
und  fort  in  Thätigkeit  erhaltenen  Systeme  der  Gewinnung  einer  Regierungs- 
iiu\jorität  in  der  Versanunlung  und  dem  sogenaimten  parlamentarischen 
Systeme,  d.  h.  einer  Leitung  der  Staatsgeschäfte  nach  den  Ansichten  der 
jewcil  in  der  Repräsentation  vorhandenen  Mehrheit,  somit  auch  einer 
Aendenmg  der  Personen  und  der  Maiissregeln  bei  einer  Umgestaltung  dieser 
Mehrheit.  Leider  haben  beide  Möglichkeiten  ihre  entschiedenen  Schatten- 
seiten, und  steht  der  Ergreifung  des  im  Ganzen  besseren,  namlich  des 
parlamentarischen,  Systenies  die  entschiedene  persönliche  Abneigung  der 
meisten  Staatsoberhäupter  entgegen.  Dass  hier  die  schwache  Seite  der 
ganzen  repräsentativen  Einrichtung  liegt,  und  dass  die  ihm  desshalb  häutig 
gemachten  Vorwürfe  nicht  anbegründet  sind,  kann  eine  unbefangene  Be- 
nrtheilong  nicht  in  Abrede  ziehen;  und  es  ist  daher  wohl  auch  keiijie  allza 
kOhne  Vermuthong,  dass  sich  mit  der  Zeit  an  diesem  liangel  das  Bedftrf- 
aiw  nach  einem  andern  Staatsgedanken  knüpfen  wird,  es  mOsite  dflUl  sein, 
dass  ein  ganz  genügendes  Abhfllfemittel  gefiifiiai  Wirde. 

0oeli,  dem  mag  sein  wie  ihm  iviUt  suüflbrt  bestcbt  aoch  die  Bepri> 
sentatimi  iddit  aar  in  praktiadier  Antabung,  sdudem  «pofa  meli  als  diejenige 
Fem  öee  (rtaatliehen  ZnsMunenlebau«  weldie  dem  Ideale  nlher  kfliunt,-  a}s 
irgend  eine  der  vorangegangenen.  ist  somit  schUessÜcli  aoeh  nodi  der 
Frage  Beachtung  zu  schenken,  bei  welchen  Arten  von  Staaten  dieselbe  IUnh> 
hanpt  Anwendung  erleida?  Hier  leoobtet  denn  allerdfaiii  ein*,  daaa  tfaeik 
ganie  Staatsgattnöfen,  theils  wenigstens  eiaaelne  Formen  einer  Gatto^ 
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dazu  nicht  pausen.  Bleibt  nämlich  auch,  als  unserer  ganzen  Lebensauffassung 
frojnd  und  walirseheinliclj  nie  wiederkehrend,  der  Staat  nach  antiker  Gestaltung 
il'jiuz  ausser  Frage:  und  wird  ferner  die  Theokratie  bei  Seite  gelassen,  dii 
eine  Kegienmg  nach  unmittelbaren  göttlichen  Geboten  itzt  der  ersten  Be- 
dingung ihrer  Möglichkeit ,  des  Glaubens  an  eine  solche  Leitung  der  mensch- 
lichen Schicksale ,  entbehrt :  so  bleiben  doch  selbst  unter  den  mit  den  gegen- 
wArtigen  Anschauungen  und  Gcsittigiingsstufen  verträglichen  Staatsarten 
manche  von  der  Benfttzong  einer  Beprtomtatioii  entschieden  ausgeschlossen. 
Vor  Allem  jene  Staaten,  in  welchen  die  fürstliche  Aatoritfit  so  ^och  gestellt 
wird,  dass  jeglicher,  tndi  noch  so geseldiclier,  Widersprneh  al»  nuanilässig 
'  nnd  Y^reclierisch  erscheint.  Hier  ist  ein  nnversAhnlicher  iuisserer  Wider- 
sprach und  eine  innere  ümnOgUchkeit;  und  stwar,  wohl  bemerkt,  nicht  IdOB 
hl  tielreff  einer  ^Wendung  der  Bqirftsentatioa  auf  den  gesanunten  StaiA, 
sondeim  avch  'fhr  nntergeordiiete  Kreise  desselben.  Auch  nor  eine  Proviniial- 
oder  Oemeinde-Vertretnng  ist  in  einer  onbescfarCnkten  'Monarchie  dnrdiMs 
iblgewidrig,  and  flberdiess  ans  Staatsklngheitsgranden  nicht  ratiisam,  des 
sehfimmen  Beispieles  wegen.  Sodann  ist  dieAnwetldong  der  YolksTertretiing  . 
nicht  vertrilgiich  ndt  der  Aristokratie.  .Allerdings  nidit  wegen  eines  gndid- 
sAtilicben  WIderspnicfaes,  wohl  aber  wegen  der  BedenkKehkeit  der  Fdgen. 
Es  entstttnde  die  offenbarste  Cteftht,  dass  sich  der  durch  eine  Beprft- 
sentatioQ  gegebene  and -anerkannte  demokratische  Einflnss  bald  In  einen 
nnrohigen  Kebenbnhler  und  mit  der  Zeit  in  ehien  tddtlichen  Feind  ver^ 
wandebr  konnte.  Die  lossere  Erscheinnng  einef'  regierenden  ndd.'  einer 
flberwadienden  Versammlnng  ist  allzofthnUch,  als  dass  nicht  nnwflllElIrlicb 
VergleidiiiDgen  ihrer  Tflchtigkeit,  ihrer  Sorge  Ar  das  Tolkswohl-nnd  ihrea  - 
Zasaamenhanges  mit  dem  Volke  entstehen  soUten;  diese  G^genfiberstettongen 
aber  würden  am  so  weniger  immer  som  Vortheile  der  anf  eigenes  Recht  nr 
Begierang  sich  Stfttaenden  ansiaUen,  als  eine  Beherrschimg  durch  eme  Anzahl 
in  allen  ftbngen  LebensTerhiltnissen  siemiich  nahe  Stehender  am  schwersten 
eMragüi  wird  nnd  den  Neid  am  empfindlichsten  reist.  Endlich  noch  ist 
kein  Bedttrfliiss,  m  einer  Beprftsentatkm  m  greifen,  in  Jenen  (freilich  seltenen) 
kleinen  Staaten -vorhanden,  deren  geringe  Bedlirfidsse  nnd  wenig  zahlreildie 
Geschäfte  möglicherweise  durch  die  versammelten  Bfirger  selbst  erledigt 
werden  können.  Zwar  ist  keine  Unverträglichkeit  des  Gedankens  der  Yer- 
tretang  mit  einem  solchen  Zustande;  nnd  es  mag  sogar  sein,  dass  manche 
Angelegenhdt  in  dem  Bathssaale  besser  behandelt  wtlrde ,  als  in  der  offenen 
Volksversammlang :  allein  es  behält  bei  der  Abwesenheit  einer  äusseren 
Nothwendigkeit  der  Stolz  des  freien  Mannes,  eigene  Rechte  selbst  zu  wahren, 
begreiflicherweise  die  Oberhand.  —  Dagegen  steht  theoretisch  einer  Ein- 
Hlhnng  von  repräsentativer  Einrichtung  nichts  im  Wege  in  einer  Patriarchie, 
wo  gar  wohl  Abgeordnete  des  Stammes  mit  dem  Haupte  die  wichtigeren 
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iagdegodieitfln  bentben  küniMD.  Ferner  »igt  sehon  die  Krkknug,  daat 
der  bansherrUclie  Staat  gar  iroid  eise  BepriseDtatk»,  sei  es  einaelner 
IDaaeeii,  ari  es  aelbit  der  Ckmamnifheit,  ertrigt  Nor  kami  aOerdinga  Uer 
nidit  TOD  einer  gnmdgttilichen  Tbeflnahme  an  den  Staatsangelegenheiten 
{■ABgemefaien  die  Bede  sein,  alswelclMniclitSaeiiederLandesaagekirigem 
loidenir  nur  des  Landeshemi  sind;  wohl  aber  tod  einer  BescbflUaag  der 
•'^■f*  mit  dem  Landesberm  venbredeten  Gerechtsame.  Vor  Allem  aber 
sind  die  Einbeifsebaften  des  nemeitigen  BedrtsstaaAes  sovie  die  YoQnherr- 
sobaften  mit  iVmfiogreieber^  Gebiete  oder  grosser  Qevölkemng  dii^jenigen 
matttcbett  Formen,  in  nelchen  die  Reprflsentaftion  Anwendang  findet,  md 
flir  die  sie  selbst  lur  Methfwndigkeit  geworden  Ist.  Das  Verlaagen  nacb 
Beehtaacfants  nnd  nacb  FOrdemng.  der  Interessen  ist  in  Gesittigongsaistiiiden, 
tar  welche  diese  Staatsfiinnen  psssen,  weit  Tcrbreitet  nnd  anf  die  Dauer 
anvldeistchlieb;  allgemeine  Yehaaunbmgen  der  BOiger,  oder  aneb  nor 
poBser  betbeiligter  Abäieilnngen  derselben,  smd  ans  piQrsiscben  Grftnden 
nomOgUcb,  mit  der  Honardiie  flberdiess  politisdi  kaum  vertraglich;  das 
Gesetz  der  Arbdtstheilnng  macht  sieb  auch  hinsichtlich  der  BeBorgnng  ge- 
linscbaftlicher  ^ordemngen  geltend;  die  Einsicht  ist  gross  genng,  nm 
eise  Zofriedenstellung  mit  dem  Beschränkt^^m  erträglich  zn  finden,  wo  das 
Weitere  meht  erreicht  werden  kann:  diess  sind  denn  aber  gornde  die  Be-^ 
diugnngen  eii^er  TtTtrettmg  durch  Wenige  aas  der  Mitte  der  Betbciligten. 
Da  nm  aber  beinahe  alle  Völker  europäischer  Gesittiguug  sich  in  solchen 
Zastän<liü  befinden,  somit  fast  drei  Welttheile  dem  Gredanken  und  selbst 
dem  Bedarfui<^se  der  Repräsentation  zogftnzUch  sind:  so  ist  anch  das  Feld 
der  Anwendung  in  der  Gegenwart  und,  soweit  wir  sa  bevrtheilen  im  Stande 
sind,  in  der  Zukunft  unermesslich.   Es  mag  sein,  dass  zuweilen  in  einem 
Lande  und  selbst  in  weiterem  Umfange  während  eines  Zeitabschnittes  das 
Vertrauen  in  die  Reprä^'ntativ- Einrichtungen  sich  mindert,  oder  dass  es 
einer  glücklichen  (icwaltherrschuft  gelingt,  die  Anwendung  derselben  zurüek- 
zudräugcn  und  selbst  ganz  aufzuheben :  solche  Schwankungen  sind  aber  nur 
vorübergehend.  So  lange  diese  Staatsform  die  Bedürfnisse  der  Völker  wenig- 
stens leidlieh  befriedigt,  und  so  lange  kein  anderer  zufriedenstellt nrlerer 
Gedanke  aufgefunden  ist^  wird  die  Vertretung  immer  wieder  verlaugt  (lud 
eingefahrt  wei'den.  ^*         '  ^ 


Gegenüber  von  einer  solchen  Erscheinung  von  wcltgt  'Jehiohtlicher  Be- 
deutung ist  denn  natürlich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  eine  sehr 
grosse.  Sie  hat  das  Wesen  der  Repräsentation  und  ilu*e  allgemeinen  Eigen» 
jchaften,  die  guten  sowohl  als  die  misslichen,  zu  ergründen;  sie  soll  die 
einzelneu  schwierigen  uud  wichtigen  Fragen  gründlich  untersuchen  und  m 
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befriedigender  LöMng  fafingen;  sie  nnui  endlidi  die  Anwendnng  des  Systemes 
im  einiebieo  Lande  sdiildeni  md  mit  dem  gaaaeii  Organismne  detselben  in 
YerbiDdnng  bringen.  Dieser  Bnf  ist  denn  nun  nicht  nngelKI^  Terballt. 
Das  BedflrfiüsB  für  das  Ld>en  war  za  dringend  nnd  die  Aossicfat  auf 
Erwerinmg  eines  Verdienstes  n  lodrond,  als  dass  nicbt  schon  vid&che 
Yersnche  sn  einer  Bearbeitong  des  reprUentatiTen  Systemes  gemtcht  norden 
•wireii  sei  er  als  allgemeine  Lehre,  sei  es  in  bestimmter  Amiendimg  laf 
einieine  Staaten.  Dennoch  bleibt  immerhin  eine  «mancbfiiche  Mdgüchkeit 
sn  Naehtrigen  and  m  Bichtigstelinngeo.  Koch  sind  nicht  ammtliche  ali- 
gOMine  Gesicfatqimlde  vollständig  nnd  zotreiiBind  erO 
Fragen  endgültig  eriedigt  Die  nachstehenden  Arbeiten  sind  dam  bestimmt, 
wenigstena  ebien  Theil  dieser  LOekm  amnflllleii. 


1)  8.  fiber  die  Literatur  dei  all^remeinea 
Od  UMmtur  te  BtMUwtowiwittftwi,  Bd.  I,  a.  Sir 


aMiae 


Digitized  by  Google 


i 

Heber  die  verschiedene  Auffassung  des  repräsentativen 
Systemes  in  England,  Frankreich  und  Deutschland  >). 

Es  würde  von  sehr  oberflächlicher  Kenntniss  and  von  geringem  Naeh- 
deuken  zeugen ,  wenn  man  die  Ausbildung  und  die  Wirkungen  des  Systemes 
der  Volksvertretung  als  gleichraässiipr  in  den  verschiedenen  Staaten  vor  sich 
gegangen  aiinähme.  Diess  konnte  in  der  That  gar  nicht  sein.  Ist  es  doch 
nicht  nur  möglich,  sondern  sogar  nothwendig,  dass  sich  ein  und  derselbe 
Gedanke  auf  verschiedene  Weise  organisch  entwickelt,  je  nachdem  er  einen 
Stoff  zu  beleben  hat.  Sollte  auch  der  Zweck  im  Wesentlichen  der  gleiche 
bleiben,  so  entsteht  doch  eine  mehr  oder  weniger  bedeutende  Abweichung 
in  der  Gestaltung  und  in  Beziehung  auf  die  P'olgen,  wenn  in  dem  einen 
Falle  ein  gewisses  Element  besonders  ergriffen  und  in  den  Vordergrund 
gedrängt  wird,  wekhts  in  einem  andeni  Falle  gar  nicht  vorhanden,  viel- 
leicht gar  durch  ein  zweites  in  jener  Verbindung  wiederum  fehlendes  Mo- 
ment ersetzt  ist.  Dazu  kommen  noch  verschiedenartige  geschichtliche  An- 
knüpfungen, unglticbe  äussere  Schicksale,  mächtige  Persönlirlikvitcn.  Gar 
nicht  zu  reden  von  möglichen  absichtlichen  Verdrehungen  und  Ablenkungen. 

Beweise  dieser  Sätze  begegnen  uns,  wohin  wir  den  Blick  wenden.  Man 
nehme  nur  den  grossen  Grundgedanken  der  christlichen  Religion.  Wie 
wesentlich  verschieden  hat  er  sich  entwickelt  in  den  unter  sich  abweichen- 
den Medien  theils  der  Jahrhunderte  theils  der  gleidudtigen  Volker.  Oder 
den  genn&nischen  Gedanken  des  Werthes  der  Frau  in  idiiai  so  bedeotenden 
Abichstteiig«!  bei  dem  spanischen,  dem  fraosOdechen,  engliaeben  und 
dem  deutsdieD  Tolke,  bsi  taselbea  Volke  in  doa  tcncthiedeiieB  StibideiL 
Ferner  die  Sklaverei  in  ihrer  Aofliusiing  bei  den  Orientalen,  bei  den  an- 
tiken  Völkern  und  in  den  eiiropüscben  Kolonieen.  Die  Kolanisation  selbst, 
Je  nichdem  Endedigung  einer  flbersohflssigen  BevOlkenmg,  Gewinnung  von 


1)  DiCM  Abhudlang  enchien  zaertt  In  der  Tttbinger  Zeitaehr.  f.  StaiOlwIn.,  Bd.  III.  iOar 
itt  ä»  ■wachflich  «mgwurbeitet ,  nuneatlieb  b«d«ut«od  «btckOnt,  da  m  pawend  enchien,  ü»  « 
▼onehlife  rar  Vwbtammnti  des  repiisflntattven  ^tem»  «o  Einem  Orte  tu  vereiniffen.  All 
Mkher  aber  war  die  Abhandlun^r  Nr.  10  UotM  flwMlW  mgntlftt 
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Bohstoffen,  Handel,  Erzeugung  tropischer  Prodocte,  Gründung  einer  milita- 
riechen  Stellung  oder  Aasdehnung  dMr  Beligion  der  nächste  Zweck  war. 
JH»  Um  dir  ?itriiurchie  bei  einem  anbiscben  Stanune  and  im  ebinesisdicn 
Beidw,  n.  s.  w. 

Diesem  Schicksale,  in  Tenchiedenen  ZnstSnden  «esemUch  anders  aaf- 
gebest  ond  in  bedenkend  abweichenden  Biehtangen  dnrchgellihrt  worden  sn 
sein,  ist  denn,  wie  gesagt,  auch  der  Qedanke  der  YolksTertretnng  im 
Bechtsstaate  der  Jetztteit  nicht  totgangen.  Sieht  man  auch  gans  ab  ?on 
der  Anwendnng  der  Beprflsentatimi  in  der  Demokratie,  wo  dieselbe  schon 
rechtUeh  sa  einem  gans  andern  Organismus  wird:  so  liadek  sidi  aaeh  in 
den  FtrstenthOmfiin  eine  wesentlich  Terschiedene  Oebahrong. 

Zam  TerstBndnisse  dieser  Erscfaeinnng  ist  es  nicht  nothwendig,  tief 
in  die  Geschichte  der  Anstalt  einsndringen;  und  es  wire  flberflflssig,  ond 
folglich  nnr  störende  Gelehrsamkeit,  Tom  Zwecke  der  gegenwärtigen  Be- 
trachtangen  die  Geschichte  der  germanischen  Yolksversanmüongen  und  des 
UjsproBges,  Yeriaofes  nnd  Unterganges  der  mittelalterlichen  Stände  m 
entifickebi.  Gibt  doch  Jeder  so,  dass  sich  in  England  ans  diesen  Einrich- 
tungen im  .Lanfe  der  Jahrhondeite  nnd  unter  schweren  UmwUzongen  der 
Gedanke  einer  allgemeinen  .Yolksrertretang  gegenOber  Ton  dem  Forsten  som 
Schntie  der  Bechte  ond  der  Yortheile  der  Gesammtheit  sowie  der  Einaelnen 
entwickelt  hat;  dass  letsterer  Gedanke  von  andern  Yolkem,  und  setbsjt  in 
andern  Welttheilen,  anfge&sst  und  in  Jedem  Lande  dem  sonstigen  Grganis- 
muB  aagepasst  worden'  ist;  dass  endlich  die  noch  wdtere.  Einftthrnng  und 
ToUstandige  Ausbildung  oder  die  Wiedererlangung  des  Grundsataes  der 
Yolksvertntang  der  Angelpnnkt  ist,  um  welchen  sich  die  Staatskunst  und 
vieDeicbt  das  Scifaicfcsal  eines  bedeutenden  Theiles  der  eoropAischen  Staaten 
auch  Jetzt  noch  dreht  Es  ist  somit  als  unbestritten  aniunehmen,  dass  nicht 
nur  geachichtilci»  Untailage  die  nämliche  ist  ittt>  alle  europäische  Staa- 
ten, welche  Jetzt  Yolksrertretung  beeitien,  «nBinlidi  die  gennanische  TbeO- 
nahme  der  Yollberechtigten  an  den  auch  sie  betreffenden  öffentlichen  An- 
gelegenheiten; sondern  auch,  dass  die  sänuntlichen  Jetdgen  repräsentativen 
Yerfawnngen  in  unmittelbarer  oder  mittelbarer  Abstammung  dem  britischen 
Parliamente,  als  gemeinsamem  Moster,  entnommen  sind,  nnd  zwar  alle  in 
Folge  desselben  BedärMsses ,  dem  erwachten  staatsbürgerlichen  Gefahle 
und  der  verbreitetcren.  Einsicht  in  staatlichen  Dingen  den  gebahrendeu  und 
gesetzlichen  Einfluss  zu  gewähren.  Allein  eben  80  Idar  liegt  thatsächlich 
Tor,  dass  trotz  dieser  gleichen  geschichtlichen  Abstammung  dennoch  sehr  ver- 
schiedene Ausbildungen  der  Bepräsentatiou  sich  entwickelt  haben.  Und  zwar 
sind  nicht  etwa  blos  Formen  und  minder  wesentliche  Xhcile  abweichend 
bestimmt;  sondern  eine  irgend  aufhierksamc  Betrachtung  zeigt  alsbald,  dass 
sich  der  innerste  Geist  der  Anstalt  in  England  selbst,  in  Frankreich 
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and  endlich  in  den  zahlreichen  deutscheu  repräsent ativeA  Staaten 
in  dreifacher  Richtung  und  Wirkuug  eutwickolt  hat.  Dessen  sich  voll- 
kommen bc'wusst  zu  sein,  ist  aber  durchaus  uothweiidig,  wenn  nicht  grobe 
Verstösse  in  Beurtheiluug  der  Ereignisse  und,  was  noch  schlimmer  wäre, 
gaiiz  falsche  Aiixiehten  über  etwa  wünseheiiswt-rthe  Verbesserungen  eintreten 
nullen.  Daher  denn  nachstehender  Versuch  ciuer  klaren  Vergegenw&rtigiiug 
dieiier  Verschiedenheiten. 

In  England,  also  in  dem  Muttcrhindc  der  Einrichtung,  treten  drei 
cliai-akteristische  Gruudzüge  entgegen. 

Dt-r  erste  be>teht  darin,  dass  der  Heischesatz,  die  Regierung  müsse 
lediglKli  der  Aufdruck  der  im  Parliam»  iitc  licrrsclienden  Mehrzahl  sein,  seit 
der  Revolution  von  1688  allmählig  einen  entschiedenen  und  auch  gar  nicht 
mehr  bestrittenen  Sieg  errungen  hat.    Das  Ministerium  ist  eigentlich  nichts 
anders,  als  ein  gemeinschaftlicht  r  Aii^schu-;s  aus  den  beiden  Ilausern,  zu- 
sammengesetzt aus  den  hervo^ragen(l^ten  und  einflussreichsten  Mitgliedern 
der  Majorität;  niemals  aber  eme  dem  Parliamente  gegenüberstehende,  ihm 
vielleicht  sogar  feindliehe  Gewalt,  entsprossen  aus  dem  Einzelwillen  und 
den  persönlichen  An>-ichtcn  des  1^'ürsten.    Mit  einem  entschiedenen  Wech>el 
ikr  Majorität  wech.selt  aui  h  das  Ministerium,  und  so  bleibt  imnn  r  Einklang 
zwischen  den  entscheidenden  Staatsgewalten,  wenn  schon,  natürlich,  der 
Kampf  zwischen  der  Mehrzahl  und  der  Minderzahl  ein  heftiger  sein  kann. 
Unläagbar  ist  freilich,  dass  bei  diesem  Systeme  der  persönliche  Eiufluss 
dM  Fürsten  kein  entscheidender  ist,  und  dass  letzterer  sogar  oft  lange 
Zeit  von  Ministem  umgeben  sein  kann,  weiche  seiner  eigenen  politischen 
Mriimng  nicht  angehören,  ihm  Tielleicht  aadi  menschlich  nicht  angenehm 
BBd  beqneni  and.  Desnodi  ist  es.  nnpftssend,  hier  von  dnem  tätetiani« 
>dien  Doge  m  reden.  Aoeh  in  der  jei^gen  Gestftttug  der  Dinge  bleibt 
für  elneii  Begenten  vom  Geist,  WÜtemücnft  wad  liebe  mm  QnUm.  eine 
kOtngliehe  Stellang;  und  die  «kaiserlicfae  Krone»  von  Grotsbritaniiien.  und 
Ubald  hat  mhrlieh  die  yiergleichung  mit  keiner  «ndera  n  schenen./ 

Ein  sweiter  beseichnender  Zng  der  englischen  Adbssong  des  Parlia- 
moBktfii  ist  die  Einriofatnng,  weleher  gemäss  die  Tolksvertretende  Yersamm- 
tang  kehieswegs  blos  die  negnÜTe  Bolle  einer  Tertheidigung  verletzter  nnd 
bedrohter  Volksrechte  and  einer  Abwehr  ungesetzlicher  Gewalt  oder  onge- 
schidfter  Begiemng  hat,  sondern  Tielmehr  einen  bedeutenden  Thefl  der 
Verwaltong  des  Staates  nnnittelbar  nnd  positiv  besorgt.  Nicht  nor  hat  das 
ObeihaiiB  eine  weit  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit  in^letiter  Instanz;  sondern 
es  wird  ftberbaopt  eine  grosse  Anzahl  von  Geschäften  von  den  beiden  Hau- 
sen mittelst  fttatUcher  und  Privat -Bills,  femer  durch  £nqu4ten  geordneti 
wekhe  in  aUen  fibrigen  Staaten  als  Aufgabe  der  Begierung  betrachtet  wer^ 
den.  Ea  mag  jetzt  ununtersncht  bleiben,  in  wie  ferne  das  Verwalten  mittelst 
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so  zahlreicher  tmd  in  schwcrfdlligcn  Formen  sich  bewegender  Versammiimgeii 
bequem  und  iq  jeder  Beziehung  zuvcckmässig  ist:  allein  so  viel  ist  gewiss, 
dass  in  dieser  Ausdehnung  der  parlamentarischen  Zuständigkeit  ein  weiterer 
Grund  liegt,  warum  in  England  der,  anderwärts  so  bemerkliche  und  stö- 
rende, Zwiespalt  zwischen  Regierung  und  Kanunern  unbekannt  ist.  Was  das 
Puriiaoieut  selbst  besorgt,  kann  ihm  keine  Veranlassaug  Sk  einer  BekriU- 
laug  oder  gar  Bekämpfung  der  Regierung  geben. 

Der  dritte  charakteristische  Grundzug  des  repräsentativen  Wesens  in 
England  ist ,  dass  sich  das  farliament ,  und  somit  auch  die  Regierung, 
wesentlich  auf  die  vorherrschenden  Elemente  im  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Leben  des  Landes  stützt,  damit  aber  nicht  blos  auf  geschichtlichem 
Boden  steht,  sondern  in  der  That  der  Ausdruck  der  Wirklichkeit  ist.  —  In 
der  Hauptsache  ist  diese  Grundlage  auch  jetzt  noch  die  Aristokratie,  allerdings 
in  dem  Sinne  und  in  der  Entwicklung,  welche  dieser  Theil  der  Gesellschaft 
in  England  hat.  Das  Land  besitzt  allerdings  einen  zahlreicheren  und  tüch- 
tigeren Mittelstand,  als  irgend  ein  anderer  europäischer  Staat;  nirgends  ist 
sich  der  einzelne  Bürger  so  bestimmt  seiner  Rechte  bewusst  und  so  gewöhnt, 
denselben  Geltung  zu  verschaffen ,  als  eben  hier ;  die  öffentliche  Meinung 
wird  durch  Presse,  Vereine  und  Versammlungen  in  regstem  Leben  und  in 
oft  unwiderstehlicher  Kraft  erhalten:  allein  das  Land  ist  wesentlich  aristo- 
kratisch durch  Gesetz  und  durch  Sitte.  Das  Grundeigenthum  ist  in  verhält- 
nissmä^,!^ig  sehr  wenigen  Händen;  das  Erstgeburtsrecht  wird  ganz  allgemein 
geachtet,  dadurch  aber  die  Zusammenhaltung  unermesslicher  Heichthümer 
and  beherrschenden  erblichen  Einflusses  auf  die  Umgebungen  weit  und  breit 
gesichert;  die  Verwaltung  eines  grossen  Thciles  der  inneren  und  täglichen 
Angelegenheiten  geschieht  ohne  Entgelt  von  Freiwilligen,  somit  blos  von 
den  Reichen;  die  gesellschaftliche  Stellnug  der  Vornehmen  ist  hoch  and 
vom  ganm  Tolk0  nnbestrittes  anerkannt  and  angestaunt.  Diese  Aristo- 
kratie  aber  isl.idir  aJIgemeio  für  die  öffentlichen  Geschäfte  gebildet;  und 
zwar  weniger  dnreh  peinliehe  Faehatndieo,  als  durch  allgemeine  mensdi- 
liehe  Cnltnr,  dnreh  vornehmen  Siim  und  durdi  TbeilnahaM  am  OffentBehen 
Lehen  von  Jagend  an.  Sie  bat  aowoH  die  Eiaaidil  als  die  Gesinnug  n 
finter  Begierong,  nnd  es  wird  ihr  diöss  von  allen  Seiten  sogestanden.  Auf 
^iesea  mAchtige  Begierangselement  nmi  ist  das  FtofiameDt  fest  gegrflndet, 
nnd  zwar  nicht  etwa  blos  im  Oberfaanae,  soodem  eben  so  sehr  im  söge* 
'  nannten  Hanse  der  Gemeinen.  Die  abenriegende  Zahl  anch  der  Mitglieder 
des  leteteren  gehört  den  vornehmen  nnd  reichen  Ständen  an,  wie  diess  schon 
dnreh  die  grossen  Kosten  der  Wahlen  nnd  dnreh  die  UnentgeltUchkeit  der 
Leistnngen  im  ParUamente  bedingt  ist,  nnd  sie  wird  auch  durch  den  Einflnss 
dieser  Klassen  gewSUt  Dadurch  eriittt  denn  die  Staatoldtong  ehie  grani- 
tene Unterlage,  auf  weleher  sie  ihren  Hebel  mit  Sicherheit  ansetien  kann. « 
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AIBUki  Kiifllirt  hit  ttil  Icker  Btutgti^tthtÜ  dttt  Thimdiwn  lt#pimf!f 
geUagm  md  naben  tai  triitirlrrititHlmi  ftttwiaiiiMirilfm  du  VolkdalMM 
Mdl  attdArn  nidrtjgtD  gwfillifiliftftWAfff  OctttltiiiifeD  snd  if^irilw  eiscB 
Awthftil  Ml  dar  Tatittium  and  BMteiBK  des  Tiindro  etaumfamt.  lilMld 
dMi  irailere  AmgfMiwiimiig  der  BuHfttgt  «itiicihii^deii  aiehi  ndur  ugo- 
mtmm  gewwea  «In,  fiebaelir  d«MllMi  eiM  flteDug  iWMfbilb  der 
'  jentriiafaon  Ldtang  der  MotKefaiii  Aagdegeiheitiii  ind  vielkidit  seUiat 
«in«  MadMliie  Hattnig  la  denelbea  gegeben  bitte.  Wie  setaer  Zeil  in 
18.  JUnlimidert  di^|cnlgett  etidtieebea  Korpontioiie&,  midie  elcb  n  ebiiger 
Bedeotaa^  eriioiMn  betten,  ndien  d^  Lfhwmdtl  am  l^ultanente  einberefen 
«erden,  m»  bei  die  BeformbUl  tob  1889  den  gewelUg  berenge«ecbeenen 
btereeeeei  des  Gewerbe-  md  Handebleibeiis  einen  vettern  Antbefl  an  der 
yertretang  eii^erlnnit,  md  s«nr  ndl  direeter  YeiUkrimg  der  ArielobintieL 
Und  dn  dieee  BertKWcbtignng  den  «ebren  VerbMtnieeen  noeb  niebl  gani 
a  entapreeben  eobeini,  eo  dnd  lebm  itH  «ieder«  nnd  i«ar  ata 
feMMertifin  Fiiteim  «em  scbon  in  ab«eidmideni  Maeaee,  nene  Plane  in 
«ettnrör  An^jaiwiimg  des  Einflasses  der  gewcrbenden  nneam  im  Gange.  Ob 
tteie  AenderoDgen  nicht  auch  ihre  Nachtbeile  haben  werden,  namentUeb 
tedi  eine  unklarere  and  verwickeitere  Stellung  der  Parteien,  steht  aller- 
dings  dabin ;  aUebl  «eit  überwiegend  ist  jeden  Falls  der  Vortheil ,  dass  das 
Farlianent  fortwährend  aaf  den  that  sächlichen  Znettnden  dee  Landes  ruht 
nod  dadurch  immer  Herr  der  Ereignisse  bleibt. 

Ans  diesen  Grundittgen  ist  das  Bild  des  groesartigen  reprlaentattreii 
Staatslebens  Englands  zusammengesetzt.  Wir  sehen  eine  aasgesprochene 
Farteiherrschaft,  bei  welcher  die  Begiernng  and  die  Mehrheit  der  Volks- 
vertretong  inuner  flbereinstimmen ,  weil  die  Leitnng  der  öffentlichen  Ai^e- 
legenlieiten  angenblicklich  und  ohne  alle  Unordnung  von  den  bisherigen 
Inliabem  auf  die  schon  zam  Voraus  anerkannten  Führer  der  Gegner  Über- 
gebt, sobald  die  letzteren  die  Stimmenmehrheit  gewinnen.  Wir  sehen  anter 
diesen  Parteien  heftiges  Hingen  um  die  Leitung,  allein  niemals  ein  An- 
kämpfen gegen  die  Staatsgewalt  als  solche,  niemals  ein  BemOhen,  diese  in 
ibrem  Principe  unmöglich  zu  machen  und  ihr  die  nöthigen  Kegierungsmittel 
zn  verweigern.  Würde  doch  jede  Partei  im  eigenen  Fleische  wüthen,  wenn 
sie  Forderungen  stellte  und  Handlangen  begienge,  welche  ihr  selbst,  die  ja 
jeden  Tag  selbst  zur  Regierung  gelangen  kann,  Verlegenheiten  bereiten 
oder  sie  zu  einem  schimpflichen  und  sie  verderbenden  Widerspruche  mit/ 
ihrer  eigenen  Vergangenheit  bringen  würde.  Wir  sehen  am  Staatsruder 
ein  Anzahl  hochgestellter,  welterfahrener  und  stolzer  Männer,  welche  unter 
sich  in  zwei  Parteien  zerfallen  mit  verschiedenen  Ansichten  und  Ueber- 
lieferungen  hinsichtlich  des  Maasses  einzelner  öffentlicher  Freiheiten  und 
gewisser  Begierongsgroodsätze,  die  aber  in  a|len  Hauptsachen  des  staat- 
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fielMD  Lebeu  raanttich  IkbereiiutiniinB,  bq  dass  telbst  «in  UfliMigaiii  der 
Hemehtift  von  den  einen  anf  die  anderen  vcrhUtniBsintoig  geringe  'WirinBfen 
avf  die  Leitung  des  Staatsschiffes  zur  Folge  hat.  Wir  eeluD,  dase  das 
gann  staatliche  Lehen  anf  den  thatsSchUch  ab«nviegenden  Elementen  des 

Yolksiostandee  sicher  roht,  und  däss  somit  nöthigen  Falles  zur  Nieder> 
schlagong  yon  Anfechtangen  aasserhalb  dos  Kreises  dir  nebenbnhlerischen 
Parteien,  wie  z.  B.  von  Chartisniti^  oihi-  uniwälzeriscben  VerschwOmngen, 
Kraft  im  Ueberfliissc  vorhanden  ist.  Wir  scbon  endlich  eine  Gesetagebaagt 
welche  nicht  nur  alle  Rechte  des  einzelnen  Bürgers  läng^-t  nimniwunden  an- 
erkannt hat  und  kräftig  schützt,  so  weit  solche  aof  der  Bildungsstufe  gefordert 
werden,  d«ren  staatlicher  Anadruck  eine  VerCassnug  mit  Yolkavertretnng  ist; 
Sooden  die  auch  jene  allgemeinen  Einrichtungen  und  Maassregeln  oogestört 
gedeihen  lässt,  deren  Spiel  zu  dem  Gedeihen  dieser  Stiuitsart  notbwcudig 
ist  und  für  dieselbe  die  Lebensluft  bereitet,  wie  z.  B.  Pressfreiheit,  Volks- 
versammlungen, unabhängigste  Gemeindeverfassung.  Diess  Alles  aber  ist . 
organisch  zn  einem  Ganzen  verwachsen,  dessen  einzelne  Theile  sich  gegen- 
seitig tragen  und  schützen,  welches  in  seinem  Innern  keine  Widersprüche 
noch  zersetzende  Kräfte  hir^'t ,  und  welches  daher  auch  die  sittlich  sowohl 
als  sachlich  ricscniiaften  Erfolge  erzeugt,  welche  von  andern  Völlttm  nöt 
Bewunderung  und  Neid  angestaunt  werden.  * 

Wesentlich  vorschieden  hiervon  war  die  Gestaltung,  welche  das  re- 
präsentative System  in  Frankreich  gewann.  Dassclhe  hat  raanchcrlei 
Phasen  durchlaufen.  Woini  auch  ein  Zurückgolu  n  auf  die  alten  Zitats  generau.\ 
zum  riclitigen  Verständnisse  der  in  der  kaum  ahgolanfonen  Zeit  oingofOhrt 
gewesenen  Einrichtungen  nicht  erforderlich  i>t,  (hi  der  Versuch,  die  ständische 
Verfas.^ung  im  Jahre  neu  zu  Ih  I.  Im  u,  an  dm  Auffassungen  und  Leiden- 
schaften der  Zeit  im  Allgenieim  n  und  an  dem  Selbstgefühle  der  Abgeordneten 
des  dritten  Standes  insbesondere  sclititerte,  und  ganz  neue  Wege  nach 
allgonieinen  theoretischen  Lehren  einge<chlagen  wurden:  so  kann  doch  nicht 
üborsoiieu  werden,  da'^s  innerhalb  j^iibenzig  Jahren  vier  ganz  verschiedene 
Anwendungen  von  den  drnndg» danken  der  Kepräsentation  gemacht  wurden, 
einige  derselben  sogar  zu  verschicdenenmalen.  Die  Vorfassung  von  1791 
beseitigte  zwar  das  Königthnni  noch  nicht  v(>llig;  allein  auf  der  Grundlage 
der  Gewaltentheilung  errichtet  und  von  Misstrauen  gegen  die  fürstliche 
Gewalt  erfttUt,  liess  sie  dieser  nur  enirrii  Kaimi,  während  sie  der  Volks- 
vertretung die  hauptsächlichste  Macht  im  Staate  zuthoilte.  Anwendungen 
der  Repräsentation  auf  die  Demokratie,  also  mit  gänzlicher  Beseitigung  einer 
flUrstliOlien  Gewalt,  machten  die  thatsÄchiichen  Zu-tände  des  Conventes,  die 
(allerdings  nie  ins  Lebeu  getretene)  Verfassung  von  17'Jo,  sowie  die  Diroctorial- 
▼er&asung';  und  eine  Emeueruug  desselben  Gedankens  wurde  während  der 
Repoblili  von  1848  bis  18U  versucht.  Eine  dritte,  freilich  kaum  mehr  als 
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■■heiittiti,  IhwÜiahmg  dar  BiprtMatitiOB  war  wlbrend  des  ertUn  KiiMr- 
nkhi,  ud  UUtot  ttit  nieder  unter  dem  smttm  SeleertlioiB  die  Yeiiusiiiig 
Fhuikfelclis.  Eadttoii  aber  werde  «pler  der  Beitaantioa  ond  neter  dem  Jett- 
Ifiiijglliima  einer  Ja  nek  begrOadelen  SteelBgewatt  die  YoUiifertretimg  all 
leetaehteadc,  lieealgtaiMade  and  narineinaetoeo  AamahiiMiiMleB  mitwirkende 
Gewalt  gegennbergeetellt  . 

80  belehrend  aan  aaeb  eine  nihere  PrOfing  and  GegeneinandereteHang 
dieaer  vancUedeoea  Terweadangea  der  ateiliehen  Gnmd^richtnng  and 
ftrcr  FolfCB  wire,  lo  können  dodi  mm  Bebnfe  des  gerade  itit  vorliegenden 
Zweokee  —  nimllcb  ebier  Yeigleiflhnng  der  Teraebiedeneo  Anffiimnmgen  des 
BfipHBfiniali»iuil>imw  in  einer  Itoaarchie  —  ledigUch  aar  die  Verfaisangt- 
aatiinde-von  1814—18.48  dienen.  Die  repiSeentatite  Demefcratie, 
gleiel^ttltig  ob  ale  aUgeBBetaie  regiereade  Gewalt  wlkrend  des  CcmTeata, 
edtr  nls  'gemagebender  KOrper  anter  den  Directorinm  nnd  der  RepobUk 
von  1848,  gehftrt  einer  gana  andern  Staataart  an  and  rabt  aof  einem 
weeeatlleh  veraebiedenen  reobtUehen  Gmnde.  Die  Abgeordneten -Kanunera 
Mi  bc&dmi  Saieeneicbe,  nm  ven  den  Senaten  gar  nickt  in  reden,  sind  nni; 
8cbefai9Balaltnngen,  Wibdw  keine  wirklkbe  Bedeotnng  haben  eoUen  nnd 
nck  keine  kabea.  Es  wftre  fast  ein  Spott  auf  die  Yolksrertretong,  sie 
enutlkdi  als  eine  AaftMsang  derselben  zu  besprechen  und  wirkliche  Hand- 
habsngen  derselben  gegenttber/ustcUeu.  Eine  solche  parlamentarisiche  StelluDg 
der  Aqviaentation  ist  allerdings  io  diesem  Augenblicke  beseitigt  und  wird 
mit  amtlichem  Grimme  uud  Hohne  verfolgt.  Aber  nicht  nur  ist  es  mehr 
als  wahrscheinlich,  das«;  das  so  veränderliche  Volk  zu  emer  wenigstens 
ähnlichen  Einrichtung  früher  oder  später  als  zu  einem  Gesittigungsbedarfnisse 
nrQckkehren  wird,  sondern  es  ist  jeden  Falls  der  Mühe  Werth  näher  ins 
Auge  zu  fassen,  was  während  eines  vollen  Mensclicnalterä.  bestand  und 
ftberdiess  weit  Ober  die  Gränzen  P'ruukreichs  hinaus  vielfach  wirkte.  — 
Eine  Zasammen&ssnng  der  Repräsentation  unter  der  Restauration  and 
unter  der  Julimonarchie  ist  aber  wohl  gestattet.  Zwar  beruhte  in  diesen 
beiden  Zuständen  das  Königthnm  auf  einer  wesentlich  verschiedenen  Grund- 
läge ;  allein  die  Volksvertretung  war  im  Ganzen  nach  Auffassung  und  äusserer 
Gestaltung  die  nämliche.  Die  Beseitigung  der  Erblichkeit  für  die  Pairie 
niacht  2war  einen  bedeutenden  Unterschied;  allein  es  ist  doch  nur  ein  ein- 
aelner  Zug  in  dem  Bilde,  welcher  abgesondert  gewürdigt  werden  kann. 

Die  wichtigsten  Eigenthümlichkeiteu  dieser  Auffassoag  und  Benutzung 
der  Repräsentation  sind  denn  nun  aber  nachstehende: 

Vor  Allem  fällt  in  die  Augen,  dass  —  wie  es  d<'nn  freilich  nach  den 
vorangegangenen  Umwälzungen  alles  Bestehenden  in  Staat  und  Gesellschaft 
gar  nicht  anders  sein  konnte  —  das  System  der  französischen  Volksver- 
Iretoog  nicht  auf  geschichtlichen  Gruudlag^^  erbaut  war,  sondern  aof  rechts- 
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phUiOsopIiischen  Lehren.  Von  An&ng  an  wir  eine  eoharfe  Tmnang  and 
wwBBXBäb»  GegeaeiiiaiMienfienimg  der  Begierung  und  der  YolkivatMter 
ab  Grundgedanke  anfgeetellt  Ersterer  blieb  die  ganze  nnaittelbar  ins 
Leben  eingreifeade  öffentUdie  Gewalt;  letztere  hatten  lediglich  die  Art  dier 
AnsfUmmg  so  fiberwachen  ond  die  Behörden  im  rechten  Geldse  m  erhalten. 
Hierdurch  worden  deqn  die  Bechte  der  Begiemng  wesentKoh  paatliwer,  die 
der  Kammem  mr  negather  Art;  und  es  entstand  ftherdiess  die  schwierige 
An^pübe,  zwei  von  einander  unabhAngige  ind  in  ihrem  Principe  TersehiedeB» 
artige  Gewalten,  weiche  keinen  gemeinschaftliehen  Höheren'  flher  sieh  er- 
kannten,  vereinigt  nnd  im  Streben  nadi  gleichem  Ziele  n  eritalten.  Die 
praktischen  Folgen  aber;  welche  sich  aaf  dieser  Gnmdlage  entwidLClten, 
waren  doppelter  Art.  —  2!nnlchst  war  der  Thltigkeitskreis  der  fraiiOsiadnn 
Kammem  ehi  wesentlich  geringerer,  als  .der  des  englischen  Pailiamentes.  in 
Frankreich  war  keine  Spur  von  einer  TheSnahme  der  Beprflientatioa  an 
der  Yerwaltang.  Diese  blieb  irollstindig  in  den  Binden  der  Begienmg,  die 
Volksvertreter  aber  warteten  ib  /Us  eine  Begienmgriia&dlnng  ihnen  eina 
Grand  zn  einer  Beschwerde  oder  wenigstens  ErOrternng  gab;  nnd  seihet 
ihre  TheOnahme  an  der  Gesetzgebung  ond  an  der  Begelnng  des  JihriicbeB 
Staatshanshaltes  war  nor  eine  vorbeogen^/ond  Uberwaeheodew  Wie  wenig 
es  in  ihrem  Geiste  nnd  to  der  ^genen  Aoifiusnng  ihrer  SteDnag  bg,  podlfv 
cinzngieÜiBn  nnd  selbst  leitend  an&ntretea,  beweist  am  besten  der  kaun 
nennenswerthe  Gebraut,  wekhen  sie  von  dem,  ihnen  wenigstens  seit  der 
Jilirevolntion  anstehenden.  Rechte  der  gesetsgciheriscben  Initiative  machteo. 
Damit  ist  freilich  nicht  gesagt ,  dass  die  Kammern  nnr  einen  geringen  Ein- 
flass  gehabt  haben ;  es  ist  nicht  eiumal  gesagt ,  dass  nicht  das  einseiae  MÜ- 
glied  gar  Manches  von  der  Regienmg  für  sich  luid  seine  Anhänger  nnd 
Wähler  2tt  erlangen  im  Stande  gewesen  sei.   Allein  eine  Sdidaritfit  der 
Regierung  und  y\cr  Stünde  in  allen  irgend  bedoutendon  Staatsmaassregeln  war 
nidit  vorhanden,  die  Stellung  der  volksvertretend*  n  Gewalt  zur  Regierang 
ond  nr .  Oflfcntlichen  Meinnng  also  eine  von  der  in  England  bestehenden 
ganz  verschiedene.    Aach  darf  nicht  ganz  ül)ersehen  werden ,  dass  aus  der 
beschrlnktoren  ZnstAndigkeit  eine  eigenthamliche  Geschäftsbehandlung  in  den 
Kammern .  hervorgieng.    Von  einer  Erledigang  zahlreicher  untergeordneter 
Angelegonboiten  in  kleineren  Ausschfissen ,  wie  solche  in  England  stattfindet, 
war  in  Frankreich  nie  die  Hede.   Die  Berichte  der  Commissionen  waren 
immer  nur  die  Unterlage  für  eine  ausführliche  und  in  der  Sache  selbst  ent- 
scheidende Verhandlung  in  den  Kammem  selbst ;  und  auch  die  Besprechungen 
und  Beschlüsse  in  den  vollen  Versammlungen  wurden  durch  die  geringere 
Zahl  der  zu  erledigenden  Aufgaben  bedingt.    Das  englische  Parlianiontsniit- 
glied  ist  durch  die  Ma'^'-r'  dor  Gebchüfte  in  der  Regel  zu  geclrflngten ,  nur 
aof  die  Stäche  eingehenden  Erörterungen  genöthigt;  die  firanzösiscbeo  Kammern 
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difegen  konnten  über  ihre  Aufgaben  sich  in  aasffthrlichen  und  schönen 
Reden,  in  allgemeinen  Grundsätzen,  in  Lärmst ückon  für  das  Publicum  ergehen. 
(Wobei  freilich  die  Wirkung  der  beiderseitigen  VolkseigenthOmlichkeit  auch 
nicht  geläugnet  sein  soll.)  —  Zweitens  aber  gieng  in  Frankreich  aus  der 
iKbarfen  Spaltung  von  Regierungsgewalt  und  von  Volksvertretung  die  sehr 
fPdt  gehende  und  in  seinen  Folgen  sehr  schädliche  Bemöhung  der  Regierung 
um  «den  Aosfall  der  Wahlen  herv  or.  Natürlich  musste  auch  in  Frankreich 
cm  Ministerimn  die  Stimmenmehrheit  in  den  Kammern  haben,  um  bestiiieii 
n  kOimen;  und  allerdings  war  es  kaum  möglich  (wenn  schon  nicht  ohne 
Ikiniiel),  du»  die  Ministerien  anders  als  mit  bedeutenden  Kammermitgliedem 
besclit  mordeo.  Allein  ein  TöUiges  Aufgehen  der  Regierung  in  der  parla- 
■iiMlajischcri  Mi^ritit  fand  doch  nicht  sUtt,  and  konnte  auch  in  der  That 
fTondnHaticfa  ■aAer  dn  gegebenen  Unstinden  niebt  stattfindaa  bei  dem  im 
SflnieB  irtMrfntm  NthststAndigeii  hthm  der  Regierang.  Die  Ifollifraodig- 
kek  «iiMir  MefarMt  ftkfle^-idso  an  dem  Bestreben  einer  Oewinnng  aU- 
4tiiBh6r  Mttglieder  in  beideB  Utaneni.  So  bOdete  sieb  dens  der  groMe  Unter- 
'•ctaied  xwiselM  dn  fraiia8ai«di0B  oMi  enghscbcn  Wihloi  ond  PairaenMonnii- 
«MpiiMlilHliM^  und  engUfl^en  l^Joritttt  In  £ng- 

«■  libd  JeneWbhIn  md  Emeamingen  ledig^cbPuteisacbe;  inFkaalmidi 
%Mii  ndi  fan  Inkereiie  der  Begierang,  ak  einer  von  den  KaBOwni  f«r- 
fjttjK0*^lllß^i  Mif  tte  EmuraDgeii  tß  Abgeordneten  aid.  Peira  Mbbeft 
imS3S^  IfOttmä  lieb  dort  aHerdiiigs  die  am  Bader  hefindHdie  Firtei 
^ieh  bemftbt,  so  viele  Uvor  Anhlnger,  als  sie  vemag,  in  das  Unterbam  an 
Migen,  vDd      aneh,  setteme  FUie  abgereebnei,  nur  ans  ibrer  ^Firtei 
Mn  ernennt,  dnreb  Beides  eine  mOgMchst  lange  Daser  ibrer  Herracbaft, 
•-4  b.  ibiea  SliinineuBbeigewiebtea,  entrebend;  giengen  in  IVaalBcicb  neben 
•lieD  Beoiflhuigen  der  Parteien  olfaie  Anatrengiingeo  diUn,  MlBner  in  die 
^Uamm  an  briqgen,  «eiche  dem  Princ^w  der  Begieniig  all  tmHAtr  geneigt 
"imhn.  ffiem  worden  aber  niebt  sowol  entscbiedene  Parteimioner  geraoht, 
Mdera  imGegentbeile  Solcbe,  wdefae  nnter  aUanWeeheel  der  Yerblttaieae, 
Her  Parteien  nnd  seHiet  der  Ifinislerien  aaf  Seite  der  Staategemdt  etOnde^ 
#1  EoglaBd  geben  die  Umtriebe,  ^Beetediengsversiicbe  nnd  Blnke  iauner  vea 
tuWietwilndtenn  Bniebiea  oder  von  ornnisiifen  PaiteileitnMnn  aaa.  nieinala 
im  Beamteb,  als  eelcben;  in  Frankr^b.  pur  daa  lelite«  im  bDehaleB 
Aide  der  FaU.  Die  ganae  Kegiemngsmaediine  wurde  in  Dewegmg.  gesetit, 
^  der  R^gieniBg  den  mOieni  Wobl  und  Wdn  in  Aneeicbt  gestillt,  bei 
den  Gewahlten  selbst  .Jede  Art  von.CtoMBBuägeversacb  gemacht  Natttrttsb 
hatte  diess  aber  wieder  grossen  Einflnss  anf  die  Benrtbeilong  der  Kammer- 
mehrheiten  in  der  öffentlichen  Meinong.  In  finghnd  iet  die  adnisteriellB 
^Mehrheit  die  5tol2  herrschende,  znm  tapfer  errungenen  Siege  geleagte  Partei, 
||rit  itaren  Fftbrem  an  der  Spitia.  Hier  ist  von  einer  ievia  notie  mapala, 
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n  dtr  M^^Jorfttt  za  gehOi«B  uia  desshalb  anf  Seiten  des  Watoterhiiiis  xa 
Hehn,  andi  bei  den  erUtteitsten  Gegnern  keine  Rede.  Bim  und  Kampf 
iit  da;  aber  keine  Yerdiclitigiiiig  der  GeBinming,  kerne  Yeraofatug.  Mbd- 
sterieD  sein,  heisst  hier  nnr,  dem  eben  jetst  im  Tortfaeile  befiadUcbcB  Heere 
angehören;  keinesiiegi  aber,  sich  verhaaft  haben  od»  aar  UntarakttUnig 
jedes  beliebigen  Gewalthabers  bereit  eein.  Bs  ist  eine  Ehre  vnd  ein  GHtak, 
nicht  bk»  ein  Entsdifaiss  mid  eine  Bereehnm^.  ünd  geht. die  Mefaiiieit 
wieder  verloren,  so  wandert  die  game  Partei  anf  die  OppositionsbinhB, 
dorthin  begleitet  von  dem  ganaen  Thefle  des  Volks,  dessen  Aasdrack  «ie  ist 
Anders  war  es  in  Frankreich.  Allerdings  gab  es  anoh  Uer  eine  grossere  oder 
Ueinere  AuaU  von  Hfamem,  weiche  mit  dem  jeweiligen  liiniiteriMi  in 
staatliehen  Ansichten  and  Absichten  persönlich  verbanden  waren,  welche  ea  aaa 
Uefaeraengang  oder  wenigstens  ans  gemeinschaftlichem  Interesse  atatateo,  niid 
welche  mit  seinem  Sflcktritte  aufborten,  ministeriell  m  sein.  Allein  die 
Mehmhl  der  ministeriellen  Anbanger  war  ftr  die  Begiemng,  ab  solche, 
mid  gegen  jede  Opposition,  als  solche;  Wenn  also  mA  die  leitawlea 
Ntaner  nnd  selbst  die  Gmndsitie.der  Begierang  wechselten,  so  blieben  -aie 
dodh  ministeriell,  4.  h.  sie  waren  ftbr  die  Bugiemng,  welcher  Art  dieae  aMb 
sei.  Ein  nenes  Ministerinm  Ihad  somit  eine  wohlgeordnete  Schaar  n  seiner 
UnterstOtiong  bereit,  obgleich  es  von  derselben  bis  zomT^  nvor  bektnift 
*  worden  war.  HOdistens  nachte  ein  Theil  derselben'  eine  Tlertabwendang 
rechte  oder  Unks.  lUese  Art  von  HinisteriaUsrnns        aber  gar  llUe  Folpan, 
und  zwar  na^  swei  Seiten  hin.  Einmal  konnten  die  von  der  Begiernag 
air  Erlangang  nnd  Bewabrong  einer  Hehrheit  anzuwendenden  Mittel  »nicht 
anders,  als  ihrem  eigenen  sittUchenund  staatlichen  Ansehen  empfindlich  schaden. 
.Es  war,  mochte  man  es  noch  so  sehr  zn  verschleiern  suchen,  doch  nichte 
anders  als  Beeteduu%,  theils  der  Wähler,  theils  der  Gewählten  oder  in  die 
Pairskammer  Ernannten.  Dass  ein  dringendes  politisches  BedfirfiiisB  dazu  vor- 
lag, kam  in  der  Beurtheilang  der  Menge  nicht  in  Betracht,  und  die  der 
Regierang  grundsätzlich  entgegenstehenden  zahlreichen  und  leidenschaftlichen 
P^u^eien  erhoben  ohnediess  bittere  Beschwerden  und  sprachen  giftigen  Tadel 
ans.  Dringend  erschien  den  Meisten  der  Verdacht ,  dass  die  Regierang  bewusst 
scUeehte  Absichten  habe  und  in  antinationalem  Sinne  liandle ,  weil  sie  sich 

• 

nm  solchen  Preis  Unterstützung  verschaffen  mflsse;  and  als  sehr  schwach 
musste  ihre  Wnrdung  in  den  wirkUchen  Zuständen  des  Landes  sich  darstellen, 
wenn  ihr  die  natürlichen  Aeusserungen  des  Volksgoistes  keine  Stütze  gewährten. 
Auch  ist  gar  nicht  zu  lau^iiieii,  dass  in  nur  allzu  vielen  einzelnen  Fällen  die 
zur  Gewinnuniz  einer  Wahl  benutzten  Zugeständnisse  nicht  im  allgemeinen 
Nutzen  lagen ,  und  dass  unwürdige  Menschen  belohnt  und  in  bedeutende  Stellen 
gebracht  wurden,  wo  sie  dann  weiter  schadeten.  Diess  Alles  war  aber  um 
SO  schlimmer,  als  auch  das  Ansehen  der  Repräsentation  ebenso  emptindüdi 
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wt,  oaa  M  (KDft  zwtKb  Dtntt  der  giMreocnBi  unmug  im  tunen  gww i 
mudk  .Da  udlnglNur  die  Hattniig  Yieter  not«  dn 
freanden  indAnSuMcni  aicbtüebeciNisiiog  sondeni  penünBclieBereclMne 
war,  ind  da  aneh  die  tfiBBtlidw  MciDniig,  freOidi  elme  tieiure  Eimiclii,  dm 
Maamrtih  des  eqgiiaelMD  Gebahreni  Mlaeni  ÜrÜMile  fli  Gmade  Itgle«  ao 
Warden  die  Mdiriieitcn  refelmlaijg  das  Ziel  bitterer  AagrifiB.  DieErwwbaiic 
Mleher  Untenttttzer  war  dorcb  nicht  eben  lOb^cfae  Mittel  gehmgea;  flu«  Be- 
klaapfting,  duut  aber  aacb  die  BeklmpAmg  der  Begiennigf  nmcfale  also 
fonie  hsron  inqnacb  snf  Selbststindiglieit  und  Uneigeanfltzigkeit  ii  der 
4i|r^Qpilii»;^aiiaivkonite  aod  wollte  io  FrankreiGli.  entweder  so  viel  iieimB, 
daaa  laas  der  btttoheadon  Staatsgewalt  gmndsfttslich  zuwider  sei,  od^  aber 
dasa  aiaa  sieb  sittUdi  mit  ibr  niclit  vettragea  kOnne.  Es  war  eia  Siyitflii 
oder  eia  edler  Cbanktenag;  nidit  ab«  eia  Beweis  von  eiipr  erlitt  säen 
KiederlegB*)|jbiU;.'>:t  i, 

Ebü  zwdCer  stbr  benMincBder  2p§  der  feaasOsisebeB  lejpilseaUiÜfBn 
aasMade  war  die  lagstiiobe  Bemümag,  sowoU  'das  active  abi  das  yaasife 
Wablrecht  anf  die  mflgUohst  kleiae  Anahl,  aad  namentUch  ledigüdi  aaf 
die  Benittelteren  m  besdarftakea.  Bis  fllr  die  wIrtbsciMlIliobea  TerUlfe- 
lisBe  des  Landes  bober  Ceasos  scbloss  die  aaiandlicbe  Mebnedil  des  ToImb 
fon  jeden  iatbeile  an  der  Wsbl  des  AbgeorAMtea  and  noch  weit  msbr  rtm 
mam  Sitae  in  der  Kaauner  aasj  Die  Yerweigernng  einer  Entschädigaag  fitr 
die  Mitglieder  der  Kammern  trag  noch  Weiteres  bei  zur  BescbrAidamg  der 
Uebernahme  einer  Abgeordnetenstelle  auf  einen  engen  Kreis.  Ist  es  nan  aash 
aoiweifeihaft  ein  ganz  falscher  Gedanke,  als  bestehe  ein  angeborenes  allge- 
meines  Wahlredit  in  dei^  refurlsentatiTen  Monarchie,  und  handelt  es  sich 
Ticlinehr  TeiaUadigerweise  nur  darnm,  sowohl  das  Becht  za  wählen  als  das 
gewftblt  2a  werden  nnr  Solchen  an  Qbertragen ,  von  welchen  ein  guter  Ge- 
braadi  erwartet  werden  kann:  so  war  doch  in  Frankreifib  die  Beschränkung 
fiel  zu  weit  getrieben,  selbst  noch  wftbrendder  Julimonarctaie}  nnter  welcher 
eine  Herabsetzung  des  Census  eingetreten  war.  Die  Zahl  der  ansgesehlossenen 
Tauglichen  war  unverhältnissniässig  grösser ,  als  die  der  zugelassenen.  Ueber 
die  nacht  heiligen  Folgen  dieser  Einrichtung  kann  kein  Zweifel  sein.  —  Za- 
iiiiclist  war  sie  ein  beständig  bereiter  und  auch  bestÄndig  benützter  Gegen- 
stauU  von  Beschwerden  und  von  Umtrieben.  Nicht  ohne  Schein  gab  sie 
Veranlassung  zu  der  Darstellung,  dass  die  Nation  ira  grossen  Ganzen  ausge- 
schlüs>en  sei  von  der  Vertretung  und  nur  die  Rechte  und  Interessen  eines 
kleinen  Thcils  berücksichtifrt  werden.  Eine  solche  Ansicht,  gleichgültig  ob 
begrtindet  oder  nicht,  konnte  aber  einer  festen  Bewurzlnnp  des  ganzen 
Rfgierungssystemes  nur  hinderlich  sein.  —  Ein  zweiter,  wie  der  Erfolg  zeigte, 
sehr  bedeutender  Naclithcil  war  es,  dass  die  im  Volke  wirklich  vorhandenen 
politischen  Parteien  sich  aar  sehr  nnvoUkonuuen,  wenn  Qberhanpt,.  in  den 
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KAmmem,  idbst  in  der  der  Abgeordneten,  abspiegelten.  Etientlieh  umm 
et  doch  nordie  In  dem  reicheren  BOrgenUnd  fOffhmdenenMeinBngihwhitp 
tongen,  weldie  in  der  Abgeordnetenkammer  Tertreten  mren,  md  diem 
entepndien  dem  Znstande  der  ganien  GeaeBechaft  heineawegs.  Jn  d« 
Pairakanuner  aber  waren  iwar  Terechiedene  MiederaAUge  frthenr  mi 
gegenwlrtiger  Znstlnde,  aUein  theila  ohne  Znaanunenhang  mit  dem  VoOki, 
fheOa  ansaer  nnmeriadiem  YerhUtnliiae  mit  der  WirUichkeit  So  kam  et 
denn,  dasa  aich  mSchtige  Meimmgen  ganz  anaaerhalb  dea  offirieMea  alaal- 
lichen  Lebens  und  Treibens  hefimden  and  sich  also  noch  nicht  ata  parin- 
mentarische  Parteien  organisnrten,  sondern  in  offenen  and  gehefanen  Ver- 
bindsngen,  welche  aHem  Bestehenden  feindselig  waren,  ihre  Zwecke  verfblgtea. 
In  wie  wdt  eine  Theilnahme  an  den  Yei&ssnngseiniiGhtangen  dea  Landea 
md  die  Möglichkeit  eines  gesetdichen  Einflusses  mitteist  derselben  die  n- 
vohitionflren  Beatandtheile  versöhnt  and  aIhnihHg  m  möglichen  EaetMcn 
einer  geordneten  Begiemng  gemacht  haben  würde,  ist  freOlcfa  schwer  an 
sagen;  die  SteUong  sowohl-  der  Restauration  als  des  JaükOnigthamea  wire 
hnmer  ehm  aehwiorige  gewesen:  alldn  es  darf  doch  angenommen  werden, 
dasa  ehi  Tbeil  der  mit  den  thatsAchlicben  Verhiltnissen  Unsnfriedaion 
sich  den  grossen  in  den  Kammern  gehörig  Tertretenen  Parteien  anfrichtig 
aageachloasen  httte,  wodurch  denn  einmal  die  Zahl  und  die  Bedeotang 
der  gani  anssen  Stehenden  Termindert  und  die  der  Theihietamer,  and 
somit  aaeh  nOthigenfalls  Vertheidiger,  der  gesetdichen  Ordnung  gesteigert 
worden  wäre.  Die  Regierungen  liätten  ohne  Zweifel  mehr  in  den  Kamaoen, 
aber  weniger  .ausserhalb  derselben  zu  kimpfen  gehabt;  ihr  Stars  kam  aber 
fon  Anssen»  —  Endlich  glauben  wir  ans  nicht  za  irren,  wenn  wir  in  der 
besprochrncQ  Anlage  der  Volksvertretung  den  lezten  Grand  der 
derblichen  Kebeubuhlerei  von  Mftnnem  finden,  welche  im  Grande  dieselbe 
Farbe  trugen.  In  allen  Landen  spitzen  sieb  die  parlamentariac^en  ffanyift 
der  Parteien  }eaiiM  in  einen  Zweikampf  der  Verfechter  zu;  und  es  liegt 
diese  auch  in  der  Natur  der  Sache,  sobald  jede  der  beiden  Parteien  einen 
dorchaos  ttberragenden  Mann  besüst,  der  sich  dann  mit  seinem  ebenbürtigen 
Gegner  misst  und  des  Sieges  wegen  messen  mnss.  Solche  Gegner  sind  die 
personiticirtcn  Principicn,  welche  sich  gegenflberstehen  und  deren  jedes  das 
andere  besiegen  möchte,  um  ein  anderes  System  einzufahren.  Allein  nicht 
davon  ist  jot/t  die  Rede,  siondern  davon,  dass  in  Frankreich  fast  immer  das 
widrige  und  für  die  Staatslcitung  im  höchsten  Grade  uachtheilige  Schau- 
spiel  bitterer  Finndschaften  und  offener  Spaltungen  im  Schoosse  der  grossen 
Mehrzahl,  welche  dem  herrschenden  Staatssystenie  ergeben  war,  stattfand. 
Withrend  die  dem  Grondsatze  des  Bestehenden  widersprechenden  Parteien 
viel  zu  sehwach  in  den  Kammeni  vertreten  waren,  um  zu  einem  ernstlichen 
lUmpfe  heraossofordem  und  die  Anhänger  der  gesetzlichen  Verfassung  zu 


Digitized  by  Google 


m  England^  Frankreich  und  Deutschland 


45 


einer  disdpliiiirteu  and  nachhaltigen  Einheit  m  BötUgen»  lerBeischte  sich  die 
Mehrheit  unter  sich.  Und  weil  kaom  ein  nennenswerther  Unterschied  in  den 
Ansichten  tind  Absichten  bestand,  so  trat  die  Gehässigkeit  der  Eigensucht  and 
die  Oier  nach  persönlichem  Vortheilo  am  so  greller  hervor.   So  fehlte  ea  an 
«ittücher  aod  staatlicher  llaltong ;  der  Ehrgeiz  befehdete  den  OenoBsen,  weS 
es  an  einem  zn  fllrchtenden  Feinde  fehlte.  Dadurch  über  ward  nnendlich  ge^ 
schadet.    Während  die  Gebildeten  aller  Erdstriche  den  grossen  Prinzipien- 
kämpfen im  englischen  Parliumente  mit  lautloser  Spannung  znhGren,  unter 
sich  zwar  getheilt  in  diT  Rovorzuf?ung  des  einen  oder  des  andern  Grund- 
satzes, aber  in  allgemcmer  .Uierkemiuug  der  boidri  seitigi'u  ehrenhaften  und 
geistesgrossen  Gegner:  erweckten  die  bestündig  wiederkehrenden  persön- 
lichen Angriffe  von  Chateaubriand,  Deserre,  Villele,  Martignac,  von  Latitte, 
Thiers,  Mole,  Guixot  nur  Bedauern  und  Widerwillen.    Der  Stuniijfeste  be- 
griff, dass  es  sich  hier  nur  um  Eigensucht,  nicht  um  einen  (Grundsatz  lian- 
delte.    In  diesem  Felder  ist  nun  aber  ein  Hauptgrund  des  Uutcrgangt  s  der 
Julinionarcliie  zu  suchen.    Dem  persönlichen  Gelüste  wurde  nicht  nur  die 
kostbare  Zeit  zum  Opfer  gebracht,  welche  so  nothweudigerweise  zur  Ver- 
besserung der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung,  der  geistigen  und  der 
nuttTielleii  Interessen  des  Landes,  damit  aber  zur  Befestigung  des  Kegie- 
rungsprincipes  hätte  angewendet   werden  sollen;  sondern  es  nützen  auch 
die^e  Schauspiele,  uamcntlich  in  Verbindung  mit  den  Regierungsbemühungen 
um  eine  Mehrheit ,  die  Grundlagen  des  Staatssystemes  allniählig  völlig  ab. 
Missachtuug  wurde  der  schlimmste,  wennschon  nur  langsam  tödtende  Feind 
der  Regierung.    Und  gegenüber  von  entschieden  feindseligen  Parteien  waren 
diese  factiösen  Kämpfe  ein  Bürgerkrieg  mit  allen  seinen  Folgen.    Wie  viel 
günstiger  für  Frankreich  wure  es  gewesen,  wenn  anstatt  einer  im  Innern 
sich  selbst  zerreissenden  Regierungsmehrheit  und  der  dem  ganzen  Gedanken 
des  bestehenden  Staates  feindseligen,  somit  ganz  aosser  dem  regeUnABsigen 
Spiele  des  ccMUtitotionellen  Organismas  stehenden,  Menge  Mdi  hiermdsrere 
ant  dem  otenten  Principe  grandiatilich  einventandene,  allein  tber  denen 
Anwendnng  mrter  aidi  Vereehiedene,  schaif  geaeiehnete  Parteien  beslandeft 
ind  eich  mit  TlMfinahme  der  Nation  am  den  Sieg  ihrer  Anrichtea  gestritten 
bitten.  Es  war  der  Streit  der  Blauen  and  der  Grflnen  in  der  Bennbahn 
oder  der  Hader  tiier  degmatiiebe  C^ttifiiidigkeiten,  irllireiid  die  BartanB 
tn  die  Thon  poclitei^ 

EndSdi  isi  noch  einer  dritten  EigenthflnüiehkeH  des  framOsisehen  le- 
prlaentatiren  Sjatemea  Emthnong  n  thnn,  welehe  nach  venefaiedeiieii 
Seiten  hin  bedeotend  wirkte,  hier  Ootes  dort  Nachtheiliges  ndt  sich  fth* 
rend.  Es  ist  dies  die  Abwesenheit  jedes  aristokratiBdien  Elementes  im  Lande 
od  Volke,  sowie  Jeder  korporattren  Ordnang,  and  Selbstindigkeit  IMe 
'  8iekhheit  hat  In  Frankreicl)  anbedingt  den  Sieg  errängen  and  die  immer 
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weiter  gehende  Centralisation  der  Vorwaltung  hat  alle  örtlichen  und  gesell- 
schaftlichon  selbständigen  Gestaltungen  zu  Staub  zernialt.  Ein  zahlreicher, 
alk  in  durt  haus  atomistischer  Mittelstand  ist  das  Werk  und  der  Ausdruck  dieses 
Zustande-.  Die  Restauration  suchte  nun  Veniirlitetes  wieder  zu  erbauen, 
Abgestorbeues  zu  beleben  und  tiel,  indem  -ie  sich  auf  Pluuitome  stützte.  Die 
Julimonarehie  war  allerdings  einsichtiger  und  iialnn,  aus  dera  Willen  jenes 
Mittelstandes  hervorgegangen,  in  ihm  ihren  Standpunkt  und  suclitf  in  ihm 
Halt.  Sie  war  otfeu  die  Regierung  des  gemeinen  Rt  eliti  ^.  Alh  in  der  Er- 
folg hat  gezeigt,  dass  dies  nicht  genügte,  da^s  ein  Saihlliauten  keine 
GruiKÜage  giebt.  Ihre  bestimmte  Stellung  war  allerdings  einer  Seits  ein 
Vortheil,  welcher  niaiulie  Missstände  aufwog.  Die  Aufgabe  der  Regierung 
und  der  Kammern  war  dureli  die  klare  Gestaltung  der  Verhairnisse  und 
durch  die  nicht  zu  verkennende  Iliuweisuug  auf  eine  Lestinunte  Richtung 
ausserordentlich  Tereinfachl.  Bevorzugte  Soiiderinleressen  bestanden  nicht; 
es  war  also  auch  nicht  mit  Vertn  tern  derselben  zu  rechnen.  Eine  Zufricden- 
stellung  derjenigen,  deren  guter  Wille  bei  den  bestehenden  Wahlsystemen 
zunächst  allein  von  praktischer  Bedeutung  für  die  Staatsgewalten  schien, 
Hess  sich  leicht  bewerkstelligen,  weil  sie  sich  über  das,  was  ihnen  fromme, 
ganz  deaUich  waren,  imd  weil  auf  anderweitige  Wflnsche  keine  ROcksicht 
genommeii  m  werden  tnaoebte.  Die  Begieraig  ksm  niemals  in  die  fiilsdbe 
Lage,  sidi  entweder  durch  Untersttttaimg  Weniger,  welche  aber  eine  heden- 
teode  SteUmg  hatten,  bei  der  Menge  verhasst  n  machen,  oder  dardi  FÖr^T 
derong  der  allgemeinen  Ihterenen  sich  einen'  nntberwindUGheii  Widentand 
Ober  den  Hals  n  ziehen.  Davon  gar  nicht  ea  reden,  dass  diese  Zostftnde, 
welche  in  vielen  LAndera  des  Festtandes  erst  noch  erstrebt  werden  wollen, 
einer  einflnssreichen  Partei  im  Auslände  als  befriedigend,  ja  beneidentwerth 
erschienen,  was  Frankreieh  eine  michtige  Handhabe  in  schien  Beiiefaangen 
sn  firemden Staaten  gab.  Aber  diese dorchglngige  Abneigung  gegen  aOsAri-. 
.  stokratie  nnd  gegen  jede  korporatiTe  Selbstindigkeit  hatte  anch  ihre  grossen 
afihattrnineitffm.  Zangchst  war  von  einem  Air  das  Beitehende  efaitrete&den 
Einflnsse  einer  ftber  das  fladw  Land  vo-breiteten  nnd  hier  dnroh  freiwilUgs 
nnd  woUthltige  Besorgong  OientUcher  Angdegdüieiten  einer  angesiBheaeft 
und  beliebten  Aristokratie  gar  keine  Bede.  Es  fishlte  vfilUg  an  den  Tavf 
sendcn.von  kleiaen  Widerstandspankten  gegen  eine  sei  es  pUMdkih  ehibreehende  ' 
sei  es  langsam  unterwflUende  revolntionftre  Richtoag.  Di^  Matae  der  Be«^ 
vIHkaraDg  warhdigUchsndieBegiemngsbflaaten  gewiesen,  welche  aber  eüies  . 
fthidiehen  natürlichen  and  tlgUoh  wirkenden  EHniBSs  am  so  weniger  hatte^*^ 
als  ihr  eigener  Mangel  an  aller  Selbstindigkeit  sie  Irerdorben  nnd  in  sittliche 
Missafhtnng  gebracht  hatte.  Die  zu  gleichmftssigem  Staub  zerriebene  Masse 
bot  allerdings  der  Regierung  keinen  anbequemen  Widerstand,  aber  anch  ebesr  ' 
IQ  wenig  einenHalt.  Sodann  war-die  Venichtuig  alles  eigenen  und  im  gv^ 
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setdich  umschriebcDen  Kreiie  selbständig  wirkenden  korporstiven  Lebens,  sei  es 
nun  iiu  provinziellen,  sei  es  in  örtlichen,  sei  es  in  gewerblichea  oder  wekdMrlei 
sonstigen  geseUscbaftUcheu  Verhältnissen,  ein  grosses  UnheU.   Theils  te 
der  eben  angedeuteten  Beiiehung,  indem  einer  von  irgend  einen  Hittelponkte 
«ugehenden  Bewegung  nirgends  ein  Damm  entgegenstand,  sfo  nidit  ciamnl 
DMb  betimderen  Beiißhangen  aufge£äs$t,  modiieirt  nnd  dadnicb  in  ihrer  AU^ 
gemlt  gelirodien  wnrde.  Theils  aber  weil  die  Masse  des  Volks  Jeder  eigenen 
Beeatgnng  seiMr  Aogielegenheiten,  jeder  geordneten  Parteiog  innerhalb  des 
Gesetzes  und  dadareh  Jeder  selbständigen  Anffassong  aoch  der  aUgemeiiiNi 
Bfaatlifhm  Fragen  gans  enMbnt  mur.  Dk  Erriehnng  an  gemeinsam'  nOti- 
Ucher  Wirksamkeit,  die  Bildong  des  Charakters  nr  gesinnongsfoUen  Feat- 
haltong  des  fltar.gat  tmd  ndpiig  Erachteten,  die  üebmig  des  taglichen Lebepä  in 
gemeinachafBichem  nnddadnrch  bedentendem  Anftreten  fehlte  ToHitandig.  Der 
Ftinarine,  neldber  der  Staatagenalt  gegenüber  ^stematisdi  isolirt  und  maoht- 
k»  gemacht  worden  ivir,  befimd  sibh  denn  natttrlich  auch  gana  in  demselben 
Znalandg  nnd  GeAhle  der  persönlichen  SchwAche  gegenüber  von  einem 
Slonie  oder  ein^  Verachwflniqg  wider  die  Begierong.  So  fmd  denn  in  Frank* 
reich  die  reprisentative  Tfattis^eit  in  einem  vereinaelten  poMtiaefaen  Veraine 
sliiti  i|«l|rend  in  England  das  Parliament  die  Korporation,  der  Korporationen, 
sein  Mahren  nnr  die  oberste  Spitae  dar  Selbstregienmg  in  den  klainenii 
Kreisen  des  staatlichen  yid  gesellschaftlichen  Lebens  ist  Endlich  war  die 
Abneigung  gegen  alle  rechtliche  JBevonugong  nnd  aristokratische  Bedeutnog 
Schuld  daran,  dass  der  Pairskammer  in  Frankreich  keine  loste  nnd  woU- 
thätige  Stellung  gegeben  werden  konnte.  Die  Bestanratien  versachte  es  zwar^ 
nnd  die  BestandthQile  ihrer  erblichen  Pairskammer  waren  iu  der  That  an. 
sich  nicht  zu  verachten.  Aus  den  Resten  der  alten  Geschlechter  und  den  be- 
deutensten  MäDDem  der  Kevolution  und  des  Kaiserthomes  konnte  eine  ein» 
drackniocliende  Yerbammlung  gebildet  werde,  der  es  auch  am  Gefühle  ihreir 
WTürde  und  ihrer  Pilicht  nicht  gebrach.   Allein  sie  war  doch  noch  zu  neu, 
haaptsfichlich  aber  zu  fremdartig  in  dem  ganzen  Übrigen  Gebäude  des  Staates 
und  der  Gesellschaft,  als  dass  sie  hätte  einen  wirklicbeu  EiuHuss  uuäUbeu, 
einen  verlässücheu  Damm  wider  wilde  Wogen  oder  Treibsand  bilden  kümuu. 
Unter  der  Julimouarchie  wai-  aber  nicht  einmal  so  viel  möglich.    Der  liass 
gegen  alle  tibliche  Bevorreclituug  war  so  gross,  duss  die  Erblichkeit  aufge- 
geben werden  iiiusstc   und    mau  ein  Oberhaus  aus  blos  kbeubläugbcheu, 
willkürlich  vom  Könige  i  ruumiteu  Mitgliedern  einsetzte.    Ufleubar  wai'  dies 
das  Verkehrte!?te,  was  geschchiii  konnte.    Hätte  iiülu  Mch  bei  einer  wirklich 
unvermeidlichen  Aulhebung  der  Erblichkeit  der  Pairie  dazu  eutschliessen 
können,  einen  Wahlsenat  au  die  Stelle  ^u  setzen,  etwa  iu  der  belgischen 
Weise,  so  wäre  wenigstens  Folgerichtigkeit  und  Verstärkung  des  represen- 
^UYen^ieuieiite^  gewoimeu  worden,  uuü  Niemand  kann  sagen,  ob  sich  nicht 
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eine  solche  Yersammlang  eine  glückliche  Wirksamkeit  h&tte  erringen  mögen. 
Allein  selbst  ein  Anfänger  in  staatlichen  Dingen  nniaB  eimehen ,  dass  eteir 
Seite  der  Regierang  durch  eine  lediglich  vom  StMtsoberhanpte.  anggehiiidg 
Zusammensetzung  der  Pairskammor  ein  «igeiiilifiieher  üotmdlar  Ebiflni  auf 
die  YolksTertietang  eingeräumt  worde;  aber  anch,  daas  anderaneito  ilBr  die 
Befestigung  des  KtaigtbMmee  dnrcli  eine  solehe  Venammimig  von  Begierongs- 
mftnnem  nicht  das  Mindeste  in  der  Wirklichkeit  gewonnen  sein  konnte.  Von 
einem  sittUdien  Hslte  durch  dieselbe  «ar  keine  Bede..  Es  bestand  einfteh 
neben  der  Yersammlung  der  Yolksrertreter  ein  grosser  Staatsrath  mit  unge- 
Ohr  gleichen  Hechten,  welcher  aber  durdi  ungesetdidie  UebergrÜfe  der 
Deputirten-Kammer  (wie  s.  B.  bei  der  Yerwilligang  des  Budgets)  and  durch 
eine  gewaltthMge  OientUche  Meinung  von  jeder  Geltendmachung  seiner  Stel- 
lung abgehalten  war.  Diese  Gestaltnng  der  Paiiie  mag  als  eun  Beispiel  von 
schlauer  Ausbeutung  einer  unflberlegtenYolksleidensehaft  aa^efUurt  werden,  ' 
und  ihre  Instandbringung  wtrde  anch  bei  einem  weniger  geistreichen  und 
lebensgewandten  YoQte  cum  Erstaunen  berechtigen:  allein  das  reprlsentatlve 
System  ist  dadurch  im  Grande  verdorben  und  die  Begierang  nicht  im  Min- 
desten befestigt  worden. 

Bedarf  es  nun  aber  nach  dieser  Hervorhebung  deriÜnieinhdtea  noch 
einer  besonderen  Zusammenftssung  zu  einem- Bilde?  Wir  glauben  nidit; 
denn  Jedem  mftssen  bei  einigem  Debetdenken  die  guten  und  die  schlimmen 
Seiten  der  franiOslschen  reprAsentativen  Zustlnde,  wie  sie  in  der  parlft- 
medtarischen  Zeit  von  1814  bis  1848  bestanden,  selbst  einleucliten.  Ist  es 
doch  unverkennbar,  dasa  hier  ein  staatliches  Sjatem»  wekhes  auf  der  Bil- 
dungsstufe* des  bejtrefÜBDden  Yolkea  als  nothwendig  erschien  und  mit  dem- 
selben  tlbereinstinunte,  offen  angenommen  und  im  Wesentiidien  durchgeführt 
war;  dass  der  auf  die  öffentlichen  Aqgelegenheiten  eingerftumte  Einfluss  wenig- 
stens einen  bestimmten  bcachtenswerthen  Tbeil  der  Bflrger  sttfriedenstdlte; 
dass  keinerlei  Ueberreste  früherer  Zust&nde  vorhanden  waren,  welche  an 
falschen  Schritten,  zu  halben  Massregeln  oder  zu  Unterlassungen  nOthigen 
konnten;  endlich,  dass  die  staatlichen  Fragen  mit  voller  Freiheit,  glänzend 
und  mächtig  behandelt  ^iiirden.  Aliein  eben  so  unläugbar  ist  auch,  dass  ' 
die  scharfe  theoretische  Scheidung  der  Regierung  und  der  Volksvertretung 
und  das  daraus  hervorgehende  selbstängige  Leben,  ja  mit  allen  Mitteln  er- 
strebte Uebergewicht  der  Regierung  einen  Dualismus  erzeugte,  welcher  nur 
mittelst  Verfälschung  und  Verführung  des  repräsentativen  Elementes  praktisch 
ausgeglichen  wurde ;  dass  die  Theilnabme  an  der  Vertretung  viel  zu  enge  be- 
gränzt  war;  dass  der  Mangel  an  jeder  selbständigen  gesellschaftlichen  Ge- 
staltung im  ganzen  Volke  der  Repräsentation  Stütze  und  Vorübung  entzog; 
dass  aus  diesen  und  aus  anderen  Grtüiden  t  iuc  tüchtige  und  innerhalb  des 
Clediuikens  der  Verfassung  stehende  Parteibüdung  schwierig,  wo  nicht 
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onmöglicli  war;  rndlioli  du^-s  ufTciibare  Fehler  in  den  Eiiuichtungen  and 
in  dem  Verhalten  der  Einzelnen  begangen  wnrden.  Jedem  nmss  also  auch 
einleuchten,  dass  der  (rtdaiike  der  Volksvertretung  in  FranKnich  eine 
EntWickelung  erhielt,  welche  wesentlich  verschieden  war  von  den  englischen 
Zuständen .  nnd  dass  nur  Mangel  an  Kenntniss  oder  Nachdenken  das  über 
das  Staatsrecht  und  die  innere  Politik  eines  dieser  Tiänder  m  fallende  Urtheil 
ohne  Weiteres  aueh  auf  das  andere  (Ibertragen,  die  dem  einen  geltende 
Prophezeihung  auch  auf  das  andere  anwendbar  eraclitet  werden  durfte. 

Verschieden  sowohl  von  den  englischen  als  von  den  französischen  Zo* 
ständen  ist  \viedemni  die  (iestaltuntr.  w(  Iche  das  repräsentative  System  in 
Deutsehland  gewonnen  hat.  Mag  iiiinierhin  aurh  hier  die  enghsche  Ver- 
fassung der  entfernte  geschichtliche  Ausgangspunkt  sein:  und  mag  ferner 
noch  weit  uÄher  und  nachweisbarer  die  französische  Charte  vom  Jahre  1814 
ein  Muster  abgegeben  haben,  nach  welchem  die  deutschen  Constitutionen 
seit  dem  Jahre  1818  gebildet  wurden:  so  haben  doch  hier  wieder  die  ver- 
schiedenen geschichtlichen  Grundlagen  nnd  höchst  fühlbare  äussere  Ein- 
Wirkungen  ein  cigenthQmlichcs  ErgebniM  berrorgebracht.  Bei  dessen  näherer 
UUenochiing  glauben  nir  aber  «Oerdingi  die  aianitliflkeii  cooiUtutioneUen 
YferfttMmgcii  deutscher  Staaten  Ton  Preussen  bis  ku  den  renssiscben  Landes 
als  eb  gldchftnniges  Games  betrachten  mid  bebandebi  ra  kOnnea,  neil  bei 
iaUer  Tezadiiedenbeit  in  den  Kinaelnheiten  doch  im  Grossen  dieselben  Gnmd* 
gedanksn  vorliegen  and  dieselben  Scbicksale  die  EinflUirung  des  Bochstabcas 
in  das  Leben  beti^oÜBn  haben,  dssshalb  also  ancb  lom  höheren  Standponkte 
ans  nnr  Tersehiedene  Sfiielarten  derselben  Gattung  ertiannt  werden  können. 
Kv  Jene  wenigen  Gmndgesetn  mAssen  wir  natOrlicb,  als  vOUig  fremdartig 
and  unserer  Staatsfbrm  gar  nicht  angehOrig,  entfernt  halten,  welche  dem 
alten  stindisdien  I^pas  getreu  geblieben  sind.  Es  sind  hierher  jedoch  blos 
die  mecklenburgischen  Einiichtungen  zu  s&hlen,  dn  Oesteireich  der  Zeit  gar 
keine  stindischen  Yerbssnngen  hat  Irren  wir  uns  nun  aber  nicht  gftnsUch, 
so  sind  es  drei  wesentliche  Elemente,  wetehe  die  EigenthOmlichkeit  der 
BBjrtsentatiyen  deutschen  Yerfiusungen  bilden,  nfimBch:  die  Annahme  der 
franaOaischen  Lehre  von  der  scharfen  Trennung  der  forstlichen  Gewalt  nnd 
der  Tolksvertretnng;  die  Aufiiafame.  fremdartiger  Ueberreste  frftherer  Zu« 
stinde;  endlich  der  Mangel  an  mehreren  Insseren  Bedingungen  einer  fidge- 
li^tigen  und  kriftigen  Entwickelnng. 

Wir  betrachten  Jedes  dieser  drei  Elemente  ausfilhrlicher,  wie  sokhei  die 
umittelbare  Wichtigkeit  der  Frage  Terlangt 

'  Ueber  die.  Thatsache  der  allgemeinen  AniMtim»  des  franzOsisdien  Dog«' 
ma's  Ton  der  scharfen  Tromung  der  Regiemngsgewalt  und  des  Rechtes  der 
SttedeTersammlnngen  kann  kein  Zweifel  obwalten.  In  den  sfimmtlicben  sel- 
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1815  entstandenen  doutsclu-n  Verfassungsurkunden  ist  die  Vereinigung  der 
gesanimteu  Staatsgewalt  in  den  Händen  des  Fürsten,  so  \sio  die  Beschränkung 
der  Stände  auf  licscliwerden  nach  vollzogener  Handlung  und  auf  ausnahms- 
weise Zustiniiiiung  zu  (JosftzcMi,  Stouei  Umlagen  und  etwa  Verträgen  mit  den 
unzweideutigsten  Worten  ausgesprochen.  Von  einem  positiven  Mitregieren, 
namentlich  von  einer  Theilnahme  der  Stände  an  der  Verwaltung,  ist  nirgends 
die  Rede,  und  jeder  Versuch  zu  einem  solchen  Eingriffe  in  die  fürstlichen 
Rechte  würde  um  so  mehr  mit  Entschiedenheit  und  Entrüstung  zurückgewiesen 
werden,  als  auch  die  Grundgesetze  des  Bundes  die  wesentliche  Handhabung 
der  Staatsgewalt  durch  die  monarchischen  Bundesglieder  und  die  nur  con- 
trolirende  Stellung  der  Stände  zur  allg»*meinen  Vorschrift  erheben.  Selbst 
solche  Staaten ,  welche  in  älteren  Zeiten  während  der  Dauer  feudalständischer 
Einrichtungen  eine  Besorgung  gewisser  Staatsgeschäfte  durch  ständische  Aas- 
schüsse oder  gemeinschaftliche  herr-  und  landschaftliche  Behörden  gekannt 
hatten,  in  welchen  vielleicht  eine  eigene  ständische  Steucrverwaltung  u.  dgl. 
eingeführt  gewesen  war,  haben  alle  derartigen  Einrichtungen  als  unverträg- 
lich mit  dem  repräsentativen  Principe  aufgegeben.  Die  Verwaltung  der 
württembergischen  Staatsschuld  durch  die  Stände  und  die  Trennung  der 
hannöver'schen  Kassenverwaltnngen  machen  hier  die  einzige  (allerdings  zu 
Nacbalmmngcn  kamn  auffordernde)  Ausnahme  von  dem  allgemein  angenom- 
menen Grundsatze.  Selbst  in  den,  itzt  zum  grösstcn  Theile  wieder  ver- 
schwundenen, stürmischen  Aenderungen  der  Jahre  1848  nnd  49  war  eine 
Abweichung  von  dieser  Grundanschauung  nicht  zu  bemerken ;  es  handelte  sich 
von  einer  Ausdehnung  der  staatsbürgerlichen  Freiheit,  nicht  von  einer  wesent- 
lich verschiedenen  Stellung  der  Vertretungen.  —  Was  nun  aber  die  Folgen 
dieses  Zustaudes  betrifft ,  so  sind  sie  zwar  natürlich  im  Ganzen  dieselben  wie 
in  Frankreich ;  jedoch  haben  sie  sich  theilwcisc  auch  anders  entwickelt,  sowohl 
in  Folge  der  kleineren  Verhältnisse  der  deutschen  Staaten,  als  wegen  der 
noch  manchfach  unvollkommenen  Anerkennung  des  repräsentativen  Priucipes 
von  Seiten  der  Regierungen.  Wie  in  Frankreich  findet  demnach  ancb  in 
den  deutschen  coustitutionellen  Staaten  eine  sowohl  grundsätzliche  als  that- 
ßftchliche  Gegenüberstellung  der  Regierung  und  der  Stände  statt.  Keineswegs 
vereinigt  sich  in  den  Ministerien  der  Wille  des  Staatsoberhauptes  und  die  gesetz- 
lich durch  die  Volksvertreter  ausgedrückte  vorwiegende  Meinung  des  Landes, 
wie  diess  im  englischen  Parliamente  der  Fall  ist;  sondern  beide  stehen  ein- 
ander als  verschiedene,  von  einander  ganz  unabhängige  Gewalten,  um  nicht  zu 
sagen  als  natürliche  Gegner,  gespannt  gegenüber.  Der  kurze  Anlauf  zn 
parlamentarischen  Ministerien  im  März  1^48  hat  bald  wieder  dem  früheren 
Gebahren  weichen  müssen,  und  os  gilt  die  kurze  Zeit  ihrer  Dauer  in  den 
Regierungskreisen  als  ein  Zustand  uncrtrilglicher  Unterjochung  unter  eine 
demagogische  Gewalt.    Somit  wai*  von  vVnfaog  an,  und  ist  it^t  wieder,  auch 
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in  BeotseliUuid  der  nnglflcUicbe  DoaliBmiis  zwiBchen  Begiemng  und  Volk. 
Ja  er  tritt  bei  nni  in  mehr  als  Einer  Beziehung  noch  Bchroffer  hervor  ond 
hat  mehre  'eigenthOmliche  Kachtheile,  als  fiess  seiner  Zeit  in  Frankreich 
der  Fall  war. 

Einmal  oftmlidi  ist  in  den  dentschen  oonstitntioneUen  Staaten  noch  weit 
weniger  Ton  ^em  Hervorgehen  des  llinisterinms  ans  der  jeweil  in  der 
Mehrheit  befindlichen  Partei  die  Bede.  Die  Minister  sind  lediglich  der  Ans- 
drnck  des  persönlichen  Willens  des  Staatsoberhauptes  ond  nicht  .die  Führer 
einer  parlamentarischen  Schaar,  wie  diess  der  Beihe  nach  fhst  in  allen 
dentschen  Staaten  offen  uid  nun  Theile  mit  Hohn  ausgesprochen  worden  ist. 
Die  Minister  werden  dessbalb  auch  Cut  gar  nie  ans  dei'  Mitte  der  StAnde 
genommen,  sondern  ans  den  oberen  Staatsdienem.  Die  nichste  Folge  hievon 
Ist  Mangel  an  einer  politischen  Homogenitfit  der  Ministerien  ond  an  einem 
bestimmten  Programme  derselben.  Es  sind  onter  sieb  nnverbnndene ,  lo- 
weilen  sogar  einander  abgeneigte,  m  verschiedenen  Zeiten  und  ans  ver- 
schiedenen Ursachen  ins  Amt  gekommene  Bejunte,  deren  Jeder  der  Triger 
desjenigoi  Tbeiles  des  Begirnrngswülens  ist,  welcher  ihm  durch  persönliches 
Vertranen  des  FQrsten  übergeben  wurde.   In  Deutschland  sind  priucipiell 
Minister,  aber  keine  Ministerien;  und  wenn  jone,  bei  der  gemeinschaftlichen 
Quelle  ilirer  Stellung  und  bei  dem  für  Alle  gleichmä^sig  geltenden  persön- 
üciien  Gebote  des  Fürsten,  auch  ungefähr  dieselbe  Richtung  einhalten,  so  ist 
diess  eine  Folge  der  persönlichen  Verhältnisse,  nicht  eines  gleidmi  jiolitischen 
Gedankens.   Selbst  in  Prenssen  kann  ein  wesentlich  verschiedener  Zustand 
nicht  zugegeben  werden.   Dessbalb  ist  denn  aber  auch  einerseits  der  Kampf 
der  Regierungen  gegen  die  Stände  weit  kraftloser,  als  er  bei  geschlossenen, 
einen  bestimmten  staatlichen  Gedanken  vertretenden  Ministerien  sein  könnt^ 
andererseits  wird,  unnöthigcr-  und  ischödlicherweise,  ein  von  Seiten  der 
Minister  ausgeübter  Widerspruch  gegen  einen  Volkswunsch  von  der  öffent- 
lichen Meinung  immer  sogleich  auf  die  Person  di's  Fürsten  zurückgeführt. 
Was  also  bei  dieser  Gestaltung  der  Dinge  von  den  Fürsten  au  persönlichem 
Eiiizelneinfluss  auf  die  öffentlichen  Dinge  gewonn<'n  wird,  diess,  und  wohl 
nodi  weit  mehr,  geht  auf  der  andern  Seite  verloren  an  B*  liebtin.it  und  viel- 
leicht an  Zukunft.    Auch  tlurf  nicht  ans  den  Augen  gelassen  wd  den ,  dass 
die  beständige  Bekämpfung  der  Volksvertreter  durch  Beamte,  als  *;ülclie,  die 
Verwaltungsorgane  der  Regierung  uothwendig  in  eine  falsche  Stellung  bringt 
und  sie  in  der  öffentlichen  M»  iining  abnützt.    Wo  die  Minister  aus  den 
Karamermajoritüten  liervurgeheu,  wie  in  England,  wo  sie  also  ein  bestimmtes 
politisches  System  vorstellen  und  vertreten:  da  kaim  und  wird  ebenfalls 
heftiger  Kampf  sein.    Allein  einmal  ^ht  er  gegen  einen  objectiven  Grund- 
satz, dcu  mau  zu  entfernen  sucht,  nie  aber,  auch  nicht  indirekt,  gegen  die 
Person  der  FQi'sten ;  und  zweitens  setzt  er  die  Staatädicncr  keim  r  Anfeindung 
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Q&d  Twacbtang  aus,  indem  niclit  eie,  als  solche,  sondern  die  Flllinr  ist 
Pirtei  Torustehen,  diese  aber  nieht  eine  flbertragenelfeiniuig,  sonden  flore 
eigensten  Gnmdsätse  TerUieidigeD.  Wir  bezweifeln,  ob  dieser  bedeatende 
Kachtbett  von  Deigenigen,  welche  vor  den  parJamentarischen  ParteiregienmgeB 
einen  so  lebhaften  Absehen  vorgeben,  in  ihrer  gansen  Bedentong  gehörig 
erwogen  wird. 

fiine  aweita  nptbwendtge  Folge  der  gmndsfltdidien  GegenOberstelliDg 
von  Begiemng  nnd  Standen  in  den  deutschen  Staaten  ist  die  beatlndige 
^rstematiscbe  Kritik  der  gatuen  Verwaltung  von  Seiten  der  Kanunem.  Dan 
sind  sie  dnrcfa  ihre  ganze  Jetzige  Stelhing  bemfen;  dies  erwartet  das  Yolk 
von  ttnen;  dadnrch  verschalTen  sie  sich  zonftchst  noch  einige  Bedevtnag. 
Und  zwar  sind,  wie  in  Frankreich,  die  Antwort  anf  die  Thronrede  nnd  die 
VerwilUgong  des  Budgets  die  Hanptachlacbtfelder.  Doch  besteht  in  sofeme 
ein  wesentlicher  Unterschied,  als  in  einem  mächtigen,  in  seinem  Gange  nur 
von  sich  selbst  Gesetze  annähmenden  Bdche  hauptsächlich  grosse  Fragen 
der  äussern  und  innem  Politik  erörtert  werden,  während  sich  in  den  kleinen 
deutseben  Staaten  AngrUfe  und  AendemogsvorecbUge  um  die  letzten  Einzeln- 
beiten  der  Verwaltung  drehen.  Im  ^Ganzen  kann  man  diess  nicht  tadela, 
weil  hochfliegende  Beden  und  seharftinnige  Grundsätze  Aber  Gegenstände^ 
welche  zu  ändern  ausser  unserer  Macht  liegt,  überflfissig  und  lächerlich  sind, 
nnd  grosse  Politik  kleinen  .Kammern  schlecht  ansteht;  weil  in  wenig  ttlü- 
rächen  und  ims  sehr  beschränkten  Gebieten  stammenden  Versammluqgen , 
es  leicht  an  Männern  von  weiterem  Gesiditskreise  fehlt;  weil  endlich  in 
kleinen  Verhältnissen  die  Verbesserung  auch  eines  kleinen  Fehlers  immerhin 
von  Werth  ist.  Allein  Zweierlei  lässt  sich  dooh  nicht  Iftngnen.  Einmal, 
0M  eine  in  solche  Einzclnbeiten  ei^sehende'Kritik  oft  die  darauf  verwendete 
Zeit  der  Stände  und  der  Rogiemng  schon  dem  Gcldaufwande  nach  nicht  werth 
ist  Zweitens,  dass  durch  solches  Meistern  an  Kleinigkeiten  das  Verwalten 
zur  peinlichen  Schwierigkeit  gemacht  wird,  nnd  zwar  zum  offenbaren  Nacb- 
theilc  der  Sache ,  indem  eine  jede,  auch  noch  so  vernünftige,  Abweichung 
vom  Buclistabin  der  Etatsposition  oder  des  Gesetzes  alsbald  Verdruss  zu 
machen  droht  und  daher  in  den  meisten  FiUleu  unterlassen  wird.  Durch 
eine  kleinliche  Kritik  wird  nothwendig  auch  die  Verwaltung  kleinlich;  and 
ftberdiess  geht  der  Hauptzweck  der  ständischen  Ueberwachung  verloren.  Ist 
es  doch  nämlich  einleuchtend,  dass  auch  in  unbedeutenden  Staaten  nur 
durch  einen  gerechten  und  mit  Beweisen  belegten  Angnff  auf  ein  schädliches 
Regierungssystem  oder  auf  einen  unfähigen  und  böswilligen  Mann  gründlich 
geholfen  werden  kann.  Preussen  allein  würe  gross  genug  und  auch  durch 
seine  allgemeine  ^Machtstellung  befähigt,  um  einer  Bekämpfung  des  Regierungs« 
sy Siemes  in  bedeutenderem  Maassstabe  Raum  zu  gewähren;  allein  noch  ist, 
wie  es  scheint,  die  politische  Durchbildung  der  Nation,,  und  somit  auch  der 
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Kammmi,  aidil  sof  den  hiem  nOCliigen  Staodponkt  gelangt  Es  feUt  nodi 
tn  dem  SelbstgefliUe  imd  Senwtrertmen.  Dass  zn  deren  Weekung  die 
tranrige  Regierangsweise,  welche  als  Reactimi  auf  die  UeberstOrzongen  und 
anf  die  Schwache  von  1848  folgte,  nichts  beigetragen  hat,  rersteht  sich  too 
sflibet;  allein  es  ist  ungerecht,  nur  ihr  dio  Sdinld  beizulegen. 

Ebne  dritte  Folge  der  Spaltong  der  Staatsgewalt  in  Regiemagen  imd 
StAndovrr'^Animbingra  ist  das  grosse  Bestreben  der  ersteren  nach  Finftuf 
auf  die  Zusammensetzung  der  Tolksvertreteiidcn  Körper.  Üiess  fand  aller- 
dings auch  in  Frankreich  statt,  vnc  wir  bereits  bemerkt  haben;  allein  in 
Oeatsehlaiiil  pcht  die  Erscheinung  oft  noch  viel  weiter.  Schon  die  Ver» 
fcasiinigattrkanden  enthalten  in  der  Regel  Bestimmungen  zn  diesem  Zwecke. 
80  nwden  in  mehreren  Staaten  die  Mitglieder  der  Pairskammem ,  deren  Er- 
nennung der  Regierong  zusteht ,  nicht  erblich ,  ja  nicht  einmal  lebenslänglich 
ernannt,  sondern  nur  je  auf  Einen  Landtag,  damit  nur  ja  kein  selbstständiger 
Misston  Torkomme.  In  anderen  Fällen  sitzen  sogar  in  der  Abgeordneten- 
kammer  Männer  durch  Emennimg  der  Regierung.  Allein  die  Hauptsache 
ist  die  Einwirkung  der  Regiprungs;gewalt  auf  die  Wahlen.  Nur  allzu  oft 
erhalten  die  Beamten  den  Befehl,  die  Wahlen  in  ihren  Bezirken  auf  Männer 
zu  richten,  weUhc  voraassichtlich  im  Sinn  ^  drr  Regierung  stimmen  werden; 
namentlich  werden  hierni  Staatsdiener  bezeichnet,  als  welche  thcils  durch 
eigene  Ueberzeugnng  und  Gewohnheit ,  theils  durch  manchfachc  Bt  fürchtungs- 
nnd  Hoffnungsgriinde  abhängiger  zu  sein  scheinen.  Zur  Durchsetzung  solcher 
Wahlen  wird  dann  der  ganze  Rcgirningsnicchanisnius  angewendet.  Der 
Auftrag  läuft  durch  alle  Grade  und  Zweige  der  Diensthierarchie,  damit 
Jeder  in  seinem  Kreise  wirke,  der  Eine  bewerkstellige  was  der  Andere  etwa 
nicht  vermöge.  Zuweilen  wird  der  Zweck  noch  rücksichtsloser  verfolgt,  um 
das  mildeste  Wort  zn  gebrauchen.  Die  Beamten  werden,  wenn  es  nicht 
durch  das  Gesetz  an-drücklich  untersagt  ist,  nicht  nur  als  Wahlkandidateu 
in  ihren  eigenen  De/irken  aufgestellt,  sondern  auch  wohl  noch,  zu  weiterer 
Einschtlchtening,  als  Wahlcommissüre.  Eine  den  natftrlichen  Verhältnissen 
widersprechende  Eintheilung  der  Wahlkreise  soll  künst liehe  Mehrheiten 
schaffen  n.  s.  w.  An  Erfolgen  kann  es  natürUch  nicht  feldtn,  namentlich 
nicht  in  denjenigen  Staaten,  welche  einer  grossen  Anzahl  von  Bürgern  das 
Wahlrecht  einrumnen.  in  welchen  also  dasst  Ibe  in  tiefere  Schichten  der 
Einsicht  und  des  Vermögens  hinabreicht.  Wir  wissen  kaum  einen  deutschen 
Staat  zu  nennen,  in  welchem  nicht  zu  dieser  oder  jener  Zeit,  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  Beschwerde  über  unzurcchtfertigende  Beeinflussung 
der  Wahlen  geführt,  zum  Theile  haarsträubende  Beispiele  aufgeführt  worden 
■wären.  Nur  in  grösseren  Städten ,  gegenüber  von  organisirtcn  religiösen 
Parteien,  im  Ziisaramen«;tosse  mit  einer  tJbermiichtigen  Loealillustration, 
endlidi  in  aussergewöhulich  aufgeregten  Zeiten  pflegt  der  Regierungskandidat 
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trotz  solcher  Eiuschttchterungs  -  oder  Taschenspielermittelchen  den  KQrzcru 
zu  ziehen.    An  sichcrrn  Majoritäten  in  den  Abgeordnetenkammern  fehlt  Cff 
daher  in  der  Kogel  nicht;  und  somit  auclf  nicht  an  einer  Umgehung  des 
im  Grandsatze  liegenden  Dualismus  und  an  einor  Mildenmg  der  UebenA  achnng 
bis  zum  Erträglichen.   Aber  freilich  fehlt  es  auch  nicht  an  Kachtheilen, 
und  zwar  nicht  blos  für  das  Volk  (was  keines  Beweises  bedarf),  sondern 
namentlich  auch  für  die  Rrgiorungcn.  —  Vorerst  können  die  sich  unver- 
meidlich wicdt  rliolcnden  Klagen  über  gcwaltthätige  oder  sonst  lui verantwort- 
liche Einmischungen  in  die  Wahlen  nidit  anders  als  einen  schlechten  Eindruck 
hinsichtlich  der  Gewissenhaftigkeit  und  der  Verfas^untr^gesinnung  der  ober- 
sten Gewalten  hinterlassen.  Sie  leidi  n  emptiiidlich  an  sittlicher  Achtung  und 
das  ohnedem  in  der  itzigen  Zeit  nicht  eben  voriierrsi  hende  Gefühl  der  Pietät 
gegen  die  Trager  der  Macht  wird  noch  weiter  al>peM  hwächt.    Die  tiefer 
liegenden  Gründe  solcher  Einmischungen  sind  der  Menge  unverständlich, 
und  es  sieht  diese  nur  die  offen  liegenden,  allerdings  nichts  weniger  als  löb- 
lichen Handlungen.  —  Sodann  wird  auch  das  Vertrauen  in  die  auf  solche 
Weise  gebildeten  Stäiideversammlungen  sehr  beeinträchtigt,  und  zwar  theils 
zu  deren  eigenem  Schaden,   theils  aber  auch  zu  dtm  der  Regierungen. 
Die  unläugbare  Verfälschung  der  Vertretung  lässt  nicht  nur  bei  den  ein- 
zelnen materiellen  Fragen  die  Ueberzeugung  nicht  aufkommen,  es  müsse 
das'  Geschehende  doch  das  Beste  sein,  weil  es  sonst  die  Zustimmung  der 
frei  gewühlten  Vertreter  nicht  erhalten  haben  wüi'de;  sondern  es  ent>telit 
auch  im  Allgemeinen  und  in  den  gesammten  staatsbürgerlichen  Bezu  luingen 
das  Verlangen  nach  weiteren  und  anderen  Einrichtungen.    Während  die 
Einführung  der  Volksvertretung  eine  Sättigung  der  staatlichoi  Bedflrfhisse 
zur  Folge  haben  sollte »  erzeugt  das  jetzige  Vcrbalten  bei  den  Wahlen  nur 
allzu  häufig  eine  fortwUmade  Gerditiieit  and  Tertnderangslodt  -^.Eine 
wettere  Ahle  Folge  ist,  dass  sieb  dnrdi  aolehe  BebemelningeB  der  Wahlen  . 
die  nntem  Organe  der  Begierungen  auf  das  empfiodHeliita  abnfltien.  Sie. 
treten  den  Wünschen  ihrer, Untergebenen  entgegen,  und  ferüeren  dadttrcli 
an  Beliebtheit;  sie  gebranchen,  wenigstens  znweOen,  nnlftbliobe  Ißttei,  and 
bflssen  also  anheilbar  ihre  persönliche  Achtung  ein;  nicht  selten  whrd  ai^se- 
nonimeni  dass  sie  nicht  einmal  ihrer  eigenen  Ueberzeugung,  sondern  nur 
emem  Befehle  folgen,  sie  können  daher  auch  künftig  nicht  verlangen,  dasv 
man  ihre  Darstellnogen  und  Forderungen  als  wahr  und  redlich  gemeint 
erkenne;  sie  treten  nicht  auf  als  nnparteüsche  Qtgane  des  Gesetns,  als 
selbststSndige  und  kräftige  Mknner,  sonden^  'es  l^leibt  ihnen  nur  die  traarige 
gloria  obseqaii,  diess  aber  mnss  sie  ftbr  immer  tief  stellen  in  den  Augen 
unabhängiger  und  ehrenhafter  Untergebener.  Mit  Einem  Worte,  sie  kommen 
in  eine  &lsche,  sie  leicht'  sittlich  and  staatlich  iranehrende  Lage.  Der 
Schaden  lüemoo  triit  aber  nicht  blos  sie,  sonctern  noch  die  Bcgicrung  und. 
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den  Staat.   Womit  wijl  aan  denn  regieren,  womit  persönlichen  and  sitt« 
liehen  JEIinilass  ansOben,  wenn  die  Organe  der  Reihe  nach  verbraucht  worden 
als  willenlote  Autonuiten,  falls  sie  nicht  gar  als  Schergen  fremden  Grolles 
and  Unrei-htos  erscheinen?  Sind  die  Regierongea  so  flberrcich  an  Kraft 
and  an  Statten,  am  die  am  häafigBfceB  in  Ansprach  zn  nehmenden  selbst 
aUmähg  za  . unterhöhlen?  Können  and  werden  keine  Zeiten  der  Noth  and 
der  Gefahr  kommen,  in  welchen  ein  durch  ehrenwerthc  Persönlichkeit  und 
dorcb  lang  ('r]>r()btes  rechtliches  and  gesetzliches  Wirken  erworbener  Ein- 
tittis  der  unteren  Beamten  sehr  erspriesslich  wilro?    In  der  That,  eiu 
Staatsmann  sollte  weiter  sehen.  —  Endlich  noch  ist  zu  beklai^on ,  dass 
durch  die  Repierungscinniischuug  in  die  Wahlen  die  Ausbildung  des  staats- 
bürgerlichen Sinnes  und  Bewusstseins  ge^töii  wird.    Ein  Hürger,  der  nicht 
einmal  seinen  Vcrtretfr  frei  w.lblen  darf,  kann  sich  nicht  als  berechtigtes, 
somit  au.h  nicht  als  verantwortliches  Mitglie<l  des  Staates  fühlen.  Wer 
immer  wieder  den  Sinn  des  Gesetzes  beugen  sieht  zur  Gewinnung  von  Vor- 
theilen, vermag  nicht  in  Anhänglichkeit  an  dasselbe  und  in  nützlicher  aber- 
gläubischer Scheu  vor  demselben  zu  erstarken.    Nichts  kann  nun  aber 
gefährlicher  für  die  Regierungen  selbst  sein,  als  ein  Mangel  an  Rechts- 
geffthl  bei  dein  Volke.  Dass  auch  in  der  Zukunft  Schoos  schwere  Anfechtungen  • 
der  jetzigen  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Zustünde  liegen,  wird  kein 
Verständiger  in  Abrede  ziehen.    Eine  Rettung  ist  aber  dann,  wenn  der 
Stnrm  hereinbricht,  nur  für  solche  Staaten  und  Regierungen  zu  erwarten, 
welche  von  einen»  tüchtigen,  mit  seinem  Rechte  bekannten,  mit  demselben 
zufriedenen .  auf  dasselbe  stolzen  Volke  getragen  werden.  Wer  sich  lediglich 
aaf  einen  zusanimenregierten ,  willen-  und  kraftlosen  Haufen  und  auf  ver- 
brauchte und  verhasstc  Beamte  stützen  kann,  der  wird  selbst  auf  den  grossen 
Schntthauft  ii  lallen.    Die  sichernden  Brandmauern  werden  dann  nicht  da 
m  suchen  sein,  wo  man  nach  Belieben  in  das  fnbüude  der  Gesetze  Löcher 
zum  Ein-  und  Ausschlupfen  schlug;  wo  man  einriss,  was  zn  hoch  und  zu 
fest  zu  werden  schien:  wo  man  keine  festen  Verbindungen  zuliess,  sondern 
nur  einen  zwischen  Papierbogen  zur  Lage  einer  Mauer  emporgehaltenen 
Sandhaufen:  .sondern  da,  wo  auf  der  festen  Grundlage  der  Verfassung  mit 
folgerichtigem  und  nachhaltigem  Eifer  eine  undurchbrechliche  Abwehr  gegen 
Unrecht  and  Willkür,  auch  gegen  die  eigene,  errichtet  wurde.  —  Allerdings 
fat  dis  Oebahren  mit  den  Wahlen  lange  nicht  das  einzige,  and  aneh  leider 
aiehl  «inmel  das  bedeatendate  Hindemiss  einer  kräftigen  EntMeUaiig  des 
StSDfls  ttrBadii  und  Geseu  im  «ientsdieB  Volke;  allein  es  trägt  entscUedan 

din  bei,  «nd  Iii  amdi  in  iofimie  ein  tTiiglOok. 
(jHpUs  eliie  iwrito  EigntliQBilieliknlt  der  dentiolien  Gestaltang  des  repr&- 
jBwven  Staates,  ist  die  Aofnahme  fremdartiger  Ueberreste 
firdlierer  .Zastände»  oben  beieiofanet  worden.  Allerdings  haben  tbeils 
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die  Verftiideiiingen,  welche  mehrere  StBaten  im.  Jahre  1648  in  dIeMr  Be-; 
dehmig  eintreten  Hessen,  fheils  namentlidt  aneh  die  preosdaehe  Terfiunmv 
diese  Verhältnisse  nrflekgedrSngt';  dennoch  ist  noch  genug-  ▼on  itenselbeB 
übrig  geblieben,  mn  bemerkenswertho  Wirknngcn  n  enengen.   Und  snir 
sind  solche  Beste  fiterer  Einriehtnngen  in  beiden  Kammern  ToriiandeB. 
—  Ein  Blick  aof  die  Zosammensetaingen  der  ersten  Kammem  neigt,  irie 
aUreit^h  nnd  nicht  selten  hOelhst  wnndeibar  die  Einscbiebnngfa  sind,  weldis 
die  liier  beabsichtigte  yertretnng  dnrch  vomigsveiae  selbststindige  S^als- 
birger  ehalten  hat.    UeberaH  finden  sich  die  Standesherren,  also  eme 
HittelklasBe  zi^iscben  Fürsten  nnd  Unterthanen;  IlberaU  Abgeordnete  des 
höheren  nnd  niederen  Adels ,  wohl  geradezu  der  ehemaligen  Reichs  -  oder 
Territorial-Bitterschaiten,  welchen,  wenn  schon  in  niederem  Grade,  ttnfiche 
Ansiirflche  und  Eriimemngen  ankleben;  fost  flberall  sind  geistliche  'VTOrden- 
träger  beider  Kirchen,  zum  Theile  sogar  abgeschwächt  und  Terwtxidelt  in 
blosse  weltliche  Verwalter  ehemaliger  Stifter  and  Klo«;tergflter;  femer  SteU» 
Vertreter  der  Hochschulen  oder  Beamte  derselben.   In  Prenssen  oamentlicii 
sind  den  Vertretern  einer  Uosen  Rangstufe  des  Adels  Stellen  eii^erftnnA.  — 
Und  ebfn  solche  Mischungen  haben  auch  einzelne  Ab^fordnetenkainmem 
erhalten.  Zum  Theile  ist  die  alto  Eintheilung  der  ständischen  Körperschaften 
in  verschiedene  berechtigte  Volksklassen,  als  da  sind  StadtbOrger,  Landleute, 
Geistliche,  beibehalten  worden ;  zum  Theile  sind  Vertreter  des  geschichtlichen 
oder  des  begüterten  Adels,  höhere  Geistliche  u.  s.  w.  donsiiben  zugetheilt, 
und  ist  also  nit  lir  oder  weniger  von  dt  m  cinfacht  n  Grundsatie  der  Vertretung 
der  Gesamiiithcit  als  solcher  abgewichen.    Au^bcrdini  aber  sind  auch  noch 
nicht  selten  in  den  Verwaltungsformen  und  in  dtii  materieilen  Bestinmmugen 
der  Grundgesetze  viele  ücberrcsle  früherer  Staat seinrichrungcn  und  Uuter- 
thant-nverh;1ltnisse  bestehen  geblieben.  Der  eunstitutioni  llf  Grundgedanke  des 
Staatsbürgers  hat  sich  keiui  swegs  ganz  durchgrarbeitet;  und  während  in  ein- 
zelnen Beziehungen,  namentlich  wo  es  sidi  von  PHichteii  bandelt,  dun  Ge- 
danken des  neuzeitlichen  Staates  Rt dmung  getrugen  i^t .  winl  in  andern 
Beziehungen  mit  üiig>tliclier  Zähigkeit  und  ganz  in  iiutrimuniaiein  Simie  regiert. 

Die  Folgen  dieser  Zustäude  sind  donu  aber  verschiedener  und  ver- 
wickelter Art. 

Vorerst  sichern  allerdings  (Ue  zuerst  genannten  anomalen  Bestandtheile 
der  Ständeversaniuilungen  din  Kegitrungeu  eiuflussreiche  Anhänger  in  allen 
ihren  Bestrebungen  geg«  n  etwaige  demokratische  Gelüste.  Mögen  auch 
diese  Verbündeten,  wie  sogleich  näher  anzugeben  ist,  keineswegs  in  jeder 
Beziehung  bt  cjuem  und  getreu  sein;  gegen  die  Ausdehnung!  n  d(  s  Grundsatzes 
der  Gleichheit  vor  dcui  G^-setze ,  des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams, 
des  Associationsrechtes  und  ähnlicher  Richtungen  der  volksthümlichen  Ansicht 
wm  Staatsleben  stehen  sie  fest  auf  Seiten  der  Regierungen ,  und  zwar  um 


so  fester,  als  sie  selbst  bei  der  Erhaltung  von  Bevorzugungen  betheiligt 
sind.  Daher  ist  es  denn  in  Deutschland  leicht  geworden,  die  logischen 
and  die  praktischen  Folgesätze  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  Verfas- 
sungsurkundcn  über  die  staatsbürgerlichen  Rechte  schon  im  Schoosse  der 
gesetzgebenden  Versammlungen  nieder  zu  halten.  Die  conscrvative  Rich- 
tung hat  dadurch  in  Deutschland  eine  gan^  andere  Bedeutung  erhalten,  al8 
sie  in  England,  Frankreich,  Belgien  oder  Holland  besitzt.  Während  sie 
aamlich  in  diesen  Staaten  die  ganz  berechtigte  und  in  jedem  öffentlichen 
Wesen  nothwendige  Aufgabe  hat  oder  hatte,  die  bereits  bestehende  Entwicklung 
der  Grundgesetze  festzuhalten  und  nur  Ueberstflrzungen  mittelst  nenenmgs- 
stkchtiger  und  noch  unerprobter  Versuche  zu  verhindern,  geht  sie  in  Deutsch- 
land dahin,  die  voUst&ndige  Durchbildung  der  in  den  Grundgesetsen  berdts 
Bo^sprochenen  Nonnen  znrflckmhtlteiL 

^  Andereneito  aber  freilich  stehen  diese  ifebeneib  einet  hn  Gfoaen  veK 
sammdenen  staatUdien  Znstendfes  aveh  denBegierongen  vielftefa  and  öniiheiy 
vindlidi  Im  Wege.  Namentlich  die  ersten  Kammern,  deren  Kern  smveQeki 
ins  Standeshmen  besteht,  nnd  sn  deren  ümwandlQng  dnrofa  neue  Ernenn 
nmgen  die  Regiemngen  gar  nicht  das  Becht  haben,  sind  jeine  Macht,  wdche 
hl  «nslhligen  FlUeiB  Begiening[splane  gehindert  oder  Terfcrflppelt  haben.. 
Wenn  es  sich  nimlieh  trift,  dass  entweder  ebie  Biegicnmg  flberhavpi  von 
etaem  volkstfattmlichen  Ödste  belebt  ist  und  in  f*olge  dessen  das  Wesoi 
des  oonstitotioiiellen  Staates  entulckehi,  bisbesondere  die  aUgemdnen  Staats* 
birgellichen  Rechte  kriftigen  will;  odc^  wfenn  sich  wenigstens  bei  einer 
Terwaltang  die  gleidimadiende  Neigung  des  fransOsischen  B^glenmgsr 
iffstemes  regt:  so  sind  jene  ans  Beromgten  bestehende  Bestandtheüe  der 
Kammera  ein  höchst  bec^ratendes  Hindemiss.  Es  begiebt  sich  nidit  selten» 
dass  die  Begiemn|en  selbst  von  ihnen  als  hi  nmwfllznischeb  BeghmQii 
und  in  demagogischem  Unrechte  begriffen  hart  angelassen  werden,  nnd  nnn 
entweder  bei  ihren  regelmftsdgen  Gegnern  tJnterstatnmg  soeben  oder  einen 
aaf  Znfriedenstdfaug  oder  anf  Macfatansdehnnng  beieehneten  Plan  fthren 
lassen  mOssen.  Zar  Besdtignng  dieser  selbstsllchtigen  Widerstrebnngen  isi 
dam  wohl  den  Fürsten  das  Becht  eingeriomt,  Mitglieder  der  ersten  Kam- 
aem  anf  Lebenshmg,  manchmal  s^gar  nnr  je  flir  einen  Landtag  m  ernen- 
nen. Allein  dieses,  vom  Standpunkte  der  YoMwertretnng  ohnedem  sehr 
bedenklidpe,  Mittel  rdcht  bei  weitem  nidit  ans.  Theils  ist  die  Zahl  der 
so  m  Ernennende  auf  ein  onbedeotendes  YerhiUtniss  zn  der  Gesammtzn- 
smnmensetnmg  der  Kammern  besdirftnkt,  theils  kann  es,  wenn  nicht  jedes 
Tertraoen  in  die  Beprflsentation  versdiwüiden  soll,  nicht  in  gehöriger  Ant> 
dehmu^  gebraodit  werden.  ~  Ans  diesen  beiden  sich  oft  nnd  wunderlich 
dndikreaMndep  Strömungen  ehtstdil  dann  aber  ein  tiel&ches  Befaanren  bei 
JUtem  and  bei  Dingen,  welche  In  den  Grondgedaiiken  des  r^prflsentatiTen 
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BecbtHtandes  nicht  passen.  Wer  irgend  die  innere  Geschichte  der  dentr. 
sehm 'CQDStitutionellen  Staaten  kennt,  wird  Fälle  in  Menge  anzuführen 
ivissen,  in  welchen  entweder  die  fiegiemngen  Verlangen  das  Volkes  und 
Beiclilttsse  der  zweiten  Kanunem  darch  die  ersten  Kammern  beseitigten, 
oder  wo  sie  selbst  von  den  falsch-conservativen  Bestandtiitiieu  der  ersten 
Kammern  gehindert  worden,  Fordemngen  des  Staates  div^^weii  ondGüri^. 
sitzen  der  Verfassongsnrknnde  'gerecht  zn  werden. 

Eine  dritte  Folge,  nnd  zwaj"  diese  zunächst  zu  beziehen  auf  die  ücber- 
reste  der  früheren  Verwaltungsweise,  ist  der  Mangel  an  einem  zuverlässigen 
mit  Sicherheit  erkennbaren  politischen  Sinne  des  Volkes.  Bald  bricht  ein 
lebendiges,  fast  stürmisches  Dcwusstsein  staatsbürgerlicher  Rechte  hervor; 
der  Kandidat  der  änssersten  Widerspruchspartei  ist  der  Mann  der  Mt-nge; 
nur  der  gegen  die  Regierung  oder  einzelne  Organe  derselben  derb  Auf- 
tretende gilt  für  gesinnungsvoll  und  als  ehrlich.  Bald  aber  lässt  sirh  die- 
selbe Bevölkerung  auf  eine  fast  knabenhafte  Weise  einschüchtern,  übcrfliesst 
in  Loyalitätsbezeugungen,  gehorcht  dem  Zügel  des  täglichen  amtlichen  Rei- 
ters mit  blindem  Gehorsame.  Wie  keine  Harmonie  in  dem  Gesetze  und 
Befehle ,  so  ist  auch  keine  Einheit  des  staatsbürgerlichen  Be>Misstseiüs. 

Unzweifelhaft  sind  diese  Zustände  im  Ganzen  sehr  nachtheilig.  Mag 
anch  dann  und  wann  eine  üebereilung  und  Ueberstürzung  durch  jene  Macht 
überständiger  Sonderinteressen  verhütet  werden,  so  ist  es  doch  unläugbar 
ein  grosser  Fehler,  wenn  eine  Verfassung ,  welche  sie  nun  auch  sei,  sich 
nicht  folgerichtig  entwickeki  kann,  wenn  das  öffentliche  Leben  in  seinem 
Schoosse  anorganische  Bestandtheile  hat.  Nur  die  Uebereinstinimung  aller 
Einrichtungen  und  Gesetze  gibt  die  höchste  Summe  der  möglichen  Kraft ;  und 
nur  die  Erreichung  aller  nur  irgend  durchführbaren  Folgesätze  der  gegebenen 
Rechte  erzeugt  Zufriedenheit.  Zu  dieser  Gleichförmigkeit  aber  kann  es  in 
den  deutschen  constitutionellen  Staaten  nicht  kommen.  Selbst  bei  dem  besten 
Willen  der  Regierungen  ist  es  nicht  möglich;  und  von  einer  allmäliligen 
Hindrängung  Nichtwilliger  ist  ohnedem,  da  sie  solche  Bundesgenossen  iii 
der  Repräsentation  selbst  haben,  keine  Rede.  Irgend  eine  Entschädigung 
für  diesen  grossen  üebelstand  ist  aber  nirgends  zu  tinden.  Man  spricht 
zwar  von  geschichtlicher  Entwicklung  und  Anknüpfung,  und  bei^ühmt  sich 
einer  Verbesserung  der  geistlosen  arithmetischen  und  atomistischen  Auf- 
fiissnng;  allein  diess  ist,  in  solcher  Auffassung,  eitel  Täuschung  und  Wort- 
klang. Es  ist  vor  Allem  nöthig,  sich  über  den  Begriff  der  geschichtlichen 
Enlwiddting  deutlich  zu  werden.  Nichts  kann  allerdings  richtiger  sein,  als 
dass  jede,  fflaatiystalfimg  die  B^nitlif(|i<y  thfiJtsAchHcli  vorhandenen  Ver- 
hiltiiisse  Qitiibneii  and  dieselben 'in  ttifw  'Orgaatoiia.  anfiidmieii  mnss« 
.  Disis  istT  Pflicht  gegen  die  bestelvNldeBlffljd^.  «nd  Interessen,  and  ist  eine 
«av^brOeUicbe  KlogheitaregeL  £bano  kiQii  man  gerne  zugeben,  dass  et 
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Sitten  olme  Hothwendigkeit  und  war  derNachabmniigs*  oderOldcbiMchiii^« 
flicht  wegen  lerstOrt  ,iuid  oiclii  Tielinebr  in  neoe  dam  Ui^ßsht  ZimtAnde 
«n^eDHoimen. werden.  Ferner  gibt  der  einfiiclui  lar^kti^die  Yeistend  en 
die  Bnnd,  dase  ee  sotrlgliclier  imd  leiditer  ist,  eine  Ittgjül»  im  Keime  be- 
«teheode,  vieOeidit  gar  «is  dur  innerttenEigenUittniliclikeit  4e8  Volkes  her- 
farsptrcMeende  Anstalt  weiter  anS'  sich  selbst  n  entwickeln,  ab  sie  durch 
eine  frSinde  fnd  an  sich  nicht  bessere  sa  ersetcen.  Endlich  wird  kein 
Staatsmann  bestreiten,  dass  ee  thöiieht  ist,  eine  theoretische  Folgerang 
Bit  Hube  nnd  geg^  Widerstreben  dorchsoftfaren,  wenn  bedeutende  Ereig> 
lüsse  eine  bestimmte  Einrichtnng  ins  Leben  gerufen  haben,  welche  denn 
^och  als  das  Erzengniss  der  Nothwendii^eit  sicherlieh  andi  fftr  berechtigt 
gehalten  werden  muas.  So  neit  also  ist  geschichtliche  Entwickelang  und 
iaknllpAing  gut  und  nothwendig.  Allein  es  kann  von  ihr  nicht  die  Rede 
sein,  wo  einem  neoeo  Staats-Gnindgedanken  innerlich  widersprechende  Theile 
beigemischt  sind.  Ein  Zusamroenwerfen  nicht  jnisammengehöriger,  sidi  gegen- 
seitig aaflOsendtf  nnd  hindemder  Elemente  ist  keine  geschichtliche  Eni- 
irieUmig,  sondern  eine  Wiederaufhcbung  des  kaam  eben  Gewollten.  Nur 
der  mag  Solches  l&agnen,  welcher  blos  Eine  bestimmte,  durch  alle  Bildongs- 
^teles  nnd  Lebensansicbten  durchlaofende  Gnmdansicbt  des  Staates  anwimmt| 
dem  also  alle  noch  ^  verschiedenen  Einrichtungen  und  Bestrebungen  nur 
Modificationen  desselben  Gedankens  sind,  welche  sich  ohne  bedeutende  Hin- 
demisse onil  ohne  innem  Widerspruch  mit  einander  vertauschen  und  ver- 
binden lassen.  Wer  aber  jede  Staatsgattung  und  selbst  jede  gesonderte 
Staatsaxt  als  ein  organisches,  wesentlich  eigenthOmliches  Ganzes  erkennt, 
der  muss  auch  da,  wo  dnrch  irgend  ein  Ereigniss  zwei  wesentUcli  verschie- 
dene Verfassungen  in  demselben  Lande  aufeinander  gefolgt  sind,  eine  reine 
DordifmuruiK  des  neuen  jetzt  nun  einmal  Bestehenden  und  allein  Berechtigten 
verlangen;  und  der  kann  es  nicht  als  eine  naturgemässe  Verloiüpfang,  son- 
dern vielmehr  als  eine  Verderbung  erkennen,  wenn  widerspänstige  Roinea 
des  frtihern  in  seinem  Wesen  verlassenen  Zustandes  in  das  jetzige  Staats- 
leben hereinragen.  Dass  aber  die  alte  ständische  Verfassung  und  der  re- 
präsentative Rechtsstaat  wesentlich  verschiedene  Staat^^dai^ken  Sind,  mass^ 
(j^b  Wühl  nicht  erst  noch  einmal  gezeigt  werden. 

•'Die  dritte  Eigciithümlichkeit  der  deutschen  repräsentativen  Zustände  ist 
endlich  dvr  Mangel  gewisser  ilii-^ser er  Bedingungen  einer  freien 
Entwicklung,  ncndich  eine  mächtige  öffentliche  Meinung,  evper  freien^ 
Presse  und  einer  vitlligen  äussern  L'nabliängigkeit  des  Staates. 

Was  die  Nothwc luligkeit  einer  Eindruck  machenden  und  kräftigen  öf- 
fentlichen Meinung  betrifft,  so  muss  Jedem  einlcudit 'ii ,  dass  an  sich 
Üii  Bfllf^Tf "  ^'i^      Erreichung  des  Zweckes  der  comititutionelien  Eiu- 
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temchaft  Mlir  noi^ich  Tertheilt  tiod  nrisehm  demFflrsteii  ood  der  folkf- 
vertretenden  Tenamniliuig.  Jener  isl  im  BttStn  der  ganzes  SliatsgewaH; 
alle  Organe  deuelben  efand  von  ihm  besteltt  and  hingen  mehr  oder  weniger 
▼on  ihm  ab;  er  hat  aßeiii  dieYfdIaiebang  des  gemehuehalUich  Beecfaloisenen; 
lir  ihn  spricht  die  Gewohnhei  des  Gehorsams,  die  hohe  geselisdiaftlk^  Stel- 
hmg,  die  Leiehti^nit  der  Enrarhong  persOnKdier  BeUehCheit  Auf  Seiten 
der  StSnde  ist  nur  das  Recht  des  freien  Wortes  und  der  Weigenmg  bei 
nnbegrflndeten  Znnmthnngen;  fieüeidit  die  HOgtichkett  äner  Klage  in  Ins- 
sersten  Pillen.  Hier  kann  denn  ein  Oleichgewicht  mir  bestehen,  wenn  hinler 
den  Standen  eine  mlditige  dieaitliche  Ueinnng  ist,  anf  weldie  sie  jieh  sttttien 
können,  von  der  sie  sdbst  gehoben  und  ennonteit  werden;  die  ihren  Worten 
Naehdmck,  Nachhall  nnd  Nachhalt  gibt  Eine  solche  gewaltige  OiTentliche 
Meinung  ist  mm  aber  nnr  mOgHch  in  einem  grossen  Lande  nnd  bei  frder 
Presse;  also  nnter  Bedingungen,  weldie  in  einem  Theile  m  DentscUand 
immer  fehlen  müssen,  oder  wenigstens  thatsAchlich  mehr  oder  weniger  ge- 
fehlt haben.  Wie  kann  in  den  Vielen  klehien  nnd  selbst  in  den  mittlen 
.  Staaten  von  einer  michtigen  flffentHöhen  Heimmg  die  Bede  sein?  Andi  bei 
den  wichtigsten  Fragen,  deren  Anftverfimg  in 'England  MiHionen  hi  die  le- 
bendigste Bewegung  seCaen,  deren  Befaandhmg  nicht  nur  im  Lande  selbst, 
sonnen  von  der  ganaen  gebildeten  Welt  mit-  Ingstlicber  Spannung' feiAdgt 
werden  wOrde,  ja  iür  die  wir  selbst  hi  Feuer  gerathei^  würden,'  wenn  wir 
ton  ihnen,  als  im  fremden  Lande*  bestehend,  hflrten^  ist  bei  nns.nnr  eine 
nrhiltnissmfasig  schwache  Regung  der  Offentliehen  Meinung  a  Itemeiken. 
in  dem  snniebst  bethdUglen  Lande  ist  es  ein  Sturm  in  einem  Glase  Wjtfaer; 
ausserhalb  desselben  hOrt  man  da?on  nur  Weniges,  Onvoilstlndiges.  liUi 
kennt  Terhflitnisse  und  Personen  nidit,  hat  keinen  unnUttelbaren  Nntiien 
oderNaohtheil  von  der  Entscheidong,  man  betrachtet  es  als  etwas  Fremdes. 
-So  stehen  die  Yoridünpfer  äemlich  aUein,  nnonterstlltzt,  damit  aber  auch 
weit  leichter  besiegt.  Und  selbst,  wenn  dieselbe  Flrage  durch  alle  dentsche 
Kammern  di^  Runde  macht,  so  gesehiefat  es  an  verschiedenen  Zeiten;  die 
Brucbstflcke  der  öffmilichen  Meinung  entstehen  und  wachsen  nur  verebi« 
seit,  also  schwach  nnd  unmfichtig.  Nur  in  Preussen  sind  die  Elemente  n 
einer  Eindruck  machenden  öffentlichen  Meinung  vorhanden;  and  wenn  sich 
in  diesem  grOssten  der  deutschen  Staaten  dpa  oonstitutioneile  Leben  wird 
mehr  befestigt  und  ausgebildet  haben,  so  muss  hieraus  auch  eine  bedeutende 
Wirkung  entstehen,  zunächst  ftlr  das  Land  selbst,  dann  aber  auch  mittek 
bar  fQr  die  flbrigen  Theile  Deutschlands.  Zunächst  aber  ist  noch  wenig  zu 
spttren.  Und  mir  als  ein  kleiner  Ersatz  einer  weitverbreiteten  und  dadurch 
mftchtigen  Beschäftigung  des  Volkes  mit  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
kann  es  betrachtet  werden,  dass  bei  der  grossen  Zahl  der  über  Deutsch- 
land zerstreuten  Stlndevefaemmlaagett  immer  die  eine  oder  die  andere  etwas 
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bedeutendere  versammelt  ist,  und  dass  auf  diese  W.  isc.  da  doch  gewöhnlich 
irgend  ein  die  Aufinerksamkeit  auf  sich  /ielit  iuier  Gt^geiistaud  in  einer 
solchen  Versammlung  verhandelt  wird,  die  Thciliiahnie  au  öffentlichen  An- 
gelegenheit«^n'  nie  ganz  aufhört.  Die  Sache  hat  oflenbar  zwei  Seiten.  Wenu 
nämlich  auch  einer  Scits  ein  Vortheil  zugegeben  werden  kann,  so  ist  es 
doch  auf  der  andern  Seite  zweifelhaft,  oh  nicht  die  Gewohnheit,  sich  fort 
und  fort  mit  den  in  fremden  Staaten  obschwebeuden  Fragen  zu  beschäf- 
tigen,  daran  gewöhnt,  alle  Staatsangelegenheiten,  und  so  auch  die  eigenen, 
als  einen  Gegenstand  müssiger  Neugierde  zu  betrachten.  Der  Deutsche  ist 
ohnedem  zu  ko:>nioi»ülitischem  und  vagem  Antiieihiehmen  nur  allzusehr  ge- 
neigt; eine  Zersi>litterung  der  Aufmerksamkeit  auf  vaterländische  Zustände 
thut  ihm  daher  nicht  gut. 

Wie  dem  nun  aber  sein  mag,  in  jedem  Falle  fehlt  es  an  der  zweiten 
Beding^g  des  Gedeihens  der  constitutiouellen  Einrichtungen,  an  der  vollen 
Press  fr  eiheit.    Eine  solche  ist  Deutschland  fast  seit  der  Gründung  der 
aeiett  Terfassangen  versagt,  diesen  dadurch  aber  die  Lebenslust  entzogen 
gewesen.  Fesslung  der  Presse  war  w&hrend  dreis&ig  Jahren  eine  der  Haapt- 
Mfgabe       denfaduB  Bundes;  und  wenn  diMi  denn  auch  in  dem  letiten 
Jaknehme  bener  gewmrdai  ist  (itaAnUl  aodi  mit  fthteMea  Einflnase  laf  .die 
UMtUdie  AoabildnDg  der  Nation),  so  feUt  dodi  inuner  noeh  viel  tum  Be- 
Qlie  des  richtigen  geaetzUcben  Msasses  der  freien  Gedanlcenftassenmg.  Bei 
cäiein  Systeme  von  Concessionen,  Entsielmngen ,  Cantionen,  Poetdebitrer- 
«eigenmgen,  wülkOrlidieD  Verboten  misaliebiger  snsUndiscber  Blätter,  poli- 
seOidien  Beschlagnahmen  und  langsam  nachhinkender  gerichtlicher  Entsehei- 
dnngenlnntt  eine  grosssrtige  Tagespresse  lüclit  entstehen  nnd  nicht  bestehen. 
Und  wm  auch  in  Zeiten  grosser  Aofregnng  diese  Schranken  seitweise  durch* 
brocfaen  werden,  oder  vielmehr  Ihre  Aufrechterimltong  nicht  rathssm erscheint: 
so  werden  die  Zflgel  alsbald  wieder  sngeiogen,  wenn  wieder  der  Ifnth  sn- 
rtdckehrt  Cs  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Frage  ftber  die  Piessfreiheit  im 
Allgemeinen  und  in  den  deutschen  VerJ^Utnissen  insbesondere  zh  erOrtem; 
•Ueia  es  bedaif  dessen  anch  in  der  That  nicht  zum  Nachweise  des  wdg^ 
stellten  Satses,  dass  es  an  einer  nothwendigen  Bedingung  freier  und  krlf- 
«  tiger  Entfiütnng  der  Tolksvertretong  fdile.  Ihiss  one  fr«ie  Presse  hienn 
nOthig  sei,  gehört  zn  den  pementarsatsen  der  Btaalslehre.  . 

Endlieh  ist  es  andi  nicht  schwer  zn  zeigen,  dass  nur  in  einem  vOlHg 
selbststftndigen  und  somit  verehnelt  stehenden  Staate  die  inneren  Kftmpfe 
zwischen  Begiemngsgewalt.  und  Yolksfor^emngen  zn  efaiem  beruhigenden, 
weil  den  wirklidien  Yerhüitnissen  entsprechenden,  Ziele  kommen  kfinnen. 
Ist  es  nSmlk^,  wie  soeben  angedeutet  wurde,  schon  an  sich  s^  sdiwer 
mnü  in  derBcgel  das  Werk  vieler  Jahre  und  ünswr  wieder  cnnenterKlmpffB^ 
Forderangen  von  der  Tolksseite  nmmwundene  Anerkennnng  sid  Durchfiih- 


02        Üebcr  die  verschiedene  Auffassung  des  repräsentativen  Systemes 

rung  von  Seiten  der  Regierung  zu  gefrinnen:  so  tritt  eine  völlige  Un- 
möglichkeit da  ein,  wo  die  Regierung,  wenn  sie  selbst  nicht  mehr  im 
Stande  ist  den  Widerspruch  mit  irgend  einem  P>folge  weiter  fortzusetien, 
and  weBB  sie  sich  also  in  einem  selbstständigen  Staate  zu  einer  Einräumung 
entschlfeflaoi  müsste,  nun  erst  sieb  auf  einen  noch  festeren  Boden  und  in 

* 

eine  ganz  unangreifbare  Stellung,  nämlich  auf  die  Untorstatzang  iremder 
Regierungen,  vielleicht  sogar  auf  ein  förmliches  Verbot  der  inneren  An- 
strebangen  von  Seiten  derselben,  zurückziehen  kann.    Im  Augenblicke  des 
Sieges  stösst  unter  solchen  Uniständen  die  Volksvertretung  auf  Gegner, 
welchen  sie  gar  nichts  anhaben,  mit  denen  sie  nicht  einmal  in  Erörterungen 
eingehen  kann,  und  welche  kurzweg  ihre  Uflicrmacht  in  dio  W;itiscliale 
werfen.    Allerdings  werden  in  soh^hem  Falle  die  Wünsche  und  Fonierungt  n 
nicht  aufgegeben;  es  tritt  keineswegs  das  Bewusstsein  ein,  dass  etwas  an 
sich  Unmögliches  oder  Unrechtliches  verfolgt  worden  sei;  allein  ein  Ergeb- 
niss  wird  nicht  erreicht,  der  Wunsch  bleibt  unerfüllt,  das  Gebäude  unaus- 
geführt.   Dass  diess  nun  aber  der  Zustand  in  Deutschland,  wenigstens  für 
die  kleineren  und  mittleren  Staaten,  sei,  wer  wagt  es  zu  Iftugnen?  Die  beiden 
grossen  Staaten  fragen  allerdings  wenig  nach  den  Bestimnamgen  des  Bundes 
hinsichtlich  des  Verfassnngslehens,  und  es  liegt  auch  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ihren  Regierungen  der  Bund  keine  Hülfe  schaffen  künnte,  wenn 
sie  selbst  die  Marht  zum  Widerstande  verloren  hätten.    Auch  noch  Bayern 
setzt  seinen  Stolz  darein,  den  Bundesbestimmungen  gelegentlich  Gehorsam 
zu  versagten.    Allein  hinsichtlich  der  kleineren  Staaten  hat  sich  der  Bund 
von  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  die  Aufgabe  gestellt,  die  Entwick- 
lung des  constitutionellen  Geistes  zu  unterdrücken,  so  bald  ilun  dieser  die 
nach  Belieben  in  den  Bundesgesetzen  enge  gesteckte  Grenze  zu  überschreiten 
drohte.    Die  Uebereinstimmung  hierzu  war  ininier  eine  fast  allgemeine.  Die 
beiden  grossen  Staaten  vermieden  durch  das  Niederhalten  der  Verfassungs- 
entwicklung in  den  kleinem  ein  übles  Beispiel  für  ihre  eigenen  Lander; 
überdiess  verbanden  sie  sich  die  Regierungen  derselben  in  leichter  Weise. 
Die  zunächst  ßctheiligten  aber  erwiesen  sich  begreiflicherweise  gegenseitig 
den  Dienst.  Au  Belegen  fehlt  es  wahrlich  .nicht  Sehon  ito  Sdihitaakte 
von  1820  enth&lt  sehr  weit  gehende  Bemfarftokangeu,  nebai  deren  8atniQgeii 
die  repräsentativen  Ter&ssongen  nnr  dnrdi  eine  laxe  Auslegung  und  ge- 
kgentUchen  offenbaren  Ungehorsam  bestehen  konnten.  Die  geheimen  Be-  ' 
schltts^e  W 1884  aber  gar  hätten  geradem  das  constitntionene  Sjstem  auf- 
gehoben, wenn  der  Mnth  de  sn  ▼eröffentfiohen  önd  darnach  ni  handeln  anfkn- 
bringen  gewesen  wäre.  Und  wie  der  ftmd  Folgerungen  zieht  was  dem  von  ihm» 
als  nnerlassbar  aufgestellten  oonai^hischen  Prl^icii^'' hat  die  allgemeine  Auf- 
hebung der  Ghrnndrechte,  die  läratailion  in  Knrhessen,  die  unmittelbare 
Wiederiieseitigong  mancher  einzehien  Ter&ssm  hinreichend  bewiesen.  Von 
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den,  man  darf  es  wohl  ohne  Upbert  reihung  sagen,  unzalili^^n  Hin  Weisungen 
der  L&ndesragierongen  auf  den  Willeu  und  auf  die  Verbote  des  Bundes, 
zu  welchen  in  jedem  Falle  eioe  Verlegenheit  gegenDber  von  den  Ständen 
alsbald  gegriffen  ward,  gar  nidit  zu  reden.    In  einem  kleinem  Staate, 
welcher  sich  um  die  Beschlttsac  der  Bundesversammlung  zu  bekümmern  hat, 
ist  somit  schon  wegen  des  Verhältnisses  zu  dieser  Gewalt  eine  consequente 
und  freie  P^ntwicklung  des  Crcdankens  der  Volksvertretung  ausser  Frage.  — 
Und  man  wende  ni<*ht  etwa  ein.  es  sei  diess  eine  unvermeidliche  Fol^e  einer 
Bundeseinrichtung,  in  welcher  eine  von  der  Riclitunp  der  Gesanimtheit  we- 
sentlich abweichende  Entwickluii;,'  rl»  s  einzelnen  Gliederstaates  nicht  geduldet 
werden  könne.    Diess  ist  gan^  richtig;  allein  es  kann  aus  dicker  Nothwen- 
digkeit  einer  Cebereinstinimuiig  zwischen  der  Ge«aniiiitordnung  und  den  Ein- 
zelnverfassungen eben  so  ^ut  folgen ,  dass  die  Einrichtungen  der  Gesammt- 
heit  nach  denen  der  Glieder  getrotfen  werden  müssen .  als  das  Umgekehrte. 
Jenes  ist  sogar  das  Naturgeniässere.  wenn  die  Theile  zu  der  Zeit  schon 
vorhanden  sind,  als  der  sie  umfassende  Organismus  geschaffen  wiiil.  Und 
wenn,  wie  diess  im  deutschen  Runde  der  Fall  ist,  den  einzelnen  Staaten 
die  Einrichtung  einer  landstilndisclitn  Wrta'^sung  soear  als  Verpflichtung 
vorgeschrieben  ist,  so  ist  diess  ein  weiterer.  loLiischer  Grund  für  eine  allge- 
meine constitutionelle  Einrichtung  des  gesaniniten  Deutschlands.  So  viel  aber 
ist  jeden  Falles  unbestreitbar,  dass  in  der  ganzen  Geschichte  der  Staaten 
kein  zweites  Beispiel  einer  Einrichtung  vorliegt,  welche  es  einer  Anzahl  von 
Verpflichteten  gestattete ,  sich  lediglich  durch  eine  Verabredung  unter  sich 
nnd  ohne  Theilnahme  der  Berechtigten,  von  der  Einhaltung  ihrer  Veri'thch- 
tuug  nach  Belieben ,  ganz  oder  theilweise  zu  befreien.  —  Dieses  Verhalten 
des  Bundes  zu  den  repräsentativen  Verfassungen  ist  um  so  mehr  zu  be- 
klagen, als  es  bei  einem  aufrichtigen  Wohlwollen  gegen  dieselben  möglich 
gewesen  wäre,  mittelst  einer  Bundeseinrichtung  eine  grosse  Lücke  in  dem 
Systeme  auszufüllen,  für  welche  sieb  bis  itzt  in  den  einzehi  stehenden  con- 
stitutionellen  Staaten  kein  gesetzliches  Mittel  gefunden  hat,,  und  wdche  nnt 
durch  die  parlamentarische  Handhabong  in  einigen  Staiten  tlMitrtfthHch  be^ 
seitigt,  oder  riebtiger  gesprochen,  umgangen  wird.  Es  konnte  nimlicli  in 
dnem  Bunde  dc^r  DnaHsiinis  zwischen  B^iiennig  und  Stinden  durch  ein^ 
grosse  geriditliche  Behörde,  weldier  eine  EntscheidiiDg  der  Streüiginiten 
iwisehen  dentelbeii  nutlode,  imschfldlieh  ^emaclit  werden.  Raa  hat  mr 
klerdings  der  dentsohe  Bnnd  dnrcii  dsB.  Scbiedsgerieht  diesen  Bedorfiiissea 
iMielfeii  woUeii:  aUein  diese Kinricihtimg  ist  so  IdelnlielL  und  flOsst  so  wcd^ 
Teitrancn  ein,  dass  sie  bekanntüdi  gar  nie  in  Wlrloamkeit  getreten  ist  und 
ib  ein  TOilig  todtgebomer  Qedanlte  (etraclitet  Verden  moss.  Ss  lind  somit 
nur  die  Nachtheile  des  TcrUUtnisses  der  eingeben  Ytitumg  sa  ^  Bnndeit^ 
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gewalt  ¥orhandeu,  nicht  aber  auch  die  daraus  zu  ziehenden  Vortheile  ge- 

Ist  nu  aber  diMs  die  BeBchafiBolidt  des  dentscheii  npiisentativw 
Stialemseiie,  io  ttast  eich  andi  eidieiüch  aicbt  in  AMte  lidifiD,  dass 
eich  daeselbe  in  manchen  wichtigen  Ponkten  anders  gestaltet  hat  als  in 
Fnnfareieh  oder  gir  in  England.  Das  etiaii  Gegeaftherslehen  der  Begie- 
rangen,  als-solcher,  nnd  der  SUbide;  der  Mangel  an  innerem  ZneaiBBien- 
hange  «nd  an  staatlichen  Gedanken  in  den  Ministerien;  die  ins  Kleinsta 
gehenden  Kritilten  nnd  Erspamissbemtihnngen  der  Kammern;  die  so  tief- 
•greÜiBnden  Begierongseinflasse  anf  die  persönliche  Besetsoag  der  ständischen 
Blnke^  die  Vielerlei  Ueberreste  ganz  anderer,  in  der  Hanptsache  abge- 
storbener, Zustande;  die  Schwache  nnd  Enge  der  OfTentlicben  Meinni^;  die 
Unsicherheit  dar  staatsbürgerlichen  Ansichten;  der  Mangel  einer  Befriedi- 
gung mit  den  so  gestalteten  Znstanden;  die  Eingriffe  .der  Bondesgewalt: 
diess  Alles  ist  Deutschland  eigenthflmlich.  Es  ist  keine  Spar  von  einer 
engiiachen  Parteiregiennig;  keine  Spnr  von  einer  Besorgung  der  hOcIisten 
Yerwaltangsgeschafte  dvrch  die  Kammern;  erst  ein  Anlhng  von  einer  Dnreb- 
fahmag  der  staatsbftrgeriidmn  Freiheit  in  allen  Lebenskreisen  nnd  Theilen 
des  Staatsoiganismns.  Eben  so  wenig  kennen  Mr  die  gewaltige  Macht  der  • 
Qifaitlichen  Mehmng,  wie  sie  hi  Ftankreich  vor  1848  war,  das  unantastbare 
Qefthl  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  die  bis  zur  Leidenschaft  gehende 
Theilnahme  an  allgemeinen  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Fragen,  an  der 
Ehre  and  dem  Einflasse  des  Landes.  Ist  diBss  nun  aber  unsere  Schnld? 
Sind  wir  weniger  fiUiig,  doi  Gedanken  der  Yolksvertfetung  voUatBndig  auf- 
zufassen und  kraftig  zu  handhaben?  Sicherlieh  neini  Ein  Blick  anf  die 
Landkarte  zeigt,  wo  die  Ursache  unseres  Znstandes,  unserer  Staatsanffassnng, 
unseres  bürgerlichen  Gefühles  hegt.   Unter  diesen  Umstanden  ist  es  aber 
freilich  auch  höchst  unbillig,  wenn  Fremde  auf  unsere  constitutionelle  Ent- 
Wickelung  und  Leistung  missachtend  und  spottend  blicken.    Hatten  die 
Engländer,  die  Ilolländer,  die  fielgier  das  ciTcicht,  was  sie  besitzen,  wenn 
nicht  ihre  Kämpfe  lediglich  innerhalb .  ihrer  Gcansen  und  mit  den  Mitteln, 
welche  eine  kr&ftige  öffentliche  Meinung  gegen  eine,  zwar  auch  starke,  allein 
doch  allein  stehende  Regierung  aufzubringen  wusste,  zum  Ziele  geführt 
worden  wären?  Und  ist  es  nicht  offenbar  Unverstand  oder  feiger  Uohn, 
wenn  aucl^  unter  uns  Manche  sind,  welche  über  die  verhältnissmassig  ge- 
ringe Errungenschaft  des  deutschen  constitutionellen  Lebens  spotten,  mit 
weiser  Miene  hinzeigen  auf  jene  Staaten  V  Allerdings  ist  der  Erfolg  bis  jetzt 
ein  geringerer,  als  er  sein  könnte  und  sollte;  allerdings  ist  die  ganze  Ein- 
richtung in  Deutschland  eine  manchfach  verkümmerte  und  fruchtarme;  aller- 
dings ist  diess  zu  beklagen,  und  zwar  keineswegs  blos  für  das  Volk,  sondern 
eben  so  sehr  nnd  vielleicht  sogar  noch  mehr  im  sehliessiichen  Interesse  der 
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Regierungen:  allein  man  suche  nur  nicht  die  Schuld  in  unserer  Unfähigkeit 
und  Unwürdigkeit .  mnn  werfe  nit^ht  einen  Stein  auf  die  Anstalt  an  sich. 
Unter  anderen  äusseren  Uinstäiidcn  wäre  es  wahrlich  auch  in  Deutschland 
anders.  Dass  es  an  den  geistigen  Kräften  da/u  nicht  fehlt,  hat  das  Frank- 
furter Parlament,  bei  allen  politischen  Fehlern  und  bei  gänzlichem  Misslingen 
seiner  Aufgabe,  hinreichend  gezeigt,  und  würde  sich,  so  ist  mit  Pestimmtbeit 
2u  hoffen ,  auch  bei  einer  jeden  späteren  Gelegenheit  beransstellen. 


•  «  • '  t''  .* 

•  i 

•  • 

1 

0 

• 

* 

'  Dl. 

* 

•                          .  t                 •    •                 f " 

%     .#  •  ••        f  1   .1.    «I     «    .«  ,  '., 

■ 

.    *     ^  it     '  '  •        "•    .  •! 

•.■:■?■:>  - 

,!  r  : 

.    •  •    '  .  T        »     •!          M  . 

•••  1  •  .  . 

1 

1 

1 

• 

«II.  i ' »' 

» ■ 

•1 

. » 

1     •   •  -V  *    .»  ,  • . 

•i  • 

■•  1 

• 

Ii  ■ 

• 

f  w 

♦•;  •-'   •           .      ...  ' 

i'iii  •■ 

r    J  ■ 

/  \  *  .  - 

«  • 

i  tt 

1.  .    .  .    .  l   .  ' 

.  -  .1 

1 

.   .  •  * 

<  * 

< 

7      >••:    :■       '  .'«*.  '.  .   f  . 

<   >*'  .A 

•1  Ii  «V 

• 

f 

;  *    *  I 

•   •  » 

•  1 

•  .7 

:  • . 

i 

•  •        .     1  ■ 

>  :  l 

.    *  .■  1 

!•    '     .  • 

.•'  . 

'  •  1 

•       1  f 

1 

»  l 

•  >• 

.  .                        .•'  .4- 

•  •  -i 

* 

! 

' , •»•'••••.  -1 1 1,..;. .  •  •  ■. 

i  '•• ' 

.     .f.  1  • 

« 

f 

)  1 

1 

1 

•  1      .      i  • 

• 

■     .  *       .  • 

.  / 

.  > 

»•  .. 

f 

•  • 

•  r»  .T  *ir; »  .:      ,  •  , .  1 

.  •  •»  <  .  • 

.  .    .  • 

•  t 

1. 

l  . 

'  1.1 

,'. .'  f  .  I,. .•  \    •  . . ,.,  , 

.  r  ■  e 

'  :      •   •  „  • 

•»  • 

*  •  '         •  • 

•  '  ••III 

1    .'  .    •  ■ 

•  « 

b 

"    i)   <  1        '.:j..v'     •  .1 

*•  .  ' 

t 

•i 

• 

•     ^            •                     •  •    *.                   >  . 

« •  « 

• 

-•1     .  ■  :  •  • 

»•1 

V.||»kl,  OUilwailit.  B4.1. 

# 

• 

1 

1 1.« 

Digitized  by  Google 


Ueber  die  rechtliche  Bedeutung  verfuBungawidrigir 

Qeietie^j, 

Za  den  sofaivierigtteii  Fragen  m.  SUi^tBiedile  gehonn  ohne  IMSA 
diejenigen,  welche  lieh  mf  den  blo$  ?erfaB8nng8i[|is»igen  OehorenB, 
tei  es  der  einlulien  Borger  td  es  der  Behörden,  bestehen.  Leioht  koBBsrt 
hier  die  Logik  zn  Satsen,  wielche  pmkUsdi  sehr  geflQuüeh  erscheinen;  «nd 
inandien  nmsichtigen  Stantsaann  wiU  es  bedfinken,  dass  man  im  Eifer  ftr  , 
iossersten  Bechtssdints  die  Ordnnng,  ja  die  MOgüehkeit  defir  Staatea  dsn 
saljectiTen  Ansichten  nnd  vielleicht  blossen  Yorwinden  der  ^^naelnen  preis- 
gebe. Es  ist  daher  anch  za  allen  Zeiten  darOber  theoretischer  Streit  ge- 
wesen; und  im  praktisdien  Leboi  ist  ohnedem  die  Bdmndlnng  md  die 
Losung  der  einschlftgigen  Fragen  abweichend  ind  nuieher,  , 

Strenge  genommen  sind  in  der  Frage,  ob  etne  Veipflichlang  znm  Ge- 
horsam gegen  eine  formell  gültig  erlass^e  aber  dem  Uialte  nach  mit 
einem  höherem  Gebote  im  ^Vidrrspruche  stehende  Staatsanordnang  bestehe, 
drei  wesentlich  verschiedene  Fälle  enthalten.  £$  ist  nfimlich  zn  nnterscheiden 
der  Fall  1)  eines  mit  einem  gOttUchen  Gebote  oder  einer  Forderung  dm*  ab- 
eoluten  Vemnnft  im  Widerspruche  stehenden  Verfassnngsgeseties; 
2)  eines  mit  der  positiven  Verfassang  des  Staates  nicht  zn  vcreinbarendMi, 
imUebrigen  formell  tadellosen  einfachen  Gesetzes;  3)  einer  gegen  ein 
Gesetz  verstossenden  Verordnang  der  Staatsgewalt.  Die  Verschiedenheit 
dieser  drei  Fälle  ist  aber  durchgehend.  Yerschieden  ist  nämlich  im  allge- 
meinen Staatsrechte  der  Ausgangsponkt  zur  Beurtheilong  der  Gründe  fttr 
und  gcgon  die  Recht svcrbindlichkeit  einer  joden  dieser  drei  Arten  von  Vor- 
schriften: verschieden  ist  der  Stand  der  Doctrin;  verschieden  die  jwsitive 
Gesetisgeboog  der  einzelnen  Staaten;  verschied/en  die  Bedeutoug  nnd  die 


1)  IHe  OntodUgo  dieier  AbhiuMUtuig  itt  vx  finden  in  der  KiUfMban  Zeitschrift  fUr  Bsebtt* 
WIM.  n.  0«etif«taif  Aiiil«Bto,  iStt,  BS.  ZlIV}  Utr  «MhtM  ile  vSWf  vngvfobaMM 
nd  auMoflieli  «nriilArti 
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Blnfigkeit  des  YoikoaMi  der  drei  Fragen  im  pniikti«Bliw  Leben.  Üii4 
Mdi  darin  liegt  endUdi  ooch  ein  Untenehied,  dun  den  beiden  letstoi 
FftUea  imlierscliieden  wcfdai  kann,  imd  fieUeidit  rnnss,  jnvischen  den  für 
die  ejnfiwta  Borger,  flBr  die  Yerwaltingsbeaiiiteiir  nnd  fta  die  Richter  sich 
heniiutdleiiden  Ergebnissen;  wihiend  in  dem  ersten  FaOe  Ton  einem  Unter- 
schiede in  dieser  Biehtong  niebt  die  Bede  ist,  d«  das  Verhaltniss  an  Gottes 
nnd  iee  Tennmft  Gebot  Ar  alle  Menschen  dasselbe  ist  Die,  nur  alln 
hlofi^,  iOditbeacbtan^  dieser  Yerschiedenheitea  isC  naAflrlioh  eine  reiche 
<|nelle>ain  Streit  nnd  von  irrtfaun  *)- 

Es  ist  nidit  die  Absicht,  im  Nachstehenden  ali^i  drei  Fälle  einlftssUch 
SB  bespftechen.  APein .eis^e  allgemeine  Bemerkungen  aber  jeden. derselben 
scheinen  doch  an  Vlftao^  am  den  rdativen  Werth  nnd  die  Stelhmg  der 
besondem  Frage  n  beteiclmen,,  m^e  der  Gegenstand  der  beabsichtigten 
£rj|)iierangen  sein  wird. . 

.  -^jWits  nm,  merst,  die  Frme  tbfar  die  BechtsTerbindüchkeit  eines.  Yer- 
fasanngsoOesetses  betriHt,  welches  angeblich  mit  einem  hohem,' die 
IhpseJMiB  unbedingt  Terpflichteylen  Gebote  im  -Widerepmche  steht,  so  ist 
aciir  begreiflich,  dasa  die  positiven  Oesetigebnngen  keine  Bestimmungen 
hiertber  an  enthalten  pflegen.  Sie  kAanen  nnmOglieh  selbst  Yon  der  An- 
mphne  aasgehen,  daaa  sie,  nnd  swar  sdion  in  ihren  Grundlagen,  unvereinbar 
anien  mit  äner  höheren  Welt-  nnd  PffichtrjUfbssung.  Die  Yerfiusung 
eiaea  jeden  Staates  nnss  ja  die  UebeAengnng  haben,  daaa  sie  der  richtige 
Ansdmek  der  Iiebensansiebt  des  concreten  Yolkes  sei;  dann  aber,  ist*  ehi 
Widanpinieh  der  angenommenen  Art  nqmflglich.  Allein  dennoch  wird  die 
Beantwortung  der  Fng^  weder  der  Wissenschaft,  noch  immer  dem  L^ben 
trapart,  denn  es  ist  ja  thatsKchlidi  hnmcr  mflgüch,  dass  die  Yerfiiasung 
«fnea  Staates  nun  eb^  nicht  im  EinUaitge  mit  den  genannten  Geboten 
Ij^lik  So-  finden  wir  dam  auch  ih  allen  Systemen  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes  eine  j&Ortening  der  bdden  Probleme,  was  zu  geschehen  habe,  wenn 
flß  Stäatsgesetz  denjßeboten  Gottes  snwiderlanfe,  nnd  ob  ein  Volk  berechtigt 
sei,  eine  seinen  TemflnfUgen  Lebenszwecken  widersprechende  Verfassung, 
im  Nothfalle  mit  Gewalt,  zu  beseitigen?  Dass  die  Antworten  sehr  verschieden 
usfallen  je  nach  dem  allgemeinen  religiösen  nnd  staatlichen  Standpunkte 
4if  yntachrtd^nden, , nnd.  dasa  oamentlicb  in  der  Begel  Diejenigen,  welche 


1)  So  Tennitcht  &.  B.  Zdpfl,  D.  StMtareoht,  4te  Aufl.,  Bd.  II.,  8.  63i,  Note  7,  llliliiinwi 
Iber  die  OiUÜgkeU  g«Mtewidriger  \mcfiaam«a  UDd  TeifiwcuQxswidrigwr  OMetM  ToUltiadlt. 
nie  Ton  ihm  ang eflUirtaB  belgiaehen  BebrMrteller  k  5  n  b  e  o  gar  nldit  venditodfloer  Metmioff  Sber 
entere  Fnge  »ein,  da  die  Verf.-Urfc.  Ihre«  Vaterlaode«,  in  Art  107,  den  Bicbtern  die  An- 
imaätBf  gwta widriger  ^wcüdiuifeii  amdritehMcli  anteraaft  Aneh  hajMo  da  ahsh  UuU- 
Mddleh  Mir  all  S«r  cwvita  Fräe«  haidilffiat.  Das  Diadlche  Irt  der  FaU  bei  d«m  YerSuMr 
gageawirti^r ZeUen,  welcher  iiberdiess  sich  nicht  für,  sondern  K^K^n  die  Anwendburlieit  Ter> 
aaeaiW»wkirif«r  Ocaeue  ttraadsütalidi  aaiae»m:«ehen  hat,  und  dflc  ««mit  ttiMk  «ingaordiiet  iet« 
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(iic  religiösen  Gebote  den  Verfassnngsbrstiinmungen  vorgehen  lassen ,  ein 
Recht  zu  dn  'm  Ungehorsam  aus  absoluten  Vernnnftgründen  nicht  einräumen, 
ürid  umgekehrt ,  kann  nicht  auffallen ,  ist  aber  hier  nicht  weiter  zu  CTörtcm. 
Von  der  höchsten  Bedeutung  ist  es  aber  natürlich,  wenn  die  Frage  im 
wirklichen  Leben  auftritt,  entweder  weil  in  «*inem  bestimmten  Falle  das 
bestehende  Verfassungsgesetz  von  der  Gewalt  aufrecht  erhalten  werden  will 
gegen  eine  verbreitete  üoberzcugung  von  seiner  Unvemünftipkeil  und  Un- 
sittlichkeit,  oder  der  gewaltige  Satz  her{intritt,  dass  man  Gott  mehr  gehorchen 
müsse  als  den  Menschen.  Es  sind  dies  die  tragischen  Zustande,  in  welchen 
zur  Abwendung  eines  dem  Gewissen  unerträglichen  Zwanges  oder  einer  mit 
veniünftiger  Einsicht  unvereinbaren  üusseren  Gestaltung  nur  die  Wahl  bli?ibt 
zwischen  Aufgebung  der  Sittlichkeit  in  ihrem  innersten  Kerne  oder  einem 
Kampfe  mit  der  Gewalt;  und  wo  bei  dem  letzteren  leicht  gerade  für  die 
Besten,  weil  für  die  Gewissenhaften  und  Ueberzeugungstreuen ,  das  Leben 
uhd  die  höchsten  Güter  desselben  zn  Grunde  gehen.  Und  es  ist  wahrlich 
kbin  Vorzug  unserer  Zeit,  dass  es  gerade  ihr  an  Beispielen  solchen  Wider- 
spruches so  wenig  fehlt.  Allerdings  sind  dieselben  meistens  Fälle  von  Ün- 
tereinbarkeit  der  bestehenden  Verfassungen  mit  Venmnft Überzeugungen; 
allein  es  treten  doch  auch  immer  wieder  Ereignisse  ein,  in  welchen  einer 
grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  Menschen  Gottes  Gebot  als  unvereinbar 
mit  dem  obersten  Gesetze  des  Staates  erscheint.  So  sehen  wir  z.  B.'  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  durch  eine  bedeutende  Frage  dieser 
'Art  bewegt,  indem  ein  Theil  der  nördlichen  Bevulkemng  dem,  allerdings 
materiell  ganz  verfassungsmässigen,  Gesetze  fll)er  die  Auslieferung  flüchtiger 
"Sklaven  den  Gehorsam  verweigern  zu  müssen  glaubt,  weil  es  gegen  ein 
'ihöheres*  Gesetz  Verstösse,  als  die  Verfassung  selbst  sei.  So  widersetzen 
'sich  einzelne  kleine  Secten  dem  Verfassungsgebote  allgemeiner  WehrpfGcbt 
aus  religiöser  Ueberzeugung.  So  hat  allmalig  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
"bei  manchen  eifrigen  Katholiken  die  Ueberzeugung  um  sich  gegriffen,  dass 
'die  in  den  Verfassungsui-kunden  bestimniten  jura  circa  Sacra  der  Regierungen 
gegen  kirchliche,  somit  am  Ende  göttliche,  Anordnung  sei.  —  Auf  eine  all- 
'gemcin  angenommene  Lösung  dieser  P'ragc  ist  wohl  nie  zu  rechnrti,  weil 
immer  selbst  unter  gewissenhaften  und  ruhig  überlegenden  Männern  der 
eine  die  nächste  Pflicht  in  der  Erhaltung  der  staatlichen  Ordnung,  als  der 
Bedingung  jeder  menschlichen  Entwicklung,  erblicken  wird,  der  andere  da- 
'gegen  die  Erfüllung  der  von  ihm  erkannten  sittliclu3U  und  göttlichen  Gebote 
,allcn  sonstigen  Rücksichten  vorsetzen  zu  müssen  glaubt. 
'  Es  ist  schwer  zu  sagen,  warum  die  zweite  Frage,  nämlich  di»*  über  die 
llechtsgültigkeit  eines  materiell  verfassungswidrigen  Gesetzes, 
lauge  eine  bei  weitem  geringere  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog.  Gewöbiüioh 
wurde  sie  mit  dem  einfachen  Satze,  den  Niemand  bezweifelt,  dfr  aber  auch 
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,  Tcrfassungswidriger  Gesetze.  ^ 

iW»,  der  Schwierigkeiten  löst,  abgefertigt,  dass  die  Gesetze  verfassun^j 
gmäss  sein  sollen.    Sicherlich;  allein  was  ist  Rechtens,  wenn  sie  es  majf^ 
^d?  Bis  vor  Kurzem  sprachen  sich  £ast  nur  die  anierikonisehcn  Staatsrechl^- 
lehrer,  ^.  B.  die  Verfasser  des  Föderalisten,  Story  und  Kent,  ouar- 
fährlicher  iu  der  Sache  aus.  daxu  veranlagst  durch  eine  bestimmte  Einrichti^^ 
ihr«8  Vaterlaud(?s,  von  welcber,  weiter  untim  die  Rede  sein  wird.  Erst 
m^g  ist  auch  in  Euroiu,  luinienüich  iu  Belgien  un»l  Deutschland,  die  ^!^- 
deutUDg  der  Frage  uäiier  getreten  und  haben  sich  it:«t  Stinnnt,'n,  freilichj 
^|tta#  e^ul^egeugesetater  Ilichtuug,  hören  las.scn       doch  fehlt  noch 
dass  der  ganze  Gegeustuiid  vollstüudig  uacli  allen  Seiten  durchgearbeitet  i^j^L 
Jeden  FaUti  kann  weder  Selteidieit  noch  Uu  Wichtigkeit  des  Verhältnisses  .^p 
VeraiiUiSii>mig  eines  Stillschweigens  oder  einer  geringeren  Beachtung  seifl. 
Und,  völlig  iiuric^tig  ist  es  namentlich,  wenn  selbijt  von  Solchen,  welche  f\e^ 
Gegenstände  ihre  AufmiTk.-anikeit  /uweuden,  die  Ansicht  ausgesprocjj^ 
wird,  e&  spi  überhaupt  die  Fnige  nur  in  denjenigen  coustitutionellen  Staa^ 
ilenkbor,  in  wcluh«  n  eiue  sys^eBiati.scJie  Verfassungsarkunde  als  höheres  i^fir 
setz  besteh«',  nach  weichem  sich  dann  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  grqr^d^ 
*-Ätzlicl»  xvk  richten  hübe.    Wenn  nilndich  auch  bei  dieser  P^inrichtungj,4ip 
Frage  be.sonders  scharf  gestellt   ist,    und  sich  hier  zur  Erkennung  „i^ej* 
prhai&ache  einer  Verfassungswidrigkeit  eines  Gesetzes  besonders  deutjifjl^ 
JILprkTMje  linden:  so  hat  doch  jeder  Staat  eine  Verfassung,  d.  h. 
^eststt'llqng  des  Zweckes  und  der  Regierungsform,  und  es  kann  also 
hier  ein  Gesetz  fonnell  tadellos,  dem  Inhalte  nach  verfassungswidrig  j^^i^ 
Niemand  wird-.z.      im  Ernste  behaupten,  das.s  das  englische  Parliameqf 
bei  seiner  sogenannten  Allmacht  und  bei  dem  Mangel  einer  Verfassm^&r 
jCJrJkiuide  niemals  ein  mit  dem  Geiste  der  Verfassung  im  Widerspr^icjip 
stehendes  Gesetz  zu  erlassen  vermöchte,  dessen  Verbindlichkeit  für,^i^e 
Ünterthaneji  in  Zweifel  gestellt  werden  könnte.    Wie  etwa,  wenn  dasselbe 
ff^'ma  eigene  Aufhebimg  und  die  Einführung  der  unbeschränkten  Einhor?;f 
^baft  liescblosse  V  Ea  ist  in  solchen  Staaten  vielleicht  bestreitbarer,  das$  i^ 
concreten  Falle  ein  den  Grundlagen  des  Staats  zuwiderlaufendes  Ge6et|f 
vorli^'ge;  alleiii  an  sich  Kann  es  statjtfinden.  —  Ist  nun  aber  die 
hch^eit  eines  solchen  Verhältnisses  zugegeben,  so  ist  auch  die  Art  und  ,di^ 
Wiobtiyiieit  der  sich  anknüpfenden  Folgerungen  von  selbst  klar.   Man  ^'ig^ 
allerdings  hier  nicht  bis  zu  den  letzten  Gründen  des  menschlichen  Handelns 
and  biä  zu  der  innersten  Bedeutung  da  Staates  hinauf;  allein  es  Qtu^ 
doch  entschieden  werden ,  ob  nach  Forderungen  des  Rechtes  und  der  St^i^^ 

' '.' '  ■  I — ' .     '  '.  '  •  ijizai 

1)  Die  8tr«itHChriften  belciacJH«  R«cfat8it«l«hrtflr  werden  iinten,  R.  7t  nAber  besprpfstwb 
Fmleo;  von  Doutwhen  hat  sich  Viilli>rt  (in  der  Tftb.  Zritachr.  für  8t.-W.,  Bd.  X,  8.  ^8  to.) 
ircfrni  isie  CJftliftcfcPit  verffr.wnff»rwlrtrfj;««r  Oo«Mzc  Rnsj^Mprochrn  .  Bluntschli,  AJlg.  StakÜP-ft), 
fnAtA,  Bii.  I..  S.  MJJ«.  »ber  «r  dietelbeD,    ,   .    .    .  '  ..  ^  .  ;.        .  .    i  TjI) 


tO  üeber  die  rccbtüche  BedeatonB 

klngheit  der  Grundsatz  des  tdos  TerfossnngsmAssigen  Gehontnu  ito  Ikr 
seine  Anwendung  findet  Es  kann,  ans  theoretischen  nnd  praküsebeo  Mü- 
den, nicht  zveifelhafL  gelaBsoii  Bcin,  ob  ein  die  Onibdlagen  des  ooBdreten 
^Staates  Terletxender  Akt  der  gesetzgebende  Gewalt  ans  formellen  GrOndes 
gilt,  oder  dnrch  die  blosse  Gewalt  der  Logik  beseitigt  werden  kann,  nnd 
ob  eine  solche  Entseheidong  der  snbjectiven  üeberzeagung  eines  Jedoi  "Eii- 
zelnen,  sei  es  Bürgers  sei  es  Beamten,  zusteht,  oder  mir  bestimmlen  Arten 
der  Letzteren  und  in  gewissen  Schranken;  oder  ob  es  im  Begriffe  der  SttiU^ 
gewaK  liegt,  dass  ein  solcher  Widerspruch  zwischen  Yerfassnng  nnd  OdBtt 
znnftchst  ertragen  werden  mnss,  dbd  nur  etwa  auf  mitteRwrem  Wege, 
namentlich  dnrch  eine  nachhaltige  nnd  kräftige  Öffentliche  Meinung,  welche 
bestimmend  auf  Regierung  und  Stlnde  einwirkt,  eine  Verbesserung  herbeige- 
führt werden  kann?  Es  ist  also  hier  der  Standpunkt  ftr  die  Untersuchung 
immerhin  noch  ein  hinreichend  hoher,  denn  es  ist  einer  Seite  der  der  Ein- 
heit des  Staatsgedaakens,  der  Sicherung  des  Borgers  gegen  TerfiUsdni^ 
seiner  Ansprüche  auf  den  einmal  festgestellten  Zweck,  der  Unterwerfimg 
jeder  Willktlr  unter  ein  höchstes  Gesetz;  auf  der  andern  Seite  der  Stand- 
punkt der  Nothwendigkeit  eines  ^mwiderstehlichoi  einbeiUichen  Willens,  der 
Uebereinstlmmang  der  Staatsorgane  unter  sich,  des  Segens  einer  sieberea 
Ordnung. '  Dass  es  aber  an  PfiUen  der  Anwendung  nicht  ftUt,  difllr  sorgt 
"in  jedem  Staate  bald  mehf  bald  weniger  augenbUcklidier  Drang  xler  üm- 
stlnde,  Irrtbum  des  Urtfaefls,  GcnfraltthStiglnelt  nnd  Selbststicht  Wenn  wir 
auch  nicht  weiter  blicken,-  als  um  uns  her,  so  finden  wir  fttft  In^allflO 
deutschen  Staaten  (auch  abgesehen  tou  soldien  Acten  dar  obersteb  Gewalt, 
welche  schon  in  formeller  Beziehung  in  Frage  gestelit  werden  konnte)  ent- 
weder eben  jetzt  oder  doch  in  kurzer  Teigaogeahdt  "wichtige  Gese^  Un- 
dchtlich  ihrer  Verfossangsmässigkeit  bi  Fnge  gestellt 

Am  hSofigsten  natflrlich  sind  die  Fftlle,  in  welchen,  gleicbgtUHg  ob 
mit  Recht  oder  Unredit,  ein  Widerspruch  zwischen  einer  Tvrfflgung 
'des  Btaatsoberhaaptes  nnd  einem  Gesetze  behaapCet  wird.  Theils 
mflssen  Regiernngsverordnvngen  fort  und  fort  erlassen  werden ,  und  ist  also 
schon  die  Möglichkeit  eines  unabsich Hieben  Fehlers  grösser;  theils  aber  sidit 
das  starre  Geset7  der  sul^ectiven  WiUkflr,  der  selbststtcbtigen  Gewaltanwai- 
dung,  wohl  auch  der  Lnst,  ^inen  an  sich  erlaubten  Zweck  auf  leichteste 
Weise  zu  erreichen,  b&ufig  im  Wege.  Es  wäre  thöricht,  die  Bedeutung  solcher 
GesetigesAbertretongen  dessbalb  zu  niiter«chätzen,  weil  de  nicht  die  höchsten 
Interessen  des  Menschen,  nicht  einmal  den  Bestand  der  concreten  Staatsaof- 
fassung  in  Frage  stellen,  sondern  nur  in  der  Ausführung  das  Gesetz  hei  Sdte 
lassen,  auch  eben  so  leicht  wieder  zurOckgenommen  werden  können,  als  sie 
gegeben  wurden.  Dom  steht  gegenüber  theils  die  Häufigkeit  und  Leichtigkeit 
der  Begehung  des  Fehlers;  theils  der  grössere  sofajective Reiz  zur  Vornahme; 
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thrik  iwI]«ritlnri|i1iiiiiiifiiBiiwlWi  llrdatL^ 

Im  te  lawadng  oioht  viel  feeoer  ist,  tb  «Indicber  Mangel  ientßm, 
JM  Mlbil  dar  ftaadimnlrt,  watehar  m  rklitigaii  Kntaciirtdaiig  dar  Frage 
gfcerdanYqgaagderfonaeaanodardar  ■atariaDM  Gaaetnaliaigkgit  la  diartm  ' 
FaO»  cftaiiiafhiiii»  iit«  aeigt  dia  Badanteg  dar  Angata^Biihalt.  Es  liaiidall 
äah  Dladich  Uar  wtmi^  «an.  dw  Wahmg  der.lAzga;|iahaii  Freibait  imd 
daa  iBMdaallaa  Baehlea  in  Oeganaataa  nit  der  StaDuig  das  Staataabar-  ' 
hMiftflS  aa  apiiMBi  -nfm^iiffi  ud  nfiL  dar  Batinafl^kait  ainar  Baaehtnag  dar 
«iMlalddidMi  ZtttiBda.  —  Dia  tii^eba  AawaadMkait  dieaar  Fiaga  mag 
dam  jwub.UnHMfae  seto,  daai  aa  Im  aflardinga-vadar  an  gasatdieliaii  Be- 
aÜBOBpigBB«  noch  an  tliaoratieehan  Ui^tetfaiiekangan''.  hWL  Aber  freHicli  iat 
dla  Bahefaiqatimmang  aowohl  der  ainen  als  dar  andam  antar  «ich  and  mit 
aiaaailnir  ninht  gross.  Wae  io  Engtaad  und  in  Nofdaneril»  kain  Henach, 
jpnkfear  itaatMchea  Ansieht  er  eaosi  anch  sein  mag,  bttneifiril;  was  in  . 
Mgloi  dia  TarÜMsmig  anbadaaidich  den  Oeriebten  als  Pffidit  varsobrdbt: 
<<fii  iWainan  mit  Zastimmang  das  Bimdea  ak  VarbradiaB  aiUlrt,  ui  Han- 
«9Mr  mid  salbst  in  Prenssen  MudrOakUeh  nie&t  nnr  den  YcnwdtnBgshft- 
l|p|iv:aoBdei«'  anck  den  Gariebtan  ^mtersagt  *);  «ad  dia  Aifsiabt,  wa^ba 
.•K|yil^Zait*bei  den  Jaliordonanftn  dia  IranzOsischen  Garichta-  nnter  aUg»- 
dMlpp^  BaiM  befblgiea,  wird  in  DaatsaUand  von  naadiaftan  lOnneni  als  . 
^MaigaDg  alter  OrdnmigerUlbrt*).  Bnsa  aber  dieser  Widarstreit  imiLaban 
tfw  Haaseade  Sobwares  verfa|ngen  kann,  bedarf  ntebt  erst  des  Baveisea.  , 
 #  — 

l)  9.  PmisB.  Vprf.-Urk.,  Art  106;  nnd  HannoTcrVhf  Vprordnnn^  vom  11.  A|V>  UW» 
Ho.  m,  f.  i.  (bei  Zacharia,  DeaUcbe  VurtaMaunKsgeüeuc.  Krstu  ForU<}tz.,  8.  3S.)  ' 

I)  Es  mvkbt  tmmn  AMeht,  dieae  Ftaf»  JMr  «uffihriich  su  etirtmu.  Dm  la  der 
Paehp  za  8ji|r«idn  W  IliUt*t  nm  Andern  vonretnuren :  tiinl  ihi  die  Hnfschpiiliinp  etne^  J'-den 
Kinselaen  für  die  ein«  oder  fUr  die  ander«  Meinung  schlieAitliih  doch  nidtt  darch  die  lof^ctae 
B^wilriafcwy  beatimmt  n  iMijden  scheint,  (weiche  unlAu^bar  Ke^en  die  verichlUcb«  Anwead* 
barkdt  g^eieti widriger  Befchle  an«<jUlt,)  aondem  durch  die  allgemeine  poUtificlio  Riihtimi;, 
namenüiefa  doroh  die  mehr  der  Macht  der  Staatairewait  oder  mehr  der  ^esetaliehen  Freiheit  xu- 
ggweadete  Neigany  desBetreffeiidat:  w  iat  aaeh  nicht  za  erwarten,  doss.  dnrdl  iiak  falSHMaa» 
AfewiMniBf  derOrUnde  Und  Oef«osTttnde  eine  ^saere  Einhelligiceit  der  Mrinunfron  erzielt  würde. 
BiMtea  daher  nor  einige  abgwitMne  Beroerkongen  rortrelegt.  —  Vorerst  m:tK  ilcnn  darauf  auf- 
laliniii  gemacht  sein,  Ams  der  Streit  fib«r  4ie  Ilms«  immer  noch  fortgebt.  F  Ii  r  die  AamadW 
gmetxwiUgtft  «her  fbrmell  tadelkiaer  Verordnniigen  haben  sich  bii  iut  haaptaüehlich  anageapro- 
ehen:  Weber,  Linde,  8tab«l,  Stahl,  Zfipd,  Held,  Biacbof-,  gegen  dleaetlM  aber:  C.  8.  Za- 
duurti,  C.  6.  Wächter,  fMBw,  Jordan,  Poehta,  Beaeier,  Weiahaar,  Boliey,  Beyscher,  R.  Mohl, 
BtaBladiU,  U.  A.  ZacharUL  Zwdttm  M  aa  boHriUB,  dan  die  anprflngUch  liemUeh  rerwinrte 
od  a«n  nieOe  (Lfnde^  den  eienwntmteB  BetiMlwi  d«i  eoaafltntioaeDett  Staatsrechta  wider- 
■pwchawde  BeweinfttlirunK  für  die  Otiltigkeit  geaetrwid rigor  Verordnungen  allmiUiiig  aSf 
mrtt  ailse  sorftokgefühit  worden  iat:  auf  die  Behaaptung,  daaa  omr  die  aciade  aar  Prüfling 
«■i  Anftebtnag  der  Regientngsbandlniigea  teaMimnt  a«ien,  nlcit  «Nr  aadl  die  BtaatabehSrdea; 
aodann  aof  eine  Warnung  ror  der  Anarctiie,  welche  nothwendigcrweise  entstihen  milaae,  wann 
ttt  Thea  dar  Oeiiekta  eine  Nonn  befbl««,  ein  anderer  aber  aie  ai«  vatgUl^  betrachte.  Aaf 
dIeM  W«iw  tot  die  Prttfting  dea'  Slaiidii  der  Frage  aehr  eridcitirt  Dto  Wenigsten  wer- 
den lieh  nnit  wohl  hei  f-hrlicher  I'ntei-fiacbapV  der  logioohen  Klnsicht  entziehen  iconnen,  dSM 
der  ereilwHp"**  Onind  eine  reine  petitto  piliwlpa  iat,  indnn  ea  ciel)  Ja  eben  Mglt  ob  «imer 
im  aiMMi,  (deaM  iiaiarfMi  MtaMUid  da»  HmU'  und  die  PatoU  «bm  'Detormkdiww  a« 
B^lw  Bi^Mwadiwitwi  tumt  «adi  Do<h  nOm  Hwnwtww  im  aana^i  to  dl»  ]^ 
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der  btföUHnl,  M  bd  der  gMMNn  md  irMseiltgeb  ;pNd(tMM  ^MtfgkeK 
da»  iPri#Mi>M'«m«^^  sMe  BiÜM«  n*  XMenfl^  MesliigM 
A^n<ekf  ^*^  0^  «liiflii  •dei'  nooh  nialeer  MiDdelteii  Ponkle  MfldntiMU'  EfM 
liclfiijtft  «id  ^oOtillBhd  vOfdnmig  deH' taffiegad«  ProV[eiM*Uit;*Mlnri«%i 
tiUid  IM»  ktfon  aMMt  mihiOglldi  selk/0iid.iel  mentiHeLelito  fMCgettfllllb 
4M  ete  mk  "^  AMdMiig  aUnflhlig  teheffachep. "  Eirti^ieietiifctiiiMe 
Vlutniieii  iHfd'fddh  iemUfniyiindn  «  skll,  deas  rfchare  AnktHafmf^ 
ted  bMamteOfftottft  gewonnen  werden  könMta ;  unkwteBegelhrtwMht-dbdr 
katii^  8i<^  avf  die  DaiierilervWfthrheit^jigaiaber  nicbt  behauptet). 

'  Als  tfn  Ibefeonders  passender  Gegenstand -eelober  näherer  ünMg—dnuig 
ftfichettit' denn  aber  die  zweitfr -der .  oben  M^eeMta-  Fragen,  nftialieki 
«belebe 'reehtltoäe  fi«deatang  ein^emiwar  formell  richtigst* 
lareiiefl»»*  arber  materiell  vcrfassangswidri^^n .6«tetaä' i# 
einem  constitut ioneilen  Staate  zakom<ltfe?s  :» 
Da  sich  sowohl  die  Feinheiten  der  Beziehungen  als  die  Scfavkrigkeitra 
der  tLOsung  denUicber  io  einem  ooncreten  FaUe  erkeaneb  lassen^  ali-  M 
einer  absUvot  theoretischen  Aoseinandersetziing:  so  id  «a  nobl  nieht  uug»» 
«ignet,'  fierst  genauere  MiUheilnng  m  machen  von  einer  VerhaiUUiing  ob« 
-  die  vorliegende  Frage,  welche  siob  vor  eiiagen  Jahren  zwiebben  ztvei  bedecp- 
lendenbelgiechen  Rechtsgelehiten,  Verhaegen  ondFaid-er,  anf  der  Grund- 
lage der  yoaitbea  Oeeet^iebiuiff  nodJSiitricbtwg  ikrttlittdeB  «i^oben»  bat^ 
  ^  .  . 

,  kdauMB  kÜMi  «•  iMMHebe  Oeitfgkoli  «Ines  B<gi«nuiCHtct«»  nm  BttuH  dM  ^paima 
'  Ml  la  UBteiMetoi. '  Vto  AnTum«  mU  OmmWi««      «na  Um'am'M  ■Uffcniihiua  Attaja 

aber  diw  We««n  der  8tMt8sr«wAU  nnd  flhpr  den  vcrfti*<ninff«mäMi*ffn  Oshorawn  der  UntPxthHiien 
M  idMiipflBiu .  HÜMleklMi  4«  ajKlernenuidw  wird  es  sich  daroa  lMiid«!]!,. ob  sieht  die  AmIiI»- 
'VnlliftHlMll  NMN  iMCtBMiMif  kt«  wem  €kMMM  4ofvk  m  wbA  AIy  Mdi  mgHilife  BeAbte 

fMitilft  werden  können  •,  IMril'eb  nicht  tlb(>rJiaii|it  dipsp  sourrnanntn  AnRnhlf  wpurntlirh  g»x 
iMm;  ▼enoktoden  M  rem  4m  ^IgUcli  .▼orkoaunenden  und  ohne^daefee  Uabetl  vediutfeadeB 

enfhierltlini  ftou^t ,  da^s  rlip  mit  vl«»lfT  Sicherheit  hehatiptnt»»  rtnfctimmlgrd  Verwerftinjr  de* 
riftniii|Wi<HM  dimli  die  defteolMn  C^dit«  ledigtiob  nickt  toeitelit.  Die  eatadiMcMteB  A*- 
•Wett^eiiii Oi<>iiawli Uwe «.  A/M  MriM  I»  BcafTevt*«  AfriMir ürfcHutoldutiu  «haHMr 
Gerichte.  Rd.  TV.  S.  »99  fk.  —  Endlich  leuchtet  wohl  selM  slenaHeh  MSdem  DeakvermSffea 
ein,  wie  gäoaUcfa  rerkehrt  der  von  U.  Bieel^off  (O.  VierteV.4ohftft,  1867,  U.  8.  S.  ua«;,) 
UMMMsMe  VemMk  4to  [|IMmi  Vineiv  du  dl  eine  tta^Minir'Hr  en  Baeht  der  BiiiMtwpM, 
h»  Nothfäüeh  prorlsnrliicho  (*e,setJ!o  und  Vemrdnnnjrcn  mit  elRrntllch  ;re«etzUohett  lahmte  Su 
«rÜMBco,  se  beaeidgen.  Uieimit  wM  j*  die  Frage  gar  nicht  einoua  bertUut.  Dnaa  ein  prvei- 

'•|lrt,  iWle  rechtliche  Oilttiiykcit  hat,  nnd  wmit  «och  vr>n  den  Gerichten  beachtet  werden  mosa, 
.hwmOiA  MUlend  ;  die  Frage  toi  «her  die,  «h  <U«  Oeiichte  hdtag«  sind  an  prüfen,  ie  wie  Ihme 
iteMWemiMMte  M  Väniiimfcg  alMir       ^'mMI  «n  frt»<ihma']enb  rummuirntttm 

▼twhandra  irind,^  nnd  oh  «ie  ahio  den  fra/rWchen  Befohl  nla  Terftwffunimniwwur  et»  erkenn««  haben? 

Ueber  diese  Frage  i^ebt  natffarUob  die  al^renKkie  Anerl^canuag  dea  ätaataaeUrecMe«  keinerlei 
•lAafwart,  nad'WWniangarnlcM^iMrll«*ef«lnauna^  l  -«•f»  v<  ■  'k-'"  584l^ 

f-      1)  Ble  Bwisohen  den  heiden  OngNtt  fVtreeheeften  flchriften  tSmte  ■<    H  •      r  ii-nn  n«^  ' 

.  -.Vethnegen.  E..  D«e  )als>eanaettillim«Uee.  Brüx,  llfia,    <  i    t<<  .^-v)«!-«  i95 

i  )b^  t  ■  Pttldar,  Ch^  ^tude  aar  l  appliratioa  des  l^ig  HlMlll<lDadlllu.-pp  imMMhlilirAea- 
.  •    ÜHlan^^daJdjiilfw^M.  >..>..  j  .      '-c^«  <<?>;<iiilboAj|^flin8i9»A. 
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Iti^ran  knüpfen  sich  dann  leicht  die  allge^teinen  Sätse  an,  welche  fär  Wissen- 
schaft nntl  Leben.  Qbt'jluQitt  und  UbeniU  in  Aobprach  gonommen  werden 
iim:3Mii.    Der  l»esondere  Streitfall  lirlert  Gedanken,  und  dient  wir  Probe. 

Zur  Verdeutlichung  des  Standjinnktos  der  Streitende»  ist  vor  AUeia 
n  li^iiieiikeii,  dass  die  Erörteiiiugen  sich  m  weuig  etwa  auf  die  Gesainrntheit 
der-  oben  aut^cinandergest^tüteu  di'ei  Friigeu  lMv.ogen,  dass  Kie  nicht  eiuuinl  dir 
rocbt liehe  Bedeutung  verfat>4sung!?Hidriger  Ges<'t/e  in  Uirer  ganzen  Au <^dehuang 
unfiMBOn.  Sie  hfireffeai  vielox^hr  lediglich  die  Frage:  ob  die  Gerichte  ein 
verfiUMmigtiwidriges  Gesf,(z  aii/uweuden  hnl)eQ?  L'eber  die  Bedeutung  ciacü 
solcJjeu  GeijcUseb  fi\r  den  Bürger  oder  für  deu  Vorwal tuugsbcauilen 
mmle,  gar  nicht  verhandelt. 

Sodann  itst  uiitzutheilen,  dass  der  Streit  zuuäch^^t  dadurch  herNorge- 
rufe^  wunk',  dass  die  belgischen  Gerichte  in  <*i  n  KntKhcidwigsgründen  zu 
filier  Keilte  von  Urtheilen  ausdrücklich  den  Satz  aufhtellten,  es  htehe  ihnen 
die  Beiseitesetzuug  eines  fomioll  gültigen  Ge^etze^  wegen  angeblich  verfav 
MUigswidrigeu  Inhaltes  nicht  zu.  Diese  Jurisprudenz  nun  griff  Verhaegen 
aU  dne  irrige  an,  der  GeneraladvokMt  Faider  aber  bemühte  Mch,  sie  ^uf« 
recht  zu  erhuitf^,  als  an  sit;h  rechtlit  h  begründet  und  als  nothwendig  \'Ur 
die  Rechtssicherheit  und  für  die  Ordnung  im  Staate. 

Endlich  wird  es  noch  zur  leichtern  Einsicht  in  die  beiderseitige  Beweis- 
führung dienen,  wenn  derselben  noch  eine  wörtliche  Angabe  der  einschlagen- 
den Bestimmungen  der  belgischen  Verfassungsurkunde  vorangectendet  werden. 
^  Eine  ausdröckiiche  Bestimmung  darüber,  welche  rechtliche  Folgrn 
die  Erlassung  eines  mit  der  Verfassung  im  Widerspruche  befindlichen  Gesetzes 
liabea  solle,  ist  in  der  belgischen  Verfassung  nicht  enthalten.  Dagegen  be- 
rühren deu  Gegenstand,  mittelbar  oder  unmittelbar,  nachstehende  Artikel: 
Art.  25.  Alle  Gewalten  haben  ihre  (Quelle  im  Volke.  Sie  werden  auf  eine 
der  Verfassung  gemässe  Weisse  geübt.  —  Art.  28.  Eine  authentische  Er- 
.klärong  der  Gesetze  (interp.  par  voie  d'aatorite)  kann  nur  von  der  gesetz- 
^benden  Gewalt  gegeben  werden.  —  Art.  88.  Der  König  hat  nur  diejenigen 
Bechte>  welche  ihm  ausdrücklich  durch  die  Verfassung  und  durch  besondere, 
in  Uebereinstimniung  mit  der  Verfassung  erlassene  Gesetze  übertragen  sind. 
T —  Art.  107.  Die  Gerichte  aller  Grade  werden  (sollen)  die  allgemeinen,  pro- 
vinaellnj  und  örtlichen  Verordiiungen  und  Verfügungen  (arretes  et  regle- 
mWü)  uur  in  so  weit  anwendeiL,  als  sie  den  Gesetiteo  gemäss  sind.  —  Art  IHO. 
J^ie  Verfassung  kaiui  weder  im  Ganzen  noch  theilweise  sospondirt  wenlen.  ^-r 

ihrrr  .■"  , ' i — " —  ■       .' .  '    '  .\  ".''i'-n 

\     .1  YeclukeffeBt        Lettre  k  Mr.  F.  sur  son  ezkmen  de  Im  brodwre  intitulte  :  Le«  UA»  etc. 


W  F«i4«rr  Ch.,  M«uv«Ile  Mode  mr  l'kppUeatfon  ete.  Brtn. ,  1161. 

.  Verhaaflren,  E<.  deroiires  rcflexions  •.  I.  loU  taiooiwtltutiooeUai.  hnx^  185t, 
rnbedent«*nd  irt  eine  kurze  Uchemicht  Uber  die  Vfli-h«n<llun(j  In  den  so  eben  erschienenen 
£|iid««  da  dMlt  pabUc  par  S.  V«rh»eic«i).  Bnix.,  1S99.  8,  1 -IS,  <         •       '  ' >'  *  .-.i«. 
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tJebto  H»  iMbtUdto'BiBMom 

Jirt  181.  Die  gesetzgebende  Getiatt  bat  du  focht,  n  «lUireD,  daei  to* 
stiimite,  TOB  ihr  beieidBete  BestinuttiingeB  der  YevlufBig  rerSdlrt  wdeii 
iollteiL  (Folgea  dm  die  fmiiellcii  Yonelirifteii  Ar  eine  Terfiumqgt- 
iadenmg.) 

Die  TOD  den  beiden  Gegnern  anfgevteOten  Anikhten  sind  nidil  etm  Moü 
in  Eboeliibelten  versdiiedeB»  eooden  vlelinefar  eintoder  feraden  ertgege«- 
geeeizt  Durflber  sind  de  nlmlich  zfnr  eiUTentinden,  da»  «in  aelion  for- 
mell  niebt  verfiiBsiiiignnMgeB  (i.  B.  ein  ur  fon  Einer  Kammer  beidJeeee 
nee,  b^er  efai  fom  Könige  nicht  gntgebeisscnne,  oder  ebi  nicht  vecfctndetes) 
Gesell  gar  keine  rechtliche  Bedenfang  habe,  gar  keift  Geeeti  sei.  Alkta 
Verbaegen  findet  in  'der  TerÜBssnngBoUrfcunde  den  Bewila,  dass  ein  iirar 
in  der  Form  tadelloses  allein  seinem  Inhalte  naeh  nerfasenftgsKidrigaa  Oe- 
sets  ftr  iBe  Gerichte  des  Landes  keinerlei  TerbindHehkeit  habe;  soanft 
mar  allerdings  von  ihnen  nicht  etwa  ein  für  dteraal  ihr  au^gdraben  eridirt 
frerden  kflnne,  —  ireil  sie  keine  aHgemebien  Nonnen  m  eriassen  haben,  — . 
wohl  aber  in  Jeden  eimefaienFane,  wo  es  Baehlich  nr  Anwendmig  a  hernnwa 
bitte,  als  mgOltig  bei  Seite  geeetit  werden  mttsae.  Sein  Gegner  diiegen 
ist  der  Ansieht,  dass-  ddh  Gerichten  kefai  Uitheil  anstehe  iber  die  M  der 
gesetagebenden  Gewalt  in  der  foijgeschrid»enen  Form  eriasseneA  Geaetse;  • 
sondern  dass  sie  dieselben,  wie  rie  eben  seien,  annwendai,  die  IWnbe- 
seüignng  sachlich  tadebmwertber  Beetbnmnngeo  alier  den  Faoloren  der  g»> 
eemgebenden  Gewalt  allein  19  hberfassen  haben. 

Die  beidseitige  BewelsiUirmg  aber  ist,  in  'mfigüehster  SuammeB- 
driagnng,  nachstehende: 

Terhaegen  geht  tob  dem  Satie  aas,  m  Belgien  habe  das  Volk  drei 
▼OBig  gleichstehende  Gewalten  bestellt.  Hieraus  schliesst  er  denn,  daas  die 
richterliche  Gewalt  von  der  gesetagebenden  keine  Yorsehriften  ansnnehmcn 
habe  im  Bereiche  ihres  verfassnngsmlssigen  Anftrages.  Dieser  Aoftreg  be- 
stehe aber  in  der  Anwendung  der  Gesetze  anf  den  -einselnen  Rechtfall;  Jedoch 
natflrKcb  nnr  gflltiger  Gesetze.  Nicht  verfassangsmftssige  Gesetze  sein 
gar  keine  Gesetze ,  denn  die  Gewalten  dürfen  nur  in  der  Ton  der  Yerfossong 
▼orgeschriebenen  Art  ansgeQbt  werden ,  und  ein  auf  verfiusangawidrige  Alt 
m  Stande  gekommenes  Gesetz  habe  somit  gar  keine  Bedeutang.  —  Anssor 
dieser  aaf  das  allgemeine  System  der  belgischen  Ver&ssong  gestfltzten  Aos- 
ffthrung  wird  dann  aber  aooh  eine  Reihe  von  Beweisen  b^gebracht ,  welclw 
doieh  k)giscbe  Schlosse  ans  einxelnen  Artikeln  der  YerfmaoBglurkunde  ge- 
'  wmuwn  sind.  Und  zwar  sind  dieser  mittelbaren  Beweise  zweierlei.  Theils 
wird  ans  dem  Inhalte  einiger  Artikel  ein  positiver  nnterstatzender  Schloss 
gezogen;  theils  aber  soll  gezeigt  werden,  dass  andere  Artikel,  welche  man 
etwa  als  Beleg  für  dio  prgrntheilipo  Meinung  anführen  möchte,  bei  richtiger 
Aosleguug  diesen  Sinn  mhi  haitea,  IM.  positiven  mUerstlUa^den  Beweise 
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sind  aber  nachstehende.    Zncrst  findet  Vcrhaegen  in  Art.  130,  welcher 
die  auch  nur  theilweisp  SnspenHoii  der  Verfassung  nntcrsagt,  in  so  ferne 
eine  unbedingte  üngtlltigkeit  verfassungswidriger  Gesetze ,  als  deren  Inhalt 
nicht*  sei  als  eine  Suspension  der  Verfassung  auf  unbestimmte  Zeit.  Sodann 
schliesst  er  aus  den  in  Art.  131  genau  bestimmten  Formen  eine  Verfassungs- 
ändentng  daraaf,  dass  keine  andere  Art  einer  Aenderung  möglich  sei;  nim 
aber  lodere  offenbar  ein  verfassungswidriges  Gesetz  die  Verfassung.  Wenn 
niimi,  in  Art  78,  dem  KOnige  Jedes  andere  Recht,  als  die  durch  die  Ver- 
'fUaa$  fMeheaen,  abgesprochen  werde:  so  könne  er  doch  «nmöglich  du 
8ed^ 'hrtai,  R         irerfliBsangswidrigen  Qesetee  seine  Znttmmnng  zu 
gebefe.  Bb0  Zmilekweisaug  durdi  richtigere  Auslegung  erhftlt  dagegen  8fe  * 
IfaHakirnft  «af  JürtSM.  86  vnd  107«  Wenn  oAmlich  der  erflier«  der  gwoti 
gfeiMBden  Gewalt  dai  Beefat  der  iMlMtfiehen  Anslegung  der  Oesetae 
iBlie,  ao  Mg6  nicht  danu»;  daai  ein  forf  flir  eriaiaenai  verliueaiigswidriges 
0Mi  elBe  eriavbte  Anslegong  seL  Vielmehr  wretehe  es  eich  tob  aelbst, 
'  iMi  uiih  fa  Aaelegnng  innerhalb  der  Yarkamg  m  hatten  habe,  da  lent 
'  Itta  fUtaientftriBiBhe  ADmadit  bealiade,  an  denn  Verfeihiing  das  belgische 
Mk  bd  Qrttndnitt      Terihssong  nicht  entfcint  gedacht  habe.  Was  aber 
•im  Alt.  lOT  beüeib,  weleher  den  teidfaAen  nnr  eine  MkhAbeaahtnng  der 
^^MlniMifgihi.  Teri^rdnnngen  gestatle,  so  dtife  Ireineew^B  dnrdi  ein 
higiuuemwu  a' «mUteio  geschlotsen  fwrden,  daas  sie  also  alle  Oes^tse, 
'ivdoiies  amlh  dertti  hhatt  sei»  aianreBden  haben;  vielmehr  Msse  donh  ehi 
Itfgnmentam  a  fortiorf  gesdUoesen  werden,  dass  vertesaBgmUdrige  -Gesetao 
weniger  anf  Anwendbarkeit  Anepmch*  maehien  hQnnen*  «~  Die  ganie 
SgMMUyrnng  uber  wird  abgerundet,  llieils  dmch  die  Zorflekweianng  der 
Mtbt  vor  eber,  ane  der  NkhtsnwMidaiig  von  Geeetsen  entsteheBdea  An- 
IMde;  thefla  durch  die  A<ftfttetag  einer  Reflio  vqii  lUlm,  hi  weldieh  M 
imgebBeh  ana  dem' €Btgeg|feng<eetaten  Prinolp  miaelidie  SchwierigMeii  eni» 
i^liiekeln.  SndUoh  rind  als  Isssen  Andeiitilin  beigeiogen  ^daa  DoispMl 
Yerefai^gtefr  Staaten  fi»  ÜHardamerika,  wo  Aber  das  Becht  der  Ckridrte  anr 
IflaliOf^  Oeaetn  gar  kein  Zweüd-  b«tthe,  nnd 

•iia  jUmaA  Maanier  ScirÜtsleller,  wefcdw  thecretlseh  dieselbe  Meinuig 
UMlIeh. 

FWder  dagegen  Ist  mUflchst  i»  Ansieht  ,  dass  eigentlich  der  Streit 
ein  sfemÜdi  missiger  sei;  indem  vertesmigswidrige  Oesetae  nothwendig  eine 
grosse  Seltenheit  in  einem  constitntionellen  Lande  seien.  0ie  dreitheilige  Zn- 
sammetosetzung  der  gesetmebendtfi  Gewalt,  die  Widerspnichsparthei  in  deren 
lilitte,  die  Gewalt  der  Presse,  der  Öffentlichen  Meinong  and  der  Petitionen,  diis 
Oeffentiichkeit  der  Sitningen  seien  gentigende  Sichenmgsmittel.  Allein,  wenn 
die  Frage  dann  doch  anfgeworfen  werden  wolle,'»  sei,'  and  awar  mit  den 
eigenem  Bestimimnigen  der  bel^pschen  Verfiusihg^  geg«ii  daa  angebUche 
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Recht  der  Ofrichte  zu  entschoidcD,  ein  Recht  welches  diese  nie  in  Anspruch 
genonunen  haben.  —  Was  zunächst  die  aUgemeinen  Gründe  betreffe,  so  sei 
die  Ik'hiiuptung,  das»  iu  Bolgieu  «U-ei  gleichgestellte  Gewalten  heßtehen, 
gerade/u  unrichtig.  DIp  Verfassung  sage  hievon  kein  Wort.  ^W  getrennt 
seien  die  Gewalten ;  allein  daiuit  sei  eine  natürliche  L'eber-  und  Unterordnung 
derselben  gar  wohl  vereinbar.  Die  verfasisungsraässigo  Aifgabc  clor  Gerichte 
sei  nur  die  Entscheidung  der  einzelnen  Rechtsftille,  und  zwar,  was  politische 
Rechte  betreffe,  nur  soweit  die  Gesetze  sie  ihnen  iniweisen,  und  in  allen 
Fällen  nur  ua<b  den  ihnen  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  übergebenen  Ge- 
setzen. Von  einem  Auftrage  der  Gerichte,  die  Verfassung  zu  schützen  (woza 
andere  Mittel  bestinmit  scknK  von  einem  Rechte,  Urtheile  über  die 
Gesetze  zu  fällen,  sei  in  der  Verfäissung  nirgends  die  Rede;  die  versc4iitdeuen 
Gewalten  dürfen  aber  nur  nach  Vorschrift  der  Verfassung  angewendet  werden. 
Da.ss  ein  verfassungswidriges  (Jeset^z  gar  kein  Gesetz  sei,;  sei  l«diwich  «in^ 
petitio  principü.  Namentlich  aber  müsse  vom  allgemeinen  Standpunkte  aus 
die  grosse  Gefährlichkeit  der  gegnerischen  Lohre  hervorgehoben  werden« 
Wenn  es  jedem  Gerichte,  das  in  letzter  Instanz  spreche,  (uud  hierzu  gehöre 
selbst  uuter  Umständen  der  einzelne  Friedensrichter,)  gestattet  wäre,  einem 
Gesetze  die  Vollziehung  zu  verweigern,  so  sei  kein  Recht  und  keine  Ordnung 
sicher.  Da  aber  jeder  andere  gleichgeordnete  Richter  in  seinem  Sprengel 
demselben  Gesetze  Verfassungsmässigkeit  zugestehen  könne,  so  sei  flberdiess 
eine  wahre  Anarchie  die  Folge.  Es  sei  vollkonunen  unmöglich  anzunehmen,  • 
dass  dieselbe  Verfassung,  welche  zur  Schaffung  des  Rechts  durch  Gesetz  ein 
Zusammenwirken  aller  drei,  so  gewichtigen,  Factoren  der  gesetzgebenden 
Macht  für  nöthig  erachtet  habe,  der  richterlichen  Gewalt,  welche  im  directea 
Gegensatze  hiermit  nie  vereinigt  sondern  immer  nur  vereinzelt  wirken  könne,  ' 
eine  Befugniss  zur  Beiseitesetztmg  der  auf  solche  Weise  entstandenen  Gesetze 
habe  geben  wollen.  In  Beziehung  auf  die  aus  den  einzelnen  Artikeln  des 
Grundgesettes  gezogeneii ,  theils  mittelbaren  theiJs  unmittelbaren ,  Boweis- 
.sätze  aber  sei  zu  zeigen,  einer  Seits,  dass  die  Art.  130,  131  und  78  du». 
von  Verhaegrn  Behaoptete  nicht  enthalten;  anderer  Seits,  dass  Art,  107 
mittelbar,  Art.  28  aber  unmittelbar  das  Gegentheil  vorschreiben.  Wenn  näm- 
lich behauptet  werden  wolle,  dass  ein  verfassungswidriges  Gesetz  die  Ver- 
fassung suspendire,  so  heisse  dies  dem  Begriffe  Suspension  Gewalt  anthun, 
indem  vielmehr  unläugbar  die  Verfassung  eben  durch  das  fragliche  Gesetz  in 
eine  Thätigkeit  koinnie.  Sodann  sei  es,  ein  willkürlicher  Zusatz,  wenn  die 
der  gesetzgebenden  Gewalt  übertragene  Auslegung  der  Gesetze  auf  die  Grund- 
lage der  Verfassung  beschränkt  werden  wolle;  die  Gesetzgebung  sei  hierin 
ganz  unbeschränkt  (souverain).  Endlich  könne  niclit  gesagt  werden,  der 
König  flbersclnreitc  seine  Rechte,  wenn  er  einem  verfassungswidrigen  CresetBO 
zustimme;  die  Verfassung  «ei  durch  Einhalten  ihrer  (formellen)  Vorschriften 
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gewahrt;  Sei  aber  auf  diese  Weise  ni(^it8  efwiesen,  5ö  falkn  die  BegMbff 
weise  um  so  schwerer  ins  Gewicht.  Die  iu  Art.  107  den  Geriohton  gegebene 
Weisung,  gesetzwidrige  Verordnungen  nicht  m  becichten,  sei  die  Grenzer^ 
keinecweg«  der  Anfang  des  Nicbtanweiadangsrechtes.  Da  die  Gerichte  hiil^ 
sichtlich  der  Gesetze  nicht  auch  entbunden  seien ,  «o  verstehe  sich  die  Veiv 
pihchtung  zur  Anwendung  eigentlich  schon  von  selbst.  Ks  komme  aber  noch 
die  Geschichte  der  Entstehung  des  Artikels  dazu,  wo  sich  aus  den  VorhaiKi- 
langen  des  Kongresses  auf  das  unzweideutigste  ergebe, 'duss  nur  die  Bt'i- 
seitesetzung  von  Verordnungen  habe  beschlossen  werden  wollen;  und 
zwar  aus  der  besonderen  Veranlassung  eines  vielfachen  bollilndischen  Miss- 
brauches. An  Gesetze  habe,  nachweisbar,  Niemand  dabei  gedacht.  Dazu 
komme  dann,  als  directer  Beweis  der  Unterwerfung  der  Gerichte  unter  ein 
angeblich  verfussiingswidriges  Gesetz,  dass  iu  Art.  24  die  Auslegung  der 
Gesetze  ausscfaliessend  der  gesetzgebenden  Gewalt  übertragen  sei,  somit  eine 
von  ihr  ausgebende  Auslegung  unbedingten  Gehorsam  von  Alk?n,  also  auch 
von  den  Gerichten,  fordere.  Die  angebliche  Verfassungswidrigkuit  des  Ge- 
setzes sef  aber  nichts  anderes,  als  eine  Auslegung.  (Letztereu  ist  nicht  mit 
deutlichen  Worten  gesagt,  allein  anzweii'elhaft  gemeint)  Kaum  bemerkt  zu 
werden  braucht ,  dass  der  Casuistik  des  Gegners  cbeulalls  spitzige  B'iillo  ent- 
gegengesetzt werden ,  weiche  die  UnmögUchkeit  einer  Diirchlühruug  seines 
Satzes  beweisen  sollen ;  und  dass  gegen  seine  Auctoritäten  dafi'  Gewicht  wi- 
dersprechender Namen  gesetzt  wird.  Das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten 
aber  wird  durch  die  Bemerkung  beseitigt,  dass  dort  die  Verfaseoogeu  aus- 
drOcidid)  den  Gerichten  die  authentische  Auslegung  zuweisen,  weiche  in 
Belgien ,  wie  gezeigt ,  nur  der  gcseUtgebenden  Gewalt  gebühre. 

Das  Ergebniss  des  ganzen ,  mit  ungewöhnlicher  Begabung  ge- 
ftilirteu,  Streites  ist  nun  aber  wohl  fUr  deu  uubefangcueu  Bearthoüer  ein 
doppeltes.  .'  '  r  ■■\  >.  •    v        ir ,  '  i     •<  *    •  •••   ;  •  vi 

>  '  Was  das  positive  belgische  Staatsrecht  betrifft,  so  mass  die  Anschauung 
Faider's  ,  welcher  sich  auch  die  belgischen  Garichte  selbst  anschliessen ;  als 
die  richtige  betrachtet  werden.  So  lange  die  itzigc  Gerichtsordnung  des 
Landet  besteht ,  ist  eine  Kichtanwendung  eines  Gesetzes  wegen  angoblkher 
Verfassungswidrigkeit  eine  praktische  (JnraögüchJceit.  >i.  ■  /; 

Weniger  )>efiriedigend  und  abschliessend  sind  die  Ausf&hi-ungen  der  beiden 
Gegner  für  die  Lehre  im  Allgemeinen  und  als  Beitrag  zu  dem  eonstitotionelira 
Staatsrechte  Oberhaupt.  Theils  war  es  an  sich  nicht  ihre  Absiebt,  eine  um- 
fassende theoretificho  Untersuchung  anzustellen;  tiieils  haben  sich,  wie 
diess  so  leicht  zu  gehen  ptiegt,  die  Streitenden  zu  manchen  nnfaaitbarcn  uiid 
sophistischen  Behauptungen  verfahren  lassen.  Es  bleibt .  also  fOr  einen  all- 
gemeinen Zweck  Manches  zo  l)eriohtigeJi  nnd  Anderes  selbststäDiUg  zu  be- 
grtknden  und  im  entwickeln  flbrig.   Passend  und  gegen  die  Völliger  ge» 
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müA  encbeiiit  es  dilier,-faeni  diejenigen,  theili  negattveD,  ÜMfls  pcMitiTW 
SittM  ?giii  tfaecnretisGiier  Bedeutung  berfonakebea,  welehe  dnreli  -  die.  Smib' 
verhandlBogen  gevonnen  warden  «M«  daan  aber  die  Frage  in  ihier  gaaaea 
ThigfPfile  ins  Aage  ni  finsen  uid  wo  mflgUdi  eine  YolModig»  w^A  «aan- 
graifbaie  Antwort  m  geben** 

Beginnt  man  mit  den  dsreli  den  Streit  Btironnenen  negativen  Sitien, 
so  kann  ,  man  nicht  omhia  Faider  mageben,  daea  die  Lehre  von  der  Gewalt- 
ertheibn«  hi  kehief  Weise  von  Bedentong  filr  die  GflltiglMit  oder  üngtttt^ 
kdt  eines  vertonngswidrlgea  Gesetass  ist  llicht  nor  enthfilt  sehen  die 
belgische  YerfMsang  ktinaswegt  den  Gmndsata  ebier  yfUligen  Oleiehbereeh- 
tignng  derselben,  sondern  aUdt  sie  viefanehr  nur  anf,  nad  weist  jed^  ihre 
Än^iabe  podtiv  and  .ohne^Teigleiefanng  mit  den  beiden  andern  an,  «ouit 
denn  gsr  wohl  vertrigiich  isi,  .dass  eine  dieser  An%abiMi  die  anders  bedmgt, 
eine  der  GewaiU»  der  andern  vorgeht;  sondern  es  hat  llberhaapi  vnd  im 
AUgemeinen  die  Wissenadmit  Iber  wenige.  iBltae  so  entsehiedfln  den  Slah 
gebrodien,  als  Aber  die  Theorie  der  gegenseitigen  UnabhAagigheit  dsr  ein» 
.  Sehlen  Gewalten.-  IMeselbe  ist  itit  fiüt  aasnafamdos  als  eine  darchans  ver- 
kehrte nnd  das  «igentUohste  Wesen-  des  ■  StaatsorganisBine  verkennende 
erfclArt 

Sodann  hat  F,aider  voUkonunen  Beeht,  wenn  er  den  anf  die  Unver- 
biodliehkeitder  gesetswidrigen  Verordnungen  geattttstenSehlnss vom 
Kleineren  anfi  GrOsaare  flir.  ehien  h^gisohen*  Fahler  jSrhliM  and  ihn  keine 
anmitteUwra  Beweiskraft  flir  emis  UngtitiiMt  verfAssingswidriger 
Gesetae  saerkeaat.  Wie  hmner  ee  sieh  mit  jenen  Yierordnnngsn  verimHan 
mag,  so-  ist  es  gar  wohl  mflglieh,  dasa  ana  gana  v^rstlndigen  Grflnden  «twäa 
anderss  von  Befßklea  dar  Begierang  als  von  Acten  der  gesetsgebendeia  Ge- 
walt gilt,  and  dass  also  die  Anwandbaifcett  oder  Unanwandbaikait  Jeder  Aft 
von  befehlenden  Normen  besonden  sa  erweiisen.ist 

£bciSO  ist  xosageben,  dass  etwaige  Yerfifssnngsbsftimnupngen  iflber  die 
nathentieehe  Anslegang.  der  Gesetae  an  der  vorliegendea  Streitfrage 
in  keiner  Art  von  Beziehung  stehen.  W^nn  die  Verfassungen  gewöhnlich,  - 
wohl  aiemiich  ttberflflasigerweisei,  noch  besonders  bestimmen,  dass  die  Gewalt,  - 
welche  die  Ctes^Cse  mache,  sie  auch  allein  authentisch,  d.  h.  durch  eine- 
-  neue  allgemeine,  ebenfalls  als  Gesetz  gtUtige  Regel,  sa  interpretiren  habe: 
80  ist  in  der  That  nicht  abzusehen,  wie  diese  Bestimmnng  Aber  einen  Theil 
des  Geset2gebungsrechts  irgend  von  Einfluss  auf  Beantirovtnng  der  Frage 
sein  soll:  ob  ein  verfassungswidriges  Gesetz  rechtlich  anwendbar  sei?  £s 
wird  Ji^  in  jenen  Erklärungen  des  Grundgesetzes  gar  nichts  anderes  und 
weitetee  .bastimmt,  -  als  dass  eine  authentische  Auslegong  nicht  von  Einem 
der  Eaetoren'  der  gesetzgebenden  Gewalt ,  z.  B.  dem  Könige  lUlein  oder,  gar 
von  irgend  einevi  Dritten,-  gegeben  werden  kAnne.  Will  man  hiervon  nodi 
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die  Aamtnaang  machen,  dass  also  aoch  den  Cterictoi  Iwbitf  miwiitiichft 
ABilegoug  ntC«fce:  so  Hebt  deno  tedigladi  nklitt  im  Wege;  allein  m  frird 
aaeh  dock  diäten,  sich  ganz  von  seUwt  Teretehenden,  Sitz  nicht  .daslOiideate 
gewcnneD  m  Beaatwortiiiig  d^  Frage,  ob  ImFalle  deatrider^rocfaea  dnes 
OeacUeo  nü  derTerÜMainig  enteres  oderletitereTefiBhe?  0M8  diese  Frage 
flbeikaapt  nieht  dncb  jOineBestiiiiiiiuii^Aber  iwINfirtiidieEiMirung  erledigt 
ist,  geht  aeh»  danas  Innrer,  daas  sie  la  Toyer  StArke.aaeh  Mwiehtlifji 
cUee  Aialegungsg^setieB  aelbst  sor  Sprache  koauneii  kann.  Aach  bbbb  aoch 
hedneht*  natdea,  daaa  ger  wohl  Ter&asiingswidrige  Qeaelie  denkbar  ahid, 
nekhe  in  keiaer  Weise  als  aatheateche  Aaslegnugen  beaeichiiet  werden 
kAanes  (wie  li  B.  ein&ehe  Aafhebnngen  eines  Artikels  der  Verftssaags- 
Uilnmde),  and  dasa  aoaiit  Jene  Art  Von  Aqplegnng  die  vorliegende  Frage 
nidut  einmal  deckt 

EndMah  Mass  (Mit  Yerhaegea)  anerkannt  werden,  daaa  der  Sati,  die  Gerichte 
aeiea  nicht  den  beraftn,  Aber  die  Gesetse  sn  nrthdlen,  sondern  sie  amwen- 
dcB,  in  d«  voiliegenjdett  iFrage  niohta  entscheidek  Sr  ist  swar  in  einem 
gsfwiaasn  Same  ganntiddlg;  allehi  er  will  hier  in  einer  Art  benotit  werden, 
wdchfi  — H  dfla  n^bestrittensten  isi<»w^i44nnitifM  der  Bitfihliapwfiidiwg  im 
Widersproolie  steht,  and  welche  die  ^otliweBdige  Thfltigfceit  der  Gerichte 
fs&s  T^niiflhten  würde.  AUnrdings  sind  die  Gerichte  nicht  dam  berafen, 
abie  Kritik  «her  den  Inhalt  der  Geset»  in  der  Weise-  abagebeir,  daas  ate 
in  einer  aOgemcBneii  ErkUni«,  and  vielleicbt  gar  ohne  besondere  Yeran- 
lasaong  dnreh  einen  bestimnien  Bechtsstnit,  sich  Aber  den  Werth  derselben 
ansnirttehen.  Es  steht  ihnen  ferner  entachieden  nicht  aa,  ein  Gesets  ftr 
§KmtSL  aB%ehohaw  at  eddlren  wegen  aiigehlich  Schlesien  Inhaltes.  Diess 
Ist  aar  Sache  der  geeetnsebfmden  Gewalt.  Degegen  aber  ist  ea  in  alle  Wege 
Ihre  Sache,,  darflber  «t  .artiwilen,  oh  ein  angefilhrtes  Geseto  whrklicb  eines 
sei,  and  ob  tmd  wie  es  im  .einsehien  Rechtsstreite  Anivendang  finde.  Sie 
Jollen  die  eimeben  tbafslUihliffhen  Fftlle  anter  das  Gesets  bringen;  natidich 
nh«r  nicht  anter  .ein  Gesets  flboihaiQt,  sondern  anter  .das  richtige.  Sie 
f|ae  anter  dm  Gyselsen  die  nOthige  Wahl  m  treffen,  and  haben  das 
la  erklären,  ob  eai  im,,  einer  Parthie-  «ngeAhrtes 
Ür  dsA  Fall  pa^st^oder  niehtr  Wenn  mehrere  Gesetse  anter 
sind  «->  was  fireilicdi  nicht  sein  sollte,  aber  eben  ist  -tt 
'^ften  sie  nj|g||_  Rflgeln  der  ltOTht<ffnfMffw*lHfcft  sa  entsduiden,  wehshes  im 
.  vorgeht,  .also  S..B.  die  Ausnahme  der  Bogel,  daa  neuere  dem 
a.  s.  w.  Gar  nichts  anderes  geschieht  nun,  wenn  in  eineifi 
jSte^ts8[l<V     Frage  entsteht,  ob  eiue  Vorschrift  der  Yerftssangsaikaiide, 

>-im  Wideirssrache  befindliches  spiteres  Gesets  Anwendnng 
habe?  Wenn  hier  nim  daa  Gericht,. wie  es  nach  Gnmdsfltsen  der 
vi4  de^Jil^|S(i!^<i)l'9>  tlnB  mnss,  den  Sats  der  VeiibsiBiig  als  den 
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Itöttehr/ililirch  dteti  iifedert  Ad  von  BeehMi^eB  ^  nidh^  teiilbsNli 

«üd  äikgetiiitetenvv'oM^t:  «»  ufbeSt'  M^ilolit  tiber  die^  0e9eCfV  mA 

«eitfget'  spfletft  er  tiii6  Anllwbiiiig-'deMeiwii-  «m,  aoAdeni  er  ^«AMt  na^ 

dlis8:€8  ia  diesettf  falle  wegiln  ZuMnanDgldvaes  «rft 

kefoe  Anwendiüig  flüfle;,'  Es  ist  ^  -tott'      IdiiMm  V^dt^n^  Ht  ^iSaib 

imder^  Spbfire,*  Tto  «Amt  pMiliaeiwDJiuidlniig.'  slierhi^ 

-»«ImlfclM»  lAie  Bed«;  es  'wM  iriir  ein  lo^icker  SdhbM  |eMII,"<»te  4l0r 

'Bäi^kXa  IlkgMk  ii^^  WeieheFolgeii  dMTMii  «MMcter, 

diesB  geht  dm  BidUe^  «uAidM  mehl»  «i;  'd«  nOsen'IMe  «iMlMn;''Mfek^ 

die  GesiM  «i-  niaQhed't'-ilAd  alfo  ätteb*  in*  üebMntllhiiMv  (m* 

'  Dh»  als  ftsteeftMllJL  Mi  dtm  SOeito'  llirf«irg«he^d»^^08lti9'ek'Sitefc 
sind  dagegen  naduteliende  beide:  •  "  '  " •  .'(.'  ' 

'  Elninal  unäsr  (mlt^  TerikBgttii)  bekittiiet  mMi,  'dihi  «Ii  ^k^Mka^ 
üimgiaf  Gwett  gnr  Mn  GlBflita  fetj  d/lu'ftr  Nienaad  JMiliiirlitoM^ 
•liat  Jedift  QfenUt  dilrf  rioiMMf  verbMaagonauige  IMtoMgeall  imndMi; 
«eiiA'tfe/dlew  ▼«Mnlft  «eiletati  begelit-tf»  MAifiJniac^.  ^iteagt  aber 
kein "Heehir  f»  ol^f^ctlven  ffinae.  mim'\ktmii'^pMh-p^     i«l>.ea,  .^dto 

IMeränr'deip  TaitiiMptt^^  aitf.dle'iimtaihfMtt 
Jbm^kmt:  OMiaelt'etf  alek  dMAi     .Ä««afleite»1iM9tinilM-  dn 
Inbiit/  Wekte  linliMii  ftr  dte  FesUgkeilf  diir  StaätiMftaHdijbihgte'  «iidi>ftr 
^'BMbteder  Borger  lOttte  der  ^iMsö  Siihete-der'fiiiiiiallä^ 
▼ärletzang  der  Grandlagen  des  Zasaainieril^beriif     '  *  '  >  •  < 

'  aweitensaberist,  aaf  de»Midein8dtte,  iddilrji 
geltmgen  Ürt»  fbr  den  Fall  vMiMBner  EitaA^idiingMi  «bdr  ittft'tB^UMte 
VerCutiingewjdiriilkelt  eines  Oesetses  di&egroeieBkiUaiMiiMM 
1BIBI1.  Wenn  mm  aber  e6ie  nockBo  ikinige  Kette  ^SchUmeä  die'AafliWwnif  dto 
Staates  oder  die  Umnögfiditeit  einer  wfaer'iollnraBdtgetea  LeiMangeft  \m- 
beÜlBihren  wttrde,  sokann  es  veHifloftigertreifle  riebt  heiteai  >'ftUir  ^yfl^gterti, 
P^eat  mündusi  sondern  es  lüt  nidit  bios^  der  6tMliniaan,  -ioiidirli  anfah 
jeder  yerstAndige  einfache  ßttrger  nw  die  WaW,  eolfMder  dir  »thuMMIi^ 
sn  jener  Stelle  die  Spitze  abrabreehen,  wo  si^  anfingt  geftlirikjh  %tt"iMUA, 
oder  aber  den  obersten  6atr  zu  Andern  nnd  dann  also  amdi  m  imitoei'M* 
gerungen  zu  gelangen.  Es  uftre  aavemanftig,  der  Theorie  Olif  l^lMcliikeit 
zu  opfern,  und  ein  Grundsatz,  frekber  die  Grnndlage  des  isAsett  ^nsaüinhttl- 
lebcnH,  die  Becbtssicberbeit,  tief  and  unbestimmt  lireit  erseliilttem  kdnnt^ 
darf  nicht  zugelassen  wenden,  weicherief  Vordersätze  auch  fdr  ihn  Sprechen. 
Man  kann  somit  nur  einverstanden  damit  sein,  dass  den  Gerichten  ein  Rec^t 
eur  Kfcbtanweadring  eines  Gesetzes  wegen  sachlicher  Verfossnngs'nidrigkeit 
nicht  ^ustehen  keim  ,  SO  lange  nicht  für  eine  schliesslifch  entscheidende  Mn- 
riebtun^  jsnr  Beseitignng  von  WiderqiniebeB  nater  deaselbea  geMMi-  igk, 


DiyiiizecJ  bv  CnfW- 


Wrttoiiungswidriger  Gesetze.  *'  gl 

Jlnr  eben  m  «üikioelitend  if^t  freilich,  -dass'  diese  Einraaming'' keine  «nd^ 
gftltige  Beantwortiing'  der  Frage  ist  ,  ^"(i^i^  vielmehr  nur  ein  vorüher^ 
übendes  )(othBiittcI  and  eine  drtngende  Aufforttrm^  zur  Uerstellimg  det 
ih  sich  riclMtiiiii  «idJdie'2iilUng>  liflbtiiw  FolgOTigteiBiAgliGta  tanchMdei' 
testandes.  -  '  ■  

'  Biees  denn  ddr  am  den  Streitichrifteli  der  belgischen  Staatsmftnner  zti- 
mkMe  €evinh.  —  So  ^richtig'  nnn  aber  anob  emige  düeaer  '8fttae  lind ,  so 
genige»  sie  doch  keinemgs'jnr  Aitfbaiiiuig'  eiier  ded  gknato  Gegenstand 
aisifiesendeo  Lehre  and'  rar  ahsbhü^s^den  Erledigtiag  aller  Zweifel  und: 
Sinuendtiogen.  Es  bedavf  aooh  eider  znsatanieDhiBgenden  Entinrieldaiig,  eiaei^ 
|K>8itivpn  Beireisf^ron^  und  der  fierflcksicbiiguag  mehrerer  gana  Übergänge* 
ner  Seiten  der  Frage;  '  fiiiien  Vernkb^  hieika  uUen  noo  ntiihsteheode  £i>t 
(Nrtertugon  liefern.  '  - .  , 

Vor  Allem  ist  denn  zii  t^rinnern,  da^s  die  Gültigkeit  materiell  ver»; 
fassttugswidriger  Gesetze  der  tiL'pnt liebe  Gegenstaud  des  Streites  nnd  deT' 
Untersuchimg  ist.  Dass  schon  formell  gegen  Verfassungsbostimmungeli 
anstossendc  und  deren  Bedingungen  nicht  erfüllende  Befehle  keine  Gtlltigkeit 
haben  ^  i.st  kanm  von  irgend  Jemand  in  Zweifel  gezogen.  Solche  Veröffeub« 
Rehungen  bestehen  ju  nicht  einmal  dem  äussern  Seheine  nach  als  Gesetze.  — = 
Die  Frage  aber ,  ob  Greset2e  der  ersteren  Art ,  trotz  ihrer  inneren  Mängel,, 
befolgt  werden  müssen,  ist,  wie  bereits  Eingangs  bemerkt,  in  dreifacher 
Beziehung  zu  beantworten:  hinsicbthch  der  Gerichte,  der  Verwaltoogshe- 
hörden,  endlich  der  einzelnen  Bürger.  *  • 

'  I.  Einfach  liegt  die  Sache  bei  den  Gerichten.  Für  sie  ist  Zo- 
stÄndigkeit  m  einer  Untersuchung  des  materiellen  Inhaltes  der  Gesetze  und 
der  daraus  hervorgehenden  Verfassungsmässigkeit  oder  Verfassungswidrigkeit 
unbedingt  zu  beanspruchen.  Die  Bt^wei>fülnung  ist  in  der  Haul»t^^ache  oben, 
S.  79  u.  fg..  bereit''  kurz  angegeben  und  namentlich  bemerkt  worden:  es  sei 
allerdings  nicht  Aufgabe  der  Geiiehtr.  eine  Kritik  der  Gesetzgebung  zu 
ftbeo,  Boudern  nur  die  bestehenden  Gv-rtze  anzu\v«.^nden :  allein  diese  Anwen- 
dang  könne  nur  stattfinden  bei  gültigen  Gesetzen,  und  ein  der  Verfassung 
dem  Inhalte  nach  widersprechendes  Gesetz  sei  selbstredend  kein  gültiges. 
Es  könne  also  allerdings  der  Kiehter,  da  ihm  keine  gesetzgebende  Gewalt 
eustehe,  ein  solches  verfassungswidriges  Gesetz  nicht  ein  für  alleniale  auf- 
heben ;  wohl  aber  kö&ne  und  dürfe  er  es  im  einzelnen  Falle  nicht  anwenden, 
nnd  zwar  wegen  seiner  Ungültigkeit.  —  Es  ist  nan  aber  wohl  nicht  onpas- 
iead,  einzelne  Glieder  dieser  Beweisführung  naher  zu  begründen. 

Die  ganze  Argumentation  beruht,  wie  man  sieht,  lediglich  auf  dem 
Satze,  dass  die  Vorschriften  einer  Verfassungsurkunde  (oder  einer  ihr  aus- 
drttddielT  gleichgestellten  Bestimmung)  eine  höhere  Gatlung  von  befehlenden 
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Normen  seifen,  als  ein  gewölmliches  Gesetz,  und  dass  sie  auch  von  dem  letzteren 
weder  stillschweigend  noch  ausdrücklich  geändert  werden  können. 

Dieser  Satz  ist  allerdings  nicht  an  und  ftlr  sich  und  absolut  gültig,  und 
er  darf  nicht  als  ein  Axiom  des  constitutionellen  Staatsrechtes  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  kann  zwar  unzweifelhaft  so  angeordnet  sein ;  es  ist 
aber  auch  möglich ,  dass  in  einem  bestimmten  Staate  grundsätzlich  unter  den 
verschiedenen  Anordnungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  kein  Unterschied  ge- 
macht ist,  vielmehr  letzterer  zu  jeder  Zeit  und  wenn  sie  auch  nur  in  ihren 
gewöhnlichen  Formen  handelt,  rechtliche  Allmacht  beigelegt  wird.  Und  ob 
das  eine  oder  das  andere  gilt,  ist  lediglich  eine  thatsftchliche  Frage.  Aliein 
dennoch  kann  der  Satz  unbedenklich  der  rechtlichen  Erörterung  dieser  und 
jeder  anderen  Frage  des  constitutionellen  Staatsrechtes  (mit  einziger  Aus- 
nahme von  England)  zu  Grunde  gelegt  werden.  Es  ist  nämlich  die  thatsftch 
liehe  Entscheidung,  seitdem  schriftliche  Verfassungsurkunden  in  Amerika  und 
später  auf  dem  europäischen  Festlande  bestehen,  zu  Gunsten  der  höheren 
Gültigkeit  der  Verfassungsurkunden  ausgefallen ;  und  zwar  ganz  unwandelbar 
und  ausnahnielos.  Einmal  sind  schon  überhaupt  die  Verfassungsurkunden  nur 
zu  dem  Zwecke  abgefasst  worden,  um  durch  ihre  Satzungen  eine  festere, 
unantastbarere  und  über  die  Veränderlichkeit  und  Laune  der  gewöhnlichen 
gesetzgebenden  Gewalt  erhobene  Grundlage  für  das  Stuatskbeu  zu  erhalten. 
Selbst  also,  wenn  keine  ausdrückliche  Erklärung  Uber  das  Verhältniss  von 
Ver&ssungsbestimmung  and  .gewöhnlichem  Glesetz  gegeben  wäre,  so  wttrde 
sich  die  Unterordnung  des  letzteren  unter  die  erstere  tou  selbst  versteheiL 
Et  ist  Aber,  zweitens,  zum  Ueberflosi«  siae  «nsdiUcklicfae  Bestimmimg 
eiftassen.  Die  Yerftssirngsurkunden  enthalteii  slinmllieli  beton^Mre  Tor- 
sehiifttii  darttber,  anf  weldi^,  Modiaft  ersciiwerte,  Weise  AMaderungeu 
ihrer  seHwt  vorgenomiiien  werden  koimen.  Diese  -  beisst  mm  doch  sichte 
anderes,  als  daae  eine  Bestimmung  der  Yerfsssuigsarininde  durch  ein  go- 
wohnliches  Geseta  nicht  gfittig  aufgehoben:  oder  geändert  werden  kOnna.  Ist 
dem  aber  also,  so  mus  natOrÜch  auch  das  durch  einen  ouAttchtigen  Angriff 
widongslos  angefochtene  Yerbssongsgeeets  im  vorkommenden  -rimwlnen  Falte 
als  die  sn  befolgende  Nonn  betiaohtet  werden;  and  nicht  das  von  Hmu  aas 
wirknngsloseo'Gesets.  —  Diess  ist  denn  itach  das  allgmiae  Bechtibewnsat^ 
iein  der  gsnaen  Zeit  Was  in  den  YerfusnngsnrkAndcn  veneicbaet  ist,  sqU 
onantastbar  sein  and  unter  allen  Umstanden  befolgt,  nicht  nach  Belieben 
in  spiteren  Oesetien  verftndert,  gedeutelt,  auügehoben  werden.  Nicht  bkbs 
wegen  ihres  natilicben'lnhalt^,  senden  selbst  ohne  einen  sotehäi,  werdn 
sie  als  die  Grundlage  des  Staatsgebftudes  geachtet  und  last  aber  ein  mensche 
ttches  Weik  hinäas  als  heilig  bettaditet  Und  wehe  in  der  Tbat  Dem,  wer 
hiCEan  rfittätl  Bei  eteer  Erschflttenng  der  Yerfiwsung  und  dar  Uehens»> 
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gnng,  dass  sie  allem  andern  Wollen  vorgehe,  stehen  nicht  bloss  di^  Aechte- 
Bürger,  sondern  auch  die  der  Krone  auf  dorn  Spiele 
Die  gegen  diese  Anschaaung  vorgebmchteu  luinwendungea  sind  denn 
aber  folgende  »)  : 

1.  Die  Lehre,  nach  welcher  die  richterliche  Gewalt  in  gleicher  Höhe 
mit  der  gi setzgebenden  stehe  und  derselben  gleichberechtigt  erscheine,  sei 
schon  liiJigst  und  allgemein  als  eine  falsche  «rkannt.  Der  Richter  sei  viel- 
mehr der  gesetzgebenden  Gewalt  untergeordnet,  wie  jedes  andere  Glied  des 
Staats  and  Be^iienrngsorganismus.  —  Diß6&  ist  ganz  ricbtig,  berOhrt  aber 


\)  Es  l?t  In  der  That  k«nm  be([Tt>iflich ,  wie  Am  reclitlirhc  VerhSltnins  der  neueren  Ver- 
flmnngagcteua  xa  den  («wähoUcben  Oc«eti«a  und  der  Grund  der  den  enteren  beigelegten 

d*niH;r  sind  die  eifrenen  Erklänin^en  dieser  Urkunden.  Dennoch  h«(  reectionJire  Soiihistilt  »ndk 
luenin  ta  röneJo  gewagt;  und  xwar  bat  H.  Bischof  diese  Auigabe  Qbemommen.  —  £inipd 
■taHck  «MDt  «tMT  Jv«e  SckriteMDer  (ta  te  Di  VI«taM  '8chr.,  H.  S,  8. 18«  4r«)  1«  Beirap« 

njntr  «"f,  da*s  die  Anerkennunj?  einer  wt'«ontliehen  Verschiedenheit  zwischen  Constitutionen  cm 
und  gewöhnllehem  Ge«etxe  dem  monarchisubeu  Principe  direcl  widerstrebe.  Eine  ulehe  Ver* 

Arten  der  Of^pt/.f*  a'i^fammen;  nnn  sei  es  aber  Icdl^flieh  eine  verwerfliehe  Anschanunjr  der  Revo« 
hition,  daM  d»»  constituirende  GeMtz  vom  souveränen  Volke  allein  auegebe  und  deuhalb  von 
Jedem  spiteren  OetetM  gmAM  worita  mWeee.  Hier  Ist  ama  aber  iimictir  effimkuidlg  «n* 
wahr,  da«5  die  VerfassnnfTsurKunden  denshani  als  eine  höhere  Gattung'  von  Op<ptzpn  betrachtet 
BBd  bebanilelt  werden,  weil  sie  als  ein  AiuHuss  der  VulkMouveränetüt  angeselien  werden.  Sie 
sind  als  ein  höheres  Gesetz  anerkannt,  weil  sie  bierfUr  von  der  zustahaadm  geietsgebenden 
Gewalt  erklärt  sind;  ffleiphR-iiltiff ,  wolohe  diese  letztere  ist,  fails  sie  nur  in  einer  solchen  Er- 
kULrung  befbgt  war.  Helbst  octroirte  VerfaMuui;!>gesctzb  sind  unbestritten  als  böclistes  Oesets 
des  Landes  betrachtet,  fiüls  nur  unzweifelhaft  der  Regent  zur  Zeit  der  Octroining  nnbeechränkter 
Gesetzgeber  war.  fiodann  ist  nicht  einzusehen,  in  wie  ferne  die  stsatliche  Stelluni^  eines  Pflrsten 
OBTCrainbar  «ein  soll  mit  dem  Vorfaanden«eäi  ^e wisser,  nur  unter  erschwerten  Bedinifungea 
äbandailMnrt  lUmatUdi  dusch  gewöhnüclie  Gesetze  nicht  so  beseitigender  Satzungen.  Nur 
wenn  man  das  monarchische  Prini-i]»  fitr  jfleiehbedeutcnd  setzt  mit  unbeschrünkter  Gewalt,  Un- 
gebundenheit  durch  VerNpreeben  und  Kechtlosigkeit  der  Bürger,  kann  man  eine  solche  Bchaup- 
tnag  anfiitellen.  Endlich  verdient  die  Riebt  selten  und  auch  hier  angewendete  Unart,  jeden  Mu 
IrKend  einer  neweisflihrmijf  nnlieqnemen  Satz  Air  eine  Ausgebort  der  Revolution  zu  erklSren, 
damit  aber  Diejeui;;eu,  welche  ihn  l'itr  richtiK  anerkennen,  twar  nlobt  tn  widcrle^ron  aber  doch 
zu  verdiditlgeD,  die  schärfste  wissenschaftliche  und  sittliche  Rüge.  —  An  einem  andcni  Orte 
(MinUterverantwortliclikeit  un*d  StaatsgtrichtshSfe  in  Deutschland.  Glessen,  185D,  8.  41  tg.) 
stellt  derselben  Verfiiivs«»r  folgende  SäUe  auf:  ,,l>'e  Vorbiudlichkett  der  Normen  des  Gesetzgebers 
Ml  dMfthalb  von  ihrem  Inhalte  nicht  abhängig,  weil  sein  Wüte  der  höchste  im  Staute  sei.  In 
diesem  Sinne  müsse  also  dasGe«etz  alimächtlg,  und  sein  Wider^rach gegen  di«  VwHwming  stets  BUr 
ein  scheinbarer  genannt  werden,  well  der  Gesetzgeber  selbst  inrBMlliiiaianir  to  BegrUTee  von 
VerfaasnngsmäMigliclt  die  Belbgntss  halte.-*  Hier  ist  denn  nun,  zunächst,  klar,  dass  der  Wille 
des  Gesetzgebers  keineswegs  unbedingt  der  höchste  im  Staate  Ist  Wenn  dio  Gttltigiieit  seiner 
Vorschriften  auf  rechtsverbindliche  Wetoe  ron  der  Erfüllung  besfhttinter  Bedingungen  nbUngiff 
gemacht  ist,  so  müssen  diese  elngelialten  werden,  oder  es  hat  die  fragliche  Norm  keine  ver- 
pflichtende Kraft  Eine  solche  Bedhagnng  ist  denn  non  aber  die  Eiahaltong  der  Verfiwsung  bei 
gewSlinllcben  Acten  der  Gesetzgebung.  Und  was,  swelteas,  da»  Rfecht  des  0«Mlsg«lwrt  be> 
ttUI,  den  Begriff  der  VerfSusnngsmasslgkeit  festzustellen,  oder,  deutliclier  KCKprochen,  eine 
Bonn  als  Verfassungsgesets  sn  erklären:  lo  besteht  dasselbe  allerdings,  allein  ebenfkUs  wieder 
mtm  Einhaltung  bestimmter  Bedingungen.  Diese  sind  Hon  bei  «inen  eialkebea  Gesetse  selbet- 
mWnil  nicht  erfüllt;  also  luum  dasselbe  auch  nicht  als  Verlluiang8ge.<ielz  gelten,  beziehungs- 
weise bwtehende  Varfl«aang«h«etinimiinK«o  cfUtig  abändeiii.  JMese  Säue  gehören  so  sehr  den 

D-Vglr  aftintackll,  tOgm.  fliulmSIt  M«  Anfl.,  8.  «SS  i.  ' 
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die  Frage  gar  nicht ,  von  welcher  es  sich  handelt.  Jeder  gibt  allerdings  "flK^ 
dasR  der  Richter  einem  materiell  rerfassungsmäsSigen  (iesetze  zu  gehorchen 
habe,  ob  ihm  der  Inhalt  desselben  gefalle  oder  nicht.  Allein  da  eben  so 
wenig  irgend  Jemand  läugnet ,  dass  ein  schon  formell  ungültiges  Geßctr  kei- 
nerlei rechtliche  Bi?deutung  habe  and  auch  von  dem  Richter  nidht  beobachtet 
werden  dürfe:  so  ergibt  sich  hieraus  unzweifelhaft,  dass  der  Richter  nicht 
üller  und  jeder.  Handlung  des  Gesetzgebers ,  wie  sie  auch  immer  sein  möge, 
Geliorsam  schulde,  sondern  dass  doch  ein  Unterschied  möglich  ond  also  eine 
Untersuchung  anzustellen  sei.  Wenn  aber  kuraer  Hand  behauptet  wird,  dass 
jeden  Falles  bei  einem  materiell  verfassungswidrigen,  äusserlich  jeduch  un- 
anLastbaren  Gesetze  für  den  Richter  eine  Verpflichtung  zur  Anwendung  be- 
stehe ,  so  ist  diess  eine  reine  petitio  p rincipii ;  und  noch  dazu  eine  echmi 
auf  den  erbten  xUiblick  als  unrichtig  zu  erkennende,  indem  es  doch  klar 
ist,  dass  wenn  ein  Befehl  schon  wegen  eines  Formfehlers  nicht  beachtet  zu 
werden  braucht,  diess  dup|>elt  nicht  stattfinden  kann  bei  einem  rechU»widri^efl 
Inhalte.  '  '  '■  ■  '■  •  •■■   ■  ■ 

2.  Die  Gerichte  werden,  falls  ihnen  ein  Untersuchungsrecht  in  Betreff 
der  Gültigkeit  der  Gesetze  eingeräumt  werde,  Bwar  nicht  grundsötzlich,  woW 
aber  tliatsächlich  über  die  Volksvertretung  gestellt.  Kuu  seien  sie  aber 
nur  eto  eiuBeliies  Organ  des  Staatskörpers,  während  die  Repräsentation  das 
ganze  Volk  bedeute ,  und  der  Thuil  dürfe  nicht  höher  gestellt  werden  als  das 
Gans».  — INefss  Alles  ist  tehief.  £s  ist  gar  nicht  davon  die  Rede,  die  Ge- 
ndite  über  die  Gesetzgebung,  ein  Theil  des  Organismus  über  diesen  selbst 
sa  stellen;  sondern  es  handelt  flick  lediglich  davon,  ob  die  Gerichte  befiigt 
Bjy^d,  den  Aber  ihr  Recbt  streitendeii  Bürgern  eine  verfassungswidrige  Eot- 
«heiAiiig  adMringen,  oder  eite  Stnfis  M  ertennen,  obgleich '  die* -d» 
oberste  QeieU  d£f  liandes  ausdrOcIiIi^  oder;iit  seinen  J^ölgcrungcu  v^Hbiijtco 
Int?  Eine  Bl^jafatBiK'  dieser  Frage  ist  iittD  aber  volttonnitt  mwMb&e 
mit  dem  Begriffe  der  Verfa£sang  und  dter  oben  geltend  gcmadiloi  Terschie^- 
hdt  der  gesetzlichen  BcMimmung  im  eoustiMeiMlIen  Staate.  Ob  bei  eiMr 
»Oleben  aosnabmsweiseNichtbeachtaDg  eines  Befehls  dör*  ges^tq^ebeiidei)  Gj»- 
walt  eia  Tadel  aof  diese  ftllt  s  g  i  efses  Tdn  ftr  begiageaen  FsUMar  iadui 
aiieht  iveiter  in  Betrachtung  kummeu;  trügt  sie  doch  die  Sctiuld'seibsi  dani». 
Aaeh  die  gesetzgebende  Geifail  ittlnibe  heilige  «bd  aafeUlm  PeraOD;  eoft- 
dem'si»  ist^htk  meAUee  imäCaate,  onter  diem  Begriffe  ^'Bec^ 
den  Fofd^robgen  der  L(%ik. 

3«  Dia  J^evahruDg  der  YwfihMnnpmfesigkeit!  der  Gwet»  sei  ß/afjißki^ 
vertrelmig  ftbertragen,  and  Mr  flir  aHelftS  wam  «ie  ngastianirt^habe,  «d 
eei  Uebers^istiauBaBg  aller  buvdbiÜgte&Factoren  des  äftwtswffleiis'  vor^deü, 
ond  es  habe  soünii  Jeder,  Bfli^ger  lodai^  Beamter,  za  gekoreheai  '—  OumvbIM 
baft  richtig  ist,  dass  die  StAndeversaiamluug  den  AüRiUig  hat^  die  Verfassung 
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<t:wihmi  Iifit;.iflm^  jrt  U«r,  dUsaftr  tic,  weon.siezaeüiem  Antrage  od^ 
jfiSflr  gaii^fcWg  4er.  lalgtiim  xogflltiflwil'  li«t«<.v<m  cliier  BeacbweFde,  Ankl&ge 
Jiad  YiafW^orflleMiell  iltevr./JRtlhite  •dMi  Ftt«lei|..aicitt  mehr  die  Rede 
s^^lsann,  MßiKkifkm».k^i0mmBga,  damtiMuii^  aUndenremnoD. 
UKpg  .s^lbßt  gagefL  äßYMimm JMdV  diem  »» «Baelta  «did nook  dass, 
mm  8je.|I««{jMMiV«ntal^i|eiflisflä^^  Bcält  .fan  ganaoi  Volke 
dnQi^  WIk  eviOfditt.  IMn^'  iM.eiM  oadUich  ipirfkBBliBgswidrige  Band- 
lam  fMk  «i||6  jfMi)dilc^.2ii4|fBmw  keli|Q«inqpidii9iyeiiiittungsmäs 

jiMiiM  ib|fi,i  gtafeHgOUig  jetm,  ohmajbedMh^  lodfiP  BMttiytHWga,  Mifr 
«film  A«r  lli9ll9iTertretQDg  njjnnwmebr 'in.  Iggfe^lwarBüBthim  .nit  dm 
QfiiBdg9Mi9e  j»1)rM])4«..  Vutßmi»  iMta;  am  Plid».  nwht'ijgoOiattii.aM 
i^Ml^ifM  4|A  <7vn^d0HMle^dM..ttait•i..]Mf^^    MllNibobeB  jfdeniilwtr 

•IHMe|Mlet,4vi  Memwun  li>i*> .  Aock  donuBIclilWfiilHstrei^iideiii  FaiKMeii 
<dy ,Q<H<»MriHi<g      iftrtt  iHBiiiflniagi,  4fe  i Ycrtapwiiig  anfe  .gweteKclwBi 

mi  iB,im^p^,peiMiipftiMf)p^  Ar  cvt  find«» 

4B0gfo;  ,npi4  er  ,i^qreia^a)9fl|i9t  wm  ieiinrpi39^lHriftinMgig«6Qlia)^».  abM 
Ag^^lPW«tiK#4^-^       «r  w«i4at  ^.4«i;  werlMwtw  YorftMw  «Qtr 

jilbfFl^lP^  i!9<4litte)i jBiW  44)8«M9*.  i«t.ibMt9tini     Hw  dia;  iVBVffta»: 
fl^llii^^  9i>9M|itt  ;u4.  «r  pnun  jii^.anveBdfii  aaeli 

#4imi£|df,  Pr,^.44i!9i.  keUiemgB  ala  .eine.  d^Tolk  9ohAtm4»  % 
gjppigi^iQ^  Bavwp^.G^  apteten  anfter  9teUa  dflrjUiwvjYiirBMit- 
tmg  nkht  nacbkommeadaii  StflndeTersammliiiig,  (als  woni  ihn  die  TerCtMaiig 
^ifSijiBg;  i^t^^beralt;)  iffiul^rn  jer  erkennt  nur  f^tfm  9iM  als  feseU  an, 
dM#l«(9plcMlft  P|«llt  b^ht.  .7«Vsliß  Falgi^^  >^)  wean-teha»»  «iae 
-§191^^6  Mfd^t,  andarff  Qfvam  >,  ^  StaataivUieBa  idobt  ßa^aUht^  iraidcy» 
lamB,  bat  nicht  er  in  bedenken;  anch  soO  er  ü^l^fi^-^s^,  iMck  .ilnffp 

■n  irtTMtkhiBii  ffifihffn  Andi,  wenn  •  das- vnEAMBaaflisidriB0i(GflMkK  eine  Aitf 

./Mpm>.#t«^b0r8fllP<^>:  ftBfcgniflae^i^Mep«^^ 
jqBfl«l»,«9^i]ijEit4inrendmnrfp:yti§Bf^         diai«  «einen  Anlas  ist.  WtNe 
ai(jiMlM^>tr^f^  daps  dvsdk  diaEilkimg  der  Bieter  aineBanclMpiiig 
deBfiltMB^eiattflGhnli.aiUelta.  b(k  vire  dlan  krinUnaUfik  and  girher  knin 

MoJ^  B»artlwi»ffg».iiffp  y<rtMpiingiiaiteirtttoiH;  oder  Yeffttsmtgfiwidriff» 
InlttfjtatV^QWfltaM.  di^.  sewObnUnli.  dpck.nor  im.  JPr^^troOtl»  «AHiebil^ 
4ill«PiR|«li^.iii<^WW8t,  Mndmi.ae  ael.diee^iciflByetftiflclieirrage^.daMt 
JjpnlMHiB  nnr»Stm<iwnHnnern.  spkamaie«      Nlekta  :npaifer»  Bi«  Baai^ 
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der  JurisHsdieii  LogüL  Wamm  n  ihrer  LOsang  rechtsgelellrteBiehter  iiidit 
uUten  befthigt  seio,  ist  in  der  Thnt  nicht  ehunuehen.  Entidieidniisn 
darftber,-  ob  und  in  irie  weit  eine  ^esetdiche  Korm  mit  einer  mdem  ther- 
einstimmt  oder  durch  sie  im  besonderen  Falle  «usgeschloflsen  ist,  sind  ein 
tflgVches  Geschäft  der  Gerichte.  Gegenstand  und  Inhalt  der  hi  ein  richtiges 
Verhftltniss  zu  einatider  zn  bringenden  Nomen  thnt  aber  dabei  gar  nichts 
nr  Sache,  erschwert  sogar  nicht  einmal  die  Vornahme  der  logischen  Schhiss- 
folgemng.  Wenn  irgend  etwas,  so  wird  man  sogar  behaopten  mOssen^  daas 
die  Beortheilnng  der  YerfiisBongsmissigkeit  eines  Gesetses  eine  weit  ein- 
fachere Denkoperation  ist,  als  sie  bei  mancher'  anderen  GoUision  vdn  Ge- 
setien  vorgenommen  werden  nmss.  Dass  die  Bichter  nmr  im  Privatredde^ 
und  nieht  auch  im  öffentlichen  Bechte  ihres  Vaterlandes  ansgebOdet  seien, 
ist  liberdiesa  lediglich  eine  anerwiesene  and  mit  den  Stndienvorschrillen  und 
prfliongsordnangen  im  Widerspräche  st^ende  Annahme.  Sollte  dem  aber 
wirklich  in  einem'  bestünmten  Lande  so  sein,  so  folgt  darans  nor,  dass  hier 
ein  wesentUcberlbngelinderwisBenschaftliQhenEniehang  der  einheimischen 
Bechtsgelehrten  stattfindet,  and  demgemlas  schlennigst  eine  Verbesserung 
vorgenonmien  werden  muss;  wabrHch  aber  nicht,  dass  allgemeine  Grundsstse 
nicht  gelten  und  rechtlich  nothwen^gc  Schlassfolgemngen  nicht  gesogen  werden 
dürfen.  Es  sind  in  der  That  mehr  als  aoffiUlende  Sitae,  dass  ein  ungültiges 
Gesets  gelte,  weil  der  Bichter  persönlich  cSner  Einsicht  in -die  merita  causae 
entbehre;  und  dass  bei  schwieriger  Auslegung  dem  Bichter  das  Becht  hienu 
genommen  und  irgend  eineV  (nicht  einmal  wesentlich  recht8gelehrten)Bdi5ide  ' 
übertragen  werden  müsse !  Verthddignngen  solcher  Art  beweisen  eine  schwache 
Sache. 

S.  Es  führe  unmittelbar  lur  Anarchie,  wenn  ein  Gesets  von  einem  Or- 
gane des  Staates  nadi  suttjektiver  Ueberteugung  für  anwendbar,  von  einem 
andern  dagegen  als  ungültig  betrachtet  und  behandelt  werden  kflnne.  —  Hier 
Ist  denn  su  unterscheid^: 

a)  Es  entsteht  Verwirrung  und  Bechtsunsicherfaeit  wegen  Verschieden- 
heit der  Auslegung  unter  den  Gerichten  selbst  Biess  kann  allerdings  nicht* 
geduldet, werden;  und  würe  hiergegen  kein  Mittel  sn  finden,  so  müsste  man 
sieh  sogar  gegen  die  Anwendbarkeit  der  gansen  Lehre  erklären  wegen  der 
unertragUdien  Absnrditftt  ifar^  Folgen;  möchte  auch  die  logische  Beweis- 
führung nocli  so  tadellos  erscheinen.  Wbr  sdbst  besinnen  uns  keinen  Augen- 
blick einzurünmen,,  dass  in  allen  solchen  Lftndem,  in  welchen  keine  genügende 
Vorkehrung  gegen  den  Eintritt  einer  solchen  Bechtsrerwlrrung  geboften  ist, 
den  Gerichten  vorläufig  die  BeurtheOung  der  Verfassungsmässigjwtt  der 
Gesetze  nicht  znstehen  kann.  Eine  feste  Becfatsordnung  ist  die  erste  Forde- 
rung in  jedem  Staate;  alles  Weitere  kommt  erst  nach  ihr.  Ein  Triumph 
wegen  dieser  Einrannung  käme  Jedoch  zu  frühe;  Esistnämlich  bereits  oben, 
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fli  88,  ange^Mtat  mnte,  dati  Wltil  ivr  Bestitigimg  des  Uabalitaiides 
troiBB-  irarte  kflmeD.  Wo  oaaeiitlidt  eine  StaataaiiiraltMiiaft  besteM, 
hat  M  Blekt  den  mindesten  Anstand,  eine  Bestimmang  n  treffen,  nach  wel- 
ker alle  BidrtenprfIclM,  in  welchen  ein  Gesetx  wegen  angefalieher  Ter- 
faBianft'iiiidri^dtl[iiBe  Anwendang  erleidet,  tot  eine  höhere  butaas,  seUieis- 
ücfa  fnr  das  oberste  Gericht  als  Gassationahof  so  bringen  nad  von  diesem 
hierflber  einen  Spnidi  m  Teranlnepen.  Wenn  denn  ran  noch  weiter  ge- 
seldieb  angeordnet  wird,  (was  ebealüls  keiner  Sehwierigheit  onteriiegt,)  dass 
Urthett  kflnftig  als  Oemeinbescbdd  massgebend  fBr  slnantliehe.  Ge- 
des  Staates  sei,  so  ist  damit  jede  Yerwirmag  im  Bedite  beaeitigl. 
Aber  aneh  da,  wo  die  Geridi^sordnnng  eine  Staatsanwaltschaft  mit  der  Be- 
ftqpiiss  einer  Berafhng  an  die  hohem  Oeriebte  weg«  Bditbeachtang  der 
Pesetas  in  mterer  Instans  nicht  fccpmt,  lässt  sldi  wpfal  eine  genttgende  Ans^ 
kmft  tTCto.  Entweder  mag,,  aasnsfiaasweise,  dem  Biohter  selbst  die  P8ieht 
anleilegt  weiden,  dass  er  seme  ZweiHd  Aber  die  Yerfhssiu^tsmMglceit  eines 
Gesetzes  vnd  somit  Aber  dessen.  Anweodbarlteit  im  einseinen  Falle,  dem 
obersten  Gerichte  enr  Entscheidmig  tot  Fillimg  seines  IMheiles  vorlcil; 
oder  aber  kamt,  wenn  dieser  Eingriff  in  die  Selbststin^kelt  der  nntcrai 
nidit  fithlieh  erscheint,  der  onldrlifgenden  Parthei  flberlasseii 
i,  die  Tngd  im  Wege  der  Bemftinf         Ubwifintrelheiiy  wobei  es 
Üdits  Weiteres  bedarf,  als  dass  in  soliehen  Fallen'  die  Besehrlnfamg  der 
AppallabiUttt,  in  BeAHmg  auf  den  Werth  dea  8treitol||ektes  n.  deifl.,  allge- 
^  ^Min  beseitigt  wird.  Uan  wird  so  siemlich  sicher  sdn  kMnen,  dass  kehi 
Unterliegender  die  Anwendong  dieses  Bechtsmitteb  unterUsst;  and  sollte  dem 
«kwa  Ia  rtaaidnen  Fallen  so  sein,  so  sind  diese  ab  firdwillige  Yersichte  an 
I,  and  yon  einer  allgemeinen  Rechtsunsicherheit  und  Amudiie  ist 
so  wenig  die  Bede,  als  Oberhaupt  in  allen  FaUen,  in  Welchen  efai 
BF  nicht  auf  seinem  strengen  Bechte  beharrt  ^  sondern  freiwillig  sieh  |n 
irgend  ein  Abkommen  fiftgt.    Die  ganze  Einwendvng  hat  also  ledigUdi  qar 
*  Tfile  Bedeotongt.dass  es  für  eine  Pflicht  jedes  Staates  erklärt  weoien  muss, 
^^Irgoid  eine  gmtlgende ,  mit  seiner  Gerichtsordnung  im  Einklänge  stehende 
• i^Tofkehrang  zur  Beseitigimg  sachlich  verschiedene  riditerlicher  Ausspräche 
Jiüi  treffen,  damit  ein  Zustand  aufhöre,  in  welchem  aus  praktisch  nnbeseitig- 
^  baren  Gründen  logisch  richtige  Grundsätze ,  welche  Oberdiess  von  Nutzen 
die  Verfis^song  des  Staates  sind,  nicht  zur  Aosfllhning  gebracht  werden 
wDnxien. 

b)  Der  andere  mögliche  Fall  ist  der,  dass  die  sämmtlichen  Gerichte, 
ontcr  Leitung  des  obersten  Gerichtshofes  ein  Gesetz  einstimmig 
angeblicher  Verfassnngswidrigkeit  nicht  zur  Anwendung  bringen.  Dass 
ein  solcher  Zwiespalt  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  kann ,  unterliegt  keinem 
Zweübl;  er  wOrde  das  Yertraaen  der  BOxger  in  Gesefca-  and  Bechtsordnang 
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^cMttprn  nnd  vielleicht  zu  widrigea  VfiiiaBdiAiigen  zwMcheyi  dmCrenckt^ 
xmd  <len  Faktoven  der  GesoUgpbang  fahren.    GliU-kJich^rweiü^.  iti  lii0f:4il 
Hülfe  klar  vorgezeichnfit  Entweder  D&aUich  steht  die  Gesetzgebung,  ei% 
•dass  sie  in  der  Tbat  einen  Fahler  hogangcu  hat,  oder  das«  die  Sache  weiiU 
greifender  Mns«re{^elii.iüdit  Werth  ist:  dann  ändert  sie  das  Torfafisongswidrige 
■GflseU  ob;  oder  aber.jife  eiachtet  den  materiellen  lobalt  und  den  Zweck  de$- 
«olbfo  lDr  widiiig  genng,  um  zur  Rettang  desselben  eine  Yerfassungsünderoiig 
oder  ein  förmliches  Verfassungsgesetz  anzuordnen,  in  welchem  Falle  die  Ge- 
ridite  natürlich  gehorchen  müssen.  —  Wollte  man  hiergegen  jieltend  machen, 
da0t:-aiif  jene  Nachgiebigkeit  der  Gesetzgebung  keineswegs  sehr  zu  ret^hiien 
sein  werde,  bei  der  Anwendung  einer  VerfassungsJindcrnnp  aber  der  fzunze 
Streit  nur  ein  blosses  Sebeingcfecht  sei ,  indem  die  Gerichte  liöcUstens  wäh- 
rend einiger  Zeit  die  Au^lühning  d(    von  ihnen  beanstandeten  Gesetae^  hin- 
auszii-chieben  vermögen:  so  wäre  doppeltes  darauf  zu  erwidern.  Einmal  niu* 
doch  angenommen  werden,  dass  die  (»esetzgebung  einer  einstimmigen  An.sicht 
der  Gerichte  über  die  Verfussnngswidrigkcit  eines  (ies  tzes  ernsthafte  Hecb- 
nnng  tragen ,  nnd  nicht  bloss  aus  Heebthaherei  oder  Aerger  ihren ,  vielleicht 
fniher  von  ihr  ans  dem  jetzt  geltend  gemachten  Gesichtspunkte  gax  nicht 
betrachteten,  Besehlnss  aufrecht  erhalten  werde,  und  zwar  gar  durch  eine 
Aendernng  an  der  Verfassung.    In  einem  solchen,  begreiflicherweise  grosses 
Aufsehen  machenden  Falle  werden  die  Gründe  und  (iept  ngründe  von  allen 
Seiten  erörtert  und  beleuchtet  werden,  und  die  öffentliche  Meinung,  weiche 
aucli  die  Faetoren  der  < iesetzpebung  zu  belichten  alle  Ursache  haben,  wird 
gebu  terisch  Xachgii  higkeit  auf  der  Seite  verlangen,  gegen  welciie  das  l'r- 
theil  ausfällt.    Sodann  aber  ist  jeden  Falles  eine  Verfassungsverüaderung 
:keine  so  einfache  Sache.    Abgesehen  davon,  dass  Veränderungen  an  dem 
i<}mndgesetze  schon  aus  allgemeinen  politischen  Gründen  für  die  Meiste« 
etwas  sehr  Bedenkliches  haben,  und  selbst  bei  an  und  für  sich  zureichendeji 
Gründen  vermieden  zu  werden  pflegen ,  ist  aucli  die  Zustandebrnigung  einer 
.  Aenderung  in  den  meisten  Staaten  sehr  erschwert.   Leicht  kann  es  sich  also 
begeben ,  dass  die  zur  Vertheidigung  des  verfassungswidrigen  Gesetzes  ent- 
schlossene Zahl  nicht  genügt .  um  eiiK!  Verfassungsänderung  dorchznsetzeii. 
In  dem  letzteren  Falle  bleibt  es  dann  einfach  bei  der  Nichtanwendung  durch 
die  Gerichte  in  jedem  eincelnra  FftUe,  .oad  es  ist  auch  hier  dana  Ton 
Anarchie  keine  Kede.       '  '  '     "         '    ■•  ' 

6.  Indessen  aber,  wird  ferner  noch  eingewendet,  sei  jedenfalls  bis  ta 
Irgend  einem  Austrage  der  Sache  Ungehorsam,  Uiigewissheit  und  mannig- 
facher Schaden  vorhanden.  —  Unzweifelhaft.  Allein  die  Frage  ist,  ob  nicht 
diese  Uebelstitnde  weit  niedriger  anzuschlagen  sind,  als  die  Möglichkeit  einer 
iDurchlöcherung  der  Verfassnng  durch  imgerechtfeiügte  Gesetzgebung V  Diess 
^entschieden  zu  bgaheu,  darf  man  kein«)  Anstand  nehmen.  In  der  Haudhabui^ 


^t-JifMmiiWwi  <kr  t  ;Bpf<wMBk^H,.  ^  T^rzog  vor ;  ^wi.  Beeide  19 

ftfcrgK.^irtb.  iw»,.temMwW«,  Tow  Itupllpto  öbri^  bliettiea  ffird.  Soviia  ist 

«Id  41«;  wMltmXJlllflMc^^  d^r.  WAflrf^^en,  unter  Äe.  j^diOD^.  1^ 
«itfsiMite  MriKd,  wfi«r.  Ofwi«  IM!f1M(.¥>r)ifn4(m  jji^,  uo  i^  V 
deren  FUkn  n  Terthetdigen,  ind  die  Grondsitae  flber.daif  rkt^ig^  y«r^ 
MMm  4ec  (SMie.  iMt»^  «ifli  x«pd  rdhp.PlImg.  zf| .  «une^  .fc^^ri^tigen 

liiBJUibUtebei  )d(ftw rjeOit  ,<H»oi>  .ffirlmwik,,  .(taip^  .liii  .dcwi  i^r  |^ 

MiMt  luidJed9i9«d«filnw..^Ter<i|^fm  ^  ^ 

selbe  ▼ftDig  ein  Ende.  Die  in  Frage  itefaenden  IM^  ^l^MlP  .fV^.  Vimr 
lilBiali  IwdfliUnd  ^aeto;  '4k»  nldute  (Mo»  .p^.  dock.  vpU  oir  ^ 
.  hli'  ftn  «OiitglithfWtoeBft  iHecb^fltbrgpg,  iCPfye,  a9p|]iei||)iph«i  jj^if^ph^ides 
(■■aiVliiMri^  ■an.-  Jto.  ^ro»  ..einer  UqmOgHiÄlRiH  91  bj9^telii|n  .u^  Tf!P 
iiiBigtiiiMmliiMlit  d^ijawiM»  niB|pfc..f9mi^  w«t#|  t9igu^,.|ie?r^f.t 
idtferMe^  itar.  TeiniftigKpi  fitaM  .!roi!k  .l|09!d«nM|F^  «qi.beelMff;  ?3fon 

'fiitigbiü  ]ii#iMli  dWitmlnM.>ai  .kingwi»  seU  mU«  79 

itim^$Hm  ^mmW ,  *odir  ibediNVt  srofafn-  l^^telattndeä,  fndfijie  afi 
iliifiiiffTilnin  mtMttdeiki  Mim.nbec.liEifPpnd'A^ 

«teBertiD  iri»f ÜiuMlie».  <i  QeUMMecen  m.  ^findfln^  r~  4m  W<oi88teo  jwiip 
irt'nr^iiiil^b 1..  J«:,'.'  ..       •!  •  ;  h  ...  x   m  ...^  .  j ,. 

•d9«>?.  flü  BIvMUi  A  OnptA mfe«'  die«  M^taOuv  4ef)  jfM<^  ißqditfl- 
-y liiüniiiu  "^lali  gtfandüi.  ivipd»:«  4m  dw:gfw<^»il«»j>y  ^[QrpM- 
«•dintai  eittilMidflil  «eMl.Ayfr.ffiie^.  gllg^  :die.  yfpd6Mmiii||,TjiMWi^- 
geeettt  mid  vnLiOtm^4li$^Jmiaäi9ß  lEiiMtm  ilm  ^;i\J!i,itjlf%ß^^ 
:MBiaa.idflrfBb.)-H.rVnsvilM)Mft  .Vii4>  Tip.  Sett^.  ^Htßr  vf^rfiBlBalMW^renen 
•fltataitfMnHK  MdntaHif nbriMitiMli.  tedoe^BieiiiüicIlacnRU  der-  Ye^umuL 
iHrttfaien  liflWii  M  i^:li|yiie».:Y9BiMilwi  tprit!t.!ni|fli  kefp  Z^inmyKjnntog» 
•oritüdetiiADeehMVNr  .qiid  «H.  dfTtiV^ii^  JGIff^^ 
iMm  lto(MMetSetal>lei)»t  l^dig)«^  i9f;ids8efiscl»fmclie(o^^^ 
♦  Aewwifciiii» Jjwr  .msh  .e^i»»  d^acen  Ji«Me|l  I^s  fn^ße  .^ofili 

••ler.iliicli,i«i9..MenUteUige8  YefrtuOleQ;  nnd.eM^.  jenes  gut- 
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soll  dann  Hülfe  kommen,  wenn  man  nicht  wagt,  aus  unzweifelhaften  Vordcr- 
SÄtzen  logisch  unanfechtbare  Schlosse  zu  ziehen?  Ob  nun  gar  niemals,  mit 
oder  ohne  Absicht ,  das  Vertrauen  in  die  verfassungsmässige  Gesinnung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  gotiiuscht  worden  ist,  diess  mag  die  Gesöhkhte,  bii 
in  die  neueste  Zeit  herunter,  beantworten.  Hätte  es  nicht  t.  B.  Prenssen 
sehr  wohlgethan,  wenn  in  Art  106  seiner  Verfassungs- Urkunde  gerade  das 
Gegentheil  von  dessen  itzigen  Inhalte  angeordnet  geweeen  «nd  solches  he- 
folgt  worden  wAre? 

n.  Auf  den  ersten  AnbUek  scheint  dieselbe  ScUnesfolgening,  wekte  bei 
den  Gerichten  entediddet,  bei  den  YerwaltnngsbehOrden  ebenAdls  sIMt* 
finden  m  mossen.  Aach  de,  sollte  man  ginnben ,  bnben  nor  gOltige  Gesetae 
an  volhdehen,  nnd  nicht  schon  solche,  nehdie  sich  Mos  daftr  ansgeben.  D«p 
noch  irSre  diese  Absieht  eine  anrichtige,  and  es  veriialten  sieh- die  Rechie 
and  Flüchten  der  Temaltnngsbeamten  ai  der  vorliagenden  Frage  wesenlM 
anders,  ahi  die  der  Richter. 

Es  ist  nlndicb  an  bedenken,  dass  die  Ao^iabe  der  YerwaUnng  niciit  aa- 
wohl  darin  besteht,  die  gegebenen  Gesetae  anf  einielne  FIHe  anaawenden, 
•Is  daaa  Ihr  die  Ansfllhmng  eines  ganaen  Sjratcmes  von  Biditmigw  waA 
Anstalten  aar  fineichmig'  des  Slasftsswedces  obliegt  Hjeran  int  denn  non 
aber  einheitlicher  Befehl  und  strenge  Leitung  von  oben,  somit  Gehorsam  bei 
den  Untergeordneten  nothwendig.  Wenn  den  YerwaltangsbeanteB  geatallat 
ivlie,  eine  von  der  des  Staataoberhanplea  oder  der  von  ihm  geaotaten  ober- 
sten Behörden  abweichende  sntffektive  Abvdchnng  aar  Gtttang  aa.biiafan, 
äo  könnte  die  ganae  ThiMgfceit  des  Staates  getthmt  werden  nnd  winde 
Jeden  Falles  «nberechenbaie  Terwimmg  nnd  Unsiehefheft  in  .weMen  Kräan 
entatefaen;  die  obevato' Gewalt  wSre  in  die  UnniOgiichkeit  veraetat,  .flve  PlaM 
dnrchzofthren  und  aof  das  Eintreten  der  ToUaiehang  ihrer  Kaaaaregebi  an 
rechnen.  Von  wekhen  Folgen,  seibat  vieileicfat  fttr  den  Bestand  des  Skaatea  * 
odier  flkr  das  Leben  der  Borger»  diess  a.  B.  in  tnswirtigen  Angolagenheilan 
oder  bei  Gesandheitsmaaasregefai  aein  konnte,  bedarf  nidit  erat  einea  Nach- 
weises. Die  ganae  Stelkmg  des  Yerwaltangabeaniten  ist  eine  weaeotM  ge- 
horchende, anch  waa  den  Inhalt  der  ihm  eitheilten  Befehle  betriil;  and  dieaa 
zwar  im  Interiesse  der  Eneiänng  dea  Stantaaweckes  selbst'  . , 

Der  Fall  eines  Zweifels  Ober  die  Yerfiwsanga*  and  Geaeiniilaslghiii 
eines  erhaltenen  Befehles  kommt  denn  nan  allerdinita  eineB  Yerwattangabe- 
amten  htatfiger  vor^  In  ^  Yerwaltang  begiebt  es  sich  nOmUeh,  and'  awar 
keineswegs  ganz  selten,  dass  nor  die  Alternative  ist,  entweder  mit  vollem 
Bewnsstsein  nnd  mit  der  ganaen  Einsicht  in  die  Yerantworlliehkait  fenwU 
>  gesetawidrige  Biandlnngen  vorannehmen,  selbat  gegen  die  Yet&sanng  n  vir» 

Stessen,  oder  ehie  ftdr  nOthig  erachtete  Maassregel  an  nnteriaasen.  BSer  tn^ 
bedtaigt  fOr  die  Kinhaltnng  4ea  formal«  Bechta  an  entscheiden,  gleage  gegn 
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den  gesunden  Mcnschtnvrrstand  nnd  gcgfii  den  Staat^zrweck.  Der  Fall  ist 
pin  panz  anderer,  als  bei  der  Aufrcehterlialtung  des  Gesetzes  in  der  Rechts- 
ordnung. Im  Gebiete  des  Rechtes  thnt  vor  Allem  die  unbedingte  Gewiss- 
heit noth.  dass  das.  was  als  Recht  erklrirt  ist,  auch  wirklich  als  solches 
gehalten  wird.  Ob  und  welcherlei  Unzutrilglichkeiten  sich  daraus  ergeben 
mögen,  ist  Nebensache,  und  zwar  um  so  mehr,  als  es  sich  immer  nur  von 
einzelnen  Verhältnissen,  nicht  aber  von  allgriiiciutn  Maas-^regeln  handelt. 
Bei  der  Verwaltung  dagegen  ist  die  J^rreichung  bestimmter  sachlicher  Zu- 
stände die  Aufgabe.  Wenn  es  sich  also  zeigt,  dass  eines  der  regelmässigen 
zu  Erreichung  eines  solchen  Zwecks  bestiumiten  Mittel  in  einem  concreten 
FaUe  ausnahmsweise  denselben  nicht  nur  nicht  fördert,  sondern  ihm  sogar 
entschieden  im  Wege  steht:  so  ist  es  allerdings  Sache  der  Ueberlegung,  ob 
die  Nichterreichong  der  Aufgabe  oder  die  ßeiseitsetzunfr  di's  Mittels  der  klei- 
nere Uebelstand  ist.  Zu  diesen  Mitteln  gehören  denn  nun  namentlich  auch 
die  verschiedenen  Arten  von  allgemeinen  befehlenden  Normen,  von  der  Ver- 
fassuijgsbestimmung  herab  bis  zu  der  einfachen  Verordnung.  Sie  habeu  keine 
Bedeutung  an  sich,  sondern  nur  in  so  ferne  sie  die  Verwirklichung  der 
Staatsaafgabe  sichern;  and  es  tritt,  wenn  ihre  Allgemeinheit  im  Wege  steht, 
die  oben  gestellte  Frage  in  den  Tordergrund.  Ob  nun  die  Verletzung  der 
Begd  dal  geringere  oder  das  grössere  Uebel  sei,  kommt  auf  die  Yerhält- 
nine  des  einzelnen  FaUes,  namentlich  auf  die  Grösse  des  in  Frage  stehenden 
Hitsetts  und  anf  die  innef«  Bedeutung  der  Nonn  an,  nnd  die  Entscheidiiiig 
InBB  gegen  die  ittRto  Einbaitnng  der  ällgoneinen  Tonchrift  ansbUen.  Pfiiebt 
der  leiteBdea  BeliQvde  ist  ^  dum,  in  diesem  Sinne  m.  bnndehi  ud  «wi- 
flfdnen.  NalfirlicSi  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  Gesetzes •  imd'Ter- 
tMimigfverletzangen  rein  fai  das  Blieben  der  YerwaltungsbehOrden  gestellt 
idai;  Tietanelir  sind  dieselben  selbstredend  verantwortUdi  daibr.  mdit  mir 
bleibt  der  Brach  immer  ftirmaies  Unrecht;  sondeni  ea  ist  anch  gar  kein  nn- 
bedenlaider  sachlicher  Kacfafheil  ftr  im  Stoat,  wenn  eine  gesetaUche  Nonn 
oien  missachtet  nird,  sei  der  Grand  welcher  er  wolle.  Es  ist  also  andi 
imner  in  das  wohlerwogene  nnd  gewissenhafte  Ermessen  des  zar  Wahnmg 
der  Terbssang-  Bentfenen  gestellt  ,  ob  sie  bei  völliger  ÜnmOgHchkeit  der 
Geaetieatollziehnikg  Straflösigkeit,  bei  abemiegendem  Kotzen  wenigstens  Ter- 
aeftbarkeit  annehmen  kttnften  nnd  wollen.  Ifit  andern  Worten,  es  ist  Sadie 
dir  ▼dkarertretaQg  in  Jedem  einzelnen  Falle  zn  prillien,.ob  die  Terwaltang  bei 
eiwm  Qeaetaes-  nnd  Yerfessangsbrnehe  i  i  gutem  Glauben  handelte,  and  ob 
der  bedlMiditigteNntien  eine  Yexieizung  der  regdmissigen  Ordnung  flberwiegt 
oder  mebt.  Im  Yemeinuhgsfislle-hat  sie  eUe  Yerwafarung  eimndegea  oder  gar 
eine  Klage  aDsaetellen,  bei  Bci^ahang  dagegeu  eine  BiB  of  indemiity  an  be- 
wflKgen.  Nui;  ist  dabei  zu  bemerken,  dass,  wie  immer  dieses  Urtheil  ans- 
fiUen  und  was  dessen  Folge  fltr  den  Leichtsinnigen  und  GewissenkMen  oder 
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fif  ;dei  mpthigen  .to4  |>flic!itgctrcaäi  ;P^ffhnfcqi;.nefft  ]b^,,  FiQpp 
mi»  dif  9li(erftten,A]ipi!4iifi)^  und  lOj^  ;^^;iuiJicvr^'T|f]Id4|«^  d)^  ^ 
«sbeidnng  tt)^.  '£iiil^4^  0i^cJ9ei«6|i8et>iff^<|d^^  f^loi^  9 

tof|fff$A  babeB,  und  nur  jene  ^  TeofAt^vprti^ig^giezogQp  ;ir(ai|hai  -Itjifn^ 
weQi)...Bi<]fJI,.  Staatsgewalt  ^i^,iFnr.i|)md»|^^^ 

•    #r  $i^a^ly<^yVy.^gI^i^|c^t^t  sein  soU  ').  .,-./ 

/  Ist  dem  nun  scbo^  .ae  )bct  ^fehlen  der  yoi;ge8etl{t^  ^ij^  ]^ 

gesetzwidrig^  YerordiimgenL,.  ^  l^iyi  eiuem  Rechte  und  eii^r  Pflk^ 
der  y W«rAl|W>88^AUfien  *  einem  Tcrfassnngswidrigeu  Gesetze  .4^.  A(f!fC9V4ffilf 
zu  versagen^  noch  weniger  die  Rede  Hier  ist  i^e^st  die  Frage,  i)b  Qicht 
die  Volksvertretung  die  Verletzung  zu  einer  Verantwortung  geeignet  findef 
)fjf^ttDUi,  bereits  entschieden  zu  ,  jS^tostcn  des  die  VoIlzieJHing  befehla^addi 
yqpgesa^zten;  die  Repräsentation  stimmt  ja  aosd^ikkUcb  der  H^diung9' 
weise  zu,  und  es  steht  nicht  einnial  die.MflgUq^k^i^  in  Aussiebt,  dass  die 
ertbeilte  Anweisung  wieder  zurückgenommen,  Verden  niüsste.  ii^jt^/iabf^ 
auch  eine  Xorra  solcher  Art  an  sich  für  den  Verwaltuugsbeamttn,  ^  PHljf 
al8  für  einen  sonstigen  Staatsangehörigen»  eine  rechtliche  Bedi^iitqqgy  jgt 
er  doch  in  keiner  Beziehung  in  der  Lage,  derselbe  den  Gehorsam  zu  TeH> 
weigern.   Sie  ist  %.  ihij  »vol)srö|ilww.^.  ^  yqfpipt^  Behf^  .1^ 

ibm  eröffnet  hat.  .  . 

J-     -  ••4.-*% 

j     Dio..ss  haben  denn  umi  auch  die  neueren  Verfassungen,  wenig^|ftts  dfif^ 

des  Festlandt'^ ,  selbst  anorkanut.  Sie  erklären,  zum  Theile  mit  aiudEjlißl^ 
lieben  Worten,  dass  die  Ptiicht  dc^  hlos^s  verfassungsmässigeo  Gehprsaiqi 
sich  in  der  Staatsverwaltung  nicht  auf  die  Untergeerdnetfn  bezieli^ 
sondern  diese  die  ihnen  von  den  rcgt'lma^.^igen  und  zustindigen  Vorgesetzt«) 
ertheilteu  Dienstbefehh'  zu  befolgen  liabeu,  die  Verantwortlichkeit  für  lejUteff 
aber  uusschlicsfeUch  eben  diese  Oberen  treffe.  Tlöchstons  wird  in  einigen 
Verfassungen  die,  an  sich  sehr  wenig  wirksame,  Bestimnmng  beigefügt  ,  dass 
der  untergeordnete  VerwaJtungsbeamto,  welchem  ein  seiner  Meinung  Qack 
gesetz-  oder  verfassungswidriger  B.fchl  zugehe,  vor  Allem  eine  Vorsteir 
lang  bei  dem  Vorgp^eta^.zu.w^piie*^  be^  ^lvmTe»..4ew#e^ »bfff  «1  g»r 
jiorchen  habe. 

Dass  die  Befolgung  dieser  Vorschrift  die  Verwaltung  in  Widerspruch 
mit  den  Gerichten  setzen  kann,  und  dass  ein  solcher  Znstand  sein  grosses 
Bedenken  hat,  unterliegt  freilich  keinem  Zweifel.  Allein  nichts  wäre  un- 
richtiger, als  hieraus  einen  Schli^ss  rückwärts  auch  auf  eine  Gehorsams- 
pfliAtit^  der  ia  ü^x;o^.AnM4e.4YQwJBt:|ehie  .Voirj^ea^t^];  .waJi>lMU)£pg^,  Oei^jaMe 
'■■■j  ■ — '  

■.il  i)  la  wl«  ftcne  «Ue  aahor9i«Mff<Wlt.4fi.O«l(nNI**^  ibrc  Ortiue  bat,  b  B.  im 

Falle  4«r  Anordnung:  eine«  gemdoj»  Vartredcm  «der  itaiM  Ut  die  «müicbe  Zi^tändJckeit  ^«t 

nirhf  ^in^chla^oulcn  Auftrag,  InilB  fifor'—  lIS "dü 'ttMlfftBli^  Ulkt  btlfl^SvA  —  tl^Mi 
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zn  machen.  Vietanehr  tritt  im  Gegentheile  das  den  Gerkktm  zustehende  Recht 
der  Nichtbefolguttf  in  eine  um  so  entschiedenere  Bedeutung  ond  ist  um  so 
fester  zu  halt4>n.  Wirkt  dann  doch  die  Verletzung  dear  Verlftssuag  wenigsten« 
nicht  in  allen  Thailen  dei  Staatslebens,  nnd  wird  eine  nicht  zu  über- 
sehende Mahnung  gegeben,  die  ganze  Angelegenheit  nochmals  einer  ernat- 
haflen  Prtlfung  zu  untt-rziehen  und  durch  eine  allseitige  Kückkehr  zur  Ver- 
fiMBong  die  Behörden  desStaates  wieder  unter  Mch  in  Einklang  zu  bringen. 

ni.  Was  endlich  das  Vorhalten  einfacher  Bürger  zu  verfassungs- 
widrigen Gesetzen  betrifft,  so  finden  unrneifelhaft  dio  Grandsätze  über  den 
blos  verfassungsmassigen  Gehorsajn  liier  ihre  volle  Anwendung.  Für  den 
einzelnen  Staatsgenossen  ist  die  Vertassung  die  oberste,  allen  andern  Be- 
fehlen und  Anordnungen  vorgehende  Komi,  welcher  er  unbedingten  Gehor- 
sam schuldig  ist:  die  Gesetze  haben  für  ihn  nur  in  so  ferne  Gültigkeit,  als 
sie  verfasBungsgemäa«  sind;  die  Verordnungen  endlich,  wenn  und  soweit 
ihnen  Gesetzmässigkeit  zukommt.  Die  Anmuthung.  einem  verfassungswidrigen 
Gesetze  zu  gehorchen,  ist  für  ihn  ein  Widerspruch  an  sich;  und  dass  der 
Bürger  nicht  blos  die  Form,  sondern  auch  den  Inhalt  der  Gesetze  einer  Prü- 
fung zu  unterziehen,  nach  dem  Ergebnisse  derselben  aber  m  handeln  be- 
rechtigt ist,  ergibt  sich  einfach  daraus,  dass  er  ein  Recht  nicht  blos  auf 
die  Form ,  sondern  auch  auf  den  Inhalt  der  Verfassung  hat. 

Hiergegen  will  denn  nun  freiüch  eingewendet  werden,  dass  in  einem 
Staate  mit  Volksvertretung  das  gesammte  Volk,  also  auch  der  einzelne  Bür- 
ger, seine  Rechte  gegenüber  von  der  Regierung  an  seine  Keprilsentanten 
abgetreten  habe  und  sich  dem  fügen  müsse,  was  diese  in  Staatssachen  be- 
schliessen.  Dieser  Satz  ist  jedoch  in  solches.  Ausdehnung  nicht  richtig ;  es 
mus»  vielmehr  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Dass  in  eiaera  Staate,  wel- 
chtT  eine  Volksvertretung  hat,  diese  allein  berechtigt  ist,  gemeinschaftlich 
mit  der  Regieining  gewisse  allgemeine  Maaasregeln  vwzunehmen ,  und  daas 
sie  durch  ihre  Handlungen  die  Gesammtheit  der  Bürger  und  jeden  Einzelnen 
derselben  bindet,  unterliegt  keinem  Zweilcl.  Allein  diese  BerechLigung  einer 
und  diese  Verpflichtung  anderer  Seits  findet  doch  nur  statt,  insofeme  sich 
die  Volksvertretung  in  ihrer  Zuständigkeit  hälL  Eine  Handlung,  zu  welcher 
«ic  selbst  kein  Recht  hat ,  kann  auch  kein  Recht  und  keine  Rcchtsptlicht 
schaffen,  sondern  ist  von  Hause  aus  nichtig  und  ohne  alle  Folgtn.  Die  Zu- 
ständigkeit der  Volksvcrtrclüug  aber  wird  zunächst  bestimmt  durch  die  aus- 
drücklichen Satzungen  der  Verfassung  ;  und  sollten  ,  diese  etwft  schweigen, 
dm-ch  das  Wesen  und  den  Zweck  der  ganzen  Einrichtung.  Pa  n\jn  aber 
selbstredend  keine  einzige  VerfassungsurJtunde  bestülit^  in  ^ijlcher  der  Ständc- 
ver«ainnihing  das  Recht  einer  Mitwirkung  zu  verfassungswidrigen  Gesetzen 
ausdrücklich  eingerfiumt  ist;  und  da  es  eben  so  unzweifelhaft  nicht  stillschwei- 
gend in  dorn  Wesen  der  Einrichtung  liegt  ,  die  Verfassung  auf  xerfassungs- 
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widrigem  Wege  zu  andoni:  eo  kran  tnch  von  einer  UeberUssang  eiii^r  mIp 
<S|en  Beftagnite  dnrch  du  Volk  und  ? on  einer  TerpfliehtaBg  in  gotofflmi 
flfer  diesM  nidil  die  Bede  sein.  Ee  tttilit  aleö  der  einaelie  BOi«^  im  FaUe 
eines  ver&sMngswidrigen  Gesetze«  ein&di  einem  Unreite  gegenüber,  a 
welctaem  liiinietfnnm  er  Niennnd  des  Recht  gegeben  hat,  noch  anoh  aar 
geben  komrte.  'Wehn  aan  sicher  kein  Reditsrcrstindiger  behaupten  kann, 
dass  die  Rechte  des  Staatsoherbasples  dnrch  eine  ver&siangsiridriie  Baad» 
long  der  Stindeversaiamlimg  gültig  beschrftnkt  nnd  gekrankt  .werden  kflonen, 
80  soUte  folgerichtiger  Weise  anch  keiner  4eu  Satz  anftteUen,  dass  die  Rechte 
der  Bürger  dnrch  «ine  Handlung  solcher  Art  aaljehohen  werden-  Es  bkan 
eben  in  diesem  Falle  Alles  beim  Alten,  d.  h.  benn  blos  veifossangsaslfsifiB 
Gehorsam»  Die  eigenthflmlicben  Ausnahmshestimmnngen  ftte  VenwiUiins 
beamte  aber  haben  natdrlich  keinerlei  Bedeutung  ftr  Nichäieamtai  j^sd^pi 
sind  als  Anuahmen  einschränkend  zu  erklären,  d.  h.  nur  ton  jenen  SaapKpi 
nnd  Ar  sie  in  Ansprach  su  ndunen. 

Sbenso  wenig  ist  die  Einwen^iuig  duidigreifend,  dass  die  Anerkeinaiig 
eines  Rechtes  für  jeden  einielnein  Unterthanen,  einem  Gesetae  nicht  an  ge- 
horchen weU  dasselbe  nach  seiner  snl^fektiven  Ansicht' TerCMsangswidri^ 
Inhaltes  sei,  zur  Anarchie  Ahrs,  indem  keineswegs  etwa  blos  bei  wiridich 
veHkssnngswidiigen  Oesetsen  Ungehorsam  voriiomnien  kftnae  und  vorkoaunen 
werde,  sondern  auch;  sei  es  ans  UnTerstand  sei  es  aas  bflsem  WiUen,  hei 
den  nntadelhaftesten  Anordnungen,  Hier  waltet  ein  grobes  Missvernitodniss 
oh. ,  Das  Recht  des  einaetateo  Bfligen  «af  btos  lerlhssnngsnftssigen  Gehor- 
sam ist  keineswegs  gtekhhedentend.mit  einem  Rechte,  nach  Belieben  und 
angeatraft  auch  gttitige  Gesetae  nicht  in  befolgen,  bh»  weil  er  dieselben  Ar 
nngllllig  hilt  oder  diess  wenigstens  behanptel.  Vielmehr  bleftt  ein  Jeder 
Blmmtliohen  gtltigen  Gesetzen  unterworfen  und  hat  er  die  ganze  Schwere 
der  Strallfewalt  des  Staates,  sowie  dessen  Recht  und  Maoht  eine  nnmittel- 
hare  Befolgung  der  Befohle  sn  erswingan,  zu  befahren,  wenn  er  unheAgt 
dm  Gehorsam  verweigert.  Nichts  ist  begiraiiliaher,  als  daas.  die  Regierung 
den  Ärmlich  anagesproehenen  Ungehorsam  eines  Borgers  gegen  ein  QeseCs 
nioht  ruhig  htamfamnt,  sondern  ihh  desshalb  zur  Verantivortnng  .zieht  Sache 
des  eine  Kichtbefolgnng  in  Anspruch  Nehmenden  ist  es  nun,  zu  erweisen, 
dass  er  im  Rechte,  das  Imisik,  dass,  das  in  Frage  stehende  Gesetz  ein.  vor- 
&ssnngswidriges  ist  Kaan  er  dieesn  Beweis  nicht  zur  üebemugung  der 
richtendoi  Behörde  Ueiän,  so  wird  er  nicht  nur  zom  Gehorsame  angehalten, 
sondern  anch  wegen  seiner  Widersetzlichkeit  gestraft.  Von  Anarchie  ist. 
also  hier  so  wuaig  die  Rede,  als  in  allen  andern  Fällen  von  Ungehorsam 
gegen  die  Gesetae,  welche  der  Staat  durch  seine  Macht  und  durch  sein  Straf- 
recht wieder  zur  Ordnung  bringt;  im  Gegentheile  wird  das  Ansehen  des 
Staates,  durch  einen  solchen  Vorgang  gekfiftigt  und  werden  die  U^kerthamn 
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von  Gelüsten  m  ungerechtfertigtem  Ungehorsame  geheilt  werden.  Wenn 
aber  der  Richter  wirklich  die  Verfassuiig>\vidrigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Gesetzes  am-rkennen  rauss,  und  wenn  er  also  in  Befolgung  der  oben  aufge- 
stellten Lehre  den  Angeschuldigten  straflos  erkläi-t  wegen  Nichtbeachtung 
eines  rechtlich  gar  nicht  vorhandenen  Gesetzes;  so  ist  auch  hier  wieder,  wie 
diess  sattsam  bereits  ausgeführt  ist,  noch  lange  keine  Anarchie  vorhanden, 
sondern  vielmehr  im  Gegentheile  Aufrechterhalt ung  des  Rechtes  in  einzelnen 
Fällen,  in  welchen  es  bedroht  war,  und  Zurückweisung  von  Beamten  in  die 
Schranken  ihrer  Zuständigkeit,  was  ebenfalls  kein  Ui^Uck,  sondern  im 
Gegentheile  eine  Wohlthat  für  Bürg.  r  iiii.i  Staat  ist. 

Dass  unter  solchen  Umständen  der  Eutsclüuss  des  einzehien  Untertha- 
nen,  sich  auf  seiutn  blos  verfassungsnuV^igen  Gehorsam  zu  berufen  und  einem 
Ton  ihi  :ui  verfassungswidrig  gehaltenen  Gesetze  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern.  tur  ihn  ] .  :  -!»nii,  |,  nicht?  weiiijjer  nl-  unbedenklich  ist,  und  leicht, 
sei  es  bei  eigener  falscher  Bcurtheilung  des  Gesetzes  sei  es  bei  einem  un- 
richtigen Verfahren  des  Richters,  zu  sehr  schweren  Folgen  für  den  keck 
Vorangehenden  führen  kann ,  bedarf  keines  Beweises.  Es  gehört  daher  jeden 
Falles  grosse  Verfassungstreue  und  entschiedener  Math  dazu,  sich  aUen  die- 
sen Ge£ahren  auszusetzen;  und  es  ist  keineswegs  zu  erwarten,  dass  die  Fälle 
lebr  häutig  sein  werden,  in  welchen  das  Recht  im  constitntioneUeD  Staate  «e 
.aikr  auf  ^  Spitse  gestellt  wird.  (.Was  denn,  gelegentlich  gesagt,  auch  die 
RMnuniimi  der  IngstDäimer  telir  ni  miiideni  geeignet  leiii  dflrfte.)  Wo  ab« 
temeridie  Achtnag  vor  der  YerfMBoiig  4ei  liadet  mi4  dn  Bewasstaei^ 
jlia  «laaitabfirgeriiehai  Beditw  la  weil  gekrMteii  wird  und  der  EiMebie  so 
opferUnit  ist,  kaan  es  mur  als  ein  erfrenlidies  Zckhea  staatUdier  Dnrdi- 
WdBBg  and  nanaliciwr  CMuumg  betrachtet  werden.  Fast  möchte  man  so 
feit  geken  ni  behaapteu,  daaa  seUMt  ein  Miügiiff  tob  Seiten  einet  Btttgen 
Mll  viel  woiger.  erfredioh  sei,  indem  einer  SeU»  die  Gesinnung  sich  ali 
die  mBUefae  erweiie,  anf  der  andern  Seile  die  Staatagewall  dorch  Anfrecbl- 
wiallMlia  ihres  B^chtes,  znm  minderten  gesagt,  nicUll  vpiMere. 
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'- '  'triil«r'den  tttnel^cheQ  Folgen,-  mi:\hhe  dte^  ThelbMbiMf  M  Slindmtt^ 
^liaudimgen  im  'iaiir  €he8^^  iäe'%yM''€e#  '«sl«iMCeiidM 

erzeagang  nnd'die'Aitfhttifang  hfldkil  ta3ilr6ridtel<:iutt'i^^ 

Hen'jiir  Aklegung.  •  Iii  ite  cMntitafidieUeii  fltahteir  iMteb  .toB-'dkf  s^Ml 

IGfeseft^  'nÜhi  vnnr^sdite,  bereits  töUMdei'inid  gleloli^ 

gegev  iviir  Ifnft  Mttehrit  Ms  'elseltt  '  J^ 

äirar  Btfdang  Ton  9^  eniäi  Vtsnciblage  aii  dlMi  «lte  fifeiäl«li'^iaid^Mi«ii^ 
flkle  dirlihihvfök^vig  bei ,  gam  urtMditet  lUMtf  de  «Hieme^'AMlsbMs 
mid*  tfi»er-dtt  'tiegr^  üiil'  i(«ii|i  dfeua  todW 

vöA  gÄini  W  riditlj^-  indrtMdeti'  werden  Itane^      Mei^  'Mm.  'deis 

QBd  FilnfthTnnsivortwis ;  der  HavpOtericht  .der  ar  Begataehtang  gewShlten 
standiaefacn  Commiaeioii;  die  Protokolle  Aber  die  VerbandliitigeD,  mit  den 
Aeustennigea  nnd  Anträgen  ^er  StSndemflglieder,  den.  EridUtmgen  der 
Begierange-Gommismni,  den  BeschlQseen  der  Eanuner;  ^  IfittheOiiBgea 
ttber  das  Geeebehene  an  .die  andcn-Kaauner;  Ton  dieeer  nieder  die  Pro- 
teboUe;  hSnfig  BflcbittBierangen  nnd  Gegenvorsclillge  derselben,  mit  den  . 
dadnreh  weiter  hervorgwufenea  Berichten,  Verbandlnngen  nnd  BeecUflsaen; 
SchhiMiftrkUningen  an  die  Begiernng;  letzte  AntwDrten  derselben;  vidleicbt 
noch  Terhaadbui^  Ober  die  formelle  Biedaktioii,'  Beschwerden  Aber  Fditer 
in  dersdben,  nacbtrflgUche  Erlintenmgen.  In  allen  diesen  Aktenstttcken 
aber  sind  Nachrichten  enthalten  «her  die  Absichten  nnd  Ansichten  der 
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Factoren  der  Gtset/gebuiig  und  tiiizelner  ihrer  "Mitglieder,  Erläuterungen, 
Venvahrungtn ,  Voraussct/niigdi.  Kurz,  wenn  bei  dm  auf  andere  Weise 
za  Stande  gokomniencn  und  nur  in  ihrer  Endabfassung  bekannten  Gesetfcn 
Bkht  selten  über  Unbt  kanntsrbaft  mit  dem  Willen  des  Gesetzgebers  geklagt 
werden  muss,  ist  hie  r  des  Guten  beiualu'  zu  viel. 

Und  zwar  ist  kein  Theil  der  Gesetzgebung  und  des  Rechtes,  welcher 
durch  diesen  Zustand  nicht  berührt  würde.  Unser  Zeitalter  ist  ein  gosetz- 
reiches.  Wenn  eine  ^tilndische  Verfassung  auch  nur  erst  einige  Jahrzeheudö 
besteht,  i>o  sind  doch  iimner  schon,  ausser  den  nüthigen  Finanzgesctzen,  neue 
Nonnen  über  ^trafn  <  titlu  he  und  über  civilrechtliche  Mati  rien,  über  ge- 
richtliches und  ausser«eric!it liebes  Verfahren  gegeben;  das  üflfentlichc  Recht 
pflegt  ohnediess  eine  Umwandlung  erhalten  zu  haben,  und  auch  an  der 
Polizeigesetzgebung  wird  viel  zugesetzt,  verbessert  und  v^rbusert.  Kiclit 
seiU'n  sind  ganze  Gesetzbücher  das  Ergebniss  dieser  Thatigkeit. 

Es  ist  somit  nicht  sowohl  zu  verwundern ,  dass  schon  wiederholte  Ver- 
suche geniacht  worden  sind,  das  Verludtniss  der  oben  aufgeführten  Mate- 
rialien zum  Texte  der  Gesetze  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Verwendung 
zum  Behufe  der  Auslegung  wissenschaftlich  genau  zu  bestimmen;  als  es 
vielmehr  Staunen  erregen  muss,  dass  eine  in  diesem  Grade  praktisch  wich- 
tige Frage  so  sjrat  die  gehörige  Aufmerksanikeit  auf  sich  zog.  Wenn  aber 
von  -idijiuigen  Kcchtsgelehrten ,  welche  sich  bis  jetzt  über  diesen  Gegen- 
stand äusserten,  sehr  divergirende  Ansichten  geltend  gemacht  werden,  so 
dass,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  als  die  richtige  angesehen  und 
angewendet  wird,  auch  wesentlich  verschiedene,  tief  iu's  Leben  eingreifende 
Ergebnisse  folgen:  so  scheint  es  sehr  an  der  Zeit  zu  sein,  diesem  Wider- 
streite der  Meinungen  wo  möglich  ein  Endo  zu  machen  und  der  richtigen 
Lehre  die  allgemeine  Anerkennung  zu  verschaften.  Es  handelt  sich  hier 
möglicherweise  Vdu  Li  Inn,  Freiheit  und  Ehre,  von  dm  staatsbürgi  rlicheu 
Rechten  und  ihren  (iarautieen,  von  Tlironfulgi  recht  und  Tliroiifolgcordnung, 
Aber  welche  so  oder  anders  entschieden  werden  nans,  je  nachdem  diese 
oder  jene  Auwendung  von  den  Ausleguugsmitteln  g(  niacht  wird.  Die  zur 
Entscheidung  zu  bri^igenden  Fragen  aber  sind  doch  nicht  so  verwickelt, 
da&s  nicht  eine  gemeiuscbaftliche  üeberzcuguug  sollte  zu  Stande  za  brin- 
geu  sein. 

Die  im  Folgenden  versuchte  Ausführung  ist  bestimmt,  zu  dieser  Yer« 
einigung  beizutragen 


1)  Die  Toriieg'eode  Abhandinng  erschien  cnent  Im  Archlre  dei  Criioin»lreoht«, 
1MB,  gtflck  i  and  9.  8ie  wird  hier  im  Wesentlichen  unverändert  irciflr«beii,  da  die  BnagefOlutm 
Aniirht'-n  auch  itzt  noch,  nach  wiederholter  Prüfung;,  die  Ueberaeufung  dae  YarfaWOT  riwLj 
doch  aiud  nuuichiacbe  Zusäixe  uad  einige  Modiäcalioaen  beigeAi^ 

T,  Mohly  OrMlwirhf  Bi.t  7 
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«  OafenwlKtiger  Stead  der  Antfdrtaa. 

Das  Verdienst  der  ersten  Anregung  nicht  nur,  sondern  aucb  einer  als- 
baldigen Formulirung  von  Lehrsöt/en  bat  sich  C.  G.  v.  Wächter  in  seinem 
Commentar.  de  lege  Saxon.  VlII.  Febr.  h^34,  (Lips.,  l'^Hö.)  und  darnach  in 
seinen  «Abhandlungen  au>  dem  Strafrecht»  (Leiiizig,  1835),  erworben.  Seit 
dem  dadurch  gegebenen  Austnsse  hat  eine  bedeutende  Anzahl  von  Rechts- 
gclchrten  tlhils  in  eigenen  Schriften,  tbcils  gelegentlich  -ich  mit  der  Frage 
beschäftigt,  bald  ganz  zu>timmend,  bald  nur  zum  Tbeile,  bald  endhch  ent- 
schieden Widerspruch  einlegend.  So  haben  sich  dtini  drei  von  einander 
wesentlich  verschiedene  Ansicliten  gebild'  t,  von  welchen  die  er-te  den  sämmt- 
lichtn  Acus^erungen  der  gi  setzg(  bciiden  Factoren  eine,  näher  bestimmte, 
Bedeutung  beimisst,  die  zweite  nur  einigen  derselben  eine  solehe  einräumt, 
eine  dritte  endlich  gar  keinen  Werth  auf  sie  legen  will.  —  Es  sind  von 
jeder  dieser  Ansichten  nachstehend  die  büt2e,  deren  Begründung,  endlich 
die  Auh  iiiger  aufzuführen  *). 

I.  Wächter's  Ansiebt  gebt  von  dem  allgemeinen  Satze  aus,  dass  die 
ein  Gesetz  anwcndmde  Beliuide  den  nachweisbaren  Sinn  des  Gesetzes  zu 
befolgen  habe,  und  dass  sie  desshalb  auch  die  Worte  des  Gesetzes  in  dem 
von  dem  Urh(ber  naebgi  wie^eni  rniasst  n  damit  verbündt nen  Sinne  anwenden 
müsse,  unbekümmert  darum,  ob  etwa  diese  Worte  mehr  oder  woniger  aus- 
dfücken .  iiU  diesen  Sinn.    Als  der  nachweisbare  Sinn  erscheint  ihm  aber: 
1)  dtijinige,  über  weicht n  sicn  Regierung  und  Stände  förndich 
vtrcihbaren ,   z.  B.  durch  ausdrücklichen  Ausspruch  einer  Yoraus- 
Ettzuiig  von  der  einen  und  vhvn  so  ausdrückliche  Zustimmung  zu 
derselben  von  der  audeiii  Seite.   Gieicbgestellt  einer  ausdrücklichen 


1)  Wenn  im  Naclihtelientlcn  nur  dcatscbe  Rechta<cPl ehrte  anirefllhrt  werden,  so  (fe«ch!fht 
iltutt  weil,  ao  weit  dem  Verf.  bekannt  iit,  kein  fnuizösiHelicr  oder  enffl-M-ber  Rechta^clehrtor 
•ich  mit  der  vorllcf^enden  Frille  näher  hefiuwt  hat.  Selbet  In  den  Monofcraphiecn  Uber  OetetsM» 
auaieKung  Von  M  a i  I  h e r  de  ChnKsat,  (Traitd  de  l'interprdtation  des  loU,  Paris,  18») .  und 
Ten  P.  Ltaber,  (LoK^i  and  politk-Hl  hermenentics,  Boston,  lHS9),,wird  der  Gegenstand  (cans 
flber^ntrcn.   Und  wenn  aich  in  dem,  mantbfach  bemerkenswertbeu ,  Werlte  J.  P.  Bi«hO|t'«i 

'  Commentarirs  oii  the  crim'nal  law,  Ed.  i,  Bost.,  1858,  0.  96»  eine  Anridit  nnsfresprocfcn  flnM: 
•»  M  dieselbe  so  durcbaiu  olmo  nähere  Be^ndunK  oder  AaslUbninx  apodictisch  hin^rstcltt, 
dass  es  (^enllct ,  si«  bei  derjenigen  dentstheu  AuAusnoff,  mit  welcher  sie  atofBIdi  aueammcB- 
fallt,  kurz  uuzunihren.  Am  me  Mcn  daif  man  tXA  noch  wondem,  daM  andi  b  den  beMM 
klassischen  Weikcn  über  parlHnienlariBthc»  Verfahren  von  May  (Law,  prl\ilejfee,  procediBS«  of 
Parlinment.  Kd.  3,  Lond.,  1855,)  und  C  ushiBff  (Elemcots  (d  tbe  J»w  «od  praetioe  of  l«KialattTe 
•netnblics.  Bost.,  I8j6)  der  Gegenstand  grar  nti^  «rwlluit  tot  Zwar  beeehMIffen  «Ich  dieeeih«« 

'  mr  Bit  Verfertlfunff  von  Gesetzen  bis  xa  ihrer  Promulgat  on,  und  nieht  mit  ihrer  späteren  A«»- 
lesun;-;  allein  es  wäre  doch  rcicbliihe  Oeleffenheit  geweien,  aleh  über  die  rcchtUcbe  Bedeotoac 
best  mmter  Arten  von  AauiMAinffen  «ad  MllMlvnfM  «WHpradiMi,  f.  B.  dar  IMlT«,  im 
SrUirmscB  dir  VUt'juaag  «d«  itad*"  HMMi  m  dii  anta»  9km      ün  tbm  Batta* 
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Zafdmmmg  iit  Stilkcliweifeii,  wesn  ilek  der  «Aden  Thdl  «iMdrtok- 
lidi  Aber  te  Siu  erk^iite,  deo  er  einer  Stelle  «sebrelbe; 

5)  der  in  den  Regiersngs-MotiTen  oder  in  den  Erklftrnngen 
der  Begiervngs-CommissioD  aagegebciie  Siu,  fük  die  ^ag- 
lidie  Sletle  des  Geseiws  nach  dem  tod  der  Begfenui^  tbergebenen 
EiBtwwfe  UTertiidert  joa  den  Standen  aiigcnonunen  morde;  . 

8)  der  in  dem  sUndisehen  Commiisions-Beriebte  ansgedrlicktt, 
wem  Ton  dieser  CommitiioB  eine  Aeudoinng  «der  ein  Zmti  vorge- 
ecUigni,  diese  aber  voa  den  Kaamern  nnd  von  der  Begiemng 
dardmns  angenenmen  «id  in  das  Geeeti  eingescbaltet  worden; 

4)  der  von  ein«  •iaielnen  Stftndemitgliede  ansgeoprechoiie^ 
wenn  dasselbe  eineD  YorsoUag  naefate,  «eleber,  «nerSndert  von  der 
Bcgisrang  üd  von  beideb  EiuBaiem  angenosuMO,  in  das  Gesell 
ttberging.  Eine  Aamdaie  von  diesem  Satie  soll  nnr  dann  eintreten, 
wenn*  die  Kammern  zwar  den  Antrag,  so  wie  er  gestellt  warde,  as- 
genomraen,  allein  demseHia  ein  anderes  Motiv  in  ihrer  amtlichen 
ErklAmng  an  die  Begienpig  unterlegt  haben,  dem  anf  sokbe  Weise 
begründeten  Antrage  aber  dn&ch  von  der  Hcgieraog  zugestimmt 
werde.  Ini  Uebrigeo  ist  den  nnr  snr  Untersttttanng  ihrer  Abstim- 
anmijen  abgcgelienen  Aeusserungcu  und  Motivirungen  der  einzelnen 
Kaamermitglieder  kein  Werth  für  die  Anstegong  des  Gesetaes  ein- 
geräumt; 

6)  der  gemeinseheftlich  von  der  Einen  Kammer  und  von 
der  Regierung  anerkannte  Sinn  einer  Stelle,  falls  die  andere 
Kammer  ohne  Widerqraeb  gegen  diese  Anslegnng  die  Stelle  an- 
nahm; 

€)  der  von  Einer  Kammer  gefas^te  mid  von  der  Regierung  nicht 
widersprochcne  Beschluss,  dass  ein  von  der  Regierung  vorgeschla- 
gener oder  auf  andere  Weise  in  Antrag  gebrachter  Satz  desshalb 
wegzulassen  sei,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe.   Selbst  wenn  theo- 
retisch diese  Ansicht  bestritten  werden  könnte,  sei  sie  jetzt  als  der. 
Wille  des  Gesetzgebers  anzusehen. 
Angefügt  werden  noch  zwei  wichtige  Sätze.    Einmal,  dass  gelcpent- 
Uche,  aber  in  kein  Gesetz  aufgeiioinmene,  Aeussernngen  über  den  Sinn  und 
die  Auwendung  eines  bereits  bestehenden  Gest  t/es ,  seien  solche  nun 
in  den  Motiven  der  Rrgi.  ninsj  oder  in  th  n  Berathungen  und  selbst  den 
Beschlüssen  der  Kummer  enthalten,  keine  zwingende  Anslcgungsnormen  für 
die  anwendende  Behörde  seien ,  weil  ein  bestehendes  Gesetz  nur  durch  ein 
gehörig  promulgirtes  Gesetz  oder  durch  Gewohnheitsrecht,  nicht  aber  durch 
einfache   ständische  Beschlüsse  oder  durch  Bemerkungen  der.  Regierung 
sbgUUulert  weideu  kouae.  Zweitens,  dass  eine  von  der  Regieraug  zwar 

7* 


DiQitized  by  Google 


-1 


100  üeber  die  BemitiaBf  der  etindbehcn  VerlitBdIiiiigni 

formell  richtig  bekannt  gemachte,  allein  von  der  gemeinschaftlichen  Ueberein- 
kunft  mit  den  Stünden  materiell  abweichende  Gesetzesstelle  keine  zwingende 
Kraft  habe,  sondern  von  den  anwendf  ndi  n  Behörden  als  nicht  vorhanden 
zu  betrachten  sei,  bis  ein  späteres  Gesetz  die  nöthige  Verbesserung  habe 
eintreten  lassen.    Uebrigens  werden  hier  einige  Ausnahmen  gestattet 

Diese  Ansicht  fand  bald  vielfachen  Beifall.  Wörtlich  nahm  sie  Hepp 
auf  in  seinen  Commentar  des  württembergischen  Strafgesetzbuches  •);  den 
Tex  übertrug  sie,  mit  weiter  ausführenden  Bemerkungen  begleitet,  ins 
Holländische  ');  in  einer  eigenen  Dissertation  wiederholte,  kaum  in  andere 
Worte  gefasst,  die  wesentlichsten  Punkte  derselben  Schletter  *);  und 
auch  der  Verfasser  der  gegenwärtigen  Bemerkungen  schloss  sich ,  mehr  nur 
in  untergeordneten  Punkten  Moditicationen  verlaugend,  denselben  an  *). 
Kürzere,  aber  bündige,  Zustimmungen  gaben  ab  Gross  •)  und  Zehnt- 
ner und  auch  die  ganz  allgemeine  Billigung  der  Verwendung  BtHndi- 
scher  Verhandlungen  zur  Auslegung  der  Gesetze,  wie  sie  Hartitzsch  *), 
Pfeiffer  ')  und  Pözl      aussprachen,  ist  wohl  hierher  za  zählen 


1)  8.  Wftcbter,  D«  leiie  Savuriw  d.  Vm.  m.  Febr.  «.  1834  lata  Commeat,  Up«.  IIU, 
B.  46-«7;  Dert.,  Abhaadhugra  aas  taa  Btiafraohte,  Leipx.,  1885,  Bd.  I,  S.  80-4».;  Oers 
H&ndbucb  des  württb.  PriTatrechU,  Stuttg.,  iU»,  Bd.  II,  1,  8.  U7-ir>0;  Ders.,  lieber  GaMlB» 
aad  Bachnaaatogte  im  Strafrecbte,  Im  Arolu  d.  CriaL-Rocbts,  IM,  8.  it8  tg.  itod  Mö 

0  8.  OiMaaMatar,  Bd.  I,  8.  O  4r-  DI«  «Mge,  fpu»  riehti«e,  Modüäliaa,  wdehe 
Note  t»,  6.  i5  gemacht  Ut,  wird  später  ihre  Berücksichtigung  finden.   Noch  mag  TergUcfaen 
««td«a  dia  AbfaaadlaBK  dcMelbcn  Verlknan;  die  Analogie  ia  4>b  Tenobiedeaea  Ricktaagae 
ttwr  AjwreBdlMBltaH  aaf  dam flatlete  Am  Otiafteelae*,  im  Anh.te<M&4adili,  iS4d,-  8.IM%, 
mtg. 

8)  8.  Taa  Hai  et  dea  Tea,  Bydiacaa,  1886. 

4)  t>  Bablettar,  Diät,  de  «tlMldlli  laterpretitionli  legom  ex  Ui,  quae  In  ocmdtlia  acta 

sunt,  peten^  Ups.,  ISSO.  Der  Verfkuer  ttcUt  fulKf^nile  Sltie  auf:  ZnerRl  seien  gleicblauteode 
ErklinngMi  Mdn  Kämmen  sa  beachtea,  mit  Uintaiieatiaag  der  etwa  tob  eiaaelnen  MitgUe- 
dern  oder  eelM  OeanWoMa  geiaMarten  abweielMadeB  Andeklea.  Aa  Badeatamr  atehca 
denaallMn  gleicli  die  Top  der  StaatBregiorung  oder  in  ihrem  Kamen  gegebenen,  von  den  Run- 
OMini  aber  aScht  iridan^fochencn  Erlilüruugen.  Ihnea  luaiciMt  kommen  eiaseitige,  tob  der 
aadem  Kammar  oleht  widenprechene,  ErklMrongea  Xtaer  Kammer.  Htmaaf  Mgm  dia  vaa 
den  Commissionen  unwidersprochen  vorgebrachten  Erlftuterongen.  Endlich  aalen  dl«  nloht  odl 
andern  Tertaaecbtaa  Mottre  ainca  einselnea  AatregsteUen  aa  beachten. 

'  ft)  8.  ttetae  yeraatwerOkkUH  der  MtaiMer.  IIb.,  ISftr.  8. 1T8.£,  and  aiela  ttteati- 
redlt  de»  K.  'Würiiemberff.  2.  Aufl.,  TUb.,  mo,  8.  101  fR.   In  wie  ferne  schon  in  diesen  8chrlf- 
laa,  aamealUcb  ia  der  letztenn»  Abweicbuncpen  von  Wächter'«  Ansicht  vorliommeD,  und  welche 
«aden  noch  welterea  Nadtdenken  hat  aafttaUaa  hMon,  wird  üA  tmtea  von  eeibet  ergeben. 
6)  8.  Crimlnalgcsetzbuch  Hir  das  K.  Sachsen,  IKW,  8.  IV  1^. 

7}  In  von  Jagemaaa  nad  NöUner,  Zeitschrift  lUr  deotaebee  Strafyerfkhrco,  Bd.  1, 
■.IM*. 

8)  8.  seine  Ausgabe  des  «ichslschcn  Criminal-Gesctzbnches,  1840,  8.  V^. 

9)  8.  Deisea  praktiiche  Aotfühmagen,  Bd.  VI,  IMI,  8. 13«  tg. 

18)  t.  Deeeaa  Lehrbaoli  dee  bajarleehaa  VertHMtagmaeUiu  .t.  Anfl^  lOaflhan,  im, 

U,  8t. 

11)  Nicht  mit  Beetimmiheit  mag  dagegen  die  Zustimmung  Jeoer  Schriftsteller  in  Ansprach 
genommen  werden,  welohe  iwar  die  WIehtIgkeR  der  eÜadlMdMa  Voiliandlmgni  tb  0S»  Aas* 
legung  anerkennen,  aliein  im «drii cimlich  bemerken,  dass  die  Art  der  Anwendung  noch  sehr  be- 
stritten seL  So  s.  B.  Zachariä,  dealsches  SUiaUrecbt,  S.  Aufl.,  tiött.,  1863,  8.  U.  und  voo 
I^Vnaa,  Blaaiawfct  te  piwwiBcMi  MonaKUdb  Ut^a^  iMi^  B«.  L  B.  Tf . 


I  by  Google 


ztir  Aaslcgoog  von  Gesetzen.  \Q\ 

IL  EiDe  zweite  Klasse  bilden  diejenigen  Rechtsgelehrten,  welche  der 
bisher  besprochenen  Theorie  nor  zum  Theile  beistimmen,  wesentliche 
Punkte  derselben  in  Abrede  ziehend.  Es  sind  hier  zn  nennen:  Krug,  Mil- 
haaser  and  Mittermaie r.  Dieselben  sind  übrigens  wieder  unter  sich 
bedeutend  verschiedener  Ansicht. 

1)  Krug  *)  stellt  die  Grundlage,  von  welcher  Wächter  and  seine 
Anhänger  aasgehen,  wenigstens  zum  Theile  in  Abrede.  Er  ist  nAmlich  der 
Meinung,  dass  nur  bei  einem  an  sich  unklaren  Gesetze  von  einer  kOnst- 
lichen  Auslegung  die  Rede  sein  könne;  nicht  aber  auch  da,  wo  die  Worte 
des  Gesetzes  unzweideatig  lauten.  In  dem  letzten  Falle  könne  nämlich 
zwischen  Wort^tid  Gedanken  keine  Verschiedenheit  angenommen ,  und  müsse 
vielmehr  davon  ausgegangen  werden,  der  Gesetzgeber  habe  in  dem  Augen- 
blicke, als  er  das  Gesetz  gegeben,  auch  den  an  sich  unrichtigen  Gedanken  wirk- 
lieh  gehabt,  was  immer  er  vorher  oder  nachher  gedacht  and  gewollt  haben 
mög/^  Auch  könne  der  Bürger  unmöglich  auf  den  Gredanken  kommen,  dass 
der  GeseUgcber  etwas  Anderes  für  ihn  habe  bestimmen  wollen,  als  die 
deutlichen  Worte  besagen.  Endlich  sei  nicht  der  Wille  des  Gesetzgebers 
an  sich,  sondern  nur  der  in  der  Form  des  Gesetzes  ausgedrückte  und  be- 
kanntgemachte Wille  das  Gesetz,  d.  h.  befehlende  Norm.  Bei  zweideutiger 
Fassung  sei  dies  anders;  hier  sehe  Jeder  die  Koth wendigkeit  einer  Ausle- 
gung ein,  und  müsse  sich  diese,  wie  sie  nach  den  Regeln  der  Wissenschaft 
laute,  gefallen  lassen.  In  diesem  Falle  mögen  denn  auch  unter  anderen  ge- 
schichtlichen und  logischen  HOlfsmitteln  Landtagsverhandlungen  zur  Aus- 
legung angewendet  werden.  Darüber,  wie  die  Landtagsverhandlungen  am 
passenden  Orte  zu  gebrauchen  seien,  werden  dann  ausführliche  Regeln  vor- 
getragen, welche  im  Wesentlichen  mit  den  unten  vertretenen  Aufstel- 
lungen übereinstimmen  *).  —  Somit  bestreitet  denn  Krug  nicht  sowohl  die 
behauptete  Art  der  Anwendung,  als  das  Recht  dazu  überhaupt  in  einer 
gewissen  Reihe  von  Fällen. 

2)  Mi  1  haus  er  scheint  die  Wächter'schc  Lehre  an  und  fßr  sich  als 
richtig  anzuerkennen  *);  allein  er  räumt  eine  Anwendbarkeit  der  ständi- 
schen Verhandlungen  zur  Gesetzesauslegung  nur  für  den  Fall  ein,  wenn  der 
Sinn  der  Worte  zweifelhaft  sei,  oder  der  zunächst  klare  Sinn  im  Vergleiche 
mit  andern  Stellen  des  Gesetzes  eine  Lücke  oder  einen  Widerspruch  zeige. 
Namentlich  sei  die  Nichtanwendbarkeit  dann  zu  behaupten,  wenn  das  Pro- 


1)  Dieser  Bechtsffelehrte  entwickelt  «eine  Aiuicht  nerat  in  den  Jalirbüctiem  fUr  sich«. 
8traAr«cht  IIUO,  Bd.  I,  Ueft  i,  8.  81»  f^r-;  weiter  Muirefülirt  tut  er  sie  in  seinen  „OruBdsAtien 
der  Oesetzausle^pu^  ^  Ihrer  Anwendung  uuf  die  neueren  deutsclien  Str&%e«etzbiicher/  Leip» 
xif,  1848. 

i)  Allerdinifs  sind  nicht  nnbedentendo  Abweichunf^en  im  Einzelnen;  dieselben  werden 
ntea,  »o  weit  es  nutliifr  erschien,  besonders  beriicitsichtijft  werden. 

9)  Milhftuser,  Dm  SUwUrecht  des  K.  8»cliseo,  Bd.  I,  1839,  8.  11,  Note  k. 
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nnlgirte  mit  dem  zwischen  Regienmg  snd  Stiaden  Verabredeten  aloht  tbcr- 
ei&stiinme.  I>ie8  kOnne  für  die  Stfiude  ein  Onnd  sein,  den  MinlBter  ver- 
antwortlich zu  machen;  gebe  aber  dem  Atnieger  nlobt  das  Becht,  an  die 
Stelle  des  Bekanntgemacfaten  das  Bekannttomacbeiide  zn  setaen. 

3)  Anders  Mittermaier  <).  £r  spricht  sieb  Aber  die  ao  eben  er- 
wähnte Frage  nicht  ans;  wohl  aber  aieht  er  semer  Seita  den  Werth  der 
verschiedenen  durch  die  Verhandlangen  zwischen  Regiemog  and  Standen  la 
Tage  geförderten  Aeusserungen  ftr  eine  Aoslegong  der  Gesetae  theüweiae 
in  Abrede.  Er  ;^ill  nämlich  zwar  dem  Richter  gestatten,  sie- als  wichtige 
Materialidi  zu  benutzen  und  geeignet  zu  prüfen;  aUein  er  »thet,.  denselben 
nicht  unbedingt  zu  folgen,  sotidern  bei  der  Auslegung  die  ^fegoneiiieo  He- 
geln im  Auge  zu  behalten.  Den  Einzelnen  aber  bemerkt  er  Ober  die  ym* 
schiedenen  Arten  dieser  Erklärungen  Folgendes: 

a)  Die  Regierungs-Motive  enthalten  wichtige  M»»Ai^|jfn  ^  ^ 
kenntniss  des  richtigen  Sinnes;  aUein  sie  seien  nnr  mit  gnMer  Ynr- 
Sicht  zu  benutzen,  da  sie  häufig  nur  die  hidividieDe  Aj^y  Oan 
Redakteurs ,  nicht  aber  die  wohlgeprüfte  Ansicht  der'  Begiertiag  enl- 
halten.  Auch  darauf,  dass  denselben  in  den  Kammern  niefat  Wider- 
sprüchen worden  sei,  könne  deren  positive  Zostimmong  niebl  ge-* 
schlössen  werden,  weil  der  Widersprach  ihr  flberÜflssig  cnchtet,  oder* 
durch  Zufall  und  im  Geschäftsdrange  unterlassen  worden  sein  kOinie. 

b)  Die  in  den  Commissions-Berfchten  enthaltenen  Sitae  ktahen 
so  wenifT  als  die  Ueberzeagung  der  drei  Factorai,  oder  anch  nnr 
der  betreffenden  Kammer  erachtet  werden,  dass  sie  vi^hr  hSniig 
mcht  einmal  den  Sinn  der  Mehrheit  der  Commission  enthaften,  son- 
dern nur  eine  individuelle  Ansicht  des  Berichterstatters. 

c)  Die  Begründungen  von  Anträgen  durch  die  sie  Vernn- 
lassenden  Kammermitglieder  seien  nnr  als  die  dnaehie  üdmv 
Zeugung  derselben  tu  betrachten,  zuweihin  selbst  mv  ala  ein  Torae- 

.  schobener  Vorwa.ul  Der  Antrag  kOmie  ans  sehr  TersdiiedeDem 
selbst  widersprechenden  Grfinden  angenommen  worden  sein;  nnd  StiU* 
schweigen  über  die  Motivirung  des  Antragstellers  beweise  ledigUdi 
keine  Billigung  von  Seiten  der  Kammer.  "      .      *  . 

d)  Wichtiger  seien  die  Krkhirungen  der  Regierungs-Commisslon, 
allem  doch  uud.  nur,  wenn  sie  amtliche  MittheHungen  im  Anftng 
des  ii.g.nten  machen,  welche  dann  natürlich  die  Ansicht  der  Regle- 
mng  enthalten;  allein  die  im  Laufe  der  Debatten  erfolgenden  Ant. 

•  .werten,  welche  ohne  speeielle  Instruktion  ertheüt  werden,  seien 
'^'"^""^  individuelle  Ansicht,  wohl  sogar  als  eine  absieht- 

D.a.  Dm««b  atr«(;f«ett«eban»  In  ihrer  i'ortbiJdang.  B«ttt.  I.  mtOb^  tMU,  i.  ur  «>. 
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liehe  Ausweichung  vor  der  Wahihoit  zu  betrachten.   Namentlich  sei 
der  Richter  nicht  gfliundon  durch  die  Erklärung  eines  peg»n  die 
Aufnahme  einer  Restimniung  sich  desshalb,  weil  es  sich  von  selbst 
verstehe,  erklärenden  Regierungs- Comniissärs.    Auch  hitr  liege  nur 
individuelle  An'^icht  und  keine  authentische  Erklärung  vor. 
e)  Nicht  bindend  für  die  auslegende  Bthrirde  seien  die  Eni  Schei- 
dungen einzelner  Fälle,  welche  als  Beispiele  oder  Antworten 
änf  dringende  Fragen  von  irgend  einer  Seite  gegeben  werden.  Theils 
«den  5ie  nicht  selten  absichtlich  ansgeschmückt  und  übertrieben, 
fhefls  nur  die,  nicht  einmal  ruhig  überlegte ,  Ansicht  eines  Einzelnen. 
Regeln  flher  die  eropfobleDe  ^rsicbtige  Benntzung  einiger  dieser  Arten 
von  Aenssemngen  sind  nicht  gegeben,  üod  da  auch  die  gewöhnliche  Theorie 
der  Gesetzesanstegrmg  toik  diesen  EinxelnheitcD  und  Feinheiten  der  E'rfor- 
wAmg  der  rttio  legis  tctnie^t:  to  seheint  dem  Takte  oad  der  Personen- 
Itemitiilwi  des  Afislegenden  ^  Würdigung  in  jedem  einielnen  Falle  llber- 
bssoi  werden  m  «ollen.   Jeden  Falles  ergibt  sich ,  flbrigcns ,  das«  eine 
gnase  Kenntniss  und  riehtlge  Wttrdigung  der  landstftodischen' Verband* 
tagite  ab  nothwendig  inir  Ihn  erachtet  wird. 

HL  D^en  bisher  äufgeffthrten  Aosicfatfen  insgesammt  treten  nmi  aber, 
fonicit  sie  den  stiiidüchini  Yerhandlangen  eine  Bedeotnng  ihr  die  Gesetzes» 
dfitBrong  beilegen,  entschieden  entgegen  Sohftler  *),  der  Amerikaner 
tfftf^ep-*),  vorzQglich  aber  Sehaffrath  fai  einer  der  Frage  ansdrOcklidi 
gewidmeten  Schrift  *>.  WiUurend  der  Erstgenannte  sic)i  zunächst  nnr  da- 
gegen eiUirt,  dasB  mtndl^che  Versichemngen  nnd  Versprechen  der  Regienmgs- 
CommlsBion  ober  den  zweifelhaften  Sinn  dner  Geseztesstelle  als  Terbindlich 
anznetkennen  seien,  nnd  er  nur  wegen  seiner,  fineilich  mehr  angedcnteteii 
•la  ansMhrlieh  lentwickeRen,  Begmndnng  dieses  Satzes  zn  den  entschiedenen 
Gegnern  einer,  prindpalen  Benntzong  der  ständischen  Schriften  zn  rechnen 
ist;  BidMip  aber  mit  zwar  sehr  bestimmten  aber  kaum  gehiirig  erwogenen 
nnd  Jeden  Falles  ganz  unmotiThrten  Worten  ansspricht,  «dass  man  weder  zn 
mtersvehen  habe,  wdcben  Sinn  dnzelne  Gesetzgeber  mit  bestimmten  Worten 
verbinde,  noch  die  Protokolle  der  Vcrsammhmg,  die  Ansschitssbericfate  oder 
die.  gehaltenen  Reden  zn  Rathe  ziehen  dflrfe,  sondern  lediglich  die  Worte 
in  dem  Lkhle  allen  nmg^benden  Verhältnisse  (?)  beaditen  soU>  nmiasst 
Schaflirtth  die  ganze  Frage,  sie'  nadi  allen  Seiten  beleuchtend.  Die  von 
Ihm  adiiestellte  Theorie  Ist  aber  ftilgende: 


1)  8.  Scbttlor,  BdtTiffe  tva  BanttoUang  des  CrlmiimlgeMUbai^ea  Air. fiachaen.  Jexia, 
OD,  0.  S— 10. 

t)  Bishop,  J.  P.,  CimTn'?nttr!e^  on  thc  cHm  nal  ]  iw    I.  F.  2.    Bost.,  18S8,  S.  06. 
8.  Scshaffrnth,  Theorie  der  Aiulcgunx  constituttoneller  Gesetze  iiach  coostitatonellen 
«iMli-  «na  fvaNtoen  ^««Khoi  Bcckt«.  Le^.,  iSIf,  IV  «nd  IM»  8.  U. 
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GesetE  Alf  die  Untertl^aDen  ist  nur  der  förmlich  und  vorgeschriebener^ 
massen  ausgesprochene  und  erklärte  Wille  des  Gesetzgebers;  nicht  aber 
auch  eine  blosse  Absicht  desselben.  Der  Wille  der  gesetzgebenden  Gewalt 
kann  aber  nur  ausdrücklich  crklftrt  .werden^  nicht  etwa  auch  durch  spre- 
chende  Handlungen  und  Schlüsse  ans  -demselben.  Besonders  ist  dies  der 
Fall  bei  Versamrolungen ,  welche  nur  auf  ausdrackliche  Fragen  darch  Ab- 
Etimmung  und  Beschluss  der  einzelnen  Personen  sich  aussprechen  können, 
nicht  aber  stillschweigend,  als  wozu  sie,  bei  ihrer  Vielzahl,  physisch  un- 
Ahig  sind.  Auch  schreiben  die  sämmtlichen  Verfassungen  ausdrücklich  Za- 
stimmnng,  AbstimmnDg,  Unterschrilt,  Bekanntmachung  der  versddedenen 
Factoren  der  Gesetzgebung  zu,  somit  lauter  ausdrücklii he  Erldänirgen.  Ein 
Gesetz  ist  der  TollstAadige  Wille  des  Gesotzgebers,  und  bedarf  daher  keiner 
znateriellen  ErgSnznng  ans  andern  Schriften;  nur  die  im  Gesetze  seUist  zn 
schöpfende  Erklärung  gilt,  nicht  aber  aoch  nndrre  Erklärungen  aasserhalb 
des  Gesetzes.  Das  Gesetz  mus  ferner  an  and  für  sich  verständlich  sein, 
nicht  erst  durch  andere  Hülfsmitte! ;  denn  nur  das  Gesetz  wird  allen  Unter- 
thanen  zugänglich,  und  nur  das  Gesetz  sind  sie  zu  kennen  schuldig.  Daher 
darf  denn  auch  die  Auslrgtinp:  nur  aus  dem  Gesetze  selbst  schöpfen.  Andere 
Erklärungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  können  nur  etwa  den  schon  richtig 
gefundenen  Sinn  bestätigen,  nicht  aber  selbst  nachweisen;  namentlich  habeo 
die  landstöndischen  Schrüten  verschiedener  Art  den  letzteren  Zweck  gar 
nicht,  indem  ihnen  nur  eine  politische  Absicht  zu  Grunde  liegt,  nämlich 
die  Ueberredung  der  übrigen  Factoren,  und  sie  oft  nicht  einmal  die  wahre 
Ansicht  des  Ausstellers  enthalten.  Eine  Verrouthung  der  Uebereinstimmnng 
in  den  Motiven  ist  eine  blosse  Fiction;  nicht  über  die  Motive,  'nur  über 
die  Worte  des  Gesctze^mtwurfs  wird  abgestimmt.  —  Was  nun  aber  die 
Auslegung  der  Gesetze  betrifft,  so  hat  man  vor  Allem  den  wahren  and 
den  wii'klichen,  nicht  blos  den  möglichen  u.  s.  w.  Willen  des  Gesetzgebers 
zu  erforschen.  Sodann  aber  ist  es  nicht  dieser  Wille  an  sich ,  welcher  aus- 
gelegt werden  soll,  sondern  die  in  den  Worten  des  Gesetzes  bestehende 
Erklärung  desselben.  Nur  die  Worte  sind  Gegenstand  und  Bedingung  der 
Auslegung,  denn  es  genügt  nicht,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  ihren 
Willen  hat  aussprechen  wollen,  darüber  berathen  hat,  sondern  es  handelt 
.sich  von  der  Ausführung,  d.  h.  der  wirklich  ausgesprochenen  Erklärung. 
So  lange  der  Wille  nicht  in  gehöriger  Form  ausgesprochen  ist ,  ist  er  auch 
nicht  Gesetz,  somit  auch  nicht  als  solches  auszulegen.  Zweifel  aber, 
welche  nur  durch  die  Beachtung  anderweitiger  Schriften  und  Rechtsgeschäfte, 
nicht  aber  durch  die  Woi1(>  des  Gesetzes  selbst ,  entstehen ,  sind  nicht  Zwei- 
fel und  Uiigewissheiten  hinsichtlich  des  Gesetzes.  Ist  das  Gesetz  an  sich 
unvollstüudig  oder  nicht  verständlich,  so  ist  es  auch  einer  Auslegung  nicht 
üfthig,  somit  auch  nicht  bedürftig.  Der  Ausleger  darf  keinen  Willen  in  das 
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Geset?  hiueintrngon.  Die  ständif^chon  Vprhandluugpn  sind  überdiess  von 
diesem  f?anz  verschieden,  sind  iKttjoL'f'iif  (Jcscliftftc.  Kur  die  Worte  des 
Gesetzes  selbst  sind  unmittelbare  Quellen  der  Auslepnng,  die  weiteren  Schriften 
und  Verhandlungen  nur  Beweismittel  und  Pestiitiu'iingen  für  die  auf  dem  rich- 
tigen Wege  gefundenen  Ergebnisse;  sie  '•ind  mittelbare.  Becundäre,  zufällige 
Quellen.  Soll  ausser  dem  Gesetze  auch  noch  etwas  Anderes  den  Willen  des 
Gesetzgebers  enthalten,  sn  mnss  es  auch  als  Gesetz  bekannt  gemacht  ^oin. 
Der  Hauptfehler  der  gewöhnlichen  (Wüchter'schen)  Auslci^nnp'-mofhode  ist, 
dass  etwas,  was  gar  nicht  Gesetz  ist,  sogar  noch  (ihtr  dieses  gestellt  wird. 
Daher  kann  denn  namentlich  auch  von  einer  Anfliebung  einer  Stelle  im  Ge- 
setze dui  ch  «lergleichen  äusserKche  Mittel  nicht  die  Rede  sein ;  eine  solche 
ist  nur  durch  eine  andere  Gesetze«;«telle  erlaubt,  so  dass  das  Gesetz  wieder 
mit  sich  in  Uebereinstimmung  gebracht  wird.  Dem  geniä<;s  ist  denn  das 
Ergebniss:  dass  die  sämmtlichen  land^tiindischen  Schriften  und  Verhandlungen 
als  Quellen  der  Auslegung  nicht  anweiulbar  sind .  so  oft  sie  mit  dem  Wort- 
verstande oder  den  .  quantitativen  und  qualitativen.  Sinn  des  Ge?<etzes  nicht 
tlbereinstiminen :  dagegen  mögen  sie  gebraucht  werden  als  formelle  Htllfs- 
und  Beweismittel,  namentlich  zur  grammatikalischen  oder  declaratorischen 
AnslegQDg  und  zur  Aafklärang  vod  Duokelheiten  des  Aiudnickes. 

FeitateUuig  der  Streitpunkte. 

Ans  dem  Torsteheoden  ergibt  sich,  dass  es  sidi  nicht  Uos  fon 
efaier  Meinungsverschiedenheit  Ober  einsdne  •'Schlassfolgemngen  oder  vnter^ 
geordnete  Fragen  handelt,  sondeni  dass  der  Gegenstand  bis  in  seine  letzten 
Grondhigen  «treitig  ist  Es  ist  daher  auch  ,  soll  ein  Yerstttndnisa  erzielt 
werden,  noChwendig,  nichts  in  der  üntersnchimg  Toransznsetsen,  sondeni 
^ne  PrCftmg  der  ersten  Begriffe  ?orzimehmen,  nnd  erst  nach  deren  Fest- 
slellaqg  za  der,  verhUtnissmftssig  leichteren  sonohl  als  onbedentenderen, 
ErOrterang  der  Einzelnfragen  überzugehen.  Die  Endergebnisse  kOnnen 
nicht  dieselben  sein,'  Je  nachdem  mafi,  mit  Wflchter,  die  Ansfindigmachnng 
des  beabsichtigten  Willens  'des  Gesetzgebers  als  Recht  ond  Ziel  der  Aus- 
legung annimmt,  oder,  in  üeberehisttmmniig  mit  Sdialfrath,  das  Wort  des 
bekannt  gemachten  Gesetzes  als  die  Grenze  der  Ansl^gnngserlanbniss  ansieht 

Vor  AOem  mnss  daher  die  Frage  nntersncht  werden,  ob  de^  Ausleger 
dtn  Sinn  emes  bestimmten  Gesetzes  .nur  ans  den  formell  promnlgirten 
Worten  desselben  nnd  denen  anderer  Gesetze  an&ofinden  berechtigt  nnd 
verpflichtet  ii»i;  od4;r  ob  er  auch  noch  anderweitige  .  Mittef  gebranchen  daif, 
m  den  ciVenUichoi,  im  fraglichen  GesM  aber  nicht  vollkommen  anege-. 
drAckten,  Willen  dee.  Gesetigebm  aöfrnfinden?  . 
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Eine  twtite,  jedoeh  allerdings  m&iier  eingreifende,  Frage  ist  sodann, 
ob  eine  üntersnchnng  der  ktztangedeatelen  Art  bei  aflon  Arten  ton  6e- 
setaen  stattzufinden  hat;  oder  aber  nnr  bei  soldien,  welch«  die  Mai^lhaftig- 
keit  ihrer  Abfimng  schon  an  der  Stime  tragen,  dagegen  Dicht  bei  doi  Ge- 
setzen, welche  den  Unterthanen  als  unzweifelhaft  nnd  klar  erscheinen  mtssen? 

Erst  wenn  die  Antwort  aof  diese  beiden  Fragen  dahin  anafidlen  sollte, 
dass  allerdings  ansser  den  Textesworten  aneh  noch  weitere  Anslegongs- 
qnellen  benutzbar  seien,  kann  von  einem  Fortschreiten  an  der  weiteren 
Frage  die  Rede  sein:  ah  die  ständischen  Yerhandlnngen  und  Schrffien  efai 
geeignetes  Mittel  zur  Auffindung  des  wahren  'Willens  des  Qesetzgebei«  sind, 
oder  ob  etwa  dieselben  sftnuntlich  nur  nnsichon  und  zweifelhaftett,  sonü 
zu  .einer  verllssigen  OesetzesanslegQng  und  -Anweodung  unbnaohbifen  StaiT 
an  die  Hand  geben  können? 

Wire  andh  diese  Frage  im  AHgemeiDeD  zu  Gunsten  der  ztlndiaeha» 
Sohriften  und  Verhandlungen  beantwortet,  so  wfirde  es  sieh  dann  'sehlleaa» 
lieb  von  einer  genauen,  absoluten  und  relativen,  Wftrdignng  der  vunoUe- 
denen  Arten  von  Aensserungen  handefai,  wobei  sidi  dann  eifriMB  wM«, 
in  wie  fem  die  Us  itzt  aaiitesteltten  SU»  riehtig  sind. 

3.  . 

find  GeaetM  Uoa  «ni  aidi  adbit»  oder  wwik  na  udirai  UnUiä 

ananlegaat 

üeber  diese  Frage  sind,  wie  bemerkt,  ganz  entgegengesetzte  Ansichten 
anCg^stellt.  üach  der  einen  Meinung,  welche  man  wohl  uls  die  gegenwärtig 
gemeinbin  angenommene  bezeichnen  darf,  hat  der  Wille  des  Gesetzgebers, 
wie  immer  er  aufgefunden  sein  mag,  an  die  Strlle  der  bekannt  gemachten 
Worte  zu  treten,  und  ist  er  von  den  Unterthanen  zu  befolgen.  Die  entgegen- 
stehende, von  Wenigen  getheilte,  Ansicht  aber  glaubt  den  Willen  des  Ge- 
setzgebers lediglich  in  den  promulgirten  Worten  erkennen  zu  dürien  — 
Es  ist  nothwendig,  zuerst  zu  untersuehen ,  in  wie  t'erno  etwa  die  eine  oder 
die  andere  dieser  Theorien  die  Waln  hcit  verkennt  oder  wenigstens  das 
richtige  Maass  nicht  hält,  und  erst  dann  die  als  gültig  erscheinenden  Grund- 
sätze selbst  zu  forniuliieii.  Allein  auch  zu  einer  solchen  Kritik  bedarf  es 
bestimmter  AiilialtsiMinkte.  l'iid  somit  beginnen  wir  damit,  einige  S-itze 
anfEUSteUeu,  gegen  welche  wohl  von  ki^er  Seite  her  etwas  wird  eingewendet 

■ 

1)  Die  oben  aufgeführte  mittlere  Ansicht  ist  hier,  bei  der  Erörterung:  der  allgemeiDM 
FMg«,  ob  mtmr  dan  Wott«  i«r  Oesetae  noch  «iider«  Aoaleennfrsmittel  ttUXnig  seien,  nldtf 
besonder»  tu  »rcrilckslchtijrpn.  Tehrr  diese  allgemeine  Frage  ist  sie  im  WesenUlchen  einTtr* 
■taadeo  mit  der  Rewöbnlicbeu  Meinung-  Itire  Veucbiedenbct  von  dieser  betrifft  erst  das  Elo*. 
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wden  können,  und  von  welchen  aus  doch  zur  Wahrheit  gelangt  werden 

mag. 

1)  Es  gfhört  zu  drm  liegrifff  eines  Gesptzp« .  dnss  v<^  bokannt  ge- 
macht ist.  So  lange  die  vom  Gi'?rt/g(  ber  gewollte  Bestinmiung  nur  noch 
in  seiner  Absicht  liegt,  aber  den  Unterthanen  nicht  mitgetheilt  wurde,  ist 
der  verbindende  Act  der  Gr  setzgebung  noch  nicht  beendigt. 

2)  Diese  Bekanntmachung  muss  auf  die  herkömmliche  oder,  wo 
solches  genauer  bestimmt  ist,  auf  die  gesetzliche  Weise  geschehen, 
wenn  sie  als  erfolgt  soll  betrachtet  werden  können.  Der  Unterthan  ist 
allerdings  schuldig,  die  sämmtlichen  Gesetze  zu  kennen  ;  allein  es  kann  ihm 
dieses  vernünftigerweise,  und  auch  nach  den  positiven  Be^timniuiitren  der 
meisten  Staaten,  nur  dann  zugemuthct  werden,  wenn  die  Bekanntmachung 
auf  eine  bestimmte,  sicher  erkennbare  und  nicht  zu  nber<?rhende  Weise  ge- 
schehen ist.  Nicht  selten  sind  bestirr^mte  Formen  für  diese  Bekanntmachung 
vorgeschrieben,  wie  z.  B.  eine  bestimmte  Heberst hrifl  oder  Berufung,  die 
Unterzeichnung  eines  Ministers  o.  dergl.;  auch  diese  Formen  mns^en  beob- 
achtet sein,  wenn  die  Bekanntmachung  als  eine  richtige  und  beachteuswertlie 
gelten  soll. 

3)  Der  Unterthan  hat  den  wahren -Sinn  des  Gesetzes,  und  nur  den 
»ihren  Sinn  desselben,  zu  kennen  und  zu  bcobat  hten.  Die  Behauptung  des 
entgegengesetzten  Satzes  enthalt  eine  Absurdität.  Zur  Erkennung  dieses' 
wahren  Sinnes  dient  aber  die  Auslegung,  deren  somit  jedes,  auch  das  ganz 
fehlerIo>  abgcfasste,  Gesetz  bedarf;  und  zwar  sowohl  für  sich  allein,  als  im 
Zusammenhange  mit  dem  ge?ammt(  n  Rechtssysteme. 

4)  Die  Worte  des  Gesetzes  sind  die  Form,  in  welcher  der  Gesetz- 
geber seinen  Willen  verkörpert,  nicht  aber  dieser  selbst.  Diese  Form  kann 
bei  ungeschickter  Handhabung  der  Siirachregeln  oder  nachlässiger  Berück- 
sichtigung des  Inhaltes,  mangelhaft  sein,  ohne  dass  der  Wille  des  GeseU* 
gebers  diesen  Fehler  ursprünglich  theilt. 

Tritt  man  nun  von  diesem  Standpunkte  den  beiden  entgegengesetzten 
T&orieen  näher,  so  findet  sich,  dass 

die  gemeine  Meinung  nicht  sowohl  einen  Beweis  der  von  ihr  an- 
genommenen Sätze  liefert,  oder  auch  nur  dieselben  bestimmt  aufstellt, 
ordnet  md  begrenzt,  als  vielmehr  die  Bekanntschaft  mit  ihnen  und 
Ihre  "Wahrheit  als  sich  von  st  Ib>t  verstehend  voraussetzt.  Erst  aus 
den -Sätzen,  welche  sie  hinsichtlich  der  einzelnen  von  ihr  als  zulassig 
eracliteten  Quelle  aufstellt,  ergibt  ^kh  die  Bedeutung  und  der  Umfang 
der  Lehre  vollständig.  Da  nun  wirklieh,  wie  sich  unten  das  Weitere 
ergeben  wird,  diese  Ansieht  in  der  Hauptsache  richtig  ist,  so  mag 
ten  auch  Mer,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  eine  solche 
Atneinandersetzang  unterlassen  werden.    Allein  nich^  übergangen 
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werden  darf,  dass  eine  nfthere  Betncfatnng  auf  mehrere,  keinesire^ 
onbedentende  Aosstellnngen  flihrt,  indem  der  Gnmdfltts,  dut  die 
Gesetze  uch  ans  anderweitigen  Quellen  als  ans  den  Worten  selbst 
aaunlegen  seien,  allso  absolut  aufgestellt  ist 
So  wird  es  denn  vor  Allem  einen  begründeten  Widerspruch  kaum  finden, 
wenn  es  als  ein  Fehler  bezeichnet  wird,  dass  die  Aiidfigii)ig  aus  entüBnitereD 
Quellen  nicht  auf  die  wirkUch  bekannt  gemachten  WillenstassemiigeD  des 
Gesetsgebers  bescfarflnkt,  sondern  ihnen  ajoch  die  FSbigkeit  der  Efgtumv 
in  der  Publicatioi^  vflllig  flbergangener  fiestinunimgen  eingertomt 
werden  wilL  Hier  mnss  vielmehr  eine  Beschrftnkung  ihrer  Beamtsung  da- 
hin eintreten,  dass  in  allen  jenen  FftUen,  in  welchen  —  gleicfagttltig  jetit, 
ans  welchem  Grunde  und  durch  welchen  Fehler  —  ein  Theil  des  vom  6e- 
eet^ieber  Beschlossenen  in  den  bekannt  gemachten  Worten  Tellig -fibeigaogeB 
ist,  eine  i&rmliohe  EfgAnnng  des  ooncreten  Gesetzes  ans  sonstigien  Quellen 
als  nicht  snlMg  eiUArl,  sondern  das  nicht  Bekaontgemadite  «noh  nidU 
alsGesets  betrachtet  wird.  Es  qag  leicht  sein,  dass  die  geschdiene  ünter» 
lassang  als  ein  offenbarer  Mangel  naehnweisen  and  die  ToUstlndigeAbsioiit 
des  Gesetzgebers  urkundlich  zu  belegen  ist  Allein  dieser  Beweis  berechtigt 
SD  keinem  andern  Schlüsse,  als  dass  das  wirklich  Gewollte  so  bald  als  mög- 
Ucb  anch  als  Gesets  nachtrfiglich  bekannt  so  machen,  and  etwa,  dass  dio 
Unterlassung  der  Bekanntmachung  im  ersten  Gesetze  an  dem  ficholdign  so 
ahnden  sei;  keineswegs  aber  zu  der  Fordemng  aa  die  Unterthanen,  AIh 
sichten»  welche  ihnen  gar  nicht  als  der  StaatswÜle  erOffhet  sind,  als  zwin- 
genden Normen  so  gehorchen.  Sollte  die  dueft  die  Anslassnng-  entstandene 
Lücke  TOT  der  nachträglichen  gesetzlichen  Ausfüllung  zu  theoretischei)  oder 
m  praktischen  Zwecken  erglnst  werden  mttssen,  so  wOrde  dieses  in  der  ge- 
wöhnlichen Weis^  nach  der  Analogie  der  bestehenden,  d.  h.  der  bekannt« 
gemachten,  Geseligebuig  zu  geschehen  haben.  Die  sonstwie  in  Er&hnmg  ge- 
bradite,  allein  nicht  aosgef&hrte,  Absicht  des  Gesetzgebers  kann  dabei  lediglich 
nicht  in  Betracht  kommen,  mag  sie  nun  die  auf  dem  oben  beieij^eten 
richtigeii  Weg  geftmdene  Entscheidung  bestätigen  oder  nicht  Alles  dieses 
gilt  aber  sowohl  von  ganzen  abgeschlossenen  Thailen  der  Gesetagebong,  als 
nur  von  einzelnen  Sätzen  und  Modificationen,  welche  in  dem  promnl^rten 
Texte  aasgelassen  sind.  Es  widerspricht  aber  diese  Lehre  dem  oben  aoiise- 
stellten  Grundsätze,  dass  nur  der  Wahre  Sinn  des  Gesees  zu  befolgen  sei, 
keineswogs.  Soweit  das  Gesetz  bekannt  gemacht  ist ,  ,soll  allerdings  dieser 
wahre  Sinn  anfgesucht  werden ;  allein  Ire  nichts  promulgirt  ist ,  kann  anch 
nichts  angewendet  werden,  sei  es  nun  in  .eijimn  richtigen  sei  es  in  eiitem 
£ijscbcn  Sinne. 

Eine  zweite  Beschränkung  der  allzi^  ausgedehnten  Benützung  ist  dann 
nothweudig,  wenn  die  bekannt  gemachten  Gesetsesworte  etwas  von  dem 
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nachweisbaren  Willen  dos  Gosct/pcbors  wesentlich  Verschiedenes  atit-' 
sagen.  Einer  solchen  Steile  des  Gesr  tzos  ist  allerdings  der  Unterthan  keinen 
Gehorsam  und  die  Behörde  keine  Ausführung  schuldig.  Nur  der  wirkliofae 
and  wahre  Wille  der  gesetzgebenden  Staatsgewalt  verpflichtet;  keineswegB 
aber  das  nachgelesene  Gegentheil  desselben.  Der  blosse  Schein  eines  wahrm 
Willen?  gonügt  nicht;  Weiteres  liegt  aber  in  dem  Bekanntgemachten  nicht 
vor.  Allein  weim  eine  solche  Stelle  aus  dem  Gesetze  wegfällt,  so  ist  es  da- 
gegen keineswegs  erlaubt ,  eine  andere  nicht  promulgirte  an  deren  Stelle  zu 
setzen.  Würc  ftir  letztere  die  Absicht  des  Gesetzgehers  noch  so  unzweifel- 
haft erwiesen ,  so  fehlt  ihr  doch  dir  nncrlässliche  Bedingung  der  ordnungs- 
gemässen Bekanntmachung.  Es  ist  somit  in  sokln  in  Falle  zu  verfahren,  als 
wenn  eine  Lücke  im  Gesetze  wäre.  —  Allerdings  setzt  diese  Ansicht  das 
Recht  des  Bürgers  und  des  Beamten,  den  Inhalt  der  Gesetze  hinsichtlich 
ihrer  verfassungsntassigrii  Gültigkeit  zu  prüfen,  voraus,  und  es  wird  die 
entgegenstehende  Meinung,  welcher  gemäss  den  ünterthanen  nur  die  Prüfung 
der  formellen  Gültigkeit  der  Publication  gestattet,  dagegen  die  unbedingte 
Verptiicbtung  des  Gehorsams  gegen  alle  der  äussern  Form  nach  untadelhaften 
befehlenden  Nonnen  auferlegt  werden  will,  stillschweigend  als  unrichtig  ver- 
woi-fen :  allein  es  ist  auch  völlig  unmöglieh,  den  blos  verfassungsgemässen 
Gehorsam  des  Bürgers,  d.  h.  seine  ganze  rechtliche  Stellung  im  KecbtäStaate, 
in  Kinklaog  mit  der  blinden  Hodiachtung  der  Form  zu  bringen  '). 


1)  El«  int  weder  Baom,  nocl)  aach  eine  XothwpndiKkcit ,  diese  wichtif?f  und  no  rlelAtch  Iw- 
iprodiene  Fra^e  hier  MufUhittch  so  erörteru.  Ein  Udtra«  dazu  i»t  ubeu  Nr. 3,  8.  %,  gegeben 
wordMI,  nd  Im  Oebrigen  mag  es  geuUgen  tu  bemerken,  dasa  sich  andere  namhaltu  Ver« 
thjltiHgac  WfflMSBiigavidrigcr  Genetze  ab  Linde  (Arc^iiv  flir  eivil.  Pnuds,  Bd.  XVI.  N<>.  13.,) 
SUhl,  (FUkM.  dw  Recht«,  S.  Aufl.,  Bd.  Ii,  8,  8.  &07  fg.,)  und  Zöpfl,  ^deutadiea  StaaUrecht, 
^  änä.,  Bd.  II,  8.  ^)  ig.)  nicht  aufzeigen  lassen.  Der  von  Krug,  Unuidulls«^  8.69  geniuL-hte 
Venacli,  die  Anwendung  dej«  GrundiiatzeH  dca  blo»  verfuMungsiuiaaigen  Ochonaxna  und  der  Bo- 
folgun«;  nur  gültig  zu  Stande  gelcomineoem  Oesetie  als  absurd,  und  somit  unrichtig,  dartu- 
ttetien ,  Ist  unglücklich  aufgefallen.  —  Wenn  er  namlieb  einmal  meint,  daa.H  du.s  Hecht  und  die 
Pdlcht  die  Kntstcthnng  eines*  Uesetzes  su  prüfen,  daiu  führen  niiisste,  dass  der  tticbter  ololit 
Vlot  dl«  ÜflMreiiisttmniong  des  publicirten  Gesetzes  mit  den  ständischen  BesehKheea  n  ant»»- 
snchen  bitte,  «ondeni  auch  die  Gültigkeit  dieseir  BeieUQsse  selbst,  die  Kichtigkcit  der  Abstiiu- 
iaiiii|C«a,  Ja  seihet  die  Richtigkeit  der  Wahlen:  so  vei^isst  er  gau,  daw  nach  audrttckUcheD 

'  BwWmmimgwi  der  VerfluMungen  nnd  Oesehaftsordonngen  nur  die  KamiDMa  mUmI  VMr  dto^ 
Uältigkeit  der  Wahlen  so  wie  Ober  die  Fomialien  Uirer  Verhantllungeu  zu  entwcheiden  haben, 
and  das«  ihre  Beaehlüsse  in  diesen  Dingen  Ibnnales  Bflcbt,  «omit  fOr  Jedeo  gttltiv  siad.  8«D 
aber  hierbei  etwa  gelegentlich  auch  geläugnet  werden  wotieo,  daii  d«r  Blditer  die  nalarlfllle 
Verfksemiffsmäaslgkeit  der  etindtocben  Beschlässe  und  der  ta  Feiffe  derselben  in  das  Gesetx 
•B^MMxnMien  .nielliiuiMiBijUB  s*  prüfen  habe:  eo  ist  dien  Ja  eben  der  Stral^nakt.  Wk  oa> 
•am  Tienee  iM  aBerdlaga  der  IMnnnf ,  dan  er  Recht  and  PAAt  dam  habe,  da  ein  itatw 
Mngswidrlges  OeeetS  fliB  imbeUbar  nichtiges  ist,  und  der  Richter  WU  fültige  (;e6e(zo  anwenden 
darf;  und  wir  sebea  iko  In  dieeer  Folgerang  ledigHcb  Biehta  Abnaiei.  —  Wenn  aber  aweiteaa 
gefhigt  wird ,  ob  eiw»  flle  rem  Riebter  in  gntem  Otanbea  adageepradteaen  Mralta  elmmtUrt 
Blchtig  seien  nnd  vielleicht  zu  einer  Klage  auf  Scbadenseniatz  berechtigen,  falls  später  nadhft» 

.  Wiesen  werde,  ' daa«  die  das  Oetets  votlrflade  Kai^mer  -Hiebt  legal  utsammeageaetst  gewiaiM 
aal:  ao  ^eelaaea  wir  hm  kebieo  Aagenbliek^  dteM  Frage  an  ^aben,  fUla  In  der  That  «tat 
Tertemwiwidiip  febOdele  Kmmn  Am  ftagUcht  Oneli  ttfim      4«r  Bf«M«r  «f  FIIMI- 


110  Üeber  die  Beontrong  der  etiadisdieD  teriundlnngen 

Anf  wesentlich  gk  iche  Woi^^e  ist  endlicli  noch  eine  dritte  Ausnahme  da 
zn  begründen,  wo  das  promulpirte  fiesctz  mehr  anordnet,  als  der  wirkliche 
Wille  des  Gesotzgt'b(  rs  war.  Ain  h  ein  solcher  Ucberschuss  ist  als  gar  nicht 
vorhanden  zn  beseitigen,  weil  zwar  eine  forini  11  gültige  Promulgation  besteht, 
dieselbe  jedoch  keinem  Willen  des  Gesetzgebers  entspricht,  und  somit  un- 
gültig ist. 

Noch  weit  bedeutendere  Ausstellungen  aber  werden  durch  eine  Fest- 
haltung der  Eingangs  aufgestellten  allgemeinen  Sätze  In  n  orgenifen  gegen 
die  der  gemeinen  entgegengesetzten  Ansicht,  dass  nämlich  lediglich  die 
bekannt  gemachten  Worte  der  Gesetze  über  den  Willen  des  Geset2- 
gebers  und  Aber  den  wahren  Sinn  der  Gesetze  Auskunft  und  Entscheidung 
geben  dürfen. 

Die  gegen  diese  Theorie  vorzubringenden  Einwendungen  sind  doppelter 
Art:  Ein  Theil  derselben  betrifft  den  Kern  der  Lehre  selbst;  ein  anderer 
Theil  aber  ist  gegen  Folge\^idrigkeiten  und  Begriffsverwechselungen  des  ein- 
zelnen Bearbeiters  za  wenden.  Es  wäre  ungerecht  und  vä  der  Sache  nichts 
beirafsend,  wiilte  man  bh»  inlgectiTe  Fehler  die  Theorie  aelbtt  entgelten 
iMsen;  all^  liervorgehoben  aittnen  de  dessen  ungeachtet  werden,  um  an^ 
in  dieser  Besiehung  das  Feld  zur  Anfiiahme  einer  nach  allen  Seiten  richtigen 
Doctrin  n  reinigen;  und  es  ist  sogar,  um  die  wesentlidwn  Einwirfe  mög- 
lichst scharf  heraosautellen,  nOthig,  mit  diesen  Nebenponkten  sa  beginneii. 

So  erscheüit  esdenneinbch  als  eine  Folgewidrigkeit,  wenn  wieder- 
holt ')  von  den  Anhfingem  dos  Wortes'  zugegeben  nnd  selbst  verlangt  wird, 
dass  die  innere  Uebereinstinunnng  des  Bekanntgemächten  mit  dem  wahren 
Willen  des  Gesetzgebers  soll  geprüft  nnd  hn  FaÜe  eines  Widerspruches  das 
unrichtig  Promolgirte  nicht  befolgt  werden.  So  lichtig  sicher  diese  Forde- 
rung ist,  80  ist  sie  doch  im  schneidenden  Widerspruche  mit  der  gaoaen  in 
Frage  stehenden  Lehre,' indem  natarlich  eine  solche  üntersuchnog  nidit 
ans  den  Worten,  gegen  welche  sie  Ja  gehen  soll,  sond^  ans  anderweitigen 
Quellen  geihhrt  werden  kann. 

ZaUreicher  no<^'  sind  BegriffsTerwechslungen'  und  offenbare 
HissTcrstandttisse.  —  Oder  ist  es  nidit  einleuchtend,  dass  eine  Forde- 
mug  an  den  Gesetzgeber  verwechselt  i$t  mit  einer  Bagel  Ihr  den  Ausleger, 


wMiIgkfllt  g<Blialit  hiMe,  damlbe  mawmOm.  BIim  wlelw  Kammar  komt«  keta  siUlvH 

Ge»etx  gel  e  il ;  luul  nur  auf  Q rund  eines  gülti^ren  Gesetzes  Wjinn  rechtlich  eine  Strafe  gegründet 
Wirdeo.  In  eiD«HD  loloken  ITaUe  w«r  nidit  du  uix«tiliche  neue,  Modeni  dai  alt«,  uatw  aotehtn 
t)imtiiH!«a  gar  niehr  aa^chBlMoe,  CkMtt  «uMmMdan.  Wann  aber  Varwtmow  eatMabt  aat 

der  ErlasHung  rechtlich  unbeKründeter  Spräche,  so  ist  nur  der  Richter  Schuld  daran,  nicht  der 
ataaUr«chtalehrer,  welelMr  aar  logtoobe  SchWiae  «tu  unxweifeihafiaa  Vordenülteo  sioht.  Mebt 
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wenn  eine  Reihe  von  nothwendigen  Eigenschaften  gut  abgefasster  Gesetze 
aufgeführt  luid  namentlich  verlangt  wird,  dass  ein  Gesetz  eine  vollständige 
Erklärung  enthalten  müsse  diese  Forderungen  nun  alier  (iründe  sein 
sollen,  wanim  die  Auslegung  solcher  Gesetze  nielit  aus  anderweitigen  Quellen 
SO  schöpfen  sei?  Gerade  davon  handelt  es  sich  ja,  dass  jene  Eigenschaften 
nicht  vorhanden  sind ,  das  Gesetz  aber  doch  in  seinem  wahren  Sinne  ausge- 
legt werden  muss.  Wozu  kann  hier  die  Verweisung  aof  eine,  nun  einmal 
nicht  befolgte,  Regel  für  den  Gesetzgeber  dienen,  und  wie  kann  sie  die  Auf- 
suchung anderer  Hfllfe  überflflssig  machen?  —  Eben  so  ist  es  ein  handgreif- 
liches Missverstflndniss ,  wenn  weitläufig  dagegen  gekämpft  wird,  dass  nicht 
ier  blos  mögliche,  nothwendige  o.  8.  w.  WiUe  des  Gesetzgehers,  sondern 
wmr  walire  oid  «friEBeiie  GeseU  sei  und  beachtet  nwden  dflrfe 
riAfc  Iniii  Heoidi  in  Abrede.  Die  Fnge  ist  nur  die,  ob  an  M  nidit 
Uarai  Werten  der  Necbweis  des  wahren  WlUens  irgendwo  anders,  als  aes 
Üesea  Werten  genommen  werden  dfirfis?  Die  Benntaer  der  eClndiseben 
Sdniften  x.  B.  sind  so  lireuig  geneigt,  die  bekSmpfte  Meinung  ao  fertheidigen, 
dass  aie  Im  Oegenthefle  behaafiten,  nor  aaf  ihrem  Wege  kOnne  der  wahre 
Wille  erlbnclit  werden,  wOrend  das  iOeben  an  den  mangelhaften  Worten 
ai  der  DatstelhBig  eines  bk»  problematischen  oder  wohl  ganz  vnwahren 
Willens  (tthre.  --  Nidit  minder  am  Tage  liegt  das  IfisSTerstindniss,  wenn 
gegen  die  Benatiang  der  ausserhalb  derGesetsesworte  liegenden  Ansleguags- 
ndttd  eingewendet  wird,  dass,  wenn  etwas  ausser  dem  Gesetse  anch  nodi 
den  Willen  des  Qeset^bers  enthalten  soll,  es  ebenblls  Ärmlich  als  Gesets 
bekannt  geniacht  sein  mttsste  *).  Wenn  etwas  ausser  dem  bekannt  ge- 
machten Geeetw  auch  qoch  Gesetieskraft  haben  soll,  muss  es  allerdings 
pvommlgirt  sein.  Aber  Uer  soll  Ja  nur  dai^legt  werden,  was  denn  eigent» 
lieh  im  Gcsetae,  wie  es  bereits  bekannt  gemacht  ist,  wurkli6h  steht.  Ganz 
mvereckt  kt  daher  aoch  der  angehängte  Vorwurf  gegen  Wächter  n.  A., 
daaa  man  noch  aber  das  Gesetz  stelle,  was  nicht  einmal  selbst  Oesett  sei. 
'Stellt  man  doch  nichts  Aber  das  Gosetz,  •  sondern  beweist  man  nur,  was  Ui 
denaelbett  bereits  enthalten  ist  —  Schwer  begrnlBch  ist  es  eadlich  noch, 
wenn  zum  Beweise,  dasa  nur  das  aasdrOcklich  Promulgirte  Gesetz  sei,  auf 
die  Vorsdiriften  Ton  VerüMSungsurkupden  hingewiesen  wird,  welche  eüie 
Znstinmung  der  verschiedenen  Factoten  der  Gesetzgebung  TcHangen,  und 
hiorlBr  gewisse  Formen  vorschreiben  *);  Es  handelt  sich  ja  lediglkh  nidit 
dafito,  ob  jBin  Gesetz  verfissungsmissig  zn  Stande  gekommen  sei.  Dies  wird 


1)  8.  SchAffrath,  Tbeorie,  8.  Sl  Cs» 

s)  DM.,  a.  SS  «. 

8}  Das-,  S.  Bl  tg. 
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natürlich  vorausgesetzt.  Wer  wird  Auslegungsregeln  fQr  ein  formell  schon 
ungültiges  Gesetz  aufsuchen?  Die  Frage  ist  vielmehr  die:  wie  die  formell 
gültigen  Gesetze  materiell  richtig  auszulegen  seien?  Zur  Beantwortung  dieser 
Frage  sind  nun  aber  doch  sicherlich  jene  Vorschriften  nicht  gegeben. 

Allein  sieht  man  auch  ab  von  diesen  zufälligen  Mängeln  der  Aiiliassung 
und  Ausführung,  so  bietet  dennoch  das  Wesentliche  der  Lehre  noch  hin- 
reichende Veranlassung  zur  Bekämpfung. 

Diese  Lehre  besteht  nämlich,  wie  bereits  oben,  S.  103,  ausfühilicher  an- 
gegeben worden  ist,  darin,  dass  Erklärungen  der  Staatsgewalt  und  ihrer 
einzelnen  Factorcn,  welche  niclit  in  den  W^orten  der  Gesetze  selbst  enthalten 
sind,  als  materielle  Quellen  der  Gesetzesauslegung  ungeeignet  seien,  wenn 
sie  mit  dem  Wortverstande  des  auszulegenden  Gesetzes,  mit  der  quantitativen 
oder  qualitativen  Beschaffenheit  seines  Sinnes  nicht  übereinstimmen  oder 
gar  im  Widerspruche  stehen,  insbesondere  aber  wenn  sie  zu  einer  beschrän- 
kenden oder  erweiternden  Auslegung  führen  würden.  Auch  zur  Beseitigung 
von  Verworrenheit  in  dem  Gedanken  oder  zur  Ausfüllung  von  Lücken  seien 
sie  nicht  zu  verwenden.  Dagegen  sollen  sie  gebraucht  werden  können  als 
formelle  Beweismittel  der  (auf  anderem  Wege  gefundenen)  Auslegung,  na- 
mentlich der  grammatischen  und  der  declarativcn  ').  Der  Hauptbeweis 
dieses  Satzes  aber  wird  durch  die  Behauptung  geliefert,  dass  nur  die  aas 
den  Worten  des  Gesetzes  erhellende  Erklärung  der  wirklich  zu  Stande  ge- 
kommene und  verbindliche  Wille  des  Gesetzgebers  sei,  und  dass  auch  nur 
das  auf  solche  Weise  Promulgirte  der  Bürger  zu  kennen  schuldig  sein  könne. 

Hierüber  ist  denn  nun  Nachstehendes  zu  bemerken.  Es  ist  bereits 
als  ein  Elcmentarprincip  zugegeben,  dass  nur  Bekanntgemachtes  gesetz- 
liche Norm  sei;  und  es  ist  auch  hieraus  schon  abgeleitet  worden,  dass  ein 
Verschiedenes  von  dem  Promulgirten  oder  ein  über  dasselbe  Hinausgeheudes 
nicht  aus  anderweitigen  Gründen  an  die  Stelle  desselben  gesetzt,  oder  eine 
Lücke  in  demselben  auf  solche  Weise  ausgefüllt  werden  darf.  Allein  ein  , 
grosser  Irrthum  ist  es,  wenn  über  dieser  Wahrheit  der  zweite  eben  so  hoch 
stehende  Satz  übersehen  wird,  dass  das  Gesetz  nur  in  seinem  wahren  Sinne 
auszulegen  und  anzuwenden  ist.  Dieser  wahre  Sinn  ist  nun  aber  kein  anderer, 
als  derjenige,  welchen  der  Gesetzgeber  selbst,  nachweisbar,  ausdrücken 
wollte.  Die  Behauptung,  dass  dieser  Nachweis  über  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers nur  aus  den  promulgirten  Worten  des  Gesetzes  selbst  geliefert  werden 
könne,  ist  lediglich  willkürlich,  und  widerspricht  der  täglichen  Erfahrung. 
Allerdings  ist  die  nächste  und  wichtigste  Auslegungsquelle  das  Gesetz  selbst, 
sowie  die  übrige  Gesetzgebung,  und  nie  darf  deren  Benutzung  versäumt 
werden.   Allein  da  die  Abfassung  von  Gesetzen,  so  wenig  als  irgend  ein 
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taderes  aea^Ukhet  OMchftft  von  UnvolUrommenheiten  ^  ist,  lo  tefibt  «• 
lieh  nr  afln  hlnfif ,  ctast  der  Arndnuk  imhwtimmt  oder  nariditig  gevilill 
ist,  oder  dam  ein  Oeaeti  in  dem  YerhAlloisae  zon  gaoMB  Eeehtsqnteme  die 
Fttdenug  der  Eialwil  oder  der  YoUittodigtdt  nicht  erfUlt  UnBflfUch 
Uoncn  diete  lOsgel  immer  beseitigt  nnd  luum  der  wahre  Sinn  des  Gesetses 
duigelegt  werden  durch  die  Betrachtung  and  Erdrtenmg  seiner  eigenen 
Werte;  namentlich. dann,  wenn  diese  Worte  an  sich  nicht  einmal  anf- 
■erinam  mactoi  aaf  das  Vorhandensein  eines  Mangels,  was  bei 'einem 
■ateriflUea  Verstösse  sehr  wohl  der  Fall  sein  kann.  Unltoghar  aber  ist  es 
wenigstens  in  manchen  Fallen  möglich,  die  Uem  nOthigen  Notiaen  aas- 
«irts  her  in  erwerben.  Ist  dem  aber  also,  so  mftssen  sotehe  nach  nr 
Darlegung  des  wahren  Kanes  angewendet  werden.  Warum  sie  mir  rar  Be- 
tUtignng  der  anf  andere  Weise  gefhndenen  Auslegung,  nicht  aber  auch  rar 
Eiglnamg  und  Berichtigung  der  gowlhlten  mangelhaiken  Fonn  gebraucht 
Verden  kOmten  und  dürften,  ist  lediglich  nicht  einasehen.  Und  TflUig  ine- 
Inant  sind  die  gegen  hfllfeweise  Zuadrang  von  Kem^nissqoeUen  ausserhalb 
des  Gesetzes  Torgebrachteo  Einwendungen.  Wenn  geltend  gemacht  werden 
ifllt  dasa  der  Borger  und  der  Beamte  nur  das  promalgirte  Gesetz  n  kennen 
«bsldig  sei,  nicht  aber  aucbanderwätigeVerhandhmgen  undBechtsgeschlfta 
der  8^at8g•wallen:  so  ist  darauf  eidbch  lu  erwidern,  dass  er  den  wahren 
8tan  des  Qeselses  n  kennen  schuldig  ist,  und  somit  nach  die  Mittel,  welche 
m  der  EinaiGht  desselben  filhren.  Diese  Fbrdeinng  aber  ist  auch  praktlsoh 
liefat  fthertrieben,  da  die  Wissenschaft  es  sich  immer  schnell  zur  Anigabe 
■seht,  die  nMUgen  Auslegungen  in  liefern  %  Eben  so  wenig  ist  der  Ein- 
wurf schlagend,  dass  Zweifel^  welche  erst  durch  fremde  Schriften  xu  s.  w., 
■idit  aber  durch  die  Worte  des  Gesetaes  selbst  entstehen,  nicht  Zweifel  des 
Gesetaes  selbst  seien.  Die  Worte  an  ddi  erwecken  yerhJtttnissndtaHBig  selten 
Zweifel,  sondern  diese  rOhzen  in  der  Regel  von  den  Kenntnissen  her,  welche 
der  Ausleger  m  seinem  Geachlfte  nutbiingt  Solche  Kenntnisse  sind  et  denn 
such,  welche  fon  den  fremden  Anslegungitnellen,  s.  B.  den  stftndtschen 


1)  W«Mi  Kr«a,  OiMi^tn«  a.  ts.  Heto  U,  M  SM»  «rtWMWHt  Sud«!,  da«  d«r  «tafir 

«iif -Ii.'  Literator  über  die  Gesetie  verwiesen  werde.  wÄhren«!  schon  die  Flcliou,  dau  er  du 
t>'<MM;U  «eltHt  kenne,  xwar  nolbweudi^;  aliur  t;ewaJtuitn  »ei :  »u  waltet  ein  MhsverstündnlM  dabei 
•k.  y«a  «Imt  FMdSiaa,  datt  jador  Bttiger  anch  die  icelelirten  Ue«eUßseotiinientiire 

rei^elmsUaig  «tucUra«  Iuuid  natilrllclj  vemtÄndigorweise  niclit  die  Rede  »ein.  Allein  wenn  einmal 
uiuwcifttlhafl  festitdit,  daait  d«r  Batyer  den  wahren  Hinn  de«  lieseUes,  und  nicht  inrend 
ittm  üihaiplianiii,  ca  bafkriyflo,  beaMraasnreiiie  denaellMD  auf  «ich  aamndflB  tu  laasen  hat: 
M  kann  ihm  die  Notbweadifirkdt,  sieh  betreffenden  Kalla  nach  Jenem  Sinne  tn  erkundigen,  akfal 
cilaui-n  werden,  wenn  er  nicht  in  ädiadcn  liommen  will.  Die  gelehrten  Schriften  braneht  er 
itwlniij  niehk  ariM  n  liiai;  attata  ar  aiMrbei  Bolchen  Belehrung  suchen,  welche  sie  kennen. 
Oder  ist  diesen  etwa  ander*,  wenn  e^  sieh  von  der  .Vnwendung  des  römischen  Hechts  haiadeltT 
^bt  e*  nicht  Kru«  itlbni  zu,  bei  der  Anwendung;  der  tou  ihm  als  unJÜar  baaaidiMteB  Ga- 
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Schriften,  geliefert  werden.  Wenn  endlich  behauptet  wird,  dass  ein  an  sich 
tinvollstÄnJiges  oder  unverständliches  Gesetz  einer  Auslegung  gar  nicht  fähig, 
somit  anch  nicht  bedürftig  sei:  so  widerspricht  diess  den  anerkanntesten 
Rechtsregeln.  Im  Gegentheile  ist  nämlich  jedes  Gesetz  der  Auslegung  be- 
dUrilig ,  und  muss  jedes  ausgelegt  werden ,  sei  die  Dunkelheit  desselben  an 
sich  noch  so  gross  *).  Da  jedes  Gesetz  anzuwenden  ist,  so  ist  auch  der  wahre 
Sinn  von  jedem  /u  erforschen,  und  die  Auslegungsregeln  sind  bekanntlich 
noch  lange  nicht  erschöpft  mit  der  Erörterung  der  blossen  Wort«. 

Soweit  die  Bemerkungen  über  die  bisher  aufgestellten  Theorieen.  Ist 
diese  Kritik  irgend  richtig  gewesen ,  so  ist  der  Beweis  geliefert ,  dass  beide 
die  Wahrheit  nicht  vollständig  erreichen;  am  wenigsten  freilich  die,  welche 
nur  den  Worten  selbst  eine  Bedeutung  beilegt.  Während  die  gemeine  An- 
sicht es  nur  darin  verfehlt ,  dass  sie  einem  an  sich  richtigen  Grundsatze  eine 
allzu  weite  Aasdehnung  gibt,  und  Uber  die  Beachtung  des  einen  wichtigen 
Satzes  einen  zweiten,  gleich  wichtigen  unberücksichtigt  lässt,  ist  die  ihr  ent- 
gegengestellte Lehre  in  der  Grundlage  falsch  und  kann  daher  nur  zufällig 
und  bei  Einzelnheiten  auf  die  Wahrheit  stossen. 

Es  handelt  sich  somit  jetzt  davon,  an  die  Stelle  des  mehr  oder  weniger 
Verfehlten  eine  Lehre  zu  stellen,  welche  keinen  gegründeten  Zweifel  zulässt. 
Hierzu  ist  denn  aber  durch  die  bisherigen  Erörterungen  der  Weg  bereits 
gebahnt;  und  namentlich  wrd  es  eines  eigenen  Beweises  der  aufzustellenden 
Sätze  in  der  Regel  nicht  bedürfen,  da  ihre  Begründung  schon  in  dem  Vor- 
gebrachten liegt. 

Der  Grundgedanke  ist,  dass  die  Aufgabe  der  Auffindung  des  wahren 
Sinnes  des  Gesetzgebers  und  die  Thatsache  der  geschehenen  Bekanntmachung 
auf  gleiche  Stufe  gestellt  werden,  und  dass  nur  derjenige  Satz  Ms  eine  den 
Bürger  und  die  Behörde  verbindende  Norm  augesehen  wird,  welcher  die 
Forderungen  der  richtigen  Auslegung  und  der  Promulgation  zugleich  erftült. 

Bem  gemäss  ist  vor  Allem  zu  untersuchen,  ob  ein  Gesetz  vorschrift- 
mässig  d.  h.  verfassungsmässig  bekannt  gemacht  ist;  und  nur 
wo  dem  also  ist,  darf  der  beabsichtigten  Vorschi-ift  irgend  welche  weitere 
Beachtung  gegeben  werden.  Es  wirkt  aber  dieser  Satz  nach  verschiedenen 
Seiten.  —  Einmal  ist  erforderlich,  dass  die  Bekanntmachung  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Form  und  in  der  gesetzlichen  Weise  geschah.  In  der  Mo- 
narchie bat  nur  das  Staatsoberhaupt  das  Recht,  die  Gesetze  zu  publiciren; 
eine  nicht  von  ihm  ausgehende,  z.  B.  etwa  von  der  Ständeversammlung  an- 
geordnete oder  von  einem  Privaten  ausgehende  Veröffentlichung  ist  also  keine 
veranstaltete ,  gesetzliche  Promulgation,  wie  richtig  immer  der  Inhalt  des  Be- 


1)  8.  8aT  Igny,  System  de«  heuti^r«»  Römiacbru  Kecbte«,  Bd.  1 ,  ä.  Sv7  4r- 
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kaimtgemachten  Obereinstimnieu  mag  mit  den  vorangegangenen  Yertbredungen 
der  Gesetzgebangsfactoren.  Auch  eine  ongebflrliche  Versögerung  der  Publi- 
ettioD  durch  das  StMtsoberhanpt  giebt  keinem  Dritten  ein  Recht2u  einer  gültigeo 
▼•rOüniflichiing.  Die  UUerlMiiing  mag  za  itftndiscbeii  Beschwerden  und 
4er8D  Folgen  ftbra;  tllein  das  thateftchlieh  niditpffwnlgirte  Gesetz  besteht 
rediUich  indesien  noch  iiiclit  Ebee  so  nothwcndig  av  Ibrmalteii  GiUtigkMt 
ctaea  OcBeUBi  kann,  nach  dem  Rechte  des  concreten  Staates,  eine  beetimmte 
BakanatBMcliiiigsiieise  sein;  s.  B.  hn  Geaatiesblatte,  dnrch  fiABOtlioheD  Aa- 
seklag  v.  dergL  —  Zwdtens  frugt  es  sich,  «b  idas  thataacMich  BekaanU 
gaufcti!  aoeh  wirididi  dai  von  dem  Geaetageber  BesehkMsene  ist;  ob  abo 
■■f  ntlirii  da,  wo  eine  Znaammwiwirkimg  verschiedeiier  Factoren  fvfftasungs- 
gOBln  Döthig  ist,  das  Verabredete  auch  wirldich  materiell  und  formell  vor- 
liegt? Da  es  Uebd  nicht  bk»  am  die  Einhaltung  der  iossem  Form  n  thon 
iat,  aondeni  am  die  irirklkshe  Wahrheit,  n«r  die  eratere  aber  am  den  be- 
kannt gemachten  W<»rten  aieh  ergibt,  so  iat  ein  Beweis  ans  aaderwettigea 
skiiani  QneUea,  welche  inuaer  sie  sein  mOgea,  nabedeiddieh  gestattet  Ein 
aagmMIflinn  Oeseli,  wekhee  aber,  bat  einer  tokhen  Untenochnag,  von  dea 
■Ü  dm  Bfeladea  nrabfedetea  Bestiaunnagea  abweidit,  iat  aieht  die  voa  der 
TerfasBoag  gewoflte  aad  mit  Rechtskraft  versehene  Bekanntmachoäg  dea 
WOoB  der  «eeaauntea  Factoren,  and  hat  äcmit  keine  reohtUcbe  G«tti^t 
Mwi  Iat  ea  glekbgittig,  ob  die  anrieklige  YerOiBntlicbang  die  Fona 
eiaee  eigeaea  Geaelaea  oder  bot  alsTbeil  eines  im  Gaasea  riehtig  sa  Staade 
gcikonuasneu  oad  oatadelkaft  proaudgirten  Qeeetiea  sei ;  soweit  die  TerOifent- 
iktaag  der  Tkalsadw  der  Yerabrednng  nicht  entepricbt,  mass  sie  als  nicht 
edUgt  betracktet  werden  oad  ist  ganz  anbeachtet  in  lassen.  Ebenso  macht 
ea  aar  in  Beiiekai«  aaf  die  Veraatwortlkhkeit  des.  üikebera  der  fidaehea 
Bekanntmachaag,  keineswegs  aber  hinsichtlich  ihrer  GftUigkeit  einen  Unter- 
eehied,  ob  die  der  tlialsftchlkhen.üeberekikaaft  nickt  entsprechende  Verflgsnt- 
ttehaag  abeichtlicb  oder  aar  darcb  Necfalftssigkeit  and  Miseverstindniaa  erlblgt 
iat  *).  Qn  wie  bine  eine  aokdie  als  Geaeta  aicht  gelteade  Pnblicatioa  ab 


1)  MK  dhr  BnlMhMcBbflie  man  dlfl  Ton  Kra^ ,  OnrndtltM/a.  SS  lg.  ■■UftelWs  hikn 

«uräck^«-wii's«Mi  werden,  (Iash  ein  veiantwortlichiT  Minister,  eben  Keiner  Verantwortlichkeit 
wcigeD,  bei  der  «cliiieMliciieo  B«<lactiou  kidoe  nuUeti^e  Aendeningeo  vornohmen  könne,  wdofae 
mtk  «»«k  lar  sehidlMlMa  ntnOmg  ab  MfliweadJg  hoaniteDeB.  Si  Ml  leSIglieli  OmIm  dar 
Stände  nicht  des  Richter»,  ihm  hierfür  xu  iiideniniMiren  oder  nicht.  -  Zunächst  iat  von  nlndein- 
aUknag^  gmr  nicht  die  Bede,  (tuid  hat  überUietM  «ine  solche  durch  dieBichter  gar  keinen  Sinn,) 
■«■im  aar  äamm,'  «b  «Im  wtm  dar  Vmnimtaag  arit  den  OliBdco  abwckkcade  OrnttamtMäi 

catinn  irüJtIg  sei.  Die  BojaliunK  widersprieht  nun  •bwdsmgranien  Gedanken  <le.'<  cunstitutioneUeD 
ataatec  Nor  in  »o  ferne  K^erun«  und  Stände  ÜMrafaikoDunen,  iat  ein  GeseU  möglich.  Ob 
dto  «nOdriidie  üMbSwiius  tnm  oder  kieta  lü,  naciit  ketam  ÜMweehML  Und  waa  tat  iId 
Ende  eine  t^kleine"  Abinderunjr?  Zeigt  sich  bei  der  sehlio'islirhe'h  Redaction  eine  Abweichunff 
voo  den  geoMliischaftUcben  Beschlttuen  aU  materiell  zweciiiuäsaig,  so  uibis  durch  AuMetxunjf 
dar  nütoattaa  daa  gaaien  Oeaeiaee  Ua  aar  alahalan  attadavaiMunmlaag,  oder  dareli  eJaal* 
waUlfa  aavarifadarto  TerÖffgattidnaar  sker  YorieeaBe  «law  MsvaOe  kei  «ntsr  Orinwihiil 
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Yerordnung  gelttn  kanu,  ist  tine  Frage  für  bich,  welche  theils  nach  ma- 
teriellen thoils  nach  formellen  Racksichten  zu  entscheiden  ist,  hier  aber  nicht 
weiter  in  Betrachtung  kommt.)  —  Drittens  folgt  noch  (wie  oben  bereits  er> 
Artert  wurde)  aus  dem  allgemeinen  Satze,  daas,  wenn  eine  von  dem  Gesetz- 
geher wirklich  beschlossene  einzelne  Bestimmung  thatsfichlich  oichi  bftkaapt 
gemacht  ist ,  sie  auch  nicht  als  Oesetz  betrachtet  werden  darf. 

Unterliegt  die  Thatsache  einer  mangellosen  Promulgation  keinem  Zweifel, 
10  tritt  nun  die  Auiigabe  einer  richtigen  Auslegung ,  d.  h.  der  Auffindung  des 
wahren  Sinnes  des  Gesetzt's,  ein.  Und  zwar  muss  einer  Seits  jedes  Ge- 
seta  eine  solche  Auslegung  bestehen,  auch  wenn  es  noch  so  kurz  und  einfach 
wäre,  indem  auch  hier  der  wahre  Sinn  zu  beweisen  ist ;  anderer  Seits  aber 
darf  keines  als  unauslegbar  zartickgewreen  werden.  So  lange  ein  Gesetz 
nicht  auf  rechtlichem  Wege  aufgehoben  oder  abgeändert  worden,  ist  es 
anzuwenden,  und  zwar  in  seinem  wahren  Sinne,  wie  diesen  menschliche 
Kunst  ausfindig  und  wahrscheinlich  machen  kann. 

Unzweifelhaft  bieten  die  Worte  der  Gesetze  selbst  die  erste  und  wich- 
tigste Quelle  dar.  Sie  sind  zur  verständlichen  und  vollständigen  Darlegimg 
dieses  Willens  bestimmt,  und  es  ist  somit  von  ihnen  mit  Recht  unmittelbar 
auf  denselben  zu  schlicssen.  Es  findet  also,  welche  weitere  Auslegungsquellen 
anch  vorhanden  sein  mögen,  jeden  Falles  und  zunächst  die  gesanunte  Theorie 
der  grammatischen  Auslegung,  sowohl  auf  das  einzelne  Gesetz  an  sich,  als 
auf  seine  Einftlgung  in  das  System ,  ihre  volle  Anwendung. 

Allein  es  genügt  diese  Auslegung  ans  den  Worten  keineswegs  allein. 
Theils  ist  es  immerhin  möglich,  dass  anch  anscheinend  ganz  richtig  ge- 
wählte Worte,  welche  also  eine  völlig  verstrunlico  und.  nach  allen  Seiten 
hin  unangreifbare  Bestimmung  zu  mben  haben,  doch  dem  thatsächlichen 
wahren  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  entsprechen.  Theils  ist  ein  so  ge- 
neuer  und  volbtruuliger  Ausdruck  des  gesetzgeberischen  Willens  keineswegs 
immer,  oder  auch  nur  ?ehr  häutig,  vorhanden.  Je  ausgedehnter  das  Gesetz, 
je  verwickelter  sein  materieller  Inhalt,  je  vielseitiger  seine  Beziehung  zu 
anderen,  früher  bereits  geordneten,  Rechtstheilen  ist,  eine  je  grössere 
Anzahl  von  Personen,  vielleicht  in  verschiedenen  Acten,  an  der  Zustande- 
bringung  Antheil  zu  nehmen  hat:  desto  leichter  i-t  es  initglidi,  dass  die 
gewählten  Worte  den  beabsichtigten  Sinn  nicht  vollständig,  nicht  verstünd- 
lich oder  selbst  nicht  richtig  ausdrücken.  Viele  Gesetze  leiden  an  allen 
diesen  Mängeln  zumal,  und  oft  in  einem  hohen  Grade.  Vergeblich  wäre 
es,  in  solchen  Fällen  durch  blosse  Betrachtung  and  Erläuterung  des  Ge- 


oder  endlich  (wenn  der  FaÜ  darnach  «ngetban  Urt)  durah  eis  proricoriMb«!  OtMU  ffsboUln 
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lelzestextes  die  Zweifel  lösen  and  die  Fehler  entfen^on  zii  wollen.  Uii> 
iweifelbaft  ist  es  also,  ond  zwar  ohne  Aasnahme  in  allen  F&llen,  BMhi 
nnd  Pflicht,  anch  noch  anderweitige  vorhandene  Quellen  n 
Ratbe  zn  zieheD  nnd  dnrch  ihre  Beoilang  den  wahren  Sinn  der  ?on  den 
Gesetzgeber  promnlgirten  Bestimmnng  zn  erforschen.  Keineswegs  liegt  da- 
bei die  Absicht  zu  Grunde ,  unter  allen  Unistanden  einen  Tai  dem  nAchs^ 
liegenden  Wortverstaude  abweichenden  Sinn  ausfindig  zu  machen;  es  soll 
vielmehr  nur  nntenncht  werden,  ob  vielleicht  nicht  ein  solcher  vorhandn 
ond  nachweisbar  sei.  Stimmen  die  weiteren  Auslegnngsqnellen  mit  dem  tu 
den  Worten  selbst  gefundenen  Sinne  überein,  so  ist  es  nur  nm  so  besser. 
Die  Aufgabe  erstreckt  sich  aber  materiell  so  weit,  als  bekannt  gemachte 
Worte  gehen.  Was  zu  deren  Verdeutlichung,  Vervollständigung  nnd  Be- 
licbtignng  dient,  ist  gestattet  und  nothwendig:  gar  nicht  Bekanntgemachtes 
dag^en  darf  allerdings  anch  aus  solchen  Quellen  nicht  als  Gesetz  erkUit 
werden.  Gleichgfütig  ist  dabei  an  sich,  welcher  Art  diese  anderweitigen 
Quellen  sind,  wenn  sie  nur  einen  sichern  Beweis  ihrer  Aussnge  zu  liefern 
vermögen.  Dass  aber  eigene,  wohlüberlegte  Erklärungen  des  Gesetzgebers 
selbst  zu  der  zuverlässigsten  dieser  Quellen  gehören,  versteht  sich  freilich 
von  selb*;t.  Von  einem  eigenthümlichen  Verfahren  oder  besonderen  Regeln 
ist  übrigens  dabei  keine  Rede.  Einer  S^  it?  finden  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Auslegung  auch  bei  der  .\n\vcndung  dieses  Material-  ihre  volle 
Anwendung ;  anderer  Seits  müssen  die  verschiedenen  Handlungen  und  Rechts- 
ge'^rhafte.  welche  als  Auslegniig-niittel  dienen  sollen,  den  gewöhnlichen  Vor- 
schriften (hinsichtlich  der  Einwilligung,  der  Vollendung  u.  w.i  gemäss 
gültig  zu  Stande  gekommen  sein  Nattirlich  kann  der  Wunsch,  eine  wich- 
tige Erklärung  zu  Staude  zu  bringen ,  unbewei'-cnde  Plandlungen  oder  Reden 
nicht  vent&rkeo,  oder  onrechtlicheo  eine  Kraft  ond  Bedentong  geben. 

Bd  wildMS  Artw  m  OaiiCMn  fladet  «im  Andngruf  sni  firnndift 

OiiUen  italtt 

Es  ist  nöthig,  an  dieser  Stelle  die  Hauptargumentation  zu  unterbrechen, 
um  einen  Nebenpunkt,  über  welchen  unzulässige  Ansichten  ausgesprochen 
worden  sind,  richtig  zu  stellen.  —  In  der  vorstehenden  Erörterung  war  im 
Allgemeinen  vou  der  Auslegung  der  Gesetze  anch  aus  anderen  Quellen,  als 
den  blossen  Textesworten ,  die  Rede:  und  es  wurde  bemerkt,  dass  einer 
solchen  Auslegung  jede  Art  von  Gesetz,  das  gesunde  sowohl  als  das  man- 
gelhafte, das  undeutliche  wie  das  unrichtig  ausgedrückte,  bcdiirfe.  Dies  r 
Aligemeiubeit  der  Auslegung  durch  äussere  Quellen  treten  nun  aber ,  wie 
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oben  bereits  vorUUifig  bemerkt  worden  ist,  Krng  and  Milbanser  «it- 
gegen.  Jener  «ill  eine  solche  Interpretationsweii^c  anf  diejenigen  Oesetie 
beschrflnken,  welche  schon  in  ihrer  Abfassung  undeutlich  seien;  bd  an  md 
fOr  sich  klaren  Gesetzen  kOnne  weder  dem  Richter  ein  AnzweiftlB  des  ihn 
eröffneten  Sinnes  des  Gesetzes  zustehen,  noch  dem  schlichten  Birger  die 
Einsieht  in  die,  unter  tadellos  scheinender  Form  verborgen  liegende,  Notb* 
vendlgleit  einer  weiteren  künstlichen  Auslegung  angemnthet  ipetden,  nie 
dieas  illerdings  bei  Normen  der  Fall  sei,  welehe  ihre  MangelhaftigiMit  m 
dtr  Stfme  Ingen.  Der  Zweite  aber  erUlrl  tidi  für  die  AnwendinilBelt 
nur  bei  Gesetzen  von  sweifelhaitem  Sinne,  nnd  bei  solcben,  wM»  einen 
Widerspmdi  oder  eine  Lttoke  enthalten. 

Ist  dem  nun  also?  —  Man  darf  sich  wohl  nicht  bedenken,  diese  Frage 
unbedingt  sn  verneinen;  und  vielleiclit  ist  eine  Yerwnnderung  gestattet,  wie 
Mdche  Meinungen  je  von  Bechtsgelebrien  anfgesteOt  werden  konnlen. 

Waa  nimlich  die  Krug*scfae  Ansieht  betrifft  ■)«  >o  dieselbe  van 
der  Annahme  aus,  dass  «swisehen  Wort  nnd  Gedanken  eine  reale  Verscfaie- 
denbdt  nicht  obwalten  kOnne.»  Klaren  Worten  entspreche  immer  anch  «in 
richtiger  Gedanke.  Seien  dagegen  die  Worte  in  irgend  einer  UHrinKwif 
unbestimmt  nnd  unklar,  so  theile  auch  der  Gedanke  diese  iSgensclmft;  und 
dB  habe  gewiss,  wenn  die  Worte  bestimmt  und  Uar  aber  unriditig  gMUt 
adcD,  auch  der  Oesetageber  in  dem  Momente,  als  er  das  Oeaets  gab,  dsn 
unrichtigen  Gedanken  gehabt  Der  in  der  gesetzlichen  Form  verkflrperle 
WÜle  des  Gesetigebers,  also  der  ümmell  gültig  pubUcirte  Befehl,  sei  das 
Gesets,  und  diesen  wegsninterpretiren  stehe  dem  Ausleger  nicht  n.  Dakar 
«denn  die  Worte  des  Gesetses  fllr  die  Auslegung  des  klaren  Gesataes  die 
aimige  entscheidende  Quelle  soen.»  Die  Furage  aber,  welches  Gesefes  dean 
dn  kinres  sei,  wird  dabin  beantwortet:  «ein  Gesetz  sdl  filr  klar  in  achlai, 
wenn  es,  in  seinem  vollen  Zusammenhange  betrachtet,  einen  vollendeten 
Gedanken  darstelle,  dieser  Gedanke  weder  mit  anderen  gesetsUchen  Bestim- 
mungen im  Widerspruche  stehe,  noch  anf  eine  wahre  Lücke  im  Gesetae 
hinfttbre,  und  endlich  nichts  zu  der  Annahme  berechtige,  dass  derselba 
auf  einer  durch  den  Spradigebrauch  entschuldbaren  Nacfalflssi^^dt  beruhe.» 

Wir  beanstanden  diese  Sitze  sammt  und  sonders,  und  vermögen  flber- 
diess  nicht  einzusehen,  welche  praktische  Anwendung  sich  von  der  Lehn 
madMB  liessa,  selbst  >irenn  sie  an  sieh  richtig  win. 

Offenbar  unbegründet  ist  die  Annahme,  dass  Wort  nnd  Gedanke  aieh 
immer  decken.  Die  tlglicfae  Erfahrung  einas.  Jeden  widerspricht  dem,  |üclrtig 
ist  nur,  dass  ehi  klarer  QiDdnnke  anch  kUk*  ausgedrückt  werden  kann; 
aOeln  es  ist  weder  wahr,  dass'  diess  immer  thatsichlieh  gescUelit,  noch  ist 
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m  richtig,  da«s  on  (darcb  irgeod  einen  fehlerhaften  Gebrauch  der  Sprache 
verschaldete)  Unklarheit  des  Wortes  mit  Nothwendigkeit  auf  einen  unklaren 
Gedanken  schliessen  lässt. 

AlleUD  wie  dem  aacb  sein  mag,  so  ist  es,  zweitens,  eine  ganz  unbe- 
grlladele  und  munlflasige  Annahme,  dass  der  nachweislich  vorher  und  uach- 
bflr  einen  gaac  anderen  Gedanken  wollende  und  festhaltende  Gesetzgeber  bei 
dem,  irgendwie  venchnldeten,  Gebrauche  eines  fehlerhaften  Wortes  in  die- 
•em  entsendenden  AngenUieke  notbwendig  auch  einni  fehlerhaften  Gedanken 
ICehalit  habe  ond  diesen  auch  habe  promulgiren  wollen.  Im  GegentheUe  mass, 
indi  bekannleiter  Itegel ,  folgerichtiges  Denken  bei  dem  Gesetzgeber  ange- 
nommen werden,  bis  xnm  klaren  Gegenbeweise.  Wenn  tieh  also  an^  ander- 
weitigen dcherai  Quellen  aeigen  Iftsst,  dass  der  Gesetigeber  einen  vm  dem 
fehlerbaften  Worte  Terscliiedenen  Gedanken  wirldich  hatte,  so  ist  dieser  als 
sein  wahrer  WiUe  anranehmen  nnd  danach  das  Gesets  anszolegeu. 

Femer  kann,  wie  im  Vorstehettden  bereits  nachgewiesen  ist,  nicht  n- 
gegeben  werden,  dass  das  Verkündete  Wort,  als  die  Verkftrpenmg  dea  g«- 
setigeberischen  Gedankens,  das  Entscheidenfle  sei.  Der  wahre  Wille  des 
Gesetagebers,  so  weit  er  pabUdrt  ist  die  an  befolgende  Konn.  Dleaa 
gibt  Ja  Krag  in  allen  Fällen  eines  unklaren  Wortgehrandies  selbst  so.  Ans 
wcldiem  verstindigen  Grande  soll  diess  nnn  nicht  sein  dürfen,  wenn  twar 
das  Wort  anscheinend  klar  ist,  aber  ans  anderweitigen  Qnellen  Qbeneogead 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  es  dennoch  kcbi  richtiger  Ansdrack  ftr 
den  wirklich  vorhandenen  Gedanken  ist?  Offenbar  Hegt  hier  nur  ein  Schein 
vor,  der  doch  sicher  der  Sache  weichen  ranss,  sobald  er  als  solcher  ent- 
deckt ist 

Endlidi  nnd  hanptsflchlicb  aber  ist  nicht  sn  begreifen,  welchen  anwend- 
baren Inhalt  der  ganae  Unterschied  awischen  klaren  nnd  -onklaren  Gesetzen 
haben  kann  nnd  soll.  Die  Lehre,  dass  klare  Gesetse  nnr  ans  ihren  Worten 
ausgelegt  werden  dürfen,  nnUare  aber  mit  geschichtlichen  nnd  logischen 
Ifitteln  in  das  rechte  Verstündniss  gebracht  werden  dürfen,  bitte  einen 
Sinn  nnd  eine  Anwendbarkeit,  wenn  alle  Gesetie  Insserlich  erkennbar  nnd 
nnzweifeUiaft  «fiirch  ein  ftosseres,  untrügliches  MerkmaU  in  «Uare»  und  in 
«unklare*«  abgetheilt  wiren,  in  der  Art  etwa,  wie  sie  in  Gesetw  nnd  Yer- 
ordnnngen,  fremde  und  einhehnisehe  u.  s.  w.  nrfeUen..  ffier  mochte  denn 
etwa  die  Begel  (wenn  sie  als  richtig  erwiesen  werden  künnte,)  angestellt 
werden,  dass  die  Kategorie  der.  klaren  Ges^  auf  die  ehie  Art,  die  der 
unklaren  Gesetae  auf  die  andere  Weise  anssniegen  seien.  Allein  Jene  Ab- 
theOang  besteht  hekanntlieh  nicht  ahio.  Jedes  Gesetz  giebt  der  Gesetzgeber 
Ar  ein  klares;  und  das  Urtheü,  dass  es  ein  unklares  sei,  ist  erat  eine 
Felge  snltjektirer  Beschäftigung  und  AniEusung.  Bin  Widerspruch  von  Seiten 
eines  Dritten  ündert  in  dieser  Ueberseugang  nichts.  Wus  spU  denn  nm 
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entscheiden,  aof  welcher  Seite  die  Wahrheit  Hegt?  Soll  etwa  die  Heimmg 
Dessjenigen  Tonralten,  vdcher  sieb  zufiUlig  zuerst  dainit  beschäftigt,  mid 
somit  ein  Gesetz  f&r  inuner  als  klar  gelten  and  nach  seinen  eigenen  Worten 
aosgelegt  werden  dflrfen,  weil  der  erste  Ausleger  heb  Arges  hatte.  Sollen 
die  Bechtsgelehrten  oder  die  ein&cben  Bürger  den  AQSspmcb  thon?  und 
wie  soll  man  zn  diesem  gelangen?  Etwa  dorch  Ab6timmnng?  Und  wenm  die 
Gelehrten,  wie  ra  erwarten,  verschiedener  Meinung  sind,  welcher  ist  den 
Genossen  Tomzieben?  Olfenbar  wllre  diess  alles  unpraktisch,  zum  Tbeile  ge- 
radezu absurd.  Was  wird  also  durch  die  Aufstellung  eines  ünterschiedes  in 
der  Behandlung  gewonnen?  Besten  Falles  wird  die  Kegel,  dass  zu^Mdl- 
mng  eines  klaren  Gesetps  die  Worte  ansrdchen,  im  Allgemeinen  eingerirnnt, 
alsbald  aber  im  ooncreten  Falle  Unklarheit  behauptet  nnd  zu  den  sonstigen 
Anslegungsregein  gegriffen  werden.  Dieses  aber  mit  bestem  Bechte,  wenn 
ans  diesdi  Quellen  wirklich  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  concrete 
wahre  Wille  des  Gesetzgebers  ein  anderer  war,  als  die  scheinbar  Uaren 
Worte  ausweisen.  Und  wie  viele  Gesetze  werden  flberdiesf  von  dem  entp 
Bchiedensten  AnhSnger  der  Kmg^sehen  Lehre  bei  Anwendung  der  oben  an- 
gegebenen schwerfiUligen  und  verklsusulii-ten  BegriiBbeeÜmnnng  der  Klar- 
heit  ab  unzweifelhaft  und  ohne  Weiteres  klar  bezeichnet  werden  können?  — 
Auch  giebt  diess  AUes  Krug  eigentlich  selbst  zu  (S.  76  fg.).  Er  rftnmt  ein, 
dass  ein  absolutes  Kriterium  für  die  Khtfbeit  eines  Gesetzes  sich  nidit  auf- 
finden lasse,  «wodurch  sein  Satz  in  seiner  praktischen  Wirksamkeit  aller- 
dings sehr  beeintTflchtigt  werde.»  (Sief)  Er  giebt  femer  zu,  dass  die  Klarfadt 
ancb  oft  nar  eine  scheinbare  sei,  und  sich  namentüch  die  Zweifel  erst  bei 
der  Anwendung  ergeben.  Endlieh  werde  man  hiofig  durch  das  Studium  der 
Awflegnngsquellen  auf  Zweifel  geflihrt  und  finde  man  eine  historische  Nach- 
richt, welche  zu  dem  Schlüsse  berechtige,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers 
ein  anderer  geworden  sei,  als  ans  den  Worten  hervorzugehen  scheine;  dam 
sei  allerdings  die  Anwendung  Insserer  Audegungsquellen  erlaubt  Wenn  dem 
nun  aber  so  ist,  und  es  ist  so,  was  bleibt  denn  von  dem  ganzen  Untersdiiede 
und  von  der  ganzen  ftkr  so  wichtig  ansgegebenen  Begel  ftbrig,  als  dte  nur 
von  Irgend  Jemand  in  Zweifel  gezogene  Satz:  dass  vor  Allem  ans  den  Worten 
des  Gesetzen  der  Sinn  des  Gesetqiebers  zu  erforschen  sei,  und  es  bei  der 
anf  diese  Weise*  gewonnenen  Aüslegnng  bleibe,  wenn  und  so  lange  nicht  ini 
anderweitigen  Quellen  ein  anderer  Sinn  nachgewiesen  werden  könne;  dass 
aber  die  l^cbweisung  des  letzteren  -gestattet  und  nothwendig  sei,  sobald  sich 
genl^Sende  Gründe  fiir  sein  Vorhandensein  darinelen? 

.  Krug  ist  zwar  der  Ansicht,  dass  seine  Lehre  wenigstens  den  doppelten 
praktiscben. Nutzen  habe:  1)  dass  wenn  Jemand  die  Klarheit  eines  Gesetzes 
zugebe,  er  sich  dann  nicht  anf  finssefe^Inteipretationsniittel  gegen  diesen 
UnreuSinn  berufen  dttrfe;  und  2)  dass  Cassation  eines  richtef'Ucben  Ürtheils 
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nnr  stattfinden  könne,  wo  dieses  gegen  klare  (ie'«etze  Verstössen  habe, 
vomit  die  Feststellung  des  Falles  der  Klarlu  it  von  grosser  Bedentang  sei. 
Aber  aueh  hier  liegt  ein  erkennbarer  und  greitlicher  Nutzen  nicht  vor.  Ist 
•  -  diH'h  eiiileiu  literid.  dass  Niemand  die  Klarheit  eines  Gesrt/'  s  zugt  ben  wird, 
für  dessen  von  dem  Worte  abweichende  Anslcgnng  ihm  Quellen  bekainif  sind. 
Und  wenn  er  je,  in  l'nkenntniss  solcher  Quellen,  zuerst  die  Klarlieit  aner- 
kannt hAttt'.  später  aber  auf  das  Vorhandensein  jener  aufmerksam  geworden 
wäre,  wurde  er,  und  müsste  er  sogar  als  ehrlicher  Mann,  alsbald  seiue  An- 
erkennung zurücknehmen.  Was  ist  dann  gewonnen?  —  Wa^  aber  die  Re- 
schränkung  der  ('a?sutionsmögliohkeit  auf  Verstösse  gegen  klare  (iesetze  im 
Sinuc  Krng'^  betrilTt:  so  mag  diese  Behauptung  theils  an  sieh  dahingestellt 
bleiben;  theils  aber  ist  einleuchtend,  dass  «^it'  zur  Aufklärung  der  hier  vor- 
liegenden Stn  Ii  frage  nicht  das  Aüjjdeste  beiträgt.  Ob  diese  oder  jene  Art 
von  Gesetzes ver>tössen  zur  Aufliebong  eines  richterlichen  ITrtheiles  führt  oder 
nicht ,  kann  doch  unmöglich  daiilber  entseheidnn ,  auf  weiche  Weise  Ober- 
haupt Gesetze  rieht iji  auszulegen  sind.  Und  wenn  es  also  am  h  wahr  wäre, 
(was  sehr  dahin  steht,)  dass  nur  da  Cassation  stattfinde,  wo  der  Richter 
ein  lediglich  aus  den  eigenen  Worten  auslcgbares  Goetz  verkannt  habe, 
«o  kann  dif">s  dueb  unmöglich  so  viel  bedeuten ,  dass  auch ,  wo  andere 
richtige  AuslegungMiueilen  vorhanden  seien,  die  Gesetze  an»  ihren  Worten 
erklärt  werden  müssen,  damit  um  bo  leichter  Caasationsartheile  ergehen 
können ! 

Mit  Einem  Worte:  der  Versuch,  die  Gesetze  in  klare  und  unklare  zn 
theilen  und  für  jede  der  beiden  Gattungen  verschiedene  Auslegnngsquellen 
festzustellen,  ist  die  Frucht  eine*;  verfehlten  Scharfsinne- .  der  von  unrich- 
tigen Vordersätzen  ausgeht  und  zn  keinem  stichhaltigen  Ergebnisse  führt. 
Vielmehr  bleibt  die  Lehre  unangefochten  bestehen,  dass  bei  jedem  Gesetze 
der  wahre  Sinn  seines  Urhebers  zu  erforschen  ist.  und  dass  zu  dessen  Auf- 
tindung  alk  und  jede  an  und  für  sieh  erlaubte  Auslegung squeUen  nicht  nur 
benfltzt  werden  können,  sondern  müssen. 

Und  wo  möglieh  noch  weniger  kann  die  von  Milhaaser  aufgestellte 
Meinung  Billigung  erhalten.  Einmal  nämlich  sind  gegen  sie  alle  die  oben 
vorgebrachten  Einwendungen  ebenfalls  gültig,  indem  auch  sie  je  nach  der 
angeblichen  Klarheit  oder  Unklarheit  der  Worte  und  des  Sinnes  die  Aus- 
leguugsmittel  bewilligen  will.  Sodann  aber  hegt  eine  offenbare  Folgewidrig- 
keit darin,  bei  Paronomieen  und  Lücken,  nicht  aber  auch  bei  anderen 
Fehlern  der  Darstellung  des  gesetzgeberischen  Willens,  eine  gewisse  Hülfe 
fllr  zulässig  zu  erachten.  Welcher  Grund  kann  vorhanden  sein,  Das,  was 
erlanbt  ist  in  jcueu  Fällen,  für  unstatthaft  zn  erklären  bei  einem  fehler- 
haften Austlrucke,  einer  irrthümlichen  Auffassung? 
.  Kinimermehi*  also  kOonen  diese  Modilicatioaen  and  Beschränkungen  die 
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Wahrlieit  «thttten.  Wen»  die  Bemitaiiiig  lncserer  AadegtngiqMlIn, 
■MDlIieli  aber  der  itAndiadien  Papiere  tberhanpi  und  bei  irgend  einer  Gat- 
tung von  Geeetien  erlaobt  ist,  diees  Krng  nnd  Millianter  sagdien,) 
10  nnM  sie  bei  allen  stattfinden;  Der  Streit  kann  sich  aidit  «a  die  an  hei- 
leadso  Uebei  drehen,  sondern  ttber  die  allgenwiae  TangUchkgit  oder  ün- 
branchbaiheit  des  Mittek. 

▼on  dar  Terweidiing  der  in  den  sündWien  Milftaft  esIhflltaMi 

Anslegungsmittel  insbesondere. 

Steht  anf  diese  Weise  fest,  dass  flir  alle  Arten, von  Gesetaea  anch 
aoBserbalb  der  Worte  liegende  ErklAningsmittel  gebianeht  Verden  dSrfsa 
nnd  mttssen,  so  Usst  sich  non  ohne  StOrvng  dnroh  aUgemeine  Fragen  aaler- 
snoben,  ob  in  repräsentativen  Staaten  die  in  den  amtliehen  *)  Sohriften 
der  Stände  enthaltenen  Erklärnngen,  Beschlflsse  nnd  Ans- 
sagen  passende  Anslegongsadttel  fir  die  Ton  Begiemng  and  Yolksmtreleen 
geneinsGliaftlieh  in  Stande  gebrachten  Gesetz  sind  ? 

OHe  B^iahnag  dieser  Frage  hat  von  ersten  Angenblicfco  an,  in  welchem 
ständische  Yerhaadhmgen  sh  Gesetiesaaslegongen  gebraacht  nerden  hannleai 
in  DeoUchland  nicht  den  mindesten  Zweifel  erlitten.  Es  wurde  von  G«- 
Mnten,  Geschäftsmännern  «nd  StändemitgUedem  als  etwas  sieh  gaas  von 
selbii  Verstehendes  betrachtei.  Zeage  dessen  sind  eine  grosse  Menge  ton 
Schriften  aas  allen  Theilea  der  Bechtswissenschaft,  in  welchen  neue  tieaptaa 
nnd  Systeme  von  Gesetien  erläutert  werden,  amihUge  Aensserangen  in  den 
stäadisehen  Yerhandfangen  seHwt.  Die  von  Wächter  mersi  vosgenoanMOO 
Fenmiimng  der  Begetai  Qberrasdite  nicht  wegen  der  Keohdt  des  Grond- 
fsdankens  an.aibh»  sondern  ds  der  anvermathet  geordnete  wissensdiaftttcha 
Aasdmck  eines  bisher  nur  nach  dem  Geftlhle  und  ÜMt  onbewusst  angewen« 


1)  Bi  M  Mer  adiMekl)eh  li«rr«nmaliAM,  &am  In  der  guiM  gtgtmwMgn  VtHf&t- 

rachanff  nur  %-on  « rat  liehen  KtM'ndiürhpn  PapiflNo  4le  Rede  Ist.  Die»«  Allein  haben  eine 
Bolcbe  AuUieoticltiU,  dMS  ihnen  ein  voller  Bewel«  «IMM  BMctiliiMBt  oder  einer  MoitiB«n  That- 
Mflhe  eutnumuign  werten  kaim.  Bei  •ongUgwn,  von PriTalm  wuirelieBden,  NaeluMrteB  MStai 
nicht  der  Fall.  Soldl*  flrtiS*o  Immf  rhin,  mW  guhünger  Vorsicht  hpnütit,  zur  nllKemeinen  Orien- 
tintng  ttlMr  die  VerkülatoM  oad  Hergäagt  dienen}  allein  xa  einer  beatinunten ,  daa  etnaelne 
Weit  itrenffe  toiriHseiiden  Anwmänag  hAtm  gki  nldit  gimirtiMlglielt  tmmg.  Am  wenlsilw 
üind  die  In  ZeitunKon  <  iithAln>nen  Sitznnfrsberlchte  zu  bcnStzcn  ,  weil  (de  die  Verhandlaoflren 
nach  aoi^ektlver  Auflaaaun^ ,  abgekttrat,  und  nicht  »elten  aogar  in  bestimmter  Partheizicbtuiif 
•ehflden.  Seihet  eteMfimpbMe  Berfehte  ahid,  fhUa  rfe  idekt  einer  etreagea  Oemroto  ftm  a«ttM 
der  VfrunmlanK  nnterworfen  nnd  von  ihr  an«drtirk!iph  Hncrkannl  sind,  fino  nnzuverUüuiiite 
Qveile,  ir«U  auch  hier,  «rüitruMtgngwaät»,  manchfactte  lirthömer  mitunteclaofea,  namentlich 
äl«r  far  IdMIt  deaaelbi«  tob  Sea  BaiMiteD,  «aler  den  Tonrnte  «n  BwI«¥Hsbh<i'»  "sA 
tev  ntaaS  Mth  adMart  wM. 
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iim  l^crftibfipM,  Umi  imp  vwwundsrt  ib  arfUirai}  dtss  «mo  tBln  IMmbt 
Prott  gebproeheB  hftbe.»  —  Allerdings  bevdit  diese  allgemeiiie  Jmtkm 
BO^  Ibr  die  Wahrheit  £s  gibt  uch  lehr  nrbreiletr  IrrtMUner, 
«elohe  ent  eine  späte  Kritik  i&  ihrer  Nchtigkeit  zeigt.  Senit  ist  den  die 
IVftge,  elb  die  itliidiiehcB  Sehriftea  ein  erlmhlet  AanlimmginiHtl  aeien, 
hMaerMn  n  antersudMB. 

Hier  edniBt  dem  wt  AOen  eine  Pmfting  der  in  neoester  Zeit  eriioh*- 
mm  laBTOdonecB  nfiOig  n  lein.  Ei  haben  ntnlioh  die  ohen  genanO« 
BeefatQgeiehtten,  welche  sieh  •berbaopt  gegen  die  Anwendang  von  fremden 
Anelegong>nitt^  eridSrten,  die  Benatsbarfceit  der  stladiiohen  8«hrifteo  noch 
baaenden  in  Abrede  gestellt  Und  zwar  sind  dreierlei  Ortode  Torgebinoiit 
«Orden:  iwd  aUgemeinere,  die  GeaaniniUieit  dieser  Urimaden  anfiusende, 
aad  ein  dritter,  aar  eine  eimeine  Seite  der  Frage  berflhrender. 

Im  ABgeneineD  nlndich  wird  aaent  behaiqitet,  dass  die  stindisehan 
flehiffta»  etwas  ta  Oeseizen  gans  Fremdes  nnd  Heterogenes  selsB, 
nd  ein  m  ihnen  gans  vilachiedenes  Beefatsgesohlft  enthalten  *)-  —  ^ 
wtm  «Mdiek  in  Verlegenheit,  ob  man  den  Sinn  der  Einwendang  rjdil%. 
aaüniMit  habe,  so  anbegreiflidi  ist  sie.  Wie  ist  es  ataüeh  mAglieh,  die 
YancUlge,  afai  gewissea  Geeeti  gründen  aa  wollen,  die  Aoseinanerseinng 
4m  Motife,  wekbe  Uefltar  im  AOgemiinen,  und  wdehe  ftr.die  rtwsrtaea 
fliisiiiiiBiHngin  sprechen,  die  Berathangen  Aber  Zweck  nnd  Ulttel,  die  Bo- 
eeUAsae  Ober  Yarwerftmg  oder  Ztastinunang  im  Oaaaen  and  im  EiwaslBeBi 
die  Sridirpngen  «her  den  wahren  Sinn  gewisser  Ansdrqckn,  mit  Einem 
Woite  die  Handinngen  alte,  ^areh  welche  das  Geseta  Stflok-  am  Stick  vor 
■naemAngen  sn  Stande  kommt,  and  die  simtKchen  Urkunden  Ober  alles  disaas; 
wie  ist  ea  möglich,  fragt  man,  diese  Dinge  als  etwas  dem  Oesetae  Hetero- 
genes, von  ihm  Yerschiedenes,  mit  ihm  kein  homogenes  Ganase  Bildendes 
m  afküren?!  Wie  wttde  jeder  Bechts^slehrte  artMlMi,  woan  sidi  Jemand 
btfiskBB  üesse,  sehriitMche  Yerhandlangen  Aber  einen  an  arhHeiinndü 
Tertrag  nnd  PretokoUe  ober  persönliche  Verhapdlnngen  der  Oonteabenten 
and  aber  ihre  gegenseitigen  bindenden  EfkUtmngen  als  etwas  dem  endttah 
aa  Stande  gebraditen  tkmtrakte  gans  Fremdes ,  zu  dessen  Aoslegong  gans 
ünbrancbbares  zn  erklAren?  Ein  Bestaadthail  der  Urkunde  selbst  sind  natir- 
lieh  solche  YoTTerhandlnngen  nicht;  sonst  wftren  sie  ein  TheiJ  des  Textes, 
and  kein  aii«8er  ihm  stehendes  Anslegungsmittel.  Allein  sie  sind  desshalb 
doch  mit  seiner  Geschichte  and  seiner  rechtlichen  Bedenlang  aof  das  Engste 
fttbunden ,  sind  der  natttrlichste  Commentar  dersdben,  sobald  Oberhaupt 
irpsd  maar  .anlftssig  ist  —  Doch  es  wäre  Zeitverschvendunp,  hierbei 
Hnfir  sn  verweilen;  nnd  es  erscheine  fast  nnrecbt  gegen  den  Urheber  dieser 
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EimraDdniig,  eine  bo  leiehte  Gelegeaheil  warn  Siege  fliier  Gebllir  n 

Die  iweite  aUgemein  lantende  Einwendimg  geht  dahin,  dass  jeden  Fallet 
die  in  den  ständischen  Schriften  enthaltenen  Erkttningen  wegen  ihrer  innern 
UnittVerl&Bsigkeit  zar  Auslegung  nnbrauchhar  seien.  Es  wird  behaup- 
tet, dass  sie  weder  die  wahre  Ansiebt  der  Factoren  der  Cresetzgebong  tber 
Absicht  und  Sinn  der  Gesetye  enthalten,  noch  objektive  Grtlnde:  dass  sie 
kraien  rechtswisbenscbaftlichcn  Zweck  haben,  sondern  einen  rein  politischen. 
Sie  seien  nur  zur  Ueberredung  der  audera  Factoren,  oft  nur  eines  Theües, 
2.  B.  des  Bauemstandes,  bestimmt  ').  —  Muss  nnn  ancb  zugegeben  werden, 
dass  die  Bedeotong  einer  Gattung  dieser  Erklärungen ,  nftmlich  der  Motiia 
TOO  Autrftgen,  von  den  Anhängoi*n  der  gemeinen  Meinung  aberscbfttzt  zn 
wer^  pflegt,  (wie  dies  unten  in  7,  a,  näher  erörtert  werden  wird,)  so  ist 
denn  doch  der  eben  au^effthrte  Einwand  nicht  nur  in  seiner  Allgemeiobeit 
unbedingt  falsch,  sondern  er  kann  selbst  nicht  einmal  in  Beschr&nkong  aof 
die  Motive  als  gültig  zugegeben  werden.  Was  das  Erste  betriflFt ,  so  passt 
die  Ausstellung  offenbar  auf  alle  übrigen  in  den  st^dischen  Schriften  ent- 
haltenen Aeussemngen  gar  nicht,  80  namentlich  nicht  auf  bestimmte,  in 
!^o]ge'  YOn  Anträgen  imd  Erläuterungen  abgegebene,  wohl  überlegte  £rkl&- 
rangen  eines  oder  mehrerer  Factoren-  der  Geset^ebung  Uber  Annahme  and 
Yerwerfang  gewisser  Punkte,  über  ausdrücklich  gemachte  Yoraussetnmgen, 
Bedtngongen  und  Beschrftnkungen ,  kurz  übor  ])ostininit<>n  Willen  in  be- 
s^lnuDten  Fällen.  Hier  kann  von  Unzuverläüsigkcit  gar  iii«  ht  die  Rede  sein, 
bt  ancb  die  Erforschung  des  letzten  Grundes  einer  Erklärung  dem  mensch- 
lichen Auge  untersagt  ,  so  vermindert  diess  die  rechtliche  Gültigkeit  des  ab- 
gegebenen Ausspruches  nicht  im  mindesten.  Und  nur  von  dieser  ist  hier 
die  Rede.  Die  Einwendung  ist  aber  selbst  in  ihrer  Beschränkung  auf  eine 
einzelne  Art  von  Mittlicilnngen,  gelinde  ausgedrückt,  \vunderlich  übertrie- 
ben. Nur  in  den  wenigsten  Fällen  kann  für  einen  Factor  der  Gesetzgebung 
auch  nur  ein  Interesse  vorliegen,  einen  falschen  Grund  für  seine  Mitthei- 
lungen vorzuzeigen;  und  in  noch  seltenern  Fällen  w-ire  das  Mittel  mit  Aus- 
sicht auf  Erfolp  anwendbar.  Und  dann,  ist  denn  die  Ehre  der  Regierungen 
und  St  finde  versamndtmgen  gar  nicht  in  Anschlag  zu  bringen?  Ist  es  doch 
dem  bittersten  Feinde  derselben  noch  nicht  beigegangen  zu  behaupten ,  dass 
alle  ihre  Auseinandersetzungen  Ober  beabsichtigte  Gesetze  uui'  Lüge  und 
Trag  seien,  und  berechnet  auf  Tänschnn^  unwissender  Gregner.  Eine  solche 
Behauptung  trügt  ihre  Vemrtheiliuig  in  sich  selbst.  Ein  Blick  in  die  näch- 
sten besten  ständischen  Verhandlungen  muss  eine  andere  Ansicht  erzeugen, 
natürlich  ist  mit  dieser  unserer  Auffassung  Vorsicht  und  Unterscheidui^ 
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in  QeteMiehe  der  venciiiedMMO  te  ständischen  Schriften  enthaltenen  ErklA- 
ningen  sehr  wohl  Tercinbar.  So  wichtig  solche  iminer  sein  mögen ,  so  hat 
doch  ihre  Verwendung  zur  Aqs]<  gung  eine  Grenze ,  über  welche  binau!^  sie 
nnr  mit  Naichtheil  für  die  NVubrheit  geln^ncht  werden  können,  und  sie  selbst 
sind  von  Tenchiedeuer  Bedeutung.  Die  Aufsuchung  der  hienn  dienlichen 
Begeln  ist  eben  die  Aufgabe  für  unbefangene  Wissenschaft. 

Drittens  endlich  wird  die  Behauptung  angestellt ,  dass  wenigstens  von 
der  Benutzung  stillschweigender  oder  gar  nnr  fiugirter  Zustimmungen 
kfline  Rede  sein  dttrfe,  indem  juristische  Personen  nicht  durch  stillschwei- 
gende  Zustimmung  oder  durch  siirechendc  Uaudlungen  ihren  Willen  zu  er- 
klären im  Stande  seien,  einmal  weil  Collegien  ah  solche  körperlich  nicht 
handeln  können ,  weder  positif  noch  negativ ,  folglich  auch  nicht  durch 
Handlungen  oder  stillschweigen d  iliren  übereinstimmenden  Willen  erki&ren 
•können;  zweitens,  weil  ständische  Verhandlungen  immer  nur  durch  aus- 
drückliche Abstimmungen  auf  ausdrückliche  Fragen  beschlicssen  und  wider- 
sprechen können,  nie  al>er  durch  Stillschweigen  ').  Ein  Beweis  für  diese 
Behauptungen  wird  nicht  gegeben;  und  es  bedarf  auch  wohl  kaum  erst  der 
Bemerkung,  dass  sie  eben  so  sehr  den  anerkanntesten  Rechtssiitzen ,  als  der 
täglichen  Erfahrung  widersprechen.  Ist  es  doch  1»  diglicli  nicht  abzusehen, 
warum  eine  moralische  Person,  und  so  nanientlicli  eine  ständische  Vcrsaimu- 
lung ,  nicht  eben  so  gut ,  mv  jedes  andere  Rechtssubjekt ,  in  voUkoniniener 
Kenntniss  der  Verhältnisse  und  frei  eine  Handlung  sollte  vornehmen  können, 
welche  nur  unter  der  Voraussetzung  erklärbar  ist ,  dass  eine  itestinjnite  An- 
sicht oder  Zustimmung  bei  ihr  bestand ;  nnd  warum  sollte  bei  ihr  in  sol- 
ebem  Falle  diese  Anicht  nicht  als  reclit>-kriUiiu'  bestehend  angenomujen  wi  rden 
können  und  müsse  n  V  SübaUl  zugegi  bi  ii  werden  muss ,  (nnd  wer  wird  diese 
MogHchkeit  liiugiu  n  ?)  da-^s  die  Mitglieder  eines  solchen  Collegiums  über  den 
Stand  der  Ding«  unteiriLbtet  sein,  und  dass  sie  demgemäss  eine  bestimmte 
Ansicht  fassen  und  auslühren  kiiiiiu  n .  ist  auch  nicht  der  mindeste  Grund  zu 
einem  Zweifel  vorhanden.  Und  el)enso  und  aus  denselben  Gründen  ist  unbe- 
greiflich, warum  niclit  auch  ein  ständisches  Collegium  durch  Stillschweigen 
seinen  Willen  soll  kund  thun  künm  ii,  w(  nn  i  s  im  Falle  ehier  andern  Ansicht 
und  Absicht  eine  Aeussening  luittt  von  sich  geben  müsbcn.  Die  für  die  Ab- 
stimmungen festgestellten  Formen  können  nicht  für  die  Unerlaubtheit  einer 
solchen  Willenserklärung  aufgeführt  werden,  denn  sie  sind  natürlich  nur  für 
die  Fälle  einer  Abstimmung  gültig,  nicht  aber  da,  wo  gar  nicht  abgestimmt, 
sondern  der  Wille  auf  andere  Weise  erklärt  wird.  Es  erscheint  somit  die 
ganze  Verwerfung  stillschweigender  landständischer  Zustimmungen  als  eine 
rein  wiliküiliche  und  rechtsunbegrüudete  Behauptung.  —  Allein  dabei  soU 
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nicht  gelftugnet  werden,  dass  nicht  selten  schon  vuu  Au>legern  ein  Miss- 
brauch mit  der  stillschweigenden  Einwilligung  der  gesetzgebenden  Factoren 
getrieben,  und  namentlich  aus  einem  nicht  erfolgten  Widerspruche  auch  in 
solchen  Fällen  eine  Zustimmung  gefolgert  worden  ist ,  in  welcher  eine  Aeas- 
serung  gar  nicht  uothwendig  war,  somit  das  Schweigen  auch  nichts  beweist. 
Dass  auf  diese  Weise  dem  Gesetzgeber  Dinge  uiitergesc  hoben  werden  kön- 
nen.  an  welche  er  gar  nicht  gedacht  hat,  ist  nicht  zu  läugnen,  und  die 
von  Mittermuier  in  dieser  Beziehung  gemachten,  oben  angeführten,  Be- 
merkungen sind  aller  Beachtung  werth.  Allein  im  Ganzen  folgt  aus.  dieser 
Thatsaclie  nichts  weiter,  als  dass  auch  in  dieser  Beziehung  Vorsicht  nöthig 
und  daher  die  Aufstellung  bestimmter  Regeln  zweckmässig  ist. 

Ans  diesen  Erörterungen  dürfte  sich  nun  wohl  ergeben  liaben,  ditss 
wenigstens  diejenigen  Gründe,  welche  bis  jetzt  gegen  die  Benutzung  des 
Inhaltes  der  ständischen  Scliriften  ioir  Gesetzeserklärung  vorgebracht  worden, 
sind,  eine  genauere  Prtifung  nicht  auslialten;  und  dass  nur  die,  freilich  der 
vorliegenden  Frage  keineswegs  eigcnthOmliche ,  Einräumung  gemacht  werden 
muss,  es  sei  Missbraach  dorch  Uebertreihang  and  üalsche  Anwendung  za 

Ist  aber  mit  einer  Zsrickweisang  der  bisherigen  Angriffe  aach  soImb 
der.Wertli  der  Saebe  an  sieb  md  positiv  bewieses?  Sicherlich  nicht  MOg^ 
Kehenreise  kOiinteD  ja  aoch  andere,  gewichtigere  Grttnde  gegMi  die  sUhadip 
sehen  SehilRen  bestehen.  Denaodi  aber  wiU  die  Untemebmung  eines 
anaiitteibaren  Beweises  der  ZnUlssiglieit  als  vOllig  flberflttssig  erscbeta. 
Hi  dem,  was  sor  ¥ridertegnng  der  gegoeriseben  Grtlade,  namentiidi  des  * 
ersten  derselben,  fmnbriogen  war,  liegt  anoh  ein  positiver  Beweis  vol- 
sttnüg  entwickett  vor.  Die  Urknndcn,  welehe  die  Entstehang  des  Oesetaes 
hl  alten  Einaelnheiten  and  Schritt  vor  Sehritt  enthalten,  sind  nothwendig 
riehtige  Mittel  rar  Erforschnng  des  beabsichtigten  Sinnes.  AJIerfinfs  mOgen 
sie  niefat  immer  in  allen  Fragen  die  gewflnscfate  isskuift  ertbeOen;  sin 
werden  bei  ibrar  eigenen  Ycrscbiedenheit  eine  verseUodenc  Baweiskraft  ha- . 
ben;  es  mag  heben  ihnen  noch  manches  andere  Anslgpingsmittel  mfiglieh 
md  nOtUg  sein:  allein  dies  beweist  nnr^  dass  sie,  wie  alles  Mtoschliche, 
onvoUkommen,' nicht  aber,  dass  sie  nidit,  so  weit  sie  gehen,  braneb- 
bar  sbid. 

Dem  gemSss  seheint  es  vOUfg  erlaubt,  die  Frage  «her  die  Anwendnig 
der  stindischen  Schriften  als  entschieden  a  betraebten,  und  ist  es  nar 
nöthig,  theüs  die  allgemeinen  Begeln  Ober  den  vorsichtigen  and  maaas* 
haltenden  Qebiaadi  derselben  n  fiaranlhren,  fbeüs  aber  die  efanelnen  AiUm 
fon  AensBsnmgea  nach  ihrer  besonderen  Bedeotoag  n  prOfen. 
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6. 

Allgemeine  Regeln  dee  Gebranohee. 

«   

Ob»  gerade  auf  eine  imbedingte  YoUstAndigkeit  ABsprneb  m  machen, 
wird  eine  Aafaihbing  deqemgen  Regeln  genügen,  wdebe  den  riehttgtn  6e- 
biueli  der  etOlichweigendeB  BeecUflsse,  die  Wahnmg  des  YerbAttaiaseB  der 
lendüedenen  Arten  von  WUlenelasserongen  m  einander,  endlich  die  Toll- 
fltlndigiceü  der  Benatamg  dee  vorhandenen  Uaterials  betreffen,  md  sowohl 
doi  eis  richtig  anaerkennend^n  Forderangen  der  Kritik,  als  den  Erthhnugen 
des  Lebens  entsprechen.  Etwaige  weitere  Grandütie  konnten  nur  minder 
bedeotende  Mebenponkte  betreffen. 

a)  Hinaiehtlieh  der  stillschweigenden  BeschUsse  ist  vor  Allem 
tie  Regel  in  das  Aoge  sn  fusen,  dass  eine  voUkommeae  Kenntniss  der  Yer- 
bllbiiase  and  namentlich  auch  Bewosstsein  des  ans  der  Handhing  an  siehenden 
Sthhuses  Torhaaden  sein  mnss,  wenn  eine  physische  oder  jnristische  Person 
teeh  eme  oonchidente  Handlang  eine  Ansicht  oder  Absicht  rechtsverbindlich 
mdrflekcn  eoIL  Da  nnn  eine  dantliche  Einsicht  in  solche,  vielleicht  ferne 
«d  techniech-eigeathflmliche,  Rechtagrondsfttze  weder  bei  der  Begierang, 
iKh  namentlieh  bei  einer  Stindeversammlmg,  ibi«r  persönlichen  Zasammn- , 
letmng  nach,  immer  voransgesetst  werden  darf:  so  kann  bei  hehlen  von 
eiisr  sprechenden  Handlang  ond  einer  darans  abialeitenden ,  WillensmeimiHg 
eir  dnn  die  Rede  sein,  wenn  sie  entweder  aasdrflcklich  aaf  eine  solche 
Folge  ehmr  beabskhtiglen  Handhmg  aofinerksam  gemacht  waren,  vnd  den- 
aoch  dieselben  nnterliessen;  oder  wenn  wenigstens  ans  den  Yerfaandhu^gen 
Buwesdeofcig  hervmgeht,  dass  ihnen  ein  Uares  Bewosstsein  der  rechtliche» 
Folgen  im  ehiiehien  Falle  beiwohnte. 

Zweitens.  Warn  die  Regierang  oder  efai  stSndisches  Colleghmi  einer 
HaiMilnng  oder  einem  Beschlüsse  aosdrOcklich  eine  Yerwahrnng  gegen  eine 
besthnmte,  daraos  abinleitende  Foigenmg,  namentlich  gegen  die  dadurch 
geschehende  Anerkennung  eines  bestmunten  Satses,  beiftgt:  so  ist  diese 
Erfclftning  zu  achten.  Ob  der  Beti^ffende  dabei  etwa  unlogisch  verfährt, 
Ändert  nichts,  iudeiu  er  theils  mit  vollem  Bcwusstseia  eine  Folgewidrigkeit 
kuuk  begehen  wollen,  theils  jeden  Falles  «ein  bestimmter  Wille  vorliegt,  von 
dessen  Kenutniss  es  sich  eben  bandelt. 

Dritte  Regel.  Der  von  einem  der  Factoren  der  Gesetzgebung  gcfasst«, 
aasdrflckliche  oder  stillschweigende,  Beschluss  kann  als  von  einem  der  Ab- 
rigen  stillschweigend  getbeilt  nur  in  dem  Falle  betrachtet  werden,  wenn 
entweder  derselbe  durch  eine  Mittlieiluug  auf  ihn  aufmerksam  gemacht  war, 
ond  nuu  auch  er  auf  gtlltige  Weise  eine  stillschweigende  Einwilligung  be- 
th&ügte  (B.  oben,  erste  Regel);  oder  aber  wenn  ihm,  aoch  nicht  aofinerksam 
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gemacht,  durch  seiiie  VorsOtae  oder  Aenssenuigai  beiriesen  werden  kum, 
dass  er  aas  eignem  Antriebe  dieselbe  WiUensmeinnng  hatte.  Ala  fenflgende 
MittheOnng  aber  ist  nur  eine  Idnnliche  und  direete  ni  betrachten,  nicht  aber 
auch  etwa  ein  Bericht  in  Tagesblättem  Aber  das  Verfidirea  dof  andern  Fac- 
tors, oder  ein  Abdruck  der  Protocolle  derselben,  indem  man  solche  Schriften 
xa  kennen  nicht  schuldig  ist  Es  gilt  Aess  sowohl  von  den  Beschlflascn 
selbst,  als  von  ihren  Begründungen,  Motivirangen,  Bedingungen. 

Wenn,  viertens,  die  Yer&ssung  ta  dnem  gewissen  Acte  eine  bestünmte 
Aniahl  v<m  Stinunen  fordert,  so  kann  in  solchen  Punkten  von  ^em  still- 
schweigend gefiusten  Beschlüsse  nidit  die  Rede  sein,  ausser  wenn  eine  der 
vollgeschriebenen  entsprechende  Anzahl  von  Mitgliedern,  trots  dem  daas  anf 
die  rechtliche  Folge  anfinerksam  gemacht  worden  war,  eine  WiUenslasserong 
von  sich  gab,  weldie  lediglich  nur  unter  der  Yoranssetzung  eines  Beschhisses 
fäm  den  fraglichen  Punkt  einen  Sinn  hat 

Bd  einer  genauen  Beachtung  der  vorstehenden  Regeln'  wird  sich  idefat 
selten  der  Fall  ereignen,  dass  zwar  einer  der  Factoren  hinsichtlidi  eines 
von  allen  gegasten  Beschhisses  eine  auslegende  ErkUrong  ausdrndküch 
gegeben  hat,  die  fibrigen  dagegen  als  stillschweigend  in  diese  ModaBtli 
einstimmend  nicht  betrachtet  werden  können,  wenn  sie  sidi  schon  kdnes- 
wega  ausdrflddich  oder  durdi  eonclüdoite  HamUnngen  dagegen  erUSitcn. 
Wer  gilt  denn  nun  endlldi,  llnftens,  die  Regel,  dass  zwar  eine  aoldie  etai- 
aeitige  Aeusserung  nidit  alt  der  WSto  der  gesetzgebenden  Gewalt  angesehen 
und  zur  Auslegung  mit  Beiseitesetzung  der  flbrigen  etwaigen  Quellen  benutzt 
werden  darf :  dass  aber,  wenn  eine  Auslegoiig  aus  anderen  znlAssigen  Mitteln, 
z.  B.  den  Worten ,  gefunden  wurde,  und  nut  dieser  der  wenigstens  von  dem 
Eben  Factor  herrahrcnde  Ausspruch  flbereinstunmt,  die  Beiziehung  des  letztem 
zur  ganz  besondem  Bestfiricuog  dient.  Sollten  daher  mehrere,  von  einander 
abweichende  Auslegnngen  an  sich  möglich  sein,  so  entscheidet  der  Ansspmdi 
des  einen  Factors  nnbedingt  für  diejenige,  mit  welclier  er  übereinstimmt. 

b)  Das  richtige  Yerhftltniss  der  verschiedenen  Arten  von 
Willensänsserangen  zn  einander  scheint  gewahrt  zu  sein,  wenn 
nachstehende  Regeln  beobachtet  werden: 

Vorerst  nntcrliegt  es  wohl  keinem  Zweifel,  dass,  wenn  derselbe  Factor 
der  Geset^ebung  im  Laufe  der  Verhandlungen  Ober  denselben  Gegenstand 
zu  verschiedenen  21eiten  widersprechende  Erklärungen  abgegeben  hat ,  nar 
die  spAtere  anzuwenden  ist.  Theils  kaui  sich  seine  Ansicht  durch  die  Ver- 
handlungen  wirklich  geändert,  und  er  nun  in  der  spätem  Richtung  seine 
Zustimmung  gegeben  haben;  theils  aber  mag  die  Veränderung  von  einer 
Coocesalpa  harrOhren,  welche  den  fibrigen  Factoren  gemacht  wurde,  um  das 
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ZwUBdekonnen  des  Ctoseties  nOglidi  sä  mtdifft,  in  iveidMm  FtSk  dua 
Mdi  nur  in  dem  Sinne  dieses  Zngestlndnistes  ansgelegt  «erden  dftfC  Ueb- 
rigens  nrosa,  wenn  jm  suei  tich  widersprechenden  Erklinmgen  die  frtthere 
•ehriftlich,  die  spllere  nillndlich  abgegeben  wurde,  and  letztere  nor  ans  den 
ProtocoUen  Uber  die  Yerhandlong  zu  entnehmen  ist,  mit  Tider  TorsiGht  ver« 
fahren  werden,  wen  hier  möglicherweise  ein  Irrthnm  in  der  Aofteidmnng 
des  Gesprochenen  ststtfinden  könnte.  Es  ist  daher  der  ganie  Inhalt  der  Yer- 
handhmg,  in  weldier  die  mflndlidie  Erklirang  erfolgte,  soirie  der  Erfolg 
derselben  woM  zn  prftfen,  ob  de  die  Riehtigkeit  der  Anflhssimg  bestitigen; 
und  nnr  imBcjahnags&Uekann  die  frühere  schriftliche  EifcUrong  n^SiGheE- 
heit  als  anfgegeben  behandelt  werden.  ~  Shid  aber,  sweitens,  an  sich  wider- 
sprechende Erkllmngen  von  demselben  Factor  and  in  Besiehnng  auf  ver- 
schiedene Gegenstände  gegeben,  so  mflssen  dieselben  simmtlich,  wie  sie 
lasten,  je  anf  ihre  Usterien  angewendet  werden,  hidem  es  sich  snnftchst 
mir  davon  handelt,  die  wirkliche  Ansicht  des  betrelfenden  Factors  aasfindig 
a  madien.  Sollte  anf  solche  Weise  ein  Widerstreit  anter  den  Terschiedenen 
Theilen  des  Gesetzes  selbst  entstehen,  (was  aber  keineswegs  nothwendtg  ist,) 
so  mflsste  freilich  dieser  wieder  durch  Anwendung  der  gewOhnlichen  Anslegongs- 
gesetze  beseitigt  werden,  a&o  s.  B.  durch  Anfruchnng  der  Begel  und  der 
Assnahme,  Zuweisong  abgesonderter  parallel  lanfender  Gebiete  der  Wirksam- 
keit u.  8.  w.  —  Wenn,  drittens,  der  einen  gewissen  Beschluss  nlher  erlftn- 
tendoi  ErkUrung  eines  Factors  (Mottr,  Bedhignng,  Yoranssetnng,  Ans- 
legong)  eine  damit  unreteinbare  Erkiftrang  eines  andemFactors  entgegensteht, 
flbrigens  dadurch  ein  gemeinschaftUcher  Beschluss  über  die  Sache  selbst  nicht 
verbindert  wird;  so  heben  sieh  die  entgegengesetzten  Erklinmgen  in  der  Art 
anf,  dass  keine  derselben  rar  Auslegung  des  Besddusses  gebraueht  werden 
darf,  sondern  diese  seine  Interpretation  andmvirts  her  n  erhalten  hat 
Hur  wenn  dieser  letztem  Etkllrung  der  erste  Factor  aaehtiiglich  seine  still- 
sdiweigende  Zostimmung  gibe,  würde  sie,  als  gemeinschafUidRr  WiUensact) 
auf  betreffoide  Weise  verwendet  werden  können.  —  SchUessen  sich  aber, 
viertens,  die  von  verschiedenen  Factoren  abgegebenen,  von  einander  abwei- 
chenden Erklänmgen  nicht  gegenseitig  ans ,  sondern  lUIonen  sie,  sich  ergSn- 
lend, 'heben  einander,  besteben :  so  ist  jede  derselben  an  sich,  als  die  Williens- 
meinnng  ihres  Urhebers  besekshnend,  aofrecht  zu  erhalten.  In  wie  ferne  sie 
aar. Auslegung  des  Gesetzes  verwendet  werden  können,  ist  nach  der  alJge- 
gemeinen  Regel  ober  die  Verwendung  einseitiger  umiiderspiochener  Erkll^ 
rangen  n  benrtheilen. 

c)  Von  den  Vorschriften  flb^r  die  Vollständigkeit  derBenotznng 
der  vorhandenen  Quellen  ist  wohl,  da  die  ünstatthaftigkeit  einer 
Sur  tbeil weisen  nnd  dadnrch  falschen  Beziehung  von  selbst  klar  ist»  auch 

f.  Mohl,  BtMttndbL  04.  L  .  .  9 
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dieser  Feliler  den  Auslegern  der  coofltitntkmellen  Gesetze  im  Wesentlichen 
niclit  zur  Last  gelegt  werden  kann,  nur  eine  einzige  noch  besonders 
hervorzuheben.  Sie  betrifft  die  nicht  seltenen  Fälle,  in  welchen  die 
ständischen  Verhandlungen  aber  ein  Gesetz  gans  oder  tbeilweise  in  gehei- 
men Sitzungen  \^rgenonunett,  und  auch  später  die  zur  vollständigen 
OrientiruDg  Uber  das  Vorgekommene  nöthigen  Schriften  der  Oegentlichkeit 
nicht  übergeben  worden  sind.  Dms  hier  die  Auslegung  nach  den  sonst  zur 
Hand  befindlichen  Mitteln,  vonanehmen  ist ,  kann  im  Aliyaneinen  keinm 
Zweifel  unterliegen;  und  es  mass  das  iligebniss  derselben,  welches  es  nun 
sei,  zunächst  als  die  Wahrheit  angeoonmen  werden.  Auch  kann  nattirlich 
den  Ausleger  keinerlei  Tadel  treffen,  wenn  er  etwa  den  nur  durch  besondere 
Nachweisungen  erkennbaren  wahren  Willen  des  Ge8et2gebers  nicht  auffassen 
sollte.  Zu  warnen  ist  hier  nur  vor  der  Anwendung  vereinzelter  Schriften, 
welche  möchten  bekannt  geworden  sein.  So  lange  nicht  die  vollständige 
Reiheufolge  des  zwischen  den  drei  Factoren  Verhandelten  und  Festgestellten 
vorliegt,  kann  eine  einzelne  Urkunde,  so  wichtig  sie  auch  scheinen  mag, 
nicht  ohne  die  entschiedenste  Gefahr  eines  Irrthumes  angewendet  werden. 
Aus  einem  blossen  Fragmente  ist  der  wahre  Wille  des  Gesetzgebers  nicht 
nachweisbar  darzulegen;  also  darf  auch  von  demselben  kein  Gebrauch  ge- 
macht werden.  Es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  die  Erklärungen  subjectiv  un- 
vollstöndig  sind,  d.  h.  von  dem  einen  oder  dem  andern  Factor  fehlen,  oder 
ob  sich  chronologische  Lücken  vorfinden,  indem  die  Urkunden  nur  über  ein 
bestimmtes  Stadium  der  Verhandlungen  vorliegen,  —  Sollte  übrigens  die 
Gesammtheit  (U  r  eigentlich  geheim  zu  haltenden  Schriften  durch  irgend  eine 
Veranlassung  trüber  oder  später  bekannt  werden,  so  dürfen  nicht  nur,  son- 
dern müssen  vielmehr,  die  in  denselben  enthaltenen  Nachrichten  zur  Aus- 
legung vollständig  benutzt  wtTdtn.  Nur  das  geheim  sein,  nicht  aber  auch  das 
geheim  gewesen  sein  odtr  geheim  sein  sollen,  verbietet  die  Be- 
nutzung; und  es  ist  völlig  irrelevant,  soweit  von  Auslegung  die  Rede  ist, 
auf  welchem  Wege  ein  Nachweis  über  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers 
erlangt  wurde,  wenn  er  nur  ächt,  vollständig  und  dai-legbar  ist.  Eine  ganz 
andere,  hier  nicht  weiter  zu  untersuchende,  Frage  freilich' ist  die,  ob  und 
welche  Verantwortung  etwa  den  nnbeftigten  Bekanntmacher  staatlicher  Ge- 
heimnisse trifft. 

Yo&  te  Bmlnaf  d«  tfutbun  in      iMnlMib  MitfMi 

«itiuUteBtB  BiliiniiifML 

a)  Die  Motive. 

Die  Art  der  von  den  gesetzgebenden  Factoren  herrührenden,  in  den 
Ständischen  Schriften  enthaltenen  Erklärungen  ist  sehr  verschieden,  und  es 
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stehen  auch  dieselben  in  msentlieh  abwekhanden  Beziehongen  zu  den 
GesetttB  imd  deren  Auslegung.  Wenn  nim  Behon  durch  die  vorangebenden 
ErArtenmgeD  dieBcnnlBbaikeit  «Her,  in  so  ferne  sie  einen  Naehweis  Ober  den 
Vahren  WlUen  äM  GesetaiseberB  ertheilen,  gezeigt  sein  mOcIite:  so  isl  dodi 
tnch  das  Verhftitniss  der  einzelnen  Arten  za  nntersnchen,  und  dabei  anm- 
g^ien,  was  etwa  an  beaondem  Anwendungsregeln  in  Beadehong  anf  ü$  aat 
asteUen  sein  mag. 

Zn  diesem  Behnfe  sind  denn  besonders  hervorsoheben:  Die  Motive 
mr  BegrOndnng  ?on  Anträgen  und  Mittheüongen;  die  Bedingungen  und 
Yoraassetsnngen  einer  Znstimmnng;  die  Erklftnmgen  Ober  den  8inn' 
einer  Bestinmunnng,  namentlich  noch  von  Seiten  der  Begiemngsoommis- 
lion;  die  Entscheidongen  von  Beispielen;  endlich  die  Verwerfiingen  von 
Antrtgen. 

Was  snerst  dieMotive  betrüR,  so  bedarf  ihre  Wichtigkeit  für  die  Ans- 
legnng  der  Gesetie  keines  Beweises.  KnthalteH  sie  auch  nicht  unbedingt  die 
ntio  legis,  indem  keine  rechtliche  noch  äonstige  Nothwendigkdt  vorliegt, 
u  derselben  den  ganzeii  Gedanken  des  Geseties  in  seiner  geschichtlichen  nnd 
yitematischen  Yollstjtodlgkeit  darsniegen,  sie  vielmehr  sehr  wohl  nur  bmch- 
itOcUiche  Kachweise  Aber  Zweck  nnd  Ansicht  enthalten  können:  so  liefern 
tk  doch  kostbares  Material  ftr  ein  lichtiges  Yerstftndniss  im  Sinne  des 
Gesetzgebers.  Um  so  nOthiger  ist  denn  aber  anch  eine  richtige  Wflrdignag 
snd  Benatzong  derselben.  Um  sn  dieser  zn  gelangen,  mflssen  jeden  Falles 
die  verschiedenen  Arten  von  Motiven  unterschieden  werden.  Es  tritt  aber 
diese  Terschiedenheit  in  doppelter  Besiehnng  hervor.  —  Einmal  hinsichtlieh 
der  Person,  welche  ein  Motiv  ausspricht.  Anf  der  einen  Seite  stehen 
ntanlich  die  von  der  Begiemng  ihren  Gesetsesentwilrfen  beigeftgteuj  so  wie 
die  voa  einer  stBndischen  Kammer  zur  ErUoterung  ihrer  Beschlftsse  ans- 
drflcUich  angegebenen  Orflnde;  anf  der  anderen '  Seite  shid-  die  von  einer 
ständischen  Commisslon  zur  Begründung  ihrer  Antrlge  an  die  b^treiende 
Kammer  entwickelten, '  üanoer  diejenigen  Motive,  mit  welchen  das  einzehie 
Mitglied  eine  Hotion  oder  eine  Abstimmung  zn  begrlhiden  sucht,  -f-  JHe 
iwelte  Yeradnedenhett  der  Motive  aber  bezieht^  sich  anf  den  Umfang  der  * 
gegebenen  Erlsaterungen.  Ein  Theil  derselbcoi  hat  nftmlich  lediglich  die 
Begründung  und  Rechtfertigung  einer  einzebien  Bestimmung  jm  Auge  und 
erklärt  sich  Aber  deren  Sinn  und  vielleicht  Ober  die  vorgeschlagene  Form, 
ßn  anderer  Theil  spricht  sich  Uber  die  allgemeinen  gesetzgeberischen  Gründe 
und  Abisicbten  aus,  und  erllntert  nnr  die  Bichtung  des  vorgeschlagenen 
Qesetse«  im  Ganzen  oder  vrenigstens  grösserer  Absdmitte  dessen»^,  ^thXtt; 
aber  keinerlei  Erörterungen  über  den  einer  tinzebien  bestimmten  Stelle  bei- 
nlegenden  Sinn. 

9* 


Digitized  by  Google 


182  Vilbu  ä»  BeimtsQiig  dtr  itipdiidien  Yerhuidliugtt 

Diese  Yenchiedenheit  unter  den  Hotiren  ist  denn  tob  sehr  gtoner  Bo- 
deatnng  Ar  die  Anslegong. 

Was  nerst  den  Untendiied  nach  dem  Ümfange  betrifft,  so  kann  et 
keinem  ZweiÜel  unterliegen,  dass  ein  Hotit,  weiches  sich  ttber  den  Sinn  nnd 
Aber  die  Form  eines  bestimmten  Bestandthefles  des  Oesetses  ansdrflcklich 
erklftrt',  ToUstlndig  und  nnmittelbar  anzoerkennen  ist,  nnd  dass  der  betr^ 
hai»  Artikel,  so  weit  die  sieh  erklärende  Person  in  Frage  steht,  in  keinem 
andern  Sinne  verstanden  werden  darf.  iMe'  allgemeineren.  Aenssemngen  aber 
die  Absichten  eines  QesetzgebnngsfiMlors  im  Gänsen  sind  dagegen  swareben- 
(Uls  sehr  schAtsenswcrthe'Hol&mittel  tat  richtigen  .Anffiusnng  des  Stand- 
punktes der  Gesetzgebnng,  qnd  sie  dürfen  bei  der  Auslegung  nicht  flbergan|[en 
oder  gar  mit  entgegengesetzten  ans  snitjectiyer  Anschauung  und  Theorie  lMr> 
vorgehender  Gesichtqninkte  vertauscht  werden^  dennoch  stehen  in  Coliissiona- 
fUlen  die  aus  ihnen  zu  ziehenden  Schlflsse  den  besonderen,  einer  bestimmten 
Stelle  des  .Gesetzes  ausdrflcklieh  gewidmeten  ErtdSrungen  oder  sonstigen 
Ansleguugsmittehi  nach.  Nicht  nur  nftmlich  können  die  um&ssenderen  Mit- 
theihingen leicht  allzuallgemein  ge&sstsein,  so  dass  sie  sich  ihrem  Wortlaute 
nach  auf  solche  Theile  des  Gesetzes  beziehen  lassen,  Ar  welche  sie  der  Ab- 
siebt des. Sprechenden  nach  in, der  That  nicht  bestinmit  waren;  sondern  es 
mag  auch  bei  einzelnen  Bestimmungen  des  Gesetzes  ein  spedelleres  von  der 
allgemeinen  Bichtnng  abweichendes  Motiv  maassgebend  gewesen  sein,  welches 
sich  dann  eben  aas  der  besondera  für  die  fragliche' Bestimmung  ansdrttckBch 
abgegebenen  Erklftrung  erkennen  Usst  Die  Anwendung  allgemeiner  Motive 
mag  daher  eine  weitgreifende,  .die  Auffassang  des  ganzen  Gesetzeji  betreffende 
sein,  und  sie  kiUmen  zu  einem  schönen  theoretischen  Gebäude  das  Material 
liefern;  allein'  im  einzelnen  Falle  ist  ihre  Benfltzong  wenig  sicher  und  Jeden 
Falles  nur  Jn  zweiter  Lhiie  gestattet,  wenn  nämlich  keine  ausdrficUidi  fär 
anwendbar  erklärten  Auslegungsquellen  - vorhanden  sind 

Kommt  aber  die  Verschiedenheit  der  mottvirenden  Person  in  Betrach* 
tnng,  so  wird  es  kaum  einem  Widerspruche  begegnen,  dass  die  von  einem 
einzelnen  StändemitgUede  oder  auch  von  einer  ständischen  Gommission  ausge- 
«       sprocbenen  Motive  Ton  geringem  Werthe  flac  die  Auslegung,  richtig  gespro- 


1)  aö  ^6l',  abtr  M«h  iMir  to        luun  au  Krng  «ünioMi,  trana  «r,  (OrawbltM^ 

8. 70  fg.)  iwischen  sitgena;  nfen  Redactloni-OrÖBden  nnd  ang'eifebenen  Gosetiei- 
grüodan  uniertciieiden,  die  letttereo  aber  aU  belnalifl  nutzlos  fUr  die  AiulegiuK  diirttelleo 
«UL-  Bt'iM  ein  Verdimt,  auf  diesen  friilier  übeiMhenen  Untenclil«d  nutet  den  Motttmi  mll^ 
IWÜtIIM*"  gemacht  tu  haben;  aber  thcils  ist  der  Ausdrnclc  „Redactions" -Mofivp  nicht  riciitig, 
tadm  M  sicti  bei  den  itesondem  jb^tüai  uugcn  niibt  blos  von  der  Hedaction  liandclt,  Ibeil«  djurf 
die  «Ogeaielne  «ad  Bbertefto  AmepMehe  eines  Oeeerifebuoffefkcton  ttber  seine  Abeicbt  bd 
dem  ganzen  Gesetie  oder  hei  einzelnen  gnissern  Zii^en  dcwellicn  nicht  nnrh  Rilipbcn  zurück« 
geteUl  werden.  8ie  Itann  von  der  böduteu  Bedeutung  für  die  giuue  AuOkumii;  und  Aowea* 
dnnfi  ud  «Im  WledertMliiic  In  de«  .daialiieo  FAilen  ebee  dwhalb  uMUMea  mIb,  wdT  dl« 
«InMÜge  TiBiflnfMrlir  iiift*t""f  fr  fv^r^  m^^»»» 
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clien ,  nur  in  Einem  Falle  von  irgend  einer  Bedeutung  sind.  Da  nflmlich  im 
Allgemeinen  es  Ober  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  durchaus  oicbU 
beweist .  wie  ein  einzelne?  Mitglied  einer  "Versammlung  die  Sache  angesehen 
hat,  indem  recht  wohl  der  Btschlass  des  Colleginnis  in  völlig  verschiedener 
Ansicht  gefasst  sein  kann ;  und  da  selbst  die  Gründe,  welche  von  dem  ersten 
Antragsteller  für  eine  von  ihm  in  Bewegung  gebrachte  Frage  angeführt 
worden ,  von  der  Mehrheit  nicht  getheilt  worden  sein  können ,  während  der 
Antrag  an  sich,  aber  aus  anderen  Motiven,  beschlossen  wurde :  so  wäre  eine 
beständige  Beachtung  der  von  Commissionen  oder  einzelnen  Mitgliedern  vor- 
gebrachten Motive  nur  in  dem  Falle  nothwcndig,  wenn  die  betreffende  Ver- 
sammlung die  Verbindlichkeit  hätte,  sich  immer  über  dicsrlhon  ausdrücklich 
auszusprechen  unter  Vermeidung  der  Annahme  cinrr  still^cliwf igrndcii  Zu- 
stimmung.   Eine  solche  Verpflichtung  besteht  nun  aber  nicht.    Diese  Moti- 
virungen  sind  nur  subjective  Rechtfertigungen  und  Verdeutlichungen  gegen- 
über von  der  Kammer;  allein  der  Vortragende  kann  keine  Erklärnng  der 
Billigung  odt'r  Missbilligung  über  seine  persönlichen  Gründe  verlangm,  son- 
dern nur  eine  Abstimmung  über  den  Antrag.    Auch  hat  er  kein  Recht  zu 
fordern ,  dass  sein  Antrag  gerade  in  den  von  ihm  damit  verbundenen  Um- 
fange oder  Sinne  angenommen  werde.    Die  Kammer  map  nach  Belieben 
Aendeninpen  in  den  Gründen  oder  in  der  Sache  eintreten  lassrn:  und  es  ist 
daher  nicht  einmal  richtig,  der  Motivirung  eines  Antragstellers  weiiig-tens 
den  Werth  eines  Beitrages  zur  innern  Geschichte  des  Gedankens  beizulegen. 
L'eber  den  Sinn  des  Beschlusses  der  Kammer  entscheiden  die  Motive  der 
Einzelne-n  nicht.    Nur  in  dem  Einen  Falle  erhalten  dieselben  eine  unmittel- 
bare Bedeutung,  wenn  eine  Zustimmung  und  Billigung  besonders  erfolgte, 
und  sie  somit  auch  die  Ansieht  wenigstens  eines  Factors  aussprechen.  — 
Dass  übrigens  eine  solche  Zustimmung  so\\(ihl  ausdrücklich  als  auch,  unter 
den  erforderlichen  Voraussetzungen,  stillschweigend  erfolgen  kann,  bedarf 
eben  so  wenig  eines  Beweises,  als  dass  das  Angeführte,  nach  Regel  und 
Ausnahme,  eben  so  wohl  von  besonderen  als  von  allumfassenden  Moti- 
virungen  gilt. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  Motiven  der  Regierung  und  der 
Kammern.  Hier  theilt  eine  in  Gesetzgebungssachen  coordinirte  Gewalt  die 
Gründe ,  aus  welchen  sie  ihrer  Seits  eine  bestimmte  Vorschrift  für  zweck- 
mässig erachtet  und  beschlossen  hat,  und  den  Sinn,  in  welchem  sie  das 
Gesetz  einst  ausgelegt  wünscht,  ausdrücklich  mit.  Sie  kann  denn  nun 
»Ilerdings  verlangen,  dass  der  anderweitige  Factor,  welcher  eine  Mittheilung 
empfängt,  sich  über  dieselbe  ausspreche,  indem  er  nicht  den  nackten  An- 
trag, sondern  diesen  näher  bestimmt  durch  die  Motiviining  zur  Anwendung 
seiner  Thätigkeit  erhalten  hat.  Bei  einer  gänzlichen  Verwerfung  des  An- 
trags bedarf  es  freilich  keiner  eigenen  ErkUrong  aber  die  MotiVjB,  welche 
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mit  jenem  gefallen  sind ,  und  jeden  Falles  sich  auf  keinen  Gegenstand  der 
gemeinschaftlichen  Verhandlung  mehr  heTneheu.  Allein  wenn  dem  Beschlnsse 
ganü  oder  theilweise  beigetreten,  den  Motiven  aber  nicht  zugestimmt  werden 
will,  so  hat  eine  Krklärung  darüber  zu  erfolgen,  indem  sonst  mit  Recht  an- 
genommen werden  niu>b.  dass  der  Antrag,  in  dem  aasdrQcklich  mitgetheilten 
Sinne,  angenomnun  worden  sei 

Unter  der  Vorausset/ung  der  Richtigkeit  vorstehender  Ansichten,  femer 
der  Unbestrt  itharkeit  des  Satzes,  dass  eine  aüz^veifelhafte  Erklärung  tlber 
die  bei  einem  bestimmten  Willensacte  gehegte  Absicht  maassgebend  sei  för 
dessen  Auslegung ,  ergeben  sich  denn  nun  ftir  den  Gebrauch  der  Motive  zum 
Behufe  der  Interpretation  folgende  Regeln: 

Ist  ein  Motiv  ausdrücklich  zur  Erklärung  des  Sinnes  eines  bestimmten 
Theils  eines  Gesetzes  gegeben,  so  muss  dieser  —  so  weit  die  Person  des 
Erklärenden  und  sein  Einfluss  auf  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  in  Be- 
trachtung kommt  —  in  dieser  Bedeutung  verstanden  werden ;  eine  allgemeine 
Mittheilung  tiber  die  Absicht  und  Richtung  des  Gesetzes  giebt  den  Aus- 
schlag bei  einer ,  nach  Maa<sgabe  der  sonstigen  Interpretati onsqnellen, 
zweifelhaften  Auslegung,  steht  aber  einer  besonderen,  einen  bestinunten 
Punkt  erläuternden  Motivirung  nach. 

Motive  eines  Ständemitgliedes  oder  einer  ständischen  CommissiOD 
geben  keinen  Beweis  Ober  die  wahre  Meinung  des  Gesetzgebers,  auch  wenn 
ihnen  in  der  betreffenden  Versammlung  nicht  widersprochen  wurde.  Nur 
Venn  eine  besondere  Billigung  derselben  nachzuweisen  ist,  können  sie  zur 
Auslegong  gebraucht  werden. 

1)  na  Idar  «nhrkMIb  AuUM  UM  «0  lütt«  swImI«  4«»  gmiäam  IfeeMto  wmäimttä 

MitterniRior,  a.  n.  O.,  S.  2i7,  AoigMMQtoii  Lehre.  Daas  die  entere  Commiiwfonji-Motlren  sn 
vifl  Gewicht  beileKt,  üiirfto  aus  dem  AatWfUbrten  sich  er^ben.  Wenn  aber  Mittermaler 
«loh  freiren  eliM  itOlieliwelc«ikl«  ÜBilinMiiir  tn  MotlTe  iberiiaspt,  und  swar  waaiWiHtoh  daM> 
halb  erklärt ,  weil  nicht  jeder  einzelne  Satz  dieser  Art  in  den  Kainmersittnnffen  aasdrQcklicb 
berathcn  werden  könne;  weil  die  Mitglieder  hinsichtlich  de«  Widenipruchos  »ich  fähichlich gegen» 
tütig  anf  einander  verlaMen;  weO  4er  Diaair  der  Oeecbifla  alaa  Bikllraiiff  verUele;  eodHdi 

well  A\c  D<'lirat*>ss»'  diivon  nl'tnahup  :  so  dürfte  doch  hierK'OR'on  zti  bemerken  Hein,  dass  alle 
diese  Rüi  ksichten  die  rechtlichu  Foljfc  eine«  8tlllticl»weigeii«  dann  nicht  eutfcrnen  können,  wenn 
ein  ausdrUeklfcher  WMenpmeh  titHUg  gawesen  wäre,  am  die  geaetzlirhe  Annahme  einer  sdU> 
schweigenden  Zustimmung  z\i  ontfomen.  Die  KinwilliK'inr  ist  einmal  durch  das  unr-eifipc  Still- 
scbwcifren  erfolgt;  aus  welchen  (iründcn  dies»  ge«cbah,  ist  für  die  Recht«|fültigkeit  derticll)«n 
nnerheblleh.  Wer  dies  venneidea  wollte,  hatte  alch  atudrUcklich  zu  äussern;  wldiigenflüla 
Tcniehtete  er  au/  sein  Widerspmchsrccht.  l'nd  selbst  die  ForderunRen  der  UilliKkeit  und  eine« 
geordneten  O^chaftsTcrfahrcn«  uchcinen  ein  strenges  Festhalten  an  dem  Bechtsf^esetze  nöthig 
zu  maohen.  WeniKstcns  möehte  es  schwer  sein ,  In  Abrede  an  ziehen ,  dass  deijenlge  Factor, 
weieher  dna  $IUdrUckliche  Bestimmung:  hinsichtlich  seiner  WillensmeinunK  mittheilte,  gegrOa- 
data  üreaehe  an  einer  Beschwerde  hat,  wenn  eine  gleichstehende  Behörde  nicht  einmal  der 
llfihe  Werth  fluid,  aich  darüber  zu  Xossem,  und  nun  doch,  aus  dem  Qrunde  dieaes  stillschwal- 
Seaa,  die  galonarta  Ansicht  als  irrelevant  erklären  wiU.  Und  wie  soUen  —  so  wird  es  ge- 
ftattet  sein  m  fragen  —  Geschäfte  zwischen  verscliiedcncn ,  von  einander  unabhängigen  Ver- 
sanimlnn^rn  abgemacht  werden,  wenn  Kich  Jede  derselben  naeh  Belieben  der  Abgabe  «AMT 
Aeuaseruug  über  ausdrückliche  MittheUnag  dar  aadam  aattaaltaa  kSnata,  «ad  gar  niditt  aa« 
«eaw  ÜBlniaamiag  folgeo  wOrdQ? 
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Hotife,  irdcbe  einem  der  gesetzgebenden  Factoren  an  einen  Mit- 
htUm  ftbeifieben  wurden,  sind,  im  falle  der  Annahme  des  dnrch  sie  be- 
grftndettai  und  erklärten  Antrages ,  als  von  beides  Factoren  getheilt  zu  be* 
tr^iteB,  mann,  sie  nicht  Mudrtlcklich  abgewiesen  oder  modificirt  wurden. 

Wenn  au  tnderweitigen  ZengnisieD  erhellt,  dass  das  wirkliche  Motiv 
verschieden  von  dem  mitgetheilten  mur,  flo  ist  zn  unterscheiden,  ob  das 
thats&chlich  vorgelegte,  das  wahre  ansschliesst ,  oder  nicht.   In  dem  ersten 
Falle  darf  nur  das  ang^bene  Motiv  gebraucht,  somit  die  Erklärung  des 
betreffenden  Factors  nur  in  dem  Sinne  genonunen  werden ,  welcher  als  der 
damit  zn  verbindende  von  ihm  erklärt  wurde.   Nur  über  diesen  Sinn  sind 
die  andern  Factoren  übereingekommen,  und  der  Motiviren  de  selbst  hat  eben 
durch  seine  Aufstellung  des  Motives  erklärt,  dass  er  den  zu  fassenden  Bi»- 
«chluss  in  dieser  bestimmten  Richtung  verstanden  und  angewendet  wissen 
wolle.    Ob  er  eigentlich  andere  Wünsche  hatte,  und  warum  er  diese  nicht 
verfolgte,  ist  unter  solchen  Umständen  völlig  gleichgültig.    Ist  dagegen  das 
nicht  angegebene  Motiv  neben  dem  amtlichen  anwendbar,  und  ist  nicht 
etwa  das  letztere  ausdrücklich  als  das  einzige  erklärt,  so  mag  immerhin 
Mch  diesenQ  zweiten  die  ihm ,  je  nach  seiner  Beschaffenheit ,  in  Folge  der 
allgemeinen  Auslegungsregeln  gebührende  Bedeutung  gegeben  werden.  Ob 
«ber  dieses  verschwiegene  Motiv  aus  einer  entfernten  Stelle  der  ständischen 
Schriften  oder  ans  sonstigen  zuverlässigen  Quellen  erhellt,  ist  völlig  gleich- 
gültig.   Ist  nämlich  der  Inhalt  der  ständischen  Verhandlungen  ein  sehr 
wichtiges  Auslegungsmittel,  so  ist  es  doch  nicht  das  einzige. 

Widerspricht  ein  Motiv  dem  Willensacte,  welchen  es  erklären  soll,  so 
ist  dasselbe  bei  Seite  zu  setzen  und  letzterer  aus  anderweitigen  Quellen  zu 
erläutern ,  indem  ein  falscher  oder  falsch  ausgedrückter  Grund  das  Dasein 
and  die  Verbindlichkeit  einer  Rechtahandlong  nicht  aufhebt. 

b)  Die  Bedingongen  einer  Zästimuung. 

Nicht  selten  macht  einer  oder  der  andere  Factor  der  Gesetzgebung 
seine  Zustimmung  zu  einem  Gesetze ,  oder  dem  Theile  eines  solchen  aus- 
drücklich davon  abhängig,  dass  dasselbe  nur  in  einer  bestimmten  Weise 
verstanden,  oder  nur  auf  eine  bezeichnete  Weise  angewendet  werde.  Oder 
aber,  er  spricht  bei  seiner  Zustimmung  ans ,  dass  er  einen  bestimmten  Sinn 
oder  eine  bestimmte  Ausführung  bei  dieser  seiner  Einwilligung  voraussetze. 
—  Natürlich  sind  die  übrigen  Factoren  an  eine  solche  Bedingung  an  und 
ftr  sich  nicht  gebunden .  sondern  mögen  dieselbe  zurückweisen ,  wo  sich  dann 
ergeben  wird,  ob  der  Bedingende  nun  dennoch  dem  ursprünglichen  Vor- 
schlage beitritt,  oder  aber  jetzt  das  Ganze  verwirft.  Haben  aber  die  an- 
deren Factoren  ihre  aosdrOckliche  oder  stiUscbweigende  Zustimmang  za 
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einer  Bedingung  gegeben ,  so  entsteht  dadurch  ein  förmlicher  Vertrag  unter 
ihnen,  welcher  seine  Wirkung  auch  auf  den  Ausleger  übt.  Demgeniass  ist 
ein  Gesetz  auch  in  dem  Falle  im  Sinne  einer  beigefügteu  Bedingung  uder 
Voraubset7ung  aus/ulrgen,  wenn  die  Natur  der  Sache  auf  eine  verschiedene 
Ansicht  geführt  haben  würde.  Entsteht  hierdurch  ein  Widerspruch  zwi- 
schen diesem  Gesetze  und  den  übrigen,  so  ist  derselbe  nach  den  gewöhn- 
lichen Vorschriften  für  Paranomieen  zu  behandeln.  Die  Berflcksichtignng 
einer  feststehenden  Bedingung  ist  so  unabweisbar,  dass,  selbst  wenn  die 
Bedingung  mit  den  W^orten  des  Gesetzes  unvereinbar  wäre,  sie  Torzuziehen 
ist ,  indem  hier  der  Wille  des  Gesetzgebers  ganz  unzweifelhaft  vorliegt,  und 
somit  die  gewählten  Worte  nur  als  eine  fehlerhafte  Form  erscheinen. 

Ton  selint  vonteht  tieh  flbrigens ,  dass  mir  Bedingungen  and  Voraus- 
setsoDgen,  «dciie  fitemliche  Fsctoien  der'Oesetzgebong  aoigestellt  habea, 
von  solcher  Bedentnng  sind,  dagegen  ihnlidke  AeofsenmfBB  m  ehmhiai 
Mitgliedern,  oder  "fon  Commitudonen  keine  iwiugende  Kraft  enthalten.  Aneh 
haben  die  betreffenden  SaDtmoii  keine  Verbindlidikeit»  M  ftlr  oder  g^a 
solche  Bemerkungen  Einzdner  anazasprechen;  wihrend  allerdings  die  ihri- 
gen Faetoren  den  von  eiiem  MMhctor  aofgesteOteB  «nd  ftmillpli  mitgetheiltea 
Bedingungen  ansdrtteklich  wld^sprechen^  oAHei,  mon  sie  nicht  alt  ttiOp 
B^weigend  eittnimgttikd  angesehen  werden  mUea. 

c)  Die  Erklärungen  über  den  Sinn  einer  Bestimmang. 

. '    •  •  • 

Es  mag  nicht  eben  die  richtigste  Art  der  Ahfimang  m  Cjosctian  teia, 

wenn  ein  über  den  .Sinn  bestfailmter  Worte  wlhrend  d^r  9«mlihnng  entstan» 

dener  Zweifel  nicht  m  dner  BuMgsteUnng  dieser  W<Mrt(B  Yeranlanwing 

gibt,  sondern  sich  die  berathende  Yersammldng  mit  einer  BSrkllmng,  wie 

der  Aasdrack  ^zh -verstehen  sei,  zufriedenstellt.  Allein  diese  nachlässige 

Behandliugsweise  ist  doch. nicht  selten,  tbeils  als  die  sdineUer  abgemachte» 

mweHen  wohl  noch  als  die  geringerer  Gefehr  einep  Widerspraches  Ton 

Seiteo  anderer  Fiwtoren  ausgesetzte.  Es  moss  daher  anch  ihr  Einflnss  anf 

die  Aoslegong  antersncht  werden. 

Die^  angemeinen  Begehl  hinsichtlich  solcher  EritUrongen  smd,  unter 
Bezugnahme  anf  das  bisher  Erörterte,  leicht  zu  fennuliren.  Etwas'  schwie- 
riger ist  die  Anwendung  auf  einige  bestimmte  Fllle.  —  Was  aber  jeoe 
betrifft,  so  lassen  sie  sich  in  folgende  S&tse  zasammenfessen: 

Vorerst  ist  einleuchtend,  date  itm  einem  rechtlichen  WerUie  der  g»- 
*  nannten  Mittheüiingen  unter  allen  Umstanden  nur  dann  die  Bede  sein  kann, 
wenn  dü^lenige  physische  oder  merallsohe  Pcnrson,  wehsha  dieselben  ^bt, 
nsttndig  zu  tanfit  EiUlrung  Uber  den  Sinn  (lea  GesetigdierB  ist  Ton 
isderen  voi^efanobt,  sind' sie  sicbts,  alt  tolgekti?«  Ansichten,  welobft 
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fOB  cliiem  dootrinieUen  Werthe  sein  mögen ,  allein  lediglich  keine  Zwangt" 
kraft  ftr  den  Ausleger  haben,  £s  sind  somit  ErlüAnmgen  einzelner  Stande" 
prifgÜMier  ffi)d  auch  ständischer  Commissionen  nur  dann  von  Bedeotong, 
nenn  sie  Ton  der  betreffenden  Kammer  als  aoch  die  ihrige  angenonieft 
worden  sind  Unmittelbare  Wichtigkeit  haben  iCMDlt  nnr  die  von  einen 
der  Faetoren  selbst,  oder  gttltig  in  seinem  Namen,  gemachten  ErklArnngen. 

Ein  sweiter,  wohl  eben  to  maig  in  Abrede  zu  ziehender,  Satz  ist  der, 
dass  eine  solche  ErklAning  nor  dann  fdr  die  Aaslegtmg  unbedingt  eni» 
scheidend  ist,  wenn  sie  von  allen  drei  Factoren  der  Gesetzgebung,  ao»- 
drflcklich  oder  stillschweigend,  angenommen  wurde.  Nar  von  einem  der- 
selben gegeben,  oder  etwa  auch  noch  von  einem  zweiten  getheilt,  sind  sie 
allerdings  Beweise  darüber,  wie  diese  Factoren  das  Gesetz  verstanden  haben 
wollen:  allein  diess  entscheidet  noch  nicht  aber  die  Zosümmong  des  Drit- 
ten, and  somit  noch  nicht  nothwendig  Ober  die  wahre  Auslegung  des  Ge- 
setzes. Und  hier  ist  denn  namentlich  auf  die  Xothwendigkci't  einer  förm- 
lichen Mittheilung  atifnurksani  zu  machen,-  indem  nur  in  solchem  Falle 
eine  genOpende  Veranlassung  /u  einer,  ausdrücklichen  oder  stillschweigen- 
den.  beitretenden  oder  verwerfendtu ,  Willensäusserung  vorhanden  ist.  — 
Endlich  steht  noch  fest ,  dass  eine  von  allen  drei  Factoren  gutgeheissene 
ErkiäruTig  den  Sinn  des  Grsetzes  nicht  blos  bestimmt ,  wenn  eine  Wahl 
zwischen  verschiedenen  gleich  möglichen  Auslegungen  der  Worte  besteht; 
sondern  auch  dann,  wenn  sie  dem  Wortlaute  zuwiderläuft.  Iiier  sind  die 
gebrauchten  Worte  ein  fehlerhaftes  Mittel  zur  Ausdrückung  des  nachweis- 
baren wahren  Sinnes  des  Gesetzgebers,  und  es  hat  somit  der  letztere  den 
Vorzog.  Daas  der  Zweck  auf  eine  andere  Weiae  (durch  iüchtigateUnng  der 


1)  Za  weit  i^ht  wohl  Kru«r.  Orandsätiee,  8.  126,  wenn  er  den  Comirüssionen  and  Ihrer 
BerichtemUttung  eine  Ztutflndiirkelt  tu  Erklürungen  nicht  nur  Ub<>r  Aen  8)nn  ihrer  ciirenen  An- 
txägZy  suntleni  auch  ül)«r  den  des  Begierung»entwurfes  zosrhreibt.  Kr  stuiAt  diii.(>  Ansicht  ein- 
BUÜ  dftraaf,  dsM  die  ComminsioneB  dea  Anftnc  balMn,  Aber  alles,  wim  sie  den  Kainmeni 
cnpIMileii,  die  nöthii^en  Brliuteruni^n  in  ^ben;  nnd  zweiten«  darauf,  dau  die  Ref^emng»- 
Oimuniaaare  durch  etillschweigen  su  solchen  Erlüärunfren  aieh  dieselben  seibat  aneiipien,  ift 
einer  KenntniMnahme  derselhen  über,  selbst  wenn  su-  m  ihrer  Abwesenheit  gegeben  seien,  die  ' 
Verpflichttintr  haben.  Hiert^effen  i»t  aber  aa  bemerken ,  daas  die  Commissionen  doch  nur  den 
Beruf  haben,  »ich  über  den  Kinn  ihrer  eigenen  Anträge  zu  erIcUren,  Iteineswegs  aber  beanf- 
tracrt  oder  auch  nur  In  der  Lage  sind,  den  SiBQ  ÜK  R«gieruDg  mit  Sicherheit  zu  ericunden. 
Die  Firtion.  dass  eine  nicht  widersprochene  Aetuaenmg  einer  Commiasion  oder  ihre«  Beridit' 
entatters  tila  von  den  Regieruoga-Commissärt  n  adoptirt  sn  betrachten  aei,  ist  onsnliasig.  Ab- 
gesehen davon,  da»8  die  Regiernng  au.i  Zweckmässiglceitsgründen  ein  Interesse  dabei  haben 
kann ,  sich  äber  eine  doch  nicht  maaaigebende  Ansiebt  eloM  Unraatindigen  nicht  so  Mimenit 
■0  kMan  Ja  di«  Ansicht  der  Conniasloti  oder  ihre«  BertditOTttattm ,  gleichgültig  ob  nlt  oto 
ohne  Scbnld  der  RegieningsaBUie,  dieae  letztere  thatslchlieh  anbekannt  gebUeben  seien.  —  IMe 
Uer  Toriiagende  8Mtft«ga  mag  pimktifefa  nicbt  nm  frantc  mehtialuit  tein,  w«a  4le  B«tto- 
'  nutgs-Commissir«  aUerdlngs  waitaiu  In  der  ficffd  tfeh  Iber  ttt  KrttUntaffn  iir  Kuhmt* 
OpHBliMionen  erklären  werden,  nnd  zwar  nicht  Mos  •tlllschweigeod  tnukn  umUHMBt^i  alMa 

m  mm»  Mit  it*  ^nki  thaoaiOK^  MXIg  Uttamt  MtlD. 

*  * 
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Worte)  irait  pasMOder  erreicht  «wden  wfire,  benimmt  dem  Willen  4m 
fleaet^gebw»,  to  wie  «r  eiiuiial  Migesprochsn  iit,  täm  Kraft  nicht. 

'Der  ilgenUiflailkilien  Fülle  von  ErkUnogen,  nddie  eiM  miMre  Be- 
tradrtaog  erfindeni,  liiid  aber  iwei 

Erataili  die  von  Begiernngs  -  Commlssären  wihrend  der 
Debatte  abgegebeaen  mflndlichen  Erklärnngen.  —  So  frenig 
nlmlicb  in  Zweifel  gezogen  wird,  dasB  eine  in  den  yerfassongsmlfigig  vor» 
gesehrlebenen  Berathangen  beschlossene  und  mittelst  eines  hierza  aner- 
fcMHiiMm  Organs  den  Ständen  förmlich  mitgetheilte  mtlndliche  Eröffnung  der 
Begfenmg  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  and  Rechtsverbindlichkeit  einem 
sebrifUichen  Erlasse  vollkommen  gleich  steht:  so  ist  doch  schon  0  ent- 
schieden bezweifelt  worden,  dass  auch  solche  Erklftnmgen,  weiche  im 
Laufe  der  mündlichen  Verhandlongen  mit  einer  den  Kammern  von  den  zor 
allgeineiDeB  Teitheidignng  eines  Gesetzesentworfes  bestimmten  Commissären 
abgegeben  wurden,  als  Ansdrack  des  Regiernngswillens  betrachtet  werden 
kiMuieiL  Solche  seien,  wird  behaaptet ,  lediglich  die  individuellen  Ansichten 
dieser  Gonmiasire,  und  somit  von  keinerlei  Bedeutanc:  für  die  Auslegung 
des  Gesetzes.  —  Unzweifelhaft  ist  ein  Unterschied  zwischen  verschiedenen 
Arten  solcher  Erklärungen  zu  machen;  allein  die  eben  angeführte  Ansicht 
geht  doch  zu  weit.  Es  ist  nämlich  zwar  zuzugeben,  dass  Commissäre  un- 
llQl^ieh  Aber  alle,  während  dner  Berathung  sich  erhebenden  möglichen 
Fragen,  zum  Voraas  besonders  instruirt  und  zu  einer  Erklärung  Ober 
den  Willen  der  Regierung  ermächtigt  sein  können  ;  und  dass  sie  somit  in 
ihren  Antworten  Vieles  nur  mittelst  logischen  Schlosses  aus  den  ihnen  im 
Allgemeinen  bekannten  Absichten  der  Regierung  abzuleiten  vermögen,  wobei 
Irrthüraer  wohl  mit  unterlaufen  können.  Es  ist  ferner  einzuräumen,  dass 
die  Regierung  durch  eine  Zusicherung,  welche  eines  ihrer  Organe  gegen 
allgemeinen  oder  besondern  Auftrag  gegeben  bat,  rechtlich  keineswegs 
gebunden  wird.  Aach  mag  daher  der  den  Ständen  ertheilte  Rath,  sicher 
zu  gehen,  und  sich  nicht  mit  mündlichen  Zusicherungen  zu  begnügen,  son- 
dern alsbald  eine  formelle  Berichtigung  des  vorgeschlagenen  Gesetztextes  zu 
verlangen,  ganz  zweckmässig  sein.  Allein  auf  der  andern  Seite  ist  eben  so 
richtig,  dass  die  Commissäre  mit  dem  Plane  der  Regierung  wohl  vertraut 
sein  können;  dass  in  minder  bedeutenden  Punkten  die  Regierung  eine  von 
ihrer  eigentlichen  Absicht  abweichende  Antwort  eines  ihrer  Commissäre  leicht 
gntheisst,  zur  Vermeidung  von  Weitläufigkeiten  und  Streitigkeiten,  während  f 
ihr  auf  der  andern  Seite  ein  förmlicher  späterer  Widerruf  einer  unrichtigen 

Erkl&mng  eines  ihrer  Commissäre  vollkommen  freisteht  *};  namentlich  aber, 

^  '  '  ' 

1)  i.  IftItermftteY,    a.  O.  DvimIImb  Mtiamt  W  neh  C3hft«T«li«  Adolphe,  Pite* 
Clpe«  Ac  comp^tence  ft      iurisdlrtion  adininlBtrAtive.   P»rl«,  1S41,  Bd.  L  8.  CLVI. 

S)  ae  hat  B.  B.  <U«  wiUttemiMigiMk«  R«si«roBff  in  J.  18M  M  4«  P<r»tlwm  «im  8tEtf> 
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dMi  dne  gedeiblkbe  Benfhmg  Mht  bettrittoMr  oder  aaafUirlidMr  waä 
venricketter  Qttetsesentwttrfe  gar  nidil  dflBkbar  irtbre,  UMm  io  Jedem Anfoi- 
bfieke  die  Debatte  Ton  dem  Conunissir  zur  FestBlellmg  von  Voranssetznn- 
gCB  «nd  Yorfrageii  abgebrochen  und  spedeUe  iDStmetion  eingeholt  werden 
mfisste.  Diesen  beiden  Seiten  der  Sache  ist  nnn,  wie  es  scheint,  gebflhrende 
Bechnnng  getragen,  wenn  hinsichtlich  der  im  Laufe  der  mttadlichen  Ver- 
handlungen von  Regierungs-ComroissAren  gemachten  Aenssemngen  der  Qnud- 
aatz  aufgestellt  wird,  dass  dieselben  zwar  allerdiags  von  der  Regierung  aus- 
drücklich für  unrichtig  erUftrt  werden  können,  mid  alsdann  nicht  nur  als 
nicht  geschehen,  sondern  sogar  als  entschieden  unrichtig  zu  betrachten,  und 
auch  in  diesem  Snne  bei  der  Andegong  za  gebraacfaen  sind ;  dass  aber  die- 
jenigen Erklärungen  Ton  Commissai«n,  welche  bie  nr  Beendigung  des  frag- 
üchen  Geschftftes  nicht  in  Abrede  gezogen  worden  sind ,  als  von  der  Regie- 
rang anerkannt  betrachtet  werden  mflssen.  NatOrlioh  kommt  der  Grundsatz 
der  Nachweisberkeit  hier  zu  besonderer  Anwendimg,  und  nur  was  in  den 
amtlichen,  auch  der  Regierung  mitgetheüten ,  Protokollen  verzeichnet  ist, 
kann  als  beweisende  ErklArang  nner  Begienmgs  -  Commiasion  angesehen  - 
werden  »). 

Eine  zweite  besonders  hervorzuhebende  Art  bilden  jene  gar  nicht  selten 
vorkommenden  Erklärungen,  dass  eine  gewisse  Bestimmung  in  das  Gesetz 
nicht  aufziuichmen  sei,  weil  sich  der  fragliche  Satz  von  selbst  ver- 
stehe. Eine  solche  Erklärung  kann  von  der  Regierung  ausgehen  zur  Ver- 
theidigung  einer  angeblichen  Lücke  im  Gcsetzesentwurfe ,  oder  von  einer 
ständischen  Kammer  als  Grund  ihres  Beschlusses,  einen  vorgeschlagenen 
Artikel  wegzulassen.  —  Offenbar  ist  der  Werth  eines  Ausspruches  dieser 
Art  von  sehr  verschiedener  Bedeutung  für  die  Auslegung  des  Gesetzes,  je 
nach  den  näheren  Verhältnissen;  und  zwar  sind  hier  die  hinsichtlich  der 
Motive  geltenden  Grundsätze  ohne  Bedenken  anzuwenden ,  weil  Erklärungen 
der  fraglichen  Art  zwar  nicht  der  Form,  allein  doch  dem  Sinne  nach  nichts 
anderes  sind,  als  Begründungen  eines  bestimmten  negativen  Zustandes  des 
Gesetzes.  Wenn  denmaeh  alle  Factoron  der  Gesetzgebung,  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  zustiumieud,  der  Erklärung  beigetreten  sind,  so  gibt  sie  den 
wahren  Sinn  des  Gesetzes  an,  auch  wenn  wirklich  an  und  für  sich  dieser 
Sinn  sich  nicht  von  selbst  verstanden  hätte.  Im  Uebrigen  ist  dabei  aller- 
dings zu  beachten,  dass  die  Erklärung,  es  bediiife  eines  bestimmten  Zu- 
satzes nicht,  weil  sich  dessen  Inhalt  von  selbst  verstehe,  in  Beziehung  auf 
eine  genau  bezeichnete  Gesetzessteile  gemacht  sein  muss  and  nor  diese  in 


fmbbuchee  nicht  den  mindesten  Anstand  genonunen,  miliMDleh«  ErklinufeQ  Ibxw  OomnlMln 
später.  Jedoch  rechtzeitiiir ,  ffir  irrig  zu  erklAren. 

1)  ?sL  dl*  Mhr  fBtaa  9«iiMrluiiie«a  von  Krag,  OtiudriUie,  A.  ttL 
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dem  genannten  Sinne  erklärt ;  dass  aber  die  Zurückweisung  eines  angetra- 
genen Artikels,  weil  derselbe  in  andern  Theilen  des  Gesetzes  oder  tiberhaopt 
in  den  allgemeinen  Rechtsregelu  enthalten  sei,  nichts  entscheidet  über 
diese  letztere  Behauptung  und  nicht  berechtigt,  dieselbe  ohne  Weiteres  als 
einen  intergirenden  Theil  des  Gesetzes  anzunehmen  und  anzuwenden.  Diese 
Behauptung  kann  auch  eine  irrige  gewesen  sein;  und  da  in  Folge  dieses 
Irrthumes  kein  Beschluss  von  den  Gesetzesfactoren  gefasst  wurde,  somit 
auch  keiner  promulgirt  ist,  so  lässt  sich  blos  auf  die  Behauptung  hin  nichts 
in  das  Gesetz  hineintragen.  Ist  die  Erklärung  eine  thatsächlich  richtige,  so 
gilt  freilich  der  von  ihr  behauptete  Satz,  aber  nicht  weil  sein  Sichvon- 
selbstverstehen  ausgesprochen  wurde,  sondern  weil  er  auf  eigener  richtiger 
Grundlage  steht  —  Als  eine  stillschweigende  Zustimmung  aber  ist  es, 
ans  früher  bereits  erörterten  Gründen ,  immer  anzusehen ,  wenn  eine  solche 
Erklärung  den  übrigen  Factoren  orcbuugsgemäss  mitgetheilt ,  ihr  dann  aber 
von  ihnen  nicht  widersprochen  worden  ist;  folglich,  wenn  sie  in  einem  den 
Kammern  übergebenen  Regierungsmotive  oder  in  einem  der  andern  Kam- 
mer mitgetheilten ,  in  Gegenwart  eines  nicht  widersprechenden  Regierungs- 
Commissärs  gefassten  Beschlüsse  aufgeführt  ist.  Lediglich  als  die  einseitige 
Meinung  Eines  Factors  kann  dagegen  die  Erklärung  gelten,  falls  die  übrigen 
Factoren  keine  Gelegenheit  zur  Aeusserung  hatten.  Nur  von  einer  ständischen 
Commission  abgegebene  Erklärungen  der  fraglichen  Art  endlich,  über  welche 
die  betreffende  Kammer  sich  nicht  aussprach,  sind  lediglich  Frivatansicbten 
and  von  gar  keiner  Zwangsbedeutung  für  die  Auslegung. 

.  d)  Die  Entscheidungen  von  Beispielen^ 

YoA  9^  geringem  Werttie  ftr  die.Festgfeniing  des  waliren  Oesetai^ 
dnneB  sind  die  Beispiele,  welche  wAhrend  der  Deb«|te,  sei  es  zur  Deut* 
lichmaebdiig^,  sei  es  zur  Bekfimpftnig  eloes  Satzes,  angefthrt  sn  'frerden 
pflegen.  Kidit  nnr  sind  dieselben  in  der  Eile  der  Bede  hflnflg  fidsdi  ge- 
wlhlt,  oder  änch  «ohl,  nm  den  gewünschten  Eindruck  in  gehörigem  Hussa 
herranmbringen,  absichtlich  ansgescbmackt  ^;  sondern  sie  beweisen  Uber* 
hai4»t  nur  eine.rein  snlsiektiTe  Ansicht  desBedenden.  Der  betreffende Fäistor 
der  Geset^bong  ist  nicht  sdiuldig,  sich  filr  oder  gegen  eine  solche  Argn- 
mentationsweise  des  Einzelnen  auisznsprecben,  und  es  kann  somit  auch  von 
einer  stiUschweigenden  Billigung  hier^  nieht  die  Bede  sein.  Selbst  wenn 
Begierungs-OommissSre,  sei  es  durch  eine  Tng»  veranlasst  oder  ai|s  ^ge- 
Dem  Antriebe,  sieb  Aber  ein  Beispiel  erklirt  haben,  kann  dies  picht  als  die 
bindende  Ansicht  der  Begierang  angesehen  werden,  da  die  Enlsdieidang 

1)  8.  Krag,     a.  O.,  8.  m. 

D  8.  JCItUrmaler,  a.  *.  O.,  a.  SHL 
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des  (Jommissärs  mit  gänzlicher  Verkennung  dos  ihm  bekannten  Willens  der 
Regierung  durch  einen  ganz  subjektiven  Fehler  in  der  Aoffassimg  oder  im 
Schlosse  entstanden  sein  mag. 

Nur  in  dem  Einen  Falle  können  Beispiele  von  grösserer  Bedeutung  sein, 
wenn  sie  in  schriftlirhen .  also  wohl  überlegten,  Aeusserungcn  eines  Factor« 
an  die  übrigen  enthalten  sind,  als  Theil  seiner  Motive,  oder  zur  Verdeut- 
lichung seiner  Ansicht.  Iiier  können  sie  dazu  dienen ,  die  von  ihm  (iber 
deu  Sinn  gewisser  Bestimmungen  gehegte  Ansicht  nachzuweisen.  Alh  in  nicht 
nur  ist  damit  noch  nichts  hinsichtlich  der  Meinung  der  übrigen  Factoren 
gewonnen;  sondern  es  ist  selbst  inini^  noch  möglich,  dass  auch  hier  dem 
dui  Beispiel  Vortragenden  ein  uftVnijarer  Irrthum  in  der  Entscheidung  nach* 
gewiesen,  seine  wahre  Ansicht  aber  aus  auderu,  zuverlässigen  Urkunden 
gezeigt  werden  kann. 

e)  Die  Verwerfungen  voa  Anträge.n. 

Nicht  nur  die  Beschlüsse,  durch  welche  ein  bestimmter  Inhalt  der  Ge- 
^etze  ausgesprochen  wird,  sondern  auch  diejenigen,  welche  entscheiden,  dass 
eine  gewisse  Bestimmung  nicht  aufzunehmen  sei,  dienen  zur  Auslegung  des 
richtigen  Sinnes.  Abgesehen  nämlich  von  dem  einzigen  (oben  erörterten) 
Falle,  wenn  die  Au&ahme  eines  Satzes  verweigert  wird,  weil  er  sich  schon 
Ton  selbst  verstehe,  beweisen  ablehnende.  ErklArnngen  immer,  dass  der 
beantragte  allein  vemorfene  Inliilt  nidift  Thdl  des  Geaetiei  vnd  säner  An- 
wendung sein  soll.  1^  soleher  Satt  darf  dann  also  aneli  ni^l  aas  anderen 
Anskgungsquellen  abgeleitet  und  ab  der  eigentliche  Sinn  dm  toetigebers 
dargestellt  werden.  Liegt  doci  der  ansdrtteklielie  Bewds  des  GegenllieOs 
vor.  Selbst  wenn  ans  anderweitigen,  gebilligten  Theilen  des  Gesetses  ein 
richtiger  Sddnss  anf  diese  Bestinomung  gemacht  werden  I^Onnte,  ist.  deradbo 
an  unterlassen.  Die  daraas  sich  etwa  ergebende  Fo]gewidr^|keit  zarecht  m 
legen,  ist  Sache  der  gewöhnlichen  Anslegungaregehi  ftr  einöi  Undersprach  der 
Gesetae  anter  sich;  sie  aber  wieder  gana  an  entfenen,  Anl^be  des  Oeseti» 
geibers  selbjit«  sieht  des  Auslegers.  Möglicherweise  war  sie  ansdrOcUiGh 
tieabsiehligt.  Yen  wem  der  yerwerfene  Antrag  aasging,  ist  hindehtOch  der 
Folgen  desshalb  gleichgültig,  weil  in  jedem  Falle  eine  ITinenserkUrong  vor- 
liegt, welche  ihre  Bedeatang  ans  sich  selbst,  nicht  aber  ans  der  Yeranlaa* 
sang  ihrer  Abgebong  erhAlt.  Ebenso  macht  es  kehien  Unterschied,  wenn 
etwa  der  angegebene  Grund  der  Verwerftmg  thatsAchlich  oder  rechtlieh  frisch 
ist  Desshalb  steht  der  MTille  des  gesetqiebenden  Factors  nicht*  weniger 
lest;  dieser  aber,  und  nicht  sehie  Teranlassang,  entscheidet  über  die  Gflltig- 
keit  des  Gesetze.  Femer  bedarf  es  wohl  kaum  erst  der  Bemerkaag»  dasa 
die  Yerwerfong  auch  nnr  Eines  Factors  voUkommea  hinreicht  xnr  Henw^ 
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bringung  der  {^nannten  Wirkung.  Denn  wenn  schon  eine  Uebereinstimmong 
aller  drei  Factoren  nöthig  ist ,  um  einen  Beschluss  in  das  QewU  au&uneli- 
men,  oder  eino  authentisrlH-  P>klftning  deudboi  zu  geben,  so  reicht  aas 
demselben  Grunde  die  Verwerfung  auch  nur  Sänes  Theilhabers  der  gesetz- 
.  gebenden  Gewalt  hin  zu  einer  gänzlichen  Entfenumg  aas  dem  Gesetze.  Ein 
vollwirkendfis  Veto  hat  jader  einzehie  Factor;  aUein  nnr  ein  getlieiltes  Be> 
BtimmiiDgsieclit 

a 

•  elklnii. 

Wenn  vorstehende  Ansicht  tiber  die  BenatzoDg  stAndischcr  Schriften 
and  Handlongoi  inm  Bchufe  der  Gesetzesauslegnng  wesentlich  abweicht  so- 
woU  von  der  gewöhnlichen  (zuerst  von  W&chier)  aufgestellten  Theoriei, 
als  auch,  and  zwar  noch  entschiedener,  Ton  der  Meinung  Schaff- 
rath's,  und  wenn  sie  selbst  der  von  Krug  tmd  von  Mittermaier  dar- 
gelegten Mittelansichten  sich  F»f^**fr*'>  nicht  anschliesst:  so  rtthrt  diess, 
wie  die  vorstehenden  Ausführungen  zeigen,  hauptsächlich  aus  zwei  Ursachen 
her.  Einmal  wird  nicht  blos  anf  die  Aufßndung  des  wahren  Willens  des 
Gesetzgebers  gesehen,  wie  diess  von  der  gewöhnlichen  Theorie  geschieht, 
noch  aber  auch  lediglich  die  Promulgation  der  Worte  als  entscheidender 
Umstand  anerkannt ,  mit  Schaffrath ;  sondern  es  wird  eine  Vereinigung 
beider  Rücksichten  gefordert.  Zweitens  aber  sind  theils  in  mehreren  Fällen 
Unterscheidungen  gemacht  worden,  wo  die  Vorgänger  gleiche  Verhältnisse 
annalmien,  dadurch  aber  sich  von  der  Wahrheit  entfernten  ;  theils  Unter- 
scheidungen verworüen,  welchen  keine  wirkliche  Verschiedenheit  der  Dinge 
entspricht. 

Durch  diese  Annahme  verschiedener,  gleich  hoch  stehender  Grundsätze, 
sowie  durch  die  Aufstellung  dieser  Untersclüedc,  ist  denn  freilich  die  Lehre 
verwickelter  und  ausführlicher  geworden,  als  bie  nach  den  bisherigen  Bear- 
beitungen war.  Allein  so  wenig  diess  an  sich  für  die  Wissenschaft  und 
für  das  Leben  wUnschenswerth  sein  mag,  so  dürfte  es  doch  kein  Zeichen 
von  unklarer  Auffassung  und  verkehrter  Spitzfindigkeit  sein.  Die  im  consti- 
tutionellen  Staate  bestehende  Art  der  Geset^csabfassung  ist  nun  einmal  weit- 
läufig und  vielfach  verschlungen;  es  sind  dabei  so  mancherlei  Wechselfälle 
und  Verhältnisse  möglich,  dass  nothwendig  auch  die  Rechtswissenschaft  die 
Folgen  davon  empfinden  muss.  Und  keineswegs  ist  etwa  blos  für  die  Regeln 
der  Auslegung  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  und  Weitläufigkeiten  entstan- 
den. Man  denke  z.  B.  nnr  an  den  Unterschied  von  Vrrfassungsbestiiuninngcn, 
i^estt^ceu,  Verorduungen  und  an  die  mandifacheu  schwierigen  Fragen,  welche 
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ildi  an  dieien  Ibteneliied  ImllplieD.  Oder  an  -die  bettrifeteocn  Vngna.Via- 
■iditlidi  der  gnltigen  Damr  gevisser  Oesetae.  IfRe  diMe  SegieniiigBweiM 
lämhtmjB^  doi  Tomg  der  Eiiifiubheü  lidit  in  Anaiinich  ndinen  darf,  ao 
MmaiiQkh.  nicbt  in  Beridwag  änf  ihra  Gesetagebimg  und  die  reditswiiaen- 
rtmftMrtm  Behnndlmig  ihrer  Qeeetie. 

Die  Fkage  kuei  eomit  nur  die  eein:  ob  die  im  Yoretebenden  infse- 
eteOttti  Site  und  üatoreAiede  ilditig  Bind,  nnd  ob  sie  den  Qegenelaad 
endiOpfbn? 
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5. 

üeber  die  ständischen  Rechte  in  Beziehung  auf  Reichs- 

verwesung. 

Zu  deiyenigen  Staatseinrichtungen,  welche  in  neoerer  Zeit  an  Bestimmtheit 
und  Zweckmässigkeit  viel  gewonnen  haben ,  gehört  offenbar  die  Regierungs- 
verwesung im  Falle  einer  Verhinderung  des  rechtmässigen  Inhabers  der 
Staatsgewalt. 

In  frühereu  Zeiten  fehlte  es  sowohl  in  den  grösseren  europäischen 
Reichen  als  namentlich  auch  in  den  deutschen  Staaten  jeden  Ranges  und 
jeder  Bedeutung  an  bestimmten  Grundsätzen  über  das  einzuhaltende  Ver- 
fahren, und  es  kamen  daher  nicht  uur  in  verschiedenen  Ländern,  sondern 
in  demselben  Lande  bei  verschiedenen  Fällen  die  abweichendsten  Bestim- 
mungen vor,  je  nachdem  testamentarische  Bestimmungen,  Vereinbarungen 
im  einzelnen  Falle,  reichsgerichtliche  Entscheidungen  u.  6.  w.  es  fügten.  Bald 
ward  der  nächste  Schwertmagen  mit  der  Vormundschaft  und  mit  den  Re- 
gierungsgeschäften betraut,  bald  die  Mutter  oder  die  Grattin  des  persönlich 
UnfAhigen;  zu  andermalen  war  es  ein  Regentschaftsrath  neben  diesen  Ver- 
wandten, oder  ohne  sie  und  in  ihrer  Ermanglung ;  zuweilen  übernahmen  die 
Stände  die  Geschäfte,  manchmal  auch  ein  benachbarter  Fürst  oder  deren  Mehrere 
gemeinschaftlich.  Ehe  es  aber  dazu  kam ,  war  unzähligemal  Streit,  Gewaltthat, 
besten  Falles  Klage  bei  Gericht.  Und  eben  so  wenig  stand  ein  für  allemale 
'  — —  •  . 

1)  In  Entstand  fUhrt,  und  iwat  noch  Uzt,  die  Theorie  unter  den  PritrO(;adren  des  Kfinlgi 
«ach  du  Recht  auf,  nicht  minderjährig  su  sein.  Nach  dem  common  law  Ist  daher  eig^entlich 
jede  Handlung  eines  thatsachlich  mindetjährigen  Königs  gilitig.  Allein  da  einer  solchen  Fiction 
der  gesunde  Menschenverstand  widerspricht  und  die  einfachste  Klugheit  eine  Vorsicht  erheischt, 
so  ist  es  nicht  ungewöhnlich,  dennoch  einen  Protector  oder  Vormund  su  setzen;  nur  muss  diess, 
da  ein  allgemeiner  Orundsatz  nicht  besteht,  auch  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht  bestellen 
kann,  in  Jedem  einzelnen  Falle  durch  eine  besondere  Parliamentsa<!te  geschehen,  welche  denn  auch 
ihren  Inhalt  den  Jeweiligen  VerhültoiAsen  entnimmt.  Man  sehe  z.  B.  24  6eo.  II,  c.  24;  5  Oeo.  III, 
c  27;  7  Will.  IV,  c.  4;  I  Vict.,  c.  72;  ungerechnet  die  Acte,  welche  wegen  der  Geisteskrankheit 
Georg's  III  erlassen  wurden.  Vgl.  Stephen,  Conunentaries ,  Bd.  II,  B.  498,  Not.  k.  —  Die  In 
Prankreich  unter  der  alten  Monarchi«  vorgekommene  Fälle  von  Reichsverwesung  wurden 
In  höchst  verschiedener  Weise,  was  Personen  und  Rechte  betraf,  geordnet,  so  dass  auch  hier 
von  einer  festen  Reget  die  Rede  nicht  sein  kann.  Man  sehe  Dupuy,  Trait^  de  la  mi\|oritä  d« 
DM  lois  et  d«ss  tigeuces  du  rofamne.   1.  II.  Amst,  1722,  4. 
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Söst,  in  welchen  FftUen  dann  eine  StellTertretnng  nöthlg  und  erlrabt  sei, 
.odnr  aadi  mir,  irie  lange  eine  Hindeijaiiii^t  daneie  >)*  ^  UrsMhen 
aber  von  dieser  Unsicherbeit  waren,  wenigstens  ftr  die  dentseben  Staaten, 
ttMÜa  die  Yenniscfanag  vdn  OffentUcbem  und  wa  Privatrecht,  indem  anch 
die  Begienmg  als  ein  Eigenthnm  oder  wenigstens  als  die  reohtliche  Folge 
etaea  Eigenthinnfw  bebacbtet  wurde,  wibread  doch  die  BodOrfiiisae  nnd 
Fardenrngen  dee  Staatatobeas  sich  ebeoiUls  gellend  maditen,  nnd  swar  in 
steigendem  IfBüse;  tbcila  aber  die  ünaidieriieit  darüber,  wdcbe  Art  m 
Privatreeht  Anwendnng  finde,  ob  etwa  das  alle  deotidie  Beefat  des  Stamm- 
gatea  nnd  das  Hnndinm,  oder  ob  daa  rOmiacbe  Beeht  mit  seinen  Gmnd- 
sltaeQ  Aber  tntela  nnd  cnra.  Dtm  1mm  das  in  der  Goldenen  BnUe  ftr  die 
karftnUicben  HIaaer  gogebene  beaomlnre  Bockt,  welches  einem  Theile  der 
ihrigen  UMHcben  Hftnaefr  mm  VothUde  diente,  anderen  nicht,  selbst  aber 
wieder  wenigstens  in  so  lerne  streitig  war,  ob  neben  der  geeetslichen  ag- 
natiachen  Yonnnndschaft  andi  eine  teetamentarigefae  stattfinde;  ferner  das 
DispensaHonaredit  des  Kaisers,  als  dee  obersten  YonnrandeB,  wodoroh 
•  Ctrondsitae  im  einnbien  Falle  nrnnestOBsen»  dadurch  aber  anch  im  Guuen 
nnsicher  worden. 

I>ie  Naehtheile  dieaea  Znstandes  lagen  aOmnabe,  als  dass  nicht,  sobaU 
die  LoalAsang  der  Staatsregiemng  vom  Frifatreehte  entschieden  war  und 
sine  qrstematiache  Ordnung  der  staatlichen  Ordnung  nnd  die  Entwerfnng 
nmfiusender  Gmndgesetze  BedflrfiiisB  oder  auch  nnr  Silte  wurde,  efam 
aidmrere  nnd  Verständige  Ordnniig  des  Begentschaftswesens  hfltte  ins  Ange 
gelhast  werden  sollen.  So  wurden  denn  schon  in  der  französischen  Ver- 
fissnng  von  1791  einige,  wenn  schon  noch  nicht  ansreichende,  Grundsätze 
aufgestellt.  In  der  ersten  kaiserlichen  Verfassong  von  1804  ward  schon 
amsichtiger ,  obgleich  zum  Theile  mit  eigenthümlicher  Berücksichtigong 
der  besonderen  Verhältnisse ,  gesorgt ;  nnd  auch  in  den  Vasallenstaaten  der 
Napoleoniden  wurde  die  Angelegenheit  ins  Auge  gefasst,  fireilidi  hauptsäch- 
Udi  nm  dem  Haupte  der  Familie  Alles  in  die  Hand  sn  l^n.  Die  spani- 
schen C!ortes  verordneten,  mit  bezeichnendem  Misstranen  gegen  dynastische 
Gelüste  und  Gewohnheiten  und  mit  weitgreifender  Uebertragung  von  Rechten 
an  die  Stünde,  ganz  neue  Einrichtungen.  Endlich  nöthigteu  die  wieder- 
holten Geisteskrankheiten  Georgs  III.  auch  in  England  m  einer  gründlichen 
Erörterung  der  Frage,  wenn  schon  nach  Landesart  nicht  durch  eine  ah- 


1)  Wer  ilch  einen  Begriff  von  der  nnentwirrbaren  GmndsatzloaiKkeif  des  Vormnndschaft«- 
weaeo*  in  den  deuUcben  reglereadeo  HÄoiern  machen  will,  nehme  Pfcffingcr's  Vitriariiu 
ilMtl<lni,  nd.  IV.  a.  11S%.;  J.  J.  Moier's  DenUchea  Btjwtarecht,  Bd.  ZVn  und  ZVIU,  und 
dessen  Periönllche» Staatsrecht,  Hd.  I,  oder  Lyn  ck  er'»  Abhandlung  von  der  Vnrmundsohaft»- 
bestellong  xur  Hand,  und  versucbe  die  dort  auigeuUilteu  FaUe  unter  Katcgurie«u  zu  briogeo. 
IB  Kldacn  ffiebt  Moaer  BadiscbM  MiihiwM  «taw  Mhr  btUhfOid«  MwtMtarti  te anvsr> 
tehiedensten  Vorg^Ünge  in  Einem  Uaam» 

V.  Mohl,  8ta»t«recbt.  Ud.  L  XO 
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Btracte  Gosptzgebung .  ^ondera  nur  durch  Fürsorge  im  einzelnen  Falle 
schliesslich  geholfen  ward.  Obgleich  nun  in  der  Karte  Ladwig's  XVIII  der 
Rriclisvcrwcsung  k»Hne  Erwähnung  geschah,  vielmehr  die  wiederhergestellten 
Büurbone  in  dieser  Beziehung  stillschweigend  zu  der  alten  Unsicherheit  des 
Hauses  zurückkehrten;  und  obgleich  also  die  Karte  in  diesem  Punkte  nicht 
zum  Vorbild  dienen  konnte:  so  bildet  doch  in  fast  allen  seit  dem  zweiten 
Jahrzthcnt  dieses  Jahrhunderts  zu  Stande  gekommenen  Verfassungsurkunden 
eine  bestimmtere  Ordnung  der  Regierungsrechte  im  Falle  einer  persönlichen 
Unfähigkeit  des  zunächst  g(  srtzlich  Berufenen  einen  wesentlichen  Theil  der 
neuen  Satzungen.  Nur  in  verhiiltnissmiissig  ganz  wenigen  neueren  Grund- 
gesetzen ist  eine  völlige  Lücke  in  dieser  Beziehung  geblieben 

Hiermit  ist  denn  aber  frfilich  nicht  gesagt,  dass  überall  und  in  allen 
Beziehungen  die  Angelegenheit  vollständig  und  richtig  geordnet  sei.  Im 
Gegentheile  ist  auch  itzt  nur  in  sehr  seltenen  Fallen  für  alle  denkbaren  Mög- 
lichkeiten uufl  für  jede  auf/uwerfende ,  also  wohl  auch  früher  oder  später 
im  Leben  eintretende.  Frage  zum  Voraus  geborgt.  Auch  ist  keineswegs 
jede  dir  getroffenen  Bestimmungen  als  zweckmässig  anzuerkennen.  Es  ist 
somit  die  Aufgabe  der  NVi^senschaft  nicht  etwa  beschränkt  auf  eine  Aus- 
eiuunderlegung  der  positivui  Ge.-etze;  sonderu  sie  hat  auch  itzt  immer  noch 
anzugeben,  wie  etwa  in  unberücksiclitigten  Vorkommenheiten  zu  verfahren 
sei,  und  sie  timkt  Grltginheit  genug  zu  Kritik  und  zu  gutem  Rathe  für 
künftige  Gesetzgebungen  oder  Ergänzungen.  Namentlich  ist  das  VerhältuibS  der 
Ständevcr.-<aninihnigen  zu  der  wichtigen  ^Vngekgenheit  nichts  weniger,  als 
überall  und  m  allen  Beziehungen  zweifellos.  —  Diese  Autgabe  aber  ist 
keineswegs  schon  vollständig  gelöst,  uideiu  sich  auch  die  neuere  staatsrecht- 
liche Literatur  inmier  noch  mehr  mit  einer  Aufzählimg  der  getroffenen  po- 
sitiven Botinunungen  als  mit  dem  Wesen  der  Sache  und  mit  Grundsätzen 
für  ein  zu  gebendes  Gesetz  be&chaiugl  hat '). 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ 

nur  div  fu/  Bn  de  D,  OamttAdt,  Uolstein-Laueuburtf,  Meiningsen,  Naitau  und 
(Uo  beiden  öcli  w&ribttrf;  ud  «aoh  Mtb*t  hier  ijt  vm  Tbeil«  auf  ein  bewMileni,  ipiUcr 
n  «flMieiidü  OewtB  ir«rwl«Mtt,  w«ldtM  den  0«f«Beiaiid  ordaw  ablL 

tj  Die  .Ufere  Liieratur  über  diu  VunnnndHcIiaftswe^on  In  den  rdclMflflllldlMI  Ftanflien  hat 
kaum  melir  eine  üedeutuDg,  tbeiii  weil  «io  «ich  mit  iut  faua  wegfeMtaND  BbtttoMufW  niHi 
eti'Uftag—  beeebmut,  thefla  wid  haapiritotikfc  wdl     wf  d»Ofrfii^dM>tffcipil»«tneM' 

livbcn  TerrUuriaJrechtes  steht.  Ein  VeiWicbniM  derselbyu  Ist  übrigeiia  lu  finden  in  Pütt  er 's 
Literatur  dee  <L  Staatsrechts,  Bd.  III,  8.  7T9l||.,  uod  in  Kifibers's  Forts^iias,  S.  636  ^.  Am 
bnuiohbwMon  dflrfle  Itrt  nedi  mIs:  Lyaekcr,  B.  F.  0.  vm,  Abh.  tw  d«r  VemnndMlHiflH 
bestellutig  Ici  I'rlvat- und  erlauchten  Persuneu.   I.  II.  Jena,  wo  namentlidi  üb«r  die 

eüuelneu  in  dem  sicbaiscbeo  Oesammtbauie  TorgekonuDenen  Fälle  ron  Vonaaadechaft  sebr 
HiAhrtielie  MlttheUgnten  «euM^  tln^  Kraat^  VwiwiMiift  wtA  OnBUmm  Am  dm- 
sehen  Rechtes  ist  noch  nicht  bis  xnm  Rechte  des  hohen  Adels  fortgeführt.  Von  den  neueren 
Boarbeiteru  des  posiüTen  deatscboo  tttaatarechtt  haben  fleisciffe  Zosammeasieltoggeo  der  in  dea 

D.  Bundes,  4.  Aufl.,  8.  M3  0r.;  H.  A.  Za<  harik.  D.  Staatsr.,  8.  Aufl..  Bd.  I,  S  STOflf.;  Zöpfl, 
P.  Staatar.,  4.  Aull.,  Bd.  U,  a  06Q|.;  U«ld,  System  dre  Verfa«e.AechU ,  Bd.  II,  S.  976%. 
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Einen  Beitrag,  aber  auch  nur  einen  solchen,  zur  NachbolUDg  des  Vor- 
atamten  soUen  denn  non  die  uachsteliouden  Bl&Uer  liefera. 


UctiMr  die  maimiehliKiwii  Tortbefle  der  ertilidien  Einhemoliaft  kann 
allerdings  kein  Zwrifel  sein;  aber  eben  ao  onUagbar  ist,  dass  sie  anch  ent- 
schiedme  fhhattfinwfitfii  bat.  nnd  dass  eine  nach  allen  Seiten  bin  das  aD- 
gemeine  Wobl  sicbemde  Einricbtnng  derselben  grosse  8cbwieri|^reiten  dar^ 
bietet  Es  bleibt  immer  ein  gewagtes  üntemebmen,  die  Leitung  eines 
gnnttD  Staates  der  Einsicbt,  dem  guten  Willen  nnd  der  Kraft'  efaies  ebizigen 
Henaehen  ansoiertranen;  nnd  nocb  ireit  gewagter  ist  es,  dasBecbt  m  einer 
soldien  einflnssreidien  Stellnng  lediglicb  dem  ZoMe  der  Gebort  so  Aber- 
lassen,  ohne  dass  Answeis  ttber  die  notbwendige  BefUiignng  verbiagt  wird. 
Sache  der  Staatsfcnnst  ist  es  also,  wo  müglicb  Vorkehrangen  anfmfinden, 
wetehe  die  schwachen  Seiten  der  Einrichtong  ni  stärken  und  dem  wirklichen 
Bntritte  der  m  fUrcbtenden  üebel  vorzubeugen  geeignet  sind. 

Diess  ist  denn  aadi  so  aUer  Zeit,,  bald  mehr  anknflpfend  an  einaelne 
Vorftlle  und  mit  Benützung  gerade  vorliegoider  Hfllftmittel,  bald  in  ^ste- 
matischer  nnd  umfassender  Weise  versucht  worden.  Die  europäischen 
Cnltun'ölker  insbesondere  haben,  seit  einigen  Geschlechtern,  das  Haupt- 
mittel hierzo  in  der  Volksvertretung  gefunden,  also  in  einem  Rechte  der 
ünterthanen,  durch  eine  eigens  dazu  bestellte  V»  r^ninmlung  das  persönliche 
nnd  wechselnde  Staatsoberhaupt  auf  der  Bahn  des  Rechtes  und  des  Nutzens 
zu  halten,  theils  mittelst  Bitten  und  Be^^rhwerdcn ,  theils  durch  geordneten 
Beiralh  in  bestimmten  Fällen ,  theils  endlich  durch  das  Recht  einer  Zu- 
stimunng  m  widitigen  Staatsbandiungen,  bei  welchen  ein  Wiedergutmachen 


Dan  Zw«elM  dtatw  W«k«  fniiw  äaA  aber  oattuttoh  die  f«iMeht«ii  Aiwabm  bringt  und 
ktbM  rilfMMiM  IheDNÜidie  BiefleiUBStn  ttnS  OraadrittM  MndAnt  our  ZuMmmeoBiellungen 

der  gl^chjtrtigeD  B«0tiininun^en  in  den  verschiedenen  Gesetzen  gegeben,  etwa  die  am  faXull^M 
▼orkommendea  bervoifdiob«ii.  Am  w«it«M«o  g«bt  H«ld  lo  4er  £iörtanuiig  aUgcmeiner  Fraffeo 
Mi  Erwigon^a,  and  sww  arit  gwMdwn  rtMlw^fliHkihw  nnd  pottbebesi  Siime.  —  Einiire 
MoDogniphieen  und  BtrelUchriften  bfh:iQil<  ln  einzelne  FäUe;  freilich  nicht  immer  mit  Unbefun- 
fsnhflU.  So  Terthcidigea  KlSber  (Xacbtrag  der  brauusehw.  Laadstände  sa  Ihrer  Beecbwerde 
wMer  flveo  Laadedhemi.  TMk£ ,  ist»,  FoL)  nnd  ZSpfl  (die  Regiwinng—nwwiiii^ai»!!^!»  toi 
Verhkltjiiss  «ur  Landesverfassung  1830)  das  Recht  eines  ReglerunKsvtrweaiTs  die  Landeerer- 
tewniig  sa  iodem;  AI.  MäUer  aber  (Ueber  Eeffeoteabevonniuidiuig.  Um.,  ISX))  und  Schenk 
fffeSin  Wws«i»ilm»niiiMindiwe.  nn>«  »SS)  itNlIm  Iber  Beitw^inneniiwiiiti'  bei  penOnUelHr 
UniShig^keit  des  Regenten ;  0  p  p u  n  h  ei m  (Betrachtungen  Aber  Rcgionin^fahi^^keit  und  Heyent- 
•ebaft,  Itt  Weil«  CooatU.  Jahrb.,  Bd.  II)  und  Tabor  (Ole  körperliche  Tbroofähigkeit,  m  der 
SMtf.  1  4nlMhee  B.,  Bd.lX,  a.SflS«.)  «ber  die  BeffwanitfUgkelt  «Infle  BHaden.  LeSIv 
lieli  nur  Beltemalei  .  J  F  ,  (irtindsätze  der  Re^fenfschafi.  Herl.,  1789,  boban  ielt  dcu  Gcg^en- 
■tud  nur  aUgemeioem  •taaUwineMchaftUchen  Staodpuacte;  aber  QreUich  mit  bea#erem  Wilka 
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begangener  Fehler  besonders  schwierig  oder  gar  unmöglich  wäre.  Es  wird 
anderwärts  näher  besprochen  werden,  inwieferne  dieser  ganze  Gredanke  ein 
richtiger  and  die  Eiiirichtnng  eine  ausreichende  ist;  jeden  Falles  ist  die 
Verbesserung  des  Erbfürstenthums  durch  Volksvertretung  jetzt  die  herr- 
schende Ansicht  und  die  AutT) ringung  und  Ausführung  einer  andern  Idee 
nach  aller  Wahrscheinüchkeit  auf  lange  hin  nicht  zu  erwarten.  Die  voll- 
ständige und  folgerichtige  Ausbildung  der  Einrichtung  und  ihre  Anwendung 
auf  jede  eigenthümliche  Schwierigkeit  der  Erbmonarchie  ist  daher  sehr  ge- 
rathen.  Begreiflich  muss  hierbei  aber  theoretisches  Nachdenken  und  Be- 
nützung der  Erfahrung  Hand  in  Hand  gehen,  und  der  nie  zu  vergessende 
Uauptgmndsatz  bei  solchen  Ausbildungen  und  Versuchen  ist,  dass  einerseits 
die  Fülle  der  Staatsgewalt  und  die  Freiheit  ihrer  Anwendung  bei  dem  fürst- 
lichen Staatsoberhaupte  zu  bleiben  hat,  andererseits  aber  eine  wirkliche 
Sicherung  der  Rechte  und  des  Wohles  der  Unterthanen  nicht  unterlassen 
werden  darf  wegen  etwaiger  Gefühls-  und  Ilöflichkeitsrücksichten  gegen  den 
Fürsten  oder  seine  Familie.  Ist  es  auch  weder  gebildet  noch  klug,  solche 
Beziehungen  zu  vernachlässigen,  so  dürfen  sie  doch  wichtigen  sachlichen 
Forderungen  nicht  hindernd  in  den  Weg  treten. 

Zu  den  Schwierigkeiten,  welche  die  Inhabung  der  Staatsgewalt  durch 
einen  Einzelnen  und  nach  Erbrecht  darbietet,  gehört  offenbar,  und  fast  in 
erster  Linie,  die  Ordnung  einer  Stellvertretung  im  Falle  einer 
entschiedenen  und  längeren  Unfähigkeit  zur  Regierung  bei 
dem  durch  seine  Geburt  zum  Throne  Berufenen. 

Bei  Uebertragung  der  Regierung  nach  Erbrecht  ist  ein  Zustand  per- 
sönlicher Regierungsunfähigkeit  bei  dem  nächsten  Thronberechtigten  nicht 
blos  möglich  in  mehr  als  Einer  Voraussetzung,  sondern  die  Erfahrung  zeigt 
auch  das  gar  nicht  seltene  wirkliche  Eintreten.  Es  begibt  sich  diess  näm- 
lich, einmal,  wenn  bei  dem  Tode  eines  Fürsten  der  durch  Erbfolgerecht 
und  Erbfolgeordnung  zur  Nachfolge  Berufene  noch  in  so  jungen  Jahren 
steht,  dass  ^ ihm  vernünftigerweise  die  Handhabung  der  Staatsgewalt  nicht 
überlassen  werden  kann.  Es  kann  aber  auch,  zweitens,  der  Fall  eintreten, 
dass  der  zur  Regierung  Berechtigte  an  Körper-  oder  Geistesmängeln  leidet, 
welche  ihm  die  Besorgung  seiner  schwierigen  und  ff^r  Staat  und  Volk  so 
unberechenbar  wichtigen  Aufgabe  nicht  möglich  machen.  Und  zwar  kann 
ein  solcher  Zustand  wieder  unter  wesentlich  verschiedenen  Verhältnissen 
eintreten.  Theils  nämlich  mag  die  unfähig  machende  Schwäche  des  gesetz- 
lichen Nachfolgers  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  auf  dem  Throne 
erkennbar  sein.  Theils  aber  kann  sie  auch  erst  nach  bereits  ergriffenem  Zügel 
der  Regierung  eintreten.  Endlich  kommt  noch,  drittens,  die  Möglichkeit 
hinzu,  dass  der  zur  Regierung  Berechtigte  durch  eine  länger  dauernde  Ab- 
wesenheit, vielleicht  sogar  durch  Beschränkung  seiner  persönlichen  Freiheit, 
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an  der  Uebernahme  und  Leitang  der  Staatsgpschrifte  verUndert  ist,  was 
denn  auch  wieder  entweder  schon  im  Augenblicke  des  Regierungsanfalles 
statitiudeu  oder  während  der  Dauer  derselben  eintreten  mag.  Der  letztere 
Grand  der  Regierungsuiifähigkeit  ist  auch  in  Wahlreichcn  möglich;  die 
beiden  andern  Haupt  fülle  dagegen  sind  der  Erbmonarchie  eigeuthümlich. 

Nichts  ist  weniger  notli wendig,  als  einen  Beweis  zu  führen  Ton  der 
Bedenkiii  bkeit  und  selbst  Gefahr  eines  solchen  Zustandes,  wenn  derselbe 
nicht  wesditlich  vorübergehend  und  nur  kurz  andauernd  ist  Je  mehr 

]u  einer  Monarchie  dem  Fürsten  an  Rechten  nnd  an  Gewalt  anvertraot 
wird;  je  unzweifelhafter  er  der  Mittelpunkt  .^jCt  gsnzen  staatlichen  Lebais 
ist ;  eine  je  grössere  Lflcke  also  ein  gftnriWiffr  Mangel  an  Befehlen  von 
seiner  Seite  macht,  und  ein  je  bedookenderir  Mate  dareh  wUtenioftiie 
und  nnansfflhrbare  Anordnungen  des  mr  Fordeniiig  aaai  Gehonam  g«Mls* 

1)  Et  wird  in  der  g-anien  nÄchfoljfcndcn  Abhandlung  nur  ron  danrrntlon,  d,  h.  nichf 
■Mürtlkli  und  In  koner  Zeit  TortbersdiMideD,  Varfaiod«nin(«i  dm  Fttnteu  di«  Bade  »«in. 
WtMxBA  kflUBW  neb  MiMra  VwUmbnAmmm  «Inar  R«BlenmsdlU«kett  wt»,  ■.  B.  «kol* 
Krankhi-iti  n  i  iV  r  Rcifrn  in  dasAasUnd;  auch  mnss,  wenn  dlewe  Hindf^mi'ssr  nicht  ToraoMicht- 
tkh  nur  eine  gtoA  geringe  Zeit  anhalten  wenlen,  aelbat  hier  ein«  Vorhehr  getroffen  «ein, 
inrit  BMit  dto  OcmMUI«  Ina  fl«o«lMi  «enttcii.  Dmaoeb  M  Mtahw  MbnaD  vQdllMmvilMBaM 

Bhidemi>i»  dn  vcrsrhitMli  n.^r  KaU ,  wdchtr  viel  gfrinjferfl  Schwierlgkflton  <lTrMrtrt  nnd  am  h 
ata»  fllgenthümliche  Ordnungen  im  ataataorgaaiamiia  befhedigend  erledigt  werden  kann.  £a 
«an  tfn«  ntt  ««nThalMdNii  in  gv  tutaaBVoridOtaiM»  itBianti^  »mUMmm  nd  wcftnehr 
Ihofattiene  hIs  Nutzen  bringende  Vorsonrr.  wenn  wof^cn  Hner  vitMIficht  nur  wcnfpe  Tjijto  üdor 
ff^chaa  daoemden  Behinderung  daa  Staatsoberhaupt  vorläufig  «einer  SteUuag  entkleidet  und 
ÜB  ABderar  an  lofaMr  aiaM  tmtM  wmim  wttüa^  AMk  iaaki  la  k«inem  Btaate  i«r  Walt 
JtaiAnil  hieran.  VJclmphr  int  «t  lediglich  dem  wif  solche  Wei>ie  Verhinderten  seihst  iihorIa<!Scn, 
fltae  iänriclitnng  in  treffen,  welciie  den  Fortgang  der  Geschäfte  sichert,  namentlich  flir  Erledi- 
gnv  der  uatergeortnalM  iniilaiwilnim  Mtft,  wMitlfan»  atar  aadITIauilldataU saraekaMIt 
odor  au^nahninweisc  der  Entscheldnnjr  des  Kranken  oder  AInnarnden  vorhehält.  TTIer  reicht 
eine  vorübergehend«  Erweitening  der  Belhgnisa  der  Ministar,  aia  Uebertragung  der  Unterschrift 
m  «laaa  aoha  «.agl.Ua*,  vad  «■  tat  aifditB  aMUg,  ala  dasa  daa  BahMeo  aad  woU  aiwh  daa 
l'nterthanen,  Jeden  FallcK  einer  etwa  versamniHfen  Reprüjsontjuion ,  Ki  nnttiis*  von  der  Hrstim- 
iwnwy  Bemhigong  uudNachHchtung  gegeben  wirtL  Die  fr«io  Wahl  des  Mittels  und  cuuuent- 
Hek  dar  IMtav  daa  daa  vnriiiiifi;cen  Btellvertretem  abeftragaaoa  Bechtaa  aiag  la  jedaai  ala» 

seinen  Falle,  je  nnch  den  Verhiiltnii«en ,  dem  Fllrsten  ohne  alle«  Bedenken  lllierlassen  sein. 
Allerdings  kann  sich  ein  solcher  Ztutand  auch  längej'e  Zeit,  als  anfänglich  in  Aussicht  stand, 
Mnlakan  aad  daaa  aBaidhllg  Nai>hthcile  und  Beschwerden  bringen,  am  Ende  selbst  nnertidgUch 
werden,  nnd  AHM  BMB  schliesslich  doch  zu  den  flir  den  entsprechenden  Fall  einer  danerndea 
'▼flriünderung  gaaetaHeh  bestimmten  Mitteln  Ubergehen.  Auch  mug  die  Entscheidung,  ob  aa 
kataMa  hietxu  gekommen  seie,  schwierig  nnd  peinlich  Kein.  Allein,  so  sehr  diesa  AUaä  sa  Im» 
dauern  Ist ,  so  llsst  sich  doch  durch  allgemeine  Resetzliche  Vorschriften  nicht  helfen  wegen  der 
grossen  Verschiedenheit  der  möglichen  VerhiUtulsse,  sondern  es  mnss  vielmehr  einer  Seits  dem 
I^MlIdBchkeitB-  und  Zartgeftihle,  anderer  Seits  der  Einsicht,  der  Vateriandallebe  und  demMatk« 
der  an  der  Spttae  dar  Geschäfte  Stehenden  (erforderlichen  Falls  anch  der  Stände)  vertrant 
werden ,  daas  d«  daa  RichtSge  aar  richtigen  Zeit  za  tkon  wiiaen  wacdcn.  Am  wenigalen  wohl 
kann  die  — von  den  Verfassungen  einiger  kleineren  Staaten  versnohte  —  gesetzliche  Feststellung 
einer  längitaa  «riaahtea  Zdt  der  vodiuBgea  AoabOUiB  aaganthen  wetde^  Dicae  geaatiUehe  Zeit 
könnte  cfbea  ao  woU  la  Inn  ab  la  laage  Mr  ffie  keioBderen  tTmatkade  aeln;  aodi  baatatea 
die  Verlegenheiten  keineswegs  immer  nur  in  der  Dauer  der  tugenügenden  Zustände.  —  Ol« 
Lage  Pnaaaeaa  vaa  Herbate  1867  hia  dahin  18M  tat  ein  aehr  lelimlehea  Beiaiiiel  einer  Vei» 
Mßitmwtf^^wtMk^maatflkA  daafaie  aar  ywikaigehaBie.  ketaachlet  wardea  konnte,  aUefai  aü- 
■AHg  durch  unbestimmtes  Hinziehen  zu  der  höchsten  Verlegenheit  wurde.  Der  Fall  ist  aber 
äaeh  «in  Beleg  fOr  die  Biebtigkeit  dea  Satsee,  dass  ein  Geaets  Ober  die  Paner  «imr  aar  toc^ 
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Heb  Berufenen  droht:  desto  grösser  ist  die  NoCh  mid  desto  MmMmdet 
das  Bedfirfiiiss  einer  aasretcbenden  Hlllfe.  Es  wflre  nidit  anr  vamUrdiK 
und  widersinnig,  einem  Kinde,  ivelclies  nicht  weiss  and  d«  aodi  iddit 
hegreiflich  n  machen  ist  woTon  es  sich  handelt,  die  Leitong  einea  gaomi 
Staatswesens  an  Hherlassen,  somit  ScUimmeies  als  den  reinen  Zofidl  walten 
sa  lassen;  sondern  es  wftre  geradezn  onmOglich  und  einer  AnflAanng  des 
Staates  gleichzusetcen.  Und  nicht  mir  das  Gleiche  tritt  ein  hei  elMin 
Geisteskranken,  sondern  es  sind ^ die  Umstände  hier  sogar  noch  sehttnimer, 
indem  die  Yerhuigen  eines  Wahnsinnigen  noch  weit  verkehrler  sein  aMtgeo, 
als  selbst  die  eines  Unmflndigen;  and  weil  es  doch  in  der  Tbst  der  Gipid 
der  Entwilrdigmig  wflre,  wenn  alle  Behörden  nnd  wenn  ein  ganaes  Volk  dao 
Befehlen  eines  Irren  folgen  mflssten.  Aach  liegt  es  aaf  der  Hand,  daaa  die 
Uebelstande  in  beiden  Toraassetzangen  kaum  g^ger  wöreo,  wenn  aieh 
irgend  ein  Unberechtigter  thatsflchlich  eines  Ebuflnsses  aaf  den  anflUngen- 
Fürsten  bemächtigen  and  oiiter  seinem  Namen  dieBegiening  aaslOwn'  wollte. 
El  würde  hier  am  Rechte,  vnd  sonüt  an  der  flehonama|Üchl  aadewraeü^ 
fehlen;  aberdiess  wöre  wohl  in  den  meisten  FöUen  einer  Bdcfaeo  GewaÜ- 
anmassipg  selbstsflchtiger  Uissbrauch  an  erwarten,  and  stlnde  Ihetiöses 
Bingen  am  den  thatsAchlichea  Einfloss  in  sidierer  Anssicht  —  Bei  einer 
Terhindernng  durch  lange  Abwesenheit  aber  w&re  oitMer  gar  kein  anr 
Besorgung  der  obersten  Begierungsgeschäfte  Berechtigter  vorhanden,  odar 
.könnten,  besten  Falles,  gar  bald  Fälle  eintreten,  in  welches  die  den  an- 
wesenden Bdiördeu  ortheilten  Befugnisse  nicht  ausreichten,  so  dasa  nntt 
die  gleich  ttble  Wahl  zwischen  nngcsetzlicbem  Befehle  nnd  vöUigem  Still- 
stehen  der  Staatsgewalt  gerade  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  olfen 
stOnde.  Schliesslich  darf  nicht  vergessen  werden ,  dass  bei  dem  Stande  dar 
Sittliclikeit,  welche  leider  in  den  internationalen  Verhältnissen  zn  herrschen 
pflegt,  in  den  sümmtlichen- genannten  Falk  n  zu  der  endlosen  Verwirrung  and 
Beschädigung  im  Innern  wahrscheinlich  auch  noch  Gefalir  von  Aussen  käme. 

Doch  es  ist,  wie  gesagt,  völlig  tiberflüssig,  die  Nothwendigkeit  einer 
Abhülfe  eist  zu  erweisen.  Ebenso  klar  i^^t  aber  auch,  dass  die  Abhülfe  eine 
gesetzliche,  eine  voUstdndige  und  für  alle  Fillle  sorgende,  endlich  eine  keinen 
Zweifein  und  keinen  selbstsüchtigen  Versuc  he  n  Raum  gebende  sein  niuss.  Sie 
hat  einerseits  jedes  wirkli«  h  vorhandene  Recht  des  zum  Thron  Bemfenen 
und  der  übrigen  Mitglirdor  des  für^tlichen  Hauses  zu  achten,  auf  der  andern  , 
Seite  die  Uebel  and  Gefahren  von  Staat  nnd  Volk  iBrne  zu  halten.  —  Dass  im 
Uelrigen  die  ganze  Angelegenheit  lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Staates  nnd  mit  ausscbliessender  Rücksicht  auf  die  öffentlichen  Zwecke 
und  BcdQrfnisso  zu  ordnen  ist,  nicht  aber  als  eine  Privatangelegenheit 
der  regierenden  Familie  und  zur  Besorgung  ihrer  persönlichen  und 
yermögensongelegeaheiti'u,  bedarf  wohl  nicht  erst  eines  Beweises.  In 
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monialstaaten  mochte  dieser  Zweck  in  erster  Linie  stehen,  und  war  hier  ohne 
Folgewidrigkeit  oder  Rechtsverletzung  anzunehm«'n,  dass  eine  gute  Ordnung 
der  Privatrechtsverh&ltnisse  zu  gleicher  Zeit  auch  der  Regieronf;  von  Land 
ud  Leaten  zu  Gute  komme,  als  welche  let2tere  nur  ein  Theil  und  Austiuss 
des  Familien -Besitzes  und  Rechtes  war.  Allein  andere  Standpunkte  und 
andere  Forderungen  bestehen  im  Rechtsstuate  der  Gegenwart.  Hier  ist 
die  Stellang  des  Fürsten  vor  Allem  eine  öffentlich  -  rechtliche ;  ihre  Oezie- 
bongen  und  Folgeruntjcii  nitSssen  also  mit  Hinsicht  auf  die  Erfüllung  df  r  im 
Staate  zustehenden  Aufgaben  festgestellt  werden.  Wenn  auch  das  Privutver- 
mögen  und  die  gewöhnlichen  Familienrcchto  gesetzliche  Vorsorge  für  den 
Fall  einer  \ormundschaft  bedtlrfen,  und  etwa  das  gemeine  Recht  des  Landes 
nicht  passend  oder  ausreichend  erscheint,  so  ist  diess  abgesondert  durch  Ilaus- 
gesetze  und  Autonomie  nacli  Ph  dürfniss  festzustellen.  Eine  weitere  Berilck- 
sichtigung  kann  aber  dieser  Augelegeubeit  im  Folgenden  nicht  geschenkt 
werden. 

Was  nun  aber  die  staatliche  Ordnung  der  Regierungsvertretung  betrifft, 
80  sind  vor  Allem  die  Fälle  einer  geistigen  oder  k Orj) erlich en  Un- 
fähigkeit zur  Besorgung  der  Rt  gierungsgescliüfte  wohl  zu  unterscheiden 
von  einer  Abwesenheit  des  Fürsten  aus  dem  Staate,  in  so  ferne  theils 
die  Gründe  der  Nothwendigkeit ,  theils  die  Räthlichkeit  der  anztnveudeuden 
Mittel  in  diesen  beiden  Voraussetzungen  nicht  ganz  zusanmiei:falkn. 

Bei  einer  geistigen  oder  körperlichen  ünfühigkeit  des  regierenden  Fürsten 
sind  zwei  Grundgedanken  zur  Beschaffung  einer  Hülfe  möghch.  Entweder 
mag   gänzliche  Ausschliessung,  beziehungsweise  Nichtzulassung,  der 
zur  Sclbstregieruug  nicht  Befähigten  beliebt  werden.    Oder  aber  kann  Ein- 
setzung eines  Stellvertreters  während  der  Dauer  der  Nichtbefähigung 
als  das  richtige  Mittel  erscheinen.    Wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  sich 
die  beiden  Systeme  nicht  nothwendigerweise  vollständig  ausschliessen ,  son- 
dern gar  wohl  in  demselben  Staate  ftlr  eine  Gattung  von  Fällen  das  eine, 
fttr  andere  Voraassetzungen  dagegen  das  zweite  Mittel  bestimmt  we^en  mag. 
—  Einer  Entscheidiuig,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  fttr  die  einzelQe  Annahme, 
mass  nun  aber  nattiüch  eine  genane  PrUfong  der  Eigenthflmlklikdteii  mid 
iromuaschtlicbeD  Folgen  der  beiden  Gedanken  ans  doB  Standpunkte  des 
Reditee  und  der  Zuwctantesigkcit  iwingehen. 

All  Grande  ftr  eine  ^andiclie  AnssehTiessnng  laasen  lioli  lUgende 
ÜBStlnde  anfUiren.  ~  Vor  Allem  mag  es  der  mensehydien  Wflrde  und  der 
£hre  eines  Staates  nnangemessen  erseheinen ,  selbst  nur  dem  Scheiae  nach 
einen  mt  Begienmg  offenbar  UnfiUiigen  an  die  Spitze  n  stellen  and  ihn, 
«emi  iodi  nieht  ndt  dem  nirldicheB  BefeU  xn  beUeiden,  so  doefa  mit  eilen 
Zeldien  oadFonnen  des  faOdisten  Ansehens  nnd  der  VerehruDg  zu  umgeben. 
Samentttdi  kann  in  dieser  Bexiehung  geilend  geriueht  wden,  daet  dte 
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Achtung  vor  der  ganzen  Anstalt  des  Fürstenthums  bedeutend  geschwächt 
•werden  würde  durch  einen  solchen  leeren  Schein,  und  dass  es  dem  ohnedem 
nur  allzuwachen  Geiste  der  Kritik  unborechonbaren  Vorschub  thun  könnte, 
wenn  dem  Volke  sein  Herrscher  in  der  Gestalt  eines  Blüdsinuigen  oder 
Wahnsinnigen  gezeigt  würde.  —  Sodann  kann  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  von  einem  Unrechte  bei  einer  solchen  Ausschliessung  gar  nicht  die  Rede 
sei,  indem  doch  offenbar  ein  zur  Führung  der  Regierung  völlig  Unfähiger 
keinen  Anspruch  auf  Erwerbung  oder  Beibehaltung  machen  könne.  Es 
fehle  ihm  an  der  Erfüllung  einer,  vielleicht  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich 
ausgesprochenen  allein  dcsshalb  sich  nicht  weniger  von  selbst  verstehenden, 
Bedingung  der  Erwerbung  der  Staatsgewalt,  nämlich  an  der  Fähigkeit,  die 
Pflichten  derselben  auszuüben  oder  auch  nur  zu  begreifen.  Wenn  der  Staat 
hchou  an  sich  kein  Selbstzweck  sei,  sondern  nur  ein  Mittel  zur  Erreichung 
der  Lebensaufgaben  des  Volkes:  so  könne  auch  keine  Einrichtung  iji  dem- 
selben rechtlich  bestehen,  welche  nicht  nur  zur  Verfolgung  dieser  Zwecke 
ungeeignet,,  sondern  ihm  selbst  geradezu  hinderlich  sei.  Diess  sei  denn  unläng- 
bar  der  Fall  bei  einem  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  entschieden  unfähigen 
Staatsoberhaupte.  Auch  spreche  die  Analogie  aller  übrigen  politischen  Rechte 
hiefür.  Niemand  denke  daran,  ein  Kind  oder  einen  Geisteskranken  zur  Aus- 
übung eines  Wahlrechtes,  eines  Amtes  u.  dergl.  zuzulassen,  oder  die  Fort- 
dauer solcher  Rechte  beim  Eintritte  einer  beglaubigten  Störung  solcher  Art 
einzuräumen.  —  Femer  mag  geltend  gemacht  werden,  dass  die  Staatsver- 
waltung eines  blossen  Vertreters  namentlich  dann  an  unvenncidlicher  Schwäche 
leide,  wexm  das  Ende  einer  solchen  Zwischenregierung  zu  bestimmter,  vielleicht 
nahe  liegender,  Zeit  bevorstehe.  Einerseits  werde  der  Verweser  selbst 
mumdifiuh  Anstand  nehmen,  bedenkliche,  Weit  aussehende,  einer  Un- 
beliebtheit aussetzende  Begienuigsbandluug  za  mUemehmen,  so  nothwen- 
dig  und  nfltzlicb  sie  andi  teiB  njklileii.  Namentlicb  diess  zu  erwar- 
ten, wenn  er  sich  in  Benehniig  auf  dieselbe  eines  Widerspnidies  mit  dem 
bald  xnr-eigeaen  Begienmg  Gelangenden  bewnsst  sei,  uid  er  also  nidit  eiii- 
mal  anf  eine  Daner  seiner  Anordnnng  hoffen  konnte.  Anderatheils  Mege 
es  in  der  Katnr  der  Sadhe,  dass  sieh  von  einem  nnr  bis  an  eineih  bestinunten 
Angenbücke  ndt  Haeht  BeUeidelea  Manehe  schon  znm  Yoraoa  abwenden  und 
dem  Nachfolger  ansddiessen.^t  diesem  nngedoldig  Wartenden  ftber  dea, 
jetzigen  thatsftchKchen  Oberhanpte  Schwierigkeiten  aller  Art  bereiten.  Hier- 
nnter  leiden  denn  aber  oicbt  nnr  die  augenblicklich  sn  behandelnden  Ange- 
legenheiten der  Bttiger  nnd  des  Staates,  sondern  es  werde  anch  die  ftrstUdil 
Gewali  an  sieh  geschldigt  —  Endlich  ist  es  noch  möglich,  eine  Anahl  vm 
Ueinefen  Gründen  geltend  an  machen,  deren  einseber  allerdings  nichts  Enfr* 
scheidendes  hat,  welche  aber  doch  nisammen  in  die  Waagschaale  fiülen.  So 
denn  der  Aufwand  einer  doppelten  Hofhaltung  Ihr  den  RegiezongsTerweser  und 
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ftr  bewnumidetai  Flintai;  die  MOf^llfllikiit  eiair  >briditlidwa  Ter- 
BdÜBttdernng  tob  Begieningireelitaii  toch  einoi  Yerweier,  irelelier  ridi  aof 
fremde  Koeten  befiebt  meehen  ndtte  oder  der  dem  Befonmaditen  penilii- 
fich  ebgeiieigt  «In;  die  Nacbtheile  dnee  hiidigett  Weelneli  in  der  PenoB 
des  Regenten,  wekte  bei  dner  rar  eor  Inm  Zeit  nolliiieiidig«!  Tenmuig 
nf  eine  M  IldierUelie  Weise  eibtrelen  Unnte. 

Für  iaine  Uos  forObergebende,  d.  h.  mit  dem  Anfhflren  der  persOnUdieii 
üidUii^t  des  Thronbereobtigten  nieder  wegTaUende,  Stell? ertretniig 
iMWB  sieb  dagegen  nadutebeode  Orllnde  anfilbnn:  Tor  Allem  die  grosae 
OabOUglEeit,  einem  dvnib  Geseti  nnd  Verfiiasnng  aar  Begiemng  BemÜBnai 
dieses  vicbtige  Rächt  an  entaeben,  bk»  mal  er  im  Angenblieto  des  An&Ues 
mr  Selbetanaibang  nicht  im  Stande  irire.  Die  HSrte  tritt  besonders  dann 
greD  hervor,  wenn  der  Gmnd  der  Unfiüugkdt  eine  nnr  nocb  knne  Zeit 
tande  Mindeijibrigkdt  oder  etwa  gar  mv  eine  angenbHelrliebe  sehlrere 
Knuddieit  wftre.  —  Es  mag  sodann  die  Analogie  der  Erwerbong  nnd  des 
Besitzes  aSnmtUeber  Privatredile  geltend  gemacht  werden,  bd  welchen  eine 
im  AngenbUcfc  des  Anfalles  zaftllig  Torhandene  UnfiUugkeit  za  recbtsgttltiger' 
•Eridirong  nnd  ?crst!lndiger  Austtbtmg  keineswegs  des  Anspraches  selbst  be- 
ndit,  and  bei  welchen  die  im  Verlanfe  des  Besitzes  eintretende  Unffthigkdt 
rar  Fassung  mui  A^issenmg  einer  vernünftigen  und  rechtlich  gttltigen 
WiUensäusscrung  nicht  etwa  das  Recht  selbst  entzieht,  sondern  in  beiden 
fiUen  nur  die  Nothwendigkdt  einer  gesetzlichen  Stellvertretung  zur  Folge 
list.  —  Ein  fernerer,  in  seinen  praktischen  Wirkungen  sehr  bedeutender  Un^ 
stand  ist  es  sodann ,  dass  die  zur  Eutscheidong  über  das  thatsächUche  Yor> 
liegen  eines  Hindernisses  der  Selbstregicrung  gesetzlich  Bemfenra,  (seien  es 
non  Verwandte,  Minister  und  Küthe  oder  Stände,)  sich  ans  allgemeinen 
menschlichen  Gründen  sehr  viel  schwerer  SB  einer  Bejahung  cntschliesseB 
werden,  wenn  es  sich  von  einer  giUizlichen  nnd  lebenslänglichen  Aossehiiea- 
snng,  als  wenn  es  sich  nur  von  einer  Stellvertretung  handdt,  da  l^ere  wesent- ' 
lieh  vorübergehend  ist  und  beim  Aufhören  des  Hindernisses  von  selbst  weg- 
fällt, also  dem  itzt  Verlünderten  keinen  bleibenden  Schatlcn  zufügt.  Die 
Folge  einer  solchen  natürlichen  Zögerung  kann  denn  aber  leicht  sein,  dass 
ein  zu  einer  verständigen  Selbstregierung  in  der  That  noch  nicht  fähiger 
MiiKierjähriger  zur  Ueberuahmc  der  Staatsgewalt  ztigelassen ,  bei  einer  ver- 
hindernden Küri)er-  oder  Geisteskrankheit  aber  die  Entscheidung  mindestens 
hinausgezogen  und  somit  die  Fortdauer  einer  schildUcheu  Selbstregicrung 
zugelassen  wird.  Welche  Folgen  dünn  über  die  Regierung  eines  unreifen 
Knaben  oder  eines  Geisteskranken  haben  könnte  und  beinahe  müsste,  bedarf 
flicht  erst  einer  Auseinandersetzung.  —  Nicht  unbedeutend  ist  ttberdiess  der 
Nachtheil,  welcher  aus  der  Stönmg  der  regelmässigen  Thronfolgeordnung 
entsteht.  Diess  aber  nach  zwei  Seiten  hin.  jb«inmal  nAmlich  wird  dadurcb 
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dts  8|yiteiii  der  Lineilerbfolge  mit  Entgelmrtireciit  immftgtkh  soMiikft, 
indem  bd  YoriMmdfflweiii  von  Mitgliedern  einer  älteren  Linie  oder  von  FHtter- 
geborenen  nnn  dodi  die  Begimiig  an  einen  wdter  Zorttckstehenden  ftter- 
gefcft.  Die  dadardi  enengte  Yerwirrang  ist  aber  gielcli  groaa,  ob*die  mftlüg 
aaigeeddossene  frobere  Linie  aneb  nach  dem  Tode  des  an  ihrer  SteUe 
nur  Regierang  QeiGonmiaien  ansgesdiloesen  bleiben  soll,  oder  ob  ibr,  mii 
Hintansetnng  eines  Anspnidies  der  nächsten  Eiben  des  EangesdiolMiien, 
die  Begienrng  nach  dessen  WegbU  wieder  nstehen  soD.  ZweÜena  aber 
ItOnnen  sich  bei  einer  bleibenden  Uebergebong  des  Näehsthereditigten,  ftUs 
dieser  doch  Nachkommen  sengen  sollte,  Zweige  des  regierenden  naosee  bil- 
den, wekhe  flir  die  Erhahnng  der  monarchisdien  Begienuig  bedevtancdoi, 
dagegen  Ihr  die  Staatskasse  oder  ihr  das  Familieognt,  vidkkht  meh  in 
politlsehen  Besiehongen,  lästig  sind.  —  En^Didi  ist  m  h^hrcfaten,  daaa  be- 
sonders bft  Fällen  einer  besonders  onbiUigen  jUssehliessaflg  oder  bd  perNn- 
Ucher  Unbdiebtfaeit  des  an  die  Stelle  des  Ansgeaddosseoen  eingetretenen 
Staatsoberhauptes  gefiUurUche  Umtriebe  von  Seiten  der  Uebeigangenen  oder 
von  Faetionen,  weldm  die  Anqprfldie  derselben  nm  Yomande  ndunai,  mi- 
gesteUt  werden  nnd  sidi  in  unbestimmbarer  Ansdebnnng^  fortspinnen. 

Unter  so  bewandten  Umständen  ist  frdUcfa  die  Entseheidnng,  anf  wekhsr 
Seite  der  begrflndetere  persOfittche  Ansproeh,  sowie  der  grossere  oder  wabr- 
sdidnUdiere  TortheU  der  Gesammthdt  Uege,  keineswegs  Idcbt.  Dennocb 
därfte,  namentlich  ndtRflckncht  anf  die  grossere  WabrachefadSdikeit,  daaadie 
an  dnem  Besddnsse  Bereditigten  anf  dne  blosse  SteOvertretnng  fingiilm, 
sddiesdidi  imOanaen  und  als  Regel  der  Anssfinidi  n  thon  sdn:  dass  niehft 
Änssddiessong,  sondern  nnr  Stellvertretung  fflr  die  Daner  der  per- 
sdnlichenUnfähigkeit  die  richtige  gesetdidieHaassregd  sd,  vorab  bd 
dner  Mindeijäbrigfceit  oder  einer  naeh  bereits  sngetretener  Regierang  eln- 
dntretendenKftrper-  oderGdstessehwäebe  ^.  —  Die  dndge  wiiklidi  swdld^ 


1)  Diese  Beittaunaaf  M  dm  «Mh  In  deo  sämintUelien  Bemno  Tnrfimniitwi  cniwedar 
AoadrilekHch  aiufff»pro<!li«B  «d«r  alt  «Idi  von  selbft  rmUktatS  ^rMiigMetif.  —  DMiilflii<«r* 
J&bri|rlielt  twiir  überall  ein  Onind  «u  einer  ReiclisvcrwenrinR  Hllein  nlrfrend«  sa  einer  Aa»- 
•diHeanuig  T«n  dca  Throne  iat,  brucht.  nicht  erat  KCM^t  <a  werden.  Die  HtkxuM  dar  V«^ 
flutsnngs-ÜfliiiBdeii  (9.  die  <lnnidnf actne  tow  Prenwe n,  Bayern,  SMiMeii,  B—worw,  wHilleaifcerB, 
KarfaeMeo,  Lunmtmrp.  S  W.hnir.  B.  M<-inin{ren.  Oobunr-Oothu,  Hrf»nrmrhwri>,  OldenbarK, 
ABhatt-Benbuiv,  Sdiwanburg-SoDdenhaasen,  Böhm  J.  X*,  Waldeck,  Bicnummren;  to^ex  ton 
FMBkreldi,  tnt  nnd  1804.  Spanten,  ISOS,  iBit,  itST,  ISIS,  RerweireB,  1S14,  Nlederinde,  iSiS 
nnd  184«,  Belirienl  spri«  ht  ei  au'^.Jrücklldl  ww;  in  den  übrii^en  erjrleM  e»  «Ich  «ns  den  Bertim- 
■uufen  Aber  die  Penon  des  VgrauudM.  —  Ebenso  bettinunt  die  (roeae  MehnnU  den  Btntrttt 
dn«r  Steffrertretnar,  ud  nlekt  eine  Huwiwlndlg— g,  bei  «teer  dsneradna  wlbrnnd  der 
Reirirrnnp  i  i  d  «r  o  t  r  e  t  e  nfn  Ve  rhinderunp.  woruntrr  «ownM  (fHstijff  und  körperlich«»  ÜB- 
fiUiig'keit  nl«  Abweeenhelt  Tentnndea  ist.  Mab  eebe  die  Orandxeietxe  tob  Prentten»  |  11; 
Biytr«,  n,  II;  Snakfen,  flS;  HannoTer,  iSMi,  tiS;  Wflrttemberff,  III  aadiS; 
hemßn,  1S31.  «  3.  185t,  •  6;  Luxcmbnrtc,  l?«^.  Art.  7:  Cohurff- Gotha,  1 1«;  Oldenbnrjr, 
kttn,  f  Ii  Anhnll-Bernbarff.  191;  SohwurKbnrf-Badolstndt, •  68;  Ben«iJ.L.,|4l; 
Vfftldeek,  II»;  apantna,  ISIS,  ISST  aa«  ISIS}  ViedarJaad,  ISISoiilSM;  BalalM. 
Pia  Bawichnwy  de>  nOm  Haar  »ädMrorwuwi^  m  lia  Wtilia  mA  wmMiHM  U*P» 
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Ukb  Fngfi  liierbei  ist,  ob  M  M  einer  8t«lh«rtretuiig  auch  dann  gern  Ver- 
Ueto  habe,  wom  admii  vor  dem  Antritte  der  Begienmg  eine  entschie- 
doie  und  ▼onasaebtlidi  tebeuimglidie  peraflaHebe  UTafthigliBii  vorliege? 
In  diesem  Falle  oimlkh  tritt  niclit  mir  die  Uswlrdigkeit,  einen  aneriBttnl 
fiDi  UnfiUugen,  s.  B.  einen  völlig  RlAdsinnigen  oder  Rieeaden,  den  Thron 
wcaigsteaa  scheinbar  vnd  dem  Namen  ntdi  b^teigea  m  sohen,  beson- 
ders schreiend  herrar;  sondern  es  ist  andi  wohl  m  bedenken,  dass  die 
wä  einer  Begentschaft.  doch  uamer  verbundene  grossere  oder  geringere 
Unaieherheift  nnd  Sdnviche.  besonders  rnuibthfUig  whtt,  wenn  die  Stellver^ 
treknng  sich  wahrend  eines  ganien,  viel^Qht  lange  daaemden,  Lebens  des  in 
Bevofmandenden  fbrterstreckt  Die  Fiction,  dass  einSdeher  selbet  regisv^ 
ist  nidit  bloe  efaie  sehr  'starke,  sondern  selbst  eine  widerliche  mid  scfalA* 
Gebe.  Dennoch  mnss  man  sich  auch  hier  vor  UeboKilang  hoin.  Ofenbar 
nod  nimlidi  iwei  wesentlich  verschiedene  Falle  sn  onterscheiden:  oh  nim- 
lieh  dieee  yomnssichtlich  lebenaUngliGhe  Unftfaigfceit  schon  m  Zeiten  des 
Voigli^ers  in  der  Regieittog  (also  gewöhnlich  des  Taters)  eriunnbar  vor* 
&gt,  nnd  dieser  eine  Yorirahnng.  m  vennstalten  bereit  ist;  oder  ob  der 
thnm  erledigt  wird,  ohne  dass  die  Frage  zur  Yerhandhmg  kam,  wChrend 
4Mh  die  Tbatsaclie  der  Un&higkeit  nach  allgemeiner  Uefaeizengnng  und  mit 
gmierWalirscheinlichkeit  besteht  In  jenemFalle  nindich  ist  eine  mhigere 
UAerlegnng  imd  eine  grOndJicfaere  Untersnchnng  der  Thatsache  schon  deie- 
biB»  weit  eher  m<lglicb,  weü  derBesehloss  nicht  plOtslich  nnd  oline  allen  Yonag 
|e&88t  werden  mnss.  Ausserdem  wkd  wenigstens. in  der  Mehrzahl  der  Falle 
sngenommen  werden  können,  dass  de»  Yorgloger  in  Beiiehnng  auf  die  erst 
aadi  seinem  Tode  zor  praklisdien  Bedentong  kommende  Entscheidung  nicht 
befiutgen  und  nicht  absiehtUchpartheiisdi  ist  Zwar  lisst  sich  aUerdbigsandi 
die  Möglichkeit  denken,  dass  entweder  entschiedene  Abneigung  gegen  den 
aidisten  £rben  oder  leidensdiaftliche  BevoRugnng  des  aaf  diesen  Folgenden, 
^li^UeiGht  auch  die  Besorgnis  vw  einer  der  eigenen  Beglernngswdae 
iqiadsdigen  «nd  LieUii^gqilaaen  abgeneigten  Riditong  des  gesetsUdien 
iMhfblgers,  einen  regierenden  Hem  zd  einer  bewnssten  Ungereditic^ 
nd  zum  Ycrsndie  einer  nnbegrflndsten  Ausschliessung  verfUtren- könnte. 
ADehi  es  ist  diess  doch  wenig  zu  befürchten,  da  die  hier  in  Frage  stehenden 
Xbatsachen  sich  nicht  kicfaft  ftlschen  lassen,  auch  wöu  der  Anszoscblies- 
sende  aof  ktftftige  Yeitheidigung.  bd  den  zu  der  Mitwirkung  gesetzlich  Be- 
niieaen  rechnen  kann.   Man  mag  somit  ohne  Folgewidrigkdt  und  ohne 
grosse  Gefahr  fllr  diesen  ersten  Fall  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  eine 
vUlige  Uebergehung  nach  vorgängiger  grflndlichcr  Untersoehung  der  Tbat- 
suhen  nnd  in  besonders  fderlicher  Veise  durch  die  sammtlicbcn  Factoren 
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der  Gkset2gebang  ausgos])rochcn  wcrdon  kann  und  soll.  Ohne  allen  Ver- 
gleich schwieriger  ist  die  Sache  dann ,  wenn  die  Regierung  nach  Erbfolge- 
recht  an  einen  unzweifelhaft  ganz  UnfilhigeB  übergehen  soll,  ohne  dasa 
irgend  eine  Vorkehrung  bereits  getroffen  ist.  Ein  solcher  Fall  ist  offenbar, 
sowohl  was  die  Gründe  für  die  zu  ergreifende  Maassregel,  als  was  das  ein- 
zuhaltende Verfahren  betrifft ,  aus  demselben  Gesichtspunkte  zu  betrachten, 
wie  eine  nach  bereits  angetretener  Regierung  erst  entstehende  UnfÄhigkeit 
zur  Fortsetzung  derselben;  und  es  wird  sich  also  hier,  nach  der  oben  anf- 
gestellten  allgemeinen  Regel  nur  der  Eintritt  einer  Stellvertretung  empfehlen 

Eine  dauernde,  d.  h.  narli  Wahrscheinlichkeitsgründen  nicht  blos  ganz 
vorübergehende,  Abwesenheit  des  Staatsoberhauptes  ist  an  sich  in  ver- 
schiedenen Fällen  denkbar.  Entweder  kann  bei  einem  Regiemngsanfalle 
der  zum  Throne  Berufene  in  weiter  Feme  abwesend,  vielleicht  sein  gegen- 
wärtiger Aufenthalt  nicht  mit  Sieherbdt  bekannt  8dn.  Oder  entfernt  sieh 
ein  Forst  wlhrend  der  Duer  der  Regierong  auf  längere,  selbst  onbestiininta 
Zeit,  jedoch  ohne  Iddhende  Verlegung  des  WohntitaeB,  ans  dem  Lande»  ehn 
anr  Tbeilnahme  an  eineoi  Kriege,  oder  ans  Gesundheitsgründen  «.  a.  m 

1)  Im  pogitiven  deutschen  Staatsrechte  ist  ein  laericwilrdiger  Umschlsfr  der  B«stiinini]iiic«B 
in  diesen  BesiehunRen  eingetreten.  Ob  nach  den  VblkBeelrten,  den  Bechtsbiicheni  nnd  dem 
LflhenMchte  ein  liörparlleh  Md  ffeittin:  Unfiihif^cr  erben  oder  er  wenigstens  den  aniretretcaea 
Besitx  behalten  konnte ,  mag,  als  bettritten  and  am  Ende  auch  weniger  entscheidend ,  dahin 
gestellt  bleiben.  Allein  Jeden  Falles  ordnete  die  OMdene  Bnlle,  aas  sehr  nahe  liegenden  staata» 
fechtllchen  and  politischen  Orfinden  den  Ausschluss  eines  sur  Begiernng  geistig  oder  kSr- 
perilcb  Unfliliigm  an  (^ncnte  captna ,  intam ,  hcu  alterios  fiunosi  et  notabiUs  deflsctns,  propter 
qnm  nen  ddberet  Ben  fiosBlt  homiaflNis  principari).  tMese  BesUnmaiif  ward«  denn  auch  ron 
anderen  fürstlichen  GcsL'hlcchtern  freiwilli>f  bcfolift  und  von  den  Reichsgerichten  vorkommenden 
Falles  ala  Becht  geltend  gemacht;  und  so  konnte  es  als  gemeines  Reckt  in  Deatschland 
erttMM  werdoB,  daaa  Begierangsanfühigkeft  von  der  aaeeenton  aassdiltosse.  Tgl.  3. 3.  If  oser, 
Peniönlhhes  ataatsr. ,  Kd.  1,  8.  G64;  Familien-Stiuitsrccht ,  Ril.  1,  S.  -»2;  Pütter.  Prim.  lineae, 
itJ;  Slflber,  Öffenti. Recht,  «.Aud.,  S.sa»^.;  Zachariä,  StaaUr.,  S. Aufl.,  Bd.  I,  8.  Wl^; 
SSpfl,  ataatsr.,  4.  Ana.,. Bd.  II,  8.  IMI^.  Mbeb  te  dem,  «piter  wieder  beneIHgten,  wMtem- 
1>erglschon  IlnuM^ej^etze  VOB  1608  ist  dieses  System  befolgt  —  Eine  kaim  andt  ro  AofBusaag 
mae&te  sich  dageigen  in  der  Mneren  Zeit  geltend.  Nicht  nur  ordnen  die  sämmtliebeB  Verf.« 
ürknnden,  weMie  den  Fan  Ms  Mrt'aiiidiaekUdl  fug  Aag«  geaMst  kaksn,  mr  elae  Belchsver' 
Ordnung  and  licint-n  Au»sihlus»  an;  soSachsen,  S  10;  Ilan  n  ovo  r,  IRIO,  8  18;  Württemberg, 
§13;  Karhessen,  1831,  «9;  Coburg-Ootba,  t  IS  und  13;  Oldenburg,  ArtSl;  BeasaJ.L., 
IM:  senden  «Mb  ta  sOen  abrigMi  VeraHSttBgs-1Mwid«n,weldM  «v  dlgeneta  iaaleBdey«iMM^ 
tcn  enthalten,  ist  immer  mir  eint-  Re^entschnft  nnd  niemals  eine  völlige  Aimschliessunfr  anjceordnct 
oder  voranageaetst  Hiermit  ist  denn  ailerdings  thatsächlich  das  frühere  gemeine  Becht  In  den 
•nemialstaii  FIDea  ▼sriasss«.  Da  J«doolr  dM  blose  hJtaaga  VoskoMma  «hier  BestlnMBg  n 
einer  analogen  Anwendung  in  einem  weiteren  selbetstündlgen  Staate  aicht  berechtigt ,  so  onter- 
liegt  es  keinem  geendeten  Zweifel,  daas  in  Jenen  Uüusem,  wdehe  sp&ter  nicht ,  sei  es  in 

stimmunK  nor-h  Rilt.  Kl)«nBO  stünde  in  einem  Staate,  dessen  Verfassungen  ftr  den  FaU  einer 
▼oraaszasefaenden  Unfähigkeit  des  Nachibigers  kuner  Hand  uuü  ohne  Uinweisang  auf  eine 
Uoee  Verweenn^  «Im  ffea«talleli«  Ot&amag  derHackMae  «öiaafrto,  «tetr  HOIgM  Aw> 

schllesHiinK  nichts  im  Wege,  wenn  sie  auch  nieht  als  eine  rechtliche  Nothwendipkeit  erkliit 
werden  kann.  A.  M.  ist  Heid,  Syst.  des  Vcrf.Rcchts,  Bd.  U,  8.887;  allein  sein  bauptsticliiicher 
Omnd ,  dasa  der  anflOilffa  HaoMilger  Im  AngenbUeke  der  eriMheten  llimiifblg«  die  BegiemBg 

erworben  habe  und  somit  kein  Grund  zu  einer  anderen  Behandlung  der  Snehe  bestehe,  al«  hei 
einer  spütor  erst  eintretenden  Untaiiigkcit,  ist  nicht  stichhaltig.  Die  Frage  ist  Ja  ebvn,  ob  er  sor 
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Ferner  mag  die  Abwesenheit  eiiie  erzwungene  sein ,  z.  B.  der  Fttrst  in  feind- 
licher Gefangenheit  sein.  Endlich  ist  noch  denkbar,  dass  der  Fürst  zur 
Regierang  eines  zweiten,  rechtlich  getrennten  Staates  seinen  wesentlichen 
Aufenthalt  im  Aaslande  nimmt.  Alle  diese  Fiülc  sind  sich  allerdings  in  so 
ferne  gleich ,  als  in  jeder  der  Voraussetzungen  zum  mindesten  eine  schnelle, 
leichte  und  regelmässige  Verbindung  sowohl  der  Behörden  als  der  einzelnen 
einer  Hülfe  bedürftigen  Unterthanen  mit  dem  Staatsoberhaupte  nicht  besteht: 
diesem  schwer,  wu  nicht  unmöglich  gemacht  ist,  sich  von  den  Zuständen  des 
Staates  und  Landes  überhaupt  oder  wenigstens  von  den  näheren  Verhältnissen 
bestimmter  Angelegenheiten  vollständig  und  nach  subjektivem  Bedürfnisse  zu 
unterrichten ;  also  einer  Seits  die  Einholung  von  Befehlen ,  anderer  Seits 
die  Ertheilung  sachgemässer  Entscheidungen  Hindernissen  unterliegt :  bei 
einigen  dieser  Unterstellungen  treten  jedoch  noch  besonders  erschwerende 
Umstände  ein.  Wenn  der  Thronerbe  bei  Anfall  der  Regierung  weit  entfernt, 
ts  vieUeicht  nicht  einmal  gewiss  ist ,  ob  er  in  diesem  AugenbUekc  noch  lebt, 
»  fehlt  es  selbst  an  einer  sichern  Kcnntniss ,  wer  der  Näehstberechtigte  ist, 
ind  ob  er  die  Regierung  wirklich  übernehmen  will;  und  jeden  Falles  ist 
keine  Möglichkeit  vorhanden,  die  gerade  bei  einem  Regierungswechsel 
üothwendigen  Entschliessnngen  des  Staatsoberhauptes  zu  erhalten.  Die  Be- 
fehle eines  in  Kriegsgefangenschaft  befindlichen  Fürsten  sind  rechtlich  unver- 
bindlich ,  da  er  nicht  im  Besitze  freier  Willensentscheidung  ist ,  wenigstens 
keinerlei  Ge"währleistung  füi"  dieselbe  besteht.  Ein  bleibender  Aufenthalt  des 
Forsten  im  Auslande  zum  Behufe  der  Regierung  eines  zweiten  Staates  aber 
beraubt  den  diesseitigen  Staat  regelmässig  der  persönlichen  Bekanntschaft 
des  Staatsoberliauptes  mit  den  Landesverhältnissen  sowie  einer  schnellen 
Verbindung  mit  ihm,  und  bringt  die  Gefahr,  nach  fremdem  Einflüsse,  mit 
fremden  Anschauungen,  zu  fremden  Zwecken  beherrscht  zu  werden. 

Dass  in  allen  Fällen  einer  dauernden  Abwesenheit  des  Staatsoberhauptes 
Fürsorge  für  eine  genügende  Handhabung  der  Staatsgewalt  getroffen  werden 
muss,  ist  somit  unzweifelhaft;  und  es  kann  sich  nur  davon  handeln,  wrelche 
Maassregel  den  gerechten  Forderungen  des  Staates  und  der  Bürger  entspricht. 

Darüber  wird  nun  allerdings  kein  Zweifel  sein,  dass  eine  Entziehung 
df8  Regierungsrechtes  wegen  bloser  Abwesenheit  ausser  Frage  steht, 
■H  einziger  Ausnahme  etwa  der  bleibenden  Entfernung  zum  Behüte  der 
Regierung  eines  andern  Staates.  In  allen  andern  Fällen  würde  eine  solche 
Ibassregel  gegen  alle  Gesetze  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  gehen  und 

Bedürfniss  weit  fiberschreiten;  theilweise  wäre  es  sogar  widersinnig. 
Bi  kium  sich  also,  um  soweit  von  den  drei  oben  zunächst  hervorgehobenen 
Ortnden  dner  Abwesenheit  die  Bede  ist,  anr  von  Stellvertretong  ban« 
^  HbukslitUdi'  dieser  ist  aber  wieder  ta  wterpcheiden: 

Da  bei  einer  Abwesenheit'  im  Aogenhlidn  der  ThroDbeeteigong  und 
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eben  so  bei  einer  Gefangenschaft  des  P'ürsten  tbat sächlich  oder  rechtlich  gar 
kein  zur  Ftlhrung  der  Regierung  bcfiihiptos  Staatsoborhaopt  vorhanden  ist, 
80  stehen  diese  beiden  Zustände  den  Fällen  f  inor  während  der  Regierung  plötz- 
lich aus  Krankheitsursachen  eingetretenen  Kegierungsuni^higkeit  ganz  gleich. 
Es  wird  denn  also  auch  hier  vollständig  nach  dm  Grundsätzen,  beziehungs- 
weise den  positiven  Vorschriften,  zu  verfahren  sein,  welche  zur  Reglung  einer 
solchen  Störung  bestehen.  Dieselben  Personen  werden  zur  Verhandlung  und 
Hlntscheidung  zu  berufen,  dieselben  Formen  des  Verfahrens  einzuhalten,  die- 
selben Berechtigten  zur  Uebernahuie  der  Regentschaft  befugt  sein.  Ebenso 
müssen  die  gleichen  Bestimmungen  Uber  den  Umfang  des  zu  Übertrageoden 
ReciiLt--  gelten 

Anders  verhält  es  sich  bei  einer  freiwilligen  Entfernung  des  Ftirsten 
unter  fortdaaerodem  Willen  der  Wiederkehr  und  mit  der  Absicht  zur  Be- 
sorgung wenigstens  der  wichtigsten  Angelegenheiten.  Dass  hier  jeden  Falles 
and  BUOdeBtem  dkmSbt  Einrichtong  zur  Besorgung  der  Uufenden  und 
minder  ilichtigen  Gescbifte  im  Lande  selbst  nöthig  ist,  wie  sie  bei  einer 
nur  kanten  Verhinderung  getrota  m  werden  pflegt,  (s.  oben,  S.  149, 
Anm.  1),  unterliegt  natttrlicb  keinem  Zueifel;  es  mOsste  vielmehr  eine  Unter^ 
lassung  sfddierFanofBe  als  eine  grobe  Pfliehtwidriglcflit  bezeichnet  werden, 
welc&e  namentlidi  den  SOnden  Yenmlassoog  m  'den  entschiedensten  Be- 
schwerden gäbe.  Allein  hiermit  ist  die  Hauptfrage  hinsiohtUcii  der  Besor- 
gung gerade  der  iridiügeren  Staatssachen  nicht  erledigt.  In  Betiehang  auf 
diese  lie^t  nnn  eine  doppelte  thateichHche  Möglichkeit  vor,  Sntirader  kann 
der  'für  die  Besorgung  minder  bedeotender  Angelegenheiten  bestelltea 
md  im  Lande  sarOdcbleibenden  Person  oder  Behörde  auch  das  höhere 
Hecht  flbertragen  werden,  somit  der  abwesende  Fflrst  ftr  die  Danor  der 
Entfernung  gant  der  Besorgung  vonBegierangsgeechlftfln  entsagen  oad  eins 
ftrmliohe  Regentschaft  eingesetst  adn.  Oder  aber  mag  dem  abwesenden 
Ffirsten  das  Wichtige  snr  Kenntnis«  and  PIntschMdnng  ins  Anstand  nachgessndst 
werden.  Die  Wahl  swisdien  beiden  Bestimmungen  ist  nicht  eben  leicht 
Anf  den  ersten  Bück  erschehit  allerdings  die  Ffit^llong  einer  voUstlDdigen 
Begienmg  im  Lande  selbst  als  das  ftr  letsteres  bei  weitem  ZotrigUehere,  weil 
dadurch  Verschleppungen  verhindert  sind,  eine  Entscheidung  mit  vollkommener 
Sachtpwnitnist  uad  nach  beliebiger  aafothfiiiehnng  ermÖgUeht  ist,  and  sich  eine 
«hereinstimmende  Behandlang- des  Wichtigeren  und  Unwichtigeren  erwarten 
lAsst  Dennoch  stehen  grosse Bedeoken  entgegen,  Schoo  rechtlich  ist  es  ein 
gans  anomaler  Zöstand,  wenn  neben  einem  ndt  voller  Geistee-  und  Kikper- 
fthigkdt  versehenen,  auch  von  der  Begienmg  keineswegs  xorttckgetretenea 


1)  Dmm  dJeM  wich  die  Aaffkssuiyf  der  nenerea  Onudy etfetxe  ist,  wurde  berdti  obea, 
6.  IM,  Anmerkong  l,  DAC%uwieseii.  Nur  fehlen  dieselben  <Urio,  dua  lio  die  verschicdfloea 
AHM  VW  AWrwMMt  nkfat  fiharig  ■rtsaglriaa«  «ad  4te  tumtä  n  Wiit  M 
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^taatsoberhaapte  eine  zn  allen  Regienin  es  bandlangen  berechtigt«  Gewalt  be- 
steht Wessen  Wilk  gilt  im  Falle  einer  Meiunngsvrrschiedenheit,  wenn  sich 
der  Fftrst,  sei  e«  auch  nur  ausnahmsweise,  über  eine  Handlung  der  obersten 
Grewalt  aasspricht?   Und  wenn  denn  etwa  formell  rechtlich  zu  Gunsten 
der  Regentschaft  entschieden  werden  könnte,  wird  ein  solcher  Grundsatz 
auch  thatsächlich  zur  Geltung  kommen?  Kann  nicht  ferner  bei  einer,  keinen 
Augenblick  zu  verhindernden,  Rückkehr  des  Fürsten  und  bei  einer  nun  von 
ihm  vorgenommenen  Orrhmnp  der  Dinge  nach  eigener  Einsicht  die  grösste 
Verwirrung  und  eine  ziemliche  Herabwürdigung  des  Stellvertreters  entstehen? 
Ausserdem  ist  nirgends  für  <  in*  n  -olehrn  Fall  freiwilliger  Abwesenheit  über 
die  Form  der  Regentschaftseinsetzuug,  über  die  Berechtigung  zu  ihrer  Ueber- 
nahme,  namentlich  aber  über  das,  vollkommene  oder  getheilte,  Recht  des 
Fürsten  zu  deren  Einsetzung  etwas  Näheres  bestimmt .  was  denn  auch 
leicht  zu  den  übelsten  Zweifeln  und  Zerwürfnissen  führen  könnte.    So  liegt 
denn  auch  hier  einer  der  Fälle  vor ,  in  welchen  das  zunächst  als  minder 
▼ortheilhaft  Erscheinende  doch  schliesslich  den  Vorzug  verdient;  und  man 
wird  sich  also  für  die  eigene  Besorgung  der  wichtigsten  Regierungsangelegen- 
heiten durch  den  zeitweise,  wenn  schon  in  unbestimmter  Dauer,  abwesenden 
Fönten  zu  entscheiden  haben.    Doch  allerdings  nur  unter  einer  dopi»ellen 
Voraussetzung.    Einmal,  dass  die  Verbindung  mit  dem  Staatsoberhaupte 
voraussichtlich  zu  jeder  Zeit  möglich  und  nicht  allzu  langsam  ist.  Zweitens 
aber,  wenigstens  in  einem  constitutionellen  Staate,  dass  derselbe  einen  oder 
mehrere  verantwortliche  Minister  fUr  die  Coutiasignator  seiner  Befehle  bei 
sich  hat. 

Arn  bedenklichsten  für  das  Wohl  des  Staates  ist  natürlich  der  Fall, 
Wenn  dem  Fürst  auch  noch  che  Regierung  eines  zweiten,  rechtlich  uuver- 
bundenen  Staates  zugefallen  ist,  und  er  zu  dem  Ende  seinen  dauernden 
ttnd  weseiitUcheu  Aufenthalt  in  diesem  fremden  Lande  niumit.   Nicht  nur 

die  Nachtheile  der  Entfernung  des  obersten  Inhabers  der  Staatsgewalt 
iWhend,  ja  sogar  sehr  verstärkt  durch  die,  hier  mit  Recht  vorauszusetzende, 
immer  geringer  werdende  eigene  Bekanntschaft  des  Entscheidenden  mit 
Kenscben  und  Znst&nden;  sondern  es  mag  sogar,  wie  oben  bereits  ange- 
deitet,  der  diessseitige  Staat  ganz  hintangesetzt  und  missbrancht  werden  zu 
Omitai  des  franden  Landes.  Dss  addimmste  aber  ist,  dass,  wenn  gleiches 
£Hmclit  in  beiden  Staaten  gilt ,  dieses  nnoatOriidie  Yerhftltniss  sich  sogar 
von  Gesehledit  m  Qeseideelit  fMuchleppeu-  bestinunt  ist.  —  Eine  fdrm- 
Kdie  UnmOglichlceit,  den  Staat  anf  eine  solche  Weiser  m  regieren,  mag  nun 
mar  nicht  bebanptet  irarden,  nnd  man  kann  sich  etwa  denken,  dass  eine 
loUitiodig  organisirte  Begiemng  mit  weit  gehender  Zuständigkeit  im  Lande 
bldbe,  (sei  es  nun  mit  einem  Statthalter  an  der  Spit»  oder  ohne  einen 
toldien;)  allein  nnlingbar  würden  doch  sehr  stihwöre  UnntrflgUcibkeitca 
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Ueiben,  nnd  namentlich  wftre  eine  oonstitatiooelle  Begienmg  in  flm 
innersten  Wesen  gebrodiett.  Wie  inmier  die  Belhgnisse  der  Ludesregie- 
nmg  gesetzUdi  .mUditen  beetinunt  sein,  gerade  in  den  widitigslen  nnd 
echwierigsten  Fragen  würden  doch,  rechtlich  oder  thatsftchlich,  Inirdsangea 
ans  dem  Anstände  konunen,  Anfragen  dort  statlftidflo,  Venflgemngen  nnd 
Entscheidnngen  ohne  genigende  SachkenntnisB  erfolgen.  Da  nnn  muwdfel- 
haft  jeder  Staat  das  Beeht  anf  einen  seinen  Bedflr&issen  vollstfindig  ent» 
qHrechenden  Regiernngs-Organismus  hat,  anch  die  Rechte  des  Staatsober- 
hauptes bedingt  sind  durch  seine  Ffthiglieit  die  Aufgabe  zu  erfüllen :  so  ist 
es  keinem  Volke  zu  verdenken,  wenn  es  einem  solchen  Zustande  sich  nicht 
unterwerfen  will.  Es  ist  viebnehr  als  eine  begründete  Forderung  des  Rechtes 
nnd  der  Politik  anmerkennen,  wenn  für  den  Fall  der  persönlichen  Erwerbung 
eines  anderweitigen  Regieningsanspruches  dem  Fflrsten  die  Wahl  gelassen 
wird,  entweder  im  diessseitigen  Staate  zu  bleiben  und  nach  wie  vor  seinen 
wesentlichen  Aufenthalt  in  demselben  zu  nehmen,  oder  aber  auf  dessen  Re> 
giemng  ganz  zu  verzichten.  (Ob  und  wie,  in  der  ersteren  Voraussetzung,  der 
fremde  Staat  sich  wmat  Seits  einer  ihm  nun  bevorstehenden  obersten  Lei- 
tung aus  der  Feme  zu  fügen  im  Sinne  hätte,  wäre  seine  Angelegenheit.) 
Dieser  vernünftigen  Auffassung  haben  denn  auch  die  Grundgesetze  einer 
ganzen  Reihe  von  Staaten  entsprochen,  und  entweder  angeordnet,  dass  der 
Sitz  der  Regierung  nnter  keinen  Umständen  ausserhalb  Landes  verlegt  werden 
dürfe,  oder  bestimmt,  dass  das  Staatsoberhaupt  seinen  wesentlichen  Wohn- 
sitz im  Lande  zu  nehmen  habe;  Vorschriften,  in  welche  ein  nnd  dvseUie 
Gedanke  nnr  in  verschiedenen  Worten  ausgedrückt  ist 


Die  Fordenmgen  an  eine  sweckmässigoMmaf  der  £eiohsTerwesnng. 

Wie  dem  Allem  nun  aber  immer  sein  nnd  zu  welcher  Entscheidimg  ftr 
die  einaelne  FUle  sidi  die  Geset^gebungspolttik  neigen  mag,  nnter  allea 
ümstlnden  ist  dann,  wenn  eine  wirkliche  Reichsferweemg  dnsntreten  kat, 
zu  einer  umsichtigen  nnd  richtigen  Behandlung  der  schwierigen  Angelegen- 
heit die  Beobaditnng  einer  Reibe  von  Fördemngen  nothwendig. 

1.  Vor  Allem  ist  es  wflnschenswerth,  daes  die  Entscheidung,  in  welchen 
FftUen  flberkanpfc  efaie  Abweidmng  von  dem  regdmMgen  Begiemngsrechte 
stattzufinden  habe,  und  wem,  im  FaOe  einer  Stelhertretnng,  diesdbe 


1)  So  Hannover,  V.U.  von  1840,  i  15;  Warttemberg,  V.Ü.,  f  6;  Kurhessen,  V.Ü. 
VW  186t,  •  9;  Oldenbarf,  V.U.,  Art.  14,  |  l  uad  8;  Cobnrg-Ootba,  V.U.,  l  5  und  IS; 
Waldeek,  •  ii.  -  Im  K.  8»«ht«a  M,  T.ü.,  rs,  wnlfrtaM  Wmttümnt  dar  Sttai»* 
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in  Beiiehimg  auf  Baichsverw68ttB|{.  1$1 

MUe,  im  WegedstGeseUgebiing,  somit  g;ni]idaildiölL  i»d  «In  ftr  alle- 
mal, !etkgB8t«Ut  uid  NiehtB  der.Waikflr  itgoid  enies  Faeton  des  Staate- 
niSaia,  wer  er  immer  sei,  flberlaewD  nerde. 

Ea  iai  mbnUdi  amSdltt  eiiUaiiditciid,  dan  gerade  dii|{eiiige  Eigen- 
sdmlt  der  mooardüsehen  Begiernngsform,  wetoke'  ihr  Tonogsweiae  Werth 
gibt  und  welche  manche  minder  Tortheilbafte'  Seite  tergfttet»  nJtanfich  die 
imbedingte  Feetstelluig  dea  Bechtea  tat  Begienmg,-  in  sehr  bedenk- 
Heher  Weise  gefiPvdiet  wird,  wenn  die  FftUe  eines  Eintrittes  tob 
BeiebsTerweaang  nicht  gana  genau  nnA  mit  Anseoihfaiaa  aller  andem 
Voranasetsuigen  aqgegeben  sind,  es  somit  ans  ij^nd  einem  wilDtfirlich  aal> 
gestellten  Gmnde  mO^ch  ist,  ^  das  Recht  des  Mflchstbemfenen  aqnitasten 
nnd  einem  entfernter  oder  gar  nicht  Berechtigten  zur  Begiernng  an  verhelfen, 
sei  es  in  eigenem  sei  es  unter  fremden  Namen.  Es  ist  schon  schümm  gmmg, 
dass  Oberhaupt  eine  absolnte  Nothwcndigkeit  vorliegt,  in  bestimmten  FftUen 
die  Regierung  des  Nächst  berechtigten,  thatsächlich  oder  rechtlich,  auf  lAngei« 
Zeit  zn.  beseitigen;  allein  jeden  Falles  müssen  die  einzelnen  VomtissctTungen 
genau  und  unwandelbar  nonnirt  sein,  damit  nidit  persönliche  Feindschaft 
TCrbrecherischer  Ehrgeiz  oder  politische  Wühlerei  unter  dem  Vonvandc  des 
eOgeBBeinen  Besten  eine  Abweichung  von  der  Erbfolgeordnung  in  Vorschlag 
briagmi,  dadurch  aber  den  Staat  in  die  änsserstc  Gefahr  rnid  Yerwimmg 
stürzen.  Die  Forderung  einer  gesetzlichen  Feststellung  aller  Fälle  einer 
erlaubten  Regentschaft  und  der  entschiedenen  Ausschliessung  aller  Anderen 
kann  aber  um  so  unbedenklicher  gemacht  werden,  als  eine  vollständige  Auf- 
zählmig  der  Voraussetzungen ,  in  welchen  eine  Selbst regierung  vernünftiger- 
weise nicht  möglich  ist,  unschwer  geschehen  mag.  —  Nicht  erst  der  Bemerkung 
bedarf  es  übrigens  wohl,  dass  wenn  etwa  in  einem  Regentschaftsgesetze  eine 
Lücke  besteht,  und  also  ühor  einen  bestinmiten  P^all  der  Regieningsunfähig-  . 
keit  keine  oder  nur  eine  uiigtiuigond»^  Bestimnmug  getroffen  ist,  nach  der  ' 
•Analogie  der  gegebenen  VOi-^dirifti  ii  vcrfahrrn  werden  muss  '). 

Aber  aaeh  die  Bezeii  lmung  der  IN  i  >on,  welcher  eine  nothwendig  gewordene 
Regentschaft  zu  übertrugen  ist,  sollte  niemals  der  freien  Bestimmung 
eines  Einzehien  oder  auch  zusammenwirkender  Mehierer  fiberlasseu  sein.  Vor 


1)  Die  Ton  H«ld,  Bjtüm  im  y«if.-B's:,  Bd.  O,  8.  SSS,  Mti^tOf  AMicht,  da«  «ta» 

solche  Lttckfi  durch  ein  nencs  Gesetz  anszunillfn,  iiHlo««cn  aber  die  Rogienme  ilurth  da*  be- 
stehende kliuUteriam  anter  seiner  Verantwortlichkeit  fortnifilhren  aei,  halt  wühl  weder  vom 
ndttUaboR  noch  Tom  politischen  Btandinudcto  «iiHr -PcSdluy 'Mi.  In  «nterer  Besiebanr  -M 
näinUeh  nicht  nnr  <lif  Rf^^tdunx'  l  iiifn  lu  rolts  zur  Entsihpitliing  vorUeffcndtn  Falles  dijivh  ein 
neues  Oesetz  sehr  l>«df  nl<lich  und  Juden  talleji  die  analu^u  Anwendung  einer  bvri'iu  vorhan- 
denen Oeeeta^OQg  weit  ricbticer;  aoadem  «r  hau  J»  Ancli  In  -dem  angeacmmenen  Falle  tia 
formell  giUtif^cs  Oeiieti  «ar  nicht  rn  Stan«!'^  kommen  In  Abwesenheit  eines  Staatsoberhauptes. 
Als  politisch  unhithlieh  aber  ersuhcint  eino  Innigere  Regierung  des  Htaales  durch  ein  hierin 
aUM  beftigtes  oberfumptlMes  lüiitsterfani  Us  M'  fllner,  vielleidit  gidit  •ehwO  m  attnde  an 
Wngnoden,  Vnreammlung  und  T'rberainilfnaiam[  €tt  Btiade. 

T.  Mohl,  Btaatsrecfat.  Bd.  I.  *  '  11  ' 
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Allem  alBO  nicht  die,  froher  sp  hlnfige,  testamentarisehe  VonmiiMlicltift,  aage* 
ordnet  durch  den  Vorgänger;  dann  aber  auch  keine  Art  TOiiEfiieBining  dudi 
Gesetz,  dnrch  die  StSndeTenammliing  allein,  oder  dnrdi  wen  inuner.  Un- 
zfveiMiaft  hat  eine  geeetiliche  FestBteUnng  des  Begentechaltaredites  die- 
aelben  schwachen  Seiten,  welche  die  gnudsfltzUdie.Anordnang  eines  nonar- 
chisefaen  Regüemngsrechtes  flb^hanpt  hat,  nflmUch  die  M Ogliehknit  der  Bo- 
zeichnnng  einer  nicht  besonders  tangUchen  PersOnllcfakdt  .Dennodi  ^pfecben 
filr  ihre  Anfrechterhaltnng  diesdben  Gründe,  welche  eine  Eibmonardiie 
so  hoch  Aber  die  WaUmonarchie  stellen,  oder  wdi^^  es  nicht  rathsaai 
erscheinen  hissen,  einem  Fürsten  die  Aaswahl  dei  Nachfolgers  onter  aeiiMB 
Kindern  oder  sonstigen  Yerwaiidten  anheiianisteUen.  Aach  wenn  es  aidi 
nicht  Ton  T(Uligem  Aosschhisse,  sondern  nur  ton  seitwfliser  SteUverMoqg 
handelt,  liegt  grosse  Gefiriir  vor,  dass  sich  gefiUirUche  lUnke  an  eine  in 
das  Belieben  gestellte  Emennnng  knüpfen,  omd*  daas  die  Folgen-  einer  Zo- 
rOcksctzung  sich  als  Umtriebe  and  ^dldcht  offene  Angrtfe  aof  <das  Be* 
stehende  zeigen.    Ja  es  bat  eine  wiükttrliche  Besetchnong  gerade  bei  daer 
Begentsebaft  nodi  die  eigenthümliche  Geiüv,  dass  ilie  Entseheidang,  eb 
eine  zur  Beichsverwesnng  nöthigende'  Thatsache  itorliege.,  fectiOs  b^shi 
werden  kann,  Om  einem  Begünstigten  zor  Begierong  m  yerhelfiBn.  Bm 
Sicherheit  gegen  ongeredite  Vernachtheiligung  oder  BeTorzogong  dordi  den 
regierenden  Fürsten  ist  durchaus  nicht  vorbanden;  es  mögen  andi  in  so 
hoch  gestellten  Familien  tiefe  Zerwürfnisse  vorhanden  sein  und  schlimme 
Leidenschaften  sich  geltend  machen.   Dass  aber  in  einer  Ictztvrilligen  Vtr» 
fügimg  keine  besondere  Heiligkeit  .oder  gar  eine  wAhrend  der  Lebensdaaer 
nicht  vorhandene  Berechtigong  anznerkennen  sei,  versteht  sich  ohnedem 
Ton  selbst.   Ein  regierender  Fürst  nmg,  wie  jeder  andere  Familienvata*, 
innerhalb  der  Grunz- n  des  Privatrechts  tcstiren;  allein  die  Verfügung  über 
den  Staat,  der  nicht  sein  Eigeuthum  ist,  siebt  ihm  nicht  zu.  Selbst  dadorcht 
dass  die  Bezeichnung  des  Reichsverwesers  nicht  etwa  einem  Einzelnen  rilem 
zustünde,  sondern  nur  unter  Zustimmung  Mehrerer,  z.  B.  der  Agnaten  oder 
einer  Ständeversammlung,  geschehen  könnte,  würde  dem  Uebel  nicht  ganz 
vorgebeugt.    Einseitige  Leidenschaft  oder  Selbstsucht  kann  sich  nun  freilich 
nicht  geltend  machen ;  allein  es  können  nun  um  so  mehr  anderweitige  Binke 
und  Plane  gesponnen  werden;  und  jedeuMs  mag  die  Eotscheidong  zn 
grossem  öffentlichen  Nachtheile  in  die  Lange  gezogen,  vielleicht  ganz  ver- 
eitelt wcrdi'u.   Höchstens  ist  für  den  Fall ,  dass  gar  keine  von  den  gesetz- 
lich iui  Kigeutschaft  befiiliigten  Personen  vorhanden  wäi*en,  das  Kecbt  za 
einer  ireien  Wahl  in  letzter  Linie  und  unter  genauer  Vorzeichnung  des 
Verfahrens  zu  gestatten.    Wenn  irgendwo,  so   ist  hier  das  theoretisch 
Bessere  der  Fcimi  des  practiscb  Guten.    Ob  etwa  in  AnsnahmeMen  eine 
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BmlttaDg  Mapkais  mOgUeh  ist,  nifd  weiter  nmteii  zq  nnterenelieii 
seio «). 

S.  Siiie  «weite  Foidenuig  an  eine  gnte  Ordnung  der  Begiennigsver- 
tietimg  gellt  Min,  ,din  so  wenig  eb  möglich  von  den  Gnmdslteen  nlige- 
wichen  werde,  welche.  Im  reg^elmäseigen  Zns-tnnde  dei*  Dinge  hin- 
ächtlich  der  lunchabung  der  «Q^entegewnlt  nnd  der  Tllhrpng  von  GesehXften 
gelten.  Da  diese  Gnindaitie  ak  die  im  gewObnUchen  Lanfe  der  Dinge  sa 
Wfolgenden  an^esteUt  und,  so  iat  ansnnefamen,  dass  sie  lom  beCreiteiden 


1)  b  4«B  pa«ltfv«ii  OflMtMn  äted  wOnriUiilldi«,  9.  h.  Bleht  ichon  doreh  «io  Oeaetz  ein  für 
»Hemjü  Torjfereichnete,  BMtiminunjfcn  der  Pprson  elno.K  RpfderunKSTerwesen  allerdings  HM««^ 
l«uig  gcsuttot,  besiebongcweiM  voigevchriebeo.  £«  luMo  tkh  Mcmr  drai  weMintlicb  vw^ 
leMtiwia  fategwlewi  Kfldwr  AiwfdiioagMi  gntertchcMwa.  —  i)  Fr«l«  Ernennang  durcb 
4^«  Stiindevcrsammlnti:;  In  BÜmmtlichen  deutschen  Staatiti  nur  (restjittet  in  Preussen, 
Ait.»i  Lo^enbarg,  Vorl  von  U48,  Axt.  6;  Brauaachweig,  wobei  dann  noch 
■  iMMriDni  fleht,  dt«  tn  PrMHNtt  vaä  Bimmeliwelf  eine  Wahl  nar  In  Braanglung  von 
AfmUen  ttattflnden  «oll,  In  BraunschwoiR  aber  %\f  iibi>rdlv¥n  nach  beschränkt  ist  durch  nincn  Vor- 
**Uaf  dea  eiMtwaitniaterimaa  nnd  auf  eUiea  nicht  regierenden  D«ataGhen,  und  Uo«  Ul  haximüntg 
h  Jaim  FaUe  «ftnr  neganlaehnft  ^e  freie  Bmeanni^r  iKHtfbidan  aoU.  Von  «waerdentadien 

'^tialcn  Bfeht  In  England  eine  Wahl  na  Rcit-hsviTwesors  in  jf.li  ni  F.ilk-  ili-r  Xothwcn Jiffkeit 
im  FarUamente  so,  und  sww  gwu  unbeachrünkti  ebenao  war  dies«  Vorschrift  in  den  apani- 
Mkaa  ▼erflMaaneaii  von  Ulf  and  nm.  IMe  VareMaanten  flbr  die  Niederlande  von  1815 
"wl  IWS  pfbrn  dagegen  den  Cknoralotaaten  ein  Wahlrricht  unter  finljn  n  n<  srhränktinj^rn  und 
VoruMctiungesD.  —  S)  Braasnang  durch  ein  von  einem  regierenden  FiirsteA 
daafttftnden  ▼«rffeleyif« Oeaeta  betefiier ala wahraohelolleh  vennBBaaeheadaDBAglenmg^ 
■aWflceit  deg  Machfolger«.  Difser  in  den  Ocfn  tzcn  hänflg  vorgesehene  Fall  zcrfiillt  übrigens 
vMaris  twei  AlXhtflaaigen.  Einmal  nämlich  iai  eine  aolche,  mit  den.  Stünden  au  rereinbarende 
Vi— aiaitaW  «ad  aomit  tfe  Uebergeknag  der  Agnaten  o.  a.  w.  achon  bei  etnflieher  lOnder- 
jJhri^eit  des  Nnchfnlgers  angcordn'^f .  «vier  wenigsten'«  gestattet.  So  namentlich  >' ausser  den 
oater  i)  aiiigeftthxten  (Staaten)  in  Coburg-Üotba,  I  13  (^.;  Oldenburg,  Art.  81;  Keuaa 
J-  L..  I  46.  BwwItaaB  aber  Iat  äm  gamahiaalwflllah  mit  dm  Bllnlea  a«  treftoda  Eraeonwff 
fl*  den  Kall  piner  sonHtigen,  geistlffen  oder  körperlichen,  l'nfTihigkeit  dfs  prähuiiitivcn  Nach- 
Torgeachrieben.   Dies«  denn  aber  im  K.  Hachsen,  i  10;  Württemberg,  I  li{ 
Korhesten,  V.-U.  Ton  USl«  17;  Cobnrg-Ootha.  §  »;  Oldenbarg,  Aitltf  Sanaa 
J' I*^  i  4fi;  Wiildock,  §22.  —  3^  Kiinnitlge  E  r  n  e  n  ii  ut»^  dntch  den  reglerenden 
Fiiaten,  und  '^wu  mit  »ehr  verachiedencn  Modalitäten.   In  Bayern  mag,  nach  V.-U.  II,  13, 
Steif  bei  niian  ffjiUäa  ala^  ala  noäiwendig  eracheioenden  ▼eitretung  in  Ennanglnaf  too 
Afaeten  und  dner  verwittweten  Königin  einen  der  Kronbeamten  lum  Beichsverweser  emen- 
IMe  hannorer'sche  Verfossang  von  ISUO,  §  16,  nnterscheidet  swisehen  längerer  Ab- 
weteohcit  de«  Königa  und  MindeijMhrigkeit  oder  perBÖnlKlur  rnrähigkeit.   Im  ersten  Falle 
kann  dor  König  entweder  den  Ministenath  oder  eine  eln/elne  Pen<on  bezeichnen,  im  andern 
'Wie  «einen"  Agnaten  oder  einen  nicht  regierenden  deutschen  Prinzen.   In  8.  Weimar  er- 
nennt der  aroaabanog  nach  Bcliebea  den  Vormund.  (9.  Schmid,  .Staatsrecht,  s.  4:!.)  GleidM 
BoaÜinmungen  galten  in  den  Kapoleon'sehen  Vcrfas.'^Tingen  Air  Frankreich  und  deaaes  JUt^Uh 
In  Frankreich  selbst  ernannte,  nach  dem  äenatusconsult  ron  1804,  in  «ntor  Unla 
der  Kaiser  den  SetchsTenreaer  ana  den  Aguaten,  laBOBanglung  solcher  aus  den  Grosswfbrdaa* 
^^Htm.  la  Holland  sollte  nach  der  Verfkaaung  von  1806  der  flransöaiaohe  Kaiäer  den  Toe? 
■■■d  «mennen  (in  KimauRlnne  einer  verwlttwcteii  Königin);  dcMgleidien  In  Weatpbalen 
^WT;  und  in  Neapel   ih'S  ;  während  in  Spanien,  Verf.  von  1808,  wenigstens  der  König 
■«Ibtt,  In  eater  Linie,  eine  Wahl  unter  den  laflralen  sa  treffen  berecbUfft  war.  Von  den  an- 
•^^ea  fineii  teatamentariseher  Vormnndaeiiaft  h  IMÖiereu  IMten  aad  M  aadeni  BeeMa- 
*"*dl»«en,  als  den  ittigen,  par  nicht  zu  reden.  —  Wunderlich  genug  nimmt  es  aich  an^s,  w.  nn 
KeiteuMer,  Grundsätze  der  Regentadiaft,  a.  a.fg,  nicht  nur  die  Orilade,  welche  gegen 
<^  KlIQdMldie ,  namentlieh  eine  teataäientartodie  Refdarerweaanff  aprecbea,  ildMg  aARUttt, 
auch  lange  Reihen  ron  Beiapielen  aufzählt .  In  welchen  aoMe  BflattBaanngaa  nichl 
^iMcbtct  wurden,  bad  er  ai«h  aehlieailicli  d«ch  dafür  anaapilobt. 


164  Vilbtir  di»  tttadM«  Redite 

Staate  als  die  nothwcndigen  uud  richtigen  anerkannt  sind.    In  dem  Um-  i 
Stande,  dass  im  Augenblicke  nicht  die  durch  Erbrecht,  oder  wenigstiins  I 
nicht  die  durch  die  Erbfolgeordnung  berafene  Person  die  Staatsgeschäfte 
führt,  liegt  aber  kein  ersichtlicher  Grnnd,  warum  etwas  sonst  Unpassendes 
jetzt  zweckmässig  sein  sollte.  Es  sind  aber  melurere  wichtige  Bestimmnngen, 
welche  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallen. 

Vorerst  gehöit  hierher  die,  nicht  seltene,  Abweichung  von  dem  Grund-  , 
satze,  dass  in  der  Monarchie  nur  Männern  die  Regierang  gebührt.  Es 
ist  nicht  nur  nicht  einzusehen,  warum  die  zahlreichen  Gründe,  welche  die 
Leitung  der  Staatsgcscliüfte  durch  eine  Frau  als  bcdenkhch  erscheinen  lassen,  '■ 
bei  einer  stellvertretenden  Regierung  nicht  e])riifalls  Platz  greifen  sollen: 
sondern  es  inuss  im  Gegentheile  behauptet  werden ,  dass  dieselben  bei  den 
grösseren  Schwierigkeiten  einer  solchen  noch  besonders  ins  Gewicht  fallen. 
Eine  nähere  Erörterung  dieses  wichtigen  Punktes  ist  jedoch  spater  luiteJi, 
bei  der  B(s})reehuug  der  gesammten  Personalfrage,  besser  am  Platte. 

Ebenso  wenig  verdient  es  Billigung,  wenn  in  einem  rt^elmässig  monar- 
chisch regiertfn  Staate  die  Regentschaft  einer  Coli egialbe bürde  über- 
tragen wird').    Die  (iiimde,  welche  nach  aller  Erfahrung  der  Geschichte 
Direktorialregierungen  als  sehr  bedenklich  erscheinen  lassen,  treten  auch 
hier  ein.  Es  ist  niclit  einzusehen,  warum  bei  einem  Regentschaftsrathe  kdne 
Spaltungen  und  einander  bekämpfende  Parteien  sollten  eintreten  können; 
oder  warum  die  hieraus  sich  ergebende  Schwächung  der  Staatsgewalt,  die 
Verzögerung  der  Entschlüsse,  die  leicht  aus  Compromissen  cntstchendcD 
Folgewidrigkeiten ,  die  an  idie  verschiedenen  Personen  des  Direktoriams  ndi 
leicht  knüpfenden  Partbciungen  und  Ränke  bei  einer  Regentschaft  veniger 
schädlich  sein  sollten.  Es  kommt  hierzu  noch  die  absonderliche  lacoiaeqaenz, 
dass  in  die  Reihefolge  der  monarchiscben  Regierung  eine  Ali  TOQ  repabli- 
kanischer  Einrichtung  gestellt  wird.  Dass  so  etwas  in  der  spaaiidMR  Oortee- 
yerfassung  oder  im  norwegischen  Gnmdgesetze  festgestellt  werden  mochte, 
begreift  sich,  indem  hier  die  Monarchie  Oberhaupt  nur  nngen^  vbA  aaf 
das  geringste  Haan  beidirlnkt,  zugelassen  wurde;  desto  weniger  sollte  eine 
solche  Einrichtung  stattfinden  in  Süktsn,  deren  regelmftssiger  ond  beabsldi- 
tigter  HUtelponkt  die  Einherrschaft  ist  Anch  in  dieser  Beziehung  darf  die 
persönliche  Vorttundadiaft  md  die  Endehnn||  flinaa  ndndeijährigen  Ftnt« 


1)  Bfnttimniitwi  dlMer  Art  enÜudteD  die  ipaoiichen  Verfiucuassn  von  isu,  wdck« 
«bM  Regentieball  tmi  8«-»  MitgUedeni  «annlBet,  and  «od  iSSf ,  wdeh«  Am  Oortw  flbflriiai^ 

eine  KcgeiiUchafl  von  l,  8  oder  5  Per»oncn  zu  ernennen;  ferner  die  norwegitchc  Verfas- 
tBPg,  welobe  fdr  dea  Fall  f»f»»"«**"  MaageU  na  nsieruaceliUügen  Aynaieu  dem  Sti»untthc 
ndt  dm  Uun  «twm  von  QtomUag'  wdMr  beigwrdaetflB  IttaiMm  dl«  BdAtwwflwuf  Skw* 
UÜgt.  —  Etwa«,  freilich  nicht  wenenlbch,  beewr  i«t  die  in  einer  Anzahl  kleinerer  dcut*cher 
StMtaa  beliebte  liinriohtiu«,  aaeb.weldier  den»  JU«i«cuag»verweeer  ein  Ueceat«ai«na»tb  m 
ÜttefMMUtwM.  UivilMt  I.  s«|Wch  wülw  IM.  8.  U». 
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liAt  verwMhsett  lirard«»'  mii  Segi«nilig  des  ätaites.  Findet  ami  flir 
jene  ctaen  Beiratli  ertdireiier  MÜniier  mdoBlsri^,  (wm  mber  a  imtav 
nden  jetit  akU  die  Ibiiehl  ist,)  so  ist  es  aadi  laf  diesen  Qegeostend  ik 
beeclirllBliffii» 

Kndlich  gehoit  nodi  n  den  TerweriÜdieB  GedsakeD  die  gsr  niclit  sel- 
tene  Bestiimiiimg,  'dftss  ein  Beiehsrerweser  nidit  die  tollen  terffts-' 
snngsmftssigen  Beeilte  des  Stsatsdberi^nptes  ansttben  darf,  senden 
in  manchen,  mehr  oder  iradger  nesentliofaen  fiesiehoDgen  besehflnkt  isL  Es 
aerfimen  aber  diese  misstMnisehen  Aasnahmen  in  drei  Gattnn^.  Efannal 
in  DestiHiiiinngen,  dnrdi  irelehe  einem  Begierongsrenieser  wesentliehe  Am- 
derangen  in  den  Gmndgesetien  des  Staates  nlehi  gestattet  snid  *).  Zwestens 
in  YertMten,  liehshe  eine  Beeintrichtignng  des  boronnnndeten  Forsten  hin- 
siektüch  eimefaier  bestimmtor  Begiemngs-,  lE3uren-  nnd  YemiOgensnehie 
vsKhindeni  sollen;  s.  B.  die  Untersagang  der  Entlassong  von  ohertlen  Ba- 
salen, der  definitifen  Uebertngnng  von  StaatsJtantein,  der  Enrichtang  oder 
▼eileihoog  von  Orden,  der  Wiederrerleilhmg  heimgefiülener  Lehen  oder  der 
?e|lnssenBig  von  Domlnen*).  .  Dritteas  endlich  in  die  Beifügung  eines 
Bafntsciiaftnmlfaes,  ohne  dessen  AnhOivng  ketaie  wichtige  BegierongifaaDd- 
solle  Torgsnonuaeii  werden  dHrftn*). 


\)  Dm  erste  Beispiel  einer  ^(>«etzlicben  Besch rSnkonfr  in  Vcrfussunffsanfeleffeiibfliten  glK 
dttfiaasösisctae  8«iuUiucoiisuit  von  ISU,  weicfaei  bcitiiniiite,  d^m  wibi«Bd  aintt  ffiawl 
Mift  md  drtil  Jwhf  Mdi  dem  AoASran  kotai  Senaiw-OMUMlt  «b  Stande  konaMn  kliiDe. 
Hieraaf  folgte  Württemberg,  welche«  in  8  lö  Hoiner  Verf.-Urk.  bestimmte,  ditu  eine  wäh- 
lend eUier  B«icluvanreMiiig  Toiamommene  V^rfiuwtagareriladerunf  nur  Ittr  die  Sauer  dar 
Buwitli Iwn ■  OSMIgkeit  hftbei  Saebt«!,  ▼•V.,  1 14,  umhMtn»  dne  aelehe  ▼eiSndecBm  «a 
tfA,  iflila  aar  unter  vorgänginrer  ZiutlmnianK  eines  Fumilicnrftthes  aller  über  31  Jahr«  sHeB 
MÜcB  vom  HanM}  eine  BeAinunanf ,  welche  Moh  Oldenbarg,  V.-U^  Axt.  St,  |  1«  afi 
iiwwmu  Hat.  Hack  der  baanoTer^aekea  VMhhaans  ^  tSld,  I  ts,  keaata  wthreod  «teer 
Re<cifjTinjfsver\ve»un;j  ktinc  Schm.'ilerunjf  der  Rcohfp  des  Köntfcs.  keine  Aenderunic  In  den 
Gnmdqretemen  und  in  den  veriMsangmiariigeQ  Hecliten  der  «Ugwneinen  BtipderenMunmlaBg 
mk  im  PtmliMlaIrtindB  »enaaoaMMa  watdaa.  Kaeb-dar  karheaalaebaa  VaraMaas  voa 
IM,  f  8,  endlich  soll  cino  VerfassangsÜDdening  nor  ta  dringenden  Fällen  (?)  and  mit  Ziutlm- 
■aas  der  nädiaten  (?)  Agnaten  Toigeoomaien  werdea.  —  Kacb  den  Qmndsätzen  des  ilteraa 

Moser,  V.  d.  Reichsstilnde  T.iinJen,  S.  n.'!3 :  „Stehet  ein  Landesherr  unter  der  VormundschAfl, 
■0  iit  bekannt,  daas  diese  «Ues  iiß»  tluut  kann,  was  der  Hegent  selber  tban  könnte,  and  dass 
ta  okaa  dte  ttaeblikiaft  liat,  alt  weaa  «  doia  negeafen  adbat  gaaehakeo  wSw>*  Vaaif. 
aadi  ZSpfl,  die  Hotcierunga- Vormundschaft,  und  Zacharin,  Staatsr ,  Bd.  I,  8.  S80. 

I)  Oiaaa  Oattong  von  Besehidokaogen  des  Regieruagirecbtes  eines  Beiehtrerweeen  iit 
tabr  smatMadeBaa  labaNaa  te  den  rtaaahi»  OwaSgeaatai.  la  Bttyara  kana  dar  Busuta, 
nach  V.-D.,  II.  17,  alle  Aerater,  mit  Ausnahme  der  Richtt  rstellen,  rnr  provisorisch  besetzen  (?); 
Cr  darf  l^elne  neo^  Aemter  scbaffea,  keine  Krongüter  Teriossem  und  keine  Lehen  vergeben. 
.  -  b  BanaoTar  dailla  aadi  dar  ▼«£  ^  iM»,  t.  «,  dar  Begart  bdaa-StaiienASbangea 
vomehmon.  —  In  Württemberg,  S  15,  kann  ein  RegiertragSTerwescr  keinen  Ritterorden  und 
Uofäaiter  errichten;  keine  SUndeeerhäbnngen  vornehmen;  kein  Mitglied  des  Oebeimen- 
Mte  eaBawen  (0,  anaor  ia  Fttlg«  gailcbOleibaa  UtlhaOM;  kabn  bakataflrileaaa  LAm 

t)  RegentBcbafteiithe  sind  allerdings  eine  sehr  alte,  in  and  ausserhalb  Dentsdilaads,  ta 
mmm  nad  Uataen  Staataa  ywtektaaaiene  Elnrtditang;  deeaaa  aneraehtf^t  ist,  auch  nach  Aaa- 
«üi  te  qwl»lt>;  «•  BWMg^  4a»fladishMi  achr  ala  svaHMltafi.  Vfi.  Bditasaiti^ 
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Die  Gründe  zu  solcher  Boschränkyilg  sind  wohl  4ftjf^Hw  Art 
die  Furcht,  es  möchten  während  einer  nur  fcora  daoanidai  ImiaAmrp^mnm^ 
aus  rciu  bubjektiven  Liebhabereien  grosse  Vertoderangeil  in  Staate  TOffe- 
nommen  werden ,  welche  dann  später  wieder  mit  IfAhe  tmd  Opfem  a  be- 
seitigen wäien.    Zweitens  die  Bcsorgniss,  es  könnte  ein  Btglenilgivermer 
aus  persönlicher  Abneigung  gegen  die  regierende  Linie,  aus  boiliafter  SdM- 
denfreude,  oder  aus  falscher  Sucht  nach  Volksbeliebtheit  wesentliche  Begie- 
rungsrcchte  verschleudern ,  deren  Einbusse  von  ihm  bei  nur  knn  daoenider 
Stellung  an  der  Spitze  des  Staates  verhÄltnigsmässig  leicht  ertiagen  wMe  »). 
Die  Möglichkeit  eines  Fehlers  oder  Unfuges  soll  nun  zwar  in  aUen  (Besen 
Beziehungen  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  dennoch  sprechen  entscllie- 
dcne  (Tiündo   gegen   die  AufsteUung  dieser  Voiiiehnmgen,  eine 
Ausnaliiii.'  etwa  abgerechnet.  —  Wenn  nämlich  von  der,  doch  olUiar 
zulfts&igcn,   Voran s.setzung  ausgegangen  wird,  dass  die  dem  Staaliobff- 
haupte  regelmässig  und  verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  za  ctef 
zweckgemässcn  und  tüchtigen  Führung  der  öffenUichen  Angelegenheitn  h 
allen  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Fällen  nothwendig  seien;  um 
femer  sich  von  sell.st  versteht,  dass  auch  während  einer  Regentschaft  alte 
Arten  von  Fragen  zur  Entscheidung  kommen  und  aUe  Bedürfnisse  sich  gel- 
tend machen  können,  namentlich  bei  einer  länger  daoernden  Reichsver- 
wesung ganz  sicher  iintreten  werden;  wenn  endücb  unzweifelhafl  eine  aa 
und  für  sich  ungenügende  Staat^^einrichtnng  dadurch  nicht  besser  wird,  dass 
das  Staatsoberhaupt  zufällig  nicht  in  eigenem  Namen  regiert:  so  nmsa  mM 
sich  unbedingt  für  den,  glücklicherweise  auch  in  den  meisten  Staaten  still- 
schweigend geltenden  and  io  einzelnen  sogar  (örmlidi  ansgesprodienen 

OrwMUitte  dyJtegeafichaft.  8.  175  ft.  und  die  daselbst  angeführton  BeUpiele.  -  Voo  da 
neosni  oeuueHea  Ora]i4«r(»eUen  ordnen  nachBt«bende  dneo  dem  RelehsrflrWMM'  ■»  RiM. 
SN  hend.  n  Rath  an:  In  Bayern,  V.-U.,  II,  17,  llt  dai  TtniiMihlllilif  |_.  der  ^mM^IMAL 
d^^n  Uutachtea  in  «M«,  wUMg^  lüBeo  einzuholen  Ut.  Nach  .1.r  u  s^T^^TuV^ 
Bpamw,  I  U.  M  die  „obM  aMtaUnle'»  in  dieser  SteUtu«.  Die  Iiurlie«Hcbe  Vttfti- 
«nrnr  von  18.1l,  §  8  bestimmt!,  4lM  ifene  di«  rBlIlllllM^  (I)  dM  B«niiMaflMM^ 
gyntealuuidlaBg  »»».»Abt  wm*m  dürfe.  In  8.  AltenborK,  Art  .7,  .oU  dn  R.«ent.r!^ 
ÜT^.  u  ■»«••■  *«rtehen,  welche  in  JUea  KetrierannbMdluncen  lu  »^«w^ 

tn  «ichcn  .Ind.   Khcnso  l«t  «r  Ben«  J.  L.  ein  solcher  Trtli  rnieiSi^IlL  \!i  ^j!!]!! 
Hohen«ollern-8l«m.rlBg«n,  eo  luge  ee  «elbetetiin.ü^er  8ta«t  war,  ein,  r  bostirnmt 
^      l,^  »•«•«•leT,      «.  O.,  8.  ns,  hier  eine  Beschrftakonif  der  Reirieruiut»ocht. 
»^<^*»f^«'-''«»«"  ffekend  m«chen  will,  da  dereelto  Ulm  nlfoiw  wman^SirT^* 


!f*f^'*^^'.'^'         du  er  «loht  weh  Minen  Interessen,  «,ndem  nach  .I.m  A,.  e^g^ 
^TT-J^T?"  """^  ™  "  ttttwtKltn  habe,  nur  „dessen  Vermögen  au  erhalten  h»b^t 
■0  ist  diess  Alle«  Knnt  schief.   Der  Regent  hat  don  Staat  so  leiten,  meh  Umm  «-IflifSm 
rlZ!*^'  ^  dwUnwIiuidei  ein  .öderes  Recht  hat  .uich  der  Monarch  selbst  nicht  ood 
«l*t!toEX%III?         ****  ^"""^  ™<>  "i««  VennÖKM.  hi«  tßg- 

dl.  lJ?V!a!r^i.-^."J5  V'^'^'^"»^-  <IM.  der  Reichsverw^ 
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fimidsatz  eridlitt,  4m8  «in  BeidiBferwe^r  ä$  volle  mA  imverktlrzte  Re- 
gieimgsgemdtawBiittjlMBliabfi.  IMe  rieht%ail£ttel  gegen  einen  Missbranch 
f«B  seiBer  Seite  aind  £e  ntoiüfliien,  weldie  uch  gegen  die  Missrcgicrung 
einee  in  eigenen  Ksmen  HemcheadeB  im  ooiiGfele&  Steate  ftr  aweckm&ssig 
■ad  MiereiGheiid  erecbtet  werden;  besonderi  wird  tidi  aacb  liier  Segen 
ebier  eiiilieiKn  nnd'  kräftigen  Yolktvertretnng  erweisen,  päd  weim  diese 
Ifittel  etwa  nicht  aasreiclien  sollten,  um  kleinere  Neckereien  oder  Ter» 
kefarUieiteD  in  Bedehoag  anf  Hoftinter,  Ordens-  ond  Ädelirerieikangen  und 
dergleiclieii  sa  verhindern,  so  sind  diese  theils  Dinge  von  geringem  Belange, 
Mb  anw8  gegen  den  Kotsen  ihrer  YerhfltuDg  der  Kachtheil  in  die  Waage 
gelegt  werden,  welchen  eine  Unrnfigüchkelt  horkOaunlicber  Belohnungen  und 
ßnriciitiingen,  namentlifth  wfhrend  einer  langen  Beichsverwesong,  haben 
BlsiCe. 

.  Wie  dem  aber  auch  sei,  nater  keinen  ümstOnden  darf  die  Beschrftnknng 
ehMB  Beidisverwesers  so  weit  feh«,  dass  er  aDe  erledigten  Staatslmtev 
av  vodlafig  besetnn  and  dass  er  die  obersten  Bflthe  seines -Vorgängers 
Ml  entfemen  kann.  Jene . Bescbrteknn^  mnss,  wenn  Me  Ungar  dauert 
nd  nicht  etwa  bloss  den  Worten  nach  gehandhabt  wird,  eine  vollstindign 
ZcRftttang  des  Staatsdienstes  sar  Folge  haben;  aad  es  kOnate  eine  sotehe 
nchttoee  SteUnag  aller  Beamten  furchtbar  missbnuicht  werdea.  Was  aber  • 
die  üamOgHcbkeit  einer  Enüassong  der  lOnister  aad  Geheiaterflthe  des 
VeigiDgers  betrifft,  so  beraht  ein  .solches  Yerbot  von-vome  herein  aaf  der 
guis  jgmndloeen  Annahme,  dass  sohdie  erste  Beaipte  des  Yorgflngers  dnreh- 
mtg  aas  «altea,  weisea  and  erfahrenen»  lUnnem  bestdien,  die  an  ihre 
Stetten  a  Setaenden  dagegen  aas^aawttrdigeB  GOnstlingen  and  aas  aabrancb- 
barea  and  aneifthrenen  Emporkftmmllngen.  Nnn  kann  aber  aaeb  redit  gat  . 
das  Ge^theil  der  FaU  seht  Es  Ist  ebeaso  gat  möglich,  dass  ^cb  das 
BMMs  Land  schon  Uagst  sehnte  nach  einer  Yerlnderaag,  and  dass  die  dem 
BeidisTer«Feser  nahestehenden  Diener  mit  Ja^  begrOsst  würden.  SoU*  nna 
die  Herrs^iaft  des  Schlechten' fortdaaern,  hlos  ^weil  sie  besteht?  ond  soll 
der  Verweser  gegen  seinen  Willen  schlecht  regieren  .mfissen?  Hsto  darf 
Ipanben,  dass  die  Vorginge  ia  Preossen  in  den  Jahren  1S57  aad  1858  ftr  . 
bnaier  das  Todesartheil  Über  -  eine  soldie  Bestimmong  .gesprochen  haben. 
Aucb  rechnete  ^mn.  seiner  Zeit  in  Wflrttemherg  (wihrend  der  vofmnadsehaftr 
Ivihen  B^iemng  an  der  Stelle  des  mindeijahrigen  Herzogs  Karl)  den  an 
den  eisernen  Galgen  gehtagten  Jaden  Süss  nicht  sa  den  ehrlichen  weisen 
H&then  des  zn  frühe  verstorbenen  Vorgängers.  Ansserdem  ist  gegen  solches 
Verbot  des  Personenwechsels  ra  bemerken,  dass  es  in  eihem  coostitationellen 
Staate  nii^t  blos  gegen  die  ttberall  anerkannten  Bechte  des  Staatsober- 
baaples  geht,  sondern  auch  in  der  That  eine  politische  Unmöglichkeit  .sein 
k*an.  Kicbt  nnr  ist-dies,  selbstredend,  in  jedem  Staate  der  Fall,  in  welchem 
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das  paiiaiiicnUirischt'  System  sich  kräftig  entwickelt  hat;  sondern  auch  in 
einem  nach  dem  g:(  \\()hnlichen  Maassstabc  des  Festkincles  gehandhahten 
coustitutiout Heu  Staate  kann  die  Knthissung  eines  Ministers  geradezu  un- 
vermeidlich sein.  Es  i^t  zu  bedenken,  dass  es  sich  hier  nicht  blos  von 
den  Rechten  und  der  Stellung  des  Regenten,  sondern  eben  so  sehr  von 
denen  der  Stände  handelt,  welche  docli  während  einer  vormuudscUafUicheil 
Regierung  nicht  ebenfalls  werden  vciinindert  werden  wollen. 

Die  einzige,  oben  bereits  angedeutete,  Ausnahme  ist  etwa  das  Verl)ot 
einer  Aenderiuig  in  den  Grundgesetzen  des  Staates.  Nicht  zwar  in  der 
Weise,  dass  eine  völlige  rechtliche  Unmöglichkeit  irgend  eine  Aendenmg 
iü  einem  Verfassuiigsi»iuikte  während  der  Dauer  einer  Regentschaft  zu  rathen 
wäre.  Kanu  doch  eine  solche  auch  wiüirtMid  dieser  Zeit  nicht  nur  unschäd- 
lich, sondern  vielleicht  selbst  dringend  nothwcndig  sein.  Wohl  aber  in  der 
Art,  dass  eine  solche  Veränderung  zunächst  nur  für  die  Dauer  der  Reiclis- 
verwesung  beschlossen  werden  kann  und  beim  Eintritte  der  Selbstregierung 
aufs  Neue  in  Ueberlegung  zu  uelimen  ist.  Eine  solche  Bestimmung  ver- 
einigt die  Möglichkeit  einer  augenblicklichen  Veränderung  mit  der  Abwehr 
niuthwilliger  Verschleuderung  vun  Rcgierungsrechteu  durch  eineu  Vcnveser. 
Da  sich  nämlich  letzterer  durch  ein  ungerechtfertigtes  Verlangen  nach  Aeu- 
derungen  nur  selbst  schaden  könnte,  nicht  aber  auch  der  etwa  von  ihm 
gehassteu  filteren  Linie:  so  ist  an  ein  böswilliges  Vorgehen  von  seiner 
Seite  niclit  m  denken,  während  objektiv  nuthw endige  und  zweckmäs-sige 
Aendemngen  itzt  g^roffen  werden  können ,  s])äter  aber  die  Feuerprobe 
einer  noclunaligen  Bentbnng  und  Beschlussnahme  beste  hen  werden  i) 

3.  Eine  weitere  einleuchtende  Bedingung  zweckmässiger  Ordnung  des 
RegentBchaftewesens  ist  es,  dies  die  Thatsache  der  Unfähigkeit  zur 
Selbsiregierüng  T(dlstSBdig  zweifellos  constutirt  werde.  Es  ist  diess 
einerseits  Fordening  der  Gereehtigkeit  gegen  den  zu  Bevonnundenden; 
andererseits  nothwendig,  damit  nicht  die  Maassregel  angefochten,  daduich 
aber  vielleicht  unendliches  Wirrsal  bereitet  werden  kann. 

Bei  einer  Minderjfthrigkeit  hat  die  Sache  natürlich  gar  keinen 
Anstand;  dodt  Ist  hier  immerhin  am  Flatie;  Zweierlei  >za  besprechen.  — 


I)  Venchiedi  n  vun  di<«er,  (fibrigcm  «üf  einiKe  -»-ulmtr  tlHMti»fi|iinf Wi  gwIBUtB.)  Aa 
•Icfat  de  lege  forenda  nag  natUrtich  da«  posIHve  R«',hf  im  concrotcn  RtHale  s<  in.  im.l  da.«».|i>e 
entweder  jede  VerÜndeninic  an  der  VerfaMung  untereaKen ,  oder  si«  unlcr  anderweitigen  Bo- 
OingunRon  und  BeBchriinliongcn  geitatten.  Die  Itauuöeisdw  VerikaMl«  von.  18M  beetlininte 
s.  B.,  d«n  nicht  nur  wähn-nd  der  ganxen  Daner  einer  Rf  ^'-nlHrhaft,  ■ondem  sopar  drri  .luhrn 
lang  naeli  deren  Beendlgting  gar  kein  8enatuicon»nil  zu  Stande  gebraclit  wurden  Itönne.  — 
Wenn  keinerlei  Art  von  Verfilgung  gttroffen  iil^  ao  mMa,  wfe  Oben  gMdMhea,^  die  ToB» 
^  TOinMUldichaftliclien  Rc»rierang  anch  hinHehtUch  der  V.  tfasMint-sv.  riiude- 
IVMRW  geatlmnit  werden.  Ob  frcilicli  dJi«»  aus  dem  von  Ztfpn<(Die  Vonnund«baft«regienuig 
l»JerhHifni«e  zur  Landesvcrtjusiuig ,  1830  ,  8.  47  fg.)  aaageflOirten  Onmd»  ■■  gaadiclmi  fcitf, 
^"«fy^  ardeatfchen  Kcc»iUlj«griffen  der  al«  Voniitind  bertellte  \x,yM  fiir  dir  Daner  4ev 
da^lferffhilt  vollMiiillg  einrücke  in  Mio  eigene«  Kedit,  iet  «tue  ganz  «ädere  Frage. 
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Vorerst  ist  wflnschensworth,  dass  das  zur  Solbstregiernng  befähigende  Alter 
nicht  allzu  frühe  angesetzt  werde.    Die  Feststellung  der  Volljährigkeit  auf 
14  Ja|ire,  wie  sie  in  ilfin  älteren  französischen  Staatsrechte  stattfand  und 
noch  in  der  spaniseln  n  Verfassung  von  1837  festgehalten  vnrd,  ist  offenbar 
nnzweckmässi^'.    Ein  Kimhe  von  14  Jahren  ist  zur  Besorgung  von  Regie- 
rongsgeschäftcii  noch  lange  nicht  reif.    Selbst  das  jet^t  mit  verhältniss- 
mässig  sehr  wenigen  Ausnahmen  allgemein  anficnoniniene  ')  achtJ!Phnte  Jahr 
lässt  lÄch  manche  Bedenken  zu.  Nicht  nnr  wii'd  es  an  den  nüthigen  Kennt- 
nissen und  an  der  Reife  und  Ruhe  des  Urtheiles  gar  hüuhg  gebrechen; 
sondern  es  ist  namentlich  zu  bedenken,  dass  eiue  Ausbildung  des  Charakters 
und  eine  Beherrschung  der  Leidensehatten  in  so  jungen  Jahren  noch  nicht 
vorhanden  sein  kann.  Wenn  aneh  etwa  einzelne  Ausnahmen  angeftihrt  wer- 
den mögen ,  so  sind  sie  eben  Ausnahmen ,  und  der  gewöhidiehe  Zustand 
wird  ohne  mannchfache  Nachtheile  für  den  Staut  und  für  den  jungen  l"^r- 
iieii  selbst  nicht  verlaufen.    Das  Natürlichste  wäre  daher  wohl,  wenn  die 
Yolljührigkeit  des  Staatsoberhauptes  auf  das  nämliche  Alter  gesetzt  würde, 
iNkhes  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  jedes  Landes  zur  ."^elbstübemahme 
öer  eigenen  Rci-htsgeschäfte  bei  dem  ganzen  Volke  für  passend  erachtet  ist 
1hg  man  sich  niimüch  auch  die  frühe  Vorbereitong  eines  zur  Regienmg 
Vitimmten  jungen  Fürsten  noch  so  erfolgreich  denken;  aach  aof  dessen 
^genes  Bedürfniss,  dem  Rathe  er&hrener  mmier  and  nicht  der  eigenen 
^tteianong  zu  folgen,  noch  so  vertranensvoll  hoffen:  immer  bleibt  unläng- 
Ä",  dass  zur  Leitung  der  Staatsgeschftfte  keine  geringere  Reife  erforderlich 
tt^  ab  zur  Besorgung  der  kleinen  PriTatangelegenheiten.  Wenn  dennoch 
fist  alle  Haos-  nnd  $taatsgesetzis  die  Regimmgsmündigkeit  früher  fest- 
MRi,  so  kann  diess  seine  ErUfimng  nnd  iheilweise  Rechtfertigung  nur 
tejier  Ansieht  finden,  das»  die  einer  Regentschaft  untrennbar  iaUehendSB 
TOdsOnde  noch  bedtiutCBder  und  jeden&lts  gewisser  seien,  ak  dl« 
W  grossen  Jogend  efaies  selbstregierenden  Herrn  folgenden  Mlsiitlnda.  Ob 
Veimmg  etaie  ifditige  ist,  bleibt  aber  sehr  dddqgestelk;  md'ni^si 
^nss  sich  wohl  der  Ueberzeuguug  zuneigen ,  es  hsibeo  die  wenigen  StaikeB, 
Mihe  erst  im  208ten  oder  g«r  21sten  Jahre  Selhstr^giening  väamm,  das 
Mtigere  gewihlt  Merlcwflrdig  genug  isl  freilich,  dass  es  beinahe  nnr 
jgjfeinstea  Staaten  sind,  in  w«Udien^  die  Bedeite  die  Oberhand  gewon- 
^irhibca.  ~  Eine  sweüe  Bemerkung  betrifet  die  Dispensation  Ton  der 

tleijahrigheit  Dieselbe  kam  in  froherer  Zeit  blnfig  genug  vor,  nameat»' 
,    in  Dentadilahd,  wo  sie  ab  ein  Beservatrecht  des  Kaisen  galt;  Die  in 
Beziehung  gem»cihteB  Erfiüiningen  sind  Jedoch  fon  der  Alt,  daaa 


QKir  in  8.  Meinigen,  S.  Gotha,  Ren««  J.  I«.  uiid  W»ld««h  ilt  4M 
mt  Jikr  all  Anten«  der  Voi^ktulKkoU  «rkläjrt. 
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man  sich  nicht  beßtimnit  genag  gegen  jede  Abkürzimg  der  gesetzlichen 
Minderjährigkeit  erklären  kaim.  Nicht  bloss  ist,  aus  den  oben  angedeuteten 
GrflndeD,  Ton  der  Regierung  eines  kaum  dem  Kindesalter  Entwachsenen 
sicherlich  wenig  Gnies  zu  erwarten;  sondern  es  darf  namentlich  nicht  über- 
sehen werden,  dass  schon  die  Möglichkeit  der  Herbeiführung  einer  solchen 
frohen  Mflndigkeit  zu  allen  Arten  yon  Umtrieben  Veranlassung  geben  imd 
der-  Regierung  des  Yenresers  die  grössten  Schwierigkeiten  heraiteB  kann. 
Welche  Menschen  4iff.AbklRang  wünschen  und  helieiben,nit  ^H)lclw<>filteii 
dieselben  dieselbe  heriitifthren,  vaA  «esnit  sie  aieh-m  deni  ihnoi  danttann 
jnngen  FOnlen  beaUen  lassen  wefdsn,  bedarf  kafaier  Ertiftsnag.  GlBd[* 
lieber  Weise  ist  jetzt  in  der  grossen  HefaimU  dir  Slaaltt  dar  Zeitpunkt 
der  Segteraagsmllndigkeit  in  den  ▼erihssnapiiMden  tslbit  bestiiiunt,  ds^ 
dndi  aber  eine  Abkttrzang  der  Mindeij8hrigfceit  wo  aiefai  ganz  mimPglich 
geaaohi,  so  dodi  sdir  ersdniart  iKnte 

Sehen  sehnietiger  kann  die  Feelatdhmg  der  Thataaehe  ssin,  diMS  das 
filaatsobertapt  wegMi  Abwesenheit  aar  Ftinrnng  Begieniiig  nielit 
bellUlgt  sei^  Natlriich  nieht  in  der  Benielrang,  dass  daa  Faetim  dar  Alf 
msenheit  oder  Abwesenheit  dea  Flirstea  einem  ZweÜtt  antsrlleien  kfinale; 
mU  a]^  in  der  Bkdttnog«  ob  dUe 'Abwesenheit  von  der  Art  sei,  daaa  ste 
die  Etosetsnng  einer  Bsteirterhaft  nothwendig  aaehen.  ffiam  mHaacn  aber 
die  fersehjedenen,  ohien,  8. 166  üf.,  nlber  besprochenen,  FiBe  einer  Abwesss 
heat  einaelii  in*s  Anfe  günat.weii^  —  Am  eiaÜMfasten.ist  die  tiacUa^e  la 
den  beideei  FlUsn  euMr  fernen  Abwesenheit  bei  dem  i>*tf'**™g*^"ftfcHi* 
einer  dnreh  persflnfiohe-  tTnfreiheit  des  FSreteii  enranngensn  Entfenianc. 
Qter  ist  w«gen  dar,  thatsjehlifJwn  oder  i^chtHeheny  ümnflgliribkeit  dea  Ter- 
kebrea  mit  dem  Staatsoberhaupte  di^  Nothwendigkeit  einer  SteQvsrtrelnf 
von  selbst  einJenebtend.  —  Gross  kann  dagegen  die  Ungewiseheit  da  aein, 
yn  dar  Fttrst  ftr  ehie  nnr  forllbergehiende  A^resenheit  eine  YoAeb- 
nng  traf,  weiehe  eine  regelmSasige  Yerfaindpeg  mit  ihm  selbst  aar  £nt- 
■asbridabg  der  wkktigeren  Yeckcnnmenheitaii  voraos  setate,  spa  aber  sich 
irgend  em  tbatmehtiehes  Hindemisa  diesem  Znsammcnhaage'eatgegeastellL 
ffiar  wird  wohl  die  foraisichrtiche  Dauer  dieser  Unteibreehiing.  den  Ana- 


1)  Btitt  sn  besweifdo  iat  die  Eichtigkdt  der  von  Zopf  1,  D.  Staatsr.,  4te  AaO.,  Bd.  Ü, 

venia  «Ulis  tu  ertheüen.  Dau  davon  gar  keine  Rede  »ein  kann,  wenn  der  Vomfihrigkfit»- 
tenmo  in  der  Vorfauttng  Mlbat  fe«t«catellt  ist ,  versteht  »ich  gana  von  »elbtt ;  allein  aucli  die 
BiSifl»»  Mr  dittlMew  AwlMbnm  *f  BmKtmmug  iiam  ttmiMMum  1li>ii|wli<g  vom  Ii 
Abrede  gestellt  werden.  Dem  Stajitsobcr  aiitito  «tpht  HllerdinK-s  da*  Recht  zu,  von  den  alJge- 
meineD  LandeageaetzeD  au  diapeoairea  und  demKL'müM  auch  die  venia  «tatis  in  Falleo  au  9t- 
MMOaB,  wüAb  ntar  den  e«mlMB  LudMndito  atahoi ;  «Uato  «ia  BMht  m  bdl«b|K«r  Aii^ 
bebnni?  von  antonomisrhen  Be8timmnn?en  und  von  FnmHlPnvertiägeii  kann  Ihm  sieht  augc» 
•taaden  werden.  Miadeatens  inäa»t«  aisu  die  /■natimmiiiig  der  Agnaten  au  der  Micbtbefoignf  • 
tfw  fiaakatvMlUm  «fiie«balt  w«4«ik  , 
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schlag  zu  geben,  diese  also  der  Gegenstand  des  Nachweises  sein  mflssen. 
Bei  einer  wahrscheinlicherweise  nur  kurzen  Störung  wäre  natflrlich  eine 
Regentschaft  weder  geboten  noch  erlaubt  ;  dagegen  könnte  sie  allerdings  durch 
den  I>rang  der  Umstände  bei  nngowisser  Ausdehnung  nöthig  werden.  -- 
Was  aber  endlich  die  Fälle  betrifit,  in  welchen  es  zweifelhaft  geworden  ist, 
ob  die  Verfassungsbestimmung  eingehalten  sei,  nach  welcher  der  Sitz  der 
Regierung  im  Lande  stlbst  zu  sein  hat,  so  kann  hier  das  Vorhandensein 
der  entscheidenden  Thatsache  keineswegs  klar  vorliegen  und  vielleicht  ent- 
schieden von  Betheiligten  bestritten  werden.  Da  es  sich  jedoch  hier  nicht 
von  einer  Verwesung,  sondern  von  einer  vWligen  Abtretung  der  Regierung 
bandelt,  so  ist  eine  nähere  Untersuchung  in  gegenwärtiger  Abhandlung, 
welche  nur  die  Regentschaft  bespricht,  nicht  an  der  Stelle;  und  es  mag 
nur  kurz  angedeutet  sein,  dass  zweierlei  festzustellen  sein  wird,  näm- 
lich einmal,  ob  die  Abwesenheit  nach  der  thatsächlichen  Lage  der  Dinge 
als  eine  dauernde  anzunehmen  ist,  und  ob  die  zur  vollständigen  Leitung 
der  Staatsangelegenheiten  bestimmten  und  zuständigen  Personen  nnd  Be- 
hörden im  Lande  selbst  wirklich  bestehen  oder  nicht.  —  In  sämmtlichen 
Fällen  liegt  tlbrigens  die  Art  und  Weise  der  Feststellung  einer  hindernden 
Abwesenheit  und  die  zu  dieser  Erklärung  bestehende  Berechtigung  und  Ver- 
pflichtung klar  vor.  Offenbar  sind  dieselben  Personen  und  Formen ,  welche 
bei  der  Constatirung  einer  geistigen  oder  bürgerlichen  Rcgierungsunlähigkeit 
bei  einem  Thronanfalle,  beziehungsweise  bei  dem  Eintritte  einer  solchen 
während  einer  Regierung,  gesetzlich  zur  Verwendung  kommen,  auch  hier 
geboten.  Die  Analogie  ist  sehr  nahe,  und  gewöhnlich  ist  sogar  der  Wort- 
laut der  Vorschriften  tlber  die  eben  bertlbrten  Fälle  so  weit,  dass  auch 
die  Abwesenheit  ohne  Weiteres  darunter  begriffen  werden  kann. 

Am  schwierigsten  endlich  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  in  welchen 
Fällen  eine  persönliche  UnAhigkeit  zur  Regierung  als  thatsächlich  vor- 
handen angenommen  werden  muss,  und  wem  der  Ausspruch  Ober  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Fähigkeit  im  einzelnen  Falle  zu  übertragen  ist. 
Es  ist  nothwendig,  hier  näher  in  Einzelheiten  einzugehen. 

Vorerst  stösst  man  auf  das  Bedenken,  ob  nur  Geistesschwäche, 
oder  ob  auch  körperliches  Gebrechen  zur  Selbstregierung  soll  unfähig 
machen  können.  —  Unbestritten  ist  natürlich,  dass  nur  sehr  bedeutende 
körperliche  Gebrechen  Veranlassung  q|ir  Entziehung  des  Regicrungsrechtes 
geben  könnten.  Aber  man  muss  so  weit  gehen,  den  Satz  aufzustellen,  dass  nur 
solche  körperliche  MAngel  als  Verhinderungsgründe  einer  Selbstregierung  be- 
trachtet werden  dürfen,  welche  eine  vollständige  geistige  Entwickelung  des 
Fürsten  und  eine  eigene  Besorgung  unerlässlicher  Regicrungsaufgaben  unmög- 
lich machen.  Geringere  Uebelstände  reichen  offenbar  nicht  aus,  um  die 
Entziehung  des  höchsten  Rechtes  im  Staate  zu  rechtfertigen,  da  sie  wohl 
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Beschwerlichkeiten  und  vielleicht  einzelne  Nftchtheile,  nicht  aber  eine  ün- 
möglichkeit  der  Selbstregieninp  zur  Folge  haben.  Es  darf  nicht  übersehea 
vrerden,  dass  es  z.  B.  jetzt  keine  unerlässliche  Pflicht  eines  Fürsten  mehr 
ist,  persönlich  an  der  Spitze  des  Heeres  zn  fechten;  dass  die  persönliche 
Anwesenheit  des  Staat solx?rhanptes  an  dem  Schauplatze  grosser  öffentlicher 
Gefahr  odtr  zur  Vornahme  trrwisser  wichtiger  Kegiemngshandlungen ,  etwa 
der  Eröffnung  von  Stüiuien  u.  dgl. ,  nicht  geriidtzu  unentbehrlich,  nirgends 
als  rechtliche  Pflicht  ausgesprochen  ist ,  wennschon  vielleicht  wtluschcns- 
werth  sein  mag.  Endlich  leuchtet  ein,  dass  die  Grenzlinie  zviischen  blos 
beschwerlichen  nnd  unbedingt  hindernden  Zuständen  objektiv  und  gesetzlich 
gar  nicht  zu  ziehen  ist,  somit  der  subjektiven  Anschauung  und  Wilikuhr 
Thäre  und  Thor  geöffnet  wäre.  —  Eine  Ausschliessung  wegen  Läluuang 
oder  sonstiger  körperlicher  UnbehUlflichkeit  wäre  also  sicher  iridit  gerecht- 
fertigt, da  ein  ganz  freier  Verkehr  mit  dem  Staatioherliaiiiito  wäd  eine  Be- 
flUiigujig  desselben,  sich  tob  Allem  in  KenotoiBB  m  ntia  mid  ein  selbst- 
Btandiges  Urtheü  zn  erkngen,  damit  gar  wiM  vtBtMme  bt  Uliider  gOnstig 
«ilerdiiigs  ist  das  Verhittnisa  Sei  BUndhcH,  Thobheit,  namflntlich  abar  bai 
Mbfltnmmbtit:  Hier  stehen  nicht  mar  dem  Yerlidire  and  der  Umtenkk» 
tongsmögliehkeit  sehr  grosse  fiofawieriglniten  im  Wege,  sonden  ea  i|t  wmt 
eine  genogendd  Ansbüdni^  in  dem  ftr  ein  Staatsebeibaqit  danteM  er> 
'  finrderlichen  Wissen  knusi  mit  solchen  Fehlen  irereidNur,  mu  ale  achan 
mit  der  Gebart  oder  wenigstens  in  froher  Jagend  eintratei.  Wenn  daher 
also  andi  splteres,  d.  h:  liach  oriaagter  Ansbadang  nnd  toUar'Lebenaai^ 
sdmnimg  -eingetretenea,  Erblinden  öder  Ttabmden  keinen  genflgeiden 
Gnmd.  abgibt,  um  eine  Znrtokweisong  Ton  der  TbranbesteiguDg  oder  gar 
eine  erswimgene  Niedeileging  -der  bereits  getragenen  Xrone  n  nriaiifsn: 
ao  kann  von  einer  sekben  Forderaqg  gnmdsatsBeh  ni^  abgagaagMi  m>- 
den  bei  angeborener  oder  Tor  den -Manneilahrai  ehigetretener ,  vOBIger 
Bündbeit  oder  Taabbeit  Daa  Mitteiden  mit  dnom  doch  «dche  Leide« 
Geprflften  kan  oiaiibar  nicht  flberaicien  itber  die/Büdkaicht  anf  Volk  ind 
Staat  Anch  sind  hei  Weitem  die'  meiste  Hm*-,  Gnmd-  nnd  Staatageaela^ 
vetehe  ttberkanpt  die  ganae  Furage  berlihren,  dieea:  Anaicbti  in  so  famn 
sie  entweder  'gans  im  AUgemeinai  eine  Begentsehnft  anordnen  bei  peraOi^ 
üdieD  Zasttaden,  wdcbe  eine  Selbstregierung  nnmfi^ich  machen,  oder  sin 
sogar  geradean  kOrperlteheOehfechen  dieser  Art  hermhite  *).  Wlnschens- 

1)  In  den  Vcrfajwungs-Urkunden  von  Württemberg.  Karhesien  (1831)  and  Cobary» 
Gotha  ist  aiudrücklich  eine  Geistes-  oder  Körper-Beschaffenheit,  welche  lor  Selbttre^enm^ 
onliUir  miiche,  «U  Grund  einer  RecrentsdMft  cÄHrt;  in  der  spanischen  Verflusung  tod  181t 
sind  ^.physische  ond  moralische'*  Ursaclien  grenannt.  Die  übrigen  Grand|;eaetx«  bedienen  «kh 
allgemeinerer,  geistige  und  körperliche  Mängel  gremcinschaftlich  umfuaender  Ansdrücke.  8o 
ist  z.  B.  „djiuemde  Verhindening"  in  Pronssen,  Bayern,  Oldenburg,  Beass  j.  L.,  WaK* 
deck;  .Hindemiss,  welclies  die  eigene  VerwaltnnK  unmöglich  mache**  in  Sachsen,  I^uxem- 
hnxg  (iM6j,  Belgieoi  naiuser  sumd*'  zu  raglereu  in  den  MiedoriAadoB        uad  iM9)i 
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Werth  wäre  freilich,  dass  sie  diese  Gebrechen  ausdrücklich  bezeichneten, 
namentlich  aber  sich  darüber  au^ssprächen .  ob  ein  Unterschied  zwischen 
angeborenen  und  erst  in  sp&teren  Jahren  eingetreteilen  üindenussen  fe- 
macht  werden  soll. 

Bei  Geistes  krankheiten  liegt  befrreiflich  die  Schwierigkeit  nicht  in 
der  Frage,  ob  ein  entsclüodcn  Geisteskranker  selbst  regieren  könne V  Dies 
ist  unmöglich.  Allein  nicht  leicht  zu  bestimmen  ist:  einmal,  welchcv  geistige 
Zustände  zur  Führung  einer  Regierung  wirklich  unfähig  machen ;  und  z^veitens, 
auf  welche  Weise  das  Vorhandensein  eines  solchen  Zustandes  im  concreten 
Falle  gerecht  und  zweckmässig  erknindet  und  constatirt  werden  soll.  —  Was 
das  erste  betrifft,  so  sind  bekanntlich  Abstufungen  von  einem  völlig  nor- 
malen Geisteszustände  bis  zu  völligem  Blödsinne  oder  Wahnsinne  sehr 
zahlreich  und  unter  sich  vorsohiedcn,  und  nicht  alle  können  als  einHinder- 
niss  für  Selbstregierung  erklärt  werden.  Eine  mindere  Begabung  oder  eine 
beraerkliche  Schwäche  des  Gedächtnisses  aind  nichts  weniger  als  wüuschens- 
werth  bei  einem  Fürsten,  bei  welchem  immer  das  huchste  Maass  mensch- 
licher Einsicht  ein  grosses  Gltick  wäre;  allein  zu  einer  Entziehung  der 
Regicrungsrechte  berechtigt  ein  solcher  Zustand  doch  noch  nicht.  Wo  aber 
fängt  der  eigentliche  Blödsinn,  also  die  völlige  Unfähigkeit  zu  begreifen, 
zu  urtheilen  und  zu  wollen  an?  und  aas  welchen  ganz  untrüglichen  Kenn- 
zeichen wird  der  unmöglich  machende  Cirad  ersehen  V  Ebenso  ist  es  gewiss 
besser,  wenn  ein  Fürst  keine  wunderlichen  Idiosynkrasieen ,  keine  Vi- 
sionen u.  dgl.  hat;  allein  zwischen  solchen  leichteren  Störungen  und  einer 
vollkommenen  Unzurechnungsfähigkeit  und  Unfähigkeit  zur  Geschäftsbesor- 
gung ist  doch  noch  ein  weiter  Schritt.  Manche  selbst  höchst  geistreiche 
und  zu  allen  Geistesarbeiten  höchst  befähigte  Menschen  leiden  an  solchen 
▼ereinzelten  Fehlem.  Femer  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  Verirrungen  des 
Denkens  und  Wollens  nur  vorübergehend  und  ausnahmsweise  vorkommen 
kOnBai,  ohne  m  anderen  Zeiten  irgendwie  bemerkbar  zn  sein.  Anch  hier 
aber  ist  es  aalv  sdiwierig,  die  Grenze  zu  bezeichnen ,  bis  m  wekher  eine 
GeiileMMniiif  nur  nirgrgsterte  AitfifMrkaamkeit  mm  Seiten  der  Umgebung 
ftrlaogt,  etuft  cinieliie  «nangenehm  BUgn  hat,  über  mloh»  luMw  atar 
das  ScMctaal  Ton  Land  oad  Leotea  eimn  Krumen  nkdit  mehr  mit  Veis 
juoift  vBd  Gcwisaeii  ainwtmt  ivBidra  Am  aUe  dem  folgt  aber  ni- 
amifclbaft,'  daes  eioe  aiidsre  sesetdifilie  Bestiomnag»  «Ib  «Ine  guis  allge- 
BMine«  ttber  die  mr  Sdbetwigienuig  naclieiideB  anonnaleD  t^^^ßf* 

«  ^  , 

JOoeUxifkeit  sn  regieren'  in  Anhalt-Bemburf?.  Nur  b  der  fr»nsö«iachflii  ▼erihMl^ 

Ton  1791  ist  ^(^eiBteskraokheit  (dümtinee)  and  In  dor  hiinnover'»chen  VerfsssunK  von  1840, 
I  18,  ein  ^geiatiger  Znataad",  welcher  rar  Führung  der  Begioning  unfähig  machn,  «o»- 
•cfaliesslich  bcrrorgdiolMa.  Merkwtlrdig  ist,  dass  in  keiner  der  Verfwisangen  des  napoloonisclNB 
Fraakreivlu  oder  der  eines  seiner  VasaUeostiMten  aaderar  ToniitiiMUcbaft«gifln4«  iSnrihmnf 
ftduui  M,  als  d«  MliuleijituliriMtt. 
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Zustände  nicht  möglich  ist.  Mit  einer  solchen  ist  dann  aber  im  einzelnen 
Falle  gar  wenig  geholfen.  —  Es  bleibt  daher  allerdings  nichts  übrig,  als 
das  Hauptgewicht  auf  die  persönliche  Entscheidung  der  im  Besondern  vor- 
liegenden Frage  zu  werfen ,  und  diese  so  gut  als  möglich  zu  ordnen ,  wie 
schwierig  es  immer  sein  mag.  Hierzu  gehört  denn  nun  al>er  thcils  eine 
Bezeichnung  der  richtigen  Personen,  theüs  eioe  Vorschrift  für  geeignete! 
Verfahren. 

Hinsichtlich  der  zur  Entscheidimg  in  so  wichtiger  Angelegenheit  geeig- 
neten Personen  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  wichtige 
und  schwierige  Aussprach  dem  gewiaseabaften  Ermessen  nor  Solcher  aber^ 
tragen  werden  darf,  welche  einer  Seits  mit  den  Thatsachen  genau  vertrsat 
sein  können,  und  die  anderer  8eit8  bei  ontadelhalter  Fahrung  der  Staati- 
angelegenheitflD  «itt  entadiiftdettetliitenae  baben;  ftener  dass  Di^enigen  fw 
jcdar  TheOnhiBis  aisgesdilOMeii  mtdoi  «Osaai,  wMm  die  Entscbeidaag 
eiaen  pendnlkbea  Gewinn  bringt  oder  TorenthAtt. 

All  PertMWB,  iralohe  jene  bddenE^eMdiifteB  tereinig^  stellen  liflb 
vMugsweiie  drei  btegorieen  dar.  Zonlehst  die  mliinlicbeii  Agnaten  des 
rdgiereiidffli  Baases,  theOs  ab  lä  persönlichen  Beobaebtongen  im  ZwetSA 
am  besten  befthigt,  tbeOs  bei  einer  temttnftigiBn  Begierung  des  Landes  vor> 

*  sngsweise  betheiligt  (Dass  den  Fhwea  der  filrstlidien  FudBe  kebw  MK-  ' 
benttinmg  eingeräumt  «erden  kann,  ergiebt  sidi  nicht  blos  ans  der  allge- 
meinen Entftmong  derselben  von  Öffentlichen  Geschiften,  sondern  namentUcb 
Moh  weil  ihrer  Welchbeit  gerade  hi  diesem  Fidle  ndsstraiat  iveräen  mOsete.) 
ZfwiteM  die  a&ehsten  Rfttbe  des  Forsten,  welehe  einer  8eita  in  hin- 
iigem  penOnUdien  Oeschlftsverhehr  mit  ihm  stehen,  oder  wenigstens,  ftlls 
der  aagebüch  Kranke  erst  jelit  inr  Begiemng  gelangen  soD,  JiOehst  wahr» 
icbelnHcb  mit  dm  YeihlftBissen  Ungst  bekannt  sbid;  «d  denen  anderer 
Betts  nach  ihrer  ganaen.StqUnng  nnd  bisherigen  Laofbahn  an  einer  Ter- 
stmdigeaLeitnng  derStaatagaschlfte  gelegte  sein  nmss.  findlieb»  wo  aolcfae 
besUhen)  die  allgemdaen  Vertreter  des  Tolkes,  welche  swar  wohl  hi  der 
Begel  Masiahflieh  der  niheni  KenUntm  derThatsadien  anf  Zengenanssagen 
beechrlnlrt  sein  werden^  dagegen  ein  um  so  grosseres  Interesse  haben,  ihr 
eigenes  nnd  des  LandeeSehiekaal  niefat  hi  den  Binden  einee  GetateskrankeD 
m  wissen,  wlhrei4  ^  käam  tat  eine  etwi<ge  Zetthmg  in  angereoht^  Be- 

•  seiMgnag  ehiea  m»  Attohtteh  der  GeistesanOhi^Kit  Besdnddigten-  Unein- 
gengen  werdsi  kOaneiL  —  Kna  entstelit  aber  die  Frage^  ob  diese  drei 
Kategoriaen  m  Personal  im  Yerehie  and  hi  Uebereinstimmabg  mit  ehi- 
aader  n  handehi  habaa,  oder  ob  etwa  einer  derselben  d^  anssddiessende 
Anftiag  aitehe,'nnd  wekher  von  änen,  &Us  Materea  ra  l|^|ahea«wtte? 
8b  weit  Ton  ZweckmOasigfcoit  nnd  von  Grflnden  Ar  den  Gesetigeber  die 
Bede  ist,  kann  wohl  kaara  ein  Zweifel  obwalten^  dass  ein  Zasammenwiikcii 


niiiiliiiiilliii  Ciin^ 


in 


der  Agnaten,  der  Minister  nnd  der  Stflndo  das  sicherste  iind  räthlichito 
ist.    Dasselbe  bringt  jrde  Art  von  thatsächliohor  Konntniss  der  Sachlage, 
jede  Art  von  Interesscnberücksichtiguiig  nnd  joden  Standpunkt  der  Billigkeit 
zur  Geltung,  nnd  verhindert  selbstsüchtige  Ränke  und  rechtswidrige  Plane. 
Allerdings  ist  hei  einer  gemeinschaftlichen  Aufgabe  dreier  Factoren  eine 
Meinungsverschiedenheit,  und  dann  eine  Verhinderung  des  Eintritts  der  Regent- 
schaft möglich ;  allein  sie  ist  doch  im  Angesichte  einer  offenbaren  Nothwendiff- 
keit  wenig  wahrscheinlich,  nnd  auch  wohl  das  sachlich  kleinere  Uebel,  als 
eine  ungerechtfertigte  Beseitigung  des  Forsten  mit  deren  Folgen.  Wohl 
wird  behauptet,  dass  den  Agnaten  allein  das  Recht  zustehe  in  einen  FamiHen- 
nth  20sammenzatreten  und  Ober  die  Kothwendigkeit  einer  Regentschaft  so 
n/bB  'Itter  An  Art  dersdben  la  beschliCMes      alletn  drei  Beispiele  am 
dnem  Zeitraum  ton  mehr  alt  tanseod  Jahrea  riod  eis  schwacher  Beleg  Hr 
die  Bfchtif^t  ämt  Behauptung ,  weUhe  im  der  gane»  itrigea  etaatireohA- 
Btei  SteUoBg  der  Agnaten  nieht  ta  mindeiten  AnlaH  feiA  uA  namentUeii 
■ifc  den  Weeen  elnee  Staetee  «Ü  WUntMetong  itSütg  WBimtbAmt  kL 
AaA  tat  nicht  Ein  nenerea  YetüMatingsgeseti  'efaw  leiebe  EluilahUMg 
getrolReni.eondem  alle,  wddM  flberlianpt  den  Gegeaataad  geordnet  haben, 
whieiben  wenigitena  anoh  Theihahme  der  obereten  StantabebArde  nnd  der 
Btipde  m,  nancibe  enfUinen  der  Agnaten  gar  nl^ 

"^Was  .aber  die  nadrflcklioh  vm  der  Bertthang  nnd  BeieUanaakaM 
ünaiAlieaeendeB  betrift^  so  sind  es  immer  Diejenigen,  wekhe  darch  dae 
Gesell  sar  üebemahme  dte  Begenteebaft  beetimmt  sind,  idls  eine  eoMe 
dnntfelcn  bat  Als  sekhe  ereohfliiien  aber,  Je  nadi  den  F^e^stoUaagen 
ün  einaehien  Lande,  entweder  der  aar  Uebemahaie  aanlehet  berafette 
Agnat,  oder -der  gesettlieh  inm  fiteUvfrtreter  beseiehnete  Sroaibeaaite. 

'  Tnlllt  einer  mögUdist  goiteii  Wahl  der  gWchea«  als  0esoiniotiMBg«Üeht 
WflwfelwdfBPerBonea  ist  nanaber  die Sdiwierigkeit  noch  keineevegi  gan  b»-' 
leltigt;  mindestens  dien  so  nflüiig ist  dfeFestst^nig  eineerk^^ 
IBs  bandelt  sich  aber  dabei  am  Zveiäiei.  Ebmal  am  das  Beebt-  and  die 
Terpffichtaag,  die  ganae  üntorsaehang  nnd  BiMeblBBeaahme  iffitoeltfg,  dae 
%eiest  weder  voreilig  ifodi  aadi  mit  gefiUnVdier  YenOgerang,  in  Bevegang 
"fla  eetsBB.  Zweitens  aber  am  die  Beeeittgaag  der  led^Mieben  CMbhren, 
welche  die  Theflnahrte  an  einer  eoleben  .Verhandfang  httbeilUmn  lann/ 
^Wb  erster  BeiiehiiQg  bleibt  wohl  kein  anderes  Mittel  fbrig„  ab  dito 
vätterrathe,  oder  wie.  imaier  aonet  die  höchste  aasSbende  Behörde  im 
I«nde  hässea  mag,  das  Becht  and  die  Pflicht  der  reohtaeitigiBa  Herbetfttfc- 
^|aBg  einer  Berathnng  and  Beseblossnahme  llber  die  Kothwendii^eit  efaier 
>f)ueaverfiMnBg  m  tbertraien.  Dass  der  -m  ersetiende  Font  selbst  disss 
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akht  ttam  kann,  Tenteht  sich  von  selb«!,  eben  weü  er  gesdUftfroflhig  ist 
Die  AiP'titfftPi  als  acdche.  haben  kria  Redit  n  BtaataredilMidMai  itMi^h«»— 
■od  kefinen  ADSprncb  auf  Gehonam.  Ito  Stande,  oder  die.  an  ibrer  Statte 
etw»  angeordnet«.  Yersanndong,  kflonen  nüt  der  Befiignifls  eigenmlditigtt 
Zasammentrittee  ohne  bedeutende  Bedenken  ftberhanpt  nicht  betmot  weiden; 
es  Ceblt  ihnen  an  einen  legalen  Organe  n  einer  80k)ieaAQffordenmg;  fsAr 
Ueh  V<Mw  gjfi  mA^ichenraise  «ü  doi  thataitiUidien  ITmfMIiftilf  ond  out 
4nr  Dringliehkeit  einer  Ahhfilfo  nicht  gehörig  vertraut  sein.  —  AUerdisp 

•  hat  anch  eine  Einberofhng  der  Agnaten  und  namentlich  der  StIndefenaBfr 
lang  dareh  dasMimateriom,  wenn  sie  nicht  nur  ohne  den  Auftrag  des  Fürst«, 
sondern  viellacht  selbst  gegen  seinen  entschieden  ansgesproefaenen  WOkn  md 
jedenfclls  in  einer  gegen  ihn  seihet  gerichteten  Absidii  geschieht,  formelle  nd 
aateriette  Bedenken.  Dass  ein  Missbranch  mdglich  ist,  kann  sidieilich  aidit 
inAbiede  gesogen  werden;  nnd  in  formeller  Hinsicht  Hegt  der  ttbleUmstsad 
vor,  dass  die  anssergewOhnliche  Berechtigoqg  des  Uinisteriams  nur  aaf 
Bugierangsqnfthigkeit  des  Fürsten  beruht,,  diese  aber  erst  in  Folge  ^ 
ministeriellen  Schrittes  erwiesen  werden  soll  ond  kann.  Anch  mag  n» 
aifih  etwa  den  Fall  denken,  dass  der  kranke  Forst  sich  Offentlicb  gegm  die 
vom  MiniBterinm  eigriffenen  llaaasregehi  anssprlche  nnd  deren  Befbigng 
verböte,  was  denn  m  gcossen  Stttrangen  Veraalaesung  geben  konnte  nd 
last  mOflste.  —  Dennoch  ist  ein  anderer  Gang  der  Dinge  nicht  wohl  ersion- 
bar,  nnd  es  mass  in  dem  aasseroidentlichen  Falle  Ansserordentlichee  nnter- 
nonmen  nnd  snr  Termeidnng  noch  grösserer  Hebel  Eäniges  geuiragt  werden  '> 
Dnii  Verantwortlichkeit  Ar  die  MiohtvoUiiehang  der  anferlegten  An%ibe 
bestände ,  versteht  sich  von  selbst 

Was  aber  die  Beseitignng  der  rechtlichen  Gefidiren  )>etrift,  welche  Ar. 
tü'w^^V^  bei  der  HeriMiAhmng  einer  ansserordentlichen  Betchsverwesnog 

•BethflflSgten;  beatohan,  se  sind  sweierlel  Falle  einer  Bedrohnng  denkbar. 
Einmal*,  dass  sich  de^  angeblkh  geisteskranke  FOrst  schon  wahcend  der 
StaMnagsmaassreigeln,  somit  ehe  leine  Krankheit  irgendwie,  rcphtlisb 
eonstatirt  und  er  seines  Bechtes  anf  Gehorsam  entkleidet  ist,  der  £nt> 
mOndigttig  widersetit  and  gegen  die  in  den  YorbereitnngSTerhandlaogO 
Begriffenen,  (seien  es  nnn  je  nach  dem  Stande  der  Angelegenheit  Minister, 
Agnaten  oder  Ständemitgliedcr ,)  einHochverrathsprosess  aastrei^  Zweiteai 
aber  ist  es  denkbar,  dass  der  von  dem  Ministerium  beantragte  Anssprocb 
anf  Fintfemmig  ven  «der  Selbstregiemng  in  einem  der  Verhandlnngs>StadicB 


1)  Eia»  wiche  Tb&ttykeit  de«  MlnUteriunu  ist  den«  »uch  io  einer  Reihe  Ton  VerfüMOOSf 
Uritnnden  Ausdrücklich  ui^^rdnet.  80  im  Königreich  Saehsen,  V.-U.,  I  11;  in  Hnonorer, 
V.-U.  Toa  im,  •  80  ond  Sl;  In  Wttrttenberg,  V.>U.,  8  13;  in  Kurhessen,  Verf.  von  li9U 
•  S;  ta  baxäaburff,  Varfl  too  1M8,  Art  T;  to  Ooburg-Uoth«,  V.-U.,  I  I6;  in  Ol'«*' 
bare,  y*-V^ägLU,  f  l;  ▲■h«lt-B«rabarff,  V.*V.,  •  §L 
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als  unbegründet  vcrworten  wird,  soi  es  schon  von  den  Agnaten,  sei  es  erst 
von  der  StiuKUversammlang  oder  auch  nur  von  einer  Abtheilung  dei selben. 
In  dieser  Voraussetzung  liegt  dann  die  Sache  rechtlich  so,  dass  bestimmte 
Personen  einen  Versuch  gemacht  lia])(.n,  den  regierenden  Fürsten  der  Aus- 
übung der  Staatsgewalt  zu  berauben ,  dieser  Versuch  jedoch  von  den  zur 
Eulscheidung  verfassungsmiissig  Bt  rufeneu  zurückgewiesen,  somit  der  Angriff 
auf  das  Regierungsrecht  des  Fürsten  als  ungerechtfertigt  bezeichnet  ist. 
Hier  ist  denu  über  den  Versuch  des  Hochvorralhes  formell  gar  kein  Zweifel; 
und  die  etwaige  gemeinnützige  Absicht  kann  keine  vollständige  Rechtfertigung 
sein.    Diess  Alles  aber  um        niflir,  als  auch  in  der  That  eine  bewusst 
unrecht  liehe  Absicht  vorUegen  und  die  Geisteski-ankheit  nur  vorgeschoben 
sein  kann  zur  Bemäntelung  strafbaren  Ehrgeizes  oder  verbrecherischen  Par- 
tbeitreibens. Endlich  ist  die  Stellang  der  von  dem  Fürsten  zur  Handhabaug 
ihres  Amtes  gegen  die  angeblichen  Hochverräther  aufgeforderten  Gerichte 
kaum  minder  schwierig.  —  Nicht  ein  einziges  der  bisher  ttber  Reichsyer- 
wesung  erlassenen  Gesetze  hat  diese,  doch  in  der  That  nichts  weniger  als 
unmöglichen  oder  muk  m  vnwahrscheinUcben,  FftUe  ins  Auge  ge£asst,  sei 
es  nun  aas  Uebenehen,  sei  es,  weil  eine  richtige  und  genügende  Ordnung 
der  Sache  nieht  oMIglicb  sohien.  Dieü  iet  efa  offanbarer  Fehler,  ans-  iveleheiii 
mCgiicfaerweiae  grosse  Yerlegenheiten  and  TieDeidit.  Ungerechtigkeiten  ent> 
stehen  kOaBen.  Dass  ein  Unges  «nd  rasdies  Yorgeheii  der  Betreffenden  die 
oben  besprochenen  Unsntrft^lichkeiten  und  Gefidiren  ▼ennindeni  kann,  ist 
richtig;  allein  weit  besser  ist.  doch  eine  klare  gesetsliche  Bestinunung. 
Allerdings  ist  eine  Abhülfe  scbwer  sn  treiben,  und  es  bleibt  schliesslich  nnr 
die  AfternatiTe,  entweder  durch  eine  Yerfusungsbestimmong  aüe  bei  einem 
Versoche  m  einer  Bdchsrerwesong  wegen  Geisteskrankheit  des  FflrsCen  Be-* 
thefligten  ein  Ar  allemale  nnd  ans  welchen  Grflnden  immer  der  Antrsg  nibht 
lomBeschhisBe  erhohen  werde  ftr  anrerantwortlich  und  strafloe  zu  erklftren, 
damit  aber  das  Beoht  des  Fürsten  möglichen  Antastungen  ausitisetsen^  oder 
aber  dioe,  denn  doch  durch  Gesets  und  Yerfiüqsang  anlgeforderten  und  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  zum  allgemeinen  Wohle  handelnden,  Htamer  in 
offenbare  Ge&hr  grosser  Beschädigung  zu  bringen.  Dass  man  unter  solchen 
UmatAnden  im  ZweÜiei  «ein  kann  ttber  die  zu  treffende  Wahl,  begreift  «ich; 
allein  es  scheint  doch,  dass  die  Yorsoige  ftr  die  zur  Yomahme  einer  vom 
Oesetse  8el|»t  veriangkenHai^dlnng'Bemiitfien  Torwiegen  mnss,  und  dass  man 
sich  also  ftr  die  unbedingte  Unantastbarkeit  sftmmtlicher  zur  Mitwirkung  bei 
einer  Bcgentschsftseinsetznng  Berufenen  zu  entscheiden  hat,  in  wekshem 
Stadium  inüner  die- Yeriiändhmg  sein  oder  wvlcheD  Ausgang  sie  nehmen, 
nag.  Tbeils  wire  es  doch  ein  Widerspruch  in  sieh,  wenn  jdie  Grundge- 
setze des  Staates  bestimmten  Personen  bestimmte  Handlungen  selbst  vor- 
schreiben, und  sie  doch  dieselben  in  der  Yolbdehnng  dieses  Anikngea.als 
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Verbrecher  behandeln  Hessen.  Thoils  ist  auch  sonst  Solchen,  welche  ihre 
gesetzliche  staatliche  Stellung  und  die  Ausübung  ihrer  Pflichten  besonderen 
Gefahren  aussetzt ,  ein  ausserordentlicher  Schutz  und  somit  ein  rechtliches 
Privilegium  vcrwilligt ;  wie  z.  B.  dem  Staatsoberhaupte  selbst,  allen  Beamten 
und  Dienern  bis  zu  der  einfachen  Schildwache  herunter,  den  einzelnen  Stunde- 
mitgliedcrn.  Theils  endlich  würde  wohl  die  Besorgniss,  eine  für  notljwrndig 
erachtete  Regentschaft  nicht  nur  nicht  zum  legalen  Beschlüsse  führen  zu 
können,  sondern  auch  noch  der  Rache,  und  zwar  eines  Wahnsinnigen,  aus- 
gesetzt zu  sein,  Manchen  von  der  Ergreifung  wirklich  nothweudiger  Schritte 
abhaltx'n,  was  denn  nur  zum  allgemeinen  Uoheile  fahren  könnte.  £s  ist  k^ne 
richtige  Staatsklugkcit,  die  ErfflUnng  wichtiger  and  nothweudiger  Pflichten 
von  ungewöhnlicher  Unemhrockenheit  und  persönlicher  Selbstverlängnimg 
abhitogig  zu  machen. 

lieber  die  Art,  wie  der  Beweis  einer  thataaddich  vorliaiuteiic^  Geistes- 
krankheit zur  genügenden  Ueberzeugung  der  zu  einem  Ausspruche  bcn- 
fenen  Personen  nnd  Tersammlungen  gefohrt  werden  rnoss,  ist  es  idekl 
nothwendig  ansfohrlicher  zu  sprechen.  Es  liegt  in  der  Natnr  der*  Saidbe, 
dass  einer  Seits  Zengeuanssagen  Uber  die  Thatsachen,  anderer.  Seits  Gti* 
achten  Sachverständiger  über  die  Art  derKrank||eit  nnd  deren  mnthmasslidie 
Daner  beizabringen  sind.  Ebenso  kann  es  keinem  Zweifel  nnterliegen ,  dais 
es  Sache  des  Ministeriums  ist,  fttr  die  Beibringung  dieser  Beweise  am  sorgen, 
um  durch  dieselben  schon  die  Agnaten,  dann  aber  auch  die  weiterhin  sn 
berufenden  Versammlungen  von  der  Wirklichkeit  nnd  von  derBedeatnng  der 
Verhinderungsursachen  zn  überzeugen.  Von  den  Umstinden  des  eJazelnen 
Falles  aber  mnss  es  abhftogen ,  in  wie  ferne  eine  YerOffenlHchung '  solcher 
Beweise  auch  ausserhalb  des  Kreises  der  zum  Handeln  Berufenen  zn  geschehen 
liat  NatOrlich  hflogt  die  Gfiltigkeit  der  Besohlflsse  nicht  von  der  Keontniss 
Dritter  bezOgUch  der  Torfragen  oder  flberhaupt  von  deren  Billigung  ab;  Im 
Zweifel  Ist  jedoch  eine  Geheimhaltung  nicht  zn  .rathen.  Eine  durch  dm 
ganze  Volk*  verbreitete  und  durch  eigene  Emsicht  gewonnene  Ueberzengung 
.  ton  der  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  wird  dieselbe  moralisch  starken, 
nnd  kann  flberdiess  mOgUoherweise  geOUirUchen  Umtrieben  und  StAningen 
vorbeugen. 

.4.  Sodann  ist  noch  m  fordern,  dass  so  wie  Uber. den  Eintritt,  so  such 
über  das  WlederaofhOren  einer  Begentschaft  genfigende  gesetzHehe  Be- 
stfanmungen  getroiTen  werden.  Eine  Beichsverwesung  ist  nur  ein  NothbebeU^ 
welcher  seine  bedeutende  Schattenseiten  hat,  und  wetehem  der  regebnAssige 
Zustand  nicht  blos  im  Interesse  des  bevormundeten  Tflrslen,  sondern  aneh 
in  dem  des  Volkes  und  Staates  vorzuziehen  Ist.  Es  mnas  also  feststehcOt 
dass  die  Selbstregierung  eintritt;  sobald  der  Fttrst  dazu  befilbigt  ist.  Die 
Sache  versteht  sich  freilich  von  selbst  ;  und  m  der  Mehrzahl  der  FUle  kann 
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auch  über  den  Zeitpunkt  dos  AiifhüiTiis  der  Regentschaft  kein  Zweifel  ob- 
walten, «o  namentlich  wenn  der  I^irst  die  gesetzliche  Grossjährigkeit  erreicht 
hat,  oder  wenn  er  von  einer  hiiidLrnden  Abwesenheit  ziirtickgekt  hrt  ist:  doch 
erfordert  wenigstens  eine  rrattung  von  Füllen  nüherc  Bestimmung.  —  Wenn 
mlmlich  eine  R«  ich^verwcbung  wegen  KOriuT-  oder  Geisteskrankheit  noth- 
wcndig  gewordfii  ist.  so  mag  e«;  sich,  wtnip-^ttns  zuweilen,  begebea,  dass 
eine  Besserung  eintritt ,  welche  die  Selbstregit  rung  wieder  gestattet.  Natür- 
lich muss  aber  diese  Thatsache  vollständig  hergestellt  sein ,  und  genügt 
namentlich  die  blosse  Versicherung  des  bisher  kranken  Fürsten,  dass  er  sich 
gehörig  gestürkt  fühle,  nicht.  Dioss  kann  eine  blosse  Selbsttäuschung  sein, 
oder  sich  auch  wühl  eine  für  das  "SVohl  des  Staates  und  Volkes  eben  so  sehr 
als  für  die  Rechte  des  bestellten  Regenten  bedenkliche  Intrigue  dahinter 
verstecken.  Mit  einem  Worte,  die  Möghchkeit  einer  Wiederübt rnahnie  der 
Selbst regierung  muss  eben  so  bestinnnt  und  rechtlich  unangreifluir  festgestellt 
werden,  als  es  die  Nothweudigkeit  der  Keichsverwesung  seiner  Zeit  war. 
Nur  wenige  Gesetze  haben  allerdings  dieseni  Bi  Jürfnisse  Rechnung  getragen 
und  dann  sftmmtlich  ehuu  aualogen  Gang  für  den  Nachweis  d»  r  Tluttsachen 
vorgeschrieben.  Wo  diess  aber  auch  nicht  der  Fall  ist,  kann  ein  Zweifel 
darüber,  dass  in  dieser  Weise  zu  verfahren  sei,  nicht  stattlinden.  Es  muss 
also  die  Thatsache  der  eingetretenen  geuügendeu  Besserung  ebenfalls  wieder 
den  sänimthchen  zur  Beschliessuug  der  Reichsverwesung  befugten  Personen 
ujid  Corporationen  nachgewiesen  und  von  diesen  anerkannt  werden.  Im  Falle 
einer  Nichtzustimmung  derselben  bleibt  es  zunächst  bei  der  Regentschaft, 
Die  einzige  Abweichung  besteht  selbstverständlich  darin,  dass  nicht  das 
Ministeriain ,  sondern  der  Begierungsverweser,  die  nöthigen  Schritte  za  ver- 
anlassen hat  Wenn  diess  auch  in  so  ferne  ein  Bedenken  hat,  als  der  Ver- 
weser vielleicht  an  der  Fortsetzung  seiner  Stellung  Gebltefr  findet,  nnd  daher 
Ober  Gebühr  zögert,  so  ist  es  doch  rechtlich  unmöglich,  eine  andere  £in- 
richtang  za  treffen.  Von  einer  selbstständigen  Handlung  des  Hinisteriomi 
kann  unter  einem  rar  Gescbäftsbesorgung  fähigen  Begenten  ohne  dessen 
Vissen  nnd  wohl  gar  gegen  sdnen  WUtoi  offenbar  nicht  die  Bede  sein; 
am  wenigsten,  wenn  es  sieh  Ton  dem  Verlnste  oder  der  Beibehaltung  seiner 
atanmüichen  Begierangarechte  handelt.  FftUe  von  anbefugter  Fortsetzung 
4er  Bevormandang  können  flberdiess  wohl  nicht  leicht'  vorkommen,  oder 
wenigstens  nicht  lange  daoem,  da  der  entmdndigte  Forst  selbst  schon  sein 
Bedit  laut  genug  verlangen,  oder  die  Kotoritftt  der  Sache  eine  Fortsetzung 
der  Qberflossig  gewordenen  Begentschaft  verhindern,  endlich  die  StAndever- 
ffr^ipinini  die  Angelegenheit  zur  Sprache  bringen  wOrde. 
jf!^^  Endlich  ist  es  noch  ein  onerUsslicher  Bestandth^  guter  Ordnung 


1}  Vibmm  Uwibir  W«lt«r  urtMk 
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des  Begentscbaftsweseiis,  dass  hinsichtlich  der  Person  des  so  bestel- 
lenden Verwesers  alten  «inscMagenden  .Interessen  gehörige  Bechmnig 
getragen  werde. 

'  Die  positiven  Einrichtungen  weidien  Uer  anefa  noch  in  den  ntioeien 
Gesetzen  sehr  von  einander  ab.  Es  hatten  sich  nämlich  zwei  Systeme  so 
ziemlich  die  Wage.  In  einer  Anzahl  von  Staaten  ond  zwar  vorzugsweise  in 
den  bedeutenderen,  sind  in  erster  Linie  die  Agnaten  des  regierenden  Hanses 
berufen;  in  einer  andern  Anzahl  vonFftUen  Frauai  aus  der  Familie  vor  allen 
Anderen  dazu  bestimmt  Sowohl  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Systeme 
sind  dann  aber  wieder  verschiedene  Kodificationen  angeordnet,  ond  ist  Ikber^ 
diess  in  der  Regel  eventuell  fttr  einen  Ersatz  gesollt,  Ms  in  dar  zonficlist 
berufenen  Kategorie  kein  znrUebemahme  persönlich^  Fähiger  vorhanden  s^ 
sollte.  Aosnahmsweise  bestehen  auch  noch  Gesetze,  wetehe  in  ihren  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Person  des  Begiemngsverwesers  keines  der  bddeo 
Systeme  befolgai. 

Was,  zuerst,  die  Agnaten  betrifft,  so  ist  in  einer  Anzahl  von  Staatoi 
der  der  Thronfolge,  nach  dem  Bevormundeten,  am  n Achaten  stehende^ 
selbst  erbberechtigte  und  zur  Führung  derBegieroAgsgeschifte  persOnUch  flUiige 
Prinz  des  Hauses  unbedingt  zur  Begentschaft  berufen  In  einer  andern 
Reihe  von  Fftllen  ist  dasselbe  Becht  anerkannt,  jedoch  nur  unter  djerVorana- 
setzung,  dass  nicht  durch  eine  besondere  YeriHgong  des  Yorgingers  oder 
durch  ein  besonderes  Gesetz  eine  and^  Bestinunuig  getroffen  wurde.  Es 
ist  also  die  agnatische  Verwesung  Begel,  aber  unter  Zulassung  einer  Aus- 
nahme Besondere  Modificationen  aber  sind  es,  wäon  in  einigen  Staaten  der 
dem  Grade  (nicht  der  Erbfolge  nach)  nächste  oder  der  älteste  Agnat  be- 
stimmt zuweilen  sogar  nur  flberhanj^  ein  Agnat  für  berechtigt  erldäit» 
und  eine  nähere  Wahl  unter  den  vorhandenen  vorgeschrieben  ist  % 

i)  Diese  ücitUtuntuog  galt  oach  4er  Ooldeaea  Bulle  in  deo  kuifiindtolwa  Häusern.  Unter 
den  neneren  Verfawnngen  denlicher  Staaten  beetXtftgen  de:  Prentien,  Y.'V^  f  S6;  Könimr. 
Sacliscn,  V.-U.,  s  1»;  W  u  rtt«in1»erg,  V.-U.,  s  12.  Von  au.*!.eidLUt»chen  Stajiteo  aber 
hatte  il.e  t  rauzostscbe  Vert'aeMing  von  1781;  und  io  den  Niederlanden,  V.-U.  von  W6 
uod  im,  tot  der  Prins  von  Omaiea  («nein  ven  nUeA  Agnaten)  geieblleb  bemfcn,  wenn  er 
M  Jntuc  ult  ist. 

S)  Dic»ä  ut  so  angeordnet  in  Ba^rern-,  V.-U.,  II,  §  9  und  10;  Hannover,  Veif.  von 
1840,  t  19  und  SO;  Brnanaeh weig,  V.-U.,  1 18;  Oldenburg,  Art.  IS,-|  1.  Atueerden 

wai'  es  diu  8y>tiiu  <l<;s  l'ra  nzo.si.si:l)t;n  SeiiHmsüotiiult«  vou  18'  4,  so  wie  der  » p a  n  i  s c h  e  ii 
(n^k^olcuid^clteu;  Veifaittung  vun  i»o»,  nur  da»s  hier,  auffallenjl  genug,  in  £nnanglung  eine« 
,1i«iund«re  vom  Könige  bexeieiinetm  Infkaten  der  der  Thnmfltlge  aai  ferne  etebeadeta 
Agnat  üerocIiliKl  w.ir. 

8)  ttu  iuQ.  Weimar  der  dem  Grade  noch  Nächste,  bei  gleicher  Nahe  der  älteste  Agnat 
berafta.  8.  Schmld,  ataatiradit,  S.  48.  In  8.  Alteabarg  Ist  ee  derdea  Jahreo  aadi  iheaie 
Agnat.  V.-U,  ä  tti. 

4j  äo  an);curd(iut  in  Bajrern,  wo  bei  MindcrJÜhrigkeit  der  Vorgänger  In  erster  Linie  unter 
•Mnuntllcben  grotsiäbrlgen  Agnaten  wihlea  kann;  -ferner  ta  HaavoTer  nadi  darTeiC  tob 
18SU.  wi»  iltT  Koiiip  in  allen  Fallen  die  Vcrwfiiilnn?:  ^cines"  A;a>aloii  beKoieliiien  konnte.  Klnc 
gleieltc  i>i»tiiuniuiig  war  tui  frauzosichen  bcuatusvonsult  von  lb04,  und  in  der  westphä- 
tUehen  VerCusoag  too  Htm  (Emennnng  dmch  d«a  Kaiacr  Ffaiikt«ich)< 


in  Besielraii^  «if  Beiebsvcrwmig. 


181 


Auch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  Frauen  der  filr^lichcn  P'amilio 
das  Recht  der  Regierungsvcrwesung  in  erster  Linie  zulluilen,  zerfallen 
wieder  in  mehrere  Klassen.  Ein  Theil  derselben  nümlich,  und  zwar  cltr  bei 
weitem  betrichtlicherc ,  beraft  die  Matter ,  und  in  deren  Ermanglung  die 
Grossmatter,  vielleicht  selbst  die  ürgrossmntter  väterlicher  Seits,  nirR(  gont- 
fidiaft;  wobei  dann  allerdings  wieder  ein  Unterschied  zwischen  solchen  Staaten 
ist ,  welche  nur  im  FaUe  der  Minderjährigkeit  des  Fttrsten  diese  weibliche 
Yonnondschait  vnrsdureibeii,  nnd  denen,  die  sie  ttberbaopt  vorziehen.  In 
ctBcr  aadan  AnzaM  m  Getetieii  ist  dagegen  die  GemahUn  des  znr  Selbst- 
regienmg  miflUiigen  Fttraten  nr  B^gentii  bestellt  *). 

Die  ergänzenden  Bestimmungen  bestellen  dnin,  dass  in  jenen 
Staaten,  weldie  in  erstär  Linie  Agnaten  nur  Regentschaft  berufen,  in  Er- 
manglung soleber  die  ftrstlieben  Fteaen  ein  Recht  erhalten,  mid  amgekebrt 
in  solchen  FIDen,  üi  welchen  FVanen  nulchst  mit  der  Rcicbsvervesang  be- 
trant  sind,  an  'deren  Stelle  die  Agnaten  eintreten.  Diese  beiderseitigen  Ans- 
hftlfen  sind  so  allgemein  angeordnet,  dass  nor  die  Ansnabmen  berrorgehoben 
a  werden  brancben  *). 

Die  weder  eine  Regentschaft  durch  Agnaten  noch  eine  durch  Frauen  m 
ftOirende  Yonrnrndschaft  Torsebreibenden  Oesetse  aerfidlen  wieder  in  zwei 
Arten,  je  nadidem  sebon  dnrcb  das  Gesete  eine  bestimmte  Persönlichkeit  als 
Reichsverweser  beseicbnet  wird,  oder. aber  im  einielnen  Falle  eine  beliebige 
fiesdmranng  getroffen  werden  kann  nnd  solL  Die  letzteren  Yorsebriften  sind 
wieder  imter  sich  dreUach  verschieden,  indem  entweder  der  Yorgänger  selbst- 
ständig  denYerweser  ernennen  Innn,  oder  em  Gesetz,  alsoUebereinstimmnng 
von  Fürst  nnd  Standen,  nothwendig  ist,  oder  endlich  die  YoUtsycrtretnog 
allein  die  Wahl  trifft 

Es  würde  mm  allerdlnga  viel  zn  weit  ftlbren  nnd  eher  verwhrren  als  zn 
Klarheit  verhelfen,  wenn  alle  diese  verschi^ene  Möglichkeiten,  einem  persOn- 

1)  Vor  den  männlichen  ARnaten  soll  dl«-  Rpfrentifhafl  der  Mntter  eintreten:  in  Kor» 
hecten,  1831,  •  7  and  I85i,  i  6;  8.  Altcnburg,  f  10;  CoburK*  Gotha,  |  is,  (wenn  nielit 
etwa  der  VorHmrer  durdi  ei«  a«a«li  du«  andere  BeeHiniiiaiiir  ffetroffim  hat;)  In  Anhalt» 
Bernlttir«-,  «91;  Rfuss  'J.  L.,  9  47;  "WhIiIocU  t:  2<t  nach  der  O-inalilin';  endlich  in 
Sohentollern -Sigmaringen,  1  fi,  <je*)*>^  untt^r  UcUiehung  den  nächsten  Agnaten.)  Und 
gleiche  BeeUmmiunmu  find  getroAni  in  den  nspoleoaleelieaVerfkwanii«»  Ihr  Holland,  ISOS,  md 
fllr  N«' Hji  (■  1 .  in  der  Ii  |i  a nisi  h  r  n  V.-rfassnnjf  von  1«!');  endlich  in  der  n  o  r  wopr I  s  c  h  e  n  Ver- 
tMvrtg:  —  Die  Gemahlin  eine«  regierungsaufiihig  gewordenen  Fürsten  aber  ist  xnr  Reichsver- 
wwaag  heitlinnt:  In  Hannornr,  V.>U.  von  fSM.  f  »  (▼oranageMtit,  dan  aie  beratti  15  Jabre 
alt  l«t;)  In  Anhalt-BcrnhnrK,  S  9ii  ("nd  iwar  in  «Tsfi'r  Linie  vor  allen  Andern;^  in  Kens 
).  L.,  $48,  (in  Ermanglung  eines  aar  unraittelbarcn  Xadifuig«  Berufenen;}  in  Wal  deck, 
I  SO  (IUI»  kein«  beaondfli«  BeitfnaMuig  getfoflim  tat*,  dann  aber  In  enter  Linie). 

2'  Von  «Ilm  jen«n  deutschen  Staaten,  wt-lchc  die  A^rnatcn  in  erster  Linie  bcnifon,  haben 
nnr  Preusaen  and  K.  Sachten  in  Ermanglung  männlicher  Verwandten  die  Frauen  nicht 
«?«Bladl  to  Awrieht  g«BonnBea.  Ebie  gtaleiM  üeliefgehnag  Ist  angoofdnet  in  den  fran«  ' 
»••lach  c  n  Verfassungen  von  l?!*!  und  Ift'M;  und  in  den  nnpoleonischen  Vi'rfassiin^en  fiir 
ffaalen  und  Westphalcn;  und  in  den  nioderländiacbon  Verfiusiiugea  von  Uli 
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lieb  znr  BegieroBg  aufthigeii  MooarchcD  einen  Stellvertreter  zo  schaffen,  in 
Einzebcn  erörtert  und  gewürdigt  werden  wollten.  Manche  derselben  li^m 
ttberdiess  einander  zu  nahe,  als  dass  nicht  eine  abgesonderte  Betrachtung 
derselben  Wiederholungen  erzengen  wttrde.  Wohl  aber  ist  es  nöUilg  a 
prttfcn .  ^v;ls  aus  allgemeinen  Gründen  für  nnd  gegen  die  Bestellung  fOHk  Ag* 
naten  oder  von  Frauen  spricht,  und  in  welchen  AnsnahmsfUlen  etwa  die 
freien  Emennungen  sich  rechtfertigen  lassen. 

Eine  j-ichtigo  Bcurtheilung  der  agnatischen  Regentschaft  erfordert 
vor  Allem  eine  Untersuchung  vont  Standpunkte  des  Rechtes.  Isles  doch 
cinleochtaid,  dass  eine  Abwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile,  wenn  auch 
keineswegs  wissenschaftlich  mQssig,  so  doch  practisch  von  keiner  entscheiden- 
den  Bedeutung  ist,  wcTin  ein  unbedingter  Bechtsaiftpnich  vorliegt  —  Ein 
Recht  zur  Ucbernahrac  der  Ileichsverwesung  kann  nun  aber  möglicherweise 
aus  geschichtlichen  Gründen  bestehen,  oder  sich  anf  ihre  allgemeine  Steltamg 
in  der  erblichen  Einherrschaft  stützen. 

Was  zuerst  das  geschichtliche  Recht  betrifft,  so  wäre  es  aller- 
dings thörigt  in  Abrede  ziehen  zu  wollen,  dass  nach  uralter  germanischer 
Rechtsanschauung  die  Vormundschaft  über  einen  zur  Verwaltung  seiner  Rechte 
Unbef^igten  Sache  des  nächsten  männlielu  n  Erben  war  Ein  gleicher 
Vorzug  stand  nach  dem  Leheurcclite  den  Agnaten  vor  den  C!ognaten  zn 
Wahrend  der  ganzen  Zeit  also,  in  welcher  auch  die  Regierung  des  I^des 
eine  Folge  des  Gutsbesitzes  war,  mit  anderen  Worten,  so  lange  der  Patri- 
jnooialstaat  bestand,  konnte  ein  Recht  der  Agnaten  auch  auf  eine  Regiernngs- 
Verwesung  behauptet  werden,  in  so  ferne  nicht  etwa  Vertrag,  Gewohnheit 
und  Autonomie  im  einzelnen  TTruise  oder  Falle  etwas  anderes  bestimmte,  was 
denn  freilich  sehr  häufig  der  Fall  war.  Allein  dieser  Rechtsgrund  hat  itzt 
seine  Bedeutung  vollständig  verloren.  Seitdem  zuerst  durch  die  absolutistischen 
Gelüste  der  Fürsten,  später  durch  die  Auflösung  des  Reiches  und  die  damit  dn-  ^ 
getretene  vollständige  Söuveränetät,  und  überhaupt  durch  die  gesanunte  Bechts- 
autfassung  der  Neuzeit  sümmtliche  Staaten  in  Rechtsstaaten  ▼«pwandelt  wofdffll 
sind,  kann  von  einer  patrimonialcn  Behandlung  der  Regierung  und  von  Ent* 
Bclicidung  staatsrechtlicher  und  politischer  Fragen  nach  Grundsätzen  des 
Privatrechtes  gar  nidit  mehr  die  Rede  sein.  Diese  ist  itzt  ausschliesslich 
eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  und  nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  zu 
beurthcilen,  und  es  sind  die  auf  sie  sich  beziehenden  Fragen  lediglich  ans 
dem  Zw(  cke  und  dem  Wesen  de«  Keehtsstaates  zu  beantworten,  die  einzelnen 
Anstalten  liiernach  zu  ordnen.  Arn  allerwenigpten  kann  itzt  noch  in  einem 
constitutionellcn  Staate  der  Fürst  nur  als  der  Besitzer  von  ererbten  Privat- 

1)  8.  Eichhorn,  Staats-  und  Bechtaseidilchte,  Bd.  I,  $  56 j  Watter,  Rechi«yMehlchte, 
tt«  Aofl.,  Bd.  II,  B.  Ml  ft; 

D  8.  Lyaeker,  äMumnmg  vw  i«r  y^nmäkAt/MtMOnt,  Bd.  ],  S.  isi 
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TMpi^  MrftchC«!  nvrdoL  Er  ist  Ib  ein  §aiis  aoderes  uad  oater  asdcren 
Beeilte  stebendieB  Yerblltiiiss  efaigetreten.  Wie  also  iauner  etwa  sieb  die 
TormoDdachaftsrerhUtnisse  in  Besiebong  ■  auf  das  PriTatgnt  eines  minder^ 
jlQmgen  oder  sonst  regierangsonfthigen  Fürsten  yerbalten  mögen,  («a»  bier 
kein  Gegenstand  der  Untersocbung  ist,)  die  Sfttae  des  dentsoben  Stammgats-, 
Lehens-  and  damit  znsammenbflagenden  Famflienrecbtes  sind  ananwendbar 
anf  die  AneObong  der  Beglemng  im  itagen  Staate  ond  aof  deren  Triiger 
geworden,  sie  sind  beseitigt  mit  dem  ganzen  YerbSltnisse,  dessen  Bestand- 
tbefl  sie  waren.  Wenn  es  noeb  eines  Beweises  bierfbr  bedürfte,  so  würden 
diese  die  manchfadien  Verlndennigen  ond  gans  wlllkOrlicben,  d.  b.  nnr  dem 
venneintlicben  Öffentlichen  Netzen  entnommenen  Bestimmnngen  Uefem,  welche 
seit  einem  bataieo  Jahrbnndert  in  fitst  allen,  dentschen  nnd  ansserdentscben, 
Staaten  binsicbtlich  der  BeicbsTerwesqng  getroffen  worden  sind,  ohne  aUe 
Berttebsicbtignng  früherer  Agnatenrechte  nnd  ohne  einen  einzigen  Wider- 
sprach ans  dem  Standpanhte  dersdben  *). 

.  Etai  den  Agnaten  aosscUiesslicb  nnd  vonBechtswegen  znkommender  An- 
ffimeh  anf  Beiebsverwesoog  könnte  daher  itst  nnr.  anf  das  Wasen  ihrer 
gesammten  Stellung  in  der  Erbmonarchie  gegründet  werden.  Und 
in  der  That  scheint  dieselbe  einem  solchen  Ahspmehe  in  so  fenie  das  Wort 
m  reden,  als  (mit  etaisiger  Ausnahme  Englands)  in  aDen  bestehenden  Ho- 
.  MTchieen  dem  Mannsstamme  ansscUiesslich  nnd  bis  sa  dessen  gänzlichem 
.J^rlOsehen  das  Erbfolgerecht  zusteht,-  und  somit  denn  aneh  .eine  durch  die 
filpl^ü^  Unfthjgkeit  des  Nüdistberufenen  nothwendig  werdende  Zwischen- 
A|(^il|'  aML  ihr  Beeht  aui^diust  werden  kann.  Es  bftit  aber  diese  Auf- 
fiamig  eiQe  nähere  Prüfling  dodi  nicht  ans.  Das  Beeht  der  Agnaten  anf 
die.Sacoession  ist  in  den»  nenzeitlicben  Becfatsstaate  kebi  denselben  zustehendes 
0ipp|lfaiiiBthus,'Ton  welchen  zwar  Einer  aps  ihro'lfitte  dieKutzniessung 
litte  »  in  dessen  Genuas  aber  bei  Jeder  thatsüchlichen  und  rechtlichen  Ter- 

JjjK  11  Anderer  Meinunff  sind  allerdinf^  ZachMriii.  Dfiifsphea  Staatsr.,  2te  Anfl.,  Bd.  I,  B.  37ß, 
WM  Zopf  1,  StMtsr.,  4te  Aufl.,  Bd.  11,  S.  95;  allein  ihre  Grüod«  können  nicht  als  eine  Wider- 
iatiiiit  vorttehender  Anrfdlt  ingegebeii  werde«.  Saebarfi  erkWit  kwter  Haad  den  BSrkitea 
Airnaten  für  „Kesetilieh"  berufen,  ohne  »ich  jedoch  «nf  ein  üiitlcrr«  Ofstti,  als  iinf  die  Ooldonc 
BoUe  so  beliehen.  Daae  ann  aber  diese  nicht  ausreicht,  bedarf  wohl  keines  Beweises;  andere 
tülgtimtiat  d«ntiebeflflN(M  (oder  aa^b  nur  dvreiiffralftBde  G«wobnbetteii)  wu«d  aber  iMtoiisdl 
wUkt  vorhanden,  und  die  neaesten  Beitfmmtinjrcri  weichen  ohnedem,  wfr  bemerkt,  sehr  von  eln- 
Mder  nnd  namentlich  von  dem  bebaapteten  Satse  so  sehr  ab ,  dass  anch  sie  wahrlich  nicht  als 
.  «hie  diffemeliie'  fewtilldie  Onnidlafe  betimebtet  worden  kSaaen.  W«db  «ber  JESpS  den  AffBalen 
di'-  V  irmnnd-'«  haft  „sin  ein  ja?  qnxsifum,  jcJelchsam  (?>  als  r  ifie  Ihnen  ebenfklls  crhrc< hf Ffi'h  *n- 
stebende  Befti^iss  snspricht,  was  sich  aas  dem  Mundium  der  Familie  und  dem  Wartrecht  der 
iirneten  erkUM*;  eo  ftt  die«  twar  MgwkMw  alt  der  too  dem  Veif.  flbenill  flntKelMiteacn 
M' thod." ,  welchf  auf  dir  wcsentlicho  Umiiptialfiin;,'  <l(^r  Terrttwlei  kl  ionverilnen  Rechtsstaaten 
keine  Rücksicht  nimmt  und  namentlich  anch  ältere  pri  vatreehtllcbeHormen  als  Uzt  noch  maase- 
.  gebend  betraeblett  aUela  iienide  btetfi»  nmai  nM  dem,  In  aumclMn  andern  Bwl^nngeQ  lobee> 
wcrthen.  Wrrl^c  f  ntsr-hifdcn  enfpejfontrptcn.   Es  Ist  eine  ftlsche  gcscbJrh fliehe  Behandlunjr,  die 
fir  eiucn  fhiheren  Zustand  maaaagebenden  Omndsitse  herUber  su  nehmen  in  eine  «tf  völlig 
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hisderoog  des  eigentlichen  Inhabers  sogleich  der  Kftchsthereehtigte  eiatriUe, 
und  mr  in  den  ganzen  oder  theüweisen  Gennas,  je  nadi  dem  FaUe  i» 
Hindeniisfles.  Der  ^sprach  anf  die  Snooeesion  ist  Tiebnelir  itit  ledi^ieh 
ein  staatsrechtUches  PriTitegliim,  dessen  Ansflbimg  je  Einem  ans  einer  be- 
stimmten Auahl  von  Personen  nnter  genau  bestimmten  Bedingimgen  nnd 
Ar  einen  dnzigenFall^nflmlicb  denein^  rechÜicbenEriedIgnng' des  Thrones, 
zun  Behnfe  der  besten  Erreiehnng  der  Staatazwecfce  dnrch  das  Gesets  ttber- 
tragen  irird.  Es  nmfiwat  mm  aber  dieses  Yomeht  keinerlei  weitere  Befng- 
nisse,  als  eben  den  (hinreichend  bedeutenden)  anssehliessenden  Anqpmcb 
auf  die  Erwerbung  der  Staatsgewalt  für  den  nach  den  näheren  Yorschiif- 
(en  des  Erbfolgeieehts  nnd  der  Erbfolgeordnung  ini  concreten  Falle  als 
berechtigt  Bezeichneten.  Andere  Theilnahme  an  RegiemogsgesclMUten  steht 
nach  dier  ganzen  itzt  gültigen  AnSusnng  .der  Sonverihetlt  der  Staatsgewalt 
und  der  S^elfamg  ihres  Inhabers  diesen  Privüegirten  nicht  m  Sie  sind 
Untertbanen  in  allen  sonstigen  Beziehnngen^nnd  si^  haben  namentlioh  weoa 
nnd  80  lange  der. Thron  rechtlich  besetzt  ist,  keine  Befligniss,  die  Art  der 
Bflgierong  zn  bestimmen.  Nun  ist  aber  fan  Fislle  einer  HindeijIMnriglnm 
Geisteskrankheit  n.  s.  w.  des  Fürsten  der  Thron  in  der  ^That  besetzt,  andres 
handelt  sieh  nur  von  der  Art  nnd  Weise  einer  nfltiüehen  AosQbimg  der  Bfr^ 
gienmgsrechte,  Uber  welche  denn  Ton  dem  Gesetzgeber  nadi  denilrnzn» 
leicbendenZwechnmssIgkeitqgrflnden  nach  Belieben  bestimmt  wird.  Der  . einzige 
FaD  also,  in  welchem  der  nächste  Agnat  ein  Becht  geltend  zn  machen  hat, 
liegt  thatsädiliGh  gar  nicht  vor.  Auch  kann  von  einer  Redrt^vertAmiMfnpgi 
welche  ihm  zngienge  durch  die  einstweilige  Besorgung  der  Begiemngsge-' 
Schäfte  von  Seiten  eines  Dritten,  keine  Rede  sein;  das  einzige  Bechti 
welches  er  wirklich  besitzt,  nämlich  die  Anwartschaft  anf  die  eigene* Bqpje-^ 
mng  im  FaUe  einer  Thrcmerledignng ,  bleibt  ihm  ja  völlig  iingrrirhnHlnrt 
nnd  kann,  wenn  der  Bevormundete  in  diesem  Znstande  stirbt ,  alsbald 
in  seinem  ganzen  Umfange  aasgetibt  werden.  —  Auf  welche  sonstige  GrOnde 
des  constitnti(mellen  Staatsrechtes  aber  die  Agnaten  einAi  ihnen  nassdfH^sil|bii 
und  von  selbst  zustehenden  Anspruch  auf  die  R^entschaft  stützen  lriipiftffl<t  * 
ist  ohnedem  nicht  einzusehen.  WrtU  r  in  der  rechtlichen  Stellung  des  Obo^. 
hanptes  zu  den  Unterthanen  und  zu  Erreichung  der  Staatszweckc ,  noch  in^dSii 
Rechten  undPHichten  derBtlrge^,  noch  endlich  in  den  Vorb5ltm8sen.der6|ittil^ 
lässt  pich  irgend  ein  Zusammenhang  mit  einem  solchen  Vorzüge  entdedtoC . 
Alles  bleibt)  welcher  Person  immer  die  Vertretung  eines  entmündigten  FOrS^tf 
Obertragen  sein  mag,  in  seiner  Stellung  nnd  bedarf  keines  Agnaten  zn  seine«  ' 
Schutze  oder  zn  seiner  'verftssvngsmftssigen  nnd  ^litifich  beabsichtigte 
Wirksamkeit  »)•  • .  *  ly'^ 

,  1)  DieM  Anitcht  igt  denn  AreUicb  sehr  bectritten.  -  So  ist  Reiteipaier,  GmaSiitM  4^ 
lUCntRlMfl,  S.  US      4«  AaM,  «w  im  AfMtoi  «b  «giWMr  IM  M  Am  BMtovw-^ 
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Hirrtnit  ist  denn  aber  natürlich  Ober  die  Zweckmässigkeit  einer 
agnatischcii  Vorumndschaft  nicht  im  Mindesten  abgesprochen.  Wenn  auch 
der  nächste  regierungsfilhigc  Agnat  kein  Recht  schon  an  nnd  für  sich  auf 
die  Verwesung  der  Regierung  in  Anspruch  nelimen  kann ,  so  ist  es  dennoch 
sehr  wohl  möglich,  dass  or  im  Durchschnitte  der  Tauglichste  zur  üebernahmc 
ist ,  und  dass  also  die  Gesetzgebung  wohl  daran  thut ,  ihm  dieses  Gesetz  zn 
verleihen.  Und  in  der  That  sind  zureichende  HiHnde  vorhanden,  dieses  za 
behaupten.  —  Die  allgemeine  Tauglichkeit  zur  Führung  der  Regierung  ans 
geschichtlichen  und  staatlichen  Gründeu  ist  durch  das  verfassungsmässige 
Erbfolgerecht  anerkannt.  Eine  persönliche  Vorbereitung  zur  Föhmng  von 
Staatsgeschaften  kann,  wenn  von  irgend  Jemand,  so  von  dem  zunächst  znm 
Throne  Berufenen  ei-wartet  werden.  Durch  die  gesetzliche  Bestimmung  werden 
alle  Umtriebe  und  Ungewisshoiten  verhindert  und  ist  die  grosse  in  der  Un- 
zweifelhaft igkeit  des  Regierungsrechts  bestehende  Wohlthat  der  Erbmonarchic 
auch  anf  die  Zwischenregierungen  ausgedehnt.  Es  lässt  sich  von  Demjenigen, 
welchem  die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  aus  eigenem  Rechte  in  dem  leicht 
möglichen  Falle  eines  Absterbens  des  bevormundeten  Fürsten  zufalleu  wird, 
eine  gute  Besorgung  derselben  itzl  schon  erwarten,  und  zwar  nicht  blos 
aus  Pflichtgefühl ,  sondern  des  persönlichen  Vortheils  wegen ;  auch  ist  es 
in  diesem  Falle  als  ein  bedeutender  Vortheil  anzuerkennen,  dass  zwar  der 
Rechtstitel  und  die  äussere  Bezeichnung,  nicht  aber  die  Person  des  Staats- 
oberhauptes wechselt.  Endlich  entspricht  es  dem  Gedanken  der  erblichen 
Monarchie  am  besten,  wenn  die  Reihenfolge  der  Regenten  aus  der  berech- 
tigten Familie,  nicht  durch  Fremde  und  durch  ein  anderes  Princip  unter- 
brochen wird. 

Diese  Giünde  sind  bedeutend  genug,  um  das  Regentschaftsrecht  des 
nächsten  Agnaten,  wenn  auch  das  frühere  geschichtliche  Recht  itzt  nicht 
mehr  besteht,  festzuhalten  und  es  dem  Gesetzgeber  zu  empfehlen,  —  Aller- 
dings ist  dabei  vorausgesetzt,  dass  der  Anspruch  dem  nächsten  selbst  erb- 
ond  regierungsfähigen  Prinzen  verliehen  werde ;  denn  nur  bei  diesem  treffen 
die  sämmtlichen  oben  aufgezählten  Vortheile  ein.  Demgemäss  sind  einige 
von  neueren  Gesetzen  versuchte  Abweichungen  nicht  zu  billigen.    Als  eine 


wennifr'  ziutehe,  weil  die  Btaatsintercsscn  mit  den  Intcrestsen  der  regierenden  Familie  in  enfi^- 
ster  Verwandlm-iiftn  Mriien,  weil  eine  Trennung  der  MtaatAverwaltun«  und  die  pernönllche  Vor- 
mnndschan  oft  ohvnfto  wenig  lathsam  alü  thuulicii  «ei  (?).  endlich  weil  die  Fiiniilio,  ihrer  eigenen 
Aatprfiche  auf  die  Regiening  wegen  auch  ihrer  «elbst  wegen  (Ur  die  Regierung  de«  I^andes  zu 
wachen  hal>e.  Wie  wenig  ««•hliiaiiig  aber  diese  Gründe  Mad,  bedarf  wohl  naeh  dem  oben  Atw- 
gefObrten  keines  neuen  Heweisej«.  Kln  cventueUes  Recht  auf  den  Thron  und  ein  Recht ,  die 
Staalcgetchiifle  bei  besetztem  Thron  zu  besorgen,  sind  zwei  gar  nicht  mit  einander  verbundene 
Dinge.  Jene,««  Recht  wird  durch  eine  Regenlsciiaft ,  weUhrr  Art  sie  sei,  gar  nicht  berührt; 
nnd  wenn  es  zu  einer  Ueberwachung  der  Landesregierung  befugen  würde,  80  stünde  den 
Agnaten  nicht  blos  bei  Verwesungen  sondern  immer,  auch  bei  der  Reg^iemng  eines  fiibigeB  Für- 
sten, ein  Mitregicrungn-  oder  wenigstens  Controlerecht  tu.  Da  hiervon  ulrgend«  die  Rede  Ist, 
so  ist  auch  der  (>rund  nicht  ricbtijf. 
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Bonderbare,  und  schliesslich  tod  onwllrdigein  Verdachfte  Mögende  Ktasteld 
erscheint  z.  6.  jene  Bcstünmiuig  der  spanischen  Verfossang  von  1806^  wckte 
den  der  Thronfolge  am  fernsten  stehenden  Agnaten  tls  Reichsverweser  beieidi- 
nete.  Auch  die,  mehrfiieh  dem  Vorgänger  eingerfinmte ,  Wahl  onter  den 
Agnaten  kann  nicht  als  z^^eckmüssig  erkannt  \^erden',  da  sie  theils  üblen 
Rinken  Zugang  erOffiiet,  theils  bittere  Zwietracht  nnter  die  Mitglieder  des 
regierenden  Uanses  werfen  kann.  Endlich  ist  selbst  die  Bestiminnng  des 
französischen  Senatsconsults  von  1804,  nach  welcher  der  im  Aogenblicke  dei 
rintreteuden  Bedürfnisses  einer  Reichsverwesang  als  nächster  RegiemngS' 
f&higer  eintretende  Agnat  die  RejirntM hiift  zu  behalten  hatte,  anch  weui 
später  ein  der  Thronfolge  näher  Stehender  fähig  werden  sollte,  nicht  anzn- 
rithen.  Sie  beseitigt  allerdings  den  Uebelstaud  eines  Wechsels  unter  dee 
ReichsTerwcsem ;  allein  einmal  kann  sie  zu  schädlicher  Yerstinuming  des 
Näherberechtigten  und  it/t  durch  ZofiUl  Aasgeschlossenen  fahren ,  zweitens 
und  hauptsächlich  aber  wird  der  genannte  Vortheil  ao^ewoi^  dorch  den 
Nachtheil  eine^  Wechsels  im  Falle  des  Todes  des  Bevormiindeten. 

Durch  diese  Ansicht  ist  allerdings  ancb  schon  mittelbar  der  Stab  ge* 
brochen  Uber  die  Berufung  von  Franen  m  der  ReicbsTerwesoiig ,  sei  ei 
nun  der  Mutter  oder  Grossmutter  eines  Minderjährigen,  sei  es  der  Gattin 
eines  Kranken  oder  sonst  Verhinderten.  £s  wird  aber  ancb  durch  dne  be- 
sondere Untersuchung  über  diese  Art  von  Regierun gsverwesnng  ein  solches 
Urtheil  nur  bestätigt ;  and  zwar  sowohl  wenn  der  Becbta»  als  wenn  der  Zweck- 
fflgssigkeitsgnmd  ins  Aage  gefasst  wird. 

.'  Wenig  ist  zu  bemerken  über  einen  Rechtsansprach  der  fürstlichen 
Franen.  —  Wenn  derselbe,  selbst  bri  der  Mutter,  zu  allen  Zeiten  als  ge- 
BChichtlich- begründetes  Recht  sehr  zweifelhaft  war so  fällt  er  vollends 
itit  vollständig  weg.  Dieselben  Gründl,  welche  keine  Ilerübernahme  privat- 
rechtlicher  Befiignisse  aus  dem  Patrimonialstaat  in  den  Rechtsstaat  bei  den 
Agnaten  gestatten,  gelten  auch  hier,  und  wohl  noch  in  verstärktem  Grade. 
—  Was  aber  die  aus  allgemeinen  Rechtssätzen  abzuleitenden  Ansprüche 
betrifft,  so  sind  solche  nicht  etwa  nur  schwach,  sondern  vielmehr  deren  gar 
keine  vorhanden.  Dass  aus  dem  Wesen  dor  I'>binonarcbie  kein  Recht  für 
das  Regierungsrecbt  oinor  Mutter  oder  Gattin  abgoldtet  werden  kann,  geht 
schon,  abgesehen  von  allom  Andern,  daraus  hervor,  dass  ein  eigenes  Erb- 
recht der  Fniucn  aus  Grüuden,  welche  beinahe  ausnahmelos  in  allen  Erb- 
reichen anerkannt  sind,  gar  nicht  besteht,  ihnen  (etwa  mit  Ausnahme  des 
Nothfalls  eines  völligen  Erlöschens  des  Mannesstammes)  gar  keine  Regierungs- 
flUligkeit  zuerkannt  ist.  ^oher  soll  denn  nun  ein  aus  Vemonftgrtlnden  abga- 


1}  T(L  Lyneker,  Vonaniktoehtltobertdlaog.  Bd.  I,  6.  MS  tg.  Die  ron  ibn^  aod  voKibm 
VW  i,  3.  UMt  (etMü wellt,  IM.  XVfll)  ud  Oflad«rot6  (StnloMhl)  fir  «Im  vmaa«- 
^^uh*  Bigisniaf  dar  IMIir  «wgtteMlM  BtehUgitade  äa4  far  Ulgück. 
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leilflCM  Redit  aaf  dne  sielkertreteiide  Regienuig  ItommeB?  Ei  ist  ein 
ofmbtrer  Widerspruoii  mit  dem  ganzen  allgemdn  bestehenden  Prindpe  des 
EMlgeiredites  ond  der  Srbfolgeordnnng,  wenn  FMaen  ein  anderes,  ab 
hOehstens  ein  Notliredit,  auf  Beiduvenresang  eingerlomt  wird. 

Und  nicht  anders  TerhSlt  es  sich,  wenn  die  Frage  ans  dem  Zweek- 
nftisigkeitsstandininkte  anfij^&sst  wird.  Die  simmtlichen  bekannten  uid 
allseitig  ag^benen  Bedenke,  welche  aberiianpl  gegen  die  Uefaeilassong 
einer  Begiemng  an  die  Fksnen  sprechen,  finden  anch  hier  ihre  volle 
wendoDg.  Wenn  diese  sich  nimlich,  im  Dnrchscbnitte  wenigstens^  nach 
Geislies-  nnd  KArperb^schaffenheit  ni^t  sor  Leitung  von  Staajtßangelegen- 
heiteD  eignen,  so  macht  es  natflrfich  Jteiaen  Unterschied,  ob  sie  dieses  ihnen 
nicht  passende  Geschäft  in  eigenem  oder  k  fremdem  Namen,  in  anmittel- 
barem oder  in  abgeleitetem  Itecht^  besorgen.  Anch  bei  dner  Regentin  ist 
ein  daa  .logische  Denken  flbenmchienides  Gefttilsleben,  ist  Mangel  an  Keut- 
aiapBD  nnd  Erfiihnmg  in  Geschäften,  koiperliche  SehwIehe,  Lannenhaftigkieit 
and  Mangel  an  physischem  Mnthe  nicht  zntrflglieh  ^.den  JBtaat  Anch  fllr 
iwwnmliflmftlifhf  Begiemngen  ist  das,  allerdings  nicht  zn  lingnende,  Bei- 
s^  dnaeiner  glinsenderFranenregienuigen  nicht  maaasgebend.  Die,  wohl 
uiA  Up  Yerbessernngsmittel  versnchte,  Beiordnung  eines  Begentscfaaftsralhee 
oder  chies  UitTormflndOTs  ist  aber  so  wenig  geeignet  die  Fehler  wirklich  m 
beseitigen ,  dass  sie  viebnehr  als  fuH  sichere  Qaelle  Ton  ZerwUrfhisseD  nnd 
Tll|p|,  iniCi  i  allen  ümstftnden  ferne  gehalten  werden  sollte. 

^iQjlfcriwir  waltet  hier  eine  Yerwecbshmg  von  Begriffen  ob.  Dass  eine 
ÜBtter  Anrch  dieNatnr  selbst'berechtigt  nnd  verpflichtet  ist,  filr  die  kfltper- 
liehe  nnd  geistige  Endehnng  ihres  vaterfosen  Sohnes  n  sorg^  und  darOber 
an  w|wliai,  wird  Niemand  bestreiten.  Anch  mOgen,  wenn  sebon  nicht  gana 
■ampgpiDcbten,  ZweckmftssigkeitsgiUnde  daflir  sprechen,  dass  der  ftrstUdien 
]|«ttiH|  i^eses  natürliche  Becht  nnbeschrflnkt  gelassen  werde.  Ebenso  kann 
^kkeir  Anq^ch  einer  Gattin  nicht  beanstandet  werden,  die  Pflige  eines 
p^i^Mitr  erkrankten  Hannes  zn  leiten.  Allein  diess  Alles  hat  mit  der  Regie- 
if^'.i^  Staats  gar  nichts  gemein,  nnd  es  ergiebt  sich  nichts  damas,  ala 

Del^rlassang  einer  persOnKchen  Yornnrndschaft  Ober  den  nnfilUgep, 
|)ill|lil,'jHnl  es  dürfen  die,  wie  oben  geselgt  keineswegs  seltenen,  entgegen- 
glltl^l^Bestimmnngen  selbst  neuerer  Geietie  als  ein  merkwttrdiges  Beii^iel 
^l|^j(^fiiM^idaiens  mddarer  Gefilhle  ipid  missverstandener  Ueberliefemngen 
|Ür  idar  bewn^tes  Denken  betrachtet  werden. 

l^rjtjDiesa  Alles  erscheint  so  einfiMh  verstindlich  nnd  Terstftndig,  dass  man 
letta^  Bfldenkai, tragen  mnss,  die  als  Ergftntnng  n.nd  als  Notkrecht, 
(Uhniick  in  We, eines  gflaiUehen  Mangels  an  befUiigten  Agnaten,)  ehier 
ftrstlichen'  Fran  einmrl^Bmende  Begiernngsverwesung  alsbald  sasngeben. 
fleietiWfh  gesorgt  mnss  natttrUch  auch' Ihr  einen  solchen  Fall  werden,  indem 
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Bonst  eine  hftc1i8t  bedenkliche  Lücke  in  der  Vorsorge  wftre;  aUein  eine 
fVaiiMvegicrung  wird  sich  doch  erst  als  folgerichtig  und  nnTermcidlicb  her^ 
aosstellen,  wenn  sich  hei  näherer  Prüfung  crgiebt,  dasB  eine  liessere  Ein- 
richtong  als  gesetzlich  feststehende  Bestiiiäniiag  nieht  zn  trefReo  istl 

Biese  Untersnchong  ist  nnn  aber  trota  der  Terschiedenheiteii  der  ein- 
zelnen Be^immnngaivedar  schwier^  noch  irdtläafig;  es  ist  nur  notlnrendig, 
znerst  dasPdndp  der  beiden  Anskonftsarten  einzeln  sa  prflfen,  und  aie  dion 
unter  dnander  md  ndt  d^  üebertragong  der  R^rong  an  eine  Frwa  n 
vergleidien. 

I&islehttteh  der  sftnmtlichen  eine  wnikflrllehe  Beaeiehnong  des 
Regiemngsrerweaers  anordnenden  Bestinuniihgen  kann  das  ürtheil  aidit 
mifdhaft  eeiii.  Sie  unterliegen  alle- dem  bercSta  oben,  8.  liSl,  Uber  jede 
ddit  gesetdicb  und  ein  ftr  allemal  festgestellte  Regentschaft  ansgesprocbenen 
Tadel.  Daas  eine  sokdie  einseitig  öder  von  Hehreren  ansgellhl^  Wahl  mög- 
licherweise einen  ganz  tüchtigen  Mann  an  die  Spitze  dar  Staatsgesclilfte 
BteUen  kann,  soll  nidit  gelftognet  werden;  allein  die  Bedenken  vnd  Oefehnn 
sind  weit  flherwiegend. 

Nicht  dieselben  Einwendungen  kflonen  gegen  eine  Tom^etetBe  aelhst 
bezeichnete  Persönlichkeit  ansserhalb  des  Kreises  der  regierenden  FamOie 
geltend  gemacht  werben;  ist  doch  hier  kefaie  'V^nikOr,  also  anch  keloe 
Ihtrigae  and  keine  Spaltung  mttgUch.  Anch  ist  znzageben,  dass  die  Bestim- 
mung in  einer  Weise  getrolTen  werden  kann,  welche  eine  gute  Benorgnng 
der  StaatsgescfaSfte  als  mehr  oder  weniger  wahrscheinfich  erscheinen  ttsst; 
.so  s.  B.  eine  Üebertragong  an  den  ersten  Minister,  an  den  YorattBenden 
der  obersten  berathenden  Behörde  ([Staatsrath,  Geheimersth),  oder  an  den 
'  Prlsidenlen  der  Pairskammer  n.  dgL  WoU  aber  tritt  hier  die  Frage  cot' 
gegen,  ob  nifcht  eine  auch  nur  zeitweise  Uebertragung  der  Staatsgewalt  an 
einen  unter-  keinen  Umstinden  und  Yoraussetzungen  zum  eigenen  BesitBe 
Berechtigten  schwere  Unzntrflglichkeiten  habe  unii  gegen  den  Gedanken  der 
Mooardiie  gehe?  Ohne  nun  Jedes  Bedenkoi  ftr  ungcgrttndet  erklären  so 
wollen,  mag  man  doch  woU  hierüber  weggehen.  Die  Hanptsache,  nämUch 
die  Besetzuqg  des  Thrones  mit  ehiem  Bcörechtlgten ,  ist  ja  erbenden ,  and 
die  thatsadiliche  Ansabnng  der  Begiemng  durch  einen  damit  Beauftragten 
)rommt  auch  in  anderen  Fallen  Tor,  ohne  dass  das  monarchische  Princip 
darunter  Ütte.  Nur  mag  die  Bemerkung  beigefllgt  werden,  dass  es  immer 
besser  sein  wird  einen  dem  Staate  selbst  Angehörigen  als  etwa  einen 
fremden  Prinzen  zum  ReidisTerweser  gesetzlich  zu  bestimmen.  Herrschaft 
Fremder  wird,  und  ganz  mit  Recht,  flberall  schwer  ertragen. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  w<Al  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
das  zuletzt  besprochene  Auskunftsmittel  entschieden  einer  fr^eten  Ernennung, 
von  wem  immer  sie  ausgehe,  vorzuziehen  ist.  Und  höchstens,  mochte  n 
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letzterer  in  der  äusserstcn  Noth,  wenn  niimlich  auch  der  vom  Gcsct;:e  J3cz(  iih- 
netc  durch  tiucu  ungliicklichcii  Zutkll  nicht  vurhaudeu  oder  nicht  vertugbai- 
wäi'e,  gcrathcii  werden  können. 

Was  nun  aber  das  Verhältniss  dieser  Auskunftsniittel  zur  Uebcrtragung 
der  Heg(  lU-cliaft  an  eine  Frau  bt'triti't ,  und  also  die  Frage,  ob  letzlere, 
trotz  ihrer  iuntrcn  Mängel,  der  Hinausgabe  aus  dem  Kreise  des  regierenden 
Hauses  vor/nziehen  sei:  so  ist  hier  eine  Meinungsverschiedenheit  wohl  mög- 
lich und  t  nt-chuldbar.  Weniger  zwar  hinsichtlich  der  Entscheidung  zwischen 
der  Frauenregiening  luid  einer  freien  Bezeichnung,  indem  wohl,  wenn 
fiberhaopt  die  gegen  letztere  geltend  gen»aciiten  Gründe  als  richtig  erkannt 
werden,  sie  als  überwiegend  schädlich  müssen  betrachtet  werden;  so  dass 
also  diese  Art  der  Vorsorge  für  einen  Regenten  als  die  ganz  zuletzt,  auch 
erst  b«  einem  Mangel  einer  Mutter  oder  Gattin,  anwendbare  zu  erklären  ist. 
Dagegen  ist  es  schwer  zwischen  Frauenregünent  und  gesetzlicher  Uebcrtragung 
an  einen  bestimmten  Privaten  zu  entscheiden.  Die  Wage  steht  hier  fast 
gleich,  and  nur  der  Umstand,  dass  doch  am  Ende  für  den  Mann  die  grössere 
Wahrscheinlichkeit  einer  guten  Regierung  spricht,  muss  sie  wohl  scbliess- 
ttch  auf  diese  Seite  neigen. 

'  80  ist  denn  das  Endergebnis»  der  ganzen  Untersuchung  über  die  Taug- 
Bdteä  der  zum  Kegierungsverweser  zu  bestimmenden  Persönlichkeit  üdI- 
geodes.  In  erster  Linie  stehen,  zwar  nicht  aus  Rechts-  aber  ans  Zweck- 
m&ssigkeitsgranden ,  die  Agnaten,  und  anter. ihnen  wieder  der  selbst  zar 
Regierang  am  n&chsten  Berechtigte.  Bei  völligem  Mangel  von  Agnaten  ist, 
als  nfidist  zu  empfehlendes  Mittel,  die  gesetzliche  Bezeichnung  eines  her 
■Üminten  Unkcrfhanen  ai  eridfiren.  Non  folgt,  drittens,  Uebertragung  der 
Bepuming  an  di6  Mutter  bei  Ifinderjahrigkeit  des  Forsten,  aa  die  Gemahlin 
W  iomtiger  IJiifiUiigkeit.  Endlich  erst  zuletzt,  als  Nothmittel ,  freie  £r^ 
■ennong,  wo  sich  dann  Theihuihme  der  Stände  von  selbst  versteht 


HL 

XM0  BteUong  der  yolkfvertretiaif  ILtichiveirweiiiiig. 

E5  kaiiu  natürlich  nicht  l»t  bauidet  werden,  dass  ohne  die  Mitwirkung 
einer  .^tan  l' Ntr-animluiig  rechtliclics  Zustandekommen  einer  Regentschaft 
gar  nicht  möglich  sei.  Ist  eine  solche  doch  auch  in  solchen  Staaten,  welchen 
Volksvertretung  fremd  i^t,  Gesetz  und  Nothwendigkeit ;  und  selbst  in  einem 
Staate  mit  Repräsentativ- Verfassung  wäre  eine  ausdrückliche  Bestimmung, 
welche  die  Ki  gi  ntschaitsfrage  völlig  ausschiede  aus  der  Zuständigkeit  der 
Stande,  denkbar,  wenn  auch  sicher  nicht  folgerichtig  und  zweckmässig. 
Alleiii  es  gehört  iu  der  That  ein  solches  ausdiückiicUcä  Veriassungsvcrbot 
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dazu,  om  nicht  da,  wo  ttherhaupt  eine  Volksvertretung  besteht,  eine  we- 
sentliche Theilnahmc  derselbcD  au  der  Ersetzung  des  rechtmässigen  Ftlrstea 
durch  einen  Stellvertreter  für  wünscbenswerth ,  ja  selbst  notfawendig  zu 
erklären,  selbst  wenn  die  Gesetzgebung  schweigt.  Schon  in  den  vozan^ 
gdiendm  fiärOrterongen  haben  äch,  ganz  ungcäucht,  manfhimhe  Zweck- 
missisMten  flr  eine  sdldieThdbithBielienasgesteUt;  hierzn  konmen  aber, 
noch  weit  zwiBgender,  auch  entsdiiedeiie  Bechtsgrflnde. . 

Eineüatersoduiag  des  TerliBltiiiBses  uu  dem  Qesiditspiiiikle  des  allge- 
meinen constitntionellen  Staataechtes  ist  aber  am  so  mehr  an  der  SteQe, 
ab  die  ganie  F^age  bisher  w  der  Wissenschaft  sieiplicb  veraaeUftssigt 
worden  ist 

Bei  näherem  Eingehen  in  die  Sachlage  ergibt  sich,  dass  ein»  Thefl- 
nahme  der  StlndeveKsammlnng  an  der  Regentschaftefirage  in  vierfitcher  Be- 
ziehung wfinschenswerth  oder  gar  nothwendig  erscheint: 

1.  Es  ist  rechtliche  Anl^abederStftnde,  als  der  Stellvertreter  der  gesammlei 
ünterthaaea,  thitig  zn  sein  hei  der  Feststellnng  der  hier  eintretenden  ao8ser> 
gewöhnlichen  Gehorsamspflicht.  —  In  einer  Monardde  hat  das  Yolk  Dem* 
jenigen  and  narDengenigen  verfossangsmfls^igenOehorsam  m  leisten,  weite 
nadi  Erbfolgerecbt  and  Erbfolgeordnang  sar  Regierung  berufen  ist;  Gehor- 
sam  gegen  einen  Niohtberechtlgten  ist  Yerbrecfaen,  nnd  eine  Zunutthong 
hiemi,  Ton  wem  hnmer  "de  ansgeheii  mag,  darf  nicht  bertdnichtigt  wer* 
den.  Allerdings  kAnnen  AnsnahmsfiUle  eintreten,  in  welchen  der  com  Throne 
rechtlioh  Bemfene  perstolieh  anfähig  ist,  die  Rechte  und  Pffidilen  des 
Staatsoberhaaptes  anssaflben,  nnd  wo  deren  Yerwaltong  anf  einen-  Dritten 
abertragen  werden  mnss,  wenn  nidit  der  StaAt  so  Grande  gehen,  wenigstens 
sein  Zwedi  onerMt  bleiben  soll.  Auch  pflegt  die  Gesetzgebung  vorsicbtig 
g«nng  sn  sebi,  am  fttr  den  Eintritt  ebes  solchen  Ansnahmeblles  die'nOtingea 
Yorsehriften  n  treffen,  nnd  Den. zn  bezeichnen,  welehem  jetzt  Gehorsam 
gebahrt;  and  dass  das  Yolk  hierzu  verpflichtet  ist,  weun  die  Thatsadie  der 
UnflUiigkeit  erwiesen  und  idle  weiteren  Yoraussetsungen  und  Yorsohrift^  des 
Gesetzes  erMt  .sind,  unterliegt  kemem  Streite.  Aber  eben  so  wenig  kann 
dartiber  ein  Zwei&l  seb,  däss  das  Yolk  weder  verpflichtet  noch  aoch  be- 
rechtigt ist,'  die  ein&che  Behauptong,  dass  ein  saldier  Ansnahmsfall  vor- 
liege, als  Richtschnur  hinzunehmen;  sondern  dass  es  die  Befogniss  hat  m 
anteisochen,  ob  ihm  die  Forderung  mit  Recht  gestellt  weirde,  und  zu  er^ 
kUnn,  ob  es  die  NothweadliMt  des  Falles  und  di»  Redit  des  stellver- 
tretenden Staatsoberhauptes  anerkenne  und  ihm  also  verftisoogsmissigen 
Gehorsam .  leisten  werde.  In  einem  reprftsentütiven  Staate  liegt  natOrlkdi 
diess  Alles  .den  Yertretem  der  Gesammthdt  ob,  und. ihre  Handhingen  und 
Zutimmuag  binden  die  Hasse  derUnterthanen.  —  Allerdings  wird  ba^dieser 
Anschauung  davon  ausgegangen,  dass  der  Unterthan,  und  soonit  andi  die 
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Gesammtheit ,  nur  vcrfassung'-mässigc n  Gehorsam  schuldig  sei,  und  <lass  zur 
Feststellung  der  Fülle  desselben  eine  fornuUe  und  materielle  Prüfuni:  der 
veröffentlichten  Befehle  zustehe.  Lieser  Auffassung  sind  nicht  alle  Thcon  tiker 
und  nicht  alle  Regierungen  zugethan;  allein  gerade  in  dem  vorliegenden  Falle 
zeigt  es  sich  recht  deutlich,  zu  welchen  ^ciilechtcn  Folgerungen  die  Lehre 
von  dem  blinden  Geliorsam  gegen  jeden  ajischeinend  richtigen  Befehl  einer 
Staatsbehörde  führt.  Hier  ist  es  nfinilich  nicht  blos  das  Hecht  von  Unter- 
thanen,  welchen  möglicherweise  auf  unbefugte  Art  zu  nalie  getrden  werden 
kann,  sondern  das  Recht  des  Fürsten  selbst;  und  es  zeigt  sich  recht  deut- 
lich, dass  auch  seine  Stellang  naht  unter  einer  willenlosen  Heerde,  sondern 
bei  richtig  denkenden  ujid  nur  dem  nachwcisbai'en  Hechte  gehorchenden 
Bürgern  gesichert  ist.  ' 

2.  Es  ist  förmliches  Recht  der  Stünde,  auf  die  Einführung  einer  Reiclis- 
Tcrwesung  zu  dringen,  wenn  eine  solche  nothwendig  ist,  ihre  Anordnung 
aber  ungebührliche  Verzögerung  findet.  —  Das  Volk  hat  ein  un/weifelhaftcs 
Recht  darauf,  dass  der  Staat  zweck-  und  verfassungsgeniäss  n giert  werde; 
diess  aber  ist  unmöglich,  wenn  der  zur  rugieiung  Brruf(  ne  ent.schiulen  un- 
fähig ist  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe.    Wenn  also  Diejenigen,  (Minister, 
Agnaten  a.  8.  W.,)  welche  den  gesetzlichen  Auftrag  haben,  für  die  Ei  setzung 
dntli  einen  Bef&higten  zu  sorgen,  dieses  unterlassen,  sei  es  nun  aus  ful- 
•eter  Bflcfcsicht  auf  den  bei  Seite  zu  setzenden  FüJ  sten ,  sei  es  aus  Furcht 
for'löaiigenehmen  Folgen  für  sie' selbst,  sei  es  endlich  aus  Eigennutz,  weil 
sie  unter  der  nominellen  Regierung  des  unfähigen  Fürsten  sich  pei*sönlich 
voll- befinden:  so  sind  die  Vertreter  des  Volkes  berufen,  die  Vollziehung 
der,fesetzlichen  Maassregcln  zur  Einsetzung  einer  Regentschaft  zu  verlangen. 
^.'Weiter,  als  dieses  Verlangen  zu  stellen,  geht  übrigens  zunächst  ihr 
Bedit  nicht.  Dass  eine  absichtliche  Verzögerung  des  nothwendig  gewordenen 
Qplmtteft  die  daran  Schuldigen  einer  verfassungsmässigen  Verantwortlichkeit 
«Httwirft,  ist  allerdings,  wie  oben  bereits  bemerkt,  unbestreitbar,  und 
AB  mag  also  dieses  Vorgehen  geeignete  Schritte  der  Voikstertretung 
a  gelegener  Zeit  veranlassen ;  dagegen  ist  nicht  zu  behaupten ,  dass  eine 
fltii^deTersammlung  schon  aus  allgemeinen  Gründen  berechtigt  sei,  zor  Ein* 
jniiaQg  tiaee«  Beichsverwesers  selbst  nnd  unmittelbar  vorzuschreiten,  wenn 
^4A'  Ajißi»6maig,t^  die  dazu  gesetzlich  Berufenen  erfolglos  bleibt  Ein 
handrti><etEiDgreifen  in  Staatsangelegenheiten  liegt  nicht  in  der  allgemeinen 
An%i^  der  TeÜEmttetong;  und  die  Wichtigkeit  eines  Yerlangeas  um 
iftctf       bere|blitjgt  sie  keinemgs  n  einer  Uebersehreitung  ihrer  Befug- 
Biaee.  jU  l^  Ao  im  Falle  eines  WÜenpraches  von  Seiten  der  zn  den 
'^iWte  fllAffliriii  .faeditfgten  ledigUch  einen  krflftigen  Bdiarren  nnd  einem 
Eillwirken  snf  die  OilRNitllelie  Meinung  die  Erreichung  des  gestellten  Ter* 
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laogens  ftberlassen  bleiben.  Dass  iDdesseni  viel  Uobeil  geschehen  kiiiB,  Hegt 
.  freilicb  auf  der  Hand. 

3.  Die  Stände  sind  bernfen,  die  Rechte  Deijenigen  zn  sehtttBen,  welche 
durch  die  Einfthrnng  einer  Begeatschaft  beschfidigt  werden  kfinnten,  ftUs 
ein  nflherliegendes  Walitnngsniittd  nicht  besaht  —  Es  ist  ein  allgemeiD 
anerkannter  und  flberall  gettbter  GmndsaUt  ^  YolksrertretoBg  die 
Angabe  hat,  im  Falle  von  Bechtsverletzangen,  wekhe  bei  den  regeboiiftaiigen 
Staatsbehörden  keine  Abhittfe  gefunden  haben,  vertfaeidigend  einzoaehieitn 
nnd.Ton  dem  Inhaber  der  Staa^ewalt  Einhaltong  der  Becfatsordnnng  ■ 
verhingea  Diess  findet  namentUpii  bei  allen  Fragen  des  gifentlicfaen  Bectates 
unangefochten  statt.  Es  kann  also  aoeh  nicht  bestritten  werden,  daas  die 
StKnde  zn  schtttzenden  Schritten  befogt  sind,  wenn  bei  Einfthrnng  einer 
BelchSTerweymig  Unrecht  begangen*  worden  ist  oder  begangen  werden  will, 
eine  Abhflife  aber  bei  den  natfindigen  Behörden  nicht  erlangt  werden  kann. 
Allerdings  haben  sie  nicht  selbst  einen  Bechtsaassprach  so  thnn;  aber  ae 
kflnnen  verlangen,  dass  die  Bechtsordnung  im  Staate,  anfiredit  erhalten  weidi. 
Der  aaf  sokhe  Weise  Verletzten  mOgen  mfiglicherweise  Hdirere  sein;  s» 
z.  B.  Btthe  der  Krone.,  welche  gegen  das  6esetz  von  YerhandlnnneBi  oAar 
EatscheidDngen  ansgesdhlossea  weiden  wollen,  oder  .weldien  wegen. ihm 
Antheils  an  gesetzlichen  Schritten  eine  Yerfolgnng  droht;  üaner  Afl"*V*i 
welche  gegen  die  feststehenden  Bestinminngen  nicht  eingemfen  worden  wflno, 
«oder  deren  Stimme  keine  Bemcksichtigang  gefimden  hätte;  Zeogen  und  Saehf 
verständige,  welche  wegen  ihrer  Aussagen  in  Ck$£gJui  kämen.  Sdiwierig  iit 
nur  ^e^Frage,  ob  es  Sadie  dar  Stände  ist,  auch  als  Vertreter  jder  Bechle 
des.Fflrsten  seihst  zu  handeln?  Im  gewöhnlicben  Laufe  der  Dinga  ist  naMP' 
lieh  die  JStändeversammlung .  nicht  dazu  benifien,  persOnUehie.  Backte  des 
Staatsoberimaptes  zu  vertheidigen.  Theils  ist  sie  nicht  hienu,  sondern  Viel- 
au im  Gegentbdle  zur  Vertheidigiing  de^edgen  Bedite  berufen,  wdehe 
er  verletzen  mflchte;  theils  hat  der  FOrst  IQttel  genug  an  der  Hand,  das 
fhm.Zoetebende  selbst' zn  wahren..  Allein  in  dem  vorliegenden  Falle -liegt, 
dn  aasserordentUches  Verbältnisa  vor.  .Unter  dem.  Verwände,  äass  der 
Forst  peraOnlid)  unfiüiig  sei  zur  Versehung^aeiner  Stellnnir»  ^  er  der- 
selben auf  ungerechte  -Weise  benudil,  vieUeicbt  sonst  in  Schaden  versetzt 
werden,  s.  B.  tn  Vermfigensverhältnisien.  •  Die  höchste  Behörde  des  -Staates 
ist  die  Urheberin  oder  wenigstens  Mitschuldige;  die  eigenen  Verwandten 
stimmen  zu.  Leidit  isl  es  Uer  nun  mO^^eh,-  dass  ein  noch  junger,  ein  ab- 
wesender, oder  ein  in  .Geschäften  unerfehrengr  FOnt  skh  der  ihm  drohenden 
Bechtsverletzung  nicht  za  erwehren  wflsste  ohne  Httlfe  der  Volksvertretiing. 
Es  geht  nnn  nicht  nur  geigen  das  Gtefllhl,  den  Forsten  blflflos  zu  lassen,  wvl 
er  das  rechtUehe^berhaopt  und  kein •Unterthan  Ist;  sondern  es  muss  nameat- 
.  lieh  auch  bedacht  wcfden,  dass  4ic  Becbtssicberheit  der  Unterthaaea  da 
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ebenfalls  gefährdet  ist,  wo  das  Staatsoberhaapt  selbst  seine  persönlichen 
Recht«  nicht  zu  schützen  vermag.  Ob  es  in  einem  Gesetze  geschrieben  ist 
oder  nicht,  es  wird  immerhin  liiu'  ohrtJivollc  und  glänzende  Handlung  der 
Stände  sein ,  wenn  sie  den  cigcnrn  Fürston  verthcidigt  und  bewirkt,  dass  ihm 
kein  Unrecht  geschieht.  Und  auch  ihm  wird  es  nicht  zur  Unehre  gereichen, 
wenn  er  bei  den  Vertretern  seiner  Untertbanen  gegen  treulose  Küthe  und 
ungerechte  Verwandte  Hülfe  Hndet. 

4.  Eine  letzte,  allerdings  nicht  in  rechtlicher  wohl  aber  in  politischer 
Beziehung  bedeutende,  Einwirkung  der  Stände  im  Falle  einer  Reichsver- 
wesung ist  die  Beruhigung  des  Volkes  hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  des 
Schrittes  und  der  Gesetzmässigkeit  der  ergriffenen  Maassrcgel.    Jeder  unbe- 
gründete Anspruch  muss  verstummen  und  jeder  selbstsüchtige  Umtrieb  ist 
erschwert,  wenn  die  Volksvertretung  die  Thatsachen  untersucht  und  ihre 
ausdrückliche  Zustimmung  zur  Rogierungsübernahme  von  Seiten  des  bestimmten 
Verwesers  gibt.    Dass  dadurch  die  moralische  Kraft  des  Letztern  erhöht  und 
seine  Stellung  befestigt  wird,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung,  ist  aber  als 
ein  nicht  zu  verachtender  Vortheil  zu  betrachten. 

Diesen  Erwägungen  sind  denn  nun  auch  beinahe  sämmtlichc  neuere 
SUat&grundgesetzc  gerecht  geworden.  Nachdem  schon  früher  während  der 
mehr  patriinonialen  Auffassung  der  Regierungsrechte  die  Stände  häufig  bei 
der  Bestellung  von  Vormundschaften  und  sonstigen  Stellvertretungen  eine 
Stimme  gehabt  hatten,  nicht  selten  ihnen  sogar  ein  Antheil  an  der  vor- 
mund&chaftlichen  Regierung  eingeräumt  wurde,  im  Ganzen  freilich  ohne 
festen  Gnindsatz  und  mit  manchen  Verschiedenheiten  im  einzelnen  Falle 
ist  man  zu  der  Einsicht  gekommen,  dass  es  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Verfassung  und  Gesetzgebung  sei,  genaue  und  für  alle  Fälle  passende  Vor- 
schriften über  den  Eintritt  der  Regierungsvertretung  und  über  den  Antheil 
der  Stände  an  demselben  zu  erlassen.  Offenbar  gab  die  wiederholte  Noth- 
wendigkeit einer  Regentschaft  während  der  Regierung  Gcorg's  lü.  von  Eng- 
land, sowie  die  Vorschrift  der  französischen  constituii'enden  Versamm- 
lung über  Reichsverwesung  den  Anstoss  hierzu,  und  es  sind  auch  die  in 
vielen  Staaten  getroffenen  Bestimmungen  in  grosser  Gleichförmigkeit  ge- 
l»alten  worden.  Sind  sie  auch  nicht  alle  gleich  vollständig,  und  weichen 
wie  natürlich,  in  manchen  untergeordneten  Puncten  von  einander 
ab:  so  ist  doch  eine  Theilnahme  der  Ständeversanmilung  fast  ausnahmslos 
im  leitender  Grundsatz während  mit  ebenso  grosser  Gleichförmigkeit  der 


>)  8.  hierüber  J.  J.  Moser,  deuUche«  StJiaUrecht,  Bd.  XVIH,  S.  M3. 

>)  Die  TheilnAhmo  der  Stünde  an  der  Bcaleltuni?  von  RegeDtechaHen  Ut  niclit  gleichmäui^ 
Jfordnel  In  Bexlehung  auf  die  verMhicdcncn  moKÜchoD  Fälle  einer  Vcrtretunif,  In  so  ferne  tbeila 
•'Mtlnc  ürundgeaeue  Überhaupt  umfassendere  BoBtiin:nunfi:en  culhaJten  und  mehrere  Fülle  be- 
•*ek«lchllgpn  als  andere.  thcUs  der  elfcmen  Eutoihcidunif  des  Staatsoberhauiiics  bald  u«hr  bald 
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dem  monarchischen  Principe  in  drr  '^ncho  gebührende  Einflu?s  gewahrt  ist 
durch  die  den  Rüthen  dor  Krone  und  den  Agnaten  zuget heilte  Initiative. 
Nur  die  spanische  Cortesvcrfassiuig  von  1812,  und  was  sich  von  Gesetzen 
an  sie  anschliesst,  versäumte  die  letztere  Rücksicht  und  gab  der  Volksver- 
tretung vorwiegenden,  wo  nicht  ausschliesshchcn,  Einfluss.  Es  kann  somit 
die  ständische  Mitwirkung  zu  einer  nolhwendig  gewordenen  Rcichsverwesung 
nicht  nur  als  eine  theoretische  Forderung  des  constitutionellen  Systcmes, 
sondern  auch  als  ein  im  positiven  europäischen  öffentlichen  Kechte  fet« 
stehender  Grundsatz  betrachtet  werden. 

Die  eiuT^elnen  aus  diesem  Grondiatze  fliessenden  rechtlichen  Folgerungen 
sind  aber  naehstehende : 

Vor  Allem  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  in  jedem  vorkommenden 
Falle  die  positive  Landesgesetzgebung  zunächst  zur  Anwendung  kommt, 
und  dass  also  nicht  nur  ihre  ausdrücklichen  Vorschriften  genau  zu  voll- 
ziehen sind,  sondern  auch  zur  Ordnung  eines  nicht  besonders  vorgesehenen 
Falles  ihr  System  anzuwenden  und  also  die  Frage  nach  Analogie  zu  ent- 
scheiden ist. 

Bei  der  nicht  selten  grossen  Kürze  und  üffenl)ureu  Lückenhaftigkeit  der 
Bestimiiiuiigen,  so  wie  in  den,  freilich  nicht  zahlreichen,  Staaten,  in  welchen 
jede  gesetzhche  Norm  Uber  das  Verhalten  der  Stünde  zu  den»  Eintreten 
einer  Reichsverwesung  fehlt,  können  jedoch  auch  Fälle  zur  Entscheidung 
kommen,  für  welche  das  geschriebene  Gesetz  keine  Vorschrift  und  nicht 
einmal  einen  Anhaltsimnkt  darbietet.  Für  solche  Vorkomnu uheiten  ist  es 
denn  wissenschaftlich  nolhwiudig  und  praktisch  zweckmässig,  die  aus  der 
allgemeinen  Natur  des.  ganzen  Verhältnisses  sich  ergebenden  Grundsätze 
aufzusuchen. 

Iii  er  ist  denn  der  Satz  an  die  Spitze  zu  stellen,  dass  auch  in  solchen 


weniger  UberlaMoo  Ut.  £a  sind  d*ber  die  BerechtigODgen  der  8t&nde  lucb  deo  einielneo  Jivth- 
wewUfckrilwi  cinw  BegtanugmnraMUiv  iMMnden  wiftalllliraB.  —  Im  allea  FUlaa,  alio  bd 

eblflMher  und  nicht  zum  Voraiw  bcilachter  Mitiflcrlührigkelt,  bei  oincr  von  dem  Vurfiihrer  weffen 
TOnnwaiclitUcber  UnüUiigkeit  des  NttdU'olgurs  beab^ditigtea  Ordnung,  endücli  bei  einer  wätuiind 
dvBflglcnnff  «lafeMMtenM  UnSUgMt  Mb  ile  flUad«  ndtawlifeeD:  Im  Prevwea,  AftM; 
in  Luxemburg,  V.-U.  von  iWJj,  Art.  6;  in  England-,  in  den  Niederlanden  nach  den  Ver- 
fiuftUQgen  von  iblä  und  iMSj  in  Belgien;  in  bpituien  nacb  den  VerlMsungeu  von  itu  und 
IS». »  M  etBteeh«MlBd«rJShrtckelC{  ud  sivar  wen  ür  Mmntmertdtaw  dB» 
besondere  Vorkehrung  lu  treflen  wünscht:  in  Coburg-Gothn,  V.-U.,  ^  Ii;  Oldenburg, 
Art*  Si;  Keuie,  J.  L.,  Ü  46;  in  Emuuiglung  eines  ge«etiUcli  Berufenen  aber  in  Uraunscb  weig, 
S  1*.  ~  B«i  fliBMr  BBtev  dem  Vorginff«r  b«r«tta  •lehtbareB  ÜBfihlffkBtt:  Ii 
Sachsen.  S  10;  Württemberg,  S  IS;  Kurhessen.  V.-U.  von  1831,  S  7;  Coburg-Gotha, 
S  lö;  Uldenbarg,  Ii  Xli  Beuaa,  J.  L.,  |i  40;  Wal  deck,  %  a.  —  Bei  einer  während 
•lB«r  K»gl«r«at  BlBgetreteBeB  UaniVgliclik«!!  der  8elbetreffler«Bc:  la 
Öayern,  11,  Ii;  Kr.  Sachsen,  S  Ii;  Württemberg,  S  13;  Hannover,  V.-U.  von  18111^ 
S  Vi;  Kurbessen,  1831,  %  7;  Coburg-Gotha,  |  16;  Oldeobarg,  Art  ta,  S  l;  AnbBlt* 
Beraberg,  SM;  Beats,  J.  L.,  $  46;  Waldeek,  |A  ^  BlseadiiiBUeh  M  die  Batiah 
mun(7  der  hannover'Kchen  Verfassung  vun  l»iO,  S  30,  daM  die  Kegentschaft  getellBdl  eialNla^ 
wenn  die  üttuide Versammlung  vier  Wochen  lang  koiae  Erklärung  von  sieb  gebe. 
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eomUtotioiiellai  Honarehieen,  welche  eine  Theilnalmi«  der  ToDuvertretimg 
aa  dem  Eintreten  einer  liegentsduift  nicht  «udrttdclich  vorschreiben,  aber 
aadi  nicht  untersagen,  eine  Mitwirkung  der  Stände  rechtlich  fest- 
steht  Die  Gründe  hierfür  sind  in  den  vorstehenden  allgemeinen  Betrach- 
tiögen  aber  däa  Vethlltnise  der  Yidkffertretimg  zu  der  fraglichen  An- 
geligenheit  enthalten,  namentlich  In  dem  Nachweise  der  rechtlichen  Noth- 
uoidigkeit,  einerseita  den  verfimsungsmässigen  Gehorsam  der  Unterthanen 
neifBlloB  featwrt^Bw,  andererseits  eine  rechtzeitige  and  onnralMiafte  Ge- 
kgenheit  mr  Bechtewahnuig  zu  geben.  Es  wiie  ehie  anrichtige  Beweis- 
fUmmg,  wenn  eine  Zorodnraisong  ständischer  Hitwirknng  durch  einftche 
ffinwcising  auf  das  Stillacbwaigen  des  Gnmdgesetses  begründet  werden 
wollte.   Ohne  ZweUU  ist  es  ein  nAerlanblea  Yer&hren,  Rechte  ftr  die 
Sttnde  in  An^mch  m  nehmen,  Ihr  welche  sich  heine  Grondlage  in  der 
iben  ehigerianten  ond  gebtUnreaden  Stellnng  finden  lässt  Namentlich 
bnn  von  einer  weiteren  Beschrflnkong  der  Begienmgsrechte  des  Staats- 
eberhaaptes  keine  Bede  sein,  wenn  kein  Anhaltspunkt  Uerra  in  dem  posi- 
tilw  Oeeetie  ist,  indem  ^eae  Beachrlnkungen  Ausnahmen  von  der  Begel 
ihid,  wdcbe  denn  aach  als  sokhe  behandelt  und  ausgelegt  werden  mflssen. 
ADcia  daadt  ist  nicht  gesagt,  dass  es  nicht  vollständig  erlaubt  und  unter 
MlBden  reehtUch  nothwendig  sei,  aus  dem  allgemeinen  Gedanken  der 
Tolbveitretang  in  U)gisch  richtiger  Weise  Schlflss«  zu  aiehen,  und  in  Folge 
tafi  ständische  Bechte  in  Anspruch  aa  nehmen,  welche  in  der  gesehiie- 
^ji^ilMMmingsorknnde  nicht  erwähnt  sind.  In  richtiger  Weise  verstanden 
lit  dff  Sau,  dass  die  ganze  Yertoung  eines  Staates  nicht  in  der  Yerfiu- 
■■^parkande  begriffen  sei,  eine  unbestreitbare  WahAeit  Wenn  es  also 
«  den  allgfimein  anerkanntea  Qrpndaätien  des  constitutionellen  Staatsrechtes 
SthArt,  dass  keineilei  gmddsätdichei.Beehtfveranderung  im  Staate  vorge- 
ttnaaen  werden  darf  ohne  Wissen  and  iSustinunung  der  Yelksvertietaag: 
ta  lian  es  auch  keinem'  ZweUsl  anterUegen,  dass  eine  so  richtige  und- 
^HWlgruttiida  ^e^tsveränderaag.,  wie  sicherlich  die  üebertrqnmg  der  ge- 
"jjBten  Begieiawgii  echte  aasserhalb  der,  regebdässigen  Ordnung  and  die 
Teqifliefai^ttl.^  gesammten  Uhtertbanen  aam  verftssangsmässigen  Gebor' 
^  gagOB  eineD  anderen  als  den  ugaborenea  Forsten  ist,  nicht  ohne  Za- 
^itoaqg  der  Stände  geschehen,  sei  aach  der  FaH  In  der  Yer&ssangs- 
^^pde  nicht  aasdrflcklich  ervfähiit  —  Es  lassea  sich  allerdings  einietaie. 
Mb  von  fogentheiligem  Yerhalten  anflihren;  allein  dieselben  können  ledig- 
|la  leiwiae  llr  das  noch  nicht  vollständige  Darchdrlngen  des  Geistes' 

jMpM^^  iil^yea^  dMä  dein  lliniaCerlam  das  and; 

^HHMittji^  ergreifen»  ila 'Falle  dl».  SlaatS' 

^H8pSKSr«^lite'&^^  sei  es  währead  der  tiaaer  der 
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B«giening,  dnreh  Abweeeolieit  oder  KnnUieit  «user  Stand  gmekit  ist,  die 
Staatsangelegeiihdteii  selbst  sn  besorgen.  Es  ist  diess  allerdings  eine  üeiber- 
sdirdtnng  der  regelrnftssigen  Befiignisse  der  obersten  Bitbe  der  Krone;  allein 
es  ist  eiik  NotbM,  nnd  ein  uftheres  Recht  sar  Yomahme  ^taatlicber  Hand- 
loBgeii  steht  In  der  Honarehie  Niemand  an.  Es  könnte  fidi,  irenn  deai 
Ministerinm  dieses  Becht  abgesprochen  würde,  nur  von  den  Agnaten  odsr 
von  der  Standerersammlnng  handeln;  allein  bei  beiden  irftre  die  Abweiding 
von  der  regebnässigen  Ordnung  noch  grosser  nnd  die  An|dogie  mr  Bered- 
tignng  entschieden  ferner.  —  Die  Agnaten  haben  in  der  Monarchie  des  nea- 
zdtigen  Bechtsstaates  gar  keinen  Antheil  an  den  StaatsgesdiSften,  nnd 
keiiyerlei  Berecbtigong,  Gehorsam  ftr  eine  von  ihnen  aasgehende  Anordmag 
zn  verlangen,  Bei  es  von  den  Behörden,  sei  es  von  der  Stflndeversamadnogt 
sei  es  von  den  Unterthanen  onmittelbar.  Ihre  einzigen  BechtsbevoingV9B*n 
bestehen  in  dem,  freilich  sehr  vrichtigen,  eventncSlen  Bedite  aaf  die  Bagit- 
mng  äes  Landes  nach  den  Torschriften  des  EiUblgeredites  .vttd  der  Eri»- 
folgeordnong;  in  einem  Ansprache  anf  standesgemässen  Untiolialt;  nnd  viel- 
leicht in  einseinen  EhrenvonSgen.  Ihre  Ansicht  Uber  die  NoUiwindigtoit, 
Gesetdichkeit.  im4  Zwetjfcmlssigfceit  von  staatsrechtlichen  Handlangen  ist 
dorchans  nicht  maassg^iend,  es  sei.  denn  in  sq  tae^sie  dieselben  als 
Mitglieder  einer  Abthetlang  der  Ständevemammlnng  und  anf  ihrem  Platze  in 
derselben  aassprechen  und  hierbei  Beachtoi«  finden.  Bandelt  es  alch  also 
von  einem  Ersatae  für  den  im  Aagenbiidce  fehlenden  Villen  des  Staatspber- 
hanptes,  so  geht  ihrer  snliiektiven  Ansidit  entschieden  eineLAnordnang.iw, 
welche  von  der  Gesammtheit  der  mit  der  obersten  Leitang  der  Staats^ 
gescbflfte  nnterhalb  des  Fürsten  bereits  fttmdich  nnd  rechtlich  betraaten 
Beamten  getroffen  wird.  Allerdings  fehlt  einer  solchen  Anordnong  die  Genab- 
migang  des  Staatsoberhauptes ,  und  sie  ist  somit  eine  Ausnahme  und  nur  in 
einem  NotfafaUc  denkbar;  aber  ihr  Eintreten  ist  doch  die  geringste  Ab- 
weichimg  von  der  gesetzlichen  Ordnung  der  Dinge,  nnd  bat  soihit  auf  die 
rechtliche  Yermuthung  mehr  für  sich,  als  ein  Staatsact  von  Seiten  Solcher, 
wddie  mit  der  Vornahme  von  Regicrungshandinngen  bisher  gar  nicht  beauf- 
tragt waren  und  die  im  regebnässigen  Staatsorganismos  gar  keine  handelnde 
SteUnng  haben.  Diess  ist  denn  anch  allen  Gesetagebangen ,  welche  sich  Qbar 
diesen  Ponkt  ausdrücklich  ausgesprochen  haben ,  so  einleuchtend  erschi^v^ 
dass  nicht  eine  eimdge  den  Agnaten  die  Einleitui^  zu  den  nothwendigra  Schritten 
übertragen  hatr  —  Was  aber  die  St&ndeversatnmlririg  betrifift,  so  widNi|t^|||bi 
CS  der  ganzen  Bestimmung  einer  solchen  ,  selbstständige  Vorkehrung  zor 
.  Bflgela{|g  von  Staatsaugok'genhciten  zu  treffen.  Ihre  Aufgabe  ist  nur,,  dar- 
über zu  wachen,  dass  kttne  Bechte  verletzt  nnd  das  Wohl  des  Staates  be- 
achtet  bleibt,  wenn  von  Seiten  der  zuständigen  Gewalten  gehandelt  wird. 
■Auch  ist  za  bedenken,  dass  dieselbe  nicht  nothwendigerweisc  mit  den 
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Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  genau  vertraut  ist,  und  in  ünkenntniss  der 
Noth wendigkeit  einer  Stellvertretung  den  rechten  Zeitpunkt  zur  Einleitung 
einer  Regentschaft  leicht  versäumen  könnte  zum  grössten  Nachtheile  des 
Staates.  Endlich  ist  sie  keineswegs  immer  versammelt,  und  es  könnte  ent- 
weder hierdurch  ebenfalls  eine  grosse  Verzögerung  eintreten,  oder  es  müsßte 
das  ans  maimchfachen  Gründen  sehr  bedenkliche  Recht  des  Zusammentrittes 
ans  eigner  Machtvollkommenheit  auch  noch  eingeräumt  werden. 

Als  dritter  Grundsatz  scheint  unzweifelhaft  aus  der  ganzen  so  eben  be- 
sprochenen Stellung  der  Agnaten  hervorzugehen,  dass  denselben  eine  be- 
sondere Mitwirkung  oder  gar  ein  ausschliessliches  Recht  bei  der  Feststellung 
einer  Regentschaft  nicht  zusteht,  wo  dieselbe  nicht  ausdrticklich  durch 
das  Gesetz  angeordnet  ist.  —  Handelte  es  sich  davon,  irgend  eine  Ver- 
änderung in  dem  ihnen  zustehenden  eventuellen  Erbrechte  vorzunehmen,  so 
wäre  allerdings  ihre  Zustimmung  nothwendig.  Allein  dieses  Erbrecht,  sowie 
Oberhaupt  die  ganze  rechtliche  Stellung  der  Agnaten,  bleibt  ganz  unange- 
fochten; und  wenn  einer  aus  ihrer  Mitte  durch  die  Verhinderung  des  zur 
Thronfolge  Berufenen  früher,  als  sonst  geschehen  wäre,  mit  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  beauftragt  wird,  so  ist  hierin  kein  Grund  zu  ersehen,  ihnen 
Eämmtlich  eine  staatsrechtliche  Stellung  zu  geben,  welche  sie  unter  anderen 
Voraussetzungen  nicht  haben.  Einfache  Sache  des  Anstandes  und  der  Klug- 
heit, aber  auch  nur  dieser,  wird  es  freilich  sein,  dass  sich  die  mit  der  Initiative 
beauftragten  Minister  mit  den  Verwandten  des  Fürsten  ausseramtlich  in's 
Benehmen  setzen,  um  auch  deren  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  einer  Stell- 
vertretung und  ihre  Kenntiiiss  von  den  Thatsachen  zu  vernehmen;  allein 
wesentlich  hiervon  verschieden  ist  ein  selbstständiges  Handeln  der  Agnaten.  — 
Gegen  diese  Auffassung  lässt  sich  freilich  einwenden,  dass  ein  Theil  der 
positiven  Gesetze  über  das  Regentschaftswesen  eine  besondere  Agnatenver- 
sammlung  anordnet  und  weiteres  Vorschreiten  von  Seiten  des  Ministeriums 
von  deren  Zustimmung  abhängig  macht »),  Es  ist  jedoch  dieser  Umstand 
nicht  hinreichend  zur  Begründung  eines  Rechtes,  wo  ein  solches  nicht  aus- 
drücklich  gegeben  ist.  Das  blosse  mehr  oder  minder  häufige  Vorkommen 
in  fremden  Staaten  begründet  rechtlich  keine  Analogie ;  eben  so  wenig  geben 
blosse  Zweckmässigkeitsgründe  und  Rücksichten  einen  rechtlichen  Anspruch. 
Dass  aber  aus  allgemeinen  Lehren  des  constitutionellen  und  überhaupt  des 
neuzeitlichen  Rechtsstaats  den  Prinzen  vom  Hause  keine  Regierungsrechte 
oder  sonstige  eigenthümliche  Ansprüche  an  die  Staatsordnung  zustehen,  ist 
vorstehend  bereits  nachgewiesen  »). 

0  Es  i»l  dlea«  nämlich  angeordnet  im  K.  Bachsen,  V.-U.,  $11;  Württemberg, 
V.-U.,  S  13;  Hannover,  V.-ü.  von  1840,  §  13;  Karhessen,  V.-U.  von  1831,  S  8;  Coburg- 
Gotha,  V.-U.,  S  13,  15  und  16;  Oldenburg.  V.-U.,  Art.  2S,  S  1,  (nur  wenn  die  Stände  es 
verlangen.). 

St)  £)De  Widerlegung  der  entgegenstehenden  An«icbt  Zöpfl'  a.  oben,  8.  183,  Aamerli.  I. 
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In  Bedehnng  ftaf  die  stftndisclie  Theilnahme  bei  der  Ein« 
setsQ&ir  einer  Regentschaft  sind  dann  aber,  Tiertens,  folgende  FlOe 
und  Fonnen  der  Thiltigkeit  zn  nntenchdden: 

Am  einfiUBlisten  ist  natOrUdi  liSeSadie  bei  einer  Rdehsverwesnig,  wddie 
durch  die  Minderjährigkeit  des  Fürsten  Teranlasst  wird.  Hier  ist  die 
Tbatsacbe  oiTenkondig,  nnd  es  bedarf  keinerlei  Untersaehong  derselben. 
Erforderlich  ist  lediglich  eine  Anerkennung  der  Thatsache  nnch  durch  die 
Stände,  sowie  eine  Zustimmung  derselben  zu  der  Uebemafame-der  Bcgienuig 
durch  den  betreffenden  Berechtigten.  Dass  aber  diese,  wenngleich  nur  foi' 
meUe  Thätigkeit  nicht  unterlassen  werde,-  erfordert  nicht  mir  die  Schiek- 
Itcbkcit  and  die  correct«  Einhaltung  der  gegenseitigen  YerhUtnisse,  soadeia 
auch  die  immerhin  bestehende  Möglichkeit  ein«*  Bechtswahrnng.  — -  ISue 
sachliche  Wirksamkeit  würde  die  St&ndeversanmdung  nur  in  dem  einai  Falle 
zu  entwickeln  haben ,  wenn  hinsichtlich  der-  Person  des«  zur  Begentscfaaft 
Berufenen  in  einem  Staate  weder  ein  bestimmtes  Gesetz  noch  ein  sicheres 
Gewohnheitsrecht  bestflnde.  Aach  hier  wSre  es  der  gin^  Bechtsisge 
allein  angemess^,  wenn  Ministerium  und  Stände  sich  verständigten.  Bin> 
sichtlich  der  zum  Stellvertreter  zn  berufenden  Person  bestinde  (immer 
völliges  Schweigen  der  Gesetze  und  Gewohnheitsrechte  vorausgesetzt)  freie 
Wahl.  Unzweifelhaft  wäre  in  den  meisten  Fällen  der  nAchste  regienings- 
ftbige  Agnat  bei  weitem  der  Geeignetste  ;  und  wäre  es  nur  aus  dem  Grunde, 
weil  in  dem  Falle  eines  frtthen  Todes  des  zu  bevormundenden  Fürsten  als- 
dann ein  neaer  Regierungswechsel  eher  vermieden  wttrde.  Allein  eine  redU- 
liche  Nothwendigkeit  zur  Wahl,  dieses  oder  aberhaapt  eines  Agnaten  ist 
keinesw^  anzuerkennen 

Ein  zweiter  Fall  der  Thätigkeit  ergibt  sich,  mma  der  regierende 
Forst  wegen  der  schon  bei  seinen  Lebzeiten  vorauszusehenden  Unfähigkeit 
seines  Nachfolgers  Vorkehmng  zu  treffen  beabsichtigt.  Wenn  hier  nidit 
etwa  dem  Staatsoberhaiipte  ausdrücklich  eine  einseitige  Verfögim^  gestattet 
ist,  so  kann,  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  die  Entfernung  des  Erbberech- 
tigten von  der  Seibstregierung  nur  durch  ein  förmliches  unil  feierliches 
Staatsgesetz  geschehen.  Ein  solches  ist  nothwendig  sowohl  in  Beziehung  auf 
den  für  unföhig  zn  erklärenden  Fürsten ,  als  zur  unzweifelhaften  und  legalen 
Ordnung  des  Unterthanengehorsams.  Zu  besonderen  Formen  und  Bedin- 
gungen der  ständischen  Mitwirkung  ist  jedoch  in  dem  angenommenen  Falle 
keine  Veranlassung.  Es  wird  sich  also  die  Thätigkeit  der  Stände  auf  ihre 
gewöhnliche  Mitwirkung  zur  Zustandebringang  von  Gesetzen  beschränken; 
wie  diess  auch  ausnahmelos  in  allen  jenen  neuen  Gesetzen,  welche  diMen 
besonder« n  Fall  rcgebi,  angenommen  ist*).  Nor  versteht  sich  von  selbst, 

1)  8.  blerttbw  ob«,  8.  IM  ftp 

«)  Vm  taM«  OnnafwMi  MW  mm;  dl«  pr««i«lsek«  y«-Un  AitM;  dtok. 
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dam  es  der  Sttodeverwunmliing  ToUkommes  freisteht,  sich  aOe  ihr  noth- 
wendig  scheiiieiide  Aofldftnmg  flher  den  Thatbesland  n  verschaffen,  nnd 
daSB  sie  zn  dem  Ende,  wenn  sie  es  fSr  notbirändig  erachtet,  anch  eine  selbst» 
sündige  Enqo^  za  Teranslalten  berechtigt  ist  FaUs  eine  Zustimmiing 
der  atandevemammlnng  ai  den  Vorschlage  des  Staatsoberhauptes  nicht  m 
gewinnen  ist,  bleibt  selbstredend  das  Becht  des  Nachfolgers  auf  Ehverbong 
der  B^enüig  und  eigene  Ansflbnng  derselben  «mächst  ongeschmllert,  and 
«B  wird  sich  mm  im  Yerlanfe  dieser  Regienmg  «igen,  ob  sie  wirklich  fbirt-. 
geseilt  werden  kann. 

Det  schwierigste,  aber  anch  der  wichtigste  Fall  ständischer  Wirksanikeit 
tritt  da  ein,'  wo  eine  persönliche  ünfthig^eit  nur  Sdbstregienmg  entweder 
gleich  bei  dem  Thronwechsel  vorsoliegen  scheint,  ohne  dass  bereits 
anter  dem  Yorglager  eine  Bestimnnmg  getroffen  wtre,  oder  wo  sich  eine 
(Taftbigkeit  rar  weitem  Besorgong  der  Staatsgesehifte  nach  bereits  an* 
getretener  Begiervng  aeigt  ffier  sind  denn  in  Besiehong  auf  die 
Tbitii^rait  der  StCodeversammlnng  nachstehende  Punkte  besonders  in's  Ange 

Vorerst  irfrd  sich,  wenn  die  VoOcsrertretnng  nicht  ohnedem  nnd  raftOig 
irenanrndt  ist,  der  Fall  ereignen,  dass  sie  einer  bloss  vom  IfiaistMom  ohne 
Genebmigong  des  Fürsten  aoagehenden  Einbemfimg  Folge  n  leisten  hat 
Da  eiae  sokhe  loffordernng  in  gewöhnlichen  Fallen  nngültig  wlre,  nnd  sich 
anch  -die  StSndemitgliedar  durch  eine  Befoignng  schwerer  Verantwortiing 
aassetim  würden:  so  moss  in  der  Anffordernng  des  Mlnisterimns  jeden  Falles 
die  Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Fürsten  ansdrücklich  als  Beweg-  md 
Bechtfortignngsgnmd  des  ansserordentUchen  Schrittes  erwähnt  sein,  and  es 
onus  ftberdiess  in  demjenigen  Staaten,  in  welchen  eine  Torgängige  Agnaten- 
vevsammhmg  nnd  'eine  Zostimmong  derselben  in  der  Beichsrerwesong  tot- 
geschrieben  ist,  diese  vorangegangen  sein,  nnd  dieser  Thatsacbe  ebeoMs  in 
der  Einbemfimg  Erwähnung  geschehen.  Nnr  nnter  diesen  Voraossetnngen 
ist  die  Stättdeversamndnng  m  einem  Zoiammentritte  berechtigt,  dann  aber 
auch  keiner  Verantwortlichkeit,  für  die  Befolgung  der  Anfforderong  ausgesetzt, 
welches  schliessliche  Eigebniss  immer  sicfi  heraosstellen  mag.  —  Zn  einem 
selbstständigen  nnd  -ohne  Anfifordemng  des  Ministeriums  erfolgenden  Zup 
saxnmentiitte  ist  die  Ständeyersammlong  (eine  im  Gesetze  ansdrücklich  ge- 
gebene Erlanbniss  bierza  ansgcnommen)  nicht  berechtigt,  anch  wenn  etwa 
grosse  Anzeichen  .der  Nothwendigkeit  einer  BeicfasTerwesong  ^mrliegen  sollten. 


•iebsiiche,  Sio>  dicwUrttemberffische,  $12;  diekurbesgische  von  183t,  $  7; 
4l0COkiirir-irotbftische,  <i  15;  die  oldenbargiache,  Art.  81;  die  rens  sische  J.  L., 
%  4«;  die  w«Ideek'8che,  S  M.  —  Die  gleiche  Bestimmung  gilt  in  der  niederländischen 
VerfiiManf  von  1848 ;  ebenso  wird  in  K  n  g  1 «  n  d  Jeder  Fall  einer  Kuichsvonresun^  dturch  eiae 
PiithniBiNwte  eenf«ilt,  Modi  «odi  der  voiUetendji. 
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Ueber  die  ständischen  Rechte 


Die  Yeraiitwortliclikeit  der  Utkteriassniig  trifft  nidlit  die  Stiode,  «Hidem  das 
HinisteriiiiiL  Nicht  nothwendig  aber  ist  es,  die  Innige  apsdrttddicli  sa  be- 
sprechen, weldie  reehtlicfae  Folgen  ein  eigenqiAchtiger  Zosunientritt  der 
Stande  lifltte,  wenn  die  ünteriasaong  der  Einbemfimg  dnrch  die  «iitlndBge 
Behörde  den  Untergang  des  Staates  herbeinflihren  drohte;  ffier  liegt  ein 
KothM  vor,  welcher  niebt  qach  den  gewöhnlichen  Rechtsrogeln  m  he- 
nrtheflen  ist  .  . 

Sine  zweite  Eigenthflmlichkeit  des  nntergestellten  Falles  ist  esj  daaa  saA 
die  StAndeversanunloi^  mit  einem  nur  von  dem  Ministerinm-,  ohne  BcfeU 
des  Fürsten,  vielleieht  selbst  nnter  dessen  ansdrflckliehem  Widerspruch,  an 
sie  gebrachten  Vorschlage  .zn  beschftftigen  hat.  Die  Berechtignng  hierm 
liegt  aaf  der  Hand,  sobald  Recht  und  Pflicht  snm  Zosammentritle  anaser 
Frage  stehen. 

Es  versteht  sidi  von  selbst,  dass  das  Ministeciom  nor  mit  einem  voUen 
Nachweise  der  die  Selbstregiernng-  unmöglich  machenden  thatsüchKchen  Um- 
stinde  vor  die  Stfindeversammlnng  treten  wird«  Allein  nichts  hindert,  drittens,, 
die  Yersammlnng,  wenn  sie  diesen.  Beweis  niclit  fiür  voUstandig  geAlhrt  er- 
achtet, selbst  weitere  Untersnchnngen  zn. veranstalten.  Nicht  ,die  Uehei^ 
zengnng  des  Ifinisterinma  nnd  etwa  der  Agnaten,  sondern  nnr  die  eigeae 
köiinen  die  Stande  berechtigen  zur  Einwilligung  in  eine  Regentschaft.  Nor 
ihrem  Ermessen  Ueibt  es  daher  ancb  flberU»sen,  welcherlei  Beweise  der 
R^lierangsnnf&higkeit  sie  fOr  genflgend  nnd  nothwendig  erachtet  Ton 
streng  rechtlichem  und  processaalischem  Bewdse  braacht  gbrignur  natttrlich 
nicht  die  Rede  zn  sein.  Die  Yolksvertretmig  handelt  nicht  als  ein  Gericht, 
sondern  als  eine  politische  Körperschaft.  Somit  bedi(rf  sie  allerdings  einer 
morschen  Ueberzengung;  eine  solche  genügt  aber  anch.  So  wie  sie' denn 
also  einer  Seits  sich  der  Erbringnng  eines  ftosserlidi  nntadelhaften  Beweises 
nicht  zu  fügen  braucht,  wenn  ihr  derselbe  eben  nnr  formelle  aber  nidit 
thatsftchlichc  Wahrheit  zu  geben  scheint:  so  mag.  sie  aitf  der  anderen  Seite 
sich  mit  Beweismitteln  zofriedeosteUdi,  welche  eine  streng  technische  Beweis- 
kraft nicht  haben. 

Die  nftchste  Auijgabe  fflr  die  StfindeversamndnQg  ist  die  förmliche  An- 
erkennung der  Nothwendigkdt  einer  Beichsverwesnng.  Es  darf  darttber 
kein  Zweifel  sein ,  dass  wirklich  der  ausserordentliche  Regierangszostand  ä 
Recht  besteht  nnd  die  Billigung  der  Volksvertretung  erhalten  hat  Es  ist 
diess  daher  anch  in  den  meisten  Gesetzen  vorgeschrieben. 

Nicht  vollkommen  gleichbedeutend  hiermit  ist  die  itzt  der  Reihe  nach 
folgende  Anerkennung  der  Person  des  Reichsverwesers.  Es  kann  die  Noth- 
wendigkoit  einer  Regentschaft  anerkannt  sein,  ohme  di^  damit  auch  Ober 
das  Recht  einer  bestimmten  Person  zu  deren  Fflhrung  entschieden  ist;  oder 
aber  kann  swair  wohl  eine  bestimmte  Person  oder  eine  gante  Klasse  von 
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Penonen  als  benditigt  erkUrt  ,  aber  im  concretAD  Falle  thatrtctlfdi  nicbt 
▼orlmidea  sein.  Nach  .eimefaien  positi?eii  GeMtan  ateht  sogar  die  Wahl 
eines  fiddisvenieaers,  sd  es  in  erster  Linie  sd  es  in  Ennangclung  be- 
stimmter gesetdUdi  Berechtigter,  den  StSnden  allein  «der  gemeinschaftlich 
mil  anderen  Faotoren  in  ^.  Wenn  also  Niemand  ein  ftnnUohes  Reeht  so* 
steht,  haben  die  Stinde  einen  wesentlichen  weiteren  Antrag;  denn  dass 
nan  notfawendig  werdende  Areie  Wahl  eines  stellvertretenden  Staatsoherhaoptea 
nicht  ohne  Zastimmong  der  Yolksvertretnng  vor  sich  gehen  kann,  nnd  nicht 
etwa  I.  B.  das  Mhüsteriom  allein  dem  tiande  einen  gesetdiehen  Regenten  in 
geben  in  der  Lage  ist,  versteht  sich  von  selbst  —  Im  Uebrigen  wird  es, 
aoeh  wenn  keine  Wahl  so  treffen  ist,  sondern  ein  nnzweifblhaft  Beredhtigter 
besteht,  nicht  nor  Ung  nnd  schicklidi,  sondern  auch  zur  lormellen  Fest- 
steUnng  des  Rechtes  nothwendig  sein,  dass  die  Ständerersammlnng  eine, 
fUnnliche  Anerkamnng  der  Person  d^  Reichsrerwesers  ahsspricht ' ,  . 

Endlich  ist  aber  anch  noch  der  FflDe  einer  Abwesenheit  des  Staats- 
oberhanptes  Erwlhnmig  zn  thnn.  —  Von  den  verschiedenen,  oben  S.  166  fg., 
niher  besprochenen  MOglichkeiten  einer  Yerhinderang  eigener  Regierongs- 
Ahmng  wegen  daaemder  Entfonang  aas  dem  Staatsgebiete  konntet  m  ehur 
Tbitigkdt  der  VoDtsvectretiing  Veranlassung  geben:  ehie  Abwesenheit  beim 
Reg^erangsanMe;  eine  gezwangene  Abwesenheit  mit  Frdheitsbesehrttaiknng 
des  Fanten;  endlich  die  ünterbrechnng  der  regebnAssigen  TefUndüng  mit 
dem  freiwillig  -abwesenden  Staatsoberfaanple  bei  nnr  nnvollkommen  berech- 
tigter, von  ihm  selbst  eiagesetster  Stellvertretung  im  Lande.  In  dien  diesen 
raien  besteht,  wie  bei  der  personlichen  Regiemngsanftbigkeit,  Ihr  die 
StIadevoAammlimg  die  Frage  nach  dem  Rechte  zn  der  fniaüve  Ar  eine  vor^ 
sorgHche  Maassregel,  -  nach,  dem  Bew^  der  Thatsache  nnd  nach  der  Be* 


1)  In  Preaaaen  ernennen,  nach  V.-U^  Ait.  56,  die  zu  Einer  Versami^lun^  rereinigten 
ma^dmUegfliilai,  ««mi  kda  AgMik  vwiamlMi  ud  Mbe  t«N(slleli«  Nnoi««  smB  Tmw 

aas  getroffen  lit  —  ÜMb  der  Luxem bnrjr'schen  Verfassnnjf  von  1948,  «  6—9,  ernannten  die 
Stinde  gai»  frei  in  ÜhD  FiUlen;  nur  hatten  sie  Eine  Person  xu  wühlen.  —  In  Cohurg-Qoth«, 
i  IS-IS,  M  Mvw«lil  M  dtt.niiMr  4«ii  TMftln«r  scMtsHeh  MawMlleii  R«g«iitMlMfi,  all  M 
der.  wpg'cn  UnfKhigrkcit  nach  angetretener  Rei^cn]ni7  durch  llwollinni  dra  Kumilii^nratlics  und 
der  Stinde  einzusetzenden,  eine  Iteatinunte  Person  nieht  voigtiduteben ,  also  Wahl  IVei.  —  In 
BrMDsehwelff  Mbw-,  mA  S  i*  S«r  V^tf^  «e  atSade  anf  Vanekbar  daa  fMaaliiiiliilatiiiliiiiia 
einen  Vormund  unter  den  nicht  reffiprenden  dputxohen  Prinzen  zu  wählen,  wenn  kein  gesetzlich 
Berechtigter  vorhanden  ist  —  ütuch  der  Oldenbarg'schen  Verfkssoog,  Art.  81  und  t»,  tritt 
alMBaraehligaiiff  dar  AgaalMi  arta  ^Bmaagtog*  ataea  Tan  dte Vafglagar  ntt  daD8lSBdaD 
bescbloffsencn  Oesetzc«  ein.  —  In  Rcuss  J.  L.  jfcht  eine  mit  Znstiinmimjf  der  Stiinde  getroffene 
Verfügung  des  Vorfikhrers  Uber  die  Person  de«  Regenten  Jeder  andern  Berechtigung  vor.  — 
Hock  wMtttr  ffdrt  daa  Braaunnmaiaolit  dar  VaUEavaitratnaff  Ja  afarigaa  aniwirtigaB  Staat«.  So 
wird  in  England  nnbfvllnpt  jetler  Rcichsverwescr  dnrch  da«  Parlament  gewählt,  da  tteinerfel 
penäalieboa  Anrecht  besteht.  Nach  verschiedenen  spanischen  Verfassungen,  namentlich  von 
iSifl  «ad  iSS7,  amaaiiaa  di«  Oartaa  nuilMIbär  «ad  U  alten  FUlan  daa  Regaatsdiallmlh  adar 
Rrgenten.  Nach  dem  französischen  BenatusconsnU  v(.n  iwm  hatte  der  Senat  einen  Reichs- 
verweter  onter  den  Grotswürdantrigern  zu  ernennen ,  wenn  der  Kaiser  Itelne  Vorkehrung  ge- 
fnAn  haila  «id  kÜB  A$Mt  ▼arikuiM  trat. 
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Zeichnung  der  Prrson  des  Vorwesor?.  Da  nun  aber  kein  Grund  einzusehen 
i<i ,  warum  bei  einer  durch  rüumliclie  Trennung  herbeigeführten  Unfähigkeit 
zur  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  anders  zu  verfahren  sei ,  als  bei  einer 
durch  kürperhehe  oder  geistige  Hindernisse  herbeigeführten  Unmöglichkeit, 
viehnelu*  einer  Seits  das  Bediirfniss  einer  Stellvertretung  in  dem  einen  Falle 
so  ih-ingend  ist,  wie  in  dem  andern,  und  auch  die  Stellung  der  vcrsLhicdcnen 
staatlichen  Gewalten  zu  d'^n  zw  beantwortenden  Fragen  hier  vollkommen  als 
die  gleiche  erscheint:  so  kann  und  muss  auch  die  Gesammtheit  der  ein- 
schlagenden B'äUe  ganz  gleichmässig  behandelt  werden,  wie  die  so  eben  er- 
örterten Müghchkeiten  einer  persönlichen  Unrähigkoit.  Insbesondere  wird 
eine  Abwesenheit  beim  Anfalle  der  Regierung  ganz  gleich  stehen  einer  bei 
solchem  Anfalle  bestehenden  persönlichen  Untauglichkcit ,  eine  während  der 
Regierung  aber  eingetretene  dauernde  Unterbrechung  der  freien  Verbindung 
mit  dem  Fürsten  einer  in  solcher  Zeit  entstandenen  körperlichen  oder  geistigen 
Unfähigkeit.  Der  einzige  Fall,  in  welchem  grössere  Zweifel  entstehen  können, 
ist  wohl  die  Verhinderung  einer  Verbindung  mit  dem  freiwillig  abwesenden 
und  nur  unvollkommen  im  Lande  vertretenen  Fürsten.  Hier  muss  natürlich 
erst  über  die  Wahrscheinlichkeit  einer  liingercn  Dauer  des  Hindernisses, 
sowie  über  die  Unmöglichkeit  einer  genügenden  \Veitcrregierung  mit  den  on- 
zurcicheuden  Befugnissen  der  bestellten  Vertreter  entschieden  sein,  ehe  von 
einer  Regentschaft  die  Rede  sein  kann;  nnd  da  ist  es  denn  allerdings  möglich, 
dass  Ministerium,  Agnateuversammlung  (wo  diese  zu  berufen  ist)  und  Stände 
verschiedener  Meinung  über  die  Thatsachcu  sind.  Ein  anderer  allgemeiner 
Grundsatz  liisst  sich  jedoch  nicht  aufstellen,  als  der,  dass  einer  Seits  ohne 
Zustimmung  der  Stände  zur  Errichtung  einer  Reichsverwesung  ^ine  solche 
nicht  bestellt  werden  kann,  anderer  Seits  aber  auch  ein  von  ihr  allein  aus- 
gesjiKx  lu  nes  nnd  mit  den  Ansichten  der  übrigen  Factoreu  im  WidersjMrBcbe 
stehendes  Verlangen  nicht  maassgebend  ist. 

llienuit  >in(l  denn  aber  wohl  die  eigenthümlichen  Vcrhiiltnisse  und  Rechte 
einer  Standcversamnduug  in  ne/i(  hnug  auf  eine  Reichsverwesung  erschupft, 
und  es  ist  keine  Veranlassung  und  Reelitfertigung  andenvcitiger  Vcrtüidenin- 
gen  der  gewOimlichen  Zustände  vorhanden,  sei  es  in  Beziehung  auf  formelles 
Verfahren,  sei  es  hin-ichtlich  des  stofflichen  Rechtes.  —  So  besteht  namentlich 
kein  innerer  Grund  zur  Vornahme  der  im  Vorstehenden  besprochenen  Hand- 
lungen der  Ständeversanindnng  in  ungewöhnlicher  Form,  etwa  mit  grösserer 
Stimmenmehrheit,  wiederholter  Beschlussfassung,  verstärkter  Zahl  der  Mit- 
glieder u.  s.  w.  Eben  so  wenig  liegt  für  diese  Fülle  eine  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  zur  Aufhebung  der  Trennung  in  zwei  Kammern  vor ,  wenn 
schon  vielleicht,  zur  Abkürzung  des  Verfahrens  und  zur  Erleichterung  eines 
Beschlusses,  ein  Zusammentritt  als  zweckiiiit^<:ig  erscheinen  mochte.  Wenn 
daher  nicht  Abweichungen  von  dem  gcwuiudicheii  Geschütlägangc  ausdrücklich 
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vorgeschrieben  sind,  sind  alle  üandlnngen  der  Ständeversammlong  in  einer 
Regentschaft sfragL«  lediglich  nach  der  gewöhnlichen  Geschäftsordnung  vor- 
zunehmen. —  Und  eben  so  wenig  ist  einzusehen ,  warum  ein  verschiedenes 
materielles  Recht  der  Stände  während  der  Dauer  einer  Regentschaft  statl- 
änden  sollte.  Durch  die  Ersetzung  des  zur  Selbstregierung  unfäliigen  Fürsten 
wird  der  normale  Zustand  in  Besorgung  von  Staatsangelegenheiten  wieder- 
hergestellt; und  so  wie  die  Rechtsverhältnisse  (hs  Volkes  unter  einer  Reichs- 
ver^esung  und  durch  dieselbe  nicht  geändert  werden,  so  bleiben  auch  dir 
Verhältnisse  der  Stände  unter  einer  solchen  die  nämlichen.  Nur  wenn  in 
einem  positiven  Gesetze  (ohne  dass  dies  freilich  von  der  Politik  zu  billigen 
oder  gar  als  selbstverständlich  zu  verlangen  wäre,)  einem  Reichsverwescr 
ausnahmsweise  ein  Abzug  an  den  Regentcnreihton  gemacht  wäre,  wtlrde 
natfirlich  auch  die  Ständeversainmlang  ausnahniswoiso  die  Verpflichtung  und 
das  Recht  haben,  tlber  die  Einhaltung  dieser  Vorschrift  zu  wachen. 

Die  wenigsten  Grundgesetze  haben  es  für  nöthig  erachtet,  Bestimmungen 
über  dasjenige  Verfahren  zu  treffen,  welches  im  Falle  des  Wiederauf- 
höre ns  einer  Regentschaft  zu  beobachten  sei  Es  ist  dies  auch  in 
der  That  in  so  ferne  Überflüssig,  als  es  sich  doch  von  selbst  versteht,  dass 
die  nämlichen  Grundsätze  sowohl  hinsichtlich  der  Feststellung  der  Thatsachen 
als  hinsichtlich  der  Rechtsbcstimniungen  bei  einem  Wiederaufhören  des 
ausserordentlichen  ZuStandes  einzuhalten  sind,  wie  sie  zu  dessen  Herbeiführung 
illr  nöthig  erachtet  wurden.  Wo  und  so  weit  also  eine  ständische  Mitwirkung 
zaY  rechtlichen  Begründung  einer  Regentschaft  erforderlich  war,  da  ist  sie 
es  auch  zu  deren  Wiederaufhebung ;  und  wenn  ein  cigenthümliches  formelles 
Verfahren  im  Ganzen  oder  im  Einzelnen  bei  der  Mitwirkung  zur  Einsetzung 
eines  Stellvertreters  eingehalten  werden  musste,  ist  dasselbe  auch  bei  dessen 
Wiederbeseitigung  nothwendig.  Die  einzigen  Unterschiede  sind  folgende  beide: 
Einmal  ist  die  Herstellung  der  Thatsache  einer  möglich  gewordenen  Selbst- 
regicrung  in  einigen  Fällen  so  einfach,  dass  es  kaum  erst  einer  besonderen 
Handlung  bedarf.  So  namentlich  bei  einer  eintretenden  Volljährigkeit 
and  bei  der  Rückkehr  des  Fürsten  aus  hindernder  Abwesenheit.  Zweitens 
aber  kann  von  einer  Einberufung  der  Stände  und  überhaupt  von  weiteren 
Schritten  durch  ein  Ministerium  allein  hier  nicht  die  Rede  sein,  da  ein  zur 
Besorgung  der  Staatsangelegenheiten  befähigter  und  berechtigter  Regent  vor- 

1)  Nor  in  den  Verfaaranjfs - ürknnden  von  Hannover,  (1840),  S  M;  Württemberg, 
S  17;  Oldenbarg,  Art.  *6;  Coburjc-Ooth»,  S  18;  Wiildeck,  S  M,  l«t  de«  Wloderaofbörens 
der  Beireat*ci>'^  fiberhiinpt  Erwähnung  f^etban.  In  Hannover,  Oldenburg  und  Cobanr-Ootba 
ist  aoidrückÜL-h  bentirnnil ,  dau  in  dleficm  Falle  der  Bescbltiss  in  derselben  Weise  herbeizuflihrcn 
Mi,  welche  bei  der  Einführung  einer  Regieningaverweeung  eingehalten  worden;  In  Württemberg 
OEd  Waldeck  ist  dagegen  nur  angeordnet ,  dass  mit  dem  Wegfalle  des  HindemisscB  der  Selbst- 
regiening  diese  wieder  eintrete,  ohne  dass  aber  Käheres  über  das  Verfahren  festgestellt  —  frei- 
lich auch  nicht  untersagt  —  wäre.  —  In  nlchtdeut^cbcn  Geseuen  finden  sich  keine  Bestimmungen 
Aber  da«  Wiederaofbören  einer  Regentschaft. 
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hindai  Ist.  Ee  frird  üMt  wtkomaiBadin  BUIes.  auf  Befahl,  äm  Bdehsfer- 
wmen,  und  rnnr  raf  denselbeo,  Antrag  lu  die  Sttnde  gestellt  imd  wa  dieecB 
dtraitf  Besdihus  gefiMst  werdeil  kotuien. 

*  « 

I?.  ' 
Sehluii. 

Für  die  reditliobe  Erdrtemiig  eines  YerhBltnIsseB  ist  es  freilicli  m 
keiner  munlttelbareD  und  bestimmenden  Bedeutung ,  ob  'die  M^gftfimdfnes 
Sitie  aaeb  tob  erfrenlicbto  Folgen  f&r  das  menscfalicbe  Leben  begleite  sind. 
ZnnftdiBt  bandelt  es  sidi  nur  voA  der  FeststeUnng  des  h)giscii  Biditiigen. 
Allein  nicht  nor  wflniehenswertb«  sondern  anch  ein  iroiterec  Grand  zur  Fest> 
haltang  der  gewonnenen  Onmdiitae  ist  es,  wenn  das,  was  sein  aniss,  'aacih 
NotMi  bringt. '  *  .  . 

So  ist  es  denn  nicht  ohne  Bedentong,  dass  die  in  dem  Yorstdieadcn 
entwidcdte  dgenthflmlicfae  Ordnung  der  *  Beichsyerwesnng  in  der  oonstüD- 
tiooellen  Monarchie  im  Wesentlichen  nnd  Genien  nfltdiche  Folgen  htft 

'Allerdings  wünd  dnrdi  .die  ^othwendigkeit,  ansseihalb  des  Kreiaea  der 
Regierangsfoetoito  des  Staatswillens,  andr  noch  mit  der  StAndeversammlnng 
jn  veirliandeln  oAd  deren  immerhin  etwas  schwerfhllige  Beschhusfimng  ab- 
zuwarten, nicht  nur  mcsbr  Zeit  hi  Anspmdi  gctaommea,  sondem  es  ist  auch 
vieUeioht  dann  und  wann  eine  an  sidiunnOthigeSchwierigkdtnflberwisdeii? 
Doch  ftUt  dies  im  Ganzen  nicht  schwer  in*8  Gewidit  im  Yerhiltnisse  zu  den 
Yonheaen,  wddie  durch  die  Thdbiahme  der  Tdksrertidimg  an  Jenen  Auf- 
gaben errddit' werden,  wddie  in  andern  Staiktsfbrmen  den  IfitgUedeni  der 
.  regienbden  Familie  und  den  obersten  Beamten  sUein  luMen. 

Ehimd  nftmlich  ist  die  wdteieSlehersteIhmg  gegnmOgUdieBinke  und 
.  Ungereditigkdten,  wdche  dem  au  entmflndigendeii  Forsten  dmrdi  die  Theil- 
nahme  der  Stfladeversammlung  zu  gute  kfimml,  'dcht  zu  «»^g^M«»  Es 
sind  in  unbeschrankten  Fflrstenthilnieni  -sehr  anffidlende  und  sehr*' lange 
dauernde  Bedntrichtigungen  gesetzlich  zur  Sdbstregierung  Berufisner  vor- 
•  gekommen,  welche  bd  dner'Theihidune  zahlreidier  Yersammhmgen  and  bd 
ehwr  4tfrentUcfaen  Yerhandhrng  unmöglich  gewea»  wiren.  Es  mag  sich  be- 
geben, da^  kdne  zur  Yeitheidigung  des  Bedites  geeigneten  oder'befthigten 
Agnaten  torhaäden  dnd;  es  ist  denkbar,  dass  ddi  die  obersten  Beamten 
einem  Usurpator  anschliessen,  wohl  TÖn  diesem  za  sokhem  Zwecke  beion- 
dm  ausgewählt  werden:  allein  es  ist  kaum  zu  beftrditeii,  dass  die  Hit-, 
glieder  emer  nhhrdchen  Yersamndung,  frdche  ttberdiess  persönlich  von  der 
ßtasftzung  oder  Fortführung  dner  nicht  gereditfertigten  Begentschaft  kdnen 
Gewinn  haben,  ddi  dnem  sokhen  Unrechte  MwiUig  ansddieesen;  und 
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selbst  wenn  ein  Versuch  liicrzu  von  ciiuT  gewonnenen  Fai-tion  gemacht  wer- 
den wollte,  ertillge  ein  sulcher  Plan  das  Lidit  eiix  r  öffentlichen  Verhand- 
lung nicht.  Kann  und  soll  nnn  auch'nicht  lielMiiptet  werden,  dass  ein  mit 
Unrecht  regierender  Keich;'\(  rweser  nothwendigerweise  den  Staat  schlechter 
leite  und  dem  Volke  weniger  gewiihre.  als  der  verdrängte  Fürst  gethan 
haben  würde:  so  ist  doch  ein  rechts-  und  gewissenloser  Ehrgeiz  zum  min- 
desten kein  Vermuthungsgrund  für  eine  Krfülluiig  der  Pflichten,  und  ist  die 
Entferaung  eines  offenbaren  Unrechtes  ininierhin  ein  Vortheil.  Schon  dass 
bei  Amts-  und  Stellungsmissbräucheu  den  Mitschuldigen  durch  die  Finger 
gesehen  werden  muss,  ist  ein  sehr  schlimmer  Umstand. 

Als  ein  zweiter  Vortheil  ständischer  MitNviikung  mag  es  sich,  wenig- 
stens zuweilen,  herausstellen,  diss  Ränken  geg<ii  den  gesetzlidi  zur  Kegent- 
schaft Berufenen  entgegengetreten  wird.  Auch  in  dieser  Beziehung  bind 
Versuche,  die  Gewalt  einem  durch  das  (Jesetz  nicht  Berechtigten  zuzuwen- 
den, gar  wohl  möglich :  und  auch  in  diesem  Falle  ist  ausser  der  Beseitigung 
von  Unrecht  an  sich  auch  die  von  Regierungsmissbräuchen  wenigstens  möghch. 
Und  dass  in  jedem  Falle  die  förmliche  Anerkennung  der  Nothwendigkeit 
einer  FiCgentschaft  und  der  Person  des  Stellvertreters  die  Stellung  des  Letz- 
teren kräftigt ,  ist  oben  bereits  bemerkt  worden. 

Endlich  und  hauittsüclilicli  aber  gewahrt  das  Recht  und  die  Ptiieht  einer 
Staudt versinuuluug ,  zur  Uel>ertragung  der  Regierung  an  einen  persönlich 
Befähigten  mitzuwirken,  die  gesetzliche  Möglichkeit  kräftig  einzuwirken  auf 
die  wirkliche  Ausführung  einer  solchen  Maassr«gel,  wo  dieselbe  durch  die 
Beschaffenheit  des  Fürsten  wirklich  nothwendig  geworden  ist.    Nichts  ist  in 
der  That  denkbarer,  als  dass  die  nächsten  Umgebungen  und  die  obersten 
Beamten  eines  bis  zur  Unfähigkeit  schwachen  Fürsten  der  Einsetzung  einer 
Regentschaft  nichts  weniger  als  geneigt  sind ,  da  sie  von  solcher  die  Fort- 
dauer ihres  Einflusses  und  \ielleicht  die  Fortsetzung  groben  Missbrauches 
desselben  nicht  hoffen  können,  und  dass  sie  daher  den  Schein  der  Selbst- 
regierung ihres  persönlichen  Nutzens  wegen  und  zum  allgemeinen  Nachtheile 
zu  erhalten  suchen.   Nun  kann  aber  die  Dnrchreissung  solcher  Plane'  kanm 
auf  eine  andere  Weise  ruhig  und  gesetzUch  geschehen,  als  durch  mnthige 
Verhaodlnngen  and  entschiedene  Beschlflsse  einer  Volksvertretung.  Aller- 
dings hat  diese,  irie  oben  gezeigt  wurde ,  nidit  das  Bechi  m  einer  fonneUen 
iDiitiatire;  allein  sie  liai     Fähigkeit,  ein  solclieB  Licht  auf  den  Thatbestand 
"ft&en  ZQ  lassen,  daM,(Üe.Poiisola(iing  des  lügenhaften  Znsfandes  unmöglich 
.Sntd.  Schon  die  FOrdiftV  ^biss  es  nr  einer  Anfideckung  des  wahren  Thatbe- 
-^IkBodea  and  dc^  ibn  andwirteaden  SchlechUgkdt  Inmin^  konnte,  mag  zur 
.^ersteUuQg  eines  richtigen  mid  woldiliätigem  SSustandes  'fthreo.  Dass  aVr 
■/:d|8  Wohl  und  Wehe  eines  ganien  Staates  and  Volkes  ton.  der  Beseitigung 
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so  wesentlich  fauler  und  lügenhafter  Verhältnisse  abh&Dgig  seiu  kann,  bedari 
Dicht  erst  eines  Beweises  und  ist  erlebt  worden. 

Damit  ist  denn  aber  auch  gezeigt,  flass  das  System  der  Volksvertretung, 
—  also  das  Recht  des  Volkes,  seine  Stimme  in  wichtigen  öffentlichen  Ange- 
legenheiten zu  erheben  und  seine  Interessen  und  Rechte  selbst  m  verthei- 
digcn ,  —  auch  in  solchen  Beziehungen  des  Staatslebens ,  welclie  gewöhnlich 
bei  der  Frage  über  die  Zweckmässigkeit  und  über  die  Folgen  des  ganzen 
Gedankens  nicht  beachtet  werden ,  und  welche  jeden  Falles  den  Ausschlag 
bei  der  Beantwortung  nicht  geben,  von  offenbarem  Vortheile  sein  kann. 
Diess  aber  nicht  blos  fQr  die  Gehorchenden,  sondern  anch  für  die  zum 
Befehlen  Berechtigten.  Ein  offenbarer  Grund  weiter,  dieses  System  zu 
achten  und  auszubauen,  wo  es  gesetzlich  besteht,  und  so  lange  es  der 
Gesittigongsstufe  des  Volkes  entspricht! 
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Veber  die  üntemiehimg  beifcrittenef  sttndisofair  Waldea 
dmh  die  Abgeoidneten-Xitaiifliim  selbst 

Et  Tentelit  sich  Ton  selbit,  dws  Jeder,  wddier  in  eine  Stfindever- 
aunmliuig  ab  Mitglied  einzntret^n  beabnebtlgt,  eieh  Ober  seine  Bereclit%iing 
Idem  asBiaweisen  liat  Bei  den  durch  Gebort  oder  Amt.Bemftoen  unter- 
liegt diess,  seltenste  Aimnhhiirflllft  abgerachnet,  keinerlei  Schirierigkeitt 
und  ist  dwen  Legitimation  eigentlich  nnr  Formsache.  Anders  bei  den 
dnrch  Vahl  9ff  Vertretong  Beieichneten ,  namentlich  a])M>  den  IGt^iedeni 
der  AbgeordnetenkMDmem.  Dto  Ter£usimgen  stelEm  sftmmtüch  eine  gros- 
sen oder  Udnere  Anabl  von  BfMlingnngen  der  Passif  -  WahlflUrigkeit  wd, 
deren  Vorhandensein  damdegen  iA  Ueberdiess  fordert  eine  gttttigje  Wahl, 
dasa  auch  die 'Vorschriften  'fltier  das  Actinnhlreeht  pünctUch  eingehalten, 
BeTvehtigte  nicht  ausgeschlossen,  Unbefogte  nicht  angelassen  ivnrden;  ferner, 
daas  die  gesetilich  angeordneten  Formen  des  Wahlferihbrens  strenge  Be- 
adatnng  iyiden.  Diese  Alles  ist  denn  so  ehifitch  nicht,  nnd  ireder  das' 
YoHfaringen  an  sich,  nodi  der  Nachweis  darOber.  Fast  anf  Jedem  Ijand* 
tage  irird  daher  auch  die  Beehtsgllltigkeit  einer  grosseren  oder  kleinerem 
Aiuabl  Yon  Wahlen  bestritten,  sei  es  von  Amtswegen.  dnrch  die  sor  PrOftog 
dnr  Legithnationen  fc— **wff»  standischen  Behörden,  sei  es  Von  Seiten 


1)  Die  mspribiclldi«  Ornndlage  dMMtAiMMt  tarttaXalwur  n  alnamAalHie«^  wddHr 

In  der  württcmberjnsfhen  Kammer  der  Abgeordneten  einirebracht  werden  wollte.  Da  4ch 
wahreod  der  uur  kunea  Tbeilualime  des  Verfassers  an  dieser  Versamnüiui^  keine  ptmtnit 
Odflfcnheit  hiertli  «igab .  die  Fng9  »ber  von  Wichtigkeit  für  das  constitutioneOe  Leben  Sber- 
hanpt  ersdiien,  so  wurde  die  Abhandlung  in  der  Tübinger  Zcifschrift  fiir  RtaHtswisscnsrhaft, 
IMI,  8.  biZ  (g.  abgedruckt.  Itzt  erscheint  sie  iu  erweiterter  und  vcrallgeueiuter  Uearl>eitai)ff. 
Wenn  etwa  der  besondere  wSittenbergisehe  Staadpttnkt  aeeh  snweilen  durchscheiaeB  eoUte,  eo 
wird  M  keine  l'nbrHUchtiarkeit  fllr  andere  deutsche  Staaten  lur  Fol;,'»'  halicn,  da  mit  wenigen 
Aanuüuaen  überall  wesentlich  dieselben  Uestimmuagen  vorliegen.  Anderweitige  Literatur 
aber  den  flijgwuhmil  Ist  aldit  MBBflihnii,  da  eich  die  Werke  Aber  das  denucfae  öffentliche 
Re<;ht,  wie  namentlich  die  von  Zaehariä  und  Zöpfl,  mit  der  vorliegenden  Frafe  Bicllt  bo* 
6cüsiligen,  und  «olbst  Held,  System  des  Verfassung irechtes,  dieselbe  Ubergebt. 
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eines  unterlegeneii  Bewerben,  oder  aoch  nohl  diuncli  Dritte,  «tu»  WiUer. 
Auch  ist  eine  Beanstandimg  yoo  Seiten  der  Begiening  keineswegs  nndenkbir. 

Die  Kaaimem  der  Abgeordneten  haben  daher  2ar  Ordnong  der  richtigen 
Ait||degenbeit  bei  ErOffnöng  der  Sttedeve^vamndnng  die  sBnuntlichen  Wahl- 
acten,  je  nach  den  Bestimmongen  der  besondem  Geschftftsordnivigen,  ent- 
weder  einem  eigtos  dasn  bcfstinunten  Ansschnsse  oder  einer  der  AbtheOmigen, 
in  welche  sie  atr  Vörbereitnng  von  Geschäften  terbllen,  ni.  Obergeben  <)• 
Ton  hier  ans  wird  dann  Bericht  Über  die  BechtsbestlocUi^Kit  erstattet  nnd 
Antrag  aaf  Znlassnng .  oder  Verwerfung  jeder  einzelnen  Wald  gestellt,  die 
Ssntmer  aber  entscheidet  endgültig  und*  eelbststSndig.  ' 

In  der  Regel  rächen  die  ordnongsmftssig  aingel^gten  uiid  mitgetheillai 
Wahlacten  hin  nur  BeurtheUnag  der  Gültigkeit;  i|nd  selbst  bei  einer  von 
Aussen  her  angeibchtenen  Wahl  ist  diess  gewöhnlich  der  Fall  Allein  es 
mag  sich  doch  anch  bogeben,  dass  der  Berathnng  in  der  Legitimattona- 
Conunission  eine  genauere  Erhebung  von  Thatsachen  yorai^gdien  mnss. 
Es  sind  Urkunden,-!.  B.  Protokolle,  oinzasehen;  Zeugen  au  yeinehnien; 
Berichte  yon  BehArden  elnsuziehen. 

Die  Vornahme  dieser  Voruntersuchungen  wird  bis  itzt  wOU  aaanahms« 
los  in  den  deutschen  Staaten  dnrch  das  Ministerium  des  Innern  angMidnet, 
wielches  darum  von  der'  Kammer  der  Abgeordneten  sdbst  oder  von  ihrer 
Legitimations- Gammission  angegangen  wir^.  Irgend  ein  dem  Mlnisterinm 
untergeordneter  höherer  oder  niederer  Beamter  erholt  den  Anftreg,  on^  an 
jenes  erstattete  er  auch  ffeinen  Bericht..  Weder  das  CommissoriDm,  noch 
eine  etwaige  Instruktion  geht  von  den  Standen  aus;  vMnMdnr  eriiielten  diese 
lediglieh  von  dem  Ministerium  die  Acten,  wenta  sie  von  letsterem'ds  ge- 
schlossen'erachtet  werden.  .       '     '  • 

Diese  Einrichtung  erschemt  nun  aber  nicht  nur  als  naiwedönlasig, 
tondem  'sie  ist  anch  entschieden  gegMi  den  Sinn  der  Verftssangsbeetiin- 
mnngen  ober  die  Legitimation  der  Wahlen. 

Was  die  Unzwecfcmässigkeit  betrilit,  so  kann  schon  im  AngMiicfuffl 
nidit  in  Abrede  gemgei^  werden,  dass  es  unpassend  ist,  wenn  nicht  der 
entschei^tendei  Bichtc^  selbst  oder  ein  von  ihm  ans  seiner  lütte  bestellter 


1)  Bhi«  tMMOm^  igt  AbfMriiMlwKaanmr  ts  AMbSlInngei^  welchen  «nch  die  Vor» 
prüfting  der  Wahlen  zusteht,  findet  c.  B.  in  PrcoMen  and  in  Baden  statt;  in  Bayern  da^regw, 
in  SAchsan  and  Wttrttanbflvc  iliid  e|g«Ba  Eiawelavnga-  oder  Leg itlmations-Com« 
ailisloiiao  CD  bMMnen  o.  s.  w.  —  Allerdliist  flnAw  «ach  andere  Einrichtonffen  statt,  doch 
grlflcklicherwcisc  nur  selten.  Ho  besteht  Im  Grosshers.  BaaMO  die  Bcstlmmonif ,  dAM  die  Bal^ 
soheidnng  älter  die  OiUtiglieit  der  Wahlao  etaar  «na  laataheRilohen  Bevolbnichtigteo  und  aas 
atanr  glaidiea  AnnU  nm  HjunmenuHgBedeni  tannmeageaetatan  Oommieiion  lokfiinint,  in 
welcher  bei  f^tinmunKleichheit  die  Ansicht  der  Regierangsmit^Hodcr  entscheidet!  Cad  nadi  der 
baaiiorar'Mheo  tieschäftsordaanff  von  IMO  hatte  gar  die  BegieruQir  dia  Iiiiltlniafloa  HawlHs 
SB  prSta'  vaA  änä  4w  Kanmaoi  aar  aiaa  Nachpräfong  so;  waa  tau  dareh  ^  Oaaehin»- 
«ctfaaas  voa  IM«  waolfHeaa  ia  alwaa  tan  Intereia«  dea  Rcchtaa  dar  KaaMneni  abfaindart  M. 
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Berichterstatter,  sondern  ein  von  ihm  ganz  Unabhängiger,  der  möglicher- 
weise mit  den  Ansichten  und  Gesichtspunkten  desselben  gar  nicht  vertraut 
ist,  die  Untersuchung  selbstständig  führt  und  abschliesst.  Nun  aber  ist  die 
Kammer  der  Abgeordneten,  und  nur  sie,  Richterin  in  Wahlsachen,  das 
HiDisteriain  des  Innern  aber  theilfe  der  Entscheidung  fremd,  theils  lediglich 
nicht  verbunden,  etwaigen  Wünschen  der  Kammer  oder  ihrer  Comniission 
nachzugeben  und  in  solchen  Richtungen  seine  Beamten  zu  instruiren.  Schon 
aus  ganz  allgemeinen  Zwcckmiissigkeits-  und  Rcchtsgründon  erscheint  also 
das  übliche  Verfahren  als  falsch. 

Diese  Unzweckmii'^sigkfit  wird  aber  noch  gesteigert,  falls  eine  W^ahi 
angegriffen  vrird  wegen  eines  ungebührlichen  Einflusses  von  Regierungs- 
organen auf  deren  Gang  und  Ergebniss.   Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  näher 
za  untersuchen,  wann  ein  Regierungseinfluss  auf  eine  ständische  Wahl  ein 
onerlaubter  ist  (richtiger  Ansicht  nach  immer);  so  viel  steht  jedoch  unter 
allen  Umständen  fest,  dass  es  Fälle  eines  unerlaubten  und  die  Gültigkeit 
einer  Wahl  emstlichst  bedrohenden  Regierungseinflusses  auf  Wahlen  geben 
kann.    (Es  mag  z.  B.  eine  Wahl  durch  Drohungen,  Versprechungen, 
FÜM^hungen  von  Seiten  eines  Regierungsorgans  zu  Stande  gebracht  worden 
sein)  Femer  ist  unbestreitbar,  dass  solcherlei  Eingriffe  hauptsächlich  von 
Beamten  im  Ministerium  des  Innern  begangen  werden  können,  theils  weil 
^ade  ihnen  die  Besorgung  der  formellen  Wahlgeschäfte  übertragen  zu  sein 
pflegt,  theils  weil  sie  den  meisten  Einfluss  auf  das  Volk  haben.  Endlich 
ÜUst  sich  selbst  die  Möglichkeit  nicht  läugnen,  dass  unerlaubte  Einwirkungen 
'on  dem  Minister  selbst  ausgehen  oder  wenigstens  mit  seinem  Vorwissen 
und  in  seinem  Sinne  vorgenommen  werden  können.    In  solchen  Fällen  nun 
die  Untersuchung  der  angefochtenen  Vergehen  oder  Unregelmässigkeiten 
fcbtü  den  Augeschuldigten  zu  übertragen,  ist  geradezu  widersinnig. 

Man  wende  hiergegen  nicht  ein,  dass  denn  doch  sicherlich  die  Unter- 
sochmig  der  angcblichcu  Verschuldung  nie  dem  zunächst  angeklagten  Beamten 
selbst,  sondern  immer  einem  dritten  unbetheiligten  Amtsgenossen  werde 
übertragen  werden;  ferner  nicht,  dass  kein  Minister  wagen  könne,  dem 
ernannten  Untersuchungscommissär  amtliche  Anweisungen  zu  geben,  welche 
gegen  den  Zweck  seines  Auftrages  lauten  würden;  endlich  nicht,  dass  es 
eine  ganz  muthwillige  Verdächtigung  sei,  alle  und  jede  zu  Untersuchungs- 
commissären  etwa  bestellbaren  Beamten  als  befangen  und  gewissenlos  an- 
zunehmen, während  doch  unter  denselben  sicher  auch  höchst  ehrenwerthe 
Männer  seien.  —  Allerdings  wird  wohl  selbst  in  den  übelsten  Fällen  so 
^el  Anstand  obwalten,  dass  äusserlich  unbetheiligte  Untersuchungscom- 
nüssäre  bestellt  und  diesen  nur  vorweisbare  Anweisungen  amtlich  gegeben 
werden.  Sodann  wäre  es  sicher  unverantwortlich,  in  Bausch  und  Bogen 
die  Ehre  so  vieler  Männer  anzutasten,  unter  denen  sich  manche  nach  Kopf 

V.  Mohl.  äUMUr«cht.  Bd.  I.  H 
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and  Herz  auszeichnen  mögen.  Ks  kann  daher  ganz  gerne  zugegeben  werden^ 
dass  diese  Untersuchungen  nicht  nur  werden  äusserlich  legal  geführt,  son- 
dern dass  auch  in  vielen  Fällen  das  ganze  Geschäft  gewissenhaft  wird 
besorgt  werden.  Allein  nicht  diess  ist  die  Frage,  sondern  vielmehr  die: 
ob  die  äussere  Legalität  und  die  Möglichkeit,  dass  ein  vollständig  gewis« 
scnhafter  Beamter  mit  der  Untersuchung  beauftragt  werden  kann,  eine 
Gewährleistung  enthalten,  dass  in  allen  Fällen  das  Geschäft  selbstständig, 
eifrig,  ausschliessend  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  und  ohne  Rticksicht  auf 
den  bekannten  oder  leicht  muthniasslichen  Willen  des  höchsten  Vorgesetzten 
werde  besorgt  werden'/  Diese  Frnge  kann  nun  aber  in  der  That  Niemand 
bejahen.  —  Einer  Seits  muss  man  der  menschlichen  Schwäche  verständige 
Rechnung  tragen.  Es  bedarf  gar  nicht  der  Annahme  einer  besonderen 
Schlechtigkeit,  um  begreiflich  zu  finden,  dass  ein  untergeordneter  Beamter, 
der  in  seinen  Beförderungen,  Versetzungen,  kurz  in  seinen  äusseren  Lebens- 
schicksalen abhängig  ist  von  seinem  Minister,  einen  Vortheil,  vielleicht  seiner 
Ansicht  nach  eine  Nothwendigkeit ,  darin  sehen  wird,  eine  diesem  Minister 
unangenehme  Untersuchung  so  zu  führen,  dass  sie  kein  greifbares  Ergebniss 
erhält.  Dass  aber  der  Untersuchende  ein  solches  negatives  Resultat  fast 
immer  in  der  Hand  hat ,  bedarf  wohl  keines  Beweises.  Bei  Mangel  an 
gutem  Willen  kann  Alles  völlig  legal  und  anscheinend  richtig  behandelt  und 
doch  jeder  zur  Wahrheit  führende  Weg  sorgfältig  vermieden  sein.  Ist  z.  B. 
zu  erwarten,  dass  jeder  untersuchende  Beamte  mit  Eifer  und  Scharfsinn 
Beweise  dafür  sammeln  wird,  dass  sein  Minister  selbst  und  unmittelbar  auf 
die  W^ahl  durch  Schrift  oder  Wort  ungebührlich  eingewirkt,  Drohungen 
oder  Versprechungen  gemacht ,  vielleicht  selbst  den  Namen  des  Staatsober- 
hauptes eingemischt  hat?  —  Anderer  Seits  ist  wohl  zu  bedenken,  dass 
schon  die  blosse  Eigenschaft  eines  Regierungsbeamten  manchen  Bürger, 
welcher  eine  den  Minister  oder  einen  seiner  Untergeordneten  belastende 
Angabe  machen  könnte,  von  deren  Vorbringtmg  abhalten  wird.  Er  miss- 
traut mit  seinem  natürlichen  Gefühle  dem  schliesslichen  Ergebnisse  einer 
solchen  Untersuchung  und  hat  daher  keine  Lust,  sich  den  nachhaltigen 
Hass  seiner  nächsten  Vorgesetzten  zuzuziehen  wegen  einer,  wie  er  annehmen 
zu  müssen  glaubt,  doch  völlig  erfolglosen  Anzeige.  Und  so  erhält  auch 
derjenige  Untersuchungsbeamte,  welcher  rücksichtslos  seine  Pflicht  gethan 
hätte,  den  Stoff  nicht. 

Allein  selbst  wenn  diese  Unzuträghchkeiten  und  logischen  Unmöglich- 
keiten nicht  beständen,  so  würden  doch  die  Untersuchungen  über  bestrittene 
Wahlen  durch  Regierungsorgane  verworfen  werden  müssen,  weil  sie  gegen 
den  Sinn  und  die  Absicht  der  grossen  Mehrzahl  der  Verfassungen  sind  *). 


l)  Preu«»ifirhe  Verfl'rk.  von  1850,  t  78.  ,Jede  Kammer  prüft  die  I.rffÜinuitioQ  ihrer 
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ms  üHiimnii  der  AbgeoidnitSD  Mltai  sottToriiie  BiditeriaiMi  Ober  die 
WiUffi  iferar  MtigHcider  Miii;  kdi»  Begierangsbeliflide,  wer  rie  aaoh  lei, 
kal  ein  das  Baeht,  iliiien  Uerbei  elwet  in  den  Weg  ib  legen  oder  ihncA 
eineMelnnng  aotadrlngen.  Und  dien  Mer  ne  so  nebe  Uegendn  Gründen, 
duB  sie  einv  neiteren  AnsfUinwg  gar  nicht  bedOrfoo.  Eine  oiabweiBbero 
recktUflhe  Folge  dieser  Yorechrift  ist  denn  nen  ober,  dass  die  Grondgesetie 
mnidgBch  die  Yomakne  netbwendiger ,  das  Urtbeil  bedingender  vorberd« 
tsi^HMMilangen  dnrdiBegierongsbehOrden  nnd  nicht  dnrcb  dieSaninieni , 
wnlkn  kflonen.  Wenn  sie  feststellen ,  nnr  die  Kaamwm  haben  zu  richten, 
so  aftsesn  sie  auch  wollen,  dass  nnr  die  Kanunem  die  mm  Bichtenpmche 
lUBenden  Schritte  tlinn. 

SoaiÜ  steht  denn  also  iBSt,  daas  das  gewAbnUi^  befolgte  YeriUiren 
■i^  aar  keine  besondere  Sicherheit  darbietet  Ihr  Erfand  der  Wahrheit, 
sogar  die  Möglichkeit  der  Einwiifcnng  des  hanptsUhlicbsten  Sehnldign 
oiiBB  liest,  sondern  aäch,  dass.  es  dem  Sinne  der  Gfondgesetae  anwidere 
laufend,  also  Terfrssongswidrig  ist  Ein  sohshes  Yerfiünren  aber  mnss  he- 
seMgt  werden.  Oiess  verlangt  die  Logik  und  verlangt  die  Wabrang  der 
Yerbseangen. 

Bas  Ifittel  sor  Abhülfe  liegt  nnn  aber  so  nahe  nnd  ist  so  sehr  in  den 
aUgusalaen  Begriffen  von  Bedit  and  Gesehfiftseiniiehtong  enthatten,  dass 
mar  dfe  so  hSofige  Erbfatnng,  wekiier  geadias  gerade  das  Nächste  nnd 
Kiaferiwte  QbsrsebsD  an  werte  pflegt,  seine  bisherige  Nicbtauwendiuig 
erkürt  Es  besteht  nflmlich 

in  der.  Uebertragung  aller  snr  BenrtheiUng  einer  be- 
strittenen Wahl  nothwendigen  tJntersnehungen  an  die 
betreffende  Kamaier. 
NatOifich  kann  nicht  wohl  die  ganse  Yersaauahmg  die  einielnea  nr 
IhitersBchong.gehArigin  GelchAlke  selbst  besorgte ^  weder  würde  ihre 


lOt^ieder  nnd  entscheidet  darüber."  -  Bayeriscbet  OeMtl  tHO  Sm  OcMhJUtapu«  de« 
Laadtag«  b«li«ff«i(l,  Act.  %.  „Unter  erhobenen  BeAnstandoBf«»  «atMh«M«t  die  lietreffende 
KamoMr.*  »  SBeliiUeh«  Laodta^ordnun^,  (  34.  „Findet  lie  (die  E!nwsInnir*-OoimnliM$on] 
eioen  Aiutud,  ao  ist  der  Eintritt  des  slcii  Anmeldenden  in  die  Kammer  bia  zur  Eiitscbeidaaa 
dee  letstara  so  TectaftD."  —  Wttrtemberf  lucho  Verf.Urk.,  1 1^.  ,J>ie  LegUbaathm  ft* 
MhUbt  betau  iWadleebeB  AaMetanM.*  f  160.  „Die  L«KitimatIon  der  etwa  ipUar  «MnetoBdea 
Mitglied«',  so  wie  die  ErledigoiiK  der  noch  äbriflren  Le^tlmationMUMtände' schiebt  bei  der 
batreSieodeB  Kammer."  -  Badlsche  VertUrk.,l4i.  «Jede Xanmer  eriuaat  Aber  die etreitigea 
Wahlea  die  Ihr  anffehörigen  Mitglieder.*  —  Kerketilselie  OeKh.  Ordn.  fifar  die  LaadttSada 
yon  1S58.  Jede  Kammer  entscheidet  Aber  die  an  sie  gelanKenden  Zweifel  und  Anfechtungen 
ftber  die LefttbaatiooitBdZalaMiiae  Ihrer  Uit^leder.*'  —  Laxembarg 'aehe  Verfcürk.  roniM«, 
All.  SS«  »IMe  WaiBBier  prtft  die  ▼eOaneklaii  llinr  lOlgHeder  vad  esleclMMet  Sber  dto  diai* 
SdUigen  Streitigkeiten."  ~  0 1  denb  11  r «r  i  s  c  h  f  Wrf.Urlc.,  Art  \u.  J)vm  Lau Jtaga  Mht  dla 
latnheidiuig  an  ttber  die  LegitiinatiOB  der  gewählten  Abgeordneten."  U.  s.  w. 

1)  ABeMage  warlBEi«laadftaiMreia  wleheiTarMNa  SMMi.  ladea  die  «eagM  la  eiaer 
Wahlbrsch werde,  sowie  dte  Partheien  selbst  und  Ihre  Rechtsanwilte  ,*t  tbc  bar"  Rchört  wurden; 
aOcin  ec  tat  dasselbe  achoa  ttagit  aeiaer  UaiweduDiaeigkeit  wegen  aul^egeben.  Miu  in  eiaigea 
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ahlreidie  Besetzang  noch  ihre  Zeit  diese«  erbnben;  aBein  nichts  hindert, 
einen  Anssohass  damit  m  'beanftngen.  Da  wo  gesöhiftBorjnugnnlaaig 
ohnedem  eine  Legitimationff*  oder  Einwdsnngs-Conuninion  besteht,  ist 
diese  .natdriich  das  geeignete  Werkieng.  Aber  aneh  wo  Kaaunerabthei- 
Inngen  die  PrOfang  der  Wahlen  obliegt  nnd  somit  bei  deren  immeiUB 
noch  an  grossen  MitgUedeialü  nnd  YieÜeicht  geringerer  BefUiigiBig  nr 
Vornahme  von  üntersnchnngsgesohftften  eine  andere  Einrichtung  ilOthig  ist, 
kann  die  Bestellong  eines  besonderen  Ansschnsses  snr  LeiUmg  dieses  Yor- 
gesdiAftes  keinem  rechtlichen  Anstände  unterliegen.  In  beiden  FflUen  wire 
die  Commission  ein  Ansschnss  ans  der  Kammer,  also  im  8inne  der  Eni» 
scheidong  dorch  diese;  sie  wfire  aber  anch  lassend  snr  Yomahme  des 
Geschlftes,  da  sie  nnbetheiligt  wftre.bei  den  in  Frage  stehenden  Hand- 
longen,  nnr  Interesse  bfttte,  die  Wahrheit  zn  finden,  nnd  sie  ans  Mttnneni 
gebüdet  werden  kftnnte,  welche  keinen  Anstand  nshmen,  nfithigen  FaUes 
anch  eine  einem  Minister  unangenehme  Thatsache  ra  erforsdien.  Und  wem 
anch  je  das  eine  öder  des  andere  Mitglied  aus  ParthefanreGken;  ans  i|ofi- 
tisdier  Leide98chaft  oder  aus  persönlicher  Abhängigkeit  tou  der  objedifen 
Wahrheit  ablenken  wollte,  so  würde  es  durch  die  übrigen  Hitglieder  und 
durch  die  Oeffentlichkeit  stiadischer  Geschalte  im  Zaum  gehalten  werden. 

Hidit  also,  ob  diese  Einrichtung  aweckmässig  und  eriaubt  sei,  ao  weit 
stAndisehe  YerhUtnisse  in  Betnwhtung  kommen,  kann  isk  Frage  stehen, 
sondern  nur,  ob  sie  mit.  der  abrigen,Gesetagebung.des  Staates  Tertinbar 
ist,  nnd  wie  sie,  bejahenden  FäDes,  im  Einaehien  m  ordnjBU  win?> 

Es  sdieint  passend,  ehe  rar  directen  Beantwortung  dieser  Fragen  ther- 
gegangen  wird,  erst  anzaflibren,  wie  die  Sache  in  and^^  constitutionellen 
Staaten  gehalten  wird ,  beziehungsweise  gehalten  worden  ist  Und  iwar  ist 
natürlich  nicht  das  Beispiel  solcher  Lfinder  za  nehmen,  welche  mit  den 
deutschen  Staaten  auf  i^eicher  Stufe  mangelhafter  parlammitarischer  Ent» 
Wickelung  stehen,  sondern  vielmehr  solcher,  in  welchen  day  oonstitutioneUe 
Prindp  sich  vollständig  durchgekämpft,  damit  aber  natfliüch  anch  die  zd 
seinem  Schutze  und  zu  seiner  Handhabung  nöthigen  Formen  ausgebildet 
hat.  Also  das  Beispiel  von  England  und  von  Kordamerika,  sowie  das  von 
Frankreich  vor  1848. 

In  England  ist  die  Untersuchung  über  bestrittene  Wahlen  und  die 
Entscheidungen  ttber  solche  der  Gegenstand  mancfalEuUker  und  ausführlicher 
Gesetzgebung  gewesen,  und  zwar  bis  in  die  neueste  Zeit  herunter  Diese 
Obrigens  nicht  sowohl  hinniAminh  ^  Frage,  welche  hier  zunflchst  vorliegt, 


i)  Die  beiden  wesentlichsten  Geaetzo  über  den  Gegenstand  und  die  sog.  Grcnville-Actt 
von  1770;  8  G«o.  IV,  c.  S8«  oad  u  und  18  Yict.  c  8S.  —  £ias  TortraSUelM  ZHMouuaatteUiiV 
te  Sker  «Ml  Onwm— d  kmiUlmam  YtmiMitn  fisM  Kaj,  PiatM  tiMllM«  «slsv, 
liMlifM»  pnoMdiaci  Mi  aMg«  «f  VMliMiM  M.  S.  ISI^ 
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indem  das  Recht  nnd  die  Pflicht,  tlher  bestrittene  Wahlen  Voruntersuchung 
zu  pflegen,  jeden  Falles  seit  1624  Ausschüssen  des  Unterhauses  nnbestritten 
zusteht;  sondern  vielmehr  in  der  Richtung,  die  schliesblicbe  Entscheidung 
über  angefochtene  Wahlen  von  dem  ganzen  Uuuse  auf  kleinere  Ausschüsse 
überzutragen   und  sie  dadurch  aus  Partheifragen   zu  einfachen  Rechts- 
geschäften zu  machen;  ferner  eine  möglichst   uuparthoiische  Zusaramen- 
setztmg  der  AusscliOsse  zu  erlangen.    Wie  bezeichnend  für  das  parlamen- 
tarische Leben  Englands  und  wie  so  wohl  üboi  logt  und  pünktlichst  ausgearbeitet 
nun  aber  auch  diese  Bestimmungen  sind,  so  ist  doch  eine  nähere  Angabe 
derselben  hier  nicht  an  der  Stelle       und  es  mag  nur  im  Allgemeinen 
bemerkt  sein,  dass  die  gewissenhafteste  Bemühung  sich  kundgiebt,  jeder 
Art  von  ungebührlichem  Einflüsse  auch  nur  möglichen  Zugang  zu  ver- 
schliessen.  —  Der  zur  Voniahme  der  Untersuchung  bestimmte  und  für  jeden 
einzelnen  Fall  besonders  gebildete  Ausschuss  besteht  aus  einem  Vorstande 
and  vier  Mitgliedern.    Er  hat,  mit  Ausnahme  der  Sonntage  und  höchsten 
Feste,  täglich  Sitzung  zu  halten  bis  zu  Austrag  der  Sache,  und  er  wird 
auch  durch  eine  Vertagung  nicht  aufgelöst.    Hinsichtlich  des  von  ihm  zu 
beobachtenden  Verfahrens  ist  aber  im  Wesentlichen  Folgendes  zu  bemerken ; 
Eine  Beschwerde  über  eine  Wahl  kann  nur  in  bestimmten,  vom  Gesetze 
genau  bezeichneten  Fällen  formeller  oder  materieller  Rechtsverletzung  ein- 
gereicht werden,  und  zwar  nur  von  Solchen,  welche  behaupten,  ein  Wahl- 
recht bei  dieser  Gelegenheit  zu  haben,  von  Solchen,  welche  behaupten,  die 
eigentlich  Gewählten  zu  sein,  oder  von  offen  bei  der  Wahl  als  Bewerber 
Aufgetretenen.    Ebenso  kann  eine  Untersuchung  nur  über  solche  ange- 
fochtene Wahlmänner  oder  solche  Thatsachen  von  dem  Ausschusse  geführt 
werden,  welche  bis  zu  einem  bestimmten  Tage  bei  dem  Unterhanse  «chriftlich 
angezeigt  sind;   eine  selbstständige  Weitererstrcckung  der  Untersuchung 
steht  dem  Ausschusse  nicht  zu.   Endlich  muss,  ehe  irgend  ein  amtlicher 
Schritt  in  Betreff  einer  Wahlbeschwerde  erfolgt,  eine  Summe  von  1000  S  St. 


l)  Ei  Mi  nur  in  Kürze  bemerkt ,  du«  nicht  weni^r  als  drei  ▼enehledene  AaMchBaie  t>e- 
fteUt  werden,  deren  ZusanunenwirlieD  sur  EntAcheldnni;  einer  Wahllieflchwerde  nötbig  Ist. 
Znnichst  ernennt  der  Sprecher  t>eiin  Beginne  Jedes  Znsammentrittes  des  Parliamentes  and  Ar 
41«  fuue  Dauer  desselben  einen  allgemeinen  Wah  lausschusa  (General  committee  of 
«leetions),  bestehend  aus  6  Mitgliedern.  Dieser  Aasschoss  hat  sodann  eine  Liste  von  6  bis  It 
Vorsitsenden  Itir  die  besonderen  Wahlausscfattss«  an  entwerfen  (the  rhairmen's  pannel), 
welche,  ebenfalls  während  der  ganzen  Daacr  der  Session  zur  Uebemahme  dieser  Btellnng  ver- 
pflchtet  sind.  Endlich  thcilt  ebenfalls  wieder  der  allgemeine  Ausschuss  die  sümmtlichen  Mit- 
gHeder  des  Unterhauses,  welchen  keiner  der  genau  bestimmten  Hedreiungsgrände  zur  Seite  steht, 
hl  fBnf  der  Zahl  nach  möglichst  gleiche  Verseichnisse  (pannels) ,  aus  welchen  der  Reihenfolge 
nach  die  Aosschiisse  zur  Untennichung  und  Entscheidung  der  einzelnen  Wahl bcsch werde  ge- 
wihlt  werden,  und  zwar  ebenfiüls  wieder  durch  den  Allgemeinen  Ausschuss.  Bei  allen  diesen 
TeneUedeneo  Handlungen  sind  l>estimmte  Termine  gesetzt,  die  Unfählgkeits-  und  Entschal- 
dIgmigt-lTrMwhen  genau  bezeichnet,  dem  Hnu»e  selbst  und,  wenigstem«  bei  der  Ernennung  des 
bCMnderen  Ausschuss«s,  den  I'artheicn  Kecnsationen  gestattet,  kurz  alle  ersinnlicben  Vor- 
kdunnfeii  getroffen,  am  Gesetzlichkeit  und  UnpartheUichkclt  zu  erzielen, 
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niedergelegt  seio  zur  Bestreitung  der  sich  etwa  ergebenden  gesetzlichea 
Dllkosten.  Innerbalb  der  gesetzlichen  Grenzen  bat  nnn  aber  der  Anwchni 
jedes  erlaubte  Mittel  znr  Erforscbnng  Ider  Wahrheit.  Er  kann  also  von 
den  betreffmden  Behördoi  alle  P^»iere  und  ProtocoUe  verlangen;  alle  Per- 
sonen inncrbalb  Grossbritanniens  vor  sich  fordern ;  die  Erscheinenden  ver- 
hören und  denselben  einen  Zengeneid  auflegen.  Nichterscheinende  werden 
verluiftet.nnd  um  Geld  oder  mit  Gef^gniss  gestraft;  Mrinoidigo  den  Straf- 
geriditen  üherg('l)on.  Zur  Abhör  von  Zeugen  in  Irland  mag  der  Ausschuss 
einen,  ans  dortigen  Rochtsgclehrten  bestehenden,  Uolfsausscbuss  b^ 
stdleu,  welcher  dieselben  Befugnisse  hat.  Die  Sitzungen  des  AoBflchasm 
sind  öffentlidi,  und  es  können  Rechtsfreunde  der  Betheiligten  auftreCOL 
Der  (nur  !\ns  ftüif)  Mitgliedern  bestehende  Ausschuss  entscheidet  in  letilcr 
Instanz  über  die  von  ihm  untersuchte  Wahl,  und  es  wird  dem  Unterhanse 
der  Spruch  einfach  angezeigt,  damit  es  danach  eine  neue  Wahl  anordne 
oder  ein  bestimmtes  Mitglied  aUaase.  Wenn  «ch  bei  der  Untersuchung 
berausgestellt  hat,  dass  Bestechung  Torlcam,  so  muss  der  Ausschuss  hierüber 
abgesondert  berichten,  worauf  da?  Hans  den  Ausacbloss  des  Schuldigen  Ar 
die  ganxe  Wahldaucr  des  bestehenden  Unterhanses  ausspricht,  und  in  be- 
sonders schweren  Fällen  wohl  auch  den  Wahlbezirk  für  immer  des  RecbteSi 
ein  Mitglied  des  Parliamentes  zn  wählen ,  verlustig  erklärt.  Nach  einem 
ganz  nenen  Gesetze  (15  &  IB  Vict. ,  c.  57)  können  auch  in  einem  Falll 
weit  ausgedehnter  Bestechlichkeit  beide  Uäuser  in  einer  gemcinschaiUichen 
Adresse  die  Krone  bitten,  eine  ans  besonders  benannten  Personen  bestehende 
Untersuchungseonunissiott  zu  bestellen  und  tiber  den  Erfand  MittheSin^ 
sn  machen. 

Die  parlamentarischen  Einrichtungen  und  Gewohnheiten  RagiMMiB  gind 
bekanntlich  im  Allgemeinen  auf  die  Vereinigten  Staaten  VOll  Kord- 
amerika  Obergegangen.  Sp  ist  denn  auch  die  Bestimmung,  dass  jede 
repräsentative  Versammlung  über  die  Gültigkeit  der  Wahlen  ihrer  Mit- 
glieder allein  zu  entscheiden  habe,  sowohl  für  den  Congress  wie  ftr 
sämmtlicbe  gesetzgebende  Versammlungen  der  einzelnen  Staaten  ansge- 
sprochen  od(r  doch  wenigstens  unweigerlich  anerkannt.  In  einer  ganzen 
Reihe  von  Staaten  •  Verfassungen ,  (nämlich  in  Massachusettes ,  Kentucky, 
Ohio,  Louisiana,  Florida,  Mississippi,  Alabama,  Jowa  und  Texas,)  ist  ans- 
drücklich  bestimmt,  dass  das  Verfahren  in  Wahlstreitigkeiten  durch  eigene 
Gesetze  geregelt  werden  solle;  und  es  scheint,  dass  diese  Vorschrift  auch 
tiberall  erfüllt  ist.  Mit  einziger  Ausnahme  von  Pennsylvanien ,  welchem 
seine  Verfassung  die  Entscheidung  durch  einen  Ausschuss  ausdrücklich  vor- 
schrieb und  wo  dann  das  Verfahren  der  Grenville-Acte  zum  Muster  diente, 
haben  jedoch  die  amerikanischen  Staaten  nicht  für  nöthig  erachtet,  eine 
eigene  und  ungewöbnliob  vorsicbtige  Behandlung  des  Gegenstandes  awqr 
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«rdnen ,  sondern  sie  lassen  streitige  Wahlen  in  der  regdmlssifen  Gesehftfts- 
'weise  erledigen.  Wenn  also  nicht,  (was  allerdings  aocb  vorkommt,  troilich 
minder  zweckmässigerweise,)  die  volle  YersammloDg  die  Frage  selbst  vor- 
nimmt und  Partheien  and  Zeugen  vor  den  Schranken  des  Hauses  abhört: 
so  wird  eine  Wahlbeschwerde  einfach  an  einen  gewöhnlichen  Ausschass  zur 
Untersachaug  nnd  Berichterstattung  verwiesen,  die  Versammlung  aber  ent- 
schädet  endgültig.  Diese  Ausschüsse  haben  aber  ganz  nach  englischer  Art 
das  Recht  and  die  Pflicht,  alles  zor  Richtigstellung  der  Thatsachc  Erfor- 
derliche vorzukehren,  also  Papiere  einzufordern,  Zeugen  za  vernehmen,  die 
Partheien  und  deren  rechtskundige  Vertreter  anzuhören.  Nur  sind  nicht 
sie  es,  welche  das  Unheil  sprechen,  wie  diess  nach  der  neuesten  englischen 
Eioricbtung  der  Fall  ist;  sondern  «ie  haben  nur  Antrag  an  die  volle  Ver- 
«anmlnng  za  erstatten,  weicher  die  schlies^cbe  Entscheidong  zusteht 

In  Frankreich  war  lor  Zeil •  tar  parlamentarischen  Regierang  ein 
Recht  fftr  Kammer-Commissionen,  selhstst&ndige  Untersachongen  (enquätes) 
SD  veranstalten,  erst  %ptt  in  AneprtMdt  genommen  worden;  dobh  stand  es 

-echliesstich  fest,  namentlich  auch  am  Bebofe  der  Entseheidiing  ttber  strei- 
tife  Walllea.  Dar  eatiehekieiide' Kaoipf  mit  dem,  die  Neuerung  ungeme 

„«dwBden,  Ministerima  fuui  in.  den  Jalireii  1848  mid  48  statt.  Es  wtirde 
Ja  w«il  Hünen;  alle  Etoielnbdteii  des  Streites  Uer  anzoflüiren;  viebnehr 
genügt  es  m  bemerkea,  jtes  bei  der  Prüfung  der  Wahlarkoodeo  im  Jabre 
IMS  sidi  diei  Fftlle  bmssteUten,  iQ  welchen  Wahlen  durch  schlechte 
1DM  beviikl  «der  in  fonnwidiiger  Weise  vorgenommen  worden  m  jebu 
acUeBen,  ohne  daas  jedoch  £ti  Thalsaebai  Idar  genug  für  e»nen  sdiBess- 
üchen  Amspnxk  der  Kammern  torlagen.  £b  wurde  desilmlb  der  Intrag 
•«f  eine  Vntersaehnng  dnireh  eine  eigene  KanunBr»Gommisiion  gestellt  nnd 

^  «r  aadi  en^Uch  am  BeaeUasse  erhoben.*  Die  Gommiasion  begann  ihre 
JÜMlNhende  An^pbe  alsbald;  altein  erst  aiif  dem  nftebsten  Landtage 
^MnMChte  sie  ihren  Bericht  m  erstatten  *>. 

^tn^  lHiieiah  das  Mihisterinm  dem  Üntemehmen. keineswegs  geneigt  war, 
<|i  jilglücb  femer  in  Frsidtreich  kebierlä  Oeeets  oder  gesetzliche  Analogie 
,jlfji0iäiißim  von  Seto  einer  stindiscfaen  Com- 

'^^jßtÜAiim  bestand,  sondern  lediglicfa  nach  der  Katar  der  Sache  verfahren 
i^iwwide,  so  tuA  docb  das  nem  ünternehmea  nicht  den  nändeeten  Anstand, 
i^lu  den  entferntesten  Thea«  des  Landes  (s.  B.  Oiipentras,  Avignon)  for- 
^^derte  die  Commissiim  Zeigen  vor  sidb,  «ekhe  «»mmtlich  erschienen  nad 


1  Vgl.  ober  die  Mnerikanttchen  Bectlnuniugen  Ca  ab  ins,  L.  8t.,  Lei  PvUmenUrla  A«e> 
ihM  Mwwü  «TO«  law  md  pnwtiM  ot  UetttoMw  A»Wib|lw  la  tbe  U.  et.  oT  A.  Boit., 

UM,  8.  93  tg. 

t}  8.  Aappoit  Ikit  au  nom  de  la  Commiaaion  d'Enqn^e  «leclorale  par  M.  Laoy«r.  Xr.  116 
te  ActSMtldw  im  AtiMMMttekamMr  v«d  MIS. 
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ihr  Tcrhdr-bestMidQii;  tnid  selbst  die  ttUreidien  BeemteB,  iMdb/t  sie  vot- 
erbielt^  t«d  ilirai  vozigesetcleD  lOnisterien  n  dem  Zwecke  üttaäb 
«ad  ertheiHen  ZengeiuunkiiBft,  '.mii  Ansnalune  von  swei  UntetprUeetaB, 
iPdfllM  mr  im  Beisein  des  IfinisterB  des  Iboern,  aUein  dum  voUstladig, 
veinommeD  werden  Iconnten.  Die  Begiening  legte  nur  gegen  sweierlei  Be- 
schlttsse  des  Untersnchnngs-Aqsschnsses  Terwtimmg  ein.  Elstens  nimlidi 
behtnptele  sie,  dass  Beamte  nnr  nadi  erhaltenem  Uilaobe  einer  Vorftirde- 
rang  IQ  folgen  bereditigt  seien;  ein  8ati,  weldien  der  Aossdiiiss  grud- 
sttsKch  nidit  (ßinraomte,  der  aber,  wie  bemerlct,  zn  einer  pmktiflciien 
Anwendong  niebt  kam,  da -allen  vorgeforderten  Beamten  Urlaub  ertheOt 
wnrde.  Sodann  legte  die  Begierang  der,  anftnglicb  besdilossenen»  Abord- 
anng  von  Uateroommissionen  an  Ort  nnd  Stdie  entschiedenen  Widenprneb 
in  den  Weg,  weü  ▼orfusangsgemAss  die  Eammieni,  and  somit  a^cb  ibre 
Ansschllsse,  noi*  am  Sitie  der  Begierang.  bestehen  nnd  sonit  aabh  mr  hier 
amtliche  Handinngen  Toraehmen  "kdunen;  ein  Cfarnnd,  wekhcn  die  ICebmlil , 
der  Commission  selbst  als  gflltig  anerkannte.  —  Bei  der  sehr  belebten  md 
sor  Partheisadfe  anssrtenden  Berathniv  'über  den  Commisskmsbeiidit  wat» 
den  swajt  Klagen^  fiber  eimelne  Handbmgen  nnd  Untersntshnqgsftagen  der 
ComnuBSion  voigebrodit,  die  Zweckmftssigkeit  hlnfiger  Wiederliolimgea 
solcher  Unterwcbongen  -  besweüidt;  endlich  Tom  Minisfeerinm  die  Terpffieh- 
tong  von  nntergeordneten  Beamten,  fi)>er  Amtshandbmgen  Bechenschaft  gegen 
eine  stSndische  Commission  xn  geben,  beanstandet;  allein  das  Becht  air 
Bestellnng  einer  parhmientariscto  Untersodrang  flb^  Wahlen  ward  von 
IHemaad  bestritten,  nnd  auch  von'Hiemand  die  Torgingige  Erlassnng  eines 
Gesetses  als  notfawendige  Bedingung  einer  rechtlichen  nnd  geordneten  Wirk- 
samkeit betrachtet.  Grandsais  nnd  Vorgang  standto  somit  im  paiUuneiita- 
risehen  Frankreich,  nnani^'eifbar  fest  * 

.  .Nach  Beibringong  'dieser  Beispiele  nuff  denn  sn  den  Fragen  tbergangen 
weiden:  ob  ehi  solches Terftfaren  andi  in  einem  dentschen  conrtitntioneUeti 
Staate  rechtlich  erlaubt  ist,  Imd,  wenn  dem  so  ist,  wie  es  eingerichtet  wer- 
den nftsste? 

Die  Blähung  der  ersten  Frage  scheint  nicht  nur  in  allen  deigenigen 
Staaten,  in  welchen  die  YerfiuMungsgesetse  den  Kämmen  die  Entscheidung 
ttber  streitige  Wahlen  aasdrocklich  xatheilen,  sondstn  selb^  in  solchen,  in 
welchen,  ohne  Bestimmnng  ehier  anderweitigen  Einrichtnng,  Stülschweigen 
beohaehtet  ist,  gar  keinem  ernsten  Zweifel  sn  unterliegen. 

Was  nAmlich  die  erstere,  weit  grossere,  Aniahl  betrift,  so  sind  die 
Kammera  der  .Abgeordneten  gesctdich  souveräne  Bichterinnen  Aber  die 
Wahlen. '  Ehi  Bichtersprudi  setit  aber  eine  stofflieh  möglichst  voUstAadige, 
unpartbeüsche  und,  efibtderlidien  Falles,  nach  dem  Verlangen  des  Bicfaters 
ergAnzte  Bichti|{steUung  der  Tbatsachen  voraas.   AUerding«  ist  es  keine 
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unbedingte  Nothwendigkeit ,  dass  diese  Untersncbang  von  dem  Richter  selbst 
oder  von  einem  durch  ihn  anmittelbar  dazu  Bestellten  gef&hrt  werde;  es 
mag  im  Nothfalle  auch  durch  Requisition  einer  von  ihm  uuabhüngigen  Be- 
hörde geschehen.  Allein  handgreiflich  ist,  dass  hierzu  Niemand  bestellt  sein 
kann,  dessen  Thätigkeit  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  den  ganzen 
Zweck  der  Untersuchung  und  des  darauf  zu  bauenden  Spruches  zu  vereiteln 
geeignet  ist;  am  allerwenigsten  durch  ein  Org:ni ,  welches  mit  dem  mög- 
ücberweise  Schuldigen  in  Verbindung  steht,  von  ihm  abhängig  ist,  und  gar 
von  ihm  selbst  bezeichnet  wird  und  Anleitung  erhalten  kann.  Eine  solche 
Vorbereitung  wäre  ein  Hohn  auf  die  Gerechtigkeit ,  eine  rechtliche  Unmög- 
lichkeit. Nun  ist  aber  oben  nachgewiesen,  dass  bei  Untersuchungen  über 
angefochtene  "Wahlen  durch  Regierungsbeamte  gerade  diese  Nachtheile  ent- 
schieden zu. fürchten  sind.  Es  wäre  also  in  einem  solchen  Falle  der  Spruch 
der  Kammer  leicht  eine  reine  Willkühr,  indem  sie  sich  an  das  ihr  verdäch- 
tige Ergcbniss  der  Untersuchung  nicht  bände,  oder  eine  unwürdige,  ihr  von 
einem  Dritten,  möglicherweise  vom  Schuldigen  selbst,  vorgeschriebene  Lega- 
lisirnng  des  Unrechtes.  Desshalb  enthält  demi  auch  in  der  That  weder  eine 
der  Verfassungs  -  Urkunden  noch  ein  besonderes  Oesetz  eine  dahin  gehende 
ausdrückliche  Bestimmung,  und  ist  die  bisherige,  allerdings  nicht  zu  läug- 
nende,  Uebuug  lediglich  eine  Verkehrtheit  und  selbst  Rechtswidrigkeit, 
welche  verlassen  werden  muss,  so  bald  sie  erkannt  ist.  —  Ein  in  Verfas- 
songsbestimmungen  oder  Gesetzen  gegründetes  direktes  Hinderniss  steht 
somit  in  den  zunächst  in  Frage  stehenden  Staaten  einer  Untersuchung  durch 
ständische  Organe  nicht  entgegen.  Aber  es  lässt  sich  auch  kein  zureichender 
Verhinderungsgrund  aus  nur  unmittelbar  "und  zufällig  einwirkenden  Bestim- 
mungen ableiten.  Die  einzigen  Vorschriften  solcher  Art  wären  etwa  die 
nicht  selten  (und  auch  ganz  zweckmässig)  bestehenden  Verbote  der  Annahme 
von  Deputationen  u.  dgl.  durch  die  Stilndeversanmilungen,  und  die,  in  einigen 
Grundgesetzen  gegebene ,  Vorschrift ,  nach  welcher  die  Kammern '  nur  mit 
den  Ministerien  oder  mit  dem  Gesammtmmisterium  in  amtlichen  Verkehr  zu 
treten  haben.  Ein  Augenblick  unbefangenen  Nachdenkens  lässt  jedoch  er- 
kennen, dass  diese  Bestimmungen  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Anwen- 
dung erleiden.  In  ersterer  Beziehung  handelt  es  sich  weder  von  -«Annahme» 
noch  von  «Deputationen»,  sondern  von  der  Vorforderung  von  Zeugen,  oder 
von  der  Einfordening  von  Urkunden;  und  der  ganze  Zweck  des  Verbotes, 
nämlich  die  Bewahrung  der  Volksvertretung  vor  dem  Eindringen  lärmender 
und  drohender  Hiiufrn  und  vor  unanständigen,  mindestens  zeitraubenden  Auf- 
tritten, ist  ein  völliK  verschiedener.  Der  Gesetzgeber  hat  bei  dieser,  durch 
die  Erfahrungen  d«  :-  französischen  Versammlung  als  sehr  gerechtfertigt  er- 
scheinenden, Vorsorge  nicht  entfernt  an  amtlichen  Verkehr  der  Stünde  oder 
ihrer  Ausschüsse  gedacht,  und  es  wäre  eine  muthwilligc  Vcrkcnnong  seines 
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WiDens,  diesem  eine  Beziehung  hieraof  zu  geben.  Was  aber  das  Gebot 
betrifft,  nur  mit  den  obersten  Staatsbehörden  zu  verkehren,  so  bezieht  sich 
auch  dieses  auf  ein  ganz  anderes  VerhiUtoiss.  Die  Regierung  ist  gegenüber 
von  der  Volksvertretung  ausschliesslich  durch  das  Ministerium  vertreten, 
und  nnr  was  dieses  mittheilt,  hat  eine  rechtliche  Bedeutung  fär  beide  Theile. 
Auch  steht  dem  Staatsoberhaupte  alkin  die  Initiative  in  Beziehung  auf  alle 
von  Seiten  der  Regierung  nn  dio  Stände  zu  bringenden  Eröffnungen  zu,  ein 
Recht,  welches  es  dann  ebenfalls  nur  durch  die  verantwortlichen  Minister 
austibt.  Untergeordnete  Beamte  können  durch  eine  von  ihnen  ausgehende 
Erklärung  die  Regicruug  nicht  binden ,  und  die  Stände  erhalten  durch  eine 
solche  keine  Handhabe  zu  einem  wirksameren  Handeln.  Ein  amtlicher  Ver- 
kehr mit  solchen  tlber  Staatsangelegenheiten  ist  also  mindestens  überflüssig. 
Da  nun  überdiess  die  Diensthierarchie  und  die  Disciplin  durch  ejnen  Verkehr 
Untergeordneter  mit  der  Stilndevcrsammlung  schwer  bedroht  wären;  auch 
doch  möglicherweise  eiuc  Ständeversammlung  ihre  blos  controlirende  und 
berathcnde  Stellung  vergessen  und  versuchen  könnte,  durch  Eröffnung  von 
Beschlüssen  von  Staatsstellen  unmittelbar  in  die  Verwaltung  einzugreifen:  so 
erklärt  sich  die  fragliche  Verfassungsbestimmung  sehr  leicht.  Sie  hat  aber 
auch  nur  den  Zweck,  die  Einheit  und  die  Auctorität  der  Regierung  zu  er- 
halten, keineswegs  aber  den,  die  ständischen  Körperschaften  zu  vexhindem, 
eine  ihnen  ausdrücklich  übertragene  Handlung  rechtsgültig  vorzunehmen.  Nun 
wird  bei  einer  Untersuchung  über  eine  streitige  Wahl  keine  Erklärung  ver- 
langt, welche  die  Regierung  bände,  nicht  in  die  Verwaltung  durch  verfas- 
sungswidrige Befehle  eingegriffen,  sondern  lediglich  Auskunft  über  persönliche 
Kenntnisse  von  Umständen  gefordert,  deren  Beurtheilung  in  das  Grebiet  der 
ständischen  Zuständigkeit  gehört.  Höchstens  mag  also  aus  dem  Verbote 
eines  Verkehres  mit  untergeordneten  Beamten  abgeleitet  werden,  dass  wenn 
eine  Untersuchung  die  Vernehmung  eines  solchen  nöthig  macht ,  die  Requi- 
sition des  ständischen  Ausschusses  durch  das  Ministerium  zu  gehen  hat,  eine 
mündliche  Vernehmung  aber  (nach  dem  oben  angeführten  französischen  Vor- 
gange) nur  in  Gegenwart  des  betreffenden  Ministers  und  unter  Zustimmung 
desselben  zu  den  Antworten  vorgenommen  werden  muss.  In  der  unendlichen 
Mehrzahl  der  zur  Aufklärung  einer  Wahlbcschwerde  erforderlichen  Nach- 
forschungen wird  es  sich  aber  gar  nicht  von  einem  Verkehre  mit  Behörden, 
sondern  um  die  Aussagen  von  Privatpersonen  handeln,  die  ganze  Bestimmung 
über  ständischen  Verkehr  mit  Beamten  also  dabei  nicht  entfernt  in  Frage 
stehen.  —  Von  Seiten  der  Gesetze  ist  somit  in  denjenigen  Staaten ,  welche 
die  Kammern  ausdrücklich  mit  der  Entscheidung  über  alle  Wahlfragen  be- 
auftragen, das  Feld  nach  allen  Seiten  hin  frei. 

Und  nicht  anders  verhält  es  sich  auch  in  jenen  Staaten,  deren  Verfas- 
sungen keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  Ober  die  Entscheidung  streitiger 
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Wahlen  enthaltpn.   Dass  auch  hier  nur  die  betreflfende  Kammer  zu  urtheilen 
hat ,   kann  keinem  Zweifel  antorliegen ,  und  ist  auch  wohl  noch  nii^ends 
einem  Zweifel  nnterzogcn  werden.    Die  Stellung  der  Volksvertretung  zu  der 
Regierung  verlangt  diese  Einrichtung  gebieterisch.    Leicht  könnte  «^onst  der 
Ansdruck  des  Volkswillens  verfälscht ,  ein  der  Regierung  unbequemer  Abge- 
ordnet pr  unter  einem  scheinbaren  Vorsvan<le  ausgeschlossen,  die  schreiendste 
Verletzung  des  Wahlrechtes  gutgeheissen  o-li  r  wenigstens  vertuscht  wer- 
den :    und  es  würe  überhaupt  die  Unabhängigkeit  der  Volksvertretung  von 
der  Regierung  schwer  beeinträchtigt,  wenn  sie  die  Entscheidung  über  ihre 
Zusammensetzung  von  dieser  zu  erwarten  hätte.    Der  Mangel  einer  eigenen 
Bestimmung  kann  also  lediglich  der  Ansicht  zugeschrieben  werden,  dass  es 
einer  solchen  nicht  bedürfe,  weil  sie  sich  von  selbst  verstehe,  und  weil  sie 
öberdiess  fast  ausnahmslos  Rechtes  sei  in  constitutionellen  Staaten.  Ist  dem 
aber  also,  so  folgt  auch  alles  Weitere  von  sdbst,  und  es  gelten  knraer 
Hand  die  eben  ausgeführten  Sätze  auch  hier. 

Somit  kann  denn  zur  Beantwortung  der  Frage  übei-gegangen  werden: 
"wie  das  der  Legitimationscommission  der  Kammer  oder  einer  ihrer  Abthei- 
Inngen  zustehende  Untersuchungsrecht  ausgeübt  und  wie  es  namentlich  in 
Gang  zu  setzen  ist,  wenn  bisher  der  richtige  Weg  nicht  eingehalten  wurde, 
oder  es  an  Veranlassung  dazu  noch  gefehlt  hat?  —  Die  einfache  Antwort 
hierauf  lautet:  dadurch,  dass  bei  der  ersten  angefochtenen  Wahl  der  Le- 
gitimationscommission der  Auftrag  zum  selbstständigen  und  eigenen  Verfahren 
gegeben  wird,  und  zwar  ohne  weitere  Anfrage  bei  der  Staatsregierung.  Die 
Comniission  fordert  alsdann  die  von  ihr  für  nöthig  erachteten  Zeugen  vor; 
hört,  wenn  sie  es  für  gut  findet,  die  Partheien  und  ihre  Vertreter ;  verlangt 
die  von  ihr  gewünschten  Actenstncke  von  dem  Ministerium  des  Innern;  und 
schliesslich  erstattet  sie  ihren  Bericht  auf  die  Grundlage  des  von  ihr  Er- 
hobenen.   So  ist  in  Frankreich  verfahren  worden,  ohne  dass  man,  trotz 
grosser  Neigung  dazu,  es  gewagt  hätte,  den  Grundsatz  und  die  Rechtmässig- 
•    keit  des  Verfahrens  zu  bestreiteu.    Sollte  aber  je  Widerspruch  von  Seiten 
der  Regierung  erfolgen,  so  würde,  diess  muss  von  der  Selbstachtung  jeder 
Kammer  gehofft  werden,  sie  ihr  Recht  und  die  Pflicht  ihrer  Commission  zu 
wahren  und  durchzufechten  wissen.    Zweckmässigkeit  und  Sinn  des  Gesetzes 
sind  so  klar  anf  dieser  Seite,  dass  der  endliche  Sieg  nicht  entgehen  kann. 
^   Auch  das  englische  Unterhaus  hat  die  eigene  Entscheidung  Aber  die  Sitz- 
berechtigung  seiner  Mitglieder  erkämpfen  müssen,  aber  durch  Beharrlichkeit 
^"'^^  natürlichen  Rechte  und  der  nfltzlichen  Einrichtung  die  Oberhand  errungen. 
Kaum  ist  es  bei  diesem  Stande  der  Sache  nöthig,  untergeordnete  Ein- 
wenduDgen  aasdriicklich  zu  widerlegen,  welche  gegen  vorstehenden  Vorschlag 
'  etwa  znaammengesncht  werden  könnten:  doch  mag  Solches  zur  Wegräumung 
^  i4nch  jedes  Scheins  vqu  begrtindetem  Widerspruche  mit  wenigen  Worten 


220  Ut'ber  lüc  Untersuchung  bestrittener  ständischer  Wahlen 

geschehen.  —  Einmal  ist  es  möglich  einzuwenden,  dass  die  ständische  Le- 
gitimationscommission ohne  besonderes  Gresetz  nicht  das  Recht  habe,  den 
von  ihr  Vorgeforderten  einen  Zengencid  abzunehmen.  Die  Thatsache  ist 
richtig.  Allein  thcils  wird  es,  wenn  erst  der  Grundsatz  festgestellt  ist  und 
geübt  wrd,  nicht  lange  an  einem  solchen  Gesetze  fehlen;  die  Regierung 
selbst  muss  ein  solches  wünschen,  damit  die  Wahrheit  um  so  sicherer  zu 
Tage  komme,  welche  ja  aiu)»  üir  günstig  sein  kann.  Theils  kann  man  sich 
indessen  zur  Noth  auch  ohne  Beeidigung  behclfen.  Die  Kammer  urtheilt 
nach  moralischer  Uebcrzeuguiig  und  wird  die  ihr  von  ihrer  Legitimations- 
coramission  mitgethcilten  Angaben  schon  zu  würdigen  wissen.  Auch  in 
Frankreich  fand  bei  Emiueten  eine  Beeidigung  nicht  statt,  ohne  dasa  sich 
ein  merklicher  Nachtheil  ergab.  Sollte  sich  aber  je  vor  gesetzlicher  Berech- 
tigung der  Ausschüsse  die  Nothwendigkeit  einer  Eidesauflage  zeigen,  so 
würde  auf  eine  bei  dem  Justizministerium  gestellte  Forderung  weder  diese 
Behörde  ihre  Beihilfe  versagen,  noch  das  betreffende  Gericht  den  Dienst 
verweigern  können.  Ein  Anderes  ist  die  Weigerung,  auf  Bitte  eines  frei- 
willigen Schiedsgerichts  oder  einer  anderen  willkührlich  gebildeten  Privat- 
anstalt zu  beeidigen ,  ein  Anderes ,  wenn  die  Stande  des  Landes  zu  öffent- 
lichem Zwecke  den  Eid  verlangen.  —  Eine  zweite  denkbare  Einwendung 
ist,  dass  die  vorgeforderten  Zeugen  nicht  erscheinen  könnten,  die  Commission 
aber,  und  selbst  die  volle  Kammer,  kein  Zwangsrecht  gegen  sie  habe.  Den 
Stilndcn  steht  allerdings  an  sich  und  ohne  besondere  gesetzliche  Ueber- 
tragung  ein  Vorfordcruugsrecht  nicht  zu;  allein  die  Gefahr,  dass  ein  von 
ihnen  zu  Zeugnissablegung  aufgeforderter  Bürger  nicht  erscheinen  werde, 
ist  dennoch  eine  sehr  kleine.  Die  gegen  die  Wahl  als  Kläger  Auftretenden 
erscheinen  natürlich  unter  allen  Umständen;  die  Gegner  aber  sind  in  ihrem 
eigenen  Interesse  genöthigt,  dem  Beispiele  zu  folgen.  Das  Letztere  gilt  auch 
von  Denjenigen,  deren  Erscheinung  etwa  von  einem  Ministerium  abhängt. 
Und  wenn  je  der  Eine  oder  der  Andere  sich  anfänglich  weigern  sollte,  so 
Wörde  er  sicherlich  der  Gewalt  der  Oeffentlichkeit  nachgeben,  sobald  die 
Commission  das  Ilindemiss  in  der  vollen  Versammlimg  zur  Sprache  brächte. 
Bei  der  grossen  französischen  Untersuchung  in  den  Jahren  1842  und  43 
blieb  nicht  ein  einziger  Zeuge  ans ;  warum  aber  sollte  der  Deutsche  weniger 
Achtung  vor  dem  Verlangen  seiner  Vertreter,  weniger  Vaterlandsliebe,  weni- 
ger Scheu  vor  der  Oeffentlichkeit  haben?  —  Drittens  wird  vielleicht  gegen 
die  vorgeschlagene  Wirksamkeit  der  ständischen  Ausschüsse  vorgebracht 
werden,  dass  wenigstens  die  aus  der  vollen  Kammer  gewählten  Ausschüsse 
ausschliesslich  die  Mehrheit  vertreten  und  daim  das  Recht  zu  Partheizwecken 
tischen  könnten.  Hierauf  wäre  zunächst  zu  erwiedem,  dass  es  nicht  die 
Absicht  ist,  den  Ausschüssen  die  Entscheidung  über  Wahlstreitigkeiten  zu 
überlassen,  sondern  diese  nach  wie  vor  der  ganzen  Versammlung  bliebe.  In 
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so  ferne  aber  allerdings  aach  schon  bei  der  Untersuchung  Ungerechtigkeiten 
begangen  werden  können,  (und  gerade  zu  ihrer  Vermeidung  wird  ja  die 
ganze  Einrichtung  verlangt,)  wäre  durch  eine  vereinfachte  Nachahmung  der 
neuesten  englischen  Einrichtung  jeder  Klage  und  selbst  jedem  Verdachte 
abzuhelfen.  Ein  Zusatz  zu  der  Crcschäftsordnung,  welchem  gemäss  ausnahms- 
weise  die  Legitimations-Commissionen  nicht  durch  Wahl,  sondern  durch  Loos 
bestimmt,  dieses  dann  aber  wieder  durch  Recusationen  der  Bctheiligten 
verbessert  wtlrde,  köimte  tiberall  ohne  Schwierigkeit  beschlossen  werden.  — 
Endlich  der  Geldpunkt.  Dass  demjenigen  Zeugen,  welcher  es  verlangte,  Ent- 
schädigung werden  müsste,  versteht  sich;  auch  mag  sein,  dass  je  nachdem 
die  angefochtene  Wahl  in  einer  Gegendg^es  Landes  vorzunehmen  wäre,  diese 
Gebühren  eine  bedeutendere  Summe  ausmachten,  als  die  Absendung  eines 
Regierungsbeamten  erforderte.  Allein  eine  Geldcrspamiss  kann  kein  Grund 
sein  zur  Unterlassung  einer  zur  Erhaltung  der  Reinheit  der  Volksvertretung 
nothwendigen  Einrichtung.  Und  auch  an  der  zur  Leistung  verpflichteten 
and  bereiten  Kasse  fehlt  es  nicht;  bis  zur  Feststellung  einer  anderweitigen 
Einrichtung  hätte  die  ständische  Kasse,  (ohne  welche  keine  Kammer  ist  und 
sein  kann,)  die  Ausgabe  zu  tragen.  Würde  aber  die  Erfahrung  zeigen,  dass 
diess  misbraucht  würde  zur  Anstellung  unbegründeter  Beschwerden;  oder 
sollte  eine,  an  sich  sicher  gerechtfertigte,  Abneigung  dagegen  bestehen,  dem 
gemeioen  Wesen  einen  Aufwand  zuzumuthen,  welcher  jeden  Falles  durch 
Schuld  der  unterliegenden  Parthei  veranlasst  worden:  so  könnte  leicht  mit 
der  Zeit  zu  dem  englischen  Systeme  der  Hinterlegung  einer  entsprechenden 
Summe  von  Seiten  der  Beschwerdeführer  gegriffen  werden. 


Waltet  nicht  Selbsttäuschung  ob,  so  ist  in  dem  Vorstehenden  einer  Seits 
die  Zweckmässigkeit,  ja  Nothwendigkeit,  auf  der  andern  Seite  aber  die  that- 
sächliche  und  rechtliche  Möglichkeit  der  U«bertragung  aller  Untersuchunger 
tiber  beanstandete  Wahlen  an  Ausschüsse  der  betreffenden  Kammern  gezeigt 
Es  ist  daher  auch  zu  hoffen,  dass  bei  längerer  und  kräftigerer  Entwicklung 
des  repräsentativen  Systemes  dem  Gegenstande  auch  in  Deutschland  die  ge 
bührende  Aufmerksamkeit  geschenkt ,  dadurch  aber  ein  wesentlicher  Fehler 
bisheriger  üebung  verbessert  werden  wird.  Es  bedarf  dabei  lediglich  na* 
eines  Entschlusses,  um  das  zunächst  WOnschenswerthe  zu  erreichen;  da 
Weitere  wird  sich  dann  schon  finden. 
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MMge  nur  Ii«hxi  Tompctifteiiir  achte  in  oonititiitioiiAllffi 

8teatai'> 

Es  erweckt  mit  Recht  ein  missbilligendes  Staunen,  wenn  man,  und  nicht 
eben  ganz  selten ,  findet ,  dass  Fragen  des  Staats  -  und  Rechtslebens  von 
täglicher  Vorkommniss  theoretisch  keineswegs  fest  entschieden  sind ,  und  mit 
einemmale  ein  Satz,  welcher  bisher  unbestritten  aufgestellt  und  gehandhabt 
wurde,  in  Frage  gestellt  wird,  oder  dass  die  Gesetzgebung  Einrichtungen 
und  Rechte  wieder  wegrflumt,  welche  als  imzweifelhafte  and  für  immer  ge-  ' 
wonnene  Emmgenschaften  betrachtet  werden  konnten.  Eine  solche  Unsicher- 
heit wirft  in  der  That  theils  8«f  das  Nachdenken ,  auf  die  Logik  oder  anf 
dieEhlUcUldt  der  MSaner  Tom  Fache  ein  nicht  eben  schmeichelhaftes  Licht; 
theils  rnuss  sie  nothwendig  ein  nnbehagliches  Gefllhl  erwecken,  weil  nicht 
m  henrtheilen  ist,  wie  weit  ein  neuer  Zweifel  am  sich  greifen  and  weldM 
Folgen  er  haben  kann,  oder  wo  die  Aradernngen  der  Gesetze  stehen  bleiben 
nerden.   Es  darf  daher  sicher  anch  nicht  vertheidigt  werden,  wenn  eil 
Angriff  auf  einen  bisher  als  gfiitig  anerkannten  Bechtssatz  ans  rechthaberi- 
scher Eitelkeit,  in  gedankenloser  Nichtbeiiditaog  der  Folgen  oder  ans  klein- 
licher Sophistik  erfolgt,  onA-ee  tegelit  Der  fietanefar  eine  wahre  Yersttndigung, 
irelcher  nnnöthiger  mid  «hflgrfladeter  Weite  tB^Uaher  «sgeiMMBneMii  nad 
Iis  materiell  Tortbeiihaft  erpraMe«  Lelmi  rttteH  od  d^telt,  oder  im 
^if^  geiHrekiher  EifenfliBiBltehkeÜ  htnldiiiKto  Geeelie  iadert  TTiiwiitlfcih 
ftl  et  ei»  dM  2eielMi  «ises  iehtaa  SleatMiBes,  d.  b.  eiMe  Ibunee.  fos 
Mmt  Oesinnong  and  nfs.  «etten  Blicke,  m  eraebteo,  wenn  er  nicht  Iber 
«tahstliegenden  klijiimi  Sohwierigkeiln  de»  groese  Gio»  aw.to  A«gt 
eifert,  ind  nietat  ttt  die  Krone  oder  ftr  dM  Volk  dn  «icfatigeB  Becht  in 
fVage  stellt,  am  sich  perMnlick  dne  aoangeiiehiiie  Vtortelatniide  n  erapeien. 


I)  Die  GrundUffe  dicMr  Abhaodlui«  iit  «la  Aaftali  io  d«r  TBMag«r  2«tt*dulft  Hr  AI 
ItiMcwlM.,  Bd.  iy,.8.  m  lg. 
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Doch  mass  man  auch  nicht  zu  weit  gehen  in  dem  Tadel.  —  Es  kann 
sich  wohl  begeben,  dass  eine  bisher  anerhörte  Folgerung  thatsächlich  ans 
einer  Lehre  auftaucht,  so  dass  erst  itzt  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  wird 
aaf  einen  Fehler  in  der  Begriffsbestimmung,  oder  dass  sich  wenigstens  die 
praktische  Nothwendigkeit  einer  Ausnahme  und  Beschränkung  ergiebt.  Oder 
aber  mag  eine  neue  Gestaltung  der  äussern  Umstände,  eine  früher  unbe- 
kannte gewaltsame  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  einer  bisher  unbe- 
deutenden und  unbeachteten  Lehre  eine  Wichtigkeit  geben,  an  welche  Niemand 
früher  dachte,  und  welche  eine  nähere  Untersuchung  der  Grundlage  um  so 
mehr  fordert,  als  die  Folgen  im  Leben  ludenklich  sind.  Auch  ist  es  mög- 
lich, dass  eine  Veränderung  in  einem  entlernten  Theile  der  Geseti:gebung 
unversehens  sich  als  einwirkend  auf  andere  Seiten  des  Rechts-  und  des 
Staatslebens  ausweist  und  eine  Umgestaltung  bisher  unbestrittener  Sätze  mit 
juristischer  Nothwendigkeit  erfordert.  In  allen  solchen  Fällen  ist  es  denn 
ein  leicht  zu  ertragender  Vorwurf,  dass  man  nicht  früher  schon  so  viel 
Scharfsinn  gehabt  habe,  diese  Lücken,  Widersprüche,  Unzuträglichkeiteu  zu 
entdecken.  Theils  ist  nun  einmal  kein  menschlicher  Scharfsinn  so  gross, 
als  der  des  Zufalles,  und  ist  das  Leben  auf  die  Dauer  immer  reicher  als 
das  Gehirn  des  Einzelnen.  Theils  ist  in  der  Wissenschaft  häutig  so  viel  zu 
untersuchen  und  aufzuräumen,  dass  es  in  der  That  Entschuldigung  verdient, 
wenn  anscheinend  Unbedeutendes  und  Feruelugendes  vor  der  Hand  hegen 
blieb.  Gerade  je  tüchtiger  ein  Mann  ist ,  desto  weniger  kann  er  daran  den- 
ken, seine  Zeit  und  seine  Kraft  zu  verwenden  auf  das,  was  keiner  Hülfe  zu 
bedürfen  oder  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  zu  sein  scheint.  —  Was 
aber  eine  ganz  neue  Bahnen  einschlagende  Gesetzgebung  betrifft,  so  ist  es 
ja  kein  unerhörter  Fall,  dass  sich  ein  mit  Eifer  angestrebtes  und  allgemein 
als  nützUch  und  nothwendig  anerkanntes  Recht  bei  längerer  Erfahrung  und 
schärferer  Untersuchung  als  schädlich  ausweist.  Auch  eine  weit  verbreitete 
Meinung  kann  irrig  sein,  und  eine  in  vielen  Staaten  vcrwilligte  Einräumung 
ist  noch  kein  Beweis  einer  inneren  oder  äusseren  Nothwendigkeit.  Ein 
plötzlich  eingeschlagener  verschiedener  Weg  mag  daher  unangenehm  auffallen 
und  mit  lauter  Missbiltigung  betrachtet  werden;  allein  zu  untersuchen  ist 
immerhin,  ob  die  Neuerung  nicht  gerechtfertigt  und  selbst  verdienstlich  ist. 
'  Diese  Betrachtungen  sind  zunächst  veranlasst  durcii  die  Thatsache,  dass 
das  staatsbürgerliche  Petitionsrecht  nach  Jahrzehnten  constitu- 
tioneller  Uebung,  und  nachdem  es  als  sich  von  selbst  verstehend  betrachtet, 
auch  wohl  mit  kurzen  Worten  ausdrücklich  anerkannt  war,  in  mehr  als 
Einem  Staate  Gegenstand  \on  Erörterungen  und  selbst  von  Bestimmungen 
wurde,  welche  Vielen  ganz  unerwartet  kamen  und  kaum  möglich  d&achteiL 
So  namentlich  Bestimmungen  des  preussischen  Ver&ssungspatents  vom  3 
JFibru^r  1847;  Vorschriften  der  Verfassung  ftti'  das  französische  Kaiserreich 
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TQo  1852;  endUdi  gewisse  Yerhandlmgeii  in  der  wArttembeigisditti  Abge- 
ordsetenksaimer.  Diese  Erscheiiiaiigeo  haben  zwar  entweder  ftr  das  Leben 
nur  eine  Torflbergehende  Bedeotnng  gehabt,  oder  es  fUxht  wenigstens  sehr 
dabin,  wie  lange  sie  sich  als  Gesetz  erhalten  werdeu ;  allein  ftr  die  ^^ssen- 
sdiaft'  sind  sie  immerhin  eine  genügende  AnÜndening  zu  genaner  Prtftmg 
der  Frage  nnd  an  einer  möglichst  nnangreifbaren  Feststellang  der  Lehre.«— 
Um  jedoch  ftr  den  einen  Gegenstand  nicht  allzugrossen  Baun  in  Ansprach 
m  nehmen,  soll  nnr  das  Petitionsrecht  der  Einseinen  nnd  der 
Körperschaften  betrachtet  werden,,  und  auch  dieses  nnr  in  so  ÜBrne 
Bitten  an  StAnde  gerichtet  sind.  Es  bleiben  sondt  die  Peitlineii  an  die 
Regienmg,  sowie  das  PetiÜoiilBrecht  der  Stände  selbst  ansgeechloasen. 

Die  vorgesetzte  Aniigjabe  aber  wftd  wohl  am  sichersten  zu  einem  Ab- 
sdihisse  gefthrt  ,  wenn  nach  vorgingiger  Feststellang  4m  Beipiffiw  den 
Petitiookrechtes  zuerst  die  positiTen  Bestimmungen  der  haiQtsIddichstsB 
constitntionellen  Staaten,  namentlich  Deutschlands,  angegeben,  }ä&rmS  die 
Hehnngen  der  Staätsrechtslehrer  Uber  die  Fh^ie  in  Eiinnening  gebracht, 
auf  diese  Grundlagen  hin  aber  endlich  üb  eben  angefthrten  FlUe  ahweiohen- 
der  Anffftsrong  kritisch  gewürdigt  werden, 

• 

1.  Dejr  Begriff  des  Petitionsrechtes. 

Sehr  hinfig  wird  «Petition»-  und  Beschwerde-Becbt»  als  gkichbedeataid 
oder  doch  weeentfidi  zusammengehörend  dargestellt  Dies  ist  ein  entsohie- 
deoer  und  ein  bedeutender  Irrthum,  durah  welchen  ganz  schiefe  Ansjchfast 
und  positiv  unrichtige  Behauptungen  erzeugt  werden.  Beide  Arten  von 
Ftodemngen  sind  ?on  rechtlieh  ganz  venchiedener  Art;  eine  Kebeneia- 
anderstellung  defselben  wird  daher  die  Eigenthflmlichkeit  einer  jeden,  nul 
namentlich  »i««  auch  der  Petitionen,  zur  AnschannnK  brinnen. 

Unter  einer  Besehw erde  versteht  man  eine  an  eine  BMrde  ge- 
riehtele  Klage  über  ein  von  einer  andern  Behörde  angeWifh  etUttenea, 
materieUes  oder  formelles,  Unrecht  Diese  Klage  hat  nattiUdi  saniM 
die  Lederherstellung  des  gekrtnhten  Bechles  anni  Gegenstände;  mflgUcher- 
weise  auch  die  Bestraftag  des  Sehaldigen.  Hienuis  folgt  denn  aber  mehr 
als'Efai  wichtiger  Satau 

YoreM^  leuchtet  ehi,  dan  nnr  da,  wo  ehie  «Rechteveiletiang  be> 
hanptet  yMt  «beihaapt  von  ebier  Besehwerde  die  .Bade  seb  kattL 
Eine  Forderang  Ist  nur  da  am  PhiAza,  wo  ein  beatimmtea  Beeht  an.  ver» 
kmgen  besteht;  in  allen  anderen  FHlktf  ist  blos  ehi  Wunach  oder  eins 
BItia  an  der  Stelle.  Wenn  also  ein  Bfliger  darflber  noafried«  iat,  daaa 
eefn  TortiHÜ  nicht  gehOiig  von  Staate  gefordert  werde,  daas.  ehe  LttaUb 
ein  IfissgrUr,  ein»  Folgewidrigknlt  in  der  Oeeetagebwg  voiliise,  oder  daaa 
a»  allgemeinen  Znstinde  eine  gewisse  Biebtung  nehmen;  so  kann  er  hiitte 
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Beschwerde  i.  e.  S.  anstelkn,  sondern  nur  etwit  bittaid  und  vontsUflDd 
sich  an  eine  passende  Behörde  wenden  *). 

Sodann  ergiebt  sich,  zweitens,  dan  «ine  Beschwerde  eigentÜoh  ov  bei 
einer  der  angeblich. rechtsrerletzenden  vorgesetzten  Behörde  eiofdegC 
werdon  kann.  Eine  an  den  onrecbtv Handelnden  selbst  gerichtete  F«idenng 
irflrdc  in  der  Roge!  nur  zn  einem  nutzlosen  Zeitverluste  fuhren,  und  es 
kann  daher  ihre  AiiBtellang  weder  dem  sich  v(rU-t/t  Fehlenden,  nodi Um 
Erörterung  der  Behörde  zugerauthet  werden.  Nur  in  Fällen  etwa,  wo  eine 
niangeihalte  jKenntniss  der  Thatsachon  oder  eine  unverschuldete  Uebereilung 
angenommen  werden  moss,  ist  eine  Beschwerde  als  nichtdevolutives  Mittel 
denkbar.  Und  eben  so  wenig  kann  eine  Beschw(M-do  bei  einem  Orgwie  des 
Staatswillens  angebracht  werden,  welche  in  der  Frage  gar  nicht  ^Bt^Hljg/ 
zur  verlangten  Rechtsherstellung  nicht  fähig  ist.  Diess  wftre  nicht  nur 
nutzlos,  sondern  genideza  wideri^innig.  0e8sha||>  ist  es  denn  auch  nicht 
richtig,  von  einer  bei  einer  StÄndeversanimhmg  angebrachten  Beschwerde- 
Qber  eine  Regierungshandlung  2u  reden,  da  die  Stünde  kein  Becht  haben, 
in  die  Rechtspflege  oder  in  die  Verwaitong  abändernd  eimngreifen.  Eine  . 
Eingabe  an  die  Stände,  welche  über  angebliche  Verletzungen  von  Seit^ 
einer  Behörde  klagt,  ist  im  rechtlichen  Sinne  entweder  eine  Denunciation, 
damit  die  Stftn^Tersanunlnng  ihrer  Seit«,  wenn  sie  es  for  gut  findet,  eine , 


1)  Dte  Mm»  mHashoi  BMcliwcrie*ud  BMrlst  «k  «twa  4a  Mbww  ra  lintHmtfui,  w 

der  mit  einer  iMMtimmton  Sarhlasre  rnziifHerlene  die  iilUremelnea  Staatszweckci  geltend  Biacht, 
am  die  Regtenuig  einer  VeraadüäMieruug  dei'»elben  zu  Mijien  Uoffnutea  in  bescboldigen.  80 
«.  B.  tMM  4Ri  Btvohov  «IBM  ImHiBWlIii  l^tnämtlhMm  ftar  etoe  aeidMirtw«  BMdUfltaMt 

<1er  CotnmtudeatiaimNg*  ta  Ober  Ooscpnil.  \\her  dir  VonvoiK-f-ruM),'  der  nothwcndigcn  8chu!en. 
ttb«r  maag«OMlleo  Oeiwitl  Ikrw  Bigentbaipea  gegen  Gauner  u.  s.  w.  klagen,  während  der  StaiU 
ftnflB.dlflM  älllfte  ab  1M1  aalMV  Aaik«Ur  raoMSeh  MhvMit  atf  «od-ü«  raoh  dte  «ngwMilBtn 
iMlen  Eur  Erflillimsr  d-r  Striiits/n-f-ike  trugen,  wt-nn  noniit  immtiitlloh  oin«»  t'npU'Iohheit  im 
^TailKUtnime  mtt  unseren  I>Htute(tthüilcn  oder  Standen  und  eine  ungerechte  nevoriugung  eines 
Thcile«  d«r  Uoterthaaeh  vor  andern,  behaoptat  wird.  Hier  aaterttegt  gar  keinem  Zweifel,  dMi 
eis«  rechtliche  Vcrbindliohlti'it  df«  Stallte«  zu  Rt>»JitÄSchnt7  and  zu  Intercsscrirdcrnng  aus 
•IlganMinen  Grundiuiteeii  nachgewiesen  werden  Itnnn,  auch  mag  es  wohl  gelingen,  die  gerade  in 
Frage  ateheode  Angelegenheit  als  logisch- in  -di«Mr  Staatsanfgabe  begriffen  danulegen:  glM» 
der  Beweis,  daw  im  einzelnen  Falle  dun  h  Uiitcrlassutig  wirklidi  liereif»  ein  Unrecht  begangen 
aei,  i»t  schwer  an  liefern.  Jene  Verbtndlichkeiteu  xiiul  niimlich  nur  ziun  geringeren  Theilo  un- 
bedingte, sondern  Ihre  Erflillung  hängt  vielmehr  von  dem  VorhandeiwtMn  der  Mittel  ab,  ist  elM 
Sache  der  Zeit,  und  bei  einer  l'nmiigllchkcit  glelchinÄMsiger  Leiatnng  aller  an  sich  nätsUohcD 
nnd  nothwendigen  Einrlchtnngen  gehen  die  dringenderen  und  dl0  allgemeiner  Tortheilbaften 
vor.  Einer  Klage  Uber  RechUverletzirng  lassen  liek  daher  leicht  mehr  oder  weniger  schlagende 
Abwelungagrande  entgegenstellen,  und  es  ist  wenige  Aussieht  auf  dem  Beehtswcc«  ittm  Ziei^ 
.Mß  kMBiMn.  Danhalb  Werden  denn  aach  Stipdeversunmhingeh  sidi  nicht  Meht  anttciUlfltieii, 
«loa  an  sie  gebradite,  bereits  also  in  allen  Regierungs-Instanien  zurückgewiesene,  Bei^chwerde 
dieser  Art  Tom  streog-rechtUcben  Staudponkle  aafktmebmeo,  sondern  mehr  geneigt  sei^  sie  als 
imriiMfli  bflfriMflto  Btttea  n  behaadete.  Rar  dab«  ^^ra  etwa  die  Foi4«raiig  aaf  elM 

besonderen  Bechtsgrund,  z.  H.  auf  eine  bestimmte  geattlWche  Anordnung  ein  bestimmtes 

Teiq^recheo,  aof  eine  oooroee  Erwerboog  tt.  s.  w.,  tumiitMIhar  gestatxl  werden  kann,  ist  die 

Srbia  Ar  daaedbe  gesogen  werdea  h9iiiim> 

r.  Mohl,  etaatnreoht  ad.  I.  11^ 
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Klage  bei  dem  Siaatsg(iiciii>liolc ,  oder  wie  sonst  die  über  Rechtswidrig- 
keiten der  BchonJcu  richtende  Stelle  heissen  mag,  anstelle;  oder  aber  sie 
ist  eine  einfache  Bitte  um  eine  Verwendung  der  Slflnde  an  die  Regierung, 
dass  diese  die  Sache  noch  einmal  und  möglichst  gründlich  und  gerecht  wür- 
digen lasse.  An  welcherlei  Behörde  aber  eine  Beschwerde  i.  e.  S.  wirlclich 
zu  richten  ist,  diess  hängt  natürlich  von  der  Art  des  aDgeblichen  Unrechtee 
and  von  der  mit  der  Sache  bisher  beschäftigten  Behörde  ab.  Es  kann  ein 
höheres  Gericht,  eine  höhere  Administrativjasti2stelle ,  eine  einfache^ höhere 
Terwalton^behörde  anzugeben  sein.  Und  ebenso  richtet  sich  die  Zahl  der 
gestatteten  Beschwerdeinstanaen  nach  der  Art  des  in  Frage  •  stellenden 
Rechtes,  nach  den  GtesdilftaliDnnen  dei^  betreffenden  BehOrdenbiAiaMiiie 
tt.  I.  w.  Nicht  ent  der*  Bemerkung  hediuf  es  dabti,  dass  die  voi^gMehrie- 
benen  FOimlichkeiten  genau  eingehalten  werden  mOssen,  and  dtts  vm'  elMr 
schliesslich  mgefügten  BecbtsviBiletsQOg,  souit  aadl  von  eiaer  ständischen 
Behandlung  der  Sache,  erst  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn  alle  gestattetes 
Instanzen  vergeblich  dnrchlanfen  sind.  .  0 

Eine  dritte  Folge  ist,  dass  dem  Beschwerdefilhrer  eüi  Bescheid  von 
der  om  Recht  angerufenen  Behörde  gegeben  werden  tansi.  Wäm  eil 
Unterthaa  behauptet ,  dass  in  seiner 'Person  das  Rechtsgeseiz  iebea|{t  ww^ 
.  den  se^  und  er  senBit  Klage  gegen,  ein  Öi|^  des  Staates  erhebt,  ist  man 
sowohl  ihm  als  ^der  Ton  ihm  beschuldigten  Stelle  einen  Urtheiltfsppiich 
schuldig.  Die  Form  der  Beschwerde  nnd .  die  zu  ihrer  Erledigung  susUUi* 
dige  Behörde  machen  in  «fieser  Pflicht  keinen  Unterschied,  ^  in  Jedesn 
Falle  ihre  Yerslomniss  RecbtsTenreigerung  wftre.  '  Eine  nntergeordnele' 
Frage  ist  dabei,  ob  und  wek^e  Miiassr^gehi  gegen'  missbrftuchliche  BeheUi- 
gong  der  höheren BebOrdctf  ergriffen  werden  sollen?  Jeden  FtXieß  natsrlieh* 
hur,  gegen  offenbfuren  Muthwfllen  oder  Unverstand,  bei  nutzloser  Wiedeiw- 
hohing  bereits  in  letzter  Instanz  rechtsgültig  .entsdiiedener  Klligeu. 

Femer  ist  unzweifelhaft,  da£s  nur  Derjenige  eine  'Beschwerde  anst^en 
darf,  .welcher  entweder  in  eigenen  Rechten  beeJntric&tigt  zu  sdn  bcba^ptet, 
oder  welchem  eine  allgemeine  oder  beSontlere  Rechtswahrung  eines  Dritten 
gttttig  flbertragen  ist^  pnä  däss  man' also  unbeauftragt  sich  nicht  ftr  Dritte 
beschweren  kann.  Mag  es  aus  sUgemeinen  OrAnden  noch  so  sehr  zu  be- 
klagen'sein,  dass  eih  Yorletzter  die  ihm  zugeftigte  Rechtswidrigkeit  nicht 
bei  den  hdheirenr  Behörden  zur- Anzeige  bringt  und  diesen  'dadurch  keine« 
Gelegoiheit  giebt,  die  gestörte  Rechtsordnung  wiederhennstellea:  wenn  sich 
der  Betheiligte  selbst  beruhigt,  so  kann  ihm  gegep  schien  Willen  kein 'bes- 
seres 'Recht  aufgedrungen  werden.  Doch  hindert  natftriieh  diese  Achtamg 
vor  der  Selbstständigkeit  des  Borgers  weder  die  AusttbOng  eines  AnCdchts- 
ünd  Disdpliiiarredites  der  höheren,  auf  anderem  Wege  von  den  Unreehte 
?hies  Untergeordneten  in  Kenntniss  gesetzten  Stelle,  nodi  auch  eiit  Auf- 
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treten  der  Stände  gegenüber  von  dt-r  Regierung,  falls  sie  in  dem,  ihnen 
sonstwie  zuverlässig  bekannt  gewordenen ,  Falle  den  Beweis  einer  Unordnung 
oder  eines  schlechten  Geistes  bei  der  Regierung  im  Allgemeinen  oder 
einzelnen  Theilen  derselben  finden.  Die  Stumpfheit,  Feigheit  oder  zur  Ab- 
kaufung  eines  erlittenen  Unrechtes  bereite  Gemeinheit  des  zunächst  Betrof- 
fenen kann  zwar  die  Stände  hindern,  sich  für  ihn  insbesondere  zu  verwen- 
den; allein  nimmermehr  daran,  eine  von  ihnen  bemerkte  Verfassungswidrigkeit 
oder  Unzulräglichkeit  zur  Rüge  zu  bringen,  damit  namentlich  aber  vorbeu- 
gend gegen  Wiederholungen  einzutreten;  noch  kann  die  höhere  Behörde 
dadurch  uuzustiüidig  werden,  Qrdnung  und  Rechtlichkeit  im  Dienste  auf- 
recht  zu  erhalten. 

Endlich  ergicbt  sich ,  dass  A  a  s  1  ä  n  d  e  r  eine  Beschwerde  nur  in  dem 
Falle  anstellen  und  verfolgen  können ,  wenn  sie  einen  begründeten  Rechts- 
anspruch auf  eine  Handlung  oder  Leistung  des  Staates  haben.  Dem  ist 
denn  aber,  nur  in  zwei  I  allen  so.  Eiumul,  wenn  sie  mit  der  R(  gi«'rung  in 
ein  besonderes  Rechtsveriiältniss  getreten  «;ind.  z.  B.  einen  Vertrag  mit  ihr 
über  ciücu  privatrechtlichen  Gegenstand  gt::^chlossen  haben.  Zweitens,  iu 
so  ferne  der  Staat  entweder  aus  allgi'inciiien.  oder  aus  besonders  anerkannten 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatn  ( htes  eine  Verpflichtung  hat,  auch 
einem  Fremden  zu  seinem  Rechte  /u  verhelfen.  In  letzterer  Beziehung 
kann  allerdings,  bei  dem  gewöhnlichen  Mangel  an  bestimmten  gesetzlichen 
YorschrifteD  and  bei  der  grossen  Unehtschiedenheit  der  Wiss^schaft  in 

'  dieser  schwierigen  Lehre,  im  besonderen  Falle  Streit  über  das  Vorhanden- 
sein  der  that8ftehli<ihen  tmd  rechtlichen  Yoraassctzong  sein;  allein  grund- 
sitzlich  tmierUeiBt  die.  Yetpfliditaiig  des  Staates  nnd  somit  die  Berechtigung 
des'  eunelnen  Freaden  liefMgii  ZweifeL  Dagegen  liegt  es  dem  Wesen 
der  SlSiideveneiputtliuig,  ali  einer  Yerlretong  des  eigenen  Yolkes  gegen» 
«ber  von  der  Regienuig»  'dass  die  Beseliiveide  eiaes  AnaHaders  niemals 
Gegenstand  ein^r  Yerhandlong  von  ihrer  S^te  sein  kann. .  Sie  isl  nidift 
dasB  bestioiBiktv  alles  omt jeder  Ünrccht  in  der  Weitm  VerUndeni,  aooden 
nur  das  von  der  Reisiening  den  eigenen  IfitbOrgem  zugefügte  odor  ange- 

^drolile;  sie  liat  anoli  aielit  die -Aufgabe,  die  Begientng  in  allen  imd  jedsn 
tieoelmgen  anf  dem  richtigen  Wegei »  erhalten,  soadem  nnr-  in  gewissen 
m  der  Yärfimng  naher  hcieichnfiten  Beadehongen ,  nnter  .weh^hen  das  Yeir^ 
hUtniss  sa^einaelnen  Answftrtigen  wohl  iürgends  -  hi  der  üTelt  erwfthnt  Ist 
Ttämitr  ist  es  Saehe  des  Staates,  ivdohem  der  KU^gende  Hogeh^rt,  sieh 
seines  ünterthaaen  in  völkerrechtlicher  Welse  anamehmen,  &Ua  diesem 
Unreeht  geoctehen  soUte;  and  dieser  Sdnits  rtfeht,  theorqtin^  wenigsttinsi 
▼ollkommen  ans,  so  dass  andi -ans. mUgemeinen  Orttnd^n  keine  Yetpfficht 
tiinf -ireilerar  Hllllb  nadigeirieien  «erden  kann,  wie  wdt  immer  man  die 
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Aufgabe  des  Staates  znr  allgemeiiieQ'  Weltreditsordniuig  beiiiitragen,  anadeli- 
afln  mag 

•  •  - 

1)  Ib  B«tr«ff  dM  BeiehwerdersebtM  kiu  du  «nsügiah«  (uid  ««w^—it— *— ^> 

pttrlumcntHiiseho  Recht  nur  »ehr  bedingt  als  Vor^ung  «nifeführt  wcnlen.  iMes«  aber  aas  mehr 
r1»  Einen)  Grunde.  Zunächst  besteht  einer  Seit«  in  den  betrefl'enden  Staaten  ein«  viel  gröMCt« 
Möglichkeit,  Regierungshandlung«!!  vor  den  Gerichten  Muafechten ;  die  Zähl  der  Fü»,  Ib 
welchen  über  einen  M;in>r«  l  «ii  Rojht'sliiilfe  geklairt  und  Am  Kinschrciten  der  Volksartrctiing 
verlaatft  werden  kann,  ist  Houüt  wt  it  kleiner.  Sodann  ijit,  anderer  Bcits,  weni^tens  in  Kurland 
and  hier  wieder  Insbeeondere  hinnichtllch  des  Oberhrnoses«  keine  scharfe  Trennung  swisehen 
gtetlgebeiidcr  und  richterlicher  Gewalt.  Es  können  also  wenigste tU(  gewisse  Rechtsbescbwerdea 
Mr  nchliclicii  EultK-heidung  an  das  PHrli»iuent  gebracht  werden,  während  sonst  tibenül  die' 
BepräsCDtation  nur  die  Beftagnles  im  einer  Vertretung  bei  der  Regierung  hat.  EndUeh  eteht 
twar  innerhalb  der  angedeuteten  Grünxon  Jedem  Binzeinen  f^ei,  sich  an  die  VolkSTQrtMtHf 
um  Abhiilf«  wegen  vermeintlicher  Reclitsverletsung  zu  wenden:  allein  dieses  Recht  vod.dee 
tIer.ttfnikrtWB  Bitte  ist  formell  nicht  geschieden.  Alle  Arten  Ton  Eingaben  vom  Einzelnen  oder 
KoiporittloMB  werdengieiehpijiaaiir  eis  «Petitioas'*  bdiandelt,  ond  sowohl  die  Form  der  AbfMWinifc 
kIs  die  NolbweDdlgk«tt  derTebergribe  doroh  ein  Mitglied  des  Hauses,  sodann  die  guise'Behaad» 
hiBff  der  Aogelc^cuheit  ist  vollkommen  die  ffleiche,  welches  immer  der  Inhall  und  der  Gegen- 
itWHl  der  Schrift  sein  m«g.  Vgl.  Ca s hing.  Law  aod  prsctice  of  Legislative  Asaemblies, 
B.4»9tg.  —  BbenM  iaaten  die  fotnzöelschen  Verfassungen.  Wenn  de  nicht  gans  «ehwefgen  Aber 
das  Recht  der  Einzelnen,  sich  an  die  Volksvertretung  zu  wenden,  so  ist  wenigstens  keine  Unter- 
•cheiduiig  gemacht  «wischen  den  verschiedenen  Aiteo.  Ton  Eingaben.  Auch  die  Oeechlttsord' 
BimtM  dnd  In  Besf^hont  «nf  die  „Petlüunen*'  sehr'ooToUstindig  «ad  VBtenibMtai  alcfel.  •>* 
Dasselbe  ist  drr  l  ull  In  Belgien,  B.  s.  w.  —  Besser  ist  der  Punkt  geordnet  in  den  deutschen 
Veiikuuogiurkundeii,  welche  wedfstens  ihrem  bcdenteadCNB  Theile  ameh  BeettromaiyeB  über 
daa  Beee^werdereeht  der  Staatsbürger  geben,  lud  swar  «owoil  niar'dai  Be^  aa  Mbt 
d.  h.  Uber  die  Angebung  der  höheren  8tHiit8.stellen  ,  als  nber  die  Fälle ,  In  welchen  dla  Yaf 
wendons  dar  Sttnde  bei  eioerrlB  letster  laatana  alwchlägig  ertheUten  Betchirttde  aaobgawicld 
verdta  kann,  to  gestattet  die  bayerlaehe  Verf-Vrtc.,  TK.  VII,  •  li,  aad  die  badtaeh«; 
§67,  dem  BürKer,  eine  Besehwerde  wegen  VerleUung  verfassiingsniässlger  Rechte  bei  den 
Kammern  eiosugcben,  wobei  das  letstfr^aoste  GeeeU  aasdittcklich  noeh  voiheis^tangeoe  Ab- 
VelabBg  Ib  bSckatto  IMlMitf,  eodaas  idurilHlehe  nnraiehaoff  Tonehrelbt  VMaa  BeUUI  M««' 
inibenondere  die  Bestimmungen  der  w  H  r  1 1  ^  m  Ii  e  r  k  i  s  c  h  c  n  Vi  rf.-ITrk.  gefündcn,  mul  sind 
daher  auch  in  mebr^  apäter  sa  Stande  gekomqioue  GruadgeeeUe  fast  wörtlich  übergefaiiicii. 
DMbeb  laalaa  0ib  f  W-SS)  folgenderaHuaea.  ^eder  hat  da«  Bfcht,  Ober  geaeta-  ond  «li^ 
nnngswidrigea  Taifhhren  einer  st.Tiasliphörile  tuler  Verzöp<^ruiiK  der  Entscheidung  iici  der  un- 
mittelbar Yoigaaetrtau  Stelle  aohriftiicho  Beschwerde  zu  erheben ,  und  ^ötbiyeafklls  stufen weiM 
Ua  aar  hBBhaaa'  IMiSrda  bb  reiiblcen.  WM  die  anfebtadtta  Beaehwarte  vw  dar  f  andaeUtdb, 
Behörde  unbegründet  beftinden,  so  ist  letztere  veri«fliehct ,  den  Beschwerdeführer  Aber  die 
Gründe  ihres  Urtheilea  su  belehreo.  Glaabt  der  ^eschwerdenibrer  atch  aacb  bei  dar  Bat^ 
idkaMaar  dar  obeiaieB  BtaalabahSrda  sieht  b«rBhi«ea  bb  kSBaea :  aa  darf*  er  .«a  Baauhweida 
das  ständen  mit  der  schriftlichen  Bitte  um  Vtrwcnduiifr  ^MrtmRfn  H.thrii  «ioh  Jene  überzeugt, 
data,  diese  Stufenfolge  beobachtet  worden jind  die  Beschwerde  eine  Becäduichtigujig  verdieoe, 
ao  M  nmen  aaf  Ihr  VMaBgeB  vtm  dea  ».  9i4uMmii>»  aa  aSIMltrAiaiwiH  >bar  daBG<yea' 
stand  zu  crlhellcn "  —  Ganz  dieselbe  V  .K.  hiifl  RÜit  §  s*'  .ler  Verf.  l'rk.  des  Königreich» 
Sachsen,  nur  ist  hier  ^och  belgeftkgt,  da«s  es  Jedem,  unbenommen  bleibe,  swne  Beschwerden 
Mm  BavMtaB  dirarilialMv  anxobrinffea.  .ITannr  alliBmC  tSBlf  BbeiäiB  «•  Varf^-Üik.  daa  . 
Fürstenthnnis  II  oh  enzollcrn  -  B I  gm  n  ring as.  ^  Uiaar,  aber  im  Wesentlichen  Überein- 
stimmend, räumt  in  Hannover  sowohl  daa  OtBadj^eaab  ron  1833,  «  3^,  ab  das  Landesvcr- 
fkasungsgesets  tw  Itu,  f  4t,  deaa  Btinar  dl*  BäAwaisa  aia,  aieh^weflaa  .geaalii'  «ad  afdiiwaia 
widrigen  Verfahrens  oder  wegen  Verzögeruni:  tu  1'  !i  ili"ren  Behörden  Iii-- »  i  «II ioh  tur  höchsten 
mit  einer  Beschwerde  zu  wenden.  ~  Ebenso  im  G.U.  Hessen,  V.-Urk.,  «  Hl.  Das  Gleiche 
samnit  der  Y«iMlMter^:BBlklwl<iBaitit|i  toiaB  M  gaitabaB  Ib  dar  Varf^-Ürk.  des  Kotfirttaa» 
thiuns  Hessen,  von  iK^i,  f  S5  nnd  Verl-Vik.,  von  iKSd,  $24  ;  ferner  IB dar  Landschaftsordnong 
für  Brnunschwcig,  SW;  der  rev.  Verf.-Urk.  von  Oldenburg,  Art  47,  f  1;  dem  Grundgesetse 
für  8Mclisen-AItenbarff«-|  M;  flir  Anhall^Berub urg,  f  U;  Reaas,  J.  L.,  fit; 
Waldevk,  l  83.  —  Die  prenssisclre  Verf.-Ürk.  enthält  kf^ine  besonderen  Bestimmnngea 
ÜlNV  daa  Besehwerderecht  der  Bürger;  dennoch  besteht  ein  solches  tlicik  nach  früheren  Geaetaeo« 
•0  Ftlt  TCB  BaaehwbrdeB  bd  dea  BabShtai  Bad  batai  eftuteabaitavle  aalM  dla  Bada 
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Wesentlich  von  diesen  Beschwerden  Ober  angeblich  erlittene  Rechts- 
beeinträchtigongen  sind  nan  aber  verschieden  die  Petitionen.  Mit  diesem 
Namen  ')  bezeichnet  man  schiiftliche  Eingaben  an  eine  Behörde ,  aasgebend 
von  Einem  oder  von  Mehreren,  in  welchen  um  etwas  gebeten  wird,  dessen 
Verleihung  in  die  ZustAndigkeit  dieser  Behörde  fällt.  Dass  die  Bitte  ge- 
währt werden  oder  überhaupt  irgend  etwas  auf  dieselbe  erfolgen  müsse, 
liegt  natürlich  nicht  in  dem  Begriffe  der  Petition,  indem  dem  Rechte  des 
Einen  zu  bitten  noch  keineswegs  eine  Pflicht  des  Andern  zu  gewähren 
gegenübersteht.  Wird  nun  aber  dieser  Charakter  der  Petition  als  einer 
Bitte  scharf  im  Auge  behalten,  so  ergeben  sich  daraus  eine  Anzahl  von 
bezeichnenden  Eigenschaften  derselben. 

Was  zuerst  den  Zweck  einer  Petition  betrifft,  so  liegt  es  schon  in 
dem  Worte,  ist  aber  auch  durch  die  Stellung  des  Unterthanen  zu  der  Be- 
hörde gegeben,  dass  dieselbe  eine  bestimmte  Bitte  enthalten  muss.  Ob 
diese  Bitte  an  und  für  sich  erfüllbar  ist,  und  ob  ihre  Behandlung  und  Er- 
füllung gerade  der  angegangenen  Behörde  zusteht ,  ist  eine  Frage  für  sich ; 
eben  so  mag  es  sein,  dass  der  Bittende  noch  andere  amtliche  Eingaben 
hätte  machen  können,  als  Bittschriften,  (wie  z.B.  gleich  Beschwerden  anderer 
Art  Bind) :  aber  jeden  Falles  kann  auf  den  Grund  des  Petitionsrechtes  nur 
eine  Vorstellung  gemacht  werden,  welche  mit  einer  Bitte  schliesst.  Daher 
denn  blosse  Auseinandersetzungen  Ober  Aufgaben  der  angegangenen  Behörde 
ohne  ein  bestimmtes  Verlangen,  allgemeine  Vorstellung  gegen  eine  ein- 
geschlagene Bahn,  lobende  und  tadehide  ürtheile,  endlich  Rechtsverwahrungen 
gegen  einen  Beschluss  nicht  als  Petitionen  aufgenommen  und  als  solche 
geschäftlich  behandelt  werden  können.  Die  mit  solcherlei  Eingaben  be- 
schickte Behörde  mag  etwa  aus  denselben  Belehrung  schöpfen;  allein  nicht 
nur  kann  der  Urheber  keine  unmittelbare  Folge  für  sich  daraus  ei-warten, 
da  er  selbst  nichts  begehrt  hat,  sondern  es  steht  auch  der  Behörde  zu, 
Schriftstücke,  welche  das  Verhältniss  des  Schreibenden  zum  i\iigesprochenen 
ihrem  Inhalte  nach  verkennen,  zurückzuweisen  oder  unbeachtet  liegen  zu 
lassen  •). 


theiU  n»ch  einer  anbwtrittenen  Uebung  der  KAnunem  seit  Elnfahmng  der  Ht\g9n  VerÄMong 
hlMichtJich  der  bei  jenen  eingebrachten  Klagen.  8.  Rönne,  8U»Urecbl,  Bd.  I,  8.  »86  «g. 

1)  E»  wird  unch  wohl  Am  Wort  Adresse  gebraucht;  en  lit  dies«  Jedoch  nicht  richtig 
Theil»  iat  e«  nngenau,  well  auch  noch  wesentlich  verschiedene  Arten  ron  Schriftstücken  so  ge- 
nannt werden,  iheila  können  dem  ge wohnlichen  8pr*chgebrauche  nach  nur  gemeinschaftliche 
lüiogaben  von  Mehreren  auf  diese  Welse  beaelcbnet  werden,  während  Petitionen  auch  von  Ein- 
tehieii  ausgehen. 

t)  Dleaa  Ut  denn  auch  dleUehung  Im  englischen  Parllamente.  8.  Cnshlng,  Law  and  prac- 
Mce  8.  iM  flf.  Zwar  wird  Jede  Eingabe,  so  lange  eine  Bitte  In  Ihr  geflinden  werden  kann, 
alt  Petition  behandelt,  auch  wenn  sie  etwa  „mi-morial-,  „remonstranco- ,  „declaration-,  selbst 
»Protest-  benannt  iM:  allein  blo»c  Belehraugeu.  Vorwiiife  und  (gani  folgert» htigei-wcisel  Lob- 
spräche  weist  das  Parliameiu  als  ungeeignet  zuräck. 


.  Mtrtge  sar  Lehre  tarn  Petiüoiiircclito  - 

Ihtt  geiogett  ifi  d«r  IMb  ilr  Um  cilailile«  0tg«BsUa4  .«iBfir 
MtlQB.  Dendbe  mag  jeder  dtnklMre  seiii,  irdd^ 
des  fltMUleibeiis  steht  NaaMBtlidi  kann  niielit  et«»  Uos  nm  Yeileihnne 
dnss  psnOnlidien  Rechtes- oder  Yorthefles  gebeten  weidiD,  eondem  «nch 
nm  die  Berfidnicbtigang'  aOgeneiner. Interessen.  In.  der  Begd  betraftn 
segar  Petittonen  gerade  Gegenstände  der  letrteren  Art  Bne  einiige 
Gattung  TonWUnschen  bleibt  ansgescUoesen,  weil  ihre  Gewihmng  ndtOOSA 
^iinijigMrfi  i0t.  Es  sivd  diese  Petitionen  in  Boidinng  anf  gerfcbitlicli  «i- 
hlngige  Sachen  oder  gegen  ein  reditskrflittges  gerichtliches  UrtiieiL  Die 
Gerichte  shid  im  Bereiche  ihrer  'Znstlndigke^  nnabhiagig,  nnd  es  kann 
also  an  keinerlei  andere  Staatobdiörde  eine  Bitte  nm  einai  längriff  in  efaM 
HftPiiH»g  derselben  gerichtet  werden-;  ein  reditskriftig  gewordenes  IMiea 
aber  ist  tormales  fiecht  geworden  lllr  Jedennann  im  Staate  nnd  fllr  diesen 
«Blbst,  eine  Bitte  nm  Abindemng  desselben  bat  also  keinen  Sfam.  NatSiliA 
sind  mit  solchen  nnmO^cben  Petitionen  In  gerichtlidien  AngeiegsdisilBn 
nicht  so  yerwediseln  allgemeihe  Bitten  Aber  Verbesserangcn  in  der  Bsefat»> 
ordnong.  Antrige  auf  solcbe,  mag  nnn  eine  ThJtta^ceit  der  Oesctigehnng 
Mer  eine  bessere  AnsObang  des  Oberanfrichtsrechtes  der  Bf^emg  nr^ 
langt  werden,  stehen*  foUkommen  frei. 

Sodann  nnierliegt  hinsicfallich  .der  Person  des  PetHiÖBiraideB  ÜsiniB 
Zweifel,  dass  die  Yorbringong  etaier  Bitte  Jedem,  welcher  flbeihanpt  ftUig 
ist,  seine  Gedanken  sn  inasen,  sssteht  Nicht  nnr  mächt  Attfrf'Gnsdil^ 
nnd  Stand  keinen  Unterschied,  sondern  es  bedarf  aneh  kdner  besonderen 
persönlichen  Besiehong-  mm  GeigeiMtande  der  Bttto.  Es  kann  tine  Passiv- 
legitimatioo  zor  Sache  von  Petitioniren  nicht  terlangt  werden.  U^er 
Reehtsansprttche  darf  aUerdlnga  nnr  Dtt^fenige  Entseheidiing  nnd-  Aendemng 
veriaAgen,  welchem  sie  zustehen;  allein  eine  Bitte  mag  Jeder  Ober  Jedm 
Gegenstaad  tmd  für  jeden  Dritten,  stellen,  selbst  ohne  dessen  Willen  nnd 
Aaltrag.  Es  kann,  je  .nach  den  peMknlichen  Yerbflltnissen  des  IMttendw 
nnd  nach  seinen  Beziebnngeh  zam  Gegenstande  der  Bitte,  höchst  nngceignet, 
.llcherlieh,  vorlaut  oder  unklug  sein,  dass  gerade  dieser  Einzelne  dieie 
Bitte  stellt:  allein  unrecht  ist  es  an  sich  nicht.  Auch  ein  Ausländer  mag. 
nnzweifelhaft  eine  Petition  einreichen.  Ist  auch  der  Staat  anr  ErfflUung 
der  Wünsche  desselben  grniidsätzlich  nicht  verbtmden ,  «^o  wäre  es  doch 
eben  so  nnbillig  als  unklug,  nicht  einmal  seine  Bitte  anzuhören.  Auch  die 
Zahl  der  zu  gleicher  Zeit  nnd  um  denselben  Gegei^stand  Bittenden  macht 
keinen  Unterschied.  Die  Vereinte  In iitr  einer  Bitte  ist  kein  Grund  zur  An- 
nahme eines  Ungnmdes  derselben;  der  Umstand  aber,  dass  Viele  das  Gleiche 
wünschen,  sichf  i  lich  kr  ine  Veranlassung  zur  Verweigerung  des  Gehöres,  und 
es  kann  ein  Bürger  M  in  Pr titioii'^rcclif  nicht  dadurch  verlieren,  dass  es  ein^ 

Anderer  aach  aneQbt.  Endlich  ist  noch  das  fiesteheu  eines  beao^dereg 

f  ■  ■  \     *  • 


ia  coiihtitutionelleu  StaaU-n.  231 

Itechts\'erhaltnisse8  zwischen  dem  Staat«  und  dorn  Bittsteller  kein  Hinder- 
niss  für  die  Vorbringuhg  jeglicher  Art  von  Bitte.  I)ass  jenes  Yerbältuin 
durch  die  Eipfabe  einer  einseitigen  Petition  nicht  verändert  wird,  versteht 
sich  freilich  von  selbst;  allein  es  ist  auch  dadurch  die  Ausübung  eines 
natürlichen  Rechtes  nicht  iintcrsagf.  So  mag  z.  B.  der  Beamte  immerblB 
Petitionen  über  jeden  beliebigen  Gegenstand ,  namentlich  auch  Uber  Ange- 
legenheiten seines  Amtes  selbst,  eingeben;  nur  bleibt  er  natürlich  atch  miß 
vor  in  seiner  rechtlichen  Stellung  und  zur  Erfüllung  der  übemommeiMn 
Pflichtcu  verbunden.  Selbst  ein  Strafgefaugeiicv  mag  petitioniren,  nur  ohne 
Verletzung  der  Sicherheit  und  vorgeschriebenen  Ordnung  des  Hanses.  Die 
einzige  Ausnahme  ist  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  bevv-aflFneten  Macht  des 
Staates  zu  machen,  wegen  der  grossen  und  unmittelbaren  Gefahren,  welche 
für  die  Disciplin  aus  den  Berathungen  über  öffentliche  Angelegenheiten  und 
für  die  ganze  StaaU^ordnung  aus  der  Kinniischung  des  Heeres  in  die  öffent- 
lichen Angt  lcgenhi'iten  entstehen  könnt«  ii.  Kv  ist  daher  geratheu,  für  die 
unter  den  Waffen  Stehenden  die  Kinreichung  von  Petitionen  ganz  zu  unter- 
sagen, so  weit  dieselben  nicht  rein  persönlicher  und  privatrechtlicher  Natur 
sind ,  Bitten  über  jDieustverhältnisse  aber  auf  den  Dienstweg  zu  verweisen. 

Durchaus  nicht  nothwendig  ist  es,  dass  der  Grponstand  einer  Petition 
bereits  in  Ge s c h ii f t  s b e  Ii a n d  1  uu g  bei  der  aiiirecrangenen  Behörde 
steht  oder  dieselben  voraussichtlich  in  naher  Zeit  beschäftigen  wird.  Viel- 
mehr ist  es  sehr  hüutig  der,  ganz  vcrstündige.  Zweck  einer  Petition,  eine 
f>age  in  Ajiri  giing  zu  bringen,  welche  ohne  einen  solchen  .Vnstoss  vielleicht 
ganz  geschlummert  hatte:  oder  den  Beweis  zu  liefern,  dass  ein.  grösserer 
oder  kleinerer,  Theil  des  Volkes  etwas  wünscht,  was  bis  jetzt  nicht  in  der 
Gedankenrichtung  der  Behörde  lag.  Ein  vernünftiger  Mensch  wird  freilich 
unterlassen,  eine  Bitte  zu  stellen,  welche  voraussiditlich  nicht  einmal  einen 
vorbereitenden  oder  mittelbaren  Krfolg  haben  könnte :  allein  ein  rechtliches 
Hind(  rniss  steht  Dem  nicht  entgegen,  welcher  gegen  diese  Klugheitsregel 
auf  seine  Kosten  handeln  will.  Auch  liegt  es  kßincswegs  im  Begriffe  der 
Petition ,  dass  nm  Beseitigung  eines  bereits  begangenen  Unrechtes  oder 
erlitteneu  Schaden^  gi  ln  tiii  wird.  Eine  blosse  Bitte  kann  allerdings,  wenn 
sie  einer  Beschwerde  vorgezogen  wird,  auch  bei  einer  Rechtsverletzung 
gestellt  werden;  allein  in  der  Regel  sind  nur  Wtlnsche  auf  Verbesserungen 
der  Gegenstand  von  Petitionen.  Und  wenn  sie  je  Klagen  über  bisherige 
Fehler  vorbringen ,  so  geschieht  es  nar  zum  Zwecke  der  thatsächlichen 
Belegung  der  Bitte.  '  '  ' 

Hinsichtlich  der  mit  einer  Petition  anzugehenden  Behörde 
leuchtet  der  Satz  ein ,  dass  ohne  Widersinn  keine  Bitte  gestellt  werden 
kann ,  welche  der  Gebetene  ppr  nicht  die  Befugniss  bat  zu  erfüllen.  Die 
^saofffthm^e  JiebOrde  muss  also  immer  zustämii|;  sein  ^  freilich  nicht  in  dem 
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Sinne,  dass  sie  den  Gegenstand  der  Bitte  selbst  und  unmittelbar  in's  Leben 
cinznfnhren  vermöchte,  sondern  nur  so.  dass  sie  die  zunächst  gestellte  Bitte 
crfQllen  kann.  In  so  fenie  kann  also  eine  Petition  allerdings  auch  an  eine 
ständische  Körperschaft  gorirhtpt  wtrdeu,  indem  dieselbe  zwar  in  der  Regel 
nicht  den  letzten  Zweck  der  Bitte  unmittelbar  und  in  eigener  Machtvoll- 
kommenheit bewilligen,  wohl  al^r  einleitende  Schritte  verscliiedener  Ali, 
thun  kann.  Natürlich  hat  die  vorzutragende  Bitte  auf  dic-^o  Stellung  Rück- 
sicht zu  nehnion:  und  wenn  es  also  z.  B.  allerdings  nicht  zulässig,  weil 
rechtlich  nicht  möglich,  wftre,  eine  Standever^animlung  zu  bitten,  dass  si« 
eine  gewisse  Vcrwaltungsniaassregel  selbst  einführe:  so  kann  sie  gar  wohl 
in  einer  Petition  angegangen  werden,  bei  der  Regierung  auf  diese  Maass- 
regel mit  den  ihr  zu  Gebute  stehenden  Mitteln  hinzuwirken,  liu  Uebrigen 
macht  es  keinen  Unterschied  im  Petitionsrechte,  ob  die  anzugehende  Be- 
hörde höher  oder  niederer  in  der  Diensthierarchie  gestellt  ist;  wenn  sie 
nur  zuständig  ist  zu  Krfüllung  der  zunächst  an  sie  gerichteten  Bitte.  Es 
mag  allerdings  Sitte  sein,  hauptsüchlich  diejenigen  Bittschriften,  welche  an 
den  Kegenten  selbst  oder  an  die  Stände  gerichtet  sind,  «Petitionen»  zn 
nennen;  allein  niclits  hindert,  Petitionen  auch  an  untergeordnete  Stellen  zu 
richten.  Wenn  also  z.  B.  eine  Anzahl  von  Geujeindegenossen  in  einer 
schriftlichen  Eingabe  ihre  Ortsobrigkeit  um  die  Gewiihrung  einer  Gunst 
oder  um  die  Verbesserung  einer  Einrichtung  bittet,  so  lällt  diess  .ganz  Uö- 
zweifelhaft  unter  den  Begriff  der  Petition. 

Dii'-s  von  bestimmten  Formen  der  Petitionen,  von  Fataherminen  u.  dgl. 
nicht  die  Rede  sein  kann,  verstellt  siili  von  selbst.  Rechtlich  kann  eine 
Bitte  zu  jeder  Zeit  und  in  jeder  ^Veise  gestellt  werden ;  und  nur  Erwägung 
der  Klugheit  ist  es,  das  Vorbringen  auf  solche  Weise  sachlich  einzurichten, 
dass  der  Erfüllung  wo  möglich  dadurch  Voi  schub  zugeht ,  sowie  Sache  des 
gesunden  Men>chenverstandes,  den  Gebetenen  nicht  durch  die  Art  des  Auf- 
tretens zurückzustossen.  Ob  der  Petitiouür  mm  näheren  Belege  seines 
Vorbringens  Beweisstücke  beifügen  will,  ist  lediglich  seine  S;u he;  von  einer 
in  der  Sache  selbst  liegenden  Ungd'iirliclikeit  den  Beweis  einer  vorgebrachten 
Behauptung  zu  liefern,  kann  ni*  ht  die  Rede  sein.  Dagegen  erfordert  es 
eben  so  wenig  einen  Beweis,  dass  weder  in  der  Abfassung  noch  dem  In- 
halte nach  die  Gesetze  der  Gedankeniinsserung  verletzt  werden  dürfen,  und 
diess  zwar  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Regiontng  und  ihre  Organe,  als 
aaf  Privatpersonen.  Das  Recht  zu  bitten  ist  nicht  gkii  hbedeutend  mit  der 
Befugniss  zu  injuriiren,  verläumden,  Majestiltsbeleidigungen  zu  begehen. 
ZQWeUcn  sind  Bestimmungen  gegeben  über  die  Verwendung  von  Stemi)el- 
papier,  filwr '  die  Notbwendigkeit  eines  Beiberichtes  bestimmter  Behörden, 
Äber  die  Bedingungen  persönlicher  Ueberrcichung  u.  dgl. ;  allein  diese  Vor-  * 
sdiriften  berfllireii  den  Kern  der  Sache  nicbt,  sondern  haben  entwedei-  uur 
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ein  isodiMlw  Bedeittag  odm  beaMditigen  «ie,  DutdOMD  Seitverlmt  sa 
foMteii.  Und  wenn  4n  yielen  Sutten  die  Erinnerang  an  Ifisebitadie, 
wddte  Bamentlioii  in  der  franiüDdichen  Befolntion  ndt  sogenannten.  Peil; 
ttdnen  fetrieben  wur49>,  kinfig  fun  Yerbote  dner  persOnlidien  Uelieiw 
Tfkitatg  der  Bittschriften  an  Stindeversaaunlimgen  bewogen  hat,  so  gebt 
diese  FormTonchrift  nicht  ans  dem  Wesen  der  Petitionen  hervor,  sondern 
aas.  dem  Wunsche,  stöiende  nnd  aufregende  VorlUIe  lon  den  $tsangen 
entfont  an  balico,  nnd  ?ielleieht  ant  ebianKisstsanen  in  den  Math  grosserer 
^ersamBstmigen« 

Weil  eine  Petition  nichts  ist,  als  eine  Bitte,  kann  Ton  dem  Heber- 
gebenden  jBine  Antwort  nicht  als  Beebt  Te^langt  werden.  ünaweifiBlbaft 
Ist  es       dtte  Staatsbehörden  SadiA  der  ffiUiglnit  nnd  d^  Klngbeit,  aaf 
(bo  bei  Ihnen  efai^fereiobtett  Petitionen  eine  Entsobeidnng  mitmtheilen;  ni|d 
noch  mdur  wird'^edeStJlndeTertamndnng  es  Ar  ihre  sittllebe  nnd  polittsche 
Pflidit  cracbten,  demjenigen  Bitrgern,  welche  sieb  mit, Bitten  an  sie  ge- 
wöidet  bnben,  Anslnuift  ober  den  hierauf  geÜMsten.Besddass  in  geben: 
allein  eine  rechtlicb  nothwendige  Folge  der  Bitte  an  sich  i«t  es  nicht. 
Und  niebta  wire  nnijc&tiger,  als  vop  der  theüs  deb  von  settiet  verstehenden, 
theils  Qbei^diess  dorcb  poeitlTe  Gesetae'  bestitigten  Yerpfllditnng  an  einer 
iKhrifUiGhen,  mit  Ent8cbc(dnngsgmnden  venebenoi  EntsphUessang  anf  eine 
Reebtsbescfawerde  ohne  Weiteres  an  schliessen  aof  iaine  gMehe  Tei1iind>' 
lichkeit  bei  bh»sen  PMitionen.  Dagegen  kann  ee  -frellicb  ancb  kdbem 
Zweifel  unterliefen,  dass  es  voUkommen.gestaittet  ist,  eine  nicht  beantwortete 
md  sebat  eine  entschieden  abeehlftgig  bescbiedenb  Petition  bei  jeder  dem 
Bittsteller  passenden  Gelegenheit,  and  awar  so  oft  er  wSl,  an  wiederholen. 
Nicht  nor  erschöpft  sieb  das  Recht  so  bitten  keineswegs  mit  der  einmaligen 
AuBfibang,  sondern  es.  zeigt  Ja  selbst  die  tlglicke  Erlbhmng,  .dass  aaftn|pich 
Qi^lftnstig  aufgL'Dommene  Bitten  bei  Wiederholung  und  etwa  unter  ver- 
laderten  Ujnstaiideu  schliesslich  Berttcksicfatigung  finden. 

Uebrigens  ist,  zur  Yeimeiduug  von  MtejBTerständnissen,  eine  Bemerkung 
beizufügen.  Im  Vorstehenden  ist  blos  von  den ■  Beschwerden  und  den  Peti- 
tionen der  Barger  die  Rede,  welche  diese  je  nach  .den  Umstftnden  an 
eine  Regienmgsstelle  oder  an  eüic  ständische  Körperschaft  (ganze  V^r* 
Sammlung,  einzelne  Kammor  oder.  Ansschnss)  richten  ;  imd  es  wird  auch 
nur  diese  Art  von  Eingaben,  und  «war  zunächst  die  PeUüon,  den  Gegen-, 
«tand  der  gegenwartigen  Erörterungen  bilden.  Doch  mag  allerdings  kurz 
dsnu)  erma^  werden,  dass  im  Rechte  der  constitutionellen  Staaten  auch 

'von  den  Standen  an  die  Regierung  gerichteten  Beschwerden  ond 
Petitionen  eine' nicht  unbedeutende  Stelle  einnehmen.  Die  Berechtigung  zu 
ihrer  Beschiiessüng  nnd  Uebergabe  pflegt  in  den  Verfassungsurkunden  mehr 
oder  weniger  jyasf ahrlich  bestimmt  so  .seinj  ond  dass  sie  viel^  Qeg^n-' 
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stand  der  Thätigkcit  versammelter  Stände  sind,  ist  Jedem  bekannt.  Ira 
Uebrigen  bieten  sie  kaam  eine  Eigenthümlichkeit  dar;  sondern  es  verbSJt 
sieb  vielmehr  mit  ihnen  wie  mit  den  oben  besprochenen  Eingaben  der 
Einzelnen  an  die  Regierung  oder  an  die  Stände  selbst.  Also  auch  von  den 
Ständevcrsammlungen  werden  Beschwerden  erhoben  bei  Gesetzesver- 
letznng«  11  oder  sonstigen  Missstiinden ,  auf  dri*en  Abstellung  sie  zu  dringen 
berechtigt  sind;  Petitionen  aber  in  solchen  Fällen,  in  welchen  weder 
die  Kegii  rang  in  formtllrm  riii  erhte  ist .  noch  die  Stände  eine  verfassungs- 
niiissigo  Bt  fugni'--  zur  Duriii^(  t/iing  ihres  Beschlusses  anzusprechen  haben. 
"Welcherlei  Ciegenstande  verständigerweise  und  mit  Aufsicht  auf  Erfolg  den 
Inhalt  der  einen  oder  der  andern  Art  von  Eingaben  machen  können .  wird 
natürlich  durch  den  allgoineincn  ücrechtignngskreis  der  Stiiiule  bestimmt; 
und  es  ist  hier  nur  so  viel  im  Allgemeinen  zu  bemerken ,  dass  es  zu  eiuer 
fitandischt-n  Thätigkeit  keineswegs  nothwendigerweise  einer  eingelangten 
Beschwerde  oder  Petition  eines  Einzelnen  bedarf.  Von  selbst  aber  versteht 
sich,  dass  sich  Stände  mit  Eingaben  bcidi  r  Art  nur  an  die  oberste  Regie- 
rungsgewalt selbst .  nie  aber  an  untergeordnete  Behörden  wenden  können. 
Wenn  im  Uebrigen  die  einzelne  ständische  Schrift  nicht  immer  gerade  mit 
dem  Namen  Be.schwerde  oder  Petition  bezeichnet,  sondern  gerade  hier  oft 
die  Bezeichniuig  «Adresse»  gebraucht  wird,  so  ändert  diess  lediglich  nichts 
in  der  Sache,  und  gewöhnlich  wird  sogar  in  den  Verfassungsurkunden  das 
Recht  der  Stände  zu  '-ulclun  Eiiiga])en  ausdnlckhch  als  «Beschwerde»-  and 
als  «Petitions»-Kecht  bezeichnet  und  unterschiedeo. 

2.  Die  positiven  Bestimmiingeii  Uber  das  Petitionsrecbt 

Wenngleich  es  unsere  Absicht  ist,  zunächst  nur  zwei  das  Petitionsrecht 
der  Bürger  betreflfende  Fragen  unten  näher  zu  erörtern,  so  ruhen  doch 
auch  diese  auf  allgemeinem  Grunde,  und  es  trägt  daher  jeden  Falles  zum 
sicherern  und  freiern  Blicke  tiber  den  Gegenstand  bei,  wenn  die  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  Grundgesetze  über  das  Petitionsrecht  in  con- 
stitationellen  Staaten  in*8  Gedftchtniss  gerufen  werden.  Und  zv,ar  sind 
wobl  nicht  blos  die  Satzongeü  der  deutschen  Staaten  kennenswerth.  sondern 
auch  die  fremder.,  soweit  soicbe  einen  Einfloss  auf  vaterländische  Ge&etx- 
gebong  gehabt  haben  können. 

Es  Ist,  dent  geflebicbtUcben  Verlaofe  gemäss,  mit  Fremdem  zn  beginnen. 

Wieln  d6r  Regel  bd  allen  Bestimmongen  Ober  staatsbürgerliche  Hechte 
uid  Uber  Xünrielitiiitgeii  fitm  Verfassnng^staates ,  so  kann  und  muss  auch 
hier  avf  England  mrttckgegangen  verden.  In  diesem  classischen  Laude 
gtovdneter  TnSbeüt  iigt  es  schon  seit  dem  Beginne  repräsentativer  Einj  ich- 
tangen  ndbestrilteDe  Uc^ung,  dass  die  Ünterthanen  Petitionen  nicht  blos  ao 
.den  Ktoig,  sondern^nch  an  diCt  beiden  PnrIiitDentBbioser  einreichten,  luid 
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es  war  das  Recht  so  ganz  als  ein  selbstverständliches  betrachtet,  dass  man 
M  niemals  fttr  nothwendig  erachtete,  durch  ein  besonderes  Gesetz  ftir  dessen 
Sicherstellung  zu  sorgen  *).  Allerdings  sind  in  der  Zeit  der  Partheikämpfe 
onter  den  Stuarts  Vorkehrungen  gegen  Missbräuche  getroffen  worden  •) ; 
allein  in  der  Regel  werden  dieselben  itzt  nicht  mehr  beachtet,  sondern  es 
bestehen  nur  formelle  Gcschüftsregeln.  Die  meisten  derselben  sind  von 
untergeordneter  Bedeutung,  wie  z.  B,  die  Vo!<;chriften  über  die  Art  der 
Niederschreibnng,  der  Unterschriften  n.  dgl.  Andere  greifen  tiefer  ein,  sind 
aber  doch  nur  Folgen  der  einmiil  bestehenden  Behandlungsweise,  und  können 
keinen  Anspruch  auf  Nachalunnng  machen ;  so  das  Verbot ,  einer  Petition 
alsbald  die  Beweisstöcke  beizufügen ,  während  die  Bitte  vielmehr  darauf  ge- 
richtet sein  muss,  mit  dem  Beweise  des  Vorgebrachten  gehört  zu  werden. 
Von  hauptsächlicher  Bedeutung  aber  sind  folgende  Grundsätze:  dass  Jeder, 
wer  nur  tlberhaupt  im  Stande  ist,  seinen  Willen  verstilndlich  auszudrücken, 
berechtigt  ist,  eine  Petition  einzureichen:  dass  Niemand  für  einen  Andern 
unterzeichnen  darf:  dass  die  Sprache  anständig  und  den  Regeln  des  Ver- 
fiahrens  im  Parliamentc  angemessen  sein  muss;  dass  eine  Petition  nur  durch 
ein  Mitglied  des  Hauses  eingereicht  werden  kann,  welches  der  Versammlung 
fllr  die  Aechthcit  der  Eingabe  und  der  Unterschriften  nach  seinem  besten 
Wissen  und  Glauben  und  für  die  Anständigkeit  der  Fassung  mit  eigener 
Verantwortlichkeit  einsteht,  sich  auch  mit  dem  Inhalte  so  weit  vertraut 
gemacht  hat,  dass  über  die  Annehmbarkeit  der  Eingabe,  etwa  nach  vor- 
gängiger näherer  Befragung  des  tibergebenden  Mitgliedes,  fm  Allgemeinen 
entschieden  werden  kann.  Das  sachliche  Verfahren  über  eine  Petition  beginnt 
erst,  wenn  über  die  Annahme  bejahender  Beschluss  gefasst  und  die  Bittschrift 
selbst  verlesen  worden  ist  •). 

Von  England  ging  das  Petitionsrecht  auch  auf  seine  Kolonieen  über,  und 
60  namentlich  auf  Nordamerika.  Welchen  Gebrauch  dessen  Einwohner 
von  ihrem  Petitionsrechte  zu  machen  wussten,  ist  aus  der  Geschichte  der 
Selbst ständigwerdung  der  Vereinigten  Staaten  sattsam  bekannt;  und  so  ist 


1)  Die  groue  Auctorltät  in  parüunent&rischeo  Dingen,  Hatscli,  npricht  Bicli  (Bd.  III, 
8.  tiO)  über  dtm  Petldoiurecht  folgendermaiwsen  mib:  „Bittschriften  von  Mitunterthanrn ,  antu- 
nehmen, zu  hören  nnd  zn  bedenken  int,  fall»  dieselben  anntiindig  Uborfreben  werden  und 
nicbt  abaicbtlich  verletzenden  Inhaltes  »ind ,  eine  Pflicht,  welche  allen  Bestimmungen  und  Oe- 
schiftare^In  voranxing ,  die  da«  Haas  cn  seiner  eigenen  Bequemlichkeit  verflui»t  haben  mafc- 
Katflrliche  Gerechtigkeit  nnd  das  Oesetx  des  Lande«  Terlangen  dIeM.**  1  W.  et  M.  st.  S,  c  S, 
ordnen  das  Recht  der  Petition  an  die  Krone. 

2)  13  Car.  n.  St.  1 ,  c.  6.  Ohne  die  Billigung  von  drei  Friedensrichtern  oder  der  Mehr- 
sah]  der  Oros«geflchworenen  auf  dem  Ijinde,  oder  de«  Lordmalors,  dor  Aldermen  und  des  Oe- 
meinderathes  (common  Council)  in  I>ondon  soll  keine  auf  eine  Aendening  In  Staat  oder  Kirche 
gerichtete  Petition  von  mehr  als  *0  Personen  unterxelchnet.  aucb  keine  von  mehr  als  lO  Personen 
Ob^rreicht  werden,  hei  Strafe  an  Geld  nnd  Freiheit. 

S)  üeber  das  englische  PetiHousrecht  s.  Mny.  T^w  and  prlvllege«  of  Parlianent;  femer, 
sehr  aasfUbriicb,  Cua  ling,  Law  and  practice  of  legisl.  aasemblles,  8.  439  fg. 
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Dicht  zn  \nindern,  das«  die  Verfassungsnrkunde  der  Y  er  einigten  Staaten 
von  Nordamerika  Bestimmuiigen  Ober  die  Eingabe  von  Petitionen  ent- 
hält, welche  dem  Bürger  selbst  noch  mehr  Freiheit  einräumen,  als  die 
englischen  Gesetze.  Es  ist  nämlich  festgesetzt,  dass  der  Cougress  gar  nicht 
befugt  ist,  je  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  das  Recht  des  Volkes,  sich 
friedlich  zu  versammeln  und  an  die  Regierung  Petitionen  zn  richten,  be- 
schränkte ').  —  Aehuliche  Vorschriften  enthält  auch  bei  weitem  die  Mehr- 
zahl der  Verfassungen  von  Gliederstaaten  der  Union;  und  nur  die  Grund- 
gesetze Virginiens,  der  beiden  Carolina's,  Georgiens  und  Louisianas  haben 
eine  ausdrückliche  Erwähnung  nicht  für  uothwendig  erachtet. 

Vielfache  und  sehr  abweichende  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht 
folgten  nun  in  den  verschiedenen  französischen  Verfassungsurkunden, 
welche  seit  dem  Jahre  1791  in  raschem  Wechsel  einander  ablösten.  Auch 
in  diesem  Punkte  ging  bei  dem  Ausbruche  der  Staatsumwälzung  die  Freiheit 
über  das  richtige  Maass  and  überstürzte  sich.  Namentlich  war  es  die  Ge- 
stattung der  persönlichen  üebergabe  von  Petitionen,  welche  zn  den  entsetz- 
lichsten Missbräuchen  führte  oder  wenigstens  den  äusserlich  gesetzlichen 
Weg  zn  solchen  bahnte.  Sobald  wieder  Ordnung  zurückkehrte,  war  es  daher 
auch  das  Bestreben  der  Gesetzgebung,  hier  Sicherheit  zu  schaffen,  und  in 
dieser  Richtung  bcharrt  sie  denn  auch  bis  heute.  —  Das  üebcl  begann 
schon  fi-ühc.  In  der  Verfassung  von  1791  ist  zwar  nur  unter  den  «natOr- 
lichen  und  bürgerlichen  Rechten»,  welche  gesichert  sein  sollen,  mit  kurzen 
Worten  aufgeführt :  die  Freiheit,  an  die  eingesetzten  Behörden  Bittschriften 
zu  richten,  die  von  einzeJnen  Personen  nnterzeichnet  sind  *) ;  allein  da  schon 
in  der  am  29.  Juli  1789  beschlossenen  Geschäftsordnung  die  Nationalver- 
sammlung gestattet  hatte,  dass  Petitionen  zwar  in  der  Regel  von  den  damit 
beauftragten  Mitgliedern  zu  übergeben  seien ;  dass  aber  auch  Nicht mitglieder, 
welche  eine  Bittschrift  persönlich  tibergeben  möchten,  sich  an  einen  der 
Thürhüter  wenden  dürfen  und  nun  von  diesem  an  die  Schranke  werden 
geleitet  werden,  wo  ein  Secretär  die  Eingabe  unmittclbai*  entgegenzunehmen 
habe :  so  fillhrte  bekanntlich  das  Eindringen  von  wirklichen  öder  angeblichen 
Bittstellern  sehr  bald  zu  Unfug  und  selbst  zu  Gräueln,  unter  welchen  die  drei 
ersten  Versammlungen  selbst  schwer  zu  leiden  hatten,  und  gegen  welche  ver- 
geblich schon  vor  Abschlnss  der  ersten  Verfassung  Hülfsmittel  gesucht  wurden. 
Dass  eine  Verbesserung  nicht  schon  in  der  Verfassung  von  1793  erfolgte, 
versteht  sich  von  selbst,  da  ja  gerade  dieses  Aufreizen  drohender  Massen 
ein  Einflussmittel   für  die  Gewalthaber  jener  Zeit  war;  vielmehr  wurde 


I)  CoMt.  of  the  U.  St.,  Amcnd.,  art  1.  —  L'eber  dl«  vom  Congrrt««  hinsichtlich  der  Petitionen 
befblirtc  Geitchiifttonlnnniir  .^ef  ferson  ,  MaauAl  of  pariiiun.  pnctice,  8.  63  ff(.  and  Cnihlngri 
A.  lu  O.   Daa  Verfiihren  l«t  wesentlich  du«  eng'lltche. 

9;  VeifM«.  von  179>,  Abtcbn.  l,  a. 
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Uer  noch  bestimmter  und  allgemeiner  ansgesprochen ,  dass  das  Recht  bei 
den  Öffentlichen  Behörden  Gesache  anzubringen,  in  keinem  Falle  untersagt* 
aufgehoben  oder  beschränkt  werden  könne  —  Schon  mit  der  Verüassag 
von  1795  trat  jedoch  eine  andere  Richtung  ein;  zunächst  freilich  nur  In 
ziemlich  schüchterner  Weise.  Es  wurde  nrinilioli  jotzt ')  bestimmt :  dass  es 
allen  Bürgern  freistehe,  de»  öffentlichen  Gewalten  Petitionen  vn  iilurgehen, 
dass  aber  dieselben  nur  von  unvcibunden  P^inzelncn  gemacht  werden  dürfen 
und  keine  Gesellschaft  in  ihrem  Gcsammtnamen  eine  solche  vortragen  könne, 
Obrigkeiten  ausgenommen ,  und  auch  diese  nur  über  Gegenstünde ,  welche 
sie  als  solche  betreffen.  Ueberdiess  wird  den  Petitioniiren  bedeutet ,  dass 
sie  nie  die  den  öffentlichen  Behörden  schuldige  Achtung  vergessen  dürfen.  — 
Bas  Gleiche,  nur  kürzer,  ordnete  anch  die  Verfassung  von  1799  an.  Sie 
gestattete  nämlich  lediglich  nur  Petitionen  von  Einzelnen  (petitions  indivi- 
duelles) und,  wie  es  scheint,  keine  ju  i  sönliche  Einreiehung  —  Noch  ent- 
schiedener war  das  Letztere  ausgesiiroehen  in  der  Karte  von  1814  und  in 
der,  in  diesem  Punkte  nicht  geänderten,  Verfassung  von  1830,  während  hier 
auf  die  Vereinzelung  der  Bittsteller  kein  Gewicht  mehr  gelegt  ist.  Die 
Beslininmng  lauttt  nitnilich  folgendermaassen :  Alle  Petitionen  an  die  eme 
oder  die  andere  Kammer  müssen  schriftlich  abgefasst  sein :  es  ist  gesetzlich 
verboten,  sie  persönlich  und  an  den  Schranken  zu  übergeben  *).  —  Nur  mit 
kurzen  Worten  aber  in  sehr  weitem  Umfange  setzte  die  republikanische  Ver- 
fassung von  1848  das  Petitionsrecht  fest.  Unter  den  den  Bürgern  gewähr- 
leisteten Befugnissen  ist  nämlich  aufgeführt :  das  Recht  Petitionen  einzureichen 
(de  petitionner),  und  dabei,  wie  für  das  Recht  der  Association,  freiere  Gedauken- 
änsserung  u.  s.  w.,  bemerkt,  dass  die  Ausübung  der  Befugniss  keine  Gränzen 
habe  (?)  als  die  Rechte  oder  die  Freiheit  Dritter  und  die  öffentliche  Sicher- 
heit *).  Ausführlicher  waren  die  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  •), 
welche  vorschrieb,  dass  alle  Petitionen  schriftlich  bei  dem  Präsidenten  der 
g^scjtzge'benden  Versammluug  cinzureicUeu  seien  und  picht  persönlich  an  den 


i)  ▼«sftM.  vm  im«  BtUiraat  dar  MoMehM-  oatf  MigvKMil«,'  lt. 

i)  VerfwM«.  von  17^5,  Tit.  U,  J  564. 

5)  VerfaM.  von  1799,  Art.  tA  —  Dm  Verbot  pec»öiülclier  EiDgaben  von  Petitionen  ist  ohar 
'  SmUtt  twgmyimjlM  Ii  te  W«itw:  tMl«  v«fWHiM  « 1«  Aroll  d'adBCaier  6m  paMMot  !»• 

dhiduellefl;  die  Atulepuig  ging  jedtri  l'alle«  dahin. 

ii  Karte  von  lAll,  Art.  53;  Karte  von  l>i^i*),  Art.  45.  —  Nicht  «luM  Interesse  ist  es,  die  be- 
treffende SttOe  la  den  Napoleun'schen  Zusatzartikeln  TOO  ISU  s«  kMmeo.  Sie  lautet  In  Art.  66 
folgendermiia«sen :  Das  l'etitionsrecht  ist  allen  blir^,'vrTI  rtigesiohert.  .!c<le  Petition  ist  individuell. 
IHe  Petitiomui  können  IheUü  an  die  Regierung,  tht-ils  an  die  beiden  Kammern  gerichtet  werden ; 
Jedoch  müssen  auch  ietsterere  an  B.  H.  den  Kaiser  Überschrieben  sein.  Sie  werden  den  Kam- 
nMB  anter  der  Gewähr  eines  Mitgliedes,  welches  sie  empfiehlt,  eingereicht.  Rie  werden  öffent- 
Hck  verlesen;  und  wenn  die  Kammer  sie  in  Berstbung  sieht,  so  werden  sie  dem  Kuiser  dordl 
talJMWdenten  überbracht. 

6)  Verf.  rum  4.  Nov.  IMS,  Art.  8. 

t)  Oeecbills-Ordnung  Tom  6.  Jali  iMü,  Art. 


1 


238  Beiträge  zur  Lehre  vom  Petitionsrechte 

Schranken  übergeben  werden  dürfen;  dass  dieselben  sodann  (ohne  alle  wei> 
terc  Untersuchung)  in  ein  Verzeichniss  eingetragen  und  nun  zur  Bericht- 
erstattung an  einen  eigens  bestellten  Petitionsausschuss  oder,  falls  sie  einen 
vorliegenden  Gesetzesentwurf  betrefifcn,  an  den  diesen  behandelnden  Ansschusa 
abgegeben  werden  sollen;  endlich  dass  der  Petitionsausschuss  alle  Woche, 
in  der  Regel  der  Reihefolgc  der  Nummern  nach  Bericht  über  die  Eingaben 
zu  erstatten  habe  —  Sehr  merkwürdig  sind  endlich  die  jüngsten  Bestim- 
mungen der  französischen,  ewig  ändernden  Gesetzgebung.  So  gut  als  ganz 
beseitigt  ist  nämlich  das  Petitionsrecht  (wie  so  manches  andere  staatsbtlr- 
gerliche  Recht)  in  der  Verfassung  vom  2.  Dec.  1852.  Kurz  ist,  in  Art.  45, 
bestimmt:  «das  Pctitiousrecht  wird  beim  Senate  aasgeübt;  an  den  gesetz- 
gebenden Körper  köimen  keine  Petitionen  gerichtet  werden». 

Auffallendcrweise  enthält  die  spanische  Cortes-Verfassung  von  1812 
keinerlei  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht;  nur  in  dem  Titel  X,  welcher 
von  der  Beobachtung  und  Abänderung  der  Verfassung  handelt,  ist  (in  §  373) 
bestimmt,  dass  «jeder  Spanier  das  Recht  habe,  den  Cortes  oder  dem  Könige 
Vorstellungen  zu  machen  und  die  Beobachtung  der  Verfassung  zu  verlangen.» 
Doch  ist  alsbald  (§  375)  beigefügt,  dass  so  lange  die  Verfassung  nicht  acht 
Jahre  lang  in  allen  ihren  Theilen  in  Wirksamkeit  gewesen,  keine  Abän- 
derung irgend  eines  Artikels  derselben  in  Antrag  gebracht  werden  dürfe. 

Doch  es  ist  endlich  Zeit  sich  den  deutscheu  Gesetzgebungen  zuzu- 
wenden.   Dieselben  sind  aber  dreifacher  wesentlich  verschiedener  Art. 

Die  erste  Abtheilung  begreift  diejenigen  Grundgesetze,  welche  des  Pe- 
titionsrechtes der  einzelnen  Bürger  gar  keine  Erwähnung  thun.  Man 
sollte  eine  solche  Lücke  kaum  erwarten.  Nichts  wäre  überflüssiger,  als  erst 
noch  nachweisen  zu  wollen,  dass  die  früheren  ausländischen  Verfassungen, 
namentlich  aber  die  französische  Kai-te  von  1614,  den  entschiedensten  Ein- 
fluss  auf  den  Inhalt  und  die  Richtung  der  deutschen,  seit  dem  J.  1814  all- 
mählig  entstandenen,  Grundgesetze  hatten.  Um  so  auffallender  ist  es  denn, 
dass  kaum  Eine  der  in  den  ersten  Jahren  zu  Stande  gekommenen  vater- 
ländischen Verfassungsurkunden  über  das  Pctitiousrecht  irgend  Verordnung 
trifft,  während  doch,  wie  im  Vorstehenden  gezeigt,  in  vielen  älteni  Grund- 
gesetzen dasselbe  festgestellt  war.  Weder  die  bayerische  Verfassung, 
noch  die  württembergische,  die  badische,  die  nassauische,  die 
sachsen-hildburghausische  von  1818,  die  coburg-ischc  von  1821, 
die  meiningische  von  1829,  die  schwarzburg-sondcrhausische 
von  1830,  die  lippc-detmoldische  von  1819  enthält  irgend  eine 
Bestimmung  darüber;  und  auch  unter  den  späteren  folgt  wenigstens  noch 
die  k.  sächsische  Verfassungsar  künde  diesem  Beispiele.   Einige  dieser 


l)  <Je«c]iüAa-Ordauiig  vuiu  C.  Juli        Art.  9(^— V*. 
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Gesetze  geben  zwar  Bestimmungen  über  ein  staatsbürgerliches  Beschwerde- 
recht, allein  sie  übergehen  das  Petitions  recht  mit  Stillschweigen. 
Dass  übrigens  dieser  Mangel  an  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  nicht  ans 
der  Absicht  hervorging,  den  Bürgern  das  Recht  zur  Einreichung  von  Petitionen 
zu  verweigern,  sondern  im  Gegentheile  aus  der  Ansicht,  dass  etwas  sich  so 
ganz  von  selbst  Verstehendes  fincr  besondorn  Anerkennung  nicht  bedürfe, 
beweist  nicht  nur  die  tägliche,  unangefochtene  Ufbung  in  allen  diesen  Staaten, 
sondern  in  der  Regel  auch  dor  Inhalt  der  ständischen  Geschitftsordnungen, 
welche  die  Art  und  Weise  des  Verfahrens  beim  Einlaufe  von  Petitionen 
ohne  Weiteres  zu  ordnen  pHegeii.  Nur  die  bayerische  Gesetzgebung 
machte  hiervon  eine  Ausnahnje,  indem  Artikel  54  der  Geschftftsordimng  der 
Kammer  der  Abgeordneten  von  1831  die  Bestimmung  enthielt,  dass  «andere 
Eingaben  an  die  Kammer,  als  diejenigen,  zu  welchen  die  Staatsbürger  und 
Gemeinden,  um  ihre  constitutionellen  Rechte  zu  wahren,  verfassungsmässig 
befugt  seien,  folglich  alle  Eingaben,  welche  keine  Beschwerde  über  Ver- 
letzung der  genannten  Rechte  enthalten,  sondern  irgend  einen  andern  Gegen- 
stand betreffen,  kurzweg  zu  den  Acten  zu  legen  seien».  Aber  auch  in  Bayern 
besteht,  dieser  unzweckmässigen  Vorschrift  uncrachtet,  das  Petitionsrecht 
in  voller  Uebung 

Eine  zweite  Anzahl  von  Gnmdgesetzen  enthält  ausdrückliche  Aner- 
kennung des  Petitionsrechtes.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme  sind  es  theils 
solche,  welche  kurz  nach  dem  Jahre  1830  zu  Stande  kamen,  theils  die  durch 
die  Bewegungen  des  Jahres  1848  hervorgerufenen  oder  abgeänderten.  lu 
beiden  Zcitpuncteu  gab  wohl  weit  weniger  das  Beisiüel  auswärtiger  Gesetze 
den  Anstoss  *),  als  vielmehr  der  allgemeine  Eifer  für  Feststellung  und  En^ei- 
terang  der  Volksrechte.  Weil  aber  das  Petitionsrecht  dem  Grundsatze  der 
Soaveräuetät  unmittelbar  nicht  geföhrlich  erschien,  hat  In  der  Regel  auch 
spätere  Reaction  und  Octroiiiing  den  einmal  aufgestellten  Satz  nicht  weiter 
angefochten. 

Die  einzige  ältere  deutsche  Verfassung,  welche  das  Petitionsrecht  aus- 
drücklich anerkennt,  ist  die  Sachsen- weiniar'sche  von  1816.  Hier  ist 
nämlich  in  §  110  bestimmt:  Wenn  irgend  ein  Staatsbürger,  welcher  zwar 
durch  den  Landtag  mitvertreten  wird,  aber  nicht  selbst  Volksvertreter  ist, 
ein  Gebrechen,  dessen  Abstellung  das  allgemeine  Wohl  zu  erfordern  scheint, 
bemerkt,  oder  ein  nach  seiner  Ansicht  zum  Besten  di  s  Landes  gereichenden 
Vorschlag  aufgefasBt  hat ;  so  bleibt  es  ihm  unbenommen ,  davon  den  Landtag 


1)  8.  Pöil,  Bayeri*die»  Vcrijw»ung«rficlil,  2.  Aufl..  S.  75  fg. 

t)  An  «olclien  hm  e»  illiriKcnji  allcrdlnffs  nicht  ffi  fehlt.  Ea  tauiet  z.  B.  der  Art.  Jl  der 
helgitchen  VerfkMnnfffarkunde  fo(r«*ndenn«anen  :  Jeder  bat  das  Recht  aa  die  öffentlichen  Be* 
bönlcn  Fcliiionen  xii  ricJitL-n,  w  elcltc  von  Kiniclneii  -uler  Mehreren  untei-xelchnet  «ind ;  dwl» 
tiaben  nor  Behörden  dan  Recht  >n  OeMunintcIgeniu-hafl  Petitionen  absufnsKn. 
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oder  den  Vorstand  in  Kenntniss.zn  aefnn.  — Dieee  JMbmnng  irwde 
denn  anoh  bdbelialfen  bei  4er  ReTidon  der  Yerftflsong  im  ^dire  1860, 
(§  46);  iior  wurde  noch  die  Absendnng  von  Deputationen  an  den  I^ndtag 
untersagt.  ' 

Alle  flbrigen  ansdraddiclien  FeststeUnagen  des  PetitionBrecliteB.  sind 
später  als  das  Jahr  1880.  . 

So  bestiuunte  denn  die  kurhes sieche  TerbaBongsorkniide  von  1881, 
in  §  3S,  dass  es  «den  ehiiebien  Untetthanen,*  soirie  ganaea  Goneinden  nnd 
Körperschaften,. freigelassen  sei,  ihre  WAnsdÜB  und  Kttea  anf  geseitsticheB 
Wege  ZQ  tieratlien  and  vorzobringen;»  die  octroirte  Yertaang  von  1882 
aber  8n4ert  hieran  nidits  ab. 

Das  henoi^  sactsen-altenbnrgiscbft  Grandgetots  von.  1831  ge- 
stattet, §  66,  dass  «Wflnsche  nnd  Antrikge  der  -einielnen  Landesanterthana 
rar  BeiOrderong  des  Oesammtwohls  einer  Gemeinde  nmichst  den  OrtsfQ^ 
Steher  rar  Enrigong  nnd  Beriditignng  vorralegen  seien;  nohlgegminte  Yor> 
söhlige  nnd  Wahmehttongen  snm  Besten  des  ganran  Landes  oder.einadaer 
Theüe  aber  nnmittelbar  an  die  höchste  SteQe  gelangte  können,  wo  sie 
Jeder  Zeit  rar  Erwflgnng  w^den'gesogetf  werden;  doch  aber  anch  an. die 
'  Landsdiaft  gerichtet  Werden  können.» 

In  gleicher  Weise  setzte  das  hannöveriacba  Grandgesets  von  1833, 
§  88>  lest,  dass  «den  Unterthanen  das  Recht  zustehe,  in  angemessener  Form 
und  in  gesetzlicher  Weise  Bitten  an  den  König,  an  die  allgemeine  Stinde- 
Versammlung,  soviie  an  die  Landesbehörden  zn  bringen.»  Kar  ist  ange». 
ordnet,  dass  mehrere  Gemeinden  und  Corporationen  über  Angelegenheiten, 
in  Ansehoog  deren  sie  nicht  ohnedem  in  einem  verfassungsmässigen  Ver- 
bände stehen,  keine  gemeinschaftlichen  Gesuche  übergeben  dMsn.  —  Und 
diese  Bestimmungen  sind  anch  in  dem  Landesi^er&ssnngsgesetni  m  1840 
«lerkannt  worden.' 

Die  braunsch weigische  Landsclmflordnung  von  1832  gibt,  §  38,, 
aosdrücklich  zu ,  dass  «Jedermann  in  seiner  Angelegenheit  schriftliche  Bitten 
an  den  Landesfürsten  und  die  Landesbehörden  in  vorschriftmftssiger  Weise 
nnd  in  vorschriftmässiger  Ordnung  richten  darf.» 

Sodann  wurde  anch  noch  in  die  nene  schwarzburg-sonderhausische 
Verfassung  von  1841  das  Petitionsrecht  (ausdrticklich  gesondert  vom  Be- 
schwerderecht) aufgenommen.  Nach  §  51  sollte  jedem  Unterthanen  das 
Recht  zustehen,  in  angemessener  Form  und  anf  vorgeschriebenem  Wege  seine 
Bitten  und  Wünsche  an  die  Landcslieliörden ,  so  wie  auch  an  den  Fürsten 
selbst,  gelangen  zii  Insten.  —  Und  als  die  im  Jahre  1849  abermals  umge- 
änderte Verfassung  dieses  Recht  ausdrücklich  auf  Petitionen  an  die  St&nde 
ausdehnte,  wui*de  hieran  im  Jahre  1852  nicht  wieder  gerüttelt. 

i^id  zweite  Veraniassttug  zur  Feststellung  des  Petitionsrechtes  gab,  wi( 


« 
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bereits  oben  augfdeutet  wurii«',  die  liewi'guug  des  Jahres  1848.  Die  Freiheit 
zu  bitten  war  zwar  nicht  m  den  zuerst  veröffentlichten  Grundrechten,  wohl 
aber  in  der  ReicHsverfassung  festgestellt  worden.  «Jeder  Deutsche  —  hiess 
es  in  §  159  —  hat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  an  die  Be- 
hörden, an  die  Volksvertretungen  und  an  den  Reichstag  zu  wenden.  Dieses 
Recht  kann  sowohl  von  Einzelnen  als  von  Corporat Ionen  und  von  Mehreren 
im  Verein  ausgeübt  werden;  beim  Heere  und  der  Kriegsflotte  jedoch  nur  in 
der  Weise,  wie  es  die  Disciplinarvorsehriiten  bestimmen.»  Ausserdem  fand 
sich  in  der,  selbst  noch  früher  umgeänderten,  Luxemburger  Verfassung  eine 
ähnliche  Satzung.  Die  Wirkung'  zeigte  sich  in  manchen  neuen  Landesver- 
£assangen,  selbst  in  solchen,  weiche  erst  nach  wiedererstarkter  Begierangs- 
gewalt  zu  Stande  kamen. 

In  Artikel  28  der  luxemburgischen  Verfassungsurkunde  von  1848 
war  Jedem  das  Recht  gegel)en,  sich  durch  Bittschriften,  seien  sie  von  Einem 
oder  von  Mehreren  unterzeichnet ,  an  die  öffentlichen  Behörden  zu  wenden. 
Nur  öffentliche  Stellen  nullen  übrigi-us  das  Recht  haben ,  im  Namen  einer 
Gesammtheit  zu  sprechen.  —  Die  abgeänderte  Verfassung  von  IböC,  Art.  27, 
wiederholt  einfach  die  Bestimmung. 

Fast  mit  denselben  Worten  anerkannte  das  Verfassungsgesetz  von 
Anhalt-Bernburg,  1850,  das  Petitionsrecht  (§  11);  nur  ist  liier  der 
Eingaben  an  die  Landstände  ausdrückliche  Erwähnung  gethan.  —  Das  Gleiche 
fand  dann  statt  in  den  Verfassungen  für  S.  Coburg  und  Gotha,  von  1852, 
§  48;  für  Oldenburg,  von  1852,  Art,  48,  §  Ij  für  Waideck,  von  1852, 
§33;  Reuss  j.  L.,  von  1852,  §  15.      .  ' 

Endlich  hat  auch  Preussen,  welches  noch  in  dem  Patente  von  1847 
ftlr  den  vereinigten  Landtag  jede  Art  von  Petitionen  an  denselben  ganz  unter- 
sagt hatte,  das  Recht  dazu  in  seiner  Verfassung  von  1850  anerkannt.  Art.  82 
lanlet  nlmfich :  «Das  Pctitiousrocht  steht  allen  Preussen  zu.  Petitionen  unter 
•ioem  Gtsammtnamen  ünd  nur  BeliOrdflD  und  Corporationen  gestattet»  Zu 
banericen  ist  dabei  noohi*  daas  nadi  Art.  35  diese  Bestimmungen  (wie  noch 
einige  andere  ftlier  tiaatslriirgeriicbe  Bechte)  auf  das  Heer  nur  in  so  ferne 
Amrandnng  finden,*  als  nffltlrUeke  Gesetae  nnd  Disdplinar-Torsciiriften 
TBÖnitt  entgegeaetehen. 

Dana  aneh  epbeaeie  0Bterr»iehis6||6  TerfuBang  von  1849 
(Orandredite,  §  6,)  das  PetiUoasreebt  aaevlunuite,'ift  immerhin  als  eine 
Eiimwrvng,  mOgUcberweise^  als  ein  spAler  niedä'  an&agreiftoder  Vorgang 
n  bemerken. 

£ine  dritte  Kategorie  endfidik  begreift  ^cyenigen  Grondgeoetn,  wekbe 
»war  das  Petitioosredites  der  Ein;wlnen  Erwlbnong  thon,  allein  in  einem 
demselben  abgeneigten  St^ntie  nad  am  mehr  oder  weniger  bedeotenda 
Besebrinkimgen  desselben  aanordnea. 

T,  »•hl,  atertwwht.  MI.         .  le 
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Znnftchst  gekört  hieher  die  Verfasswigsiirkiuide  des  Grossherzogthums 

Hessen.  Nachdem  unter  den  allgemeinen  stAatsbürgerlichen  Rechten  weder 
ein  Beschwerde-  noch  ein  Petitionsrecht  der  Einzelnen  aufgeführt  ist,  wird 
im  §  81  das  Beschwerderecht  der  Corporatiooeil  dabin  bestimmt,  dass  sich 
solche  bei  den  Ständen  beschworen  können,  wenn  sie  in  Hinsieht  ihrer  indi- 
viduellen Intere'^sen  sich  anf  eine  nnrecht liehe  oder  unbillige  Weise  ftr  ver- 
letzt oder  gedrückt  halten ;  sodann  aber  beigefügt :  «Ein  Petitionsrecht  der 
Eioaelnen  und  der  Cori>orationen  in  Hinsicht  allgemeiner  politischer  Interes- 
sen, weldie  zn  machen  blos  den  Ständen  gebührt «  findet  nicht  statt,  und 
Vereinigung  Einzeber  oder  ganzer  Coiporataonen  zn  einem  solchen  Zweck 
ist  gesetzwidrig  und  strafbar.» 

Nicht  ganz  so  weit  gehend,  aber  doch  immerhin  noch  sehr  beschränkend, 
sind  sodann  die  Vorschriften  in  §  7  des  für  Holstein  octroirten  Verfas- 
sungsgesetzes von  1854.  Es  wird  hier  unterschieden  zwischen  Petitionen  Ein- 
zelner und  gemeinschaftlicher  Eingaben  Mehrerer.  Jene  sind  unbedingt 
gestattet  sowohl  in  Staats-  als  in  Privatangelegenheiten,  an  die  Rrgierungs- 
behördcn  und  an  die  Stände.  Gemeinschaftliche  mündliche  oder  schriftliche 
Anbringen  stehen  dagegen  nur  den  verfassuugsmässigen  Vertretern  gesetzlich 
anerkannter  Corporationen  zu,  und  auch  diesen  nur  in  den  eigenen  Ange- 
legenheiten der  Corporation,  nicht  in  allgemeinen  Landesangelegenheiten. 
Kicht  nur  jede  andere  Versammlung  zu  solchen  Zwecken,  sondern  auch  jede 
Unterschrift  Mehrerer  unter  einer  Petition  in  öffentlichen  Ao^elegenheiten 
ist  strafbar. 

Auch  in  einigen  bereits  wieder  erlassenen  Grundgesetzen  linden  sich 
timliche  dem  Rechte  der  Bitte  wenig  günstige  Vorschriften. 

So  namentlich  in  den,  allerdings  wegen  Vermischung  des  Beschwerde- 
rechts und  des  Petilionsrechts  nicht  ganz  klaren,  Vorschriften  der  Verfassungs- 
urkunde für  das  Fürstenthum  Hohenzollern- Sigmaringen.  Dieselben 
setzten  nümlich  fest,  dass  sowohl  jeder  Einzehie  als  ganze  Corporationen  be- 
rechtigt seien,  schriftliche  Beschwerden  und  Gesuche  an  die  St;\ndeversaram- 
lung  zu  bringen,  wenn  sie  sich  in  ihrem  Rechte  verletzt  oder  bedroht 
halten.  Gesuche  und  Anträge  an  den  Landtag  hinsichtlich  solcher  Interessen, 
welche  nicht  die  inneren  Landtagsangelegenheiteu  betreffen,  waren  dagegen 
fttr  ungültig  erklärt. 

Und  von  grosser  Bedeutung  war  es  endlieh  seiner  Zeit,  dass  sich  auch 
Preussen  in  früheren  Vecsuchen  zur  Umgestaltung  seines  öffentlichen  Rechtes 
den  Gegneni  des  Petitionsrechtes  auf  das  Ent>chicdenste  angeschlossen  hatte. 
In  dem  Patente  vom  3.  Februar  1847  war  uamlieh,  §  20,  angeordnet,  dass 
Bitten  und  Beschwerden  bei  dem  Vereinigten  Landtage  von  Anderen  als  Mit- 
gliedern desselben  weder  angebracht  noch  zugelassen  werden  dürfen. 

Und  endlich  ist  no» h  m  erwfthnen,  das«  auch  ^iv  deut!<che  Bundes- 
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Yersamni lung  in  der  Zeit  ihrer  äiigstliciion  zurückdrückenden  Ihütigkeit 
für  gut  gefunden  hatte,  wenigstens  iu  Beziehung  auf  eine  gewisse  Art  und 
Form  von  Petitionen  ein  Veto  einzulegen.  In  dem  Bundesbeschlusse  vom 
13.  Oktober  1831  war  nämlich  ausgesprochen ,  dass  das  Sammeln  von  Unter- 
schriften zu  gemeinschaftlichen  Vorstellungen  oder  Adressen  über  gemein* 
schaftUcbe  Angelegenheiten  des  Bundes,  als  ein  die  AactoritAt  der  Bundes- 
regierungen  und  die  Öffentliche  Ruhe  und  Onlnung  gefährdender  Versuch, 
anf  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Verhältnisse  Deutschlands  einen 
uogesefidli^ijni ,  mit  der  Stellung  der  Ünterthanen  zu  ihren  Regierungen  imd 
i^ßKf  kHiiMw  com  Bande  miTereinbaFen  Einflnea  m  üben,  erscheinen,  jind 
^kilnr  .alle  dengleichen.  Adressen  als  unstatthaft  nerden  ttiiiokgewiesen>  .w«r- 
iea.  Dieser  BescbhwB  ist  Jedoch,  als  zn  den  unter  dem  3.  April  1848  vom 
Bniidto  wieder  an^ekobeaeB  Ansnahmsgesetzen  gehörig,  nieht  mehr  in  Ofll- 
tigkeitT.-',.- ■  / 
^  £s  sieht  also  andi  in  diesem  Tbeile  des  OtfentUckenBedites  hont  genug 
am  in  Dentsehlaad.  Ist  zwar  die  EinriUimong  etaies  Petitfonsrecbtes  dar 
Einzelnen  und  der  Corporationen  die  weit  oberwiegende  Regel ,  entweder 
gestutzt  auf  die  Maknr  des  Staatsbfirgerrecbtes  mid  der  Repr&sentatiTTer^M^ 
watß  oder  auf  aosdrlekliche  Satzangen :  so  sind  doch  aaeb  nicht  unbedeoteiide 
Ananabmtea.gemacbt  and  ipaachertel  Uodificationea  beigefügt,  ünd  niebta 
wire  daher  omichtiger,  (wie  freiUch  fbst  immer,)  als  von  den  Zuständen  and 
Gesetzen  des  einen  Landes  ohne  Weiteres  Schlosse  ziehen  zn  wollen  anf  du. 
positive  Recht  eines  andern.  In  jedem  einielneQ  Falle  mnss  anf^die  eigene 
'Gnpidbge  snrOckgefsngen  werden. 

8.  Die  Ansichten-der  Recktslehrer  Ober  das  Petitionsreclit» 

Unbestreitbac  ist  .vid  geschehen  zor  wissenschaftlichen  ErOrtemog  und 
Bjrstematisirang  des  constitntioaeUai  Staatsrechtes,  sowohl  des  allgemeinen- 
als  .des  positiven.  Doch  finden  sich  anch  noch  bedentend^  Locken  in  dieser ' 
Literatur,  und  zwar  oft  solche,  welche  man  In  der.That  nicht  vemmthen 
sollte,  and  die  sich  nnr  aas  der  denn  doch  im  Garnen  nur  kamen  Zelt  des 
Bestehens  der  betreffenden  Staatsgattang  und  also  aodi  ihrer  theoretischen 
Bearbeitvag  erklAten  husen. 

.  Kaum  aber  dorfte  eine  in  diese  Lehre  einschlagende  Frage  eine  soieke 
geriqge  Beaehtöng  von  Seiten  d^' Theoretiker  bis  jetist  eibittten  haben,  als 
das  Petttionaracht  der  einaehien  BOiger;  somit  ein  Becfat,  das  tfi^ch 
geObi  wird, '  sehr  hSntig  zn  nmüuigreidien  Terhandlnagen  i&  den  StOodever- 
sammlangen  fOhrt,  das  hi  mandken .Kammern  lOr  so  widitig  eraditet  wird, 
dass  regelmftssij^e  wöchentliche  Sitznngen  der  Erledigung  der  dttselnon  FftUe 

1)  VuuiadbMti»  Umk  «im  VMßtm  I Spfl,  D.  ataammbt,  4.  Aufl.,  Bd.  O,  S.  Ol. 
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gewidmet  werden,  das  somit  vor  Tiden  enderen  die  AnfinerioaiBkdt  bitte 
auf  lieh  sielMD  können  nnd  sollen.  Sognr  in  dei^enigen  Werken^  irekie 
BonBchst  nur  Hand  genommen  m  werden  {»flegett,  wem  man  sidi  tiwr  eine 
Fhige  des  OffentUcben,  namentlidi  des  eonsUtntwneUen,  Hechtes  Bath  er- 
bolen  will,  sucht  man  vergeblich  selbet  nach  dem  Kamen.  So  i.  B.  hi  B. 
Constant's  Cours  de  politiqne  oonstitQtiooelle;  in  Zacharift*e  Tieitig 
Bachem,  in  Rotteck's  Yeinnnftrecht,  in  Jordan's  Versnch,  in  Aretin*s 
coDStitotionellem  Staatsrechte.  Ja,  was  TieUeidit  nodi  weniger  n  begteili» 
ist,  selbst  in  manchen  Beaibeitnngen  de»  positiven  Staatsrechtes  soleher 
deutschen  Länder,  deren  Gesetie  Bestimmnngen  Ober  die  ia0img  4m 
Petitioiisrechtes  enthalten,  ist  dasselbe  nicht  i^ehandelt.  Znr  Itoth^ jNliBt 
dch  das  Petitioosrecht  der.  StfindeTersammhmg'erwfthnt,  nicht  aber  das  der 
Borger.  So  z.  B.  in  den  simmtUchen  Werken  Ober  das  bajerisdie  Staate 
recht,  mit  einziger  Anenahme  Pözrs,  Aach  KlOber  hat  nur  ein  koRee, 
in  seiner  Allgemeinheit  ganz  unrichtiges,  Wort,  tiQd  als  einzige  BeieiMeile 
nnr  einen  Zeitongsartikel.  —  Es  ist  diess  sicherlich  nicht  lobenswertlL  CMC 
woltte  man  etwa  entschuldigend  vorbringen,  dass  dch  das  Bedit  an  hüten 
viel  zu  sehr  von  selbst  verstehe,  als  dass  es  noch  einer  BrSrtenm^bedOift, 
so  irOrde  sdion  ein3lick  a«f  die  im  Torstehenden  angefthrten,^  1^?"^^  ^  - 
sdiiedenaitig  hütenden,  Gesetaesstellen  eines  Bessern  bddgen;  'TlälMtr 
muss  gerade  Im  tSegentheSe  behauptet  werden,  daes  wenn  dae  Oteife  idw 
Punkt,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe,  Oberging,  es  um  ao  mehr  Snche  dei' 
TheoretikerB  ist,  ihn  tiar  zu  erwdsen  und  rechten  Ortes  in  des  Systes  des 
Rechtes  einzuillgen.  ■     '        -  •  '  "  . 

Und  wenn  noch  wenigstens  unter  dem,  was  vorhanden  ist,  eine  dea  ^ 
ganzen  Gegenstand  nm&ssende  Arbeit  wflre!  Allein  dem  ist  nicht  so.  Es 
liegen  ausser  den  Bearbeitungen  ehuger  positiven  Gesetcgebungeu  niid'  den  . 
betreffenden  sehr  kurzen  .  Erörterungen  in  den  neuesten  Werken -Ober  das' 
aUgekneine  deutsehe  Staatsrecht  hauptsftehMish  nur  ein^  Artikel  in  eneykto-; 
pidischen  Werken  vor,  wekSie  natOrlioh  nach  ihrem  Zwed»  und  nach  dem 
ihnen  gewidmeten  Baume  keinen  Anspruch  auf  VoUstOndigkeit  und  tieferes 
Eingehen  machen  können  nitd  widlen..-  Zur  Ehre  der  Staatsrechtslehre'' 
sei  übrigens  bemerkt,  dass  unter  Praen,  welche  sich  mit  der  Frage  be*  • 
Bchaitigen,  auch  nicht  ein  einziger  ist,  welcher  sich  .gegen  das  Petitioii|- 
recht  oder  aach  nnr  fOr  eine  Bescfarankong  desselben  erklärte.  '  "C-C^* 

In  der  englischen  Literatur  besteht  keine  Schrift,  wdche  den  Geg^.  * 
stand  eigens  behandelte,  sei  es  vom  rein  theoretischen,  sei  es  vom  positiven- 
Standpunlite  aus,  und  erst  in  der  jüngsten  Zeit  hat  das  Petitionsrecht  in  den 
allgemeinen  Werken  tüber  das  dortige  Staatsrecht  eine  genOgendere  Beach- 
tung erhallen.  Lange  wven  eSojgs  wenige  nnd  ung^gende  geschichtliche' 
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Sätze  Blackstoue's  *)  das  Einzige:  und  so  ganz  unbedentend  sie  auch 
waren,  wurden  sie  doch  sclansch  an  anderen  Orten  wiederholt,  —  so  z.  B. 
von  Stephen.  Delolme  schwieg  gan2;  und  auch  in  Burn's  aUniahlig  zu  einer 
nnermesslichen  Vorrathskaramer  gesetzlicher  und  rechtlicher  Einrichtungen 
aufgeschwollenem  Handbuche  für  Friedensrichter  findet  sich,  obgleich  zur 
Aufgabe  des  Werkes  gehörig,  der  Gegenstand  nicht  abgehandelt.  Die  erste 
ausführlichere  Dai«trllung  des  Petitionsrechtes  gab  May  in  seiner  trefflichen 
Erörterung  des  Parliamentsrechtes  (Buch  II.  Kap.  19);  aber  natürlich,  wie 
es  das  Wesen  seiner  Aufgabe  niit  sich  brachte,  hauptsächlich  in  formeller 
Beziehung  und  jeden  Falles  nur  so  weit  das  Parliament  dabei  betheiligt  ist. 
Später  hat  dann  auch  Bowycr  in  seinem  Systeme  des  englischen  Staats- 
rechtes ")  die  Frage  in's  Auge  gefasst. 

Fast  noch  weniger  fanden  die  Amerikaner  Grund  zu  eiuer  Erörterung; 
sie  erachteten,  dass  sich  die  Sache  von  selbst  verstehe.  «Unmöglich  kann 
das  Petitionsrecht  verweigert  werden,  sagt  Story  kurzweg»),  so  lange  nicht 
der  Geist  der  Freiheit  vollkommen  verschwunden  und  das  Volk  so  ganz  her- 
abgewürdigt ist,  dass  es  keines  der  Vorrechte  freier  Männer  mehr  auszu- 
üben vermag.»  —  Itzt  allerdings  hat  Cushing  in  seinem  höchst  umfassenden 
Handbuche  des  amerikanischen  (und  englischen)  Parliamentsrechtes  *)  das 
Recht  der  Bitte  in  grosser  Ausführlichkeit  dargestellt,  und  zwar  nicht  blos 
das  formelle  Verfahren  in  den  gesetzgebenden  Versammlungen  in  Beziehung 
auf  dasselbe,  sondern  auch  allgemeine  Grundsätze.  Doch  ist  von  einem  Ein- 
gehen in  die  einzelnen  Rechtsfragen  bei  ihm  keine  Rede. 

Etwas  reicher  ist  die  Bearbeitung  von  Seiten  der  Franzosen.  Abge- 
sehen von  der  parlamentarischen  Thätigkeit  in  der  verfassunggebenden  Ver- 
sammlung *)  haben  hier  einzelne  Schriftsteller  über  das  Landesstaatsrecht 
den  Gegenstand  schärfer  in's  Auge  gefasst.  —  So  ist  denn  namentlich 
Cormenin  einer  der  Ersten,  wo  nicht  der  Erste,  welcher  das  Petitionsrecht 
der  Einzelnen  überhaupt  in  das  System  des  öffentlichen  Rechtes  eingeführt 
bat  Derselbe  eröffnet  in  seinem  nicht  genug  zu  preisenden  Werke  über  das 
Verwaltnngsrecht  •)  die  Erörterung  der  positiven  französischen  Gesetzgebung 

I)  8.  dewen  Commentarie«,  Bucb  I,  Kap.  l,  gegeo  Am  Ende. 

S)  8.  Bowy«r,  O. ,  CommeoUuies  od  the  conatitatlonal  law  of  England.  Lond.,  IBM. 
S.  iSL 

9)  8.  Story,  Commentaries  on  the  Coiwtinition  of  the  U.  8t.,  Bd.  m,  8.  745. 
*)  8.  Cnthlng,  L.  8t.,  Element!  of  the  law  and  practlce  of  Legislative  Auembliea.  Bo«t, 
tu«,  8.  4a«~478. 

5)  8.  die  VAbandlnngen  Uber  das  Petitionsrecht  vom  9.  Mai  1791  und  folgenden  Tagen  In 
der  Cboix  de  rapports  etc. ,  Bd.  V,  B  8S4  Ijk-  E«  handelte  sich  von  der  EntwerAing  eines  Oe- 
•etses  xar  Verhütung  von  Missbräncben ,  das  aber  cum  wichtigsten  TheUe  an  der  Abneigung 
der  iossersten  WIdersprachsparthei  scheiterte.  Bexeichnend  fllr  die  vöUig  verschrobenen  An- 
löten Jener  Zeit  Ist,  dass  das  Petitioniren  von  Behörden  und  Qesellscbaften  untersagt  werden 
voUte,  „weil  das  Volk  nur  diejenigen  Rechte  abtreten  dürfe,  welche  es  nicht  selbst  aoscuüben 
la  äunde  Mi." 

6)  Cormenin,  Droit  administraiif,  Art.  P^titions. 
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ftbor  das  Petitiooarecht  und  seine  eigenen  FordemngeB  •&  die  Kamneni  n 
dessen  gehöriger  Beacfatong  mit  gevObnlieher  Schürfe  ond  giHlddicher  Wort- 
Wendung:  «Das  Petitionsrecht  ist  ein  TerfaiBsangsmässiges  Be^,  gedchert 
doreh  die  Karte  vnd  Jedem  sastehend.  Die  Petition  bringt -staatliche,  lite- 
rarisdie,  kireUiche»  «issenscbafUiche,  gesetsgeberische  ond  Yerwalfciings» 
wOnsche  an  das  TagesUcbt,  oder  sie  leihet  Klagen  eine  Stimme.  SCttelst 
derselben  besteigt  der  Letzte  der  Proletarier  die  Bedaerbfihne  nnd  spridit 
anf  flir  OffentKefa  n  gans  FVankreicb.  Mittelst  derselben  kann  derFrtiiaMe, 
wenn,  er  anoh  nicht  WAhler,  nicht  wihlbar,  vielleiefat  nicht  einaml  Staats- 
bttrffer  ist,  die  Initiative  ergrtifen  wie  ein  Abgeordneter,  wie  die  Regieru^ 
selbst,  tbeoretiseh  wenigstens  gesprochen.  Mittelst  desselben  kann  der  in 
seinem  Reebte  oder  in  seinem  Interesse  gcMnhle  Btirger  vor  die  Stellver- 
treter des  I«andes  treten  and  Terhingen,  was  er  glaid»t,  dass  Ihm  gebohre» 
«ei  es  als  Gnade,  sei  es  als  Recht;  vortragen,  was  ihm  missftllt  Es  gibt 
also  ntc^istische  PetitioniUw,  bittende  Petitionire,  streitsOcbtige  Petitionlre.» 
—  Aach  PaiUet  hat  in  seinem  Staatsredite  die  Frage  in*B  Ange  gefiust, 
doch  mit  weniger  Schlrfe  nnd  GmndHchkeil,  als  manchen*  andem  Punkt  — 
Hit  vieler  Winse  nimmt  sich  H.  de  St  Albin  des  allgemeinen  Petitions- 
rechtes,  dem  er  als  Abgeordneter  seine  besondere  Thfttigkeit  znirendefi;  anch 
als  Schtiftstelleir  an      «Das  Petitionsrecht»,,  sagt  er  nnter  Anderem,  «ist 
keineswegs  blos  darcb  das  positive  Oesets  gesehafEen;  man  darf  vielmehr 
behaapten,  dass  es  vor  jeder  Yerfossrnigsorkttado  nnd  jedem  Geseta  da  ist; 
es  ist  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  constltutionellcD  Staates.   Es  ist  in 
der  That  das  Wenigste,  dass  sich  die  Bfliger  m  ihre  Mandatare  mit  der 
besebeidenen  Bitte  wenden  dtlrfen,  Wtinsche,  Ansichten  und  Kla^^n  vor- 
zutragen. Oder  wäre  eine  sdche  denitlthigc  Bitte  etwa  eine  Handlong  dea 
Ehrgeizes,  etwas  Maassloses?»   Die  Absicht  dieses  Schriftstellers  ist,  und 
gewiss  mit  allem  Fuge ,  dahin  gerichtet ,  die  Kammern  und  die  Ministerien 
zu  einer  wirklich  in's  Leben  tretenden   und  beständige  Achtung  dieses 
letzten  Rechtes  der  Bitte  zu  bewegi  n.   Es  mag  sein,  dass  er  sich  in  seinem 
Eifer  zuvrailan  zu  unausfUhrbaien  Vorschlägrn  verirrt ,  (so  z.  B. ,  ^^  enn  er  in 
der  Kammer  verlangte ,  dass  bei  dem  Anfange  jeden  Landtages  die  Minister 
eine  ausführliche  Rechenschaft  Qber  aUe  ihnen  angewiesenen  Petitionen  ab- 
legen sollen;)  allein  es  kann  nta'  nfttzen,  wenn  die  Aufrechthaltung  des 
Rechtes  und  seine  möglichst  praktische  Beachtung  eingeschärft  wird.  Es 
ist  80  leicht,  einen  Bittenden  abzuweisen.  —  Endlich  noch  haben  die  Dar- 
steller des  itzt  geltenden  kaiserlichen  Staatsrechtes  des  kleinen  üeberbleibsels 
von  Petitionsreclit ,  welches  die  VerfassoDg  yon^l852  anerkennt,  Erwähnung 

D  &  P«lll«t,  Drott  i«Hte  ftufiüs,  p.  iioe       .  '    '    -*-  '  r  -Vm^^ 

S)  a  a«  Ailflral  F«tltl«a  !■  *m  D^ottMUrira  polttlew  pw  «»raUr  >»t«St 
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getban;  freilich  ohne  wissenschaftliche  AasfUhmng  oder  gar  Kritik,  zu 
welchen  die  Umstände  nicht  angethan  sind.  SoLaferri^re  in  Ecinem 
System  des  Öffentlichen  Rechtes  ')  and  Block  in  dem  Wörterbache  des  Ver- 
waltungsrcchtes "). 

Unter  den  Deatschen  hat  ohne  Zweifel  Welcker  die  ausführlichste 
Erörterung  gegeben  Es  bedarf  wohl  nicht  erst  der  Bcmerkang,  dass  hier 
eifrig  für  das  Recht  gesprochen,  seine  Bedcatung  nnd  seine  Heiligkeit  lebhaft 
behauptet  wird:  aber  auch  ftlr  Darstellung  der  positiven  Bestimmungen  im 
Bunde  und  in  den  ein2elnen  deutschen  Staaten  ist  manches  Material  ge- 
sammelt. —  Sodann  widmet  B 1  u  n  t  s  c  h  1  i  dem  Petitionsrechte  einen  eigenen 
Abschnitt*),  sowohl  dessen  Bestand  ans  allgemeinen  Gründen  erweisend,  als 
die  Bedingungen  der  Ausübung  aufzählend.  Beschwerderecht  und  Petitions- 
recht ist  übrigens  nicht  scharf  getrennt,  und  der  politischen  Seite  mehr 
Rücksicht  geschenkt  als  der  rechtlichen.  —  Anerkennende  Erwflhnung  ver- 
dient sodann,  dass  die  neueren  Bearbeiter  des  positiven  allgemeinen  deutschen 
Staatsrechtes  dem  Gegenstande  grössere  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben, 
als  ihm  früher  zu  Theile  wurde.  Nachdem  noch  KlOber  des  Petitionsrechtes 
kaum  Erwähnung  gethan  hatte ,  erörtert  nun  Zachariil»)  desselben  aus- 
drücklich ,  wenn  schon  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen ,  übrigens  mit 
ausdrücklicher  Scheidung  der  Rechte  der  Beschwerde  und  der  Bitte.  Aus- 
führlicher ist  Zöpfl*),  welcher  —  jedoch  nicht  in  bestimmter  Sondemng 
der  beiden  Rechte  —  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Staaten  angiebt  und 
dieselben  zu  allgemein  geltenden  Grundsätzen  zu  verwenden  sucht.  Endlich 
stellt  auch  Held')  die  verschiedenen  positiven  Bestimmungen  übersichtlich 
zusammen.  —  Von  den  Bearbeitern  der  einzelnen  deutschen  Landesstaats- 
rechte aber  hat  Rönne  die  einschlagenden  Bestimmungen  der  preussischen 
Verfassungsurknnde ") ,  Pözl  die  der  bayerischen«),  Weiss  des  grossh 
hessischen  Grundgesetzes  Murhard  die  des  kurhessischen  "),  endlich  der 
Verf.  der  gegenwärtigen  Abhandlung  die  des  württembergischen  erörtert 


1)  Laferriöre,  Coue  dp  droit  pablic  ft  Hdministratif.  4,  Par..  ISH,  Bd.  1,  8.  71. 
S)  Block,  Dictionnairc  de  rmdminiRtration  (Vanc.,  Art.  PAtitloiw. 

5)  8.  StMAUlexiron.  i.  Aufl.,  Bd.  X,  8.  .SM  fg 

4)  BlnntBchli,  yVllfremeiiiM  8tjuitsrecbt.  3  Aufl.  Bd.  II,  8.  hlb  fg. 

b)  ZachariM,  U.  A.,  Deulaehes  8taals-  aud  UnndearAchl,  2.  Anä..  Bd.  I.  8.  4*9. 

6)  Zopfl.  Deutsches  Btaaliirpcht.  4.  Aufl.,  Bd.  II,  8.  54S  ^. 

7)  lleld.  System  de«  VcrfaM. -Rechtes.  Bd.  II.  B.  «Sl  fg. 

8)  Bönnc,  ataaUrecht  der  preuMischrn  MooarrUe,  Bd.  I,  8.  S86  fg. 

9)  Pözl,  Bayerische«  VerfaMUiM<"rccht,  X.  Aufl.,  8.  75  (g. 

10)  Weiss,  System  des  VerfsaaniiKarechtc«  d^s  n.H.  Heuen,  8.  S3S. 

11)  Mnrhard,  Grundlage  dea  Jetsigen  Slaatsrechtes  des  Kurf.  iletMii,  Bd.  I,  8.  854  Oir 
IS)  Mob!,  glaaUrecht  des  K.  WOrttemborf,  i.  Aufl.,  Bd.  I,  8.  424  tg. 
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4.   Kritik  ungewönlicher  Bestiiimnuigen  und  Aufstellangen. 

•  Kmm  bat  eine,  andere  Bentimmnng  der  pren^aiaelien  YeiwdBniigeB 
tber  die  Bildnng  dnea  Yerdniiten  Iiandf.agea  und  einfft  YcreinigtflD  atfndi- 
edien  AiMduuee«  w  greaeea  Anüwhen  gopUMhi;,  als  dae  («iImb,  8.  241  be- 
f«iu  angefUirte)  gAnsU^he  Verbot  der  Einreichnng  7on  Peti- 
tionen an  den  Landtag.  Diese  nanentUeii  aber  ancb  desehalb,  weil  vIt 
dieser  Beseüignng.  des  Bittreehtes  der  Unterthaaen  aoeb  wsitire  WsHai- 
Buuigen  in  Terbiadong  standen,  «elebe  dem  Landtage  öder  dea^  Amadiasse 
aelbst  die  .^bringang  von  Bitten  ver  dem  Tbroae  im  bo^slok  €Me  er- 
icbnerten.  Es  nar  nttnlicb  in  §  18  des  Patentes  nocb  weiter  angeordnet» 
daas  swar  Ktten  and  Bescbwerdea,  «elobe  .imme  Aagelegenbeitea  4e&  gamMS 
Staates  oder  mdirerer  Profiaaen  betrefliBn,  von  dem  Vereinigten  Laadtage 
vorgekft  werden  dsrfen,  ddg^gen  Bitten  oad  Besokwerdeo,  welche  die  ete- 
saiaen  Proviuea  betreffen,  den  Provinzial-LandtageD  vorbehalten  bleibea 
soUen;  in  §  21,  dass  BitlMBB  aad  Bescbwerdea,  palebe  ton  Kdaige  einmal 
larflefcgewieien  wordea  sdsn,  -von  dar  aaodichen  Versaamdaag  gar  aicbt, 
aad  ancb  sygterbin  nor  dann  exneaert  werden  dürfen,  wenn  dasa  neac 
Grttade  sidb  ergeben;  in  §  16,  dass  Bitten  oad  Beschwerden  nur  dann  zur 
Keantniss  des  Königs  gebracht  werden  können,  wenn  sie  in  beiden  Yer- 
'  Sammlungen  (des  Herrenstandes  und  der  Abgeordneten  der  Bitterscbalt,  der 
Stidte  und  Landgemeinden )  berathen  seien  aad  sich  in  jeder  derselben 
mindestens  rwei  Drittheile  der  Stimmen  dafür  ausgesprochen  haben;  endlicb 
ia  §  5  der  Verordnaag  Aber  die  pviodiscbe  Einberufung  des  Vereinigten, 
stiiadiscben  Aasscbnsses ,  dass  diesem  das  Petitionsrecht  in  demselben  Um- 
fange  smtfflie,.  wie  dem  Vereinigten  Landtage ,  jedoch  mit  Ausnahme  aller 
Anträge,  welche  eine  Veränderung  der  ständischen  Verfassung  betreffen. 
Dabei  ist  aodi  za  bemerken,  dass  nach  den  sämmtlichflo  OeeOtten  Ober  die 
Anordnung  von  Provinzialständcn  diesen  die  Vorbringnng*  von  Bitten  und 
Beschwerden  nur  ans  den  besonderen  Interessen  der  Provinzen  nnd  der  mit 
ihnen  verbundenoi  Ibeile  gestattet  war,  individuelle  Bitten  nnd  Best^werdea 
von  dem  Landtage  ap  .die  Behörden  oder  an  den  König  gewiesen  werden 
mnssten,  nnd  nur.  wenn  Mitglieder  des  Landti^es  von  den  Bedrückungen 
-einzelner  Individuen  bestimmte  Ueberzeugung  erhalten  haben  sollten,  sie  den 
Antrag  stellen  durften,  dass  sieb  derLaadtag  bei  dem  Könige' am  AbsteUnng 
verw^e*). 

Somit  hatten  denn  die  einzelnen  Staatsbflrger  keinerlei  Art  von  Recht, 
Petitionen  an  den  Vereinigten  Landtag  oder  an  den  Vereinigten  ständischen 

—  ■ —  '  ,     .1  . 
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Ausschuss  einzureichen;  und  zy(&r  eben  so  wenig,  wenn  sie  eine  Bitte  in 
eigenen  privativen  Angelegenheiten  vorzulegen  gehabt  hätten,  als  wenn  der 
Gegenstand  allgemeiner  Art;  z.  B.  ein  staatsbargerliches  Recht  oder  ein 
itMtlicheB  Interesse,  gewesen  w&re.  Selbst  Beschwerden  Ober  Rechtsver- 
lilanieii-  worden  nicht  zogel&ssen.  Und  anch  nicht  einmal  mittelbar,  durch 
ütboMiBdnug  an  ein  Stftndemitglied,  welches  die  Sache  anfiUUune  und  einen 
Aatng  danuif  gegroadet  hatte,  konnten  PflÜtioncn  an  die  hefden  aUgemeinen 
TeruauBlnngiu  gebradit  werden,  dt  dieieHieD  ledigUeb  nur  die  allgemeinsten 
TiiadcfWieetegeiihcIten  nun  Gegeiataiide  ihrer  Bitten  machen  durften.  Wenn 
ihn«ii  mtersagt  ist,  sicli  der  Wonsche  ganzer  ProviiUBeii  ansnnehmen,  so 
kmuitai  sie  natflrlieh  noch  fiel  weniger  die  m  einzelnen  Blirgem  Toige* 
VirMhleB  bo^Ulien  ond  Tor  den  Thron  bringen.  Wenn  also  Je  Eimelne  oder 
nebm  YeniBte  eine  Zuschrift  an  ein  Hitglied  der  genannten  Yersammhing 
.hittte  n^jm  lasMn  wollen,  so  wire  iokhe  von  keiner  weiteren  Bedeotnng 
gewcseii,  all  Jede,  andere  gelegentliche  Aensserong  Aber  staatliche  Dinge. 
Dsr  Jjigegangene  hatte  etwa  daraus  n  seinem  Gebrauche  Thatsachen,  Ur> 
umI  Wunsche  entnehmen  mOgen;  allein  er.  hatte  keinerlei,  aach  nur 
■Mlidie,  Veirfliiditnng,  das  ihm  IQtgetheilte  Irgend  an  beachten  xaA  gettend 
m  maiäMB.  —  Etwas  gOnstigen  stellte  sieh  das  Yerbattaiss  gegenüber  von 

Aach  diese  sollten  zwar  onmittelbar  keine  Peti- 
tSsBSft  fop  Jänielnen  annehmen,  soodfirn  solche  an  die  Behflrden  oder  an 
d^p  Snntiöberhanpt  verweisen.  Allein  es  war  dock  wenigstens  zogetassen, 
dasB  jete  Skinde^iilglied^  die  ihm  znr  Yertretang  llbergebenen  Yerlangen 
«iaselfNr  l?«rsoaen  der  Yersammlnng  vortrage  and  dass  diese  sie  bei  dem 


|pii|  jwfow  Allerdings  gestattete  der  WortüMt  des  Gesetzes  nor, 
9(|E|k|t|(26B  'tiber  Bedrüeknngen  zun  Gegontande  einer  provinzialstandisciien 
AM|fc|dt  ii'madMDi;  allein  es  Hess  diese  Bestimmung  immerhin  eine  weitere 
'Aade|{lpg  .-sfe;, 'iiie  sie  denn  eine'  solche  aiich,-'  weidgstens  von  Seite  der 
Mnde,  von' Ai^  an  erhielt. 

j^Ueber  das.Bittnoht  von  Gemeinden  oder  sonstigen  Körperschaften 
fMrgarüi^  bestimmt.  Hieraus  Hess  sich  denn  aber  nicht  etwa  ein  in  - 
der  Natnr  *f|tar!B|6lMt  begrflndetes  Recht  ableiten.  .  Da  es  den  verschiedenen  - 
|>gndisch<j;f3^^r^^         flberhaapt  untersagt  war,  andere  als  bestimmte 
^^eätioneii  sa  n^bea.oder  anzunehmen,  so  konnten  sie  somit  solche  aach 
^l^ipflAi|iil|ü^^  ^  erlaubten  FBBen  entg«gnmehmen.  Die  Gemeinden 
md  Koi^ration^n  standen  also  völlig  in  den  YerhAltnissen  der  .einzelnen 
Barger.   Weil  aber  Oberhaupt  nichts  bestimmt  war,  so  lag  att6h  kein  Aus- 
brach darflber  vor,  ob  Gemeindebehörden  sich  in  den  flberhanpt  zn  Petitionen 
geeigneten  Fällen  und  Finrmen  Ober  andere  Angelegenheiten ,  als  Ober  die  ' 
^  Gemeinden  seihst ,  aussprechen  durften ,  z.  B.  Ober  allgemeine  staatliche 


4m  .fielen  YorQUlen  ergab  sich  jedoch,  dass  wenigstens  die  Staats^. 
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rcgierung  geneigt  war,  eine  beschränkende  Ansicht  gegenüber  von  den 
Gemeindebehörden  zn  handhaben.  Aach  erfolgte  eine  authentische  Erkläning 
der  Städteordnung  dahin,  dass  die  Stadtverordneten  nicht  berechtigt  seien, 
unmittelbare  Eingaben  einzureichen,  sondern  immer  nur  durch  den  Magistrat. 

Vor  Allem  drängt  sich  hier  natürlich  die  Frage  auf,  welcherlei  Gmnd 
den  Gesetzgeber  zu  einer  solchen  Nichtzulassung  der  Bitten  und  Wünsche 
der  Bürger  bewog  ?  Es  ist  nicht  zu  verwundem,  dass  seiner  Zeit  in  Preussen 
diese  Frage  vielfach  mit  grosser  Bitterkeit  und  lautem  Misstrauen  beant- 
wortet wurde;  allein  es  ist  doch  zweifelhaft,  ob  hiermit  nicht  Unrecht  geschah, 
und  sich  nicht  ein  wenigstens  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  unanfechtbarer 
Erklärungsgrund  auflinden  lässt. 

Unmöglich  kann  nämlich  von  einer  verständigen  und  gesittigten  Regie- 
rung angenommen  werden,  dass  jene  Beschränkungen  den  Zweck  gehabt 
haben,  die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ganz  unbeirrt  durch  das 
Bewusstsein  von  entgegenstehenden  Ansichten  und  lediglich  nach  eigenen 
Planen  oder  gar  nur  nach  Laune,  in  der  Ruhe  der  Seligen  vor  sich  gehen 
zu  lassen.    Eine  solche  weichlich-egoistische  Selbstvcrheimlichung  der  That- 
sachen  wäre,  so  weit  sie  hätte  durchgeführt  werden  können,  ebenso  grausam 
gegen  die  Unterthanen,  als  nachtheilig  für  die  Regierung  selbst  gewesen; 
Oberdicss  würde  der  Zweck  wenigstens  theilweisc  verfehlt  worden  sein.  Als 
gi'ausam  müsste  ein  solches  Vorhaben  bezeichnet  werden,  weil  es  immerhin 
möglich  gewesen  wäre,  dass  selbst  die  gerechtesten  Klagen,  die  billigsten 
Wünsche  nicht  bis  zum  Fürsten  hätten  dringen  können,  wenn  sie  nämlich  auf 
dem  Wege  durch  die  Behörden  unterschlagen  worden  wäi'en.  Nachtheilig 
für  die  Regierung  aber  wäre  es  gewesen,  weil  auf  solche  Weise  ohne  ihr 
Wissen  bitteres  Missvergnügen  bestehen  und  sich  ein  gefährlicher  Zünd- 
stoff ansammeln  konnte;  weil  ihr  manche  für  sie  kennenswerthe  Wahrheit 
verborgen  blieb;  weil  dieser  und  jener  gute  Gedanke  oder  Vorschlag  nicht 
bis  zu  ihr  gelangte.    Und  offenbar  würde  übcrdiess  der  Zweck  einer  solchen 
Erstickung  der  an  die  Stände  gerichteten  und  durch  diese  zur  Oeffentlichkeit 
kommenden  Bitten  nur  theilweise  erreicht  worden  sein.    So  lange  noch  im 
Lande  selbst,  oder  irgendwo  im  Auslände,  die  Presse  einige  Freiheit  hatte ; 
60  lange  ferner  nicht  auch  die  Ueberweisung  von  Petitionen  beim  Staats- 
oberhaupt selbst  und  bei  den  Regierungsbehörden  untersagt  wurde ;  so  lange 
endlich  nicht  durch  die  hinterlistigste  geheime  Polizei  und  durch  barbarische 
Strafen  jede  mündliche  Ausbildung  einer  öffentlichen  Meinung  unterdrückt 
war:  musste  ja  die  Regierung  dennoch  häufig  Kunde  bekommen  von  ver- 
einzelter oder  von  allgemein  verbreiteter  Unzufriedenheit,  von  Bitten  und 
Verlangen  Einzelner,  Vieler,  Aller;  musste  also  die  Selbstzufriedenheit  und 
olympische  Ruhe  doch  mancherlei  Anfechtung  erleiden.   Der  Zweck  ab- 
sichtlicher Selbsttäuschung  konnte  also  bei  einer  irgend  rechtlichen  und 
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dndchtsToHeii  Regierung  nicM  die  YeranlBssug  des  Terbotei  telB.  — 
Ebenso  wenig  kann  man  ngeben,'  daas  die  flurer  Kraft  ud  ihier  Macbt 
l»eiv«88te  Regjenmg  eines  grossen  Staates  dea  -Anssiniieli  der  BüteB  der 
BCt]^  nnd  •  die  Berathnng  Iber  dieselbe  in  (Mfenflieben  Yersammlongon 
g^lirclitet  habe.  Es  nag  gans  oninftersiicht  bMben,  innieferne  übeiliaiqpt 
eine  tftcblige  nnd  das  Gnle  und  Freisimiige  naeli  Einsidit  nnd  Qewissen 
ftrdemde  Begienmg  einen  Petftionsstann  zu  ftrchtcn  bat;  mi4  ob  "nicht  ^riel- 
ttebr,  wenn  in  der  That  eine  iesorgnissgegilbidet  ist,  die  Mischt  der  Petitionen 
ab  «in  Zeichen  des  Uehels,  nicht  ab^  als  detseBlTrsaciie  erschefait.  Jeden» 
ftJls  ist  einlenchtend,  dass  eine  mit  vielen  gleichseitigen  oSer' mit  gewaHigen 
«inceliicn  Petitionen  Terbondene  Anfregong  eben  so  gut  TOufcODunen  kann, 
wenn  ^e  Bittöi.  an  das  i9taats6berhaiipt  gebracht  nerdeo,  als  wenn  sie  an 
die  Stande  gerichtet  sind.  Der  einzige  Unterschied  zwischen  beiden  FUlen 
ist  die  (Miontliche  BesprecSiang  des  Inhaltes  in  einer  Stindeversammlong. 
Kon  mag  aDer^ngs  dieMsdit  einer  sotehenTeihandtiing  hoch  angeschlagen 
werden;-  dldn  es  ist  nkdit  elnsosehen,  wie  man  diesem  Einflösse  entgehen 
konnte.  Wenn  anch  keine  Petitionen  flbergeben  werden  dHrfm,  so  steht  es 
doeb  bd' Jedem  IGtgUede,  die  Gegenstinde,  welche  die  Petitionen  behandelt 
hitten,  ans  eigenem  Rechte  zur  Sprache  zn  bringen;  nnd  nun  kommt  es  in 
den  einen  wie  in  dem  andern  Falle  daiaaf-  an,  db  die  Yersammhing  sich 
■dt  Eifer  (Beser  Oedahkcn  nnd  Wunsche  bemidiägt,  oder  ob  sie  gleich- 
'fUtfg  bleibt,  Ticileidit. geradem  zarflekweist;  sodann  nnd  mehr  noch,  ob 
sie/  e|nis  starke  Öffentliche  Meiinmg  hinter  sich  hat.  Mar  wenn  Letzteres 
^  Fi^  ist,  irird  eine  (^iTentlidie  Besprechung  mit  grossem  Gewichte  anf 
der  BegfeiNing  lasten ;  dann  abeir  'entgeht  diese  solchem  Einflüsse  auch  bei 
gltoaziichcr  Sperre  des  Petitionsrechtes  nicht  —  Endlich  ist  nicht  wahr- 
"Alieinlich,  dass  der  Wmiscli  nacli  möglichster  Abkürzung  der  Landtage, 
somit  Rücksicht  auf  die  Zrit  der  Yersammlunft  die  Beschränkung  veranhisst 
habe.   Allerdings  sollen  die  Bitten  der  Bürger  Ton  einer  Ständeversammhmg 
\nit  Anstand  behandelt  und  gründlich  erledigt  w^en;  und  man  mag  zo- 
geboi,  dass  sich  die  grosse  Mitgliederzahl  des  preussischon  Landtages  ui 
dieser,  wie  in  noch  mancher  andern,  Beziehung  störend  hätte  erweisen 
können,  namentlich  so  lange  der  rechte  parlamentarische  Takt  noch  nicht 
4nrch  Uebnng  gewonnen  war.   Allein  die  mit  den  wichtigsten  Fragen  Be- 
Sehftftigten  und  die  zahlreichsten  Versammlungen  lieferten  ja  den  thatsäch- 
lichen  Beweis,  da';s  mittelst  tlhlitiger  Vorbereitung  in  Ausschüssen  und 
nöthigen  Fallei?  durch  Ahlialtung  eigener  Petitionssitznngen  gar  wob!  Alle« 
neben  einander  /u  liesorgen  ist.    Wenn  sich  freilich  die  preussischen  Land- 
tage oder  Vereinigten  Ausschüsse  wirklich  nur  alle  vier  Jahre  versammelt 
hAtten,  so  hätte  die  Zahl  der  Bittschriften  eine  schwer  zu  gewältigende 
werden  mi)gen;  allein  an  die  Einhaltung  so  weiter  Zwiscbenrftume  in  den 
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Btändischen  Arbeiten  eines  grossen  Staates  war  ja  doch  im  Ernste  nicht  zn 
denken.  Sicherlich  glaubte  die  Regierung  selbst  am  wenigsten  daran,  selbst 
wenn  sie  es  etwa  gewtknscht  haben  möchte. 

Der  Grund  ftir  die  Abschneidung  der  Petitionen  an  die  St&nde  scheint 
in  der  Tbat  ein  ganz  anderer,  und  zwar  der  gewesen  zu  sein,  dass  der 
Gesetzgeber  den  von  ihm  aufgestellten  Begriff  von  Ständen  unvereinbar  fand 
mit  der  Einreichung  von  Bitti-n  obseitcn  der  Unterthanen.  Bis  zur  änssersten 
Sättigung  ward  ja  in  halbamtlichei)  and  frei  scheinenden  Erklärungen  nnd 
Commentaren  gesagt,  dass  die  preussischeu  Stünde  keine  Volksvertreter  sein 
sollen,  sondern  nur  berathende,  auf  deutsch-geschichtlicher  Grundlage  stehende 
St&nde.  Wie  richtig  oder  unrichtig  diese  Behauptung  und  wie  zweckmässig 
oder  unzweckniässig  dieser  Gedanke  war,  mag  ganz  dahin  gestellt  bleiben; 
ebenso  die  Frage,  ob  nicht,  auch  ohne  Prophetengabe,  ein  baldiges  Knde 
dieser  Einrichtung  vorauszusehen  war.  Nimmt  man  die  Sache,  wie  sie  zu- 
nächst war  und  von  den  Mächtigsten  im  Staate  gewollt  wurde:  so  kann  man 
nicht  umhin  einzuräumen,  dass  Folgerichtigkeit  in  der  Beschränkung  des 
Petitionsrechtes  war.  Daas  eine  Versanunlung  von  Volksvertretern  nicht 
nur  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  hat,  die  Wflnsche  und  Bitten  des  von 
ihnen  vertretenen  Volkes  anzunehmen  und  weiter  zu  befördern  und  zu  unter- 
stfltzen,  leuchtet  ein.  Ebenso  ist  unzweifelhaft,  dass  wenn  eine  Verfassungs- 
urkunde  allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte  aufführt,  unter  diesen  auch,  sei 
es  nun  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  das  Recht  des  einzelnen  Bürgers 
begriffen  sein  muss,  in  Beziehung  auf  die  Ausführung  dieser  Rechte  seine 
Wünsche  und  Klagen  vorzubringen,  und  zwar  namentlich  bei  seinen  Stellver- 
tretern, als  welche  für  den  Schutz  und  die  Entwickelung  aller  verfassungs- 
mässigen Rechte  zu  sorgen  haben.  Aber  anders  verhält  es  sich  bei  blos 
berathenden  Ständen.  Sie  haben  nur  in  den  Fällen  Rath  zu  geben,  in  denen 
sie  vom  Fürsten  gefragt  werden,  vielleicht  gefragt  werden  müssen.  Zu  diesen 
Fällen  kann  aber  nicht  jede  Petition  ebies  Einzelnen  gehören,  der  die  Re- 
gierung sich  schon  für  erleuchtet  genug  erachten  wird,  selbst  über  einen 
solchen  Fall  zu  urtheilen.  Ebenso  wenig  kann  von  einer  Vertretung  allge- 
meiner Rechte  die  Rede  sein;  dazu  sind  solche  Stände  gar  nicht  da,  und 
namentlich  haben  die  preussischen  Manifeste  gar  keine  Rechte  dieser  Art 
gegeben.  Somit  ist  denn  in  der  That  die  Beschränkung  des  Petitionsrechtes 
erklärt,  ja  sogar  als  folgerichtige  Ableitung  aus  dem  obersten  Grundsatze 
der  neuen  Gesetzgebung  gerechtfertigt. 

Damit  ist  denn  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  der  ans  gewissen 
Vordersätzen  mit  logischer  Folge  abgeleitete  Gedanke  ein  materiell  richtiger 
nnd  für  den  Staat  und  Volk  erspriesslicher  gewesen  sei.  Sondern  vielmehr 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  hier  einer  der  Fälle  vorlag,  in  welchen  aus 
der  ei'weisbaren  Nachtbeiügkeit  des  Schlusssatzes  auf  die  Falschheit  des 
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obersten  Satzes  zurOckgeschlosstu  werdf-n  uiass.  Allerdings  w«re  es  wenig 
beweisend,  wenn  lediglich  aus  der  Unvereinbarkeit  des  Petitionsrechtes  mit 
den  Grundgedanken  der  gegebenen  Verfassung  nachgewiesen  werden  wollte, 
dass  die  ganze  Auffassung  einer  ständischen  Einrichtung  eine  verfehlte  sei; 
—  ein  so  wichtiger  Satz  muss,  wenn  er  überzeugen  soll,  in  der  Hauptsache 
unmittelbar  erwiesen  werden:  -  wohl  aber  mag  immerhin  auch  dieser 
Umstand  geltend  gemacht  werden,  weil  es  doch  immer  ein  nicht  zu  ver- 
achtender Nebenbeweis  ist,  wenn  auch  aus  dieser,  auf  den  ersten  Anblick 
vielleicht  nicht  sehr  in  die  Augen  fallenden,  Schlussfolgermig  die  Wahrheit 
der  Behauptung  sich  ergiebt.  Nun  ist  aber  allerdings  die  Verweigerung 
eines  Petitionsrechtes  in  der  von  den  prenssischen  Gesetzen  bestimmten 
Weise  als  entschieden  und  als  manchfach  nachtheilig  zu  erweisen,  und  zwar 
namentlich  unter  den  besonderen  Verhältnissen  des  prenssischen  Staates. 

Jeder  Beobachter  des  öffentüchen  Lebens  in  freieren  Staaten  wird  zu- 
geben,  dass  das  Petitionsrecht  der  Btirger  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  nur  nicht  aufregt,  sondern  im  Gegentheile  beruhigend  wirkt.  Es  ist 
dies  schon  aus  allgemein  psychologischen  Gründen  natürlich.  Die  freie  Vor- 
bringung  einer  Klage  oder  eines  Wunsches  ist  immer  eine  Erleichterung, 
wahrend  das  stumme  Verschliessen  in  die  Brust  erbittert. 

Viele  Menschen  sind  zufrieden,  wenn  sie  nur  haben  aussprechen  können, 
wa8  sie  drückt,  oder  wenn  sie  öffentlich  vorbringen  mögen,  was  sie  an  be- 
sonderen Gedanken  zu  haben  glauben;  der  Erfolg  ist  ihnen  verhäJtnissmässi^ 
gleichgültig.  Manchen  befriedigt  noch  insbesondere  eine  öffentliche  Nennung 
des  Namens,   vieUeicht  die  ErtheUung  eines  Lobes.   Hierzu  kommt  aber 
specieU  bei  Petitionen  an  eine  Ständeversammlung ,  dass  die  von  bedeutenden 
und  beliebten  Männcni  bewiesene  lebhafte  Thcilnahme  an  dem  vorgetragenen 
W^nnsche  eine  Genugthuung  gewährt  und  auch  längeres  Waiten  erträglicher 
macht;  ferner,  dass  Mancher  sich  durch  die  Grtinde,  welche  gegen  seine 
Ansicht  vorgebracht  werden  und  welche  ihm  sonst  vielleicht  gar  nicht  zur 
Kenntniss  gekommen  wären,  belehren  lässt;  endlich,  dass  selbst  bei  einer 
Abwei.sung  die  Aussicht  auf  eine  später  anders  zusammengesetzte  Versamm- 
lung die  Hoffnung  erhält  und  den  Aerger  mildert.    Auch  kann  es  für  eine 
Eegierung  nur  angenelmi  und  erspricsslich  sein,  wenn  sie  bei  der,  denn 
doch  sehr  häufig  unvermeidlichen,  Zurückweisung  ungeeigneter  nnd  unerfüll- 
barer Gesuche  an  den  Ständen  Theilnehmer  und  Abieiter  des  Grolles  der 
Getäuschten  erhält.  —  Waren  nun  aber  etwa  diese  Vortheile  nicht  anzu- 
schlagen in  Preussen ,  wo  zur  Zeit  der  Bildung  eines  Vereinigten  Landtages 
•0  Vielerlei  und  in  den  Wridersprechendsten  Richtungen  durch  einander  gährte? 
Es  will  im  Gegentheile  bedOnkon ,  dass  es  nur  einen  günstigen  Einfluss  auf 
die  Gemüther  üben  konnte,  wenn  die  Wünsche  des  Rheinländers  sich  an 
dinen  des  l'ulen,  die  de?  deutschkalliolibchiu  Schlesiers  au  den  Forderungen 
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des  strenggläubigen  Wei^tplialeii ,  die  Beschwerden  der  Lichtfreunde  an  dmaa 
d(  r  Altlutheraner  messen  und  gegenseitig  abstumpfen  konnten.  Die  Flbri- 
kaitteii  des  Wehlens  und  die  Kornkaafieute  des  Ostens  mochten  nur  zn  ihrem 
gegenseitigen  und  der  Gesaiumtheit  Nutzep  ihre  widcrspjrecbf  adeii  AaAiMm 
vortragen.  Von  den  notbwendig  nach  den  vendiiedeiisteB  Bichtungen  an» 
einander  laufenden  staatlichen  PelHionen  gir  nkdit  z«  foden.  Fflr  dieBogie- 
rung  aber  insbesondere  konnte  es  fmr  ela  gtotsjor  Gewinn  wbi,  wtm  ütk 
manche  Leidenschaft  handgreiflidi  n  ibeeKtegen-  Ternoohte,  iaes  Iknm 
Drängen  nicht  sowohl  der  üble  Wille  des  Staates  entgegenstehe ,  als  die 
Macht  der  Umstände,  die  flbenriegende  oiw  doob  veaig^tciu  aadi.aa  be- 
rücksichtigende entgegenUidftii4e  MdiMing  fon^lfitbüfgem,  die  Pniaflgliehf* 
keit,  es  Allen  recht  ao  maiäm.  Möglich  allerdings,  dass^dv  Bsm^kauA' 
anfänglich  laut  und  j|i  sohieienden  IfüstQneii  etU^ng;  aUein  ei  amite  tUk 
nar  am  80  gewiiscr  Manches  austoben  and  stille  werdenl. '  >        ^  .^^^ 

Ein*  zweiter.  Tortheil  eines  freien  und  frei  gebnnciilteii  PditieniBrMhlM 
ist,  dass  dazaelbe  inA  beitrilgt  an  einer  Begelnag  der  ftffMtUijhwi  Heinanf. 
Mldit  nur  ist  es  höchst  nnbehaglich,  wem  in>den  wnchiodcBSItn  BesiehBngen 
and  Bichtungen  Forderungen  an  den  C|tsat  gestellt  werden,  so  4a88  mUn  mü 
dem  besten  Wiüen  denselben  nicht  sammtliph  naehhommen,  ja  sie  andi  naf 
beacUen  kamt;  sondem  es  ist  aacb  Är  die.StaatsgewaltiBn,  Begterang  so- 
wohl als  Stinde,  nsdhtheitfg,  weil  es  ihnqii  die  k'^iy^iimißaii  flialBhgBMi^ 
fait  der  nidit  Berieksichtigten 'znzieht  Fi|c  TbdliS  ist  es  daher  yn^L 
besser,  wenn  sieb  die  WfentUelM  i|dhier|csaiB^  das  aUgemeine  Stntat 
anf  elimi  Gegenstand  naiSh  dem  addem  wirft,  sb..d|ss  4ieMr  aüseitSg  er- 
wogen ond  beayfoehen  wird  mld  alsdüe  unmittelbarste  Anfgrife  die  faik- 
tische  Staatsfamst  vocUegt  Hkr  weiss  die  tüf^mng^  was  sie  za  than  hal^ 
dieTtttheien  in^  den  Sttadegmammlongan  sj^he^^sküi;  fsis  aas  nnd  geben 
das  UtiuA  ihrer  Stftriie,  die  Presse  hat,  ein  bestimmtes '^eL  Noa,  sa  Eiy 
reichang  dteses  Zastaades^irfigt  das  Petitioasrecbt  ein  Bsdeateodss  liei.  Bla 
Petitibneii  siad  gleichqam  die  Stzolihalme,  jan  denen  man  siieihl,  wie  dar 

.  linod  steht.  Finden  Bitten  am  einen  gewissen  . Oa|fnwteiid  Jceinen.,AnUang, 
sei  es  befr  den  Stinden  sei  es  iaa  Pnbliknm.:  «)  ^iri  er  veitoen;  dageffB^ 
drangen  sich  JJle  am  diejenigen  £ingri>edii  weiche  das  wiiUidie  Bednffidim 
des  AflgndiliBfcs  aiiisiiredMiif  tqid  so  regeli  sieb  die  Bewegaag  and  die  11^: 
nnng.  Allerdings  ttnft  dabei  ansb  manches  UnreifiB  mit  nnter,  nnd  d% 
LArmen  ist  oft  grBsser  als  die  Sache  TerdioBtr  allein 'diess  sind  verhilta^ 
mlasiggeruiBe  Maehtheilev  aach  gewohnt  man  ^  an  «ie  and  erhalt  dnic|« 
Uebang  sin  lichtiges  Maass.  Masste  nan  niebi  auch  in  dieser  Bsriehatv 
Mar,  der  es  mit  Frensseo  iwhl'aMinte^  wO&sclmn,  dsss  'gerade  dleee^. 
Torthea  demselben^  sa  Thefl  weidet  'tbeils  jdie  weaig  homogene  Zasammei^'- 

.ftlihnig  d^a  SfUtttes,  tlmilB.^  lange  tyi^^uy^ 
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Icgcnheiteo,  theils  die  sdiwer  ni  begreifende  Belebung  des  kirchlichen 

Partheiwosen«^  hntto  ein  so  grosses  Durcheinaader  der  Beetreboa^  und  eine 
solche  Verwirruiig  der  OffenUiclien  Meinung  orzengt,  dass  es  von  höchster  • 
Wuhlthat  sein  mnsste,  wenn  in  dieses  Chaos  Ordnung,  in  die  WOnsche 
Beihenfolge,  in  die  Berathang  Rabe  und  Ueberlegang  gebracht  wurde.  £& 
fi&Te  thuricht  m  behaupten,  dass  nur  das  Petitionsrecht  solches  vermocht 
hatte,  und  dass  es  schon  allein  zum  Ziele  geführt  hätte;  allein  unzweifelhaft 
würde  es  dun  beigetragen  haben  nach  dem  YorabemuMchea  des  ersten 
Starmes. 

Sodann  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  das  Recht,  die  St&nde 
mit  Petitionen  anzugehen ,  die  Augen  der  Bürger  in  allen  Theilen  des  Landes  • 
nnmittclbar  auf  die  Versammlung  richtet,  dadurch  aber  zur  Einheit  des  staat- 
lichen Bewusstseins  beitrügt.  Wenn  sicherlich  einer  der  Hauptvortheile  einer 
volksvertretenden  Versammlung  in  der  Bildung  eines  neuen  Mittelpunktes  für  » 
die  Richtungen  und  Gedanken  aller  Bürger,  dadurch  aber  in  der  Befestigung  - 
des  ganzen  Verbandes  besteht;  so  trägt  gerade  hierzu  das  Petitionsrecht 
ganz  besonders  bei,  wie  wohl  keines  Beweises  bedarf.  —  Oflfenbar  war 
dieser  Umstand  für  Preusscn  von  ganz  besonderer  Bedeutung.  Koch  fehlte 
gar  viel ,  dass  die  verschiedenen ,  räumlich  so  weit  aus  einander  gelegenen, 
geschichtlich  und  dem  Stamme  luich  bestinmit  gesonderten  Theile  der  Be- 
völkerung sich  so  völlig  als  ein  znsaniiiiongeliürigeb  Ganzes  fühlten,  als  es 
wünschenswert h  war.  Die  Einrichtung  der  Provinzialstimde  hatte  noch  dazu 
beigetragen,  diese  Sonderung  zu  unterhalten;  verschiedene  Gesetzgebung  er- 
höhte noch  wesentlich  das  Uebel.  Oflfenbar  war  es  eine  der  ersten  Aufgaben 
der  preussischen  Staatsweisbeit ,  alle  Mittel  zur  Beschleunigung  des  normalen 
Zastandcs  anzuwenden;  hier  aber  lag  ein  bedeutendes  und  ein  nnsch&dlichea 
Mittel  vor. 

Femer  kann  es  nur  als  ein  bedeutender  Fortschritt  in  den  staatlichen 
Zustünden  erkannt  werden,  wenn  die  Möglichkeit,  auch  die  Stände  mit  Bitten 
anzugehen,  einen  Thcil  der  sonst  auf  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  aus- 
schliesslich gerichteten  Aufmerksamkeit  abzieht.  Es  mag  sein,  dass  gerade 
diese  Wirkung  es  ist,  welche  bei  rein  monarchischen  Ansichten  und  Gewohn- 
heiten Widerwillen  erweckt;  und  dass  namentlich  in  Preusseu,  dessen  ganzes 
staatliches  Leben  beim  Vorwic  gen  soldati^clien  Geistes  und  bei  den  Ueber-  .. 
lieferungen  aus  den  Zeiten  Friedrichs  II.  von  der  Persönlichkeit  des  Fürsten 
durchdrungen  ist ,  hierin  von  Manchen  fast  ein  Angriff  auf  die  Staatsgewalt 
gesehen  ward.  Mit  aufrichtiger  Selbstüberschätzung  oder  mit  heuchlerischer 
Demuth  konnte  namentlich  die  Bureaukratie  sich  in  diesem  Sinne  äussern. 
Allein  um  so  mehr  war  es  Zeit ,  diese  Auflfassung  zu  verlassen ,  deren  Fest- 
haltung einer  kräftigen  und  volksthümlichen  Entwickclung  des  Staates  im 
Wege  steht.    Wir  ryden  nicht  davon,  dasb  es  selbst  für  den  König  nur 
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angenelmi  sein  konnte,  wenn  er  nicht  mehr  persOniieh  e]»  die  QieDe  lUer 
abschlflgigeo  Antworten,  aller  Zorackweisongen,  Bitten  um  Enreitemii^  tob 
Bechten  und  Freiheiten  enehien;  dieae  Betrachtung  wire  mär  m  nnterge- 
Qrdnetem  Werfbe,  da  das  Begieren  in  unseren  Tagen  liqgst  angehört  hat, 
nnr  ein  Becht  nnd  ehi  Oennss  an  sein.  WoU  aber  war  ra  bedenken,  dnas 
Jede  nene  organische  Einrichtung,  welche  den  preusafschen  Borger  nit  dem 
Staate  als  solcfaen  und  nich^  bU»  n»it  der  zuftUigen  Persöidichkdt  dea  FBr- 
sten  in  Verbindung  bnchte,  dem  Ganzen  einen  weiteren  Halt  nnd  einen  wei- 
teren Grund  der  -SiGherstelhing  gab.  Gerade  hi  der  bedetttendemVoranstelhing 
des  Staatsbegriiies  lag  die  grosse  Wichtigkeit  der  stlndischen  EinrichtQnge& 
für  Prenssen,  und  was  derselbe  entwickelte,  war  ehi  GMck  ihr  Krone  und 
Land,  war  selbst  ein  miehtigeres  Grwerbungsnuttel,  als  Staataschati,  Beer 
und  Landwehr.  Das  Becht,  die  Stftnde  mit  Petitionen,  annngehen,  welche 
die  Behörde  berrits  verworfen  hatte  oder  von  denen  man  sich  bei  ihr  von 
vorne  herem  keine  Gunst  versprechen  konnte,  war  nun  aber  keiner  der  un- 
bedeutendsten Entwickelungskeime. 

Endlich  noch  ein  Wort  darflber,*  dass  durch  efaie  Sperrung  des  geord- 
neten PeÜtionsrecbtes  alle  üicsjenigen,  wdehe  Wünsche  und  Ablnderunga- 
tonchlflge  hatten,  nothwendig  an  die  Presse  war  Anbringung  dersriben 
verwiesen  werden.  Mhn  ist  aber  Zweierlei  gleidi  unbestrdtbar.  EfauBal, 
dass  die  Zahl  und  die  DrfogUchkeit  solcher  AnUBgen  dnrdi  das  Verbot,  sie 
an  die  Stinde  des  Beidies  sa  bringen,  an  sieh  nicht  gembidert  wird.  Aa- 
dsmtheils,  dass  es  wenigstens  In  vielen  FftUen  Ar  alle^theillgten,  namoit- 
Kch  aber  aach  ^  die  Begimig,*  bei  weitem  ^rqrieaslidier  Ist,  weoa  un- 
bdiebige  Thatsachen  und  die  daraus  stammenden  Wünsche  nicht  in  den 
Zeitungen  heruipgeaogen ,  sondern  in  .eineir  anr  wäiigstens  vf^rUufigen  Er- 
ledigung berechtigten  Venamnhuig  unter  augenblicklicher  Thellnahme  und 
BOthigenfalls  Berichtigung  gut  unterrichteter  Regiemngsorgane  verhandelt 
werden.  Es  wird  dabei  nicht  nur  das  Recht  und  die  -Wahrheit  gewinnen, 
sondern  auch  manche  unnöthige  und  ftdsche  Aufregung  and  Ansclinldigung 
den  Augen  der  Menge  gäns  entsogen.  Liegt  es  doch  in  der  Natur  der 
Sache ,  dass  wenn  eine  Frage  an  eine  zu  ihrer  Untersuchung  schuldige  und 
■üt  den  nöthigen  Mitteln  ansgerflstcfe  Geschäftsversanimlung  gebracht  wird, 
08  im  eigenen  Vortheile  der  sich  Meldenden  liegt,  die  Thatsache  so  wahr 
und  so  bewiesen  als  möglich,  somit  ohne  künstliche  Färbung  und  ohne 
factiose  Aufregung  falsch«  Leidenschaften  darzulegen;  dagegen  die  Ab- 
sicht, und  man  möchte  sagen  die  Nothwendigkeit,  auf  (&e  Darstelhmg  iu 
öffentlichen  Blftttern  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  zu  richten,  gerade  im 
Oegentheile  m  Ceborti  eibnngen  fahrt.  Hiergegen  helfen  alle  Praasgesetae 
nichts.  Unbestritten  aber  ist  Wohl,  dass  die  preussische  Regiennig  nicht 
eben  Bötbig  hatte,  die  i#  aUoo  Thei|eB  des  Landet . Tftrhandenen  unbefrie^ 
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digt«n  Wünsche  durch  ein  verschlimmerndes  Medium  der  Aeusserung  gehen 
zu  lassen. 

Keineswegs  soll  übrigens  bei  dieser  Darstellung  der  verhältnissmässig 
grossen  Vortheile  eines  freien  Petitionsrechtes  gclftugnet  werden,  dass  eine 
Einräumung  desselben  auch  seine  Schattenseiten  für  Preussen  gehabt  hätte; 
und  namentlich  ist  wahrscheinlich,  dass  seine  Gestattung  im  ersten  Augen- 
blicke eine  grosse  Masse  von  Geschäften  auf  die  Stände  geworfen,  vielleicht 
da  oder  dort  zu  Umtrieben  und  Bitterkeiten  geführt  hätte.  Recht  gerne 
kann  man  nämlich  bei  aller  schliesslichen  Entscheidung  für  das  Petitions- 
recht der  Wahrheit  die  Ehre  geben  und  anerkennen,  dass  schon  Miss- 
brauch damit  getrieben  worden  ist  und  auch  künftig  Missbrauch  damit 
getrieben  werden  kann  und  wird.  Allein  die  Frage  ist  nur  die,  ob  die 
Vortheile  oder  ob  die  Nachtheile  überwiegen?  Wie  aber  auf  diese  Frage 
zu  antworten  sei,  darüber  kann  nach  dem  Vorstehenden  kein  Schatten  von 
einem  Zweifel  besteben. 

b)  Die  BeiUmmoofsn  der  f^anBSilaehen  Terfkeernng  ven  ISftS  Aber  dae  , 

PflUtloBireebt. 

Zu  den  merkwürdigsten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Petitions- 
recht gehört  der  Art.  45  der  französischen  Verfassung  vom  14.'Jänner  1852. 
Derselbe  bestinmit  mit  wenigen  Worten,  dass  «das  Petitionsrecht  beim  Senate 
ausgeübt  werde,  und  dass  keine  Petition  beim  gesetzgebenden  Körper  ein- 
gegeben werden  dürfe».  —  Nähere  Vorschriften  über  das  formelle  Verfahren 
sind  durch  das  organische  Decret  vom  31.  Dec.  1852  gegeben,  und  zwar  ist 
denselben  zu  Folge  im  Senate  alle  Monate  eine  eigene  Petitions-Commission 
in  den  Abtheilungen  zu  wählen,  welche  die  eingelaufenen  Petitionen  zu 
prüfen  und  darüber  in  der  vollen  Vei*sanimlung  zu  berichten  hat.  Der  An- 
trag kann  auf  einfache  Tagesordnung  gehen ,  oder  auf  Niederlegung  in  der 
Registratur  (bureau  des  rcnseignemens),  oder  endlich  auf  Verweisung  an  den 
betreffenden  Minister.  Im  letzteren  Falle  ist  die  Petition  mit  einem  Auszuge 
der  Berathung  an  den  Staatsminister  einzusenden.  Falls  eine  Petition  eine 
verfassungswidrige  Handlung  anzeigt,  so  ist  sie  vor  Allem  in  der  vollen 
Versammlung  des  Senates  zu  verlesen  und  hier  die  Frage  zu  stellen,  ob 
weitere  Folge  gegeben  werden  will.  Wird  dicss  beschlossen,  so  ist  der 
Staatsminißter  in  Kenntniss  zu  setzen  und  die  Petition  in  die  Abtheilungen 
zu  verweisen,  welche  eine  eigene  Commission  zur  Berichterstattung  wählt. 

Das  Bemerkenswei'the  an  diesen  Bestimmungen  der  kaiserlichen  Staats- 
wnrichtung  besteht  nun  nicht  etwa  in  der  Aufstellung  eines  ganz  neuen 
Grundsatzes  oder  einer  bisher  nicht  üblichen  ümgränzung  des  Petitionsrechtes. 
Vielmehr  ist  das  Recht  der  Petition  anscheinend  vollkommen  anerkannt. 
Neben  der  Befugniss,  Bitten  beim  Staatsoberhaupte  einzugeben  und  der  Fest- 
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Stellung  einer  eigenen  Abtheilung  des  Staatsraths  zur  Untersuchung  solcher 
Petitionen,  (einer  Einrichtung,  welche  hier,  als  dem  nächsten  Zwecke  fremd, 
nicht  weiter  erörtert  wird,)  steht  jedem  Franzosen  das  Recht  zu,  sich  bittend 
—  und  auch  beschwerend  —  an  eine  der  grossen  verfassungsmässigen  Kör- 
perschaften zu  wenden ;  und  es  ist  weder  der  Gegenstand  der  Eingabe,  noch 
die  Art  oder  die  Zahl  der  Unterzeichnenden  irgend  beschrankt  Auch  ist 
der  mit  der  Bitte  anzugehenden  Versammlung  die  gewöhnliche  Befugniss 
zur  Verfügung  über  Petitionen  voll  eingeräumt;  ja  es  kann  sogar  der  Senat 
auf  Grund  einer  Petition  eine  von  ihm  als  verfassungswidrig  erkannte  Hand- 
lung der  Regierung  kurzer  Hand  vernichten.  Das  Bezeichnende  dieser  Probe 
französischer  Staatskunst  ist  vielmehr  gerade,  dass  unter  vollständiger  Anf- 
rechterhaltnng  des  Scheines  eines  vollen  Petitionsrechtes  die  Wirklichkeit 
ganz  entzogen  ist.  Es  kann  nämlich  ganz  ungehindert  petitionirt  werden; 
allein  nur  bei  einer  Behörde,  von  welcher  die  geringst-mögliche  der  Re- 
gierung unangenehme  Thätigkeit  zu  erwarten  steht,  und  mit  grundsätzlicher 
Ausschliessung  derjenigen  Versammlung,  welcher  eine  Kenntniss  von  den 
Wünschen  der  Bürger  vorzugsweise  nöthig  wäre  und  welche  einer  etwaigen 
Billigung  solcher  Wünsche  eine  unmittelbare  Wirkung  geben  könnte.  . 

Diese  Bestimmungen  aus  dem  Gesichtspuncte  eines  Missgriffes  m  be- 
sprechen, wäre  kindisch,  da  sie  vielmehr  mit  vollem  Bewusstsein  und  als 
wesentlich  eingreifende  Bestandtbeile  eines  ganzen  Systemes  gegeben  sind. 
Allein  es  ist  doch  wohl  der  Mühe  Werth,  genauer  die  so  harmlos  scheinenden 
Vorschriften  zu  untersuchen  und  ihre,  wie  gesagt  beabsichtigte,  Folgerungen 
auseinander  zu  legen.  '  ... 

Das  Petitionsrecht  kann  nur  bei  dem  Senate  ausgeübt  werden.  Um  die 
mögliche  Wirksamkeit  einer  Petition  zu  beurtheilen,  ist  es  nun  nothwendig 
zu  prüfen:  1)  die  Zusammensetzung  des  Senates;  2)  die  demselben  ver- 
fassungsgemäss  zugetheilten  Aufgaben;  3)  seine  Verfügung  über  Petitionen, 
welche  den  besonderen  Thütigkeitskreis  des  Senates  ihrem  Gegenstande  nach 
nicht  berühren. 

Zu  1).  Der  Senat  besteht  aus  den  französischen  Kardinälen,  sämmtlichen 
Marschällen  und  Admiralen,  so  wie  den  18jährigen  kaiserlichen  Prinzen, 
falls  diese  vom  Kaiser  berufen  werden;  ausserdem  aus  150  vom  Kaiser  auf 
lebenslang  ernannten  Mitgliedern.  —  Sämmtliche  Senatoren  sind  also  theils, 
und  zwar  der  grösseren  Anzahl  nach,  unmittelbar  vom  Staatsoberhaupte  be- 
zeichnet,  theils  sitzen  sie  wenigstens  mittelst  eines  ihnen  ebenfalls  vom  Kaiser 
übertragenen  Amtes.  Dass  sie  also  ohne  Ausnahme  zu  den  vertrautesten 
und  zuverlässigsten  Anhängern  der  Regierung  und  des  Systems  derselben 
gehören ,  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  ist  einfach  die  Absicht.  Ist 
nun  tu  erwarten,  dass  eine  solche  Versammlung  Petitionen  mit  Gunst  auf- 
nehme, dass  sie  dieselben  mit  Kraft  bei  der  Regierung  und  gegen  dieselbe 
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nnterstütze?  Eino  Petition  ist  allerdings  keine  directe  Besciiwei-de ;  allein 
schon  der  Umstand,  dass  dieselbe  an  eine  die  Regierung  überwachende  Ver- 
sammlnng  gerichtet  wird,  beweist,  dass  der  Gegenstand  bei  den  Staatsbehörden 
entweder  bereits  eine  unbefhedip»  ndo  Aufnahme  gefunden  hat,  oder  dass  er 
sie  voraussichtlich  bei  ihnen  tindcn  würde,  wenn  er  unmittelbar  und  ohne 
mächtige  Unterstüt/iing  bei  ihnen  angebracht  werden  wollte.  Schon  die 
BeschafTenheit  der  ausschliesslich  zur  Annahme  von  staatlichen  Bitten  be- 
rechtigten Küri)crschaft  niuss  also  die  w  irkliche  Ausübung  des  dem  Buchstaben 
des  Gesetzes  nach  dem  Bürger  zustehenden  Rechte^  auf  ein  sehr  beschei- 
denes Maass  zurü<-kfiilin'n.  und  ver^prielit  in  don  ,  trotz  der  geringen  Aus- 
sicht, dennoch  vorkonniimdcn  Fällen  iiui-  ein  uiihedeutenile«^  Ergebniss.  Auch 
scheint  in  der  That  die>s  die  allgmuine  Au>i(ht  in  Frankreicli  zusein;  denn 
die  Zahl  der  bei  den»  Senate  eingereicliteo  PetitiQnen  ist,  dem  Vernehmen 
nach,  verhältnissmässig  sehr  klein. 

Zu  2).  Wenn  dem  aber  auch  nicht  ^o  wäre,  so  gcwiiin-en  die  dem  Senate 
verfassungsmässig  zugrtlioilten  Aufgalim  nur  eine  geringe  Cielegenbeit ,  Pe- 
titionen nützlich  zu  vi  rwcuden,  auch  bei  dem  besten  Willen  von  seiner  Seite. 
Es  bestehen  nämlich  die  Rechte  des  Senates  zunächst  in  einer  Annahme 
oder  Verwerfung  der  von  dem  gesetzgebenden  Körper  bereits  angenommenen 
Gesetzes  entwürfe,  jedoch  ohne  dass  ilim  ein  Eingehen  iu  die  Einzelnheiten 
oder  die  Befugniss  Verbesserungsvorscliliige  zu  machen  zustünde;  sodann  in 
der  Befugniss,  das  Staatsoberhaupt  um  Ausübung  seiner  Initiative  in  Betreff 
von  Gesetzen  grosser  nationeller  Wichtigkeit  anzugehen;  ferner  in  der  Aus- 
legung und  Entwicklung  der  Verfassung  durch  Senatsconsulte,  welche  natür-  . 
lieh  vom  Kaiser  gebilligt  werden  müssen;  endlich  iu  der  Vcrinchtung  ver-  ' 
fasstingswidriger  Handlungen  (actes),  welche  durch  die  Regierung  oder  durch 
Petitionen  Einzelner  zu  seiner  Kenntniss  gobi  acht  werden.  —  Es  soll  nun 
nicht  behauptet  werden,  dass  nicht  in  Beziehung  auf  diese  Aufgaben  Petitionen 
von  Einzelnen  unter  allen  Umständen  erfolglos  seien  nnd  sein  mttssen.  .  Nicht 
nur  ist  denselben  sogar  ausdrticklich  eine  mögliche  Wirkung  eingeräumt  bei 
Verbsmngswidrigkeiten;  sondern  es  ist  immerhin  denkbar,  dass  die  von 
BOTgtfni  nugebenden  Bitten  einen  Anstoss  oder  dodi  dnen  Beitrag  geben  . 
rar  Anwe&dnng  des  dem' Senate  «utebe^den  Teio^»  oder.seioer  nnvolUiom--  ' 
menen  InitiattTe  bei  Oeeetzen,  so  wie  bei  dtr  Anstegaog  niid  Weitetftbniqg 
der  TerCMsnng.  Allein  genaner  betitcbtei  stöbt  doeb  (sellttt  eine  enstlidi 
geinebile  BBndhtbnng  dieser  kaiserUeben  Terfisasiing  Tornnsgesetzt)  fikr  Vor-' 
bringen  Ton  Privaten  nur  ein  gar  geringer  Spiel^mn  der  Wirksamkeit  frirldtdi  - 
in  Anssielit  In  der  fiegel  haben  Petitionen  nur  dnselne  Becbte-  oder 
Isterease-Anlie^n  ma  Oegienetande.  Diese  können  denn  nim  aber  bei  der 
gutsett  Hi^knng  des  Senat«  m  der  gewObnlicben  Oeeetiiebaag  beineifld 
BerQdnicbtigang  finden,  da  der  Senat  selbst  kein  Recht  bat,  irgendvie  in 
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Ein2elheiten  einzugchen.  Auch  wenn  or  den  Inhalt  einer  an  ihn  gebrachten 
Petition  in  Betreff  eines  Gesetzesontwurfs  vollständig  billigt,  ist  er  nicht  im 
Stande,  derselben  eine  positive  Folge  zu  geben.  Und  noch  weniger  kann 
erwartet  werden,  dass  Bitten  von  Privaten  von  Einwirkung  auf  die  Anbahnung 
oder  auf  den  Inhalt  von  Senats-Consulten  seien.  Es  kommen  al-o  bei  der 
gesammten  Gcsetzgohung>thiUigkeit  des  Senats  höchstens  solche  Ptlilioncti 
in  Betracht,  welche  um  die  Beachtung  eines  grossen  Principes,  tun  die  Ver- 
werfung eines  gauiien  Gesetzes,  um  eine  wesentliche  Veränderung  in  der 
Verfassung  des  Reiches  bitten.  Kann  man  nun  aber  verständigerweise  an- 
nehmen, dass  der  Senat  oft  in  der  Lage  sei,  %oldieQi  Andringen  eine  Wirk* 
samkeit  zu  geben?  In  den  verflossenen  sieben  Jaliren  wenigstens  ist  nicht 
ein  einziger  Fall  von  einer  Tbfttigkeii  dessdben  ta       ölwa  bswMnwten 

.  Richtungen  vorgekommen,^  also  haben  auch  etwaige  in  dM  Biditongen  ge- 
haltene Petitionen  keinerlfli  Erfolg  fgHküilL  Somit  bleRv^  denn  709t^  tsr- 
schiedenen  Wixkangvkrdsen  des  Senates  nor  das  Recht  der  .YeraichtoDg 
ver&ssnngswidilgerüandlungen  übrig.  Bier  ist  non  älerdings  nun^lbirer' 
Erfolg  eber  Petition  an  päd  Ar  sich  noeh  am  leichtesten  mO^idi;  all^ 
Mder  ist  es  Bedingung  eine»  solchen  Erfolges,  dass  der  Senat  dieTeitaiuigB- 
Widrigkeit  dier  bei  ihm  znr  Anzeige  gebrachten  Thätsfushe  anerkeuift  iihd  dfm  . 
er  sein  Recht  der  Yeniichtang  defselben  aossnfiboi  wagt  ^  Welehe  '^aiir^ 
scheinliclikelt  hietAr  ist«  be^forf;  namentlich  anch  iniQinblickaiifdieTiniige 
Ünthitigkeit  des  Senat«,  in-  ditesier  Besiehang,  4rots  alltt  in  Trankreicb  Vor- 
gefoUehen,  wohl  einer  .weiteren  Abwftgjm|[  nicht*  .  ^> 

Zn  8)..  Am  Idchtestv  ist  eine  Wirksamkeit  von  Petitionen  M'soldiai 
Gegenstftnden  n' erwarten,  welche  dem  nnmiHelbiffen  Geschiftskreiso  des 
ISdiiates  dgentUch  firemd  sind  nnd  die  nur  bei  ihm'als  der  zor  Entgegen* 
nähme  von  staatlichen  Bitteh  ftberhanpl  bestimmten  Körperschaft  tasAnttttL 
Er  mag  solche  nimUdf  dem  betralfonden  Ministerinm  anweisen  nnd  damit 
s^ne  Ansidit  ober,  deren  Bedeutopig  -.aiips^reehen,  nnd  da  keine  Besdiria- 
kong  des  Petiliqjüredits  in  BetrelT  des  Gegenstandes  besteht,  so  kann  Jede  • 
SeHe  des  stjuttüchen  Lebens  anf-  diese  Weise  nur  Sprache  .gebracht  Werdn,  < 

•  Doch  .darf  auch  hier  olfenbar  die  Bedentong  des  Rechts  nieht  ilberschätit 
werden;  Ahgesehlm  Ubnlicfa  von  .dBr^osimmiensetäsnng  nnd  der  natoriiehen 
Baltnng  des  Senates,  welche  allen  aof  freiere  staatsbQigerUdie  Znstlnda 
hittdelflnden  'Efaijgaben  nnr  eine  geringe  Aussicht  anf  Billigling  und  Untei^ 
Btfitzoog  verheissen,  fohlt  .es  nach  bei  den  mitEmpfehlnng  an  die  Regierung 
abergebenen  Petitionen  an  dem  moralischen  nnd  politischen  Nachdrucke, ' 
welchen  eine  Öffentliche  Verhandlung  Ober  üen  Gegenstand  geben  konnte.  Die  * 
Sitzungen  des  Senates  sind  gebeim;  sie  wiriien  also  niclit  auf  die  öffentliche 
Meinung.  Die  Verbandlangen  finden  nicbt  contradictorisch  mit  den  Ministem 
Statt,  welche  überhaupt  nur  dem  Kaiser,  nicht  aber  äeqk  Senate  odof  de|^  * 
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VolksTertretoiig  TenMitwortlkh  sind.  Die  gaoae  YerliaBdlaog  M%  d«r  1U- 
gienmg  Aber  eine  dm  Senitte  noch  so  sdur  am  Herzen  liegende  Petition' 
bestellt  in  einer  Zusendung  an  den  betreffenden  Minister  mit  einem  Protoootl» 
Ansenge  über  die  stattgefondene  Yerhandlnng.  Es  ist  wqIiI'  nicht  nnbUIig, 
biorin  nnr  schwadie  Elemente  einer  Wiricsainkelt  sa  erblidcen  and  d«r 
oben  ansgesprodiene  Satz,  dass  naoli  der  neoesten  firanzOsüchoi  Terbssong  - 
*  das  Petitionsrecfat  nnr  ein  Sdiein  sei,  ist  sicher  gerechtfertigt 

Diess  ist  aber  nm  ^o  gewisser  der  i>dl,  als  zn  der  geringen  Bedentang, 
welche  die  Ansflbnng  des  Petitionsreehtes  beim  Senate  hati  noch  das  ans- 
drfteUiche  Terbot  kommt,  Bitten  bei  dem  gesetzgebenden  Körper  einzu- 
reichen. Wie  .beschrflnht  nnn  -anch  immer  die  dieser  Ycwamwhmg.  eiage* 
rinmten  Beehte  sein  mOgen;  ivie  ibigstlieh^aach  daflir  gesorgt  ist,,  dass 
von  ihr  so  irenige  Terbessermigsfiirsdilige  za  den  GesetzesentwAr&n  der 
Begiimng  aasgehen,  als  nnr  irgend  mOglicb;  nnd  anf  irie  neaig  sogar, 
dnreh  diftansdrttdEiicheBieseitignng  der  Spedalitit  derBodgetsvenriOignngen, 
dere^  Einifaiss  anf  die  Staatsaasgaben' zarttckgebraeht  ist:,  immerhhi  ist  i|d 
doch  die  Tolks?ertretnng  I^rankreiehs.  sane^Bestimmnng  also,  welche  ihr 
verbietet,  Von  den  Wttnschen.  nnd  Klagen  der  Nation  flberfiaaptj  von  der 
OffentBchea  Ibinang  odär  von  den  Aniichten  einzelner  Saehverstiadiger  HImt 
die  m  ihr  zn  berathenden  Geastse  und  Aber  die  Art  und  die  Grosse  der 
Steoem  auch  nur  unterrichtet  zu  werden,  ist  eine  Ungeheuerlichkeit,  welche 
naiweideutig  zeigt,  dass  dem  Petitioiisrechte  keine  Wirklichkeit  gegeben  sein 
soll.  Allerdings  kann  ein  Yerbessenmgsvorschlag  der  YolksTertreter  nur  mit 
Bewilligang  des  Staatsrathes  ttberhaapt  in  der  Sitzung,  zur  Sprache  gebracht 
und  zur  Abstimmung  verstellt  werden,  und  wflre  somit  nnter  allen  Umstanden 
eine  Petition,  welche  einen  solchen  Yorscblag  beantragte,  aar  von  sehr  ge- 
ringem scbliesslichen  Einflüsse:  so  kOnnt«  doch^  wenn  der  gesetzgebende 
Körper  Eingaben  von  Privaten  erhalten  dürfte,  er  wenigstens,  so  weit  seine 
Wirksamkeit  geht,  dadurch  aufgeklärt  und  zur  PflichlorfQllong  angehalten 
werden.  £s  wäre  doch  nicht  unmöglich ,  dass  eine  Verbesserung  gdegent* 
lieh  versucht  wurde.  Und  ebenso  mochten  in  Steuer&agen  Stimmen  ans 
dem  Volke  mindestens  zur  Verwerfung  einer  allzuschweren  oder  verhassten 
JBinnahme  ftlhren.  Beim  Senate  angebracht  vermögen  dieselben  Eingaben  ' 
gar  keine  Wirkung  zu  haben.  Mit  dem  Stallt shaushalte  hat  derselbe  gar 
nichts  zu  thun;  bei  den  Gesetzen  abi'r  steht  ihm  nur  eine  Verwerfung  im  . 
Ganzen  zu,  welche  häufig  gar  nicht  möglich,  jeden  Falles  wegen  nur  einjselner. 
Mllender  Verbesserungen  wenig  wahrscheinlich  ist. 

Es  mag  vielleicht  als  verkehrt  erscheinen,  eine  Bestimmung  der  franzö- 
sischen Verfassung  von  1852  überhaupt  bei  Erörterungen  über  constitu- 
tiimelles  Staatsrecht  zu  besprechen,  indem  eine  grosse  Unschuld  dazu  gehöre,"  .* 
4&ese  Onbnmg  der  <^entlichen  Ifinge  deo  Sinherrscbafteu  mit  Volksvertretung  , 
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ernsUiaft  einzureihen.  Allein  es  schien  doch  nicht  ohne  Nutzen,  an  aaum 
besonderen  Rechte,  und  noch  dazn  einem  der  aller  nngeföhrlichsten ,  im 
Einzelnen  nachzuweisen,  zu  weldicn  Folgerungen  die  so  laut  verherrlichte 
Verwerfung  des  «Parlamentarismus»  fahrt,  selbst  in  Richtungen,  an  welche 
man  zunächst  gar  nicht  denkt ;  auch  wie  hoch  die  allgemeine  Abstimmung  bei 
Fragen  der  Gesetzgebung  und  Staatsweisheit  in  Anschlag  zu  bringen  ist. 
Dass  sich  acht  Millionen  Männer  finden  konnten,  welche  eine  solche  Vor- 
kOmmerung  ihres  Rechtes  zu  bitten  gutheissen  konnten,  bleibt  immerhin  eine 
merki^dige  Thatsache. 

•1  Ol«  V«rhaadltutc*B  in  d«r  württemberflMlien  Kammer  der  Abge«rda«lm  ttkw 

das  Petitlentrecbt  von  Gemelndebekfrden  im  Jahre  1847. 

Die  Frage,  ob  Coi'jwationen,  namentlich  auch  Gemeindebehörden,  ein 
Petitionsrocht  zustehe,  ist  in  den  Gesetzen  nicht  hiliifig.  dessen  unerachtet  aber 
auf  die  verschiedenste  Weise  beantwortet.  Auch  abgesehen  nämlich  von  jenen 
Verfassungs-Urkunden,  welche  des  Rechtes  der  Bitte  überhaupt  gar  nicht  er- 
wähnen, ist  dasselbe  —  wie  die  oben  angeftlhrten  Bestimmungen  ausweisen  — 
in  der  Regel  nur  mit  den  allgemeinsten  Worten,  somit  ohne  Eingehen  in  den 
vorliegenden  besonderen  Fall,  anerkannt.  Die  wenigen  Staaten  aber,  welche 
ausdrückliche  Bestimmungen  gegeben  haben,  zerfallen  wieder  in  drei  ver- 
schiedene Gruppen;  die  einen  dulden  überhaupt  gar  keine  gemeinschaftlichen 
Eingaben,  und  schliessen  damit  namentlich  auch  Pctitiuntn  von  Corporationen 
und  in  deren  Namen  unbedingt  aus.  So  die  französische  (Consulats-)  Verfassung 
von  1799,  die  französische  Zusatzaktc  von  1815  und  die  Verfassung  fttr 
Holstein  von  1854.  Eine  zweite  Abtheilung  von  Grundgesetzen  gestattet 
Corporationen  ausdrücklich  und  ohne  weitere  Beschränkung  die  Ausübung 
des  Petitionsrechtes.  Hieher  gehören  die  Verfassungen  von  Kurbessen  (1830 
und  1852),  die  hannover'schen  von  1833  und  1840,  (welche  nur  die  Verbin- 
dung mehrerer  Gemeinden  und  Körperschaften  zu  gemeinschaftlichen  Ein- 
gaben bedingungsweise  untersagen,)  ferner  die  deutsche  Reichsverfassung  von 
1849,  endlich  alle  jene  Constitutionen,  welche  nacli  dem  Vorgange  der 
luxemburgischen  von  1848  nur  den  «öffentlichen  Behörden»  gestatten,  im 
Namen  einer  Gesammtheit  zu  sprechen,  diesen  es  also  ausdrücklich  erlauben. 
ElidH6h  sind  aber  auch  noch  Bestimmungen  vorhanden,  welche  Corporationen 
M  ImAtNUig  des  Petitionsrechts  auf  ihre  besonderen  Interessen  beschränken 
und  ftMA'  dfe  Besprechung  allgemeiner  Angelegenheiten  untersagen.  So  die 
Ter&ssang  fkir  das  Örossherzogthom  HeiBen  und,  theilw^se,  die  ftir  das 
ehemalig«  FOrstenthnm  HtfwPMllerB-^MgiiiiringcD.  ' 

Von  eiaem  gcmeiMaaiD  Öevainiluiltivdile  lam  also'  ia  dieser  Frage 
gar  Biclit  die  Bede  sein,  soodeni  es  amss  ia  eiaäa  Staate,  weldier  keiae 
aasdrttddiclie  BestjauDaBgea  «ber  das  PeUtio^srecht  m  Geaieliidea  imd  so»' 
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stigen  Körperschaften  besitzt,  aas  dem  Wesen  des  Petitionsrechtes  tlberhaupt 
argmnentirt  werden.  Was  denn  aber  für  den  einen  Staat  als  Recht  nach- 
gewiesen werden  kann,  gilt  natörlich*  auch  für  alle  anderen  in  derselben  Lage 
befindlichen.  —  Hierin  liegt  aber  die  Bedeutung  einer  ausführlichen  Ver- 
handlung über  den  Gegenstand,  welche  in  der  württeiubergischen  Kammer 
der  Abgeordneten  im  Jahre  1847  stattfand.  Nicht  das  ist  von  allgemeiner 
Bedeutung,  ob  in  diesem  besonderen  Lande  ein  Petitionsrecht  der  Gemeinden 
mit  Recht  oder  Unrecht  behauptet  und  bestritten  wurde,  sondern  ob  durch- 
schlagende, aus  dem  Wesen  der  Sache  geschöpfte,  Gründe  beigebracht  wur- 
den, welche  die  Frage  theoretisch  entscheiden.  Und  dcsshalb  denn  auch 
eine  ausführliche  Xacbweisung  über  diese  Verhandlungen. 

Württemberg  gehört,  wie  oben  bereits  bemerkt  ist,  zu  denjenigen  Staaten, 
deren  Grundgesetz  gar  keine  Bestimmung  Uber  das  Petitiousrecht  der  Ein- 
zelnen oder  der  Körperschaften  enthält,  in  welchen  dasselbe  aber  dennoch 
seit  dem  Bestehen  der  constitutionellen  Einrichtungen  ausgeübt  wurde.  Auf 
jedem  Landtage  kamen  zahlreiche  Eingaben  an  die  Stiüide  von  Einzelnen, 
von  einer  grösseren  oder  kleineren  Anzahl  freiwillig  Vereinigter,  oder  von 
Körperschaften  und  deren  Vorstehern  ein.  Namentlich  war  von  Gemeinde- 
behörden eine  grosse  Anzahl  von  Petitionen  eingereicht  worden,  sei  es  von 
den  Gemeinderäthen  allein  sei  es  in  Verbindung  mit  den  Bärgerausschüssen, 
und  zwar  keineswegs  nur  mit  Bitten  in  örtlichen  oder  Gemeinde-Fragen,  son- 
dern mit  Ansinnen  aus  allen  Theilen  des  Staatslebcns.  Und  obgleich  das 
Gesetz  keine  Bestimmung  gab,  hatte  sich  dennoch  in  der  StändeversammJung 
für  Behandlung  der  Petitionen  bald  eine  feste  Regel  gebildet. 

Diese  Uebung  hatte  27  Jahre  laug  unangefochten  bestanden,  als  im 
December  1846  eine  bei  dem  standischen  Ausschusse  zu  Händen  der  StAnde- 
vcrsanmilung  übergebene  Petition  der  beiden  bürgerlichen  CoUegien  der  Stadt 
Stuttgart,  in  welcher  um  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Pressfreiheit 
gebeten  ward,  die  Missbilligung  der  Regierung  erweckte.  Das  Ministerium 
des  Innern  ertheilte  den  Bittstellern  einen  Verweis,  welcher  hauptsächlich 
darauf  gestützt  war,  dass  Gemeinderath  und  Bürgerausschuss  nui-  zur  Be- 
sorgung von  Geraeiudeangelegenhciten  zuständig  seien ,  sie  daher  ihren  ge- 
setzlich erlaubten  Wirkungskreis  durch  eine  auf  ein  allgemeines  staatsbür- 
gerliches Verhältniss  gerichtete  Petition  Überschritten  haben.  Wie  leicht 
begreiflich,  führte  der  Vorhalt  und  namentlich  der  von  der  Regierung  auf- 
gestellte Grundsatz  zu  lebhaften  Verhandlungen  in  der  Kammer  der  Abge- 
ordneten, und  obgleich  diese  kein  formell  entscheidendes  Ergebniss  hatten, 
so  waren  sie  doch  in  so  ferne  von  Bedeutung ,  als  die  Frage  über  das  Peti- 
tionsrecht von  Körperschaften  und  Gemeinden  sehr  gründlich  von  beiden 
Seiten  beleuchtet  wurde. 

Die  Frage,  ob  und  wie  weit  Gemeindebehörden  ein  Petitionsrecbt  zu- 
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■tobe,  theoretisch  zd  unterBucheii,  ist  nan  aber  wolÜ  der  MShe  werfh,  da  «ie 
keineswegB  von.blos  provinzieller  oder  zeitlicher  BediBptimg  ist  AlkTStMiteii, 
deren  YerSusmigen  Aber  das  Petitionsrecht  von  Körpers^aftäi  nidils  Ana- 
drftckliches  bestinunen  (und  deren  sind  doch  die  meisten),  sind  bei  der  LOaang 
betbeöigt.  Aas  diesem  Grande  bleiben  denn  aber  anch  im  Folgenden  «De 
Grtknde'Fflr  und  Gegen  weg,  welche  sich  anf  besondere  wArttcmbergiseba 
Terhlttoiste  beziehen;  nnd  ist  nicht  weiter  bemerkt,  wer  in  der  erwihiitcn 

'  Yerbandlong  eine  bestimmte  Ansicht  anftteUte,. indem  es  sich.  Uer  aar  vm 
die  Sache  nnd  nicht  am  I^ersonen  bandelt. 

Ton  den  Gegnern  des  Petitionsrechtes  der  G«neinden  wnrde  Tor  Allem 
mit  besonderer  Kraft  geltend  gemacht,  dass  schon  überiiaupt  von  einem 
Petitionsr echte  des  Eiuzelnen  nicht  gesprochen  werd^  kfinne.  Einmal  sei 
zwar  allerdings  das  Vorbringen  von  Wünschen  bisher  gestattet  worden;  allein 
diess  sei  nur  eine  Thatsache  und  noch  lange  kein  Recht.  Sodann  finde  tber^ 
hanpt  der  Begriff  des  Rechtes  auf  das  Petitioniren  gar  keine  Anwendong.' 
Selbst  nach  den  Fordei-nngen  der  eifrigsten  Vertheidiger  dieses  angebUehen 
Rechtes  entspringe  für  den  Petition.'lr  kein  weiterer  Anspruch,  als  der,  ge» 
hOrt  zu  werden;  für  den  Gebet euen  keine  andere  Verpflichtong,  als  die,  an- 
zuhören :  zu  irgend  einer  entsprechenden  Handlung,  ja  nur  zu  einer  Antwort 
•ei  Letzterer  nicht  schuldig.   Xun  aber  mflsse  doch  jedes  Recht  einen  Inhalt 
haben ,  jedem  Rechte  eine  Pflicht  entsprechen.   Diess  erweise  sich  auch  so- 
gleich da ,  wo  wirklich  ein  Petitiousrecbt  bestehe ,  näroUch  bei  Bitten  der  - 
Stände.    Hier  sei  die  Regierung  eine  Antwort  schuldig.   Somit  also  möge 
das  Vorbringen  von  Ansichten  und  Wünschen  nach  wie  vor  immer  stattfinden . 
aas  Gründen  der  Billigkeit  und  Klugheit;  allein  von  Recht  und  Rechts-  • 
Verletzung  dürfe  nicht  die  Rede  sein.  —  Sodann  wurde  behauptet ,  es  folge, 

"  wenn  etwa  je  ein  Recht  der  Ein;:elnen  bestehen  <üllto,  noch  keineswegs  aus 
Bolchem,  dass  auch  die  Gemeindebehörden  es  besitzen.  Einmal  würden  diese 
ihre  Auctorit.1t  mit  in  die  Wagscliale  legen,  wodurch  ein  falsches  Verhältniss 
für  den  Gebeteiien  und  zur  olijektivcii  Wahrheit  entstünde.  Zweitens  werdo 
ein  Widerstreit  der  Verwaltungsbehörden  unter  sieb ,  (leren  unterste  die 
Gemeinderälhe  seien,  möglich,  wenn  die  Gemeindebehörden  sich  mit  Petitionen 
gegen  Maassregeln  ihrer  Vorgesetzten  an  die  Stande  wenden  könnten.  — 
Drittens  ward  geltend  gemacht,  es  führe  das  für  (üe  Gemeindevorsteher  in 
Anspruch  gcnomnienc  Recht  geradezu  zum  Widersinne.  Einer  Seits  mttsste 
es  n&mlich  mit  demselben  Fuge  auch  für  alle  anderen  Collcgien  in  jVnspruch 
genommen  werden,  was  für  die  Stände  zu  einer  ungewaltigbaren  Geschäfts- 
last führen  würde.  Anderer  Seits  decken  sich  Rechte  und  Pflichten  in  öffent- 

*  liehen  Dingen ,  sobald  erstere  für  Zwecke  der  Gesammtbeit  gegeben  seien, 
woraus  dann  folge,  dass  wenn  silmmtliche  Gemeindebehörden  das  Recht  hät- 

•  *  ■ 

V  '  Ün,  in  allen  allgemciueu  Angelegenheiten  zu  petitiouiieu,  sie  auch  iuuoec 
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und  sämmtlich  die  Pflicht  dazu  hätten.  —  Viertens,  es  sei  eine  juristische 
Person  nur  zu  dcujcnigen  Handlangen  ermächtigt,  welche  in  ihrer  besondern 
Aufgabe  liegen ;  diese  aber  sei  für  Gemeindebehörden  lediglich  die  Besorgung 
von  Geraeindeangclegenheitcn.  —  Fünftens  läge  im  Petitioniren  der  Ge- 
meindebehörden über  allgemeine  staatsbürgerliche  Rechtsfragen  eine  Beein- 
trächtigung der  Rechte  der  Bürger.  Diese  leben  in  einer  doppellen  Rechts- 
sphäre, in  der  der  Gemeinde  und  in  der  des  Staates.  In  der  ersten  treten 
sie  die  Ausübung  ihrer  Rechte  allerdings  an  die  von  ihnen  bestellten  Vor- 
steher ab,  nicht  aber  in  der  staatlichen.  Wenn  nun  dennoch  die  Gemcindc- 
versteher  als  solche  auch  in  allgemein  staatsbürgerlichen  Fragen  Petitionen 
eingeben,  so  hindern  sie  entweder  die  freie  Ausübung  des  Petitionsrechtes 
der  Einzelnen,  oder  diese  kommen  in  Widerspruch  mit  der  Eingabe  ihrer 
Vorsteher,  was  eine  Herabwürdigung  des  Petitionsrechtes  zur  Folge  hätte.  — 
Sechstens  ward  der  Satz  aufgestellt,  es  sei  das  Petitioniren  etwas  sehr  Be- 
•  deutendes,  etwas  Inponderables,  das  schon,  der  Geschichte  gemäss,  höchlichst 
missbraucht  worden  sei,  keineswegs  aber  etwas  so  Unschuldiges  und  Gleich- 
gfütiges,  wie  man  sage.  —  Endlich  wurde  noch  zu  der  thatsächlichen  Be- 
hauptung gegriffen,  es  seien  die  bisher  angenommenen  Petitionen  von  Körper- 
schaften nicht  als  corporative  Erzeugnisse,  sondern  nur  als  die  von  Einzelnen 
betrachtet  und  nur  in  so  ferne  zugelassen  worden.  Jeden  Falles  habe  die 
bisherige  Uebung  nicht  die  JJatur  eines  Gewohnheitsrechtes,  sondern  sei  nur 
eine  Thatsache. 

Bei  der  Betrachtung  dieser  ^tze  kann  man  sich  der  Bemerkung  nicht 
enthalten ,  dass  unter  denselben  mehrere  sind ,  welche  unmöglich  emstlich 
gemeint  sein  konnten ,  und  mit  denen  denn  auch  ohne  Unbilligkeit  summa- 
risch verfahren  werden  darf. 

Hierher  gehört  vor  Allem  die  Behauptung :  die  unpartheiische  Würdigung 
der  Petitionen  von  Seite  der  Stände  würde  getrübt  werden,  wenn  die  Ge- 
meindebehörden ihre  Auctorität  in  die  Wagschale  werfen  dürften.  Einmal 
ist  es  fast  ergötzlich,  von  einer  grossen  Auctorität  der  Gemeindebehörden  zu 
hören,  während  jeder  Tag  das  Gegentheil  beweist.  Wenn  man  den  Ton  be- 
denkt, iu  welchem  nicht  selten  mit  den  Gemeinden  und  ihren  Vorstehern 
selbst  von  sehr  untergeordneten  Organen  des  Staatswillens  gesprochen  wird, 
so  erscheint  der  mit  einmal  in  Aussicht  gestellte  panische  Schrecken  vor 
ihnen  höchst  wundersam.  Sodann  aber  ist  in  der  That  nicht  einzusehen, 
welche  Furcht  die  Ständemitglieder,  auch  die  gewählten,  vor  petitionirenden 
Magistraten  haben  sollten.  Sind  diese  doch  nicht  die  Wähler,  und  wird 
auch  ihre  Meinung  selten  die  bestimmende  für  Letztere  sein.  Wollte  man 
überhaupt  den  gewühlten  Mitgliedern  der  Ständeversammlung  eine  solche 
fiasenherzigkeit  und  eine  solche  Pflichtvergessenheit  zutrauen,  so  müsste 
man  weit  mehr  die  Petitionen  zahlreicher  Einzelnen  zu  verhindern  suchen, 
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WM  am  doch  nicht  thot  Von  efnem  imgelilUiriidken  Etaftnie  der  Ckttdiidfi- 
behftrden  kaoo  nur  etwa  bei  QbergioBiseii  Hanptstfldten  die  leüi,  «ai 
meh  dum  nur  bei  entschieden  rerolntionären  Znrttoden.  Dum  mag^Her- 
dings  ein  Druck  auf  die  Yoltovertretong  ench  mittebt  Petitieooi  aa%e«bi 
werden;  allein  einmal  sind  diese  dann  nar  ein^  Fom  dar  Gewalt,  wdebeb 
w^nn  sie  je  nicht  angewendet  werden  idttrfte  oder  wollte,  mit  leiehtcstcr 
ttohe  dnnsb  eine  andere  ersettt  würde;  nnd  sweitens  ist  dieM  gam  aa»» 
nahmsweise  Högliehkeit  eine^  Missbrandies  sieber  kein  fömnd  an  aOgemciiiai 
Verboten  anch.  in  solchen  LtodeA,  in  welchen  e«  an  alltei  VoibcdtagBii^ea 
ides  gefttrcbteten  Nachtheües  fehlt. 

• .  £in  zweiter  Satz,  welcher,  einer  ernsten  Beachtnng  kiom  wertb  i«  Mia 
scheint,  ist  der:  dass  man  eine  flbermässige  Geechäftslast.  ton  den  corpore 
Uven  Petitionen  zu  fürchten  habe.  Was  sagt  die  Erfahnmg  dasn?  Uii4 
wäre,  wenn  das  Recht  zu  petitioniren  immer  auch  bei  allen  Berechtigtea 
&D»  Staniifluth  von  Eingaben  zur  Folge  hätte,  nicht  yielmelur  den  Einselnen 
dieses  Recht  zu  nehmen,  da  es  von  Hunderttaosenden  gebraucht  vrarde? 
DavoD  nicht  zu  reden ,  dass  zehn ,  hundert  Petitionen  Aber  denselben  Gegea» 
stand  kaom  mehr  zn  thon  machen,  als  eine  einzige. 

Femer  werfen  wir  unbedenklich  die  Behanptong  Uber  Bord,  dass  da, 
wo  Rechte  zu  allgemeinen  Zwecken  gegeben  sden,  Rechte  and  Pflichten 
sich  decken,  und  doch  eine  Pflicht  zu  petitioniren  als  widersinnig  efkan^ 
werden  mtlsse.  Ptiiihten  und  Rechte  decken  sich  blos  in  dem  Falle,  wemi 
die  Ausübung  der  Borechtigung  der  einzige  Weg  ist,  einen  .gesetzlich  noth- 
wendigen  Zustand  herbeizuführen,  so  dass  also  die  Unterlassung  der  Rechts» 
austibung  ein  Schaden  für  Dritte,  vielleicht  für  die  Gesammtheit  wflre;  aber 
ninunermehr  da,  wo  auf  die  Handlung,  zu  welcher  man  berechtigt  ist, 
nirgends  gerechnet  ibt  und  Niemand  in  seinen  Befugnissen  durch  die  Unter- 
lassung gekränkt  wird.  So  kann  also  z.  B.  (obgleich  Viele  auch  dieses 
läugnen  werden)  das  Wahlrecht  eine  Wahlpflicht  sein,  weil  sonst  die  im 
Staatsorganismus  als  nothwendig  vorausgesetzte  Wahl  gar  nicht  zu  Stande 
kommen  könnte.  Allein  ganz  anders  bei  den  allgemein  staatsbürgerlichen 
Rechten,  deren  Nichtausübung  von  Seite  des  Einen  die  Ausübung  von 
Anderen  durchaus  nicht  hindert  ,  und  auch  keinerlei  Lücke  in  der  gesetz- 
lichen Ordnung  lässt.  Wer  wird  behaupten,  dass  der  Bürger  die  Pflicht 
habe  auszuwandern,  weil  er  das  Recht  dazu  hat;  oder  die  Pflicht  in  den 
Zeitungen  zu  schreiben;  die  Pflicht  Waffen  zu  besitzen;  die  Pflicht  die 
Religion  zu  ändern,  weil  zu  beidem  das  Recht?  Wer  hat  je  behauptet, 
dass  weil  der  Bürger  das  Recht  habe,  Recurs  zu  ergreifen  bis  zur  höchsten 
Stelle,  und  dann  noch  die  Stände  um  Venvendung  angehen  dürfe,  unter 
Umständen  den  deutschen  Bund,  sich  Keiner  beruhigen  dürfe  bei  der  Ent- 
scheidung einer  nntergeorductcu  Behörde?  Nun,  gerade  so  ist  es  auch  mit 
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dem  Petitionsrechte.  Die  Pflicht  zu  petitioniren  haben  nor  die  Stände,  nicht 
aber  die  dazu  nicht  aufgestellten  Bl\rger.  Diese  haben  nur  das  Recht,  wenn 
sie  fOr  gut  finden,  es  zu  üben. 

Nicht  für  emstlich  gemeint  erachten  wir  sodann  die  Behauptung:  eine 
jaristische  Person  sei  nur  zu  den  in  ihrer  besondem  Aufgabe  liegenden 
Handlungen  ermächtigt.    Unbestritten  ist  es  doch  nänilich ,  dass  eine  jede 
juristische  Person  auch  berechtigt  ist ,  die  zur  Erhaltung  ihres  Daseins  und 
ihres  Wohles  nothwendigen  gesetzlich  erlaubten  Mittel  zu  ergreifen,  so 
namentlich  Klagen,  Beschwerden,  Bitten.    Wenn  also  der  oben  angeführte 
Sat2  wahr  sein  sollte,  so  müsste  bewiesen  werden,  dass  die  Gemeinden  bei 
der  allgemeinen  Sicherstellung  der  Rechte  im  Staate  oder  bei  der  Herstellung 
eines  allgemein  befriedigenden  Zustandes  gar  nicht  betheiligt  seien,  indem 
nnr  dann  Bitten  imi  allgemeine  Rechte  oder  Vortlieile  als  fremd  für  sie 
erklärt  werden  könnten.    Wer  aber  wird  diesen  Satz  aufstellen  wollen? 
"Wie  konnte  es  namentlich  in  dem  besondem  vorliegenden  Falle  geschehen, 
^0  die  Vorsteher  einer  Gemeinde  darüber  klagten,  dass  sie  selbst  schon  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Gemeindebeamte  unter  der  Censur  gelitten  haben? 

Endlich  scheint  die,  an  sich  sehr  löbliche,  Besorgniss  für  die  Kräftig- 
erhaltung des  Petitionsrechtes  der  Einzelnen  doch  allzu  weit  getrieben  zu 
sein,  wenn  man  den  Gemeinde vurst ehern  die  Ausübung  desselben  entziehen 
will,  weil  sie  möglicher  Weise  den  wirklichen  Sinn  ihrer  Bürger  nicht  treffen 
könnten,  woraus  dann  entweder  Unterdrückung  der  wahren  Volksansicht  aus 
Sehen  vor  dem  Magistrate,  oder  im  Falle  von  Gegenpetitionen  eine  Ver- 
ächtlichmachung des  ganzen  Petitionsrechtes  entstehen  müsste.  Beide  Glieder 
der  Alternative  längnen  wir.  Einer  Seits  ist  gar  kein  Grund  einzusehen, 
wamm  die  Bürger  sich  abhalten  lassen  sollten,  auch  ihre  eigene  Meinung 
geltend  zu  machen.  Von  einem  bis  zu  diesem  Grade  gehenden  einschüch- 
ternden Einflüsse  der  Gemeindevorsteher  kann  doch  in  der  That  emsthaft 
nicht  gesprochen  werden  wollen.  Andererseits  vermag  die  Bedeutung  einer 
Bitte  nimmermehr  darunter  zu  leiden,  dass  auch  Bitten  im  entgegengesetzten 
Sinne  vorliegen.  Diess  ist  ein  alltäglicher  Vorfall  und  beweist  nichts,  als 
eben,  dass  die  Menschen  verschiedener  Meinung  sind.  Die  Stände  werden 
schon  zu  würdigen  wissen.  Ob  aber  der  Widersprach  herrührt  aus  ver- 
schiedenen Gemeinden  desselben  Landes,  oder  aus  derselben  Gemeinde;  und 
in  dem  letzten  Falle  wieder,  ob  unter  den  einzelnen  Bürgern,  oder  ob 
zwischen  den  Vorstehern  und  den  Bürgern  Verschiedenheit  herrscht :  kann  in 
der  That  nichts  verschlagen,  noch  dem  Rechte,  Bitten  an  die  Volksvertreter 
zu  richten,  irgend  etwas  an  seinem  wahren  Werthe  nehmen. 

Von  grösserer  Bedeutung  als  die  im  Vorstehenden  beseitigten  Schein- 
grflnde  erscheinen  dagegen:  1)  die  Läugnung  des  Petitionsrechtes  an  und 
für  sich;  2)  die  Furcht  vor  dem  Petitionsrechte  als  einem  gewaltigen  und 
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daher  gefährlichen  Imponderabile ;  3)  die  Hinweisung  auf  eine  Störung  in 
organischer  Ordnung  der  Behörden;  4)  die  Lehre,  dass  nur  in  der  Gemeinde, 
nicht  aber  auch  in  der  Sphäre  des  Staates  der  Bürger  seine  Rechte  an  die 
Gemeindevorsteher  abgetreten  habe;  endlich  5)  die  Behauptung,  dass  die  seit 
langen  Jahren  staltfindende  Uebung  nur  eine  Thatsache ,  aber  kein  Gewohn- 
heitsrecht sei. 

Von  diesen  Grilnden  treffen  die  beiden  ersten  nicht  blos  das  in  Frage 
gestellte  Recht  der  Gemeindebehörden,  sondern  das  Petitionsrecht  flberhaapt, 
somit  auch  das  der  KinzeUieu,  und  CS  leuchtet  ein,  dass  diese  ganz  allge- 
meiuen  Süt;^e  vor  Alkm  geprüft  werden •  mItsaeD.  Natflrlkh  kann  von  emem 
Petitionsrechte  der  Gemeindebehörden  nicht  die  Bede  Bein,  wqm  nidlt  einmal 
den  einzelnen  Bürgern  ein  solchea  Becht  anstellt 

Die  Behauptung  nun,  dass  auch  dem  EiiBBehiCT  nun  Hnnidien.-  tob 
Petitionen  kein  fbinlielies  Bedift  «nstelie,  jmrde  darauf  geaMilit,  daas  ein 
Recht  nothwendig  einen  Inhalt  haben,  ihm  ehie  Pffidit  eatsj^echen  mOase; 
sonst  sei  es  ein  Joristiaches  non'ens.  Knn  aber  ad  Trä  den  Yeitheidigeni 
selbst  zugegeben,  daas  der  Gebetene  nicht  ^aduddig  sei,  anf  eine  PetitkNi 
etwas  za  verfügen,  oder.aadi  nur  eine  Antwort  m  geben.  Welehea 
ea  nnn  sei,  <laa  n  nichts  fUure,  ala  daas  ein  Fa^emeiter  in..denBsgi8tnm>> 
kaSten  Urandere?  —  Es  mag  all  sich  dahingestellt  sein,  (ri)  es  die  liehtigjB 
Anfftwffliftg  grosser  Btaallicher  Fragen  ist,  sie  in' die  spanJachon  Leteln  einea 
Sylloglsmns  sn  pressen  and  ihre  Msong  durch  Sdinldefiaitionen  ia  '¥er- 
sochen.  Möglicherweise  kOmtte  die.  richtige  Antwort  unter  keim  Psarar 
graphen  eines  Compendimns.passen,  und  sie.  doch  den  Staalsmanne  gefialleo 
oder  die  Wdt^  bewegen.  Allein  man  braucht  äoich  dieser  Art  von  Bewei»- 
flihrung  nicht  ans  dem  Wege  so  gehen.  Unumwunden  kann  läan  ngeibeii, 
dasa  .  einem  Rechte  eine  Pflicht  entspretiheii,  dass  dasselbe  einen  Inhalt  habon 
mttsse«-  Man  kann  fenle^  ohne  Bedenken  dhbei  behtfreo,  dass  der' mit  emer 
Petition  Angegangene  nicht  huldig  sd,  sie  «n  beiditen.  Und  denaodi  isi 
'nän  n  .dem  fiatae  beftagt,  daH'  daa  PetitioniBredit  ein  Recht  im  voOaCen 
Sinne  des  Wortes  iä.  Offenbar  hat  sich  Idar  bd  den  Gegnern  dne  Yet' 
.wechslnng  eingeschlichen.  Kaan  nflinlich  auch  der  Inhalt  defr  PetttioBsredites 
und' die  ihm  entsprechende  Pffidit  nkdft  sdn,  dass  dfer.  Gebeten^  dem 
Bittenden  in  sdnem  Gesiadie  wOUahren  muas,  (^Mrs  dodk  sonst  die  PetitioQ 
keine  Bitte»  kehie -blosse Mitthdlung  dnes Gedaiikens,  ac^dem  da  Befehl, 
^und  iwap  ein  Befofal  des  nflchaten  Besten  und  mOi^idierweiise  aar  Br* 
ftUnng  der  'unnUtglidisten,  widerqnrechendsten,  unsinnigsten  IMnge:)  so  hait 
.dasselbe  dennoch  einen  guten  'Inhalt  und  entspricht  ihm  eine  sehr  bestimmte 
Pffieht  Es  besteht- .nfloUdi'  der  Inhalt  des-fraglidken  Rechtes  darin,  dass 
der  Borger  nicht  nur  um  dieses  oder  jenes ,  sondern  um  alles  ihm  Beliebige 
biitett  darf;  die  ooixeapondhrende  Pflidit  aber,  darin,  daas  der  PetttionAr,  der 
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sich  an  die  Stünde  wendet,  von  diesen  angehört,  von  der  Regierung  aber  an 
der  Yorbringung  seiner  Bitte  nicht  gehindert  werden  darf,  auch  wenn  die- 
selbe noch  so  ungeme  gesehen  würde.  Gerade  in  einem  Falle,  in  welchem 
dieser  Inhalt  des  Rechtes,  nach  der  Ansicht  Vieler  wenigstens,  verletzt,  die 
entsprechende  Pflicht  nicht  beachtet  worden  war,  durfte  dieser  Sachverhalt 
am  wenigsten  fibersehen  werden.  Oder  wäre  etwa  die  Freiheit,  ungehindert 
zu  bitten,  nicht  Körper  genug  für  ein  Recht?  Dann  möge  man  erklären, 
in  wie  ferne  die  Pressfreiheit  ein  Recht  ist  und  von  Jedem  als  ein  Recht 
anerkannt  wird,  während  sie  docli  uuläugbar  auch  nichts  Anderes  ist,  als  die 
Freiheit  zu  schreiben  ungehindert  von  der  Regierung. 

Ebenso  wenig  vermag  man  die  Furcht  vor  der  übermächtigen  Bedeutung 
des  Petitionsrechtes  als  einen  Grund  gegen  dasselbe  anzuerkennen.  Vor 
Allem  kann  die  grössere  oder  kleinere  Bedeutung  eines  Rechtes  und  selbst 
eine  Gefährlichkeit  desselben  auf  die  Frage,  ob  es  überhaupt  verfassungs- 
gemÄss  bestehe,  von  keinerlei  Einfluss  sein;  sondern  es  ist  diese  Bedeutung 
nur  ein  Moment  in  der  politischen  Beurtheilung.  Somit  ist  es  eigentlich 
bei  Untersuchung  der  Rechtsfrage  zwecklos,  darüber  zu  streiten,  ob  das 
Petitioniren  nur  ein  an  sich  unmächtiger  Versuch  sei,  Gewünschtes  zu  er- 
langen, oder  aber  ein  mächtiges  Mittel  der  Einwirkung  auf  die  öffentliche 
Meinung,  durch  diese  dann  aber  auf  die  Stände  und  auf  die  Regierung. 
Auch  wenn  ihm  diese  letztere  Bedeutung  zukommt,  es  aber  einmal  zu  Recht 
besteht,  muss  sich  der  constitutionelle  Staatsmann  mit  ihm  abfinden:  sei 
es  nun,  dass  er  demselben,  da  wo  öffentliches  Wohl  und  Gesetz  diess  er- 
fordern, mit  beherrschender  Kraft  und  Oberzeugender  Intelligenz  entgegen- 
tritt ;  sei  es,  dass  er  es  ebenfalls  zur  Unterstützung  seiner  Plane  zu  benützen 
weiss ;  sei  es  endlich,  dass  er  durch  ein  die  allgemeine  Stimme  gewinnendes 
Regierungssystem  den  Bemühungen  seiner  Gegner  zum  Voraus  den  Nerv 
abschneidet.  In  einem  freien  Staate  sind  noch  gar  manche  ßestandtheile 
des  öffentlichen  Lebens,  welche  nicht  eben  bequem  zu  handhaben  sind,  und 
von  schwachen,  unthätigen,  ihrer  Stellung  nicht  gewachsenen  Beamten  viel- 
leicht gar  nicht  gewältigt  werden  können:  allein  desshalb  sind  sie  noch 
nicht  unrecht,  sondern  es  folgt  aus  ihnen  nur,  dass  die  Regierung  hoch 
genug  stehen  muss  für  einen  solchen  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Zustand.  Die  Pressfreiheit  ist  wahrlich  noch  ein  ganz  anderes  mächtiges 
Element,  als  das  Recht,  Bitten  bei  der  Ständeversammlung  einzugeben; 
und  doch  muss  und  kann  man  mit  ihr  regieren.  Ja  die  Stände  selbst.  Ist 
ihr  Einfluss  etwa  genau  abzuwägen,  ihre  Gewalt  inmier  den  Staatslenkern 
angenehm  V  Dennoch  kann  und  muss  im  Einklänge  mit  ihnen  oder,  wo  sie 
im  Unrechte  und  uustaatsmännisch  sind,  in  überlegenem  Kampfe  gegen  sie 
das  Staatsruder  geführt  werden.  Das  ist  ja  am  Ende  der  ilauptvortheil 
von  allen  Uicbcu  Einrichtungen,  welche  auch  dem  Willen  und  der  Einsicht 
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der  Bürger  einen  Spielraum  geben,  dass  sie,  auf  die  Dauer  wenigstens, 
nöthigen,  die  Verwaltung  nur  in  solche  Hünde  zu  legen,  welche  der  Aufgabe 
gewachsen  sind.  —  Dennoch  soll  die  Erörterung,  welche  i>oliU>che  Be- 
deutung dem  Petitionsrechte  im  constitutioiit  Heu  Stuate  zukomme,  keines- 
wegs bei  Seite  geschoben  werden.  Das  Petitionsrecht  ist  das  Recht  der 
Bitte,  und  nur  eine  Bitte  ist  und  bleibt  eine  Petition.  An  und  für  sich 
wohnt  ihr  kein  Zwangsrecht  bei;  und  auch  der  Umstand  kann  nicht  be- 
sonders in  Betracht  kommen ,  dass  dnrcfi  eine  Petition  ein  Gedanke  in  die 
Ständcversammluug  geworfen  werden  mag.  Weiin  derselbe  grossen  Anklang 
daselbst  findet,  so  wftre  er  wohl  auch  durch  Antrftge  von  Mitgliedern  ein- 
lobringen  gewesen;  wflrdo  dfess  aber  keiner  dersdben  wagen,  so  iHrd  eine 
Petition  oodi  weniger  Üteteftlfltzuug  tindea.  Eb  kotmA  also  ganz  auf  die 
Zahl  der  Petitionlre,  auf  den  Inhalt  der  Bitte  und  auf  .  die  YerhlitBiiee  «a, 
ob  eine  Petition  von  staatlicher  Wichtigkeit  ist,  oder  nidit  So  laose  eine 
Petifeioii  nor  der  Ansdmck  des  ^'^onschee  eines  Einzelnen  oder  Weniger 
istj  so  lange  ist  sie  ftr  die  StAndevenamndntijf:  ein  gewöhnlicher  Oesdhills- 
gegenständ,  der  nor  gani  zofiUlig,  etwa . weil  er  i^en  grossen  Ifiaastaad 
nr  Eenntfiiss  der  Tersanunlnng  bringt,  von  weitlinflgen  Folgen  setn  kann. 
Da  non  aber  in  der  onendUdien  Melncahl  der  FlUe  die  .eingereldAeD 
Petitionen  wSi)didi  nor  solche  Ritten  Ehisefaier  sind,  so  kann  ancft  itälL 
aller '  Sicheiheit  der  Sali  anfgestdit  weideik,  dass 'im  Allgemeinen  das 
Petitionsreoht  politisch  ganz  gleichgflltig  ist.  Anders  dagegen  allerdfaigs, 
wenn  die  BOiger  hi  Hasse  Petitifmen' eingeta.  Wird  andi  dnrdi.  Aesen 
Beweis  aUgamHner  Ht^nahme  der  Gegenstand  der  Bitte  an*  sich  nach 
Werth  nnd  ThnnUdikeil  nficfai  verlndert,  so  ist  es  doch  ftr  die  Stinde  oad 
ftr  die  Begiemng  eine  bedentende  AnfliArderang  so  besondenr  Anfinerk- 
samfceit  -  Theils  TenUent'  sin  Wnnach,  d«i  «in  bcideutender  Theü  des  Yolkea 
in  gleidier  Zeh  aasspiidit'r  'SGlM»  aa.äeb.  grosse 'Bea^^  ist 
kamn  anders  möglich,  -als  dass  ^iemielbeirwenigstens  fheSweise  eine  Walus 
heit  zu  Grande  liegt,  welcher  Beduinng  za  tingak  ist  Iheils  aber  ist  es 
eine  Forderung  der  Klugheit,  ein  so'aUgemein  vorhandenes  Verlangen  wo 
möglich  zu  befriedigen,  in  jedem  Falle  dasselbe  nicht  leielitahinig  nnd  hoch- 
mflthig  bei  Seite  m  werfen.  Der  Unwille  Aber  eiäe  solche  JMstiaOmg 
wflrde ,  wenn  auch  nicht  sogleich ,  und  vielleicht  nidii  in  der  jeCtt  gefade 
zur  Sprache  gebrachten  Richtung ,  der  YersamnÜQng  bittefe  S^Hdite  tragen. 
Natürlich  sollen  und  werden  ehrenhafte  und  staatsmftnnisch  handelnde  Stftnde 
iicb  bei  ODgerechien  oder  gemeinschädlich^n  Bitten  weder  durch  Einseht!^ 
temng,  noch  In  feiger  Sucht  nach  Volksgonst  zu  einer  Nachgiebigkeit  ge|^' 
bessere  Ueberzengung  bringen  lassen:  allein  triftige  Gründe  mflssen  'vor^ 
.  banden  sein,  wenn  abschlägig  beschieden  werden  soll.  Aach  ist  es  fast  flbefw' 
^Ossig.  ztt  ben^rkeni  dass  die  Stftnde  bei  den  auf  ^khft  mmmhaftr  Petitionen 
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zu  fassenden  Beschlüssen  berechtigt  nnd  verpflichtet  sind,  die  son<;ti|?en  Ver- 
hältnisse in's  Ange  zu  fassen.    Darf  auch  keine  Khigheitsrtlcksicht  je  bis  zur 
Nachgiebigkeit  gegen  ein' ungerechtes  Verlangen  treiben:  so  ist  es  dagegen 
Sache  der  Staatsweisheit,  zu  überlegen,  auf  welche  Seite  bei  blossen  Vor- 
theilserwÄgungon  die  Schaale  sinkt.    Es  kann  sich  also  gar  wohl  begeben, 
dass  wenn  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse  ein  Nichteingehen  auf 
eine  in  sich  nicht  anschädliche  Bitte  noch  grössere  Nachtheile  zur  Folge 
lltttp,  .Hüll*  idt  fÖUem  Bewosstsein  der  Nachtheile  der  Petition  doch  das 
UdneiVÜebel  n  nlUffli  bat  -  In  so  ferne  kann  dann  allerdings  eine  Petition 
▼OD  gioHer  pditlMier  Badeutmig  sein.  Atteln  nidits  väre  figdscher,  als 
dan»  m  seblieBsen,  dasa  also  das  ganse  Petitionneoht  nachtheiHg  utike. 
Vor  Attem  kann,  eine  soldie'  ■ttokera  Nothigung,  Wttnscbe'.  ud  Klagen  ni 
beiehten,  sehr  woUthitig  ond  nfttldg  sein.  Es  gibt  auch  addlfrige  Kegie- 
mnigen;  sblehe,  wekhe  am  das  geistige  oder  s^ddidie  Wohl  der  Bflrgir 
wenig  bekftmmert  sind,  sei  es  in  eitler  Setbstnplnedenlieit  sei  es  ms  8en>st- 
sndit  Han  bat  nicht  .setten  sdum  8llnde?ersaiiiiiihmgepi  'gesdien,  «siebe 
endete  Zwecke  TerfUgten,  als  die  Vertretung  der  Beohte  nnd  dnr  latariaseii» 
to  Yolkes,  oder  welcbdc  aas  Feigheit  gem  ^  QewaKhaher  nicht  aafiratreten 
wagtOL      sokben  Wen  kann  }kk  ItrflfUger  Anstoss  sehr  an  der  8leUe 
idn.  Allein  selbit  mm  das  nutojMnhafte  Petitionirta  in  einem  bestinuaten 
Tofkonmen  materieU  nidit  gut  whrkli.so  ist  es  eine  sefar.oberflflcUiobe  Aaf^ 
fusong,  ddi  nor  an  das  Mittel  anstatt  an  die  Ursache  n  halten.  Bei  Yor- 
ttlea  ^eaer  Art  mden  'm  der  Hegel  die  sonstigen  Umstlade  ^  Sehnld 
tragen,  die  dnrth  diePetItion  hcnreifemiyie  Terlegeqheit  aber  anr  diesem 
seta,  in  welcber  sich  dtt  IGssvnrgnOgcn  oder  efai  noch  tieferes  Uebel  in-  dem 
«taafücthen  Leben  flieewrt.  Yieileicht  ist  es  sogar  wünschehswerth,-  dass 
gerade  auf  diese  Wose.dtfr  seUnume  Geist  air  Endiebrang  kommt,  indem 
hier  eine  regelmftssige  Formnlirang  der  Oegensitie,  eino-ümsicfafage  Be- 
i^echnng  nnd.dne  Berohigang  durch  Handlnnge!!  oderGrOnde  amlelditeeten 
möglich  ist.  —  Aber,  fragt  man  vielleicht,  will  denn  etwa  geUUignet  werden, 
dass'  das  Entwerfen  von  Petitionen,  das  Erbitten  von  Unterschriften,  die 
Yersammfamgen  zum  Behufe  der  Einladung  zum  Beitri(te,  vielleicht  sogar  di^ 
..  tfentUchen  Aufzüge  und  Schanstdlungen  bei  Ueberbringnng  der  riesen- 
ndlssigen  Ballen  von  Namen  zu  den  sträflichsten  Partheizwecken  missbrancht 
inrdw  j^noeut  schon  oft  missbraucbt  worden  sind  ?   Will  in  Abrede  gezogen 
Werden,  dass  dorch  immer  wiederholtes  Petitioniren  die  öffentliche  Meinung 
allmählig  für  nichtige  und  schädliche  Verlangen  gewonnen,  durchein  vergiftet 
Werden  kann?   Ist  so  etwas  nicht  verbrecherisch,  somit  das  retitionsrecLt 
hflehst  gefährlich?    Die  Möglichkeit  und  die  Geschichte  solcher  Missbräuche 
soll  nicht  in  Abrede  gezogen  werden.    Es  ist  zuzugeben,  dass  anter  solchen  - 
.(j^D^tftB^iii .  das  l'eUtp^isreuhl  von  giossem  ^aehtheile  sein  kann.  Jmk 
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Inim  «B  die  Meinniig  keines  Verstfiad^en  sein,  dtss  -ivirklieb  reefatswUrife 
Umtriebe  ongestraft  Uelbeii,  geOhrlidie  UntemehmHiigeii  mbig  geduldet 
werden  eoUen.  Allein  es  ist  ancSi  hier  ai  wiederlidliBn,  dtss  diese  Dinge  mr 

.  Zeiehen  tieferer  Üebd  sind,  nidit  die  Folgen  des  Petitionsrediteii  an  tSA, 
Es  mnss  also  verlangt  nerden,  dass  seUiet  in  ^en  Flllen.des  ofenbemt» 
nnd  strafbarsten  Misshrandies  nicht-in  der  Wdse  geistloser  Pfiudier  Ute 
ab  den  QTmptomen.corirt,  rändern  die  Krankbeit  in  ihren  Ursicben  erbest 
werde.  Dann  wird  .auch,  die  Gefftlirlichkeit  d»  Fetitionbrens  iicli  angeiH 
bUcklieh  yerlieren.  Und  JedenMs  wire  es  Terhehrt,  wegen  swar  nfliliciier, 
aHebi  sehr  seltener,  oft  in  einem  Jahitnnderte  aidit  ToriBOaunender  JDso- 
brSnche  ein  in  der  Regel  onschnidigM,  Ja  höchst  nfltzliches,  jeden  Falles 
erträgliches  Recht  zoflängnen  und  m  TerklniiBein.  Man  lasse  das  Recht 
bestehen;  dem  offenbaren  Unrechte  aber  trete  man  mit  Mnth  nnd  Verstand 
entgegen.  Hier  kann  £ngbad  zum  Muster  dienen;  freilich  bedarf  es  auch 
englischer  Staatsmänner.  —  Kaum  der  Erwähnung  tverth  ist  es  übrigens 
hierbei,  dass  die  Frage  Aber  das  Bittrecht  der  Gemeindebehörden  bei  dieser 
politischen  Wtlrdigung  gar  nicht  zur  Sprache  kommt.  Es  wird  doch  in  der 
That  Niemand  behaupten  wollen,  dass  in  dieser  Art  von  Petitionen  die 
Möglichkeit  der  Gefahren  und  Missbräuche  beruhe!  Im  Gcgentheile  möchte 
eher  zu  behaupten  sein,  dass  dieselben  ein  Hindemiss  fOr  ongeaetzlicbe 
Umtriebe  und  factiöse  Aufhetzungen  der  Menge  seien. 

Wir  gehen  nun  über  zu  denjenigen  Einwendungen,  welche  gegen  das 
Petitionsrecht  der  Gemeindebehörden  insbesondere  vorgebracht  worden 
sind,  nnd  deren  vollständigste  Richtigkeit  also  das  .Recht  der  ftin«^}i^yn 
Bürger  unberührt  lassen  würde. 

Der  erste  dieser  besonderen  Gründe  ist  die  angebliche  Beeinträchtigung 
des  Organismus  der  Verwaltungsbehörden,  —  Sicherlich  ist  es  kein  geringer 
Vorwurf  gegen  irgend  eine  Forderung,  wenn  ihre  Gewährung  das  richtige 
Verhältniss  der  Regierungsbehörden  unter  sich  stören  würde.  Auch  wenn 
eine  solche  Forderung  der  Freiheit  der  Bürger  förderlich  wäre,  wäre  sie  zu 
verwerfen;  denn  nur  in  Ordnung  neben  der  Freiheit  besteht  das  wünschens- 
werthc  staatliche  Leben.  Wenn  also  bewiesen  werden  könnte,  dass  ein  den 
Gcmeindcbt'hürden  eingeräumtes  Petitionsrecht  dia  nothwendige  dienstliche 
Uuterordiiuiig  derselben  unter  die  Vorgesetzten  störe,  so  müsste  auf  ein 
solches  Recht  verzichtet  werden.  Allein  nichts  ist  unbegründeter,  als  diese 
Behauptung.  —  Vor  Allem  sei  die  Erfahrung  befragt.  Seit  mehr  als  einem 
Menscheualter  haben  in  vielen  deutschen  Staaten,  anderwärts  noch  weit 
länger,  die  Gemeindebehörden  das  Petitionsrecht  ausgeübt.  Dass  aber  da- 
durch irgendwo  and  irgendwann  eine  Störung  im  Verwaltungsorganismus 

•entstanden  wäre,  ist  nicht  bekannt  geworden.   Die,  allerdings  gräulichen, 
^sbr&oche,  welche  mit  dem  Petitionsi-echte  in  England  oatei-  den  öiuart£| 

•  ■  ■ 


in  ooiittittilioiMn«!!  Stuttos.  273 

im  Anfange  der  französischen  Umwälzung,  im  Königreiche  der  Niederlande 
vor  1830,  im  Jahre  1848  in  vielen  grossen  und  kleinen  Staaten  getrieben 
wurden,  waren  ganz  anderer  Art.  —  Dann  aber  lilsst  sich  auch  leicht  zei- 
gen, dass  bei  tiner  ihrer  lieclite  sich  irgend  bcwus^ten  Regierung  in  der 
Thal  aus  dem  Petitionsrethte  der  Gemeindebehörden  gar  keine  Störung  der 
Verwaltung  entstehen  kann.    Ein  Unfug,  eine  Störung  in  der  eben  bezeich- 
neten Richtung  i^t  offenbar  imr  dann  möglich,  wenn  eine  untergeordnete 
Behörde,  in  unserem  Falle  also  eine  Gemeindebehörde,  einem  gesetzlichen 
Befehle  nicht  gehorcht ,  oder  wenn  sie  gegen  einen  solchen  Befehl  einen 
falschen  Weg  der  Berufung  einschlägt.    Nun  aber  hat  das  Petitionsrecht  mit 
diesen  Fehltritten  gar  nichts  gemein.    Dass  Derjenige,  welcher  den  Ständen 
eine  Bitte  vorlegt ,   seinen  gewöhnlichen  bürgerlichen  oder  Dienstptiichten 
gehorchen  mus-< ,  ver>teht  sich  doch  in  der  That  von  selbst.    Und  selbst, 
wenn  die  Bitte  auf  die  Aenderung  einer  solchen  Ptiicht  gerichtet  wäre,  müsste 
sie  erfüllt  werden,  bis  die  gesetzgebenden  Factoren  etwas  Anderes  beschlos- 
sen hätten.   Widerspänstige  wären  einfach  durch  Strafe  oder  andere  Gewalt- 
mittel anzuhalten.  Mit  pctitionirenden  Gemeindebehörden  würde  es  natürlich 
in  allen  diesen  Stücken  eben  so  gehalten.  Aber  vielleicht  ist  schon  die  Aeus- 
serung  einer  von  der  amthchen  Ansicht  verschiedenen  Meinung  eine  nicht  zu 
duldende  Störung?  Es  giebt  freilich  Menschen,  welche  den  Sinn  des  consti- 
'tttionelleu  Staatslebens  so  wenig  aiifgefasst  haben,  dass  sie  jede  Abweichting 
yon  der  Memung  der  Befehlenden  fttr  ein  Verbrechen ,  jeden ,  auch  noch  80 
b^r&ndeten  und  formell  unstrafbar  ausgesprochenen,  Tadel  für  eine  Empö- 
tnig  erachten ;  welche  nur  in  dumpfem  Schweigen  Ordnung  und  GesetzUch- 
kdt  sehen»  jede  Regung  von  eigenem  Urtlwile  tamtal  niederschlagen  mOehten. 
l|ii\8ioltittii  fil>nie1it  m  aignmentinD.  Wer  aber  irgend  den  Begriff  im- 
Mit  Slpa^illrgers,  der  anf  Gesetz  ond  anf  die  »nfgekUbte  OffenOidie  llei- 
au)|(^ge8lM«ir  Staatsgewalt  geironnen  hat,  der  fctnn  nnmögUch  in  der  Bitte 
ciiir;.9eBeÜföbeb0rdie  .an  irgend  einen  Gegenstand  des  t^ffenfUchen  Lebens . 
.  Iriia .ilHyii^  sebisii.>''8ö  lange  dieser^  GeneinderaÜi,  soweit  er.  Staatsstelle 
if|»llMiraeiw^  gesetsKehen  Befehlen  «feiner  Yorgesetzten  gehorcht, 

iM  kemjB  Spiqr  von  StOrong;  dieser  pOhktUchsie  Gehors&m  ist  aber 

/lli^i!^  Und  dann  sd  inan  doch  wenigstens 

/"tljjitifaii',' r^aik. der  «imelne  Untertfaan  nmss  gehorchen;  dcsahalb  kann 
villf^Käi       cüäp  Aiiaklit  der  onendlieben-Hehrsabl  (auch  Soleher,  weteba 

"^l^^^iäi-jaili     froaae  Oefidir,  4»  EigenthllmliGbe  bei  dien  PetiUooen 
\|^M|lli^|$M^^    WabrUcih  nicht  von  ihrer  grossen  Anctoritit  So- 
M/itapi|bdi'  von  aUeh  Seiten  lo^egeben,  daas  Gemeiadeiagie  in 
■''mmtif^^^  ebne  Weiteres  Petitionen  einreichen  kdnntcD,  nur.  . 

aBflgeo^nunen  sein.  Wie  nun  ab^,  wenn  In  . 
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solchen  örtlichen  Dingiii  di.'  amtliche  Ansicht  eine  andere  ist?  Entstünde 
hier  nicht  offenbar  auch  iniicror  Zwiespalt,  Gefährdung  des  Ansehens  der 
Regierung,  Di>ori,'aiii^ation ,  und  wie  die  geführliclun  Folgen  alle  heissen 
mögen?  Also  entschride  man  sich;  entweder,  oder.  —  Wollte  mau  aber 
das  Vor^tt'll^lldc  dadurch  zu  widerlegen  suchen,  dass  man  entgegenhielte, 
mit  denselben  Gründen  künntf  für  jede  Behörde  im  ganzen  Staate  daf 
Pctitionsrciht  enviesen  weiden :  so  kann  man  sich  im  Nothfalle  zu  dieser 
äusscrsten  Meinung  bekumen.  Es  wäre  wohl  schlicsshch  nicht  der  "Welt- 
untergang ,  wenn  es  sich  begäbe .  dass  ein  Gerichtshof  bei  den  Ständen 
eine  Petition  um  Oeffentliclikf it  und  Mündlichkeit  eingäbe;  oder  wenn  der 
Senat  einer  Ilocliahule  um  Pressfreiheit  bäte;  oder  wenn  ein  Amtmann  aas 
seiner  Erfalirung  Beispiele  mittheilte,  dass  die  verordnungsmässige  Bildung 
der  Verwaltuüg^lH  amteu  nichts  tauge.  Alle  diese  Petitionäre  müssten  vor 
der  Hand  jiatürlich  die  bestehendtn  Einrichtungen  achten;  der  betretTende 
Minister  könnte  ihnen,  wenn  er  kleinlich  genug  wäre,  zürnen:  alkin  damit 
hätte  das  ganze  Unglück  ein  Ende.  Und  die  einfachste  Menschen-  und 
Weltkenutni-s  wird  ül)erdiess  die  Besorgniss,  dass  dergleichen  missliebige 
Bitten  gar  häutig  vorkommen  könnten,  sehr  müssig  linden. 

Der  Gedanke,  da.ss  der  Bürger  in  den  verschiedenen  Rechtssphären,  in 
welchen  er  lebe,  sich  verschieden  zu  seinem  Rechte  verhalte,  und  dass  er 
namentlich  in  der  Rechtssphäre  der  Gemeinde  seine  Rechte  an  seine  Tor- 
Steher  abtrete,  in  der  des  Staates  aber  sie  zu  eigener  Ausabong  behalte, 
so  namentlich  das  Petitionsrecbt;  dass  somit  Gemeindevorsteher,  wdelM  in 
allgemein  staatsbürgerlichen 'Fragen  als  Vertreter  der  Gemeinde  petttiMdrai, 
einen  Eingriff  in  die  Rechte  der  Einzelnen  sich  erlauben ,  tob  welchem  sie 
abmbalten  Pflicht  nnd  Becbt  der  Regierang  sei:  .dieser  Gedanke  ist  ac&arf* 
sinnig,-  aber  er  ist  nicht  richtig.  —  Es  kOnuttf  von  ^rome  hfireiB  behanptet 
werden,  der  Satz:  der  Gemeindebürger  trete  seine  Befngnfss  tla-  scAeher  an 
die  Ortsvorsteher  ab,  sei  keineswegs,  auch  nur  als  Bcgel,  wahr.  Es  komint 
hieranf  jedoch  nicht  än.  Die  Frage  is^  allein  die,  ob  der  Borger  seine  staats- 
bfirgerlichen  Rechte  verliert,  wenn  aa&h  die  Gemeindevorstelier  Petitionen 
in  Besiehong  auf  dieselben  an  die  Stände  riditen?  Wie  diese  Frage  sn 
bejahen  sein  soll,  ist  nun  aber  in  der  That  ni^  etaiBOsehen.  Davon  ist 
ja  nirgends  die  „Bede,  dass  die  Einzdnen,  wenn  die  Vorsteher  ihrer  Ge- 
meinde ihr  gat  gefunden  haben)  eine  Petition  an  die  Stinde  einitureicbcli, 
nun  von  der  Ansabnng  ihres  eigenen  Petitionsredites  Angeschlossen  wireft. 
Vielmehr  mögen  sie,  ganz  wie  es  ihre  Ansicht  ist,  sich  jenen  in  einer 
eigeneh  Angabe  'anschliessen;  oder  eine  in  entgegengesetztem  Sinne  machen; 
oder  jede  beliebige  Modifiostionen  beschhessen  nnd  flbeneichen.  -  ffier  ist 
von  einer  Vorwegnahme  einies  Bechtes  keine  Bede. .  Die  Gemeindevorsteher 
nehmen  ihren  Bargem  durch  eine  eigene  Petition  eben  so  wenig  ihr  gleicbss 
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Bechl,'  als  dieu  die.Eimrohner  der  nftcb^ten  Geiteiiide  Uiui,  wenn  sie  inerst  ' 
petitknirt'  haben.  -  Der  Weg  ist  tOcr  Alle  frei  Schon  oben  ist  die  völlige  • 
Chvodlmigkeit  der  Iteht,  als  ob  die  Bl^r  nicht  in  einem  der  Eingabe 
der  Gemeindevorsteher  entgegengesetzten  Sinne  za  bitten  wagen  werden,  ' 
sowie  £e  Vnbegreiflichkeit  der  Ansicht,  dass  das  Petitioosrecht  bei  mate- 
riell verschiedenen  Ansichten  der  Einwohner  desselben.  Ortes  Uber  eine  ge- 
wisse'Frage  in  Missacbtuag* komme,  nachgewiesen  worden.  Atteh  hierin  • 
also  kann  eine  BeschrinkiOig.  oder  sonstige  Becintrftcbtignng  des  Petitions- 
rechtes der  Einzehien  lücht^Kcgcn.  Entweder  hat  die  Bargeschäft  eines 
Ortes  einen  ld>end%en  Sinn'fhr  Oifentlicbes  Leben,  oder,  aber  sie  hat  ihn- 
nicht  Im  ersten  Falle  werden  vor  Allem  die  Vorsteher'  kanm  in  anderem 
Sinne  petttiooiren,' als  die  Gemeinde 'es  gerne,  sieht;  unter  allen  Umstftniden. ' 
aber  wird  .sich' die  BOrgerschaft 'nicht  abhalten  lassen,  sondern  im  Gegen-' 
thei)e  om  so  mehr  sich  aäfgefordert  finden,  ihrer  Meinung  ebenMs  Geltung 
zu  verschaffen.  Im'  andern  Falle  haben  nicht  nnr  die  Gleidigflltigen  and  ' 
Langsamen  es  nur  sich  selbst  zuzusehreibeu,  wenn  iMe  ^feinnng  lUsch  ' 
aufgeCasst  werden  wUte,  stand  doch  die  Biditigstellnng  in  ihrer  Hand; 
sondern  es  ist  sogar  ganz  gut,  dass  wenigstens  Di^enigen,  welche  "^eine  .* 
lebendige  Theilnahme  haben,  in  diesem  Falle  al>o  die  Vorsteher,  dieselbe 
bethatigeii.    Ein  staatlich  bereits  entwickeltes  Vulk,  das  an  seinen  Ai^e* 
iegeoheiten  lebendigen  Antheil  nimmt  und  seine  Rechte  frisch'  m  gebrauchen 
weiss ,  wird  in  der  Thai  solche  Zweifel  und  BeweisführungOn  gar  nicht  be- 
greifen.   Und  auch  wir  Deutsche  selbst  hoifentlich  nicht  mehr  in  einigen  ' 
Jahrzehnten.  — -  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  freilich,  dass  Gemeinde- 
Vorsteher  nicht  bereclitigt  sind,  ihre  individuelle  Meinung  als  die  der  ganzen' 
BQrgerscbaft  darzostelien;  sie  dürfen  nicht  einen  Auftrag  von  ihren  Mit- 
bürgern vorspiegeln ,  wenn  sie  einen  solchen  nicht  haben:  allein  im Uebrigen  . 
naOgen  sie  ihre  Ansicht  den  Ständen  immerhin  vorlegen.    Wenn  aber  wohl.  - 
ein  bedeutender  Theil  der  auf  das  Petitionsreclit  der  Gemeindevorsteher  jetzt 
iiocb  üalkndeu  Missgunst  daher  rtihrt,  dass  fälschlich  angenommen  wird, 
•es  wenden  die  Stände  solche  Petitionen  immer  als  den  Ausdruck  der  Gesin- 
nungen der  ganzen  Bürgerschuft  ansehen,  während  sie  dieses  doch  häutig 
nicht  seien:  so  darf  man  sich  liiorüber  beruhigen.  Die  Stände  worden  wohl 
in  unterscheiden  wissen;  und  in  wichtigeren  Fällen  wird  es  ihnen  auch  ge- 
wiss an  Aufklärung  über  den  Thatbestand  iiiubt  fehlen. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  Uber  die  rechtliche  Würdigung  l  iucr  län- 
geren thatsächlichen  üebung  des  PetitiüiiMVchtei'  von  Gi-mciiulclKhörden, 
wenn  eine  solche  bestand ,  ehe  die  Befugnias  in  Zweifel  gezogen  werden  will.  • 
—  Es  ist  sehr  begreitiicb,  dass  in  einem  solchen  Falle  die  Gegner  sich  be- 
mühen, das  Besteheu  eines  förmlichen  Gewohnheitsrechtes  zu  läugnen,  weil  . 

*   .  *     18*      ^  • 
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Ja  alle  ihre  ionsUgen  Grflude  üi«nui  idlein  ze^rsebellen  wftrdeD.  AQein  die 
Unrichtigkeil  der  Behaoptung  M  klebt  .naehzaweisen. 

Stellt  man  nftmlich  den  Begriff  des  GewohnheiterecliteB'  dahin  feit,  das« 
es  da^eaige  Recht  sei,  welehes  dorch  eise*  in  lanfev  Befolgung  and  An* 
wendimg  aasgesproehene  rechtliehe  Uebenengong  im  gQaaen  Volke  sieh  ge- 
Midet  habe:  1)eBtinniit  man  die  Erforderniseev eines.  glUtigen  Gewofanhelta^ 
rechtes  dahin>  dass  die. Handelnden  die.Uelmengqng  xw  der'  re^itlidwn 
Nothwendigkeit  gehabt  haben;  dass  .sich  diese  Ueberaengong-  ans  vielftchen, 
unzweideutigen  nnd  lange  fortgesetzten  Handlungen  «fkemien  lasse;  dassL  die 
Gewohnheit  an  deh  nicht^gegen  gute  Sitten,  Beligion  nndTemnnft  geh«'): 
so  ist  man  sicher  zu  der  Frage  des  Erstaunens  berechtigt, /ivie  bd  dem 
nnlftugbaren  Vorhaadjcnsein  aller  dieser  Merkmale  des  Begrifea  und  aOer 
inneren  Erfordernisse  hier  das  Bestehen  eäies  GewohnheitereQhtes  in  Abrede 
gezogen  werden  .könne?  Die  Thatsaehe  der  Üebnng^  stebt«  «ngäiommener- 
maassen,  fest.  Von  einem  IVidentreite  g^^  Sitten,  .  Religion  nnd  Vernunft 
ist  gar  keine  Redl;  nicht  einmal  von  <einer  Michtllbermnstinunnng- mit  einem 
positiven  Gesetze;  denn  es  besteht  .Jj^  gar  keines  flbor  .den  Gegenstand. 
Bms  bei  den  Betheiligten  die  Ueberzäägmiig  von  der  BecWmimtigkeit  ihrer 
Schritte  herrschte',  ergi^bt-  sieh  ans  der  ofEBncn  Vornähme  derselben.  Es 
konnte  also  kdiglich.aa.der  Ueberzengong  yon  der  reöhtttehen  Nothwendig- 
keit, die  Petition  anzunehmen,  bei  den  Ständen  und,  in  sofern  dieselbe  bei  ' 
der  Aufrochterhaltong  der  Verfassung  ebenfalls  hauptsächlich  bethciligt  ist, 
bei  der  RegieruDg  fohlen.  Und  in  der  Xhat  ist  diess  auch  der  Bpden,  aaf  . 
welchen  die  Gegner  sich  stellen.  Es  sei  die  Uebung,  behaupten  sie,  nur 
eine  Thatsache,  eine  freiwillige  Einräumung  aus  Billigkeit  und  Klugheit; 
aber  nirgends  werde  ein  Recht  und  eine  entsprechende  Pflicht  anerkannt 
Die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  nachzuweisen ,  liegt  nun  aber  gar  sehr 
in  dem  eigenen  Interesse  der  Freunde  von  Regierung  und  Ständen  und  in 
dem  ihrer  Mitglieder.  Es  ist  nämlich  unbedingt  unmöglich^  dass  die  sämmt* 
liehen  ttbleu  £igen<c)iaften,  velche  dep  Petitionsrechte  nnd  namentlich  dem 
Petitionsrechte  der  (jiemeinden  zugemessen  werden,  erst  nach  Jaliren  ent* 
deckt  w^en,  wenn  sie  wirklich  bestehmu  Ein  grosseres  Armuthszeugniss 
liesse  sich  gar  nicht  ausstellen.  Nur  einer  grossartigen  Pflichtversäumniss  könnte 
es  demnach  mgeschrieben  werden ,  wenn  dennoch  Jahre  lang  Petitionen  nicht 
nur  ohne  irgend  eines  JMenschen  Widerspruch ,  sondern  selbst  unter  eifrig- 
ster Theilnahme  ^On  Ministem  und  Standemitgliedem  angenommen  nnd  be- 
handelt wurden.  Eine  so  in's  Ungemessene  gehende  Püichtvcrsüunmiss  an- 
zunehmen, ist  nun  aber  ebenfaUs  unmöglich:  und  es  bleibt  also  nichts  übrig, 
.  als  vorauszusetzen,  dass  alle  Betheiligten  ¥on  der  UeJ)erzengung  der  recht- 

I)  a.  Wicht« r,  Himdbqcfa  im  wtunmft.  Fil^tAmia»,  a.  ji,  a.  yi  ». 
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liehen  Nothwendigkeit  dov  Annahme  von  Petitionen  durduliungen  waren. 
Damit  aber  ist  das  Gewolinlieitsret  ht  vollständig  hergestellt  ;  und  dass  eine 
zu  späte  Läugnimg  von  Einer  Seite  es  nicht  wieder  zerstürt,  bedai-f  wohl    *  * 
keines  Beweises.  *  " 

So  weit  die  Widerlegung  der  Gegner  des  Petition«5Techt«  s  der  Gcniciudtu 
and  Corporationen.  —  Nicht  aber  blos  ziu*  fornullen  Abruiulung  der  gegen-  • 
wärtigen  Remerknngm .  sondern  weil  mit  Fug  von  Dem,  welcher  gegen  die 
Ansichten  Anderer  ]>üK'niisch  aufgetreten  ist,  verlangen  wird,  dass  er  nun 
auch  seine  eigene  Theorie  klar  und  unumwunden  hinstelle,  damit  aueh  sie 
auf  den   Prüfstein  gebracht  werden  könne,  soll  itzt  noch  unternummeu 

•••• 

werden,  das  förmliche  Recht  der  einzelnen  Bürger  sowie  der  Gemeinde- 
behörden znr  Einreiehung  von  Petitionen  an  die  Stände  in  kurzen  Sätzeu 
zu  erweisen.  Und  /war  m>1I  der  Beweis  lediglich  aus  der  Natur  des  reprä- 
sentativen Staates,  ohne  alle  Zuhülfeziehuug  positiver  Bestimmungen  eiu/elncr 
Länder,  geführt  werden.  Auf  diese  "Weise  kann  die  Schlussfolgerung  in  • 
allen  jenen  Staaten  Anwendung  finden,  welche  keine  positiven  Bestimmungen 
haben;  in  den  mit  theilweisen  Gesetzen  versehenen  mag  sie  gehörigen  Ortes 
eingeschaltet  werden.  —  Die  Lehre  ist  nun  aber  folgende: 

Das  Petitionsrecht  ist  keineswegs  imr  als  eine  zufällige  und  blos  unter 
Toraassetzong  von  positiven  Satzungen  oder  von  Gewohnheitsrecht  geltende 
Befbgniss  zu  betrachten ;  sondern  vielmehr  ist  dasselbe  ein  unmittelbarer 
und  nothwendiger  Ansfluss  des  Begriffes'  der  VoDcsvertretong,  und  zwar  in  • 
doppelter  Folgerung.  x   •      *  " 

*  Einmal  nftmUch  mnss  der  Borger  das  Recht  haben*,  seine .  Vertreter 
auf  alle  diejenigen  Gegenstände  aufmerksam  zu  machen ,  von  denen  er  Ur- 
Sache  hst  zo  ^aaben,  dass  er  genaaer  mit  denselben  bekannt'  ist,  als  sie, 
nlDl  bei  irelchflD  elr  doeh  deren  HflUb  bedärf.  -Es  shid  jedeih  Borger  dnreh 
die  GrnndgeseiDB  eiiies  constttitlonelkn  Staates  (seien  diese  nun  in  Einer 
Ürknnde  gesammelt  oder  in  mehrere  Satnnsen  aserstrent)  gewisse  Bechte'  * 
gegenflber  vom  Staate  elngeriuimt,  uid  Qbeidiess  hat  -die  Standeviersamm- 
hmg  die  Aufgabe,  auch  seine  sonstigen  Interessen  im  Staate;  wenigstens 
innerhalb  gewiss«*  Qrenxen,  so  wahren  und  m  fördern.  Da  nnn  selbst  bei 
der  iweckmissigsten  tertheilang  der  TottsT^rtreter  Aber  das  Staatsgebiet 
und  bei  der  eifrigsten  PfBchtcrittltaDig  von  Seiten  derselben  nnmtiglich.  die 
yersammhmg  die  ErMnÜsse  nnd  die  Anstände  dnes  jeden  Kfaitelnen  Icennen 
kann;  da  ienier  der  Bürger  niehf  der  Ungeirissheit  ansgesetat  sein  darl^-  ob 
er. ein  HitgM  finde,  wdcbea  in  gewünsehter  Weise  nnd  SeUemdgkeit  die 
Angelegenheiten  des  Ehuehien  nun  Gegenstande  einee  Vortrages  in  der 
Venammlimg  zn  iuachen  bereit  ist,  srädem  er  mit  unbedingter  Sicherheit 
.moss.  seine  Anliegen  anbringen  kflnnen:  so  hat  er  anch  gegenüber  Ton  der 
Versammlung  das  Becht,.  sie  nach  Belieben  mit  Tetiäoneo  anzngeben;  nnd 
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es  kann  somit  weder  diese  sie  ungeprüft  zurflckweiscn ,  noch  kann  es  der 
Regiemng.  zustehen,  sie  auf  welche  Art  imnior' zurückzuhalten  oder  zu  ver- 
kttmineni.  Da  aber  der  Einzelne  nur  in  den  allgemeinen  Zustanden  lebt, 
und  diese  die  Ausübung  der  Rechte  und  der  Thütigkeit  des  Einzelnen  be- 
dingen :  so  ist  auch  das  Potitionsrecht  nicht  blos  auf  die  Gegenstände  der 
Privatrechtssphäre  des  Bittenden  beschriinkt ,  sondern  er  ist  befugt,  alle 
Verhältnisse  und  Einrichtungen  des  Staates,  dem  er  angt  liort  und  zu  dessen 
Bestand  er  beitrflgt,  in  den  Kreis  seiner  Bemerkungen,  nnd  seiner  WCknscbe 
zn  ziehen. 

Zweitens  aber  leitet  sich  das  Petit ionsrodit  der  Einzelnen  aus  der  ver- 
fassungsmässigen  Stellung  der  Staiidt  vcrsanmilung  mv  Regierung  ab.  Die 
Stände  haben  da&  Recht  und  die  Pflicht,  sowohl  die  allgenuinen  Rechte  und 
Interessen  der  Gesannntht  it .  als  aueh,  in  gewissen  Fällen  wenigstens,  ver- 
letzte Rechte  und  Interessen  jedes  einzebun  Bürgers  gegenüber  von  der 
Regierung  zu  vertreten  und  nüthigen  Falles  zu  vertheidigen.  Sie  können 
nun  aber  dieser  ihrer  Pflicht  unmciglich  im  vollen  Umfange  nachkommen, 
wenn  sie  nicht  von  jedem  Einzelnen  über  Alks,  was  möglicherweise  in  den 
Umfang  ihrer  Aufgabe  fallt ,  Nachricht  erhalten  können.  Es  nmss  somit 
der  Bürger  ein  unantastbares  Riebt  haben,  sich  mit  Eingaben  an  die  Stände 
zu  wenden;  und  völlig  widersinnig  wäre  es,  wenn  die  Regierung  befugt  wäre, 
ihn  hieran  zu  hindern ,  da  ja  das  ungetrübte  Recht  nothwendig  i'^t ,  um  den 
Ständen  die  Möglichkeit  zu  vt  rkihen ,  ihre  Ptiicht  gerade  gegenüber  von  der 
Regierung  vollst.^ndig  zu  erfüllen. 

Es  ist  somit  bei  den  Petitiont  n  ihr  Einzelnen  von  einem  vollen,  sogar 
zur  Vollziehung  der  Verfassimg  doppelt  nothwendigen  Rechte  die  Rede, 
und  keineswegs  blos  von  einer  freiwilligen  und  ztifalligcn ,  al>o  auch  nach 
"Willkühr  aufzuhebenden  und  zu  beschränkenden  Duldung,  und  es  ist  das 
Petitioniren  nicht  blos  eine  Thatsache,  sondern  vielmehr  ein  wesentlicher 
Bestandtbeil  der  Verfassung,  sei  es  nun,  dass  das  positive  Cresetz  desselben 
Erwähnung  thut,  oder  es  als  sich  von  selbst  verstehend  mit  Stillschweigen 
flbergehl.  Fttrcfatet  man  aber  Ifacbtheile  von  dem ,  an  sich  ganz  unschul- 
digen, Petiiionsrechte,  falls  es  in  gewissen  Formen  oder  Richtungen,  viel- 
lelobt  in  besCMMlen  bcnregter  Zeit,  ausgeübt  werde:  dann  treffe  man  gesetz- 
lidie  Tonorge.  'Allein  als  TöIlig  nnzulftssig  mnss  es  erkl&rt  werden,  wena 
das  Dasein  des  Beehlea  selbst  geläugne.t  werden  will,  Mos  well  es  mOg^cher- 
weise  nissbraiicbt  werden  konnte,  nndVeil  fie  Gesetzgebung  oiMaMeB  bat, 
hiergegeii  auf  geordnetem  Wege  Vorkehrungen  zo  treffen.  ' 

•  Was  non  aber  insbesondere  das  PetitiQnsrecM  der  Gemeinden  md  son- 
stigen KAfpersefaaften,  and  somit  ibrer  gesetdiehen  Organe,  betritt,  so  ist 
ancb  bier  'ein  TOllstAndiges' constitntionelleB  Becbt  nadiweisbar.*  Die  Ge- 
ineinden sind  IbeQs  mit  Recbten  nnd  Intwessen  vieUiMb  VersdieM  Gesanqn^ 


Digilized  by  Gl 


I 


in  coostitutiondlen  Staaten.  279 

Iititeii,  geseUschAftliidM  Knise,  theib  ttoä  sie  auch  Bestandthrite  deaStwts- 
.  organimna,  ja  denen  Srondlage.  In  beiden  Benehnngen  können  sie  in  dSe  . 
I4ige  kommen,  den  Schnti  nnd  die  ünterstfltamg  der  Stande  ansprechen 
ZQ  mflssen,  oder  diese  von  bestehenden  UebelstRnden  in  Keiintidss  setzen  sn 
soUen;  md  auch  sie  bedOrfien  hieni  eines  nngehemmten  Verkehres  mittelst 
Singaben.  —  FOr  das  BedOrfidas  nnd  somit  fllr  das  Beehr  in  jener  ersteren 
Bezidnmg  bedarf  es  nicht  erst  e^nes  Beweises.  Eine  grössere  Gemeiiäehaft 
hat  alierdings  andere  Forderungen  an  den  Schnts  nnd  an  die  Fördemng 
dß^  Staatea  zu  stellen,  als  dn  Einzelner;  ailem  sie  kann  -seiner  Thätigkeit 
trotz  Ihrer  grOssern  Mittel  nnd  ihrer  Unpersttnlichkdt  nicht  entbehren.  Und 
aiwar  mag  sie  nicht  blos  in  Beoehon^  anf  Hire  ganz  besonderen  nnd  Ortliehen 
TerhUtdssennbefriedigte  Wünsche  haben,  sondern  ihr^oU^mag  anoh'dordi 
die  richtige  Beschaffenheit  )ler  allgemeinen  staatlichen  Bechte  nnd  Znst&nde 
bedingt  -sein.  Ebie  Beschrinkimg  des  Petitionsrechtes  der  .Oemeüiden  als      *  ^ 
geseUsehaftlicher  GiNiosBenschaften  anf  nnn^teibar  Ortliche  Yerhftltaisse  ist 
daher  dnrch^ns  nicht  gerechtfertigt,  weil  selbst  fllr  ihre  besondere  Bedttif- 
nSue  nidit  genügend.  —  Ein  Bittrechi  der  Qemelnden  als  Bestandtheilo 
des*  etaatsorg^ismns.  mAg  allerdiiigs  seltener  nOthig  sdn,  Indem  hier  tan 
Falle. einer  U^trBgliohkei(  der  Weg  des  Beknrses  oder. der  Yorstellnng 
bei  den  höheren  B^gienuigsbefaOrden  air  AbhtUfe  flilfiren  wird^  iberhanpi* 
Aeser.  ganze  yerhUtniss  dnreh  ansführliche  Gesetze  geregelt  zti  sein  pflegt 
])och  mag  es  sieh  inänerhia  begi^Wi ,  dass  eine  Gemeinde  ihre  B^ttzong  • 
m,  Btaatsiweoken  ftor  tmbillig  nnd  das*  fichtige  Verhftltnis?  flhersteigend  er^  .  . . 
achtet,  z.  R  die  Uebernabme  einer  Leistung  anf  die  allgemeinen' Staats-  - 
mittel  oder  die  Besorgung  ciue«  Geschäftes  uninittelbar  durch  StaaUbebörden    •  . 
wünscht,  und  sich  an  die  Stände  wendet,  weil  sie  bei  den  hOhem  Stellen 
kein  Gehör  findet,  vielleicht  näcb  den  bestehenden  Gesetzen  keines  finden  > 
kann.    Es  ist  nnn  nicht  einziiseheu ,  warum  es  ihr  nicht  gestattet  sein  , 
sollte,  die  Volksvertretang  auf  den  Uebehtand  unfmerksam  zu  machen  nnd 
diese  um  Hinwirkuug  auf  eine  RiobtigsteUong  df^^Verbfiltnisse  anzugeben. 
Die  Ordnung  des  Dienstes  und  der  Gehorsam  gegen  'dir  vorgesetzten  Staats- 
•  *  oigane  wird  durch  eine  solche  Petition  iiy  keiner  Weise  gestört,  da  es  sich 
von  selbst  versteht,  dass  die  Vorbringung  einer  Bitte  an  den  bestehenden 
Anordnungen  nichts  ändert.  —  In  beiden  Fällen  sind  aber  die  gesetzlichen 
Organe  der  Gemeinden  wo  nicht  ausschliesslich  so  doch  jeden  Falles  zu- 
nftchst  aufgefordert,  die  Interessen  der  Gemeinschaft  zu  vertreten  und  steht 
ihnen  also  ein  Petition'^rcclit  zu.    Auch  gegentlher  von  den  Gcmcindegc- 
Dossen  ist  dabei  von  einer  Beeinträchtigung  kiino  Rede.    Allerdings  sind 
die  Vorsteher  gegenül)er  von  diesen  auf  einen  gcsetzlicl»  genau  vorgcschrie- 
.  benen  Krcjs  amtlicher  Refngni=se  und  Handinngen  begrenzt,  wie  die^s  bei 
jeder  öffentlichen  Stelle  der  Fall  ist^  und  eine  Uebersohrcitung  dieser  r- 
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Sphäre  wäre  Anmassüng  nicht  getMUirender  (3ewak  tmd  Terktnif  dv 
Rechte  Dritter.  Allein  diese  Nothweodii^t  efale«  Eidultens  der  Grenzen 
der  eigenen  Amtsgewalt  hat  gar  keine  Beiiehiing  iulf  bittwdfle  MSt^^^iTOCM 
an  die  Stände,  durch  welche  keinerlei  Stdnug  oder  Beeintrtditigoiig  Ist- 
beigeführt  wird.  Eine  Bitte  gtehl  Jedem  md  an  Jeden 'frei,  also  neli  dn 
Vorsteher  einer  Gemeinde;  diestf  aber,  mn  eo  ticberer,  äto'elwa  nielt  ein. 
verstandene  Genossen  an  einer  selbststl&digen  md  in  verachiedeiier  SidMog 
tidi  bewegenden  AosObnng  des  Petiti<mareebto  nicht  gebindert  sind. 
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Es  ist  yreder  unwichtig  noch  ist  es  leicht,  zweckmässige  Bestimmungen 
über  das  formelle  Verfahren  einer  groj^sen  berathenden  und  beschliesseuden 
Versammlang  zu  entwerÜBii.  Nicht  unwichtig,  weil  der  ruhige  Gang  der 
Verhandlungen  und  sdbst  die  richtige  Auffassung  und  Aussprechung  der 
Beschlösse  wesentlicb  durch  eine  geordnete  und  Niemands  Kochte  verletzende 
Ckschftftsbehandlung  bedingt  ist.  Nicht  leicht,  theils  weil  der  zu  besorgenden  HP 
Angelegenheiten  mancherlei,  sind  und  für  jede  die  rechte  Form  gefunden 
irerden  mnss;  ifa^ils  weil  ganz  spitzfindige  logische  Fragen  zur  Erledigung 
koBUnen;  tbeUs  endlich,  weil  man  mit  Leidenschaft  in  und  ausser  der  Ver- 
atauBhnig,  likft  Parteiabsichten  and  mit  mdanterer  Schlauigkeit  zu  thnn 
•liiM  kftim,  welchen  dB  fester  and  nnter  allen  Umstftnden  gentlgender. 
'.nuBB  entgegengesetzt  werden  man, 

Axidi  in  dieeer  Beiifllinng  zeigt  deh  dMr  Vartbeil  einer  langen  Daner  ' 
der  TeifiMsung.  bmertelb  BNluwrer  Mutiniiderte . werden  natSiliflli  alle'  - 
Arien  tob  Erfidmmigeii'  gemacht;  nnd  wenn  maa  dieseDben  gut  la.  Balbe 
gehaltet  hat^  tkf  kaim  jikieht  leicht  eine  Frage  anftanchen,*  Aber  deren 
richtige  Behandlung  nicht,  echoi  nachgedacht  ist,  nnd  flir  deren*  «bennalige 
■  Ifitnag  nicht' heieitB  Vorgänge  oder  gar  entschiedene  Vorschriftea  Torhänden . 
wlren. .  Ba  nan  aber  an<di  eine  eist  seit  kttraerer  Zeit  faedtehoide  Ver^ 
sanmdvBg,  ja  selbst  eine  gans  ntn  lasahunentretende  richtig'  Terfthren  soll, 
so  gebort  eii'^nli!;fiswegs'  imter  dnr  Wflrde  der  Vfissnischält'  vom  reprftseni», 
tathren  SUuite,.  die  Onindsttae  Ihr  eine  gate  OesishiftsordnBng  der  Sttbide-' 
Tgwammhmt  ausfindig. sn  madien,  nnd  es  darf  nicht  die  leiste  Serge  der 
GesetsBebong  sein;  4m  ftr  got  Erachtete  hidbend  lestasteUen. 

Die  Vnsseosdiaft  hat  sich  nnn  aber  erst'  xiemlich  spdt  an  die  Lasong 
der  ihr  gestditäi  Anlisabe  gemacht;  and  es  .kann  aodi  itst  nodi  nicfat  be- 
hai^lct  werden;\das8  sie  dad  Noihweikdige  ToUstlndig  geleistet  habe.  —  Oh- 
gleidi  mäa  oder  weniger  logisch  abgeluste  Znaaimnenstellnngen  über  die  |n 
engUseben  Paxfiaoente  befolgten  GeschSftsregebi  sehr  1ioch,  'Tidleicht  selbst 
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bis  in's  13.  Jahrhundert,  zurückgohrn  (s.  m<^ino  Geschichte  und  Lttcralur 
der  St.W.,  Bd.  II.  S.  Hl  n.  ff.),  und  obgleich  eine  grosse  Anzahl  hierzu  be- 
stimmter Schriften  alliiiitlig  an'>  Tageslicht  trat,  ist  doch  eine  eigentlich 
theoretische  Behandlung  des  Gegeiistnnd»  s  erst  von  J.  Bentham  in  seinem 
bertlhniten  Werke:  -Taktik  gesetzgt  1k  iider  Versammlungen-  unternommen 
worden  Es  reizte  diesen  sclhst^tiindigen  und  scharfsichtigen  Geist,  auch 
in  dii  '^er  AbtliiMlung  positiver  Natzungen  und  Gewohnheilen  den  verständigen 
Grund  des  Tliatsiiihlichen  zu  erfor>chen  und  mit  scharfer,  in  alle  Winkel 
fallender  Kritik  die  ]>er(  chtigung  des  Bestehens  zu  beleuchten.  Später  hat 
Mittermaier  (in  Welcher s  Staatslexikon,  Art.  -Geschiiftsordnung»)  eine 
gedrängte,  aber  auf  reiche  eigene  Erfahrung  gestfltzte  Erörterung  gegeben. 
Strenge  genommen  ist  die  wissenschalihche  Behandlung  seitdem  nicht  viel 
weiter  gekommen.  Allerdings  hat  kein  geringerer  Mann  als  Jefferson 
in  seinem  -llaiulbuche  der  inirlamentarischen  Uebung»  eine  systematische 
Zusammenstellung  der  im  Senate  der  Vereinigten  Staaten  befolgten  Ge- 
schäftsregeln entwürfen -);  und  haben  später  May  ^)  und  Cushing*)  in 
noch  weit  ausführlicheren  und  vortrefflichen  Arbeiten  dasselbe  geleistet  fftr 
das  englische  Parliament  und  für  berathende  amerikanische  Versammlungen 
überhaupt.  iVllcin  diese  Schriften  stellen  doch  sämratlich  nur  das  positiv 
in  einem  bestimmten  Lande  Gtiltige  d^,  ohne  sich,  wenigstens  absi^tlich' 
and  umfassend,  mit  den  allgemeinen  Gründen  des  Rechts  and  der  Zweck- 
mftssigkeit  za  befassen.  Das,  was  der  Verfiisser  dieser  Zeilen  in  dieso* 
BidKung  geschiiebeii  hat,  («Yorschlftge  zu  einer  Geschäftsordnung  des  yi^t 
foMQiiggebendeli  Beicbstages".  Heidelberg,  1848,)  enthält  zwar  in  ausge^* 
4leb]iteBjUimerIningeii  die  tüooretiscIieTeitlieidigaiig  der  in  Antrag  gebrachten 
Bestiininiingen;.  aUe^ildie  Iddiie  S<diiift  war  im  Dränge  des  Angcnblick« 
entifori'eii  und  «tacÜ  .mir'  flir  einen  bekimmteo  Fatt^bÄrechnet '  Allerdings 
4iideD  siph  dieils  in  allgemeinen  Wericen  Uber  cointitBlIoneltes  Staatsrecht  *), 

1)  Bentham,  J.,  Tactiquo  Ava  tmuMfun  poUtiqucs  döUMrantcs,  publ.  par  E.  Damoab 
I.  II.  £a.  8,  Par.,  18».  lind  ip  der  BrOailer.  QwmmtaMgabc  der  franzöauchen  BearbeitaacCB, 
Bd.  I,  8.  37]  fg.  Die  englische  üebenchrift,  mit  der  B«seicbnaog:  Essay  on  poUtituü  imdk», 
in  den  „Wockü«*  of  J.  B.,  Bd.  II,  8.  39»  Ig.   Eine  deutsche  U«lMnfltmf :  Tt^lOk,  ote  Ikaorit- 
dM  GeacbUlsganices  in  StlBdeTenammlaDgeti.  Erl.,  IUI.   .  . 

9)  Jeirftorson,  Th.,  A  lAanoal  of  parliunentai^r  prmetice.  For  the  OM  of  tb«  Somte  olf  tb«- 
U.  8t.  Waah.,  1830  (und  in  numehea  flrBhar«o  und  spKteren  Ausgaben.)  Deutsche  UebeaMtnag^ 
Bandbnch  den  Parianäentacreohtai,  «dar  DmrsteUany  o.  •>  w.  von  Hennloff.  Beri.,  isis. 

<  S)  May,  Th.  R.,  A  treatim  npoa  Hkb  tow,  prirOegp«  and  proceedin^  of  PariianenL 
IiOnd.,  1844;  4t&  Hchr  vermphrlc  Aiisg-  iMi. 

4)  L.  8.  Cttibing  bat  s^aierlel  Sehriflea  flb«r  Oeschinaordnang  rartOleBfUebU—  IN« 
«nie  MbseN  Irt:  Miiraal  of  paHtflaMotMy  praedoe.  19.  ed.  Boston.  Deiiltdi:  Handhoeh  der 
parlamentarischen  Pr.ixis  vnti  II.  R9iker.   ÜHinbiCM  iR-iä.  —  Da«  omfaMendere  Werk  ist:  Lex 
Perliementeria  American«.  Eicmenta  of  the  law  and  prectice  of  Leylilative  AJeembUee.  Boft,  IWt 
'ZZZTInad  1068  lei:  '  '  " 

5^  Man  selie  z.  R.  Zachnria,  Dmitsohcs  Staatsrecht  9.  Aufl..  Bd.  I,  8.  ^  fk-;  Zöpfl, 
D.  Staatsrecht,  «te  Aufl^  Bd.  II,  8.  456  Cf.;  Heid,  System  de«  Verlkaeftiiceredites ,  Bd  O, 
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theils  in  den  Bearbeitungen  einzelner  Landesrechte ')  gelegentliche  Erörte- 
rangen,  und  es  mögen  auch  in  den  unzählbaren  Protokollbanden  der  ver- 
schiedenen repräsentativen  Versammlungen  gar  manche  belehrende  Verband- 
langen  begraben  liegen;  allein  j<iie  Boitr.lge  sind  doch  nur  zufällig  und 
fragmentarisch,  und  diese  Verhandlungen  vermag  Niemand  aufzufinden  ohne 
einen  ganz  unverhflltnissmässigen  Zeitaufwand.  Uniflugbar  also  ist  theoretisch 
noch  viel  zu  thun  und  namhaftes  Verdienst  zu  erwerben. 

Was  aber  die  gesetzliche  Aufstellung  der  Geschäftsordnungen  betrifft, 
so  fehlt  es  z\sar  natürlich  hieran  in  keinem  der  constitutioncllen  Staaten 
ganz.    Gar  manche  haben  sogar  des  Guten  viel  zu  riel  gethan,  in  so  ferne 
8ie   rein  formelle  und  zum  Theile  bis  in  kleinliche  Einzelheiten  gehende 
Bestimmungen  in  die  Verfassungsurkunden  selbst  aufnahmen,  damit  aber 
einer  Seits  die  Vornahme  von  Aenderungen .  welche  die  Erfahiiiug  an  die 
Hand  geben  möchte,  sehr  erschwerten,  anderer  Seits  das  Grundgesetz  un- 
nöthiger-  und  schftdlicherweise  umfangreich  machten.    Auch  hat  es  wohl, 
v(0  solche  möglich  waren,  an  Revisionen  des  zuerst  Angeordneten  nicht 
gefehlt.    Allein  auch  bei  den  Gesetzen  lässt  der  Zustand  im  Allgemeinen 
noch  Manches  zu  wünschen  übrig.  —  Vorerst  sind  die  Geschäftsordnungen 
nicht  selten  vor  aller  und  jeder  Erfahrung  entworfen  worden ,  somit  theils 
Iflckenhaft,  theils  unzweckmftssig.    Besten  Falles  hat  man  sich  mit  der 
Nachahmung  irgend  einer  fremden  Vorschrift  begnügt ,  ohne  aber  auf  die, 
vielleicht  wesentlichen,  Verschiedenheiten  in  der  Grösse,  Zusammensetzung 
nnd  Berechtigung  der  verschiedenen  Versammlungen  Rücksicht  zu  nehmen, 
und  ohne  alle  nähere  Kenntniss  darüber,  ob  und  wie  weit  sich  die  einzelne 
Regel  auch  wirklich  erprobt  habe.    Oft  ist  namentlich,  trotz  ihrer  manch- 
fachen  Mängel,  die  Geschäftsordnung  der  französischen  Abgeordnetenkammer 
zu  Grunde  gelegt  worden,  ohne  Zweifel  weil  sie  leicht  herbeizuschaffen  und 
äusserlich  gut  geordnet  und  handbar  war;  während  die  schwerer  zugäng-  ' 
liehen ,  auch  allerdings  nicht  einfach  abzuschreibenden ,  dagegen  aber  auf 
jahrhundertlange  Erfahniug  gegründeten  Regeln  des  englischen  Parliamentes 
unbeachtet  blieben.    Demgemäss  sind  denn  gar  viele  der  Geschäftsbestim- 
mungen einer  sachlichen  und  formellen  Verbesserung  gar  sehr  bedürftig.  — 
Sodann  ist  nur  in  wenigen  unserer  Staaten  die  vortreffliche  engUsche  Sitte 
nachgeahmt,  jede  neue  grundsätzliche  Entscheidung  der  Kammern  über  eine 
Geschäftsfragc  amtlich  zu  verzeichnen  und  durch  Aufnahme  unter  die  Zahl 
der  festgestellten  Regeln  (Standing  Orders)  auch  für  künftig  festzuhalten, 
dadurch  aber  mehr  und  mehr  eine  vollständige  Gesetzgebung  zuwege  zu 
bringen  *).    Wo  diess  nun  aber  nicht  geschieht,  ist  nicht  nur  eine  Uebersicht 

1)  80  X.  B.  In  meinem  StaaUrecbt  de«  K.  Warttemb«rg ,  Sie  Aufl.,  Bd.  I,  B.  69&  fg.; 
Pösl,  Bayerlaches  Verf.-R. .  ste  Aufl.,  8.  507  f.;  Bönne,  PreoMischea  BtMUrecbt ,  Bd.  I, 

»)  Dm  englUche  parliunentariscbe  Recht  kennt  dreier!«!  Arten  Ton  Feetatellan^en  fUr  dl« 
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über  das,  was  hinsichtlich  der  Geschäftsordnung  beschlossen  ist,  ausser- 
ordentlich schwierig,  wenn  Oberhaupt  möglich;  sondern  man  wird  auch  in 
vielen  Fällen  auf  bereits  Besprochenes  und  Beschlossenes  später  wieder 
zurückkommen  und  so  besser  zu  verwendende  Zeit  verschleudern,  vielleidit 
selbst  Widersprechendes  oder  wenigstens  Ungefügiges  beschliessen.  — 
Endlich  lässt  sich  noch  die  Bemerkung  machen,  dass  StUndeversammlangen 
sich  keineswegs  immer  genau  an  die  Vorschriften  ihrer  Geschäftsordnung 
halten,  sondern  theils  im  einzelnen  Falle,  theils  sogar  gewohnheitsm&ssig 
nach  vermeintUcher  Zweckmässigkeit  davon  abweichen.  Diess  ist  nun  aber 
offenbar  ein  grosser  Fehler,  welcher  zu  jeder  Art  von  Willkür  und  zu 
bittem  Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedera  selbst  und  mit  der  Regierung 
führen  kann.  Das  einzig  richtige  Verfahren  in  dieser  Beziehung  ist  eine 
förmliche  Verbesserung  der  Geschäftsordnung,  sobald  die  Erfahrung  auf  eine 
Lücke  oder  auf  einen  Fehler  auftnerksam  gemacht  hat,  im  Uebrigen  aber 
pedantisch- strenge  Einhaltung  der  bestehenden  Vorschriften.  Zur  Entschul- 
digung, jedoch  keineswegs  zur  vollständigen  Rechtfertigung,  des  gerügten 
Verfahrens  dient  es  freiUch,  dass  in  manchen  Staaten  die  Bestimmung  der 
Geschäftsordnung  der  freien  EntSchliessung  der  Ständeversammlung  selbst 
entrückt  ist.  Entweder  nämlich  sind,  wie  bereits  bemerkt,  Geschäftsvor- 
schriften durch  Aufnahme  in  die  Verfassungsurkunde  selbst  einer  Verbesse- 
rung kaum  zugänglich;  oder  aber  verlangt  wenigstens  die  Regierung  einen 
Antheil  an  der  Feststellung  auch  der  inneren  Geschäftsordnung,  und  kommt 
dann  die  Versammlung  entweder  nicht  mit  ihr  überein,  oder  aber  will  sie 
sich  grundsätzlich  nicht  in  ihren  häuslichen  Angelegenheiten  der  Ansicht 
eines  Ausseustehenden  unterwerfen  *).   Beide  Zustände  sind  ohne  Zweifel 


Gfschäftibehandlang:  L  Standtoff  Orders,  d.  h.  BeschlÜMe,  welche  bleibende  GUtifkeit 
haben  sollen,  und  somit  ron  einem  Parliamente  auf  du  andere  itbergehen;  ».  Sesslonal  Orden, 
Beachtüsso,  welche  zu  Anfang  eine«  jeden  Reichstages  auft  Neue  gefasst  werden  and  nur  Je  hta 
zur  EntlaMun«  oder  Aaflöiung  bindende  Kraft  haben ,  übrigens  thatsKchlich  in  Jedem  Jahre 
wiederholt  werden  ;  h.  Orders  oder  Resolutions,  nur  für  einen  einzelnen  Fall  bestimmte  Be- 
fichlQase.  Die  standing  ordera  werden  nicht  nur  In  den  amtiichen  Protocollen  verzeichnet,  sondern 
tan  Oberhanse  besteht  auch  noch  eine  eigene  Rolle  tilr  dieselben,  in  welche  Jeder  nene  Beachlnsi 
eingetragen,  and  welche  von  Zeit  zu  Zeit  durch  den  Druck  verötTentllcht  wiid.  (Die  Bamn- 
longen  der  st.  ordern  des  Unterhaases  sind  Privatarbeiten.) 

1)  Die  Bestimmungen  über  das  Recht,  die  Geschäftsordnung  festxnstellcn ,  sind  in  den  ver 
schiedenen  Btaalen  sehr  abweichend.  Von  selbst  versteht  sich  freilich  überall,  dass  die 
Masseren  Oeschäftabeziohungen  einer  Kammer,  d.  h.  also  die  formellen  Verhältnisse  zor 
Regierung  und  der  einen  Kammer  mit  der  andern ,  nicht  einseitig  von  ihr  beatixniiu  werden 
können,  sondern  eine  Zustimmung  des  andern  Theiles  bedürfen;  allein  hinsichtlich  der  inneres 
Geschäftsordnung  der  Versammlungen  findet  sich  Jede  Möglichkeit  einer  Feststellung  Irgendwo 
als  geltendes  Recht.  Förmlich  als  Theil  der  Verfassang  ist  z.  B.  die  Oeachäflsordnang  in 
Bayern  publicirt,  (Edict  Z  zur  V,-U. ;  allerdings  bedeutend  geändert  durch  Oesetz  vom  15.  Juli 
1850 ;)  and  ein  grosser  Theil  der  deutschen  Verfkssungs-Urknnden  enthält  wenigstens  sehr  zahl- 
reiche einzeloo  Vorschriften  über  die  Geschäftsbehandlnng;  so  n,  a.  die  württembergische, 
k.  sächsische,  gh.  hessische.  Ein  Oesetz  ist  verlangt  in  Oldenbarg,  V.-U.  von  18SS,  •  lU  and 
In  8chwnrzburg-6onder8hausen,  V.-U.,  f  U7.  Eine  Genehmigung  der  Regierung  für  die  von 
der  Versammlung  zunächst  entworfene  Ordnung  ist  ausdrücklich  angeordnet  in  Anhalt-Bcmburr, 
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weder  angcin-hm  noch  zweckmässig;  dcunoch  luuss  eine  stillschweigende  ' 
Abweichung  von  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  als  noch  weniger  zutr&glich  ,  . 
bezeichnet  werden. 

Eine  vollständige  theoretische  Erörterung  einer  st&ndischen  Geschäfts- 
ordnung wäre  an  gegenwärtiger  Stelle  zu  umfassend  und  möchte  ancb  kaum 
in  allen  ihren  Theilen  genügend  ansprechen.   Dagegen  will  es  nicht  anpassend  > 
sdiemen,  wenigstens  einige  hauptsächliche  Ponkte  zo  erörtern,  theib  am  « 
den  Beweis  si  liefern,  dass  die  Regelung  dieser  Fragen  keineswegs  ebOuii. 
ift,  si>iideni  vielmehr  yerschi^denartiger  Erwägungen  bedftrf  mid  oft  auf 
eniBtliaft«  ScMerigkeiten'stfisst,  tbeils  vm  an  ebd^^ 
welcherlei  Arten  Ton  Erwägungen  hier  ang^steUt  werden  müssen. 
kierbel  aber  in  einzelnen  Pnnktep  eine  Abweidiang  von  der  ob«n  ange- 
IHIir^ii  Ueineii  Schrift  ^  Verbssers  Ober  die  Gescblftsordniing  des-Fralik« 
fivter  Partamentes  Stattfindel,  so  ist  tbefls  der  jetzt  g^ommene  allgemeine  - 
Standponkt  die^Yeianhwsatg,  haaptsicUich  abei:  haben  die  in  dieser  Yer^" 
tammhmg  gemachten  ErfUumngen  manche  Ansicht  geändert . 

1.  Die  Ernenniiiig  des  Y'orsitrendeiL  '  :  ' 

ie  zahhreicher  eine  Versammlwig  ist,  mit  je  wiGhti^eren  Qegeasttodea 
sie  sich  m  bescfaAftigeB'.Iiat,  and  je  h0her  also  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
.die  Wogen  der  Leidensdiaft  gehen  werben:      desto  grösserer  Wichti^c^         '  ^ 
ist  ein  giiter  Präsident  Unzwinftlhaft  sbd  die  Anlagen  des  Geistes rond 
des  Charakters,  Welche  rar  ErftOlong  der  schwierigen  An^be  gehören, 
nicht  eben  hftofig  zn  finden.  Es  i^t  ntinlieh  in  glochemMaasse  ei%irderlich; 
naerschlitteriiehe  Böhe  imd  Selbstbeherrsdimig;'  PestigkÄ  und  U^partel-   .     >  . 
iichkeit  gegen  Freund  imd  Feind;  gewinnendes  Bipiehmen,  soireit  etf  die 
Pflicht  irgend  gestattet;  schndle  AnfGissong  nnd  scharfainnige  Brariheihmg  ' 
plOtäidi  eintret^ider  Fragen  oderThatsaeheh;  sichere  logisdieBeherrschong 
der  Terimadlmgen,  naibentfich  an^  znr'ridiljigen  Stellong  der  Fragen  Ar 
die  Abstiinmangen;-  beständig  gegQhwirtige  SenntnlH  der  QescUiftsord-  ' 
imng  nnd  des  OeschlftsMandes;  endlieh  eine  Bändmck  machende  Persönlich- 
keit ind  eine  leichte  Haadbabmig  des  Wortes',  wo  möglich  selbst  eine' 
ernste  Beredtsamkeit.  —  Wo'sich  nun  in  einer  Yersammlnng-  kein- Hann' 
fiBdot,  wehdi^  diese  EigenscIialfteB  in  genfigindem  Maasse  vereiaigt,  ifird' 
Mlich  die  Art  der  Ervennnng  ,das  Tdüende  nicht  herbeischalliBn;  allein 
es  lepchtet  dodh  noch  «in.,  däss  eine  Bezeichnongsweiee  Tor  d«r  andern  die  ' 


V.'U.,  I  eQj'thiUsächUch  aber  U  vielen  andern  Staxteo  la.AMViueb  gflnomiBem  wocdaa,  ios.B^ 
lo  wa^ttemberg,  Saduen.  '  Eine  selbststXndigr«  FaititellaaiT  flsreb  dtt  iMtnAnde 
Kammer  endlich  war  von  Jeher  dem  engliachen  Parliamente  zagestAodten,  und  ist  von  Ihm  auch 
.Mf  die  liarnUielian  amailiupiachen  VenammlaiifaBfUMctegangen;  ebenso  haben  dl«a»  die  ver< 
'MÜttem  e— tS^fchwi  ▼«eueunKen ,  dl«  CorfM-TMihMiu«  von  1818 ,  das  belgMM  ChmiA* 
faMO  MwttMfit:  nnA'niii  hat'Mfik  wut  dlc'pNOliiidie  VMwnnif  dallc' «iMItdak 
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Wahradieinliehkelt  gewährt,  den  Beflhigten  mfaa^den  und  entgagMUtahcnder 
Interessen  nngeaclitet  an  die  Stelle  ea  liringen.  Die  FeststjBttnog  der  rich- 
tigen Eroennnngsart  des  Vorsitsenden  ist  -somit  immerhin  ein  widitiger 
Gegenstand  der  Erwftgnng. '  Es  sind  dabei  aber  namentUeh  iwei  Pmikte 
genauer  za  erörtern:  das  Becht  zur  Ememrang  an  sich;  sodann  die  Daner 
der  Emennongi 

Das  Recht  zur  Ernennung  des  Präsidenten  ist  sehr  venduedea 
geregelt.  Am  häufigsten  wohl  findet  .eine  Verbindung  'TOn  Wahl  durch  die 
betreiEende  Kammer  und  von  fttrstlichjBr*  Bestellung  statt  Manchmal  ist 
jedoch  eine  em&che  Ernennung  durch  das  Staatsoberhaupt  angeoidaet, 

«namentlich  bei  Pairskammem.  Endlich  sind  aber'^anoh  die  Fälle,  nicht 
selten,  in  welchen  eine  Kammer  ihren  Vorstand  selbststtndig  wählt,  ohne 
dass  der  Regierung  ein  gesetzlicher  Einfiuss  darauf  zustände;  oid  es  war 
namentlich  das  Veriangen  nach  diesem  Rechte  sehr  lebendig  in  manchen 
deutschen  Staaten  bei  den  Forderungen  und  Aenderungen  des  Jahres  1848*). 

*  —  Es  ist  nothwend%V  ^  Grände  ftr  und  gegen  diese  versdiiedeneB  Be- 
stellungffweisen  aufmsuchen  und  gegen  einander  abauwägen. 
.  Die  Gewittnoag  dnes  allgemeinen  Staadpunctes  isjt  aldit  leidil»  indem 
sich  zwei  durchaus  nicht  homogene  un4  auch  thätsächlich  nicht  inmier  in 
vereinigende  Rodnichten  gleichmässig  aufdrängen.  —  Einersdts  "die  eigei- 
thflmliche  Stelluüg  des  Präsidenten  dner  ständischen  Versammlung  za  derer 
MitgUedem.  Derselbe  ist  kein  Repräsentant  eii^r  hfihem  Gewalt  und  yon 
dieser  mit  einem  Theile  ihrer  eigenen  Anetorität  bekleidet;  die  Mit^edsr 
der  Versammlung  sind  ihm  nicht  schon  an  sich  untergiBordnet,  und  befinden 
.sieb  nicht  auf  einer  tiefem  rechtlichen  Stellung,  al3  er;  viebnehr  ist  er  nar 
ein  primns  inter  pares ,  bestimmt  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und  zur  for- 
mellen Leitung  der  Geschäfte.  Allerdings  soll  und  muss  die  Versammlung 
den  gcschäftUcben  Forderungen  ihres  Vorsitzoiden  folgen,  und  stebi  ihm  zu 
deren  ErzAsingung  einiges  gesetzliche  Recht  zu.  Allein  diess  reicbt  nicht 
ans  zur  Erlangung  des  Zweckes  ;  vielmehr  muss  einem  solchen  Präsidenten 
hauptsficblioh  sein  eigenes  moralisches'  Ausehen  und  die  Selbstachtung  der 
Versammlung  zur  Seite  stehen.  -Er  muss  das  volle  Vertrauen  der  Versaaun- 

'  1)  Btlq^ele  too  Eroepnunfea  der  Piätidenten  dorch  dai  Staatfobert^Aapt: 
4m  «agUMli«  CNMrlwn  (ptSildlrt  da«k  d«a  Lordkanriflr);  die  emiiSdseb«  PataakanoMr 

von  1814—184»  (jiriU.  durch  den  Kanzler);  der  frniizüsisrhc  Senat  und  d:c  Resctz- 
gebende  Venammlang  naeh  der  Verflus.  von  IS&S;  die  erste  Kammer  der  aiederiftiidlackea 
QwmhUtaHnn  von  iSift;  dis  «nimi  KamiiNni  In  Bi9«iii,  äadueii,  WVittonbov.'— 'WahUa 
dorch  die  K)iiiinit:ru  sclli**!:  dri.'i  i-n^'lische  Unterhau«;  dn«  Hniw  der  Repräsentanten  im 
amerifcaniechen  CongreMe;  die  epauiscbea  Oortet  ron  ISIS;  die  £ranxö«i«cb«  Peputirtenkammer 
VW  1814->lStt$  MSt  MciidM  KMMeni;  HM«  prwMrtuln  BSomt;  dl«  iwM«  r«Mii«i 
Bayern;  die  Landtage  von  Weimar  ,  Oldenburg,  Coburg,  Waldeck,  Schwanborg.  —  Er- 
nennung durch  das  Staatsoberliaapt  aoe  einer  Ansahl  VorgeschUgeoen; 
NiederUiiidlMi«  tweNo  KnoMr  von  ISIS;  nr«ito  kiBOMni  In  Wttitlemliwv,  HtibMO^  BtOtm, 
0M,Umn,     M6S  Mck  iB  Jv») 
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long  besitzen,  dass  er  es  redlicli  mit  dem  Wohle  des  Landes  meine,  nimmer- 
mehr der  Wirksamkeit  und  der  Würde  der  Repräsentation  zu  nahe  treten 
lasse,  die  Regierung  nicht  aus  Parteirücksichten  oder  gar  aus  selbstischen 
Gründen  unterstütze,  wenn  sie  im  Unrechte  wäre.    Es  ist  sehr  wünschens- 
vrerth,  dass  er  so  vielen  persönlichen  Einfluss  in  dem  Hause  habe,  um  un- 
zeitige und  unzweckmässige  Scliritte  Einzelner  oder  ganzer  Abtheilungen  von 
vorne  herein  zu  beseitigen  *).   Hierzu  ist  dann  aber  unerlässlich ,  dass  der 
Präsident  der  wirkliche  Ausdruck  wenigstens  der  Mehrheit  der  Kammer  ist, 
dass  seine  politische  Richtung  und  seine  Geschäftsbehandlung  mit  ihren  An- 
schauungen übereinstimmt,  endlich  dass  er  den  Mitgliedern  persönlich  genehm 
erscheint.    Ist  dem  nicht  so ,  so  sind  häufige ,  zunr  mindesten  zeitraubende 
vielleicht  aber  selbst  ärgerliche,  Streitigkeiten  im  Schoosse  der  Versammlung 
zu  erwarten;  ja  es  können  sich  uu^sllrdige  Auftritte  ereignen,  welche  dem 
Ansehen  zunächst  des  Präsidenten,  dann  aber  auch  der  Versammlung  selbst 
nachtheilig  sind.   Das  Verhältniss  der  Parteien  in  der  Kammer  unter  sich 
kann  ohne  Noth  und  Nutzen  erbittert,  der  Gang  der  Geschäfte  aufgehalten 
werden.   Es  werden  vielleicht  aus  Misstrauen  übertriebene  und  später  stö- 
rende Beschlüsse  gefasst.  —  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  zu  bedenken,  dass 
der  Präsident  das  nothwendige  und  einzige  Organ  der  Versammlung  gegen- 
über von  der  Regierung  ist.    So  gewiss  nun  die  Kammer  in  allen  Fällen,  in 
welchen  sie  Missbräuche  zu  rügen  oder  unbegründete  und  unerfüllbare  For- 
derungen zurückzuweisen  hat,  unerschütterlich  zu  ihrem  Rechte  und  zu 
ihrer  Pflicht  stehen  soll:  eben  so  unlüugbar  kann  das  Wohl  des  Ganzen  nur 
durch  ein  regehnässiges  Zusammengehen  der  Regierung  und  der  Volks- 
vertretung erreicht  werden.    Dieses  übereinstimmende  Wirken  kann  nun 
aber  sehr  erleichtert  oder  sehr  erschwert  werden  durch  das  persönliche 
Benehmen  des  Präsidenten.    Er  mag  durch  schroffes  Auftreten  und  durch 
Verweigerung  billiger  Wünscln;  die  Regierung  zurückstossen  und  ihr  feind- 
»eelige  Gesinnungen  auch  gegen  die  Versammlung  selbst  einflössen;  er  hat 
es  in  seiner  Hand,  Verzögerungen  oder  Beeilungen  von  Geschäften  zu  veran- 
lassen, welche  der  Regierung  schädlich  oder  wenigstens  unangenehm  sind ;  es 
ist  möglich,  dass  er  die  in  den  Sitzungen  anwesenden  Minister  nicht  schützt 
gegen  ordnungswidriges  Betragen  eines  Mitgliedes :  während  er ,  ohne  alle 
-Vergebung  einer  Pflicht,  durch  wohlwollendes  Entgegenkommen  Einfluss  auch 
'in  den  Regienmgski-eisen  erlangen  und  diesen  zu  Nutzen  der  Kammer 
verwenden ,  das  Ministerium  rechtzeitig  auf  die  Folgen  falscher  Schritte, 
"Welche  es  zu  begehen  im  Begriff  ist,  aufmerksam  machen,  durch  Vermittlung 
nach  beiden  Seiten  hin  Streitigkeiten  beilegen,  unzulässige  Forderungen 
beseiügen  kann.   Mit  Einem  Worte,  es  ist  von  allgemeinem  Interesse,  dass 

1)  Mit  vollem  Rechte  m»cht  Mittermaier  in  den  angcf.  Art.  de» «Uatelcxikons  »uf  dlciO 
•'Vertrauensstellung  des  l'rÄsidenten  aufkncrkBam. 
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der  Prisident  nicht  ab«Iw<dlend»  ungedtlet  und  verletiesd  gogen  die  Begie- 
rong  ftirftrete. 

Ans  der  erforderUcben  gleicbmIaBigeii  Beechtmig  dieser  ^beiden  Bflck- 
.  siehtoi  ergiebt  sich  dean  nim  uniweifSBlhaft  vor  Allem,  dass  eine  einf»cke 
'  Ernennnng  des  Vorsitzenden  durch  das  Staatsoberhaapt  nicht 
als  zweckmässig  erkannt  werden  kann.   Wenn  auch  zagegeben  ist,  dass  «iUe 
Regierung  eben  so  viele  Gelegenheit  hat,  das  Vorhandensein  der  Eigen- 
scliaften  eines  guten  Präsidenten  anter  den  Mitgliedern  der  Versammlnng 
ausfindig  za  machen,  als  diese  selbst ;  and  wenn  nicht  gelftnffiet  «erden  soll, 
dass  eine  nntadelhafte  Geschäft sfQhrung  in  deren  eigenem  wohlverstandenen 
Vortheile  liegt:  so  leuchtet  doch  ein,  dass  sie  bei  einer  Ernennung  auch 
noch  andere  Rücksichton  nehmen  kann ,  ja  beinahe  nehmen  muss.    Sie  wird 
natürlich  vor  Allem  auf  einen  ilir  ganz  sicheren  Mann  sehen;  möglichcmeise 
hat  sie  frühere  Verdien'^te  in  dieser  oder  in  einer  andern  Stellung  zu  berück- 
sichtigen: es  können  Forderungen  von  Prinzen  des  Hauses  oder  von  be- 
stimmten Klassen  der  Mitglieder  gemacht  werden.    Diess  Alles  kann  zur 
Ernennung  eines  unfähigen  oder  wenigstens  eines  unbeliebten  Präsidenten 
führen.    Jeden  Falles  hat  die  Versammlung  bei  einem  ihr  gegebenen  Vor- 
stande nicht  das  Gefühl,  ihrer  eigenen  Wahl  Ehre  machen  und  dem  von  ihr 
Bestimmten  sein  Amt  möglichst  erleichtern  zu  müssen.    Selbst  wenn  der 
von  der  Regierung  ernannte  Präsident  der  Versammlung  persönlich  zuwider 
ist,  hat  er  doch  nicht  die  richtige  Stellung  zu  ihr.    Und  ^icl  schlimmer  ist 
es  natürlich,  wenn,  was  ja  auch  vorkommen  kann,  die  Ernennung  im  ent- 
schiedenen Widerspruche  mit  der  Richtung  der  Mehrheit  ist  und  von  ihr  als 
die  Zttschleuderung  eines  Fehdehandschuhs  betrachtet  wird.  Es  kommt  aber 
-  noch  dazu,  dass  in  der  That  der  Einfluss  des  Vorsitzenden  auf  die  Geschäfts- 
behandinng  ein  sachlich  fühlbarer  ist,  und  dass  also  seine  Persönlichkeit 
«iiUieh  eine  mehr  oder  weniger  bedenteode  Beeintrftchtigang  der  reprftsen- 
tatiTOD  Einriebtiuig  eneoge^  Ism^;  eis  Zostand,  welcher  unter  keinen . Um- 
stlnden  als  ein  wfUudienmrttier  erscheint  ■ . 

Es  ergiebt  deb  wohl  abw  anch.aos  den  eben  vorgetragenen  allgemeinen 
Enfignngei,  dau  das  andere  Eitrem,  nftnUck  die  gani  lelbststlndige  Er* 
nenmmg dee PHtaidenten  durch  diebetreffenden  Kammern,  oanelMS 
Bedenkh'clyi  hat  Es  besteht  oft  woiigstena  die  Uflglidikiit,  dam  ein  anf  dieie 
Weise  Ernannter  der  Regiening  persönlich  hOchst  — lig^^Km  ist;,  and  dass 
unter  solcher  i^bneigung  die  allgemeinen  Angelegenheiten  leiden.  Auch  macht 
%9>  alsdami  ün  Ergebnisse  lieiaeo  Vnterscfaiedi  ob  so  einer  solchen  Oeeinniiiv 
gegen  den  Vorsitsenden  der  Stände  eine  genJIgender  Grund  besteht,  oder  ob 
nur  übertriebene  Empfindlichkeit  nnd  fiüscfae  Anfhimimg  der  eigenen  SteOm^ 
die  Schuld  trflgt  Die  -Frage  Ist  nur,  <ib  der,  an  sieh  woU  mbestreitbarc^ 
Ansfranch  der  Bepciaentaaten-  dem  ihrnsn  selliMrt  am  tangUchsten  Encheinendca 
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die  Leitung  ihrer  Geschäfte  zu  übertragen,  und  ob  die  aus  der  Zufriedenheit 
mit  dem  Manne  ihrer  Wahl  sich  für  die  Versammlung  ergebenden  Vortheile 
überwiegen  Ober  den  Nutzen  eines  persönlich  leidlichen,  also  auch  für  die 
Geschäfte  nicht  störenden,  Verhültnisses  zwischen  der  Regierung  und  dem 
Präsidenten  ?  Diese  Frage  ist  aber  wohl  erst  zu  heanrworten ,  wenn  auch  die 
Gründe  fllr  imd  gegen  die  dritte  noch  übrige  Einrichtung ,  also  für  eine 
Verbindung  Ton  ständischer  Wahl  und  von  Regie rungs ei n- 
f  1  uss  erörtert  sind.  - 

Eine  Verbindung  dieser  Art  ist  auf  verschiedene  Weise  denkbar.  Ent- 
weder kann  die  Regierung  der  betreffenden  Kammer  eine  Anzahl  von  Männern 
ans  deren  JDtte  benennen,  aus  welchen  sie  dann  den  ihr  Genehmsten  zu  wählen 
hat.  Oder  mag  umgekehrt  die  Kämmer  der  Regierung  mehrere  Candidaten 
vorschlagen ,  aus  welchen  letztere  den  Präsidenten  ernennt.  Endlich  ist 
möglich ,  dass  die  Regierung  zwar  der  Kammer  die  Wahl  überlässt ,  allein 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  von  der  Ueliertragung  ausschliessen 
darf.  —  Von  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  ist  nur  die  zweitgenanute 
wirklich  in  Uebung,  und  zwar,  so  weit  von  der  Beseitigung  der  beiden  andern 
die  Rede  ist,  wohl  mit  vollem  Rechte.  Das  Recht  der  Regierung,  eine  An- 
zahl von  Mitgliedern  förmlich  von  der  Wahl  auszuschliessen ,  wäre  sehr 
gehässig  und  müsste  ihr  bittere  Feindschaften  gerade  unter  den  bedeutend- 
sten Mitgliedern  der  Versammlung  zuziehen;  auch  könnte  es,  wenn  gehöriger 
Spielraum  gegeben  wäre,  in  der  Tliat  schwer  missbraucht  werden  zur  Besei- 
tigung aller  der  zur  Besorgung  des  schwierigen  Amts  wirklich  Tauglichen. 
Ein  von  der  Regierung  an  die  Kammer  gerichteter  Vorschlag  mehrerer  Can- 
didaten aber  würde  die  Gefahr  bringen ,  dass  ein  der  Mehrheit  der  Kammer 
wirklich  nicht  passend  erscheinender  Candidat  dennoch  gewählt  werden 
müsste  wegen  der  noch  entschiedenem  Unbrauchbarkeit  der  übrigen  Ge- 
nannten. Es  könnte  hier  förmlicher  Hohn  mit  der  Volksvertretung  getrieben 
und  ihr  eine  nicht  abreissende  Reihe  von  Schwierigkeiten  und  widrigen  Auf- 
tritten bereitet  werden.  Dagegen  liegen  mehrere  triftige  Gründe  vor  zu 
Gunsten  einer  Wahl  der  Regierung  aus  mehreren  von  der  Versammlung 
gewählten  Candidaten.  Einer  Seits  nämlich  bleibt  der  Versammlung  die 
Initiative  und  die  hauptsächUchste  Thätigkeit;  auch  schlägt  sie  natürlich 
Niemand  vor,  welcher  ihr  untauglich  erschiene  oder  gegen  den  sie  aus  andern 
Gründen  eingenommen  wäre.  Wer  immer  ernannt  wird,  ist  der  Mann  ihres 
Vertrauens,  wenn  auch  vielleicht  nicht  in  erster  Linie.  Auf  der  andern 
Seite  kömmt  der  Regierung  ein  Ehreurecht  zu ,  welches  sie  auch  mit  einer 
etwas  harten  Nothwcndigkcit  auszusöhnen  geeignet  ist;  und  sie  hat  den  Vor- 
theil, wenigstens  die  ihr  vor  Allen  widi'igsten  Mitgheder  vom  Vorsitze  ferne 
zu  halten.  Es  begreift  sich  daher  leicht,  dass,  wenn  einmal  eine  Verbin- 
dung von  Rogierungs-  und  Stände-Recht  stattfinden  soll,  diese  letztere  Ein- 

V.  Mohl,  f*tn«t«rccht.   Bd.  I.  19 
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richtung  vorgezogen  wird.  Alk'in  damit  i8t  allerdings  noch  nicht  entschieden, 
ob  überhauitt  ein  solcher  Compromiss  die  beste  aller  Bcsetzuiigsarten  ist. 
Immerhin  ist  ja  möglich,  dass  den  Vortheilen  auch  Nachtheile  gegenüber 
stehen  und  dass  jene  zu  thcncr  erkauft  werden.  —  Hier  lÄsst  sich  denn 
nicht  lüugnen,  dass  gar  wohl  der  von  der  Regierung  Ausgcwälilte  die  noth- 
wendigen  Präsidialeigenschaften  in  weit  geringerem  Grade  besitzen  kann,  als 
einer  der  Beseitigten,  und  dass  Derjenige,  zu  welchem  die  Kammer  vor- 
zugsweise,^ vielleicht  eigentlich  ausscliliesslich ,  Zutrauen  besitzt,  von  der 
Leitung  der  Geschäfte  ausgeschlossen  bleibt.  Es  ist  ferner  nicht  undenkbar, 
dass  die  Besorgniss ,  bei  einer  einstigen  Wahl  zum  Vorsitzenden  von  der 
Regierung  zurückgewiesen  zu  werden,  auf  die  Festigkeit  und  Folgerichtigkeit 
eines  ehrgeitzigen  oder  eitlen  Mannes  einen  nachthätigen  Einfluss  ausObt. 
Endlich  darf  es  immerhin  wenigstens  in  einigen  Betracht  gezogen  werden, 
dass  es  unzweifelhaft  mehr  im  Gedanken  des  repräsentativen  Systemes  liegt, 
wenn  die  Versammlung  in  ihrer  ganzen  Erscheinung  der  Ausdruck  der  von 
ihr  vertreteneu  Theile  des  Volkes  ist,  als  wenn  die  Regierung  ihre  Vorliebe 
und  ihre  Absichten  dabei  aussprechen  kann.  Bedenkt  man  auch  noch,  dass 
die  Regierung  durch  ihr  Ernennungsrecht  nur  einen  kleinen  Vortheil  er- 
reicht, indem  die  von  der  Kammer  Gewählten  im  Wesentlichen  wenigstens 
derselben  politischen  Richtung  angehören  werden,  wie  dieselbe  der  entscheiden- 
den Mehrheit  entspricht ,  und  dass  somit  für  sie ,  so  weit  von  Geschäften  die 
Rede  ist ,  durch  ihre  Begünstigung  kein  grosser  Unterschied  erlangt  wird : 
so  erscheint  es  schliesslich  kaum  als  zweifelhaft ,  dass  auch  die  vergleichungs- 
weise  beste  Verbindung  von  Kammerwabl  und  Regierungsemennung  keinen 
Beifall  verdient. 

Unter  diesen  Umständen  ist  dann  wohl  das  Ergebniss,  dass  —  trotz 
nicht  in  Abrede  zu  stellender  Bedenken  —  die  üeberlussung  der  Prä- 
sidentenwahl an  die  betreflfeudeu  Kammern  als  die  den  Verhältnissen  am 
meisten  entsprechende  Maassregel  erscheint.  Dass  sie  das  Zuträglichste 
ist  für  den  gesammteu  inneren  Geschäftsbetrieb  der  ständischen  Versamm- 
lungen, somit  für  die  Hauptsache,  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden. 
Die  aus  einem  entschiedenen  Widerwillen  der  Regierung  gegen  einen  Präsi- 
denten möglicherweise  hervorgehenden  Unzukömmlichkeiten  aber  mag  die 
wählende  Versammlung  durch  eine  tactvolle  Ausübung  ihres  Wahlrechtes 
beseitigen.  Liegt  es  doch  in  ihrem  eigenen  Vortheile,  nicht  durch  Aeusser- 
lichkciten  einem  gedeihlichen  Fortgange  ihrer  Aufgaben  in  den  Weg  zu 
treten.  Die  vielen  und  langen  Erfahrufigen  jener  Kanunern,  welchen  das 
unbeschränkte  und  ungethcilte  Wahlrecht  zusteht,  beweisen  die  Möglichkeit 
einer  Verbindung  von  Klugheit  und  von  Berücksichtigung  des  eigenen  Rechtes 
uud  Ansehens. 

Mit  Vorbidachl  sinfchen  wir  übrigens  dabei  von  den  Kammern;  denn 
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es  ist  in  der  Tbat  kdn  Grund  eiozaselieu ,  warum  das  Becbt,  duich  eima 
Hsom-des  eigeoeu  Vertraucus  geleitet  m  werdes,  mid  warum  die  Yortbeile 
ciMs  buBioiiMeii  Zuamneogchens  nur  ^r  Jammer  der  Abgcorducteu 
*Mi8ldMii'aoltte,  nicht  aber  aud»  der  ersten.  Eainmer,  sei  diese  nnn  «io 
araat,  od^  eifte.¥enaiBiDliing.v(m  Standcsherrcn,  ein.HerrenlisDs,  oder  val' 
UmiMr  sonst  Weder  der  .Yorgaog  von  Engkoid,  nodi  der  des  Senates  in 
Korth|inoriW,  nodh  ^eiidlicli  daa  Beispiel  eidaelner  dentscber  -Staaten  kann'  . 
tainr  entsslieiden.  In  allen  diesen  FlUen  sind  es  kdne  rationellen  Qttfidit,  • 
aoodern  theils  aiUlige  Yeranlassnogen ,  tlieüs  bloise  Kachabmnnfen  ge-  • 
wnn^n',  ndfliie  die  Emennong  der  Varsitienden  entlegen  btbtiA*  Ton' 
«taem  lijedentondfln  poiiiiselien  Interesse  Air  die  Begiemng  ist  fAuBdeni 
sende  Uer  am  Wenigsten  die  Bede. 

WiA  Iber  innner  der  Prisident  .ernannt  sdn  mag,  so  .ist  imeile 
FIrage  sn'beantiroctep;  aaf.w.ie  lang.e  dieses  zu  gescbeüen  habe?. 

•  Die' positifen  fiinricfatangen  in  diesem  Ponkte  sind  anch  hier  wes 
f«nefaiedeh.  —  In  ^inaehien  grossen  .YersMnmlnngen  ist  es  scbqn  fmg^ 
'kompien,  dass  die  Vorsitzenden  nnr  inupcr  je  auf  kflrsere  Zeit' ernannt 
iirurden  ,  z.  B.  auf  eine  Woche  i  auf  einen  Monat  So  in  der  yeriassung- 
gebenden  französischen  Versammlung,  im  Nation»]couveDie ,  im  Frankfurter 
Parlamente.  In  andern  Staaten  wurde-  und  wird  der  Präsident  je  auf  die 
Daner  eines  Landtages  gewählt  oder  ernannt,  JO  namentlich  in  Fruukreicb 
seit  dem  Jahre  1815,  in  Belgien,  Preussen,  Bayern  und  Baden,  im  Keprftr  , 
sentantenhause  des  Congresses  der  Vereinigten  Staaten.  Endlich  bestehen 
auch  viel  längere  Krneunungsperioden.  In  England  wird  der  Sprecher 
auf  eine  Wahlperiode  des  Unterhauses,  gesetzlich  also  auf  sieben  Jahre,  ge- 
wählt; in  Württemberg  werden  die  Präsidenten  beider  Kammern  auf  sechs 
Jahre  bestinnnt ;  den  Seuut  der  V.  Öt.  leitet  der  Vicepr&sid^nt  <ier  Union 
wälireud  vier  Jabreu  u.  s.  w.  '  " 

Von  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  verdient  wohl  die  zuerst  ge- 
nannte aiu  wenigsten  eine  Empfehlung.  Zur  geschichtlicheu  Merlv Würdigkeit 
gewordene  Beispiele  der  L'nzutiaghchkeit  so  kurzer  Vorsitee  scheinen  zwar  . 

•  nicht  zu  bestehen;  es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Suche,   dass  eine 

•  regelmässige  Geschäftsführung  leichter  von  einem  stehenden  Präbideutcn  zu 
erwai-ten  ist.  Entweder  ist  die  häulig  erneuerte  Wahl  nnr  ein  leerer 
Schein,  und  es  wird  Derselbe  fort  und  fort  wieder  gewählt ;  dann  mag  mau 
-füglich   der  Versamndung    den   annothigen   Zeitverlust   ersparen.  Oder 

'aber  es  tritt  in  der  That  gewuhnlicU  ein  Wechsel  der  Person  ein;  dann 
.ist  tbeils  auf  eine  beständig  gute  .Versehulig  des  schwierigen  Amtes  kanm^  ■ 
zu  zählen,  theils  sind  manch&che 'Verwirrungen  in.den- GesdiMten ifiiiWdr 
vermeidlich  *).  Höchstens  mag  man  sich  also  su  der  Einiicfatong  versteben, 

'  '    avtt  Vwrimw  falt  keinMiMf«  mit  «ick  aellMt  im  WUsAynidi^  wann  «r.alah  kter  . 
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dass  nicht  gleich  die  oi.'^ie  Wahl  nach  F^röffuung  der  Versammlung  eine 
bleihcude  sei ,  sondern  er.^t  nach  Ablauf  einiger  Zeit .  wenn  die  Eigen- 
schaften des  Vorsitzenden  eine  Probe  bestanden  haben  und  überdie^s  die 
Versamndung  selbst  sich  und  den  Stand  der  Parteien  sowie  der  Geschäfte 
näher  kennen  gelernt  hat,  —  etwa  also  nach  vier  Wochen,  —  die  daaemde 
Ernennung  erfolge,  (wie  diess  jetzt  in  Preussen  geschieht.) 

Wu  th&t  die  Yortheile  oder  Nachth^  einer:  Wahl  je  waf  die 
'  iHuier  dnes  Landtags  nnd  einet  sölcbeh  auf  die  D^ner  einer  ganieii 
Wahlperiode  betrillt,  so  mögen  sich  dieeelbeii  tmgefiUur  idie  Wage  halten. 
Die  exstere  Art  gestattet  die' frohere  Yerbessernng  eincäft  Hissgriflfes,  sowie 
die  Bera^chtigung.  einer  spAter  eUitretenddi  TeiÄnderong  in  den  Faitd- 
stelfdngen  nnd  politischen  Bichtnngen  der  Kanuner;  die  andere  gepllut 
Iftngefe  Uebnng  nnd  also  grossere  Sicherheit  im  Aitte,  anch  eine  etirlcere 
StelliDig  des  Prisidenten  gegenüber  Ton  der  Yersamnihmg.  Von  groaeem 
Behuige  ist  es  somit ^.in  keinem  Falle,  ob  die  eine  oder  die  andcare  Be- 
stimmung g^wfthlt  ?rird;  Jind  nur  desshalb  möchte  schliessliclt  die  Wahl 
•bloss  fttr  Einen  Landtag  den  Voicag  Terdienen,  wdl  eine. langfllirige  Inae-' 
babong  des  Präsidentcnsinhles  eine  Stdlnag  in  mid  aasseihälb  der' Kammer 
gibt  j:.  welche  eine  endlieh  doch -nothwendig.  werdrad^  Teriadernng  im 
Vorsitse  als  eine  Verlegenheit  erscheinen  Iftsst ;  Hie  Sehieküclikeit,'  mm  niicbft 
ta  sagen  die  Notiiwendigfc€|t,  einer  tettcläichtigiinir  langjtiä^it^fpi^ 
sitt^er  ist  in  England  so  sehr  gefilhlt,  dass      Spi^äi^ '0<n 
gewflttlich  nun  Pidr '  .ernannt  wird  ,  wenn  er.me  Stdle[:]deht  Ifinger  be^ 
kleiden  kann- oder  wük  In  andern  Staaten  ist  nun '  ein  jsoldies  Auslroiäb- 
mittel  nicht 'wvriil  zn' .ergreifen;  es  ist  daher  besser,  die  Sniiditinig- 19 
treffen  dass  num  desselben  gai:  niiht  bedarf.         ■  • .  ■ .     r   •  • 

.   ■     12.  Abtheilung  der  i^amnicrn  in  Sectionen.-"    -      *  ^ 

'  ■  -  *  -  '  -         '  . 

,  SHne  yerbaltnissmässig  ganz  neue  Einrichtung  in  repräseiitati¥en:  Vec* 
Sammlungen  ist  die  nicht  ganz  selten  beliebte  Eintheilung  der  Kammern  in 
eine  Anzahl  von  S  e  c  t  i  0  u  e  n ,  deren  jeder  eiiie  inögUchst  gleiche  Anzahl 
von  MitgUedern  zugctheilt  ist.  Weder  im  englischen  Parliamente,  noch  in 
irgend  einer  nordanierikanischen  Versammlung  kennt  man  die  Sache;  ebenso 
war  in  den  grossen  fi-anzösischen  Versammlungen  während  der  Revolution 
keine  Abiheilung  dieser  ^Vi-t,  und  auch  iu  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Ständoversaniuilungen  ist  die  Einrichtung  nicht  bekaiuit.  Sie  ist  zuerst  in 
Frankreich  wahrend  der  liustauratioB  augeoidnet  worden,  und  bestellt  nun 


cineo  Je  ia  kanen  Seitrioinon  wedMeladcn  VoniU  erkliirt,  eioeo  solcbea  «ber  a.  Z.  fOr  di« 
tnaMutw  Venanmloiig^ In  Antrug  gebracht  hat.  (Vonchlige  tu  e.  ÜMobJUtiK)rdBaBf,  - 

Letztro  Kc'^^hali.  unter  uÄhcror  Au^jfubraaf,  Altf  für  'dM  bHOBiliOni  IThH  WlMl 
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auch  in  Prcussen,  Baden  und  Belgien  u.  w.  ,  und  war  im  Frankfarter 
Parlamente  in  Uebong. 

■  Der  urspi-üngliche  Zweck  der  Einrichtung  vor  ein  doppelter.  Einmal 
sollte  dadurch  den  Mitgliedern  Gelegenheit  gegeben  sein,  wichtigere  Fragen, 
namentlich  alle  Geset^egentwürfc ,  erst  in  kleineren  Kreisen  zu  besprechen. 
Zweitens  waren  die  Sectionen  dazu  bestimmt,  die  Mitglieder  der  Ausschtisse 
zu  wählen,  was  namentlich  nach  erfolgter  Berathung  über  den  Gegenstand, 
also  nach  genommener  Einsicht  von  den  Meinungen  und  der  besondern 
Befilhigung  der  einzelnen  Mitglieder  der  Section,  zu  geschehen  hatte.  Zu 
dem  Ende  wurden  die  Sectionen  durch  das  Leos  gebildet  und  überdiess 
von  Zeit  zu  Zeit  erneuert ,  damit  die  möglichste  Mischung  stattfinde.  Die 
Gründe  aber,  welche  fiir  ein  solches  Verfahren  geltend  gemacht  werden 
können,  sind  nachstehende: 

Vor  Allem  glaubt  man,  dass  in  dem  engeren  Kreise  der  Section  auch 
die  nicht  mit  Redegabe  versehenen  und  daher  in  der  vollen  Versammlung 
regelmässig  stummen  Mitglieder  sich  weniger  bedenken  werden  ihre  An- 
sichte«  mitzutheilen.  Ungewandtheit  in  der  Rede  und  Schüchternheit  im 
öffentlichen  Auftreten  seien  keineswegs  Beweise  von  geringer  Begabung  und 
Tüchtigkeit.  Vielmehr  seien  gar  nicht  selten  nnter  Denen,  welche  der 
Redebühne  ferne  bleiben ,  Männer  von  richtigem  Urtheile  und  genauer 
Sachkenntuisp,  deren  Meinungen  von  grossem  Gewichte  und  deren  Mitthei- 
lungen sehr  belehrend  sein  könnten.  Die  einzige  Art  ihrer  Nutzbarmachung 
besiehe  nun  aber  in  einer  Mittheilung  ihrer  Gedanken  an  solche  Genossen, 
welche  zum  Auftreten  als  Redner  geneigt  und  geeignet  seien. 

Zweitens  wird  vorausgesetzt,  dass  schon  durch  die  Besprechung  in  den 
Sectionen  mancher  verkehrte  Gedanke,  manche  falsche  Auffassung  für  immer 
beseitigt  werde.  Theils  lasse  sich  der  Irregehende  eines  Bessern  belehren; 
Iheils  werde  ihm  wenigstens  der  allgemeine  Widerspruch  gegen  seine  Auf- 
fassung  deutlich,  und  er  verzichte  daher  auf  die  Geltendmachung  in  der 
vollen  Versammlung.  Kurz,  man  hofft,  dass  die  Sectionen  in  der  Art  eines 
Siebe«  wirken ,  und  dass  in  ihnen  die  gröbsten  IrrthOmer  und  die  sonder- 
barsten  Meinungen  bereits  liegen  bleiben. 

Femer  gibt  man  sich  wohl  der  Hoffnung  hin,  dass  es  mailChem  Mit- 
gliede  nur  überhaupt  dainim  zu  thun  sei,  irgend  einmal  seine  WeisheH  an 
den  Mann  zu  bringen,  und  dass  ihm  hierzii  auch  schon  eine  kleinere  Ver- 
sammlung genüge.  Dadirch  werde  denn  aber  der  vollen  Versammlung  viel 
nutzloses  Gerede  erspart  und  somit  entweder  ihre  Berathung  abgekürzt 
oder  wenigstens  Solchen,  welche  wirklich  etwas  Bedeutendes  zu  sagen  haben, 
Raum  verschafft. 

Endlich  ist  man  der  Ansicht,  dass  in  den  Sectionen  zweckmässigere 
Wahlen  für  die  VorbereitungsausschOsse  der  Kammern  zu  Stande  kommen 
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'  werAeD,  als  in  der  vollen  VerBOjanilaiig  seibsl.  DieM.  aber- nieder  aas  i«el 
6rttn4en.  Zonftchst  weil  Wfl&laiden  dturch  ^^Yetteafiaiigni  in 

der  Seotion  ond  llberlianpt  '4arth  die  geoaneEe-pe/BiBoU(^.lGHteäl^  li^he 
das  Zmammensein  im  kleberen  Kreise  gewlhre,  init  yOpstttr'iikfciilrtt 
Uber  die  BeiUiigjing  vnd  Aber,  die  Riclitnng  des  m  E^iwwiilMdb»  «UaclfeMi 
ktenen.  Es  sei  mdglidi,  bier  ein  iörinlicbes  Olaobensl^äMiiiM 
Wabl  zu  erlangen,  wSfarend  man  in  der-  vollen  Versamnihnid'  lai:llNB4A 
tappe.  Sodann  aber,  weil  durch  Wahl  mittelst  der  Sectionen  aiiBb  Yek^tAer 
sdcber  Ansiehten  in  die  Aosschttssc  gelangen  :kOn|ieii, Welche  zwar  in  der 
vdlen  Yersanunlung  einer  Minderheit  angehören ,  und  somit  auf  eine  Wahl 
dnreb  die  entscheidende  Mehrheit  nicht  rechnen  können,  aber  doch  vielleicht 
in  einzelnen  Sectionen  die  Oberhand  haben.  T>ic  BerQcksichtigong  Uirepr 
Meinung  schon  bei  (U  r  Vorberathong  sei  aber  ein  Vortheil,  ab^rtiilft;-tiRtB 
Forderung  der  Gerechtigkeit  *). 

Ke  Erfahrung  hat  jedoch  gezeigt,  —  und  reiflicheres  Nachdenken  hätte 
gleich  von  Anfang  darauf  führen  können,  —  dass  diese  vermeintlichen  Vor- 
theile nur  in  geringem  Grade  wenn  überhaupt  bestehen,  und  dass  man 
dnrch  die  Eintheilung  einer  repräsentativen  Versammlung  in  Sectionen  an- 
statt Zeitgewinnes  eher  einen  Zeitverlust  oder  nur  eine  jeere  Form  ver> 
anlasst.  *  • 

Die  Vorberathungen  in  den  Sectionen  sind  nämlich  in  der  That  von 
geringer  Bedeutung;  und  zwar  wirken  hierzu  verschiedene  Ursachen  zu- 
sammen. —  Vorerst  ist  nichts  ungewisser,  als  dass  die  verschiedenen  mög- 
lichen Ansichten  tlber  einen  vorliegenden  Gegenstand  auch  wirklich  in  allen 
Sectionen  vertreten  sind.    Der  Zufall  treibt  oft  ein  gar  wunderliches  Spiel. 
Eine  allseitige  Vorbereitung  für  die  Bcrathung  in  der  vollen  Versammlang 
ist  also  schon  aus  diesem  Grunde  keineswegs  nothwendig  vorhanden.  — ' 
Sodann  ist  es  eine  Täuschung,  wenn  man  hofft,  durch  die  Widerlegung  in 
einer  fleotiOD  der  Kammer  selbst  das  Vorbringen  uobegrflndet er  Meinungen  zu 
erisparen. .  Nicht  nnr  können. die  Mitglieder,  deren  Anschauungen  in  der 
Seclion  kleinen  BeifrS  geftmden  haben,  der  Cebeneugung  sein,  dass  sie  in 
der  voll^  Teimimlnng  bessefes  Glttck  haben  werden,  dann  aber  nlttrileh- 
sicli  von  dem  Torhaben  nicht  abhalten  lassen  ^  sondern  es  kann,  sieh  aoeh' 
begeben,  dass  eine  Meinung,  «war  in  einer  bestinunten-S^oii'aiif  kefncB* 
Widersprach  stOsst,  dagegen  in  der  Yersammlong^lbst  in  grosser  ^Pnaer*'^ 
heit  ist  Aach  in  diesem  Falle  whrd  sie  natflrlieh  der  Kammer  niete  erspart, 
sondern  vielleicht  sogar  mit  nm  so*,  grosserer  Zoversieht  vorgetragen. 
Ferner  kann  oberhaqpt  eine  in  -Brodibtttcke  zersplitterte  Yorberatliang  kaam 
den  richtigen  Erfolg  dner  Abklftning  der  Fragen  ond'  ebe  Yereinftehnng  - 

D  Wgr.  Ster  ei«M  ■■gSHilthen  Voitheile  der  AbUieUancen  MtttMrmaier,  lo  Welck«r't 
StMMwl0M,B«.  v;8.«lt^  * 
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der  Streitpankte  haben,  weil  die  einzelnen  Sectionen  .nicht  wissen,  was  in 
den  andern  vorgebt  und  etwa  beschlossen  wird.  Es  bleibt  also  ein  weites 
Auseinandergehen  immerhin  möglich;  ju  es  kann  sogar  eine  Verständigung 
dadurch  bedeutend  erschwert  werden,  dass  die  einzelnen  Srnfionen  ihre  Mit- 
glieder für  den  Ausschuss  in  verschiedenem  Sinne  wfthloii,  diese  nun  aber, 
wo  nicht  reilillich  so  doch  moralisch  gebumb  a  zu  sein  glauben.  —  Endlich 
nnd  hauptsüchlicb  aber  ist  es  eine  wirklich  naive  Voraussetzung,  zu  glauben, 
dass  die  Mitglieder  ihre  Ansichten,  ihre  einzelnen  Gründe  und  die  Art  und 
"Weise,  wie  sie  die  Grgner  zu  widerlegen  guU  nken,  in  den  Sectionsversamm- 
lungen  mittheilen  worden.  Die  Folge  einer  solchen  Offenherzigkeit  könnte 
nämlich  gar  leicht  die  sein,  dass  ihnen  Andere  die  besten  Gedanken  ab- 
lauschten und  sie,  wo  möglich  vor  ihnen,  in  der  Versammlung  als  ihre  eigenen 
vortrtigen,  dadurch  aber  die  ursprünglichen  Eigenthümer  in  den  Nachlheil 
entweder  einer  Wiederholung  bereits  vorgebrachten  Stoffes  oder  einer  Ver- 
stümmelung der  Rede  und  Beweisführung  brachten.  Jeden  Falles  würden 
die  Gregner  zum  Voraus  mit  dem  Angriffsjilane  bekannt  gemacht  und  könnten 
sich  also  gegen  denselben  vorbereiten.  Weder  der  Eitelkeit,  noch  dem  Eifer 
für  die  Sache  kann  mit  soKheu  Folgen  gedient  sein ,  und  das  Ergebniss  ist 
daher  erfahrungsgemäss ,  dass  gerade  die  bedeutendsten  Mitglieder  aller 
Parteien  nur  einen  fiusserlichen  Anthcil  nÄen  Verhandlungen  in  den  Sectionen 
nehmen  und  ihre  gaiue  Kraft  für  die  Berathungen  in  der  vollen  Versammlung 
aufsparen.  Damit  sinkt  denn  aber  vollends  die  Bedeutung  der  Sectionen  als 
Anstalt  zur  vorläufigen  Verstüudigung  und  zur  Abkürzung  der  Geschäfte  auf 
Null  herunter  und  sie  werden  entweder  zum  wesenlosen  Scheine  oder  zu  einer 
zeitraubenden  Arena  für  untergeordnete  und  nicht  entscheidende  Kräfte. 

Nicht  zu  läugnen  ist  dagegen,  dass  die  Vornahme  von  Wahlen 
mittelst  der  Sectionen  ihre  guten  Seiten  hat,  wie  diess  in  dem  nächsten, 
diesem  Gegenstande  gewidmeten,  Abschnitte  näher  besprochen  werden  soll. 
Diese  Wahlart  i!»t  zwar  wohl  nicht  die  unbedingt  vorzüglichste,  allein  in 
vielen  Fällen  sie  wenigstens  die  verghichungs. weise  beste;  und  in  so  ferne, 
also  nur  bedingungsweise  und  nur  zu  diesem  Zwecke,  mag  die  Abtheilung 
der  vollen  Versammlung  in  Sectionen  Billigung  finden  »). 

Wie  dem  aber  inmier  sein  mag,  jedenfalls  lehrt  die  Erfahrung,  dass 
die  Abtheilung  in  Sectioilen  keineswegs  die  Bildung  von  Clubs  nach  der 
Verwandtschaft  der  politischen  Meinungen  der  Mitglieder  verhindert;  im 


1)  Nor  xam  Zwecke  der  Wahlen  hat  daher  aiich  der  VerfaMer  »einer  Zeit  die  BUdonff  von 
Anftehn  Aljtheiiun^cn  für  da*  FrankAirter  PariAtnent  cmpfohieD.  6.  „Vorschläge"  8.  31  fg. 
Di«  Erfahrung  hat  dann  aach  bald  gezeigt,  dass  alle  Versuche,  sie  auch  noch  zu  andern  Zwecken, 
namentlich  zur  Vorberathung  wichtiger  Fmgi^n  zu  beniitzen,  ganz  vergeblich  waren.  Auch 
in  Frankreich  wurden  die  BecUonen,  Voniahmc  vo  :  Wahlen  abgerechnet,  lediglich  aU  Formsache 
behandelt.  Nur  sehr  unerfiihrcne  MitgU«tl>jr  nahmen  xle  fUr  Erni>t  und  suchten  sich  in  deo- 
Mlben  geltend  zu  machen.  .  . 
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Gegentbeile  nebmen  diese  thätsAcUieb  die  Stelhmg  ein,  welc^  maA  dofck 
die  Sectionen  erreichen  wollte.  Fier  werden  denn  in  der  ThatYoibenÜiimgni 
gepflogen,  einzohaltende  Schritte  festgesetzt,'  die  BoUf^  TertheOt,  selbst  woU, 
wenn  dazn  Zeit  gelassen  ist,  Wahlen  Terabredet«'  n.  a.  w.  Ob  diese  aosser- 
amtUche  Organisation  der  nejaeren  *  Stäfldeversammlangcn  aicfat  auch  be- 
merkenswerthe  Nachtheile  hat,  ist  eine  hier  nipht  weiter  zu  erörternd« 
Frage;  jedenMa  ist  ihre  allgemeine  Verbreitang  ein  Beweis,  da&s  sie  eoHB 
Bedfirfiiisse  entsprechen,  welches  die  Sectionen  nicht  befinedigen  %  . 

3.  Die  Wahl  von  Ausschüssen. 
Jede  grössere  Yersanmünng  bedarf,  und  zwar  zu  verschiedenen  Zwecken, 
kleinerer  Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte.  Naiiiejitlich  fallen  zwei  Ven^cn- 
dungen  in  die  Augen.  Einmal  kann  die  Versanunlmig  nc^gou  Aussen  auf 
diese  Weise  veilreten  werden,  indem  es  nicht  seilen  unmöglich  ist,  da&s 
Bio  in  ganzer  Zahl  selbst  erscheint.  So  z.  B,  zu  Cäremonialzwecken ,  etwa 
Uebergabe  von  Adressen,  Glikkwünschon  und  dergleichen;  aber  auch  za 
Geschäften ,  unter  anderen  zum  Yorkt  iiro  der  Kammern  unter  sich ,  zu  einer 
Besprechung  niit  Regieruugsorgancn ,  u.  s.  w.  Zweitens  und  haupti-iiohlich 
aber  dienen  Ausschüsse  zur  Vorl)crcitung  der  Bcratliiuigcn  in  der  vollen 
Versammlung.  Je  zaidreichcr  einP  Versamndung  ist,  desto  wtinschenswerther 
ist  es,  dass  sie  nur  in  wohl  tiberlegtcr  Weise  und  nach  beistimmt  fornmliinen 
Anträgen  vorgehe.  Es  liegt  sonst  die  Gefahr  vor,  dass  i^ich  die  Verhand- 
lungen auf  unlösbare  Weise  verwickeln;  dass  unüberlegte  Beschltlsse  gefasst 
werden,  deren  Aufrechterhaltung  oder  Zurücknahiue  gleich  unzuträglich,  viel- 
leicht unmögUch  sein  kann;  dass  die  Versammlung  sich  überrascheu  Iftsst 
durch  angebliche  Thatsachen,  welche  sich  bei  näherer  Prüfung  als  unrichtig 
erwiesen  hätten,  oder  durch  scbfidliche  und  hinterlistige  Anträge.  Jeden 
Falles  wäre  ein  grosser  Zeitverlttsi  die  1iA'?enneid|iche  Folge  umvorbereitetcn 
Eintretens  in  eine  grössere  und.  verwickelte  Aafjj^,  wiox..B.  in  .die  Be> 
ntthnng  eines  i(asgedehiiten  Creseüeseatwnrfes,  vnd  würde  Felgeicichfigkeit- 
'in  einer  ' .Iftngerai  Reihe  von  Beschlttssen  .nnd  kliiro  Anffisssong  derselben 
schwer  za  erreichen  sein.  JMe.Yä'l^itnng  kann  nnp.'abcr .wed^r  der 
snfUligen  Thfttigkeif  tänzelner,^'Bodi  aber  'deqi  Yorsits^^eo^^allein  Abec* 
'bissen  bleiben.  Elfteres  nicht,  weil  es  bald  an  «deber-^wilVgeo'  Thtfcig* 
keit  fdilen,  bald  dieselbe  in  aberreichem  Maasse. eintreten,  qnd'dann  aogir 
selbst  Verwhmfig  efzeuj^n  wOräe.  Das  aisdere  nicht,  weil  daduth  eine 
ganz  nngebolurliclie  Gewalt  in  die  Binde  Eines  .Hitgliedes 'Ulmfi,'  V^kdies 
Ikberdiess  nmöglich  die  nur  genllgeiiden  Torbereitong  jed^  -  Art  von 

1)  Eine  sehr  Xlare  Einsicht  in  dns  Wenrn  nnfl  Treiben  «olohcr  üiahn  innerhalb  einer 
beratbendcn  VerMmmlong  g;owiibrt:  Bi«d«rni«OQ,  EriDneruD^n  aaa  der  Paoltltlrdie. 
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Geschäften  nothwendigen  Kenntnisse  haben  könnte.  Violmehr  mqss  einer 
bestimmten,  dazu  besonders  ausgeschiedenen  Anzahl  von  Mitgliedern  der  Auf- 
trag ertheilt  werden ,  lias  vor/unelnncnde  Geschäft  nach  allen  Seiten 
gemeinschaftlich  zu  bedenken  und  alsdann  der  Versammlung  bostimiate  Vor- 
schl&ge  zu  dessen  Behandlung  zu  machen.  Natürlich  haben  solche  Ausschüsse 
ihre  Antrüge  nach  Mehrheit  der  Stiiiinien  festzustelhn ;  und  es  ist  billig 
und  zweckmässig,  dass  auch  Minderheiten  Gi  letjenheit  erhalten,  ihre  ab- 
weichenden Meinungen  vorzutnigen.  —  Die  Ausschüsse  können  übrigens  wieder 
verschiedener  Art  sein.  Einmal  verschieden  hinsichllicli  des  Aultrages; 
uämlich  entweder  stehende  Ausschüsse,  welche  ftlr  die  Dauer  eines  ganzen 
Landtage«;  gewählt  sind,  und  welchen  sammtliche  Geschäfte  einer  bestimmten 
Art  zur  Vorbereitung  zugeschieden  werden;  oder  aber  besonders  gewillüte 
(select  conmiittees),  bestimmt  nur  zur  Itearbcitung  einer  bestimmten  einzelnen 
Angelegenheit.  Sodaim  verschieden  in  Betreff  der  Tlieilhaber,  indem  ent- 
weder die  Zahl  derselben  genau  bestinnnt  wird  und  alle  übrigen  Mitglieder 
der  Versammlung  aufgeschlossen  bleiben;  oder  zwar  eine  gewisse  Anzahl 
zunächst  die  Verpflichtung  hat  zu  erscheinen,  von  den  sonstigen  Mitgliedern 
des  Uaases  aber  Jeder  nach  Belieben  sich  betheiligen  mag  (open  com- 
raittces),  wo  dann,  je  nach  der  Geschäftsordnung  der  einzelnen  Vcrsannn- 
luug,  diese  freiwillig  Beigetretenen  bald  eine  Stimme  haben,  bald  nur  still- 
schweigend zu  ihrer  Belehrung  anwesend  sein  mögen  »). 

Je  wichtiger  nun  aber  die  Ausschüsse  für  eine  Standeversammlung 
sind,  desto  nothwendiger  ist  auch  eine  richtige  Bestellung  derselben,  das 
heisst  eine  solche,  welche  bei  den  Mitgliedern  sowohl  Sachkenntniss  als 
Unparteilichkeit  ei-warten  lässt.  Letztere  Forderung  ist  freilich  in  ver- 
stilndiger  Weise  aufzufassen.  Unter  Unparteilichkeit  kann  bei  Mitgliedern 
einer  poütischen  Versammlung  nicht  etwa  Gleichgültigkeit  gegen  den  Erfolg 
und  Majigel  an  einer  bestimmten  Richtung  verstanden  werden,  sondern  nui' 
Geneigtheit,  die  Gründe  ftir  eine  gegentheilige  Ansicht  nicht  zu  verschweigen, 
vielmehr  dieselbeu  nach  ihrer  Bedeutung  zu  würdigen,  sowie  Bereitwilligkeit, 
jedes  wirkhche  Recht,  auf  welcher  Seite  es  liege  und  wem  immer  es  zu- 
stehe, anzuerkennen.  Hiei*au  darf  es  denn  nun  aber  nicht  fehlen,  wenn  der 
Zweck  einer  Vorbereitung  und  Vereinfachung  der  Geschäfte  wirkhch  erreicht, 


1>  Zq  den  AuMchttMen  köunen  die  in  England  and  Mordamerik«  bestehenden  sog.  ^as- 
•chfiMc  de«  gaozen  Uaases"  (commltteea  of  the  whole  honfe)  logischer  Weise  nicht  gerechnet 
werden,  da  sie  keine  kleinere  Zahl  von  Mitgliedern,  sondern  die  ganze  Versammlang  hegreifen. 
Der  wuuderliche  Name  bezeiehjiet  nur  eine  freiere  Form  der  Verhandlung,  bei  welcher  dasselbe 
Mitglied  mehr  als  einmal  das  Wort  ergreifen  kann.  Dass  dabei  nicht  der  Präsident  der  V>r- 
Munmlnng,  sondern  ein  eigens  dazu  bestimmter  Vorstand  den  Vorsitz  flihrt,  und  dass  dieser 
sog.  AusschUBS  dem  Scheine  nach  einen  Bericht  an  die  elgentiiche  Versammlung  erstattet,  ist 
nur  eine  närrische  Folge  der  einmal  aufgestellten  .\nnahme,  daM  man  es  mit  einem  Ausschusse 
zu  than  habe.  —  In  wie  ferne  diese  freiere  Uewet;iinir  der  Besprechung  an  sich  zwockmässig 
i«t  vder  nicht,  ist  eine  Frage  fQr  sieb,  welche  hier  nicht  weiter  erörtert  werden  kann, 
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and  Bieht  YiebMbr  dnreh  Venehweieeii  oder  üngerecUtigkelt  Sinit  ^rnfw 
gwofni  iKcrdcB  soB.     .«Da .nim. einer  Seite  ^e  persSnUclieii  flfwimmgM 

•  der  eioseliien  Mitglieder  keineswegs  Inutaer  genener  behaBut  sind,  anderer 
$eita  Mdi  «tf  die  .üoli^tyigenheH  «id  'den  refnen  UnUen  der  Wflhienden 
piebt  anter  aUen  üm'stAndea  Verlaas  s&  miimen  ist:  so  ist  es  JcdenüEüls 
litliiieb,  bei  der  ^uaBUMusetnlng  ifler  Commissioiien  nicht  bliiid  aaf  dsi 
Taet,  die  Efmlidil  vnd  die  KfirtieUteit  der.  einzelnen  lAitglieder  m  ver- 
tnmen,  aoodern  eine.SSiirichtiuig  so  zu  treffnir,  weldie  das  allsftitige  and 
unparteiliche  Würdigung  in  Aussicht  stellt. 

Es.siad  nan  aber  fonf  verschiedene  Möglichkeiten,  die  AusscliQsee  oioer 
StAodeversanmdnng- SU  bilden:  durch  das  Loos;  durch  Wahl  ans  der.mttsa 
Torsiiainiiang  .nnd  von  derselben;  durch  Wahl  mittelst  Abtheilaagen  dir 
Versammliing ;  auf  Vorschlag  des  eine  Maassregel  beantragenden  Mitgliedes; 
endlich  durch  Emenncing  des  Vorsitzenden.  Jede  dieser  Bestellungsarten 
hat  ihre  eigenthümlichen  Folgen,  über  welche  man  sich  klar  .seiA  qpi^ 
«he  maii  eine  schliessliche  Entscheidung  treffen  kann. 

Was  zunächst  die  Bc>tellung  durch  das  Loos  betrifft,  so  ist  allerdings 
das  Verfuhrou  ein  sehr  einfaches  und  förderndes;  auch  leuchtet  ein,  dass 
von  einer  vorbedachten  Zusammensetzung  im  ausschliessenden  Sinne  Einer 
bestinimtrn  Meinung  und  Absicht  nicht  die  Rede  sein  kann.  Dennoch  ist 
an  eine  Bildung  von  Oeschäftsausschüssen  durch  Loos  nicht  zu  denkcu. 
Nicht  nur  >vfire  bei  solcher  Bezeichnungsweise  keine  Möglichkeit,  die  nach 
Charakter  und  Kenntnissen  besonders  tanglichen  Mitglieder  vorzugsweise  zu 
bedenken ,  und  es  könnte  sogar  durch  Spiol  des  Zufalles  eine  Commission 
geradezu  widersinnig  und  lächerlich  ausfallen;  sondern  es  ist  Uberhaupt  die 
völlige  Absichtlosigkeit  in  der  Personenbezeichnung  ein  zweischneidiges 
Schwert.  Keineswegs  undenkbar  ist  es  nämlich,  dass  in  einem  durch  Loos 
gebildeten  Ausschüsse  die  von  einer  überwiegenden  Mehrheit  der  Yersanuu- 
lung  getheilte  Ansicht  gar  nicht  oder  kaum  vertreten  ist ,  was  denn  weder 
anparteiisch  noch  f&rdemd  für  das  Geschäft  wäre.  —  Doch,  es  Ist  wohl 
ittiedhlssig,  die  UnzntrftgUebkelt  einer  solchen  Bildang  der  ApsschOsse  aas- 
Mnlidi '  SS'  besprecben;'  vielaiBbr  di^  als  angegeben  angenoonieB  werdBij 
dass  nnr.  ganr  formella  nod  mü  .der  Tersdiiedenbeit  politischer  Knt^dMn 
sowie  mit  besonderer  Tttcbtigkelt  der  Mitglieder,  in-  gar  keiner  BeMimg 
siebende  AnftMger  anf  diese  Weise  besOigt-  lieräeii  kflnnen.  Also  ^s.  B. 
'  Abordiituigen  zn  Uebeibringang  von  Beschiflssen,  iar  Vertretung  .Vcn^ 

•  ianmkbiBg  bei  .Feierlfc^ten  a.  dgh'  .       v  >• 
!\^^jfOM  eihe  gaa^  aatHrlicfae  Bibloagswdse  dor  Änsscbllsfli^  fftiditM  mS 

•im.  ersten  rädt  eine  ^abl  darcb.  die  volle  VersammlaBf  and 
Ma  derselben;  d^nnodi  «teilen  sich  bei  fpenäner  Betracbtm«  Meotends 

.^ed^i(keii  .boans.  -     Voreiat'  and  Hilter  allen  FirtBtftwdMn'  ist  sjim.s<ii<^|i 
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"Wahl  in  einer  zahlreichen  Vemranilung  ein  höchst  zeitraubendes  CreschAft. 
Angenommen  z.  B.,  dass  die  Versaninilung  aus  HOO  Mitgliedern  besteht, 
der  zu  wfthlende  Ausschuss  aber  nur  ans  föufzchu  Mitgliedern  bestehen 
soll,  so  ergibt  sich  eine  Aufzc'ii-))nung  von  9000  Namen,  welche  nun  unter 
Controle  gezählt  und  geordnrt  werden  müssen.  Da  nun  die  Wahl  von 
AasschtJssen  hftufig  vorkommen  kann,  so  ist  ein  solches  schwerfälliges  Ver- 
fahren sicher  nicht  wftnschenswerth.  Doch  isl  dieser  üobclstand  noch  der 
geringste.  Zur  vollständigen  Einsicht  in  die  Folgen  dieser  Bildungsweise 
mtlssen  die  zwei  möglichen  Fälle  wohl  unterschieden  werden,  ob  die  Wahl 
unmittelbar  nach  dem  Antrage  und  somit  ohne  vorgängige  Besprechimg 
unter  den  verschiedenen  Parteien  in  der  Versammlung  vorgenommen  wird, 
oder  ob  eine  solche  Verabredung  voranging.  —  In  dem  ersten  Falle  werden 
sich  die  Stimmen  sehr  zersplittern,  was  denn  nicht  nnr  die  Folge  hat,  dass 
Einzelne  der  Gewahlten  nur  durch  eine  verhältnissmässig  geringe  Stiramcn- 
zahl  ernannt  sind;  sondcni  auch,  dass  möglicherweise  die  voi-zugsweise 
Tauglichen  ausgeschlossen  bleiben  können.  Eine  solche  Znsammensetzung 
gibt  dem  Zufalle  allzugrossen  Spielraum,  und  kann  eine  der  wirklichen 
Stimmung  der  Versammlung  und  einer  tüchtigen  Besorgung  des  Geschäftes 
dorchaas  widersprechende  Bildung  der  Commission  zuwege  bringen  ').  — 
Wenn  aber,  zur  Vermeidung  dieser  Uebelständc,  eine  vorläufige  Besprechung 
vorangeht,  so  ergeben  sich  im  Zweifel  auch  entschiedene  Parteiwahlen. 
Es  ist  ganz  natürlich,  dass  in  solchem  Falle  jede  der  Parteien  ihren  eigenen 
Angehörigen  den  Vorzug  gibt;  und  wenn  sich  etwa  auch  mehrere  solche 
Abtheilungen  der  Kammer  über  eine  gemeinschaftliche  Wahlliste  vereinigen, 
so  sind  es  doch  immer  nur  die  einander  mehr  o<ler  weniger  Nahestehenden, 
und  von  einer  eigentlichen  Unbefangenheit  und  von  einer  Aussuchnng  nur 
der  Tüchtigsten  in  einer  ganzen  Versammlung  ist  nicht  die  Rede.  Damit 
wird  denn  aber  ein  guter  Thcil  des  Zweckes  einer  Vorberathung  durch 
einen  Ausschuss  verfehlt.  Es  kann  sich  leicht  begeben,  dass  anstatt  einer 
unbefangenen  Würdigung  und  Abwägung  der  verschiedenen  nicht  nur  mög- 
lichen, sondern  in  der  Versammlung  wirklich  vertretenen  Meinungen  eine 
ganz  einseitige  Berichterstattung  erfolgt  und  selbst  zahlreiche  Minderheiten 
gar  nicht  beachtet  sind.  Diess  führt  denn  aber,  weil  die  Thatsachen  da- 
durch nicht  geändert  sind,  und  die  in  dem  Ausschussberichte  nicht  ver- 
tretenen Meinungen  um  so  sicherer  in  den  Berathungen  der  vollen  Ver- 
sammlung hervortreten,  zu  ausgedehnten,  verwickelten  und  bitteren  Debatten. 
Es  kommen  nun  zahlreiche  Verbesserung«anträge  ein,  deren  Erörterung 
zeitraubend,  deren  augenblickliche  W^Ordigung  schwierig  und  deren  Verstellung 
zur  Abstimmung  verwirrend  sein  kann.  —  Hieraus  folgt  denn  wohl,  dass 
  « 

1)  Im  englischen  Unterhamc  wird  nlemiil«  ein  AtiMchuM  andeni  niederKetetzt,  tit*  an  einem 
»uvor  bMtiixunteo  TAge. 
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AiuaehvmnJiIeD  dnrdi  die  gMze  YmMninlBBg  jeden  FtSks-im  hfi'vA^ 
deeUmdftn  Yeretttouigeii  und  bei  dringeiHteter  Säe  alsbaid.iiiidi  dem  Aa- 
inge  ud.ohiieMOfltfelikeit  dner  Yerbereitnng  ▼Cfgenommeli  werdes  eoUteD; 
die«  aber  ueh  TOijiiereilete  WaUen  4leeer  Art  keinesvegs  Jiiil;  Sieherlieit 
ein  gllnstigee  ErgebniM  eneogen. 

.  80  bietet  sieb  dann  die,  in  mencbeii  Yemämdangen  ancb  «ixbüdi 
efaigefUirte;  Wabl  mittelst  Sectionen  on'd  '»ne  denselben  ab  Aae- 
kanftemittel  dar.  Es  Iftset  sidi,  nicbt  .verfc^pmu,  daas  die^  Einridrtn^g 
mebrere  nicht  nnbe^tende  Yoiiiieile  nr.Seite  stehen.  In  solchen  Seotionen 
(s.  ^  vorangebenden  .Abscbnitt)  aind  fiespnclungen  über  den  Gegenstand 
mO^eh  sogar  Zweck;  und  wenn  man  sich  anch  keine  Tinacbang  machen 
datf  Aber  die  voUe  Bedräng  solcher  yonerhandlongcn,  so  können  sie  doch 
immer  dazu  dienen,  die  Yorläufigcn  Ansichten  der  Mitglieder  ond  Uire  cti« 
besondere  Befähigung  zur  Behandlung  der  Aufgabe  b.ekannt  zn  machea. 
Es  ist  also  JEU  erwarten,  clasB  die  Wahlen  öiit  grösserem  Personen-  and 
SaclücenntnisB  Torgcnonunen  worden.  Sodann  wird  die  Versammlung  durch 
4|e  vom  Loose  bewerkstelligte  Eintheilnng  in  Sectionen  in  anderer  Weise 
zerlegt,  als  durch  die  freiwilligen  Parteizusammcnschaarungen.  Damit  ist 
denn  aber  anch  iiinderhcitcn  eher  eine  ^löglichkcit  zur  Vertretung  in  den 
Commissioneu  gegeben,  was  theils  dem  Zwecke  der  Vorberathung  an  sich 
förderlich  ist,  theils  Leidensehaften  beseitigt.  Endlich  ist  es  kein  zu  ver- 
achtender Vortheil ,  dass  durch  diese  Wahlen  in  kleineren  Kreisen  eine 
gleicUniässigere  Heranziehung  der  Mitglieder  der  Vei-sanimlnng  zu  den  Ge- 
schäften bewerkstelligt  wird,  als  wenn  die  Wahlen  in  der  vollen  Versammlung 
geschnhen.  In  letzterer  werden  leicbt  dieselben  Namen  wieder  erscheinen, 
weil  sie  sicli  Jinieni  zunächst  aufdringen  «ud  Jeder  dieser  Erinnerung  un- 
mittelbar Folge  gicbt ;  in  den  Sectionen  dagegen  ist  einerseits  die  Wahl  auf 
die  Mitglieder  besclnankt,  andererseits  leicht  in  Erfahrung  zu  bringen,  wer 
bereits  in  Ausschüssen  beschäftigt  i^t  und  welche  Kräfte  noch  unbenützt 
liegen.  Allerdings  werden  jene  der  ganzen  Versammlung  gegenwärtige 
Mämier  die  beivorrageudereu  sein;  allein  damit. ist  nicht  gesagt,  dass  ihre 
-Verwendung  bei  jeder  Gelegenheit  gerade  die- %derlichste  Yorbereitnog 
'  Ar  die  Geschäfte  ist,:  nnd'daae  lÜcbt  Nntsbarmachnng  äJler. flbobanpt 
vcrfilg^iren  Üfte  .scbUesslidi  -  ein  beeßeree  Ergebniss  gewfbvt .  Weniger 
j.belucnnte  und.  besdiiftigte  Atjgeordbete  weiden  sieb  die  WaU  in  einen  Ans- 
scbqss  jmi  JBibre  reebnen  and  sieb  alle  l^lbe  g^^,  dfB.ibMB'erOeijtai 
Antrag  gerecht  zn  werden,  wftbrend.die  Fulim  der  Yettenunlong  yielleiebt 
in  oebr  bi  Anspradk  f encMilnien  sbidi  om.-aidi  einem  einsdnenOegeiiatandfl^ 
namentUi^  wenn.  er.  ^keiiie  nnmittelbere  poUtiscbe  Bedeqtnnf  bat,  eÜHg 
-widvea  nl  kOnnen  nnd  n  w<dleo.  Aber'eilerdbigs'  bat  die  Wabl  dnreb 
Sectionen  aocb  ibrt  -Nacblbeile.  .FOr  eine  wirkliebe  Yertretnng  der  ve^ 
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schiedencn  Meinungen  durch  dii-  Sectionswahlen  kann  nicht  eingestanden 
werden,  da  möglichenvcisr  cino  Partei  oder  auch  eine  Ansicht  über  einen 
bestimmten  Gegenstand  zwar  in  allen  Sectionen  vertreten,  aber  Qberali  in 
der  Minderzahl  sein  kann.    Sodann  und  hauptsächlich  aber  kann  es  sich 
gar    wohl  begeben,  dass  der  Zufall  des  Looses  die  Sectionen  ungünstig 
gebildet  hat ,  in  so  ferne  sich  in  einer  und  derselben  Abtheilun^j  eine  An- 
zahl bedeutender  Männer  oder  solcher,  welche  mit  dem  vorliegenden  Gegen- 
stande besonders  vertraut  sind ,  zusanimenbctinden ,  wilhrend  andere  Ab- 
tbeilucgen  nur  aus  weniger  Brauchbaren  bestehen.    Da  nun  jede  Section 
nur  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  hat,  so  vermag  in  solchem  Falle  die  eine 
lange  nicht  alle  ihre  Kräfte  zu  vcrwerthen,  während  die  andere  nothge- 
drongen  und  bewiL«ist  ein  minder  taugliches  Mitglied  absendet.  —  Das 
£rgebniss  ist  also  wohl,  dass  zwar  die  Zusammensetzung  der  Ausschüsse 
dorcb  Sectionen  und  aus  denselben  Manches  für  sich  hat,  dass  sie  aber  nicht 
das  einzige  Princip  zur  Bildung  der  Ausschüsse  sein  darf.    Abgesehen  nÄmlich 
von  den  Fällen,  in  welchen  Überhaupt  eine  der  übrigen  Emennungsweisen 
vorgezogen  werden  mag ,  drängt  es  sich  jeden  Falles  als  eine  Verbesserung 
auf,  wenn  nach  vollendeter  und  bekanutgemachter  Sectionenwahl  auch  noch 
jedesmal  aus  der  vollen  Vcrsamndung  eine  Anzahl  von  MitgHedcm  genommen 
wird.    Auf  diese  Weise  ist   es  dann  wenigstens  möglich,   auch  solchen 
Männern  nachträglich  eine  Stelle  in  einem  Ausschusse  zu  geben,  welche 
der  Zufall  der  Sectionszusammenseti^ng  ausgeschlossen  hat  und  deren  Mit- 
wirkung doch  nicht  gut  entbehrt  werden  kann. 

Sehr  häutig  werden  in  dem  englischen  ünterhause  die  Ausschüsse  (sele<!t 
committees)  auf  die  Weise  gebildet,  dass  dasjenige  Mitglied,  welches 
den  Antrag  auf  Niedersetzung  einer  Commission  gestellt  bat,  die  Namen  . 
der  von  ihm  für  dieselbe  Vorgeschlagenen  zuvor  bekannt  macht,  und  nun 
an  dem  festgesetzten  Tage  über  jeden  derselben  einzeln  abstimmen  lässt, 
wobei  denn  das  Haus,  auf  Antrag  irgend  eines  Mitgliedes,  die  Genannten 
bestätigen ,  beseitigen  oder  mit  weiteren  Thcilnehmcrn  verstärken  kann  — 
Dieses  Verfahren  emptiehlt  sich  vor  Allem  durch  seine  vollkommene  Offen- 
heit und  durch  die  der  ganzen  Versammlung  so  wie  den  einzehien  Partheien 
gegebene  Möglichkeit ,  den  Vorscldag  zu  prüfen  und  zu  verbessern  zu 
suchen.  Auch  ist,  in  der  Regel  wenigstens,  kein  grosser  Zeitaufwand  damit 
verbunden.  Endlich  liegt  es  augenscheinlich  in  dem  eigenen  Vortheile  des 
Vorschlagenden ,  tüchtige  und  der  Versammlung  genehme  Männer  in  Antrag 
zu  bringen,  auch  oflFenbare  Partheilichkeit  zu  vermeiden.  In  so  ferne  mag 
also  immerhin  diese  Verfahrensweise  empfohlen  werden.  Doch  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen,'  dass  sie  auch  ihre  Schattenseiten  hat.    Die  Mög- 


1)  ü.  Mh>',  Imw  of  rurÜHUietit. 
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Jiäikeit  eines  Wlden|nracb'e6  gegen  $inen  Vorgeschlagenea  vä  kim  Ver- 
woodong  dendben  ist  ftr  den  Betieiendeii  qm  so  iveniger  aag^ln,  als 
(nach  einer  an«  sich  guu  ^swedonftssigeQ  «eiteren  Bestipmaag)  der  Antrag- 
steller sieh  von  der  Beicyptiiwchong  se&ier  Liste  der  £eiMsigUMit  tat  An- 
aaiime  von  Seiten  der  sliiaatlichen  Genannten  fitoinUeli  n-  venktea  Int, 
soMt  einq  Zaittdcweisnng  doppelt  empfindUcÜ  iUit  Dies«  OMg  tan  wm- 
oben  flir  das  Qeichlft  sehr  wOnsdnftsirafthtti'  l^^ 
sohlagoi  in  taiäen.  Sodjun.  sind  imarqalGidi^  YeHiandlnn^'  ihifc/^iit 
Befawhehattenden  4|der  zu  Beseitigenden  nicht  obiw  B^iqM  M  aft»|ipjMiii 
gegen' die  BegeL,.  magliöhst  alle  FersOnlidikeitoif  von  dnit  irfiiliMit^piiili 
sprechang  Isnie  su  faa^.. '  EndUck  ist  natOrlicÜ  ^anf  -ehie  HÜß  ^ßiß 
dingte  ünportheilichkeit  des  nrsprftngüchen  TorsdUages  nkht;  ^^imIiM' 
im  Gegsntheile  anamlfthmen,  dass  der  AntragsteUer  ittt^tsUfaUok-i^iil» 
seiner  sachliichen  Absicht  and  persönlich  43eneigto  .  nBmien  ^^i^^ 
man  denü  ijun  auch  'li^'o  w«««*««*'»^        ^  u^u  w 

dass  man  das  ganse  Yerfiahren  fttr  eih  -alialissiges  erklArte:'  tfpui^f'.'iia 
doch  Jeden  Falles  von  der  Bedeutung ,  dass  es  nicht  i-aths&m  d'stihrtnep 
will ,  dasselbe  als  das  gesetzlich  aothweudige  einzafhhren.  Viämehr 
scheint  es  billig,  dem  Antragsteller  zd  überlassen,  ob  er  diesen  Weg 
einschlagen  oder  eine  der  abrigen  zulässigen  Bildungsweisen  verlangen  «äL- 
Bflcksicbt  auf  die  eigene  Person  und  auf  das  .Gedeihen  seifaker  Absic^rten 
wird  ihm  dann  namentlich  ratben,  in  VcrsannilfliingePi  welche  Iddenscbaft' 
lieh  aufgeregt  und  in  bitter  feindliche  Partheien  zerrissen  sind  ,  andere  Wege 
einzuschlagen,  welche  keine  Geleg^eit  an  gehässigen  und  verletaenden  Auf- 
tritten geben. 

Joden  Falles  ist  also  auch  noch  die  letzte  Möglichkeit  der  Bil^ing  von 
Ausschössen,  nämlich  dit'  Ernennung  derselben  durch  den  Vor- 
sitzenden, in's  Auge  zu  fassen.  Dieselbe  ist  theiU  in  bestimmten FJÜlen  im 
englischen  Parliamente,  hauptsächlich  aber  iu  den  amerikanischen  Versamm- 
lungen gebräuchlich,  dabei  aber  (wenigstens  in  England)  herkömmlich,  dass 
nicht  nur  der  Antragsteller,  sondern  auch  die  bckannterniaassen  mit  dem 
riogt  »Stande  vertrautesten  Mitglieder  des  Hauses,  und  zwar  sowohl  von  der 
ministeriellen  als  von  der  Oppositionsseite  bezeichnet  werden.  —  Manch- 
fiache  Vortheile  sind  einleuchtend.  Nicht  nui*  ist  das  Verfaliren  ein  sehr 
einfaches  und  für  die  Versammlung  bequemes;  sondern  es  lässt  sich  auch 
auf  diese  Weise  die  unter  den  gegebenen  Um.staudcn  wünschenswerthe  Za- 
sunimensetzung  des  Ausschusses  bewerkstelligen.  Einerseits  nämlich  können 
die  sachverständigsten  Mitglieder  gewählt  werden,  und  zwar,  wo  etwa  ver- 
schiedene praktische  oder  theoretische  Ansichten  zu  vertreten  sind,  die 
Stimmführer  der  verschiedenen  Richtungen:  andererseits  ist  es  auch  leicht, 
Jeder  in  der  Versammlang  bestehenden  poUtiäcUcn  Parthei  eine  kluge 
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Biridaiclitigiing  schon  bef  der  Vorbereitiuig  einflurimeii..  HMiunh  wird 
BSV  aber  topoU  'eiiier  stchUdi^  besseren- BearbeitAng  dar  Frage,  als  a«di 
eiaer  truUgeren  Verbabdlmig'iiii  Banse  selbst  .versidierts  EndUflb  ist  es 
^iefai  ^eid«Oltig,  dass  dadnroh  eine  bOtige  Yertbeüiing  der  OeSeh«^  leiefat 
a  bewer^steffigen  ist  Aber' es  treten  freUieh  aiieh  fiedeakcii  entgegen. 
Eintaal  die  MOgHehkeit  gr(»8ser  PartheflIcUwit,  s^  ea  gegen  Äntttgsteller 
itf  es  gegen  ganse  AbthcDongei»  der  Yersannnta&g.  Sodann  aber,  nnd  iwar 
a|a  notbmdige  FUgen-  tinef  scddien  Ungerechtigkeil,  heftige  nnd  ansg?- 
d^Bl?  Yerinnd^nngen  in  der  Yersaaudnng  nnd  ehie  entschiedene  Abneigang 
MMcter  gegen  den  Yftrsitzendcn.  Diese  Schattenseiten  sind  so  bedeutend, 
dass  von  einer  Annahme  der  Einricbtong  nicht  die  Bede  sein  kann,  wenn 
sie  sich  nicht  beseitigen  lassen.  Es  leuchtet  non  ^ber  wolil  ein,  dass  darch 
die  blosse  Vorlegung .  der  getroffenen  Zusamniensetzimg  zur  Billigung  odw 
Hi#ffHP«g""g  der  Versav^mlung  selbst  dieser  Zweck  nicht  erreicht  werden 
hgiqL  Diese  Vorlegung  Terstelit  sieb  freilich  von  selbst ;  allein  eine  Aus* 
flbuDg  dos  der  Versammlung  zustehenden  Rechtes  der  Verwerfung  oder 
Umänderung  der  Zusammensetzung  ist  ein  sehr  häckeliges  Unternehmen, 
welches  leicht  m  iirprrlichen  Persönlichkeiten  nnd  zu  bitterer  Störung  au- 
. .statt  Förderung  der  Geschäfte  führen  kann,  ausserdem,  namentlich  bei 
häufigerer  Anwendung,  höchst  bedenklich  wäi'e  für  das  Ansehen  des  Vor- 
sitzenden. Es  kann  also  eine  sokhe  Veränderung  der  Zusammensetzung 
eines  Au'^^-rhnsses  durch  den  Vorsitzenden  nur  als  ein  Nutlibeiieli"  und  als 
ein  Ausnahmefall  betrachtet  und  juigewendet  werden.  Auch  von  der  Modifi- 
kation, dass  der  Vorsitzende  sein  •  Wahl  imr  unter  Billigung  des  Gesammt- 
. Vorstandes  der  Versammlung,  also  des  oder  der  Vicepräsidenten  und  der 
*Schriftftthrer ,  zu  tretfen  hätte,  lässt  sich  keine  Beseitigung  des  möglichen 
üebels  erwarten.  Wenn  nämlich  dadurch  auch  persönlichen  Abneigungen 
des  Präsidenten  begegnet  wird,  so  sind  Partheiwahlen  nur  unvollkommen 
■verhindert,  da  die  sänrnitlichen  Beamten  der  Versammlung  von  derselben 
Mehrheit  und  in  derselben  politischen  Richtung  gewählt  zu  sein  pflegen. 
Ausserdem  wird  an  die  Stelle  der  einfachen  objektiven  Zweckmässigkeit 
jedenfalls  der  Schein,  vielleicht  auch  die  Wirklichkeit,  einer  Yereinbahulg 
oder  einer  Meinungsverschiedenheit  gesetzt.  Haoteutlich  irird  es  flieht  gnt 
/wirken j  weoä  sich,  (was  ja  do^  mOglidi  ist,)  dem  Ge^aihBltioritinde 
'  heftend  eine  Mehrheit  taid  diit  UMei^  ftneiaitItA  der  Besetzung  eiiifa 
ifcnss^fsses  bildet,  diese  Thaisaehe*  aber  i$en  Betreffenden' und  der  Yer- 
Mupbing  bekannt  ^nird         Dis  £fg»bniss  ist  ^l«».,  dass^diesa  Bildung 


1)  Wamdw  VMmär  («.  ,Vone1i]Jlg»<*  &  9^  IBr  «mlhuadliMr  PMtaMat  dM 
d«r  AnaachOM«  durch  den  Gesammtvonttaad  «Utoth,  so  geschnh  vh  in  der.  dureti  die  MpXtern 
KrainilMe  «ueli  nicht  widerle((t«)a,  Voraattä^aBSi        in  einer  uotbweudig  Mlinnl«cfa«a  twd 
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der  Ausschüsse  da  anwendbar  ist,  wo  ein  voUkonimeues  Vertrauen  in  die 
Fähigkeit  und  vor  Allem  in  die  Unpartheilichkeit  des  Vorsitzenden  besteht. 
Ein  solches  Vertrauen  wird  nun  aber  blos  unter  zwei*  Voraussetzungen  statt- 
haben, nämlich  einmal,  wtmi  durch  eine  lauge  parlaiiientarische  Uebnng 
ein  Missbrauch  der  Rechte  des  Vorsitzenden  zu  einer  moralischen  Unmög- 
lichkeit geworden  ist;  zweitens,  wenn  die  Versammlung  selbst,  ebenfalls  in 
Folge  gründlicher  politischer  Bildung,  bei  der  Wahl  des  Vorsitzenden  zu- 
nächst auf  dessen  persönliche  Thätigkeit  und  besonders  auf  seine  Unparthei- 
lichkeit Rücksicht  nimmt,  nicht  aber,  oder  wenigstens  nicht  in  erster  Linie, 
auf  seine  PartheistoUung.  Diese  Voraussetzungen  sind  denn  nun  aber 
keineswegs  überall  vorhanden;  am  wenigsten  alsbald  nach  der  Einfahrung 
des  repräsentativen  Systemes.  Und  wenn  gar,  wie  in  Amerika  oflfen  zuge- 
standen und  ungescheut  gehandelt  wird  das  Emennungsrecht  des  Vor- 
standes lediglich  im  Sinne  und  zum  Vortheile  seiner  Parthei  bestinmit  ist: 
SQ  ist  diese  Art ,  die  Ausschüsse  zu  bilden ,  von  allen  unzweifelhaft  die 
schlechteste. 

Unter  diesen  Umständen  ist  denn  wohl  die  Frage  nach  der  Bildung 
der  Aasschüsse  schliesslich  dahin  zu  beantworten:  dass  eine  Zusammen- 
setzung durch  Loos  nur  in  den  oben  näher  bezeichneten  gleichgtUtigen 
Fällen  möglich  ist;  eine  Wahl  durch  schriftliche  Abstimmung  der  ganzen 
Versammlung  höchstens  für  kleinere  Ständevcrsammlungen  passt,  welche 
zu  einer  Abtheilung  in  Sektionen  nicht  zahlreich  genug  sind;  dass  also 
eine  Wahl  durch  Sektionen,  (namentlich  mit  der  Möglichkeit  eines  Zu- 
satzes aus  der  vollen  Versammlung) ,  oder  namentlicher  Vorschlag  des 
Antragstellers  so  lange  das  Richtige  ist,  als  nicht  eine  Uebertragung  der 
Zusammensetzung  an  den  Vorsitzenden  allein  als  möglich  erscheint.  Ob 
aber  dieser  letztere  Grad  von  Ausbildung  bereits  eingetreten  seie ,  lässt  sich 
dadurch  erproben,  dass  dem  Vorsitzenden  versuchsweise  die  eine  oder  die 
andere  Bildung  eines  Ausschusses  tibertragen  und  nun  die  Erfahrung  be- 
fragt wird,  ob  sie  zur  Zufriedenheit  der  Versammlung  ausfUUt.  Ist  dem 
also,  so  mag  diö  Uebung  ausgedehnt  und  allmählig  zur  gewöhnlichen  Ord- 
nung der  Dinge  geniacht  werden;  im  entgegengesetzten  Falle  kehrt  man  zu 
den  andern  Besetzungsarten  zurück. 

.   4.    Oeff entlichkeit  der  Verhandlungen. 

Unzweifelhaft  giebt  es  Fälle,  in  welchen  eine  repräsentative  Versanun- 

lung  verständigerweisc  nur  bei  verschlossenen  Thüren  verhandeln  und  be- 

scbliessen ,  und  in  welchen  auch  eine  Bekanntoiacbong  des  Vorgeüalleneo 
  -  •  *-  •  — 

dnrohxtuetzcn  Min  würden.  Uebrii^na  ist  auch  die  WaU  durch  den  Gemmmtvorstand  kauat 
Je  zur  AnwendunR  fcekommen. 

l)  6.  Cusbiuif,  Law  au4  practicc  of  Lv^irisl.  A«»oiabUv«,  b.  1W. 
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durch  die  Presse  entweder  gar  nicht  oder  wenigstens  erbt  in  einer  spateren 
Zeit  als  passend  erachtet  werden  kann.    So  z.  B.  die  Besprechung  schwie- 
riger und  gefährlicher  Verhältnisse  zu  andern  Staaten;  innere  Augelegen- 
heiten  der  Versammlung  seihst ;  persönliche  Beziehungen  zum  Staatsober- 
haupte u.  dgl.    Bestimmte  und  für  alle  Verhiiltnisse  passende  Grundsätze 
lassen  sieh  dabei  nicht  aufstellen ,  MMidern  es  hängt  diess  theils  von  den 
UmstAoden  im  einzeüien  Falle,  theils  von  dem  Grade  der  politiseheu  Ent- 
wickelnng  des  Volkes  und  der  Regierung  al>,  un<l  es  müssen  übtrall  Ge- 
schäftsfonnen  bestehen,  welche  es  nicht  nur  der  Regierung  und  dem  Vor- 
sitzenden einer  Versammlung,  sondern  auch  jedem  einzelnen  Mitgliede  leicht 
Tnachen,  wenigstens  eiüen  Antrag  auf  eine  geheime  Sitzung  zu  stellen  und 
die  Verhandlung,  ob  der  Gegenstand  in  solcher  Weise  zu  behandeln  sei, 
in  Abwesenheit  aller  Nichtgeuossen  zu  veranlassen  '_).  —  Allein  eben  so 
oflfenbar  erfordert  es  Pflicht  und  Klugheit  von  jeder  Volksvertretung,  dass 
sie  nur  in  seltenen  und  dringenden  Ausnabmsföllen  eine  Geheimhaltung  ver- 
willigt, sondern  vielmehr  als  Regel  die  vollkon)menste  Oeffentliclikeil  ihrer 
Verhandlungen  festhält.    Es  ist  eine  solche  Darlegung  ihres  ganzen  Ver- 
haltens die  einzige  wirkliche  Verantwortung  gegentlber  von  dem  Volke  und 
von  den  Wählern  insbesondere;  sie  ist  aber  zu  gleicher  Zeit  auch  das  beste 
MiHel,  eine  Stütze  in  der  öffentlichen  Meinung  und  einen  Rückhalt  hei  der 
Geaamratheit  der  Bürger  zu  erlangen.    Eine  richtige  Reglung  der  Oeffoul- 
lichkeit,  welche  einerseits  eine  Beeinträchtigung  derselben  blosser  Willkühr 
und  schlechter  Absicht,  andererseits  ihr  Bestehen  Missbrüucheu  entzieht, 
gehört  daher  zu  den  wichtigsten  Theilen  der  Geschäftsordnung. 


1)  Die  OeffenUirhkcit  Jer  RitiuuKcn  repriUentativcr  Vertwunmhinjfen  ist  in  vcrhÄltnliwiiiHMlK 
ueut-r  Zvit  rutsüinUi-n.  In  den  Ix-iden  Uiiiwem  de*  «MiKÜnrhfn  PHriiwiicnte»  wtrdeii  kiiuiu  (w-lt  hun- 
dert Jülu-eu  lh«l«äehlith  Frcujtl«  tuk'el»-**.-!! ;  clieiwo  Isl  in  Amurikn  tT»t  «oil  der  Kiiifühnin«  der 
lullen  UnlonBTCriGwwunK  lülmühliK  Offentllchkcll  Sitte  Kewr»rd«M«.  Im  Heiinl«  werden  »ofr»r  erst 
s«it  dem  Jmhrc  1795  Nirhtnülffliedcr  ^rcdnldct.  und  j*ell>i.t  it»t  nm  h  nicht  l>el  »llen  Arten  von 
OMcllHncn  dfinttelben.  Noeh  l.ei*tehün  in  diesem  Aufrciiblieke  oilf  VerfM8<«iiiiKeu  von  (Jlieder- 
stwUen ,  in  welchen  der  öffeutli<  hkeit  der  HitiuuKen  mit  keinem  Wurte  F.rwiiiinmiK  »r»'ni  hiel>t ; 
and  Ton  allen  8ta*ten  ist  Texas  der  einxlnre.  in  welihem  nie  unbediiiKt  vorK«"»ehrli!l»cn  Ut, 
H.  Cniihini?,  Law  aod  (»nietice,  «.  13«  fK-  Auf  dem  europäisihcn  Ke«tliind<'  wiird«  die  Oc-ffent- 
llclikclt  mit  <ler  ft-Hnzöil»eheii  Kevolutlon  einRettlhrt ,  und  die  neuern  V»Tfiuwun>fen  sihrolben 
■ie,  als  Regel,  gewöhnlieh  vor.  Doch  »in«!  ininjor  noeh  einxclnc  ernte  Kumniom  uniUKÜHKlieh. 
—  Im  l  ebrigen  bc«tcht  in  to  ferne  ein  wc»4'ntlleher  ITntJ-ruehied  hinnirlitlieh  der  OeffKiiHi»  hkelt, 
Hl«  in  KuRland  und  in  einem  Theil  der  nmerikanlSLhen  Htajiten  die  Anwc?ienhtit  Fremder  nur 
thataüvhllch  K«duldot,  dagegen  In  dein  Rente  der  amerikanlnehen  .Stuatcn  und  in  «»ummiUcheu 
earoiOUschcn  festlän.llachen  Btaaten  gcnettlleh  geatattet  int.  Dic«w  aber  hat  die  nicht  unbe- 
deutende praeti»che  Volgtt,  dau  c»  In  den  Versamndungeu  der  letstern  Staaten  eines  au^drilck- 
Uchen  UeachliiMcs,  also  der  Zustimmung  einer  Mehrheit  der  Milgiic«ltr,  oilcr  etwa  eines  fiinn- 
lieben  Verlangens  der  Regierung  rur  Kutfemung  der  Fremden  bedarf,  wÄhren<l  in  Englaml 
und  In  einem  Thcllc  von  Amerika  die  Bemerkung  eines  einzigen  Mitgliede»,  «lass  er  Fremde 
üi  dem  ILutse  bemocke.  lünroicht.  um  den  Vorsitieuden  die  alsbaldige  Räumung  der  «lallcrieen 
xur  Ftiicht  su  macbcu.  Das«  eine  fOrmHche  gesetzUehe  Regelung  einer  thatnüf  Ii  liehen  l'nge- 
BCtzUchkeil  vorzuziehen  ist,  kann  um  »o  weniger  einem  Zweifel  unterliegen,  als  eine  in  die  Uand 
eines  jeden  Mitgliedes  gelegte  Ausschließung  müglichorwclsc  miasbraueht  werden  kaou. 

r.  Muhl,  8taatsrecht.   Ud.  I.  'iU 
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Zunächst  besteht  allerdings  die  Oeffentlichkeit  ständischer  Verhand- 
lungen in  der  Zulassung  von  Zuhörern  zu  den  Sitzungen;  doch  ist  diess 
keineswegs  das  einzige  und  nicht  einmal  das  wichtigste  Mittel.  Die  Be- 
kanntmachung der  gesamroton  ständischen  Thätigkeit  durch  die  Presse  ist 
bei  Weitem  sicherer  und  unendlich  ausgedehnter. 

Eine  Anwesenheit  fremder  Zuhörer  hat  ihre  guten,  aber  auch 
ihre  schlimmen  Seiten.  Um  sich  hiervon  zu  überzcagen,  braucht  man  bloss 
das  Verhalten  einer  und  derselben  Versammlung  während  einer  öflFentlichen 
und  während  einer  geheimen  Sitzung  mit  einander  zu  vergleichen,  und  zwar 
schon  bei  ganz  normalen  Zuständen  und  keineswegs  übermässiger  Zahl 
der  Fremden.  In  der  öffentlichen  Sit2ung  ist  allerdings  mehr  äussere  Hal- 
tung, wohl  auch  entschiedeneres  Auftreten  und  Aussprechen  zu  bemerken; 
dagegen  aber  geht  in  einer  geheimen  Sitzung  weniger  Zeit  verloren  durch 
Eitelkeit  der  Redner  und  durch  Vorbringen  solcher  Dinge ,  welche  nicht  f&r 
die  Versammlung,  sondern  ftir  die  Gallerie  und  überhaupt  für  die  Aussen- 
stehenden  berechnet  sind.  Und  wie  ganz  anders  noch  treten  die  Uebelst&nde 
auf  in  bewegten  Verhältnissen  und  bei  einer  unzweckmässigen  AusdchDung 
der  Zulassung  von  Nichtmitgliodern.  Die  gleichnamigen  Leidenschaften  der 
Mitglieder  und  der  Zuhörer  steigern  sich  gegenseitig,  selbst  wenn  diess 
nicht  beabsichtigt  ist;  und  nur  allzuoft  wird  es  beabsichtigt.  Die  ausge- 
dehnteste und  bitterste  Erfahrung  aber  zeigt,  wie  sehr  es  vom  Uebel  ist, 
wenn  eine  überwältigend  grosse  Anzahl  von  Zuhörern  anwesend  sein  kann. 
Theils  verursacht  eine  solche  Menge  schon  an  und  ftlr  sich  Geräusche,  und 
nöthigt  die  Sprechenden  zu  einer  stärkeren  Erhebung  der  Stimme,  als  ftlr 
eine  ruhige  Besprechung  taugt  und  als  Manchem  möglich  ist;  theils  erzeugt 
die  Anwesenheit  so  zahlreicher  Menschen  ein  unbestimmtes  Gefähl  von  phy- 
sischer Macht,  welches  bei  Schwachuer\igeu  und  Feigen  bis  zur  L'iuschOch- 
terung  und  Verlüugnung  ihrer  Ueberzeugung  gehen  kann.  In  welchem  Grade 
durch  übergrosse  lärmende  und  drohende  Zuhörennassen  der  verderblichste 
Einfluss  auf  berathcnde  Versammlungen  ausgeübt  werden  kann,  haben  die 
Parlanjente  mehr  als  Eines  Landes  in  traurigen  Beispielen  bewesen.  Hier- 
gegen muss  in  der  That  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  und  der  Ehre 
der  Repräsentation  Vorkehrung  getroffen  werden.  Wenn  also  auch  von  einem 
regelmässigen  Fernchalten  aller  Nichtmitgheder  keine  Rede  sein  kann,  weil 
denn  doch  die  i)ersönliche  Anwesenheit  Fremder  die  natürlichste  Form  der 
Oeffentlichkeit  und  die  beste  Controle  derselben  ist:  so  erfordert  doch  deren 
Zahl  und  Benehmen  eine  sorgfaltige  Ueberwachnng.  Diess  aber  vom  ersten 
Anfange  au,  und  nicht  etwa  erst,  wenn  bereits  Unfug  eingerissen  ist,  dessen 
Beseitigung  alsdann  sehr  schwierig,  vielleicht  gar  nicht  mehr  möglich  sein 
mag.  Vorerst  ist  denn  durchaus  nöthig,  dass  der  zur  Aufnahme  von  Zu- 
hörern bcstinnnte  Raum  nicht  allzu  gross  sei.    Selbst  in  grossen  Städten 
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and  bei  zahlreichen  Yersammlungen  sollte  er  nicht  ftlr  mehr,  als  höchstens  für 
einige  Hundert  Menschen  berechnet  sein.   Die  durch  persönliche  Anwesen- 
heit Fremder  bewirkte  Ueberwachung  der  Versammlung  und  Bekanntmachung 
ihres  Vorgehens  hängt  ihrer  Wirksamkeit  nach  nicht  ab  von  der  Zahl  der 
Zuhörer,  sondern  überhaupt  von  der  Thatsache,  fast  schon  von  der  Mög- 
hehkeit  der  Beobachtung  durch  Nichtmitghcder.    Von  einem  Rechte  eines 
jeden  Staatsangehörigen  aber,  die  versammelte  Volksvertretung  nach  Be- 
lieben selbst  zu  sehen  und  zu  hören ,  kann  nicht  die  Rede  sein ,  sobald  eine 
allzu  weit  ausgedehnte  Zulassung  die  Zwecke  der  ganzen  Anstalt  und  damit 
das  allgemeine  Wohl  beeintrüchtiget.    Ohnedem  würde  die  Anerkennung 
eines  solchen  Rechtes  unmittelbar  zu  physischen  Unmöglichkeiten  fuhren, 
was  denn  am  deutUchsten  die  Falschheit  des  Ausgangspunktes  beweibt.  Zwei- 
tens ist  von  den  Zuhörern  unbedingte  Stille  und  äussere  Theiluahmslosigkeit 
auf  das  Strengste  zu  fordern,  nöthigcn  Falles  alsbald  zu  erzwingen,  zu 
letzterem  Zwecke  daim  auch  die  erforderliche  i)hysische  Macht  in  Bereit- 
schaft zu  halten.    Mit  kräftigem  Ernste,  und  unter  Umständen  mit  Selbst- 
verl&ugnung,  muss  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Umständen  jede  Art 
von  Meinungsäusserung  von  Seiten  anwesender  Fremder  unterdrückt  werden, 
so  dass  sich  keinerlei  Gewohnheit  dieser  Art  ausbildet.    Hierbei  ist  Beifall 
eben  so  entschieden  zu  verpöneu,  als  Tadel;  und  wäre  es  nur  der  Folge- 
richtigkeit wegen.    Wem  man  das  Recht  eingeräumt  hat,  Zustimmung  zuzu- 
jubeln, dem  kann  n)an  weder  thatsächlich  uocli  logisch  einen  Älissbilligungsruf 
untersagen.    Die  anfängliche  Befriedigung  der  Eitelkeit  durch  einen  Beifall 
in  dem  Zuhöreri-aume ,  oder  die,  ohnedem  an  sich  ganz  nichtige,  Erhöhung 
der  Stimmung  durch  eine  Theilnahme  Aussenstehender  wird  aber  allzu  theucr 
bezahlt,  wenn  dieselben  Zuhörer  später  Zeichen  des  Missfallens  geben,  viel- 
leicht Drohungen  und  Verhöhnungen  aus&tosseu        Und  wer  kann  dafür 
einstehen ,  dass  nicht  die  eimual  eingerissene  Unsitte  zu  noch  gi-öberem  Unfuge 
missbraucht  werde,  nämlich  zur  Füllung  der  Gallerie  mit  bezahlten  Schreiern, 
unter  deren  wüstem  Gelärme  jede  Beruthung  zur  Unmöglichkeit  wird,  die 
Ehre  der  Versanuuluiig  zu  Grunde  geht,  manches  schwache  Mitglied  zum 
Vcrrathc  an  der  eigenen  Ueberzeugung  eingeschüchtert  wirU  V 

Von  ungleich  grösserer  Wichtigkeit  und  übcrdiess  weit  weniger  einem 
Missbrauche  au.sgesetzt  ist  die  Richtigstellung  und  Veröffentlichung  der  Ver- 
handlungen einer  repräsentativen  Versanmilung  durch  den  Druck.  Ein- 
mal reicht  sie,  wenn  entsprechender  Anlheil  daran  genommen  wird,  bis  in 
die  entferntesten  Kreise;  sodann  kann  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass 

1)  MiutergUitig  ist  in  UioAcr  Bczicbuiiif  die  ätrenge,  welche  im  eniflitcben  Untcrh«iuo  gegen 
die  wenigen  %u  dea  Hitxangen  ztigelaMeiicn  Zuhörer  geübt  wird;  und  »elbut  wenn  tlieselbe  ta- 
weiirn  in  Pedjiolerie  und  sogar  L'uhutlichkeit  auharten  loille,  ao  ist  dle»or  Fehler  weit  geringer, 
«U  der  aus  Nachulchl  oder  gar  Vurbntschluug  der  Zuhöivr  und  Ztüiöreiiiineu  in  den  franxöil- 
•chen  VeraammluDgen,  und  lci>ler  auch  im  Frankfurter  Parlamente  ontHtandene. 

20  * 
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die  Nachrichteil  über  das  Vorgefallene  sachgctren  und  ohne  absichtliche  oder 
unabsichtliche  Entstellungen  und  Zusätze  zur  allgemeinen  Kenntnist  iBMUBeft; 
endlich  bleiben  die  gedrn^eii  Berichtcrstattongeii  and  mOgen  «ach  in  ipi- 
teren  Zeiten  ood  in  entfernten  Ländeni  mr  ErUntemng  joa  ThatsadMn, 
Rechts-  nndZweckmässigkeitsfragenbenIttit  werden.'—  Es  sind  aber  dreierin 
verschiedene  Arten  von  Bekanntmachnng  dtfrch  die  Presse  mOglich.* 

Erstens  ist  der  Druck  der  amtlichen  Protokolle  der  YerBünming 
nicht  nnr  wttnschenswerth ,  sondern  sogar  nothwendig,  indem  eine  Uöss 
schriftliche  Nlederlegnng  in  einer  einzigen  Ainfertiganc^  beschveriidi  am 
Gebranche  nnd  den  Meisten  onznganglich  ist  Diese  Protokolle  sind  natSr> 
lieh  von  den  Beamten  der  Vcrsanunlung  selbst  anfemehmen  nnd  mnss  die 
Bichtigkelt  ihres  Inhaltes  ttber  jeden  Zweifel  gestellt  werden.  Das m  diesem 
Ende  in  manchen  Ständeversammlnngen  gewihlte  Mittel  der  Yerlesnng  des 
ganzen  Protokolles  in  der  nftchsten  Öffentlichen  Sitzung  ist  abrigens  wohl 
kaum  cor  Erreichung  der  vorgesetzten  Absicht  geeignet.  Gar  liald  widmet 
nämlich,  aller  Erfahrung  gemftss,  die  Yersammlong  diese«'  Ifitthellang  nidit 
die  mindeste  Aufiaaerksamkeit,  so  zwar,  dass  die  Stimme  des  vorlesenden 
Schriftführers  in  Mitte  des- Gertnsches  der  erst  ehitretenden  Mit^ieder  und 
der  Einzeigesprache  gar  nicht  vernommen  wird.  Weit  besser  daher  -er- 
scheint die  (z.  B.  die  in  der  wtkrttembergischen  Abgeordnetenkammer  ge- 
bräuchliche) Fcststcllungswcise ,  nach  welcher  jedes  Protokoll  so  ^ichkiiuig 
als  möglich  vorläufig  gedruckt  und  jedem  einzelnen  Mitgliede  zügestellt  wird. 
Die  in  ik  r  nächsten  darauf  folgenden  Sit2uiig  öffentlich  vor/ubrinpenden  Ver- 
üiulei  iing-verlaugcu  wt  rdon  aKbald  erledigt  und  dann  die  Protokolle  von  der 
Vcrbuiiimlung  als  richtig  anerkannt.  —  Wie  immer  tkbrigens  zu  Stande  ge- 
lirachl  ,  sollten  die  aiiitlu  lien  Protokolle  nur  die  zur  Keimtiiiss  der  vorge- 
kommenen That sacken  wirklich  nothwcndigcu  Aufzeichnungen  enthalten.  Also 
die  sämmtliclien  Aktenstücke;  alle  Anträge,  sei  es  des  Vorstandes  sei  es 
einzelner  Mitgli<  «ler;  die  gefassten  lkschlü>se ,  (beide  natürlich  wöi-tlieh:) 
endlich  die  Abstinnnuugen  nach  sachliebeni  Ergebnisse  und  nach  ZalU  der 
fStinmien.  I>ie  Verhandlungen  seiltet,  also  die  Reden  oder  kfirzeren  Aeusse- 
niiigen  der  eiuzeliuii Mitglieder,  werden  dagegen  liier  besser  weggelassen,  in 
so  ferne  nicht  liest inante  Worte  oder  Handlungen  unmittelbar  zu  amtlichen 
Schritten  ftikrten.  Theils  ist  ihre  amtlich  genaue  Aufzeichnung  nicht  mög- 
Uch,  und  man  läuft  also  Gefahr  eine  thatsächlich  unrichtige  Darstellung  zu 
.beglaubigen;  theils  werden  die  Protokolle  dadurch  fflr  den  rcgehna.Sbigen 
Gebrauch  viti  zu  umfangreicb,  Qberdiess  ihre  Anfertigung  durch  die  Beamten 
der  Versammlung  sehr  dadurch  verzögert;  theils  endlicb  sind  die  Aeusse- 
•  rangen  des  einiRlnen  llitgiiedes.  kein  Bestandtheil  dfir  BeachMsse.  Ihre 
Wichtigkeit  fti:  die  Auslegung  d«r  letzteren  soll  nicht  in  Abrede  gezogen 
wenden,  wie  die9s  oben  (S.124li(:)  nlher  ausgeitthrtlBt,  aUein  sudl Zwecke 
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ihrer  Aafbewahrong  sind  einer  Aafbahme  in  das  amtliche  Protokoll  andere 
Mittel  vorzuziehen 

Hierzu  dient  nftmlich  vor  Allem  das  zweite  mögliche  Vcröffentlichangs- 
mittel,  der  Druck  der  von  Geschwindschreibern  aufgezeichneten  Dar- 
stellnngen  alles  während  der  Sitzungen  Vorgekctnimcnen  und  Gesprochenen, 
und  zwar  in  der  Form  einer  eigenen  in  sich  nbgeschlosseneii  ünternehmang. 
Diese  Aufzeichnungen  sind  vullstilndig  dazu  geeignet,  ein  getreues  Bild 
dessen,  was  sich  thatsilchlich  ereignet  hat.  zu  frewühreu,  gleichgfiltig  oh  das 
Vorgefallene  zu  den  amtlichen  VerhaiHllungeu  d^s  Hauses  gehörte  oder  nicht, 
and  sie  können  somit  auch  dem  nicht  per<;önlicli  Anwesenden  einen  mögliehst 
genauen  Begriff  nicht  hlos  von  den  amtlichen  Schritten  und  schliesslichen  Er- 
gebnissen ,  sondern  »ncli  von  allen  einzelnej»  Ereignissen ,  von  dem  Verlaufe 
der  Angelegenheiten  und  von  der  ganzen  Ilaltuiip  der  Versammlung  verschaffen. 
Hier  sind  denn  namentlich  auch  die  sslmmtlichcn  Reden  ^owohl  der  Mitglie- 
der als  der  Vertreter  der  Regierung  in  ganzer  AusftUirlichkeit  zu  geben.  — 
Die  Bedeutung  einer  amtlichen  Aufzeichunn^  haben  solche  stenographische 
Berichte  allerdings  nicht ,  da  sie  nicht  von  den  Beamten  der  Versammlung 
ausgehen,  noch  von  dieser  gekannt  und  genehmigt  sind;  dennoch  ist  es 
wtlnschenswerth,  dass  sie  möglichst  zuverlässig  seien.  Zu  dem  Ende  dient 
denn  aber  theils  eine  Mittheilung  des  angeblich  Gesprochenen  an  jeden 
Redner  vor  dem  Abdnicke .  damit  er  Unrichtigkeiten  verbessere ;  theils  eine 
regelmässige  allgemeine  Ueberwachung  des  Unternehmens,  sei  es  durch  ein 
Mitglied  der  Versammlung ,  welches  sich  dazu  verbindlieh  macht ,  sei  es 
durch  einen  dazu  zu  bestellenden  Beamten  des  Hauses.  Das  Znstandebringen 
des  Unternehmens  und  die,  durch  aussergewöhnliche  Wohlfeilheit  sehr  zu 
befördernde,  weite  Verbreitung  der  Berichte  mag  etwa  durch  einen  Geldzu- 
schnss  von  Seiten  der  Versammlung  bewerkstelligt  werden  *). 

Eine  dritte,  und  die  der  unmittelbaren  Wirkung  nach  wichtigste,  Vcr- 

/ 

n  Veber  die  Orflndc  fHr  und  ir<*ir<'n  «luifilhrliche  HmtU<'h<>  Protokolle  «.  mHnc  „Vor»chl%«'*, 
fi.  1.1  (g.  DI»-  B««tiniinan«r«?n  UJkt  die  AbfoMUiur  de«  „JournHlH**  der  beidcu  «nKli«chen  Hänser  ■.  bei 
M«y.  I.  Anfl.,8.  l56fK.:  »II»' amfrikHiiijirhen  Bf-«tlmmiin»cpn  und  Uehnnit«*n  bei  C'.u«h I  n»r.  S.lSSfj^. 

8)  ItM  überall  K>"'^lblfp  B«''lürfnisH  eini<r  Vdll^tiindljrrn  RfkantitmnthunK  und  .\ufbewjüinuiir 
aller  in  einer  repriUentatIven  VenwmmlunK  vonfefallrncn  Ereljfnliwc  und  f^eHcheliencn  Aeasa«- 
mniren  wird  in  den  vemchiedcoen  IJimlera  allerdinjr«  in  etwa«  ahweit-hender  Weise  befWediffI; 
allein  naturKcmiü«  Iwruht  <lii-  K<Mviihlt«'  Hi  kaniilniHi  hun^  immer  auf  AuftolchnunKen  uiiwe«en- 
der  und  tu  rifhtljror  Hrobachtunjr  in  den  filand  (^p^vtttiir  «whwindnohreihor.  In  Kng'land  be- 
»teht  bekanntlich  da«  mit  dcir  RpKicrunK  (Jeorjr's  III.  beKinnen4le,  ittt  einige  Hunderte  von 
Bünden  iini(»w«endc.  Werk  vtm  Ilanxitrt  „Tlie  parÜHmenluo'  debatcn",  Kämmt  der  die  fHihcren 
Zelten  In  thnnlirhitter  AuHfUhrliphkeit  nnd  KIchtiffkfit  *«-hiMemden  ,  I'arllamenf ary  hi*tory" 
{96  Bde.^.  Die  V^erhandlunK«*»  des  CunffreaHea  der  Verfinijrten  Staaten  Kind  in  vcrichiedcnon 
ßanunlunffrn.  lusammen  mehr  al»  l(x>  Bande  umfiuwend,  enthalten;  namentlich  in  Gales  aud 
Seaton'ii  Annnl»  <if Omtfr«'«;  den-n  Rffrlsler  t.f  Debale*  und  in  Blair  nnd  RIvp'h  Conffre»- 
irional  «lohe.  FHr  die  tVanxöidaehen  VepMimmlUHjfen  »elt  der  Revolution  i«t  der  Moniteur  eine 
el»en»tn  aunnihrliehe.  al«  Im  Oaneen  invi  rlÜiwiKc  Quelle.  Kijfene  «tcnojfraidiinche  Berichte  »clxll- 
di'rn  dii-  Vorfiille  und  Vi.rträfff  in  uiehnTt  ii  d<'Uta<-hen  Verwmimlnnpen.  R<>  di<'  di'»  ErankHirter 
ParUmenth,  der  preuMiix  hou  Kftpuncni,  ncncater  Zeit  der  xweiteD  Kauiiner  in  Bnyeni  u.  ».  w. 
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öffentlicliung  grsrhieht  durch  die  Zcitnngen,  Diesen  moss  allerdings  über- 
laBson  bleiben,  wie  viel  und  in  welcher  Weise  sie  mittheilen  wollen,  indem 
je  nach  dem  Umftinge,  dem  Zwecke  und  dem  Leserkreise  eines  Blattes  ver- 
schiedene Darstollungsweisen  geboten  oder  wenigstens  au  der  Stelle  sind, 
Ubcrdiess  an  diese  Privatuntcrnehinungen  keine  Zwangsforderuugen  hinsicht- 
lich der  AusfUhrlidikeit  gestellt  werden  können.  Von  einem  Einstehen  der 
Versamoilang  selbst  für  die  Richtigkeit  dieser  Art  von  Mittheilungen  ist  so- 
mit keine  Rede,  und  es  bleiht  jeder  ein/einen  Zeitung  überlassen,  sich  das 
Vertrauen  ihrer  Leser  durch  die  Art  ihrer  Berichte  zu  erwerben.  Dennoch 
liegt  es  gar  sehr  im  Interesse  der  Versammlung,  die  öffentlichen  Blätter  in 
die  Lage  zu  bringen,  ihre  Aufzeichnungen  mit  möglichster  Zuverlässigkeit 
machen  zu  können.  Die  grösste  Zahl  der  Bürger  erhält  doch  nur  aaf 
diesem  Wege  Nachriebt  von  den  Verhandlungen  der  Repräsentation ,  so 
dass  die  ftffentliclie  Meinung  sehr  wesentlich  hierdurch  bestimmt  wird; 
und  wenn  auch  einseitige  Auffassungen  und  absichtliche  Färbungen  von  Seiten 
der  einzelnen  Blätter  nicht  vermieden  werden  können,  so  ist  es  doch  immer- 
hin gerathen,  diesen  wenigstens  nicht  die  Eutscbuldigtuig  zu  lassen,  dass  es 
ihnen  unmöglich  gewesen ,  die  volle  Wahrheit  zu  kennen.  Die  seit  Beginn 
der  französischen  Revolution  inmier  weiter  verbreitete,  am  Knde  selbst  im 
englischen  Parliamente  angenommene,  Einrichtung,  den  Berichterstattern  der 
öffentlichen  Blätter  einen  Raum  im  Versammlungsorte  anzuweisen ,  von 
wt>]chem  aus  bie  Alles  gut  sehen  und  hören  können,  ist  daher  dtircbans  zn 
billigen. 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  bei  geheimen  Sitzungen  die  Berichterstatter  . 
der  Zeitungen  ausgeschlossen  sind;  die  amtlichen  Protokolle ,  sowie  die  steno- 
graphischen Berichte  werden  dagegen  auch  in  solchen  Fällen  wie  gewöhnlich 
aufgenommen.  Ob  und  waim  dieselben  aber  zur  Veröffentlichung  kommen  dttr- 
fen ,  unterliegt  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Versammlung  und ,  falls 
die  Sitzimg  auf  Verlangen  der  Regierung  geheim  war,  auch  der  Zustimmung 
dieser  letztern.  —  Eine  sehr  zweifelhafte  Frage  ist  es  dagegen,  ob  einer  reprä- 
sentativen Versammlung  selbst  das  Recht  zustehen  soll,  verläujnderische  Ent- 
stellungen der  Thatsachen,  welche  angeblich  von  einer  Zeitung  begangen 
sind,  nach  gehöriger  Untersuchung  und  Richtigstellung  zu  bestrafen?  Da« 
positive  Recht  der  verschiedenen  Länder  ist  in  dieser  Beziehung  verschieden. 
Eine  Strafgewalt  wird  vom  englischen  Parlamente  unbestritten  ausgeübt; 
ebenso  stand  es  den  französischen  Kammern  nach  den  Verfassungen  von 
1814  und  1830  zu.    In  der  Regel  aber  ist  eine  solche  Befugniss  den 
Kammern  in  keinem  Gesetze  zagetheilt  und  kann  dann  auch  von  ihnen  nicht 
ausgeübt  werden.    (Allerdings  ist  auch  die  englische  Uebung  durch  kein  aus- 
drückliches Gesetz  begründet;  allein  daraus  ergiebt  sich  doch  kein  Vorgang 
für  andt  re  Vcrsammlungi  n.  Es  wird  nämlich  das  Strafrecht  der  Pariiaments- 
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^■■cr  nicht  etna  wa  dem  Wesen  der  YoIInTertretaag  «bgeMt^  oder  aiif 
irgend  eine  OBTenMidliclie,  aI»o  «nch  rechttfch  za  vertbeidigende,  Nothwen- 
^gk)ät  geeUttst;  sondeni  es  ist  die  logische  Folge  einiger  eigenthfimlicher 
Sfll»  des  sonstigen  engUs^en  Rechtes.  Das  Parüament  gilt  nftinlich  als 
•iMTSter  Gerichtshof  des  Landes;  jedes  eng^scbe  Gericht  hat  das  Becht,  eine 
ikm  eneogte  Miasachtoig  solbst  so  hestntfen;  eine  ^sche  JD^iBtcIlimg  des 
■iwtHchen  Yerfiihreiis  eines  Gerichtes  ist  aber  als  eine  straf  bare.  Ifissachtong 
anorkAiuii:  nnd  so  beruht  also  dieses  ganze  Strafrecht  gegen  Terläomderiscfae 
Zeftugsechreiber  anf  einer  Eigens^ft  der  beidou  Hanser,  welche  keiner 
aader^ 3tändi>vcrsaminlung  zusteht.)    Bd  oiuer  PrOfung  ans  all|{em^0n 
Rccbta-  nnd  Zweckmüssigkoitsgi-ttndcu  ist  Gcwiditiges  Ar.  b^de  JSeitoi  der 
Frage  TomibringeQ.  Für  eine  Zusprechaug  des  Rechtes  nftmlich,  kann  an- 
gef&hrt  worden:  dass  es  der  Vortretong  der  Nation  unangemessen  sei.  alt  * 
Klägerin  gegen  einen  Privaten  aofentreten  und^  sich  als  Parthci  unter  einen  . 
Richter,  vieUeicbt  sehr  untwgeordncteii  Ranges,  zu  begeben;  dass  die  Foh- 
rang  de»  Beweises  mit  grossen  ünzutntgliobkcitoii  ffir  die  Beamten  und  Wb^ 
glieder  der  Versammlung  verbunden  wäre;  dass  das  Recht  der  Verthcitligung 
und  des  Gegenbeweises  vou  dem  Gegner  auf  eine  hcrabwHrdigendc  Weise 
missbraucht  werden  möchte :  dass  bei  g^'richtlichem  Verfaliren  Verzögerungen 
eintreten  könnten  ja  beinahe  müssten.  we  lche  den  ganzen  Erfolg  in  Frage 
stelkn  wtirden,  während  vieUeicht  aus  wichtigen  politischen  Gnindcn  ein 
schleuniger  Spruch  Bedürfniss  sei;  endlich  dass  ein  Missbiaurb  d»  r  Strafe 
gewalt  kaum  zu  lu  füicbten  «tehe  bei  einer  so  grossen,  vielfach  aus  bedeu- 
tenden Männerji  /usaniniengcsetzten,  unter  der  rcbcrwachung  der  vollsten 
Oeffendichkeit  handelnden  Versammhing.    Gcym  die  Hcrochtigung  der  Ver- 
sanmilung  aber  lässt  sich  einwenden:  die  Vereiiiigiiiig  vom  KhU'cr  und  Richter 
in  Einer  Person;  die  Verletzung  des  Grundsatzes,  dass  ktiiit-  ;(iiv>>t  rord'.Mit- 
lichen  Gerichte  bestehen  sollen;  (Ue  Möglichkeit  einer  Icidenschuiiluhen  Be- 
handlung und  Entscheidung  durch  die  verletzte  Versammlung ;  die  falsche 
Stellung,    in  welche  sie  durch  eine  geschickte  und  kecke  Vertbeidiguiig 
des  Angeklagten   gerathcn  konnte.     Die  let/tcnn  lüwagungen  sind  nun 
unzweifelhaft  die  schlagenderen,  schon  weil  sie  mehr  di  ni  Hcclite  als  der 
Zweckmässigkeit  angehören;   auch  reizen  die  von  franzosischen  Kammern 
gemachten  Erfahrungen  nur  wenig  zur  Wiederholung  solchen  Verfahrens.  Es 
bleibt  also,  trotz  unläogborer  Unzuti'äglichkeiton,  nur  der  Rath  übrig,  Ver- 
'letznngen  dei^rStAndeversanimlungen  lediglich  nach  dem  gemeinen. Rechte  des  . 
/tßnifiB  n  behandehi,  also  im  Zweifel  eine  Klage  derselben -bei  dem  g^. 
wWmlWMm  Richter  n  crmkaL  Dagegen  .kann  «a  allerdings  keinem  Aa* 
•  Stande  VBterliegen,  wem  gesetsUoh  den  Zeitungen  die  Yerpflicbtong  aniißriegt 
irird,  die  von  efnor  Kammer  eingesendeten  Berichtigungen  eiher.  Darstellung 
idbet  zo  veroieiiffip^;  andNien«HLwfad  etwas  dage|en  einwenden,  wenn 


Digilized  by  Google 


'  1 

312  I>ie  Oesch&ftsordnniigen  der  Staadevemmplmiges. 

ciiif  !ntuli\v iiiig  verlot/tf  Vf>r?.iniinlung  dem  Brrir]it<'rstatter  der  sie  ver- 
Ikuindendeo  Zeitung  dt-u  luissbrauchtcD  PJaiz  iu^  Öaaie  cutzie)it. 

5.  TerhiDderuDg  aiizireckmMsig«ii  Öenehmens  der  Mit- 
glieder.' 

Das  weitgcliciide  Recht,  Ansichten  aus/:us.j)itclua  und  Vorschläge  tax 
machen,  welches  den  Mitgliedern  einer  Stfindevcrsamndnng  zur  Erfdllong 
ihi'er  Aufgabe  zustehen  niuss,  kann  allerdings  von  denselben  auch  mi&s- 
braucht  werden,  sei  es  absichtlich  sei  es  anabsichtlich.  Um  ntir  die  er- 
fahrungbgciiiftss  hänfig  vorkommenden  Arten'  ton  verkehrter  Anwjendang 
anznfUhren,'  so  ist  es  mftgUchV  dass  ein  Mitglied  sich  durch  gans  solgekftiTe 
Idiob>nkrasi^eu  zu  Anträgen  verfithren  lässt^  ndcben  IGemand  iwrtfanmt  «nid 
mit  deren  Behandlnng  die  Zeit  gans  nntxlos  verschwendet -wird;  od«r  das« 

*  *  *    *  * 

es  ans  iisM^ösen  Grfti^en  and  nnur  om  Lftrm  am  machen,  erlolgkiie  Fk«gen 
«pfivirft;  oder  endlich,  dass  es  -die  Whe  dtnr  Krone  mit  mMgea  oder 
Bohädlichen'  Anfragen. bedrtUusV  "  ^  ^<<k  noii;  ob  sich'  keine^lfittiei 
aoiBnden  lassen  ^  einem  theils  thdrichten  theUs  verderblichen- Treiben  scrfcber 
Art  Grenzen  za  stecken,  ohne  dass  die  nothirendige-.nnd  nOtdiche  IVeibeit 

  ■  * 

der  Volksvertreter  dadurch  eben&Us  beschiAnkt  wird?  .  • 

Dass  gMgende  Mittel  air  Abhfllfe  sotehen  Unfiiges  sehr  iranachem- 
w^h.  w&ren,.wird  Niemand  verkienhen.  Selbst  im.  besten  Falle,  nimlidi 
wenn  die  Yersammhiog  einen'  ongefaOrigen  Antrag  knxier  Hand  zorM^nreiai, 
ist  doch.fmm^r  ein  bekhgenswcrther  Zeitverfnst  die  .Folge.  Allein '  sehr 
-leicht  kann  nach  noch  ScbGoam^Eea  daraas  «ntatdmn,  lOmlich  eine  bittere 
<  nnd  die  Leidenschaften  der  Mitglieder  steigernde  Verhandhmg,  eine  Henb- 
würdigaog  -  der  Versamndung  in  der  öffiBntKohen  Meininig,'  eine'  Benadi- 
thciligung  der  öiTent liehen  Interessen,  namentlich  im  Yerhiltnisse  zöm 
Auslande.  £s  ist  jedoch  nicht  eben  leicht,  gedflgende  nnd  dödi  die  wgn> 
schenswerthe  Thätigkeit  nicht  gefährdende  Maassregeln  voROsddagen.'  « 

J^an  hat  hauptsächlich  zweierlei  Mittel  anzuwenden  Tersucht :  einer 
Seits  Bi '■timmnngen ,  welchen  geniftss  nur  solche  Anträge  Oberhaupt  zulässig 
sein  und  zu  weiteren  Verhandlungen  in  der  Versammlung  Anlass  gehen 
sollen ,  welche  nicht  blo^s  von  einzelnen  Mitgliedern  ausgehen ,  sondern  von 
einer  bestimmten  Zahl  unterstötzt  sind;  anderer  Seits  aber  Vorschriften) 
durch  welche  das  unmittelbare  Eingehen  auf  einen  Antrag  verhindert  und 
ein  jeder  in  eine  regelmässige  und  Ueberlegung  gestattende  Geschäfts' 
behaudlung  überfii  ffthrt  wird.  Die  Absicht  in  beiden  Füllen  liegt  klar  vor. 
Eine  Mehrzahl  \(mi  Theilnehmeni  wird  verlangt,  damit  nicht  die  Versamm- 
lung in  (li'ii  l'ull  komme,  sich  enistbaft  iiiid  Zeit  verlierend  mit  einer  Frage 
beschäftigen  zu  nitissen.  welche  nur  von  einem  Einzigen  aufgeworfen  wird 
und  deren  Verfolgung  also  lw  giir  kei^efu  irlrgebuiääe  ^hreu  kaun^  Warum 


Digitized  by  Googlj 


Die  Geschaftfionlnmigen  ilej-  StändevcrsaimmluDgCD.  313 

Hunderte  nüt  einem  Gegenstaiulc  in  Anspruch  nehmen,  den  nicht  einmal 
ein  halbes  Dutzend  oder  ein  Dutzend  überhaupt  nur  zur  Siirache  gebracht 
wünscht?  Eine  Einleitung  in  regelmässigen  Ges«  hüftsgang  aber,  z.  B.  durch 
eine  gchriftliche  Uebergabe  des  Antrages  mit  B(  grüudung,  durch  vorlAufigen 
Druck  und  Vertheilung  an  die  Mitglieder,  durch  nothwendige  Ven^eisung 
an  einen  berichtenden  Ausschuss  u.  dgl.,  hat  die  Absicht,  üeberraschmigen 
und  dadurch  Uebereilungcn  der  Versammlung  zu  vcrhtUen ,  und  schädlichen 
Anträgen  alsbald  diis  Gegengewicht  einer  verstiludigen  Beurthcilung  beizu- 
fügen. Leider  zeigen  sowohl  Nachdenken  als  Erfahrung,  dass  die  Beseiti- 
gung diT  Missständ»'  auf  diese  Weise  nur  sehr  unvollkommen  oder  trar 
nicht  gelingt. 

Was  die  uothwentlipo  Theilnahme  Mehrerer  bei  einem  Antrage  oder  einer 
Anfrage  als  Vorbe<iingung  jeglicher  Einbringung  in  die  Versammlung  und  irgend 
welchen  Verfahrens  von  Seiten  derselben  betrifft,  so  mag  zwar  zuweilen 
eine  reine  pi-rsöiUiche  Thorheit  dadurch  ferne  gehalten  werden;  allein  weit- 
aus in  der  Regel  verfehlt  die  Bestimiitung  ganz  und  gar  ihren  Zweck.  Eine 
im  Verhältnisse  zur  Gcsammtzahl  der  Mitglieder  bedeutende  Zahl  von 
Theilnehinern  oder  Unterstützern  kann  nicht  verhuigt  werden,  wenn  nicht 
das  Recht  der  Einzelnen,  die  ihnen  nothwendig  scheinenden  Gegenstände 
zur  Sprache  zu  bringen ,  auf  eine  wirklich  bedenkliche  Weise  bedroht  sein 
soll.  Ist  es  doch  keineswegs  immer  nothwendig  zur  Hervorbringung  einer  sehr 
wtüischenswerthen  Wirkung,  dass  die  Mehrheit  der  Versamndung  schliess- 
lich wirklich  zustiniiut .  und  genttgt  schon  eine  emsthafte  öffentliche  Be- 
sprechung durch  eine  Minderzahl  vollkommen.  Einige  wenige  Gleichgesinnte 
oder  doch  ihre  Beihülfe  zu  einer  Verhandlung  nicht  Verweigernde  werden 
sich  aber  in  (h  r  Regel  selbst  für  ein  noch  so  verkehrtes  oder  noch  so  fac- 
tiöses  Vorbringen  leicht  finden.  Die  Erfahrung  leiden^chaftlich  aufgeregter 
und  von  heftigen  Partheien  zerrissener  Versammlungen  (z.  B.  des  Frankfurter 
Parlamentes)  zeigt,  dass  sich  selbst  zu  eigentlichen  Bübereien  die  verlangte 
Anzahl  von  Theilnehmcrn  finden  Üisst.  Es  bildet  sich  wohl  sogar  bei  einer 
zwar  nur  kleinen  aber  ruhen  und  entsclüossenen  Minderzahl  eine  förmliche 
gegenseitige  Uiiterstützuhgsanstalt  zur  Möglichmachung  jeder  Art  von  Unfug. 

Die  Nothwendigkeit  eines  langsameren  und  schützenderen  Geschäfts- 
ganges ist  aber  desshalb  noch  keine  vollständige  Bewahrung  gegen  Miss- 
brauch, weil  nothwendigerweise  der  Versammlung  das  Recht  zustehen  rauss, 
in  dringenden  Fällen  eine  Ausnahme  von  der  regelmässigen  Behandlung  zu 
machen,  und  mm  schon  durch  Anträge  auf  solche  Ausnahmen  der  Zweck, 
Lärmen  zu  machen ,  die  Massen  aufzuregen  und  die  wiib'rstrebende  Mehrheit 
in  den  Verdaclit  einer  Abgencigtheit  gegen  Freiheit  und  rasches  kräftiges 
Handeln  zu  bringen,  eben  so  gut  erreicht  werden  kann,  als  durch  die 
Verhandlung  der  Sache  selbst.    Da  nämlich  das  Recht,  solche  .inträge  zu 
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begrtiuden,  nicht  vorsagt  werden  kann,  so  ,lässt  sich  in  dieser  Form  fast 
Alles  eben  so  gut  vorbringen,  als  wenn  von  4er  Frage  selbst  schon  die 
Eede  wäre. 

Das  Ergebniss  ist  denn  also  wohl,  dMS  zwar  die  in  Frage  stehcndeo 
Beseitigungs  -  ond  Scbatzmaassregeln  ijpmerhin  in  die  OeschAftsordnnngen 
anligenommeii  werden  mOgeu,  weU  si€'  doch  anrolleii  eUien  Nataen  ge- 
wihren,  dass  aber  die  eigentUdie  Hlllfe  gegen  soklieii  üttog'  a^donftiti, 
geineht  wopden  duibb* 

Die  Hauptsache  wird  aUerdiugs  ein  liditiges  Wahl-  imd  Emennongs- 
qntem  der  Yolkgvertreter  sein,  so  dass  mit  'WahndieinlichkBit  eiaer  an 
gebildeten,  ernsthaften  und  ehrenwertben  M&nnem  besfebenden  Tenaaunfan^ 
entgegen  gesehen  werden  kann.  Eine  schlecht  asaaimengeMtite  Venamai- 
hing  wird  sich  anch  schlecht  betragen,  wddie  Geedritftsbrdnang  nwr  ihr 
geben  mag;  eine  ans  gesunden  BestandtheOen  gebildele  dagegen  fcaom  einsr 
Abhaltong  von  niedrigem  Gebahren  bedürfen.  ~  Sodann  aber  mnsa  hn  ein- 
aelnäi  Fklle  die  Kraft  und  die  schnelle  EntechlosaeidieÜ  des  Yoreitseoden, 
sowie  die  Entschiedenheit  and  Zähigkeit  der  Mehrheit  in  der  Tersammfaiig 
das  Beste  thuL  Wenn  QoerhOpfe  mid  Cnmhestifter  dnreh  hinteicheiid  ahl- 
reiche nnd  entschiedaie  EiAhrongen  'die  Ueberiengnng  gewinnen,  dass  ihre 
daae  an  der  Einsicht  und  Festigkeit  der  Vgrsammlnng  scheiteni,  nnd  wienn 
nicht  onseitige  Höflichkeit  nnd  falsche  Sucht  nach  dem-BeiiUl  des  PObeila 
dieselben  einer  beschämenden  AnSdeckung  ihrer  einfältigen  Faseieta  oder 
schlechten  Absichten  eoUsiebt:  so  wird  auf  die  Daner  Ihre  Lust  ennatten. 
Ist  aber  einmal  die  Uebrnig  eines  anständigen  Verhaltens  und  einer  staats- 
männischen Behandlung  der  Geschäfte  in  einer  Versammlung -befes^gt',  dann 
wird  es  anch  dem  schlechtest  Ctesinntßn  schwer,  sich  davotf.sn  entfernen.' 

6.   Die  persönlichen  Vorreclite  der  Mitglieder. 

Im  englischen  Parliamente  besitzen  die  Mitglieder  schon  seit  Jahrhas^ 
dert^n  das  Recht ,  von  keiner  ihrer  Handlungen  und  Reden  in  der  Versamm- 
lung irgendwelche  Rechenschaft  geben  zu  müssen,  als  dem  Hanse  selbst. 
Ausserdem  ist  ihnen  durch  Gewohnheit  nnd  Gesetz  Freiheit  von  Schnldhaft 
zogesichert  Völlig  das  Gleiche  gilt  seit  ihrer  Selbst ^>tilndigkeit  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  und  zwar  sowohl,  fttr  den  Congress  ^ 

1)  Di«  Freiheit  der  Bede  (Ur  ParUMnenlsmit^ieder  geht ,  den  SchrüUtellem  über  da»  p»s- 
lunentarische  Recht  zofolice,  bi«  In  dl«  Zeiten  Ednard'e  m.  tarflek,  ond  ist  namentiichnoMr 
Hflnrleli  IV.  auf  das  Förmlichste  anerkannt  worden.  Der  Ictste  Venach  einer  Verletsan'9  kam 
In  Jähr  IMl  anter  Karl  I.  ror.  Befk^onir  Ton  Sehnldhitlt  und  Ton  AnspfKadang  ist  bereits  an> 
erkannt  unter  FMaurd  I.,  and  Fülle .  iu  welchen  das  eine  oder  das  andere  der  l)eidcn  Hüiiter 
dn  Teriuiftetes  Mitglied  «agenUtfiklich  bciireite,  aom  TheUe  mit  »ehr  gewalttbltlcen  Sebrlttes 
'  nnd  rtrenew  Berti  nhing  der  Tonsieheiidfln  Beaailm,  rfad  häufig  Torgekommen  bis  in  dl«.  MMN 
Zeit  Mitijlied.'r  des  Oberhuii.v  s  %ln  1  ilaher,  weil  ihre  Eigenschaft  lebenslÄnglich  Ist,  dsItlUMt 
und  XU  Jeder  2clt  gegen  Schuld haft  geechüut.  8.  May,  Law  of  P«rli«neBt,  9.  tf  i^. 
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fÄr  die  Versammlungen  der  einzelnen  Staaten  »).  Auf  dem  europäischen 
Festlande  sind,  und  zwar  zuerst  in  den  französischen  *)  Versammlungen, 
dann  aber  auch  in  den  meisten  (tbrigen  Staaten,  namentlich  den  deutschen  *), 
diese  Vorrechte  noch  daliin  ausgedehnt  worden ,  dass  das  Mitglied  einer 
volksvertretenden  Versammlung  auch  bei  einer  Anklage  wegen  eines  gemeinen 
Vergehens  nur  mit  der  Erlaubniss  der  Versammlung  in  Untersuchung  gezogen 
oder  in  Haft  genommen  werden  darf.  Höchstens  rechtfertigt  eine  Betretung 
auf  frischer  That  eine  Festhaltung;  und  auch  diese  nur  vorläufig  bis  zur 
Mittheilung  an  das  betreffende  Haus  und  zu  dessen  nachträglicher  Zustimmung. 

Da  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und  persönliche 
Bcgflnstigungen  in  Strafsachen  dem  ganzen  Geiste  des  Rechtsstaates  in  allen 
seinen  Formen  zuwider  sind,  und  es  namentlich  scheinen  muss,  dass  Die- 
jenigen, welche  den  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  zunächst  zu 
vertheidigen  berufen  sind,  demselben  vor  Allem  in  eigener  Person  unterworfen 
sein  sollten:  so  fragt  es  sich  allerdings,  ob  hinreichende  Gründe  zur  Recht- 
fertigung dieser  Bestimmungen  bestehen? 

Hier  ist  denn  jeden  Falles  zu  unterscheiden  zwischen  der  Befreiung 
von  den  gewöhnlichen  Gerichten  wegen  der  in  Ausübung  der  Aufgabe 
des  Volksvertreters  begangenen  Handlungen,  und  der  Freiheit 
von  Anklage  und  Gefängniss  wegen  gemeiner  Vergehen  sowie  von 
Schaldhaft. 

Ueber  die  Richtigkeit,  ja  sogar  die  unbedingte  Nothwendigkeit  der  erst- 


1)  8.  dju  Nähere  brt  C  o  •  b  I  n  g ,  Element«  of  law  and  practice ,  8.  849  tg.  —  Aach  in  den 
weniffeA  amerikanUcben  Staaten,  welche  eine  atudriickliche  VerfamongBhfatijnniunK  Uher  diese« 
Recht  der  MII»rliedor  nitht  enthalten,  (Viriririien,  die  beiden  Carolinas,  Miuiuipi,  Jowa,  Toxaa 
Caiifornien)  feilt  der  Gnindttatz,  ali  tich  von  selbtt  verstehend. 

i)  8.  die  Verfa^ong  Ton  1791,  Abschn.  V,  |  7  nnd  S;  Verf.  von  1793,  |  49  and  44;  Kart« 
von  1814,  I  M.  Die  itzt  l>estchendo  kaiserliche  VorCusung  enthalt  keine  BeatimmunKen  die- 
■er  Art. 

3)  8o  bi  Preuiwcn,  V.-U.,  i  M;  in  Bayeni,  V.-U.,  Vn,  |  »6  und  »7;  Württemberg.  V.-ü., 
f  86  und  IM  ;  K.  Sachnen,  V.  U.,  I  »3  und  S»;  Baden,  V.  U.,  <  48  und  49:  G.-H.  HeMeo.  V.-U., 
•  SS  und  S4;  Karhe«8t>n,  V.-U.  Ton  I8&S,  I  6S;  Nassau,  Patent  von  1814.  •  3  ;  B.  Weimar,  V.-U. 
Tonl&SO,  f  lU;  Oldenburg,  V.-U.  von  1&&S,  Art.  I3l,  ^3;  Coburg-Gotha,  $  85  und  8«; :  Suhwareburg- 
Sonderhau.ien.  S  9"  und  98  u.  b.  w.  —  Doth  sind  nllenllnica  auch  BcAchrünkunKen  und  M<Mlifica- 
tloncn  beliebt  worden.  Einer  Beits  nämlich  «ind  in  mehreren  Gninilge«ptien  1)ei>tiramte  Arten 
▼OD  AeoMerungen  für  strafnillig  erklärt,  auch  wenn  sie  in  den  Sitzungen  gethiui  werden.  So 
in  Barhscn,  wenn  sie  „»-in  l^.vin  Jeres  Verbrechen  oder  eine  persönliche  Beleidigung"  enthalten ; 
in  Hannover  „AeoMemngen  bochverräthorlMChen  Inhalte«,  ro  wie  Beleidigiuigen  und  Verlänm- 
dungen";  in  Württemberg  „Beleidigungen  oder  Vcriäumdungen  der  Rcglomng.  der  Hlände- 
versammlung  oder  einzelner  Pernoiicn" ;  in  Kurhciwen  „MaJeMlätsbeleidlKungen  und  |iersönliche 
Ehreakrftnknngen" ;  in  Weimar  „VerunglimpAmgen  der  Person  des  Landesherren,  Beleidigungen 
der  Be^ierunff ,  des  Land(a«rs  oder  Einreiner".  Waldock  bat  sogar  «einen  Schutz  auf  den  Bun- 
dMlkir  aasgedehnt.  Anderer  8eiU  Ut  die  Befreiung  von  Untcnttichung  und  Verliaftung  wegen 
gemeiner,  d.  h.  aussorhalb  der  Versammlung  begangener,  Handlungen  und  Aeusscnmgen  zu- 
weilen auf  gewlHso  leichtere  Fälle  be«chriinkt,  dagegen  l)el  iK-hwen-ren  Vergehen  verweigert 
8o  räumt  die  ktirbc.'«i>i2t<  he  V.U.  von  Ift-Si  dctn  Landtage  ein  ZuMtiimnuiigiirccht  tu  Verhiinungcn  nur 
ejo  bei  Urtheilen  tou  Civilgericbten  oder  Polizeibehörden,  ferner  bei  KrclheiUslrafbn  unter  drei 
Monaten ;  die  meiningeujicho  VerCasitung  bcfVeit  nur  von  Verbuft  in  Polizri«;u  hcn ;  Ja»  li.mno- 
versehe  Oesetz  von  l»4»  aber  t/rdnet  nur  Anzeige  an  bei  einer  Vonialmie  einer  Verhaftung. 
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gentioilcii  Bevorreelitang  kann  ein  Zweifel  kram  dirolten.  Die  Mitglieder 
einer  Yolkevertretaiig  sind  znr  Uelteniacinuig  der  Regierang  .uid  mr  *Ver- 
tlieidigung  der  Rechte  und  Inler^saen  des  Volkes  gegenüber  ton  «iner  .imndai 
Staatsgewalt  bestimmt  Es  kam  nm  nicht  fehlen,  dass  die  Anaabon^  diaaet 
Auftrages  den  Gewalthabern  zuweilen  sdir  angelegen  ist,  und  dass  diese 
die  Besprechung  einer  besUnunten  Angelegenheit  selbst  nm  den  Preis  ^nes 
grossen  Einsatzes  za  vermeiden  wttnschen.  Auch  mag  es  sich  leichi  begeben, 
dass  ein  bestimmtes  Mitglied  durch  eine  nacbsichtslose  nnd  erfbigveiclie  £r- 
fllllnng  seiner  Pflicht  der  Begiemng  persönlich  höchst  Yerhaast  nnd  all 
ein  Haupthindemiss  fttr  die  Erreichnng  ihrer  Absichten  betrachtet  wird.  Es 
ist  mm  keineswegs  eine  Unmöglichkeit,  dass  derWnnach,  eine  bettimniteYer- 
handtang  m  Terhindem,  .die  Abneigong  gegen  einen  Widersacher  oder  die 
Absicht,  ihn  in  einem,  entscheidenden  Augenblicke  fenie  n  halten,  sidr  bis 
so  dem  Versuche  verirre,  unter  irgend  einem  Vorwande  eine  gerichtUeiie 
Anklage  so  eiheben.  Nicht  nur  die  «urkhcbe,  AuafBhrung  eines  sollen 
AngriiTes  und  die  damit  leicht  in  Verbindung  an  setaende  Verhaftong  des 
Gehassten  oder  Oefhrchteten  würden  aber  den  Zweck  einer  augenblicklichen 
Heniinung  desselben  erreichen  lassen;  sondern  schon  die  blosse  Besorgnlss 
in  eine  Verdriosslichkeit  dieser  Art  verwickelt  sni  werden,  könnte  ein  Stände» 
mitglied  zur  Unterlassung  einer  missliebigcn  oder  ntttzUchea  PflicbteriÜlhmS 
bewegen.  Soll  also  nicht  die  Wirluamkcit  der  ganzen  Volksvertretung  in 
Frage  gestellt  werden,  nnd  zwar  gerade  bei  sehr  wichtipeii  Aufgaben,  so 
niüssni  (lio  Mitj^liedor  gegen  Eingriffe  der  rit'htcrlichon  Gewalt  in  ihre  amt- 
liche Thätigkeit ,  und  also  auch  schon  gegen  Klagen  bei  Gericht  wegen  ilor- 
selben,  gcsiihert  sein.  Diejenigen  Staaten  aber,  welche  eine  Verantwort- 
lichkeit vor  Geridit  wegen  einzelner  gesetzwidriger  Aensserungen  zulassen, 
(s.  oben.  S.  315,  Note  2,)  öffnen  in  lobenswertheni  aber  raissverstandenem 
F.ifer  für  die  Rechtsordnung  eine  Lücke  zu  buchst  t)edenklichcn  Missbränchen. 
—  Damit  ist  denn  freilich  nicht  gesagt,  dass  ein  Volksvertreter  keinerlei 
Verantwortung  für  seine  Hiindlungen  und  Aeusseningen  in  der  Versarnnriang 
unterliege.  Im  Gegeutheile  leuchtet  ein,  dass  eine  solche  Unstraf barkeit 
ebenfalls  auf  da*;  firöbste  niissbraucht  werden  könnte,  und  zwar  in  Beziehung 
auf  die  Staat smgrlegenlieiten.  auf  einzelne  Bürger  und  auf  die  Versammlung 
selbst.  Ein  Stiüuleniitglied  bat  allerdings  das  Recht,  jede  ihm  tadelnswerth 
scheinende  Handlung  der  Regierung  zur  Sprache  zu  bringen ,  zu  rügen  und 
Verbesserongsanträge  in  Beziehung  auf  dieselbe  zu  stellen,  wie  onangenebm 
nach  eine  solche  Erörterung  sein  mag.  Wenn  die  ErfUlang  Seiner  Aufgabe 
es  nothwendig  macht,^  so  mag  er  auch  die  den  Staat  berfllirenden  Handlungen 
Einaehwr  an  die  OcAsntliclifcdt  bringen  imd  ein  UrtheO  darther  ftllen.  Die 
tfdttangfveraqhiedaiheii  der  Mehnahl  seiner  Oenoeaen  ist  kein  Onind,  daia 
.er  sehM  Anrioiiten  yerschweigen  mftsste,  und  i^  .er  auch  ganz  allein  nat«r 
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Allen  seiner  Meinang,  und  es  niass  ihm  gestattet  sein,  die  Unrichtigkeit 
der  ihm  entgegensteheuden  Meinungen  mit   aller  Schärfe  nachzuweisen. 
Allein  er  hat  nicht  das  Recht ,  die  unantastbare  Person  des  Staatsober- 
haaptes  zu  beleidigen.    Er  hat  nicht  das  Recht,  zu  einer  verfassungs-  und 
gesetzwidrigen  Handlung  aufzufordern ,  auf  offenem  Landtage  die  Bürger 
zu   verbrecherischen  Handlungen  auf:zufordern.     Es  hat  nicht  das  Recht, 
die  Versammlung  selbst,  deren  Beamte  und  einzelne  Mitglieder  zu  injuri- 
ren ,  den  gesetzlichen  Geschftftsvorschriften  ungehorsam  zu  sein ,  die  Ver- 
handlungen und  Beschlüsse  durch  Gewaltthätigkeiten  oder  sonstigen  Unfug 
zu  stören.    Er  hat  endlich  nicht  das  Recht,  einzelne  Staatsgenossen  zu 
verläumdeu  oder  sonst  an  ihrer  Ehre  in  ungerechtiT  Weise  zn  beschädigen. 
Die  Volksvertretung  ist  eine  An§talt  zum  Schutze  der  Rechte  und  nicht 
zu  deren  ungestrafter  Verhöhnung.    Wenn  denn  also  auch  überwiegende 
Gründe  vorhanden  sind,  die  Mitglieder  wegen  ihres  Verhaltens  in  der  Ver- 
sammlung nicht  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  stellen,  so  muss  doch  für 
eine  anderweitige  ausreichende  Anstalt  zur  Verhinderung  und  Bestrafung 
solcher  Rechtsverletzungen  gesorgt  werden.    Diese  kann  denn  aber  nicht 
wohl  in  etwas  Anderem  bestehen,  als  in  einer  entsprechenden  Gerichtsbar- 
keit der  Versammlung  selbst.    Unzweifelhaft  ist  diese  kein  Gerichtshof  und 
haben  wenigstens  lange  nicht  alle  ihre  Mitglieder  die  Befähigung  zu  einem 
eigentlichen  Richteramte;  auch  lässt  sich  die  Möglichkeit  eines  Missbrauches 
von  Seiten  der  Versammlung,  sei  es  nun  aus  Parthoileidenschaft  sei  es  aus 
persönlicher  Abneigung,  nicht  in  Abrede  ziehen:  allein  diese  Missstände  sind 
doch  entschieden  geringer  als  die  einer  völligen  Straflosigkeit,  namentlich 
weil  die  Versammlung  selbst  das  höchste  Interesse  hat,  keine  Missbrüuche 
ihrer  Gerichtsbarkeit  eintreten  zu  lassen,  welche  sich  unversehens  gegen 
jedes  Mitglied  wenden  könnten,  und  weil  zur  Beurtheilung  der  Schuld  in 
den  fraghchen  Ftülen  es  nicht  sowohl  einer  giündlichen  Rechtsbildung  als 
einfach  der  Eigenschaften  eines  Geschworeuen  bedarf.    Auch  zeigt  die  Er- 
fahrung, dass  wenn  auch  in  der  parlamentarischen  Geschichte  einzelne  Fülle 
von  wirklich  ungerechter  Anwendung  der  Strafgcwalt  gegen  Mitglieder  vor- 
kommen, diese  doch  höchst  vereinzelt  stehen,  und  dass  sich  den  Stündever- 
sammlungen eher  der  Vorwurf  einer  uiüirüftigen  Handhabung  der  Berechtigung 
machen  lässt '). 


I)  lat  dem  aber  al^o,  dann  kann  nueb  die,  von  Diohrervn  dentüvheii  VcrfHMungon  lUgG- 
Utteoc,  gerichtliche  Verfulgung  luigohllch  beleidigender  oder  vvrläuinderischer  AeuMenmgcu 
gegvn  dJv  Regierung  oder  gegen  Einzelne  nicht  gebilligt  werden.  NAtUrlich  sollen  Bechtsver- 
leUungen  diener  Art  nieht  vorkommen,  und  wenn  nie  beguiigen  wurden  nicht  uluie  Strafe  blei- 
ben-, allein  es  leuchtet  ein,  dau  der  gani«  beubsichtigte  und  nuthwcudige  Schutz  der  &litglieder 
auf  dua  LcichteKtu  umgangen  werden  kann  durch  eine  itulclie  MugUchl<eit  gerichtlicher  Klage 
unter  deoi  Vorwande  pomciulicher  licleldiguiig.  Auch  ist  der  von  Züpfl,  Blaatsrecht,  4te  Aufl., 
H.  4H5,  anKui^ihrle  Grund,  ihis*  l»rlvMt|icrs«neii  ntiAMrUeni  ohuc  allen  ltcclit»Hohul£  gegrh  Ver- 
linglitniifUiigcii  4dn  wiirdcD,  durchau»  uiiiivhtii,'.   IMc  VvrtMUumlung  «cib»t  ist,  nuf  erhobcue 
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Nicht  erst  des  Beweises  bedarf  es  nun  aber,  dass  wenn  irgend  eine 
physische  oder  moralische  Person  zur  Bestrafung  von  Rechtswidrigkeiten 
berufen  ist,  die  ihr  zu  crtbeilende  Zuständigkeit  im  Verhältnisse  zu  den  ab- 
Zttrttgcnden  Uaiidlungen  stehen  muss.  Eine  Gerichtsbarkeit,  welche  aber 
schwere  Vergehen  zu  urtheilen  hat,  in  deren  Zuständigkeit  aber  nur  die  Elr- 
kcnuung  gei  ingtr  Strafen  litgt,  ist  nicht  nur  ungenügend  zur  Erreichung  des 
Zweckes,  sondcni  es  gereicht  ihr  eine  solche  Schwäche  zur  eigenen  Unehre. 
Wenn  es  daher  auch  unzweifelhaft  bei  den  meisten  Füllen  ungebührlicher 
Handlungen  von  ISIitgliedern  an  einfachen  Disciplinarmaassregeln  des  Vor- 
sitzenden oder  der  Vcrsanunlung  selbst  genügt,  so  ist  doch  unläugbar  ein 
Ruf  zur  Ordnung  oder  selbst  ein  von  der  Versammlung  förmlich  ausgespro- 
chener und  etwa  in  das  Protocoll  eingetragener  Verweis  nicht  ausreichend 
bei  schwererem  ünfuge  oder  gegenüber  von  einem  besonders  frechen  und 
allen  Gesetzen  des  Anstandcs  hohnsprechenden  Menschen.  Soll  eine  Stände- 
vcrsammlmig  den  in  ihrem  Bereiche  liegenden  Theil  der  Rechtsordnung  des 
Staates  wirklich  zu  schützen  im  Staude  sein,  und  soll  nicht  der  Auftrag  hierz*  in 
eine  bittere  Demüthigung  für  sie  selbst  umschlagen :  so  muss  ihr  ein  grösseres 
Strafrecht  zustehen,  ücber  die  Frage  aber,  welche  höhere  Strafen  gegen 
ein  seine  Stellung  missbrauchendes  Mitglied  sollen  erkannt  werden  können, 
mag  man  sich  des  Grübelns  enthalten.  Das  längst  erprobte  englische  Par- 
liamentsrecht  scheint  hier  ganz  die  \richtige  Mitte  einzuhalten.  Diesem  zu 
Folge  ist  nämlich  bei  schwereren  .Vergehen  eines  Mitgliedes  Zucrkennong 
einer  Freiheitsstrafe  und  Ausstossung  des  Schuldigen  rechtlich  möglich.  — 
Durch  Veiiirtheilung  zur  Aussfossung  ist  die  Versammlung  in  die  Möglichkeit 
versetzt,  sich  gegen  unverbesserliche  Rohheit  und  gegen  eine  beschimpfende 
Genossenschaft  zu  schützen;  ausserdem  mag  sie  durch  diese  Strafe  ihre 
höchste  Missbilligung  einer  gegen  Dritte  begangenen  Rechtsverletzung  auf 
eine  unzweideutige  mid  Genugthuung  gebende  Weise  aussprechen.  Dass  ein 
Missbrauch  dieses  Aus8tossungsrecht<?s  möglich  ist ,  kann  um  so  weniger  ge- 
läugnet  werden ,  als  schon ,  und  zwar  in  mehr  als  Einem  Staate ,  schreiende 
Fälle  solcher  Ungerechtigkeit  vorgekommen  sind.  Allein  nicht  nur  ist  bei 
der  offenbaren  Not h wendigkeit  dieses  Vertheidigungsmittels  hierin  kein  Grund 
zur  Verwerfung  zu  erblicken ,  wie  denn  selbst  in  jenen  Landern ,  in  welchen 
das  constitutionelle  System  am  festesten  gewurzelt  hat  und  mit  eifersüchtiger " 
Strenge  aufrecht  erhalten  wird,  die  Maassregel  als  eine  sich  von  selbst 


Beschwerde,  gar  wohl  im  BUinde  und  auch  rechUk-h  verbunden,  li^urieu  und  VerUuundaagen 
gebührend  %a  rrigen.  Zwar  wohl  richtig  allein  spitzflndig  iit  die  englltohe  Ansicht ,  daM  eine 
von  einem  MitgUede  in  der  Vennunmlmig  vorgel>racbte  und  apütcr  vun  ihm  selbst  ▼e^öffen^ 
lii-hte  Ueluidigung  oinea^PriviUcn  den  gcwöhnliclien  Gerichten  unterliege,  weil  dieae  V^ervfl'ent' 
liebung  ausserbaiii  der  parlamentariachen  Thätigkeit  geschehe;  daaa  aber  die  Gerichte  nicht 
einfkh reiten  dürfe«,  wenn  lil«  VerülTcutlicliung  durch  die  Vci-xaniiiilung  selbst  (in  ihren  Proto- 
kollen u.  $.  w.)  aoiüicb  geschehen  sei.   Vgl.  May,  Law  of  Parliiuuent,  8.  .81  der  ersten  Aud. 
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verstehende  betrachtet  wird    ;  sondern  es  kann  auch  theils  eine  verwerfliche 
Anwendung  durch  die  Forderung  einer  grösseren  Stimmenzahl  als  der  abso- 
luten Mehrheit  sehr  crschwchrt  werden,  theils  ist  durch  die  den  Wählern 
gelassene  Möglichkeit,  den  Ausgostossenen  wieder  zu  wählen,  der  öffentlichen 
Meinung  eine  höchst  wirksame  Controle  der  Versammlung  gegeben  *).  — 
Weniger  passend  erscheint  vielleicht  das  Recht  zu  Erkennung  einer  Haft, 
namentlich  weil  das  gestrafte  Mitglied  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  wird, 
seinen,  ihm  doch  nicht  entzogenen,    ständischen  Auftrag  zu  vollziehen. 
Es  ist  jedoch  zu  bedenken ,  dass  es  Fälle  geben  kann ,  in  welchen  zwar  ein 
völliger  Ausschluss  nicht  gerechtfertigt  erschiene,  und  doch  die  Verletzung 
des  Anstandes  allzu  bedeutend  oder  der  Trotz  eines  leidenschaftlichen  und 
ungebildeten  Mitgliedes  allzu  unbeugsam  wäre ,  als  dass  ein  bloss  in  Worten 
bestehender  Tadel  genügende  Abhilfe  gewährte.    Welches  andere  Strafmittel 
sollte  hier  angewendet  werden  ?    Die  Besorgniss  aber,  dass  eine  Versammlung 
ihr  Recht  zur  Erkennung  von  Freiheitsstrafen  missbrauchen  und  etwa  in 
Haßs  und  Leidenschaft  langes  Gefflngniss  verhängen  könnte,  lässt  sich  (so 
ferne  sie  tlberhaupt  emstlich  gehegt  zu  werden  braucht,)  leicht  durch  die 
Vorschrift  beseitigen,  dass  mit  dem  Ende  des  Landtages  auch  jede  gegen  ein 
Mitglied  erkannte  Haft  von  selbst  aufhöre.  —  Allerdings  wäre  es  wünschens- 
werth,  dasä  man  sich  mit  solchen  Fragen  gar  nicht  zu  beschäftigen  hätte; 
allein  man  darf  sich  weder  durch  falsche  Hoffnungen  einwiegen,  noch  durch 
eine  allzu  emptindliche  Sorgfalt  für  die  Ehre  der  Repräsentation  verleiten 
lassen,  Nothwendiges  nicht  zu  besprechen  und  zu  entscheiden.    Wenn  daher 
manche,  namentlich  auch  deutsche,  Verfassungsurkunden  und  Geschäftsord- 
nungen den  Kammern  ein  eigentliches  Strafrecht  gar  nicht  zutheilen,  sondern 
nur  leichte  Disciplinarmaussregeln  gestatten,  so  ist  dies  ein  Fehler,  welcher 
sich  bei  Gelegenheit  schwer  rächen  kann. 

Auch  die  Befreiung  der  Stäudemitglieder  vom  unmittelbaren  Zugreifen 
der  Gerichte?  bei  gemeinen,  das  heisst  mit  der  ständischen  Stellung  in 
gar  keiner  Beziehung  stehenden,  Rechtsverletzungen  oder  bei  Wechselschuld, 
beruht  auf  der  Befürchtung  eines  Missbrauches.  Niemand  kann  natürlich 
wünschen  oder  fordern,  dass  ein  Ständemitglied  straörei  ausgehe,  wenn  es  in 
der  That  gegen  die  allgemeinen  Gesetze  des  Staates  sich  vergangen  hat.  Die 
Wahlurkunde  soll  und  darf  kein  Freibrief  sein  für  Betrug,  Diebstahl,  Mord 

l)  8.  M«y,  ».».O.,  8.4a CK.;  Cushlng.  a.a.O.,  8.  »So.  „Da*  Recht,  ein  MitgUed  atu- 
KtutoMcn,  «tehl  niit  Nothwcoiligkeit  aUeu  VcnMunmlungcn ,  zuineiat  aber  geeeUgebcnden  Ver- 
•ammlungcn  xu,  wcUhc  ohn«  eine  »okhe  UcJXiKnisa  nicht  mit  Khrcii  bcatijhen  noch  Ihren  Zweck 
erfUUen  könuton." 

8)  Von  ilcn  dtulscheu  Vcrfaa»iingon  oder  l{öBi.hfift.>Hjr*lmuigen  erkennen  die  bayeri»che, 
■äduiscbc,  oldcnburgiacbc,  braun»chwelglBchi;,  moInlngcnicLü  und  waldeckUihe  eine  Auwhlie«- 
Rong  auidrückllch  ao.  In  Meiningen  and  Waldeck  »Ind  drei  Vierthelle  der  Stimmen  dazu  er- 
forderlich ;  in  Saihson  alier  kann,  auf  Verlangen  des  Atutgestouenen ,  der  8taat»gerlcht»ho< 
über  die  Bf'stitudigkeit  der  AtiMcblicuung  erkennen. 
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und  Landosverrath.    AUoin  es  wÄre  ja  inimerhüi  möglich ,  dass  durch  eine 
bcwusst  falsche  BozOchtigung  gemeiuer  Verbrecheo  oder  durch  falsche  Schuld- 
klagen die  Entfernung  eines  missliebigen  Volksvertreters  oder  eine  allgemeine 
Einschüchterung  versucht  würde.    Die  Gründe,  welche  einen  besondem  Schutz 
der  Volksvertreter  gegen  falsche  Anklagen  in  Anitssachen  %h  nothwendig 
erscheinen  lassen,  treten  also  auch  hier  ein;  nur  ist  es  weder  DOthweudig. 
noch  wäre  es  passend ,  der  Versanunlung  selbst  ein  Richteramt  hier  einzu- 
räumen.   Alles  Erforderliche  ist  ofTt;nbar  geleistet,  wenn  ohne  Torgängige 
Kenntniss  und  Erlaubniss  der  Versammlung  gegen  keines  ihrer  Mitglieder 
eine  Untersuchung  oder  gar  eine  Verhaftung  wegen  angeblicher  Verbrechen 
oder  Zahlungsverbindlichkeiten  angeordnet  werden  darf.    Damit  erhält  die 
Versanunlung  volle  Befähigung  zur  Beschützung  ihrer  Angehörigen  gegen 
Rfinke  und  Hinterlist.    Dass  aber  je  eine  Volksvertretung  dieses  Recht  zur 
Beeintrüchtigung  der  RechtspHege  und  zur  Schützung  vor  wirklich  verdienter 
Strafe  niissbrauche ,  ist  in  der  That  nicht  zu  befürchten.    Sowohl  Ehr-  als 
rflichtgefühl  wird  sie  davon  abhalten;  und  überdiess  ist  nicht  einmal  ein 
Interesse  denkbar,  welches  die  Mehrheit  einer  zahlreichen  Versammlung 
bewegen  könnte,  einen  Amtsgenossen,  welcher  sich  eines  gemeinen  Ver- 
brechens schwer  verdüchtig  oder  leichtsinniger  Schuldenehigehung  schuldig 
gemacht  hat,  vor  den  rechtlichen  Folgen  seiner  Ilandlungsweise  zu  bewahren. 
Im  Gegentheile  werden  sich  immer  die  Mitglieder  beeilen,  durch  Gewährung 
ihrer  Zustimnnmg  zu  gerichtlichem  Verfahren  auf  die  Seite  des  Rechtes  und 
der  Staatsordnung  zu  stellen  und  sich  loszusagen  von  einem  Genossen,  welcher 
ihnen  selbst  nicht  zur  Ehre  gereicht.    Nur  bei  dringendem  Verdachte  einer 
üblen  politischen  Absicht  oder  einer  persönlichen  Bosheit  ist  Verweigerung 
des  gerichtlichen  Einschreitens  zu  erwarten;  in  diesem  Falle  aber  ist  die- 
selbe nicht  nur  gerechtfertigt,  sondern  selbst  erwünscht. 

Allerdings  sind  gegen  diese  letztere  BevoiTechtuug  der  Stündemitgliedcr 
auch  Einwendungen  gemacht  worden,  und  zwar  von  gewichtijjer  Seite.  Lap- 
pen berg  hat  (in  einer  ohne  seinen  Namen  erschienenen  Schrift:  Die  Privi- 
legien der  Parlamcntsglieder.  Hamb.,  1849)  den  grossen  Grundsatz  des 
Staatsrechtes  der  Gegenwart,  die  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze,  stark 
hervorgehoben  und  seine  Anwendung  auf  Mitglieder  von  Ständeversamm- 
langen  als  erhöhte  Nothweniligkeit  hingestellt.  Auch  beweise  das  Beispiel 
von  England  (sowie  der  Vereinigten  Staaten),  wo  die  Parliamentsmitglieder 
der  gewöhnlichen  Strafgerichtsbarkeit  wegen  aller  ausserhalb  der  Versamm- 
lung selbst  begangenen  Handlungen  unterworfen  bleiben  "),  und  nur  die  Frei- 
heit von  Schuldhaft  als  ein  nichtssagender  Ucberrest  mittelalterlicher  Zustünde 


J)  l'elicr  »lic,  lilleidinjr«  (r«ni  rirhtigo,  Zu«tÄn<Jlgkeil  tirr  eiiKlIjiohcii  iin«l  KmiTikaniftrhen 
Ourii'ht«  1*4)1  ^c'iiicliivn  V'orKclic-n  <Ut  I'nrliiuii4  nt.HiiiitKli''(Ii')  «■  ^^lly ,  I-hw  ot'l'nrliiunfiil.  8,  lOAf);.', 
t>l>er  die  lvi-buiM.-li<?n  JurUti»cli<ru  Kiiuvlbcit«ii  t'n«hiiig,  s.  (g. 
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bestehe,  vollkommen  die  Uuschüdiichkcit  eines  solchen  Zustandes.  —  Nichts 
kann  theoretisch  richtiger  sein,  als  diese  Ansicht ;  jedoch  unter  einer  Voraus- 
setzung.   Wenn  nämlich  in  einem  Lande  die  Gerichte  so  gestellt  und  so 
bestellt  sind ,  dass  ein  ungebührlicher  Einfluss  auf  dieselben  von  Seiten  der 
Regierung  und  namentlich  zu  unlauteren  politischen  Zwecken  eine  sittliche 
Unmöglichkeit  ist ;  wenn  ferner  in  i'ineni  Lande  der  Geist  für  Gesetzlichkeit 
und  für  bürgerliche  Freiheit  so  entwickelt  ist ,  dass  auch  der  entfernteste 
Augriff  auf  Verfassungseinrichtuiigcn  einen  allgemeinen  Sturm  im  ganzen 
Volke  erregen  würde;  wenn  und  wo  also  ein  Missbrauch  des  Grundsatzes 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  zum  Zwecke  einer  Einschüchterung  der  Volks- 
vertreter oder  zur  Rache  an  denselben  als  undenkbar  erklärt  werden  kann : 
da  mag  allerdings  der  besondere  Schutz  gegen  eine  besondere  Gefahr  weg- 
fallen.   Allein  eine  solche  Ordnung  des  Gerichtswesens  setzt  das  Vorhanden- 
sein nur  eiuzehier  weniger,  sehr  hochgestellter  und  nur  mit  den  ausgezeich- 
netsten Männern  des  Landes  besetzter  Gerichte  voraus;  und  eine  solche 
Entwickelung  des  öffentlichen  Lebens  wird  nicht  hervorgebracht  durch  die 
blosse  Einführung  einer  repräsentativen  Verfassung,   sondern  durch  eine 
generationenlange  Uebung  derselben  in  Freud  und  Leid.    Diese  Zustände 
sind  denn  nun  aber  auf  dem  Festlande  nicht  in  dem  gehörigen  Maasse  vor- 
handen.   Die  grosse  Zahl  der  hier  für  nötliig  erachteten  Gerichte  bringt 
eine  wesentlich  andere  Besetzung  derselben   und  eine  ganz  verschiedene 
Stellung  der  einzelnen  Richter  mit  sich.    Es  ist  daher  kein  ungerechtes  und 
durch  Ungrund  verletzendes  Misstrauen  in  die  Ehrenhaftigkeit  der  festlän- 
dischen Gerichte  überhaupt,  wenn  die  Möglichkeit  angenommen  wird,  dass 
irgend  einer  der  zahlreichen  Untersuchungsrichter  sich  durch  mächtige  Ein- 
wirkung zu  einem  unbegründeten  Verfahren  bestimmen  lassen  könnte;  dass 
vielleicht  selbst  l)estimmte  Stellen  absichtlich  mit  fügsamen  und  zu  Allem 
bereiten  Männern  besetzt  werden  könnten.    Und  wie  wenig  die  Rücksicht  auf 
die  öffentliche  Meinung  von  den  offenbarsten  Eingriffen  in  Verfassung  und 
Recht  bis  jetzt  noch  abhält ,  davon  haben  leider  nur  allzu  viele  Fälle  den 
Beweis  geliefert.    Zunächst  also  wenigstens  vermögen  die  constitutionellen 
Staaten  des  Festlandes  einen  besonderen  Schutz  der  persöuUchen  Freiheit 
und  der  ungestörten  Wirksamkeit  ihrer  einzelnen  Vertreter  noch  nicht  zu 
entbehren. 


V.  Mohl,  Staaurcchl.  Ü<l.  I. 
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.  CoxuütuUoiieUe  £i£aliraiigeiL  \ 
Ein  Beltrftg  nr  Terfasanogspolitik  0- 

Es  war  in  der  That  keine  leichte  Aufgabe  für  die  dentschen  Staaten, 
als  es  sich  vor  vierzig  Jahren  zuerst  davon  bindelte,  repräsentative  Ver- 
fassungen zu  gründen.  Theils  gewährten  die  eigenen  bisheri^^n  Einricfatangoi 
und  Erfahrungen  gar  keine  Anhaltspunkte ;  nnd  selbst  die  Vorgänge  in  ausser- 
deutschen  Staaten  waren  in  jener  Zeit  noch  wenig  zahlreich,  überdiess  in 
manchen  BL/iclimigen  wegen  wesentlicher  Verschiedenheit  der  Zustände 
nicht  wohl  anwendbar.  Theils  waren  die  neuen  Bestimmungen  sogleich  auf 
eine  unbcgron/te.  jedenfalls  auf  eine  lange  Zukunft  festzustellen,  Aenderungen 
in  denselben  wo  nicht  für  ganz  iinmüglich  zu  erklären,  so  doch  wenigstens 
sehr  IM  erschweren.  Ks  nuisstcn  also  Versuche  gemacht  und  gleich  deren 
erste  Lösungen  bleibend  beibehalten  werden.  Theils  endlich  war  die  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  der  repräsentativen  Einrichtungen  noch  sehr  lücken- 
haft und  sogar  maiichfach  auf  Al)wege  gerathen,  so  dass. auch  sie. nur  massige 
und  selbst  unzuverlässige  HtUfe  gewahrte. 

Unter  solchen  Unistilnden  wäre  es  mehr  als  ein  blindes  Glflck,  es  wäre 
ein  Wunder  gewesen,  wenn  die  Verfassungen  dem  menschlichen  Loose  der 
UnTolIkommenheit  entgangen  wiren.  Die  unbefangenste  Selbstzufriedenheit 
der-  Urbßber  oder  Zettgenoneii- kannte  sich  dessen  nicht  schmeicheln.  —  Es 
ist  dem'  mn  tbafteleiiUcb  ^vch  nidit  also.  Begehungs-  als  Unter« 

lassongsfefaler'  lassen  sidi  Jeden  dieaer  QnndgBietie,  wenn  schon  Ift  ter* 
sddedenem  Uaasse,  nädiiveiBai.  Aof'  der  Andtai 'Seite  lMgielit  -es  M 
freilich  anch,  gleichsam  «ir  EntsehSdigiing,  düB  Ki|tnn  ans  Eimriditamai 
herroiieht,  welc^  .danmf  gar -nicht  berechnet  unzen^  die  vieDeicht  .dMr 
einer' Ansstellung  aosgesetit  schieiMin. 

Nichts  fAre  leichter,  als  Jtit,  imdi  laanjl^uiger  Erftlunmg,  IUmt  l|e* 
gaageneMisqgrife  ebifln  eeharfai  Tadel  ansnuprechen,  oder.  ^  phneAbeidA 

1}  Diw«  AUMdln«  lit  «MHt  ia  der  ItH^  Mohrttl^  B4.  n,  8.  ist.«.  gwlUww. 
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erlangten  Vortheile  >i»ütti.sch  zu  Wliulieln.  Nichts  wäi'e  aber  auch  unbilliger 
und  iiichts  wohlfeilere  Weisheit.  Dem  menschlichen  Scharfbinne  sind  enge 
Schranken  gesetzt,  und  es  i.^t  ganz  unmöglich,  zum  Voraus  alle  Wukungeu 
zu  berechnen,  welche  der  träge  Widerstand  des  Stoffes  oder  entfernter  liegende 
Verhältnisse  bei  einer  neuen  Einrichtung  austibeu  können. 

Tadel  verdient  nur  derjenige  Fehler,  welchen  gleich  zur  Zeit  der  Begehung 
ein  ernstlicheres  Nachdenken,  eine  ^charf(  re  Mt  uschenkenntniss  hatten  ent- 
dockeii  können.  Und  selbst  in  bolchen  Fallen  hat  die  btaatliche  Naivität 
jener  Zeit  immer  noch  ihren  grossen  Werth,  weil  vielleicht  mehr  Bewusst- 
sein  es  gar  nicM  hätte  za  der  Thai  kommen  lassen ,  mit  welcher  man  denn 
doch  in  der  BMi[^tsacl»  zufrieden  m  sein  Ursache  bat.  Was  aber  die  uu- 
flMMlit  »d  Mmit  uivefdkiit  ftMamieiieftTortheUe  betrifft,  so  ynire  wohl 
ciM  dannf  gvidilete  Abeielit  sdunekMUfter  fBr  4k  UmAM4ßr  früheren 
Ooietmgbcr,  aber  dcar  tbatoicfaUdha  Zuitaiid  i.ifc  iooMrinA  alt  Sank  fainia- 

DmbH  eottMüdi  vMA  gMagt  eeio,  da»  ea  nicht  erlubl^aad.  selbst 
gelbotsB  fd,  einer  SdU  dia  be^piogenen  Miss^riilB  sich  klar  joaehei  and' 
sie-naeliUnnfllie  aadlVirknng  anse&iaödenokc^,  andererseits  dier wahren 
Unaöhea  anbeabsiclitiglsn  liatsens  an  «rfbiaehen.  ^  Bei  diso  Fehlem  ist 
vklMdit  eine  Verbesserong  iroU  nflgliefa;  jeden  Falles  kOnoen  Mittel 
ar  Heatrallairnng  anfitesocht  werdeii.  Und  «orde  ihre  Anldecknng  ancb 
nur  als  Wiamnngsieiehen  tit  dleiJemgen  Staaten  dienen,  wdche  ihre  Yei^  • 
tettgsn  noeh  an  grtnden  oder  an  voUendea  haben,  so  wire  sie  tUsk  Yer- 
dienst  Haasaitfich  kann  es  nnrals  'sehr  belehsend  erachtet  werden,  wenn  - 
geaeigl  wird,  dass  eih  dardi  Grihhinag '  nafibgewiasencr  Missstand  ent- 
wodpt  die  Folge  nnrichtiger  Anwendung  etoea  an  sieh  wahrm  ond  in 
dem  Geiste  der  VblksTertrctung  liegenden  Qnmdaataee  ist;  oder  es  sich 
zeigt,  dass  das  Licht  eines  Gedanken  sich  in  dem  trflbcn  Medimn  der  Wirk- 
liebkeit  folsch  bricht.  Gerade  solche  Fehler  kOnnen  leicht  auch  anderwärts 
wiederholt  werden,  und  doppelt  leicht,  wenn  sie  durch  den  Text  einer  früheren » 
Ver&ssang  als  Beispiele  festgesteUt  scheinen,  dem  Fernerstehenden  aber  der 
wahre  Sädiverhalt  verborgen  bleibt  —  Bei  den  zufälligen  gtinstigen  Wir- 
kongen  aber  handelt  es  sich  davon,  sich  vor  der  Möglichkeit  za  bewahren, 
dass  durch  gelegentliche  Aenderung  eines  für  unbedeutend  erachteten  Uni- 
standes  auch  die  Quelle  von  Gutem  verstopft  werde.  Hat  Scliarfsinn  nicht 
hingereicht,  den  Nutzen  zu  verschafEea ,  so  soll  er  doch  wenigstens  .zur  £r- 
haltnng  dienen. '  •  ' 

'  Es  wäre  demnach  nicht  nur  psychologisch  merkwürdig,  sondern  auch 
für  das  Leben  imniittelbar  wichtig,  wenn  eine  Nachweisung  übt;r  ^ämnltllche 
durch  spätere  Erfahrung  erprobte  Missgriffe  oder  um  rwartet  hervorgetretene 
ntttilicbe  B^timmungen  in  den  deut^dien  Vcrtuäsuugäurkuudeu  bc&tUnde. 
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SolKe  auch  die  national«-  Kiu  ikt  it  ciwas  darunter  leiden,  so  wtirde  sich  diess 
an  Einsitlit  reichlich  bi  /alücu.   Kine  Arbeit  dieser  Art  besteht  jedoch  niclit  ; 
von  einer  Zusamnienstellnng  gar  nicht  /u  reden,  aber  aucli  nicht  einmal  fiiie 
Erörterung,  welche  einen  einzehien  Staat  beträfe.    Es  scheint,  mau  begnügt 
sich  in  jedem  einzelnen  Lande  damit,  es  zu  wissen  and  zu  fühlen;  allein 
diess  eben  ist  unzureichend. 

Es  soll  nun  im  Nachstehenden  ein  Versuch  gemacht  werden,  wenigstens 
in  Beziehung  auf  ein  eiu/ehies  deutsches  Land,  nanüich  auf  Württemberg-, 
einige  Erfahnmgen  beiderlei  Art  mitzutheilen.    Dieselben  sind  nicht  nur  an 
sich  der  Erwägung  des  Staatsmannes  nicht  uuwerth ;  sondern  sie  mögen 
auch  desshalb  als  1>esoDder8  bedeutend  erscheinen,  weil  die  wörttembergische 
Verfassong  vor  mandieii  anderen  Ansprache  auf  Fehlerlosigkeit  und  geoanes 
Bewosstwin  des  GewoUteii  8oUto  machen  können.  Nicht  nnr  hatte  wenigstens" 
das  alte  Henogthom  eine  bat  dreihoader^ährige  Erbkrong  te  nA»  fw- 
wMidten  Einrkifatiingen ;  sondern  es  ist  auch  das  Jetzige  Onindgeseti  nichi 
das  raseiie  Srzeogniss  eines  dringenden  AngenhUekes,  oder  einer  efnaett^gen 
Ansicht,  sondern  das  Ergehniss  eines  fllnikha]li(flhrigen  Kainpfos  waA  der . 
Anszng  des  Besten  ans  drei  bis  vier  Torangegangenea  Entwürfen,  üeber- 
diess  war  wohl  bei  der  Feststdlnng  weniger  Graadgasetaa  ein  so  ImiKA 
guter  ^Wille  von  allen  Seiten.  Hau  wire  ▼erssciit,  Jene  Zeit  den  poliliidiMa 
Braotstand  Wtkxtftenibergs  zir  nennen.  Wenn  denen  meEaehtet  avch  hfer 
nicht  immer  das  fi^ditige  jewftblt  wurde  oder  num  tieb  mir  loftllig  einai 
Kntsen  verschaiRe,  sich  somit  im  lieben  Manches  itst  anders  darstaUl,  als 
die  Einsicht  und  die  Uoffaungen  des  Jahres  1819  aaudmen:  so  iit  es  in  der 
That  tia  schlagender  Beweis  von  der  Schwieridkät  der ' Anligabe  ni|d  ein» 
eindrin^iche  Warnung  zur  schärfsten  Umsicht.  Aach  das  kleine  Bmehsttdr 
einer  Gesammtdarlegnng  der  Torhandenen  Täuschungen  kann  also  nfltzen.  ' 

Oass  die  ausgehobenen  Punkte  ausführlich  und  allseitig  besprochen 
werden ,  darf  wohl  keinen  Tadel  erfahren.  Es  handelt  sich  nicht  sowohl 
davon,  eine  Reihe  von  Beispielen  gemachter  Fehler  aufzustellen,  als  vielmehr< 
im  Einzelnen  zu  leigra,  wie  sich  die  Verhältnisse  wirklich  gestalten,  dadurch 
aber  mittelbar  eine  Anleitung  zu  umsichtiger  Untersuchuhg  und  scharfer  . 
Beachtung  auch  anscheinend  entfernt  liegender  Beziehungen  zu  geben.  Hienca, 
ist  aber  eine  vollständige  Anseina^dersetaing  nothwend^  - 

>  .  « 
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Aiiditliifliid  freiiiiBif«,  «rfttaiifigeMiii  mhwt  aaeblheiUff«  Bo- 

1.    Kanierisclio  IJo-icliränkung  <\e<  köniplic  hon  Rechtes» 
Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernenoeo. 

Die  AuachddQiig  «iiier  etgenen  PairsKftmmer  ww  die  von  Aqsmb 
feboteae,  nneilAasliche  Bedingimg  de«  Zostandekommetis  einer  worttem- 
befgiMlMP  Yerfimong.  Letzteres  fiel  nAoiUch  in  die  Zeit  des  Karlsbader 
Coogresses  und  der  aHmthlig  snr  Geltnng  gebrachten  Fordenmgen  der  ' 
heOigen  Alliaai. 

Deber  den  HaaptbeetandtheH  einer  solelien  Kammer  konnte  kein  Zweifel 
Bcia;  es  iparen  «ttess  nalArlidi  die  Standesherren,  welche  in  Worttembeif 
ahbeiolier  als  in  irgend  einem  andern  deo^sdien  conatitntioneUen  Staate 
iBiftMig  sind,  nnd  snr  Zeit  der  Yerihssmiggrttndnng  noch  weit  sahlreiclier 
waren.  (Bei  ErOilbmig  der  Stiade  in  Jishre  1080  waren  31  Standesherrea, 
die  standesheRliiäito  Geneinscluften  mitgerechnot;  später  ist  allerdings 
etwa  ein  Drittheil  derselben  ausgeschieden  durch  Verkauf  ihrer  in  Wfirttem- 
kerg  gelegenen  Güter.)  VielUiolit  wIM^  dieselben  zahlreich  gemip  gewesen, 
am  flBr  sich  allein  eine  erste  Kammer  zu  bilden;  allein  mehrere  Zusätze 
schienen,  aas  verschiedenen  Gründen,  uncrlässlich.  —  Zuerst  mnsste  es, 
wenn  einmal  nicht  Wahl  allein  Antbeil  nu  der  Volksvertrotnng  gab,  onmftg- 
lieh  scheinen,  die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  zu  übergehen.  Ihre  per- 
'  sönliche  Stellung  verdiente  noch  grössere  Berücksichtigung,  als  die  der 
Standesherren;  das  Wohl  des  Staates  lag  ihnen  sicher  ebenso  nahe,  als. 
jrgend  einem  Bürger ;  der  Vorgang  aller  bereits  bestehenden  eonstitntioneUen. 
Monarchieen  sprach  dafür,  so  namentlich  der  von  Bayern  und  Baden.  — 
Von  noch  grösserer  Bedentung  war  sodann  die  Nothwendigkeit  einer  Vor- 
kehrung gegen  eine  Alleinherrschaft  dn  Sonderinteressen  der  Standesherren. 
Die  ehemaligen  Keichstdrsten  und  Reichsgrafen  hatten  schon  vor  Been- 
digung der  Verfassnngs\erhandlungen  in  geschlossener  Kcdie  eine  feindliche 
Stellimg  gegen  die  Hegierung  eingi  iioninien.  Wetm  sich  nun  auch  hoffen 
liess,  dass  die  Gereiztheit  sich  allnuihlig  beschwichtigen  werde,  in  so  weit 
dieselbe  Folge  wirklicher  .Misshandlung»  n  nnter  der  vorangegangenen  Regie- 
rung war:  so  lagen  doch  auch  bereits  bestimmte  Anzeigen  vor,  dass  die 
Einfiignug  der  Standesherren  in  die  neue  Staatsordnung  und  in  ein  Uuter- 
thanenverhiUtniss  keineswegs  eine  gutwillige  and  grundsätzliche  sei  ond 
«ein  werde.  Ihre  Beschwerden  Ober  einige,  verhUtdlssmlssig  sehwache, 
Anfänge  einer  Befreiung  der  Personen  und  des  Bodöns  Von  mittelalterlicli«il 
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Lasten  bewieMo,  dass  sie  keineswegs  gendgt  seien,  sick  scUmI  teeices 
m  unterwerfen,-  falls  dnrcb  solche  vvbe  Yerl^Msaiing  dor-,  jEvtftBifb- Jar 
grossen  Volksmenge  mit  Beseitigung  geschichtlicher  VerhAMaifieü  kntllinifitfift 
werde.  .  Nicht  also  blos  die  ROdEsicht  anf  die  Wirksamkeit  dW^iAftiiea 
Bestandtheile  der  Volksvertretung^,  sondern  auch  die  Wahrung  der  kttnif- 
liehen  Selbstständigkeit  und  Handlnngsftbigkeit  musste  es  sehr  ^ jiiyriich 
erscheinen  lassen,  den  stiindischen  EiuflujBs  der  Standesherren  4ber 
die  Gebjkhr  gross  festzustellen.  Eine  Mftssigung  desselben  wir-  aUevjÜBfS 
dnreh  die  Theilnahme  der  Prinzen  vom  Hause  gegeben;  «Uein  ^  »tii^ 
nicht  hin,  aus  mehr  als  Einer  Ursadie.  Unzweifenükft  waren  an  «Msffe* 
sich  mehrere  Möglichkeiten,  der  ersten  Kammer  Bestandtheile  ApmttiMi, 
Yon  welchen  eine  andere  staatliche  Richtung  zu  erwarten  stand,  «ia  die 
der  Mediutisirtcn.    Ki^  hätten  z.  B.  Vertreter  der  GeistUdifceit  iMsdor 
Kirchen,  der  ünltiTichtsanstaUen,  der  grössoren  StAdte  n^.S. 'Ww'toulBB 
werden  können.   Allein  theils  mochte  man  diese  fllr  noch  wünschenswpwr 
in  der  zweiten  Kammer  erachten  xtir  Bildung  eines  Gegengewichtes  gegen 
die  blosse  Vertretung  der  Kopfzahl;  theils  war  es  allerdings  in  eolchfoi 
Falle  kaum  möglich,  die  der  Ritterschaft  einzuräumende  Repräsentation  ans 
der  ersten  Kammer  ferne  zu  lialteii.    Vcm  dieser  war  denn  aber  in  der 
Hauptsache  eine  gleiche  Stelluiigsnnhme  zu  erwarten,  wie  von  den  Standes- 
herren selbst,  und  es  wäre  am  Knde  das  Uebel  noch  grösser  geworden. 
Kurz,  man  fand  es  geeigneter  zur  P^neiehung  einer  Beschränkung  des  Ge- 
wiclili  N  der  Standeslierren  ein  Keehl  der  Krone,  Mitglieder  der  Pairskamraer 
frei  zu  ernennen,  in  Au^jm lu  Ii  zu  nehmen;  und  zwar  glaubte  man,  ihr  die 
Ernennung  sowohl  h  benslanglichcr  als  erblicher  Mitglieder  einräumen  zu 
müssen,  ebenfalls  nach  Vorgängen,  namentlich  in  Frankreich  und  Bayem. 
Nun  aber  drohte  eine  andere  Gefahr.    Wenn  nämlich  ein  solches  Ernen- 
nungsrecht ganz  unbegränzt  war,  so  lag  es  völlig  in  der  Hand  der  Regierung, 
nicht  blos  die  Standesherren  zu  neutralisiren,  sondern  auch  mittelst  einer 
stehenden  und  sicheren  Mehrheit  in  der  ersten  Kammer  alle  Beschlüsse  und 
Bestrehungen  der  zweiten  Kammer  nach  Belieben  zu  nuhte  zu  machen.  So 
wurde  es  denn,  (ebenfalls  wieder  wie  in  Bayern  und  in  Baden,  allein  gegen 
0b  Vorgänge  in  England  nnd  Frankreich,)  für  nöthig  erachtet,  jenes 
nenaungsrecht  in  bestimmte  Schranken  zu  bannen.  Es  ward  Ibiglieb  nicht 
nur  besthnmt)  dass.  die  erblich  sn  ernennenden  Mitgllejbr -Mor.,  aufr.,der 
Klfsae  des  ritterschniOidien  Adels,  und  imr  wa  4er.  Vfi^b^ntik^Piki^ 
deaaelben,  genommen  werden  dürfen,  sondern  aadi  und  hM^ffM\^^ 
geofdnet,  daas  die  GesiinirtnU  der  von. der  Fi  um  ja  Tn>piiii|ii|j||\ 
Dritthea  der  flbrtgeii  HUgÜleddr  der  lbniMr  (Fi^^  nnd  .SMi^^ 
ipsammengerachnet)  nicht  abenteigeii.  dttlfc    •  >'wy<^i»|^:^4|Bi|v 
Diese  letirtere  B^etimmmg  ist  es  nun,  welche  sich,  und  zwir  in  ocir 
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als  Einer  Beziehung ,  als  nachtheilig  herausgestellt  hat ,  so  löblich  aach  ihr 
Gmnd  ist  und  so  Staat sk lag  ihr  Inhalt  zu  sein  scheint. 

a)  Wenn  der  ganze  Zweck  der  Vereitlung  standesherrlichen  Wider- 
spruches gegen  die  Regierung  und  gegen  volksthttnilichc  Wtlnsche  sollte 
erreicht  werden,  so  war  natürlich  fftr  wenigi<tens  die  Möglichkeit  einer  die 
Standesherren  überwiegenden  Stimmenzahl  in  der  ersten  Kammer  Sorge  zu 
tragen.  Sonst  konnte  die  Beimi.srhung  eines  nicht  standesherrlichen  Bestand- 
theilcs  nur  in  den»,  beinahe  nie  vorkommemleu .  Falle  einer  Durchzühlung 
der  Stimmen  beider  Kannncm  und  bei  den  gemeinsamen  Wahlen  derselben 
von  einer  Bedeutung  sein.  Eine  solche  Möglichkeit  grössen'r  Stimmenzahl 
wurde  nun  ohne  Zweifel  auch  bei  der  vorliegenden  Verfassungsbestimmung 
in*s  Auge  gefasst ,  indem  neben  dem  vom  Könige  ernuimteu  Drittheile  auch 
noch  auf  die  Prinzen  vom  Hause  gerechnet  wurde :  und  es  mochte  dieses  xim 
60  genügender  ei-scheinen,  als  gerade  die  württombergisehe  Regentenfamilie 
zur  Zeit  des  Verfassungsabschlusses  eine  grössere  Anzahl  von  Prinzen  auf- 
zuweisen hatte,  als,  mit  Ausnahme  des  österreichischen,  irgend  ein  fürst- 
liches Hans  in  Europa.  Dennoch  hat  der  Erfolg  gezeigt,  dass  die  Ueber- 
stimmnug  der  Standesherren  nicht  möglich  ist ,  sondern  vielmehr  dieselben, 
so  oft  sie  wollen,  ihren  Sonderiuteressen  bei  Gesetzesentwürfen  der  Regie- 
rung oder  bei  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  den  Sieg  verschaffen  können. 
Selbst  wenn  die  silnnntlichen  Prinzen  übereinstimmend  mit  den  vom  Könige 
ernannten  Mitgliedern  votiren  oder  den  letzteren  ihre  Stimme  übertragen, 
haben  die  Standesherren  noch  eine  Mehrheit.  Und  Oberdiess  trifft  diese 
Voraussetzung  nicht  immer  ein.  Nicht  nur  pflegt  der  eine  oder  andere 
Prinz  weder  anwesend  noch  auch  durch  Stimmenübertragung  vertreten  zu 
sein;  sondern  es  liegt  auch  ganz  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  erblich 
vom  Könige  ernanuten  Mitglieder  sich  fast  regelmässig  den  Ansichten  und 
Abstimmungen  der  Standesherren  anschliessen ,  von  welchen  sie  eine  kaum 
merkliche  Linie  trennt.  Von  den  Füllen  individueller  Vorliebe  auch  noch 
anderer  Mitglieder  für  die  staatlichen,  von  den  Standesherren  vertretenen, 
Grundsätze  gar  nicht  zu  reden.  Ist  diess  nun  aber  der  Stand  der  Dinge 
selbst  bei  einer  grossen  Anzahl  von  volljährigen  Prinzen  des  Hauses,  so 
gestaltet  er  sich  natürlich  noch  schlimmer  bei  einer  Verminderung  derselben. 
Erlischt  doch  überdiess  je  mit  dem  Ausfallen  von  drei  Prinzen  auch  eines 
der  königlichen  Erneinmugsrechte.  —  Die  Folgen  dieses  Ucberwiegens  der 
Standesherren  in  der  ersten  Kammer  liegen  nun  aber  zu  Tage.  Es  dürfte 
in  der  That  keine  kleine  Aufgabe  sein,  alle  auf  Ausbildung  oder  Erweiterung 
volksthümlicher  Rechte  oder  Interessen  gerichteten  Anträge  und  Beschlüsse 
der  Kammer  der  Abgeordneten  zu  zählen,  welche  seit  dem  Jahre  1820  that- 
«^ächlich  in  der  ersten  Kammer  beseitigt  wurden,  oder  die  auf  Durchführung 
von  Rechtsgleichheit  oder  auf  Befreiung  von  geschichtlich  hergekommenen 
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Lasten  gehenden  Bestimmungen  iu  königlichen  Gesetzesentwürfen ,  welche 
von  den  Standesherren  verworfen  oder  wesentlich  verändert  wurden.  Und 
wie  wtuig  uixh  ist  in  diesen  iK)sitivon  Thatsachen  die  ganze  Wirkung  des 
(standeshcrrlichcn  Uebergewiclites  enthalten!  Vielleicht  eben  so  viele  und 
wohl  noch  \viclitigere  Vorschlüge  sind  notorisch  von  Seite  der  Krone  oder 
im  Saalf  ilrr  Abgeordneten  ganx  unterblieben,  weil  ihnen  doch  mit  Gewis&heit 
eine  Verwerfung  von  der  Mehrzahl  iu  der  ersten  Kanmier  vorauszusagen 
war.  Ist  doch  durch  die  der  Regienmg  gestattete  Eniennnng  einer  Anzahl 
von  Mitglieder!»  der  ersten  Kaunuer  so  wenig  eine  derselben  und  ihrer 
Richtung  günstige  Stinmiung  zu  bewerkstelligen  gewesen,  dass  gerade  die 
mit  den  wichtigsten  Verwaltungszweigen  beauftragten  Minister  oft  Jahre  lang 
nicht  einmal  für  gut  finden  konnten,  in  dieser  Kannner  persönlich  zu  er- 
scheinen. Und  grenzt  es  ja  fast  an  das  Komische,  wenn  man  sieht,  wie  die 
ersten  Regierungsbeamten,  gegenüber  von  der  geschlossenen  Mehrzahl  der 
Kammer,  nicht  selten  die  Stellung  einer  Opi»osition  einnahmen,  und  wenn 
mau  vcrninmit ,  wie  die  nämlichen  M.inner ,  welche  iu  der  Kammer  der 
Abgeordneten  als  die  starren  Vertheidigcr  überspanutei-  Regiemngsan- 
sprtlche  und  als  einer  der  Volksfreiheit  abgeneigten  Gesinnung  schuldig 
bitter  angefeindet  waren,  in  denjselben  Augenblicke  und  in  einer  räum- 
lichen Entfernung  von  nur  zwanzig  Schritten  als  Verfechter  und  Vor- 
boten einer  recht  »verachtenden  Uniwitlzung  bezeichnet  wurden.  —  Da 
nnn  aber  diesem  Zustande  der  Dinge  nicht  etwa  durch  eine  Veränderung 
in  den  Personen  abgeholfen  werden  kann ,  weil  er  auch  bei  einer  Auflösung 
der  Stündcvcrsanimlung  derselbe  bleibt  und  von  keiner  allgemeinen  Wahl 
berührt  wird ,  so  bedarf  es  wohl  nicht  erst  eines  Beweises ,  dass  hier  ein 
grosser  Ucbelstand  vorliegt.  Es  ist  in  der  That  schwer  zu  ertragen,  dass 
dem,  nun  einmal  nicht  zu  ändernden,  Dualismus  von  Regierung  und  Ständen 
auch  noch  eifi  grundsätzlicher  Zwiesi)aU  der  Kammern  unter  sich  beigefügt 
ist,  und  dass  die  Regierung  dadurch  in  den  wichtigsten  Dingen  in  einer  nach 
allen  Seiten  zu  gleicher  Zeit  hin  verneinenden  Schwebe  erhalten  wird. 

b)  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  vom  Könige  auf  Lebenslang 
ernannten  Mitglieder  aus  den  höchsten  Staat sdienern  genommen  werden. 
Nur  durch  einflussreiches  Amt,  Erfahrung  in  Staatssachen  und  anerkanntes 
Verdienst  mag  die  wesentlich  schiefe  Stellung,  in  welcher  sich  dieselben 
einer  Seits  zu  ihren  standesherrliehen  Genossen,  anderer  Seits  zur  Masse 
des  Volkes  stehen,  leidlich  zurecht  gerückt  werden.  In  solche  Aemter  und 
solche  persönliche  Vorhältnisse  pflegt  man  denn  nun  aber  nur  in  vorgerück- 
teren Jahren  zu  konmien;  und  wenn  auch,  wie  natürlich,  der  König  nicht 
leicht  einen  bereits  sehr  alten  Mann  erst  berufen  wird:  so  ist  es  doch  eine 
nothwendige  Folge  der  geschilderten  Umstände,  dass  die  vom  Könige  lebens- 
länglich ernannten  Mitglieder  in  der  Kegel  nicht  allzu  lange  Dienste  iu  der 
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Kammer  leisten,  ehe  sie  in  das  Greisenalter  eintreten.    Eine  Anzahl  der- 
selben wird  sogar  immer  schon  so  vorgerQckt  sein,  dass  eine  kraftige  Dienst- 
leistung, selbst  nur  ein  regelmässiger  Besuch  der  Sitzungen,  ausser  Frage 
siebt.    Ein  Austritt  und  Ersatz  durch  einen  Jüngern  Mann  ist  aber,  da  die 
Verfassungsurkunde  eine  lebenslängliche  Ernennung  vorschreibt,  eine 
Maassregel  von  sehr  zweifelhafter  Richtigkeit.    Und  überdiess  liegen,  auch 
ausser  der  Beachtung  des  Buchstabens  der  Vorfassungsurkunde,  die  triftig- 
sten politischen  Gründe  vor,  die  Möglichkeit  eines  Austrittes  nicht  anzuer- 
kennen, weil  sonst  von  mehr  als  Einer  Seite  einem  sich  unbequem  machenden 
Manne  seine  Stellung  in  der  Kammer  so  unangenehm  gemacht  werdeji  könnte, 
dass  er  am  Ende  durch  eine  Niederlegung  derselben  Ruhe  erkaufen  würde. 
Damit  aber  könnte  entwe^ier  der  ganze  Zweck  der  königlichen  Erneimnngcn 
vereitelt  oder  jede  Spur  von  Unabhängigkeit  verwischt  werden.  —  Mehr  als 
Eine  verdriessliche  Folge  dieses  Zustandes  der  Dinge  liegt  aber  vor  Augen.  — 
Einmal  wird  das  numerische  Gegengewicht  der  vom  Könige  Ernannten  gegen 
die  standesherrlichc  Mehrheit  noch  unbedeutender,  als  es  schon  an  und  fl\r 
sich  ist.    Und  zA^ar  fällt  nicht  etwa  blos  die  eine  Stimme  des  wegen  Krank- 
heit oder  Alters  nicht  erscheinenden  lebenslänglichen  Mitgliedes  weg;  son- 
dern da  dasselbe  im  Zweifel  auch  noch  mit  der  Stimmfühning  für  einen  der 
Prinzen  beauftragt  war,  auch  noch  diese  zweite  Stimme.   Nehme  man  nun 
den  (nicht  etwa  erfundenen)  Fall  an ,  dass  drei  oder  vier  Icbenslftngliche 
Mitglieder  monatelang  nicht  erscheinen  können,  so  entgehen  der  Vertheidi- 
gung  der  Regierungs-  und  (was  in  dieser  Kammer  leicht  zusammenfällt)  der 
Tolksthümlichen  Ansichten  sechs  bis  acht  Stimmen.   Man  wird  aber  nicht 
einwenden  wollen,  dass  ja  auch  die  Standesherren  lebenslttngliche  Mitglieder 
seien,  und  somit  ebenfalls  in  das  höhere  Alter  einrücken.    Bei  ihnen  ist  der 
Fall  aus  zwei  Gründen  ein  wesentlich  verschiedener.    Einmal  treten  sie  im 
Durchschnitte  weit  jünger  in  die  Kammer,  da  sie  durch  Geburt  und  nicht 
durch  eine  lange  Dienstlaufbahn  ihren  Sitz  erlangen.    Unter  einer  gleichen 
Anzahl  sind  also  bei  ihnen  jeden  Falles  mehr  jüngere  Mftnner.  Zweitens 
und  hauptsächlich  aber  haben  sie  das  Recht,  sich  in  der  Kammer  vertreten 
zu  lassen,  was  den  Ivebenslftnglichen  nicht  zusteht.  Entweder  nttmlich  können 
sie  ihre  Stimmen  einem  andern  Mitgliede  übertragen,  oder  aber  sie  mögen 
ihre  Nachfolger  schon  bei  Lebzeiten  an  ihrer  Statt  schicken ;  Rechte,  welche 
auch  regelmässig  ausgeübt  werden.    Da  nun  überdiess  nach  einer  (hinsicht- 
lich ihrer  Verfassungsmässigkeit  sehr  zweifelhaften)  Gewohnheit  auch  diese 
Stellvertreter  eine  zweite  Stimme  führen:  so  folgt  daraus,  dass  eine  standes- 
herrliche Stimme  kaum  je  verloren  gehen  kann,  und  dass  die  mit  denselben 
Beauftragten,  wenn  nmn  nur  will,  alle  im  kräftigsten  Mannesalter  stehen. 

Ein  zweiter  kaum  kleinerer  Nachtluil  aber  ist  es,  dass  die  Arbeitskräfte 
der  Kamnicr  der  Standesherren  durch  das  .fVlier  and  die  Kränklichkeit  eines 
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TlwileB  der  enuduiten  Milfl^ieder  oelir  g^sohwichl  werden.  Jhu  mtt  dteae 
KatefOiie  yon  Mitgliedein  bei  den  wlnriftliclMB  ArMea  hi^MtaUiek  ge- 
redmet  wörden  snm,  bedarf  nicht  erst  der  Erwiteoig.  '  Sie  iiiid  dvoh 
Bildang  ftr  den  Slaaledienet,  durah  Kifthning  und  dirdi  fMnnelle  Oenandl- 
heit  f&r  die  Beferete  der  OomniesioneD  und  Uhr  den,  sehr  heiehnerHchw, 
Dienst  der  Schiiftlührer  vorzugsweise  geeignet  Aaeh  leigl  die  Erfthnng, 
dass  diese  Ffthif^t  m  allen  Zeiten  anerhanat  nnd  bentttit  wotdeo  ist  Wen 
mm  aber  tov  den  10— 18  möglicherweise  vom  EOaige  enjeanbawi  MHgUo 
dorn  9—4  arbeitsonOhig  geworden  sind;  eben  so  viele  wettere jQc  l&iBliar 
oder  Ri^enmgs  -  Commissftre  in  der  Kammer  keine  Zeit  za  ufindisfhfsi  Ar- 
beiten haben  oder  schicklicberweise  nicht  mit  xler  Beiurtheitaiiig  von  Regia-, 
mngsmaassrogoln  beauftragt  werden  können:  so  schmiiit' <Be  jSahl.der  zu 
schriftlichen  Arbeiten  m  Verwendenden  gar  sehr  ziisamihen.  Da  non  ^er 
«loch  gearbeitet  werden  mm< ,  so  entsteht  die  Gefahr ,  dass  die  Aosarbeitspg 
der  Referate  durch  staudesherrliche  Privatdiener  besorgt  werde,  welclw  zn 
diesem  Zwecke  von  ihren  Herren  zum  Landtage  mitgebracht  würden.  Leicht 
ist  aber  einzusehen,  dass  diese  Sitte  verderblich  wäre.    Theils,  weil  der 
angebliche  Referent ,  der  aber  die  Arbeit  nicht  selbst  durchdacht ,  die 
Tbatsacben  nicht  durch  eigenes  Aufsuchen  sich  eingeprägt  hätte,  in  der 
Kommission  und  in  der  Kamincrsitzuug  die  Sache  nicht  mit  Ueberlegenheit 
zu  vertreten  wiisste,  somit  die  lk'M  hliis>e  der  Kammer  leicht  eine  falsche 
Richtung  bekomintn  könnten.    Tlicils,  weil  es  dem  Ansehen  der  Kammer 
der  Standesherren  nur  sciuulen  kOimte.  w«'nn  ein<^  sulelic  Arbeitsvcrtretung  als 
regelmässig  bekannt  würde.  Theil>  endlich,  weil  es  schwerlich  im  allgcnieiuen 
Interesse  läge,  wenn  ständische  (ieschüfte  anstatt  von  den  erfahrensten  mid 
begabtesten  Staatsmännern  von  iltn  Privatdiencni  einer  mit  grossen  Sonder- 
rechten versehenen  und  auf  einem  eigeuthümlicheu  Staudpunkte  steheudun 
Aristokratie  vorbereitet  würden,  '  *  -  '  •  '  •  . 

c)  Selbst  das  Zustandekommen  der  Sitzungen  der  ersten  Kammer  ist 
durch  die  Beschränkujig  der  königlichen  Emennungen  in  Frage  gestellt 
Trotz  dem,  dass  die  Kammer  der  Standesherreu  schon  durch  die  Anwesen- 
heit der  Hälfte  ihrer  Mitglieder  als  vollzählig  gilt,  und  dass,  da  möglicher- 
weise jedes  Mitglied  zwei  Stimmen  führt,  die  übertragenen  Stimmen  aber  bei 
'der  Berechnung  der  Hälfte  auch  gezählt  werden;  mit  anderen  Worten,  trotz 
dem,  dass  die  persönliche  Aavesenheif  von  einem  blossen  Yiertheile  der. 
steimtlMien  iDunmermitglieder  die  Haltung  einer  aUiang  gestattet:  ist^ 
doeh  schon,  vorgekommen,  nicht  nnr  dass  Isinieine  Bittengea  nidit  gehattei 
fpsrdäi  koimteB,  sondem  sogar,  dasä  aail  Mangel  an  ersdieineoden  Mili^ 
derh  die  erste  Kammer  äaf  gaä»J4Uidiagen  eioli  nicit  sn  eoMlftahnB  ver- 
mochte. Non  wird  freilidi,  Je  nach  den  jrtaatUehea  Gesaouqtaasiditen  vaSL  * 
^IVtoschen  des  Benrthdlers»  die  ROckflhrung  eines  „Landtages  wf  Ebii; 
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Kammer  einen  sehr  verschiedenen  Grad  von  Bedauern  crrei^en:  allein  ob- 
jektiv kann  doch  ein  solcher  Zustand  keine  Billigung  verdienen.    Die  Ver- 
iassang  will  nun  einmal  zwei  Kanuncrn;  auch  liisst  sich  nicht  läugnen,  da^s 
die  Kammer  der  Staudesherren  schon  sehr  gute  Dienste  geleistet  hat ,  wo  - 
tlie  Kammer  der  Abgeordneten  das  rechte  Maass  verloren  hatte. 

d)  Es  ist  oben  bereits  bemerkt  worden,  dass  die  Verleihung  eines  erb- 
lichen Sitzes  in  der  ersten  Kammer  die  mögliche  Zahl  der  Ernennungen 
auf  Lebenslang  für  alle  Zeiten  vermindert ,  indem  (he  beiden  Arten  von 
königlichen  Ernennungen  zusammen  ein  Drittheil  der  übrigen  Mitglieder 
nicht  überschreiten  dürfen.  Es  ist  unter  diesen  Umstünden  allerdings  zu 
vermuthen,  dass  die  Zahl  der  erblichen  Stinunühertraguugen  nicht  sehr 
rasch  steigen  winl,  indem  es  oflfenbar  für  die  U«'gierung  in  mehrfacher  Be- 
ziehung weit  vortheilhafler  ist,  ihren  vertrautesten  und  bedeutendsten  Dienern 
einen  Sitz  in  der  Kammer  anzuweisen,  als  einen  solchen  ein  für  allemal  zu 
vergeben ,  wo  denn  doch  nur  in  der  ersten  Generation  die  Gewissheit  einer 
Uebereinstiranmng  mit  der  Regierung  besteht,  bei  den  Nachkonmien  aber  sich 
die  Sache  ganz  anders  gestalten  mag.  Allein  die  Möglichkeit,  ja  die  Wahr- 
scheinlichkeit, einer  allmähligen  Vermehrung  der  erblichen  Sitze  kann  nicht 
gelSngnct  werden.  Wenn  jeder  Regent  auch  nur  Eine  solche  Stimme  ver- 
giebt,  so  wird  diess  allmfihlig  von  Bedeutung.  Hiemit  aber  würde  sich  die 
Zahl  der  Ichenslünglicheu  Mitglieder  immer  mehr  vermindi-rn ,  am  Ende 
vielleicht  das  ganze  Recht  aufhören.  Sind  nun  aber  die  obenstchenden  Be- 
merkungen über  den  staatlichen  Geist  der  standesherrlichen  Mitglieder  nicht 
unbegründet,  so  ist  auch  damit  angedeutet,  welche  bedeutende  Nachtheile 
eine  solche  Zusammensetzung  der  Kammer  haben  müsste.  Hierbei  sei  na- 
mentlich an  eine  Beziehung  erinnert ,  welche  bei  dem  Abschlüsse  der  Ver- 
fassungsurkunde ganz  übei-schen  worden  zn  sein  scheint.  Das  Grundgesetz 
hat  nämlich,  und  wohl  iu  der  Hauptsache  mit  Recht,  die  Befugnisse  eines 
Reichsverwesers  da  zu  beschrftnken  versucht,  wo  dieselben  zu  einem  Über 
die  Zeit  seiner  Vorzeit  hinausgehenden  Nachtheile  für  König  und  Staat  miss- 
braneht  werden  könnten.  Unter  diesen  Beschränkungen  ist  nun  aber  eine 
die  Ernennung  von  erblichen  Mitgliedern  der  ersten  Kanuner  betreffende 
nicht  aufgeführt.  P>ine  Unmöglichkeit  ist  es  somit  nicht,  dass  hierin  einmal 
anter  einer  Reichsverwesung  eine  Verschwendung  eintrete;  das  angerichtete  ' 
Uebel  aber  könnte  auf  keine  W'eise  wieder  gut  gemacht  werden ,  selbst  wenn 
das  Emeunungsrecht  lebenslänglicher  Mitglieder  dadurch  für  immer  ver- 
nichtet wäre. 

Durch  die  vorstehenden  Erörterungen  ist  wohl  der  Beweis  geliefert, 
dass  die  verfa^^sungsmässige  Beschränkung  des  Rechtes  der  Krone,  erbliche 
->Dtglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernennen,  manchfache  und  bedeutende 
Missstandc  zur  Folge,  und  eine  gutgemeinte,  aber  nicht  genugsam  musich- 
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tige  PftUtik,  M  selbst  enl^egeii  g^tendfllt  liat.  l]^Dd  sehr  8chwadi.«lctt 
der  Trost,  dmss  dudi  diese  messtlEde  wigstens .  da  iiabedingtBS 
gewiebt  der  Begienng  in  der  .  ersten  Eammer,  damit  aber  die  möglicbe 
Lttmioiig  aller  stftndiscben  Wirkong,  abgeHwifl  sei.  Dem  ist  allerdiiigs 
so;  nnd  es  mag  auch  gat  ivirken  in  Fällen,  in  welchen  die  Mehrhdi  der  . 
"Kanmer  der  Standesberm  gemeinschaftliche  Saehe  macht  mit  der  Kammer 
der  Abgeordneten  ziir  Aufstellung  einer  Forderung  oder  eines  Grundsatzes 
gegenObor  von  der  Regierung,  welche  diese  lieber  schon  in  der  Ständever- 
Sammlung  selbst  beseitigt,  als  zur  Anwendung  des  königlichen  Vetos  ge- 
langend sähe.  Allein  es  ist  wohl  zu  bedenken ,  dass  erfahningsgemäss  die 
F&Uew^t  bftofiger  sind,  in  welchen  eine  von  der  Regierung  und  der  zweiten 
Kammer  gemeinschaftlich  gewünschte  Maassregel  an  der  staudcsheiTlichen 
Mehrheit  der  ersten  Kammer  ein  unüberwindliches  Hiuderniss  tindet,  und 
dass  also  der  Nachtheil  dos  Zustandes  für  die  allgemeinen  staatlichen  und 
staatsbtlrgerlichen  Interessen  entschieden  grösser  ist .  als  sein  Nutzen.  Ein- 
mal nämlich  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  wird  auch  durch  die  Erfahrung 
bewiesen,  dasß  in  der  Kegel  die  Slaiulcsherren  nuch  mehr  fast,  als  die  Re- 
gierung selbst,  Beschlüssen  der  Abgeordneten  ahgcmigt  sind,  welche  iu 
Erweiterung  der  Volksrcclite  zu  weit  gehen  iiiochtcn.  Von  einem  aus  der 
Unabhängigkeit  der  Standesherren  zu  ziehendeu  Yortlicile  in  dieser  ^cbtODg 
ist  gar  keine  Rede.  '  "  "  " 

Natürlich  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  denn  kein  Hülfsniittel  g^eu  das 
üebel  zu  rinden  sei?  '  '  ■  " 

So  ferne  es  sich  von  einet  poritiven  organischen  Einricbtmig  handelt, 
•  ist  die  Hoffnung  sicherlich  eine  geringe.  Eine  Einrichtung  dieser  Art  wÄre 
nur  durch  eine  Abänderung  der  Verfassung  zu  Stande  zn  bringen.  Geg^ 
eine  solche  sprechen  non  aber  nidit  nur  gewichtige  allgemeine  Grttade;  son- 
dern es  würde  namenllidi'mGli  eine  Aasdebnnng  des  königlichen  EraeBDungs- 
rechtes,  also  das  eimige  unter  .den  voriiegend^  Umsttoden  aosNidieiide 
Htifmittel,  di^  ZnstiniBiiiig  der  Stftnde  kram  je  erüalleib^  SoOle  niq^ 
üe  Enveitenrng  des  kAniglicben  Rechtes  in  einer  Venaelirang  der  lebeiis- 
Ungli&he'ii  Hitgfieder  be8tslMn^,  so  ii«ide&  die  SfandofdiMB  dnch  eise 
EiBwiUiguig  geraden  eiaea  staaUidieii  SdMnord  begeben',  dea  keiiiTer- 
etftndiger.TiHi  ümeD  erwattea  irird.  Dnd  kOobet  swsifiBihaft  dftrfte  es  -selbst, 
sein,  ob  die  Kanuier  der  ik^eoidMteii  eine  solidie  Behensebang  der  erslsn 
KauBier  dareb  die  Begiefimg  billigte,  aad  iwar  mit  der  aar  Yotnabaie  eiaer 
Ver&senagslBderang  erforderlichen  Hdvcbeit  tob'  zwei  Drittbeüea  der  Sil»-, 
inen.  Selbst  aber  wenn,  die  Abladenmg  ancb  aar  dahin.geben  aoUte,  dass 
die  fOB  Kfiaiee  erbliob  ernaantea  lOtgli«^  aicM  ia  die  ven  ibm  n  be- 
setseade  ZaU  «iageiretiitoet  wiir^  wire  geriage  Aos^ebt  aaf  DarciisetnBg 
dpaFlanee.  wmiaa  aash^etwa  bietgegen  die  Staadeiherrea  iroaiger  eiaat- 


"wenden  hal)oii ,  so  stünde  sichir  »  int'  Wt-igorung  der  zweiten  Kammer  in 
Aassicht ,  indem  diese  in  jeder  Vorniehning  der  Stimmenzahl  in  der  er'^ten 
Kammer  eine  Bedrohung  ihres  Rrclites  und  i-juHusscs  für  (iif  Fülle  einer 
Durcbzählung  der  Stimmen  sowie  hei  gemeinschaftlichen  Wahlen  sehen  nmss. 

Es  kann  sich  also  nur  davon  handeln,  ob  nicht  der  bestehende  Uebel- 
sind  iradgttaur  M  »eil t r a Ii B i r e n  ist ? 

'  Anpser  Frage  stellt  nohl,  aas  mefafr  als  Einem  Grunde,  eine  Gewinnung 
der  erforderHehen  Annlil  vm  Btaadesfceneii  Ifer  ta  Willen  der  Regiernng; 
ebenao  eine  Einsdillchtenuig  denetben,  ni  irMeber  et  «berdieee  an  JiiltelB 
glitte.  Dach  ein  freiwiDiees  Nicbteioti^etai  stinBllieber  Primen  md  tooi 
SOoige  fimaanten  ist  eine  Beschlnssnnftliigkeit  der  Eamaer  aieht  m  iar- 
ttakHi  dft  dÜB  fer&aeangsmässig  nOthi«e  StimnidAl  duHdi  die  Standeahemn 
dfidn  gestellt  wird.  Uebeidless  vUide  eine  solche  tlmtelelilieHa  Boeeitiguy 
dw  enlMi  .Sanmer  das  Ziel  freit  flbersdiieseen  md  den  gaMn  YortlMil, 
«MeB  man  Bieli  von  dem  Zweikammersystene  Ter^rieht,  ^renioiiten.  Da- 
yrtm  wSOA  m  reden,  dass  <^  Zweifel  die  In  Frage  stehendett  Mitglieder  an 
iBipieii  «defatti,  in  mancfcfacher  Besiehang  aekr  mifelhalten»  Schritte  nelvt 
Iii  Itowegen  wiren.  —  Somit  ateht  kanm  eiA  anderer  Wegoffei,  als  ein  fottee 
«nd  qrttematliohee  gegenseitige*  AaaebUeeeen  der  Be^erttg  i9d  dar  Kaai- 
mk  der  Abgeordneten  MmdeMlieli  aller  ivnlucimft  fidkathO^hen,  d.  h.  die  ' 
AdiNldBg  der  TerflMraqg  ftrdemder  vnd  Sonderinteressen  bekAmpionder, 
IbassregclD.  Ein  bestimmtes  und  kräftigea,  dnreii  kein  MissgUleken  elitr- 
ma^gbares  oder  zu  ennttdendcs  Beharren  auf  solchen  Gesetzesentwftrfen 
niuss  am  Ende  den  Sieg  davontragen,  namentlich  wenn  der  freien  Erörterung 
der  Gnmdsgtze  und  der  Hioderängsni^hen  nnch  ausserhalb  der  Stindaver- 
^amtnlung  gcuttgendcr  Raum  gegeben  wird.  Der  Weg  ist  freilich  ein  üingsamer 
und  wenig  erfreulicher;  dass  er  aber  zum  Ziele  führt,  beweist  das  Beispiel 
von  England ,  wo  auf  völlig  gesetzliche  Art  den ,  wahrhch  noch  ganz  anders 
festgestellten,  Sonderinteressen  und  Parteiansichten  der  Mehrzahl  des  Ober- 

vkauses  blos  durch  Beharrlichkeit  und  Öffentliche  Meinung  allmählig  so  Grosses 
abgerungen  worden  ist.  Das  Gefühl  der  Vereinzelung  und  des  Unterliegens 
im  Kamftfe  der  Giilnde  führt  nothwen<lig  zum  Misstraucn  in  sieh  selbst,  zum 

.Schwanken  und  endlich  zum  Nachgehen.  Freilieh  ist,  diess  nmss  eingeräumt 
werden,  ein  solches  Verfahren  ?eh>\ierig,  und  es  kann  nieht  durchgeführt 
werden,  wenu  nicht  einer  Seits  die  Regierung  aufrichtig  und  freisinnig  nur 

•'gemeinnfltzlichc  Vorscliläge  macht,  und  sie  nicht  anderer  Seits  durch  die 

\|*dgerichtigkeit,  das  Yeriraaeu  und  die  Einsicht  des  Volkes  unterstützt  wird. 

8.  VtkS  System  der  Wahlen  fflr  die  aweite  Kammer. 

Das  von  der  württembergischen  Verfassungsurkunde  festgestellte  S)slem 
ftti*  die  Walilcu  der  Mitglieder  der    citcu  Eauimcr  i^t  im  Wesentlichen  Folgendes; 
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Dil'  Passiv- Wahlfähigkeit  ist  sehr  wenigen  Beschr&iücatigen  oitaritaf fn, 
und  mar  nur  hinsichtlich  des  Alters,  des  Leamimirt  vnd  4er  ydntMktb^ 
liehen  Unabhängigkeit  des  GaDdUatOL  TermOgensbeifciilimungcn  MMMitBcii 
sind  &st  keine  gegeben;  imeh  ist' BeiralmQug  des  WaMbeiifks  sieht -geior^ 
dert  Damit  das  Amt  nidit  n  ungebahrUdma  Eiaflnsse  atiBslmaiidit  Haida, 
darf  ein  iraH&clier  oder  geistlidier  Beaiatar  nidkl  ia  s^en  aamlilftshaiirlw 
g»wlUt  Heidan;  aar  Qeaieiada-  aad  KOrparsolialls-BaaBile  slad  latsterer 
BescIirliilniBg  aicht  OBtenvorilMi. 

Eben  so  aasgedehnt  in  ihrer  Art  ist  die  Adi»  -  Wahlfiliigkait.  Zwar 
ist  aicht  geradesa  aBgemeiaefl  Stjaimradit  gegd»eo,  and  das  YenaSgen  wird 
nidit  gans  aasser  Beachtaag  gdassen;  aiMa  die  Besdirlalnmgen  sind  in 
der  That  aiOgUchst  gering.  Je  aaf  sieben  Bfliger  (elwa  anf  36  Menachsa) 
homait  1^  WaUmana;  von  dssr  Oesaauatbeit  dar  anf  dae  Geminde  Csl- 
lenden  WaMmlnner  aber  sind  die  ersten  beiden  DrittbeilO  die  im  letstaa 
Jabi«  mit  ^Krekten  Abgaben  am  höchsten  Besteaertcn  des  Ortes,  das  lallte 
Dritthea  wird  m  den  sftaimtHeben  flbrigen«  Btrgtom  jifer  Gemeinde  frei  aas 
Denen  gewfihlt«  welehe  irgend  eine,  wenn  auch  noch  so  kleine,  direkte 
Bteaer  - bezahlen.  Ein  Unterschied  zwischen  den  Stidten  aad  dem  flachen 
Lande  besteht' aiebft,  sondern  alle  Wahlmftnner  eines  Öberamtsbezirkes  ba- 
bea'geiaeiaschaftlioh  zn  w^lhlen;  die  einzige  Ausnahme  niadien  sieben  der 
grösseren  Stfldte,  welchen  je  ein  einziger  Abgeordneter  zogeUidlt  ist,  wo- 
gegen sie  an  der  Wahl  ihres  Bezirkes  keinen  Antheil  nelunen. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  ist  im  Verhältnisse  zur  Grösse  des 
Staates  zahlreich  besetzt.  Ausser  23  Mitgliedern,  welche  mehr  als  die  Stell- 
vertreter von  Sonderinteressen  anzusehen  sind,  (nämlich  13  Abgeordneten 
des  ritterschaftlichen  Adels,  6  protestantischen,  3  katholischen  Geistlichen 
und  dem  Kanzler  der  Univei-sität  Tübingen,)  sowie  den  eben  genannten  7 
Abgeordneten  von  Städten,  hat  nftmlich  jedes  der  f)3  Oberimter  seinen 
Ifann  zn  stellen. 

Endlich  entliiilt  die  Vcrfassungsnrknnde  eine  Reihe  bis  in  die  Einzeln- 
heiten heruntersteigender  Vorschriften  über  das  formelle  Verfahren  bei  V  or- 
nahnie  der  Wahlen,  so  dass  nicht  nur  der  Willkühr  der  Regierung,  sondern 
.selbst  der  Gesetzgebung  sehr  enge  Schranken  gesetzt  sind. 

'  Gar  leicht  mag  dieses  W^ahlsysteni  nuf  den  ersten  Blick  Beifall  finden. 
Es  ist  liberal  in  diin  gewöbnlicben  Sinne  des  Wortes;  bei  weitem  liberaler 
als  die  allermeisten  deutschen  und  ausserdcutschen  Verfassungen.  Seine ' 
offenbare  Absicht  ist,  dem  wirklichen  Ausdnicke  des  Volkswillens  gesetzlich- 
freien  Spielraum  zn  lassen,  wcsshalb  es  denn  namentlich  die  Bestellung 
mögUchst  vieler  Walihuünner,  deren  Vertheilung  lediglich  nach  der  Kopf- 
zahl der  Bevölkerung  in  den  einzelneu  Gemeinden,  endlich  statt  oller  wei- 
teren Vcnnögensbcdiu^ungcu  nur  die  Bezahlung  irgend  einer  direkten  Steuer 
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vorschreibt.  Es  will  die  Beamten  zwar  nicht  ausschliesseu ,  allein  sie  sollen 
nur  aus  freier,  ungezwungener  Ueberzeuguug  gewählt  werden  können.  Es 
hat  nach  allen  Seiten  bin  genau  vorgeschrieben,  wie  dor  Abgeordnete  dem 
Gesetze  gemäss  zu  wählen  sei. 

Dennoch  hat  eine  vierzigjährige  Erfahrung  allniäblig  eine  beträchtliche 
Anzahl  von  verfehlten  Bestimmungen  an's  Licht  treten  lassen,  deren  Folgen 
zum  Theile  nichts  weniger  als  erfreulich  sind.  Und  zwar  ist  es  vor  Allem 
gerade  der  Liberalismus  der  Walilbestimmungen ,  welcher  Nachtheile 
erzengt.  Die  der  Allgemeinheit  der  Bürger  allzu  freigebig  eingeräumten 
Rechte  treten  den  Aeusserungcn  oiues  verständigen  staatlichen  Willens  häutig 
entgegen,  und  namentlich  tindeu  gar  nicht  selten  tief  stehende  Sonderinte- 
ressen bei  der  Menge  der  Berechtigten  Unterstützung.  —  Die  nach<;tchenden 
Erörterungen  mögen  diese  Behauptung  erwahren. 

a)  Nicht  gering  sind  die  geistigen  Eigcnscliaften,  welche  ein  tüchtiges 
StUndemitglied  besitzen  muss.  Nur  wenn  Einsicht,  Kenntnisse  und  Erfah- 
rung, sowie  Gesinnung  vereinigt  sind,  wird  er  seine  Stimme  ehrlich  und 
richtig  abgeben;  zur  Leitung  der  Angelegenheiten  gehören  noch  weitere 
und  zwar  eben  nicht  häufig  zu  findende  Gaben.  Niemand  aber  wird  läugnen 
wollen,  dass  Wahlen  dieser  Art  nur  daiui  zu  ei*warten  sind,  wenn  auch  die 
Wähler  guten  Willen,  Einsicht  und  Unabhängigkeit  besitzen.  Eine  der 
wesentlichsten  Aufgaben  eines  Wahlgesetzes  in  der  constitutionellen  Monarchie 
ist  es  desshalb ,  das  aktive  Wahlrecht  so  zu  ordnen ,  dass  wenigstens  die 
Wahrscheinlichkeit  des  Vorhand«  iiseins  jener  Eigenschaften  bei  den  Wahl- 
berechtigten besteht.  Daher  die  vielfach  vorkommenden  Vorschriften  Über 
Vermögen,  Amt,  Bildung  der  Wähler,  über  mehrere  Wahlstufen  u.  s.  w.  — 
Von  diesen  Rücksichten  ist  nun  aber  das  württenibergische  Wahlsystem 
nicht  ausgegangen,  und  es  ist  von  Maassregeln  zur  Erzielung  wahrscheinlich 
brauchbarer  und  von  der  Ausschüessung  nicht  zuverlässiger  Wahlmänner 
kaum  die  Rede.  Höchstens  ist  hierher  die  Bestimmung  zu  rechnen,  dass 
jeder  Wähler  irgend  eine  direkte  Steuer  zu  entrichten  hat,  und  auch  diese 
Vorschrift  ist  nur  schOchteni  und  unvollständig  gegeben,  und  daher  in  der 
Hauptsache  unwirksam.  Die  anderweitigen  Vorschriften  gar,  namentlich  die 
Bestellung  einer  möghchst  ^grossen  Anzahl  von  Wahlmäimern ,  sowie  deren 
Vertheilung  nach  der  Einwohnerzahl  der  Gemeinden ,  smd  sogar  entschieden 
schädlich.    Den  Ursachen  entspricht  denn  nun  aber  auch  die  Wirkung. 

Es  wurde  behauptet,  dass  die  in  der  Vorschrift  einer  Steuerzahlung 
liegende  Berücksichtigung  des  Vermögens  nur  unvollständig  wirke.  Diese 
Bestimmung  kann  nur  die  Aussohliessmjg  ganz  Unvermögender  und  einen 
vorwiegenden  Einfluss  der  Wohlhabenderen  bei  den  Wahlen  bezwecken; 
dieses  aber  ohne  Zweifel  desswegen ,  weil  bei  Besitzenden  mehr  guter  Wille 
und  Einsicht  vorausgesetzt  wird ,  als  bei  Vroktarieru.    Ueber  die  Richtigkeit 
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des  Grcdankens  an  sich  mag  man  vielleicht  streiten ;  allein  wenn  ihn 
das  Grandgesetz  einmal  hat,  so  sollt«  er  auch  durchgeföhrt  werden.  Hier 
muss  man  nun  aber  einräumen ,  dass  die  besondere  Formulirung  den  Zweck 
nicht  eiTeicheu  lässt,  und  zwar  aus  einom  dreifachen  Grunde.  Einmal  sind 
die  positiven  Bostiiuinungen  von  der  Art ,  dass  sie  die  Thatsache  der  Wohl- 
habenheit auf  keine  Weise  sicher  nachweisen,  da  ja  nicht  etwa  der  BesiU 
eines  bestinmiten  grössern  Vermögens,  sondern  schon  die  Bezahlung  irgend 
einer,  auch  noch  so  geringen,  direkten  Steuer  die  aktive  Wahlberechtigung 
verleiht.  Selbst  bei  den  llöchstbcsteuerten ,  welche  die  zwei  ersten  Drittbeile 
der  Wahlmüuncr  bilden,  ist  das  Vorhandensein  auch  nur  irgend  eines  Ver- 
mögens Icdiglicli  nicht  gewiss,  inden>  etwaige  Schulden  nicht  abge^fogen  wer- 
den; und  jeden  Falles  kann  dasselbe  oder  das  besteuerte  Gewerbe  ein  sehr 
geringes  sein,  da  selbst  in  bedeutenderen  Stfldten  die  letzten  dieser  Höchst- 
besteuerten oft  nur  wenige  Gulden  zu  entrichten  haben.  Zweitens  schliesst 
die  Beschränkung  der  Wahlrechts-Bedingung  auf  die  ordentliche  direkte 
Steuer  gerade  den  wohlhabendsten  Theil  der  Bevölkerung  aus,  weil  die 
Kapital-  und  die  Besoldungs-  (Einkommens-)  Steuer,  als  eine  sog.  ausser- 
ordentliche, nicht  berechtigt.  Während  also  z.  D.  der  Besitzer  von 
Hunderttausenden  von  rentirenden  Kapitalen  nicht  wahlberechtigt  ist,  kann 
sein  Nachbar  von  einigen  Morgen  Landes,  welche  er  aber  jenem  durchaus 
schuldet ,  unter  die  Höchstbestenerten  des  Ortes  gehören ;  oder  wälirend  ein 
Schuster  mit  6 — 6  Gulden  noch  Höchstbesteuerter  sein  kann,  hat  sein  Arzt 
oder  sein  Advokat  mit  einem  hoch  versteuerten  Einkommen  von  Tausenden 
kein  Recht.  Drittens  endlich  wird  ein  vorzugsweiser  Einflnss  des  Vermögens 
und  seiner  Folgen  auch  noch  dadurch  beeinträchtigt ,  dass  die  Höchstbe- 
steuerten gemeindeweise,  nicht  nach  dem  ganzen  Oberamte  bezeichnet  wer- 
den. So  kommt  es  denn,  dass  von  den  ärmeren  Gemeinden  auch  wii-klich 
arme  Leute  als  Höchstbesteuerte  gesendet  werden ,  während  in  reichen  Ort- 
schaften desselben  Bezirkes  weit  Wohlhabendere  ausgeschlossen  bleiben.  Nun 
aber  kann  das  Vermögen  als  staatsbtlrgcrliche  Wahleigenschaft  offenbar  nur 
eine  Bedeutung  haben,  wenn  es  absolut  ansehnlich  ist,  nicht  aber,  wenn 
es  sich  mir  nach  der  örtlichen  Beschaffenheit  noch  relativ  auszeichnet.  Von 
einer  Sicherstellung  der  wünsch enswerthen  geistigen  und  sittUcheu  Eigen- 
schaften der  Wähler  durch  die  Vcrmögensbesümmungeu  des  aktiven  Wahl- 
rechtes kaim  somit  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Es  ist  aber  oben  auch  noch  behauptet ,  -dass  die  beiden  anderen  Rich- 
tangen  des  Wahlsystcmcs ,  nämlich  die  Bestellung  einer  möglichst  grossen 
Anzahl  von  Wahlmännern  und  ihre  Vertheilung  nach  der  Kopfeahl ,  geradezu 
nachtheilig  auf  Einsicht  und  Unabhängigkeit  der  Wähler  wirken.»  Der 
Beweis  ist  nachstehender:  —  Was  die  grosse  Zahl  betrifft,  so  ist  zwar 
ftllerding-«;  richtig,  dass  dieselbe  Bestechungen  erschwert  ;  allein  dieser  VortheU 
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■  wird  weit  übenvogen  •  durch  die  geringe  geistige  Beföliiguiig  eines  grossen 
Theiles  der  Wahlmäimer.    Ein  jedes  der  63  Oberärater  hat  zwischen  tiOO 
und  800  Wahlmänner  zu  stellen.    Woher  soll  unter  einer  Bevölkerung  von 
i  nicht  30,0()0  Einwohnern,  von  denen  vjelh'icht  nur  einige  Tausende  ein 
kleines  I>and.städtch(n ,  (he  anderen  alle  das  Hache  Land  bewohnen,  eine 
so  grosse  Anzahl  von  einsichtsvollen,  um  öffenthche  Dinge  bekümmerten 
Mfinnern  kommen?  Nothwendig  also  reicht  das  Wahlrecht  in  eine  sehr  tief 
stehende  Schichte  der  Bildung  herunter.    Der  aber  würde  den  Menschen 
wenig  kennen,  welcher  glaubte,  die  gei^^lig  Unfähigen  werden  sich  immer 
durch  die  in  ihrer  Mitte  etwa  betindliehen  Tüchtigen  heben  und  leiten  las- 
sen. Gar  hüutig  fallen  jene  ganz  anderen  Kiuilüssen  als  denen  des  staatlichen 
Verstandes  und  der  Vaterlandsliebe  anheim,  und  die  Höherstehenden  und 
zu  eigenem  ürtheile  Befähigten  sind  in  unmüchtiger  Minderzahl.  Diess  aber 
ist  um  so  gewisser  der  Fall,  als  der  Grundsatz  der  Vertheilung  nach  der 
Seeienzahl  in  jeder  einzelnen  Gemeinde  nothwendig  in  vielen  Fällen  selbst 
noch  unt€'r  den  Durchschnitt  des  geistigen  Bestandes  des  Oberamtes  her- 
unterdrückt.   Würden  nämlich  die  llöchstbcsteuerten  aus  dem  ganzen  Ober- 
amte genommen,  und  wäre  el>en  so  das  gewählte  Drittheil  oluie  Unterschied 
der  Gemeinden  aus  dem  ganzen  Bezirke  und  von  dem  ganzen  Bezirke  aus- 
zuscheiden, so  hätte  man  in  der  That  einer  Scits  die  sänmitlicb  Wohl- 
habenderen, (soweit  das  Gesetz  überhaupt  diese  zu  finden  weiss,)  somit 
nach  der  Annalime  die  gebildetsten  und  theihiehmendsten  Bürger;  auf  der 
anderen  Seite  würden  wohl  auch  die  Drittheils  -  Wahlen  auf  Solche  fallen, 
welche  wenigstens  irgendwie  sich  bemerklich  gemacht  hätten.    Allein  da 
nun  jede  einzelne  Gemeinde  ihr  Contingeut  von  Wahlmänucrn  zu  stellen 
hat,  so  muss  es  sich  in  armen  und  verwahrlosten  Ortschaften  begeben,  dass 
unter  die  Höchstbesteuert4}u  sehr  Unvenuögliche,  unter  die  Gewählten  ganz 
Untaugliche  kommen.    Eine  der  übervölkerten  Bettlcrkolouieen  wirft  am 
Wahltage  ein  grösseres  Gewicht  in  die  Wagschaale,  als  eine  aus  lauter 
stattlichen  Ilofbauern  bestehende  Gemeinde.  —  Es  ist  wohl  kaum  noth- 
wendig, die  Folgen  dieser  Bestimnmugen  und  ihrer  Wechselwirkung  erst 
noch  ausdrückhch  auszusprechen.    Jedem  muss  einleuchten,  und  die  Er- 
fahrung hat  es  auch  schon  reichlich  bestätigt ,  dass  unter  diesen  Umständen 
geradt^  die  Intelligenz  und  die  höhere  staatsmännische  Bildung  nur  geringe 
Hoffjmng  auf  Sieg  bei  den  Wahlen  haben,  wenn  sie  nicht  zufällig  durch 
einen  Parteieinfluss  oder  durch  Begünstigung  der  Regierung  getragen  wer- 
den, oder  etwa  örtlicher  und  FamiUeneinfluss  sich  damit  verbindet.  Höch- 
stens sind  CS  die  grösseren  Städte,  deren  Wähler  auf  einem  höheren 
Standpunkte  Bclbst  stehen  und  somit  einen  solchen  auch  bei  Anderen  be- 
greifen.  In  diesen  Städten  ist  denn  aber  auf  der  andern  Seite  wieder  oft 
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PMrtdgeifit  AbennAcbtig.  Und  mr  noUe  bm.  wdil  büMrtei  düi. 
die  geringeren  AoieiGhten  ftr  die  IntelUgens  sidi  nidit  etmi  ur  neok  einer 
beetinmten  Bicbtang  hin  fthniMr  rauhen.  Die  geistig.  hMme  Stdlng  ak 
Boldie  ist  ^  NachtbeUe;  und  es  ist  sonüt  iFOilfg  gieichgaitfg;i4»M.i^ 
einzelnen  Falle  der  Mann  voranssichtlich  anf  Seite  der  B^gieitaig-ttdaBvMjr 
die  der  Yottsrechle  gesteUt  Uttle.  Beide  IMchtongen  leiden  ebenmfissig. 

h)  Die  wlIrttembcrgischeKanimißr  der  Abgeordneten  ist  ?erfaältulssmässig 
sehr  sahireich.  Es  kommt  etwa  auf  je  18,000  Einwohner  1  Mftgijed  4m 
Kammer,  ein  Verbflltniss,  wie  es  kaum  in  irgend  einem  andern  grösseren 
oder  mittleren  Staate  vorkömmt.  Ganz  unzweifelhaft  liegt  auch  hier  e|na 
bestgemeinte  Berücksichtigunj,'  d<  r  Kcehte  und  der  Wünsche  des  Volkes  in 
Grunde.  Es  sollte  dasselbe  <liu  (  h  eine  /ahlreichc  und  dadurch  Eindrock 
muehendere  and  weniger  bearbeitbare  Versanmdung  vertreten  sein;  dem 
]«Iinflnssc  der  aristokratischen  und  anderen  ßondcrinteressen  wollte  ein  ent- 
schiedenes Ucbergewicbt  der  Zahl  entgegengesetzt,  einer  möglichst  gros-^^en 
Anzahl  von  Staatsbürgern  zu  dem  Rechte  und  zur  Ehre  der  Abordnung  ver- 
holfen  werden.  Leider  scblfigt  aber  auch  .hier  die  Sa^  dem  Ecfolga  MMb. 
in  das  Gegentheil  um. 

Schon  an  sieh  ist  es  sehr  zu  bezweifeln,  ob  sich  in  einem  Staate  von 
der  Grösse  Württembergs  immer  so  viele  nach  Kopf,  Herz  und  Kenntnissen 
zu  Abgeordneten  völlig  taugliche  Männer  finden.  Es  kömmt  hier  freilieh 
sehr  darauf  an ,  welcherlei  Forderungen  man  stellt.  Begnügt  man  .sieh  mit 
einigen  wenigen  Si>reeliern  und  Leitern  der  verschiedenen  Parteien ,  neben 
oder  viehnehr  unter  ihnen  aber  mit  einer  Anzahl  von  gewOlmüchen  Mimuern : 
so  hat  es  freilich  keinen  Anstand,  auch  in  Württemberg  die  geforderte  Zahl, 
und  selbst  eine  noch  weit  grössere,  zusammenzubringen.  Verlangt  man  da- 
gegen aber,  dass  jeder  Abgeordnete  ein  Mann  sei,  welcher  mit  selbstständigem 
Ürtheile  die  höchsten  Angelegenheiten  des  Vaterlandes  aufzufassen  und  mit 
erprobter  l'liichttreue  seiner  Ueber^eugung  zu  folgen  vennöge;  fürchtet  man 
sich  vor  beherrschenden  Stimmfuhrem ,  welchen  eine  blind  ergebne  Schaar 
.nitinllih  lad  willenloser  Ahhäoger  folgt ,  in  so  ferne  alsdann  nicht  Umsicht, 
sondeni  Einseitigkeit,  nickt  Yaierlandsliebe,  sondern  Parteigeist  «a  erwarten 
flteht;-ist  man  nicht  duiit  sofriediBo,  wenn  sieh  nar-am  £nde  'eiae.StiBHMfe- 
nehrheit  ftr  kgend  eine  Aniidit  ansspricht,  sondem  wrlangt-iDan,  dan  daa 
Wahre  md  Beefate  siege  nd  wr  .«brUidM  Bnsiflht  entaeMdt:  diiui  wird 
nan  n  dem  Satse  gelangen,  daes  eine  kleinere,  aber  amgewiUttte  AnaU 
v<m  VpOavertietjBrn  bd  iraifeem  wttn^^  Und  dammM  ««h  • 

die  Zahl  der  MÜglieder  der  sweiten  Kammer  in  WtEttemberg  als  m  gme 
benrtbettt  werden.  Zorn  Beweise  der  Biofati^mik  dieitir  Aiei^  aber  darf 
•man  sioliiMif  die EtUumag  ven  jelst 40  Jahren  benfai,  in  weldm  woU 
ittch  aOgonelnem  UrtheiU»  die  Kammer  der  Abgeordneten  eine  grössiiHeive 
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von  unbedeutenden  Männern  enthielt,  bei  solcher  Zusammensetzung  aber  auch 
liäuüg  hinter  ihrer  Aufgabe  zurtickblieb. 

Eine  weitere  Folge  der  grossen  Mitgliederzahl  ist  denn  auch  die  Kleiu- 
beit  der  Wahlbezirke,  Jedes  Oberamt  hat  seinen  Abgeordneten  zu 
wählen.  Allerdings  beschränkt  die  Vcrfassungsurkunde  die  Wühler  in  ihren 
Krnennungen  nicht  auf  den  Bezirk:  allein  die  Beschrünkthcit  des  Raumes 
uinl  die  Begrenzung  gerade  auf  ein  Oberaiiit  hat  doch  sehr  merkliche  Nacli- 
theile.  Vorerst  wird  auch  solchen  Männern  die  Möglichkeit  einer  erfolg- 
reichen Bewerbung  eröffnet,  \Yelche  nur  in  dem  nüchsten  Uuikreise  bekannt 
sind ,  mul  nimmermehr  mich  nur  in  einer  Entfernung  von  einigen  Stunden 
Eine  Stimme  erhalten  würden.  Nun  aber  wii-d  wohl  nicht  bestritten  werden 
wollen,  dass  ein  solcher  rein  örtlicher  KinHuss,  gegründet  auf  eine  zahlreiche 
Verwandtschaft,  ein  kleines  Aemtchen,  ein  für  den  Ort  bedeutendes  Gewerbe 
u.  s.  w.,  auch  nicht  die  geringste  Bürgschaft  einer  Brauchbarkeit  für  eine 
Ständeversamnilung  gewahrt.  Es  liesso  sich  ohne  Paradoxie  der  Satz  auf- 
stellen, dass  diejenige  Stiindeversamnduug  die  beste  zu  sein  verspräche, 
deren  Mitglieder  nicht  in  der  nächsten  üiihe  ihres  Wohnortes  gewählt  sein 
dürfen.  Müssten  sie  dami  doch  Eigenschaften  besitzen,  welche  sie  in  einem 
grösseren  Kreise  vortheilhaft  bekannt  gemacht  hätten.  —  Sodann  ist  nicht 
selten  in  solchen  engen  Wahlbezirken  der  Eiiitiuss  eines  einzelnen  Wählers 
über  die  Gebühr  bedeutend.  Ein  reicher  Wirth,  ein  Bierbrauer,  ein  um-  . 
treil»ender  Advokat  oder  Geistlicher  kann  in  seinem  nächsten  Kreise  eine 
Macht  sein,  welcher  kein  Talent  und  Verdienst  zu  widerstehen  vermag,  uud 
welche  keineswegs  durch  einen  richtigen  Willen  oder  eine  gute  Einsicht  in 
Staatssachen  bedingt  ist.  Ein  Um.staud,  welcher  bei  der,  oben  geschilderten, 
Beschaffenheit  eines  grossen  Theiics  der  Wahlmänner  von  um  so  bedeuten- 
derem Gewichte  ist.  —  Endlich  gewälu-t  die  Begrenzung  der  Wahlbezirke 
gerade  auf  die  Oberämter  den  Bezirksbeamttn ,  vor  Allem  den  Oberamt- 
männern, einen  Grad  von  Einwirkung  auf  die  Wahlen,  welches  sicherüch 
nicht  in  dem  Geiste  einer  Volksvertretung  liegt.  Alle  Wähler  sind  Unter- 
geordnete des  Bezirksbeamten;  in  allen  Gemeinden  hat  er  die  Schultheissen 
zur  iland,  welche  ihrer  Seits  wieder  auf  ihre  örtlichen  Untergeordneten 
wirken  köimen  und,  allbekaüntermaassen ,  auch  sehr  häutig  auf  sie  wirken 
im  Sinne  des  ihnen  erthtilten  Aultrages.  Nichts  aber  kann  unrichtiger  sein, 
als  die  so  oft  gehörte  Bemerkung,  dass  wenn  Jeder  das  Recht  habe,  in 
seinem  Sinne  auf  die  Wahlen  einzuwirken,  diess  doch  auch  dem  Beamten  . 
zustehen  müsse.  Sicherlich  ist  er  für  seine  Person,  als  Bürger,  dazu  be- 
rechtigt; allein  die  Anwendung  der  amtlichen  Stellung  ist  ein  J^Iissbrauch, 
welcher  zur  Verfälschung  des  ganzen  Gedankens  der  Volksvertretung  führt. 
—  Mit  Einem  Worte,  wären  die  Wahlbezirke  grösser,  würden  sie  somit 
namentlich  über  die  Grenzen  Eines  Oberamtes  bedeutend  hinausreichen,  so 
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würden  ohue  den  niiudeäU'U  Zweifel  die  Walüen  auch  mancbfach  andere 
Ergebnis -L'  UeÜNH,  und  namtMitlicli  unter  einer  geringem  Gesammtzahl  doch 
mehr  Männer  von  geistiger  Bedeutung  und  von  unabhüiifiiger  (losinnung  und 
Stellung  sich  befinden.  Eine  Ständeversanunlung  ist  nun  aber  um  60  besser, 
je  mehr  Bie  nicht  blos  von  den  GewftUten,  sondern  auch  von  den  Anserwäblten 
des  Volkes  gebildet  wird. 

Schliesslioli  sind  noch  einige  Missstände  zu  erwähnen,  welche  die  ver- 
h8ltnissmas«ig  grosse  Zahl  der  Kunimermitglieder  für  den  Betrieb  der 
Geschäfte  der  VersüHinlung  selbst  hat.  —  Die  Berathuugen  jeder  grös- 
seren Versammlung  werden  natürlich  weitlüuliger ,  schwerfalliger  und  ab- 
schweifender ira  Verhältniss  der  Zahl  der  Theilnehraer.  Wenn  naiuenilich 
Jeder  vuii  seinem  Platze  au>  sieh  in  die  Verhandlung  mischen  kann,  so 
nichtssagend,  blos  wiederliolend,  tornu  ll  ungeordnet  auch  seine  BeinfM-kungeu 
sein  mögen :  so  wird  nothwendig  viele  Zeit  unnütz  verloren  und  die  Lcber- 
sicht  und  Klarheit  der  Ansichten  verdüstert.  Die  ProtocoUe  der  wUrtt^m- 
bergischeu  Abgeordneten  -  Kammer  mögen  aber  Zeugniss  ablegen^  ob  sie 
diesen  Uebelständcn  zu  entgehen  wusste,  ob  nicht  die  Landtage  durch  die 
Weitläufigkeit  der  Verhandlungen  über  die  Gebtlhr  ausgedehnt  m  irarte 
pflegen,  and  dennoch  höchst  wichtige  GegensUnde  Jalffelang  unrledigl 
hängen ;  ob  nicht  eine  grosse  Anzahl  der  S^iceher  weit  besser  gethaa  lUttte, 
sich  auf  einfache  Abstinuuong  m  Iwedirinlien.  Und  iRiB  noUe  hier  oidit 
einer  HinweiBAng  anf  die  noch  sOdroiBlierm  Tenniuninngen  £ng- 
lande,  Fnnkreielis  n.  s.  w.  «Dtworten.  AfigeMben  dtfon«  •dm  es  nUi 
ebenso  fragt,  ob  nicht  dneh  diese  Lindsr  unter  der  allni  gioHen  &U  . Ihrer 

■Volksvertreter  ieiden,  ist  namentlich  der  Puikt  nicH  n  flhnsehen,  dass  in 
diesen  Staaten  eine  Parteiregienng  ist,.Mehnngsweise  war,  wtoA  miA  in 

.  doi  Saunem  weit  mehr  Disdplin  stattfindet,  nnd' namentlich  die  Parteien 
in  der  Begd  nur  mittelst  weniger  anerkannter  BJl/lifiber  vöA  Toiftchter  sich, 
ansspredien.  Anek  haben  ^diese  TOlker  einen  weit  grSsseni  Viassilah  d« 
Beredsamkeit  ond  stai^chen  Tttchtigk«it  ^es  S^lndemit^iedes,  so.  dass 
die  üabe^eirtenderea  sich  wdt  mehr  8chenen,.«ientliGli  aafinlreleB.  —  Als 
ein  grosser  Uebeistaod  in  den  ÖeSchlftligewohnheiten>der  wttttembergiidicn 
AhgeMieten- Kammer  erseheint  die .  ftliemiissige  AnaU  voa  .MoCimen, 
welche  anf  Jedem  Landtage  gemacÜt  werden.  Bei  einaelnen  Mitgliedern  ist 
das  Stelleu  tqd  Motioneii  ftst  bis  inr  Manie  gegangen.  Hat  doch  ein  und 
dasselbe  Mitglied  .schon  ein  Dutzend  Motionen  und  mdur  an  gleicher  Zeit 
gemacht,  und  darunter  solche,  deren  jede  allein  BiQgiemag  und  Stände  aal 
Jahre  hätte  beschäftigen  können.  Ganze  BOcher  werden  anf  Landeskosten 
gedruckt,  wenn  auch  vom  Laude  nicht  gelesen.  Bedarf 'es  aber  nocb  einer 
Ausführung,  wie  viel  diese  Unsitte  an  Zeit  und  Geld  gua  nnnöthig  kostet; 
irie  die. Kanuner  gar  nicht  selten  darch  sotehe  einseitige,  onvorbereitetei 
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unüberlegte  Anträge  txl  falschen  Schlitten  und  zu  erfolglosen  Bitten  verleitet 
wird,  und  sie  durch  die  Ucbeizahl  und  durch  den  unbedachten  Inhalt  der- 
selben die  Regierung  gewöhnt,  ja  fast  geuöthigt  hat,  ihren  Eingaben  geringe, 
jeden  Falles  sehr  späte  Rücksicht  zu  schenken;  wie  also  da ^  Dringende  und 
Gute  in  der  Sttndfluth  des  Unbrauchbaren  untergeht  V  An  diesem  üebcr- 
tiu6se  aber  ist  wieder,  zum  Theile  wenigstens,  die  grosse  Mitgliederzahl 
Veranlassung.  i-t  einleuchtend,  nicht   nur  dass  überhaupt  wenigere 

Mitglieder  auch  wenigere  Motionen  machen,  >uudern  auch,  da>s  mehr  aus- 
gewählte Mitgheder  dieses  wichtige  Recht  üherh'gter  und  dann  wirksamer 
gebrauchen  würden.  —  Theils  eine  P'olge  des  elx-n  erwähnten  Ufbels,  tbeils 
aber  eine  unmittelbare  Folge  der  Ueberzahl  von  Mitgliedern  ist  die,  mit 
jedem  Landtage  mehr  hervortretende,  allzu  grosse  Menge  von  Commissionen 
der  Kammer.  Es  gibt  viel  zu  begutachten;  und  es  muss  für  eine  Menge 
von  Mitgliedern,  welche  auf  die  Ehre  Anspruch  machen,  auch  in  eine  Com- 
niission  gewählt  zu  sein,  gesorgt  werden.  Der  Nachtheile  dieses  Zustandes 
der  Dinge  sind  aber  mehrere.  Vor  Allem  hindern  bich  die  vielen  Com- 
missionen gegenseitig  selbst.  Sodann  ist  nicht  zu  vermeiden,  dass  auch 
unbedeutende  und  unPähige  Männer  gewählt  werden;  diese  aber  haben 
natürlich  einen  schlimmen  Eiutiuss  auf  die  Berathungeu  und  Berichte. 
Endlich  fehlt  es  an  Uebereinstinmmng  und  System  in  der  Beurtheiluug  im 
Wesentlichen  gleichartiger  Gegenstände ,  und  die  Enge  des  Auftrages  ver- 
hindert die  Aufstellung  grosser  und  durchgreifender  Ansichten  und  Aen- 
derungsvorschläge. 

c)  Nichts  kann  unumwiuidener  zugegeben  werden,  als  dass  die  vielen 
und  in  die  kleinsten  Einzeüiheiten  eingehenden  Vorschriften  der  Verfassungs- 
urkunde über  die  formelle  Vornahme  der  Wahlen  von  der  besten 
Gesinnung  eingegeben  sind.  Es  sollten  der  Willkühr  nach  allen  Seiten  hin 
Schranken  gesetzt  werden;  und  nicht  einmal  einem  spätem  Gesetze  wollte 
dieser  Schutz  der  staat!!bürgerlichen  Rechte  anvertraut  werden.  Die  Ver- 
fassnngsurkunde  selbst  hatte  ihn  zu  gewähren,  und  somit  höher  und  unab- 
änderlicher zu  stellen. 

Allein  leider  ist  bei  dieser  gi'ossen  Ausftihrhclüieit  übersehen  worden, 
dass  man  bei  dem  Beginne  einer  neuen  Staatseinrichtung  die  nöthige  Er- 
fahrung noch  nicht  haben  kann,  und  duss  aller  Scharfsinn  nicht  im  Stande 
ist,  jedes  Bedürfniss  vorauszusehen,  welches  das  Leben  allmählig  zu  Tage 
fördert,  und  alle  Misstände,  namentUch  auch  die  blos  mittelbaren,  vorweg 
aafzutinden  und  zu  beseitigen ;  ja  dass  es  kaum  möglich  ist,  positive  Fehler 
immer  ganz  zu  vermeiden.  Bei  allen  irgend  verwickelten  Gegenständen  ist 
daher  eine  spätere  Revision  der  Gesetzgebung  nach  hinlänglicher  Erprobung 
sehr  wünschenswerth.  Eine  solche  Verbesserung  der  jetzt  vorliegenden 
Wahlvorschrifteu  ist  nun  aber  wo  nicht  ganz  unmöglich,  doch  jeden  Falles 
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sehr  schwierig  und  unwahr^clicinlich  Rrniarlit  (htn  li  ilrnn  Anfnahnio  in  die 
Vcrfassungsurkundo  selbst,  rn/wcifrlhal't  wird  rino  norli  liinporc  Krfalinmp 
wich  noch  vollstiiiidii-'t^r  auf  djc  Fi  liier  oilcr  laicken  der  jct/ig.'n  NVahlvnr- 
schriftcn  aufnierk'^nni  niaehen;  allein  atuli  selion  die  bisherigen  Erlflmi-i' 
haben  Manches  als  verbess<.rting-l)edürftig  keimen  gelehrt.  —  Folgende  Be- 
merkungen mögen  dies  beweisen. 

Die  Vei-fassüngsurknnde  sehreibt  vor,  diT-s  das  letzte  Drittheil  der 
Wahhnilnner  *im  Dnrchgangc>  /u  ernennen  sei,  d.  h.  unter  persönlicher 
und  ein/einer  Erscheinung  jede<  Bürgers  vör  dem  Gonuinderathe  nnd 
pnttiH'dllari-^cher  Aufxeichnnng  seiner  Abstimmung.  —  Die  Verfa«;^nj:s. 
Urkunde  mag  auf  diese  Form  kein  grosses  Gewicht  gelegt  haben;  allein  du 
sie  nun  einmal  bestellt,  so  ist  sie  auch  einzuhalten,  und  wenn  gegen  sie 
gefehlt  wird,  (was  leicht  geschehen  kaini,  da  die  Vollziehung  den  einzelnen 
Gemeindebehörden  flbertragen,  diesen  alier  das  weitläufige  Verfahren  unan- 
genehm ist,)  so  ist  die  Wahl  dieses  Drittheiles  der  Wahlmänner  Terfossnngs- 
widrig,  alBO  ungültig,  vorgenommen..  Leicht  liil  dieses- mm  aber,  wenn 
eine  Abgeordnetenwahl  sehr  bestritten  ist  nnd  sich  die  Stimmen  der  Hupt- 
bewerber  &!^t  gleich  stehen, 'die  Unguitigerkübrong  dieser  Wahl  selbst  mr 
Folge,  also  die  Mflhe,  Unrnhe  nnd  den  AnfWand  einer  nocfanuüigeQ  Wahl, 
die  längere  Untbätigkeit  eines^MitgHedes,  diel  UnvoDstandiglcäi  der  Kammer. 
Es  vergeht  kein  Mndtag,  ans  welchem  nicht  Wahlen  ans  diesem  Form- 
fehler angegriiTen  werden,  nnd  mehr  als  Eine  ist  noch  schon  in  der  lliat 
desshalb  Ar  nngaitig  erklärt  worden.  Leicht  kann  nnter  diesen  Umständen 
der  Wunsch  als  begründet  erscheinen,  eine  einfiushere  und  »gleich  das 
Stimtegehehuniss  sichemdore  Form  an  die  Stelle  des  Dorohianges  treten 
ni  lassen:  allein  nur  mittelst  einer  Yer&snnps-Aenderong  wtoe  diess  jetit 

*  Nach  §  ISO  der  Verfusangs- Urkunde  hat  die  Abstimmung  bei  den 
Wahlen  durch  Stimmsettel  xa  geschehen,  welche  von  den  Wahbnämiem 
nnterzeichnet  Sehl  mflssen.  Abgesehen  nun  davon,  dass  diese  Vorschrift  im 
Wege 'Steht,  wem  etwa  die  Erfahrung  lehren  sollte,  dasa  eine  geheime  Ab- 
stimmung grössere  Vorzüge  habe;  femer  abgesehen  davon,  dMS  eine 
englisch-strenge  Prüfung  dieser  Stimmiettel  bei  dem  Mangel  an  Orthographie 
vieler  Tauseudc  von  Wahlmännem  zu  grossen  Chlkanen  nnd  zum  Umsturae 
der  meisten  Wahlen  missbraucht  werdoi  könnte:  haben  sich  bedeutende 
Missstände  dieser  Bestimmung  heran«gestellt.  Einer  Seits  geschieht  es 
keineswegs  selten,  dass  gewaltthiitige  Gemeindevorsteher,  als  Werber  für 
einen  bestimmten  Candidaten,  schon  bei  dem  Yertheilen  und  Schreiben  der 
Zettel  weitgehenden  Einfluss  ausüben,  ja  dass  sie  die  unterschriebenen 
Zettel  unter  dem  Vorwande  der  sicherern  Aufbewahrung  bei  der  Hand  be- 
halten, dadurch  aber  eine  s^tere  Aenderoug  von  Seiten  des  Wabhnannes 
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erschweren.  Auch  ist  es  ein  Ucbelstand,  dass  hAutig  Zudringlichkeit  dem 
zur  AbstinimuDg  gehenden  Wnldniaunc  seinen  ausgefertigten  Zettel  abver- 
langt  und  ihn  noch  im  letzten  Augenblicke,  fast  gegen  seinen  Willen,  zu 
einer  Aeudernng  bestimmt.  Anderer  Seits  wird  von  WalUraänneru  oflfen 
erzählt,  wie  sie  auf  die  Vorzeigung  iln*es  Stinmizcttels  sich  von  einem  um 
die  Mittel  des  Sieges  nicht  verlogenen  Bewerber  Vortheile  zu  verschaffen 
\*Tissten,  vielleicht  sogar  l>eide  Parteien  brandschatzten.  Auch  hier  aber  . 
ist  eine  Al)stellnng  schwierig,  weil  das  Uebel  enge  mit  der  unabänderlichen 
Fonn  verbunden  ist. 

Wenn  die  Verfassung«- Urkunde,  so  zu  sagen  im  Vorbeigehen,  die 
Bestimmung  gibt,  dass  *Resitzer»  oder  -Thcilhaber»  von  Rittergütern  ein 
Stimmrecht  bei  den  dreizehn  rittcrschaftlichcn  Wahlen  liaben  sollen,  so  hat 
ohne  Zweifel  im  Anfange  Niemand  entfernt  daran  gedarbt ,  dass  diese  zwei 
Worte  zu  bedcutcjiden  Missstauden  führen  werden.  Im  Gegentheile  ist  wohl 
die  Einnlnmung  dieses  Rechtes  der  blossen  Theilnelimer  als  ganz  billig 
erachtet  worden ,  da  man  an  den  gemeinschaftlichen  Gennss  eines  grossen 
Gutes  vonseiten  zweier  Brüder  oder  verschiedener  Linien  eines  Hauses  n.  dgl. 
denken  mochte.  Nun  al>er  stellt  sich  thatsilchlicb  die  Sache  so  heraus,  dass 
eine  Hülfe  in  der  That  nöthig  wftre.  Einmal  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  nicht  selten  ein  Rittergut  ganz  ohne  alles  Verhilltniss  zu  seiner  Be- 
deutung eine  grössere  Anzahl  von  Besitzern  bat,  und  somit  einer  Familie 
einen  in  keinerlei  äusserer  Beziehung  verdienten  Obergrossen  Eintluss  auf 
die  Wahlen  gewährt,  wälirend  die  ausschliessenden  pjgenthünier  weit  grös- 
serer Güter  mit  ihrer  einzigen  Stimme  zurückgedrängt  werden.  Es  wird 
z.  B.  ein,  noch  überdiess  unbedeutendes,  Rittergut  von  so  vielen  Theil- 
nehmern  (den  Nachkommen  ehemaliger  Ulmer  Patrizierfaniilien)  besessen, 
dass  tüeselben  eine  entschiedene  Stimmenmehrheit  in  der  Wahlversammlung 
des  betreffenden  Kreises  haben,  während  die  jährlicbe  Rente  für  einzelne 
dieser  Mitbesitzer  bis  auf  die  lächerliche  Summe  weniger  Gulden  sinkt. 
Sodaim  aber  bildet  sich  die  Gewohnheit  inmier  mehr  ans,  dass  den  mündig 
werdenden  Söhnen  irgend  ein  kleiner  .Vntheil  am  Gute  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  gegeben  wird,  um  die  Bedeutung  der  Familie  am  Wahltage  zu  ver- 
mehren. Diess  ist  nun  aber  nicht  nur  unbillig  gegenüber  von  solchen 
Genossen ,  welche  entweder  keine  Söhne  dieser  Art  haben ,  oder  welchen 
die  Familiengcsetze  jede  Theilung  verbieten;  sondern  es  ist  auch  zu 
fürchten,  dass  diese  jungen  Wähler,  oft  Anfitnger  im  Staatsdienste,  ihre 
Bedeutung  auch  in  anderen  Beziehungen,  als  nur  bei  den  Wahlen,  gelten 
zu  machen  suchen. 

Würden  sich  femer  in  einem  der  freien  Revision  unterliegenden  Wahl- 
ge«;etze  auf  die  Dauer  die.  Jetzt  wohl  als  unabänderlich  zu  betrachteuden, 
Bestimmungen  erhalten  können,  dass  wer  in  mehreren  Gemeinden  besteuert 
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sei,  aacb  in  ftHeo  taa  Wablredit  habe;  od€r  daw  T«t«r  and  fiate  aklit 
emnal  Mitglieder  Tenchiedeaer  Kammarn  ca  gleidief  Zeit  aeia  kOaiiea; 
oder  das8  wena  eia  Oewidilter  die  VaU  niclil  aDaelamai.  nfl!  öder  Inaa, 
saa  der  Nächste  in  der  BtfmmeawtM  ohae  aeae  Wldil  etelritt«  ftUs  er 
wenigstens  ein. Drittheil  der  StimaieB  eihaltea  .hat?  Es  ist  diess  i»  der 
Thal  sehr  za  bezweifehi.  Denn  in  dem  ersten  Falle  Hegt  eine  TiUlSg  «i- 
nultivirte  Begftnstiga«^  einer  aifidUgen  Yermligensaersplitteralag  imr;  in  deai 
zweiten  eine  ganz  anbillige  VemachtheUigung  aoa  Verwaadlsiliirflhi  lut» 
sichten,  welche  sonst  in  keiner  Bcziehnng  beachtet  werden;  im  dritttia^eiidfch' 
eine  fost  ergfttzHche  Kaivitftt  in  isonstitationellen  Dingen,  walc^ie  «iiiit  .aal 
den  Gedanken  kam)  dass  der  Naefagewshtte  fiut  regehnl^ttig  t^trrmSmm' 
poUtischea  Ansicht  angehtot,  and  welche,  soaiit  der  Mehrafhl  J^wf .  y 
mlltbli«^  die  MOhe  einer  zweiten  Wahl  erspart,  dageg»  ihr'abar  .eine» 
Vertreter  von  der,  entgegengesetzten  Partie  giebt ..  .  ' 

d)  Es  kann,  nar  aus  dem  Gesichtspankte  einer  grosmitfthigen  Enttegni|p 
eines  wahrscheinlichen  Vortheiles.  and  einer  BegAdstigong  des  Aaedrackes 
der  wirklichen  Volksmeiiiung  betrachtet  werden,  -wsm  die.Begierung  zo^b, 

*-  dass  die  VerfassoQgsai^knnde  die  Staatsbeamten  ffir  wahlnnfähig 
in  dem  von  ihnen  verwalteten  Bezirke  erklärte.  Xamentlicb  die 
Bezirk sboaniten  hatten  gar  leichtes  Spiel  gehabt  in  ihren  eigenen  Spreugeln, 
(wie  sich  dir-t^  /..  B.  in  Prensseu  in  Bi^iihnng  auf  die  Landrftthe  in  einer 
tragikomisciieu  Weise  gezeigt  bat.)  Von  den  Beamten  aber  wftrdoii  «-ich 
wohl  nnr  wenige  in  der  Kaninier  j'ur  ^Vider&prul■hspartei  geschlagen  habeBk 
Wie  ist  OS  nnn-  aber  zn  erklären,  dass  sich  nicht  dieselbe  richtige  Kenntniss . 
des  Lebens  anch  dn  zeigte,  ah  es  sich  von  der  Wahlfilhigkeit  der  Amts- 
körperschafts- und  Gern  ein  de- Beamten  in  ihren  Geschaftsbezirken 
handelte?  Es  i>t  in  ilor  That  schwer  zu  errathen ,  auf  W{'l(h<  in  Gedanken 
diese  WrschicdiMilirit  der  Bo-tinmiungeu  bei  so  ganz  analuircii  Verhältnissen 
beruhen  mag.  riiniöglit  h  konnte  die  Verfa^^ungsurkiuule  voraussetzen,  dass 
\ou  diesen  vielen  Beamten  niemal-  Einer  Lust  zu  einer  stiludischen  Stelle 
haben  werde.  Ehenso  wenig,  da^s  sie  siinimtlich  und  zu  allen  Zeiten  werden 
in  ihren  Bezirken  für  ganz  unfähig  hierzu  erachtet  werden.  Ferner  nicht, 
dass  einem  etwaigen  selhstiselien  Missbrauche  der  Amtsgewalt  gerade  hier 
immer  werde  ein  stoischer  lleldenniuth  von  den  Wühlern  entgegengesetzt 
werden.  Es  bleibt  somit  mir  die  Vennuthung  fibrig,  dass  der  Gesetzgeber 
den  niOglichcn  Amtscinflnss  dieser  Gattung  von  Beamten  sehi-  gering  anschlug 
und  keine]  iei  Wirkung  desselben  auf  das  Wahlergebniss  annahm.  War  diess 
aber  in  der  That  die  Ansicht ,  so  hat  die  Erfahrung  nur  allzu  sehr  gezeigt, 

•  wie  irrig  dieselbe  war.  Es  liegt  jetzt  vielmehr  vor  Augen,  dass  die  Wahl- 
barkeit  der  KOrperschafts-  und  Gemehide-Beamtcu  in  ihren  eigenen  Ver- 
3vattafigsbeiilk«l  -elD  empfindlicher  Isachtbeil  i'tu-  ciuo  wUusdicubwcrUi« 


CoastitutioDelle  Erfiihruugefi.  345 

Za&ammcnsotziing  der  zureiten  Kainmer  ist.  Die  Beamten,  vou  wck-heD  es  sich 
hier  handelt,  sind  die  Oberamtspfleger  and  die  Verwaltungsactnare ;  in  einem 
weit  geringereu  Grade,  und  hauptsächlicli  nur  für  die  mit  eigenem  Land- 
standsrechte  versehenen  StÄdte,  die  Schultheissen.  Die  Art  und  die  Be- 
deutung des  Einflusses  der  Let/loren  bedarf  keiner  besonderen  Erörtenniix. 
Was  aber  Jene  betrifft,  so  sind  die  Oberanit^ptl» ger ,  als  die  Obereinbringer 
der  directen  Steuern  des  Bezirkes  und  als  die  Berlnningsboamten  der  Ober- 
amtskörpersehafl,  mit  allen  Schultheissen  und  Gemeindepflegeru  in  genauester 
Verbindung  und  für  »Ueselbe  von  grosser  Wicht igkeit ;  von  den  Verwaltungs- 
Actuaren  aber  gar,  als  den  Hülfsbeaniten ,  welche  die  den  ordentlichen 
Gemeindevorstehern  allzu  schwierigen  (iescliäfte  frtr  dieselben  besorgen, 
hängen  die  Vorsteher  der  Landgemeinden  in  der  Regel  völlig  ab.  Der 
Wunsch  eines  dieser  Beamten,  gewählt  zu  werden,  ist  somit  ein  Befehl  ftlr 
einen  grösseru  oder  kleinern  Theil  der  Schultheissen  und  Gemeindejitleger. 
Von  welcher  Bedeutung  aber  der  Einfluss  dieser  ersten  Milnncr  des  Ortes 
zu  sein  pflegt,  ergiebt  sieh  aber  aus  der  oben  gemachten  Schilderung  der 
Mehrzahl  der  Wähler  von  selbst.  Sogar  die  BemiJhnngtn  des  Bezirks- 
beamten ,  falls  derselbe  sich  je  gegen  den  mit  ihm  in  tilglicher  Berührung 
stehenden  Untergeordneten  erklären  sollte,  halt  den  unmittelbaren  Be- 
ziehungen keineswegs  immer  die  Waage.  Demgemilss  ist  denn  auch  die 
Zahl  der  in  die  württembergische  Ständeversamnilung  gewäiilten  Oberamts- 
]>fleger  und  Verwalttingsactuare  zu  jeder  Zeit  eine  verhalt ni!5>m«1ssig  grosse 
gewesen.  Nun  aber  wird  die  Behauptung  wohl  wenig  Widerspruch  tiudeu, 
dass  die  äussere  Stellung  der  in  Frage  stehenden  Beamten  keine  grosse 
(»ewährleistung  für  ihre  Tüchtigkeit  und  Unabhängigkeit  als  Standemitglieder 
gewährt.  Dass  sie  mit  den  niedersten  Kreisen  des  amtlichen  Wirkens  und 
mit  dem  täglichen  Leben  des  Volkes  vertraut  sind,  ist  zwar  zuzugeben; 
ebenso  wird  Niemand  behaupten  wollen,  dass  sich  nicht  auch  eine  Anzahl 
rechtschaffener,  talentvoller  und  höher  gebildeter  Männer  unter  so  Vielen 
befinde:  allein  auf  der  andern  Seite  ist  auch  unlängbar,  theils  dass  die  Be- 
kleidung dieser  Stellen  in  der  Regel  nicht  von  den  ausgezeichneteren  Candi- 
daten  des  öffentlichen  Dienstes  gesucht  wird,  theils  dass  diese  Stelleu  sehr 
gering  bezahlt  und  im  Organisnms  tief  gestellt  shid,  so  dass  schon  die  Ver- 
leihung einer  untergeordneten  Kanzleistelle  eine  entschiedene  und  im  regel- 
mässigen Ix?bensgangc  unerreichbare  Beförderung  für  die  Meisten  ist.  Wenn 
denn  nun  aber,  wie  natürlich,  die  äusseren  Verhähnisse  und  nicht  die  Mög- 
lichkeit einer  individuellen  Trefflichkeit,  und  wenn  die  Regel,  nicht  die 
Ausnahme,  die  Gründe  für  die  Wahlfähigkeitsbestimmungen  abzugeben  haben: 
so  ist  wohl  auch  erwiesen,  wie  wenig- Ursache  gerade  in  dem  vorliegenden 
Falle  vorhanden  war,  von  dem  Grundsätze  abzugehen,  dass  kein  Beamter  in 
seinem  Amtsbezirke  wahltahig  sei, 
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Es  sei  üliorlianpt  bei  dieser  Oclojrcnhcit  »lie  allgcmciDe  Frage  einge- 
scliultet,  ob  CS  von  den  dontschon  Vt  rfassungcii  wohlgotliaii  war,  das  englische 
System,  welihe**  ganzen  Klassen  von  untergeordneten  Beamten  den  Eintritt 
in  das  Parliajnent  unl»edingt  und  auch  für  Stellen  ausserhalb  ihres  Amts- 
bezirkes untersagt,  so  ganz  unbeachtet  zu  lassen?  Unsere  Grundgesetze 
haben  die  ünsserc  Unabhüngigkeit  und  Selbstständigkeit  der  Ständenütgliedcr 
durch  mancherlei  Be stimm nn gen  zu  sichern  gesucht,  so  z.  B.  durch  die  Aus- 
schliessung der  unter  väterlicher  Gewalt  Stehenden,  der  in  Privatdiensten 
n<  Endlichen,  der  ganz  Vermögenslosen  u.  s.  w.  Es  giebt  nun  aber  nicht 
leicht  eine  grössere  Abhäüigigkeit ,  als  die  eines  ganz  untergeordneten  und 
im  regelmassigen  Dienstgange  gar  nicht  oder  nur  sehr  langsam  in  eine  bessere 
Lage  gelangenden  Beamten.  Und  wenigstens  der  Umstand,  dass  diese  Ab- 
hängigkeit nicht  gegcnülier  von  Privaten,  sondern  gegenüber  von  der  Regie- 
rung selbst  besteht,  kann  einen  günstigen  Unterschied  in  ständischen  Be- 
ziolunigen  nicht  begi-finden.  Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  tiass  ein 
betleutender  Theil  der  Unzufriedenheit  nut  dem  ständischen  Wirken  in  Deutsch- 
land weggefallen  wäre,  wenn  mau  in  diesem  Punkte  englische  und  nicht 
französische  Vorbilder  genommen  hätte.  Und  wühne  man  ja  nicht,  dass  den 
Regierungen  durch  die  Wahluufiiiiigkeit  gewisser  BeamtenkJasscn  eine  grössere 
Schwierigkeit  zugegangen  wäre.  Ist  es  deun  nicht  auch  eine  Schwierigkeit, 
die  Ansprüche  eines  untergeoniueten  Ehrgeizes  zu  befriedigen,  mittelmä-ssige 
Menschen  mit  besseren  Stellen  zu  versehen,  ohne  dass  das  allgemeine  Wohl 
albcu  sehr  darunter  leidet  V  Ist  die  sittliche  Missachtung,  welche  sieh  leicht 
von  dem  Gewonnenen  auf  den  Gewinnenden  übertrügt,  nicht  auch  ein  ernst- 
haftes Uebel?  Und  kommt  es  nicht  auch  vor,  dass  sich  Einer  durch  hart- 
näckiges Verneinen  wichtig  und  zu  Kaufmannsgut  zu  machen  sucht  ?  Jeden 
Falles  aber  dürfte  so  viel  gewiss  sein,  dass  wenn  einmal  gewisse  Guttungen 
von  Staatsämtem  für  unverträglich  mit  der  Stelle  eines  Ständenütgliedes 
erklärt  werden,  nicht  ilie  höheren  und  höchsten  in  Betracht  kommen,  (wie 
in  Frankreich  von  Zeit  zu  Zeit  der  ganz  verkehrte  Versuch  gemacht  worden 
ist,)  sondern  im  Gegentheile  die  untersten.  Handelt  einmal  ein  Stäude- 
mitglied  nicht  blos  in  Berücksichtigung  seiner  Pflicht,  sondern  aus  einem 
selbstischen  Grunde ,  so  ist  innnerhiu  Derjenige ,  welcher  eine  Stelle  am 
Staatsnider  zu  erringen  beabsichtigt,  jenem  -indem  noch  vorzuziehen,  dessen 
Ehrgeiz  in  einem  Platze  an  einem  Secretariats-  oder  Revisionstiscbe  besieht. 

Vielleicht  wäre  es  nicht  unmöglich,  noch  weitere  Bestimmungen  über  die 
Wahlen  für  die  württembergische  Kannner  der  Abgeordneten  aufzuliuden, 
bei  welchen  ebenfalls  der  Erfolg  der  guten  Absicht  nicht  entspricht.  Es 
mag  jedoch  an  dem  Bisherigen  zum  Beweise  dieser  Thatsache,  sowie  zur 
Ei"weckung  der  Aufmerksamkeit  auf  Ursachen  und  Wirkungen  genügen. 

I3ei  der  unläugbareu  Bedeutung  der  im  Vorstcheudeu  aasgcfülxrtcu 
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Ti'e1i("lst:in<lo  wiiro  nun  froili»"h  die  Honntra^mni:  ztirt>uliendor  IJosoitipimgs- 
nnttol  von  der  giDsstt  ii  AVirlitipkoit.  Allfiii  »luch  hier  nin«s  in  der  Haupt- 
sache auf  eine  directe  Ildlfe  vt  r/ii  litet  werden.  Eine  geset/.lit  lio  Verbesseniug 
ist  so  gut  als  unmöjrlirli,  weil  die  in  Frage  stehenden  stininiunL'<'n  in  der 
VerfassungsurUnnde  selbst  enthnlfen  sind.  In  wie  ferne  al)er  jemals  dinch 
längere  Ilandhahuim  t ou'-titiitiont'Uer  Rcrhtc  und  dunli  t  iiie  grössere  staat- 
liche T^ildung  der  Masse  des  Volkes  d<  ii  an  sfeh  verfehlten  Einrichtungen 
ein  guter  Geist  eingehaucht  werden  kann  und  wird,  ist  eine  sehr  zweifcl- " 
hafte  Frage;  jedenfalls  ist  es  eine  sehr  weit  aussehende  Hoflfnung,  Uass  es 
geschehe.    •     »  ,  ^ 

•  * 

8.  Die'Bestellung  eiii,ei  aiftndigen  AiiBsohasses.der  Sünde' 

Tertammlnog. 

Die  wftrttembergisclH«  VerfassnngsOTknnde  gehört  ra  den  sehr  wenigen 
Gnindgesetzen,.welclie- einen  Ansschnss  aus  der  Ständeversammlnng  für 
die  Zvisclieii^t  TOa  einem  Landtsgc^  zum  andern^  aiiordiien.  Den  Zweck 
desBclben  toflicbnet  sie,  in  §  187,  dahin,  dass  er  als  Stelhertretcr  der  ■ 
nidit  venannndten  Stiade  Ar  diejenigen  Geschäfte  bestinnnt'aei,  deren 
BeaorjBong  von  etnenf  Landlage  aom  andern  «tnr  mrantertmochencn  W!rk> 
aankett  der  Beprflsentanten'  des  Landes  nothwen^g  sei.»  Zn  dem  Ende 
ist  denn  in  den  §§  188  nnd'189  die  ^nstlndiglteit  nach  zwei  verscUedenen 
Bfchtnngen  hin  festgestellt.  Einer  Seits  nird  bestimmt,  dass  der  Ansschnss 
die  ihm  nach  der  Yerfiusang  zustehenden  Mittel  znr  Erfaaltang  derselben 
in  Anwendong  zn  bringen  habe.  Hiervon  habe  er  bei  wichtigen  Angelegen- 
heiten die  im  KOirigrefche  wohnenden  StAndemitgiieder  in  Kenntiiiss  zn 
setzen,,  in  den  geeigneten  FflUen  bei  der  höchsten  Staatsbehörde' Voratel-. 
longen,  Yerwahrongen  nnd  Bescbwerden  e&tznreichen,  nnd  nach  Erfordeniss* 
der  Qmstinde',  besonders  wenn  es  sich  von  AnUage  der  Ifinisier  han^  . 
'  nm  Einbemfimg  einer  ansserordentlichen  StUnderersammlnng  zn  bitten.- 
Ansserdcm  sind  dem  Ansschn^e  noch  besondere  Aofträge  ansdrlddich.er^ 
theOt,  nSmlich:  Prtftmg  der  Yenbschiedungsgemftssen  Yerwendong  der 
Stenern  nach  Ablanf  des  flnaiu^Jahres;  Benthnng  des  Etats  fllr  das  künf- 
tige Jahr  mit  dem  Finanzministerinm;  Ansicht  anf  die  Yerwaltang  der 
Staatsschnlden-ZaUnngslünse;  Yofbereitnng  der  fOr  eine  Stindeversammhiiig 
sidr  eignenden '  Gcscbftftggegenstftnde ,  namentlich  vorgelegfer  ^Gesetzesent- 
•  wtirfe ;  endlich  Soigetragnng  ftr  die  Yollziehnng  ständischer  BescUflsse. 
Auf  der  andern  Seite  wird  die  Geschäft  st  hfltigkeit  des  Ausschusses  aus-" 
drOcUidi  dahin  beschrankt,  dass  er  sich  in  allen  Angelegenheiten,  welche 
▼erfassnngSjnSssig  eine  Verabschiedung  mit  den  Stünden  erfordern ,  nicht  anders 
als  auf  eine  vorbereitende  Weise  einlassen  dürfe,  namentlicli  auf  Gesetzes- 
antrOge ,  StenerverwiBignng ,  Scbaldeuauaabmen  und  Militaraoshebnngen.-' 
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•  .  Der  Aasscbtiss  bestellt  ans  zwötf  Penonen,  nfiinlieli  -tvs  den  Piiai- 
denten  der  beiden  Sammtiii'.  (oder*  &  deren  .VerUBderung  den  VioB^rlai- 
dekiten),  zwei  Mitgliedern  der  ersten  nnd  aciht  Mitgliedein  der  yweitea 
Kammer.  Biese  letzteren  zehn  llitgUeder  werden  vqb  den  bien  vereinigtcB 
Kammern  gewflhit,  nnd  Ar  die  besttadige  YoUeriialtnng  ist  genao  gesoist. 
Die  beiden  Präsidenten  nnd  vier  Mitglieder,  mflssen  beslftndig  in  Stuttgart 
anwesend  sein;  die  flbrigen  können,  so  oft  es  die  Umstände. erfordern,  von 
den  anwesende  einberofen  woden. 

Endlich  noch  ist  angeordnet,  dass  der  AnsBchass  bei  jeden  Zoaaah 
mentritte  der.  Stände  einen  Rechensefaaftsbericht  tu  erstatten  hat  Iber  das 
von  ihm  in  der  Zwischenzeit  Verhandelte. 

£s  lässt  sich  nicht  längnen,  dass  diese  Anordnnngen  auf  den  ersten  * 
Blick  viel  Bestechendes  haben.  Die  einzehien  Bestimmungen  sdidnen  sdir 
wohl  überlegt  zu  sein  nnd  eine  bemerkenswerthe  Aosdefannng'  und  Befesti» 
gnng  des  Bepräsentativsystemes  zu  gewähren.  Aach  giebt  «s  wohl  in  Wflrt> 
tembei^  Manche,  welche  den  Ansschnss  nicht  nnr  als  eine  eigenthttadiehe, 
scmdem  aoeh  als  eine  wofalthätige  Einrichtoi^  betrachten.  —  Irren  wir  uns 
nun  aber  nicbt  sehr,  so  zeigt  eine  unbefengeue  PrOfting,  dass  die  allge- 
•  meinen ,  Oberhanpt  für  die  Bestellung  ständischer  Ausschüsse  geltend  zn 
machenden,  Gründe  k*.ineswegs  durchgreifen;  dann  aber  insbesondere  auch 
eine  jetzt  vicrzigjilhriL'c  Ih  fahrnng,  dass  nicht  nur  der  von  d^  Ausflclmsse 
gewährte  Nutzen  ein  verhultuissmässig  unbedeutender  ist,  soodem  sogar, 
dass  er  mannchf^n  Ih'  Ucbelstünde  mit  sidi  führt. 

Was  nümlkh  die  theoretischen  Gründe  füx  die  ZurUcklassung  eines 
Ausschusses  l)etritrt,  so  ^ill  es  allerdings  scheinen,  als  bestehe  in  der  ge» 
wöhnlichen  Einrichtung  der  Volksvertretung  in  so  ferne  eine  grosse  nnd 
bedenkliche  Lücke,  als  die  KoprUsentation  keineswegs  immer  versammelt 
>ei ,  und  namentlich  iu  kleineren  Stauten  verfassungsmässig  ein  Zwi^^chen- 
raniii  \ün  mehreren  Jahn  n  /wi-^rlien  einem  urdeiitlichen  Znsanmieiitritte  und 
dem  anderen  -tatttinde.  Leicht  kann  die  T^esorgniss  be^rldcichen ,  die  Re- 
gierung wcnie  ^icli  in  Abwr-^enheit  der  Stände  weniger  gebunden  erachteu 
und  leichter  eine  Verlet/ung  verfa-^ungsiniis>iger  Keelite  der  L'uterthanen 
im  Ganzen  ofler  Lin/elueu  erlauben;  und  man  mag  geneigt  sein,  solche 
Beeinträchiiguiigen  um  >o  hoher  in  Anseliiag  zu  bringen ,  als  die  NVieder- 
gutmachnug  eines  begangenen  l'nreebtes  oder  Schadens  nach  Verlauf  von 
mehreren  Jahren  zur  Umnogüchkeit  gewordt  ii  --eiii  könne.  So  wie  die  Re-  ' 
gierung  ujid  deren  Gewalt  bestiUulig  jici ,  sei  auch  eine  ununterbrochene 
Wachsamkeit  und  Thiitigkeit  der  Rei>räseutati<»u  erforderlich.  Da  nun,  so 
mag  mau  allerdings  fortfahren  zu  urgumentiren ,  ein  be->tan(üges  Versammelt- 
balteu  der  gesanunten  Volksvertretung  ausser  Frage  ^tehe,  theils  wegen 
der  Beachwerlicbkeit  fUr  die  Mitglieder,  welche  selbäl  2ur  Ablciinung  cuier 
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Wahl  gerade  von  Seite  der  Tüchtigsti-ii  führen  könnte,  theils  wegen  der 
Kosten ,  theils  endlich  wegen  einer  m  befQrchtendeu  überflüssigen  und  schäd- 
lichen Thätigkeit  einer  nicht  genügend  beschäftigten  Versammlung:  so  finde 
sich  in  dem  Hinterlassen  eines  Ausschusses  das  naturgcmasse  Mittel  zur 
Erreichung  der  Vortheile  unter  gleicli/citiger  Venneidung  der  Uehel.  Man 
kann  femer  nicht  ohne  Schein  behaupten,  diiss  in  einer  solchen  Zurück- 
fQhning  der  vollen  Versammlung  auf  ehie  kleine  Auzabl  nur  derüelbe  Ge- 
danke verfolgt  werde,  welcher  schon  zu  der  Bestellung  einer  Repräsentation 
aas  der  Gesammthcit  des  Volkes  geführt  habe.  Kndlich  mag  man  sich  noch 
mit  der  Hoffnung  schmeicheln,  iliirch  die  Feststellung  richtiger  Zustäudig- 
keitsbestimmungen ,  etwa  in  der  Art  der  oben  mitgetheilten ,  die  Gefahren 
zo  beseitigen,  welche  darin  liegen  könnten,  dass  ein  Ausschuss  entweder 
keine  gehörige  Wirksamkeit  habe,  oder  anderer  Seits  die  Rechte  der  vollen 
Versammlung  an  sich  reisse. 

Diese,  wie  gesagt  ganz  scheinbare,  Auffassung  hält  jedoch  eine  nähere 
Prttfhng  nicht  ans.  —  Es  soll  nicht  geläugnet  werden,  dass  manche  Rechtä- 
und  Interesseverletzungen  nach  einem  Verlaufe  von  Üingerer  Zeit  sachlich 
nicht  wieder  gut  gemacht  werden  können.  Allein  es  heisst  die  Wirksamkeit 
einer  Volksvertretung  verkennen,  wenn  maji  dieselbe  allein  oder  auch  nur 
hauptsächlich  in  dem  Wiedergutmachen  liereits  vollzogener  Staatsbandlungen 
sucht.  Dieselbe  besteht  vielmehr  wesentlich  daiön.  dass  die  Regierung  durch 
den  Hinblick  auf  die  Stiindeversamnüung  sich  von  solchen  Vornahmen  ganz 
abhalten  lässt,  welche  früher  oder  sjiäter  zu  einer  missliebigen  Erörterung 
oder  gar  zu  ehier  Beschwerde  fflbren  kannten;  sudann  in  der  gemeinschaft- 
lichen Feststellung  künftiger  Gesetze  und  des  Staatshaushaltes.  Nun  ist  es 
aber. doch,  in  der  Hauptsache  weuigsteus,  nicht  gerechtfertigt,  leitenden 
Staatsmännern  eine  solche  Kur/sichtigkeit  zuzutrauen,  dass  sie  eiue  erst  in 
einiger  Zeit  eintretende  Verantwortung  weniger  in  Berechnung  nähmen. 
Nicht  sowohl  die  Häutigkeit  eines  Kinsebreitens  von  Seiten  der  Stünde  ruft 
eine  heilsame  Scheu  von  Verfassung  und  Recht  hervor,  als  eine  kräftige 
Handhabung  ihrer  Befugnisse,  träte  diese  auch  nur  selten  ein.  Eine  sehr 
grosse  Wirksamkeit  wird  also  die  beständige  Anwesenheit  einer  repräsenta- 
tiven Einrichtung  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  haben.  Unzweifelhaft 
wünscht  jede  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Abwesenheit  der  Ständevcr- 
samndung;  allein  nicht  aus  dem  kläglichen  und  nur  Ihm  bewusstcr  Rechts- 
widrigkeit eintretenden  Ginindc  einer  Hinausschiebung  ihrer  Verantwortlichkeit, 
sondern  weil  sie  freie  Zeit  braucht  zur  Ausfühining  der  nun  verabredeten 
Gesetze  und  Einrichtungen ,  und  weil  die  Verhandlungen  mit  versammelten 
Ständen  eine  sehr  bedeutende  Geschüftsvermehrung  gerade  für  die  wichtig- 
sten Beamten  zur  Folge  haben. 

Allein  hieran  nicht  genug;  das  Wbandensciu  eiueS  Ausschusses  bat 
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nicht  blos  wenig  Nutzen,  sondern  sogar  grosse  positive  Nachtlieile,  wie 
(iiess  auch  vielfache  Erfahrung  auf  unverkennbare  Weise  dargelegt  hat. 

Vorerst  ist  es  ein  grosser  Irrthuni,  wenn  man  einen  Ausschuss  als 
eine  weitere  Ausbildung,  eine  Vcrstilrkung  <les  repräsenUitiven  Systenies  und 
seiner  Wirksanikoit  betrachtet.    Im  Gegcntheile  liegt  in  einem  solchen  ein 
sehr  hedfiikHchcr  Keim  zu  einer  allniiihligeu  Zerrüttung  und  Beiseitsetzung 
dieses  Systemes.    Da  nUndich  ein  nur  mit  geringer  Zuständigkeit  ausgestat- 
teter Ausschuss,  von  keinem  neuneswerthen  Erfolge  sein  kann,  und  also 
im  Zweifel  in  der  Zutheilung  von  Rechten  eher  zu  viel  als  zu  wenig  ge- 
schieht; mid  da  überdiess  jede  einmal  bestehende  Versammlung  oder  Be- 
hörde naturgcmäss  ihren  Wirkungskreis  möglichst  auszudehnen  wünscht:  so 
liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  stündische  Ausschüsse  sich  bei  län- 
gerem Bestehen  mehr  und  mehr  an  die  Stelle  der  vollen  Versammlung  zu  • 
setzen  suchen ,  und  diiss  ihnen  solches  gelingen  kami.    Diess  geht  nicht 
schnell,  und  Ausschreitungen  werden  Anfangs  nur  in  solchen  Fällen  vor- 
kommen, in  welchen  ein  otTenbarer  sachlicher  Nutzen  dadurch  erreicht 
wird;  die  einfachen  Rechtsanmassungen ,  für  welche  nicht  einmal  ein  Vor- 
wand der  Zweckmässigkeit  besteht,  folgen  erst  später  und  allmählig.  Allein 
Wenn  es  erst  einmal  so  weit  ist,  dass  der  Ausschuss  gewohnheitlich  einen 
Thcil  der  eigenlhchen  ständischen  Thätigkeit  ausübt,  so  tritt  auch  um  so 
sicherer  eine  Wendung  der  Dinge  ein ,  als  sie  von  verschiedenen  Seiten  ge- 
wünscht und  wenigstens  geduldet  wird.    Der  Ausschuf»  selbst  wird  sicher 
nichts  thun,  um  die  volle  Versanunlung  zu  beleben  und  in  Thätigkeit  zu 
bringen,  im  Gegentheile  zu  ihrer  Beiseitscliiebung  mitwirken.  Auch  dem  Volke 
wird  sie,  wegen  des  Vorhandenseins  einer  anderweitigen  Vertretung,  ein 
regehuässiger  Zusammentritt  des  grossen  Landtages  als  weniger  nothwendig 
erscheinen.    Und  da  die  Regierung,  aus  nahe  hegenden  Gründen,  weit  üeber 
mit  einer  kleinen  Anzahl  von  üeberwachcndeu  zu  thun  haben  wird,  als  mit 
einer  grossen  und  in  frischem  Eifer  zusammentretenden  Versammlung;  so 
besteht  auch  auf  dieser  Seite  nicht  nur  kein  Uindcrniss,  sondern  selbst  ein 
Wunsch.  —  Dass  diess  aber  nicht  etwa  ersonnene  und  nach  Beheben  aus- 
gemahltc  Gefahren  sind,  beweist  unwiderleglich  das  Scliicksal  der  früheren 
ständischen  Vertretungen  in  den  meisten  und  bedeutendsten  deutschen  Län- 
dern.   Ohne  Besorgniss  vor  einem  Widerspruche  darf  man  behaupten,  dass 
diese  Vertretungen  wesentlich  von  ihren  Ausschüssen  und  durch  dieselben 
allmählig  zu  Grunde  gegangen  sind.  Warum  nun  aUtr  eine  gleiche  Ursache, 
welche  noch  dazu  auf  natürlichen  menschlichen  Neigungen  und  Eigenschaf- 
ten ruht,  nicht  in  WiederholungslÄllcn  auch  wieder  eine  gleiche  Folge 
Laben  sollte,  ist  in  der  That  nicht  einzusehen.    Vichnehr  darf  es  als  ein 
Jjohtisches  Axiom  aufgestellt  werden,  dass  ein  ständischer  Ausschuss  eine 
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stehende  Gefahr  für  die  Bedeutung  uud  selbst  für  dio  Fortdauer  der  vollcu 
Versanuulung  ist.  '  ' 

Nun  leuchtet  aber  ein ,  dass  es  durcliaus  uicht  gleichgültig  ist ,  ub 
schliesslich  nur  ein  Ausschuss  besteht,  oder  aber  eiue  volle  Keitribeutatiun 
in  Wirksamkeit  ist.  —  Selbst  wenn  ein  Ausschuss  ganz  dieselben  Beschlüsse 
fassen  uud  die  gleichen  Anträge  stellen  würde,  wie  die  Ständeversamnüuug 
selbst,  so  wäre  doch  ein  mächtiger  üulerschied  sowohl  hinsichtlich  des 
Einflusses  auf  die  Regierung,  als  in  Betreff  des  Eindrucks  auf  das  Volk. 
Das  ganze  moralische  Gewicht ,  welches  die  Verhandlungen  und  Besciüüsse 
einer  zahlreichen  Corporation  in  die  Waagschale  legen,  fiUll  bei  dem  Ge- 
bahren  eines  aus  wenigen  Mitgliedern  bestehenden  Ausschusses  selbstredend 
weg;  überdiess  sind  seine  Verhandlungen  der  Natur  der  Sache  uach  uiehi 
öffentlich  und  schon  aus  diesem  Grunde  weit  weniger  wirksam.  —  Die  An- 
nahme, dass  ein  Ausschuss  sachlich  immer  wie  die  volle  Versuunuiung  han- 
deln wftrde,  ist  jeduch  überdiess  handgreiHich  unzulässig;  uud  zwar  aus 
mehr  als  Einem  Grunde.  Einmal  füllt  die  Vielseitigkeit  der  Kenntnisse  und 
der  Ansichten,  welche  bei  einer  grösseren  AnzalU  von  Berathenden  noth- 
wcndig  vorhanden  sind,  und  wegen  deren  gerade  die  Berathungen  einer 
Stilndeversammluug  so  grossen  Werth  haben  können,  von  selbst  weg.  Wie 
gross  aber  der  Nachtheil  hiervon  ist,  beweist  am  besten  die  Mühe,  welche 
mau  sich  ursprüngUch  gegeben  hatte,  in  der  Ständeversammlung  die  Er- 
fahrungen und  Anschauungen  aller  Laudestheile  und  gesellschaftlichen  Kreise 
zu  vereinigen,  und  welche  man  selbst  durch  eine  Schwerfälligkeit  der  Ge- 
schäflsbesorgnng  zu  erkaufen  kein  Bedenken  trug.  Sodam»  und  hauptsach- 
lich ist  es  der  Regierung  unzweifelhaft  weit  leichter,  die  Mehrheit  einer 
nur  kleineu  Anzahl  zu  gewiunen  oder  einzuschüchtern ,  damit  aber  den  ganzen 
Zweck  der  Repräsentation  zu  vereiteln.  Die  früliere  Erfahrung  mehr  als 
Eines  deutschen  Landes  (u.  a.  Bayerns  und  Württembergs)  zeigt  sogar,  dass 
eiue  Regierung  keinen  Anstand  nehmen  mag,  die  offenbarsti'U  Missbräuche 
und  Gewissenlosigkeiten  ständischer  Ausschüsse  nicht  nur  nnt  Geduld,  son- 
dern selbst  mit  Wohlgefallen  geschehen  zu  küssen,  um  diese  ihrer  Seits  durch 
das  Bewusstsein  ihrer  Schlechtigkeit,  im  Nothfalle  durch  Bedrohung  mit 
VeröffentUchung  und  Rechenschaftsforderung,  zum  vollständigen  Schweigen 
bei  Regierungsmissbräuchen  zu  nöthigcu. 

So  begreift  es  sich  denn  vollständig,  warum  die  Einrichtung  eines  Aus- 
schusses nur  in  sehr  wenigen  coustitutionellen  Staaten  besteht;  dass  sie  da, 
wo  sie  fehlt,  keineswegs  vermisst  wird,  und  dass  auch  die  Theorie  der  Re- 
präsentation kaum  je  den  Gedanken  iu's  Auge  fasst,  noch  weniger  ihn  gar 
emptieldt. 

Wenn  nun  deimoch  in  Württemberg  ein  Ausschuss  in  der  Verfassung 
beliebt  wurdeu  i^t,  so  erklärt  äich  dicss  aus  den  eigenthUmlicheu  Vcrh&lt* 
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'niaseD,  unter  welchen  in  diesem  Lande' 4m  ne«e  GnAdgeseU  ta  HIhIii 
kam.  Im  alten  Heraogthome  war  ein,  Anssobnss  gewesen;  nnd  awnr  hatte 
^derselbe  selir  bedentende  Rechte  besessen,  dfe  er- denn  bald  n-Ontem  bdd 
freilich  auch,  m  Schlimmem  anwendete.  Da  mm  der  ?ieijfihriee  Streit  ub 
eine  Yerfesswig  von  der  i^chtlicheu  Anerkennung  der  alten  Gesetie  aiiqtingt 
und  die  hauptsädiliclisten  Fflhrer  der  Vorhandlungen  Uber  das  neu  m  €Mn- 
dendc  leidenscliaftlicb  an  der  alten  Einrichtung  hingen :  so  war  es  nur  eine 
logische  und  psychologische  Folge,  dass  die  HerateUang  eines  Aassefaosses 
läs  eine  der  ersten  Bedingangen  der  Vcroinhnrung  von  den  verfossnngbe- 
rathendcn  Versanindongcn  aufgestellt  und  festgehalten  ward.  Nicht  sowohl, 
weil  man  es  für  das  an  sich  Gate  uiul  Nothwciidip«'  erachtete,  «ondern  weil 
0^  altw jlrttf'niborgi<chL'  Eiurichtimg  gewesen  war,  verlangte  man  die  Ein- 
richtung aucli  hl  der  neuen  Vt  rfassuug.  Dir  S,u  Ik  fand  aber  um  so  weniger 
Anstand,  als  auch  die  Kegioruni^.  wohl  in  Erinnerung,  dass  sie  sich  früher 
bei  dem  Ausvehnsse  nicht  schlecht  befunden  hatte,  keinerlei  ernstlichen 
Widerstand  <  vhob.  lUicbstens  suchte  mnn  durch  eiiutelne  ßestipnilingra  dtf 
Wiederkehr  frtiliei-en  Unfuges  vorzubeugen.  '        .  ' 

l'eber  den  Werth  der  Einridilung  vermag  man  bich  nun  aber  unzweifel- 
haft ein  sicherem  Urtheil  zu  bilden.  Ks  felilt  nicht  an  Thatsachen,  und  sie 
liegen  offen  vor.  Der  Aussehus».  ist  seit  der  Gründung  der  neuen  Verfas- 
sung in  ununterbrochener  Wirksamkeit  gewesen  und  hat  alle  Gelegenheit 
gehabt ,  sieh  in  seiner  wahren  Bedeutung  zu  zeigen.  Dass  die  Erfahrung 
keine  günstige  gewesen  sei .  ist  oben  behauptet  worden;  den  Beweis  liefern 
nachstehende  Erinnerungen  und  th-wägungen.  y  ;     '  ' 

Vorerst  ist  unläugbar,  dass  die  Wirksamkeit  des  Ausschusses  eine  Ver- 
>  hftltnissmässig  anbedeutende  war  und  ist;  uiul  /war  hauptsächlich  auch  durch 
die  bewnsate  Mkwirliang  der  ßtäudeversammlong  selbst.  —  Die  Verfassungs- 
nrknade .'hatte 'ivrch' die  Stimmung,  däss  sich  der  Ansschuss  gerade  mit 
den  wiohtigsten  Angelegenljj^ten  mur  Tmcbereitend  beschftftigen  könne,  schon 
im;  AHgminen  dafiir  gesorgt,  dass  wenigstens,  tö  laoge  diese  Bedingung 
eing^haMen  wOrde,  der  Aasschnss  in*  engen  SobraiüDen  -bleibe.  Durch  dia 
ffinweisnag  ilaranf,  daas  die  Begienini  dam  Ansschmse  GeaöiieaBBtwIlrfe 
anir  Vorbertitang  Ihr  dfe  Sammeni  Ubergebeh  könne,,  war  Jedoch  ein  Thor 
selir  wesNitliahem  Ebdhisse  geöJEk^t  gebli^en.  Wenn  sidi  die  G««dhn-> 
hea  geUldet  hfttte,  alle  mid  Je^  XlleaeIcesentWflHiB,  dem  Annchnaae  lor 
Beghtachtnng  ftr  die  .Knnniern.  wiweiaan,  so  wflre  ditan  ein  sehr.weil». 
gehender  Bininss  anf.die  vo||fc  tersammhmg  und  auf  den  ^jaunn  Btaal 
fofidlen,  indem  e»  in  einer  gr^e^mi  Yen^omdmi^         e^iwer  iat,  Tet»- 
'  bessenmgsantrfice  nt  efaiem  "GesetieseiltwiBife  in  imiiroTiairäi,  dieaelSe» 
TiehMhr  bi  dem  ChMnehten  einer  QQnqpisaio^  vorbereitat  sein  mhasoi.  Eben 
.#eses  hM  fam-aber  die  .iNy;tt<hiiitfg|iish|}  ai»MtoT^ffaitod|Mi  .nuM  ^aagfik' 
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sehon,  und  gleich  in  dem  ersten  Falle  der  Begutachtung  eines  Gesetzesent- 
worfes  durch  den  Ausschuss  diese  ganze  Rehandlang  der  Gesetzgebung,  bezie- 
hungsweise diese  Beschränkung  ihrer  eigenen  Bedeutung,  dadurch  für  immer 
entfernt,  dass  sie  das  vom  Ausschüsse  bereits  begutachtete  Gesetz  ohne 
alle  Beachtung  der  bereits  gemachten  Arbeit  nochmals  an  eine  freigewählte 
Commission  verwies.  Uierdurch  entging  natürlich  dem  Ausschusse  für  immer 
die  Lust ,  voraussichtlich  ganz  nutzlose  Arbeiten  zu  uutcniehmen,  und  auch 
die  Regierung  sah  sich  von  da  an  veranlasst ,  ihre  Gesetzeseut>vürfc  nur  an 
die  Versammlung  selbst  m  ricliton ,  und  selbst  auf  den  Zusammentritt  stän- 
discher Conunissionen  zur  Begutachtimg  von  Gesetzesentwürfen  zwischen  zwei 
Landtagen ,  also  neben  dem  Ausschusse ,  einzugehen.  —  So  sind  denn  dem 
AusschuKse  nur  drei  liedeutendere  Gegenstftnde  einer  regelmässigen  Thätig- 
keit  geblieben:  die  Leitung  der  Staatssehuldcnkasse ;  die  jührliche  Prüfung 
der  Steuerverwendung;  endlich  die  Erstattung  des  Rechenschaftsberichtes  an 
die  volle  Tersanjmlung.  Wie  viel  oder  wie  wenig  es  aber  auch  mit  diesen 
drei  Beschäftigungen  auf  sich  hat,  wird  au.s  Nachstehendem  erhellen. 

Es  ist  nicht  nöthig.  auf  die  Geschichte  der  Verfassungsbestimmung 
zurückzugehen,  welche  den  Ständen,  in  deren  Abwesenheit  aber  dem  Aus- 
schüsse, nicht  etwa  bloss  die  lleberwachung,  sondern  selbst  die  regelmässige 
Verwaltung  der  Staatsschuld  übertragen  hat.  Aus  welchen  Gründen  auch 
diese  abnorme  Anordnung  getroffen  ward,  von  irgend  einer  praktischen 
Bedeutung  ist  sie  nicht  geworden ,  und  hat  sie  auch  in  der  That  nie  werden 
können.  Lässt  man  n.'lmlich  auch  alle  allgemeinen  Erwägungen  der  Zweck- 
mässigkeit oder  UnZweckmässigkeit  einer  wirklichen  Theilnahme  der  Reprä- 
sentation an  der  Staatsvei'waltung  ganz  ausser  Frage,  so  leuchtet  jedenfalls 
ein,  dass  ein  eig«'nthündicher  Schutz  der  Staat«5glänbiger  und  ein  besonderer 
Vortheil  für  den  Credit  des  Staates  nur  unter  der  Voraussetzung  entstehen 
konnte,  wenn  den  Ständen  eigene  und  imr  von  ihnen  abhängige  Einnahmen 
zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Mit  andern  Worten,  sollte  die  ständische 
Verwaltung  der  Staatsschuld  einen  Sinn  haben,  so  war  ein  ständisches 
Steuererhebnngsrecht  damit  zu  verbinden.  Diess  ist  denn  nun  aber  nicht 
geschehen.  Die  Regierung,  und  nur  sie,  hebt  durch  ihre  Beamten  alle  Ein- 
nahmen des  Staates  ein ,  und  die  Stiiatsschuldenkasse  orbalt  das  ihr  zur 
Zinszahlung  und  Tilgung  nothwendige  Geld  von  den  gewöhnlichen  Einnahme- 
kassen; und  wenn  diese  auch  allerdings  bei  eigener  Verantwortlichkeit  zur 
Ablieferung  der  verabschiedeten  Summen  an  die  Schuldenverwaltung  ver- 
pflichtet erklärt  sind,  so  ist  damit  natürlich  weder  im  Falle  einer  allgemeinen 
Zerrüttung  des  Staatshaushaltes  etwas  gewonnen,  noch  selbst  eine  augen- 
blickliche gewaltthätige  Zurückhaltung  der  Gelder  von  Seiten  der  Regierung 
omnOglicb  gemacht.    Da  nun  überdiess  die  ständische  Schuldenverwaltnng 
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Einrichtung  schliesslich  kaum  ein  anderes ,  als  dass  die  Stände  der  Regienmg 
im  regelmässigen  Laufe  der  Dinge  einen  beschwerlichen  und  wenig  dankbaren 
Dienstzweig  abnehmen.  Das  württerabcrgische  Staatsschuldcnwesen  ist  aller- 
dings sehr  geordnet;  allein  dicss  war  seit  Gründung  der  Verfassung  in  Be- 
ziehung auf  den  gesanmiten  Staatshanshalt  der  Fall,  und  Niemand  wird 
behaupten  wollen,  dass  diess  anders  gewesen  wäre,  wenn  die  Stände  auch 
hier,  wie  bei  allen  anderen  öffentlichen  Ausgaben,  nur  die  Prüfung  der 
Nothwendigkeit ,  die  Verwilligung  und  die  Anerkennung  der  Rechnung  ge- 
habt hätten.  —  Ist  dem  nun  aber  also  in  Beziehung  auf  das  gesammte 
Verhältnis«  der  Stände  zu  der  Staatsschuld ,  so  ist  natürlich  auch  die  Wirk- 
samkeit des  ständischen  Ausschusses,  welchem  in  der  Zwischenzeit  von 
zwei  Landtagen  die  Leitung  der  Schuldenkassc  zusteht,  keineswegs  eine 
bedeutende.  Dieser  Auftrag  gibt  ihm  viel  zu  thun,  aber  als  einer  Verwal- 
tungsbehörde, nicht  als  einem  Theile  der  Repräsentation. 

Was  aber,  zweitens,  die  vom  Ausschusse  jährlich  vorzunehmende  Prü- 
fung der  Stcuerverwendung,  und  also,  da  sich  diese  nicht  abgesondert  vor- 
nehmen lässt,  die  Prüfung  der  gesammten  Staatsrechnung  betrifft,  so  ist 
dieselbe  sicherlich  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Repräsentation ,  indem 
ja  nur  dadurch  die  Verwilligung  der  Staatsausgaben  und  Einnahmen  eine 
Bedeutung  erhält  und  überhaupt  hierin  die  hauptsächlichste  Ueberwachung 
der  Regierungshandlungen  liegt.  Allein  selbstredend  ist  es  nicht  sowohl 
das  Revisionsgescbäft,  als  die  scbliessliche  Anerkennung  oder  Verwerfung 
der  Einnalmien  oder  Ausgaben,  welche  eine  Bedeutung  für  die  Regierung 
und  für  das  Land  hat.  Die  Revision  der  Rechnung  ist  lediglich  nur  ein 
.Vorbereitungsgeschäft  für  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Kammern; 
kurz  gesprochen  eine  Commissionsarbeit.  Ob  nun  dieser  Bericht ,  in  welchem 
es  sich  lediglich  von  der  Feststellung  von  Zalilen  handelt,  von  dem  Aus- 
schusse oder  von  einer  eigens  gewählten  Commission  der  Kammern  vorge- 
nommen wird,  ist  vollkommen  gleichgültig.  Der  einzige  nennenswerthe 
Unterschied  besteht  darin,  dass  in  solchen  Staaten,  welche  keinen  Aus- 
schuss  haben,  die  Arbeit  erst  nach  Eröffnung  der  Stäudevers&mmlung  be- 
gonnen werden  kann,  während  sie  in  Württemberg  alsbald  nach  dem  Zu- 
sammentritt der  vollen  Versammlung  vom  Ausschüsse  abgeschlossen  vorgelegt 
wird.  Somit  beschränkt  sich  die  in  Frage  stehende  Thätigkeit  des  württem- 
bergischen Ausschusses  in  der  That  und  Wahrheit  nui*  auf  eine  kleine  Geld- 
frage, nämlich  ob  es  wohlfeiler  ist,  die  Revision  durch  den  Ausschuss  oder 
durch  eine  ständische  Commission  vornehmen  zu  lassen?  Diess  ist  schon 
an  sich  von  sehr  untergeordneter  Bedeutung;  es  ist  aber  überdiess  keines- 
wegs klar,  dass  eine  durch  Vornahme  der  Revisionsarbeit  etwa  herbeige- 
fährte  Verlängerung  der  ständischen  Sitzungen  höher  zu  stehen  käme,  als 
die  regelmässige,  gar  nicht  unbedeutende,  Ausgabe  für  don  Ausschuss.  — 


OMHiiiitkMMUe  Erlikknacaa.  Mg 

Won  aber  die  wtrttembergiacfae  VerüMsingtiiriaiiid«  Bit  dieser  durah  den 
Anwhwtt  T«anMiiiB0ideB  PHtfhnig'der  Staalsreehnng  n  gteiclMr  Zeil  das 
BeeH  eter  ErtfCem«  des  Etats  lllr  das  ktnftiie  Jalir  ?eiUadat,  ao  ia( 
dieaa  aidit,  fria  m  etwa  einem  ünkandigaa  erscheiaeB  mOdHa,  etat  Hieb* 
tiges,  tief  in  alle  aiaateangelegenlieitett  eiagraifiendee  Beebt,  sondeni  aiaht 
viel  nelir  als  eine  leere  Form.  Der  mit  dan-FinaaiminMer  nodunals  fo 
bMpNdieBde  Etat  ist  Ja  berät»  von  den  Sttaden  erOrtert  and  lBBt0eate|lt» 
ftamlidi  als  finan^geeets  poUidrt.  Weiter  der  Minister  naeh^der  Ansaehnss 
kannei  SOltig  etwas  daran  mehr  Andern;  and  swar  gUlekliehertrdse.  Die 
gpnae  IKMsamiceit  des  Ansacbasses  .besebrflnkt  sieb  also  am  Ende  darauf, 
die  Begierong  nocb  :«inmal  an  die  Einbaltoag  der  Yeiabscfaiedang  sa  er- . 
innem,  and  etwa  einen  Waa8Gl^  woU  bemerlct  keinen  Bssobfauk,  in  Betreff 
anf  eine  naek  der  aogenbliddicbcn  Sachlage  mOgtich  endieinende'Enpar- 
niss  ansznsprechcn.  Von  einer  eigentlichen  Wirtttsrnkeit  des  Anascbnsses 
in  dieser  Be/ichuiig  kann  also  gar  nicht  die  Rede  sein. 

UnsweifeUiaft  dii-  wichtigste  der  drei  Aufgaben  des  Aosschasses  ist  die 
Erstattung  eines  Rfclionsehaftsbcrichtes ,  in  so  ferne  dieses  Schriftstücfii 
aosier  dem  Nachweise  Aber  die  bisher  besprochcnon  (und  nodi  einige  andere 
dsr.n&heren  Erörterung  nicht  weiter  werthen)  Bchcb&ftignngen,  eine  Prüfung 
sftmmtlicher  Regierungsverordnungen  sowohl  vom  Staudpunkte  der  Zweck- 
mftssigkeit  als  von  dem  der  verfassungs-  und  gesetzm&ssigeu  Richtigkeit,  sowie 
Oberhaupt  eine  Darlegung  des  ganzen  Ganges  der  Regierung  seit  dem  letzten 
Landtage  zu  entlialtcii  hat.  L'nliluKbar  ist  ein  solcher  Bericht,  falls  er 
grtlndlich  und  gewissenhaft  abgefasst  wird,  vun  Bedeutung,  in  so  ferne  er 
jeden  P'alles  der  Stündeversaninüung  manche  Arbeit  er>i)art,  und  sie  über- 
diess  auf  Fragen  aufmerksam  machen  kann,  welche  ihr  sonst  vielleicht  ent- 
gangen wären.  Es  soll  also  diese  Folge  des  Bestehens  eines  Ausschusses 
keineswegs  unterschätzt ,  viehnehr  in  dieser  Beziehung  der  wUrtteinbergiscben 
Einrichtung  ein  unmittelbarer  Nutzen  zugestanden  werden.  Aus.serdem  trägt 
eine  solche,  sich  in  kurzen  Zwischni/i  iten  wiederholende,  kritische  Beleuch- 
tung der  staatlichen  Zustände  in  weiteren  Ivieisen  zur  Kenntniss  derselben 
und  zur  Thcilnahmc  an  ihnen  bei.  Doch  darf  nicht  V(  rNchwi(  gt  u  werden, 
dass  die  Münze  auch  ihre  Kehrseite  bat.  Der  stündische  Kochi  nschaftsbe-, 
rieht  ist  natürlich  die  Grundlage  der  Verhandlungen  in  der  vulh  n  Versamm- 
lung liber  das  ganze  rtickwärts  liegende  Gebahren  der  Reyicruug.  Was  dem 
ständischen  Aussehnsse  entgangen,  oder  was  von  ihm  absichtlich  verschwiegen 
ist,  hat  uoi-  geringe  Aussicht  auf  eine  Besprechung  in  der  Kammer,  und  diese 
zwar  um  so  weniger,  als  der  Rechenschaftsbericht  sehr  um£usend  SU  sein 
pflegt,  und  schon  seine  Erledigung  die  Zeit  und  Kraft  ffirseblingt,  wdflhe 
naf  die  ErörteroBg  vergangener  Dinge  wMndet.wecdMi  hiOuen.  Dadurch 
'lM.es  denn  .abtt  -nflgUoh,  MaiK^  todtsuscbweigen  oder  nnter  Irisehei 
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Gesichtspunkt  zn  Itringcn.  Wie  «Umu  iiuit  aber  sei,  und  selbst  wenn  man  die«e 
Schatten^'  ite  der  Rt'chenschaftsberichtc  uichf  zugeben  oder  sie  nur  gering 
anschlagen  will ,  so  bleibt  es  doch  jeden  FaJles  mehr  als  zweifelhaft ,  ob  die 
Erstattung  des  Reciieiischaftsberichtes  von  solcher  Bedeutung  ist ,  dass  sie 
allein  das  Bestehen  eines  Ausschusses  zu  rechtfertigen  vermag. 

Diess  scheint  denn  aber  um  so  entschiedener  bestritten  werden  zu  mOs» 
sen,  als  das  Bestehen  des  Ausschusses  nicht  nur.  wie  bisher  erwiesen  wurde, 
von  geringem  positiven  Nutzen  ist ,  sondern  sich  auch  theils  Befürchtungen, 
theils  sogar  entschiedene  Nachtheile  an  sein  Dasein  knüpfen. 

Die  Befürchtungen  bestehen  darin,  dass  das  Bestehen  eines  Ansschnsses 
trotz  der  i>i  der  Verfassungs-Urkunde  vorgesehenen  Beschränkungen  desselben, 
doch  schliesslich  die  Folgen  haben  könne,  welche  dasselbe  in  so  vielen 
auilern  Staaten  crfahrungsgemftss  gehabt  hat  imd  welchen  namentlich  auch 
das  Herzoglhum  Württemberg  selbst  nicht  entgangen  war.    Allerdings  hat, 
wie  oben  angefahrt  worden  ist,  die  Ständeversammlung  die  Bedrohung  ihrer 
Selbstständigkeit  in  Gesetzgebungssachen  bisher  thatsächlich  abgewendet, 
und  es  ist  ein  Beharren  in  dieser  Richtung  zu  erwarten ;  allein  eine  Sicher- 
stellung für  alle  Zeit  und  für  alle  Verhältnisse  ist  doch  keineswegs  gegeben. 
Kein  Satz  ist  richtiger  in  der  Staatskunst,  als  dass  das,  was  bereits  geschah, 
uuter  gleichen  Voraussetzungen  wieder  möglich,  ja  sogar  wahrscheinlich  sei. 
Die  württenibergischc  Verfassung  hat  die  Hauptproben  ihres  unverrückten 
Bestandes,  nämlich  schwere  Ki*iegszeiten  und  einer  gruudsätzlich  dem  reprä- 
sentativen Systeme  feindseeligeu ,  auf  dessen  Untergrabung  hinarbeitender 
Regierung,  noch  nicht  bestanden.    Dass  ihr  solche  Gefahren  ganz  werden 
erspart  bleiben,  ist  kaum  zu  holfeu.    Wie  dami  aber  das  Vorhandensein  eines 
Ausschusses  wirken,  und  wie  dieser  etwa  missbraucht  werden  und  sich  vielleicht 
selbst  zum  Missbrauche  hergeben  wird,  lässt  sich  nicht  voraussehen.  Liegt 
doch  sogar  nach  den  Lehren  der  Geschichte,  eine  Hauptgefahr  in  einer  an- 
fänglichen nützlichen  Ueberschreitung  seiner  verfassungsmässigen  Befugnisse! 
Man  mag  darüber  freilich  verschiedener  Ansicht  sein;  allein  den  durch  Er- 
fuhrung Gewarnten,  will  es  das  kleinere  Uebel  bedüuken,  wenn  in  einem 
äusseren  oder  inneren  Nothstande  die  Wirksamkeit  der  Stüudeversammlung 
für  eine  Zeitlang  ganz  unterbrochen,  als  wenn  sie  von  einem  Ausschusse 
usurpirt  wird. 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag,  und  wcuu  man  in  den  eben  aasge- 
sprochenen Besorgnissen  nur  ein  kranklwftes  Schwarzsehen  erkennen  will: 
jeden  Falles  lüs*i  bith  bei  offenem  Bekennen  der  Wahrheit  nicht  in  Abrede 
ziehen,  dass  das  Vorhandensein  eines  Ausschusses  in  Württemberg  bereits 
positiven,  wenn  schon  vielleicht  uur  untergeordneten  Schaden  gebracht  hat. 

Die  Ausschussmitglieder  sind  nämlich  bezahlt;  und  zwar  beziehen  die 
beständig  Anwesenden  stehende  Gehalte,  besonders  die  beiden  Präsidenten 
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ziemlich  aiibthaliche;  den  regelmassig  Abwesenden  werdeu  Taggelder  zage«  " 
wendet  durch  die  EinberofiEmg.  Beiden  Gattungen  von  Mitgliedern  wird 
ftberdiess  die  AiinehsiUohkeit,  dass  sie  auf  die  wenigst  beschwerliche  Weise 
SlflUvertretuig  iil  ihren  Aemteta  erhilteii,  weim  sie  äetm  bekleiden.  So 
gtuMut  bIio  die  Wthl  in  den  Aiusehtss  AnfenÜMlt  in  der  Hauptstadt  bei 
weniger  Arbeit,  einigini  venßtäkhm  Einflösse,  mid  mOgUcfaerweise  mit  doppel- 
tem  Oehalfce.  Ans  diesen  AnaehmUchkeiten  der  SteDoog  haben  sich  daiia 
nu  «berNaditlieile  entwiolEelt,  ftr  welche  swar  vielleicht  regelnisstger  T 
Beweis  gelUirt'  «rerden  kann,  welche  aher  nichts  desto  weniger  bestehen  ud 
swar  nadi  TinchiediBri^-Bichtiingett  hin. 

EimMd  ist  die  Wahl  des  Prftsideiiten  der.  «weiten  Kammer  durch  deo 
(flaaiit  veriMmdeiien  Oehali  (von  fiOOO  fl.)  eine  verwiekeltere  Aqgelegenheil 
geworden,  als  ftr  den  nächsten  Zweck,  mmUdi  die  Leitmig  der  Gesehlfto 
und  die  wtrvUge  YertreliMig  der.  Rechte  und  des  Ansehens  der  Kammer,  n- 
Irli^ich  erseheint  Anaser  der  Erwigong  der  persönlichen  TBchti^nit  kommt 
■ImKch  aäeh  iüe.  Zuwendung  der  Tortheile  ftr  eine  regehnlssige  Periode 
von  seehsJDiltran  inBetracht.  Dass  dieser  Punkt  aber  sowohl  von  den  mehr; 
oder  weniger  oim  auftretenden  Beweihern,  ab  vob  den  WShlendea  uid 
seheideiiden  his  Auge  gebsst  wird,  Tersteht  sieh  von  selbst  KamentUeh  tritt 
diese  sdv  entschieden  hervor  bei  einrä*  Wiedererwählong  nach  Ablauf  .der 
Periode  oder  nach  einer  Auflösung,  weil  es  steh  dann  nicht  von  derErlangrug 
oderNichterlangong  ein»  s  Vortheiles,  sondern  von  dem  weit  härteren  Wieder^ 
aa^^Mn  eines  bi^erigeu  Besitzes  bandelt.  Diese  NebenrUcksichten  wären 
echou  unter  allen  Umständen  einer  besten  Besetzung  des  Präsidcntcnstuhles 
anzuträglich;  ^  ist  aber  noch  insbesondere  wohl  zu  bedenken,  dass  in  Würt- 
temberg die  Kammer  der  Abgeordneten  ihren  Präsidenten  nicht  nnmitt^Ibar 
wählt,  sondern  nur  dem  Könige  drei  Mitglieder  vorschlägt,  aas  welchen  dieser  - 
Einen  bezeichnet.  Zur  Wahl  oder  Wiederwahl  für  die  gewünschte,  und  unter 
Umständen  per»>öuli(li  sehr  nothwendig  gewordene  Stelle  gehört  also  sowohl 
dieGuüst  der  Mehrheit  derllenossen  als  die  des.  Staatsolterhanjitt^  Zwischen, 
diesen  beiden  Klipiien  iinnier  mit  Maunesmuth  nnd  mit  Vorlheil  für  die 
Rechte  der  Kammer  nnd  des  Landes  »iurchziisohiffeii ,  ist  wohl  nicht  Jedem 
gegeben,  und  in  der  That  sehr  schwierig.  Bestünde  kein  Ausschuss,  und 
wäre  also,  wie  in  andern  Kammern,  der  Vorsitz  mit  dem  Landtage  wieder 
ZU  Ende,  so  wäre  von  alle  diesem  gar  nicht  die  Rede. 
•'  Von  etwas  geringerer  Dedeutung  sind  wohl  die  Ntbeugründe,  welche  die 
Wahl  in  den  Ausschuss  fftr  die  gewöhnlichen  Mitglieder  der  Kammer  wün- 
schenswerth  machen,  indem  deren  Stellung  weniger  vorthcilhaft  ist;  allein 
dafs  sie  gar  keine  Bedeutung  haben,  wird  Niemand  behaupten,  welcher  mit 
dem  inneren  Leben  der  wUrttembergischen  Ständeversammlnng  vertraut  ist. 
£6  stellt  sich  viehnehr  die  Sache  so.   Die  Wahl  wird  yoQ  den  dazu  ver- 
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einigten  Kammern  vorgenommen,  nnd  es  bedarf  zu  ihrer  YoUendong  keiner 
königlichen  Bcstütigtmg.  Natürlich  ist  es  nun  in  erster  Linie,  theils  ans 
politischen  theils  ans  persönlichen  Gründen,  reine  Parteisache,  die  Stellen  zu 
besetzen,  und  es  wird  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  nachgewiesen  wcrdea 
können,  dass  die  besondere  Tüchtigkeit  des  Mannes,  nicht  aber  seine  poli- 
tische Stellung  ihm  zn  einem  Sitze  im  Ausschusse  verhalf.  Dann  aber  tritt 
auch  noch  die  Rücksicht  auf  die  von  den  Mitgliedern  der  anderen  Kammer, 
welcher  der  Bewerber  nicht  angehört,  zu  erlangenden  Stimmen  ein.  Mag 
diess  auch  etwa  für  die  zu  wahkudeii  Mitglieder  der  ersten  Kammer  nicht 
von  grosser  Bedeutung  sein,  weil  die  Zahl  derjenigen,  welche  Oberhaupt 
ernannt  werden  können,  nur  klein  ist:  so  verhält  es  sich  doch  anders  hin- 
sichtlich der  Kandidaten  aus  der  Abgeordnetenkammer.  Hier  ist  grosse 
Auswahl  und  die,  in  der  Regel  in  genau  verabredeter  Einheit  abgegebenen 
Stimmen  der  ersten  Kammer  sind  von  entschiedener  Bedeutung  für  das  Gelingen 
der  Bemühung  i&i  eine  Stelle  im  Ausschusse.  Nun  aber  giebt  es,  leider  nur 
allzu  wichtige,  Bemühungen  und  Abstimmungen,  welche  als  eine  unerlassbare  , 
SCknde  von  den  Standeshen  n  betrachtet  werden,  und  somit  auch  jede  Hoffnung 
auf  eine  Wahl  in  den  Ausschuss  von  ihrer  Seite  ausschliessen.  Heisst  es 
nun  von  den  Menschen  schlechter  denken,  als  sie  es  verdienen,  wenn  man 
fürchtet,  es  könne  unter  solchen  Umständen  der  Wunsch,  in  den  Ausschuss 
zu  gelangen,  einen  Einfluss  auf  das  Verhalten  einer  grösseren  oder  kleineren 
Anzahl  von  Ständemitgliedern  ausüben?  Und  selbst  wenn  dem  nicht  so  wäre, 
60  bleibt  es  unter  allen  Umständen  ein  falsches  Verhftltniss,  dass  die  Mit- 
glieder der  Kammern  einer  Anzahl  ihrer  Genossen  pecuniäre  Vortheile  zu- 
wenden oder  verweigern  können. 

Fasst  man  denn  mm  aber  alles  dieses  zusammen,  geringen  nützlichen 
Erfolg,  positive  Nachtheile,  im  Hintergründe  jeden  Falles  wenigstens  die 
'Möglichkeit  einer  Beeinträchtigung  der  vollen  Versammlung  durch  das  Be- 
stehen eines  Ausschusses:  so  kann  es  in  der  That  einem  gerechten  Zweifel 
nicht  unterliegen,  dass  die  von  der  württembergischen  Verfassung  so  aus- 
nahmsweise getroffene  Einrichtung  besser  auch  hier  unterblieben  w&re,  und 
dass  vielmehr  wieder  ein  Beispiel  jener  Art  von  Bestimmmigen  vorliegt, 
-welche  auf  den  ersten  Anblick  ganz  passend  erscheinen,  jedoch  weder 
eine  genauere  theoretische  Prüfung  noch  auch  die  EKahrung  auszuhalten 
vermögen. 
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Ambdmd  wMdtt^  ja  te  Thai  aHr  JuSkmmB  BMtiBmiafta. 

1)  Die  StimjBflbertragang  der  erbliohen  Mitglieder  der 

ereten  Kammer. 

Nach  dem  ?brgaoge  in  anderen  Pairskanmieni  ist  uch  den  tlmnUiekia 
erbBcben  IfitgUedem  der  «flittembergiBchen  Kaamer  der  Stettde8b«rren 
das  Becht  abertragen  worden,  ilire  Stinuee  doreb  einen  Stellvertreter  ab- 
angeben,  and  swar  mag  demlbe  tbeOs  irgend  ein  änderet  Hitgiied  der 
Kammer  tbeOa  ein  Sobn  oder  der  TernHitblicbe  Nachfolger  in  der  Slandee- 
liemdttft  sein.  BestiniBt  ist  dabei,  dass  ein  Ifitglied  nicbt  mebr  ak  Eine 
abertragene  Stimme  ftbren  ditrfe.  —  Ans  deuVterbandHrngen  der  vertonng- 
gebenden  Yersammhuig  von  1819  (s.  Frotoo.,  Heft  44,  8.  76  fg,)  erbeUt 
aber,  dass  sael  Qrllade  war  jkanabme  dieser  .Anomalie  tebrten:  Erstens  fie 
Absieht,  die*snr  BSldung  einer  gltttigen  YersanaBlnng  n(Nhige  Stinnnensahl, 
nimlieh  die  QOfte  der  IBtglieder,  am  so  sieherw  zosammennbriagen. 
Zweitens  dieErinnemng  an  dtoStimmttbertragnttg.aiifBeieh»-  and  Kreistagen. 

.  Die  iMnglichkeit  dieser  Beweggrttnde,  soirfe  die  Zweoioaissi^it  dsr 
gaasen  llassrsgel  .einer. sehaiüBa  Kritik  sn  naterwerfien,  dürfte  nicht  eben 
sdiwer  sein.  Nabe  liegen  nAmUch  die  Einwendvngen,  daae  wer  sieb  niefat 
einmal  die  Milbe  .nehme,  fines  der  wichlUgsten'  stfkatsbOrgerliclwn-  Hechte 
selbst  aaszaflfien,.  zum  mindesten  als-  vendchtend  ansnsehen  sei;  femer  dass 
kein  Onmd  .bestehe,  einem  MitgUede  desshalb,  weil  ein  Anderer  in  der 
ditamg  nicht  erscheine,  ein  doppeltes  Recht  einmriamea  nnd  ihm  dadurch 
einen  .Yortheil  zu  gewähren  ober  diejenigen  s^er  Genossen,  welche  pflicht-  • 
gemlss  erscheinen,  aber  zniUllig  keine  übertragene  Stimme  besitzen;  femer, 
dass  die  Vorschrift  der  Yerfassnngsorkiinde,  welcher  gem&ss  wenigstens  die 
Ilflifto  der  ^litglioder  der  ersten  Knnuiior  m  einer  gOltigen  Berathnng  ond 
Beschlussnahme  erforderlich  sei,  der  That  nach  omgangen  werde,  indem  nun 
blos  ein  Viertheil  dorselben  persönlich  anwesend  zn  sein  brauche;  endlich, 
dass  (las  Vcrhiiltniss  zur  zweiten  Kammer  durch  die  <lopi>elteu  Stimmen  in 
der  ersten  bei  gemcinsebaftliclirn  Walilen  n.  s.  w.  verfillscht  werde.  'Auch 
wäre  es  eine  leielite  Auf^Mlie  /n  /ri^'rn .  dass  trar  keine  Analogie  der 
Verhältnisse  auf  dem  Heirhstage  und  der  in  einer  Ständekammer  stattfinde, 
nnd  wiire  es  auch  nur  aus  (lein  Grunde ,  v;ci\  in  letzterer  nicht  nach  In- 
structionen gestimmt  wird .  noch  werden  darf.  Kurz ,  es  kann .  und  muss 
fast,  der  ganze  Gedanke  als  ein  verfehlter  und  in  seinen  P'olgen  für  die 
Mehrzahl  der  Btlrger  schjUllicher  erscheinen.  —  Allein  dem  sei  nun.  wie 
ihm  wolle ;  der  Gesetzgeber  fand  die  Einrichtung  billig.   Und  zwar  ist  guuz 
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immifeHiaft,  dass  durch  das  Recht  der  Stiimiifilwrtrisiiiig  den  StMuleslie^^ 
ein  bedeutender  Yorthtil  eingerftiuttt  werden  wollte.  Während  «ile  aadeieii 
Mitglieder  der  Stände versanmdnng,  >  sogar  die  lebenaltegüch  ernannten 
Genossen  in.  der  ersten  Kanuner  selbst,  ihre  Befngnis^  in  den  Landesaoge- 
legenheiten  mitzureden*,  dnrch  Abwesenheit  vendeh^,  sollten  jene  ihiw 
Ansicht  auch  ans  der  Entliennmg  Gewicht  Tefschaffen  können ,  aberhaapt 
aoch  in  dieser  Beziehnng  ftber  den  Rechtsznstaiid  der  abhgcn  Bürger  ge- 
stellt weita. 

Deonoeh  ist  es  gerade  dieses  anscheinend  so  bedeutende  Recht,  welches 
Eom  entschiedensten  Nachtheile  der  Staadeslieiren  ausgefallen  ist  und  den 
anf  Bewahrung  von  Sonderintere^^en  anagehenden  Eiiüiuss  derselben  so  weit 
geschwftcht  hat,  als  es  bqi  der  ZuaanunenoeCznng  der  ersten  Kannmer  fkber- 
hanpt  möi^ch  war. 

'  Da  es  nftmlich  auch  hier  nicht  für  passend  erachtet  wurde ,  —  und 
gewiss  mit.Kecht,  —  den  Prinzen  ein  Recht  zu  verweigern,  welches  den 
Standesherren  einzuräumen  wäre,  so  wurde  sänirat liehen  crhlichen 
Mitgliedern  JieBefugniss  der  Stimmübertragung  gegeben.  Bei  einer  kleinen 
Anzahl  volljähriger  Prin/cn,  oder  auch  bei  regelmässigem  Erscheinen  der-. 
«,elbeu  in  der  Kammer,  ist  nun  allerdings  diese  Ausdehnung  der  Stellver- 
tretung nicht  von  Beileutuiip.  Wohl  aber  wird  sie  es,  wenn  von  zahlreichen 
Prinzen  die  Mehrzahl  zwar  nicht  iiersöuhch  erscheint,  aber  von  ihrem  Rechte 
der  Stellvertretung  Gebrauch  marht.  Eine  Uebertragnng  der  prinzlichen 
Stimmen  aufStandesherren  ist  theils  nicht  thunlich  an  sich,  weil  die  erschei- 
nenden Staude.sherren  in  der  Regel  bereits  mit  der  übertragenen  Stimme 
eines  Standesgenobscn  ver.^chtn  "-ind;  th(il>  nicht  zu  erwarten,  weil  eine 
Verstärkung  der  SuiuU  lintfrcvscn  lU  r  Staudc>heiTen  nicht  wolil  der  Wunsch 
einsichtiger  Prinzen  tles  Ilause>  sein  kann ,  bei  minder  scharlsichtigeu  aber 
von  der  Regierung  verhindert  werden  kann.  Somit  sind  in  der  Regel  die 
lebenslänglichen  Mitglieder,  welclie  zwar  ihre  eigene  Stimme  nicht  abtreten, 
wohl  aber  eine  fremde  führen  dürfen,  die  Stellvertreter  der  Prinzen.  Ist 
dem  aber  also»  so  wird,  wie  lieiuer  weitern  Ausführang  bedarf,  durch  den 
Qmndsatz  der  Stinunübcrtragung  der  gegen  die  Staudesherreu  gerichtete 
Bflgiemngseinflttss  In  der  ersten  Kammer  bedeutend  verstärkt;  indem  es  nun 
nicht  nqr  für  dieBeig^eriing  der  Zahl  imch  gleichgültig  ist»  ob  eine  grössere 
oder  kleiniere  Anitahl  von  Prinzen  aus.  der  Kammer  abwftsend.  UeHil)  somdem 
sio  sogar  an  Geschftftsgewohnheit,  Zusammenhalt  und  Festigkeit  ihrer  PaüJtei , 
im  Zweifel  .noch  gewimit   .      '  ^ 

Die  Bichtigkeit  vorstehender  Bemerkungen  wild  dorch  die  Eiifohnuig 
dnes  Jeden  Laadtnges  nachgev^iesen.  Selten  i8t>  ein  lehendängliches  Mit- 
glied ohne  ^timmfähning  Ar  einen'  Printen;  und  wenn  auch  dadurch,  wie 
"in  der  ersten  Jibtheilnng  der  g(>genwärtigen  Abhandlung  geneigt  üst,  ein 
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regehniks&ig^  jUebexyeidoht  tber  die  Staadesherren  nicht  erreicht  wird:  io 
ffiid  dflui  dodi  dM  «itor  gegebenen  UmstiMleii  fi|r  die  Begierong  and, 
UMB  hier  dasMlbe  ist,  Ar  die  ^TolkatbflmUchen  lltUMsregelii  wenigstens 
Mflgliflhe  gefNMUieD.  Dw  Umschlagen  des  Voneehtee  in  das  Gegenthtil  ist 
so  klar,  dass  Sich  die  Staadeshenren,  wire  die  Bestimmnng  Jetst  erst  fest«  • 
sostelleB,  die  Erfthnng  aber  bereits  gemacht,  ohne  Zweifel  selbst  merst 
gegen  die'  MAglichkeit  einer  SUmmftberliagmg  erklären  wflrden. 

2)  Die  Yerfassnngs- Vorschriften  ober  die  Geschftftsordnnng 

der  Kammern. 

Es  ist  nicht  in  ^hrede  n  lieheD,  dass  eine  iweekmissige  Ordnnig  dsa 
fonneOea  OesdiAftsbetriebes  in  StindeTersammhugen  einer  Seit«  nicht  eben 
Icidit  festansteDen,  aadsrer  Seits  aber  m  grosser  Wichtigkeit  ist  Die 
Yemeidnng  von  Uebereihmgen' nad  von  onnOthigem  Zdtverhist,  £e  Be» 
seitigaig  TonPersflnUcbkeiten  nnd  leidenschaftlichem  YeHUurcn,  dir  Regeloag 
der  BerakhiiQg  in  so  saUreicher  Yersananlnag  nnd  der  Abstimmnngsweise, 
-mid  so  nodi  Manches  erfordert  sidiere  Mensehen-  nnd  Öeschgfts-Kenntaiss, 
.bedingt  aber  aodi  den  gedeihttdien  Fortgang  der  Lnidesangelegsnheiteiu 
Die  BedentoBg  einer  .gvten  sumdisehen  GeschAftsordnoog  liegt  daher  aaf  • 
der  Himdi 

'  Allein  freilich  A>lgt  hieraus  nicht,  dass  gerade  in  der  VeifsssungS' 
vlnmde  seHist  dergleichen  Satsangen  zu  geUen  sind.  Vielmehr  ist  es  weder 
Bwedmlasig,  das  Grandgesetz  darch  viele  Einzelnheiten  sehr  umfangreich  • 
zu  machen,  dadurch  aber  seiner  allgemeinen  Aufuahme  in  das  Bewnsstsein 
der  Borger  sn  siibaden ;  noch  ist  c<i  räthlich ,  über  Fragen ,  wetehe  doch  • 
erst  durch,  längere  Erfabrong  vollständig  nnd  richtig  beantwortet  werden 
kAnnen,  von  vorne  berein  und  unabänderlich  zu  entscheiden. 

'Es  mag  somit  immerhin  als  ein  Missgriff  der  württerabergischen  Ver- 
fassungsurkundc  betrachtet  werdei^,  Ha^s  ?ie  in  eine  laiigf  Reihe  von  Be- 
stimmungen über  die  Geschilftsordnung  der  beiden  Kanum  rii  eingegangen 
ist.  Und  überdifss  sind  auch  nicht  alle  eiuschhigenden  Vorsi  liriften  materiell 
ni  billigen.  Dennoch  bietet  sich  anderer  Seits  mehr  ein  Fall  dar,  in 
>^elchem  eine  Bestimmung  iiwar  aus  allgenuincn  (iniiKkn  als  verfehlt 
erscheinen  ntuss,  die  Erfahrung  aber  dennoch  mittelbare  Yortbeile  nachweist, 
welche  aus  ihr  entspringen.  '  •    .  .  • 

a)  Hierher  gehören  vor  Allem  die  ausftlhrlieben  und  genauen  Vor- 
schriften üWr  die  Platze,  welche  die  verschiedenen  Klassen  von  Mitgliedern 
in  den  Sitzungen  der  Kanmieni  einzimehmen ,  and  über  die  Reihenfolge,  in 
welcher  diL  Kni/elnen  zu  stimmen  haben, 

'  Diese  Vorschriften  mögen  an  sich  als  niniöthig  und  kicinlieli.  al«;  einer' 
Yerüassungsarkaiide  fast  ttn\«üraig  crscheineui  und  fruiuöai:>clie  l'ubliusteu 
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haben  sieh  anch  schon  in  der  That  in  bitterem  Spott  Ober  dieselben  er- 
gosieit.  Sie  fragen,  ob  eiii  Maim  ein  gr<)fl8jerer  Redner,  ein  einsicbtsroUerer 
StMtBDiiui  mdc,  je  nachdem  er  anf  dtostm  oder  auf  Jenem  Stöhle  sitje, 
ob  w  mehr  Ottvissen  «of  der  einen  als  auf  der  äiidem  Seite  des  Sailee 
habe?  Ebenso  werden  die  Abatinarangen ,  meinen  sie,  nicht  durch  die 
Reihenfolge  bestimmt,  sondern  dnrdi  Ueberzengong  oder  etm  dnndi  Parlci- 
ond  selbstische  RAckslGhten. 

Diess  ist  allerdings  wahr.  Und  Qberffiess  haben  diese  so  -eehr  in  das 
Einzehiste  eindringenden  Torschriften  den  Na^ktheQ,  dass  sie  die  Beseitignng 
von  GeschUftslbrmen  verUndem^  welche  durch  die  Erfthrong  als  nniweek- 
missig  erprobt  worden  sbid.  So  wire  es  a.  B.  än  selir  .bedeirtender 
VortheO,  wenn  in  der  wtrttembergiscben  Abgeordneten-Kammer  eine  andere 
Abstimmvngsart  eingefhbrt  werden  konnte,  als  der  mtbidlicto'AnM  efaifa 
Jeden  Einzehien  in  der  vorgesdirielMenen  Reiheniolge.  Abgesehen  däfon, 
dass  Jetzt  die,  nnter  ÜmstSnden  denn  doch  sehr  in  Detradit  kommende, 
geheime  Abstimmong  gar  nicht  mOgUch  ist;  so  nehmen  die  mmdlichen 
Einzelnabstimmongen  in  einer  Yersammlnng  von  93  MltgUedem  eine  sehr 
'  betiichtliche  Zdt  in  Anspmch.  Leicht  kflnnen  in  Einer  Sttsong^  wenn  ibcr 
vielo  einzelne  Pmikte  BesoUns»  «t  Ihssen  ist,  nur  ndt  der'  Form  des 
Abstimmens  eine  bis  zwei  Standen  hingebracht  werden,  welche  doA 
sicherlidi  besser  verwendbar  wiren.  Andi  ist  nichtv  zn  Abersehen,  dass 
diese  mündliche  Eiuzeln-Abstinimang  den  nngeheuren,  ander^-ärts  gar  nieht 
bekannten,  Unfug  der  motivirt^  Abstimmnng  en^eogt  hat,  nnd  dessen  Wieder 
aosrottang  verhindert. 

Und  dennoch  kann  diese  Vorschrift  Uber  die  SitaoirdnnQg  nur  als  eine 
im  Ganzen  heilsame  bezeichnet  werden.  . 

In  jeder  Ständeversarnmlung  werden,  nnd  sollen  sogar,  verschiedene 
politische  Meinungen  vertretin  sein;  ja  es  erscheint,  wenn  überhaop^  das 
parlamentarische  System  die  wUnscliensw^rthe  Ausbildung  der  repräsentativen 
Regicnmgsform  ist ,  sogar  als  uothwondig ,  dass  sich  die  Parteien  bestimmt 
f^ondern  nnd  sich  unter  sich  über  die  einzuhaltende  Linie  genau  verstän- 
digen. Eine  Abwesenheit  aller  Parteien  zeugt  entweder  von  sehr  naiven 
Anfangszuständen  oder  von  einer  verkommenen  Gleichgültigkeit ,  wo  nicht 
gar  von  allbeherrschender  Vcrderbniss.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass 
auch  iu  den  Sitzungen  der  Versammlung  die  Gesinnungsgenobsen  gemeinsam 
öffentlich  auftreten  und  wie  Kriegsschaaren  einander  gegentlber  Stellung 
ergreifen.  Die,  allerdings  in  vielen  und  grossen  Versammlungen  üblichen, 
Abtheilungen  naih  links,  rechts  nnd  Mitte,  nach  Berg  und  Ebene  sind 
keineswegs  ein  unbedingt  nachzualunender  Vorgang,  wie  zahh-eiche  Auftritte 
bei  solcher  Einrichtung  beweisen.  Wenn  daher  die  Vorschrift  der  württeui- 
bergischen  Verlabsung,  welche  die  Mitglicdu*  uöthigt,  einen  vorgeschriebenen 
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Platr  im  Saale  einzunehmen,  und  sie  hindert,  sich  nach  ihren  iK)litischt'n 
Grondansichteu  zusanuneuzusotzcn ,  auch  von  keinem  wesentlichen  EinHusse 
auf  die  üeberzeugung  oder  auf  die  Bekennung  zu  einer  bestimmten  Partei  , 
sein  kann  und  sein  soll:  so  hat  sie  doch  bestimmte  Vortheile.  Einmal  ist 
ein  für  tlie  Aufrechterhaltung  der  äusscm  Ordnung  und  Kulie  in  der  Ver- 
sammlung nicht  unbedeutender  Umstand,  dass  sich  die  Parteien  nicht  in 
gesonderte  Lager  schaaren  können.  Die  Redner  sind  dadurch  genöthigt, 
sich  immer  an  die  ganze  Kammer  zu  wenden,  somit  also  leidenschaftloser 
und  objecüyer  m  sprechen;  es  kmi  nlslit  eine  ganze  Partei  dnrch  eine 
blosse  KOrpenvendong,  eise  lelbfate  Oelierde  benkhnet ,  aufgeregt  werden; 
«•  iit'  tHMglich ,  disB  sich  die  Gegner  nie  Ein  Mann  gegen  einuder 

-  «McOy  eintndar  sorafäi.  TerUert  aber  dadurch  der  Anblick  der  KamuMni 
JA  draailiadier  oder  malerischer  Wlrkonf :  so  gewinnt  dagegen  der  Ab-  ' 
'  fltaiid,  die  QeedillUfinrderaqg,  iittd  sdbst  die  gegenseitige  SCininiiiBg  der  . 

Parteieil.      Zweitens  wird  es  einem  IfitgUede  dnreii  diese  Misdnmg  der 
*  Standorte*  bei  weitem  mehr.eileichtert,  sich'YOo  Demjenigen,  mit  wekiMn 
er  in  der  Regel  ttbereipstimmt;  in.  einem  einnstoen  FaUe  abweichender 
jUebersengong  m  trennen,  als  wenn  er  mitten  unter  ihnen  sitzt  Allerdhigs 

'  ist  ehie  solche  Trenmmg'anch  in  diesem  letzteren  BUle  an  sidi  wohl  ' 
mllgüdu  Allein  Jeder,  welcher  anch  nur  eiidge  Erihfarani;  in  diesen  Dingen 
hal^  iraiss  gar  wohl,  dass  in  Jenen  Tersasmdangen ,  wekhe'  die  Zosammen- 

.ttdmmg  der  IfitgUeder  nach  piditischfln  Parteien  dnlden,  der  Einzelne  sk^ 

:^hv6h  Adsche  Sdiam,  dnrch  die  Furcht  vor  den  lingsnm  dndienden  Yor- 
wgiftn,  daroh  die  Scbene,  sich  aasnisiduiqi  nad  in  allen  Zeitnagen  he- 

'  ipndm  n  werden,  knrz  lediglich  durch  Qrflnde,  wehdie  aiiis  setaem  Platze, 
im  Sfude  folgen,  abhalten,  seiner  üeberzeognng  zu  folgen.  Und  wer  kann 
wissen,  wie  viele  solcher  Etnzelneu,  welche  einer  anderen  Ueberzeagtmg 

.'•dnd,  als  der,  wek^  sie  itzt  knnd  geben,  eigentlich  sind,  and  ob  nicht 
immer  einer  von  ihnen  den  andern  einBchftchtert?  Kon  aber  kann  es  doch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  zwar  eine  feste  Parteiansehannng  und 

.  .sdbst  eine  geordnete  Parteidisciplin  hinsichtlich  der  grossen  Fragen  bestehen 

'innss,  wenn  nicht  ein  verderbliches  Schwanken  und  eine  die  Leitong -der 
öffentlichen  Angelegenheiten  störende  Ungewissheit  stattfinden  soll;  dass 
aber  eben  so  gewiss  jeder  Volksvertreter  nach  seiner  persönlichen  Ueber-  -  . 

•  Zeugung  in  den  tausend  untergeordneten  Fragen  zu  handeln  hat ,  welche 

im  Verlaufe  ständischer  Verhandlungen  zu  entscheiden  sind.    Was  hier    . , 

•  der  Selbstständigkeit  zu  Hülfe  kömmt   und   minder   entschiedenen  Cha-  . 
rakteren  gewissenhaftes  Verhalten  erleichtert,  ist  nützlich.   Mit  Recht  sucht 

.  man  die  Ständemitglieder  möglichst  unabhängig  von  äusserer  Gewalt  zu 
"  halten,  komme  diese  nnn  von  den  Walilern,  von  der  Regiening,  von  den 
v;2nhörern  auf  den  Galerieen  n.  s.  w.   lät  es  nun  aber  nicht  folgewidrig, 
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aie  einem  Zwaige  dnrch  die  Amtsgenos«^  .bloeauteUeo?  '  Aneh  kt  aidil 
gun  n' ttbenehcn,  dass  es  wenigstens  nweilen  Fllle  geben  lüiui,  in 
welchen  es  sehr  erspriessUch  ist»  wenn  ein  nen  eintretcBdo«  MitgKrtil  ,401^ 
eine  gesetzliche  Sitaordnung  der  Nothwendigkeit  enthoben  .iriid,  gl^  dnick 
seine  ersten  physischen -Schritte  im  tele  sich  nnzweilsttwlt  fn| 
wfderroflidi  fllr  .  ein  bestimmtes  politisches  GlanbensbekcniitiisBX 
sprechen.  Es  ist  ihm  dann  Zeit  gelassen,  sich  Menschen. nnd. 
erst  genaner  ansosehen,  ehe  er  sich  fllr  oder  gegen  dieseUmi' erfüllt 
Wird  anch  bei  einem  politisch  ixgend  entwickelten  jeder  Itengiwttili 
in  der  Hauptsache  eine  bestimmte  Grandansieht  haben  and  somit'MCh  ibi 
Allgemeinen  sich  einer  der  bestehenden  Partien  TOrrögsweite  »meigM  na , 
kann  doch  eine  solche  Sachlage  bestehen,  dtss  auch  ein  seiner  bewlmier«d, 
gewissenhafter  Mann  darfiber  im  Zweifel  sein  kann,  wohin  er  8icli.n  iliniliB 
oder  ob  er  etwa  vor  der  Hand  gauz  selbststttndig  in  bleiben  habe.  UsMl 
nicht  die  schlechtesten  Vertreter  ihrer  Mitbürger  werdM  Die.  sein,  Hii^. 
sich  eine  eigcue  Meinung  erst  selbst  bilden  wollen. 

.  Verhält  sich  die  Sache  aber  also,  so  darf  man  wohl  den  Spott  flbdr 
die  kleinliche  Maassregel  läner  verliassungsniüssigen  Sorgfalt  für  Tisch  un4 
Bank  nicht  fürchten,  sondern  in  dersdben  vielmehr  eine  Quelle  manch&cher 
und  nicht  unbedeutender,  wenn  schon  wohl  nicht  n»it  Bewusstsein  beabsich- 
tigter, Vortheile  anerkennen.  Auch  mag  man  sich  in  dieser  .Beaiehui^  auf 
die  Erfahrung  berufen. 

b)  Als  eine  weitere,  dem  Auscheine  nach  unpassende,  dem  Erfolge  nach 
aber  zu  unerwarteten  Vurt heilen  führende  Bestimmung  darf  wühl  diejenige 
genannt  werden,  welche  die  Befuguiss  zur  Ablesung  schriftlicher  Vor- 
trage in  den  Kannnern  auf  die  Regierungs-Comniissäre,  die  Berichterstatter 
von  Conmnssioncn  und  die  Begründer  einer  Motion  beschränkt.  Niemand 
allerdings ,  welcher  je  dem  Unfuge  und  Widersinne  dos  Able&ens  grosser 
geschriebener,  vom  Lesenden  vielleicht  nicht  einmal  verfasster,  jeden  Falles 
den  Stand  der  Verhandlungen  gar  nicht  l)erücksichtigender  Reden  anzuwohnen 
(jelegenlieit  gehabt  hat,  kann  diese  Vorschrift  hiusichtlich  ihres  Inhaltes 
tadehi.  Im  (iegentheile  erscheint  solche  an  sich  als  ganz  zweckmässig.  Allein 
eben  so  unzweifelhaft  ist  auch,  class  eine  Bestimmung  dieser  Art  viel  zu 
nnbcdeatead  für  die  Aufnahme  in  eine  Verfassuugsurkuiide  ist.  Eignet  sie 
sich  doch  kaum  ihr  ein  Gesetz  über  die  Geschäftsordnung ,  sondern  möchte 
der  Gewohnheit  oder  dv  Beschlnssnahme  jeder  einzelnen  Kammer  gar  wohl 
aberlasaen  bleiben.     .  • 

Dennoch  hat  der  Fehler'  gute  Früchte  getragen.  Die  Abdflbt  dea  Geeeta- 
gebers  bei  der  in  Frage  BtehendenBeBltimmung^ging,  wia  eldi  aas  den  Ptoto- 
colleh  der  Xiudwigsburger  Yersaamünng.  ergibt,  lediglich  dahin,  aUn  ge- 
dehnte Atesehiandersetiungen  und  die  Ver6Ghlep|>tmg  der  BentiMmgen  ibq 
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Behufe  der  Aii-arltcitujig  neiirr  schriftlicher  VortrüK''  \crim'id('ii.  Die 
"Erfahning  zeigt  jedoch,  dass  nicht  hlos  dieser  Zweck  t  rreicht  wird,  sondern 
es  stellt  sich  noch  ein  anderer  und  wohl  noch  hoher  unzu^cbiageuder. 
mittelbarer  Vortheil  heraus.  Durch  die  Nöthigung  zu  blos  mündlicher  Aus- 
einandersetzung einer  Seits,  und  durch  die  geringere  Anlag«  and  Fertigkeit' 
4m  Dentsehen,  iranigstens  des  Schwaben,  m  kimstgereckter  Bede  mdcm 
Sdts  hat  «kk  almUeh  fai  der  wirttembergiscben  SttndeTersaaniilimg  die, 
.kaum  je  aasnahoigweise  iintert»rochene,  eigentkftmUcfae  Sitte  einer  wesentlieh 
geapfiefciweisen  ErOrtenuig  gebiMet  TerktitBlssmftssig  selten  liest  Bich 
ein  Mitglied  ann  Yotant  ab  Redner  eiatckreiben ;  nickt  viel  kiniiger  jbOft 
mMi  eignntlieke  Beden,  wie  sie  in  anderen  Eazninem  den^luwytslcMiefcBtea,: 
wo  nukt.den  einiigen  Beetandtlieil  der  VerkanjdhingeD  töden.'  Vl^faBekr 
liad  die  Eririimngen  der  Mitglieder  in  der  I^g^  kioii  tdupoeklee,  «tediglidL 
anf  den  gerade  vorli^nden  Gegenstand  eiagakend;  eekr  'tanifig.iinABt  ata 
UtafBr  fiortgesetstes  -Zwiegeapitch  swisoken  den  kaaptalekM^laa  Weil^ 
ftkrern  der  eatgegengesetsten  Meinungen  statt,  wie  diess  sonst  nur  in 
MsjpBWPrCoBggien  tomkonunen  pflegt  Dorek  diese  aar  Sitte  gewordene 
•  Vom  wird  nun  aber  eine  TkeOnakme  an.  dar  Beratkang  nickt  Uoa  don 
.  an  beredterer  Darstellnng  besonders  geeigneten  oder  eick  geeignet  erackteadea 
^MHgliede  i^statlet,  sondern  anck  dem  einfacken  nnd  besckddenen,  aker  mit 
dem  «»liegenden  Gegenstände  vertraaten  Mspne.  IKe  korze,  vom  Platze ' 
ans  geamekte  Bemerknaft  Ist  keine  ordnungswidrige  Unterbredkung,.  kein 
Aafrakr  gegen  die  Legitimität  der  Beherrscher  der  Bednerb(ttme;  soadem 
'  sie  trägt  zur  Aufklärung  der  voiliegenden  Frage  oder  wenigstens  aar  Be- 
kaaatmacbaog  der  Stimninng  bei.  Es  mag  sein,  dass  eine  Reihenfolge  von 
l^flnsenden ,  mit  allem  Aufwände  von  Nachsinnen  und  Ausfeilung  zu  Stande 
gebrachten  Reden  in  den  öffentlichen  Blättern  oder  iu  den  Protocollen  ein^^ 
Versammlung  einen  grös«ern  Eindruck  von  Talent  und  Stoffbeherrschnng ' 
macht;  allein  je  mehr  an  einer  Berathung  sämmtliche  sachverständige 
Mitglieder  Theil  nehmen,  —  wiire  es  auch  in  kunstloser  Rede  und  Gegen- 
rede, —  desto  wahrscheinlicher  i^t  auch,  da-^s  der  Gegenstand  von  seinen 
verschiedenen  Seiten  het rächtet  wird,  und  de-^tü  gewisser  ist  es.  dass  auch 
die  praktischen  Gesichtspunkte  sich  geltend  machen  können,  niilit  hlos 
allgemeine  Grundsätze  oder  par  nur  Parteirücksichten.  Wenn  es  nun  aber 
ungerecht  wäre,  den  Verhandlungen  der  württcnihergisehen  Kammer  der 
Abgeordneten  das  Loh  einer  solchen  ernsthaften ,  in  die  Einzelnheiten  der 
Fragen  eingehenden  GeschäftsbehAudlung  streitig  zu  machen ;  wenn  vielmehr 
gerade  diese-  naivere  Verhalten  der  gesammten  Mitglieder  und  die  daraus 
hervorgeiicude  demokratische  Stellung  dci  m  lln  n  zu  einander  den  eigenthüm- 
lichen  und  wohlthuenden  Charakter  derselbe  n  l»ildet .  so  nmss  auch  anerkannt 
.werden,  dass  die  moralische  Möglichkeit  ditics  Zuötundcb  durch  das  Ver«  . 
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fimmigrarbot  tehrifttidier  ^Bedell  gefordert,  dadnrGh  »ber  ein  Miditfter 
YorOieil  geetiftet  worden  ist 


Doch  es  mag  hienn  genug  sein.  Hoffentlich  ist  schon  durch  die  yor* 
stehenden  Bemerkungen  der  Beweis  des  Satzes  geliefert,  dass  der  thatOcMicto 
Erfolg  mancher  YerfMSiingsbestimmnngen  ein  weeenUich  verschiedener  v<m 
dem  ist,  welcher  er  nnch  Theorie  und  Absicht  sein  sollte,  bald  dorcb  JJvfk» 
Bddngen  iu's  Schlimmere,  bald  aber  auch  durch  Gew&hrung  unerwarteter 
ond  anbeabsichtigter  Vortheiie.  Durch  diesen  Beweis  ist  aber  wohl  auch 
eine  doppelte  Nothwendigkeit  nahe  gelegt.  Einmal,  bei  der  Entwerfung 
wichtiger  neuer  Gesetze  nicht  hlos  dem  eigenen  Scharfsinne  und  den  Folge- 
sätzen einer  Theorie  zu  vertrauen,  sondern  auch  mit  der  Erfahrung  anderer 
Staaten  sich  genau  bekannt  zu  machen.  Zweitens  aber,  die  Berechnung  der 
den  Erfolg  einer  Staatseinrichtung  bedingenden  Umstände  nicht  zu  beschränken 
auf  die  grossen,  alstiald  in  Augen  fallenden  Verhältnisse  und  auf  das  Materielle, 
sondern  sie  auch  auszudehnen  auf  die  feineren  Beziehungen  und  auf  das 
geistige  Leben  der  Volker  und  ihrer  verschiedenen  9t&mme. 
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^  »  • 

Das  RepräsentativByitem»  Beine  Mängel  und  <Ue  Heilmittel 

Politische  .Briefe. 

T.  "  ■ 

Sie  werfen,  meiD  Fzeond,  die  Frage  sehr  kurz  und  gelassen  hin :  «Was 
halten  denn  Sic  von  tusem  staatlichen  ZustAnden?  Was  würden  Sie  thun, 
wenn  Sie  Einfloss  h&tten  ?»  Mit  derselben  lakonischen  Kürze  kann  ich  Ihnen 
in  der  Thal  nicht  antworten.  Im  Gcgenthcilc  haben  Sie  durch  die  wenigen 
Worte  eine  Schleusse  gezogen,  hinter  der  sich  bei  mir  schon  Vieles  gesammelt 
halte,  und  Sie  haben  es  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  eine  unerwartete 
Ueberschwemmung  über  Sie  kömmt.  Hoffentlich  ist  es  nicht  blos  Wasser, 
was  ich  Ihnen  sende.  Ohne  Figur  zu  reden,  Sic  haben  durch  Ihre  Frage 
in  mir  die  Lust  erweckt,  ausführlicher  niederzuschreiben,  was  ich  von  unscrn 
staatlichen  Zuständen  und  von  der  etwa  möglichen  Hülfe  denke.  Hat  man 
doch  das  Bedürfniss,  einen  geistigen  Stoff  auszusondern,  wenn  er  einmal  eine 
gewisse  Reife  erlangt  hat.  Sich  selbst  wird  man  dadurch  klarer,  und  Andere 
haben  auch  ihren  Nutzen  davon,  mögen  sie  sich  nun  kritisch  oder  zustimmend 
verhalten.  —  Ich  werde  Ihnen  das  Gescliriebenc  stückweise  zusenden.  Wollen 
Sie  Zwischeniedcn  und  Einwendungen  niaciien,  so  kann  ich  auf  solche  in 
q)ätem  Briefen  Kücksicht  nehmen.  Wenn  nicht,  so  fahre  ich  im  Zusammen- 
hange fort. 

Einige  Bemerkungen  muss  ich 'alfer  vorab  machen.  Einmal,  dass  Sie 
mich  in  manchen  Stücken  verschieden  von  Dem  finden  werden,  der  sich  als 
Bearbeiter  eines  positiven  Staatsrechtes  iiussprach ,  zeitweise  in  den  Reihen 
der  Oppositimi'  stinuQto  und  mf  der  Ibrterbank  gegenllber  von  der  Mscte 
Beidunrersammlong  sass.  .  Ick  habe  aaderWriirtieitdflraUebi  seUgmadunden 
censtHofioneUen  lisliie,  wie  sie  In  Dentsdilaiul  ttch  den  fransOsiselien  .Tor-. 

•  •  •    •   .  ' 

X)  Zoent  cncblenon  In  der  OcutieiMn  VI«rtey«hra-Sclurift,  1852,  lieft  3,  8.  itö  Us-  Hier 
In  Bttatf  der  Or«iidff«dabkeii  anv«tAndfit  wlederg«gci>f>ii ,  doch  mAocbfiKb  fibcrwlMlter  an4 
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gängen  unter  der  ReslauratiüU  aufgefasst  und  geöbt  wird,  zu  zweifeln  gelernt. 
Glauben  Sie  desslialb  nicht,  dass  ich  mit  Waffen  und  GepÄck  in  das  Lager 
des  Feindes  übergegangen  sei.  Ich  bin  weder  ein  rotlier  Republikaner 
geworden ,  noch  habe  ich  mich  unter  das  Banner  der  Kreuzzeitung  begeben ; 
auch  bewundere  ich  eine  auf  formelle  allgemeine  Abstimmung  gegründete 
.  Soldatenherr«chaft  sehr  wenig.  Aber  ich  bin  durch  Nachdenken  und  Stadien 
allmählig,  gegen  Willen  und  Anfangs  fast  mit  bösem  Gewissen  zu  der  üeber- 
zeugung  gelangt,  dass  wichtige  Theile  unseres  staatlichen  Gebahrens  falsch 
sind  und  zum  Unhcilc  fahren.  WieV  und  warum?  Diess  wird  eben  ein 
Hauptpunkt  meiner  Mittheilungen,  sein. 

Zweitens  bemerke  ich,  dass  ich  mich  mit  den  deutschen  BandesverhÄlt- 
nissen  nicht  befassen  werde.  Freilich  kann  von  einem  zufriedenstellenden 
Zustande  in  unseren  deutschen  Landen  nicht  die  Rede  sein,  so  lange  das 
Allgemeine  so  trostlos  im  Argen  liegt.  Allein  ich  fürchte,  Sie  schon  mit  dem 
mir  zunächst  liegenden  Gegenstande  länger  in  Anspruch  zu  nehmen,  als 
Ihnen  dient;  und  so  nehme  ich  denn  von  diesem  Gegenstande  gleich  Anfangs 
hier  mit  einem  sümmarischen  «Gott  besscr's»  für  immer  Abschied,  mich  auf 
das  Nächstliegende  beschränkend,  das  denn  doch  auch  geheilt  sein  soll,  und 
zwar  mit  seinen  eigenen  Kräften  in  erster  Linie.  Nur  freilich,  wo  die  Zu- 
stände der  Gesammthcit  unmittelbar  einwirken  auf  Fragen  des  inneren 
Lebens,  kann  ein  Seitenblick  auf  sie  nothig  werden  und  darf  ein  Streiflicht 
nicht  ausgeschlossen  sein. 

Drittens  bitte  ich,  bei  der  Beurtheilung  meiner  Sätze  nicht  ans  den  Augen 
zu  lassen,  dass  ich  dieselben  nicht  auf  Oesterreich  bezogen  haben  will.  Ich 
sage  nicht,  dass  eine  Anwendung  derselben  auf  den  Kaiserstaat  nicht  möglich 
wäre;  allein  die  Zupammensetüung  desselben,  seine  Verhältnisse  in  Italien, 
Ungarn,  Gallizicn,  so  manches  Andere  noch,  würden  doch  erst  eine  Prüfung 
.  aus  dem  besonderen  Gesichtspunkte  nöthig  machen.  Zu  dieser  die  Mittel 
zu  haben,  vermesse  ich  mich  nicht. 

Ich  werde  also  nur  von  den  inneren  Zuständen  der  rein  deutschen 
Staaten  reden;  diess  aber  kann  ich  ganz  im  Allgemeinen,  da  ja  dieselben  so 
viele  Aehnlichkoit  mit  einander  haben. 

Ja  wohl,  wenig  erfreulich  sieht  es  aus  im  weiten  Vatcrlande.  Nicht 
blos,  wenn  wir  in  die  Verwickelungen  der  europäischen  Dinge,  sondern  auch, 
wenn  wir  in  das  Innere  der  einzelnen  Staaten  blicken.  Es  gibt  allerdings 
Abstufungen  und  Ausnahmen,  aber  ich  glaube  nicht,  dass  selbst  der  fröhlichste 
Sanguiniker  folgende  Thatsachen  läugnen  kann: 

Fast  allen  deutschen  Staaten ,  Preussen  vor  allen ,  ist  die  erste  Eigen- 
schaft, das  nothwendigste  Merkmal  des  Staates  abhanden  gekommen,  nämlich 
die  Festigkeit,  das  Beharrende  und  Stätige.  Jahre  und  Jahrzehnte  lang 
^Yurde  geändert,  wieder  geändert,  im  Wege  Rechtens  gegeben,  im  Wege  der 
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Misserordentlichen  Maassregel  ziirückgenominen,  dfu  Klbst  •  YbiiiesdilagÄie 
nnd  als  Gesetz  VerkOndete  bald  darauf  wieder  als  aqgeredit  und  unmOg^ieh 
bezeichnet,  Altes  wieder  eingeführt,  das  feierlich  als  ein  Hissbntacb  ctder 
als  ein  Verderben  bezeichnet  worden  war.  Die  Verfassungen,  wclclio  ihrem 
Begriffe  nach  als  feststehend  ftlr  künftige  Geschlechter  gedacbt,  gehofft,  ver- 
ehrt sein  sollten,  sind  lange  Zeit  hindurch  nichts  mehr  gewesen,  als  Adler 
auf  der  Vogelstauge,  von  welcher  Jeder  nach  Beliehen,  und  vor  AUem  unter 
dem  Beifall  Derer,  welche  sie  aufgesteckt  hatten,  ein  Stück  wieder  herab- 
schoss.  Man  Hess  ausser  Acht ,  da^s  gelegentlich  auch  die  Krone  getroffen 
werden  konnte,  und  da>>s  jeden  Falles  bei  dem  häufigen  Auseinundernchnieii 
-  und  Zu^^aninieufügen  das  Stück  inmur  lockerer  werden  niusste.  Namentlich 
das  in  den  preussischcn  Kamiucin  Nviilirend  sieben  nnseliger  Jahre  vor  sich 
Gehende  machte  den  Eindruck  einer  (iffintlichen  Versteigerung,  in  welcher 
ein  lästiger  (li  genstund,  etwa  ein  V:igiintt  nkiud ,  an  den  Wenigstnehmenden 
abgelassen  wird.  Selbst  die  feierliche  Beschwörung  einer  Verfassung  liatte 
fast  nur  den  Werth  einer  vorliUitigen  l'unktution .  also  eines  leidlieli  be- 
reinigten Ausganges  für  neue,  in  ihren  Ergebnissen  noch  ganz  unberechen- 
bare Unterhandlungen.  Gab  es  doch  sogar  Staatsmänner,  welche  eine  völlige 
Theorie  des  Meineides  für  solche  F'älle  l>ereit  und  bis  zum  Cürenioniel  der 
Handlang  aufgearbeitet  hatten.  Auf  diesem  Wege  ist  mau  denn  glücklich 
dabin  gelangt,  duss  das  Pewusstsein  des  Bleibenden,  das  Vertrauen  in  die 
Zokonft,  der  Glaube  an  ehrliche  Absicht  schwere  Einbusse  erlitten  hat. 

Dieser  Znstand  hat  nun  aber  ?or  AUem  in  taosehd  Fällen  die  itbelsten 
inainriflllai  Folgoi.  Wie  konnte  eine  folgewiehtigo ,  dberlegte  und  ausge- 
idS^fiMii:  äbseägebang  entstehen  bei  eine^  beständigeji  Aenderung  in  den 
dmilagen?  Heqjbe  Geschworene,  Habeaseorpus-Acte,  Sicherheit  .des  Hanses; 
iiidrlai  jtiiSbiÄfib  Eilaabniss  au*  Verletzung  in  Folge  eines  Eriegsautandes; .  . 
.  •  wtal9^''ei]ie  soige9aiuit  bldbende  Gesetsgchong,  welche  wieder  Riehteir- 
^»llegien  .und  polisdUehe  WhAmheinlklifcettsnnas  YongeS  - 

jähr  diese  Genieindeordnu%,  dieses  ^alir  eine  zweite,  wahrseheinUch  Ikber^s 
Jahr  eise  dritte.  Auf  dnem  Landtage  Sondemng  von.Haü8gnt  nnd -Staats^' 
besits;.  anf  dem  Alchsten  Wiedervereinigang. '  Bald  AoflÖsang  -aller  gebun- 
denen Yerm^tgeii,  1»ald  IStiftnng  von  Fideicoromlssen  und  Grossgfltem  als 
-Bedingung  einer  staatBclien  Stellnng.  Zo  efaier  Zeit  bitten  Berechtigte 
flehentlich'  nm  billige  Ablösung  der  ihnen  sastehenden  nnvöitgemassen  Bechte; 
•~iRi  einer  andern  beklagSn  ' sieb  DieselbcD  ftber  .die  Gewfthr  Ihres- Terlangena 
^  jpMMfe^^l^  Banb;  und  in  beidai  FIlleD  *  finde»  sie 

jfc^^'^^  «dissolving  Views»,  bd  deneb.üian  hinten  die  noch 

liMfiii^MlVünur^  des  ApoH  Belvedere  schon  durchsieht,  während 
Tcnnie  itiid  darQber  ein  HeerungethOm  Terschwindet  Hatttrlich  steht  aber 
alle  diese  Gesetzgebung  in  der  Laft  imd  .obne  eicganischsn  Zusauunenbepg, 
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sowie  ohne  Ausbildung  im  Kiu/t  lnen.  Dazu  ist  ja  keine  Zeit.  Was  ist  das 
nun  aber  für  eine  Lage  für  den  Beamten,  der  zur  Ausführung  verdammt  i&t ! 
Wie  übel  ist  der  Bürger  daran,  dem  ganz  wüst  im  Kopf  wird  von  all  dea 
Beteblen  und  Gtgcnbel'ohk'n ,  und  der  !-icli  gar  nicht  mehr  im  Staate  einzu- 
richten weis>l  Wer  kann  jetzt  sagtu ,  was  er  eigentlich  thot,  wenn  er  ein 
Gut  kauft,  ein  Kechl  ablösen  lässt,  ein  Testament  macht?  Und  nicht  etwa 
der  Magnat  also,  auch  der  Hauer.  Von  dem  nutzlosen  Aufwände  an  Zeit, 
also  au  Geld ,  welchen  das  inmier  wieder  Lernen  und  ünüernen  verursacht, 
und  der  wahrlich  gar  nieht  unbedeutend  ist,  will  ich  gar  nicht  einmal  reden. 

Und  glücklich,  wenn  diess  noch  das  Schlimmste  wäre.  Allein  offenbar 
sind  die  sittlichen  Verwüstungen,  welche  dieser  Zustand  der  Dinge  ange- 
richtet hat  und  noch  inuncr  weiter  anrichtet,  noch  weit  bedenklicher. 

Mit  Gi-aueu  und  Belrübniss  sehe  ich  rings  um  mich,  bei  Höhereu  und 
Niederen,  bei  Gebildeten  und  Ungebildeten,  dass  der  Glaube  an  den  Staat 
die  tiefsten  Erschütterungen  erfahren  hat.  Sonst  war  denn  doch,  wenn  man 
auch  etwa  mit  der  einzelnen  Maassregel  oder  mit  dem  einzelnen  Menschen 
unzufrieden  war,  eine  Achtung  gegen  den  Staat,  gegen  seine  feste  Masse, 
seinen  starken  Willen.  Ks  war  der  *rocher  de  bronce»,  an  den  man  sich  hielt, 
weil  er  vorhielt ;  jeden  Falles ,  um  nicht  an  ihm  zerschellt  zu  werden.  Bei 
IManeu  für  das  ganze  Leben  wurde  das  Bestehen  und  die  Kraft  des  Staates, 
ab  sich  von  selbst  verstehend,  vorausgesetzt,  und  darnach  gerechnet  und 
gehandelt.  Auch  war  Achtung  vor  der  Weisheit  seines  Wollens  und  Handelns, 
Glauben  daran.  Es  musste  schon  ein  kecker  Mann  sein ,  und  jeden  Falles 
ein  Unterrichteter,  welcher  sich  eines  abweichenden  Systemes,  einer  umfas- 
senden und  tiefgehenden  Kritik  vermass.  Diess  ist  ganz  andersr  geworden. 
Und  es  ist  kein  Wunder.  Wie  kann  Glauben  bestehen  an  Jemand,  der  selbst 
nicht  weiss,  was  er  will,  der  beständig  ändert,  was  er  kaum  selbst  geschaffen 
hat,  der  kein  Vertrauen  in  sich  selbst  hat,  der  nicht  die  entfernteste  Sicher- 
heit darbietet,  dass  irgend  etwas  Bestinmiles,  ja  irgend  etwas  überhaupt  in 
einiger  Zeit  noch  bestehe?  Zu  wem  ich  aber  kein  Vertrauen  Imbe,  an  wen 
ich  nicht  glaube,  auf  den  stelle  ich  auch  nichts,  an  dem  liilnge  ich  nicht, 
für  den  setze  ich  nichts  ein.  Es  gehört  bei  der  Selbstsucht  und  der  Feigheit 
der  meisten  Menschen,  selbst  unter  den  besten  VeNiältiüssen,  schon  Vieles 
dazu,  um  die  Menge  wirklich  zu  Oiifcrn  und  zu  zühem  Aushalten  an  einem 
Gedankending,  wie  der  Staat  ist,  zu  vermögen,  in  der  Hauptsache  treibt 
sie  niehr  ein  dunkles  Geftihl;  sie  können  sich  das  Gewohnte,  als  Höchstes 
und  Unerst  hütterliches  Betrachtete,  nicht  beschädigt  und  angegriffen  denken. 
Sie  vertheidigen  im  Staate  ihre  eigene  Daseinsgewohnheit  und  einen  inneren 
Dothwendigen  Halt  in  Zweifel  und  Noth.  Davon  kann  nun  aber  gar  nicht 
mehr  die  Uedc  sehi.  Anstatt  der  >ichernden,  dem  Gefühle  des  eigenen  Be- 
sleheuH  nothwt  n«ligen  Festigkeit  ist  ja  der  Staat  in  »  in  Scbwankeji  gekonmien, 
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wdcheB  bald  Abneignog  imd  ]Cis$>aebtoiig  erweckt^  bald  Farcht,  unter  der 
BaiM  Terscbflttet  zn  werden.  An  einer  Gallerte  Uli  licb  Keiner.  Waram 
«nderB  sebeii  wir  Alle  mit  aoleber  Besorgniss  in  die  Znknnft,  ah  weil  wir 
keine  Abnong  davon  haben,  wann,'wi^  and  wo  der  Staat  enffidi  eteben 
bleiben  wird;  ob  niöbt  ?ielleidit  den  (dcb  drebenden,  and  mit  ihm  die  ganze  • 
Geeittigäng,  ein  znAUiger  Btoes  Aber  den  Hänfen  wirft?  Wir  haben  kein 
Vertrauen  in  dte  Zukunft,  weil  wir  kMn  Veitraoen  in  den  Staat  baben,  weder 
in  seine  Kraft,  noch  in  seine  Weisheit,  noch  in  seinen  Willen,  noch  selbst 
in  seinen  Bestand.    Das  aber  ist  trostlos. 

Der  Schaden  aber  i^t  um  so  grOsser,  als  wir  uns  nicht  vertiehlen  können, 
dass  nicht  blos  an  dix^  Godankonwesen  des  Staates,  sondern  dass  auch  an 
die  sichtbaren  Träger  des  Gedankens  und  der  Macht  der  Glaube  sohr  ge- 
schwächt ist.  Ich  untersuche  jetzt  nicht  Si  huJd  oder  Unglück,  bemühe  mich 
nicht,  die  Persönliclikritcn  und  daiiiit  /usunimenbangende  Ursachen  zu  erfassen, 
senden»  halte  mich  an  die  Tliafsache.  Diese  aber  ist  leider  nur  allzu  wahr. 
Was  der  Rheinbund  durch  aus^Tc  (irwalt  Ixpouinn  batfe,  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  durch  die  iunern  Vorgänge  in  den  dentschen  Staaten  vollendet 
worden.  Der  Nimbus,  noeli  mehr,  der  Glaube  an  das  Fürstentlium  ist  bei 
einem  grossen  Tbeile  der  Nation  sebr  verl)!asst.  Diess  aber  ist  sehr  scblinini, 
weil  eine  Ideibende  Lücke.  Ewig  wahr  ist  nandidi  (iutlics  Wort,  dass  wir 
zwar  zur  Uiberzeugung,  nicht  aber  zum  Glanben  znrilckkehreii  können.  — 
Wie  gesagt,  ich  klage  keinen  Einzelnen  an;  ich  kann  menschlich  Vieles  be- 
greifen: aber  tauschen  kann  ich  mich  l)eim  besten  Willen  darüber  nicht,  dass 
in  Deutsclüand  weit  und  breit  eine  grosse  Veränderung  im  früheren  Verhalteu 
zum  monarchischen  Principe  eingetreten  ist.  Und  nicht  etwa  nur  bei  der 
hewusst  demokratischen  Partei,  sondern  in  viel  weiterem  Kreise,  wennschon 
nit  Abschattungeu.  Auch  unter  Denen,  wisleben  der  GManke  an  die  Re- 
publik an  sich  ein  Qrtnel  ist^  weil  Siir  Pöbelhervschaft,  Terammng,  Um- 
tfcurz  aller  blIrgerUqben  .Ordnung,'  schliesslich  salbst  Commnnismus  darön  er- 
warten, weil  ihnen  Frankr^ch^ein  warnendes  Bjaisufel  ist,  weil  sie  persönUche 
EtobossenJbei einer  VeMnderang  befltechten:  auch  unter  Solchen  ist  dooh-nnr  . 
allau'  oft'  kefaie  lebendige  AnhtegHr.hkait  gegen  das  Ftlrstenthmn.  Uhd  wSre  es 

««mA  41wM>i|pti|y  g«|p»n,hii^iMwtA  IWnium,  «n  \kwa  m  «kA  hftaMiyn.  PerSOhen 

wechseln,  und  mit  don  Throniblger  ging  sonst  immer  dn  Frthlingsmorgen  • 
anf.  Aber  dioGleicl^tigkeit'' und  die  HoilkuiagsloBigkeit  'heti^ 
Der  Ursachen  sind  mehrere^  Vor  Allem  hat,  und  zwar  in  etwa  glelchein 
Grade,  gesdmdet  du^  flberstflntö  und  hestOnte  Nachgeben  im  Marz  1848^, 
nnd  das  ZDritehkommea'  auf  Bewilligungen  jnnd  Wort  seit  1849.  Man  kfinne 
Beides  nidit,  so-  ist'  die  Ansicht,  den  aufiUUgen  ^ersönlichkeiteii  zuschreiben, 
dk  diüa  unter  sich  sehr.  Tehcbieden  seien;  sondern  mah  habe  der  Insti- 
tsli^  Tugenden  zugcschrlebetf,  die  sie  i^cht  besitfee,  wie  jetzt  die  £rlahrung 
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bewiesen  habe.  Unter  den  bittersten  Tadlern  sind  gerade  Solche,  welche 
nichts  seliulicher  wünschen,  als  auf  fürstliche  Entschlossenheit,  Voraussicht 
und  /uverliis.»igkcit  rocIuKii  m  duiliii,  naniouthch  in  den  btäi-meu,  denen 
Hiun  öiihtbar  entgcgcngohi-.  Die  Einen  behaupten  näniUch,  im  Jahre  lii4ti 
uuverthiidigt  aufgegeben  worden  /u  sein;  wer  ihnen  gegen  Wiederholung 
Sicherhi'it  k'i>te Andere  hat  die  Wiederentzichung  der  so  lange  ange- 
slreblen,  entschieden  verweigerten  und  dann  plütyiich  in  vollem  Maasse 
und  selbst  im  Uebermaasse  hingegebenen  Freiheitsrechte  mit  einem  tiefen 
Miistraucii  amii  für  künftig  erfüllt.  Da  braucht  es  denn  nur  noch  einen 
«  inzeliit  n  Zwiuglu  rrn  uiiu  r  so  grosser  Zahl,  so  wie  ein  ungestörtes  Gebahren- 
lassen  desselben  von  t>eilen  der  übrigen  wenn  schon  weit  l>essereu  Regie- 
rungen, und  die  Verurtheilung  ist  fertig,  selbst  für  den  Gedanken  an  sich. 
Oas>  iu  allem  Diesem  \  it  l  Fulselies  und  üebertriebeues  ist,  und  dass  man  dabei 
den  auch  gtgeu  die  Fürsten  vielfach  verübten  Frevel  ganz  vergisst,  ist  wahr, 
ändert  aber  nichts  an  der  Tliatsache.  —  Eine  weitere  Ursache  der  itzigeu 
N  ersliiiiiuuiig  gegon  das  Fürstenthum  ist  die  Ueberzeugung ,  dass  dasselbe 
tiu  wesentliches  llinderniss  für  eine  einheitlichere  Verfassimg  Deutschlands 
sei.  Das  Bedürfniss  eines  Organismus,  welcher  uns  erlaubt  zu  sein,  was 
wir  wirklich  sind,  nämlich  eine  grosse  Nation;  welcher  uns  auch  wirklich 
und  nicht  blos  dtn  Wollen  nach  schützt  gegen  fremde  Kaublust  und  gegen 
übt'rniüthiges  Herabsehen  Solcher ,  die  wir  unter  uns  wissen  an  Sittlich- 
keit mid  Bildung;  welche  uns  freie  Bewegung  im  Innern  gestattet;  welche 
sowohl  ErrOthen  als  Verluste  erspart:  der  Drang  nach  einem  solchen  Zu- 
stande der  Dinge,  sage  ich,  ist  so  allgemein  verbreitet,  so  tief  selbst  in  die 
Masse  des  Volkes  gedrungen ,  dass  mit  grösstcr  Ungeduld  auf  Alles  hiuge- 
blickt  wird,  was  der  Verwirklichung  im  Wege  steht.  Dessen  ist  nun  frei- 
lich sehr  viel.  Allein  das  Vorhandensein  der  zahlreichen  fürstüchen  Stel- 
lungen ist  keine  der  geringsten  Schwierigkeiten,  jeden  Falles  diejenige, 
welche  der  Menge  am  meisten  einleuchtet.  Und  die  Erfahrungen  von  1848 
an  bis  zu  den  Dresdner  Conferenzcn  und  zur  einfachen  Wiederbelebung  des 
so  eben  noch  lür  völlig  unhaltbar  erklürten  Bundestages,  so  wie  die  onsee- 
Ugen  Eifersüchteleien  und  die  kurzsichtige  Selbstsucht  bei  den  drohendsten 
Gefahren  im  Jahre  1859,  haben  auch  die  Denkenderen  und  Unterrichtetereu 
darüber  belehrt,  dass  nicht  blos  der  Dualismus  der  beiden  grossen  Staaten 
und  das  Verhältniss  zu  dem  nichtdeutschen  Theile  Oesterreichs  mächtig  im 
Wegf  liegen,  sundern  auch  das,  an  sich  freilich  ganz  bcgreiilichc,  Souverä- 
netiltsgeftihl  der  Fürsten,  welche  sich  genügenden  Einräunmngen  an  eine 
Gcsammtgewalt  widersetzen.  Man  ist  sich  klar  geworden,  dass  die  Bil- 
dung eines  Bundesstaates  bisher  nur  in  Republiken  gelungen  ist,  weil  liier 
dii'  Beschrilnkung  der  einzelnen  örtlichen  Regierungen  keine  wesentlichen 
liiudernisse  hndcl  b«.i  d«'m  Inhaber  der  Slaat^gewall ,  dcnt  Volke,  dessen 
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m  zwd  Behörden  jnit  gethettten  Befognissen  sendet  oder  nur  zn  Einer.  Die 
'Möglichkeit  einen  Bandesstaat  zn  bilden,  ist  aber  für. Viele  die  Bedingung 
•jei^cher  Hoffnung  anf  dnen  besseren  Zustand. 

Damit  ist  denn  aber  aoch  das  feniere  nnlflughäro  Uebol .  d.v  weit  ver- 
brdtete  Missvergnüpon ,  erklftrt.    Ich  planln  in  der  That  nicht ,  dass  irgend 
Jemand  in  DentM-liIand  mit  den  staatlichen  Zustünden  ganz  «ifrieden  ist. 
Sioht  man  auch  panz  ab  von  jenen  unglücklidien  einzelnen  Ländern,  in  welchen, 
die  Eefriorunjjr  sich  systematisch  mit  den  Geftihlen  und  drn  positiv»^n ,  sowie 
nattirlichon  Rechten  der  Rovölkenincr  in  Widerspruch  setzt  und  sich  Ver-  , 
letznnjj  und  Plage  zur  Atif^rabe  gesetzt  zu  haben  sclieint:  so  ist  eine  allge- 
meine Missstimmung  nnvcrkennlyar.    Diesclbo  itussert  «ich  freilich  je  nach 
Charakter  nnd  Auffassunj:  vr-r^chipdcii.  —  Bfi  den  einen  hriTsrht  gifti^'o  Kr- 
hitterung,  und  zwar  möchto  <lrr  Gnid  dt  r-^cnK  ii  im  vollen  Verhiihnisso  strhcn 
zu  dem  Grade  der  deninkrati'-i  lien  Gesinnun«.    Man  kann  hier  gelegentlich 
Gesinnungen  hören,  vor  deren  Verwirklichung  der  TTininiel  uii'«  Alle  schlitzen 
ni^ige.  —  Bei  Andern  i«t  ein  Ekel  an  allem  «^taatlidieii  I,<1m'ii  eingetreten, 
hervorgegangen  an>  II<)ffnJin;.'<lo^i',d{eit.    Es  ist  diess  die  grosse  Ma'^'-i'  der 
mittleren  Stände,  welche  frilli<'r  (las  ffeer  des  constitntionellen  Liberalismus 
bildeten.    Diese  lassen,  ohne  eine  Miene  zu  verziehen,  Alle«  gehen,  wie  es 
eben  gehen  will.    Das,  was  sie  früher  erzielen  wollten  nnd  wo/u  "io  mit- 
wirkten, ist  nur  zum  j^eriiigsten  Theile  erreicht  worden:  anstatt  nun  durch 
Beharrlichkeit  und  din-ch  eigene  bürgerliche  Auslwldung  den  Erfolg  aümiilig 
zu  sichern,  sind  sie  zu  der  trostlosen  Ansicht  gekommen,  dass  DeutMhlatnl 
zn  einem  unverbesserlichen  Zustande  vernrtbeilt  und  je«le  Bemühung  um  ein 
kräftiges  and  ebrenvoUes  Staatsleben  thörigt,  von  einem  verstilndigen  Manne  zu 
.  meiden  sei.  Man  spricht  nun  wobl  tod  einer  nothwendigen  Erschlaffung  nach  der 
Ueberreizong,  nnd  man  weHs»  es  za  rahmen',  dass  der  Bürger  wieder  zn  seinen 
eigenen  iungelegenhelten  zorflckgekehrt  sei.  Ich  gestehe,  diese  Stumpfheit 
■.«aders  nnd. ans  weit  flblerem  Oesicbtsponkte  anzusehen.  Es  wäre  ein  ge^ 
iml^r  Irrthnm,  eine  solche  Terdrassliche  nnd  banausische  Masse  ftlr  zu- 
za^^n^^^'        'wenn  Deutschland,  was  denn  doch  alle  tage 
imäkdkm  kann,  sich  midhtig  bedroht  sShe  .von  Westen  oder  Ton  Osten, 
Jtfcflflieht  von  beiden  Seilen  zugleich,  so  wOrde  man  es  sehr  zu  beklagen 
.liaben,  als  sitlUehen  Rückhalt  filr  die  amtfichen  Streithürifke  nur  Oleiebgfll- 
^tigkeit  ZD  hiibeo;*  Olanht  man  etwa,  der  Feind,  wisse  diesen  Znstand' nicht 
•neb,  rechne  lüöht  auf  ihn?  . —  Feraer  begegnen  wir,  und  nammtlich  bei 
Hinptem  der  firttheren  Kammeroppositionen  und  der  Bewegung  von  1848, 
.'tfner  wegwerfenden  Yenchtung  gegen  die  jetrfge- Richtnng.nnd  Leitung 
der  Dinge,  gepaart  mit*  Selbstvorwdrfen  über  Mangel  an . entschiedenem 
Jhui^ln  tupd  efneül,  nicht  viel  Freundliches  anter  Umstünden  versprechen- 
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von  ihnen,  so  wie  bei  einom  guten  Theile  der  Demokntea,  ist  die  Unte- 
friedenheit  bereits  zum  völligen  Pcsaimismiu  aii^gebildet.  ÄUccdings  iMsleht 

zwischen  dios.  n  hcidon  Parteien  immer  noch  eine  otee  Spatting.  Den  Alt- 
liberalen  ist  die  Kohheit  und  Unfähigkeit  der  Demokraten  snwider;  .diese 
missacbten  jnie  dagegen  ah  Scbwiichlinge  und  bassen  sie' als  die  am  jffiaa- 
liugen  der  H.  \s  oRiing  von  1848  Schuld  Tragenden.   Allein  aoch.  bei  diesen 
Hader  ^M  winiuii  dip  horrM-henden  Gewalten  nichts;  in  der  Uaäifriedeolieil 
mit  iliiKii  und  mit  ihrem  Gebahreu  sind  alle  einig.  —  Ist  aber  etira  die  ari- 
stokratische und  die  reaktioiiiire  Klasse  zufrieden?  Keineswegs,  za  einer 
Wiedergewinnung  der  T^ev..rro<  lit.mtrm ,  welche  sie  seit  Anfang  diesee  JB^tr- 
bondeiis  bei  verschie.ieiien  G.L    i,l„  it.  n  verloren  hat,  ist  nicht  die  geringste 
Aussiebt.  SU  wenig  auch  omc  fwiv  iiiul  nationale  Gestaltung  der  Dinge  Fort- 
schritte niaciit.    Der  nioiKi-ne  Staat  i^t  der  Krbe  tüescr  Rechte  geworden, 
nnd  dieser  giebt  sie  uiebt  wieder  heraus.    Das  Beamtenthum,  welches  ihn 
>?ertritt,  handhabt  die  Gleicliheit  der  F'riidit.n  und  Lasten  mit  der  ganzen 
VaOA  der  Gesetze  nach  wie  vor,  und  sirht  sich  als  der  einzige  Träger  der 
■Einsicht,  nnd  des  Handelus  des  Staates  an ;  seine  Formen  sind  nicht  ge- 
scfaneidiger  geworden.    Unzweifelhaft  trügt  die  Aristokratie  selbst  einen 
grossen.  Theil  der  Schuld  ilu  ei-  ^gegenwärtigen  falschen  Stellung.  Anstatt 
äich,  in  richtigem  Begi-eifen  der  veränderten  Gesittigungsriebtnng ,  an  die 
Spitse  des  onabhftngigen  Staatsbttrgerthnms  zu  stellen  und  dun  h  ausnahms-" 
weise  LeiUongen  den-  Beslte-iron  ausnahmsweiseu  Bevcizugnn-,  n  zu  recht- 
fertigen,  ist  de.  m  einem  engfaeragen  nnd  verletzenden  Juukerthum  zu- 
sanimiiigeschrumpa.  Der  Haijs,  welchen  sie  gegen  die  bestehende  Ordnung  • 
2nr-8chan  trigt.  wird  ihr  reichlich  mrückgegeben,  und  nidit  blos  von  Denen, 
gegen  wetehe  ihre  Abneignng  snhlchst  gericket  ist  AUein,  wie  und  warum 
dem.  immer  so  sd,  jeden  Falles  ist  aach  in  dieser  Schichte  der  GcelL 
Schaft  Unsnftiedcnhelt  -  Die  cimage  Ausnahme  von- diesem  allgenKimu  /u- 
Btaöde  der  Verstimmeng  scheut  Prenssea  in  bilden  seit  dem  Umschwünge, 
wehte  dnfch  den  Personenwechsel,  im  Jahre  186Ö  ebigetreten  ist.  Hier 
bietet  sich  snnSchst  der  ekfrenliche  Anbhdc.  einer  Za&iedeikheil  der  w^Uber- 
^Megenden  Blehri^  der  Bevfllkenbg  mit  dem:  Begieningssysteme,  emcr 
üoffnong  und  eines  Eifers.  SieherUcb  ist  diese  von  grosser  Bedeutung  an 
sich  und  ah  Beispiel,  -  wenn  es  in  wirklichen ZnstAnden  begrtadet  ist'uad 
bleibt.  Aüein  hierfiir  ist,  es  sei  gestattet  diess  oite  lu-sagen,  noch  kfiine  ' 
SichersteUung.    Gau  abgesehen  auc}i  davon,  dass  das  Glich  da*  «nten 
Flitterwochen  einer  neuen  Regierung  nirge^-  in  der  Welt  ein  Beweis  ihr 
eine  loi  tdanenulo  gegenseitige  Zufriedenheit  abgeben  kann:  ist  hier  noch  ein 
besonder,  r  firund  zu  bedenken.   Wenn  Eine ' Persönlichkeit  eineu -«»Uigea 
ümschwuug  bis  in  die  Gmndiagen  des  Staatslsbens  be^^kstelUgen'  kaim,  so 
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vermag  natürli*  h  auch  cino  oinzigo  Persönlichkeit  entgopongcsetzte  Zu-strlnde 
limorzarufen.  Wo  Moilit  hier  die  Verlässigkeit  ?  Kine  V%rfas'?nnf; ,  ?iiif 
wrlclier  ol)on  noch  ein  keckes  Sjiiel  getrieben  wurde .  hat  de«shalb  noch 
.  keine  festen  Wur/eln  getrieben,  weil  sie  im  Angeublicke  nicht  melir  ange-  • 
gi'iffen  wird.  Gesetzliche  staatsbflrgerliche  Freiheit  besteht  nur  in  der 
"Wirklichkeit,  wo  sie  in  die  Sinnesweise  des  ganzen  Volkes  übergegangen  ist ; 
iliess  aber  wird  ni«  lit  geschenkt ,  sondern  muss  errungen  und  dann  alinifllig 
eingelebt  werden.  Das  preussische  Jankerthum  mag  über  Na(  lit  unmäcbtig 
'  geworden  sein;  allein  es  iflt* nichts  weniger  als  vernichtet  oder  verwandelt. 

•  Ebenso  verUUt  es  sidi  nit  der  geistlichen  Dummheit  und  Heuchelei.  Am 
warigsteo  ist  die  nAmredige  SellMtniMedailieH  ein  gutes  Anzeichen ,  da  die 
Vergangenheit  eo  nealge  Berechtigung  dam  naclnveiet,  desshalb  aber  auch  so 
geringe  Siobeilieit.lte  ItOnftig»  FeeÜgkeit  vorliegt:  Es  ein  grosses 
OlBek  ftr  Preoisen  und  fikr  gaas  DentiBeldaod  sein ,  wenE  steh  .nieüt  die 
ftbleo,  soiideni  die  gfliistigeii.lfDgliclikBiteD  in  dem  grOssteii.dfeatseheD  Staate. 
erfUlen;  allein  diese  AUes  steht  noch  dahin,  und  jeden  Falles  -ist  Ihr  dts 
ftbrlge  Deateddand  bis  itst  Mne  VeiheiflerQttg  der  Zastande.mraehsen'mid 
kein  Omnd  der  Unsofriedenheit  b«eitigt  . 

WoOea  Sie  etwa  die  tfaatsftchliehe  Richtigkeit  dieser  Schüdemng  llng- 
n^?  Wahrlich,  nichts  nire  ndr  lieber,  als  eines'nngereehtferligten  Schwär»* 
Sehens  ftherfUnt  so  werden.  AUdn  sehen  und  liOran  Sie  .dch  dnflial  un.  * 
-  Wenn  dam  über  die  SMAnde  von  Deutschland,  in  ^en  einseinen  deotsdien 
Staaten  so  afaid,  wie  ich  sie  annehme  nnd  eben  a^gedente^  habe,  so  Wfkn  ' 
Sie  ineh-nigelien  mttsseo,  dass  Ctadlagen,  anf  die  gebant.  werden  soll, 
sich  nichts  weniger  als*  erfreoUch  anlassen.  • 

Ich  habe  noch  keine  Nachricht  darflber,  mein  verehrter  Frennd,  ob  Sie 

•  meine  Ansiebt  über  den  Thatbestand  unserer  gegenwärtigen  Zustände  theilen; 
ich  hoffe  es  aber.  Es  mag  sein,  dass  die  Schilderung  nicht  im  diplomati- 
schen Style  gehalten  ist;  ich  entschuldige  mich  aber  nicht  darober.  Es  gibt 
Dinge,  bei  deren  Ueberdenkung  Jedem  das  Herz  tibergeht,  der  eines  bat 

(rlanben  Sie  jedoch  nicht,  dass  ich  mich  einer  dumpfen  Verzweiflung 
hingebe.  Diess  wäre  eben  so  tböricht  als  uniiKinnlicb.  Damit,  dass  man 
wimmernd  die  Hände  ringt ,  wird  nicht*;  gebessert  ;  das  mag  höchsten'-  dem 
'  Tode  gegenüber  gestattet  sein ,  ihm  doch  »-eine  Beute  durch  kein  nionscb- 
liches  Handeln  mehr  entrissen  worden  kann.  Und  auch  damit  ist  nicht  ge- 
holfen, dass  man  sich  stolz  in  die  Falten  seiner  höhern  Einsicht  hüllt,  und 
dem  kommenden  Unglück  unerschrocken .  aber  unthiitig  in's  Auge  schaut. 
Lassen  Sie  mich  gestehen .  dass  ich  die  römischen  Senatoren ,  welche  in 
ihren  curulischen  Stflbleu  die  Gallier  erwarteten,  nie  sehr  bewundert  habe. 
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Unsere  AufgalM'  ist  \u  lnu  lir,  zu  liainUln,  dainit  es  besser  werde.  Zum  Ver- 
zweifeln ist  iiiuiicr  noch  Zeit,  wenn  Alles  fehlgeschlagen  hat,  gai-  keia 
reitender  Gedanke  mehr  übrig  ist.  * '  . 

So  weit  ist  es  aber  denn  doch ,  Gottlob  j  noch  nicht. 

Aber  allerdings,  gehandelt,  gebessert  muss  werden,  und  zwd  ni^ch, 
nachhaltig,  durchgreifend,  sonst  sind  wir  verloren..  £a.  wire  Stnnssen-' 
Politik,  nicht  zu  aehte,  dass,  wenn  nidit  eine' weeeutUcbe  JJminin^ang 
ancb  im  Innern  der  cfnwlnen  Staaten  beweilt8telli(st  iM,  peatacUand  gros- 
se« Unheiie  entgegengeht  Bs  droht  nftmlich  -voa  zwd  Seiten  Gefihr.  — 
Einmal  eine  tossere.  Deutschland  ist  von  Westen  lind  ton  Osten  in  seiner 
6taa6ichen  Bedentong,  wo  nicht  gar  in  seinem  Bestände  bedroht.  Mit  Frank- 
reich mnss  es,  diess  liegt  in  den  Znstanden  diese^  inmbigen  nnd  Obermllthigen 
Volkes 'nnd  seiner  auf  die  Volksgonat  gestallten  Herrscher,  früher  oder  spiter 
zum  Bruche  nnd  namentlich  zum  Kampfe  um  das  Rheinland  kommen,  sei'  es 
nnn,  dass  die  napoleonischen  Gelöste  und.  Vorbilder;  Qberdiess  gedrängt  dnrob 
ein  beute-  nnd  befSrderongssachtiges  Pritonanerthnm,  nach  dun  nng^recliten 
Besitze  drftngen,  sei  es,  dass  irgend  eine  and^.franzOäsehe  Reg^enmg  eich 
dorch  diesen  Plan  TolksthQmlich  machen;  und  gBhrende  BestttdtheÜe  am- 
stossen  wiH.  ^  soIclM^r  Kämpf  des  getheiltesten  lindes  mit  dem  einhät- 
liohsten  ist  aber  kein  Kinderspiel.  Man  weist  freilich  hin  aitf  die  Hfllfe  von 
England,  welches  Belgieii  .'nicht  an  Frankreich. kommen  lassen  kOime;  man 
denkt  jedenfiiljs  mit  Coinscription ,  Landwehr' und  neuen  Staatsschulden  dem 
Feinde  gewachsen  zu  sein.  .  Jene  Httlfe  kann  aber  fehlen,  entweder  weil 
anderwärts  In  Anspruch  genommen,  oder  weil  verweigert  von  Kurzsichtigkeit 
und- enger  Selbstsucht.  .Unsere  eigene  Kraft  aber  möchte  ich  nicht  üb«'- 
fchStzen,  namentlich  gar,  wenn  sie  wegen  eines  gleichzeitigen  Angriffes  von 
Osten  lier  getheilt  werden  mflsMc.   Eine  solche  .Verbindung  des  östlichen 
und  des  westliehen  Kachbars  zur  Niederhaltuog ,  wo*  nicht  gar  zur  Zerstttc^- 
lung  Deutsclüandh,  ist  aber  nichts  weniger  als  unwahrscheinlich;  sie  ist  viel- 
leicht nur  allzunahe.  Um  den  Preis  einer  Üeberlassung  des  türkischen  Reiches 
gestattet  Russland  leicht  eine  Vergrösserung  Frankreichs  auf  Deutschlands 
Kosten  und  hilft  wohl  (Uizu.  Regungen  i»olitiscljer  Sittlichkeit  halten  jeden  Falles 
von  einem  solchen  Bnnde  nicht  ab.    Auch  der  östliche  Feind  aber  ist,  selbst 
allein  stehend,  nicht  gering  zu  achten.   Schwächen  auch  die  lähmenden  Ent- ' 
fernungen  und  der  geringe  innere  Wohlstand  seine  Macht,  so  besitzt  er  durch 
den  tief  nach  Deutschland  einspringenden  polnischen  Winkel  und  durch  seine, . 
uns  wenigstens  unendlich  überlegene,  Kriegsflotte  drohende  Angriffsniittel, 
Allerdings  ist  auch  in  diesem  schlimmsten  Falle  Deutsclüand  noch  nicht 
mit  Nothwendigkeit  verloren ;  aber  sicherlich  kann  es  ausreichende  Htllie  nur 
finden  in  einer  begeisterten,  opferbereiten  Thcilnahme  des  ganzen  Volkes. 
Diese  jedoch  kann,  namentlich  nachhaltig,  nicht  ei^artet  werden  zur  Auf- 
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MclilaliAHiniB  yoa  2«tliiden,  irdcihe  oner  iiaitverbfeiteten  Jiiwbilligiing 
verfaHep  sind.  Es  mag  vielleiclit  bei  dem ,  ersten  Hemudeben  der  G«bhr 
ein  tieferer  EBtsoUnen  tnfBammen,  .die  fremde  ünaitüichkelt  mid  Unver- 
tddmibeit  mng  Zorn  nnd  WiderwiDen  errufen:  nUeix  wenn  dann  die  Opfer 
trirfcUeli  gebraebt  frerden  mttssen,  tob  «e^pben  es  sieb  obne  Bescbwerde  mit 
Begeistemng  reden  Bess-,  dann  ist  za  fbrcbten,  dass  die  eiklltenden  Fragen 
flidi  dnrebarbeiten:  ob  denn  ancb  das  Bestdiendr  verdiene  mit  solchem  Anf* 
%niide  an  Gut  nnd  Blut  vertbeidigt  ßn  werden?  ob  mit  Recht  Forderangen 
an  Die  gesteUt  werden  können,  welchen  bebarrlicb  das  Billigste  versagt 
wofdoi.  sei?  Das  deotsche  Volk  hat  nicht  das  unklare  Gefühl,  welches  zur 
YMbddigaig  dps  «heiligen»  Rnssland  anlgeregt  worden  kamii-  niebt  den 
efflp<MiBsi  . Absehen  des  Franaoseo  gegen  ein«  feindliche  Betretnng  des  vater- 
ländischen Bodens;  aber  es  könnte  den  englisrhcn  unbeugsamen  Entschlnss 
haben,  bis  znm  letzten  Mann  das  eigene  Recht  und  Haus  zn  Tertheidigen. 
Hierzn  gehörte  jedoch  auch  eine  englische  Zufriedenheit,  mn  so  zii  reden 
ToUständige  Sättigung  mit  dou  cinheinii^rlien  Zu<^Ulnden.  —  Zweitens  aber 
liegt  eine,  freilich  Meh  Art  und  Zeit  unbestimmtere,  über  dessbalb  nicht 
minder  wirkliche  Gefahr  darin,  dass  frtiher  oder  später  eine  Bewegung  im 
Innern  rnt stehen  kann.  Der  Anstoss  mag,  wie  im  Jahre  I'-^IH.  zunächst  von» 
Anslande  kommen :  er  kann  aber  aucli  im  Innern  Deutschlands  ansbreclien. 
An  gewissen  Orten  lässt  man  ja  an  Veranlassungen  nicbf  fehlen.  Ks  ist 
wahr,  die  Verhältnisse  sind  itzt  günstiger  für  die  Aiifre<  lithaltnng  de=,  Ho- 
stchenden,  nl*^  im  ^V,\r/  1«'^48,  weil  tine«?  Theiles  die  Kegiirungen  gerihtet. 
zum  Hiuuleln  chIm  lilossen ,  in  den  Mitteln  zur  Unterdnlckung  von  Aufständen 
erfaliren  sind,  aiitii  i  n  Theils  aber  anerkannte  Häupter  ein»  r  fiewegung  kaum 
etwa  noch  bei  der  demokratischen  Tartei  bestelu  n,  tlie>.e  al)er  /unHch«-t  noch 
entschiedenen  Widerwillen  lit  i  den  Altliherah  n  filnde.  üherdit  ss  kein  von 
Allen  anerkauntcs  Ziel  jetzt  mehr  l»e'»teht,  wie  es  damals  die  Gründung  eines 
Parlamentes  war.  Auch  ich  hin  dala-r  überzeugt,  dass  von  einem  gleichen 
Kartenhaus  -  ähnlichen  Umfallen  aller  bestehenden  Gewalten  nicht  wieder  die 
Rede  sein  wird,  wie  1848.  Dabei  aber  kommen  in  die  andere  Wagschale 
neue  Beschwerden,  (weil  nicht  blos  tlber  Vorenthalten,  sondern  id)er  Wieder- . 
entziehen  geklagt  wird,)  in  einzelnen  I^ndstrichen  bitterster  Hass,  das  Vor- 
>  handensein  einer  demokratischen  Partei ,  die  gänzliche  Beseitigung  der  frU- 
beren  gemftss^teirFlIbrar  mid  Zwecke.  Eine  neoe  Bewegung  in  Deatschbmd . 
würde  somit  grossen  -Wldevstasd  finden ,  aber  ancb«  ftbrebte  ich ,  ganz  anden 
acbreddieb'  anftrteten.  •  Webäier  menseblidie  Verstand  mdebto  abor  für  einen 
aoldien  FaD  die  Grösse,  die  iüiBdabnmig,  die  Daner  ^  PngUidBsa  bemessen 
>iollen?  Nur  die  Zostinde.  zn  Anfluqgjdes.  s|ebidintaA!  jÜirbiiiidtota  können, 
bier  einen  Vergleidningsponkt  abgeben.  Dann  ist  aber  vai&k  de^  dreissig-. 
Jlbrige  Krieg  der  Msässstab  der.UebeL  Die  Aebnlidikeiten  sind  in  der  Tbat 
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schlagend  nnd  schreckend,  namentlich  auch  in  dem  Verhalten  de^  Anslandf  ^^ 
Nur  freilich  sind  midcro  Namen  einzusetzen;  anstatt  Rom  und  Madrid  w&re 
es  Petersburg,  statt  l:^chwedcn  vielleicht  Sardinien.    Frankreich  bliche. 

Wo  aber  ist  die  Ilfilfc  zu  suchen?  In  welchen  Lebenskreisen  <;oIl  ge- 
handelt werden,  um  den  Gefahren  ganz  zu  begegnen,  oder  wenigstens  auf 
»ie  gerüstet  zu  sein? 

Ich  habe  mir  freilich  dadurch,  dass  ich  die  Bundeseinrichtungrn  aus 
dem  Kreise  unserer  15«  sitrcchungen  ausgeschlo'.scn  habe,  die  Erörtemng 
d«'s  hau]>tsilchlichstcn  Mittel^  untersagt.   Es  ist  (  inleuchtend,  dass  inDeatsch- 
hmd  ein  auch  nur  leidlicher  politischer  Zustand  nicht  bestehen  kann,  wenn 
nicht  die  ncsammtverfas^ung  befriedigender  ist;  und  zwar  itrilt  diess  sowohl 
im  Verhiiltuisse  zum  Auslande,  als  für  das  innere  Staatsleben.    Gott  aber 
weiss  es,  wie  weit  wir  hier  noch  vom  Ziele  auch  der  bescheidensten  An- 
sprüche sind.    Ich  halte  jedoch  meinen  Entschluss  fest ,  dieses  Gebiet  nicht 
m  betreten.   Damit,  dass  hier  Vieles  und  Wichtiges,  ja  Alles  noch  zu 
thnn  ist,  ist  natOrljch  nicht  ausgeschlossen,  dass  nicht  anch  in  andern 
Verbflltnissen  gewirkt  und  gebessert  werden;  kann  und  mass.  Neben  der 
weseotlichen  YTichtigkeH  des  Gesamnitziistaiides  bleibt  inmer  anch  nocb  die 
Ordnung  iin  innein  der  ebnebien  Staaten  eine  n^eiltoliehe  Bedingung  der 
Sicherheit,  weü  der  Znfrledenlieit.  \ 

ist  ein  bekannter,  .wenn  schon  oft  nicht  befolgter,  Satz,.  daATiSkili' 
nicht,; medidnischen  Pfaschem  gleich,  bei  StaatsftBebi  an  den  SjmptMMB 
fcnriren  SjoU,  anstatt  die  ürsadien  su^nntersnclien  nnd  dies^ 'n  heben'.  Ich 
will  dieser.  Lehre  folgen  nnd  alle  Maassregetai-  ^  vomherelt»  M  Sdte 
-  schieben,  'welche  nor  gegen  Folgen,  nicht  aber  g«gen  ilie  Gründe  wmgm 
Znstflnde  gerichtet  wftren.  Solche  Maassregebi  tiod  vielleieht  aii  Vieh  giii 
richtig  nnd  nothwendig ,  wen  anch  etaie  böse  Folge,  wenn  sie  einmal  Dastfn 
gewonnen  hat,  nicht  geduldet  wei^n  darf.  Aber  diese  ist  eine  Sache  ihr 
^di  nnd  miicht  das  Handln  in  der  Hanptsachb  nicht  UbeHlttsiig.  Ein  Ge> 
:  schwur,  welches  dnnih  bOse  Slfte  erzeugt  ist,  nras«  allerdings  geOftiet  nnd 
^eUdcIrt  ansgehrsiint  werden;  allein  'der  tüchtige  ^^it  wird  haaptrilfililidi 
die  Slfte  sn  Terbessern  sndieii.  .  '   ;  l^v-^^^IIÜ^^ 

Ich  werde  demnach,  mein  F^nnd,  Sie  in  meinen  folgenden'  Btilifi- 
langen  nicht  mit  Anstalten  znr'  Yerhindening  oder  Bestrafimg  einzelner 
^Mi88brillche  oder  MissstAnde,  also  mit  Vorschtfigoi  gegen  die  schlechte 
Presse ,  gegen  das  Vereins  -  und  VcrsamnüungswMen .  oder  mit  Gesetzent- 
würfen über  die  Behandlung  der  politischen  Prozesse  behelligen.  Mit  solchoi- 
Mitteln  kommen  wfr  nidit'  irom  Flecke ;  sie  sind ,  wenn  sie  als  die  einzigen 
Vorkehrungsmaassregeln  dienen  sollen,  nur  ein  Armnthszengniss ,  welches 
Gesetzgeber  und  Staatsmänner  ilirem  Verstilndnisse  der  wahren  Ursachen 
de»  Uebds  ausstellen,  oder  gar  ein  stiUscbweigende^.  fiingestftndniss  bösen 
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"Willens ,  welcher  keine  Verbes^eninf;  des  eigentlichen  Uebels  verlangt ,  viel- 
leicht selbst  M'iiien  V(Mthcil  (Inrin  findet. 

Ich  bitte  dabei  übrigens,  uiich  nicht  misszin erstehen.  VoUkonimen  er- 
kenne ich  an.  dass  durch  '•chlMlitc  Pres<?e,  durch  Klubwesen  nnd  durch 
Wühlen  und  Ib  t/en  in  Volksversainndungen  schon  viel  Uebels  in  der  Welt 
und  insbesondere  in  Deutsclüund  geschehen  ist ;  ich  bin  vollständig  damit 
einverstanden,  dass  durcli  die  Feigheit  oder  die  Mitschuld  von  Geschwonieu 
einige  schandbare  Lossprechungen  erfolgt  sind.  Auch  gehöre  ich  wahrlich 
nicht  zu  den  Pinseln  oder  Heuchlern ,  welche  von  einer  verständigen  und 
sittlichen  Pressgesetzgebnng  durch  das  Gereile  abhalten  wollen,  es  bedürfe 
keiner  staatlichen  Maassregeln  gegen  Prrssvergehen ,  die  Preise  selbst  bringe 
die  HtÜfe ,  sie  sei  die  Lanze  des  Achill ,  welche  \  erwinide  und  heile ;  welche 
die  l]^R|BOgli^eit ,  neben  einer  aasgebildeten  Kluborganisation  zu  regieren, 
doreh  die  ffindeotimg  beseitigt  glauben,  dass  ja  anch  Terrine  in  consem^ 
tif«  Bidrtaig  mdgtieh  seien.;  oder  welche  kein -anderes  Mittel  rvgen  die 
Adfaduium^mt  so  Mord  nad  Aifnhr  in  einer  Plingstweideversamndiing  ein- 
rbone»,  isls  sine  naeUiinkende  Klage  gegen  den  einen  oder  den  andern  all* 
n^fimSfea  Bcdner.  ^  Nein\ .  der  Staat,  die,  Gesellsciiaft  nnd  die  Btuelnen 
mtsaea  srirkiam  geschflüt  werden  g^gen  die  Untergrabang  jedes  Recktes 
fiD^-itgpft  irilbiscIieyerliöfanaiigen;  den  Behörden  darf  nidit  die  Ifidiecliehe 
VSüt  sniülen,  nur  die  Lost  cor  Verhfltong  oder  AbrOgong  von  Oesetswid* 
ri^eftsn^igen,  nicht  aber  einen  Erfolg  herbeifnhrei^  ia  können.  Ich  bin 
alsb  nidit  BOT  ftr  Strafen  nnd'  tt»  anmHtelbares  Einschreite,  söödem  anch, 
«Ii -iitpiir  vonngsweise,  ftr  Yorbengongsniittel  (mit  einager  Ansnahme^der 
Cönavi  weil  difse  em  dlimmes  Mittel  ist).  Im  Zweifel  will  ieh'jAigar 
mk^tlilm'  ^eine  IT^lMrsdirritiDig  der  fechte  des  Staates,  als  eine  onveN 
•tiBiiKge  Straflosigkeit.  —  jUtein  tr^ts  dieses  £faiyerst«ndnisses  hin  ich  doch 
.lMl^;welt  enÜBtiit-  gewesen »  &  den  gtmaBten  Uebehi  die  eigentliche  Ur>' 
aiiite^des  Missveiifdiiens  «od  der  schlimmen  Znstinde^  sei  es  in  de»  Jahren 
'1848  nnd  49  sei  es  za  jeder  andern  Zeit,  zo  seh^n ;  nnd  ich  kann  also  anch 
itzt  in  einer  noch  so  richtig^  Bekämpfiing  kein  Mittel  zu  der  von  mir  ge- 
sncbten  Gesundung  erkennen.  Jener  ganze  Unfug  war'  .fielmehr  eine  Folge  . 
der  aUgemeineu  Zerrtittqng  im  StaaiskOrper;  nbd  wenn  er  etwa  beute,  bei 
einem  Nachlasse  der  Regierungsfaust,  schlimmer  emporwucheni  sollte  als  je, 
f€0  Würde  wenigstens  ich  diess  eben  anch  nur  als  eine  Folge  indessso  noch' 
übler  gewordener  allgemeiner  Zustände  ansehen.  Man  stelle  ein  gesundes 
staatliches  Leben,  damit  aber  Zufriedenheit  her.  dann  findet  der  Mordbrand  ' 
der  Klnbistcu  und  nomadi.schen  Liten\ten  keinen  feuerfangenden  Stoff,  oder 
wird  wenigsten-  \  <  ibrechen  und  Nied«  rträchtigkcit  mit  leichter  Mühe .  weil 
mit  allgenieint  r  /u>tinnnung,  niederg*'-(  li  lagen.  Die  engli«;che  Regierung 
\mag  nadi  Belieben  schreiben  uuU  rcdeii  las.seu,  denn  es  macht  dort  keinen 
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geftbrlicheu  Eindnick.  Und  wenige  Vorftlle  sind  f9ar  vidi  so  belehrend 
gewesen^  als  jenes  Wegschmelcen  des  grossen  Chartistenfto^Riliet.  vor  den  zwei- 
melhnnderttansend  Bflrgen,  welche  sicli'  die  Straesen  Iiondons  entlang  sk 
freiwillige  Holfsbeamten  der  OfiienUiohenOiidDaog  aiffirtettten.  fiokhes  iHdie 
Macht  einer  entschiedenen  Öffentlichen  Meinung  und  efiser  männlichen  Hsl- 
tang  Aller;  aber  diese  sihd  nor  sa  erwarten  nnd  mOf^idi  hei  eunm  YoOKi 
welches  nfirieden  ist  mit  seuiem  Zustande.  .  '  < 

Meine  Ansähe  ist'also  nnächst,  die  wahren Grflnde  unserer  nngUcfc* 
liehen  OpentUcheo  Zostibide  in  S^entschland  sn  suchen. 

.  HL  , 

Ich  bitte  die,  lieber  Freund,  um  eine. einstweilige  Zllgehmg  der  satyri- 
schen Laune,  welche  sich  vielleicht  bei  Ihnen  regen  wird,  wenn  ich  Ihnen  jetst 

-sage,  worin  ich  den  wahren  Grund  unserer  schlimmen  staatlichen  ZastAnde 
finde.  Ich  schmeichle  mir,  Ihnen  im  weitem  Verlaufe  za  seigen,  dass 
jnäne  Erklärung  doch  ni^bt  so  'platt  ist,  als  sie  auf.  den  ersten  Anblidi 

.yicllcicht  scheinen  mag.  '  - 

Meiner  Ucberzengnng  genülsf:  ist  nämlich  (immer  natttrlich  mit  Vorbe- 
halt des  bedeutenden  Antheils,  welcher  auf  die  Ge^mmtverÜEissnng  Dentsoh- 
lands  f^lllt)  das  Unheil  zurückzuführen  auf  das  Misslingen  des  consti- 
tutione! len  Syst  emes,  sowie  es  bei  unaikaf^efasst  nndgehand- 

-habt  worden  ist. 

Diess  ist  freilich  in  seiner  Allgemeinheit  kein  sehr  neuer  Satz;  und  den- 
noch habe  ich  denselben  in  seiner  richtigen  Auffassung  und  in  seinem  ganzen 
Zusammenhange  erst  begriffen  bei  immer  wiederholtem  Nachdenken  Uber  das 
Erlebte  nnd  das  Bevorstehende.  Wenn  ich  dabei  allerdings  theilweise  auf 
Meinungsgenossen  stiess.  so  konnte  ich  doch  im  AVescntlichen  mit  keinem 
übereinstimmen,  und  nicht  selten  ginut  n  unsere  Wege  nur  eine  Zeit  lang  zu- 
sammen,  dann  aber  in  gerade  entgcgriiL'esetztcn  Richtungen  auseinander. 
Beziehungsweise  wenigstens  darf  ich.  meine  Theorie  für  wein  Eigeniluuu 
halten. 

Gestatten  Sie  mir,  dass  ich  Ihnen  für  heute  nur  angebe,  wie  ich  meinen 
obigen  Satz  nicht  verstehe,  und  mit  wem  Sie  mich  also  nicht  zusammen- 
werfen  dürfen. 

Vor  AWem  verwahre  ab  mich  dagegen,  dass' ich  zu  den  Anhilngcrn  des 
Unbeschränkten  Fürstenthumes  gehöre^  weder  zu  den  ganz  einfachen  und  ehr- 
lichen ,  noch  zu  den  gleissnerischen ,  welche  einen  Schein  ton  Volkseinäiiss 
aber  ohne  alle  Wirklichkeit  gestatten  wollm,  etwa  berathende  Stande,  No- 
taMnelribernftuigen ,  a.  dgL  Das  FeUsehlagen  des  ^bisherigen  GiAafarcos 
finde  ich  niditich  keineswegs  darin  begründet ,  daps  das  Volk  llbcrhaiipt  su 
einer  TheihoahBie  an  Stktsgeseliiftep  «IT  ni^h^d^ 
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ein  unverständiger  sei.  Nein,  auch  beute  uocli  erachte  ich  die  Theiluabnie  eines 
auf  die  entsprccheude  Bildungsstufe  gohingteii  Volkes  an  den  öffentlichen  Ange- 
legenheiten uud  an  seinen  eigenen  Angelegenheiten  für  ein  Recht ;  und  noch  heute 
sehe  ich,  freilich  richtige  Einrichtungen  vorausgesetzt,  in  solcher  Thcilnahme 
grosse  Vortheile.  Ich  will  kein  Kapitel  und  System  des  allgonicinen  Staatsrechtes 
oder  der  Politik  abschreibeji,  gehe  auch  in  meiner  Bt  grilndung  der  Volksvertre- 
tung weder  auf  die  angeblichen  Urvertrilge  im  Staate,  noch  auf  die  Lehre  der 
Gewaltentrennung,  noch  auf  sonstige  weithergeholtc  uud  durch  ihre  Küiistlich- 
keit  der  Ueberzeugung  ennangt  lnde  Beweisführungen  ein :  vielmehr  fasse  ich 
die  Frage  einfach  praktisch  und  menschlich  ;ui,  und  Hude  so,  dass  man  nicht 
befugt  ist,  verständige  Männer  wie  eine  Heerde  Schaafe  zu  leiten  ohne  ihr 
Wissen,  ohne  ihren  Willen;  ferner,  dass  die  Geschichte  und  die  Erfahrung 
unseres  eigenen  Lebens  dem  Königthume  kein  solches  unbedingtes  Zeugniss 
von  Einsicht,  Uueigennfltzigkcit  luul  Fürsorge  ausgestellt,  dass  dasselbe  bil- 
ligerwcise  ein  Vertrauensvotum  für  alle  Zeiten  und  eine  unuutersuchte  Lei- 
tung der  allgemeinen  Angelegenheiten  verlangen  könnte,  üeberdics  ist  es 
sehr  wtinschenswerth ,  dass  die  Staat szustiinde  nicht  blos  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Befehlenden  und  Empfaugenden ,  sondern  auch  aus  dem  der  Ge- 
horchenden und  Gebenden  geprüft  werden.  Auch  ist  eine  Einriciituug  von 
grösstem  Nutzen,  welche  unabhängigeu  Männern  die  offene  Aussprechung  der 
thatsächlichen  Wahrheit  gestattet ,  dadurch  aber  die  Regierung  verhindert, 
die  gesaiuniten  öffentlichen  ZusUinde  nur  in  der  ihr  beliebigen  Weise  und 
Färbung  darzustellen,  vielleicht  ein  völliges  System  von  Tiluschung  vorzube- 
reiten und  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Einwendung  der  Unfähigkeit  des  Volks 
zu  guten  Wahlen  beseitige  ich ,  für  meine  Person ,  zwar  nicht  nnt  der  An- 
nahme einer  Art  von  mystischer  Inspiration  zu  iliesem  Geschäfte;  aber  ich 
glaube,  dass  es  gar  wohl  möglich  ist,  das  Recht  zur  Bezeichnung  der  Volks- 
vertreter in  vcrbtändige  Hände  zu  legen.  Von  einem  allgemeinen  Wahlrecht 
darf  dabei  üeilich  keine  Rede  sein.  —  Jedenfalls  aber  muss  ich  mich  noch- 
mals gegen  alle  blosse  Scheinmittel  erklären.  Erfahrung  erzieht  zum  Manne; 
und  nach  allem  dem,  was  die  Deutschen  in  den  letzten  vierzig,  fünfzig  Jahren 
durchlebt  haben,  ist  es  geradezu  eine  Unverschämtheit,  sie  mit  einem  Puppen- 
spiele abspeisen  zu  wollen.  Iiier  nmss  man  mit  Figaro  fragen:  wer  denn 
eigentlich  betrogen  werden  soll  ?  Die  Folge  einer  solchen  Missachtung  kann 
nur  doppelter  Ihiss  sein,  wie  sich  diess  z.  B.  in  Frankreich  seit  der  Schein- 
vcrtretuJig  von  lb52  bei  allen  Denkenden  heraushtelll.  Und  ich  wenig- 
stens bin  ein  viel  zu  entschiedener  Anhänger  des  erblichen  Königthunies,  weil 
einer  trefflichen  |>olitischen  Anstalt,  als  dass  ich  sie  durch  ein  so  gefähr- 
liches Spiel  blosslellen  möchte.  Ein  abenuahges  Fehlschlagen  monarchischer 
Staatseinrichtungen  dürfte  es  schwer  überstehen,  najuentlich  wenn  mau  den- 
selben von  Uausc  aus  llohn  uud  üblen  Glauben  ansehen  könnte. 
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Zweitens  gehöre  icli  nicht  zu  Denen,  welche  zwar  nicht-im  Allgemeinen 
einer  Volksvertretung  abgeneigt  sind,  aber  den  Deutscheu  insbesondere  die 
P'iihigkoit  dazu  alisjirtchcn.    Man  pflogt  sich  zur  Begründung  dieses  weg- 
werfenden Urtheils  hauptsächlich  auf  zwei  Thatsachen  zu  berufen.  Einmal 
auf  die  Erfalirungcn  seit  Einführung  der  constitutionellen  Verfassungen  in 
Deutschland,  wo  sich,  je  nach  der  Gestaltung  der  äusseren  Verhältnisse, 
der  Mangel  an  staatlicher  Einsicht  oder,  in  deren  Abwesenheit,  wenigstens 
eines  Instinktes  bald  durch  überzahna'  Fügsamkeit  und  Abwesenheit  jeder 
staatsniännischen  Initiative,  bald  aber,  naniontlich  in  den  Jahren  1846  ond 
1849,  durch  unsinnige  Ucbcrtreibungon  mul  Hingebung  an  die  elendesten 
Schreier  gar  übel  bewiesen  habe.    Zweitens  auf  die  politische  Flaltung  der 
Deutschen  in  Amerika,  welche  auch  dort  durch  ihre  Untci*sttitiaing  jeder 
äusscrsten  Partei  Mangel  an  iTtheil  und  nicht  selten  —  so  z.  B.  seiner  Zeit 
durch  ihre  Bogeistening  für  Kossuth,  den  Dränger  alles  Deutschen  —  auch 
Mangel  an  Ehre  und  Selbstgefühl  zeigen.  Ich  läugnc  diese  Thatsachen  nicht, 
aber  sie  machen  mich  doch  nicht  irre.  Ich  erachte  auch  <Üe  Deutschen  eben 
nicht  für  vorzugsweise  politisch  organisirt ,  allein  ich  glaube,  dass  sie  gute 
Ersatzeigenschaften  haben.    Die  angeblichen  Erfahrungt  n  im  eigenen  Lande 
schlage  ich  geradezu  für  nichts  an,  weil  die  Dinge  gar  nicht  anders  kommen 
konnten,  Nienumdcn  aber  ein  Vorwurf  triffl,  wenn  er  einer  Natunjothwendig- 
keit  nachgiebt.    Hinsichtlich  der  Verfassungen  war  das  deutsche  Volk  durch 
diese  selbst  zu  einem  falsclicn  Gedanken  verleitet  und  in  einen  falschen 
Mechanismus  gesteckt  worden;   es  war  also  natürlich,  dass  es  schlecht 
gieng.    (Wie  ich  diess  meine,  kann  ich  erst  später  deutlich  machen.)  Die 
Uebcrstürzungcn  von  18-1«  aber  waren  verdiente  Folgen  einer  verkehrten, 
lünhaltcnden,  auch  das  BiUige  nicht  gewährenden  Politik.  Freilich  fiel  nun 
Alles  in's  andere  Extrem;  aber  ist  diess  nicht  eine  psychologische  Noth- 
wendigkeit  V  Für  einen  Beweis  einer  Unfähigkeit  in  normalen  Zuständen 
kann  es  wahrlich  nicht  gelten.  Was  aber  die  deutschen  Amerikaner  betrifft, 
so  ist  auch  deren  Benehmen  so  naturgemäss,  dass  das  Gegeut heil  ein  wahres 
Wunder  wäre.    Fast  ohne  Ausnahme  den  ungebildetsten  Klassen  ;uigehörig, 
auf  ihre  Zustände  im  alten  Lande  mit  llass  zurücksehend,  weil  sie  da  in* 
Aiuiuth  und  Ucbcrvölkerung  erstickten,  vielfach  früher  von  der  Schreiber- 
wirthschaft  geplagt,  dehnen  sie  sich,  mochte  ich  sagen,  in  der  neuen  Weite 
der  Räume  und  Gesetze  mit  Wollust ,  und  glauben  natürlich  nicht  genug  in 
iliren  Freiheitswünschen  thun  zu  können.    Es  ist  einfach  der  Gegensatz. 
Man  gebe  nur  dem  Deutschen  eine  richtig  angelegte  l)ürgerliche  Freiheit; 
mau  versage  nicht  grundsätzlich  das,  was  die  unendliche  Mehrzahl  verlangt; 
man  richte  es  im  Grossen  so  ein,  dass  num  sich  nicht  schämen  muss,  ein 
Deutscher  zu  sein.    Es  ist  so  viele  Bildung  in  der  Nation,  wie  in  keiner 
»inderuj  sie  hAt  Kechtsgefuhl  und  Gewissen  ^  dabei  ruhige,  geduldige 
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GCBflibMUrt  und  Keine  politische  Verdorbenlu  it.  Waruin  soll  mit  sulclieji  Ele- 
menteft  eine  nflt/licbe  und  ^k-h  seilst  beherrschende  Theiluahnie  des  Volkes 
ao  Bemen  Augeh gcuheiten  nicht  möglich  sein?  Nein;  in  der  Art  des  deut- 
schen Volkes  finde  ich  den  Grand  des  MiasUngens  des  oonstitutionellen 
Sjrstemes  nicht 

Femer  werden  Sie  mir,  hoffe  ich,  die  Gerechtigkeit  angedeihen  lassen, 
mich  nicht  mit  dem  grossen  Haufen  der  Spiossbürgcr  zusammenzuwerfen, 
welche  von  Verfassungen  und  constitutionellcm  Systeme  nichts  mehr  hören 
wollen,  weil  dasselbe  erfahruugsgcmäss  keine  Erfolge  gehabt  habe.  Diess 
heisst  natürlich  uiciits  andere.-.  ai>  dass  die  Iloffnungeii  dieser  Klasse  nicht 
erfüllt  worden  sind.  Allein  die  I'rapc  i^t  dann ,  welche  Hufiiuuigen  diess 
waren  und  oi)  e--  je  verstandig  war,  >ie  zu  hegen  V  Diis'^  ist  nun  aber  ge- 
radezu zu  liiugnen.  Die  guten  Leute  erwarteten  von  der  Eniführung  einer 
Volksvertretung  \or  Allem,  und  \ielleielit  ausschliesslieh ,  eine  wohlfeile  Re- 
gierung, also  Verminderung  der  Abgaben ;  und  nun  finden  sie  im  (iegeutheile, 
dass  die  Budgets  fast  regelmäs^ig  steigen  und  der  Staat,  mit  Zustinunung 
der  Stände,  it/t  weit  mehr  braucht,  als  vor  dreissig  Jahren,  dass  ilberdiess 
die  Staatsschulden  überall  sich  verdoi'pelt  und  \erdreifachl  haben  im  tiefen 
Frieden.  Hierzu,  meinen  sie  nun,  hatte  mau  keine  Kanuneru  gebraucht;  und 
es  hätte  sogar  noch  das  viele  Geld  erspart  werden  können,  was  diese  kosten. 
—  Hier  ist  nun  allerdings  die  Thatsache  ganz  richtig,  dass  die  Staatsatts- 
gaben,  folglich  auch  die  geforderten  Einnahmen,  seit  cineni  Mcnschenalter 
beträchtlich  gestiegen  oud  in  der  Regel  in  fortwilhrendem  Steigen  begriffen 
iiiid;  ebenso  die  Zmnbme  der.  Statftsscholden.  IQchU  ist  aber  verkehrter 
und  Inmichtiger,  als  die  Schuld  hiervoB  einem  Mangel  an  £flichterftllii9g  ^ 
voa  Sdten  der  StSnde  aumschreiben,  oder  flberhanpt  ein  Unrecht  und  ein 
UngiOck  darin  zn  Hoden.  Vor  AUem  handelt  es  sich  davon,  was  einer  Seite 
nüt  den  weiteren  Ausgaben  geleistet  wird,  beaehungsweise  geleistet  worden 
ist,  md  wie'aaderer  Seits  die  itiige  Steuerlast  zu  den  itagen  Nationalein- 
konmen  steht  Und  hier  liegt  dehn  nun* doch  gans  klar  vor,  dass  nicht  nur 
die  venchiedenen  Staatszwecke,  geistiger  und  stofflicher  Art,  in  weit  vdll- 
fltUdii^Brem  Jfoasse  erfilllt  werden,  als  frQher,  sondern  dass  auch  rietige, 
den  TermOgei}  und  iBrwcfrbe  der  £inzdnen-  unnüttelbar.  zum  grOssten  Yor- 
.tbeile  gereichend«!  Maassregeln  auf  Kosten  der  Staatskasse  oder  wenigstens 
anter  weeeatlichcr  Beiziehung  derselben  getioifen  wurden,  wie  z.  B.  die 
Ahlflauugen  der  GnuuUtoten,  jdie  Eisenbahnen.  Theils  eben  durch  diese 
Einrichtttugen,  theils  aus  anderen  Grflnden  ist  aber  die  ZahhugsfiUiigkeit 
der  Bevölkerungen  'mindestens  in  dem  gleichen  Maasse  mit  den  erhöhten 
Anforderangen  gestlegen,  und  woMt  in  der  Wirklichkeit  itzt  keine  schwerere  • 
Last tragen.  -Hier  ist  also  nur  Gewinn,  nändich  weit  grössere  Letstung ' 
des  Staates  flu*  wescnUieh.  gldchgebliehttne,  Belastung.  Sodann  quiss-  deQ 
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krömeriscbcu  Reclmern  bemerkt  werden  ,  dass  wir  leider  in  einer  Zeil 
weffentlichstor  Verwaiulhing  dos  Wcrthcs  diT  edlen  Metalle,  also  des  Geldei«. 
leben ,  and  dass  es  eine  grübe  Unwissenheit  oder  eine  plumpe  Täuschung 
ist,  eine  vor  vier/ig  Jahren  ausgeworfene  Summe  filr  gleichbedeutend  mit 
derselben  Zahl  vom  heutigen  Tage  Auszugeben.  Nur  der  Name  ist  derselbe, 
nicht  die  Sache.  Endlich  n(xrh  darf  auf  das  f'ntschiedenste  geläagnot 
werden,  dass  die  deutschen  Stiindeversamndungen  nichts  gethun  haben  zur 
Niederhaltung  der  Staatsausgaben.  Diess  gescliieht  vielmehr  in  doppelter 
Beziehung  überall  und  so  zu  sagen  stündlich.  Einmal  nämlich  in  Betreff 
der  Festsetzung  der  Ausgaben.  Mag  es  auch  nicht  von  sehr  grosser  Be- 
deutung sein,  was  bei  der  Berathung  des  Budgets  an  den  Regierungsforde- 
rungen  gestrichen  und  auf  solclie  Wei.se  unmittelbar  erspart  wird,  (und  selb?t 
dieses  ist  doch  nicht  zu  unterschätzen,)  so  ist  iim  so  wichtiger,  was  von  den 
Regierungen  im  Hinblicke  auf  die  ständische  Berathung  und  wahrscheinliche 
Verwerfung  gar  nicht  einmal  verlangt  wird ,  ohne  Stände  aber  sicherlich 
ausgegeben  wurden  wäre.  Wer  auch  nur  (ntfernt  mit  dem  Gebahren  im 
Innern  der  Regierungen  bekannt  ist ,  weiss  ja ,  und  oft  genug  aus  anange- 
nchmer  Erfahrung,  wie  unendlich  oft  nicht  nur  cijie  einzelne  Ausgabe,  son- 
dern ganze  Plane  unterlassen  werden,  weil  man  sich  nicht  getraut,  damit 
vor  die  Stünde  zu  treten.  Die  Wirkung  der  ständischen  Einrichtung  ist  in 
dieser  Beziehung  so  gross,  dass  sie  selbst  nicht  selten  in's  Schädliche  geht. 
Zweitens  aber  wirkt  sie  durch  die  Verhinderung  von  üebersch reitungen  der 
vorgesehenen  Summen,  Diess  mag  einer  Seits  nicht  gerade  immer  geschehen, 
anderer  Seits  wohl  auch  zuweilen  ajn  unrechten  Orte:  allein  im  Ganzen  ist 
der  Einfluss  der  Stände  in  dieser  Richtung  unzweifelhaft,  müchtig  und  nütz- 
lich. Und  selbst  wenn  dem  Allem  nicht  so  wäre,  so  wüi-de  schon  die  Ord- 
nung, Durchsichtigkeit  und  Verständlichkeit,  welche  durch  die  öffentliche 
Prüfung  einer  unabhängigen  und  ausserhalb  der  Verwaltung  stehenden  Ver- 
sanunlung  dem  Staatshaushalte  aufgedrungen  wird,  den  hochst^'u  Nutzen 
bringen.  —  Mit  Einen»  Worte,  eine  solche  pfennigweise  Kritik  erscheint  nicht  nur 
höherer  Auffassung  des  Staatslebens  und  seiner  Zwecke  unsäghch  beschränkt, 
sondern  sie  ist  geradezu  unwahr  und  ungerecht.  Wegen  wirthschafllicher 
Unwirksamkeit  kann  unsere  ständische  Einrichtung  nicht  venvorfcn  werden. 

Aber  sie  soll  es  auch  nicht  werden,  weil  sie  eine  Anzahl  von  unüber- 
legten und  aus  Unkenutniss  der  Menschen  und  der  Anstalt  entsprungenen 
Erwartungen  unerfüllt  gelassen  hat.  Es  loinn  kein  gerechter  Vorwurf  gc- 
nuicht  werden,  wenn  die  Wirklichkeit  fantastischen  Bildern  nicht  entspricht. 
Die  Einführung  der  neuen  constitutionellen  Verfassungen  wurde  mit  einer 
Begeisterung  aufgenommen,  welche  mehr  für  die  politische  Unschuld  und  etwa 
für  das  Bedürfniss  einer  Bessenmg  der  damaligen  Rrglerung^weise,  als  für 
tiue  klare  Einsicht  und  für  ein  politisches  Bewusstscin  sprach.    Nun,  mein 
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lieber  Freund,  wir  haben  ja  diese  roseiifarbcueii  Träume  selbst  getr&umt, 
da  unsere  Jugend  in  diese  Zeit  fiel.  Sie  erinnern  sich,  wie  auch  wir  ans  in 
^ans  otopisclien  I^offiinngen  wiegten.  Bei  der  herdicheii  Uebereinstimmuag 
swiBeben  Fftrst  iind  Tolle,  anf  weldie  man  fiir  alle  Zeiten  reclinete,  weil  sie 
Jfi  beider.  Filidit  nsd  Yortbeil  war,  mnsstoi  Itttnilig  alle  Bescbwerden  ver- 
scbwinden;  vortrefflicbe  C^etz«  standen,  in  Aussiebt,  bei  denen  sieb' die 
ümsiebt  mid>  die  Erfisthrung  der  Regierongen  init  der  BerQcksicbtigang  der 
Bedftrfliisse  and  WAnscbe  der  Untertbanen  tu  einem  barmoniscben  Ganzen 
vereinigter;,  die  abstrakten  knnen  Satze  der  Terfassnngen  Terkfirperten  sieb  - 
idDmäblig  zu  fretbeitspflanzenden  und  freibeitssicbemden  Einricbtnngen.  Die 
WaUeo  konnten  nor'  bnf  Yaterlandsliebende,  am8icbtige,'nnabbAngige  Mftnner 

'  frllen;  dem  Fürsten  mosste  zogctrant  werden,  dass  er  anch  efaien  Wider«-' 
spmcb  nnr  fbr  das  nftbme,.  was  er  wiri^Iicb  sei,  fBr  die  ErflkUnng  einer 
«nangtoebmep  Pflicbt  Alle  Becbte  des  Volkes  waren  gesiebert,  nnd  anf 
der  Iiiebe  des  freien  Volkes  mbte  der  Tbron  fester ,  als  aaf  jeder  nat^ 
rieHjA  Maicbl.  Die  HapA  gesncbte  Verbindung  Tpn  Honarcbie,  Aristokratie 
odd  Demokratie  war  Jetzt  gefnnden.  Mit  Einem  Worte ,  das  neue  System 

^niluerle  sieb  der  Yollkonunenbeit  so  sehr,  als  Oberhaupt  den  menschlichen 
Singen  beschieden  ist;  es  war  das  letxtc  uiiabertrcffbare  Erzeugniss  der 
Staatsweisheit,  die  es  «so  treffUcli  weit  gebracht.»  Wenn  Sie  sich  dieser 

.  JugendpolitUs  etwa  nicht  mehr  klar  genug  erinnern",  so  nehmen  Sie  einmal 
die  Werke  wieder  zur  liand,  welche  damals  als  klassisch  in  der  Materie  • 
galten,  so  Aretin's  constitutionolles  Staatsrecht,  Brendel's  Geschichte  der 
Repräsentation,  oder  was  Pölitz  «im  Lichte  unserer  Zeit*  erörterte.  War  .  • 
es  nun  ein  Wunder,  dass  auf  solche  Ueberspannung  und  Ueberschat2ung 
bittere  Enttäuschung  folgte?  Abgesehen  davon,  das^  man  daran  gar  nicht 
dachte,  dass  jede  Staatsart  gewisse  geistige  und  saeliliche  Bedingungen  hat, 
ohne  deren  Vorhandensein  sie  das  Stadium  der  hohlen  Form  niclit  über- 
schreiten kann,  und  dass  man  sich  also  auch  nicht  klar  machte,  wie  nament- 
lich in  unsern  zahlreichen  Duodezstaaten  es  völlig  an  diesen  Gruiuihiin  ii 
fehle;  abgesehen  davon,  dass  man  gleich  Früchte  erwartete,  welclu  uu 
besten  Falle  erst  nach  Generationen  reifen  konnten ,  wie  z.  13.  eine  bewusste 
polijtische  Gesinnung  des  Volkes;  abgesehen  endlich  davon,  dass  man  nur 
n^HBÜ  den  positiven  Erscheinungen  und  Folgen  sah,  anstatt  an.  bedenken^ 
diy  jlB  banptsiebMcbste  Wirintng  Jeder  iiesdirlakenden' Staatseinriditnn^' 

nnd  ,  dass  sie  nm  so  mehr  nfltze,  je  mebr 
all^aclliil  mn  den  ersten  An&nge  eines  scbldlieben' Unternehmens  abhatte^ 

Wo  sie  gar  niefats  za  leisten  scheine:,  war  ja  so 
^\jMI^'|bf|M^^  man  erwartete,  nnr  tod  Engeln,  nicht 'aber  bei 

Slindhiii^  möglich.  So  fiel  denn  anch  in  der  That  eine  Hoilhnng  ' 

IfÜ'^itÜm  A'  Anstatt  friedlicher  Ehtwick^ong,  Stärkung  der  Äkrst^ 
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liehen  Gewalt,  ungefülulicliiii,  freisiumgen  Widerspruches,  guter  Gesetz- 
gebung u.  !>.  w.  trat  uur  allzu  häufig  (las  gerade  Gegeiitheil  ein.  Anfänglich 
glaubte  mau  noch  an  allniabligu  Besserung,  an  spätere  Gewöhnung,  rechnete 
auf  Personenwechsel.  Als  aber  die  Dinge  nicht  nur  nicht  besser,  sondern  in 
manchen  Stücken  sogar  immer  schliunncr  wurden ,  da  trat ,  wie  dicss  zu 
geheu  pHegt,  an  die  Stelle  der  überspannten  Erwartung  gänzliche  Verwer- 
fung. Die  Einen  gaben  alles  Vertiauen  auf  Staatsformen  auf,  da  sie  sich 
in  der  besten  getauscht  hatten;  die  Anderen  wähnten,  man  sei  nur  nicht 
weit  genug  gegangen,  und  wendeten  sich  zur  Republik.  Wie  gesagt,  mein 
Freund,  mit  dieseu  einfach  Enttäuschten,  weil  anfänglich  Unverständigen, 
dürfen  Sie  mich  nicht  vermischen.  Ich  mag  in  meiner  Jugend  zu  denselben 
gestanden  haben;  allein  ich  habe  die  Ursache  und  die  Wirkungen  anders 
auifasseu  gelernt. 

Aber  auch  zu  Denen  gehöre  ich  nicht,  welche  das  Fehlschktgcn  der 
constitulionclleu  Regierungsweisc  darin  finden,  dass  die  geschichtliche  Ein- 
theilung  und  Grundlage  der  ständischen  Mitwirkung  verlassen  worden  sei. 
Ich  will  späteren  Erörterungen  nicht  vorgreifen,  und  begnüge  mich  daher 
hier  zu  bemerken,  dass  ich  allerdings  unter  Anderem  eine  von  der  bisherigen 
verschiedene  Bildung  der  Volksvertretung  nöthig,  die  bisherige  als  eine  der 
Ursachen  des  Uebels  ansehe.  Allein  sehr  verschieden  hievon  ist  die  Fest- 
haltuug  der  niittelalterUchen  Formen  und  Berechtigungen,  sowie  die  Meinung, 
dass  weun  man  nur  der  allgemeinen  Vertretung  Aller  ausgewichen  wäre,  es 
bei  den  alten  Landtagen  und  ihren  Cui'ien  belassen  hätte,  genügender  Schutz 
gegeben,  alles  Uebermaass  von  Unruhe  und  Aenderung  aber  vermieden  wor- 
den wäre.  Gerade  weil  diese  Formen  geschichtlich,  d.  h.  der  Gestaltung 
einer  früheren  geseUschaftlichen  Ordjmng  gemäss  sind,  können  sie  jetzt 
nicht  mcbr  taugen.  Nur  wer  den  völlig  misinnigen  Saly  vertheidigen  will, 
tlass  unsere  jetzige  Gesellschaft  mit  ihren  Interessen  und  also  Rechten,  mit 
ihren  Schwerpunkten  und  also  Ansprüchen  völlig  die  des  Mittelalters  sei,  kann 
in  der  Beibehaltung  von  blossen  Folgerungen  Heil  und  Recht  sehen.  Wer 
aber  ausser  der  Ritterschaft,  dem  katholischen  Glems  und  den  Städten  jetzt 
auch  noch  andere  Existenzen,  andere  Interessen,  andere  Macht  erkennt,  der 
baut  ja  mit  sehenden  Augen  sein  Gebäude  viel  zu  eng*,  die  draussen  Stehen- 
den aber,  dieses  zeigt  alle  Erfahrung  mid  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
wollen  sich  auch  eindrängen,  wollen  namentlich  nicht  die  Kosten  für  die 
Bedachung  der  Bevorrechteten  tragen.  Ihnen  dieses  zu  verweigern,  ist 
Widersinn  und  L'mtcht;  und  überditss  kann  bei  dem  Drängen  leicht  das 
ganze  Gebäude  über  den  Haufen  geworfen  werden,  natürlich  zum  Haupt- 
. schaden  derer,  welche  bereits  darin  sind  und  denen  die  Stücke  auf  die 
Köpfe  fallen.  Wenn  aber  die  geschichthche  Auffassung  noch  überdiess  ver- 
ßilaclil  \>eriieii  will,  und  wenn  hiu  uur  zum  Vorwande  dienen  soll,  um  einer 
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•uBlgen  KlMse  das  Uebefgewicht  tu  venohaffen,  so  komnt  n  der  Ver- 
kelurüuifc  vnd  IIoiiNelitigkeit  ancb  noch  Henehelei.  Damit  aber  ist  mbr- 
Uch  eiB  gedeibliehes  und  siifri«deiistelleiides  Stlndewesan  nicbt  heimstelleo; 
and  aas  keinon  Grande  iraaiger,  als  mfl  es  die  A]leinhemchaft  der 
mittclalteriidwit  Stiade  aosscUoes,  ist  nnser  oonstitotioneUes  Sjrstem  W 
ongiackt. 

Yerkehrt  und  zum  Tbeile  wenifstens  ungerecht  finde  Ich  es  sodann, 
wenn  dieses  Misslingen  einzelnen  Personen  beigemessen  wird,  seien  es  mm 
Forsten  oder  Minister.  £s  wAre  «l)geschmackt ,  des  Widerwillen  mancher 
Regenten  nnd  Staatsmänner  gegen  die  Beschränkungen  ihrer  Eigenmacht 
zu  läugnen.  An  vielen  Sttlleu  iht,  bald  kürzer  bald  länger,  bald  gröber 
bald  feiner,  die  Eutwickelung  der  Verfassungen  gehemmt  worden.  Allein 
man  darf  doch  diese  Gründe  nicht  überschätzen.  Abgesehen  davon,  dasfl 
auch  der  uutudelhafteste  Wille  einen  fehlerhaften  Grundgedanken  des  ganzen 
Systenie.s  nicht  lieseitigt  hätte,  so  ist  schon  der  eine  Umstand,  dass  die 
Personen  in  verM  liit  denen  Läiidi  rn  und  Zeiten  "^ehr  verschieden  und  wech- 
selnd waren,  der  Ffhl-chlag  aber  uUgeineiu  ist ,  der  unwiderleglichste  Beweis 
davon,  dass  nicht  die  einzige,  nicht  einmal  die  Hauptschuld  ihnen  zuzu- 
messen ist.  Nur  in  Einer  Beziehung  iim>s  ich  in  den  Personen  ein  llaupt- 
hinderniss  suchen,  freilieh  in  allen  und  nicht  bloss  in  eiuzelnen  bestininiten. 
Es  ist  diess  der  Umstand,  dass  sich  nicht  alle  Fürsten  zur  Führung  einer 
parlamentarischen  Regierung  verstanden.  Diess  hätten  sie  alle  ge- 
konnt, und  wenn  auch  allerdings  nicht  jeder  Grund  des  Scheiteiiis  dadurch 
eutferut  gewesen  wäre,  so  doch  ein  bedeutender. 

War  dies8  aber  nur  ein  periöalicher  Fehler,  so  ist  auch  erklärt,  warum 
Sie  endlich  mich  auch  nicht  bei  den  Republikanern  suchen  dürfen.  Ich  bin 
nicht  der  Meinung,  dass  anser  bisheriges  constitntionelles  Qystem  an  deh 
fthlsfthlagim  mosste,  weil  Qberhaapt  eine  königlielie 'Gewalt  bestand.  Ich 
habe  Ihnen  bereits-  gesagt,  dass  ieb  in  der  Demokratie,  gleichgültig  ob 
reine  oder  reprftsentatiTe,  eine  nnTollkommeiie  Staatifbim  sehe.  Die.eigen- 
thftmlichen ■  Yortheile  derselben  werden,  meines  BedOnkens,  TÖn  den  natOr- 
Ucben-  Nachtbeilen  wdt  aberwo^sn.  Ich  kann  mich  mit  einer  Begienmgs- 
weise  anmöglich  befremiden,  welche  weeentlidi.  a«f  der  Hittelmflstigkett- 
aller  geistigen  ZnstAnde  bsroht  nnd  ^etaie  solche  wieder  ihrerseits  ftrdert. 
In  ,  dieser  Beodmng  haben  Tooq^eviÜe  iind  Cherholiei  in  ihren  geistreiehed 
Weiken  ttbff  die  nordamerikanische  and  sdiwieiaeriscbe  Demokratie  meinem 
Insthürte  lingst  m  klarer  Anffiassong  verhoUen.  Ferner  dnd  die  von  einer 
Demokratie  anurtremüidiiin  beetflndigen  ,WaUbewegangen  and  WaUbewer- 
bongen  nicht  bloss  onertrftglich  anangenehm,  sondern  schaden  aach  der 
Festigkeit  und  UnabhingiglKeit  jder  Regierang  in  anberechenbarem  Maasse. 
Jeder  Vorfall  wird  anter  den  Oesiehtsponkt  der  bevorstehenden  Wahl 


Digitized  by  Google 


388  Repräsentativsystem, 

gebracht,  ausgebeutet,  verdreht.  Und  wenn  gmndsatzlose  Demagogen  ihre 
Ilündo  im  Si)ielc  haben .  w  'iv  dioss  doch  sehr  wahrscheinlich  ist ,  so  be&iuuen 
sie  sich  keinen  Augenblick,  dem  Vaterland  den  grössten  Schaden  zuzufügen, 
wenn  es  nur  in  die  Wahlunitricbe  passt.  Ich  will  mich  nicht  in  klassische 
Golehrsamkeit  versenken  zum  Beweise  dieses  Vonvurfs,  den  Schatten  Kleon's 
beschworen;  allein  sehen  Sie  nur,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Sklaveroifrage  als  Wahhnittel  ausgebeutet  wird.  Ehrgeizige  Schufte  besinnen 
sich  nicht ,  das  Land  in  dem  sündhaftesten  und  verbrechcrichsten  Zustande 
zu  erhalten,  Uberdiess  es  fast  mit  Gewissheit  dem  scheusslichsten  aller 
Schrecken,  einem  Sklavenkriege,  entgogenzuführen ,  bloss  weil  der  Süden 
Stinmien  für  die  Präsidentenwahl  hat.  Endlich  ist  mir,  der  ich  auf  eine 
gute  Verwaltung  so  viel  halte  als  auf  eine  gute  Verfassung,  die  Schwierig- 
keit einer  festen,  folgerichtigen  Regierung  in  der  Demokratie  höchst  zu- 
wider. L'ud  /u  diesen  allgemeinen,  zu  allen  Zeiten  gültigen,  Gründen  kom- 
men für  mich  noch  zwei  höchst  bedeutende,  welche  sich  insbesondere  aaf 
die  gegenwartige  Sachlage  beziehen.  Einmal  fürchte  ich ,  dass  namentlich 
in  Deutschland  Demokratie  uumitteibar  in  Comnmnismus  umschlagen  würde. 
Wir  haben  es  ja  erlebt,  was  unsere  Proletarier  unter  Freiheit  und  Repu- 
blik verstehen.  Zweitens  liefriedigt  Demokratie  die  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnisse, also  den  Kern  der  Unzufriedenheit,  an  sich  gar  nicht;  dieselbeji 
liegen  auf  einem  Felde,  welches  von  den  Regierungsformen  ganz  unberührt 
lileibt.  Wir  würden  also  für  alle  Uebel  des  neuen  Zustandes  nicht  einmal 
entschädigt  werden  duvch  Beseitigung  der  alten  Klagen.  Also  unbedingt 
gegen  jede  Thätigkeit  in  dieser  Richtung!  Ich  kann  es  leider  begreifen, 
dass  sich  in  Deutschland  seit  zehcn  Jahren  Manche  republikanischen  Ge- 
siimungen  zugewendet  haben,  dass  namentlich  die  unverständige  Selbstsucht 
kleinhcher  dynastischer  Interessen,  an  welcher  in  der  Krisis  des  Jahres 
1859  der  Ruf  nach  Einigkeit  und  nach  muthigem  llandeln  unberücksichtigt 
zerschellte,  zur  verzweifelten  Aufgehung  des  Fürstenthums  brachte,  und  ich 
verberge  mir  nicht,  dass  bei  einer  etwaigen  neuen  Bewegung  sich  die  Zahlen 
und  Machtverhüllnisse  der  Parteien  sehr  wesentlich  anders  gestalten  wür- 
den, als  im  Jahre  1848.  Allein  diese  Politik  der  Entrüstung  kann  Den, 
welcher  die  objektive  Wahrheit  sucht,  nicht  bestimmen.  Sie  mag  mensch- 
lich erklärlich  sein,  aber  staatsmännisch  ist  sie  nicht.  Ich  bin,  wie  oben 
angedeutet  und  wie  ich  Ihnen  später  genauer  auseinandersetzen  werde,  der 
Ansicht ,  dass  das  Fürstenthum  seine  Stellung  zur  Volksvertretung  falsch 
genoiiMnen  hat,  zu  seinem  eigenen  und  zu  Aller  Nachtheil;  allein  daraus 
folgt  noch  keineswegs  die  Nothweudigkeit  einer  Beseitigting  desselben,  son- 
dern nur  die  einer  Aendenmg  seines  eigenen  Verhaltens.  Um  keinen  Preis 
möchte  ich  den  festen  Halt ,  welchen  ein  erbliches  Fürstenthum  im  Staate 
gibt ,  nämlich  die  Beseitigung  des  Ehrgeizes  in  seiner  höchsten  Richtung, 
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die  Befreiillig  tob  ewigen  WahlamtrieWo  und  von  selbstsfichtigem  Demii^ 
gOgenthnme  missen.  Die  Demokratie  ist  ein  völlig  verzweifeltes  Heifanittd 
gegen  die  allerdings  aoicb  vorbantTeuen  Uebel  der  Monarchie,  das  imr  dann 
«nt  in  Fra^  kommen  darf,  wenn  jene  Uebel  überwiegend  und  gar  nicbi 
zn  beseitigen  sind.  Letitefes  iBt  Aber  noch  gar  nicht  auf  die  rechte.  Weise 
versacht  worden. 

Also:  icb  erachte  das  constitutionelle  System  nicht  für  felilgeschlagen, 
weil  ich  es  an  sich  für  nnvernünftig  und  unansführbar  hielte,  dem  Volke 
einen  verständigen  und  ntitzlichen  Antheil  an  (Ion  öft'ent liehen  Angelegen- 
heiten zu  gebt  Ii;  nicht  desslmll»,  weil  (■>  nncrwugene  Fordernngen  nicht 
erfüllte,  oder  eine  mit  den  Fordeiungcn  nnsrrer  ganzen  Zeit  unvereinbare 
Wohlfeilheit  der  Regierung  nicht  htibcifühil ;  nicht,  weil  ich  die  Deutschen 
nach  ihrer  Volkseigenthümlichkeit  für  unfähig  zu  einer  freien  Verfassung 
hielte;  nicht,  weil  ich  glaube,  die  geschichtlichen  Stände  seien  da^  allein 
Gerechtfertigte;  nicht,  weil  einzelne  Personen  dagegen  oder  wenigstens 
nicht  dafür  wirkten;  nicht  endlich,  weil  ich  mit  den  Republikanern  an  dem 
Willen  und  an  der  Fähigkeit  der  Fürsten,  mit  einer  constitutionellen  Ver- 
fassung zu  gehen ,  bereits  völlig  verzweifelte.  Und  deimoch  ei'achte  ich  das 
System  als  fehlgeschlagen  in  Deutschland. 

Aus  welchen  wahren  Gründen  aber?  Dicss  wiU  ich  in  meinem  nächsten 
Schreiben  bestimmt  ftnuidirt  nhd  positiv  wa^geSM  vorlegen,  wenn  Sie  mir 
GebOr  schenken  «oilcn. 

ly. 

Es'tot  wohl  nur  ein  Scherz,  mein  s^hr  Terehrter;  wenn  Sie  mir  schreibiBB: 
«Sie  aehen*  nUes  bisher  von.  mir  'Vorgehnehte  nur  tls  Ehdeitmig  an,  und 
behalten  ideh  Fragen  nnd Einwendungen  ftr. die  etastige Beibringung  meta^ 
dgentiiichen  SAtie  vor;  wollen  iber  .doch  meine  iuftfthhing  aller  Mittel, 
durch  welche  nieht  geholüen  werden  kOnne,  nicht  vorübergehen  lassen«  ohne 
mir  «Q  sagen«  dass  ich  offenbar  -eines,  und  hoch  dasu  tin  eben  Jetit  sehr 
berOhmtes  und  praktischef' vergessen  habe,  nAmüch  die  Corrector  derUcibel 
des  eonstitntiODelleii  Systeins- mittelst  der  Axmkaiihing  einer  MOitArgewalt» 

Auf  die  Gefhhr  JbSiS,  dass  Sie  über  mich  lAehehi,  wenn  ich  mich  pedan- 
tisch ernsthaft  gegen  eineD  nichl  ernsthaft  gemeinten  Einwand  käure,  will 
idi  aW  .doch -beute  hiebt  in  meinen  Auseinandersetzungen  fortfahren,  son- 
dern einen  Äiigenbli^  bei  der  widitigen  Thatsache  striien  bleiben,  auf 
wdche  Sie  hingewiesen  haben. 

Sie  haben  mich  gewiss  nicht  im  Verdachte,  dass  ich  die  Gewaltherrschaft  » 
Lonis  ISapoleon's  billige.   Ich  verdamme  im  Gegentheil  das  Mittel  und  den 
bisher  gemachten  Gebrauch.    Mit  Bangen  sehe  ich  den  Folgen  entgegen, 
welche  die  ßeihediguRg  .deaPrittorianertbams,  das  Liebäugeln  mit  oommuni- 
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»tischen  Godanken  und  mit  der  coninmnisti-^ch  prsiniiten  Masse,  die  Uuter- 
drflrkiniR  jeder  geistigen  Selbstständigkeit  und  unaMiängigen  Wahrheit,  die 
vermeinte  F<^l>^(•haft  nai)o!eonisihei-  Ansprflche  nnii  dei-  Einfluss  eines  von 
dem  edleren  Theile  der  Nation  abgestussenen  kleineu  Haufens  für  Frank- 
reich und  Europa  haben  müssen.  In  dem  Dreinschlagen  mit  dem  SiiU-l 
und  in  den  notliwcndigen  Folgen  desselben  kann  ich  also  die  Ueilang  der 
über  uns  gekommenen  Uel)cl  nicht  sehen.        '  ^  ^ 

Dennoch  gestehe  ich  gerne,  dass  mir  der  Vorgang  sehr  belehrend  ist, 
and  dass  er  mich  in  manchen  meiner  Ansichten  bestätigt  hat  . 

Ich  will  mir  nicht  heransnebm«;  n  sagen  ,,  wiiflches  der.  VittrlMf 
Dinge  in  Frankreich  gewesen  wfire,  wenn  das  Land  einen  aadeh^PrfliideBleB 
nnd  eine  andere  KationalTersammlnng  gewflhit  bitte.  Allein  so  viel  stand 
ftr  mich  immer  fest,  dass  imter  den  gegebenen  Urastlnden  die  Yerfirnng 
voin  Jahre  1848  keinerlei  Ansaht  anf  Daner  halie,  sondern  Ar  sie  onr  die 
Wahl  sei  zidschen  zwderiei  Arten  von  gewaltsamem  Ende,  entweder  dardi 
eine  Vom  YoDte  oder  eine  von  einer  der  Staatsgewalten  ansgehcnde  Hand- 
lang. POr  die  Wahrscheinlichkeit  des  ersteren  Ereignisses  sprach  der  Um- 
stand, dass  die  Yerihssnng' keinen  neoen  Gmndgedaoken  hatte,  sondern -im 
Wesentlichen  in  dem  Geleise  geblieben  war,  in  weldiem.  man  seit  sechifg 
Jahren  eine.  VerÜEissiing  nach  der  andern  in  Frankreich  mngeworfen  Satte. 
Die  beiden  Hanpteinrichtnngen,  der  Doalisnras  der  Gewalten  nnd  die  Yer^ 
tretong  des  Volkes  naich  EopÜEahl  and  geog|up]üschen  Beiiiken,  waren  in 
dieser  Yerihssang  sogar  noch  gesteigert.  Die  alten  Ursachen  mnssten  denn 
nnn  aber  anch  die  alten  Wirkungen  haben,  d.  h.  ein  gegenseitiges;  Zemiben 
der  Staatsgewalten,  ein  sittliches  Zerfressen  des.  Volkes  nnd  eine  Unzufrie- 
denheit desselben  mit  Einrichtungen,  welche  ihm  nnr  dem  Namen  nachSchnts 
und  Förderang'  gäben.  £s  war  also,  froher  oder  später,  auf  eine  neue 
Umwälzung  zu  rechnen.  Im  Schoosso  der  Staatsgewalt  selbst  aber  drohte 
Unheil,  weil  in  der  neuen  Verfassung  fast  muthwillig  noch  besondere  Schul- 
knabenschnitzer gemacht  waren.  So  die  Nicht  wiederWählbarkeit  des  that- 
sächlich  nothHendigeii  Mannes,  der  Mangel  an  jedem  Ausgleichungsmittel 
bei  einem  ernstlichen  Streite  zwischen  dem  Präsidenten  und  der  einzigen 
Kammer,  die  Eniennnng  des  Staat'^rathes  durch  die  Nationalversammlung, 
das  beständige  V'crsiunmeltsein  der  Verti  etnnp.  und  so  noch  Manches,  Da- 
mit war  also  die  sichere  Aussicht  auf  Gewaltschritte  gegeben,  sobald  auch 
nur  einer  der  beiden  Factoren  des  Staat-w  illens  sich  nicht  zu  mässigcn 
verstand.  Wie  mag  aber  auf  eine  solche  beständige  Selbstbeherrschung 
gerechnet  werden,  gar  in  Frankreich?  Die  beiden  Verungltlckungsursachen 
^luJlden  sich  in  ihrer  Bedeutung  so  nahe,  dass  es  ftlr  den  Zuschauer  spannend 
.war  zu  sehen,  welche  der  Zeit  nach  den  Vorrang  gewinnen  werde. 

'  WSre  nun  allerdings  ein  Ausbruch  durch  die  Uubefriediguug  und  die 
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t  innere  Zerrftttnng  des  Volkes  dienlicher  gewesen  zur  Belehrmig  über  den 

Kern  der  grossen  pnliti<iiien  Frage  unserer  Zeit .       kann  man  sieb  doch 
anch  den  eingetretenen  Gang  der  Dinge  zu  Nntzcn  inaehen. 

Abgesehen  nämlich  von  der  TIestfttiginip  ein/rlner  Walirhoitcn,  wio  7.  R. 
von  der  Nntzlosipkeit  fui-nicUpr  Garantiern  hei  ft-hlt^nder  fhitschlosspiiheit 
nnd  Bürgert ugond,  oder  von  der  Ungej^chiektlKMl  {iro>^cT  Vei'^amndungen 
zur  Ausübung  drr  Initiative,  gibt  dio  Vernii'btung  der  Verfassung  von 
dringniib'  Veranla^'^nng  zu  Rüokstlilü^sen  von  den  Ersrheinungon  auf  die 
Ursailit  n.  Nirbts  wäre  meiner  Ueberzeugung  naeh  beseliränkter  und  un- 
richtiger, als  wenn  man  das  billigende  Verlialtm  der  tlbergrosseu  Mehrhrit 
des  französischen  Volkes  lediglieh,  oder  auch  mir  hauptsächlich,  der  Aiihaiig- 
lichkcit  an  den  Namen  Napoleon  oder  der  Furcht  vor  den  Socialistcn  zu- 
schreiben wollte.  Jene  mochte  vielfack  auf  dem  ilachen  Lande  l>estehen,  und 
diese  war  allerdings  dnrdi  ^  Inbeeillitat  der  Nationalversammlung  immer 
gestiegen;  tdlelii  däas  n  eioer  mit  solchem  schreienden  formellen  Unrechte 
»rfttttrten  Terfiissung  nach  gnr  Niemnnd  sttmd,  ISsst  sieh  doch  vmndgllch  . 
anders  erklären^  als  dass  Kiemand  sich  durch  dieselbe  wiiklich  gefi^rderi 
nnd  geschätzt  fthlte.'  Knn  sage  man  aber  nicht,  dass  diess- der  Fall  gewesen 
sei  wegen  ihrer  republikanischen  Fonn.  Ton  monarchischen  BichtUQ- 
gen  und  Wonschen  ist  wenig  genug  in  Frankreich;  diess  zeigt  ja  das 
Itlarste  die  gaikze  Oeschichte  seit  1848.  Hfttte  dieTerbsssngden  wirklichen 
Bedlkrfiiissen  und  liebensanschaunngen  entspfoehen; '  so  hfttte  si^,  Anhftnger 
genug  gehabt,  i^ichgOltig,  ob  das  Efiupt  der  Regierung  geiyahH  oder  ge- 
boren war.  IKese  Terfehlte  Yer&ssnng  war  nun  aber  .in  der  Hanptsadie 
diQ  gewöhnliche  oonstitationeUe,^  und  das  Volk  hatte  eine  solche  seit  einem 

.  Henschenalter  gehabt  und  kennen  gelernt.  DerScUuss  also  liegt  sehr  nahe 
und  ist  wohl  TOllig  gerechtfertigt,  dass  zur  Erlangung  von  Befriedigung  etwas 
anderes  geboten  werden  mnsste.  Wollte  man  abej  sich  auf  die  Einwendung 
stutzen,  dass  das  französische  Volk  insbesondere,  und  vielmehr  als  jedes  an- 
dere, sittlich  zerrieben  und  aufgelöst  sei,  so  würde  diess  (die  Tlmtsache  als 
wahr  angenommen)  nor  eben  eine  weitere  Bestfttignng  des  Satzes  sein,  dass 
4ie  Einricbtoogen  ^eses  Volkes  seit  lange  unpassend  und  verkehrt  gewesen' 

«  seien.  Nur  ans  ihrem  schädlichen  Einflüsse  lässt  sich  Ja  ein  solcher  sittlicher 
Zustand  des  staatlichen  Lebens  überhaupt  erklären. 

Ich  bin  also,  lieber  Freund,  eben  so  weit  davon  entfernt,  in  dem  Gewalt- 

.-  streiche  vom  2.  December  das  richtige  Mittel  zur  Beseitigung  der  Mängel 
des  constitutionellen  Systems  zu  begrüssen,  als  mich  die  Abneigung  vor  Unrecht 
in  ein  unbedingtes  Lob  dieses  Systemes  zurückscheucht.  In  blc^ser  Herr- 
schaft sanmassung  kann  ich  kein  richtiges  und  noch  weniger  ein  dauerndes . 
Mittel  finden  zur  Beseitigung  politischer  und  staatsrechtlicher  Fehlgriffe; 
eine  2vied^rkaltung  aller  Frcihoitsrechte  und  staatlicher  ijuabhäu|;ij^keit  mittelst' 
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mner  'omriderstehliehen  und  immer  in  guter  Lanne  erfaaUenea  HMresmackl 
'  ist  schon  ms  finanziellen  Gründen  itoP  die  Daner  nicht  aasflIhrlMr;  nnd  die 
snlg'ectiTeUnsittlicfakeit  derMit'lel  so  wie  des  nnmittelbären  Zweckes  hat  int- 
besondere  in  dem  vorliegenden  FaUe  meinen  vollsten  Tadel:  allein  diess 
hann  nnd  dnrf  mich  nicht  hindern  anzuerkennen,  dass  jene  Fehlgriffe  wirklich 
bestehen  nnd  Verbesserang  bedürfen.  Ich  finde  im  Gegentheile  in  diesoi 
französischen  Vorgängen  eine  Bestätigung  meine?  Satzes,  dass  das  consUtn- 
tionelle  System  auf  dem  europäischen  Festlaude  fehlgeschlagen  hat,  zugleich 
aber  auch  eine  Vonnehrnng  niciues  Verzeichnisses  derjenigen  Massregeln, 
welche  zur  Besserung  nicht  angewendet  werden  dttrfen. 

V.  - 

Lassen  Sie  mich  nun  aber,  mein  Freund,  endlich  211  dem  eigentlichen 
Kerne  meiner  Rehauptangeu  koninu  n,  ohne  dessen  Darlegung  nnd  Beweis 
alles  Andere  in  der  Luft  steht  oder  unverständlich  ist.  Ich  werde  dabei 
Ihre  Geduld  und  Aufmerksau)keit  besonders  in  Anspruch  nehmen. 

Da^Ergebniss  meines  Nachdenkens  über  die  ungi  nngonde  und  zumTlieil 
geradezu  schädliche  Entwickelung  de-s  constitutionellen  Systenies  ist,  dass  der 
Fehlschlag  hauptsächlich  zwei  Ursachen  zugeschrieben  werden  muss,  welche 
zu  gleicher  Zeit,  Jedoch  unabhängig  von  einander,  wirkten. 

Die  erste  derselben  ist:  die  Za-rttekweisung  der  parlamcntari- 
seben-Regiernngs weise  in  unseren  oonslitBiioiieUeD  Staaten. 

Die  andere:  die  falsche  Bildnäg  der  yertretend^n  Versamm- 
lungen, hervorgegangeh  ans  einer  unrichtigen  Anifitssung  der  Organisation 
des  Volkes,  seiner  Hechte  nnd  seiner  Interessen,  mit  Einem  Worte  der  wahnn 
gesellsoliaftlichen  Gliederung  desselben. 

Es  haben  unsweifefhaft  auch  noch  einige  weitere  Gründe  m  dem  un- 
wflQsehensweitiien  Zustande  der  Dinge  mitgewirkt,-  —  Namentlich  das  Herflber- 
schleppen  einiger  Bestandtheile  ans  froheren  Wesentlich  verschiedenen  Staats- 
einrichtungen  und  die  Yerweigernhg  der  erfordezHohen  Mm  Lebenslnft, 
allein  diese  Ursachen  sind  doch  'nur  untergeordnete  und  sufUUge.  Auch 
wenn  sie  gar  nicht  bestanden  hatten,  wAren  die  beiden  ebenerwtthn&n  hanpt- 
Eächlichen  Missstände  mächtig  igenug  gewesoi  zur  Entwiddüng  schwerer 
Uebel,  wenn  vielleicht  aach  in  etwas  anderer  Form  oder  langsamer.  Wir' 
wollen  daher,  damit  die  Erörterung  übersichtlicher  und  in  gewältigbaren 
Gränzen  bleibe ,  diese  nnr  in  zweiter  Reihe  stehenden  Verhältnisse  an  dieser 
Stelle  unbesprochen  lassen ,  nm  so  mehr  als  ich"  ihrer  früher  schon  einmal 
an  einem  Orte  Erwfihnung  gethan  habe,  zu  welchen  Sie  leichten  ZugUg 
haben ,  und  wo  Sie^  wenn  Ihnen  daram  zu  thun  ist,  meine  Ansicht  kennen 
lernen  mögen  'j.  .  '  • 

'■  .1  .  I.. 
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FOr  beute  denn  die  Erörterung  über  die  ersten  der  beiden  Haupt  Ursachen 
der  misslicben  Zustände,  nämlich  über  die  Nichtannahme  der  parlamentarischen 
Regierungsweise. 

Ich  darf  es  als  eine  von  Ilmen  zugegebene  Thatsachc  betrachten,  dass 
das  System  der  Volksvertretung  in  wesentlich  versclUedener  Weise  in  England 
aiifgefasst  und  gehandhabt  wird,  als  auf  dem  europäischen  Festlande,  Belgien 
etwa  abgerechnet;  und  dass,  wenn  auch  seiner  /<  it  zwischen  dem  Gebahren 
in  Frankreich  unter  den  Bourhonen  der  älteren  und  der  jüngeren  Linie  und 
den  in  den  übrigen  constitutionellen  Staaten,  insbesondere  den  deutschen,  in 
manchen  Beziehungen  ein  namhafter  Unterschied  zu  bemerken  war  doch 
immerhin  di?  Nichtannahme  des  parlapientari^cheu  Systemes  die  gemeinschaft- 
liche Grundursache  jener  Verschiedenheit  ist.  Die  Ursache  hiervon  ist  aber, 
<lass  das  Recht  und  die  Politik  der  Ropräsentativstaaten  auf  dem  Festlande 
vor  allen  der  Deutschen  auf  folgenden  Sätzen  beruht :  Die  Staatsgewalt  "nach 
ihrem  ganzen  Begriffe  und  in  vollständiger  Fülle  steht  dem  eH'lichm  Fürsten 
aus  eigenem,  angestammtem  Hechte  zn.  Er  hat  zwar  in  ihrer  Ausübung 
nicht  nur  die  i>ositiven  Vorschriften  der  concreten  Landesgesetze,  sondern 
auch  überhaupt  die  Grundsätze  des  Rechtsstaates  einzuhalten;  allein  inner- 
halb dieser  Schranken  und  in  dieser  Riciitung  handelt  er  nach  seiner  per- 
sönlichen Ansicht.  Namentlich  sind  die  Beamten  dazu  bestimmt,  den  vom 
Staatsoberhaupte  ausgehenden  Willen  zu  vollziehen,  und  haben  desshalb,  mit 
Ausnahme  der  richterlichen  Unabhängigkeit,  welche  hier  nicht  weiter  in  Be- 
tracht kommt,  keine  selbststündigen  Richtungen,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  im 
Einzelnen,  zu  verfolgen.  Die  obersten  derselben,  die  Minister,  sind  die  be- 
dingungslose persönliche  Wahl  des  Fürsten,  und  köimen  auch,  wenn  er  ihre 
Maassregeln  oder  Ansichten  irgend  niissbilligt,  nach  Beheben  von  ihm  entfernt 
werden.  Dieser  übermächtigen  Gewalt  sollen  aber  doch  die  Rechte  der 
Unterthanen  nicht  schutzlos  preisgegeben  sein.  Man  will  sich,  gestützt  auf 
üble  Erfahrungen,  nicht  bloss  verlassen  auf  die  Einsicht  und  den  guten  Willen 
des  Fürsten  und  seiner  Gehülfen,  und  erachtet  also  auch  die  feierlichste 
Festsetzung  der  Freiheitsrechte  der  Einzelnen  und  der  Verfahrungsweise  der 
Behörden  in  einer  Verfassungsurkunde  nicht  als  einen  genügenden  Schutz. 
Auch  solche  Bestimmungen  können  ja  verletzt  werden.  Die  Anwendung  des 
äussersten  Mittels  aber,  nämlich  des  Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Gewalt, 
wäi"e  eben  so  unsicher  als  staatszerstörend.  Daher  der  Gedanke,  zum  Schutze 
der  Rechte  der  Bürger  einen  Ausschuss  aus  ihrer  Mitte  zu  bestellen,  und 
diesen  nnt  den  erforderlichen  Mitteln  zu  einer  geregelten  und  gesetzlichen 
Ausführung  ihrer  Bestimmung  zu  versehen.  Als  solche  Schutzmittel  werden 
aber  zweierlei  verschiedene  Befugnisse  gegeben.   Zuerst  das  Recht  der 
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Beschwerde,  selbst  eine  gcrkht liehe  Klage,  bei  allen  Fullen  einer  von  derRe- 
priprung  sei  es  pepon  Alle  sei  es  gegen  Einzelne  ausgehetiden  Reehtsverletzung. 
Sodann  aber,  zweitens,  die  Einnluniung  einer  Mitwirkung  zu  bestimmten 
Regierungshandlungen,  welche  als  besonders  rechtsbedrohend  betraclitet  wer- 
den, oder  wo  eine  spätere  Wiedergutmachung  fchwierig  würe.  Als  solche 
Fiüle  der  Mitwirkung  werden  gewöhnlich  bezeichnet:  die  Gesetzgebung,  d.  h. 
die  Feststellung  neuer  Rechtsnormen,  die  Ausschreibung  von  Steuern  und 
was  damit  logisch  zusammenhängt,  also  PrOfang  der  Staatsausgaben  und  das 
SdMiIdeiiwesen,  etfra  Verträge  mit  dem  Anslfuider  ^Katarlidi  ftilt  in  allen 
djesen  Flüeii  der  Hitwirinmg  zum  BescUnsse  eine  spatere  ^esdiwerd»  ite 
den  Erlbig  weg,  wogegen  aber  )loch  derRegienmg  die  BanÄnag  gani  irnlvr- 
sagt  ist,  wenn  sich  kdne  üeberelnstimmnng  hinsicbtlich  des  Xctnmfihatmim 
mit  dem  VoIksaiissGlmsse  ersielen  lässt  AHes  dieses  beschritadct  >tifPt  wtilij>ft 
auf  vollkommene  Reehte  der  Borger,  nnd  rar  Erswingimg  Ti»i-.Iiitflrefl|ei  dt 
den  VoIksTertretem  keine  BdTogniss  gegeben;-  doch  kann  letcteren  naitlrlfeh 
eine  Bitte  anch  in  dieser  Beiiehang  nicht  untersagt  werden,  nnd  ihre  S^dkug 
gibt  ihnen  eine  thatsftchliche  MOgliohkeÜ  lorflftiger  Ünterstfttrang  soldier 

.Bitten.  Um  aber  die  wirkliche  Handhabnng  dieser  Befiignin» -gegenib^ 
von  einer  inXditigen  Begiemng  nnd  viellädit  gegen  deren- WiUcii  iMMr-  iB 
stellen,  sind  entsprechende  Bestimmungen  zn  geben  Aber  eine  von  der  Be- 
giemng unabhängige  Bezeichnung  der  Vertreter  und  Aber  Sidterbdi/illid 
üngestörtheit  derselben  in  ihrem  Amte.  Anf  diese  Weise  sind  also  im  oon- 
stitutionellen  Staate  zwei  von  einander  grundsätzlich  unabhängige  M&dite: 
der  Fürst  im  Besitze  der  Staatsgewalt ;  die  Volksvertreter  mit  dem  Beschwerde^ 
recht  nnd  mit  ausnahmsweiser  allein  nnentziehbarer  Mitwirkung  zu  bestimm- 
ten Regienmgshandlungen.  Es  wird  unläugbar  ein  Dnaltemos  begründet, 
soweit  die  Rechte  der  Repräsentation  gehen. 

In  diesem  Dualismus  liegt  nuu  aber  eine  grosse  Gefahr.    Es  ist  aller- 

,  dings  möglich ,  dass  eine  völlige  Uebereinstiinnning  zw  ischen  den  beiden 
Gewalten  stattfindet,  dass  also  Beschwerden  der  Vertreter  nur  in  gereiht- 
fertigteu  Fällen  vorkommen,  dann  aber  von  der  Regierung  beachtet  werden, 
bei  den  Fällen  der  ausnahnisweisen  Mitwirkung  aber  beide  dieselben  Ansichten 
und  Absichten  haben.  Aber  es  kann  auch  ein  entschiedener  und  nicht  ans-  - 
zugleichender  Zwiespalt  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  eintreten. 
Und  leider  ist  die  W\ihrscheinlichkeit  für  das  frühere  oder  spätere,  länger 
oder  kürzer  dauernde  Eintreten  des  letzteren  Falles.  Schon  der  verschiedene 
Standpuikt  ist  ein  Gnmd ,  selbst  bei  beiderseitigem .  gutem  WiUen.  AUem 
noeh  sicherer  wird  in*  dieser  snhlnntfriBcben  Welt  raweilen  auf  der  einen 
8cjto  mderwIDen.  gegen  jeden  mderspnuii,  ijrd' Eigensinn ,  nngesetdichea 
Oelllste,  lieliiiaberei  nnd  Versohwcndnng,  BegOnstignng  einseber  IntereseiBa^ 
odor  Kasten  n.*d|^  andererseiU  aber  vnprnkMMli»  Ueplogi^  MMr  1l!jder- 
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spruchsgoist  oiler  Ehrgeiz,  Rechthaberei,  heiniliches  oder  rtftViitliiliis  demo- 
kratisches Gelüste,  Poiinhirifflt';<;ncht  im  Gewände  der  Bürgertugend  a.  s.  w. 
eintreten.  Dann  aber  ist  weder  Sidierung  der  Reciite,  oder  gar  der  luteressen, 
noch  Unmöglichkeit  der  Hindening  in  der  Vornahme  wichtiger,  vielleicht 
durchaus  nothwendlger  Handinngen.  Es  kann  diess  bis  zum  völligen  Still- 
stände der  Staatsibätigkeit  gerade  ja  $bnß  bedentendaten  AntgßAm  gehen, 
üeberdiess  sind  viele  irad  bittere  sitüicbe  üebel  eine  nothwendige.  mitldbaie 
Folge  eines  wlcbeB'Znstuidies:  giftige  Fftitdongen,  Hass  gegen  <ien  Fürsten 
.    and  das' Begienmgsprincip,  Ungerechtigkeiten  gegen  Eänselne. 

'  tßer  ist  Hflife  haed^preiiieh  Bothijrendig.  Sie  Jnmi  aber  mir  darin 
bestdien,  dass  aof  irgend  eine  Weise  thatsächliob  ein  Roleber  Zwiespalt 
nrisdien  Begierong  und  Vertretung  aomOglkb  gemacht. wird.  Nachdoilien 
imdErjUumng  seig^n  aber,  dass  nnr  sweiMitt^  so  diesem  Zwecke  bestehen: 
Entweder  muss  die  Regierung  einen  sokben  Eänfluss  anf  die  Yertretnai^ 
ans^ben,  dass  diese  keinen  Widersprach  erhebt  oder  wenigstnis  nicht  fesi- 
hilt;  was  aber  nur  geschieht,'  wenn  ^  Regierung  entweder  die  Wahlen 

'  der  Yertret^r  nach  ihrem  Sinne  lenkt,  oder  die  Gewiidten  naditrtli^cb  ftr 
sich  gewinnt.  Oder  aber  nass  die  - Regierung  mit  dem  emstUdi  ausge- 
sprochenen Willen  Aer  Volkyvertreter  immer  einverstanden  sein,  sa  dem 
Ende  aber  die  Leitung  der  Geschäfte  den  Leitern  der  Mehrheit  dieser  Ver- 
tretong  flbergeben.  Lassen  Sie  es  mich  mit  Einem  Worte. sagen:  die  ein- 
zigen möglichen  Mittel  einef  bestfindigen  Einigkeit  im  constitntiondlen  Staate 
eind:  Corrnption  oder  parlamentarische  Begiernng.^  Alles  andere 
sind  nnr  Möglichkeiten  oder  Flickereien,  wo  nicht  gar  blosse  Phrasen. 

Kann  nun  aber  ftlr  einen  ehrlichen  und  vemtlnftigen  Mann  ein  Zweifel 
sein,  welches  von  diesen  beiden  Mitteln  einzuschlagen  ist? 

Die  Corrnption  mag  allerdings  dem  monarchischen  Principe  in  so  ferne 
lockend  erscheinen,  als  dieselbe  kein  Aufgeben  des  unbeschränkten  Willens 
in  Staatsfrilgen  erfordert.  Der  Weg  ist  etwas  weiter,  bescliwerlicher  und 
theurcr  als  in  der  absoluten  Monarchie;  das  Ergebniss  aber  dasselbe.  Auch 
ist  zuzugeben,  dass  diese  Corruption  keineswegs  nothwendigerweise  unsitt- 
liche und  staatsschildliche  Absichten,  oder  auch  nnr  an  sich  gemeine  Aus- 
fllhrungsmittel  in  sich  schliesst.  Die  Plane  der  Regi<'rung  können  möglicher- 
weise trefflich  und  patriotisch  sein,  nicht  auf  selbstischen  Gewinn  des  Fürsten 
oder  seiner  Rilthe  gehen,  und  dennoch  kann  mau  unverständigen  oder  schlechten 
Widerstand  gegen  sich  haben,  kann  Mittelraftssigkeit  die  Genialität  nicht 
fassen,  blosser  Parteigeist  das  selbst  als  gut  Anerkannte  zurückweisen.  Die 
Ausfühmngsmittel  aber  braachen  nicht. gerade  in  Bestechungen  Einzelner 
oder  in  ungebetzlicbem  Zwange  bd.  den  Wahlmi  an  bdstäieo.  Es  fBhrt>olt 
die  Gewihnmg  eines  an  sieh  ganz  gereditliertigten  YortheOes,  die'Nacb- 

'gidBgkeit  gegen  volksthftnllche  Wunsche,  die  Äneikeaaiing^  der  Interessen 
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eiiit  r  wichtigipn  Klasse  von  Bürgern  aucli  zum  Ziele.  Oder  aber  l)esteht 
•  die  CoiTuption  gar  nur  darin,  dass  der  Regierung  die  Besetzung  der  Volks- 
vertretung, \ielleicht  bloss  einer  Abthcilong  derselben,  auf  formell  geseU- 
liebem  Wege  zusteht,  tind  dann  von  ihr  in  anffifthlietoid  sdbstischem  Sinne 
ausgebeotet  wird.  So  die  Besetzung  mancher  Pairskammem. 

DeiHiodi  kaoB  der  omsielitige  Staatsmaim  nhnmermehr  nr  Ergreifintf 
dieses  Mittels  rathen;  die  materiellen  und  die  sitUidien  Naehtlieile  sind, 
«11er  Erfolirung  gemäss,  allzo  gross. 

Was  rangehst  die  ersteren  betriiit,  so  ist  tine  solche'  Gewinmmg  tob 
einzelnen  oder  ganzen  Wablbeziifcen  das  Fiass  der  Danalden.  Bei  Jeder 
neoen  Wahl  ftngt  das  Drangen  nach  Bewüligongen  nnd.Gnnsi  wieder  von 
Tonie  an;  es  ist  eine  waihre.  Tersteigerong.  Diess  ist  aber  anf  die  Daoer 
sehr  kostspielig,  und  zwar  in  manchen  FAllen  an  sich  weggeworftnea  Geld 
oder  Terkehrte  Einrichtung.  Sodann  aber  bringt  dieses  Syst^  der  Begie- 
rong  allmahlig  eine  Menge,  von  onbranchbaren  Beamten  Uber  den  Hals, 
sdniieht  also  -bldbend  ihre  Intelligenz  nnd  ihr  Ansehen,  oder  belastet  mit 
Pensionen.  Es  ist  nflmUch  die  Yerleihnng  Ton  Aemtem  an  .Yertreter.  selbst 
oder  an  Begünstigte  nnd  Begflnstiger  derselben  eines  der  wesentlidisten 
Gewinnung^^mittel ,  natflrlich  dann  aber  die  Branchbarkeit  die  zuletzt  sn 
nehmende  Rücksicht. 

Und  noch  schlimmer  sind  die  sittlichen  Folgen.  Ein  gar  tlbler  Umstand 
ist  schon  die  unvermeidliche,  in  der  Tbat  auch  überall  eingetretene  Abnützung 
des  Ansehens  der  untern  Beamten.  Beauftragt  mit  der  Durchsetzung  der 
von  d*»r  Rogienmp  gewünschten  Wahlen  haben  sie  eine  Menge  von  kleinen 
Gomiittion^mifteln  in  ihren  Amtsbezirken  zur  Anwendung  zu  bringen.  In 
diesem  an  sich  nicht  sehr  rcinlidien  Geschäfte  übertreiben  gemeine  Naturen 
leicht  noch  Zweck  nnd  Mittel  ans  eigener  Leidenschaft  und  um  sich  zu  empfehlen. 
Selbst  über  den  Willi  n  der  Regierung  hinaus  kommen  plumpe  Gewaltthätig- 
keiten,  Lügen,  halbe  Fillschungen  u.  dgl.  in  Menge  vor.  Das  nothwendige 
Ergebniss  aber  ist  Hass  und  Verachtung  der  Verwalteten  gegen  solche  Männer. 
Und  zwar  wissen  wir  alle  gar  wohl,  dass  sich  diese  Abgunst  keineswegs  wieder 
mit  dem  Wahlkampfe  legt.  Sie  wuchert  nach  Jahren  noch  fort,  bis  sie  durch  eine 
neue  Wahl  erneuert  und  gesteigert  wird.  Welches  mächtige  Kegierungsmittel 
entgeht  aber  mit  dem  Sinken  des  persüulichen  Ansehens  der  Beiimteu !  —  Aber 
noch  mehr.  Durch  ein  solches  System  der  Gewinnung  der  Volksvertreter  für 
die  Regierung  wird  einer  3er  wesentlichsten  Yortheile,  welche  man  sich  von  der 
Reprisentatiinpertaung  verspricht,  nicht  Uos  fer^dt,.aondeni  sogar  in  sein 
gütiges  Gegenth^  verkehrt  Es  ist  diess  die  Zufriedenheit  des  Yolkes  mit- 
dem  Staate,  wenn  tu  sieh  hi'aeinen  Beehten  genAAtit  nnd  in^  seinen  fister- 
essen  gefordert  glaubt .  Und  zwar  natftrlich.  :lh'  allen  diesen  MIttdn  snr 
Eilangniii^  einer  regiemngafreiaäUch  geslniten'Yertretniig»  wie  in  den,  sidi  - 
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in  den- AbsÜmmaogcn  zeigenden,  Ergebnissen  dear  Gelingens  kann  das  Volk 
in  der  Thai  niebts  anderes  sehen,  als  eine  Terfidsehung  des  Princips,  als 
einen  Diebstalil'  an  ftinQq  Beclilen.  Ton  dfer  höhern  politisclien  Mofinran,- 
digkeit  einti'  Einheit  nnter  den  Staatsgewalten  hat  die  Menge  keinen  Begriff. 
Sie  sieht  niVi  dass  die  Begiemiig  sich  alle  Uittd  ertenbt,  nm  ihr  die  Wahl 
deijenigen  HUmer  QnmOgllebi2a  naehen,  «eldie  sie  als  ihre  Freunde  an- 
aielit,  welche  ihr  ti^ferste  Tertheidignng  aller  Rechte  on^  Yerschaiüng. 
«roBser  YortheOe  Terheissen,  nnd  dass  ihr  dagegen  solche  adgedmngen 
werden  wollen,  welchr  unbedingt  mit  der  Regierung,  gehen,  AHes  gntheissen, 
was  diese  thvt  nnd  wUL  JUe.  Menge  sieht,  dass  diejenigen  Vertreter,  weldie 
sie  des  Verraths  an  ihr  nnd  an  den  beschworenen.  Pflichten  mit  fieeht  oder 
init  Unrtfdit  beschuldigt,  belohnt  und  gehätschelt,  die  wenige  Wideirsacher 
aber,  welche  trot2  aller  Gegenbemttbangen^der  Regiemng  gewählt  wurden, 
TerMgt  and  gehasst  werden.  Wie  ist  es  anders  möglich,   als  dass  hiedurch 
das  entsdiiedenste  Misstraucn  gegen  alle  Absichten  der  Regierung,  Abnei- 
Tl0nig  .g^en-  dieselbe ,  persönlicher  Ilass  gegen  ihre  Träger  erweckt  wird  ? 
Schon  die,  Verhandlungen  Ober  die  bestrittenen  Wahlen  und  Wahlbeschwerden 
wären  hinreichend,  grosses  Uebel  anzustiften.    Sie  erinnern  sich  gewiss,  wie 
ich,  in  fast  allen  unseren  Staaten  wiederholter  höchst  bitterer  Debatten  tiber 
diesen  Gegenstand,  in  welchen  sieb,  ganz  natürlich,  die  uutcrhegende  Partei 
für  wirkliche  oder  vernieintliehe  Unbin  durch  die  heftigsten  Anschuldi- 
gungen rächte.    Diese  aber  finden  einen  Wiederhall  im  ganzen  Volke ,  weil 
Ü|)erall  Versuche  einer  Kinwirkniip  auf  die  Wahlen  gesehen  wurden ,  also 
Alles  geglaubt  wird,  aueh  das  Unglaubliche.    Ucberhaupt  setzt  sich  in  Folge 
dieser  Corny[)tionsbenuUiungrii  folgendes  eben  so  falsche,  als  unsäglich  ver- 
derderbliclie  Aigumenl  in  den  Köpfen  fest:  die  Regierung  erkauft  bich  An- 
hänger; zur  Billigung  von  guten  und  ehriichcn  Planen  wäre  diess  nicht 
.  nöthig;'  es  sind  thö  einerseits  aUe  Regierongsbandlungen  wo  nicht  schlecht, 
,.fO  doch  fer^tahditig,  andererseits  A)le,'  welche  nnt^der  ^egierong  gehen, 
..erkfuift  und  handeln  gegen  besseres  Gewissen.  0nd  wOl  man'  sich  etwa  ndt 
Bemerlouig  trOeten,  die  Wihler-  können  ja  die  an  eis  gestellten  Zu* 
'  mnthnngen  snrllckweisen'  und  gegen  "da^  Andringen;der  9«gierukig  nnbestech- 
'Hebe  Mftnner  eigener  Wahl  iii,  die  Yersanimfang  sehidnii^  Ich  will  nieht 
;  WtUnflg  reden  von  der  lwW<iitiniiilg|fi«t  xanA  fäfSefM^^ 
"Win  Ucgt,  wenn  man  W  wichtigite  dtaatsanstatt  der 
j||ierung  selbst  aussetzt,  ihre^yertheidigung  aber  dem  Mi||i''tDfi^-  där£ii^ 
ticbt  der  einsebiffn  Borger  ttberttsst  Allein  daran  muss'  Mi  'doch  erinneni,. 
'idass  es  eine  seltsame  Klugheit  ist,  den  Uaferthanen  an  einen  entseUösseneii 
'Widerstand  gegen  die  Zumuthnngen  seiner  Vorgesetzten  zu  gewöhnen,  und 
^Bhi  Verdienst  darin  zn  finden,  wenn  er  siegreich  den  Absichten  der  Re- 
1^fignSf»$  entgegengetiretcn  ist.  Nichts  ist  eiulci|c|itendery  als  dass  aaf  solcliy 
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Weise  künstlich  ein  beschwerlicher  und  vielleicht  gefälirlicUer  Sinn  gross 
gezogen  wird.  —  Kurz  bei  dem  Systeme  der  Corruption  wird  die  Einheit 
der  Staatsgewalten  um  den  Preis  der  Abneigung  und  Unzufriedenheit  der 
Mehrzahl  im  Volke,  nur  allzu  häufig  selbst  um  Hass  und  Verachtung  gegen 
die  Regierung  erkauft. 

Und  beschränkte  sich  am  Ende  das  üebel  nur  auf  das  bisher  Bemerkte! 
Allein  zu  diesen  aus  dem  Bestreben  einer  Gewinnung  der  Volksvertretung 
unmittelbar  sich  ergebenden  Folgen  kommt  auch  noch  ein  erst  in  zweiter 
Reihe  sich  entwickelnder  Misstand,  welchen  ich  höher  als  alle  andern  anzu- 
schlagen geneigt  bin.  Es  ist  dies  der  Geist  und  die  Art  der  Thätigkeit  der 
Opposition  in  unsern  Kammern.  Trotz  alles  Einflusses  auf  die  Wahlen  und 
aller  selbstischen  Ernennungen  in  die  Pairskammcr  ist  doch  eine  vollständige 
Beseitigung  jedes  unabhängigen,  dem  bestehenden  Regierungssysteme  oder 
den  Ministern  persönlich  abgeneigten  Bcstandthciles  nicht  möglich.  Wenn 
auch  wenig  zahlreich,  so  ist  doch  eine  Opposition  immer  vorhanden,  und  zwar 
besteht  diese  sogar  in  der  Regel  gerade  aus  den  entschiedensten  und  bedeu-  * 
tendsten  Gegnern  der  Regierung,  weil  nur  solche  etwa  in  einem  Wahlkampfe 
durchdringen.  AUenlings  kann  nun  eine  solche  Minderzahl  die  Plane  der 
Regierung  nicht  hindern ;  aber  man  kann  ihr  auch  das  Reden  nicht  verbieten. 
Nun  liegt  die  Sache  aber  so.  Wäre  die  Opposition  in  der  Lage,  ich  möchte 
sagen  in  der  Gefahr,  ihren  Tadel  in  positive  Vorschläge  verwandeln,  ihre  gegen 
die  Regierungsmaassregeln  und  überhaupt  gegen  das  Bestehende  gerichteten 
Anträge  ausführen  zu  niüssen,  so  wäre  sie  genöthigt,  auf  dem  Boden  des  Mög- 
lichen zu  bleiben.  Sie  könnte  sieh  nicht  blos  die  leichte  und  in  der  Meinung 
der  Menge  dankbare  Rolle  des  Verneinens  und  der  blossen  Andeutung  von 
Beglttckungsplaneu  beschränken,  sondern  sie  müsste  auch  mit  positiven  und  mit 
unmittelbar  anwendbaren,  ausgearbeiteten  Planen  hervortreten.  Dann  aber 
gibt  auch  sie  der  Kritik  der  Gegner  eine  Handhabe,  und  vor  Allem  ist  sie 
zur  Vorsicht  und  Ueberlegung  der  Ausführbarkeit  genöthigt.  Dadurch  fallen 
dann  aber  alle  Ueberschwänglichkeitcn  und  blos  auf  den  Eindruck  berechnete 
Redensarten  weg;  die  Oi»position  erscheint  nicht  mehr  als  eine  ganz  andere, 
hoch  über  der  unfähigen  und  böswilligen  Regierung  stehende  Art  von  Geistern. 
Eine  Widerspruchspartei,  welche  erwarten  kann,  dass  man  sie  beim  Worte 
nehme  und  von  ihr  die  wirkliche  Ausführung  ihres  Systemes  verlange,  wird 
sich  sehr  besinnen,  der  Ideologie ,  der  Einbildungskraft  oder  der  blossen 
Tadellust  den  Zügel  schiessen  zu  lassen.  Sie  muss  ja  fühlen,  dass  sie  sich 
gänzlich  zu  Grunde  richten  könnte,  intellcctuell  und  sittlich.  Damit  ist  aber 
natürüch  für  die  Regierung  sehr  viel  gewonnen.  Sie  steht  nicht  mehr  sogar 
traurig  im  Schatten ;  die  Unterschiede  zwischen  ihren  Vorschlügen  oder  Hand- 
lungen und  den  (Gegenanträgen  sind  in  viel  engere  Ki*eise  gebannt;  sie  ist 
picht  mehr  das  böse  Princip,  welches  immer  nur  das  Recht  und  das  Wohl 
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des  Yclkes  Terhindert,  wahrend  sie  nar  vollen,  nur  die  Hände  nach  dffi  ihr 

dargebotenen  Beglflckungsplanen  ausstrecken  dürfte.  Der  Streit  ist  jetzt  zu- 
rückgeführt auf  GleichartigeB,  und  es  ^ird  sich  dann  wolü  auch  zeigen,  dass 
die  Ansichten  der  Regierung  nicht  immer  die  schlechteren  sind.  Hievon 
kann  nun  aber  bei  dem  Systeme  der  Corruption  gar  keine  Rede  sein.  Au 
ein  Herbeiziehen  der  kleinen  Opposition  zur  Ausführung  nur  zu  denken, 
wäre  Wicdersprueh  in  sich.  Also  lüsst  diese  sich  denn  auch  gehen;  ihr 
Tadel  und  ihre  angeblichen  Vor<t  hlapc  gehen  ins  Weite  und  Blaue,  damit 
aber  auch  die  Verfühi-uiig  dir  Vulk^meiiiung  geg(Mi  die  lU'gicruug.  Werfen 
Sie  mir  nicht  vor,  dass  ich  übcrti\'il>c  ütltr  gar  vcrliiumdc.  Sein  ii  sie  sich 
vielmehr  nni  in  der  Wirklichkeit,  und  fragen  Sie  sich,  ob  denn  in  der  Regel 
zu  regieren  wure  mit  dem,  was  unsere  Uppubiliünen  wollen  und  zu  ver- 
willigen yeueigt  sind  .'  Und  es  ist  dies  nur  eine  ps}  chologihche  Xothwendigkeit, 
keineswegs  eine  bewusste  Schlechtigkeit  und  Hinterlist  von  Seite  der  Oppo- 
nenten. Es  ist  lUe  Folge  der  Erbitterung  gruiidsätydich  und  zum  Theil  mit 
unlöblicheu  Mittchi  Zurückgedrängter,  des  Mangels  au  Erfahrung  beständig 
von  dOft-Gescliaften  Ansgescblbssener,  der  Beschräokttug  auf  rein  theoretische. 
PlaiM  toid  der  defir^iang  Von  aller  Ajumthung  der  Anafthrnng 

.üTas  ist  deiiD  aon  aber  das  Gesanimteigebniss?  Gewiss  kein  anderes, 
als  dass  swar  bei  dem  Systeme  derOewiluiung  derYoIksvertretttng  um  jeden 
TieS^M»  liegiening  ztmftchst  tman^KehaUen  fbrtsclireitet,  weil  formell  die 
•Iläfiil^  !^  Staatsgewalten  hergestellt^  and  der  Dnalismns  von  Fflrstenthnm 
nadliäl^^  ist;  dass  aber  diese  angenldickliehe  UAglichinit 

nn^Ml^ol^  s^bst  Leichtigkeit  der  Regierang  'am  den'  Preis  einer  inBan 
AnlUsimg.  eilcaafb  wiifd,  welcher  aof  die  Dauer  fbn  die  Staatsleitang  aod  flkr 
daftäiPiiivduscIie  Frindp  die  grOsste  Oefehr  bringt.  Es  erscheint  nfimlich 
Üf^  Fptatttiflilön  der  Menge  als  npanirichtig,  onsittli«^  in  seinen 
If^^^^si^tsOGlitig,  dem  eigenen  Worter  önd  derYerfiusang  nntreo,  d.h.  ea, 
-ü^^ehass^  -mAi  was  noch  weit  schhmmer  ist,  verachtet  Non  aber  ist 
k^  Satz  im  Staatsleben  wahrer,  als  der,  dass  ein  sitUich  vcrkömmenes 
Prindp  auf  die  Dauer  völlig  anhaltbar  ist.  £s  mag  beute  noch  und  morgen 
bui^m^  weil  keiu  Aligriff  erfolgt;  allein  wenn  einer  konunt,  so  stürzt  es 
retämgslos  in  sich  zusammen.  Es  ist  eine  Vermoderte  Mumie,  die  bei  der 
leisesten  BerOhmng  in  ein  Aschenhäufchen  zerfällt.  Ein  solcher  Stoss  aber 
mass  ja  bei  Staaten  früher  oder  spät4?r  kommen,  sei  es  von  Aussen  oder 
von  Innen;  doppelt  sicher  da,  wo  toitwähiend  ein  nicht  zu  beseitigender 
l^e^id  rüttelt  und  auf  die  Schäden  hinweist. 

•  Diess  wird  de^  nun  auch  durch  die  Thutsache  nachgewiesen.  Sollte 
je  ein  theoretischer  Zweifel  obwalten  können  über  die  verderblichen  Folgen 
des  Corruptionssystemes,  so  wäre  das  einzige  Beispiel  Louis  Philipp's  hiu- 
jreichend  zur  Ucbei'zeugung.  Folgerichtiger,  uubUaucruUer,  grofitMUtiger,  .uu4 
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mit  mehrVersUnd  ist  dieses  System  gewiss  nie  ao^geCBlut  worden,  jIb.toil 
diesem  Ffirsten.  Es  gelang  aadi  nehtielm  Jalue  lang  eine  Melirh^t  der 
Volksvertretung  zn  erhaltoi,  welche  mit  der  Begienmg  ginft  aber  dm  ToUc 
nicht  hinter  sich  hatte.  (Ob  hierin  das  YxXk  verständig  handelte ,  ist  fttr 
'  unsere  Trage  ganz  gleichgOltig.)  Die  Regierung  ging  ihren  Weg,  immer 
leichter  und  geregelter ;  sie  setzte  in  den  Hauptsachen  durch,  was  sie  wollte, 
nnd  schien  selbst  scharfsinnigen  Beobachtern  felsenfest,  begrflnd^t.  Und  wa3 
war  die  Wahrheit?  Eine  allgemeine  Missstimmung  und  namentlich  Miss- 
achtung; eine  vollständige  Zerfressung  jedes  sittlichen  Bandes;  eine  Unmög- 
lichkeit des  KonigthuniB.  Was  war  das  Eigebniss?  Einige  hundert  Aben- 
teurer warfen  den  anscheinend  glänzendsten  Thron  Enropa's  um,  weil  er  in 
seiner  künstlichen  Starke  vereinzelt  stand,  seine  sittlichen  Stützen  durch- 
genagt waren.  Und  wullte  man,  meines  Bedünkens  ganz  mit  Unrecht,  ein- 
wenden, dass  auch  ein  anderes  System  das  Konigthum  in  Frankreich  hätte 
nicht  retten  können  liei  dem  durchaus  dtniokratischeu  Sinne  der  Nation,  so 
bleibt  jedenfalls  so  viel  stehen,  dass  durch  ein  Corruptionssystem  und  ge- 
machte Kammei-iiieln iieiten  wesentliclie  Gefahren  nnd  Seliwieiigkeiten  nicht 
beseitigt,  vielmehr  gesteigert  wurden.  Und  schon  diess  genügt  mir  zunächst 
vollkommen  für  meinen  Satz;  denn  Schwierigkeiten  und  Gefahren  sind  nun 
einmal  eben  im  Staatslcbeu.        ,  ' 

Steht  somit  aber  fest,  dass  die  Corraption  der  Volksvertretung  nicht  das 
richtige  Mittel  ist,  um  den  Dualismus  zwischen  den  beiden  Factoren  des  Staala- 
willens  anszugleichen,  so  ist  damit  auch  von  selbst  gesagt,. dasA  also  & 
.Httlfe  bei  dem  parlamentarischen  Systeme  gesucht  werden  mflsse. 
Es  gibt  Ja  kein  Drittes. 

Die  Eimrichtang  aber  ist  an  sich  eine  einJhche.  Sie  besteht  lediglich 
darin,  dass  das  Miniftteriom  Jedesmal  im  Shme  der  Hehrheit  der  Yolksver- 
tretung  zusammengesetzt  und  zwar  mit  den  Leitern  derselben  besetzt  wM. 
NstOrlich  ittbren  diese  dann  dieGesohlfte  in  derAuffisssang  IHrer  politisdien 
Partei^  and  damit  ist' in  allen  wesentlichen  Dingen  volle  Uebereinstimnrang 
iwisdien  derBegierong  und  der  Beprisentation  hergestellt  Eine  Oppositioa 
mag  sehi;  aUein  sie  ist  die  Hinderheii,.  and  somit  nicht  im  Stande,  den 
.  Gang  der  Regierung  zu  hemmen. .  Aendert  sich  seiner  Zeit  die  Mehiheit, 
.sei  es  in  Folge  von  Wahl,  sei  es,  weil  ein  Theil  der  bisherigen  Anhänger 
ndt  den  Begierungsasaassregeln  unzufrieden  geworden  ist,  so  wird  das 
Ministerium  entlassen  und  ein  anderes  im  Geist  und -ans  dem  Kerne  der 
Jetzigen  Mehrheit  gebildet.  Die  bisherige  Verwaltung  i^g  in  die  OppositilMi 
treten.  Die  Rechte  des  Fürsten  erleiden  bei  diesenÄVechsel  gar  keine 
Aenderung,  jedenfalls  keine  formelle.  Nicht  nur  bleiben  alle  persönlichen 
Rechte ,  welche  sich  auf  die  Majestät  des  Staatsoberhauptes ,  auf  die 
Stellung  &U  Haupt  seines  Uauseö ,  auf  diu  Verjuögeusverh&itaisse  Jeder  Art 
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beziehen,  vollkommen  unangetastet,  sondcra  auch  die  verfassungsmässigen 
Regienmgsrechte  werden  nicht  geändert.  Der  Fürst  ist  auch  hier  Inhaber 
der  Staatsgewalt,  seine  Zustimmung  ist  nothwendig  zu  allen  Regierangs- 
handlungen, namentlich  zur  Gesetzgebung ;  er  ernennt  die  Beamten  und  ent- 
fernt sie  wieder,  je  nach  Massgahe  der  Gesetze.  Die  Personifikation  des 
Staates,  im  Verhältnisse  zum  Auslande,  bleibt  tinverändert.  Aber  allerdings 
wird  verlangt,  dass  der  Fürst  die  Leitung  der  Verwaltung  in  dem  Sinne 
der  jeweiligen  Mehrheit  der  Volksvertretung  als  eine  politische  Nothwendig- 
keit  ansieht,  und  demnach  uidit  nur  seine  amtlichen  Rathgeber  wählt,  sondern 
auch  aufrichtig  und  ohne  Hinterhalt  nach  deren  Ansicht  regiert  und  regieren 
lässt.  Nicht  seine  persönliche  Ansicht  oder  Liebhaberei ,  auch  nicht  sein 
rein  persönliches  (von  dem  des  Staates  verschiedenes)  Interesse  soll  den 
Ausschlag  in  Staatsgeschftften  geben,  sondern  die  Natur  der  Verhältnisse. 
Es  wird  ihm  kein  bestimmter  einzelner  Diener  aufgedrungeJi :  aber  er  kann, 
ohne  die  ganze  Verwaltung  in  Unordnung  und  Stockung  zu  bringen,  keinen 
wählen ,  welcher  im  Widerspruche  wäre  mit  der  eben  jetzt  nothwendigen 
Richtung  in  der  Politik.  Alles  dicss  aber  ist  nicht  etwa  in  einem  Gesetze 
als  Vorschrift  verzeichnet,  sondern  es  ist  nur  eine  auf  die  Einsicht  ihres 
überwiegenden  Nutzens  beruhende  Gewohnheit;  es  ist  kein  Verfassungs- 
paragraph, sondern  ein  Regierungssystem. 

Die  Folgen  dieses  Systems  sind  aber  einleuchtend.  Ich  habe  sie  oben 
bereits  mit  einigen  Worten  angedeutet. 

Vor  Allem  ist,  in  irgend  wesentlichen  Dingen  und  auf  die  Dauer,  eine 
verschiedene  politische  Richtung  der  Regierung  und  der  Volksvertretung, 
selbst  eine  Meinungsverschiedenheit  über  einzelne  wichtige  Maassregeln,  gar 
nicht  denkbar.  Entweder  hat  das  Ministerium  die  Mehrheit  in  der  Ver- 
sammlung für  sich  ;  dann  findet  grundsätzliche  Ucbereinstimmung  von  Hause 
aus  statt,  wenigstens  fügen  sich  die  Anhänger  in  der  Repräsentation  dem 
Willen  ihrer  im  Ministerium  sitzenden  Leiter.  Oder  aber  es  wendet  sich 
die  Mehrheit  der  Vertretung  principiell  von  der  bisherigen  Verwaltung  ab, 
und  es  entsteht  eine  neue  Mehrheit  mit  einem  bewussteu  staatlichen  Ziele; 
danji  übeminuut  diese  die  Zügel  ohne  allen  Widerstreit  und  führt  nun 
siegreich  ihre  Ansicht  durch.  Also  nur  ganz  vorübergehend,  nämlich  bis 
die  Thatsache  einer  Aendcrung  der  Mehi-heit  unzweifelhaft  feststeht  und. 
die  Personen  der  neuen  Verwaltung  bestimmt  bezeichnet  sind,  kann  hier 
eine  Ungcwissheit  und  ein  Stocken  in  dei*  Staatsleitung  vorkommen.  Regel 
ist  die  praktische  Beseitigung  des  Dualismus. 

Allerdings  ist  auch  liier  eine  Opposition,  und  zwar  oft  sogar  eine  zahl- 
reiche, und  nach  ihren  Geisteskräften  sehr  bedeutende.  Solchen  politischen 
Gegnern  gegenüber  sitzt  das  Ministerium  nicht  auf  Rosen.  Auch  gebe  ich 
gerne  zu,  dass  tlie  Opposition  im  parlamentarischen  Systeme  dem  Volke 
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ebenfalls  zu  eiiur  l•utIunilIl^li^L■ht■n  Aiihicht  vom  Staate  verbilft,  und  dass 
ihr  Das(  in  und  ihr  Auftreten  einem  j>atriarchali>-clieu  Gefühlsleben  hn  Staate, 
einer •iH.U'sönlichen  Pii  tiit  und  einem  Auctoritat-glaulien  an  die  NWisheit  der 
Staatsmänner  nielit  sehr  günstig  ist.  Die  Beschränktheit  des  Unttrlhiuien- 
verstandcs  >vird  auch  durch  eine  solclie  Oi>position  allniiihlig  euiancipirt. 
Dennoch  welch'  wesentlicher  und  sehr  heilsamer  Unterschied  zwischen  dtu 
Widcrspruch^parleii  ii  in  dieser  Auffassung  des  repräsentativen  Systems  und 
den  hei  anderer  Beliaiidlung  der  Vrrtrttung  nothwendig  entstehenden! 

Einmal  gehen  —  so  lange  uu  lit  üi)erliaupt  eine  Revolution  im  Anzüge 
ist  —  die  Angriffe  nicht,  und  können  nicht  gehen,  gegen  das  monarchische 
Princip  und  eine  angeblich  selbstsüchtige  Regierungsauffassung  desselben, 
sondern  nur  gegen  das  politische  System  eines  Theiles  des  Volkes  selbst. 
Es  kann  von  einer  sittlioheii  Yerdächtigung  d«8  Fürsten  ipeder  mütelbM' 
noch  onmittelbar  die  Rede  sein,  sondeni  nur  Ton  ^nem  Kumiilb  unter  ta 
Parteien  in  der  Vertretung.  Und  ivie  heftig  ancfa  dieser  sein  mar,  ivie 
gros^n  Schaden  dabei  die  gerade  am  Rodor  befindliche  Mehrheifc  iach  leidai 
mag:  das. Wesen  der  Staatsgewalt  bleibt  in  seinem  Keine  miangetaatet,' 
und  der  ganze  Erfolg  ist  schliesslich  nur  eine  Belehrung  filrdasTolk,  dasses 
.künftig  anders  so  wählen  habe.  Die88.ist  fftr  das  Be6tehen^de^ ITflnifti^ir.üon 
dem  hdchsten  Werthe.  Tergleicheu  Sie  einmal  die- Ergebnisse  der  "paria- 
mentarischen  Kimpfie  in  England  und  Belgien  mit  den  in.^hodti^Uh  n 
Tkgo  getretenen,  die  personliche  Stellung  der  Königin  Vkioija  odnr  die 
Leopold^s  von  Belgien  wSH  der  Louis  Philippus.  Und.  wollten  JSjSe  mir  etwa 
die  personliche  TrefiBichkeit  jener  beiden  Regenten  al|  Grund  .d«r  Tenehiedeno 
heit  entgegenstellen,  so  .würde  ich  (um  nicht  aber  Louis  Philipp  sn  straiteu) 
auf  Fibrsten  wie  Gemrg  lY.' hinweisen.  Selbst  er,  der  wahrliefa  persOoliche 
Achtung  nicht  verlangen  konnte,  ging  unversehrt  genug  .aus  dem  Ringen 
der  Parteien  imPai  lianu  nte  hervor,  und  konnte  d«/IPüncip  des  KjSnigthums 
durch  seine  Persönlichkeit  nicht  zu  Grunde  richten. 

Zweitens  aber  muss  ich  nochmals  erinnern,  dass  die  Opposition"  hei 
diesem  Systeme  auf  dent  Boden  der  Regierungsmöglichkeit  blttben  misii 
Sie  kann  ja  in  jedem  Augenblicke  aufgerufen  werden,  ihre  Theorieeaai  ver*' 
wiridichen.  Damit  aber  \vird  der  Streit  nothweudig  ein  verst-ändigerer,  und 
es  kommen  nicht  durch  glänzende  aber  widersinnige  Reden  unmögliche 
Wünsche  und  sinnlose  Vorwürfe  in  die  Köpfe  der  Menge.  Auch  hat  es 
dann  mit  dem  Henimwerfen  des  Staates  von  einem  Systeme  in  das  andere 
im  l^alle  eines  Ministerweehsels  nicht  so  viel  auf  sich.  Allerdings  werden 
Aenderungen  eintrt  ten,  bi^herigc  Plane  aufgegeben,  indessen  zurückgewiesene 
Gedanken  verwirklicht  werden.  Allein  es  geht  diess  doch  nicht  tiber  eine 
bestimmte  Schwankungsgriüizc  hinaus.  England  wird  nicht  auf  den  Kopf 
gestellt,  weuu  anstatt  Lord  Johns  Lord  Derby  cr&tui'  Minister  wird;  abpt 


Digitized  by  Google 


Ledni  Bollin  koimte  ohne  etoe  B«voliiti«|        an  die-  Stdle  yva  Chdxot 
treten.  NtclitB  fat  (etim  Mueitige  oott  norMfe  palitiidie  MiiftftdM 
■bgerednet)  gefthrlicher,  ab  wenn  ein  Staalamaon  aidi  4arch  eine  &bcln' 
OppoettiOBiMteUiuig  za  .TbeoriMn  Unreissen  Upst,  Welehe  keine  Anaftbrang  . 
finden  kOnnen.  Wird  er  dann  spiter  zur  Leitung,  de^  Gesohftfte  bentfen, 
ao  Ueibi  Üun  nnr  fie  Wabl  awischen  elnar  YerUagnong  aeiner  eigenen 
Crflberen  Sttae'  nnd  dem  Yemehe  der  Anaftfanng  Ton  •  Unmöglichkeiten.  ' 
im  erqjten  Falle  Iddel  aein  Bnf  SchÜtvaoli,  im  andern  Falle  der  Staat  ' 
fidiadenj  in  beiden  ^tnn  er  aaf  die  Daner  nicht  notien  und  anshaHen.  Wir 
haben  dieaa  reichlidMft  an  anderen  Mftnininielerien  gesehen,  welchen  dae 
Scbeiteni  an  iliren'  On^tionsantecedentien  onr  durch  vinen  nnerwartet 
admellen  SiCi  der  Beaetion  e^^art  .wurde,  .nnd  irticbe  —  niemand  wbd  es 
ttagnen  -7-  >n  der  -kniraen  Zeit  ihrer  Herfachaft,  eben  dorch  ihre  eigene  • 
firdbere  Oppoeitkm,  manchfiK^  zu  BeechUlBaen  gedrängt  wurden,  welche  mtt 
einer  festen  ^giemng  unrereinbar  waren.   Eine  Opposition  in  ein^m 
parlamentarischen  ^yateme  kann  regieren,  die  von  einem  System  der  Cot-' 
mption  ttbrig  gelassene  ninmmmiebr.   «Her  Majesty's  Oppositon»  ist  nicht 
blos  ein  Scherz ,  sondern  eine  grosse  politische  Wahrheit^  Auch  wollen  Sie 
wohl  bemerken,  dass  wenn  die  Widerspnichspartei  in  solchen  Schranken 
gehalten  ist^  ihre  persönliche  Nähe  dem  Ftlrsten  keine  so  peinlichen  Gefühle 
erweckt,  nicht  zur  gesellschaftlichen  Unmöghchkcit  wird,  wie  es  da  leicht 
sein  kann,  wo  die  jetzt  unvermeidlich  gewordenen  Männer  sich  bisher  nach 
Form  nnd  Inhalt  in  dem  Aeussersten  bewegt  hatten.  Diess  aber  ist  kein  . 
nnbedeutender  Umstand. 

Nun  nur  noch  ein  Wort  über  einen  dritten  Punkt,  und  dann  sind  Sie 
meine  heutige  lange  Krörterung  los.  Ich  muss  nämlich,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  auch  die  Folgen  betrachten,  welche  ein  parhimentarischea 
System  für  den  Fürsten  persönlich  hat.  Dass  da^^  monarchische  Princip 
nicht  nur  nicht  Noth  leidet ,  sondern  sogar  einen  M-lir  dienlichen  Blitz- 
ableiter erhält,  haben  wir  bereits  g(  sehen.  Allein  damit  ist  allerdings  noch 
nicht  gesagt  ,  dass  sich  ein  regierender  Fürst  persönlich  mit  solchen  ihm  •  * 
durch  äussere  Nothwendigkeit  aufgedrungenen  Wechsel  in  Regierungsrich- 
tungen und  in  der  rcrsoii  seiner  nächsten  Diener  zufriedenzustellen  Ursache 
hat.  Nichts  ist  in  der  Thal  niögbcher,  als  dass  ihm  die  allerdings  ein- 
. tretende  wesentliche  Beschränkung  des  perBönlichen  Willens  in  Staatssachen 
entschieden  zuwider  ist;  und  zwar  um  so  mehr,  je  grösseres  Kraftbewusst- 
'sein  und  Thätigkeitslost  einer  hat.  Ich  habe  die  Henchelei  nie  leiden  kön- 
nen, mit  welcher  man  nicht  selten  sucht,  die  BeaduialnQg  des  Forsten 
tedi  da»  pariamwilaiisdrt  System  als  unbedentenfr'  danusteUen.  .  Dien» 
Beschrgnlnnig  ist  gross.  Nocb  mehr:  tie  soll  grdia  aein;  diess  ist  klar 
bewiMste  Absiebt-  ^  soll  der  Staat  nicht  naefa  der  persönlldieff  Ansidit 
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des  Fürsten,  sondern  nadi  dem  PrognaimiB  der  in  der  Mdurlieit  lufindr 
liehen  politischen  Partei  geftthrt'  werden;  und  es  känn  ond  ärass  Torkommea, 
■dass  der  Begent  seine  ÜMrmelle  Znstimnwmg-  m  Msassregeln  giebt,  welche 
ihm  personlich  mwider  sind,  kli  Ar  meine  Person  begi«ife  sonif  gm 
wohl,  dass  onsenr  FOrsted  die  Annahme  der  in  Frage  stehenden  Begie- 
mngsweise  als  ein  ^(rosses  Opfer  ond,  ab  eine  Art  von  capitis  dwnmiitio 
erscheint  Dennoch  mnthe  ich  diese  Annahme  mbedinigl:  an;*  ond  diese  mar 
nicht  bles  im  Interesse  des  Staatswohles,  sondem  nnmetttlicii  andi  in  dam 
persönlichen  Nntaen  der  Fürsten  and  ihrer  Geschlechter,  üeber  jene  Bldi- 
Sicht  viele  Worte  su  macheu ,  erlassen  Sie  mir  wohL  Es  wäre  leicht  genag, 
eine  Sittenpredigt  darüber  zn  schreiben;  aber  ich  hin  etwas  sehwefe^lniliig 
hinsichtlich  der  durchschhigenden  Wirkongen  solcher  Yersnche,  die  Diage 
in*s  Gewissen  za  schieben.  Ich  halte  mich  einfoch  an  den  trockenen  Qlid 
kalten  Verstand.  Sind  die  oben  vorgetragenen  Yordersütie  richtig ,  so  sidit 
iu  denjenigen  Staaten,  welche  nun  einmal  fOr  die  repräsentative  Kegicrang 
reif  sind,  den  Forsten  nur  die  Wahl  offen  zwischen  einem  alLm&hligen  Hia^ 
abgleiten  auf  der  schlüpfrigen  ond  nicht  sehr  reinlichen  Bahn  der  Corniptio« 
bis  an  den  Kand  eines  sittlichen  und  politischen  Abgrundes,  ond  zwischen 
dein  Fügen  iu  das  parlamentarische  System,  d.  h.  in  eine  wesentliche  Be- 
schränkung des  persönlichen  Willens  und  eine  vielÜBU^he  Selbstverläugnung. 
Mag  min  auch  im  erstem  Falle  das  Hinabstürzen  nicht  unbedingt  nothwendig 
sein,  so  ist  doch  eine  solche  Stellung  peinlich  und  nicht  ruhmvoll.  Die 
Selbstverliiugnung  dagegen  ist  zwar  eine  saure  Aufgabe ,  zumeist  für  Solche, 
welchen  ihr  ausuahmsweises  Loos  auf  der  Erde  so  wenige  Gelegenheit  zur 
Ut'bung  darin  giebt.    Allein  wenn  dieselbe  eine  iiiimerhin  noch  sehr  ein- 
tlussniche  und  wichtige  Stellung,  einen  von  äusseren  Uiiaunehnilichkeiten 
fast  über  die  Gebühr  freien  Lebensweg,  eine  gesicherte  Zukunft  für  sich 
und  die  Nachkommen  giebt:  so  ist  denn  doch  kein  ungewöhnliches  Maass 
von  Einsidit  erforderlich,  um  das  Vortlieilhafleste  zu  wählen,  und  kein 
über  menschliche  Krall  gehender  J^ulschiuss,  um  das  unvermeidliche  Opfer 
zu  bringen.  "  * 

Ich  wenigstens  habe  noch  so  viel  Vertrauen  iu  den  Verstand  und  den 
Charakter  der  Menschen,  dass  ich  ein  freiwilliges  Ilandein  dieser  Art  für 
mögUch  erachte.  Am  wenigsten  maclieu  mich  die  eben  jet/A  vor  sich  gehen- 
den Dinge  stutzig.  Diess  sind  uaturgemässe  und  vorübergehende  Rückschläge 
nach  L  ebertreibungeu  ujid  Ucbcrspauuuugen.  Die  wirkliche  Unterlage  der 
Dinge,  d.  h.  die  Bildungsstufe  des  Volkes,  wird  schon  wieder  nniTon^ciB0 
kommen.  Aber  sei  dem,  wie  ihm  wolle ,  mein  erstes  praeterea  oenseo'  bleibt 
die  Anerkennung  des  parlamentarischen  Sjrstemes,  WCltti  ich  an  ^  Erhal«' 
tiing  der  Monarchie  glaobeu  soll. 
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VI. 

Kndlich.  mrin  R<*strr,  vorlas«pn  Sie  aI«o  die  Mo*.  l>rob;irlitf^ndf  S^telluijg, 
in  welchfr  Sie  bisher  moino  Auseinandersot/nnpen  leidend  hinniiliinen.  kaum 
hio  miil  da  eine  Zwisdienbemerknug  einwerfend,  hi  rnscheni  Angriffe  über-, 
«cbfttten  Sic  meine  Knipfehlung  der  parlamentarin  hen  Ri  gieningsweise  mit 
Fmgen.  welche  Sio  wohl  für  nnbeant  wort  bar  erachten,  nnd  mit  offenem 
"Widerspruche.  Ich  werde  die  Antworten  nicht  schuldig  bleibe«:  gc-liitttn 
Sic  mir  jedoch,  dass  ich  zonftchst  meine  Lehre  ganz  entwickele.  Vielleieht 
haben  Sie  auch  gegen  den  zweiteft  Th^  derselben  Einwendungen  zu  mac  heu, 
di«  wir  dann  gemcfintcbafOich  mit  den  schon  vorgebrachten  besprechen  wollen. 

leb  habe  also  noch  den  sweiten  Satz  zn  entvkkeln ,  welcher,  dahin  geht, 
dass 'das  FeblsoUagen  des  oonsUtationellen  Slsrstemes  aof  dem  Festlande  nodi 
«inen  wetteren,  ganz  selbststlndig  wirkenden  Gmnd  habe.  ■  Diesen  finde  ieb  * 
in  der  falschen  Bildung  4ler  yertre.tende9  Tersammlnngcn, 
velche  liervoisegangen  ist  ans  einer  nnrichtigett  Aoiissang  des  Volks* 
lc^8,.der  Rechte  nnd  Interessen  des' Volkes,  einer  nnrichtlgen  dann» 
hervorgegangenen  Organisation  der  Wahlen^  mit  E^em  Worte  ans  einem 
Yeikennen  der  wahren  g^llschaftlichen  Güedemnd^. 

Die  Thesis  an  sidi,  dass  die  ErftOnng  der  Anf^be  einer  Volksver- 
Ivetung  wesentlich  bedingt  «ei  dnreh  die  Art  ihrer  Bildnng  imd  Zosammen- 
setzsttg,  brancbe  ich  wohl'  nicht  erst  zn  «»weisen.  Es  versteht  sicli  von 
selbst,  dass  die  blosse-  Zntheflang .  einer  ^flicht  und  einer  Zuständigkeit  '.  " 
Hoch  keineswegs  schon  die  Sicherheit,  der  VoDziehnng  gewfihrt,-  sondern  ' 
"dass  jene  erst  ^len  Werth  nnd  eine  Wirkung  bekommen  durch  die  wiik- . 
Jidie  Handhal^nng.  Die. Handhabung  hingt  nun  aber  wesentlich  von-  dem  ^- 
Geiste'  dnr  damit  beauftragten  Versammlnng  ab ;  der  Geist  der  Ycrsammlung, 
wieder  von  dem. der  einzelnen  Mitglieder.  Es  ist  somit  die  Bestimmung 
dieser  letztern  entscheidend  fftr  die  Wirksamkeit  des  ganzen  Systemes, 

Ich  habe  somit  nur  nacli/uweisen ,  dass  in  dem  concreten  Falle,  näm-    •  * 
Heb  bei  den  constitntioneUen  Staaten  des  europäischen  Festlandes ,  die  Bil- 
dnng nnd  ZusammensMznng  der  volksvertret^nden  Versa mmhmgen  fehlerhaft 
sei.    "Werden  Sie  aber -nicht  ungeduldig,  wenn  ich  dabei  etwas  weitläufig 
bin.   Der  Gegenstand  ist  verwickelt,  und  es  liejzf  mir  Alle<  daran,  hier 
nicht  missverstanden  zu  werden.    Selbst  also  auf  dit  Golahr  hin,  einen 
pedantischen  Anstrich  nicht  /u  voniir'id<'n .  imiss  ich  metbodivcli  und  imi-  " 
sichtig  vrrfahnm.  —  Ich  werde  daher  /ncv-i  darlegen,  wie  die  .Vuffzabe,' 
eine  Volksvertretung  zu  bilden,  thatsüchlich  in  den  Staaten  des  Festlandes 
trelAet  worden  i'^t.    Sodann  werde  ich  zeigen,  dass  die'-e  Behandlung  eine 
wecoiitlieb  und  niehrfaeli  verfehlte  ist.    Endlich  werde  ich.  meine  eigenen 
VerbesserungsvorscUlüge  machen.     •  • 
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Also  zaefst  von  der  thatsftchlichea  bitherigan, BUdUig  dtr  Volks- 
vertretong.  Aber  auch  •bier.kaim  idi  UnUarbeit  nickt  venneideB,  wom 
ick  niebt  wieder  unterabUieile.  Eianal  wm  ick  in's  Anje.fciwn,  wie 
diese  das  Volk  vertaretenden  AnsschUsse  aite  seiner  Mitte  im  Ganten  ge- 
bildet werdenl  Dann  aber,  iweitens,  die  Art  ond  Weise  besiHwdieB,  yiie 
das  einzelne  Mitglied  einer  solcben  Tenamiiikiag  besfliduaet  irir^ 

0ie  Zosammensetzong  der  zur  Yidksveriretnng  bestimmten  VersMun.- 
Inngen  ist  allerdings  in  den  Verscbiedcnen  festUndiscb^  Staaten  veradiiedea 

•genog  ansge&Uen;  dock  lassen  sieb. alle,  diese  £inrickftQngen  unter  zwei 
Fismifien  bringen«  —  In. der  eineii  sieben.  di^enigeB  Venammhmgen,  bei 
deren  Büdnng  die  Einkeitliobkeit  des  der  Regierong  gegenftber  .ge- 

,  stellten  Tölkes  als  Grondgedanke  festgekalten  wird;  So  wie  man  sich  dieaes 
Volk  als  Eine  moraliscbe  Person  ndt  gemeiosckaftlichen  Rediten,  ond  etwA 
Interessen,,  denkt,  so  lasst  man  ancb  doe  gleichartige  K^iiperscbaft  von 
Yertretcru  entstehen ;  nnd  zwär  ivird  dieselbe,  weil  doch  das  ganze  Volk  niclil 

•zu Einer  Wahlhandlung  vereinigt  werden  kann,  dnrclt  Wahlen  in  einzelnen, 
geograpliisch  eingetheilten ,  der  Kop&ahl  nach  möglichst  gleichen  Bezirken 
grbildct.  Es  ist  dabei,  zur  Vermeidung  jeder  falschen  Auffassung,  in  der 
Rcgt'l  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  der  GowiUilte  nicht  Vertreter  seines 
Wahlbezirkes,  sondern  des  ganzen  Landes  (d.  h.  Volkes)  sei.  Und  wenn 
8ich ,  wie  allerdings  der  Fall  ist ,  (bese  einhoitliiho  Versammlung  auch  der 
Rechte  einzelner  Bürger  oder  ganzer  Klassen  derselben  in  gewissen  Fällen 
auzuuehnion  hat ,  so  geschiclit  dioss  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Vcr- 

.  tretung  auch  des  ein/.cluon  Mitgliedes  dui'ch  die  Gesammtheit.  Die  eigentlich 
folgerichtige  Form  einer  sulchen  Versammlung  ist  die  Vereinigung  aller 
Volksvertreter  zu  einer  uugetreunton  Gesammtheit;  wie  wir  diess  denn  auch 
vielfach  erlebt  haben,  zunächst  bei  sogenannten  constituirenden  Versamm- 
lungen (z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,  Deutschland  nnd  Oesterreich  im  Jahre 
184«,  in  manchen  einzelnen  deutschen,  italicnisclien  Staaten  u.  s.  w.l,  daim 
aber  auch  hei  regelmilssigen  Volksvertretungen  (so  in  PVankreicli  von  1848 
bis  1851,  Kurhessen  nach  der  Verfassung  von  1830).  Allein  zuweilen  wird 
doch  auch  eine  Spaltung  in  zwei  Abtbeilungen  beliebt ,  um  tlie,  gleichgültig 

•  jet2t  oh  wahren  oder  nur  vermeintlichen,  Vortheile  einer  Bcratbung  in  zwei 
Kanuuem  zu  gemessen.   Wir  sehen  diess  in  Korwegen  und  Belgien.  Ob 

.  bierbci  versdiiedene  Wablen  ibr  die  beiden  Kammern  vorgenommen  werden, 
oder  die  gleichmassig  GewShlten  durch  Loqb  abgetheilt  werden,  ist  an  A 
gleichgültig,  so  lange  jene  Doppelwahlen. in  der  Hauptsacbe  aaf  dem  EiDr' 
beitsgedankjeai  nheL  Ein  etwas  kOkerer  Cenisaa  o.  s.  w.  gibt  keine  wea«^ 
liehe  Vtiirschiedenbeit.  *—  Die  iuidere  Familie,  dte  VertretnngBebn!^tnngs& 
nrnfimt  di^eidgen'  Cfrdnongen,  in  welchen  .eine  Vertretung  der  6e-  . 
«juinuntbeii  nacb  dem  ^heitsprindpe  allerdings  besteht,  daneben  aber  mit  ■ 
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fßmAtr  Bereohtigong  Rlleksioht  genonunen  'wiri  eiie  beMmdere.Ver* 
tretvng  bevorzugter  Stftide  oder  IhtercsReo.  Hier  ist  denn  also  die  Mssfle 
des  Yoikee  uid  das  der  Gesammtlieit'  znsteteDde  jReeht  nicht  bei  Seite  gesetst, 
▼ielndir  deren  Yertfaeidignng  sowohl  den  ans  der  Gcsanuntheit  Oenfthlten 
übertragen,  als  aneh.  den  nmlehst  zor  Be^goag  von  Sonderinteressai 
Bestimniten  zur  gleichzeitigen  Pflicht  gemacht;  allein  es  fipdet  doch  in  so 
ferne  ein  sehr  br<!.  nfmder  Unterschied  statt,  als  hier  die  Fordemngen  der 
Oesammtheit  im  Falle  eines  Znsammeostosses  mit  solchen  bevorangten 
Souderinteressen  Icidit  zurHrkgesetzt  vord«  n ,  nnd  nmgekehrt  die  Rechte 
Einzelner  über  die  Gebühr  Fördeninp  finden  können.   Die  Art  nnd  die  Zahl 

mit  besonderer  Vertretung  bedachton  Rnhto  odor  Interessen  ist  sehr 
vorschieden  in  den  verschiedenen  Staaten.  Wir  finden  darunter  den  grossen 
Grundbesitz,  die  Geistlichkeit,  die  I Universitäten,  die  grossen  Stftdte,  hohe  • 
^  geschichtliche  Stellungen.  Znweilen  ist  es  sogar  mehr  anf  eine  Yerstärlmng 
der  staatsmitnnischon  Einsirht  dor  Volksvertretung  oder  anf  eine  znver-^ 
Iflssige  Stütze  dor  Regionmg,  als  auf  die  VortP  tniifr  irgend  eines  bcstininifen 
VerliiiltniscoK  abgesehen.  Was  über  die  än*«sore  Onhuing  solcher  Vertretungen 
betrifft,  so  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  da'-s  die  ans  der  Gevanimheil 
hervorgegangenen  und  zur  Wniiruug  ihrer  Rechte  zunfteli'-f  bi^-timniten  Ab- 
geordneten in  einer  Kannner,  lUe  zniuicli^t  au<  Snnder-^d  lluugin  TTervorpe- 
gangenen  in  einer  davon  verschiedenen  zweiten  virrinitzt  wurden.  Nur  •selten 
sind  daher  auch  andere  Zu'^aniniensetzungen  und  Künsteleien  versuclit  wor- 
den. Volksvertretungen  dieser  Art  «ind  bekainitiiili  hflnfig.  Frankreich 
hatte  im  Jahre  1815  nnd  1830  Pair-kanunrrn :  Pn  u^stMi  hat  sein  Herren- 
haus; die  Mehrzahl  der  übrigen  deutseben  Staaten  haben  Kajnmcrn  der 
8tandesberren  oder  dergleichen. 

Bei  der  Bestimmung  des  einzelnen  Mitgliedes  ist  eben fa IN  wieder 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  denjenigen,  welche  die  (iesaumitbeit 
dea^Tolkes  TOtreten,  und  den  Abgeordneten  der  bevorrechteten  Stände  oder 
KUsseii;.*—  Jene  werden  dnrcttans  gewählt,  imd  zwar  wird  zn  diesem  Behafe 
.  das  gaoM  Staatsgebiet  in  möglichst  gleiche  Bezirke  getheilt.  Die  höchste 
Folgeriehti(^eit,iU.bler,  wenn  Je  anf  eine  bestimmte  Anzahl  von  köpfen  ein 
Yertr^er  ftUt;  doch  begnogt  man  sich  in  dar  R^l  mir  mit  Annlhemngen 
m  die  gleiche  VertheUmig.  Eine  nähere  Yerbbidnng  'des  ;ri  Wählenden  mit 
dem  Beihrke  jst  dorchans  nicht  erforderlich.  Weder  myss  er  in  demselben 
,  seineB  Wohaisitz  haben,  noch  ein  'fttr  den  Beziik  besonders  bedeutendes 
'Gewerbe  treiben,  noch  endlich  anch  nor  die  Örtlichen  Yerhältnisse  näher 
kttmeiu  '  Bkw  anf  die  Fähigkeiten  tar  Yertretnng  der  Gesammtreehte  wird 
Bieksiebt.genottuneBVQod  in  der  Bejgel  ist  hier  dem  Yertranen  nnd  der 
Liebhaberei  der  Wähler  Breiester  fipiebranm  gelassen.        ganz  selten  ist 
ehi  bedenteMtarev  YermägeD  sor  Bedingung  gemacht  ,  Eben  so  verhält  es 
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<ich  mit  dorn  Rechte  zn  w&hkn.   Zwar  ist  der  falsche  Geftake  An  altg». 


meinen  Wahhechtes  erst  in  einigen  der  seit  dem  Jahre  1848 
Verfassungen  angenommen,  und  auch  selbst  hier,  wie  z.  B.  in  Preoswil,  wie- 
der durch  tlic  Eintheihing  nacli  Steuerklassen  wesentlich  gefaroebeiL  AUeiB 
selbst  in  den  iilt.T.-n  ronstitutionellen  Monarchieen,  in  welchen  man  Tensdlt 
hat ,  dir  ^Vahlbefugnis^  zn  besclir;iid<rn  auf  die  zuverlässigeren,  weil  bei  dem 
Wohle  dos  Staates  i.cr>»)nlich  und  sachlich  betheiligteren  Bürger,  ,  ist  diese 
Tauglichkeit  zum  Waiden  überall  nur  in  dem  Besitze  irgend  eines  Vermögens 
gesucht ,  nicht  aber  mit  bcsondcn  n  Zustandni  und  Interessen  in  Verbindung 
gesetzt  worden.    Auch  hier  also  waltet  schli(-s|i,.h  nur  die  allgemeine  staat- 
liche Auffassung  vor.  —  Anders  bei  den  Vt  i  tri  lern  der  besonderen,  begün- 
stigten Verhältnisse.    Hier  ist  bei  der  Bezeichnung  zur  Vertretung  die 
persftlMchcBetheilignng  an  dem  fraglich.  n  Verliältnisse  die  ausschliessende 
KttckBlcht.-  .TheUweise,.wie  bei  Stau.lesherrcn  und  Pairs,  ialli  das  Recht  znr 
Vertretong  nomUtelb&r  znsammcn  mit  einem  iMTMinlichen  Stande;  theilneise 
gi^  der  .Besitz  .eines  Amtes  ein  solches  unmittelbares  Recht,      bei  hoben 
GeWtlichen;  nnd  selbst  wo  Wjüü  .stattfindet,  steht  solche  nur  BetheiH.^t.n 
•  ra  md  kann  dar  anf  einen  Genossen  fallen,  wie  z.  B.  bei  Ritterschaiteu 
Universitäten,  'dem  niederon  Clenis,  den  Magistraten  der  i-reussischen  Städte 
wdehe  ein  Mitglied  ans  ihrer  lütte  in's  "prenssische  Herrenhaus  schicken' 
Das  Tolk  im  Ganzen  hat  keinerlei  Antheil  an  der  Krncumng  dieser  Gat- 
tung von  Vertretern.  Wie  vielerlei  Kategorieen  derselben  aber  bestehen 
««88  ist  sehr  selten  nach  einem' nmfasscnd^  G«ianlcen ,  sondern  in  der 
Regel  nur  nach  geacMchtUchen  Grtlnden 'bestimmt  worden;  so  dass  diese 
besonderen  VeilwUmgen  keines«^  nothwendig  znsmmnenfallen  mit  den 
wichtigsten  thatsachlich.  besehenden  Sonderinteresseit  fan  Volke   oder  sie 
steimtlich  darstellen.  •  •  *  , 

leb  komme  non  so  meiner  Ki>itik  dieser  Einrichtong.  Zn  deren  Be- 
ffrttndmig  schicke  ich  abei-  diejenigen  aO^feiheinen  Sitze  votwis.  welche  ich 

Ittf  maassgebend  erachte. 

1  Wesentliche  Bestandthdle  der  Eigenschaften,  dnrcfa  welche  eine 
tüchtige  Erfüllung  der  Angabe  einer  Stttndeversainmhmg  bedingt  ,  ist  sind 
KenntnisB  der  zq  vertretenden  VerhUtnisae  nnd  Elfer  von  Seit^  der 

Mitglieder.  "  •  • 

2.  Das  Vorhandensein  dieser  Eigenschaften  ,  darf  weder  dem  Uoesoi 
ZufaUe  überlassen  bleiben,  noch  kann  es"  erwartet  werde«.' wenn  die  Bin ' 
Zeichnung  der  Mitglieder  nach  ganz  anderen  BOcksiditen  geeehieht  Viel- 
mehr  muss  die  Zusammensetzung  des  Ganzen  nnd  dieEmming  desEfnielnäi 
m  solcher  Weise  geordnet  werden,  das.  «ft  Wahrsdil^lJehk^iriS 
diese  Eigenschaften  gerechnet  ^^erden  kaim. 

3.  Diese  Wahrscheialichifeit  ist-  nur  d^  voriianden,  wenn  die  JUt. 

^^^^^  « 
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glieder  persönliche  Be/iohungen  /u  den  von  ihnen  zu  vertretendt  n  Rtehten  ■ 
und  Iiittroi^rn  haben.  Nur  dann  nündieh  ist  Bekannti^chaft  mit  Thatsa(hen 
und  Bedürfnissen,  wenigstens  in  den  meisten  Fällen,  zw  erwarten,  iind  fällt 
namentlich  Pflicht  und  Willen  zur  Vertheidi^unfr  znsainiiH  ii.  Nur  Mangel 
an  Menschcnkenntniss  wird  Gleiches  reg<  liiia-^iß  erwarten  von  Pflichtgefühl, 
-  staatsmilnnischer  Einsiclit .  Ehrgeiz  oder  Sclu  u  \ur  der  Öffentlichen  Meinung, 
^  wenn  die?e  niclit  auch  diin  h  i)er>ünliche  Iiitin     n  hcwegt  werden. 

4.  Eh  darf  nicht  aus  den  Augen  verloren  werden ,  dass  die  zu  vcrthei-        ^  . 
digcnden  Rechte  und  Interessen  dreierlei  Art  r^ind:  solche,  welche  der 
organisirten  Einheit  des  gesanimten  Volkes  zustehen;  solche,  welche  nur 

eine  bestimmte,  grössere  oder  kleinere  Klasse  von  Borgern  betreffen;  end-- 
lieh  solche ,  welche  jede  einzelne  Persönlichkeit  berühren.  Die  BUdong  der 
'  Tersammlnng  mnsB  somit  niit^  allen  drei  Gattangen  ia  riebtiger  Yerliiii- 
dung  stehen.  •  " 

5.  Die  Vertretung  rnnss  Terh&ltnissmlssig  sein,  so  dass  ein  weiter 
Terbreitetes  Beeilt  aodi  «ine  grössere  Auaiil  Yoa  Vertretem  hat;  und  nm- 
gekehrt  Die  Yertietmig  soll  keine  von  der  lü^ldichk^t  versehiedeDe  Ter- 
hlfllnisse  enengen  diirbh  efai  kfinstlicii  dem  einen  oder  dem  anderen  Yer^ 

•hiltaisse  gegebenes  Vebergewieht. 

Sind  diese  Sät»  valfr,  —  nnd  ich  halte  sie  Ar  onwidenprechlich,  — 

'so  sind  dann  anch  die  folgenden  Vorannafanen /gegen  die  von  .ndr  oben  . 
gesdiilderte  Einrichtung  der  Yolksyertretnng  atff  dem, Festlande  begründet: 
Yor  Allem  ist  klar,  warum  jetzt'  für  die  erste  Bedingung  Jeder  Wirk» 
sandttit,  nSmlich  ftr  das  Yörhandensein  einer  erfiordeflichen  Ken-ntniss 
"  des  Gegensiandes  de)r  Thitigkeit,'  keineswegs  genügend  gesorgt  ist.  Ifim 
lasse  steh  nicht  tinscfaen  dnrcli  Phtasen  oder  unbestimmte  B[oftinngen,  son- 
dem  Jtäbb  im  Leben  genauer  zu,  welche  Art  von  Personen  die  grOsste  Ans-  . 
sieht  bei  den  Wahlen  in  geographischen  Bezirken  und  nach  der  blossta 
Volksmenge  haben.  Nach  aller  Erfiihrung  sind  es  wesentlich, zwei  Oattongeik 
Einmal  lante,  mn  nicht  zu  sagen  vorlaute,  Tadler  der  Regierung;  gewöhnlich 
Advokaten  oder  sonstige  missgelauntc  Studirte.  Zweitens»  aber  lonechtische 
Anhänger  der  Regierung;  abhängige  Beamte,  oder  die  es  werden  w<dlen.' 
Die  erstem  wenden  sich  an  das,  natürlich  überall  vorliamlene,  Missver- 
gnügen, welcher  Art  es  sei,  und  werden  oft  unterstützt  durch  wohlorgani- 
sirtc  Parteiwühlereien;  die  andern  sucht  man  gleichgültigen,  gewonnenen 
oder  eingeschüchterten  Bezirken  aufzudrängen.    Niiimtt  man,  besten  Falles,  • 
hierzu  noch  einige  staatsniitnnische ,  hterarisclie  oder  militflrisclie  Berühmt- 
heiten ,  ferner  eine  Anzahl  voji  Männern ,  welche  irgend  einen  (»rtlielun,  oft 
mit  dem  Berufe  des  Volksvertreters  nicht  in  der  geringsten  Verbiudiuig 
stehenden  Einfluss  besitzen,  z.  B.  Ortsvor-teber ,  reiche  "W'irthe  n,  dg}.,  =o     •    -  • 
ist  die  Versauiuiiuug  fertig.  li>t  es  da  nuu  aber  ein  Wunder,  wenn  es  oft 


Digitized  by  Google 


410  Dae  Reprtaeotttivqrsteiii, 

aof  das  KUgUchste  an  der  erforderlichen  Eeantidn- der  Yeriiftltaitfe,  der 
wahren  Bedflrfidtse  nnd  der  mO^icben  Mittel  f^t?  Dass  sogar,  wenn 
ein  znfiUlig  befl&higtes  Mitglied  oder  die  Begierong  dae  Richtige  wn^igt, 
sie  hanfig  nicht  einmal  verstanden  werden?  Allerdings  ist  ein  Untendiied. 
Ich  gebe  gerne  ta,  dass  diejenige  Art  von  Rechten  nnd  Interessen,  welche 
jeden  einzelnen  Bürger  onniittclbar  berühren,  also  namentlich  Freiheits-  oder 
staatsbürgerliche  Bechte,  mit  Einsicht  vertreten  wird.  Ich  wiO,  freilich  in 
sehr  viel  geringerem  Grade,  einrlnmen,  dass  xnweüen  ein  die  Oesammt- 
einheit  des  Volkes  betreffendes  allgemeines  Yerhüttniss  ?op  d«n  volkiver- 
tretenden  Versammlnngen  riditlg  an^ieCust  «nd  vertheidigt  wird.  Allein  vm 
so'schluumer  sieht  es  am  Alles  ans,  was  zwischen  diesen  beiden  Eitiemen 
liegt,  also  am  die  Bechte  und  Interessen  der  einselnen- geseUschaftUchea 
Kreise.  Hier  ist  es  blosser  ZoM,  wenn  sich  dnmal  wirkliche  Sachkunde 
zeigt  Der  Grund  hicvon  ist  aber  leicht  Anzusehen.  Es  ist  einlsch  das 
Vurhandeiisoin  oder  NichtTorhandensein  einer  persünlicheo  fieadehnng.  Die 
der  PersAnlichkeit  zukoniineuden  Rechte  und  Interessen  kennt  Jeder  aas 
ErfiEÜirailg  nnd  Nothwendigkcit ;  die  Verhältnisse  der  Gesammtheit  U0geil 
Deii^enigeDj  welcher  nicht  besondere  Studien  niai  ht ,  schon  ferner,'  w©il  er, 
wennschon  ein  Bestandthcil  dieser  Gesammtheit,  doch  am  Ende  nnr  mittel- 
bar und  individuell  kaum  merklich  dadurch  berührt  wird;  Sonderinteressen, 
wie  begründet  und  wichtig  sie  seien ,  iK-achtet  der  i)ersönjich  nicht  Bethei- 
ligte in  der  Kegel  t  ntweder  gar  niclit,  oder  wohl  gar  mit  Missgunst  ;  für 
eine  Vertretung  derselben  aus  ihrer  Mitte  ist  aber  gar  nicht  gesorgt  durih 
die  Zusammensctziuig  unserer  Kammern.  —  Sagi  n  Sic  nicht .  verchrtester 
Freund,  da^s  diess  Alles  jedenfalls  nur  gelte  von  jenen  StandeYer^aulnllungeu, 
welche  ich  (»Ix'ii  in  die  erste  P'amilie  gesetzt  habe,  dass  aber  in  den  Ver- 
fassungen der  zweiten  Familie  Vertreter  bestimmter  Rechts-  und  Interesseu- 
kreise  vorhanden  seien.  Diess  ist  so  wenig  eine  Einwendung  gegen  meinen 
Satz,  dass  es  vielmehr  denselben  glänzend  bestätigt.  Ja,  allerdings  haben 
in  unsern  ersten  Kannnern  die  in  denselben  vertretenen  Sonderstellungen 
sehr  tüchtige  und  erlulgreicho  Vertreter.  Gerade  an  ihneu  kann  man  sdien, 
was  die  persönliche  Verbindung  luit  der  amtlichen  Aufgabe  wirkt.  Lnd 
gerade  auf  ihr  Beispiel  stfitae  ich  mich, «wenn  ich  ein  ähnliches  Vcrhültni&s 
ftr  alle  wiildich  einer  Vertretong  würdigen  nnd  bedürftigen  ZnstAnde  ver- 
lange. Das' ist  ja  eben' das  Unglück,  dass  jetist  nnr.  einzeln^  Sondervar* 
hlltnisse  eigens  vertreten 'sind,  nnd  zwar  solche,  nm.  weiche  es,'  in  der 
Hanptsache  wenigstens,  kein  grosser  Schaden  wftre,  wenn  anch  gai-  nicht 
bestünden,  die  wahren  and  grossen  gesellschafUidien  Kreise  dagegen  laäA, 
Anch  bedenken  Sie,  dass,  wie  immer  si^  Letitere?  verhatten  mag,  jedenMs 
Hoch  die  andere,  weit  einflnssreicbere  Kammer  .unrichtig  ausammengeselit  ist^ 
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und  da^s  diese  wenigstens  zu  hindern  vermag.  leli  verlange  aber  persönliche 
"Verbiuduuj;  mit  den  zu  vertretenden  Rechten  in  der  gaii/en  Versammlnng. 

Sodunn  kiinn,  zweitens,  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  warum  es  in 
unserer  jetzigen  Einrichtung  so  oft  an  aufrichtigem  und  nachhaltigem  Eifer 
fehlt.  Ich  kann  mich  hier  kurz  fassen.  Ks  liegt  ja  in  der  Natur  der  Sache, 
4ass  ein  Eifer  und  eine  Aufopferung  für  Hechte  und  Interessen,  welche  man 
nicht  einmal  kennt  und  bei  denen  man  nicht  b^th'-iligt  ist,  regelmässig  nicht 
besteht.  Hftufig  wird  sogar  gerade  das  Gcgentheil  stattfinden.  Und  aacb 
wiM  tSiml  Mf  dm  Mlbitifldittf Beweggrund  einer  BeUebtnachnng  bei  des 
WihMn  laam  mtn  irediBen,  denn  nvr  gans  wltai  «werden  dte  IDutefeeeen 
eines  geograpfaiseben  WablbeaririEes  aisanoniaifiülien  mit  einem  der  orgudeehen 
Kreise'  des  Yolkalebetts.  Wttrend  also  Jede,  oft  ganz  onbedeaträde  oder 
grandiose»  Ortttebe  Angelegenheit'  die  Snsaersten  Ansiren^pugen  der  betreAni^, 
den  Abgeordneten  benromft,  Ueihen  .weit  widitigere  Yerhlltnisse  TeriasBen, 
weil  sie  sieb  zwar  Uber  die  Orensen  einwlner  Wahlbezirke  weit  hhuins  er- 
strecken, allein  in  ktinem  ^rolnai  Von  Torherrschender  Bedeitnag  säML- 
Ane  allem  diesem  erfclirt  sich  denn  anoh  die  Thatsache,'  dass  in  unseren 
BejprlaentatiTTeiMlmnhiligen  hei  weitem  die  fpröeste,  oft  weit  Aber  alle  Gebühr 
fetriebene,  Bedeatmg  den  Verbandhmgen  Ober,  die  der  einzelnen  Persttn» 
Bchkeii  znstehoiden  Beehte  beigelegt  wird.  Schon  ^e  gtiingere  Theili  . 
tahme  findet  das,  was  die  Einheit. behrilR,  (es  müsste  denn  nur. sein,,  dais 
die  abgeschmaekte  Neigung  Mancher,  grosse  Politik  ohne  alle  Unterlage 
von  MMkt  zu  treiben,  zuweilen'  ein  grösseres  Feuer  entzOndtft).  Oertliche 
Interessen  irerden,  frdlith  nur  von  den  unmittelbaren  Vertretern,  der  Beziike, 
nnt  Ldwenmnth  Vertheidigt.  Die  geringste  Theilnahme  aber  wird  den 
*  Sonderverhältnissen  der  gesellschaftlichen  ^^reiee  zu  Theile.  Die  Rechte  der 
Pressfreiheit,  des  Schutzes  der  Person  gegen  ungerechten  Yerhaft,  der  Be> 
urtheilnng  durch  Gescbvrome  b.  dgl.  sind  hingst  in  allen  constitutioneUen ,  - 
Staaten  verhandelt,  festgesetzt,  verändert,  oft  der  Mittelpunkt  Jahre  langer 
heftiger  Kämpfe,  die  Banner  der  Parteien  gewesen;  an  den  Verhandlungen 
Über  die  Ordnung  des  Staatshaushaltes  wird,  wenigstens  oft ,  lebendiger  '  , 
Anthtil  genommen,  oder  es  regt  die  Billigung  eines  Staatsvertrages  das 
parlamentarische  Meer  bis  in  seine  tiefsten  Tiefen  auf;  die  Anlegung  einer 
Strasse  oder  tlie  Richtung  einer  Eisenbahn  wird  bis  auf  das  Blut  gefordert 
oder  bekämpft:  dagegen  bleiben  Gesetze  über  die  Ordnung  des  Landbaues, 
der  Gewerbe,  oder  gar  eigentlich  gesellschaftli(  lic  Fragen  z.  B.  über  Pau- 
perismus*, Kinderarbeit,  Theilljarkeit  oder  Gebundenheit  des  Bodens,  von 
einem  Jahr  auf  das  andere  liegen.  Nimmt  dann  auch  einmal  ein  Betheiligter 
oder  einer  derselben  Männer,  welche  audi  trenide  Angelegenheiten  verstehen 
und  ihre  Pflicht  gegen  alle  tbun  wollen,  einen  solchen  Gegenstand  auf,  so 
fiu4et  er  keine  Theilnahme.   Es  sind  ja  keine  eigens  bestellten  Vertreter  . 
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dieser  Interesien  da;  die  ganze  Versammlang  steht  a«f  einer  g&nz  andern 
GnmiDage, ' nämHeb  mir  auf  dein  Gedanken  der  Allgemeinheit  nnd  Einheit. 

Drittens  begreift  6icb,  mmm  in  unsem  BtindeTersammlangen  eine 
VerhftltnisBmäBsigkeit  der  Tertrefamg  andi  Mt,  entfernt  za  finden 

-  18t  Es  •  werden  Ja  die  Abgeordneten  Dicht  mit  Beziefanng  auf  bestiniiite 
Rechte  und  Interessen  gewühlt,  sondern  nach  einem  Gmndsat»,  nMn&r 
mit  d^^iunent  Organisation  des  Volks  nnd  seiner  ZoMlnde  üi  gar  keiner 
Beziehung,  steht,  nämljch  nach  der  rftnmlichVi  Ansdehnong  oder  der  BeiOl« 
lierongssahl,  nnd  ohne  dass  irgend  eine  bestimmte  Art  der  ^bsammenseiaii^ 
angestrebt  würde  oder  gar  vorgeschrieben  wSt^.  :  So  wie  die  Sachen  stefaes, 
ist  es  TOlHger  ZnfiJl,  ob  flberfaanpl  nnd  wie  viele  persOnlidi  bei  einem 
Interesse  betbeiligte  nnd  ndt  demselben- vertrante  Vertrete  gifewifalt  wierdöL 

.  Ein  Stand  von  ganz  Untergeordneter  Bedeotnngnmd  kleiner  Zahl  von  Ange- 
bdrigen  kann  zahlreiche  Mitglieder  absenden,  ein  flberwiegend  widitiger 
vielleicht  nicht  Einen.  Man  kann  die  Zosammensetznng  nicht  dnma!  mit 
-dnem  Kartenspiele  vergleichen^  denn  hier  dreht  sieh  die  Möglichkeit  der 

.  CömbiQation  doch  nnr  in  bestimmten  engen  Grenzen  ,  -  so  dass  immer  ein 
Spiel  inögHcb  bleibt;  allein  hier  kann  der'^nnd  des.  Ziifo]l8.Xarten  zosam- 
mcnweben,  welche  gar  kein  Spiel  erlauben.  Ja  noch  mehr:. die Begd  sogar 
^ist  völlig  Wilsche  Bildung.  Ich  habe  oben  angedeutet,  warum  Staatsdiene^ 
nnd  Advokaten  bei  der  jetzigen  Einriditung.  vor  allen  Xndem  Aussidit 
haben;  uhd  so. findet  man  sie  denn  anbh  dntzend^se  in  den  Kammern, 

..  wahrend  vielleicht  kaum  Ein  Fabrikant  oder  KaufianAmi  da  ist/  Die  Wahl 
eine^  Handwerkers  gehOrt  zu  den  grOssten  Sekenheiten;  'und  wenn  nicht 
gelegentlich  ein  Ortevorsteher '  ernannt  wflrde,  so  wire  selbst  der  ganze 
Stand  der  Bancm  nie  vertreten.    Kein  Mensch  wird  nun  aber  behaupten 

•  wollen,  da«?  dio^is  der  Wirklichkeit,  ihren  Fordemngcn  niul  ihren  Tfcchten 
rnt<;prrche.  Wie  hünfig  hört  man  dofishAlb  aber  aach  Klagen  über  den 
Mangel  an  Vertretung  der  wichtigsten  Interessen,  über  GleichgtÜtigkeit  gegen 
die  Wflnsche  grosser  Bestandtheile  des  Volkes!  Wenn  dagegen  eine  Re- 
gieniii<j;>>handlung  die  Verhaltnisse  der  Staatsdiencr,  Einrichtnngen  der  Rechts- 
pflege oder  anch  nur  einzelne  abstracte  Rechtspunkte  berührt,  so  erheben 
^ich  so  zahlreiche  Vcilhcidiger,  dass  sie  einander  selbst  den  Weg  versperren, 
nnd  es  das  Ansehen  gewinnt,  als  bestehe  das  ganze  Volk  nur  aus  Advokaten 
oder  Amtleuten.  Diess  aber,  ist  geradezu  absurd  und  veriälscbt  den  ganzen 
Gedanken  der  Vertretung.  "       '  • 

Danach  kann  es  denn  aber  auch  kein  BJIthse]  sein,  warum  die  jetzige 
Einrichtung  der  Vertretung  in  der  That  so  nuuRiies  Gute  nicht  bewerk- 
stelligt, so  manchen  jw-^itiven  Schaden  gethan  hat,  warum  sie,  mit  Einem 
Worte,  mit  die  Seliuld  trügt  an  den  jetzigen  unerquicklichen  Zustünden. 

.Die  Menge,  und  ich  begreife  diuuuter  auch  die  Mehrzahl  nnserer  Politikaster, 
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mag  sich  darüber  nicht  überall  klar  sein,  und  zum  Theile  wohl  ZustiUide 
auf  Recliuung  schlechter  Vertretiuig  setzcu,  welche  überhau])!  von  keiner 
Vertretung  hätten  können  gebessert  werden;  oder  mag  sie  die  Fehler  der 
Vertretung  gar  nicht  da  suchen,  wo  sie  Hegen :  allein  dem  dunklen  Gefühle,  ' 
dass  die  Repräsentation  irgendwie  iin  Sliclie  gelassen  habe  und  unfähig  sei, 
liegt  allerdings  Wahrheit  zu  Grunde.  Am  klarsten  sehen  es  die  Sociaüsten 
ein;  allein  ihre  eigene  Lehre  kann  freilich  niclit  zum  Bessern  führen.  Auch 
versteht  es  sich  von  seihst,  dass  es  tliöricht  und  ungerecht  wäre,  wenn  man 
die  ganze  Schuld  auf  die  Vertretungen  wälzen  wuUte.  Die  Kegierungeu 
haben  sogar  noch  einen  grO^seru  Antheil  zu  verantworten,  denn  an  ihnen 
war  es,  bei  ihren  Maassregehi  und  Vorschlägen  mit  klarer  Einsicht,  mit 
staatsmänuischcr  Beherrschung  mid  mit  entschlossener  Ki'iift  voranzugehen. 
Die  Volksvertretungen  hatten  doch  am  Ende  mehr  nur  eine  leidende  Rolle. 
Allein  soweit  sie  gefehlt  haben  und  fehlen,  muss  die  Schuld  auch  offen  aus- 
gesprochen werden.  —  Sehen  wir  nur  einmal  die  Luge  der  Dinge  unbefangen 
an.  Wo  hegen  die  grossen  Lebelstäude  unserer  Zeit  V  Welches  sind  die 
Ursachen  der  allgemeinen  Unzufriedenheit  V  Woher  die  Gefahr  in  unseru 
gesellschaftlichen  ZustiLnden  V  Die  Antwort  ist,  dass  der  Staat  die  Interessen 
grosser  Lebenskreise  nicht  zu  ordnen  und  nicht  zu  fördern  weiss.  Die  Be- 
mühungen und  Kämpfe  in  unseru  Staaten  diehen  sich  um  poütische  allge- 
meine Fragen,  indessen  leiden  theils  in  Folge  verkehrter  Maassregehi,  theils 
dujch  den  zwar  naturgemässen ,  allein  auch  völlig  untergeordneten  Gang 
einer  neuen  wirthschaftlichen  Eni  Wickelung  die  Uaujitbestandlheile  unseres 
ganzen  gesellschaftlichen  Lebens.  Der  Handwerkerstand,  sonst  der  Kern 
des  Bürgerthums,  verkommt  immer  mehr  unter  der  Mitwirkung  der  Fabriken. 
An  eine  Hülfe  für  den  noch  zu  rettenden  Theil  geht  niemand;  vollkommene 
Auflösung  aller  Organisation  und  ürdimng  soll  ja  das  einzig  Richtige  sein. 
In  dem  Fabrikwesen  steht  eine  völlige  Umänderung  nicht  nur  der  Gewerb- 
thätigkeit,  sondern  eüies  guten  Theiles  der  Gesellscluift  vor  uns,  und  es  hat 
dasselbe,  neben  unberechenbar  nützlichen  und  glänzenden  Vortheilen,  einen 
ganz  neuen,  bereits  nach  Millionen  zu  zählenden  Stand  erzeugt,  welcher  ein 
menschenwürdiges  Dasein  und  eine  Sicherslellung  seiner  unentbehrlichsten 
Bedürfhisse  immer  lauter  verlangt.  Auch  hier  haben  unsere  Gesetzgeber 
und  Vertreter  keinen  GedaiUicn,  als  etwa  den  der  Freiheit,  d.  h.  der  Fort- 
dauer der  Ursache  des  ungeheuren  Uebels.  Der  Bauernstand  ist  in  den 
meisten  Ländern  zerbrochen;  seine  Jahrtausende  alte  ürdimng  ist  zerfallen. 
Von  einer  verständigen  Ordnung  der  jetzt  freieren  und  kleineren  Landwirth- 
schaft,  von  der  Bildung  eines  den  neuen  Verhältnissen  entsprechenden  Lebens 
der  Landbewohner  ist  aber  keine  Rede.  Auch  hier  weiss  man  eben  die 
Dinge  gehen  zu  lassen,  wie  sie  gehen  und  fallen  seit  Aufhebimg  der  alten 
Gefüguug.   Der  Grosbbciitz  iit  vielfach  meiner  politischen  Vorrecht*?  cut« 
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ktaidei  und  maii  ttafü  Storni  gegen  d»  ZaiMmmMitialUmg  desaelbca  Alldn 
•D  eine  den  wiikUehen  TerhftltnisBeii  nnd  BedHrfUtecn  entqnwtadi  Wieder^ 
Ordnung  wird  keine  Hand  gelegt;  gegenseitiges  Grotten  iDtt  genigen.  Ii  der 
Jüngsten  Zeit  hat  die  Weisheit  der  blossen  AnfUeong  ond  desZaaebent  aadi 
das  Yerhiltnise  der  Kirche  som  Staate  in  ihn  serstArende  Aiiieit>  genoouneiL 
Man  hat,  in  yOUiger  UnOhigkeit  snr  Anfhnong  des  Begrift  od  des  ataal- 
hchen  Terhllttiisses  eines  geseUschaftliishen  Kreises»  den  nnsimiigeB-.Sila  dsr 
▼OUigen  Trennöng  ond  sogar  UnabhBngigkeit  Yon  Kirdie  ond  Staat  tmfgß" 
stellt  Wir  &ngen  am  mit  Hlüiden  m  greifen,  vohhi  «Uess  fUirt  Aber  int 
soll  da  geholfen  iverden?  Unsere  reprisentativen  Versamnlongeo,  ohne 
kirchUcheBestandtheile  und  ansanunengesetst  aas  Angehörigen  allerC^aalMn»- 
bekenntnisse,  haben  wohl  lerstOren  kOnnon,  aileitt  m  etnem  WiedenofhiB 
sind  sie  nicht  geeignet  —  Dass  hier  überall  sehr  schwierige  AolSiaben  zu 
lösen  waren,  weiss  ich  wohL  Auch  glaube  ich.  gerne,  dass  selbst  gan^  richtig 
gebildete  Vertretungen  grosse  Mühe  gehabt  hätten,  den  ihnen  zofallenden 
Thcil  der  Ordnangsaufgabe  richtig  zu  lösen.  Allein  das  weiss  ich  aacb, 
dass  die  anorganiscbeu  und  ohne  alle  Rücksicht  anf  die  Zustande  ond  die 
Bedürfnisse  der  Gesellschaft  zasammengesetztcn  Yersanunlnngen  die  jetzigen 
Zustände  mit  herbeigeführt  haben,  in  welchen  anser  Wohl  ond  selbst  die 
Gesittigung  tief  bedroht  sind;  und  nicht  der  mindeste  Zweifel  ist  mir,  dass 
eben  die  falsche  Zusammensetzung  die  Hauptschuld  trägt,  und  somit  eine 
Besserung  ohne  ilirc  IJcseitigung  nicht  möglich  ist. 

Sind  dicss  aber  meine  Ansichten  von  den  tVlili  in  und  Nachtheilen  des 
Ürgamsnius  unserer  jetzigen  Vertretungen,  so  l)esteht  allerdings  für  mich 
auch  die  Aufgabe,  einen  gründlidien  Vcrbcsserungsvorschlag  zu  machen.  Ich 
gebe  ja  nicht  dem  tihlcn  Willen  unserer  Repräsentanten  die  Schuld,  sondern 
einer  falschen  Einrichtung.  Also  wären  blosse  Ermahnungen  eben  so  thöricht, 
als  unbi  ^tiinuite  Hoffnungen  auf  eine  bessere  Zukunft.  —  Ich  begebe  mich 
freilich  damit  unter  die  ungezählte  und  sehr  wenig  geachtete  Schaar  der 
Projectenmachcr;  und  ich  mflsste  mich  sehr  irreu,  wenn  nicht  auch  Sie,  mein 
theurer  Freund,  Ihren  Vortluil  wohl  ersehen  und  mir  spüttisch  zu  der  Ge- 
nossenschuft Glück  wünschen  werden.  Es  ist  wahr  genug,  dass  Mangel  an 
Rath  sicher  nicht  Schuld  daran  ist,  wenn  in  der  Welt  nicht  Alles  vortrefflich 
geht;  in  Vorschliligen  hat  es  nicht  gefehlt  Und  dass  diese  in  der  Regel 
,  vttllig  unbrancbbar  auü  (ibgeschmi^^  waren,  beweist  schon  der  Umstand, 
'dass  kein  Mensch  mehr  daijni  liOien  wfiL  Alldn  dem  mag  sein,  wie  ihm 
will;  waa  ist  Anderes  m  thnn,  als-Neoes  vprsnschlagen,  wenn  dir  Beirate 
geliefert  ist,  dass  das  Besteheode  nntaaglicb  ist  ond  schwere  Uebel  eriengt? 
leb  moss  also. wohl  den  geOhrlichen  Gang  gehen,  n^sht  htos  «n  neiiie 
Bencbtigong  am  TM  naehsnweisen,  soodem  weil  in  der  Sache  ftelbet 
^leine  andere  Hülfe  ist 
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Nun  aber  noch  ein  Wort  der  Verstündigung,  ehe  ich  beginne.  Warum 
schJage  ich  mich  nicht  einfach  zu  Denen,  welche,  ebenfalls  unzufrieden  mit  der 
jetzigen  constitutionellcn  Einrichtnng,  schon  längst  mit  ihrem  ilülfsmittel  im 
Reinen  sind,  nämlich  einfach  die  Wiederherstellung  der  mittelalterlichen 
Stände  in  drei  oder  vier  Curicn  vorlangen?  Wanmi  trete  ich  nicht  einfach 
unter  das  Banner ,  das  weiland  Haller  trug,  und  das  jetzt  von  Gerlach  und 
Stahl  gehalten  wird?  Auch  diese  reden  ja  von  der  natürlichen  Gliederung 
der  Gesellschaft,  spotten  über  Vertretung  nach  Kopfzahl,  u.  s.  w.?  —  Ich 
schlage  mich  nicht  zu  Diesen,  weil  ich  keine  ungerechteren  Gegner  des 
wirklich  bestehenden  Rechtes,  keine  verkehrteren  Ruthgeber  kenne,  als 
eben  sie.  Gott  bewahre  mich  vor  einer  Gemeinschaft  mit  dieser  Partei ;  und 
ich  gedenke  auch  bald  gt  nug  zu  zeigen,  dass  ich  nicht  zu  ihr  gehöre.  Es 
ist  wahr ,  ich  gehe  in  der  Kritik  zum  Theile  denselben  Weg,  weil  eben  der 
Gegenstand  unserer  gemeinschaftlichen  Untersuchung  offenbare  Fehler  hat. 
Aber  ich  bin  anderer  Ansicht  tiber  die  Ursache  dieser  Fehler,  und  somit 
auch  Ober  die  Heilmittel.  Wenn  die  Kilmpen  für  die  mittelalterlichen  Ein- 
richtungen die  Bildung  unserer  Versammlungen  aus  atomistischen  Einzelnen 
tadeln,  so  bin  ich  soweit  mit  ihnen  einverstandeu.  Aber  wenn  sie  nun  be- 
haupten, dass  die  der  Gesellschaft  des  Mittelalters  entsprechende  Organisation 
die  richtige  sei,  so  bin  ich  gerade  der  entgegengesetzten  Ansicht,  weil  wir 
nicht  die  Rechte  und  Interessen  der  mittelalterlichen ,  sondern  der  jetzigen 
Gesellschaft  befriedigen  sollen.  Die  von  mir  gewünschte  Organisation  ist  eine 
weit  reichere  und  wesentlich  verschiedene.  Wenn  sie  die,  allerdings  jetzt 
ausschliessliche,  Berücksichtigung  der  Einheit  und  Gesammtheit  ganz  besei- 
tigen wollen,  so  will  ich  dieselbe  unter  allen  Umständen  an  der  Si)itze  er- 
halten. Die  Einheit  des  Staates,  an  deren  Bildung  Jahrhundertc  arbeiteten, 
kann  und  darf  nicht  wieder  in  Stücke  geschlagen  werden.  Sie  ist  mir  aber 
bei  der  Vertretung  nicht  die  einzige  Röcksicht;  sondern  ich  will  auch  die 
besonderen  Lebenskreisc  anerkannt  und  befördert  haben,  und  zwar  schon 
durch  die  Einrichtung  der  Vertretung.  Wenn  aber  gar  diese  Partei  ihre 
Kritik  und  ihren  Vorschlag  nur  verschiebt,  um  entweder  Einem  Stande  die 
Beherrschung  des  ganzen  übrigen  Volkes  zu  verschaffen,  oder  um  den  ganzen 
wirklichen  Eiufluss  der  Vertretung  der  Krone  zu  opfern:  so  erhebe  ich  mich 
mit  Entschiedenheit  gegen  diese  Ungerechtigkeit,  mit  Verachtung  gegen  eine 
solche  knabenhafte,  unhaltbare  Politik,  und  mit  Entrüstung  gegen  die  Heu- 
chelei. —  Verzeihen  Sie,  wenn  ich  mich  vieleicht  schon  einmal  über  den 
einen  oder  den  andern  dieser  Punkte  ausgesprochen  habe.  Es  liegt  mir  >iel 
daran,  gerade  hier  nicht  nüssvcrstaudeu  zu  werden,  und  ich  läugne  es  gar 
nicht,  die  wenigstens  theilweise  Uebereinstiummng  gerade  nüt  dieser  Partei 
ist  mir  so  unbequem,  dass  ich  schon  oft  daran  war,  meine  ganze  Untersuchung 
nicht  weiter  zu  verfolg*  n,  wenigstens  meint-  Ucberzeuguug  fe!st  in  mich  za 
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venchliessen,  nm  nieht  mit  diesen  MSoneni  verwecbselt  lo  -werden,  oder  gar 
ihnen  einen  Toreehob  in  Uuin.  Allein  «as  svei  Gründen  bei»  idi  imner 
wieder  diesen  Oedanken  als  einen  onwttrdigen  and  iklschen  ton  mir  geatoaeak 
Einmal  bin  Ich  fion  einmal  von  der  Nbthwendiglrait  dner  Aendemg  ttber- 
aeogt.  Ich  glaube  also  nicht  schweigen  m  dflrfen.  Sodann  acheint  mir,  daaa 
es  das  beste,  vielleieht  daa  einzige  Mittel.einer  wirldichen^eitigang  dieaer 
gefiUirlichen  Partei  ist,  wenn  man  offen  anerkennt,  waa  aie  Richtigea  Idut, 
dagegen  an  die  Stelle  ihrer  dgenntttadgon  nnd  nichtantttaigen  YorschUlge  die 
richtigen  setzt  '  « 

Diess  will  ich  denn  nun  versachen. 

Irre  ich  mich  nicht  völlig,  so  sind  die  Bedingungen  einer  nebligen  Bil- 
dung der  yolksvt  rtrotniig  nachstehende:  —  ulleu  Gattängen  von  Rechten 
und  Interessen,  welche  eine  Verletzung  von  der  Regiowig  erfahren  könnten, 
sind  Vertreter  zuzuweisen,  und  zwar  solche,  welche  persönlich  bei  der  Wah- 
rung bethciligt  sind.  —  Die  Rechte  der  Grosammtheit ,  sowie  die  jedem  ein- 
zelnen Bürger  zustehcndoii  erfordern  keine  eigenen  Wahlen  und  sonstige  Be- 
zeichnungen, da  jeder  Abgeordnete,  welches  inmier  seine  nächste  Bestimmung 
sein  jiuig,  bei  jenen  Verhiiltnissen  persünlicli  bctlieiligt  ist,  somit  die  Ver- 
einigung der  Virtreter  der  Einzel/u'-tande  eine  naturgt  mässe  und  genfigende 
Gesaninitvcrtietiiiifz  liiklct.  Dagegen  i^t  jedem  einzelnen  gesellschaftlichen 
Kreise  eine  eigene  Vertretung  zu  geben.  —  Die  Zahl  und  die  Bezeichnung 
dieser  Kreise  ist  durch  die  Tiiat suchen  in  dem  einzelnen  Lande  bestimmt. 
Ein  solcher  Kreis  ist  vorhanden ,  wenn  ein  bleibendes  und  wichtiges  Inter- 
esse den  Mittelpunkt  gemeinschaftlicher  Zustände  und  Forderungen  an  den 
Staat  ist;  es  können  somit  geistige  und  sachliche  Interessen,  im  letztem  Falle 
der  Besitz  und  der  Frwerb,  der  Kern  eines  Kreises  sein.  GleichgOltig  für 
das  Recht  der  Vertretung  ist  es,  ob  sonst  schon  eine  Organisation  der  Ge- 
no^seu  besteht.  —  Die  allgemeinen  .ilugelegcnheiten  künnen  nur  von  der  Ge- 
aammtvertretODg  behandelt  werden.  Was  die  Wahrung  der  Sonderrechte 
betrüR,  so  steht  diese  zunichst  den  Vertretern  der  betreffenden  Einzelkreise 
-an;  eine  neue  Ordnung  kann  jedoch  nor  mit  Genehmigung  der  Gesammtrer- 
tretong  stattfinden,  welcher  die  Wahrnag  dte  Staalaehiheit,  der  aUgemeineii 
Bechto  und  der  IGchtbeeijiitiftchtignng  einzelner  Dritter  obliegt.  —  Gegen- 
atinde,  welche  iftr  mehrere  Kreise  eine  Bedeutung  haben,  sind  von'  den  Be* 

theiiigten'  gemeinschaftlich  za>  behandeln  Sowohl  bei  dem  Zuaamaeiäritte 

n  der  Geaammtvertretnug,  als  bei  Yerefnigungen  mehrerer  Kieiae  findet  ein 
Ueibend  l^atgestefltes  StimmenverUltniaa  Jedes  einaeben  Kreiaea  atatt, 
welcfaes  nach  seiner  Bedentung  Ar  daa  Yolkaleben-  bemetnen' ist -~  Die 
Wahl  ist  nicht  die  einaige  mOgj&Bhe  Art  der  Beaeidmiüig  anm  Vertreter;  ea 
kOimeii  an^  die  ohnedem  beatehendenVoratindeeineaXreiBes  beairftragtaeiUi 
vreoA  ihre  Beitdlnng  Binaidit,  Silier  und  Uuabbtüigigbeit  erwarten  liaat:  -«.Di^ 
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formelle  Eiiiriobtuflg  der  Tertretong.'  insu  eine  BcUeonige  Erledigung  def 
Geseblfte  znlaesen. 

Unter  FeHtaettoog  dieser  Sitae  baut  lieli  demi  mn  folgendes  System  aof : 
Es-  testeheii  dreierlei  Aiiee  to&  Terkreteadeii  Temmmlmigen :  die 
Son-d'er y.ertr etunifeii,.  -bestiflami  snr  Watanng  der  ftechtie'  und  Interessen 
einielner,  von  der  Vertonng  nach  ibrer  fledeotong'besonden  «nerknimter 
geseilscihaftlidier Kyeise ;  die  cQsammettges^titenYertretxiiigen,  be- 
ani^rngt  mit  der  gemeinsebaftlichen  Besorgong 'dar  ßBr  mehrere  solcher 
^ntse  bedenlsämeii  A]]|gdegeiDheiten;  ;eAd]ieh  die  Vereiniging  «ammHMn^if 
JS«odervertretangen  Pi  einer  allgemeinen  oder (SesammtTertretnng, 
9r  Yertheidiguig'aller  der  Gesammtheit  des  Volkes  ab'  Eioheif  oder  jedem 
'^Bzelnen  Bftrget  ohne  Unterschied  snstebenden  Rechte  nnd  Interessen. 

Die  SonderT^rtretungcn  bestehen*  ansscblieolicb  aas  IfitgUedem 
des  betreffenden  gesellschaftlichea  Vereines.  Wom  derselbe,  abgeseben  TOtf 
.  der  Vertretung ,  bereits  eine  gosctzliche  Organisation  hat,  so  n^mien  Ae 
Vorstohci:  von  Rechtswegen  Theil  an  der  Sondervertretong.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  richtet  sich  in  den  euuselnen  Vcrsamnilongen  nach  der  Aus- 
dehiumg  des  Vereines;  jedoch  mass'  sie  unter  allen  Umständen  zahlreich 
genng  sein,  am  die.  verschiedenen  AbschatUmgen  der  Ansichten,  enthalten 
an  "können. 

An  den  zusammengesetzten  Vertretungen  nehmen  nicht  dies&mmt-  ■ 
liehen  Mitglieder  der  sich  vereinigenden  Sondervei'sammlungen  Antheil,  son- 
dern nur  Au<.-rhüssc  dert^elben.  Die  Zahl  der  Mitglieder  iles  Ausschusses  " 
ist  für  jede  Sündervertretung  ein  ftir  allemal  gesetiilu  h  bestimmt,  und  zwar 
in  verschiedener  Grösse  unter  Zugrundlegung  der  Wichtigkeit  der  Zwecke 
und  Gegiiistände  eines  ji'dcn  Kreises.  Für  jeden  Landtnpr.  nidif  aber  t"Ur 
den  einzelnen  l-'all,  wird  d- r  Aii--thuss  neu  gewählt;  iiutlnvt  ndigo^  Mitglied 
ist  der  Vorstand  der  Soudervcrtretung.  Die  vereinigten  Ausschüsse  bilden 
Eine  Versammlung,  welche  nach  eiofacher  8tiromewnelu-beit  entscheidet.  Eine 
itio  in  partes  ist  nicht  gestattet.         '     '  '  ■  ' 

Die  Gesammt  Vertretung  besteht  aus  den  Aus.schtisscn  sammthcher 
Sonderversammlungen.  Auch  hier  wird  nicht  nach  Abtheilungen,  sondern 
.  mit  der  fttr  die  verschiedenen  Gegenstände  verüassnugsui&ssig  vorgeschriebenen 
Jätimmemaihl  entschiedeii.  ISbeneo  können  .die*^eimsdaen  ' Ausschüsse  keine 
InstcaktioQen  yofi  ihren  ÜAheilongen  erba|teB.  'in  der  allgeineinen  Ter* 
sammlnng  ersdieineii.llberfaaopt  die  Mitglieder  nicht  als  Abgeordnete  ihres 
besoBderm  Oej^UwliaftakreiseB,  Bond«m  ab  Ymt^eter  der  Qesammtbeit 
des  Yoikee  ,  wo  'dieses  als  .JBinheit  oder  In  jedem  seiner  eintelnen  Borger 
Be<^t^  und  Inter^f  sen  gegeottber  ton  der  Bogietuig  sa  mbren'  hat 

Die  aisammengc^etkten  Yertretongon  bilden^  sisb;  mtir.  im  Fall«  jeines 
Bädttribisses  «nd  naoh  den  Eini^eiton  desFUlesj  -die  sOmmtlidieB  Sonder^ 
V.  HokI,8tMivMlit.  B4.I;.  37  - 
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TertrotD&seii  dagegen  siad  immer  «iamlMüiliBii,  «obBld  einLAiidtig  gehata 
werden  soll,  theils  zur  Besorgung  ihrer  besonder«n  Gesdilfte,  in  so  lene 
welche  vorliegen,  theils  zur  BUdong  der  gHgemeinen'  Tersaanduig.  Falb 
ftr  eine  Sonder?erlretnng  keine  eigenthtUnlichen  GeacUfte  vorliegen,  oder 
dieselben  erledigt  sind,  hat  sie  sich,  nnteif  ZörllcklAssang  ihres  AnMduttsee, 
»nfimlOsen.  Köthigen  Falles  Icann  sie  wieder-  einlMnifen  werden,  und  swar 
sowohl  anfVerlaogen  derBegiening,  als  selbststflndig  dnrch' Üra  Anssdinsa. 

Die  Frage,  vor  welche  der  drei  YenlumlniiBsarten  ein  bestimmter 
G^ioistand  gehört,  wird  theils  durch  allgemelBe  gesetilidie  Vorschriften 
beantwortet ,  theils  ist  fta  die  EntscheiduDg  des  einseinen  streitigen  Falles 
durch  eiue  eigene  verfassungsm&ssige  Eiorichtung  gesorgt. 

Als  Gegenstände  der  ausschliessliclien  Thätigkeit  der  Gesammtver- 
tretung  sind  ein  fUr  allemal  bezeichnet:  Alle  auswärtigai  Angelegenheiten, 
friedlicher  und  gewaltsamer  Art.  Alle  Verfassnngsfragen ,  im  Ganzen  and 
im  Einzelnen ;  insbesondere  Alk  s,  was  sich  auf  Regierungsrecht,  Thronfolge, 
Civilliste,  Rcclite  und  Form  der  Vertretung  bezieht.  Die  Organisation  der 
Staatj>venvaltuug,  soweit  sie  ein  Gegenstand  staudi^rhcr  Verhandlungen  ist. 
Das  Budget  und  was  damit  zusammenhängt,  namentlich  (he  Prüfung  der 
Staatbausgalicn  und  die  Staatsschuld.  Das  Heerwesen.  Die  allgemeinen 
Freiheits-  (staatsbürgerlichen)  Hechte;  sowohl  deren  gesetzliche  Ordnung  als 
Verhandlungen  über  Verletzungen.  Die  gesummte  Gesetzgebung  für  die 
Recht spHege.  Von  der  Polizei  die  Sorge  für  die  physische  Persönlichkeit 
(Bevülkerungs- ,  Gesundheits- ,  Theuerungs-,  Armen  -  Polii^ei) ;  die  Sitten- 
polizei und  die  aligemeiueu  Maussrcgeln  zur  Forderung  .des  Vermögens- 
^rwerbcs.  "  ' 

Zur  Verweisung  an  euie  /u>  am  menge  setzte  Vertretung  eignen 
sich  diejenigen  Angelegenheiten,  welche  einen  uiimilt elbareu  Einfluss 
auf  die  Rechte  und  Interessen  mehr  als  Eines  gesellschaftlichen  Kreises 
luiben;  also  wo  Gesetze  zu  befolgen  sein  sollen  in  mehreren  Kreisen,  oder 
wo  eine  Staatshau^Uung  den  Zweck  vers^edener  Kreise  gleicbmässig  ver* 
letite.  ^ne  'btps  nitteibtte  Wlrioing  b<prechtigt  nicht  zu  Betheiligung; 
hier  mag  das  etwa'.bttrtehende  Interesse  in'  dar  Qesanuntvertretaig  wahr^ 
genommen  werden. 

Von  seihst  eigiebt  rieh;  hieraus  die  Ztfstflndii^  der  Sonder  ver- 
-tretuBgen  jsur  Uilwiiteng  bei  di^  Q^tetzgebong  oder  ar  Abwehr  imge- 
rechtfertigter  Staatshandtangen  in  deqjenigen  Ftilen,  welche  umittelbnr 
und  aossefaliesslich  den  S^weck  Eiosa  tenliuswgsbilstig  wiertannten,  gesell- 
schaftlifthen  Kreises  betrelEBO.. 

•  Zar  Entsehddnng  ■  der  Strettfragen  Ober  die  .ZwstAsdig keif. der 
eüMn  Dder  der  andern  Art*  von  .Vertretung  /besteht  ein  Awssöhnss  MS^den 
Yorstladen  der  simmtliehen  Sondervertre^nngen.    Fttr 'Mit|l£|der  oder 

'    ■         '  /  ' 

.  :  >  '  '  ' 
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Bürger  ist  der  Ausspruch  dieses  Ausschusses  endgültig ;  die  Regierung  kann, 
im  Falle  sie  nicht  einverstanden  ist,  die  Frage  noclunals  vor  die  allgemeine 
Versammlung  bringen :  jeden  Falles  aber  mag  sie ,  auch  nach  eiBem  Be- 
schlüsse der  vollen  Versammlung,  ihren  Antrag  ganz  zurückziehen. 

Die  vor  die  Oesaramtvertretung  gehörigen  Gegcnstiuulr  werden  regel- 
mässig von  Conimissionen  bearbeitet,  welche  frei  aus  der  ganzen  Versamm- 
lung gewählt  werden:  doch  steht  es  der  Versammlung  zu,  auch  entweder 
eine  einzelne  Sonder-  oder  eine  zusammengesetzte  Vertretung  zu  einem  Gut- 
achten aufzufordern.  Die  Beschlüsse  der  Gesainnitverlretung  sind  unter 
allen  Umstanden  ( ndgUltig ,  und  werden  niemals  den  einzelnen  Sonderver- 
tretuiigeu  zur  Beurtheiluug  vorgelegt.  Namentlich  sind  die  von  der  Re- 
gierung mit  der  Gesammtrtrtretung  vereinbarten  Gesetze  imbediugt  ver- 
bindlich für  alle  einzelueu  Bürger,  sowie  fur  die  geseUsehaftlichen  Kreise. 

Dagegen  werden  die  «wisclien  der  Regierung  vai  dner  Sonder-  oder 
iqmnnntBgoiit  ilm.  Yerlietuug  veriiuidelteii '  GeseUeseittwOrfe  nadi  dem 

-intiniiBedta  HaapthescUnsse  diesei'YertaminlongeD  derXieBunn^lvextrotiuig 
forgclegt.  Dien  hat  eie  au  dem  GcaicHtiiyunkte  ^  allgemeinea  Bedite 
«Bd  bterMaen  des  gMaimnien  YoUcefl  n  prllfeo,  und,  je.  nach  Befimd,  ni- 
mstimmen  oder  ein  Vetp  eiranlegen.  Beides,  hami  aber' nur.  im  Ganaen  ge- 

-achehen  and  sind.einBelne  AhfiBderongen  ansuUssjg.  Als  Yertheidiger  eines 
soldien  Geielns  kiBmuea  sowohl  Beaaftiigte  derRegierong  als  der  betreffenden 
fheilweisenTertretaDg^ror  der  allgemeinen  .Versarnmlnng  anftteten.  Ein  Veto 

x  OMsa  innerhalb,  einer  bestüounten  korzen  Zeit  ansgesprochen  werden,  scpst. 
'Wird  eine  Znatimmnng.der  Oesämmtverti^etang  reehllich  angeoommen. . 

.  V. -Sowohl  die  Organisation  als.  die  YertiiMMihmgen  der  TerscUedenen 
Arieb  TOö  Tertretenden  yeiBaanplnDfen  linden  nach  dem.  Ablieben  padameo- 
tcrischen  Branehe  fltatt 

vn. 

Nun,  meiu  Freund,  komme  ich  zn  ihren  Einwendm^en,  und  icLgebe 

in  der  That  die  Hoffnung  nicht'  ao^  Sie  zu  bekehren.  Den  einen  una  den 
andern  Ihrer  Gründe  halten  Sie  ohnediess  wohl  selbst  nicht  für  ganz  feld- 
diensttüchtig.  Ich  beginne  mit  dem,  was  Sie  gegen  die  Einführung  des 
parlamentarischen  Syst  emes  vorbringen;  Sic  aber  gestatten  mir, 
dass  ich  das  von  Ihnen  in  dem  Eifer  der  Bekämpfung  etwas  unordentlich 
Gemischte  unter  Gesicht8i)unkte  bringe.  Und  zwar  werden  Sie  damit  ein- 
verstanden sein,  dass  Sie  gegen  meine  Forderung  streiten:  erstens,  weil 
deren  Ausführung  dem  Fürsten  nicht  zugeiautlut  werden  könue;  zweitens, 
weil  Sie  dem  parlamentarischen  Systeme  allerlei  theoretisch  Verwerlliches 
Schuld  geben;  drittens,  weil  dasselbe  erf^hrong&gemäss  die  Probe  nicht 
bestanden  habe. 

27*  . 
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«Welch  ein  Gedanke rufen  Sie  mir  also  vor  Allem  zu,  für  einen 
Mann,  dt'u  das  Leben  besser  gebildet  haben  sollte!  Was  ist  dieses  parla- 
menlarische  System  anders,  als  ein  Heruntersteigen  von  der  Regierung 
einer  Art  von  Scheinherrschafl,  /ai  einem  üogatV  Und  tliess  will  unserem 
FüToten  ziigemuthet  werden,  nicht  etwa  in  Zeiten  grosser  Gefahr  als  Abkauf 
?on  noch  Schlimnierem,  sondern  ohne  äussere  Noth  und  als  theoretisch 
richtiges  System,  nachdem  die  Demokratie  niedergeschlagen  and  die  Vüll- 
gewalt  wieder  gewoimen  ist?  Das  mag  eine  Bedingung  sein  für  Besiegtet 
nicht  aber  eine  AmuutUung  an  Sieger  in  d^r  Stande  des  Sieges  sdbsL 
Kein  vontflndiger  Mum  kann  ervarten,  dais  diess  gesdiebe,'  md  der  leiden- 
Mihaftliolw  Hess«  mit  wMchem  in  den  bOdisten  Kreisen  mot  Parlunentariamiit 
gesprochen  wird,-  beweist  am  besten,  dass  man  nicht  dar«i  denkt  £8  ist 
ja  Stichwoii,  denselben  als  eine  sittliche,  politische  und  rechtUcbe  Unmög- 
lichkeit darzBBtellen.»     "  *  .      '  ' 

Ich  gebe,  lieber  Frennd,  die  ChAsse  der  KntsagoDg  ToUkommen  m 
Es  mag  ein  ha^r  Entsc^sss  sein;  allein  e«  ist  ein  nothwendiger.  Und 
wenn  Sie  es  onprAktisch  finden,  diesen  Entsehiosa  zn  hoffen  von  nnseren 
Forsten,  so  stellen  Sie  denselben  ein  schlechtes  Zengniss.  an^,  nicht  ich,  der 
ich  den  Glauben  an  ihre  Einsicht  hege.  Es  ist  irohr,  die  fBrstliche  Gewalt 

'  hat  durch  die  Niederwerfung  der  Bewegung  ton  1848  und  184d  ^nem  Sieg 
errungen;  allein  eben  desshalb  sollte W  die  riditig^  Benfttning  und  füif  eine 
vollständige  Beseitigung  der  Ursachen,  wdche-  die  bestehende  Ordnung  dar 

.Dinge  an  den  Rand  des  Abgrundes  braditea,  gedacht  werden.  Nun  aber 
ist  nichts  sicherer,  als  dass  ein  blosses  Einlenken  in  die  alten  Geleise,  od^r- 
gar  eine  Verdoppelung  der  froheren  Fehler,  nur  wieder  zum  Unheile  führen 
kann ,  und  zwar  Voraussichtlich  zu  einem  weit  schlimmeren.  Von  einer 
gänzlichen  Beseitigung  der  repräsentativen  Einrichtungen  kann  in  den  gesät- 
tigteren Staaten  Europas  nun  cinuiul  nicht  die  Rede  sein,  wenigstens  nicht 
auf  irgend  eine  Dauer.  Es  bleibt  also  nur  übrig ,  diese  Regierungsfonn  so 
zu  ordnen,  dass  sie  den  grösstmöglicheu  Nutzen  verbindet  mit  dem  kleinst- 
möglichen  NHchtheile.  Nun  glaube  ich  aber  nicht,  dass  Sic  die  von  mir  in 
einem  früheren  Briefe  geschilderten  Folgen  des  gewöhnliciien  constitutionellen 
Sy Sternes  ernstlich  in  Abrede  ziehen,  Sie  sind  vielmehr  gewiss  mit  mir  dahin 
einverstanden,  dass  der  Dualismus  desselben  systematisch  und  beständig  auf- 
gelöst werden  muss,  wenn  er  nicht  allmahlig  den  Staat  und  ^or  ^Vllem  das 
monarchische  Princip  in  Stücke  reiben  soll.  Und  Sie  werden  mir  auch  darin 
nicht  widersprechen,  da-^s  durch  ein  Corruptionssystcm  die  Katastrophe  zwar 
langsamer,  aber  nur  um  so  sicherer  und  schmälüicher  eintiitt.  Was  bleibt 
also  übrig,  als  die  parlamentarische  Regierungsweise?  Ich  berufe  mich  zur 
Bcbtatigung  meiner  Ansieht  aut  die  Krlahrungcn,  welche  wir  in  Deutschland 
^euiachi  haben.    In  den  mittleren  und  Ideiueu  St^^ateu,  welche,  zuerst  Volks- 
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TerMmgeii  ejnftbrteii,  war  der  Gang  der  IKnge  ganx  der ,  iHe  ilm  die  ebr- 
licbere  Gnmdanlage  ond  der  geringere  praktisehe  Sinn  der  Nation  erwarten' 
lieee.  Nachdem  die  FUttenvocben  des  nen^n  .GonstitatiooalisninB  vorttber 
waren,  and  der  Gegensatz  von  ftretlicher  Gewalt  and  .von  Yolktein4an  an- ' 
ficng  sieb' xn  aeigen,  anchtrman.eieh  von  Seiten  der  Regieroogen  so  helfen 
dnrch  eine  yerbindang  von  jnristiecher  Tertheidignig  des  eigenen  Beehtes,. 
Tön  Berofelig  anf  jdic  Bescblfiese  des  deutschen  Bandes'  und.  von  sch^flchtemer 
aud'nieht.aHzn  Unsittlicher  Oormption.  Die  Sttade  aber  verfielen  in  eine 
mgrgebde,  kleinliche  und  doch  dabei  njcfat  recht  iMchhaltige  und  kriftige 
OppodtioiL  >  Von  Seiten  der  Regiemngen  hatte  man  m  vielen  Bechtseinn, 
um  geradezu  die  logischen  Folgen  der  eigenen  Gesetze  zn  läognen;  'aaf  der  '  . 
andern  Seite  konnte  man  sich  aber  doch  an  dexon  franker  Anerkennung  und 
Ausfnhmng  nicht  ontschliosson  :  niul  ^0  lioc«  man  denn  die  vielen  Pordernngisn 
stillschweigend  oder  anter  sehr  schwachen  Yorwanden  nnerfsllt  von  einem 
Jahre  znm  andenk  Man  trat  zurück  vor  dem  Gredanken  einer  Corroption 
dnrch  geradezu  nnsittliche  Mittel ,  gieng  aber  doch  auf  kleinere  Gewalt- 
thätipkciten  und  Xirhtsnutzigkeiten  zur  Gewinnung  von  Stimmen  ein;  das 
Verfahren  nni-^stf  immer  noch  juristisch  zur  Noth  vcrtheidiKbar  sein  War 
dennoch  ein  entschiedener  Widerspruch  oder  eine  Fordfinnp  der  St?lnde 
nicht  l;1np:er  zn  verhindern,  so  stellte  man  densrlbon  das,  allerdings  rocbthch 
unbrvwoi feibare,  Recht  der  Krone  /n  oineni  Veto  entpegen,  löste  vielleicht 
die  Stiuide  auf,  beendipte  alier  damit  nattlrlich  den  Streit  an  sich  nicht. 
Und  wollte  gar  nichts  mehr  verfaiipen .  «^o  wurden  mit  einer  Anpnrenernst- 
haftipkeit  die  Beschlüsse  des  TJundes,  zn  deren  Abfassung  man  mitcewirkt 
wo  nicht  gar  den  Ajistoss  gegeben  hat'e,  als  eine  höhere  unwiderstehliche 
Macht  vorgeschoben.  Pie  Stände  aber  kamen  einerseits  durch  dieses  Ver- 
fahren in  die  günstige  Stellung  der  gekränkten  T 'nschuld ,  der  gehinderten 
staatsmännischen  Befähigung  und  der  ansschlies'-lichen  Anhänglichkeit  an  die 
YerÜEtösaiDg;  sie  waren,  wie  Peter  Peeble,  so  glücklich,  in  dem  Besitze  eines 
ewigen  Proiesset  an  sein.  Da  sje  aber  bei  der  ihnen  tbats{U:hlich  ttbrig.. 
bi^Äieiideii:; ffaltiglceß  nicht-  ans . dem . vollen  Rolaö  sdmeidaL  konnten,  so 
ierfeihen  sie  in  eijM.'flinnselige  Pfennigcrsparung,  in  einei.  Gewohnheit,  des 
"Tofftsnohens»  mid  in.eüie  llnbekQinmeKi^^^^  ob  ihre«  Fordenoigen  . 

amd  Vorstettong«!  ipmifid^  liiit  irgend  tin^  Bcgiemnjs. '  Der  Erftig 
von'  aUent  Aesem  ^Üen  ,and  Nichtwötten,  von  diesen  halben-  im^  gans  i^* 
fc^i  ttlff^egeta^  W  denn  npA  aber  ein'  immer  weiteres  Torschreiten  der 
ei&lttB<»li^  <ilili^vag  A  dien^S^MÄAen^dea  Yoikest'eineJ^^ 
ImM^^^^^  F^  Schein  von  jQelQÜddQiif  ond  UnehiUehkeit  der^Re- 
fipUif  ^noA  imd.  die  wifgUISkäl^  dir  Erdgnisse  vom  . 

Jflfat  1848. '  Nkhtp  A  verlrehrter,  als  eii\0r  Nacbftftog  von.  BVaakreidi  das* ' 
jlOtdkibe  iBfMRlMMrfiBB  der  bisherigen  B«gierangsweise  aanisclHrtiheik 
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Der  mrchanisohe  Anstoss  kam  von  Franlcroich;  allein  die  Ursachen  und  das 
Ziel  drr  Bewegungen  in  Deutschland  waren  durchaus  Örtlich.  Jeder  andere 
elektrische  Schlag  hätte  auch  dazu  geführt.  Ist  man  denn  nun  aber  durch 
die  Erfahrung  gewitzigt  worden  ?  Wurde  das  repräsentative  System  auf  eine 
gesundere  Grundlage  gestellt,  nachdem  die  Erschütterungen  zunächst  über- 
standen und  die  fürstliche  Macht  gerettet  war?  Leider  nein.  Es  muss  zu- 
gegeben werden,  dass  der  Sieg  mit  Mässigung  benOt2t  worden  ist,  etwa 
Hannover  und  Kurhessen  ausgenommen.  Die  abgedrungenen  Verwilligungen 
und  Veränderungen  sind  zwar  zurückgenommen  worden,  allein  man  hat  die 
Verfassungen  in  ihrem  früheren  Bestände  gelassen  und  nicht  etwa  versucht, 
neuen  widrigen  Fordermigen  und  Verhältnissen  durch  eine  Zurückfühmng 
der  Volksrcchte  auf  ein  unentwicklungsfilhiges  Minimum  für  immer  zuvorzu- 
kommen. .\llein  es  ist  auch  kein  neuer  Gedanke  irgend  einer  Art  angewendet 
worden ;  vielmehr  ist  man  allerwärts  wieder  ganz  in  die  frühere  Auffassung 
der  Dinge  hineingekommen.  Der  ganze  Unterschied  ist,  dass  die  Regierungen 
in  der  Regel  noch  in  einem  etwas  höheren  Tone  sprechen,  die  Ständever- 
sammlungen aber  in  einem  etwas  leisereu;  und  auch  dieses  hat  sich  zum 
Theile  allniühlig  wieder  au.sgeglichen ,  wie  z.  B.  die  Verhandlungen  in  Bayern 
und  Württemberg  sattsam  beweisen.  Damit  ist  denn  aber  der  Dualismus 
wahrlich  nicht  beseitigt ;  die  in  demselben  liegenden  Zersetzungsursachen 
wirken  vielmehr  fort;  die  Dinge  werden  also  auch  immer  mehr  wieder  ihren 
alten  Weg  gehen.  Da  nun  aber  ich  wenigstens  nicht  zu  Denen  gehöre, 
welche  die  Zurücknahme  der  Einräumungen  von  1848  für  ein  Befriedigungs- 
mitlei halten,  noch  auch  glaube,  dass  die  Erinnerung  an  das  Scheitern  der 
Bewegung  von  1848  für  immer  nachhalten  wird:  so  kann  ich  auch  nur  der 
Ansicht  sein,  dass  jener  alte  Weg  bei  erster  bester  Gelegenheit  zum  gleichen 
Ausgange  führt.  Nur  freilich  mit  dem  Unterschiede,  dass  dann  wohl  die 
fürstliche  Gewalt  in  ihrem  Principe  und  nicht  blo«  in  der  Ausdehnung  der 
Befugnisse  angegriffen  werden  wird.  Wer  die  Meinungen  beobachtet,  kann 
hierüber  nicht  wohl  im  Zweifel  s«  in.  Hier  hilft  offenbar  nur  eine  völlige 
Veränderung  der  Stellung  zu  der  Vertretung.  Die  einzige  mögliche  Ver- 
änderung dieser  Art  ist  aber  das  parlamentarische  System.  —  In  Preusscn 
allerdings  ist  der  Verlauf  ein  anderer  gewesen;  allein  dieser  war  so  ano- 
mal in  seiner  Aufeinanderfolge  von  Spielerei  mit  Scheingebilden,  von  toller 
Ueberstürzung  und  von  Vereinigiuig  der  Regierung  mit  einer  Kammemmehr- 
heit  zur  allmähhgen  Zerstörung  des  eben  gegründeten  eigenen  Werkes;  es 
ist  ferner  der  Eintritt  eines  ehrlich  gemeinten  und  verständig  gehandbabten 
constitutionellen  Systemes  hier  noch  so  neu,  dass  kein  Schluss  nach  irgend 
einer  Seite  hin  gezogen  werden  kann.  Ist  es  doch  noch  nicht  einmal  that- 
fiüchlich  entschieden,  ob  die  itzt  endlich  wirklich  in's  Leben  getretene 
Volksvertretung  nach  parlamentarischem  Systeme  wird  behandelt  werden, 


0  igitjugi^^^kle 


•eiM.Htagd  nnd  die  HcOnfttd. 


oder  ob  man  in  dem,  aaf  die  Daner  doch  schwerlich  aasbleibenden,  Falle 
einer  Richtungsverschiedcnheit  zwischen.  Ministerium  und  Kammern  dem 
Vorgange  der  Übrigen  deateohen  StAsten  folgen  wird.  Weadet  Letztem  ein 
^ter  Goifis  niolii  ab,  so  wird  frdlich  (diese  ist  irenigsunif  anine 
(Jebeneagnig)  ein  nenes  grossartiges  Beispiel  die  ongMcklidien  Fingen 
eines  solclwn  Piindpet  nachweisen.  —  AUdn  wie  immer  sidi  hier  die  Zn- 
knnft  gestalten  mag,  jeden  Falles  seheint  mir  die  NoHiwendigkei^  des  ptr- 
lamentaHsdien  Systemes  als  Sdmts  fltar  die  fltrstliche  Stellang  nnd  Gewalt 
dnrcb  die.  Irislierigen  Erfohmngen  so  nnwiderspreddicli  erwiesen,  dasa  ieh 
mich,  wie  gesagt,  der  HoAhnng  nicht  verschliessen  kann,  andi  unsere  FSijrten 
seihen  es  ein  nnd  entschKesaen  sich  n  dem  nOthigen  Schritte.  sind  Jetat 
in  der  Lage ,  .ohne  persönliche  Verletznng,  weil  ohne  Nothignng  von  Ansseni 
>egbui«n  IUI  kotinen;  sie  zeigen  durch  Begreifen  einer  zwar  nicht  angeih 
-  blklEii6h'.d|lngen4en,  allein  am  so  schwerer  in,der  Znkanft  drohenden  Gefahr 
flherlegene  Einsicht  ond  haben  dadurch  den  YorlheB  der  InitiatiTe;  es  liegt 
also  das  GeUngen  JeHt  in  ihrer  Hand.  Ob  immer  UQd  auch  ^^Oter  nodi, 
ist  eine  imkere  Frage. 

«Allein,»  wenden  Sie  mir  nnn  in  einer  zweiten  Abtheilung  Itter  .G^en- 
grtnde  ein,  «dicss  Alles  hat  denn  doch  nnr  einen  Sinn,  wenn  wirklich  das 
palilamentariscbe  System  an  sich  richtig  nnd  wohlthätig  ist.  Nun  aber  ist '  . 
denn  nicbt.  so,  vielmehr  hat  dasselbe  mehr  als  Eine  sehr  Ahle  Seite,. und 
wir  lanfen  also  (ieiabr,~  einen  schUiinnen  Znstand  nnr  mit  einem  andern  zu 
vertauscbeu,  Gewis  es  mit  üngewifssem.  Diess  aber  ist  leichtsinnig  und 
schlechte  Staatdconst.»  —  Gehen  wir  denn  Ihre  tinzeinen  sachlichen  Tor- 
wfirfe  durch. 

Zunächst,  behaupten  Sic,  dass  eine  Ueberlassung  der  obersten  Staats- 
ämter an  <lie  Häupter  der  parlamentarisihrn  Parteien  den  freien  Willen  der 
Fürsten  bei  der  Ernennung  ihrer  Munster  und  hinsichtlieb  der  Regierung 
aufhebe,  sie  in  die  I^age  setze,  Männer  m  Rätben  m  bestellen,  an  welche 
sie  keine  Neigung  und  keine  Erinnerung  knüpfe,  welche  ihnen  vielleicht 
persönlich  zuwider  seien.    Diess  aber  beisse  sie  herabwürdigen  und  ganz 
aus  ihrer  natürlichen  Wirksamkeit  verdrängen.    Es  bleibe  nur  die  äussere 
Form  der  Monarchie,  während  ihr  Wesen  au  eine  WahJdemokratie  übergehe. 
Letztere  einzuführen,  sei  nun  aber  weder  unser  Recht,  noch  unser  Wunsch. 
<—  Diese  Beschuldigangen  sind  sanunt  und  sonders  in  Abrede  zu  stelleii.  — 
Yoter^  sei  beinerkt,  da«  im  Gegentheile  eine  U^sng  fther  den  Fartciaii 
^nd  dne  Abweeenheit  Jednr  persOnlidieii  Belheüigung  bei  den  Streftigfciitan 
/JM|Mtal^NNM^^       tfnem  Firsten  eine  höhere  und  reinere  Stettung 
pk,  als  die  ioi;  weidi  das  angegriffene  Ministeriam  als  der  Ausdruck  der 
;  fersOnlichen  Ansiehten  des  Staatsobeihaniites  erscheint,  und  wo  also  Jeder 
^  J|!hdel  ^eses  seBut  nrletft  nnd  als  aaf  da^eibe,  gerichtet  betrachtet  werden 
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kann.  Nur  in  jener  Stellung  koiin  der  Mauke,  dass  der  FOnl  pMi^tkih 
immer-  dat  Gote  woUe,  und  dMS  daa  ÜeUe  mid  Yediehrte  'gagen  seinen 
Wongeh  upd  9hne  eeine  TbeBnalune  ataitgeftinden  lube,  mit  einem  bin- 
reichenden  Scheine  T<m  Wahrheit  anfrecht-  erhalten  werden.  •  Bd.  dem  in 
Deutschland  gewöhntichen  Systeme  der  Yolksvertretupg  ist  die  ün^wantwort- 
Hchkeit  des  Fttrsten  zwar  dn  gesetsUcher  Sats,-  aber  .dtfMch  nnd  jpoUtisdi 
nor  eine  Fiction.  'Man  wdss  ja  wohl,  dass  cBe  Hidster  nur  die  ToUstinctEer 
der  Befehle  des  Staatsoberhauptes  sind  md  sein  sollen;  wie  kann  da.  der , 
Tadd  bei  ihnen  stehen  bldben?  Aach  ist  dem  tbataiohHch  keineswegs  alao. 
Man  betrachte  dagegen  die  persQnlidie  Lage  der  Kttnige  von  England,  seft* 
dem  dch  das  System  der  parlamentArisdwn  Ministerien  dort  ydUig  ansBB- 
bfldet  hat  Wer  tastet  sie,  mittelbar  oder  anmittelbar ,  wegeii  dea  GajMTtti 
der  Staatsangdegenhdten  ancÜ  nor  entfernt  am?  Sie  sind  ^icfa  verehrt,- 
in  gidch  heiterer,  onerrdehbarer' Bnbe  and  Hoheit,  ob  Tories  oder  Whigs 
am.  Ruder  sind. .  Sidierlich  kann  diis  KOdgin  Victoria  Gegebstand  des 
Neides  Jedes  emropAischcn  FQrstch  sein,  wenn  er  die  ungebendielt« ,  alle 
Schichten  der  ganzen  Bevölkerung  durchdringende  Verehrung  gegen  dieselbe 
betrachtet.  Kein  Zweifel,  dass  ihre  persönlichen  Ei^schaften  und  ihr 
ganzes  Leben  viel  zu  dieser  Liebe  cli  s  Volkes  beitragen;  allein  es  wäre  eine 
so  gleicbmässige  Billigung  und  Anhänglichkeit  doch  bei  d6m  leidenschaftlich 
bewegten  politischen  Leben  des  Landes  ganz  unmöglich,  wenn  die  Königin 
sich  persönlich  an  die  Siätze  einer  bestimmten  Richtung  stellte  und  wenn 
also  der  Kampf  iiothwendig  bis  zn  ihr  hiuanreiclite.  Gerade,  dass  sie  voll- 
kommen aufrichtig  und  ehrlich  das  parlamentarische  System  ergriffen  hat, 
ist  eine  der  Haupt  Grundlage  n  der  beiNpiellosen  nachhaltigen  Billigung.  — 
Zweitens  muss  behauptet  werden,  dass  auch  die  staatliche  Tliätigkeit  eines 
begabten ,  eifrigen  und  erfahrenen  Fürsten  unter  dem  parlamentarischen 
Systeme  keineswegs  auf  ein  iiiiwlirdiges  und  für  das  Ganze  unerspriessliches 
Maass  znrdckgeftlhrt  ist.  Allerdings  kann  es  sich  begeben,  dass  die  poli- 
tische Richtung  eines  Ministeriums  nicht  die  i>ersönliehe  des  Fürsten  ist,  und 
dass  also  Maassregeln  berathcn  und  beschlossen  werden,  mit  welchen  er 
nicht  einverstanden  ist.  Allein  theils  kömmt  die  Nothwendigkeit  eines  Nach- 
gebens in  jedem  repräsentativen  Staate,  in  welchem  also  auf  die  öffentliche 
Meinung  und  auf  das  Verlangen  oder  gar  die  Bedingungen  der  VolksTertreter 
Blicksidit  genommen  werden  muss,  mehr  öder  weniger  vor;  und  es  bandet 
dch  nur  von  der  Zahl  der  t^e,  dcht  vom  Grundsätze.  Hit  d#r  Gewik^' 
nme  einer  Yollcsvertidttng  ist  die  bdiebigjB  Dordifiüirimg  des  persönliche» 
Willens  gbarhanpt  zn  Ende;  Thdis  kann  gertde  die  persOnUche  Thdlnahma  * 
eines  tllditigen  Forsten  an  d$n  BerathQngen  eines  vö«  sdnen  persdnlidieii^ 
Andchten  abweichenden  Ißniaterinms  ^n  bedeutender  Wirknng  adn  oad 
grossere  Mildenmgen  und  Ablnden^igen  bewerkatdfigen,  als  wiran^iUe^dbai. 
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Männer  als  die  anabhüngigen  und  in  ihrem  Kreise  ganz  ungch^tortcn  Häupter 
einer  mächtigen  Widerspruchspartei  unter  sieh  die  Angriffe  und  Forderungen 
bereden.  Theils  und  hauptsächlich  wird  der  tägliche  Verwaltungseinfluss  des 
Fürsten  durch  die  allgemeine  staatliche  Stellung  des  jeweiligen  Ministeriums, 
gar  nicht  bertihrt  und  bleibt  also  jenem  volle  Freiheit  zu  ntitzlicher  Thätig-  • 
keit  und  Einwirkung.  Will  man  in  der  That  behaupten,  dass  König  Leopold 
keinen  Einfluss  auf  die  Regierung  Belgiens  habe?  —  Drittens  ist  zu  fragen, 
ob  denn  bei  der  jetzt  Üblichen  Aoffassang  des  reprftsentativen  Systemei  die 
Ffinten  so  ganz  freie  Band  In  der  WaU  ibrer  XiiiUter  haben,  ob  sie  kein  * 
Beitai  persOiUcbeii  IVideriiilleQ  d^ 

Jetitt gehen,  iit  Mch  ihito  Wahl  aiif  verhtttBfsiiDftssig  wenige  Mftniier  be- 
schrfeikt,  welche  einer  Selie  ftQf  der  Dienstieiter  binrdebeBd  hoeb 'steben, 
andeter  Se^s  die  nQÜiigeB  Eigenschaften  haben,  mn  wenigstens  iMitbdOrflig 
den  Stiodes  geganflber  .eassnlalten.  flOrt  man  niebt  etwa  noeb  jetst,  dass 
Dieser  oder  Jener,  trots  persönlicher. Unbeliebtheit,  als  ein  «notbwesdiger' 
Mann»  Seibehalten  werden  müsse?  Die  Zeiten  sind,  . Und  xwar  glA^Ucbep- 
weise,  Torttber.,  in  wekhcm  die  Ministerien  dem  nSchsten  bestien  Sdunupen, 
dem  angenehmsten  Tiscbgenosaen  oder  nodi  scbUmperen  Gesellen  gegeben 
werden  koonteo',  in  welehen  dieselben  Hollmter  waren.  Also  aach  hier 
bändelt  es  sich  nnr  yon  änem  Mehr  oder  Weniger.  Ist  dem  aW  also,  dami 
ist  es  sidier  ancb-  tiiöbt  der  MlOie.  wertb,  so  Ommak  wegen  eines  kleineren 
Yeitastes  auf  das  Spiel  zn  setnn. 

'  IhrezweitetheoreiisoheEinwendnagg^en'dBsparlamentaiisdieSiTst^ 
CS  werde  die  .von  der  Begierong  sot.  Gewinnnng  Ton  Einflnss  avsgehende  Cor- 
raptlen  mir  ersetat  dnrebParteinmtriebe;  Ikierbei  afier  einen 'nlltdieben  Unter- 
sdiied  sn  finden,  sei  schwer.  Doch,  mit  Over  Ertambiüss;  Vor  Allem  darf  . 
ni^ht  ausser  Angen  g^assen  werdenr,  dass  in  einem  re^rlsenta;liTen  Staate, ' 
in  welchem  der  alleinige  Wüte  des  Forsten  die  hdchsten  Aeniler  besetit,  neben 
den  ßemtlhimgen  nm  Gewinnung  der  ständischen  Mehrheit,  ancb  noch  die 
lUUike  mn  die  Erlangung  der  per«:önlichen  Gunst  des  Staatsoberhauptes  'bej-     •  .  • 
stehen  mOgen  und  werden.   Nun  dürfte  aber  leicht  geschichtlich  nachgewie- 
sen werden«'  dass  der  heimlichen  Nebcnbiüilerei  in  dem  Kabinete  seihst,  den 
Vorzimmer-  nnd  HinterthUren-Yerscbwörtingen,  dem  Bestreben  mittehnfts- 
siger  Köpfe  jeden  selbststilndigen  nnd  t\berlegenen  Mann  zu  beseitigen  weit 
häutiger  da«;  öffentliche  Wohl  zum  Opfer  gebracht  forden  i?t.  als  dem  Ringen 
grundsatzloser  Parteihüupter.    Jeden  Falles  hat  der  Kampf  der  Letzteren  , 
das  für  sich,  das*;  er  öffentlich  geführt  wird,  nnd  somit  tlieil';  leichter  durch- 
schaut,  theils  von  der  öffentlichen  Meinung  liiii'-ichtli(  Ii  der  angewendeten 
Mittel  cinigermaa^>cn  in  Schranken  gehalten  wird.  Audi  sind  es  nothwtmdig 
immer  geistig  bedeutende  Männer,  welche  auf  die^f  Weise  nm  die  Gewalt 
ringen  j  mit  solchen  wird  aber  selbst  im  schlimmsten  i'^alle  4er  Staat  und 
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das  Volk  immer  noch  besser  fahren,  als  mit  Men&chen  ohne  Begabung  und 
Kenntnissen,  welche  sich  in  Uofrllnken  versuchen  und  in  solchen  den  Sieg 
davon  tragen  können.  —  Sodann  aber  dürfen  die  Uebel  eines  Parteikampfes 
auch  nicht  übertrieben  werden.  Allerdings  werden  sich  bei  einem  parlamen- 
tarischen Systeme  die  Parteien  bemühen,  in  die  Mehrheit  zu  kommen,  und 
sich,  wenn  sie  dieselbe  erlaugt  haben,  in  derselben  zu  erhalten.  Aach  bin 
ich  wahrlich  nicht  gesonnen  zu  behaupten,  dass  diess  immer  mit  löblichen 
Mitteln  geschehen  werde;  die  Partcimoral  ist  eine  gar  laxe.  Ich  räume 
also  mmmwunden  die  Wahrscheinlichkeit  von  Entstellungen ,  Verleumdungen, 
von  factiösen  Hinderungen,  von  parteiischen  Besetzungen  mancher  Aemter, 
kurz  von  manchem  Unfuge  ein.  Aber  einmal  ist  es  denn  doch  gar  nicht 
dasselbe,  ob  verwerfliche  Mittel  angewendet  werden,  um  das  ganze  Wesen 
der  hauptsächlichsten  Staatsanstalt  zu  verfälschen,  oder  um  einer  bestimmten 
Ausübung  derselben,  mit  Wahrung  des  Grundgedankens,  den  Sieg  zu  ver- 
schaffen. Bei  einem  Kampfe  der  parlamentarischen  Parteien  um  die  Ober- 
hand kann  es  nie  die  Absicht  oder  das  Ergcbniss  sein,  dem  Volke  den  ihm 
verfassungsmässig  zustehenden  Einfluss  auf  die  Staatsangelegenheiten  zu  ent- 
winden, sondern  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  demselben  angeblich  mehr 
und  Besseres  zu  bieten,  als  die  Mitwerber  versprechen.  Somit  wird  also 
unter  allen  Umständen  hier  die  politische  Freiheit  wirklich  gerettet.  Es  ist 
nicht  blos  ein  Schein,  sondern  das  Wesen  von  Volkseinfluss  vorhanden.  So- 
dann ist  der  Erfolg  sogar  einer  völligen  Täuschung  des  Volkes  hier  politisch 
ein  ganz  anderer.  Es  mag  allerdings  sein,  dass  sich  das  Volk  bei  solchen 
Bewerbungen  um  seine  Gunst  in  der  Schätzung  der  Angebot«  täuscht,  und 
dass  es  in  der  That  nützliche  Anerbieten  zurücksetzt  gegen  ein  glänzen- 
deres oder  seiner  augenblicklichen  Leidenschaft  schmeichelnderes.  Allein 
das  Angenommene  muss  denn  doch  gehalten  werden;  und  es  hat  das  Volk 
Niemand-  Vorwürfe  zu  machen,  als  sich  selbst,  wenn  die  Dinge  nun  nicht 
gehen,  wie  ihm  frommt.  Diess  aber  erzeugt  einmal  keine  Erbitterung  and 
Verachtung  gegen  die  Regierung  als  solche,  und  zweitens  kann  der  Fehler 
bei  der  nächsten  Gelegenheit  wieder  gut  gemacht  werden.  Die  Selbst- 
täuschung war  dann  nur  ein  politisches  Erziehangsmittel ,  während  jetzt  die 
von  der  Regierung  ausgehende  Täuschung  eine  Unterwtihlung  der  sittUchen 
Grundlagen  des  Staates  ist.  Die  bisherige  Mehrheit  wird,  wenn  ihre  Maassregeln 
fehlschlagen,  beseitigt;  aber  an  die  Stelle  dieser  Regierungsrichtung  tritt 
eine  andere,  welche  vielleicht  besser  ist,  jeden£EJls  Hoffnung  und  neues 
Leben  gibt.  Damit  aber  ist  dem  völligen  sittlichen  Zerfallen  mit  dem  Staate 
vorgebeugt,  d.  h.  dem  grossen  Uebel  des  jetzigen  constitutionellen  Systemcs. 
Drittens  und  hauptsächlich  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  bei  dem  parlamen- 
tarischen Systeme  die  Opposition  nie  über  das  Mögliche,  von  ihr  selbst 
Ausführbare  hinaasgehen  kann,  wenn  sie  sich  nicht  vollkommen  zu  Grunde 
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richten  will.  Es  pfht  also  die  Regierung  in  viel  nihigoroni  fiolcisc.  Docli, 
ich  habe  hiorüln  r  »clion  frfilier  pesjirochen.  Mit  Einem  Worte :  dit^  Partci- 
besirebungen  schaffen  allerdings  keinen  Zustand  i)olitischer  Unschuld;  al'  -u 
sie  sind  iu  allen  ihren  Ausschweifungen  und  tthlen  Folgen  doch  weit  besser, 
ächter  conservativ  und  beseitigbarer,  als  entweder  der  unverhftllte  I>ua- 
lisiiius  oder  die  durcli  Corruptiuü  erzeugte  äussere  Glätte  einer  iimerliub 
faulen  Masse. 

Drittens  werfen  Sie  dem  parlammtarisclien  Systeme  eine  Unsicher- 
heit der  Verwaltung  vor,  und  zwar  in  doppelter  Richtung:  einmal  wegen 
der  Geschäftsunerfahrenheit  der  aus  den  Stflndeversammlungcn  hervorgegan- 
genen Minister;  sodann  aber  weil  ein  Herumwerfen  des  Staates  von  einem 
Ettreme  der  Maassregeln  in  das  entgegengesetzte  za  fürchten  sd.  —  b 
entexw  Bedehiing,  bemerken  Sie,  leuchte  offenbar  ein,  dua  ein  pariamer 
lAriseberMiiiiitor  Afch  eatweder  nur  an  die  allgemeine  Poütilt  ilid  eMa  iUD 
obersten  Idtenden  Qnmdafttxe  aeiiier  GeecbAftBabtlieilung  bek(lmnK>r^;  d>  . 
li^  das  WoU  ond  das  Intevesse  des  tiiiseihen  Borgers  wie  der  Oesanur' 
in  den  Binden  nicht.Verantvortlicher  nnd  Tieneicbt  mlttelmissiger  Unterge- 
ordneter, es  «itstebe  QelUir  von  Missbfanehen  ond  geistlosw.Geschftftsge- 
vrdbidieSt.  Oder  aber  er  finde  seine  Aufgabe  darin,  sich  aoeh  vm  das 
Bniafaie  n  beldfanpieni,  materielle  Entseheidangen  n  geben,. einzogreÜBn 
ond  selbst  imKleinen  an  ▼ertie8sem;'dann  seisaftrehten,  dass  er  ans  Mangel 
an  Semtnissen  und  An  Qesdilftssichsfbeit  die  gan»  YerwaUong  in  UnoN^ 
nnng  bringe,  di»  mdersprOcbe  mit  frflberen  Entsebeidongep  die  Beamten 
nnd  die  Bttrger  venvirreo,  dass  je.  diiGb  einigen  Jabren  immer  irieder'neim 
ErftbrüQgen  gdnacht  «erden  müssen  ond  Lehrgeld  so  beiablen  sä.  Diesem 
jülem  könne  mir  Torgebeogt  «erden  dwdi  die  Besetmpig  der  MinistenteOen 
mit  Männern ,  welche  ihr  Leben  in  den  betreüfenden  Geschiften  ragebradit, 
reifliche  Erfahrungen  gemacht,  die.  Untergeordneten ' persönlich  kennen  ge- 
lernt, endlich  aber  durch  Verdienste  nnd  Gaben  sich  ans  den  Reihen  auiige- 
.Schwüngen  haben.  —  Ich  lAagne  non  aber  die  Bichtigkeit  dieser  AUematire, 
,ühd  behaupte,  dass  g»n8  .tflchtige  Minister  ans  den  StSndefersämmlungen 
hervorgehen  können.  —  Vor  Allem  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  die 
höhere  politische  Auffassung  und  die  allgemeine  Leitung  der  Staatsgewalt 
einem  in  den  parlamentarischen  Geschäften  und  Kiirnpfeu  gebildeten  Manne 
eben  so  leicht  fallen  sollte,  als  einem  in  der  Kanzlei  herangebildeten  Be- 
amten. Ja  es  lasst  sich  sogar  behaupten,  dass  diese  letztere  Laufbahn  an  ' 
sich  weniger  geeignet  sei,  einen  weiten  Blick  zu  bewahren  und  das  Bedürfniss 
grosser  rechtzeitiger  Maassregeln  zu  wecken.  Man  sehe  sich  nur  um  unter 
den  grossen  Staat <niünnern  aller  Zeiten,  auch  namentlich  der  unsern,  ob  <ie 
an  den  Sekretürs-  und  Rathstischen  ergraut  sind.  Nur  allein  der,  (Ussen 
Gericht skreis  selbst  nicht  über,  die  Abfertigung  des  cinzeiueu  Aktenstückes, 
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über  die  Lösclimig  der  Numincr  liinansgoht,  wird  in  Abrede  ziehen,  da?s 
die  rrste  und  nöthig-^te  Eigen^^iliiift  eines  Ministers  eine  staatsmänniscbc  Anf- 
fassung  ist.  Zum  Bureaugest  hiifte  gibt  es  Leute  genug;  und  webe  dt  Lande, 
dessen  Minister  kein  anderes  Bewusslsein  von  ibrcr  Stellung  haben,  tils  dass 
sie  fleissige  Scbreil>er  sein  sollen.  T>a  ist  keine  Rede  von  einer  Uuigestal- 
'  tung  ganzer  Theile  der  Gesetzgebung,  welche  sich  überlebt  haben;  von  einer 
■grossartigen  Ausbildung  des  Staatslobens  nach  den  in  der  Verfassung  gege- 
benen Grundzilgen:  von  einer  Erforschung  socialer  Gebrechen  und  ihrer 
Heilung  oder  \'(»rbeugung.  Unter  solchen  fleissigen  aber  beschrRnkten  M:\n- 
nern  geht  ein  Jahr  um  das  andere  bin  mit  Erledigung  der  täglichen  Vorfalle, 
Itin  listens  mit  immer  feinerer  Ansspinnuiig  mul  unübersehbarer  Auslegung  der 
Verwaltungsnonnen;  aber  im  Grossen  geschieht  nichts,  die  beste  Zeit  geht 
ungenützt  für  Förderung  des  allgemeinen  Wohles  verloren ,  and  wenn  endlich 
die  Augen  durch  ein  mächtiges  Ereigniss  oder  durch  das  immer  lauter  wer- 
dende Missvergnflgen  mit  Gewalt  geOffnet  worden,  so  steht  man  mit  .Sdireckfla 
den  Staat  von  allen  Seiten  fiberflflgelt  and  die  Begiemng  in  Ifiasachtong  and 
Sdiwäche.  — Sodann  aher  bin  ich  der  festen  Uebeiveagong,  da»  selbst 
kleinere  Yerbesaenmgen  in  der  Gesetzgebung,  in  dem  iQeecliifkagäMidte 
and  in  den  einsehen  Einrichtangen  leichter'  and  frischer  Ton  etoenraBS  «kn 
StAnden  hervorgegangenen  Stafttsmanne  werden  vorgenamneB  werden ,  als 
von  einem  in  der  Yerwaltnng  Emporgekommenen.  Letalerer  hit,  sich  im  • 
Laufe  der  Jahre  an  das  Bestehende,  gewohnt';  ihm  ^en  iBe  UnntrlgUeh^ 
keiten  desselben  gar  nicht  mdir  anf ;  das.  so  oft  seljbet  Oelbte  erscbeint  am 
Ende  als  d^  Nothwendige.  Und  -wenn  Je  aoch  eigene -leidige  EtUfutig 
die  Yeranlassong  za  dieser  oder  Jener  Yeitessenuig  gibt,  so  ist  ätibb  Mi 
seltener  and  schflchtemer,  als  -wenn  das  Ganse  fremd  ist,  and  daher  dei* 
ongetrabtoi  Blicke  die  SoödMbarkeiten,  irflgen  Gewohnheiten,  apmek-  ' 
mftssig  schwerflUligen  Fonnen.  aoffsdlen.'  Und  man  Mrchte  dodi  nicht,  dass 
die  Aendenmgeii  alba  stOrmisch  and  anAberlegt  se&i  werden*  E^  >rird  ai^ 
Yorstellongen  nod  an  zilhem  Widerstreben  der  Männer  des  GesclildiijllMiif' 
nicht  fehlen  nnd  schon  dafQr  gespi^  werden,  dass  die  Binme  niebt  ia  dÄ 
Himmel  wachsen.  Sollte  aber  auch  wirklich  dann  und  wann  ein  parlämen-* 
tariscber  Minister  ans  Unet&hrenheit  irren  oder  sich  nicht  zu  helfen  wissen, 
so  ist  die  Frage  nicht  die,  ob  solche  Verstr)sse  zu  beklagen  seien,  sondern  • 
vielmehr,  ob  Alles  in  einander  gerechnet  der  Nutzen  oder  Nachtheil  der 
Besetzung  der  Ministerien  aus  den  Ständen  überwiege?  Und  da  kann,  scheint  * 
mir,  nicht  ein  Schatten  von  Zweifel  obwalten  über  die  m  gebende  Antwort" 
Am  wenigsten  aber  ist  ein  allzu  hflufiger  Wechsel  der  Minister  zu  befürchten. 
In  Zeiten  einer  festen  Bildung  der  Parteien  und  einer  bewussten  Kichtung 
der  Politik  ändern  sich  die  Kamniennehrbeiten  keineswegs  so  leicht.  Es 
sei.  nur  an  die  vielen  Beispiele  langer  eqgiischer  Ministerien,  oder  an  die* , 
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IfialBlerien  m  YiU^le  und  Gdiot  erinnert.  In  kritischen  nnd  schTOtahden 
Zdten  fipeiHch  tritt  einümseUag  lilofiger  ein;  alleia  sehfttit  etwn  in  soklien 
FiUen  liietgegen  dieBesetiong  derMbisterien  mit  Beamten,  nAd  zvar  sogiff 
in,  nnbesdirftnkten  Einherrsdiaften?  rr-  Das  Henunwerfen  der  TerwaKong 
▼ea  einem  Extrem  in  das  andere  scüireckt  mich  eben  sol  wenig.  Ich 
will  and  kann  natttrlidh  die  Mflglidikcit  von  Veränderungen  im  Falle  des 
Uebergangs  der  Rogiernng  von  einer  Partei  auf. die  andere  nicht  laognen. 
Zu  dem  Ende  wird  ja  eben  dieser  Ucbergang  vorgenommen.  Allein  einmal 
fragt  sich  denn  doch  sehr,  ob  ein  Nachgeben  im  Sinne  der  uflfent liehen 
Heinang,  oder  ob  ein  fortgesetzter  starrer  Widerstand  gegen  dieselbe  geeig- 
neter ist,  das  allgemeine  Wohl  zu  fördern?  Ob  es  mehr  in  dem  Geiste  des 
Staates  mit  Volksvertretung  ist .  die>rr  einen  Eiufluss  zu  geben ,  oder  sie 
nutzlos  reden  zu  lassen?  Dann  aber,  zweitens,  \vüllen  wir  doch  die  Thatsache 
nicht  üIm  i  treilten.  Zunächst  betriflft  der  btreil  zwischen  den  Parteien  in 
der  Kegel  nicht  suwohl  Gegenstände  der  Verwaltung,  sondern  politische 
Fragen,  weUlie  über  die  allgemeine  Richtung  der  Staatsgewalt  entscheiden 
oder  eine  grosse  Maa>sret;ol  l)c>tiuiiiien,  den  Organismus  der  Behörden  und 
die  gewöhnliche  GesetzgL-bung  aber  unangetastet  lassen.  Sodann  hat  auch 
bei  den  wirklichen  Aenderungen  die  schon  wiederholt  b^^prorluia  Nutbiguiig 
der  Opposition,  sich  in  den  Grenzen  der  Mässigung  zu  lialtt  n ,  vortreffliche 
Wirkungen.  Es  zeigt  sich  allerdings  ein  Unterschied  und  (  im-  Schwingung 
des  Pendels;  allein  von  eigentlichen  Extnim  ii  kann  iiieht  die  liede  sein.  Ich 
berufe  mich  hier  statt  alles  Weiteren  auf  die  Erfahiningen  deijonigen  Staaten, 
welche  das  parlamentarische  System  vollkonmien  durchführen,  und  zwar 
SQÜjt  langer  Zeit  Ist  denn  etwa  inEnglftnd,  ist  in  Belgien  ein  solches  Umher- 
werfen der  Yerwaltong  ans  einer  Bahn  in  die  andere?  Oder  nicht  Yielmehr 
ein,  wenn' 8ie  wollen  a^irtmrmiges,  Fortedireiten  snYerlwstenfiigenf  Oft^ 
was  sieh  f»rprobt'hat,  bkibt  stehen;  Beabsichtigtes  dagegen,  wns  bbher 
flberwiegenden  Widerstand  fend,  wird  nnsgefthrt  nnd-swar  onter  der  Obn- 
tipte  einer  Immerhin,  mächtigen  Oppoeitioh.'  Da  ist  denn  hiiveichend  daAr 
gerärgt)  dasa  keine  nmnoÜTirtenTerftndemngen' vorkommen  können;*  Ich' be- 
greife sehr,  wohl,  dass  manttbeiliAipt  der  Meinung  sein  kann,  es  sei  ftrmanehe 
Yenraltnng^äAgelegenheit  gedeihlicher,  wenn  dieselbe  ton  einer  TOdkommea 
Belbststftndigen  festen  Begiemng  <äitworfen,-  durehgeOhrt,  anfiredit  er-  ' 
halten  werde.  Ünswoifelhafb  hat' jede  Begiemngsform  ihre  eigenthttmlicfaen 
liachtheöe,  nnd  so  aueh  die  Beidehnng  dner  Yolksyertvetang.  Allein  nidit 
dies»  ist  dto  Frage  hier^  sondetn  fidmebr:  ob  Inan  besser  daran  tfant,  ein« 
Begieiliiqtsfomi,  wekhe  nnn  einmal  ans  höheren,  Tidldeht  nnlvidetatehlicheik' 
Gründen  eingelUirt  ist,  folgerichtig  in  ihrem  ganzen  Welen  ni  entwickeln, 
oder  sie  in  ihrem  Innersten  zu  knicken,  um  einen  Naditheil  n  Termeiden? 
Da  kann  denn  dpch.  aber  kein  Zweifel  sein}  nnd  zwar  nidit  etwa  bloe  dqr 
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Logik,  sondern  der  praktischen  Folgerungen  wegen.  Wir  sind  Beide  der 
üeberzcugung,  dass  Volksvertretung  sein  muss;  lassen  Sie  uns  also  denn 
auch  die  Sache  durchftlbren,  wie  sie  am  Ende  allein  möglich  ist. 

Erlauben  Sic,  dass  ich  zwei  oder  drei  ihrer  weiteren  Gründe  etwas 
summarisch  behandle,,  als  offenbar  nur  in  den  Dienst  gepresste,  welche  eine 
Grube  füllen  sollen,  so  gut  wie  andere  bessere  Leute.   Es  sind  diess  die 
Einwendungen,  dass  bei  dem  parlamentarischen  Systeme  die  Staatskasse 
belastet  werde  mit  einer  unerträglichen  Last  von  Ruhegehalten  für  aus- 
getretene Minister;  dass  es  den  um  die  Herrschaft  ringenden  Parteien  an 
der   erforderlichen  Anzahl   von  Staatsmännern  fehlen  könne  zur  Ueber- 
nahme  der  ihnen  zufallenden  Regierung;  endlich  dass  eine  Besetzung  der 
höchsten  Stellen  mit  den  Ständemit  gliedern  den  Eifer  in  der  ganzen  Staats- 
dienerschaft erkälten  w^rde.  —  Warum,  was  das  Erste  betriflFt,  überhaupt 
einen  Ruhegehalt  für  die  abgehenden  Minister  V  Ich  wenigstens  sehe  keinerlei 
Nothwendigkeit  ein ,  für  die  vorübergehende  Ueboruahme  einer  politischen 
Stelle  eine  lebenslängUche  Belohnung  zu  geben ;  und  noch  weniger  die  Zweck- 
mässigkeit, einen  Mann  desshalb,  weil  er  einmal  Minister  war,  zum  Müssig- 
gange  für  den  Rest  seiner  Tage  zu  verurtheilen.   Auch  ich  will  keineswegs 
die  Ministerstellen  nur  an  reiche  Mäiuier  kommen  lassen.    Allein  dazu  be- 
darf es  keiner  Pensionirung  aller  Minister.    Das  Ganze  beruht  denn  doch 
am  Ende  auf  der  wunderlichen  Ansicht,  dass  es  für  einen  gewesenen  Mi- 
nister eine  Schande  sei,  wieder  in  ein  untergeordnetes  Amt  oder  in  eine 
sonstige  ehrenhafte  Beschäftigung  zurückzutreten.   Diese  Gedanken  müssen 
wir  völlig  ausrotten.    Ich  gebe  zu,  dass  man  einem  Minister  nicht  zunauthen 
kann,  in  einem  eigentlich  politischen  Amte  unter  seinen  Gegnern  zu  dienen, 
sowie  man  von  diesen  nicht  verlangen  kann,  ihn  dazu  zu  verwenden.  Allein 
theils  giebt  es  ja  völlig  indifferente  Stellen  im  Staatsdienste ,  theils  mögen 
die  abtretenden  Minister  wieder  in  ihre  frühere  bürgerliche  Stellung  zurück- 
treten.  Haben  nicht  unsere  sänmitlichen  deutschen  Reichsminister  und  die 
meisten  der  Märzminister  in  den  einzelnen  Staaten  diess  gethan  V  Missachten 
Sic  sie  desshalb,  mein  Freund  y  Ich  gebe  daher  höchstens  Ausnahmsfälle  einer 
Zuruhesetzung  zu,  und  verlange  im  üebrigen  nur  billige  Erleichterung  des 
für  den  Einzelnen  passenden  Schrittes.    Hält  man  es  für  nöthig  oder  wenig- 
stens wünschcnswerth ,  dass  die  Minister  während  ihres  Amtes  ein  Haus 
machen,  nun  so  rüste  der  Staat  die  Ministerialgebäude  dazu  aus  mit  Ge- 
räthe  und  Dienerschaft,  wie  cUess  in  Frankreich  Sitte  ist,  und  gebe  Reprä- 
sentationsgelder.  Dann  wird  das  Schickliche  weder  schmutzig  unterlassen 
werden,  noch  das  Gegebene  armselig  ausfallen.  —  Was  aber  die  Zahl  der 
nöthigen  Staatsmänner  betrifft,  so  gebe  ich  Ihnen  zwar  darin  vollkommen 
Recht,  dass  überhaupt  die  repräsentative  RegierungsV^eise  eine  bei  weitem 
grössere  Anzalü  von  Staatsmännern  braucht  oud  verbraucht,  als  jede  andere 
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Staatsform  und  ich  bin  di\ssholb  auch,  im  Vorbcigclien  gesagt,  der  Meinung, 
dass  sie  in  kleineren  Staaten  schwer  durchgeführt  werden  kann,  weil 
sie  für  solche  eine  Riesenrtistung  auf  dem  Körper  eines  Zwerges  ist.  Da- 
gegen aber  läugne  ich  entschieden,  dass  das  parlanientariscbe  System  ihrer 
mehr  bedarf,  als  das  gewöhnliche  bei  uns  festgehaltene  constitutionelle. 
Ich  setze  nämlich  voraus,  dass  sich  in  jedem  Staate  und  zu  jeder  gegebenen 
Zeit  nur  zwei  politische  Parteien  befinden ,  welche  um  die  Regierung 
kämpfen.  (Eine  grössere  Verschiedenheit  fasst  das  Volksbewusstsein  nicht 
auf,  und  es  kann  zu  Einer  Zeit  .sich  eben  nur  von  der  Befolgung  oder 
Nichtbcfolgung  Einer  bestimmten  Richtung  handeln.)  Beide  bedürfen  nun 
allerdings  ihrer  regierungsfähigen  Häupter;  dicss  ist  aber  nicht  mehr,  als 
ein  beständiges  Ministerium  und  eine  beständige  Opposition  auch  hat.  Be- 
sitzt aber  eine  Partei  wirklich  nicht  so  viele  tüchtige  politische  Männer, 
dann  wird  sie  auch,  seien  Sie  dessen  sicher,  die  Mehrheit  üicht  haben 
oder  nicht  behaupten;  also  auch  nicht  in  den  Fall  kommen,  sie  haben  zu 
sollen.  —  Endlich  kann  ich  es  bei  wt  nigen  Entgegnnngsworten  bewenden 
lassen  hinsichtlich  der  Unbilligkeit  der  Ministerbestellung  mit  Nichthtaats- 
dienern  und  in  Betreff  der  dadurch  bewirkten  AbschwUchung  des  Eifers. 
Allerdings  wird  die  Besetzung  der  höchsten  Stellen  mit  Ständemitgliedern 
geringen  Beifall  tinden  in  den  Kanzleien.  Vielleicht  wird  selbst  dann  und 
wann  ein  besonders  hochstrebender  Mann  den  Staatsdienst  ganz  meiden. 
Allein  es  wird,  natürlich  eine  gerechte  und  ehrenvolle  Behandlung  der  Be- 
amten vorausgcsetict,  sicherlich  nn  tüchtigen  Männern  zur  Besorgung  der 
Geschäfte  nicht  fehlen.  Wie  Viele  treten  denn  in  den  Dienst  mit  der  ent- 
schiedenen Absicht  auf  einen  Miiiisterposten ?  Wie  Viele  erreichen,  unter 
allen  Verhältnissen,  einen  solchen  Posten?  Und  doch  ist  mehr  Noth  wegen 
allzugrosscu  Zudrangs,  als  wegen  Mangels  an  Bewerbern  um  den  öffentlichen 
Dienst,  und  fehlt  es  nicht  an  eifrigen  und  braven  Männern.  Auch  ist  ja 
der  Staatsdiener  nicht  gehindert,  sich  um  eine  Wahl  in  die  Stündeversamm- 
lung zu  bemühen,  dadurch  aber  sich  die  Thüre  zu  Allem  zu  öffnen. 

Mehr  Achtung  habe  ich  vor  Ihrem  letzten  theoretischen  Gegengrunde. 
Sie  sagen  nämlich :  Das  parlamentarische  System  setze,  wie  jede  Regierungs- 
art, bcstinnntc  thatsächliche  Zustände  als  Bedingungen  seiner  Ausführbarkeit 
voraus.  Diese  Zustände  seien  namentlich:  Die  Bildung  bestimmter,  scharf 
geschiedener,  ihres  Zweckes  genau  bcwusster  Parteien;  grundsätzliche  An- 
hänglichkeit dieser  Parteien  einerseits  an  das  Königthum,  wennschon  nur  an 
ein  beschränktes,  andererseits  au  die  Volksfrciheiten ;  endlich  die  praktische 
Möglichkeit,  mit  den  Ansichten  dieser  Parteien  überhaupt  zu  regieren.  Nun 
aber  läugncn  Sie  das  Vorhandensein  aller  dieser  Bedingungen  in  Deutschland, 
wenigstens  in  unserer  itzigen  Entwicklung.  —  Wir  koThraen  allerdings  hier 
auf  den  Kern  der  Sache  und  auf  einen  schwierigen  Punkt.    Ich  aber  will 
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ohne  Weiteres  zugeben:  ^nmal,  dass  die  von  Omen  gesteUten  Bedingaifai 
richtig  sind;  zweitens,  d»8S  allerdinp  der  bestdieiide  fKditische  ZaslMid 
Deutschlands  einer  vollstftndigen  Erftliong  dieser  Bedingungen  -keiaeswegs 

gflnstig  ist.  Allein  damit  glaube  ich  noch  keineswegs  geschlagen  KD  sein, 
vielmehr  -  hoffe  ich  immerhin  die  Möglichkeit  meines  S}  stemes  zn  beweisen, 
w^  nur  auch  Sie  mir  meine  Bedingungen  zugestehen.  Meiner  Ansicht 
nach  ist  nämlich  die  Lage  der  Dinge  nachstehende:  Wir  haben  gegenwärtig 
drei  Parteien  in  Deutschland,  ausgebildet  durch  den  bisherigen  Gang  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  und  besonders  des  Repräsentativsystemes,  nämlich 
die  nicht  zahlreiche ,  aber  durch  eigene  sociale  Stellung  und ,  nianchfach 
wenigstens,  durch  die  offene  oder  geheime  Gunst  der  Fürsten  mächtige 
reactionäre;  die  grosse,  allein  uu>i(  liere  und  bei  grösseren  Scbwierigkeiton 
und  bei  einer  Nothwendigkoii  liit^^chiedeneii  Handelns  un/.uverlab>ige  liberale; 
endlich  die,  nameiitlidi  auf  die  untern  Stünde  gestützte,  deniui<ratische.  Es 
niögen  sich  noch  örtliche  Abschattungen  aufzählen  lassen  je  nach  der  Kirche, 
nach  alten  und  neuen  Provinzen,  u.  s.  w. ;  allein  wir  können  diese  Genauig- 
keit ersparen,  denn  es  ist  zuzugelx  u,  dass  bei  den  obengenannten  drei  Par- 
teien und  mit  denselben  das  parlanu  ntariscbe  System  unmöglich  ist  Hin- 
sichtlich der  Demokraten  verstebt  es  sich  \ou  selbst.  Ihr  letzter  Zweck  ist 
ja  die  Eiiiiührung  einer  ganz  andern  Staatsart;  und  wenn  mau  von  den 
Fürsten  auch  noch  so  entscliicdcn  ein  Opfer  verlangen  kaim  und  muss,  so 
geht  diess  natttrUch  doch  nicht  so  weit,  dass  mab  ihnen  2umuthcn  könnte, 
grundsätzlichen  Gegnern  des  monarchischen  PrindiHS  die.  Regierung  zum  Be- 
bttfe 'einer  gesetdidmi  Zerstörung  ihrer  ganaen  Stblhui  m  IheitraeeB. 
Di^  wire  kein  OscHUren  Innerhalb  des  Gedan&eiii  der  Mehendei  Ord- 
nung, sondern  eine  Bevolntion.  Aach  mOchte,  'SO  lan||0  untm  DemäkniflB . 

'  ihre  Sitten  nicht  wesentlich  verfeinem,  ein  Zusammenleben  mit  ifaneD  Aber  die 
EitmgnngsfiUiigkeit  geseilig  verwohnte  Personen  gehenl  Aber  anchUnäciit- 
lich  der  beiden  andern  Partien  ist  die  Unmöglichkeit  einer  DnrcbflIhronK' 
des  parlamentariscfaett  Sjrstemes  mittelst  derselbeii  klar.  Die  Beictiooire 
▼erweifen  das  gaikae  Syvtem,  und  zwar  gmndaitdich.  Sie  woQen  wohl  gerne 
regieren,  und  zwar  mit  der  Uacht  der  Krone;  allein  sie  geben,  die  Ml^Üdi- 
keit  eines  Debergaoges  Übt  Begierong  an  dfe  Jeweilige  Mebriieit  nidit  zn.. 
Nniht  nnr  eraclAuit  ihnen  jede  'andci;re  Partei  als  die  ihrige  ein  Verbrecheo; 
sondern  es  ist  gerade  das  persOnlkhe  Zortt^treten-des  Forsten,  ^aaäi 
lUm  der  ganien  Sache,  ein  GÄinl  In  ihren  Angen. Ausiflädem  wArtw 
ihrer  Abneigung'gegen  die  VolkslreQisitai  immer  die  Yerfossonji  selbst  in 
Gefahr.   Es  wäre  abgeschmackt,  nhsere  Reactionäre  mit  ;den  englischen 

,  Tories  parallelisireii  im  wollen.  Was  aber  die  gemässigten  LdlNtfalen  belari^ 
60  möchten  sie  zwar  nach  ihren  staatsrechtlichen  Ansichten  wohl  passen; 
jUlein  sie  haben  eine  innere  SchwMie,  welche  sie  zur  lAngeren  Ffthru^g  der 
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BfigieniBg  onfiUüg  macht  Es  ist  diess  das  AbMen  der  Partei  Ton  ihren 
eigenen  Ffl^irenL,  'sobald  diese  zdr  Herrschaft  gekommen  sind.  Kaont^sind 
die  bisherigen  H^opter  der  Opposition  im  lOnistennm,  so  halten  die  dienen 
CfeuMsen  es  filr  Ffliefat  mid  Ehrensache,  sieb  non  gegen  sie  ai  ironden  mit 
Iflflatranen,  Bekritteln,.  Verlassen  in  wichtigen  Fragen.  Piess  aber  ist  nioht 
etwa  blosaer  Mangel  an.  politiseber  Bildung,  welcher  lioli  dorcb  einige  sehlechte 
Er&hnmgöi  heilen  wflrde,  sondern  es  liegt  im  Wesen  der  Part^,  ist  also 
«nrarbessflilleh.  Dei:  Onrndgedanke  dieser  Partei-  ist  eineH^gatioo,  nfinlich 
die  Yertheidignng  iler  Freiheitsrechte  gegen  R^emiigseinflass.  *  Zn  dieser 
Yertbeidigang  gläabt  sie  sieb  nun  anch,  gegen  das  aus  ihrer  eigenen  Mitte 
hervorgegangene  Ministerittm  berufen;  sie  wäre  ja  sonst,  meint  sie,  nicht 
mehr  liberal.    Auch  kommt  noch  dazu ,  dass  die  grosse  Mehrzahl  dieser  . 
Partei,  die  untere  Schichte  des  Mittelstandes,  bei  sehr  vielen  wichtigen 
Staatsangelegenheiten  unmittelbar  nicht  betbeiligt  ist,  dalior  auch  uicht  nach- 
haltig an  denselben  Antheil  nimmt,  noch  weniger  Opfer  für  sie  zu  bringen 
bereit  ist.   Mit  Einem  Worte.  :^nf  philisterhafte  Politüoister  kann  sich  eine- 
Regierung  nicht  sttitzen;  wir  haben  diess  reichlich  er&hren.   Die  deutschen 
Liberalen  sind  keine  englischen  Whigs.   Ich  also  wenigstens  bin  vollkommen 
der  Ueberzeugung,  dass  die  EinftJhrung  und  die  Aufrcchterhaltung  eines 
parlamentarischen  Systems  in  Deutschland  von  der  Gründung  ganz  anderer 
Parteien  abhängt.    Allein  diese  hiilto  ich  nicht  nur  nicht  für  unmöglich, 
sondern  für  unmittelbar  gt  frcben ,  wenn  die  beantragte  Aendemng  in  der  . 
Volksvertretung  ausgeführt  vsird.    Ich  will  uiir  nicht  hfrausnehmeii  zu  weis- 
sagen, welche  Parteien  sich  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  ergeben 
würden,  wenn  die  naturgeniässeii  ]nt<  resvm  der  rirsellsehaft  einen  Ausdruck 
und  die  Möglichkeit  einer  Zusammenstellung  nach  Ort-  und  Zeitbedürfniss 
erhielten;  allein  soviel  ist  klar,  dass  die  Yertretuntr,  hervorgegangen  aus 
wesentlich  verschiedenen  Bi  stantltlieilen  und  gewühlt  aus  andern  Gesichts- 
punkten, auch  ganz  andere  Fürderiingen  an  die  Leitung  des  Staates  strllen 
und  andere  Verbindungen  der  P(  rsunen  erzeugen  niuss.    Der  Schwt  riuinkt 
geht  von  der  Sorge  für  das  Gemeinsame  und  Kinheifliche  über  auf  die  For- 
dening  der  vorwiegenden  theilweisen  Zustände;  anstatt  abstraktor  Rechte, 
sind  thatsächliche  Interessen  die  Ausgangs-  und  die  Zielpunkte:  kurz  die' 
Parteien  werden  und  müssen  sich  voUkunuuen  ändern.    Dass  nun  aber  die 
neugestalteten  die  von  uns  beiderseits  anerkannten  Bedingungen  erfüllen 
werden,  ist  mir  unzweifelhaft.    Eine  scharfe  Grescbicdenheit  liegt  in  der 
Matur  der  Sache.   Die  Rechte  des  Volkes  w  erden  eifrig  vertheidigt  werden, 
weil  sie  hier  aus  den  wichtigen  und  bleibenden  Interessen  beryorgehffli. 
Zu  einer  Feindseligkeit  gegen  das  Fürstenthnm  aber  wlre  nnr  dann  eine 
Ursache,  wenn  sidi  dasselbe  der  tbätsfichlicli  vorwaltenden  GestaUong  der 
Gesellschaft  widersetzte;  .diess  aber  soll  ja  eben  dorch  das  parlamentarisefae 
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System  mbediiigk  Terbinderi  werdfin.  Eine  Regierangsmfle^icUDeift  eiuDidi 
ist  immer  da  Torhandeii,  wo  die  Regienmg  im  Sione  der  t;^y»«^iiA 
Torbmdeiieii  Bedfirfnisse  geflihrt  werden  liiiiss.  Also,  um  mich  in  Einem 
Satie  mit  Ihnen  zu  Terstfliidigen:  iiih  gebe  die  Dnfhnnliclikeit  einer  parin- 
mentariadienBegieniiigsweise  mit  mueren  gegenwirtigen  politischen  PuteieiL 
m;  behanpte  aber  die  Leichtigkeit  .der  Dnityilhnmg  aof  derGnmdlage  einer 
geeellschaftlichen  Vertretang,  ond  verlange  somit  eine  solche  nicht  mehr  blos 
an  sich,  sondern  anch,  weil  sie  die  einsige  JCltgliehkeit  gibt,  za  der  ebenfeUs 
einzig  mdglichen  Handhabang.der  Begierong  in  einem  Staate  mit  YoBuftt^ 
tretong  zn  gelangen. 

Von  selbst  werden  Sie  wohl  ermesiBen,  mein  Verehrter,  dasa  ich  anter 
so  hewandten  Umstanden  kein  Gewicht  legen  kann  anf  Ihr  argomentom  ad 
hominem,  nSmlich  aof  dasYeranglOeken  desVersochs  eines  paiismeotarisciien 
Regimentes  im  ' Jahre  1848.  Ich  küdnte  schon  Tieles  einwenden  gegem  die 
ganze  Anffiusnng,  dass  die  Uarzministerien*  der  Anfiing  eines  parlainen> 
tarischen  Systemes  gewesen  seien.  Zh  einem  solchen  gehört  aofrichtigie  Ab- 
erkennong  des  Grandsatzes  und  der  Folgerangen  sowoU  von  Seiten  des 
Fttrstoi,  als  des  Volkes ;  beiilos  y,ar  aber  hier  nicht.  Idi  wäre  femer  wohl 
berechtigt  zu  fragen:  ob  das  Missglücken  durch  innere  oder  vielmehr  durch 
ftnssere  Gründe  herbeigeftlhrt  worden  sei?  überhaupt  zu  bemerken  befolgt, 
dass  der  Verlauf  einer  Angelegenheit  und  die  Wirkung  einer  Einrichtung 
während  einer  Revolution  nicht  als .  beweisend  und  als  normal  betrachtet 
werden  können.  Allein  auch  zagegeben,  es  sei  ein  missglflckter  Versnch  des 
8}  Sternes  gewesen,  so  kann  doch  das  Misslingen  in  diesem  Falle  nichts  gegn 
den  Gedanken  beweisen.  Der  Versuch  war  nicht  richtig  gemacht,  und  « 
fehlte  fast  au  allen  Bedingungen  eines  glücklichen  Erfolges.  Bedenken  Sie 
zum  Beweise  nur  die  beiden  Umstände:  einmal,  dass  die  plötzlich  zur  Re- 
gierung gelangten  Männer  ihre  ganze  stündisclie  Laufl>ahn  hindurch  in  einer 
Opposition  gewesen  waren,  welche  niemals  daran  hatte  denken  können,  zum 
Rfgiiiiente  zu  gelangen;  und  zweitens,  dass  sich  die  Aermsten  auf  die  deutsche 
übcralo  Partei  stützen  niussten,  welche  ihrer  Natur  treu  blieb,  indem  sie 
sich  alsbald  gegen  ihre  eigenen  Führer  wendete,  sie  bekrittelte  und  verliess. 
Auch  mein  Ideal  einer  parlamentarischen  Regierung  sind  die  Märzministerien 
nielit;  alkin  sie  sind  ein  völliger  Ausnahmefall,  und  ich  sieche  ja  eben,  um 
die  Fehler  zu  vermeiden,  nach  andern  Einrichtungen. 

leh  hoffe  von  Ihrer  Aufrichtigkeit,  mein  Freund,  dass  Sie  selbst  Ihre 
Einwendungen  gegen  das  parlamentarische  System  als  widerlegt  zugeben, 
etwa  den  einen  Punkt  einer  eutsi)r('ehenden  Parteibildung  abgerechnet.  Da>3 
die  Ordnung  dieses  letzteren  abhangig  ist  von  einer  richtigen  Bildung  der 
Volksvertretung,  räume  dann  ich  meinerseits  ein.  Und  so  wiU  ich  denu 
zeigen,  duäs  meine  Vorschläge  in  dieser  Beziehung  richtig  und  aa&führbar, 
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Hure  Bedenken  aber  nnbegrOndet  sind.  Doch  dun  moss  kb  mitb  etwAS  av«- 
itiheii,  und  8i». werte  es  auch  nicht  Obel  nehmen,  flr'bente  nicht  weiter  in 
Ansprodi  genommen  so  sein. 

Vffl. 

Es  scheint  Sie  gans  besonders  za  belustigen,  meiil  Bester,  tes  noch 
icb  anter  die  Welt?erbe88a!«r  gegangen  seL   Lassen  wir  das.  Sehlecht, 
genug  geht  es  ndt  den  bisher  tbUchen  Gedanken  und  Menschen;  da  luum 
es  denn  keine  Abgeschmaektheit  sein,  sich  m  besinnen,  o]l>  denn  keine  besseren 

IQ  finden  seien. 

Elie  ich  aber  die  einseinen  Steine  bei  Seite  trage,  welche  Sie  mir  in  den 
Ghurten  geworfen  haben,  mngs  ich  vor  Alkin  iiRiii  System  der  neuen  Vertre- 
pmg  org^lnzen.   Sie  sagen  mir  bei  verschiedenen  Gelogenlicitcn,  ich  lasse, 
dasselbe  sehr  im  Unbestimmten,  habe  nnr  allgemeine  Worte  über  die  natoc-  ' 
gemässen  Interessenkreise  u.  s.  w.   Sie  haben  Recht,  soweit  Sie  von  meiner 
bisherigen  Ausführung  sprechen;  Unrecht  aber,  wenn  Sic  glauben,  ich  habe 
den  Gedaukcu  nicht  in  sciiuii  Kinzcliihtitt  n  durcligearbeittt.    Ich  will  Ihnen 
also  vor  ^Vllem  auseinandersetzen,  wie  ich  mir  die  Zusammensetzung  meiner 
Vertretung  denke,  wobei  ich  denn  aber  freiliih  bemerken  mus^,  da^s  Ith  kein 
allgemeines  Recept  habe,  welches  für  alle  Fälle  passt;  keine  Sihablone,  naeli 
welcher  in  jedem  Lande  und  zu  jeder  Zeit  eine  auf  tUe  Interessen  gebaute 
Volksvertretung  gezeichnet  werden  kann.    Eben  das  ist  ja  der  Kern  des 
ganzen  Gedankens,  dass  nur  die  wirklich  im  cin/elncn  Falle  vorluiudenen 
luti  ressen,  und  zwar  in  ihren  richtigen  Verhältnissen,  wirksam  werden  sollen. 
Ich  muss  also  nothw  endig  eine  bestimmte  Art  von  Land  und  Volk  in(iedaukeu  . 
haben.    Und  so  setze  ich  deini  einen  der  d<  iitsehen  Mittelstaaten,  eines  der 
kleineren  Königreiche  oder  der  grosseren  Grossherzogthümer ,  voraus.  In 
einem  soklien  Staate  nun  aber  mliine  ich  nachstehende  gebeilschaftlicUe 
Kreise  als  zu  einer  Vertretung  bereclitigt  an.  • 

Zunächst  bemerke  ich,  dass  keinerlei  Interesse,  wenn  es  nur  wichtig, 
daoenid  und  verbreitet  genug  ist,  um  einen  gesellschaftlichen  Kreis  zu  cr- 
sengen,  ausgeschlossen  werden  darf.  Es  sind  nun  aber  dreierlei  Gattungen 
sohdier^ Kreise:  solche,  welche  ein  materielles  Interesse  zum  Mittelpunkte 
haben;  solche,  wekhe  durch  an  geistiges  Interesse  gebildet  sind;  .endlich 
digcnigen,  welche  ans  dem  r&nm liehen  Zusammenleben  entstehen.  Jedcf 
«lieser  Gattungen  hat  wieder  ihn  Arten. 

Der  gesellschariUicheii  Kreise  auf  materieller  Unterlage  sindhiDeutsch- 
laad  vier  so  uoterseheiden.  Der  grosse  Grundbesits,  d.  h.  eine  solche 
Aiftdehnuag"  des  in  einer  Hand  Vereinigten  Grundeigenthuma,  dass  dasselbe 
eine  TflUig  unabhängige,  OrtBeh  einfiiissreiche,  mit  Ehum "Worte  bedeutende 
SteUung  gewährt.  Geburts-  und  sonstige  StapdesyerhUtnisse  kommen  nicht 
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in  Betracht  ;  ob  aber  eine  Sicherung  (U'r  Erfonh^rnissp  durch  Gchandeuheit 
der  Gott')-  zu  ei'/ielen  soi,  oder  nur  die  Tliatsachr  in  jedem  einzelnen  Fiille 
entscheide,  mag  als  eiiu  utYene  Nchenlr-age  betrachtet  werden.  Der  kleine 
Grundbesitz,  also  eigene  Hewirthsehaftung  als  ansschliessliche  oder  doch 
haupt.-äcldiche  Jirscliaftigung :  Bauernstand  im  ueiteni  Sinne  des  Wortes, 
und  im  (iegensatz  einerbeits  gegen  den  3Iagnaten,  andererseits  gegen  blosse 
Häusler,  Besitzer  von  Gärten  u.  dgl.  Das  Gewerlte  und  der  Handel 
liier  i-t  jedoch,  wenigstens  bei  den  Wahlen  ftir  die  Vertretung,  zu  unter- 
scheiden zwischen  Handwerk,  labrikmässigem  Geschilfte,  Handel  und  Besitz 
von  grossen  Transportanstalten.  Bei  Allem  ist  naturlich  selb>t ständiger 
Betrieb  auf  eigene  Rechnung  Bedingung  der  Theilnahme.  Die  Lohnarbeiter 
jeder  Art.  Für  die  Wahlen  sind  wohl  noch  zu  unterscheiden  die  Fabrik- 
arbeiter, die  Handwerksgesellen,  sojjstige  Taglühner.  Eine  Uebergehaiig  der 
Proletarier  bei  der.  Volksvertretung  wäre  weder  gerecht  noch  klug;  allein 
TollkcMBiiiene  UnTemanft  ist  es  freilich,  denselben  eine  dberwiegcnde  Stell  oug  zu 
geben,  wie  diess  bd  dem  allgemeinen  Stimmrechte  nach  der  Kopfzahl  gesdiieht 
Der  gesellschaftlicheil  Kreise  mit  geistigen  Interessen  sinA  JedcB&Us 
drei  verschiedene:  Die  thatsacUicli  im  Staate  bestdienden  Kirchen.  Die 

t 

wissenscbaftliclie  Bildang,  Tertreten  theils  duch  die  Lehrer  der  ver- 
schiedenen Stufen,,  theils  dorch  alle  Diejenigen,  trelche  sich'  Aber  den  ge- 
nflgenden  Bedtz  einer  höheren  Bildung  aufwiesen  haben,  also  Doctoren, 
vom  Staate  Q^prfiike  n.  s.  (Auch  hier  sind  AbtheQongen  für  die  Wahlen 
nothig,  theiis  nach  dem  Gegenstände,  theOs  nach  der  Stofe  der  BOdang.) 
Die  Kunst,  wo  dieselbe  bei  einem  Yolke  wiiUich  als  bin  bedeatendes  Unter* 
esse  erscheint,  nnd  wenn  sich  die  Genossen  eines  Zweiges  ^urganifch  geordnet 
haben.  »  Als  eine  zweifelhafte  Frage  mag  Mehen,  ob  nicht  anoh  Ben 
Staats  dienern  als  solchen  ein  Antheil  an  der  .Yertretong  einnrftnmen 
sei?  Weder  die  Wichtigheit  noch  die  Daaer  des  Ibtereases  kann  inZwetÜBl 

•  •  •  ■  « 

gezogen  werden;  nnd  oigmiisirt  sind  ^e  Staatsdiener  bestinÜDiter,  als  mandher 
andere  gesellschaftliche  Kreis.  Ein  Zweifel  besteht  mir'  in  so-  ÜBme,  als 
man  das  Interesse  schon  durch  dieBegiemog  von -selbst  genugsam -gewahrt 

•  •  • 

erachten  mag. 

Das  r&nmlicheZn8ammenlebenendlich,anBgehildetm6emeinden« 
erzeugt  eine  bedeutende  Anzahl  Ton  mehr  oder  weniger  wichtigen  Aiteresaea. 
Das  Yerh&ltniss  derselbeD  zum  Staate  ist  ^n  mannidifsltiges;  die  Oigaai* 

sation  ist  vollkommen:  somit  ist  denn  auch  eine  Vertretai^  Tollsttadig  ge- 
rechtfertigt Ob  dabei  aber  wieder  zwischen  städtischen  und  ländüchea 
Gemeinden  m  unterscheiden  ist,  hängt  davon  ab,  ob  der  Staat  in  gleichen 
oder  in  verschiedeneii  gesetzlichen  Verhältnissen  zu  diesen  beiden  Arten  von 
rftamlicfaen  Organisationen  steht,  namentlich  ob  dieselbe  eine  gleiche  oder 
eine  Terschiedene  YerfaMung  lohen. 
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Dies«  die  Zahl  der  verschiedenen  Sondervertretnngen ,  ans  welchen  die 
Gesaninitvertretang  des  ganzen  Volks  siih  von  selbst  bUdel.    Allerdings  ist 
noch  ein  sehr  wichtiger  Pankt  zurück,  von  dessen  riclitigcr  Bestimmung  die 
Art  der  Wirksamkeit  der  Repräsentation  und  die  Znfriedenstellung  sowohl 
der  einzelnen  Bcstandtheile  der  Gesellschaft,  als  der  Gesammthoit  wesentlich 
abhängt.    Es  ist  diess  die  Verhältnissmässigkeit  der  Vertretung  bei  den 
Vereinigungen  zn  zusammengesetzten  Rerathungcn  niohroror  Kreise  oder  zu 
der  riauptversamnilnng.    Ich  will  der  fXirterung  nicht  aus  dem  Wege  gehen. 
Bestimmte  Zahlen  können  freilich  nur  für  einen  concreten  Fall  und  nach 
genauen  statistischen  Erhebungen  ausgesprochen  werden,  und  die  eigentliche 
Probe  meiner  Rechnung  kann  ich  somit  nicht  machen.    Dennoch  will  es  mich 
bedünken,  dass  eine  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze  für  die  Bewerkslelli- 
gnng  einer  solchen  Verhilltnissmässigkeit  möglich  und  selbst  nicht  eben  allzu 
schwer  ist.    Es  ist  natürlich  bei  einer  solchen  Berechnung  der  verhflltniss- 
mässigen  Wichtigkeit  mehr  als  Efne  Rücksicht  zu  nehmen.  —  Zunächst  ist 
die  Zahl  der  bei  einem  Interesse  betheiligten  Bürger  ein  sehr  wesentlicher 
Punkt.    Bei  sonst  gleicher  Bedeutung  muss  diese  den  Maassstab  geben.  So 
z.  B.  für  die  Vertretung  der  Kirchen,  der  verschiedenen  üntcrabtheilungen 
der  Proletarier.  —  Sodann  ist  die  Grösse  des  bei  einem  zu  vertretenden 
Zustande  in  Frage  stehenden  Güterverhältnisses,  sei  es  nun  an  Kapital 
oder  an  Emährungsfähigkeit ,  zu  beachten.    Sollen  auch  nicht  die  Sachen, 
sondern  die  Menschen  vertreten  werden,  weil  nur  diese  Rechte  und  Interessen 
haben,  so  sind  doch  die  Güter  so  unentbehrlich  und  so  bestimmend  für  die 
Erreichung  aller  menschlichen  Zwecke,  dass  die  Wahrung  und  Förderung 
ihrer  Besitzer  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  und  den  Ertrag  des  Eigenthums 
nncrlässlich  ist.    Eine  der  grossen  Gedankenlosigkeiten  des  Systomes  der 
Vertretung  nach  blosser  Kopfzahl  ist  ja  eben  die  Nichtbeachtung  der  sach- 
lichen Unterlage  jedes  menschlichen  Lebens.    Der  gebührende  Einfluss  auf 
die  Vertretung  aber  wird  durch  die  Berücksichtigung  zweier  verschiedenen 
Verhältnisse  gefunden.    Einmal  durch  die  unmittelbare  Vergleichung  der 
Grösse  des  einem  Lebenskreise  angehörigen  Gutes  mit  dem  Vermögen  der 
übrigen  zn  vertretenden  Kreise;  zweitens  durch  die  Untersuchung  der  Zahl 
ond  des  Wolilbetiudens  der  in  einem  solchen  Kreise  Beschäftigung  und  Nah- 
rung Findenden.    Drittens  endlich  kommt  die  geistige  Bedeutung  in  Be- 
trachtung.   Die  gesellschaftlichen  Kreise,  ihre  Gegenstande  und  Leistungen 
sind  für  das  Leben  des  Volkes  im  Staate  auch  in  so  ferne  von  sehr  verschie- 
dener Wichtigkeit,  als  geistige  Regsamkeit  überhaupt,  namentlich  aber  die 
für  den  Staat  nothwendige  und  förderliche,  in  sehr  abweichendem  Grade  von 
ihnen  ausgeht.    So  ist  z.  B.  bei  sonst  ganz  gleichen  Verhältnissen  an  Zahl 
und  Vermögen  ein  Kreis  von  Gelehrten  von  weit  grösserer  Wichtigkeit,  als 
ein  solcher  von  Proletariern;  oder  sind  die  Kaufleute  geistig  regsamer  als 
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die  Tlainlwnkpr.  hat  <lor  Gro-sl)ositz  einen  politischen  Einflush;.  weklier  nicht 
nur  mit  der  Zahl  seiner  Mitglieder,  sondern  auch  mit  dem  Gesammtumfang 
seines  Iksitzes  nieht  in  geradem  Verhältnisse  steht.  Auch  bringt  hier  der 
Gang  der  geistigen  Fjilwirkclung  VeränderungLii  in  der  Zeit  hervur.  Niemand 
wird  z.  R.  läugneji  wollen,  dass  die  jetzige  weit  allseitigere  Ausbildung  der 
Geisteskräfte  und  Kenntnisse  den  Kirchen  eine  verhiiltnissmüsbig  geringere 
Redeutung  lässt ,  als  sie  etwa  im  Mittelalter  hatten.  Für  die  Abschätzung 
dieser  geistigen  Bedeutung  und  ihrer  quantitativen  Bedeutung  lässt  sich  deuji 
nun  freilich  eine  äusserliche  Regel  nicht  aufstellen.  Kenntniss  des  Volkslebens 
und  eigene  allgemeine  Bildung  müssen  die  nditige  Abwägung  an  die  Hand 
geben;  imd  Feststellung  durch  eine  ablreiche  Tefsammlnng  von  Tragen 
der  verschiedenen  (jfeistigen  Interessen  ist  irolil  dis  richtige  Mittel  mr  Yer- 
meidiing  von  Einseitigkeiten  ans  sAtirjectiv^UebenGhitiDlig.  Ich  rionie  gerne 
ein,  dass  jcgUche  YertheUung  der  Stimmen,  wie  genau  und  gerecht  sie  auch 
sein  mag,  ihre  Widersacher  finden  wfrd,«Chell8  ans  theoretiscber  Melnonga- 
yerschieden&eit,  theils  ans  sellütischen  Grftnden.  Allein  diess  kann  ni^ 
hindern,  in  der  Haupt^he  ein  richtiges  und  aiiiriedenstellendes  Verhfiltiiias 
za  begründen.  Aach  Yergesse  man  nicht,  dass  es  wedw  mflc^di  hoch  notli- 
wendig  ist,  die  Proportionalzahlen  mit  mathematischer  Schirfa'ni  beredwn, 
sondern  dass  es  genfigt,  den  wiihren  Stand  der  Interessen  des  Volkes  .in  einer 
Ar  praktische  Zwedte  genflgenden  Richtigkeit  ahipspiegeln  in  äer  YoU^^va^ 
tretong.  Qaza  aber  reichen  die  Torstehenden  Mittel  sicberiieh  ans. 

'  Hiermit,  mehi  Freond,  hoffe  ich  Ihnen  m^  SyOm  der  Yolksvertretuv 
noa  vollständig  dargelegt  and  den  Yprwiirf  enttot  an  haben,  dass  Ich  mUk 
in  allsn  allgemeinen  Umrissen  halte.  Sie  sehen',  deir  Untmchied  beatekt 
keineswegs  darin,  dass  ich  etwaa  Anderes  Me»  and  sdifltaen  mOiDbte,  ab 
die'  giewdhnliche  oonstitntionelle  Einridiftang.  Aach  meine  Yertretnng  soll 
die  Becfate  and  die  Interessen  der  Bfliger  gegenfiber  von  der  Begienuv 
wählten,  nnd  zwar  sowohl  aller  Einzehien ,  als  der  GenosseuMAaften,  endUch 
d^  .Yolkseinhcit  Vielmehr  w^che  ich  nnr  in  folgenden  Ansichten  i|nd  Ab- 
sichten ab:  1)  Im  constitotionellen  System  wird  das  Allgemeine  vorsngestdlt 
und  als  die  Regel  der  vertretenden  Thätigkeit  betrachtet.  Ich  dagegen  suche 
den  Mittelpankt  der  Vertretong  in  den  einzelnen  gesellschalUiohen,  d.  h.. 
grösseren  Interessekreisen.  2)  Im  tlbliclien  Systeme  werden  die  genossen- 
schaftlichen Rechte  und  Interessen  und  die  der  Einzelnen  auf  Eine  Stufe  der 
Wichtigkeit  gesetzt,  während  ich  jene  weit  Toranstelle.  3)  Bei  der  consti- 
tationellen  Vertretung  wird  vom  Recht  auf  das  Interesse  geschlossen,  bei  mir 
omgekeh^.  4)  Der  Ilauptnnterschied  aber  ist ,  dass  bei  jenem  Systeme  die 
Zusammenset2ong  der  Vertretung  hinsichtlich  der  Sachkenntniss  und  der 
persönlichen  Betheilignng  an  dem  «'Wahrenden  dem  Zo£sUe  Uberlassen  ist, 
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ich  aber  sichere  und  verhältnissmassig  zahlreiche  Vertreter  jedes  wichtigen 
Lebensverhältnisses  znw(^e  zu  bringen  suche. 

Nun  lassen  Sie  uns  Ihre  Einwendungen  betrachten. 

Zunächst  werfen  Sie  mir  vor,  dass  mein  Vorschlag  nicht  nur  der  Staats- 
einheit, sondern  selbst  dem  Staatsgedanken  zuwider  sei.  Ich  löse, 
meinen  Sic,  den  Staat  in  seine  Bestandthcile  auf,  wenn  ich  dm  einzelnen 
gesellschaftlichen  Kreisen  eine  selbststitndige  Vertretung  gebe.  Es  sei  viel- 
leicht ein  Fehler  der  bisherigen  Staat.sphilosophie  gewesen,  von  den  atomisti- 
scben  Persönlichkeiten  eijjen  Sprung  zu  machen  zur  Volkseinheit  und  deren 
Bedürfnissen,  dabei  die  dazwischenliegende  reiche  naturwüchsige  Gestaltung 
des  Ix?bens  tibergehend ;  hieraus  folge  nun  aber  nicht ,  dass  das  umgekehrte 
Verfahren  richtig  sei,  und  nun  die  gesellschaftliche  Gliederung,  also  doch  nur 
ein  Mittelglied,  als  Hauptsache  aufgefasst  werden  dürfe.  Jahrhunderte  haben 
schwer  gearbeitet  an  der  Ausbildung  des  einheitlichen  Staates;  es  sei  ein 
unverantwortliches  Verkennen  des  hierin  liegenden  Fortschrittes,  Alles  wieder 
in  Stücke  schlagen  zu  wollen.  —  Ich  würde  Ihnen  vollkommen  Recht  geben, 
mein  Freund,  und  meinen  ganzen  Vorschlag  in  das  Feuer  werfen,  wenn  die 
Tliatsache  Ihrer  Einwendung  richtig  wlre,  d.  h.  wenn  wirklich  bei  meiner 
Einrichtung  einerseits  für  die  einzelnen  Persönlichkeiten  flicht  gesorgt,  an- 
dererseits gar  der  Staat  in  seiner  Einheit  zerrissen  würde.  Gott  bewahre 
mich  vor  jener  Ungerechtigkeit  und  vor  dieser  politischen  Barbarei.  Allein 
Ihr  Vorwurf  ist  thatsilchlich  nicht  richtig.  Ich  will  ja  nicht  die  Verbindungen 
der  gesellschaft liehen  Kreise  als  unabhängige,  über  ihre  Rechte  und  Interessen 
souverän  mit  der  Regierung  abschliessende  Gewalten  aufstellen,  welche  die 
Macht  liätten,  selbstisch  für  sich  zu  sorgen,  unbekümmert  darum,  welche 
Verletzungen  für  Andere,  welche  Unmöglichkeit  für  die  Einheit  daraus  ent- 
stünde. Sondern  vielmehr  sollen,  erstens,  schon  bei  den  Verhandlungen  der 
Gesellschaftskreise  mit  der  Regienmg  andere  Bethciligte  alsbald  mitberathen 
und  bcschliesseu ,  und  zwar  im  Verhältniss  der  Bedeutung  ihrer  Interessen. 
Zweitens  soll  die  Einheit  ein  Veto  haben  gegen  alle  Ausschreitungen  der 
Einzelgeltiste,  somit  der  Staatsgedanke  immer  das  letzte  Wort  haben.  Drittens 
endlich  schlage  ich  vor,  dass  alle  Angelegenheiten  der  sömmt liehen  Einzelnen, 
sowie  die  der  Einheit  wesentlich  zustehenden  Geschäfte  ausschliesslich  nur 
von  der  Gcsanuntvertretung  behandelt  werden.  Sie  können  mir  aber  nicht 
einwerfen,  dass  diese  Gesammtvertretung  nur  ein  .\ggregat  von  Sonderinteressen 
sei,  nicht  aber  die  Einheit  im  Auge  haben  werde.  Dass  in  dieser  grossen 
Versamndung  jedes  besondere  Gelüste  in  der  Minderheit,  und  somit  unschäd- 
lich ist,  liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Wo  alle  Verhältnisse  vertreten  sind, 
da  ist  auch  eine  Vertretung  des  Gesammtinhaltes  des  Volkslebens.  Dass 
aber  der  Einheitsgedanke  auch  wirklich  festgehalten  werde,  ist  psychologisch 
nothwendig ;  denn  welchen  andern  gemeinschaftlichen  Standpunkt  könnten  die 
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Tersammelteii  TerschiedeneiiGliede]^  desToIkes  fllr  IhreVeifeaiidliiiigeB  lute? 
Nur  auf  dieseni  Boden  kAimeo  sie  zosBiiiiiieiitreffen,  uud  sie  werte  es  aln 
auch.  Davon  gar  nicht  zo  reden,  dass  dte  Begiemng,  als  der  Anaäntk  der 
handelnden  Einheit,  de  auf  diesen  Gedanken  immer  wieder  airttckfilliren 
würde.  Wollen  Sie  aber  etwa  fttrchten^  dass  die  Berflcksiebtigiing  der  rda 
menschlichen  Bechte  der  PersiinlidikeitenNoth  leiden  werde  anter  der  ISonder» 
förbting  der  sftmmtlichen  Abgeordneten,  so  wttrde  iehSie  darauf  amtaeiksaBi 
machen,  dass  ja  jeder  dieser  Abgeordneten  bei  derFOrdenmg  imd  demSdiBtae 
der  abstracten  Persönlichkeit  selbst  -  betfaeiligt  ist  neben  -seiner  beeooderea 
StandessteHüng.  Hier  ist'also  keinerlei  Gefidir.  einer  TeraaddiMigiuig.  Mfigtfi  | 
Sie  ttberbanpt  eine  Vertretung  bilden  wie.  Sie  wollen,  dieses  Yerbfiltiiiaa  wird 
immer  das  am  sichersten  geschätzte  sein.  Nein,  .ich  Un  der  Uebenengnug, 
dass  mein  Plan  zwar  allerdings  tme  grdsse  Lttdn  filltt,  dasa  er  aber  keiMS- 
wegs  etwas  bereits  Erreichtes  oder  Nothwendiges  an^bt. "Ein  mit  pttnht- 
licber  Wahrheit  ins  Kleine  ge^cbnetes  Spiegelbild  eines  Yolkee  ist  inmer 
auch  die  Einheit  desselben. 

Mehr  ftnsserHch  sind  diigenigen  Ihrer  Einwendongen,  wdebe  Id  maiaeB  i 
Plane  eine  grosse  Schwierigkeit  der  An^tlbung  und  Handhabung 
i^den  wollen.  Ich  schlage  sie  aber  desshalb  an  sich  nicht  gering  an.  Eine 
Staatseinricbtung  muss  allerdings  Hebt  gdioi,  weil  sonst  ihre  Reiboagw 
eine  grosse  Kraft  nutzlos  verzehren.  Allein  ich  ghäbe,  dass  Ihre  Beaoif' 
nisse,  wo  nicht  ToUstilndig,  doch  beinahe  unbegründet  sind.  Nehmen  wir 
sie  einzeln  vor. 

Sie  behaupten  vorerst,  der  vorgeschlngere  Orcnni^^nm?  der  Vertretung 
sei  allzu  verwickelt,  und  cbunit  schwerfällig.  —  Erlauben  Sie,  dass  | 
ich  dicss  entschieden  bestreite,  wenigstens  im  Vei^leich  mit  dem  gewöhn- 
lichen Systcnae  der  z^ei  Kammern.    Es  ist  richtig,  dass  nach  meinem  Vor- 
schlage anders  und  weiter  als  bisher  besteben  wlirden:  die  s;imnjüichen 
Sondervertretungen;  die  voraussichtlich  nicht  selten  zusammentretenden,  ge- 
nieinsamen Yt'rtrf'tmigon ;  cndlirli  die  Comniission  der  Vorstände  zur  Zuwei- 
sung an  die  bLtrrffcuden  Vi  itrotimgcn.    Es  ist  ferner  richtig,  dass  an 
Gosohaftcii .  wclclie  jetzt  nicht  vorkommen,  sieb  ergeben  wtirden:  die  Be- 
rathungen der  oben  genannten  Comniission;  ferner  die  Vorlegujig  der  Bc- 
scbblsse  der  Sonder-  und  der  ziisaniiiien^rcseti'ten  Vertretungen  an  die  all- 
gemeine Versammlung  zum  Uebutr  du  Au^llbuIlg  des  Veto.    Auch  ist  in 
Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Regierung  t:inc  grössere  Anzahl  von  Com- 
mis-äron  iKtlurlte,  weil  mehrere  dieser  Versammlungen  zu  gleicher  Zeit 
Sitzung?«  n  haben  inüeliten.   Dagegen  würde  ganz  wegfallen:  uu  Behörden,  die 
eine  KauiUier  der  jetzigen  Stiindeversammlung ;  an  Geschäften  aber,  die  Ver- 
handlungen zwiscben  den  beiden  Kammern  bis  zur  Erzielung  eines  überein- 
stimmetuleu  Be&chlua&es  Oder  zur  FeststeUuug  der  eutschieUcumi  Meinungs- 
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Verschiedenheit.  Sehr  vermindert  wflrde,  nach  aller  Wahrscheinlichkeit, 
die  Ausdehnung  der  Verhandlungen  in  den  untergeordneten  Vertretungen  im 
Vergleiche  mit  der  Behandlung  derselben  G^enstände  in  den  jctagen  weit 
zahlreicheren  niid  gemi^^chteren  Kammern.  Jeder  Kenner  des  parlamenta- 
rischen Geschäftsganges  wird  mir  nun  aber  zugeben,  dass  zwischen  der 
Debet  -  und  der.  Creditseite  dieser  Berechnung  ein  ungeheurer  Unterschied 
zu  meinen  Gunsten  ist.  Die  Verhandlungen  mit  und  in  der  VorstHnde- 
Commission  können  natürlich  nach  Zahl  und  Dauer  gar  nicht  in  Bctrach- 
tong  kommen.  Selbst  bei  einem  lebhalten  Widerspruche  P'inzelncr  wäre  der 
Streit  in  einem  so  kleinen  Collegium  in  kürzester  Zeit  entschieden.  Die 
Berathungen  Ober  die  Anwendung  des  Veto  wären ,  da  sie  jedenfalls  immer 
nur  das  Ganze  eines  Beschlusses  beträfen  und  keine  Verhesserungsvorschläge 
(dieses  Unheil  unserer  jetzigen  Berathungen  und  Verbandhingen)  vorkämen, 
sehr  viel  kürzer,  als  die  Erörterungen  in  einer  zweiten  Kanimer.  DieNoth- 
wendigkeit  endlich  mehrfacher  gleichzeitiger  Abordnung  von  Regienmgs- 
Commissären  (eine  Schwierigkeit,  welche  ich  vi(l  hoher  anschlage,  als  Sie 
selbst)  fände  wenigstens  eine  ziemliche  Ausgleichung  in  der  kürzeren  Dauer 
der  Verhandlungen  in  den  kleineren  und  sachverständigen  Versammlungen. 
Auch  würden  häutig  nicht  die  Muiister  selbst,  sondern  Untergeordnete  diese 
besondern  Angelegenheiten  Namens  der  Regierung  besorgen  können.  Mag 
aber  hier  an  Nacbtheil  flbrig  bleihen,  was  da  will,  so  kommt  es  in  keinem 
f'a]]^  in.  Betradit  gegen  die  £rs])arung  der  Verhandlungen  zwischen  imi 
gie||iiMQBtte  Kamnern.  Ist  etwa  ebi  Einziger  unter  uns,  die  wir  dieeen 
.letitenn.  G^häftsgang  haben  mit  .erleben  nflaien,  dem  nidit  dn  kalter 
Sdiweiaa  atubrftche  bei  der  Erinnerung  an  gewiaae  Geaetae  oder  auch  nur 
.fiHaelne  Bestimm^gen ,  welche  ein  Jialbea  pataanamal  ^Wtooto  Kam- 
i^l^lietnimgeworfen,  jedesmal. nea  besproclien.  Jedesmal  in  beiden  Kammern 
m  der  Begierung  neo  vertreten  woirden?  Niebt  mar  niolil  scbirerfiUliger, 
,  'm«in  lieber  Freviid,  sondern  im  0egenthdl  weit,  weniger  aeitranböid  ist  daher 
•nein  ToiBöhlag.  ■ 

.  >4irA]]ein,  sagen  Sie  non  siraitena,  jedeo&lb  wird  die  BUnrichtong  sehr 
fkener.  a  stehen  kommen.   Die  vielen  Ejnselvertretongen,.  wddw  denn 

'  i^Qcb  alle  eine  gehörige  Auahl  von  MitgUedem  haben  messen,  würden  kram 
iirbesUden  sein,  ünd  sehen  jetst  wird  laute  Klage  tiber  die  onverhUtnias- 
miaaigen  Kosten  gefhbrt.  '-7  leb  will  mieh  bier  nicht  einmal  daran  blagen, 

•  dass  eine  iwedanlsMgere  Vertrelnng.  aoch  ein  grosseres  Oddopinr  werth 
jvire;  viehnehr  glanbe  ich,. dass  das  Nene  keinen  grosseren  Anftiand  ver^ 

/^nadien  würde.  Einmal  wire  eine  ganse  Kammer  weniger.  Zweitens  worden 

I^e.Landtage.  bei  den  kArseren  Veriiandlgngen.niclit  so  lange  danern.  Drit*. 

;4en8'  endlich  wIre  vennssichtlicb  anif  jedem  Landtage  die  Anwesenheit  nor 
ffai^bwr.  Sondar?ertret«Bg^  bleibend  notbweodig;  die  Obrigen  wOfden  nacb 
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Yonifthme  ihrer  Wahlen  und  etwaiger  Vorbringong  beaoaderer  Deeehwprden 
oder  Bitten  wieder  entlassen  werden  kOnnen,  mit  Ausnahme  ihrer  in  der 
Teilen  Yersammlnng  sitienden  llit^i^der. 

.  Schliesslich  wenden. Sie  mir  noch  ein,  dass  dnroh  miBinesi  Yonddag 
der  Notzen  einer.  Abtheünng  in  zwei  Kammern  verlivea  gienBC, 
wenigstens  für  alle  Angelegenheiten,  welche  ledi^ch  ?oii  der  Geennmitfer- 
tretnng  m  behandein  wfiren.  Nothwendig  wire  diess  iwar'  an  atcfci  nicht, 
weü  am  Ende  nichts  hindern  konnte,  die  Vertreter  der  ehmelnen  Kreiae.nach 
irgend  einem  Gedanken  in  zwei  Ummtni  m  theOeiL  Wer  also  nur  hierin 
Heil  findet,  der  mag  es  immerhin  ihon;  er  hat  keine  wettere  Einboeee,  als 
die  oben  von  mir  schon  in  Einnahme  genommenen  Geechflfta-  nnd  GeldTor- 
theile  des  WegfiiUens  der  einen  Kammer.  Aber  ich  gestehe  Ihnen,  dass  ich 
mich  nicht  zu  diesen  schlagen  werde. '  Dass  der  ganze  Gedanke,  zuerst  eine 
Vertretung  der  Volkseinheit  za  grflnden,  dieselbe  aber  sogleich  wieder  in 
zwei  gleichberechtigte  Theiie  zu  trennen,  nnd  ihnen  ein  positives  Handeln 
nur  dann  zu  gestatten,  wenn  die  Mehrheiten  der  beiden  Abtheilangen  voll- 
ständig  mit  einander  übereinstimmen,  etwas  sehr  Künstliches,  wo  nicht  ge- 
radezu Unnatürliches  hat,  kann  doch  eigentlich  Niemand  längnen.    Es  mag 
richtig  sein ,  dass  die  Spaltung  auch  ihre  Vortheile  bringt ;  allein  besten 
Falles  ist  es  doch  schon  an  sich  eine  Einrichtung  von  zweifelhaftem  Nut/eu. 
Und  wenn  nun  die  Beibehaltung  einerseits  dadurch  an  Werth  verliert ,  weil 
eine  bedeutende  An/alil  von  Sachen  durch  eine  iuidere,  ich  darf  wohl  sagen 
natnrgeniässere,  Ordnnng  l)ereits  zweimal  und  aus  zwei  vcrschiedeuen  (ic- 
siehtsinmkten  lieratlien  und  beschlossen  ist ;  wenn  ferner  der,  vielleicht  uii'ht 
immer  eiiigestaiulciic  aber  düeh  thatsächlich  vorhandene,  Zweck,  cinzeliieu 
Interessen  eine  Siclierheit  zn  grwilhien  gegen  die  üebcrüulhiing  einer  nach 
Kopfzahl  gewählten  Vertretung,  von  mir  ebenfalls  bereits  besser  und  ge- 
rechter betVieiligt  ist;  durch  die  Einrichtung  zweier  Kammern  bei  derOesanimt- 
vertretiuig  aber  für  alle  diese  Angelegenheiten  gar  eine  dritte  Berathung  ein- 
träte; wenn  nur  bedeutende  Opfer  zwei  Kammern  in  dem  neuen  S\  steme  möglich 
machen:  so  möchten  leicht  die  Uebel  entschieden  überwiegen.    Somit  tröste 
wenigstens  ich  für  meine  Person  mich  sehr  leicht  über  den  Wegfall,  und 
ich  denke,  Sie  thnn  es  auch,  Alles  wohl  überlegt. 

Nun  haben  Sie  aber  aucli  noch  Bedenken  über  die  Zweckmässigkeit 
der  Ausführung,  selbst  wenn  an  sich  gegen  den  Plan  nichts  einzuwenden 
sei.  Einmal  machen  Sie  die  grosse  Mühe  einer  Umgestaltung  gclteud. 
Zweitens  erinnern  Sie  au  die  üblen  Folgen  einer  Aenderung  in  der  Ver- 
fassung, als  wdche  das  Rechtebewusstsein  des  Yidkes  erschüttere,  und 
den  ehrwflrdigen  Altersrost  von  dem  Grnndgesetie  nehme.  Endlich  üBrchtea 
Sie,  es  sei  doch  keine  Zeit  mehr,  dem  aber  den  Staat  hereiabyechendea 
Uttstane  ammikonmieD,  man  kOnne  n^  ätoo  wenigstcns  veigebliche  MiMie 
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spareo.  Ich  glaabe,  mein  Verchrtoster ,  Sic  sind  hier  auf  einem  klngon 
RQck'/nge  begriffen,  und  werfen  zn  seiner  Decknng  dem  siegreichen  Feinde 
einige  Streitkräfte  entgegen,  an  deren  Vernichtung  nichts  gelegen  ist,  nnd 
welche  doch  den  Schein  \\ahren  sollen.  Den  Gefallen  der  Ehrenrettung  will 
ich  Ihnen  wohl  thun;  allein  dass  ich  mich  mit  diesem  schwachen  Posten 
lange  bchchüftige ,  können  Sie  nicht  verlangen.  —  Also  zuerst  die  grosse 
Arbeit  und  Mühe.  Ich  gebe  sie  vollkommen  zu.  Die  Ersetzung  einer  Ver- 
fassungsfoiTii  durch  eine  andere  ist  ein  weitaussehendes  Unternehmen,  und 
die  Ausfühi-ungsgesetze,  Verordnungen,  Erlasse  machen  sich  nicht  von  selbst. 
Allein  unmöglich  kann  diess  ein  ernsthafter  Grund  der  Unterlassung  sein, 
wo  eine  solche  Nothwendigkeit  der  Verbesserang  drängt.  Hoffentlich  sind 
Sie  nicht  durch  das  bisherige  Misslingen  des  Gedankens  der  Repräsentation 
so  niedergedrückt,  dass  Sie  jede  Spannkruft  verloren  haben.  Sursum  corda! 
—  Wichtiger  ist  der  zweite  Punkt.  Die  Eingewöhnung  in  ein  Gesetz,  in 
eine  ganze  Staatsform  ist  von  sehr  grossem  Nutzen ,  in  manchen  Rozlohmigen 
nicht  zu  ersetzen.  Nimmermehr  würde  ich  also  wegen  einzelner  oder  nicht 
allzu  tief  gehender  Uebel  zu  einer  wesentlichen  Acnderung  rathen.  Allein 
der  Grundsatz  des  Beharrens  kann  auch  zu  weit  getrieben  werden;  und  ein 
solcher  Fall  wäre  hier.  Wenn  wir  wirklich,  durch  die  Erfahrung  belehrt, 
der  Ueberzeugung  sind,  dass  auf  dem  Festlande  vor  einem  Menschcnalter 
ein  falscher  Weg  in  dem  Vertretungswesen  eingeschlagen  worden  ist;  wenn 
wir  die  sachlichen  und  die  sittlichen  Uebel  als  sehr  bedeutend  erkennen; 
wenn  wir  einsehen,  dass  wir  uns  auf  diesem  Wege  in  einem  hoffnungslosen 
Kampfe  abmühen:  so  bleibt  doch  verstilndigerweise  nichts  übrig,  als  der 
Entschluss  zu  einer  Abiinderung.  Die  bisher  erreichte  Eingewöhnung  wollen 
wir  dabei  auch  nicht  allzu  hoch  anschlagen.  Ein  Menschenalter  reicht  nicht 
aus  zu  einem  Uebergehen  in  Saft  und  Blut;  und  überdiess  war  der  ganze 
Hergang  unseres  constitntionellen  Lebens  wenig  geeignet  zu  einem  festen 
Anschliessen.  —  Nicht  Zeit  endlich  soll  es  mehr  sein.  Ich  fürchte  diess 
nicht.  Die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre,  so  unerfreulich  sie  in  anderer 
Beziehang  sein  mögen,  haben  doch  gezeigt,  dass  der  Sieg  der  Demokratie 
oder  gar  des  Socialismus  keineswegs  so  nahe  und  so  unvermeidlich  ist ,  als 
man  allerdings  Ursache  hatte,  zu  glauben.  Allerdings  ist  er  mit  blosser 
Gesetzgebung  mid  Waffengewalt  auf  die  Dauer  nicht  zurückzuhalten ;  allein 
die  Gesittigung  hat  doch  wohl  noch  eine  Frist,  um  einen  Versuch  zu  ihrer 
Rettung  zu  machen.  Selbst  aber,  wenn  die  Gefahr  eine  nähere  ist,  bleibt 
es  immer  unklug  und  unehrenhaft,  die  Arme  zu  kreuzen  und  regungslos 
die  Vernichtung  der  bisherigen  Staats  -  und  Gescllschaftsznstände  über  sich 
hereinbrechen  zu  lassen.  Im  Zweifel  wird  es  immer  gelingen,  irgend  etwas 
Gutes  zu  erreichen;  und  wenn  nicht,  .so  ist  doch  das  Bewusstsein  der  Tapfer- 
keit und  Einsicht  gerettet. 
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Ich  hoffe,  mein  altf  i-  Freund,  Sie  haben  unter  meinen  Fehlern  den  ein^ 
starren  Eigensinnes  niid  der  Un/iigäiiglicbkeit  für  Bolohrung  nicht  kennen 
gelernt.  Wenn  ich  denn  nun  iiUo  trotz  Ihres  entschiedenen  Widerspruches 
bei  meiner  Ajisicht  von  der  Nothwendigkcit  und  Möglichkeit  einer  völligen 
Umgestaltung  unserer  Volksvertretung  bleibe,  und  wenn  mir  Ihre  zahlreichen 
Gründe  meinen  Plan  nicht  haben  eutleideu  können:  so  beweist  diess  freilich 
noch  nichts  für  die  Wahrheit  meines  Gedankens  an  sich ,  aber  doch  fttr  eine 
nngewöhnlich  feste  Ueharaeugung.  Dies«  aber  roht,  sowohl  was  die  Noth- 
wendig^eit  dncr  parlamentarischen  Begicniugsweise,  als  uns  das  Bedllrtiiis 
einer  Gründling  der  Vertretung  auf  die  GeefDecIttil,  mid  w»;  endlidi  die 
Yerlnndiuig  beider  Muasregeln  mit  einander  betrifft,  hoiiBntlich  nur  auf  der 
logisehen  Unanfecbtbarkät.  Kote:  e  por  ri  mnonu 

EL 

Ich  glaube,  in  meinem  lebeten  Sdireiben  Ihre  'sainmtliclieD  Fragen  be* 
antwortet  so  haben j  und  zwar  genügend,  wenn  mich  mehie  Eigenliebe  nicfat 
ttascht  Es  wftre  jedocb  nieht  redlich,  wenn  ich  nidit  mittheilte,  dass  es 
ausser  Ihren  Einwendungen  auch  noch  andere  Kritiken,  wenn  auch  fior  mit- 
telbare, meines  Planes  gibt  Es  sind  diess  Ae  Schriften  Anderer^  welche 
ebenMs  .Yorschttge  zur  Terbessemng  unserer.  reprSsentaÜyen  Znstfinde  ge- 
macht haben.  Da  nun  diese  Anschauungen  und  Plane  mehr  odtf  weniger 
von  den.memigen  abweichen,  so  können  letsfere  nicht  richtig  sem,  wenn 
jene  das  Wahre  getroffen  haben.   Ich  kaim  mi^  swar  nicht  anheiacliig 
machen,  slmmtliche  Yor^Mhllge  dieser  Art  auCrasiUen  und  lu  besprediea; 
manche  mfigen  auch  meuier  Xenntniss  entgangen  sein:  allehi  ich  ▼erqpreche 
wenigstens  nicht  btoss  sokihe'  aatntwfthlen,  deren  Widerlagung  mir  leicht  ist» 
and  ich  will,  ndob  bemidien,  die  Ansichten  der  bedentendereii  mir  bekannt 
gewordenen  Iflaner  Ihneii  Wsulegen. 

Zu  Sohdien  gehört  denn  gewiss  Lord  Bröngham,  welcher  sidi  in  seiner 
Folitieal  phihnophy,  Bd.  m,  81  63  u.  üg.,  mit  der  Frage,  beschliftigt  Der- 
selbe geht  von  dem  Satze  aus ,  es  mflsse  eine  Repräsentation  so  ehagcrichtet 
sein,  dass  sSmmtlichc  grosse  Abtheilungen  der  Oesellschaft  (dasses  of  the. 
Community),  welche  hinreichend  bcachtenswertli  seien,  nach  einem  zusammen- 
gesetzten  Verhältnisse  der  Wichtigkeit  und  der  Zahl,  auch  wirklich  vertreten 
seien;  namentlich  erklärt  er  sich  bestimmt  dagegen,  dass  die  Zahl  die  aus- 
schliessliche Grundlage  der  Vertretung  sei,  z.  B.  grosse  Städte  im  vollen 
Verhältnisse  ihrer  Einwohnerzahl  anch  Abgeordnete  wählen.  Er  fürchte 
von  Wahlen  der  letzteren  Art,  dass  die  albcu  grosse  Gleichartigkeit  der 
Vertreter  und  deren  enge  persönhche  Bekanntschaft  die  Grundlage  gefjihr- 
lieber  Factionen  werden  könnte.  Diese  richtige  Grundansicht  führt  jedoch 
den  geistreichen  englischen  SUatsnuuin  za  keinem  genflgenden  £rg^bni8se. 


j' 


UlyliliÜJ  uy  LlUb^ie 


«eine  Mingel  und  die  HeflmitteL  445 

Yoretet  gelit  er  der  Haoptschwierigkeit,  naadich  der  AnfidUilang  dfeser 
▼ersddedenien  GeBeUBcbaftBklassen  mid  der  Recbtfertigaiig  ihrer  Anerkeii- 
mtog,'  tns  dem  Wege,  indem  er  sich  ganz  im  AUgomeinen  häl^,  nur  von 
dem  Torhandensein  soldier  AMheiUmgeii  des  Volkes  spricht,  ohne  sie  aber 
irgend  nflher  sn  hezeiebnen,  nnd  wftre  es.  auch  nur  beiqi^ielsweise.  Sodann 
verliert  er  schliesslich  den  ganaen  Gedanken  wieder  ans  den  Aogen,  ii^em 
er  doch  nur  Ortlich  örganisirte  Wahhm  will ,  und  seinei|  Zweck  dadurch 
zn  erreichen  glaubt,  6t»  er  die  WahlkrUfee  je  nach  den  vorherrsdienden 
biteressen  grösser  oder  kleiner  macht,  um  auch  die  letzteren  zur  Geltang 
za  bringen.  Dabei  begeht  er  flberdiess  die  Folgewidrigkeit  ,  vor  allzu  kleinen 
Wahlkreisen  zu  warnen,  damit  nicht  die  Wenigen  den  Vielen  vorschreiben, 
auf  diese  Weise  also  wieder  zur  Grundlage  der  Zahl  zorflckkehrend ,  die  er 
früher  selbst  verwarf.  Da  nun  seine  sammtliChen  wcitrron  Forderungen 
nur  die  formelle  Vornahme  der  Wahlen  betreffen,  oder  das  Verhältniss  der 
Gewählten  zu  den  Wählern,  so  kann  ich  bei  aller  schuldigen  Bescheidenheit 
gegenflber  von  einem  solchen  Manne  doch  seine  Ansicht  nicht  Ober  die  mei' 
.  nigc  stellen.  An  der  Stelle  eines  durchgearbeiteten  Gedankens  und  eines 
nach  allen  Seiten  hin  wohl  überlegten  Verbesserungsplancs  wirft  er  nur  eine 
unverbundene  Idee  hin.  Ein  tieferes  Eingehen  mochte  ihm  wohl  für  einen 
mitten  im  Leben  stehondoii  Staats-  und  Geschäftsmann  nicht  passend  er- 
scheinin,  ein  uusgebikleter  Plan  2u  einer  Wablreform  vielleicht  sch&dlich 
für  seine  eigene  Zukunft  dünken. 

Ein  anderer  bedeutender  Mann,  welcher  dem  Gegenstande  seine  Auf- 
merksamkeit zugewendet  hat,  i>t  Stahl.  Dieser  spricht  sich  in  seiner 
neuesten  Boarhi  itung  dieser  Frage  (Staatslehre,  dritte  Autl.,  IH.'itJ,  S.  322 
u.  fg.)  folgenderniaassen  ans:  Das  Volk  sei  eine  Gliederung  von  Stünden, 
welche  zu  ihrer  Unterlage  den  Grund  und  Boden  des  Landes  habe.  Ein 
Stand  von  politischer  Bedeutung  aber  sei  ein  besonderer  Leiaiisiht  ruf ,  in  so 
ferne  derselbe  auch  eine  Einheit  des  politischen  Interesses  und  der  iiuliti- 
schen  Stellung  bewirke.  Daher  sei  er  nur  in  bestimmten  grossen  Gruppen 
(Landbau  —  Gewerbe  und  Handel  —  geistige  I'tlegc)  zu  erkennen,  und 
nur  im  Zusanunenhange  mit  dem  örtlichen  nnd  obrigkeitlichen  Verbände. 
Die  Stände  seien  also:  Gruudaristokratie,  Städte-  und  Luiidgenieindeu,  die 
Geistlichen  der  Nationalkin he ;  wogegen  Kautleutc,  Bäcker,  Schneider  und 
dergleichen  nur  als  bürgerliche,  nicht  aber  als  poUtische  Stande  gelten  kön- 
nen. Diese  ächten  Stände  und  im  Aligemeinen  der  Grundbesitz  bilden  die 
Grundlage  der  wahren  Einrichtong  einer  Landesvertretung,  denn  es  werden 
nicht  bkMS  Kenachen,  sonderv  such 'Sachen,  das  heisse  Zustände  and  An- 
statteil, so  wie  LebeDssteUungen  zu  reprftsentiren  sein.  Ansdrfluklich  wird 
dann  noch  den  sogenannten  Gapadtftten,  den  Proletariern  und  den  Kapitali- 
Mea  die  Bereditigung  zu  einer.  Yertretang  abgesprochen  und  Besitz  yerhmgt, 


Dlgltized  by  Google 


446  1^  BepräaeDbuiTsystem, 

Ich  weiss  ^s,  dass  ich  gegentther  voo  Ihnen,  nein  Freand,  nicht  erst 
nothwendig  habe,  die  Scheingrflnde  und  logisdien  Erschleichiingen  aosfthr- 
lich  auseinander  sa  setaen,  von  «elehen  diese  Darstellnng  in  der  Thai  wim- 
melt. Wut'  sind  zwar  versduedener  Ansi(^;  Beiden  ist  es  jedoch  tun  die 
Wahrheit  an  sich ,  nicht  nm  die  Erreichung  eines  praktiachen  Zweckes  mitp 
telst  kan«:tiicher  Zostatzong  einer  theoretischen  Lehre  an  thun.  Deaahalb 
will  ich  denn  Ilinen  nicht  erst  aeigen,  dass  es  nicht  nur  eine  völlig  omt- 
wiesene,  sondern  auch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  in  keiner  Weise  her- 
zuleitende Annahme  ist,  die  Gliederung  eines  Volkes  habe  den  Boden  und 
die  obrigkeitlichen  Verbünde  zn  ihrer  notbwendigen  Unterlage.    Ist  doch 
gar  nicht  einimsehen,  warom  ein  Lebcnsbenif,  welcher  ein  gcmcinschafi- 
licbes  politisches  Interesse  und  eine  politische  Stellung  gibt,  nur  in  Verbin- 
dung mit  dem  Boden  soll  bestehen  können.    Auch  der  Grundbesitz  kann 
allerdings  zu  einer  solchen  staatlieh  wichtigen  Gemeinschaft  Veranlassung 
geben;  allein  keineswegs  er  allein.    Tiui  in  wie  firne  überhaupt  der  obrig- 
keitliehe Verband,  also  die  räumliche  Eintlieilung  und  Ordnung  der  Ver- 
waltung, von  einer  gcseli'-cliaftliclicn  Uedeutung  sein  soll,  ist  geradezu  nicht 
zu  begreifen,  als  in  wie  IVrnu  man  etwa  landrüthlichc  Kreise  und  WahlJireise 
gleichstellen  und  dadurch  die  Wahl  von  I>iiudräthen  begünstigen  will.  — 
Ebenso  ist  es  nur  angenommen,  aber  in  keiner  Art  erwiesen,  dass  zu  der 
nothwendigen  Eigenschaft  eines  Standes  eine  unmittelbare  staatliche  Stellung 
gehöre.    Diess  mag  die  Folge  besonderer  Bedeutung  eines  gesellschaft- 
lichen Kreises  sein,  allein  es  ist  keine  ursprüngliche  Eigenschaft  dcssell>eii. 
—  Ferner  ist  es  offenbar  völlig  uncrkhut  und  ungerechtfertigt,  wanini,  auch 
nur  in  dem  eigenen  willkürlich  gesetzten  Sinne  Slahfs,  schliesslich  bloss  der 
grosse  Grundbesitz ,  die  Gemeinden  und  die  Geistlichkeit  wahre  Stände  sein 
sollen.    Einmal  silid  doch  sicher  auch  noch  andere  Lebensstellungen  vor- 
handen, welche  ein  gemeiuKchaftlichcs  politisches  Interesse  haben,  nnd  welche 
durch  irgend  einen  obrigkeitlichen  Verband  (um  auch  diese  wonderlidie 
FoMemng  zu  berftcksichtigen)  zusammengefasst  werd^. '  Sodann  ist,  Wenn 
der  Beaita  eine  entscheidende  Bedingung  ist,  die  Geiitiiciikeit  der  Landes- 
Urdie  ohne  einen  Schein  von  Bereditigung  eingeschmoggdt  ünd  wam» 
bk»s8  die  Landeskirche,  nidit  in  etwa. paiitttisdien  Staaten  mit  Oleiclibe- 
reiBhtignng  die  Terachiedenen  Kirdien?  Und  shid,  endlich,  din  GeistlidMD 
die  dniigen  Pfleger  geistiger  Interessen?  Dieser  Tersoch,  die  mittelalter- ' 
Bdien  drei  Stände  so  ohne.  Weiteres  nidit  nor  als  die  Jetst  nodh  beetehen« 
den,  aondeni.  sogar  ala  die  dem  Gedanken  der  Beprftsentation  naA  aUelB 
Berechtigten  darsttstellen,  ist  doch  in  der  Tkat  gar  m  ihdensdirinig.  — 
Nkht  begreiflidi  ist  es  feraeriiin,  wie  Handel  nnd  Qewcijbe  ipent  da  cto 
wahrer  Stand  im  staatlidwn  Sinne  an%efllhrt  sein  k<innen,  spiter  a!ber 
.  ßchneidern  and  Schnatem  und  sogar  Kaoflenten  nor  ein  «bOigerlidwr» 
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Stand  will  znerkanut  werden.    Dicss  ist  ja  eine  offenbare  contradictio  in 
adjecto;  and  wie  will  auch  nur  mit  einem  Scheine  von  Wahrheit  behauptet 
werden,  dass  die  Kauflcutf  und  die  Gewerbt^treibendcu  kein  gemeinschaft- 
liches politisches  Interesse  haben?  Ucberhaupt,  was  ist  denn  eigentlich  ein 
«bürgerlicher»  Stand?  Es  wird  dicss  nirgends  erklärt.    Und  jeden  Falles 
sollte  mau  meinen,  dass  wenn  denn  einmal  Besitz  eine  Vorbedingung  der 
Repräsentation  sein  soll,  dieser  dem  Ilandelsbtande  nicht  ganz  abgehe.  — 
Endlich  heisst  es  doch  dem  gesunden  Denken  etwas  viel  zumuthen,  wenn 
behauptet  wird,  es  seieu  nicht  bloss  die  Menschen,  sondern  auch  die 
Sachen  zu  repräsentircn.    Und  ein  unerlaubtes  Spiel  mit  Worten  und 
Begriffen  ist  es,   wenn  im  Uandumwenden  diese  «Sachen»  als  gleichbe- 
deutend mit  «Zustanden  und  Lebensstellungen»  genommen  werden,  während 
doch  letztere  unwidersprechbar  zum  grössten  Theile  iiersönliche  Verhält- 
aisse  und  ohne  alle  Beziehung  zum  Grundbesitze  sind. 

So  geht  es  aber,  wenn  für  eine  Parteiforderung  oder  überhaui>t  für 
einen  bestimmten  praktischen  Zweck  eine  anscheinend  wissenschaftliche 
Bemäntelung  gefunden  werden  soll.  Diess  ist  eiu  Grundverderben  für  die 
"Wissenschaft,  wie  sich  diess  namentlich  auch  in  unserem  positiven  Staats- 
rechte zeigt,  für  welches  zur  Vcrtheidigung  unzulässiger  und  nach  den  all- 
gemein angenommenen  Grundsätzen  unvertheidigbarer  Forderungen  Einzelner 
so  viele  angeblich  allgemein  gültige  Lehren  aufjgcstellt  werden.  Auch  der 
gescheidteste  Mann  kann  bei  solchem  Beginne  logische  Taschenspieler- 
stückcben  nicht  vermeiden,  und  es  ist  nur  die  Zuversicht  zu  bewundern, 
mit  welcher  man  glaubt  ,  iVndercn  solche  Selbstwidersprüche  und  Erschlei- 
chungen  als  baare  Münze  aufreden  zu  können.  Wie  das  ganze  Slahl'sche 
Staatsrecht  darauf  angelegt  ist,  ein  Konigthum  von  Gottesgnaden  zu  erweisen 
mit  Vorbeischiffung  an  der  Theokratie:  so  ist  die  ständische  Theorie  insbe- 
sondere zugeschnitten  zur  Rechtfertigung  des  preussischen  Junker-  und 
Pfaffenthun)«.  Ich  denke  nun  aber,  es  hätte  einem  Manne  von  so  grosser 
Begabung,  so  klarem  Scharfsinne  und  so  gewaltiger  logischer  Kraft,  wie 
deren  Urheber  in  der  That  ist,  nicht  schwer  werden  sollen,  unmittelbar 
praktische  Gründe  für  seine  Absicht  ausfindig  zu  machen,  welche  ebenfalls 
das  Thema  zu  den  uöthigen  Parteiredeu  geliefert  hätten,  ohne  dass  er  nöthig 
gehabt  hätte,  die  Wissenschaft  an  sich  und  seine  eigene  wissenschaftliche 
Stellung  zu  gefährden. 

Eine  kleine  Schrift  von  Levita  (Volksvertretung  in  ihrer  organischen 
Zusammensetzung.  Leipzig,  18ö3,)  hat  in  gewissen  Beziehungen  Verwandt- 
schaft mit  meiner  Anschauung,  doch  nur  theilweise  Der  VorscWag  geht 
im  Wesentlichen  dahin,  dass  eine  Repräsentation  in  der  Gemeinde,  im 

1)  Die  Schrift  scboint  etwa.«  frilher  erschienen  zu  sein  ala  die  erat«  HcArbcitung  der  ge^eu* 
wärtigen  Abhandlung;  ich  habe  »iu  Jedoch  bei  deren  Alifiiaaung  oocb  nicht  gekuuul. 
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Bc'/jrkc,  in  der  l'iovinz  und  im  Staate  einzuführfii  sii.  Die  Grundlage 
dieser  Reihenfolge  von  Vertretungen  soll  die  der  Gemeinde  bilden ,  welche 
denn  ihrer  Seits  nicht  nach  Kopfzahl  oder  Besitz  zu  bildrii  wäre,  sondern 
aus  den  "freien  Körperschaften»  in  der  Gemeinde  hervorginge.  Die  Keprii- 
sentation  im  Staate  insl)esündere  hätte  aus  zwei  Hälften  zu  besteh»  n,  deren 
eine  unmittelbar  von  den  socialen  Gemeinschaften  gewählt  wünle,  die  andere 
aber,  je  zu  'e  des  Ganzen,  aus  den  Vertretungen  der  Gemeinden,  der  Be- 
zirke und  dt  1  Pruviii/en  hervorgiuge.  Uiesc  Staatsrepräsentation  wtlrde 
deiui  nur  Eine  Kammer  bilden. 

Sie  sehen,  mein  Bester,  der  Verfasser  und  ich  stimmen  im  Grundge- 
danken, nämlich  in  der  wesentlichen  Berücksichtigung  der  geselischaftlicheil 
Kreise  bei  der  Organisation  der  Yertretung,  ttbereiu;  doch  kann  ich  nicht 
omhin,  mich  entaehkdeu  gegen  einaelBe  Theüe  .dieses  Planes  und.  seiner 
nfthem  AasfQhrang  m  erkUbren.  Vor  Allem  kann  ich  schon  damit  nicht 
einverstanden  sein,  dass  die  Gemeindeveitrettuig  anasehlieeBlicb  oder  wofk 
mar  wesentlich  ans  den  gesellsohaftlicbto  Kreiden  herrörgeheB  solL  Die 
Gemeinfle  ist  selbst  ein  geseUschaftlicfaer  Kreis,  welcher  sein  dgentlillni- 
liches  gemdnschaftliches  Interesse  hat,  nftmUch  die  belHedigende  Ordnung 
des  ränmlicben  Znsttinnienlebens.   Auf  Erreichmig  dieses  Zweckes  mtts- 
son  die  Gemeinde 'Einrichtungen  and.  dann  anoh  die  Qemeindebeliördfla 
berechnet  sein.  tSa/Anesa  sieh  in' dieser  Beziehnng  die  Interessen  der  In  der 
Gemeinde  thats^chlich  vorhandenen  BestandCheile  anderer  gesellschaftlichen 
Kreise,  geltend,  wie  etwa  einsetaier  Gewerbe  oder  .verschiedener  Wirehwii 
so  sind  allerdings  diese  auch  an  berücksiehtigen,  aber  .do^  niobt  aos- 
schlieBsIich  oder  auch  nnr  hanptsichlich.      Zweitens  mag  es  «war  gaas 
bequem  sein,  die  Begrilbbestunmnng  und  die  Aufcfthhmg  der  verschiedenen 
«dreien  Körperschaften»  gana  im  Allgemeinen  m  lassen,  wie  diese  der  Ver- 
fieser  gethan  hat,  und  nur  zu* bemerken,  dass  sie  nach  den  Michen  Yer> 
htttnisaen  n  .bilden  sei;  allein  man  kAinmt  dunH  fllr  das  Leben  nicht  vom 
Flecke,  nnd  es  Hast  sich  eine  Prflihng  eines  so  gans  unbestimmt  gehaltenen 
Yorschlages*  und  ebe  Tergleichnng  ndt  dem  Beatehflnden  gar  nicht  anstellen. 
Ist  es  auch  ganz  richtig^  dass  die  gesellschaftlichen  Kreise  nicht  ein  for 
allemale  und  allgttltig  für  jede  Art  von  Gesittigong  nnd  Volksentwickelang 
ftbereinstinmiend  angegeben  werden  kOanen:  so  ist  es  doch  möglich,  sie  für 
bestimmte  thatsächlicbe  Voranasetaogen  zu  entwickeln;  und  es  ist  diess 
auch  durchaus  nothwendig,  wenn  man  sich  einen  Begriff  von  der  daraus 
hervorgehenden  Repräsentation  machen  soll.  —  Femer  habe  ich  ausznsetzeD, 
dass  nach  dem  Plane  des  Verfassers  die .  einseinen  Interessenkreise  keine 
Gelegenheit  erhalten,  ihre  Fordemngcn  abgesondert  und  nicht  bloss  als 
Minderheiten  einer,  grösseren  Versammlung  geltend  zu  machen.   Auf  diese 
Weise  wird  der  eigentlicb  beabsichtigte  Zi^ecl^  ganz  verfehlt,  i^id  es  ist  in 
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der  Tbat  oidii  4er  Mfllie  werth,  die  jet/ige  bestdiende  fieprtNntatio&aärC 
n  indeita.  Anch  bei  dieser  ist  es  ja  keine  UnmOglielilidt,  nielit  einmal 
eine  ünfrahrech^wliehkeit ,  dasB  die  eimdiien  g^qseren  Meressen  durch 
eine  Mindenalü  von  Mitgliedem  vertreten  seien;  allein  die  Erbhmng  zeigt 
imd  es  liegt  in  der  Natnr  der  Dinge,  dass  auf  eine  Wirksamiceit  solcher 
Minderheiten  nieht  gerechnet  werden  kann,  eben  weil  sie  Minoritäten  sind. 
Dieses  nngllnstige  YerhUtniss  bleibt  denn  aber  im  Wesentlichen  onverindert 
in  dem  vorliegenden  Tla^.  Jede  der  firei^  Körperschaften  ist  schon  in 
den  Gemeindevertretongen  in  der  Minderheit;  noch  mehr  natttrUch  'in  den 
Beziifcs-  nnd  Provinzial-yertretvngen.  In  der  Beichsrertretong  aber  Ändert 
der  kleine  Antheil  einer  jeden  einaehied  Körperschaft  an.  dem  einen  Sechs- 
theüe  der  Yersanunlnng  kanm  nennenswerth  die  Untevordnuig  and  also 

  ■ 

mOglkhe  vOlUge  ünterdrQckung.  Schliesslich  ist  es  wenigstens  eine  be- 
Btrittene  nnd  ehm  bestrettbare  Frage,  ob  eine  Beicbsyertretong  sweckmissig 
nur  aus  Einer  Versammhing  gebildet  wird.  -  Jeden  Falles  kann  man  sich 
darOber  idcfat  tftasohen,  dass-  die  etwaigen  Hachtheile,  welche  eine  einmalige 
Berathnng.ond  Schlnssfiusnng  in  einä*  ahlreichen  Yersammtang  haben  mag, 
durch  eine  Znsammoisetsnng  derselben  ans  verschiedenen  Bestandtheileh 
nicht  im  Ifindesten  beseitigt  Wierden.  Audi  hier  kann  ja-  die  Mehrheit  lei- 
denschaftlich oder  anflberl^  verfohren  nnd  ihre  endgültige  Gewalt  .miss- 
brancfaen,  ohne  dass  eine  nochmalige  Vornahme  dos  GcschSftes  von  anderen 
Ittnnem  und  unter  anderen  Verhältnissen  eine  Schranke  setzte  oder  einen 
begangmen  Fehler  wtoder  gnt  machte.  Man  kann,  wie  gts^igt,  über  das 
Zweikammersjstcm  eine  verschiodcne  Ansicht  haben;  allein  die  Wahlart  ist 
von  keinerlei  EokscheidDng  für  den  Streit. 

Ich  komme  aber  endlich  noch  zu  demjenigen  Schriftsteller,  welcher  die 
uns  vorliegende  Frage  an»  «  ingohendsten  und  meiner  ileinung  nach  am 
geistreichsten  behandelt.  Ks  ist  diess  A.  Winter  (Die  Volksvertretung  in 
Deutschlands  Zukunft.  Gött. ,  18.'')2).  Völlig  unabhängig  von  einander  mit 
dem  Gegenstande  uns  beschäftigend  stimmen  wir  in  Manchem  überein,  sind 
aber  docli  aueh  in  mannigfacher  Beziehung  zu  verschiedenen  Ergebnissen 
gelangt,  und  Sie  mögen  nun  zwischen  uns  urtheilen. 
_..    Zuerst  denn  eine  kurze  Sthilderung  des  Wintcr'sclien  Systomos. 

Er  geht  von  nacbstfhenden  Salzen  als  Axinnion  aus:  1)  von  der  lieber-' 
Zeugung  einer  Nothweudigkeit  und  Berechtigung  einer  Theilnahme  des  Volkes 
an  den  Staatsgeschäften  mittelst  Vertretern  aus  seiner  Mitte,  und  zwar  auf 
s&mmtlichen  Stufen  des  Staatsorganismus ;  2)  von  der  Ansicht ,  dass  das 
Felilschlageu  des  constitutionellen  Systemcs  durch  das  künstliche  und  ab- 
stracto Wesen  desselben,  so  wie  durch  die  Nichtbeachtung  der  Thatsachen 
verschuldet  sei;  endlich  3)  von  der  Anerkennung  verschiedener  gesellschaft- 
licher Kreise,  mit  dem  Unterschiede  jedoch,  dass  Winter  die  Beschäftigung 
V.  Mobl,  atMtfmcM.  Bd.  L      '    *  29 
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als  Mittolpnnkt  dcrsolben  annimmt,  während  ich  ihn  im  gemeinschaftlichen 
Interesse  niide.  Hierzu  kommt  nun  aber  noch  ein  Wintern  eigenthQmlicher 
Gedanke.  Derselbe  ist  nämlich  sehr  für  zwei  Kammern,  jedoch  in  wesent- 
lich anderer  Auffassung  und  Zusammensetzung  als  der  landesüblichen.  Er 
will  nämlich  eine  Kammer  der  Staatsmänner  und  eine  zweite  von  Volks- 
männern.  —  Auf  diese  Anschaunng  hat  er  denn  nun  folgenden  Organismus 
der  ganzen  Staatsverwaltung  im  weitesten  Sinne  gebaut. 

Vor  Allem  ordnet  er  die  Gemeinden,  und  zwar  in  wesentlicher 
Verschiedenheit  der  Stadt-  und  der  Landgemeinden  oder  Gaue.  —  Einen 
Gao  setzt  er  zusammen  aus  einer  Anzahl  von  Dorfgemeinden,  deren  jeder 
er  einfach  einen  Vorsteher ,  von  ihm  Bauerherr  genannt ,  gibt ;  wenn  es 
sich  so  trifft,  auch  aus  dem  einen  oder  dem  andern  Landstädtchen.  Als 
die  Vertretung  dieses  Gaues  bezeichnet  er  aber  die  sänmitlichen  Bauerherren 
der  Dörfer,  die  Zuuftvorsteher  der  Landstadt  (Handwerksherreu) ,  den  Kra- 
merherrn, den  Vorsteher  der  Feldbcsitzer  der  Landstadt,  die  Häupter  der 
Geistlichkeit,  der  Lehrer,  der  Richter  und  Anwälte  des  Gnues;  endlich, 
wenn  dergleichen  vorhanden  sein  sollten,  die  Fabrikherren  and  Gross- 
händler, Direktoren  von  Betriebsgesellschaflen ,  die  Häupter  der  Aerzte. 
Die  Regierung  des  Gaues  soll  einem  ebenfalls  gewählten  Beamten,  (etwas 
anspruchsvoll  Landgraf  genannt,)  zukommen.  —  Als  Vertreter  der  grossen 
selbststäudigen  Städte  aber  werden  bezeichnet:  die  einzelnen  grossen  Kauf- 
leute und  Fabrikanten,  die  Kramerherren  und  Handwerksherren,  die  Häupter 
der  Geistlichen,  Lehrer,  Aerzte,  Richter  und  Advokaten  des  Stadtgerichtes, 
endlich  die  Dekane  der  Universität,  wo  eine  solche  besteht  (?).  Diese  Ver- 
sammlung wird  der  Stadttag  genannt,  wie  jene  erstere  der  Gautag.  Für 
beide  Arten  von  vertretenden  Versammlungen  wird  noch  die  eigenthümliche 
and  in  der  Thal  bemerkenswcrthe  Einrichtung  eines  Ausschusses  vorge- 
schlagen, welcher,  aus  drei  bis  fünf  Personen  bestehend,  die  sämmtlichen 
Geschäfte  des  Tages  selbststündig  vorzubereiten  und  zu  leiten,  Berichterstatter 
zu  bestellen  oder  selbst  zu  berichten  hätte.  Der  Vcrwaltungsbeamte  wäre 
auch  hier  gewählt  und  Stadtgraf  genannt. 

In  der  Landschaft  (Provinz)  wird  schon  das  Zweikammersystem  an- 
gewendet. Die  erste  Kammer  soll  sein  das  «Grafenhaus»  und  bestehen  aus 
sämmtlichen  Land-  und  Stadtgrafen;  die  zweite  Kanuner  dagegen  aus  den 
Ausschüssen  der  Land-  und  Stadttage ,  ausserdem  aber  noch  ans  den  obersten 
Prcivinzialbeanitcn  der  Geistlichen,  Lehrer,  Aerzte,  Richter.  Die  Verwaltung 
der  Provinz  fällt  wieder  einem  gewählten  Beamten,  Fürst  genannt,  zu. 

Der  Reichstag  endlich  bildet  seine  beiden  Kammern  auf  folgende 
Weise :  das  Fürstenhaus  besteht  aus  den  sämmtlichen  Fürsten  tmd  aus  Aus- 
schüssen der  Grafenhäuser  der  Landschaften;  das  Volkshaus  aber  lediglich 
aus  Ausschüssen  der  Landhäuser  der  Provinz. 
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Vergloicht'  ich  nun  diestn  Pinn  mit  dem  intiiiigon,  so  finde  ich,  dass 
wir  in  folgenden  wost-ntliclicn  Punkten  tlbereiiistinniien :  zunächst  in  der 
Uebert ragung  vun  Vertretung  in  Interessen  an  Sachverständige  und  persön- 
lich Betbeiligte;  sodann  in  der  Verwerfung  der  AVahl  nach  Koi»f/,uhl  und 
mit  freier  Aussuchung  unter  allen  Bürgern,  als  nicht  verträglieh  mit  der 
eben  gestellten  Forderung;  ferner  in  der  Ansicht,  dass  Wahl  den  Volks- 
vertreter keineswegs  ausschliesslich  befähige ,  sondern  dass  ihn  auch  andere 
£ligenschaften  bezeichnen  mOsscu;  weiterhin,  jedoch  nicht  mit  ToUstftndigeni 
Einklänge  der  Aofkählnng ,  in  der  Aneritenming  und  Tenrendong  der  ver^ 
fiddedenen  GeienscMskreise;  «DdHeh  in  der  BQdnng  faOiierer  TerMmm- 
laugen  ans  den  AnsscbllBsen  der  Miederen.  —  Dagegen  irekhen  iiir  aber 
aneb  in  wesentlichen  Pmdcten  von  .  einander  Erstens  darin,  dass  Winter 
das  geirBbnliohe  Zii^kamiiiersystieni-  beibehalten  grillt  nnr  mit  den  Ünter- 
eehiede,  dass  die  eine  ans  Staatsmlnnem,  die  andere  aber  ans  VoOcsnila» 
bem 'beateben  ^U;  ich  dag^n  bin  fttr  eine  Gegenttberstdkng  des  Ass- 
dmekes  der  nnmlttelbaren  nnd  Mbstiscben  Interessen  anf  der  einen  «4 
des  Einüeitsgfedsnkens  des  Staates  anf  der  anderen  Seite.  Zweitens  ist 
•  Winter  flur  eine'  Yertretnng  der  gescUscbalUichen  Kreise  anf  dem  Beichs- 
tage  dordi  Anssdiisse,  welche  dnreb  ihre  Znsammensetnuig  keine  Gewähr 
lllr  e{ne  .tbtttsiddicbe'Beacbtnng  sinlmtUGber.  thatsftchlicb  vorhandener  Inter- 
elMIr  gdMD,  wihrend  ich  sie  dnreb,  unmittelbare  Wahl  ans  ibter  Mitte  nvd 
tm  .iWn  ganaen  Lande  in  gewinnen  suche.  Drittens  dehnt  Winter  die  Er* 
'neiiritog  durch  Wahl  anf  aOe  Yerwaltnngsbeamten,  selbst  anf  die  Yonteber 
(ier  Proviufeen  aas;  ich  dagegen  schlage  keihe  Yertadernng  in  ffieser  iO^tnng 
vor»  und  mochte  jeden  Falles  so  Weit  nicht  geben. 

Ich.  bin  natttrlich' nicht  selbst  der  zimtliidige  Richter  aber  diese  tbeils 
gleichartige,  theils  verschiedene  Anffiissang,  doch  hoffe  ich  in  nachstehen- 
dem Urtheile  möglichst  unbefangen  zu  sein.  Ich  etkenDt  sehr  gerne  die 
EigentidUalicfakeit  and  Selbstständigkeit  des  Verfassers  an  ;  der  Mechanist 
mns  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  scheint  mir  ein  leichter  zu  sein;  der 
•Gedanke,  in  dem  Zweikammersysteme  die  Staatsmänner  den  Volksmänncm 
gj^enUber  zn  stellen,  und  soinit  die  Geschäfte  ans  diesen  beiden  Gesichts* 
punkten  gleichförmig  zu  bearbeiten,  will  mir  an  sich  ein  sehr  bedeutender 
bedanken,  welcher  gar  wohl  die  Beachtung  auch  Solcher  verdiente,  welche  auf 
unsere  Forderung  einer  wesentlichen  Umänderung  der  Vertretung  nicht  ein- 
gehen wollen,  und  der  jeden  Falles  viel  richtiger  ist,  als  die  Bildung  einer 
ersten  Kammer  aus  den  bevorrechteten  Ständen ,  dem  grossen  Grundbesitze, 
der  Aristokratie  u.  dgl;  endlich  darf  ich  nicht  vergessen,  dass  in  dem 
ganzen  Werke  eine  Menge  von  kleinereu  Berichtigungen  der  gewöhnlichen 
cimstitutionellen  Lehre  sich  findet,  welche  im  Einzelnen  Ihnen  mitzutheilen 
ich  bUUg  unterlassen  habe.  —  Dagegen  kann  ich  mich  mit  anderen  wescnt- 
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liehen  Bestandthcilen  des  wn  Winter  eutwickelten  Systemes  nicht  so  weit 

einverstauditi  nklärcn,  dass  ich  darüber  mciuc  eigene  Auffassung  aufgeben 
mochte.  Zunächst  vermisse  loh  die  ßerüduichtigiuig  des  parlamentariscbet 
Sjrstttnes,  ohne,  welches  meiner  Ueberzengnog  nach  keine  Ruhe  und  Befrie- 
digung in  waa&ee  Staaten  einkeluen  kann.  Sodann  fürchte  ich,  wie  ich 
bereits  oben  augedeutet  habe,  dass  die  Vertretung  dir  Interessen  durch 
poSÖnUch  Bethciligte  und  Saebverstftudige ,  also  eine  Hauptaufgabe,  lüdA 
erreicht  werden  kann  durch  dio  voigeschlageuen  Ausschüsse.  XlieiL»  ist  es 
nämlich  blosser  Zufall,  welche  Interessen  in  diesen  Ausschüssen  unmittelbar 
vertreten  sind;  theils  ist  es  fttr  VerhältnissmAssigkeit  in  keiner  Weise  ge- 
sorgt ;  theils  endlich  findet  kein  unmittclbareB  ond  ausschliessliches  Benehmen 
der  Regierung  mit  den  wesentlich  Betheiligten  statt,  üierin  kann  ich  denn 
aber  nicht  iiudcrs  als  einen  wcseutlichuu  Mangel  erblicken.  Drittens  endlich 
erforderte  die  Durchführung  des  Winter'schen  Plaues  eine  gänzliche  Umge- 
staltung des  gaiuiu  Staatsorganismus.  Hierzu  ist  denn  nun  aber  theils, 
meiner  Anschauung  nach ,  kein  liedürfuiss  vorhanden ,  theils  wird  die  Aus- 
führung durch  so  weitgehende  Forderungen  in  hohem  Grade  erscliwert. 
Wer  zu  viel  verlangt,  erreicht  in  der  Regel  gar  nichts. 

Sie  sehen  also,  mein  Freund,  ich  finde  mich  durch  die  niittclbarea 
Kritiken,  d.  h.  durch  die  von  meinen  Vorschlägen  abweichenden  Plane  An- 
derer, nicht  erschüttert,  *Das  ist  kein  ^Vuudcr,  werden  Sie  vielleicht  sagen; 
vielmehr  pfiegt  es  in  der  Welt  immer  so  zu  gehen,  dass  Projektenmacher 
sich  nicht  überzeugen  lassen.>  •  Wir  wollen  darüber  nicht  streiten.  Ohne 
etwas  gewagte  Gedanken  kommt  nichts  Neues  ia  Stande;  und  ohne  Hart- 
näckigkeit t>QUt  mau  nichts  durch. 

Ich  lasse  Sie  noch  nicht  los,  lieber  Freund,  mögen  Sie  wollen,  oder  nicht, 
Sie  müssen  die  Bew»  i^tührung  für  die  Richtigkeit  meines  Heilmittels  bis  zu 
deren  völliger  Erschöpfung  liüren.  Bis  jetzt  habe  ich  uimiittelbar  bewiesen, 
für  mich,  gegen  Sic.  Nun  aber  habe  ich  auch  noch  einen  mittelbaren  Be- 
weis, der  meines  Bcdüiikens  von  Bedeutung  ist.        '  • 

Man  kann  mir  nämlich  sagen,  die  ganze  Bemühung  um  eine  neue  Ge- 
staltung des  Staates  sei  denn  doch  schliesslich  nur  dann  liegrOndet ,  wenn 
wirklich  das  jetzige  coustitutionelle  System  crfalirungsgemass  überall  fehl- 
geschlagen habe.  Lassen  sich  nämlich  Fälle  finden,  in  welchen  dasselbe  soweit, 
als  man  es  überhaujit  von  menschlichen  Dingen  erwarten  könne,  gut  ge-  • 
wirkt  habe  und  wirke,  so  zeige  diess,  dass  das  Fehlschlagen  nicht  in  dem 
Wesen  dieser  Staatsfonn,  sondern  in  sonstigen  Fehlern  der  betreffenden 
Stallten  hege,  und  es  sei  somit  Forderung  des  gesunden  Menschenveratandes, 
erst  diese  Fehler  zu  beseitigen,  nicht  aber  gleich  das  System  nmzMtoawtt» 
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'Nun  aber  gebe  es  thatsächlicb  mehrere  Staaten ,  in  wpichen  das  repräsen- 
tative  System  Yortrefflicho  Wirkungen  habe;  so  England,  Belgien^  die  Yen- 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  Norweg^  J^tqm:  ergo. 

Hier  ist  denn  nun  meine  Aufgabe,  zn  zeigen,  dass  diese  Beispiele  nicht 
passen,  weil  sie  entweder  nicht  unserem  Systeme  dcrRcpräsentativ-VerfMBOng 
angehören,  oder  weil  sie  nicht  die  behauptete  gute  Wirkung  haben. 

Dass  ich  mich  mit  Norwegen,  dieser  Bauemrepablik ,  befasse,  wer- 
den Sie  niclit  verlangen.  Eine  Verfassung  mag  för  die  dortigen  so  äusserst 
einfachen  und  uranfanglichen  Zustünde  vollkommen  passen,  ohne  auch  nur 
entfernt  eine  Anwendung  zu  erleiden  auf  verwickeitere  Verhältnisse  und  eine 
reicher  ausgebildete  Gesellschaft.  Im  Gegentlieil  ist  mit  Bestimmtheit  aoza- 
nehroen,  dass  sie  eben  desslialb  hier  nicht  taugt. 

Was  nun  aber  England  betrifft,  so  ist  niemand,  wie  Sie  wissen,  dn 
aufrichtigerer  Bewimderer  der  dortigen  Staatsverhälfnis.se,  als  eben  ich.  Es 
ist  ein  grosses  Land  und  ein  grosses  Volk.  Die  englisclien  Staatsmanner 
sind  ehrenhaft,  gebildet,  vaterländisch  gesinnt,  durch  und  <liir(h  politisch 
erzogen.  Das  Parliament  vereinigt  eine  Masse  von  geif<tiger  Kraft,  wie  sie 
weder  die  französische  Versammlung  von  17*^9  noch  das  Frankfurter  Par- 
lament aufweisen  konnte;  aber  eine  weit  geordnetere,  erfahrenere,  das  Mög- 
liche kennende  und  wollende  Kraft.  Zum  grossen  Theile  aus  Mitgliedern 
zusammengesetzt,  welche  die  Bedürfnisse  ihrer  Mitbürger  in  den  kleineren 
Kreisen  des  Zusaninicnleben':  mit  freiwilliger  Bemühung  ordnen,  öffentliche 
Geschäfte  als  die  gemein'^anien  Angelegenheiten  Aller  betrachten  und  sich  za 
deren  nnentgeldlicher  Besorgung  hergeben,  Einfluss  in  ihren  Umgebungen 
durch  Leistungen  und  nicht  durch  Ä  : Sprüche  zu  erlangen  snehen,  besitzt 
das  Parliament  die  geübtesten,  mit  den  wirklichen  Bedürfnissen  und  Zustünden 
vertrautesten  GeschJlftsmiinner.  Es  ist,  nach  Gneist's  riclitigern  .Vusdrucke, 
die  Korporation  der  Korporationen.  Die  Masse  des  Volkes  aber  hat  eben 
so  sehr  einen  miiimlichen  und  unabhängigen  Freiheitssinn,  als  andererseits 
Gesetzhchkeit ,  Anerkennung  des  bestehenden  Rechtes,  ungeheuchelte  Piet&t 
gegen  den  Träger  der  Staatsgew|üt.  Und  mag  auch  Manches  veraltet,  tmbe- 
qnem  oder  ongeDUgend,  selbst  missbrftncljjich  sein  im  Innern  der  Öffentlichen 
S^ntlDde;  kli  IkUr  PetjM»  .iiimaelite  mir  im  Gänsen  kein  besse^ 
Büi^Ul^ba),  weai  irfr  es.  m  mK  alten  säi^  BestandtheOen  and  enmdlflgw» 
^'MaiA^^  mit  der  Zähigkeit  imd  klaren 

'irMliiftiilljFtirj    iMiiAiBliaM   BUianes  berfibeniehmai  kOnnteD.  Allein 
•'4rti.  jitisi^  WjEioi^iM^        idi  In  där  That  nicbt  als  einen  Beweis 
IStyiiläi^  der  Tolksrertrelaog 
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ti^i  eines  Satzes  durch  die  Hin^t  i^mg  auf  ein  Beispiel  zeigen  zn  woücb, 
welche«  gerade  diesen  Satz  wc^enUich  entliält.    Sodann  aber  behaupte  ich, 
daas  zwar  das  System  der  Vertretung  in  England  für  die  dortigen  Verhält- 
nisse wenigstens  leidlich  passt,  keineswegs  aber  unseru  gesellschall  liehen  Zn- 
st&nden  auch  nur  entfernt  entspräche.    Man  nniss  sehr  auf  seiner  Hut  sein, 
wenn  man  zufiüüg  einmal  mit  Horm  Zimmermann  in  Hannover  dieselbe 
Meinung  hat.    Die  Wahrscheinlichkeit  ist  nicht  daftir,  (la>s  man  zu  einer 
solchen  Meinung  durch  Benützung  der  edleren  Geisteskräfte  gekommen  ist; 
und  ich  wenigstens  ziehe  niclit  gern  in  seiner  Gesellschaft  durdi  OSnmtrs, 
Allein  in  Bc/ichnng  auf  die  UcbcreinMininmug  der  englischen  V€ftl«t^ 
mit  dem  englischen  Volke  stimme  ich  so  ziemlich  mit  ihm  flibeveill.:- Die 
englische  Gesellschaft  ist  wcsentiicli  auf  eine  Landaristolwfie  gesrtB^; 
das  Parliament  gelit  wesentlich  aus  der  Landaristokrirtie  henor.  .We  Bo- 
mischung  von  kirchlichen  Bestandtheilen  in  dem  SO  1drbbUcte.tea4e,.^i^ 
die  Vertretung  grosser  Handels-  und  GewcrbesUdte  durch  Uinilligeie OeiM« 
entspricht  der  Wirklichkeit;  beides,  freilich. HObl  Bicht  genug.    SeBlBi  die 
fremdartigen,  einer  ganz  verschiedenen  Lebenseiiflchaiiang  angehörigen  Irltoder 
haben  einen  sehr  wirklichen  Theü  der  BevittkeroBg  der  Ineebi  Waler  «A. 
So  lange  also  im  Geiste  des  Volkes' das  in  den  Fibriken  trWtendeiJjdfr 
tariat  noch  nicht  zur  Ebenbürtigkeit  wirkliefa  aogeiassen  ist,  mig  die  ^ 
tretung  in  ihrer  jetzigen  <3estalt  erhalten  Verden  nnd  taugen,  hOc^ty 
dann  und  wann  eine  allsQ  lant  geirordene  Neuerang  durch  Tlkkmi^ 
befriedigt  werden.  Ilan  kami  nicht  eheli  theoretiBch  aehwlnnai  ftr  die 
Zusammensetzung  des  Parlianentes;  aber  es  genfigt  so,  vie  es  ist,  ftr  die 
praktischen  Zwecke  des  Lahdes.  Was.  aber  beweist  diese  ftr  ans?  Uosen 
Laodaristokratie  ist  eb  wichtiger  BestandtheU  onserar  Geadlschaft,  und  le 
ist  ein  grosser  politischer  Fehler,  ihr  den  gebohrenden  Einflnss  nicfat  «ä- 
rlmnen  tu  woUen;  aber      der  enf^schen  Limdanstokratie  Itaim  sie  aichi 
verglicbea  werden.  Dagegen  haben  wir  Mllioiicn  Meiner  BaiMni.  Unser 
Handwerkerstand  hat  eine  von  den  englischeii  Standesgtooesen  wesentlich 
Tersehiedene  Steünng;  Handel  mid  Fabrikation  stehen  weit  tiefer  in  ihrer 
Bedeatnng  fiBr  das  Ganae.  Der  EigenthOiniichkeit/aBseres  Aber  die  ganie 
Flftdie  der  Staaten  verbieiteten  Gemeindelebens  stebt  hi  SngMd  gtr  iucbts 
gegenfiber.  Wir  haben,  in  den  neirteh  T Andern  wenigstens,  mehrere  gl^ 
bereditigle  Kirchen  neben  einander,  ab«  keine  hochmächtige  Staatekird^ffc. 
Die  geistige  Bildang  geht  bei  nns  keineswegs  anf  in  der  Aristokratie,  son- 
don  sie  ist.  melir  te  dem  Mittelslande  anagefeprochen,  and  flberhaopt  ein 
weit  bedenkeaderes  geseUstiMlUiches  Ekment,  als  sie  es  in  Eni^d  ist 
Wir  mO^en  ans  also  die  Engländer  in  staatlicher  Gesinnnng,  md  Darcb- 
yy^ni^  zm  Master  nehmen.  Wir  können  und  sollen  Vieles  Von  Ihnen 
lernen  in  $ler  Handhabnng  der  Vertwtangseinriflhtangiin, .  yor  Altem  die 
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imbestritteiie  Aehtang  des  parlamentarischen  Systems.  Es  wäre  ein  mueon- 
1»urar  Segen  ÜBr  uits,  weim  warnt  Flinten  ihre  p^Onliche  Stelhmg  so 
ndmen  konnten,  nie  Königin  Tietoria.  Aber  die  Zosammensetzug  und 
Einriditiing  des  britischen  ParHamentes  beseitigt  nidit  die  Uebel,  unter 
welchen  irir  Idden.  Diese  sind  nns  eigen;  eigen  moss  tnch  das  Mittel  sein. 
Pesshalb  anch  ftr  nns  nor  in  einer  iresentlidi  aiistokrätischen  Vertretung 
Hülfe  za  finden,  weil  England  eine  sokhe  habe,  ist  in  der  Thät  der  iiisM 
der  Stompfheit. 

^  Anders  freilich  in  Belgien.  Hier  ist,  einerseits,  eine  dnrehans  nadi 
dem  .Grondsatie  der  Kopbahl  eingerichtete  Tertietnng^  nnd  geht  sogar  der 
Senat  nnr  ans  WaUen  henror;  andererseits  bietet  das  Land  ein  beneidens- 
werthes  Bdspiel  von  Bnhe .  nnd  Zufriedenheit  dar.  ks.  ist  somit  gans  he- 
gräflich,  dass  Viele  in  diesem  Lande  dcii  yerl^Orperten  Beweis  der  Treff- 
lichkeit ^ler  .COnstitationeDen  Regioning  sehen ,  wenn  diese  nur  aafrichtig 
und  ehrlich  angewendet  werde.  Ich  habe  üIkt  diese  Beweisführung  nur 
zwei  Worte  zu  sagen.  Vor  Allem  bemerke  ich,  da^s  in  Belgien  das  parla- 
mentarische System  vollkommen  eingeführt  ist,  und  dass  sich  demselben 
der  staatsweise  König  auf  das  Trefflichste  anbequemt  Dass  aber  hierin 
eine  derHaoptnrsachen  der  ungewöhnlichen  B(  friedigung  mit  den  öffentlichen 
Zuständen,  namentlich  aber  der  persönlichen  Beliebtheit  des  Fürsten  liegt, 
weiss  Jeder.  Somit  ist  Belgien,  wie  England,  zur  Hälfte  ein  anniittelbarer 
Beweis  für  mich,  nicht  gegen  mich.  Hinsichtlich  der  Bildung  der  Vertre- 
tung aber  ist  mir  unzweifelhaft,  das?;  das  System  der  Kopfzahlwahlen  in 
Belgien  durch  einen  günstigen  Zufall  den  besonderen  Verhältnissen  desshalb 
entspricht,  weil  es  dem  Ausdrucke  des  hauptsächlichsten  Interesses  dieses 
Volkes  wenigstens  freien  Spielratmi  lässt ,  wenn  es  auch  niclit  g(  rail»  für 
dasselbe  berechnet  i-^t.  F<  ist  diesev  Interes';»'  aber  das  kirchliche.  Der 
Gegensatz  von  Katholicismus  und  libemleni  Rationalismus  kann  sich  durch 
die  Wahlen  der  Landbewohner  und  der  Städter  aussprechen,  wie  er  ist, 
und  es  ist  namentlich  der  allmächtige  Clerus  zufrieden  mit  dem  ihm  durch 
das  Wahlsystem  möglichen  Einflüsse.  Ui  kr  dieser  Hauptsache  sind  bis  jetzt 
die  übrigen  Forderungen  an  die  Vertretung  wenig  beachtet  worden.  Ich 
behaupte  also,  dass  Belgien,  freilich  nicht  in  der  Form  um  so  mehr  aber 
der  Sache  nach,  auch  hinsichtlich  der  Vertretung  für  mich  beweist,  weil  die 
Hauptinteressen  des  Landes  sich  bei  derselben  befriedigt  finden.  Die  aus- 
nahmsweise Zufriedenheit  des  Landes  ist  das  Ergebuiss  zur  Hälfte  bewnsster 
Staatsweisheit,  zur  Hälfte  eines  glücklichen  Zufalles,  beide  in  Richtung 
meiner  Vornhlage.  Diess  ist  aber  wahrlich  kein  Beispiel  der  Wideriegoug, 
sondern  der  Bestätigung. 

Mit  den  Vereinigten  Staaten  brauche  ich  mich  eigentlich  gar  nicht 
m  beschäftigen.  Sie  gehören  einer  andern  Staatsart. an;  das  Gedeihen  einer 
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Einrichtung  bei  ihnen  ist  somit  kein  Ht  weis  für  die  Anwendbarkeit  •dasseits. 
Doch  \Yf'nleii  riiiige  Rctrachtungt  ii,  drrcn  Gegenstand  sie  sind,  zur  wfiteren 
Bekräftigung  iiH  iiicr  Aii-icht  führen.  ~  Dass  das  Gedeihen  der  nordameri- 
kanischen Rtaati  iiverliindung  keineswegs  blos  ihrer  Verfassung  zuzusckreibcn 
ist,  '■ondcrn  das^  noch  weitere  und  vielleicht  viel  bedeutendere  Grinde  in 
der  Lage  des  Landes,  in  dem  l'eberflusse  fruchtbaren,  noih  unbcnützten 
Buden";,  in  der  Möglichkeit  der  Aufnahme  unzählbarer  F.inw anderer  u.  s.  w. 
liegen,  ist  schon  oft  g(  >agt  worden.    Ich  bin  natürlich  dan.it  einverstanden; 
nur  möchte  ich  das  Kind   nieht  mit  dem  Bade  aufschütten.    Wenn  die 
Staatseinrichtungen  auch  nicht  allein  Schuld  sind  an  der  grossartigen  Ent- 
wickelung  Nordanierika's ,  so  tragen  sie  doch  ebenfalls  nüt  b^.   Und  wenn 
es  freilich  eine  grauenvolle  Dummheit  wäre,  zu  glauben,  darch  die  EinfBli- 
nmg  einer  repräsentatiT»  Demokntie  sei  Deilaeiilaiid      verwanddn  In 
ein  meites  Nordamerika  :  bo  beweist  es  anf  'der  andern  Saite  eben  ao  %enig 
Einsiebt,  niebt  so  bemerken,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  bestehen- 
den Einriehtungen  den  BedOrfiiissen  nnd  Ansichten  llirer  BevOlkerang  wirklich 
entsprechen,  nnd  somit  n  deren  Zofiriedenbeit  wmigstena  mitwirken.  -  Jeder, 
wddier  die  Vereinigten  Staaten  kennt  »  wird  mir  ngeben,  daaa  das  Volk 
daselbst  von  zwei  Gedanken,  oder  vielleieht  richtiger  GefttUen,  .bebemeht 
wird:  von  der  Forderang  nnbedingter  Rechtsgleichheit,  nnd  von  der  Pfliehi 
der  Unterwerfong  unter  die  Mehrheit.  Der  letstere  Punkt  wird,  glaidw  ich, 
bei  uns  hftttfig  zu  wenig  beachtet,  was  zu  einer  bischen  Beurtheilang  der 
Zustände  ihhrt  Mir  war  es  immer  ,  sehr  anffitUend,  nnd.  ieh  habe  oft 
mit  grosser  Verwunderung  ja  mit  einer  Art  von  Schrecken,  die  blinde 
Unterwerfong  auch  gebildeter  Amerikaner  niebt  bloe  unter  die  Mtfhiheite- 
bescblflsse,  sondern  unter  die  Mehrheitsansicht  gesehen.  Man.  darf  diese 
nicht  vergessen  hei  der  Beortheilung  der  steatUchen  Einrichtungen  des 
Landes.  —  Soweit  diese  nun  die  von  mir  besprochenen  Fragen  betreffen, 
sind  sie  allerdings  ein  Beispiel  der  Vertretung  ledigUeh  nach  Xop&ahl;  und 
eine  parlamentarische  Begierong  besteht  in  so  ferne  nicht,  als  dieBegiemng 
nicht  ans  der  Vertretung  hervorgeht  oder  durch  diese  bestimmt  wird,  son- 
dern anch  unmittelbar  vom  Volke  gewählt  ist.  Allein  desshalb  sind  tia 
doch  kein  auf  uns  anwendbares  Beispiel  einer  oongtitntionellen  Verfiusmig 
im  fcstländisch-europiiscben  Sinne.  Einmal  findet  eine  irgendwie  bedeutende 
und  dauernde  Reibung  zwischen  der  Regierung  and  der  Vertretung  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht,  statt,  theils  weil  beide  durch  Wahl  besetzt  werden, 
also  aus  dem  «selben  politischen  Gedanken  hervorgehen,  theils  weil  dieXhAtig- 
keitskrcise  derselben  nach  der  Gewaltentheilnng  geordnet  sind.   Es  bestehen 
wenigere  Falle  gemeinschaftlichen  Rechtes,  und  bei  den  nur  kurzen  Wahl- 
zeiten gleicht  sieb  jeden  Polles  eine  Verschiedenheit  itieder  bald  aus.  Die 
g^nze  Leitoog  des  Staates,  Regierung  and  Vertretung  zoaammen,  sind  eifrigste 
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Gegner  der  ihr  entgegenstehenden,  bei  den  jüngsten  Wahlen  besiegten  Partei; 
allein  in  ihrem  Innern  ist,  wenigstens  in  der  Hauptsache,  Uebereinstimmung. 
"Was  wir  also,  im  monarchischen  Staate,  erst  crringon  müssen,  und  nar 
durch  yiariamentarische  Regierung  erringen  können,  ist  dort  schon  durch 
die  Einrichtung  seihst  gegeben.  Sodann  aber  machen  in  Amerika  die  ver- 
schiedenen gesellschaftlichen  Interessen  nicht  die  gleichen  Ansprüche  an  den 
Staat;  es  kann  also  auch  eine  nach  einem  andern  Grundsätze,  nilm lieh  nach 
der  Zahl  der  gleichberechtigten  Bürger  gewählte  Vertretung  weit  leichter 
genügen.  Nicht  etwa  freilich,  weil  die  Interessen  in  Amerika  keine  Bedeu- 
tung hätten,  der  Yankee  ist  ja  die  Verkörperung  der  Selbstsucht;  sondern 
weil  er  die  Fönlerung  in  weit  wenigeren  Fällen  vom  Staate  erwartet  ,  und 
weil  er  dem,  was  von  diesem  geschieht,  sich  als  einem  Willen  der  Mehrheit 
weit  aufrichtiger  unterwirft.  .Es. hat  also  die Vertretang  Siphon  «iilcll«&ie 
andere  staatliche  Stellung,  als  bei  ans,  mid  ikre  Haadliingsii  Ittben  eine 
Tonchiedene  dtüidie  Wirkung.  —  in  keiner  Art  und  Weise  kann  icli  somit 
die  .Teidnigten  Stfutten  als  einen  thatatehBchen  Bewds  der  UnnOtbi|^t 
oder  Unrichtigkeit  meiner  Ansichten  nnd  Fordeningen  erkennen« 

■     ■   XL  * 

Idi  trage  laUig Bedenken,  mein  vockrter Freund,  DqmOednld  mit  noeh 
iroiteienLnciibrAtioaen  über  «daaEine  wisNiytk  tkot»,  anf  die  Probe  an  stellen. 
Die  HBKptsack^  bebe  teh  Ihnen  ohnedem  vofgetragen,  nnd  aüe  Eimnlnheiten 
nnd  nntergeordniiten  Fragen  sn  erschO|rflBn,'  ist  weder  nfltkig  noeÜ  mli|^; 

Ob  ich'  Ihre  Znstinmnng  wenigstens  an  den  Hanplgedankett  gewonnen 
habe,  kann  kk  ans  Ihren  bisherigen  Aenssemngen  nicht  abnehmen.  iHe^ 
aeUien  haben  ftst  nor  ana  Einwendungen  bestanden,  welche  ich  mir  awar 
achmeÜBhle  widerlei^  sn  h|iben;  aUcitt'  Bedit  haboi  und  Beete  behalten  ist 
in  der  Welt  bekanntlich  ureiefieL  loh  ?eriange  anch  gar  keine  abschliessende 
AatwMrt,  sondern  bin^tOllig  snfrieden,  wenn  Sie  nddi  hoffen  kunen,  die 
Sache  leiflicb  und  mipnrteiisch,  sine  hra  et  studio,  flberlegen  sn  wollen.  Ich 
tdn  anck  tickt  an  £iiiem  Tage  su  mekier  Jetiifien  Anscfaannng  der  Dfhga 
gekommen. 

Iffun  noch  eine  BemcrkiiDg.  Wenn  ich  mich  entschlösse  hi^be ,  meine 
an  Sie  gerichteten  Schreiben  über  die  V^r^retungsfrage  nach  deren  Ab- 
schliessnng  itzt  auch  in  den  Druck  zn  geben,  so  weiss  ich  sehr  wohl,  dasa 
ich  keineswegs  lauter  Neues  nnd  Eigenthümliches  gesagt  habe.  Wie  wäre 
diess  möglich  in  einer  solchen  Angelegenheit,  welche  tftgUch  Millionen  Köpfe 
nnd  Hunderte  von  Federn  bewegt?  Was  wäre  diess  auch  nur  für  ein  Ruhm? 
Allein  ich  glaube  nicht,  dass  meine  beiden  Hauptgedanken,  das  parlamen- 
tarische System  and  die  gesellschaftliche  Grundlage  der  Vertretung,  in  die- 
ser Verbindung  nnd  als  sich  gegenseitig  bedingend  wt  wk 


« 


Digilized  by  Google 


468 


Dm  B«priaeatitin|iteiii,  Min«  MUgtl  und  dl»  HdWMd. 


aasge&prochen  worden  sind,  ünd  erst  in  diesem  YerhlilBiMi  idieiiiCB  s^e 
mir  ihre  voQe  Bedeatan^  und  AnsfUinmgsmögl  ^eit  n  eriulleB. 

Biner  meiner  Fmuide,  mit  mletai  tch^gelegentlidi  den  Gegenstand 
'  bespradi,  sucht  mir  zwar  den  Gedanken  der  Bdaumtmnriwmg  amäreden. 
Es  körne  eine  Partei,  welebe  ich  doeh  Jeden  FaHM  nicht  a  Ardero  wOnsdie 
—  aibnlieh  die  mittelalteirliGhe  das,,  was  in  ihren  Kram  tange,  aaeikennen, 
das  Uehrige  aber  beeeitigen.  Ich  kann  diesen  Chmnd  nteht  ftr  sticii- 
haltig  erkennen.  Eine  Entstellang  meiner  Ajisicht  kann  ich  freilich  mcbt 
veifaindem.  AUem  wenn  die  Besorgniss  davor  ein  Grand  wire,  Gedanken 
ZB  mtterdr^dran,  deren  Verbreitung  man  für  nützlich  erachtet,  so  konnten 
ja  immer  nnr  die  schroffiBten  Gegensfttie  aaagesprochen  werden.  In  diesen 
liegt  aber  selten  die  Wahrheit,  ünd  schliesslich  ist  doch  so  vid«  EhrBdi- 
keit  in  der  Weit,  dass  von  Denen,  welche  etw%  meiiier  Aasfllhrangen  ge- 
denken sollten,  nicht  blos  des  Tadels  gegen  das  gewöhnliche  constitationelle 
System  oder  des  Verlangens  nach  einer  gesellschaftlichen  ümbfldug  der 
Vertretang  Erwähumg  geschehen  wird,  jondenk  äoch'  der  Fordenmg  einer 
jiariamentarisehen  BegiOTUtg  osd  der  besonderen  Art  der  geseUschaftfichcn 
Gttedemng.  Dann  bin  ich  wenigstens  ganz  mfrieden. 
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IMe  reprtaeotitife  DmAnHU  lak  die  Jflngste  Pom  dM  EeChteelattw 
«badniipl  imd  der  TolkalMmclitft  ins  iMMndera.  Wckhe  StoOmg  diesem 
Yennche  nr  Ordnung  des  mMwAMftiiaii'yjMaTHiipiitoiMii«  in  der  Gesiumllielt 
d^  Steatenweseiis  schfiessUeli  beaddedpn  ist,  taum  «oU  liein  8düDrf|liin 
ikst  schon  mit  etodi  iiar  einiger  Siolierheit  emthen.  2ar  £nt«ic]dniig  slmmk- 
lidier  Folgenmgen  einer  bestimmleo  Steaksut  bedarf  es  gar  langer  Zeit  and 
der  manelilMisten  Ereignisse;  and  ent  nenn  die  ganse  Wakuaktütt  nadi 
Alien  venoliiedcnen  JUebkongen  nnd  in  aUsn  ihren  Abstafiingen  ttbersichtlich-  # 
vorliegt,  llssl'  sii^  ein  nahrseheinliebeB  Uitheil  lUlen  Aber  Saner  der  Ein- 
lidrtang,  ttber  onverftnderten  Bestand  oder  notfawendige  Ablndemngen,  aber 
EfanÄrfcBng  gleichzeitiger  Staalslbnnen  anderer  Art  nnd  nmgehebrt  Aber 
BeetnÜBSBung  derselben. 

So  viel  ist  jedoch  it2t  schon  zu  erkennen,  dass  Grflnde  sowoU  gflnstigoi 
als  ongOnstigen  Verlaufes  neben,  einander  liegen. 

Gttnstig  nämUch  ist  —  um  nur  das  Hervorragendste  zu  nennen  —  die 
üebereinHtimmimg  mit  dem  Gedanken  und  dem  Geftlhle  der  Freiheit,  und 
zwar  in  deren  itziger  Aulfassung ;  ferner  die  Vereinbarkeit  mit  dem  wirth- 
schafUichen  Organismus  der  Neuzeit.  Als  ungflnstig  aber  erscheint  mangel- 
hafte Kraft  des  Gesetzes  und  Abneigung  gegen  ausgiebige  Staatsuiacht. 

In  erstcrer  Beziehung  ist  wohl  allgemein  zugegeben,  dass  der  Begriff, 
welchen  die  antiken  Völker  von  der  Freiheit  hatten,  und  der,  welchen  wir 
itzt  hiermit  verbiudeu,  ein  wesentlich  verschiedender  ist.  Jene  verstanden 
darunter  ein  organisches  Mitregicren;  die  Neuzeit  erkennt  da  Freiheit,  wo 
möglichst  wenig  regiert  wird  und  der  Einzelne  seinen  Zwecken  ungehindert 
durch  den  Staat  nachgehen  kann.  Die  Griechen  und  Römer  begehrten  die 
Mitwirkung  eines  jeden  freien  Mannes  bei  den  öffenthchen  Geschäften,  je 
nach  dessen  Stellung  in  der  Gesellschaft;  wir  dagegen  wollen  forniale  Gleich- 
heit der  Staatsgenossen.  Diese  Verschiedenheit  des  Gedankens  drückt  sich 
denn  nun  auch  in  der  äusseren  Form  der  Demokratie  beider  Zeitalter  ganz 
folgerichtig  aus.  In  der  alten  Welt  war  die  reine  Demokratie  als  Form 
der  Volksregierung  gewählt;  der  jetzigen  Auffassung  aber  entspricht  es  eben 
80  richtig,  dass  repräsentative  Demokratieen  bestehen  und  von  reinen 
kaum  mehr  eine  Spui*  iäU  In  jener  gab  die  Volksversammlung  ;edc>m  BOrgei: 
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Bescliilftiguug  und  staatliche  Stellung;  hier  hat  er  von'BÄchtswegeo  Nienaad 
Aber  sich,  AM  gleiches  Wahkeeht  mtt-AlleB,  und  «s  ist  die  Begleraog  n 
Tielem  und  starlfem  Eiligreifen  in  die  Yerhlltnisse  der  BInwhieB  nidit  an- 
getnan. 

Den  «iithadiaftlidien  Einricbtöngen  der  Nenaeit  aber  entspricfat  die 
repräsentatiTe  Oemolmitie  in  so  ferne  vorlrMeb,  als  sie  der  grossen  Kdir- 
zahl  der  Borger  Terfligang  fiber  Zeit  und  Arbeit  lAsst  Eine  unmittelbare 
and  personliche  Theihtthnie  s&nuntlicher  voUbereditigter  Staatsangehöriger  an 
den  Alfeolliehen  Geschlften  ond  die  darans  im.  ABgeaMinen  felgende  Qe> 
staltong  des  Lebens  setzt  völlige  Hnsse,  somit  eine  aleDverIntande  Aibeti 
Anderer  vorans,  mit  andern  Worten'  ein  Qfstem  Ton  HaassdcvereL  Bei 
einer  reprlsentatiTen  Demobade  kann  der  Blliger,  «ean  er  seine  WaUan 
Torgenommen  hat,  ungestört  seine  Zeit. dem  Gewertte  widmen.  Nap  ist 
iiiar  'allerdings  richtig,  dass,  bn  Widefspmehe  ndi  allen  Ferdsmniaa  aaeerer 
italgen  Gcsittignng,  in  einem  Ueimn  Theile  dar  neaen  DemokratieeaSUaiferci 
besteht,  and  dass  also  hier,  wenigsteai  soireit  die  afittfaBehafUiehen  Bedl>- 
gnngen  in  Frage  sind,  dne  aonrittelbaire  TöUaregieraog  nicht  unmöglicfe 
iftoe. '  Es  sind  }edodi  diese  Zastttade  sehr  in  der  Minderzahl,  und  die  flber- 
niegende  Menge  der  Bevölkemngen,  «eiche' bereits  demokratische  Einrich- 
tongen  besitzen  oder  solche  dem  voranszusehenden  Gange  der  Ereignisse  nach 
in  nächster  Zukunft  annehmen  werdoi,  ist  durch  die  Nothwendigkeit  per- 
sönlicher Arbeit  aof  eine  Uebertragung  der  Allen  zustehenden  Rechte  an 
wenige  Einaelne  angewiesen  and  findet,  also  in  der  reprSseatalivea  Form  der 
B^emng  yolle  Befriedigung. 

Ungünstig  dagegen  ist  es,  dass  unzweifelhaft  das  Gedeihen  der  neuzeiti- 
gen Form  der  Volksherrschaft  auch  noch  bedingt  ist  durch  eine  allgemeine 
Achtung  vor  dem  Gesetze,  so  weit  dieses  geht  und  besteht.  Wo  es  daran 
in  der  Menge  fehlt,  artet  der  Freistaat  in  ein  wdstcs  Gebahren  des  Pöbels, 
in  Mangel  am  Rechtsschutz,  in  Folge  dessen  in  gewaltsame  Selbsthülfe,  und 
endlich  bei  höchster  Steigerung  in  Anarchie  aus.  Diese  Achtung  s&mmt- 
licher  Bürger  vor  dem  Gesetze  ist  nun  aber  keineswegs  eine  nat&r- 
liehe  ^■olge  der  negativen  Freiheit,  oder  versteht  sich  gar  von  selbst  bei 
jedem  Menschen.  Viehnehi-  wird  sie  nur  hergestellt  durch  eine  gute  staat- 
liche Erziehung  des  ganzen  Volkes  und  durch  eine  geschlechterlangc  Ge- 
wohnheit. Ja  sie  kann  selbst  wieder  verloren  gehen  bei  einer  falschen  Ent- 
wickclung  der  öffentlichen  VerhÄltnisse  und  bei  pfliclitwidriger  Schwäche  der 
mit  der  VolLdehung  der  Ordnung  Beauftragten,  wenn  diese  durch  Nachsicht 
gegen  üngebundenheit  sich  eine  falsche  Volksgunst  vci-schaffen  wollen,  oder 
auch  durch  materiell  ungenügende  Macht  der  Behörden.  Es  lässt  sich  nun 
nicht  läugnen,  dass  es  in  gar  manchen  Ländern  mit  demokratischen  Staats- 
formeu  an  der  nö^geu  Emsicht  von  der  JNothwtiudigkcit  eines  sti-ackcn 
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Gehorsams  und  piner  entsprechenden  öffentlichen  Gewalt  klflglich  gebricht;  und 
das  Uebel  ist  eher  im  Zunehmen  als  in  der  Ausheilung  begriffen.  Hat  doch 
selbst  Nordamerika  in  dieser  Beziehung  betrübende  Rückschritte  gemacht, 
50  gesunde  Bogriffe  und  so  feste  Uebnng  auch  der  englische  Stock  seiner 
Bevölkerung  hierin  einst  hatte. 

Dass  so  mächtige  und  tief  greifende  Eigenschaften  auch  entsprechende 
"Wirkungen  haben  werden,  ist  nicht  zu  bezweifeln;  schwer  aber  ist  zu  sagen, 
welche  Seite  vorwiegen  und  wo  und  wann  diess  der  Fall  sein  wird.  Wie  viel- 
■vcrsprechond  auch  die  günstigen  UmstÄnde  sein ,  und  wie  sicher  sie  eine  Aus- 
dehnung und  Befestigung  der  reprilsentativeu  Demokratie  in  Aussicht  stellen 
mögen :  der  zuletzt  erwähnte  Missstand  ist  jeden  Falles  auch  von  grosser  Be- 
deutung und  kann  verhindernd  und  zerstörend  wirken.  Rechnet  man  nun 
zu  den  hier  unmittelbar  drohenden  Gefahren  noch  die  üeberlicferungen  und 
Neigungen  der  mit  der  unbedingten  Gleichheit  natürlich  nicht  einverstandenen 
höheren  Stünde :  so  ist  es  keineswegs  so  sicher ,  als  es  Viele  annehmen  und 
als  eine  einseitige  Anschauung  der  Sachlage  glauben  machen  kann,  dass 
die  repräsentative  Demokratie  bleibend  und  allgemein  der  Staat  der  Zukunft 
sein  wird.  Für  Europa  ist  es  jeden  Falles  sehr  zweifelhaft.  Wenigstens 
sind  die  bisherigen  Versuche  nicht  gut  ausgefallen  und  haben  zu  weiterer 
Fortsetzung  wenig  Lust  gelassen.  In  unserem  Welttheile  hat  sich  nur  in  der 
Schweiz  diese  Regierungsform  längere  Zeit  hindurch  erhalten,  und  wie  es 
scheint  befestigt.  Günstiger  allerdings  steht  es  in  Amerika,  wo  alle  Ele- 
mente zu  einem  Königthume  fehlen  und  nur  eine  Airistokratie  der  Farbe 
besteht,  welche  zu  verbreitet  ist,  als  dass  sie  sich  zu  einem  eigenen  Orga- 
nismus zusammenschliessen  könnte.  Selbst  in  den  englischen  Kolonieen  sind 
ähnliche  Verhältnisse ,  und  ist  namentlich  das  Ansehen  des  entfernten  und 
nur  in  sehr  schwachem  Abglanze  in  der  Person  von  wechselnden  Statthaltern 
sichtbaren  Königthunies  nicht  tiefgründig  genug,  um  im  Falle  einer  Losreis- 
sung  der  erstarkten  Pflanzungen  eine  andere  Regicmngsweise,  als  eine  demo- 
kratische, erwarten  zu  lassen.  Gleiches  lässt  sich  in  Australien  mit  grösster 
WahrschcinUchkeit  erwarten. 

Wi6  dem  nun  aber  immer  sein  mag ,  jeden  Falles  besteht  die  repräsen- 
tative Demokratie  weit  und  breit  und  hat  sie  Oberdiess  noch  grössere  oder 
kleinere  Aussicht  auf  weitere  Verbreitung.  Eine  gründliche  wissenschaftliche 
Bearbeitung  dieses  wichtigen  Erzeugnisses  der  neuzeitigen  Gesittignng  ist 
somit  eine  nicht  zu  umgehende  Aufgabe,  wie  weit  oder  wie  enge  schliesslich 
der  Kreis  seiner  Herrschaft  sein  wird.  Die  repräsentative  Demokratie  ist  im 
Verhältnisse  zu  den  älteren  in  der  Welt  gebrauchten  Staatsformen  eine  Ent- 
deckung; es  bedarf  somit  einer  Einreihung  derselben  in  das  ganze  System 
der  Staatsgedanken,  desshalb  denn  aber  einer  Untersuchung  ihres  Wesens, 
ilirer  erkenntlichen  Folgen,  iUies  Verhültnisses  zu  den  älter*. n  Organismen, 
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einer  nmsiclitigeii  Benrtheilniig  iliiec  Tonflge  und  ikrer  Miiigcl.  Das  vMi- 
liche  Leben  wird  freilich  diese  Alles  nach  und  nech  von  selbBt  heriMSteitei, 
mid  wohl  besser  und  voUständUger,  als  blosses  Nadidenken  es  m  thnn  ver- 
mag. Allein  es  wäre  theils  anwürdig,  die  £rkenntniss  einer  nun  einmal 
bestehenden  mächtigen  Thatsache  träge  hinauszuschieben,  bis  es  nichts 
darüber  zu  forschen  giebt;  thoils  kann  eine  möglichst  A'tthe  tbeoretiidie 
Feststellnng  der  Zwecke  und  der  A^ittel  nur  ntttilicfa  sein  Ar  die  Abw«- 
dongen  im  Leben. 

Diese  wissenschaftliche  Aufgabe  ist  his  jetzt  keineswegs  voUrttodig  ge- 
löst, weder  was  das  Recht  noch  was  die  Politik  betrifft. 

Nichts  wäre  unrichtiger,  als  etwa  zu  glauben,  die  Bearbeitung  der  con- 
stitutionellen  Monarchie  Ronüge  auch  für  die  verwandte  Staatbforni ,  und  man 
brauche  bloss  die  ftir  jene  [jpwoiinenon  Sätze  analog  anzuwenden.  Manches 
ist  allerdings  genieiiischaftli(  h.  So,  was  die  allgemeinen  Grundlagen  und 
liChren  des  Kechtsstuates  Uberhaupt  betrifft;  das  Meiste  über  die  staats- 
bürgerlichen Rechte  der  Einzehien;  ferner  die  Lehren  von  den  Wahlen,  von 
der  Vi'i  saninilung,  deren  Formen  u.  s.  w.  Allein  gerade  das  Besondere  und 
Unterscheidende  kann  im  Rechte,  oder  in  der  Politik,  einer  andern  Staatsart 
nicht  behandelt  sein;  und  häufig  erhält  auch  ein  in  der  Hauptsache  gemein- 
schaftlicher Gegenstand  doch  eigenthünihche  Färbung  und  bedeutende  Mo- 
ditication  in  der  besonderen  Anwendung,  Es  bedarf  also  einer  eigenen 
Behandlung.  Fehlt  nun  auch  diese  nicht  ganz,  so  genügt  sie  doch  keines- 
wegs vollständig. 

Die  grosse  französische  Uniwälzung,  deren  Ergebniss  walirend  einiger 
Zeit  eine  repräsentative  Demokratie  war,  hat  bekanntlich  an  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  von  bleibendem  Werthe  ausserordentlich  wenig  g»  liefert; 
und  hiervon  ist  überdiess  das  Meiste  noch  in  der  Zeit  des  beginnenden 
Kampfes  geschrieben,  wo  noch  Einherrschaft  beschränkt  dnrch  Yolksvertre- 
timg  das  Ziel  der  Bestnbnngen  der  Gebildeten,  also  der  äi  Sduiftstellerei 
Geneigten  and  Geeigneteil  wir.  Ebenso  hat  die  Torgbergehflode  Bewegung 
¥on  1848  keine  grossen  Beretcherongen  der  Staatalelire  gebracht.  •  8te  wtr 
SD  onaofrichtig,  zo  kon  ond  so  sehr  mit  der  Bekämpfung  des  GoDfnanis- 
mos  beschäftigt,  un  mliig  die  Groodsät»  «nd  .einmlnen  Fragen  der  rqnip 
sentativen  Demokratie  m  flberdenken.'  Das  ■  bedeutendste  Enieogidss  aas 
dieser  Zeit  ist  nohl.  Gnisofs  3chrift  aber  die  Demokratie;  alleiii  -sie 
onteiiQcht  mehr  die  ailgemeiiie  -Frage,  in  wie  ferne  Eoropa  imd  insbeson- 
dere Frankrdch  flir  eine  YoDar^tierang  geeignet  sei, .als  die  bttODderen 
Formen  einer  sohdien.  Beieher  ist  die  lAteratnr  der.  Amerikaner«  Was 
Harshnll,  Story,  Kent  Aber  daa  positiTe  Beeht  der  ITnfam,  was  der 
'  «FgrderaUst»,  John  Adams»  Calhonn,  über  die  allgemeinen Grondlagn 
^s  Freistaates  flberhaapt  nnd  ehies  repräsentativen  insbesood^  gesehrieben 
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liilieii;  Ute  flBdl^ch  TocqueTille  feiii  nnd  geistreich iÜMr  die  nothwendigea 
Eividitnngen  einer  Demokratie;  deren  Bedingnngen  und  Folgen  gedacht 
od  gesagt  hat,  gehört  ni  dem  Beeten,  .wir  QbertiMpt  an  Bearbeitong 
der  ßtaalawiSBeiiBehaften  beeitaen.  Za  einer  allgemeinen  Befiriedigong  des 
BedlIrfliiiieB  reidit  es  jedoch  anch  nicht  ans,  da  es  .TorWiegend  den  beson* 
deren  Fall  im  Ang»  hat,  and  ttberdiess  die  BedhigQiigen  nnd  Formen  ei^s 
Bnndesstaates  dnhei  eine  alln  grosse  BoUe  spielen.  —  Ton  deif  aUgemeinen 
Einrichtongen  der  Bchwmz,  endlich,  erhalten  wir  zwar  von  Blnntschli  nnd 
Kaiser  Nadiricbtenj  und  beschlikigt  sich  namentlich  letiterer  andi  ans- 
Hlhrlicher  mit  den  theoretischen  Fragen  nnd  den  obersten  Grondsttsen; 
anch  bat  Gherbnlliea  ttber  die  Folgen  der  Demokratie  als  .scharfer  nnd 
nicht  eben  woblwcdlender  Beobachter,  llittheihmgen  gemacht.  Anch  diese 
sehr  achtmigswerthen  Btitrlge  jedoch  lassen  noch  Tiden  Stoff  zn  Fragen 
und  Erörtemngen. 

.  £ine  voUstindige  LOsnng  der  Aa%abe  kann  denn  freilich  nnr  dnreh 
Solche,  erwartet  werden,  welche  in  einer  refirfiaentatiien  Deipokratie  aal^e- 
wachaen  sind,  nnd  .lebendigen  Anthett  an  den  Staatsgeschäften  in  einer  . 
Bokhen .  genommen  haben.  Erfthmng-vor  Allem  belebt  den  Scharfsinn, 
Biadit  auf  Schwierigkeiten,  anfinerksam,  belehrt  6ber  die  Hftn^eit  oder 
Seltenheit  eines  Vorkommens;  dar  Darstellende  mass  nnbewnsst  vön  dem 
Qeiste  der  Verfassung  durchdrangen  sein,  den  Instinkt  derselben  haben. 
Die  täglichen  kl^en  Streitfragen  werden,  namentlich  in  Tolksthttmlichen 
Verfassongsformen,  mit  einem  Aufwände  von  Gründen  and  einem  Aufsteigen 
za  höheren  Grundsätzen  behandelt,  —  sei  es  in  der  Presse,  sa  es  in  gesetz- 
gebenden Versammlungen,  sei  es  selbst  im  täglichen  Leben,  —  welche  mit 
der  sachlichen  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  nicht  in  richtigem  Vi  rhaitnifse 
stehen  mögen;  Allein  eine  solche  allseitige  und  eindringliche  Besprechung 
nöthigt  zum  Nachdenken  und  gibt  eine  klare  Einsicht  in  Ursachen  nnd 
Folgen,  welche  dem  entfernter  Lebenden  fehlen  müssen."  Dieser  erhält 
höchstens  Kunde  von  den  abgeschlossenen  Ergebnissen,  und  auch  diess  nur 
boi  wichtigeren  Fällen;  allein  die  Fülle  des  Stoffes  zum  Nachdenken  und 
Ordnen ,  so  wie  die  lebendige  Anschauung  der  Folgen  und  Folgerungen  fehlt 
ihm  ujivermeidlich.  Ist  es  doch  eine  gemeine  Erfahrung,  dass  etwas  wirk- 
lich Tüchtiges  und  den  Gegenstand  im  Kerne  Fassendes  über  eine  Staats- 
einrichtung kaum  je  von  einem  Andern  geliefert  worden  ist,  als  von  einem 
EliiAeimischen,  Der  Fremde  mag  einen  freieren  Blick  haben  und  gute  Ver- 
gleichongen  anstellen;  allein  nur  der  in  Mitte  der  Einrichtungen  Aufge- 
wachsene kennt  sie  wirklich.  Fast  nur  Tocqueville  macht  hier  eine 
Ausnahmti.  —  Es  konnte  daher  für  den  Verfasser  der  gegenwärtigen  Arbeit 
keine  andere  Aufgabe  bestehen,  —  weuigst^uä  wusste  er  sich  zu  keiner  anderen 
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befiOiigt,  —  als  die  Liefeniiig  eimeliMr  Bdtrtge;  und  «r  wird  TÖttis  » 
frieden  sein,  anch  in  der  Tbat  Nataen  geitifket  liaboi,  MD  diese  zei^ 
strenten  ErOrtermi^  is  dem  Bereldie  der  behtodidleo  Fragen  Je  Beeck- 


t 

ff 

tatirai  Donokzati«. 

Id  Jeder  StaitifombMtatedgBntli^  in  Betreff  der 

{Mang  der  OffenllidMi  TeriilltiUese,  eo  dftn  sieh  die  Yeriegentaeiteii  aielit 
etn»  IdMk  aflOlig  und  in  Folge  genubter  FeUer.  nigeii,'  lendem  mit  dem 
beeeieknendiBD  Gedanicen  der  besonderen  Onttong  oder  Art  des  Staates  an- 
amneiihfingen.  In  dem  einen  Staate  ist  z.  B.  schwer  |  die  nöthige  Ge- 
walt snr  VoUiieliuig  der  Staatstwecke  zasammen  zu  bringen ,  weil  in  der 
gnuen  Anffaäsong  desselbAi  von  einer  Abtretung  bedeutender  Mittel  an  die 
Ctossuuntbeit  und  an  deren  Oborbaapt  nicht  die  Rede  ist;  so  in  der  Patri- 
arcbie  und  dem  Patrimonialstaate.  In  andern  Fällen  \s-iil  es  nicht  gelingen, 
Einriehtiuigen  an  finden,  welclie,  ohne  das  Princip  der  Regierungsweise  2B 
verletzen,  genflgenden  Schutz  für  die  Rechte  der  Bürger  gewähren  gegen 
Blissbranch  der  obersten  Gewalt  selbst ;  so  in  der  Aristokratie  und  in  unb^ 
schränkten  Einherrschaften.  Dritten  Stnatcn  wird  es  sehr  schwer  gute 
Beamte  zii  erhalten,  weil  es  sich  mit  ihrer  besoiidom  Art  nicht  verträgt, 
die  Aemtcr  dauernd  zu  besetzen;  Beisjuole  sind  die  lumiittelbaren  Volks- 
herrschaften.  Einer  Theokratie  ist  es  iiiclit  wohl  möglich,  eine  fnie  J^nt- 
v^ickelung  der  geistigen  Kräfte  und  der  Kenntnisse  zu  gewähren,  selbst  in 
solchen  Zweigen  nicht,  welche  mit  dem  religiöseu  Dogma  in  keinem  unmit- 
telbaren Zusammenhange  stehen;  die  Freilassung  (hv  Forschung  in  Einer 
Beziehung  würde  die,  hier  doch  unerlässhche,  Aufstellung  von  Schranken  in 
anderen  Richtungen  verhindern.  Alle  Staaten,  um  imr  noch  diess  Eine  zu. 
erwähnen,  welche  einen  häufigen  Wechsel,  sei  es  der  Überhäupter,  sei  es 
einflussreicher  Körperscliafteu ,  zu  ihren  wesentlichen  Einrichtungen  zählen, 
müssen  sich  darauf  gefasst  machen,  dass  l'iane  uiui  IMittel  zu  deren  Er- 
reichung nicht  mit  Folgerichtigkeit  festgehalten  werden;  wie  sich  diess  in 
Volksherrschaften,  in  constitutionellen  Moiiurchieen  u.  s.  w.  zeigt 

Sache  der  Staatsweisheit  ist  es,  möglichste  Hülfe  gegen  solche  Uebd 
2»  verschaffen.   Zwar  wäre  die  Hoffnung  eitel,  dass  der  ganze  MiseslaiHt 
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in  der  Qoelle  Temichtet  werdra  kOnne.  Dpf  selbe  hftngt  Ja  mit  detn  Wesen 
der  Staatsart  zosanuiiciif  uud  der  Schaden  ist  MWiit  oi^ganiseb.  Aber  Immer- 
hin  ist  zu  untersuchen,  ob  nicht  der  Uebelstand  omgaogen  oder  wenigst«» 
bis  zum  Leidlichen  vermindert  werden  mag.  IHe  Besorgniss,  nldrt  gutt 
ansseureichen,  darf  nicht  abhalten  von  der  Bemtüning  um  das  Mögliche. 
Einem  gerechten  Tadel  miterliegt  es  ja  nicht,  wenn  das  ans  gvten  GrODden 
zu  Wonschende  nicht  vollstfindig  erreicht  wird;  4ie  niensehUche  UnvoUkom- 
menheit  erlaubt  es  nicht  anders,  nnd  die  Logik  der  Thatsacben  ist. onvridc^r- 
steblich.  Sclbät  die  Nichtb^tigbarkeit  einer  solchen  Sefawleri^t  ist  je- 
doch noch  kein  Qrund,  sich  von  einer  ganzen  Stsatslbnn  abniweiuieB,  blls 
dieselbe  sonst  den  Bedttrfoissen  des  Volkes  nnd  den  änsseren  TfMittniiilm 
entspricht.  Wttrde  man  doch  bei  einer  andern  Staatsart  ebenfidb  wieder 
naturgemftsse  UnzutrSglichkeiten  finden  und  leicht  in  die  Scylla  verftlleB, 
um  die  Chaiybdia  zu'  vermeiden.  Tadelhaft  ist  nur  ein  Maagd  an  Unter- 
suchung nnd  an  klarer  Efauicbt  in  das  Wesen  solcher  üebiel  nnd  der  dla- 
gegen  etwa  anzuwendenden  Mittel. 

Eine  Schwierigkeit  dieser  Art '  Ist  In  der  rsprisentativen  Demoktatie 
die  Bestellang  der  ansObenden  Gewalt.  Das  Wesen  der  filaatsart 
selbst  bereitet  Hindemisse  (mir  eine  richte  Ordnung  dieses  Thdies  dea 
Staatsorganismns,  und  zwar  in  E!eziehung  aaf  dft  Art,  aaf  die  Dauer,  auf 
den  Umfang  der  Bestellung. 

Da^  Wesen  der  repräsentativen  Pemokratie  besteht  darin,  dass  die 
Staatsgewalt  (die  Souveränität)  im  Beritse  des  gesanunten  Volkes  ist,  die 
Ausü1)ung  derselben  aber  einer  dazu  gewählten  kleineren  Anzahl  ttbotragen 
wird,  mit  bestimmton  Rechtoi,  Bedingungen  nnd  Beschrankungen.  Der 
Tersammlnng  diesee  Abgeordneten  stellt  nun  allerdings  die  Regierung  des 
Stiiates  zu;  allein  nur  als  einem  Mandatnr.  nicht  als  EigenthOmer.  Im  Vor- 
hundeiisein  und  Reciite  derselben  liegt  also  keineswegs  die  Schwierigkeit, 
die*  HaiidhaboDg  der  obersten  Gewalt  in  ihrer  Anwendung  auf  die  einzelnen 
Fälle  zweckmässig  und  organisch  zu  ordnen.  Da  sie  nicht  in  eigenem 
Rechte  Ansprtiche  auf  irgend  eine  Befugniss  oder  auf  ilie  Entfemthaltung 
irgend  einer  Kinriehtung  machen  kann,  sondern  sich  den  vom  Volke  ge- 
gel»eiien  ( )rg;inisniiis .  wie  er  inmur  sei,  gefallen  lassen  muss:  so  können 
Eiuwt  luluiigen  gegen  irgend  eine  für  zweckmässig  erachtete  Gestaltung  der 
obersten  ausübenden  Behörde  niemals  aus  dem  ursprünglichen  Rechte  der 
vertretenden  Versammlung  genommen  werden.  Wohl  aber  liegt  der  Grund 
d("i  l  t'bels  im  Verliältuisse  zu  dem  Volke  selbst,  also  zum  Eigentbflmer 
der  Souveriinitilt. 

E>  müssen  nämlich  folgende,  schon  einzeln  schwer  zu  erftlllendc  noch 
schwerer  aber  zu  vereinigende,  Forderungen  an  eine  richtig  bestellte  aus- 
flbende  Gewalt  in  der  reprasentativeu  Demokratie  gemacht  werden.  Einer- 
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Mtto  ht  tor  Alkn  erfwderlich,  dtss  die  mit  denelben  Beatttn^en  kdin 
in»  dem'  WiUeD  des  tonvertiieD  Yolkei  weientMch  Tencbiedene  KichtoBg 
eiMciilageD  kflonen;  dass  sie  also  niefat  alba  seUtststtndig  seien. '  Zveiteos 
nMUB  gefordsrt  werden,  dass  dlesdbea  den  Rechten  der  Demokratie  nicfal 
gellliriioh  werden  kOmen,  sie  vietanehr  in  die  UnmOgHehkeit  yersetit  seien, 
die'anfertraate  Gewalt  ni  seUMtiscben '  and  ehi^eiagen  Zwecken  an  ndas- 
Imodien.  Drittens  erfordert  die  innere  Folgerichtigkeit'  des  gessmmten 
Organismqp  ond  ist  es  «nr  YenMidang  im  Tetdeibliehen  Zjiriesiiolten  oner- 
lissHch,  dass  die  usabende  Gewalt  keine  andere  Gnmdlage  habe,  als  eine 
deoMkratiaehe.  Endlicb  versteht  sieh  too  selbst',  dass  sie  fiHr  ihre  Hand- 
hingen  verantwortUoh  ist,  weH  sie  Hiebt  in  eigenem  Rechte,  sondern  mir 
in  erthefltem  Anfinge  regierL  ~  Und.  doch  mnss  qie  anf  der  andern 
Seite  auch  in  einer  reprlsentatim  Demokratie  mit  einer  dem  Zwecke  imd 
dem  ümfimge  dea  Staate«  entspreehenden'  Macht  ansgerfistet  and  m  der 
IMerwerfong  aller  angesetdiefaen  AaBebnöngen  and  jedies  staatswidrigen 
IVfUeos  geeignet  sein;  wobei  sehr  in  Betracht  kOmmt,  dass  diese  Staatsart' 
selbst  fttr^die  gHtasten  -Reiche  passt,  namentlich  wenn  ihr  IMeraUve  Form 
gegeben  wird.  Femer  ist  es  aogensebeinlicheB  Bedtrfhiss,  dass  die  Gewalt 
lange  gering  in  derselben  Hand  gelassen  wird»  am  anch  grössere  and  schwie- 
rigere Plane  ta  entwerfen,  soweit  diese  in  ihre  Zostlnd^l^mit  einschlagen^ 
oder  sie  wenigstens  folgerichtig  darchnfthren,'  wenn  dieselben  etwa  iw  der 
▼ertretenden  Versammlnng  ausgingen.  Sodann  mnss  sie  nothwendigerweise 
in  soldiem  Ansehen  bei  den  ihr  nntergeordneten  Beamtoi '  stehen,  dass  sie 
des  Gehorskms  derselben  sicher  'ifAi  es -sind  ihr  also  entsprechende  Zwangs- 
rechte  einznrfltunen.  Endlich  «erfordert  das  Wohl  und  selbst  der  Bestand 
des  Staates f  da<;s  die  Art  der  Emcnnnnf;  eine  Garantie  der  Rraochbarkeit 
and  {sittlichen  Tüchtigkeit  der  m  beaeichnenden  Persotien  enthaUe^ 

Ob  die  in  Frage  stehende  repräsentative  Demokratie  in  einem  einfachen. 
Staate  besteht  oder  die  Verfassung  eines  Rnndes«!taate<?  ist .  macht  in  allen 
diesen  beiderseitigen  Fordenmgen  keinerlei  Unterschied.  In  einem  Bundes- 
staate hat  allerdings  die  aosttbendc  Gewalt  eine  geringere  ZustlVndigkeit  dem 
Um£uige  nach,  indem  ein  grosser  Thf^i!  der  Ropieninp^prschfifte  von  den 
entsprechenden  Behörden  der  riliodcrstaatrn  bp-^orct  wird;  allein  nicht  nur 
sind  die  eben  peforderten  Eigenschafton  znr  Besorgnng  von  riosrhfiften  und 
/nr  Richtigstellung  de«  Verhältnisses  zur  Demokratie  üborliauitt  nothwriidip, 
wie  viel  oder  wie  wenip  zu  thnn  sei.  sondern  c-;  Avinl  anch  dif  kloinrro 
Zaji]  der  Regierunpspe-^rhilfte  reichlich  erpiiuzt  durch  den  grossem  Umfang 
des  Bundesstaatsgehietes ,  und  es  Koiiimt  da/u  überdi«»««!  das  keinfswotrs 
immer  leichte  Verhältui^s  zu  den  ein/einen  Bundtsstaateii  uud  ihron 
Organen.  Alb'  na«hfulgt'nden  Erwägungen  gelten  also  pl(irlini;is>ip  tnr  die 
einfache  ud4  Itir  die  zqsani  mengesetzte  Form  der  reprAsentativeu  iteoiq'atie. 
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Es  bestehen  nim  aber  dreierlei  ver«cbiedene  MöglichkeUen  ftr  die  Ein- 
richtung der  avsfliieiideii  Gewilt  in  der  genahnten  Staatsfona,  zam  Theile 
out  verschiedenen  Modifieaübnen.  - 1.  Es  mag  der  Auftrag,  die  almmtlicbfln 
Begienuigsbandlangen  anzoordben  nnd  n  ftberwachea,  der  reprfta«Bti- 
renden  IFersanimlnng  selbst  ftbertragcn  sein.  NatfirlSch  wird  si^  4ie> 
selbe  mir  die  allgemeine  Leitung  und  die  wichttgereii  BeaeUgite  vatlmktttm, 
aber  die  Yorbereitnngen ,  die  laufende  Aofidcht  and  die  Einaelheil»'«lnr 
der  sachtichfsn  Yerschiedenheit  der  Oeschftfte  entsprechenden  'AuAI .  itai 
Anssehftssen  abertragen.  2.  Die  Regierung  ma^  einem'  Jcleintfr^B  €«1- 
leginm  von  dan  besonders  Gewählten  ttbertiragen  imrte;  -tiiiM  l)^^ 
torinm,  Bimdesfathe,-  Vereine  von  Cbnsoln  n.  dgl.  ffierbd  mi^g-'^Bm^ 
Torsits,  nnd  vielleiclit  sonst  jioch  «eitere  Beyunugugv  einem  'b<»iUMiriii 
einaelnen  ICitgiiede.  organisch  ttberlasaen  sein,  oder  aber  eiae^  f«sMiike 
GUdcbbeit  ttnter  den  Mitgliedern  bestehen.  Die  Wa|il  mllM  kmim  pätriOm 
«nmittelbar.von  dem  Volke  ansgehen,  in  glticher  oder.aicfi-fmfael|iii|iif. 
Weise  mit '  der  Wahl  der  l^tgUeder  der  repriäentireiklen  VtebüüiiMv 
oder,  ist  es  mOglißb,  dass  die  Emeqnnng  m  den  9eA^|irfBaaiivAcfr.j4l^ 
erwähnten  Versammlung  gehört,  nnd  somit  mir  mittetar- viil  dHb'ipiKl  I 
ansgeht  8.  EndUcb  kann  der  Entacblussr  ge&aat  ^erdtaii,  ieiiiam  •üimiiljlt^  \ 
Hanne  die  ansflbende  Gewalt  zu  übertragen,  wobei  dttm  libnifallfli:  ult^ff 
onmittelbare  oder  nur  mittelbare  Wahl  durch  das  Tntf  bnllUft  lrto  'BWil  l^ri 
Beispiele  von  allen  diesen  versdiiedenea  BeateUongsarieD  laiitti  sfaK^ftMliF 
Gesohicbte  nacl^weiseii  >)•  •  '  ..vj.f^«,(^ 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  diese  so  varadiiedeoen  Eiarfchtiingen 
nicht  dieselben  Folgen  haben  ktanen,  nnd  dass  von  ihnen  weder  auf  die 
ganz  gleichen  Yortheile  zu  hoffen ,  noch  dieselben  Unvollkommenheiten  nad 
Gefabren  zu  fürchten  bat.  Erst  eine  gonanrre  Untersnchang  jeder  der  dni 
möglichen  Einrichtungsarten  berechtigt  daher  n  einem  UrtheUf. 


•  1)  Btaie  Anaabai«  dw  Scgltnn«  durch  die  r«pria«iitatfV«  VerMmmltui«  «dliM  ist  hMpt- 
rifaskneh  Ib  nvotatloBlren  SutlDden  vohcekninnien.  8o  z.  B.  im  fhuizösi»cben  NationalcoD^oate, 
beim  Lkn^en  Parliamente  in  Eii«rland,  und,  wenn  der  F»UI  gMt  Weher  gehört ,  beim  nordwne' 
rikuiictaflii  Oongreaw  wUmul  dM  Aerylntloiukriefres.  Von  welcher  Bedeutnnff  die  AnMchlUa» 
tean  aberafald,  ttAgt  mUDflOtliell  die  Oesdiichte  des  Nationalconvente».  —  Dirfctorlea  sind  in 
rt[.r:isLiit»tiven  Dcmoliratietn  vorgekommen:  in  Franlirelch  nach  der  VerikssunK  von  1795; 
eern«r,  der  Fonnjueh,  4«Mlbit  beim  OeuniMe;  endUch  bat  die  Schwell  Mwohl  Ar  den  Bim- 
deistMt  al«  für  dl«  Mdinahl  d«r  repiiamtaHren  Kantone  diese  Form  «rcwäblt.  EraennaiiffeB 
vom  Vnlk.'  uninitt.  lliar  fundt  n  drthei  HtHlt  ftir  da«  Consulat ;  von  den  rfiirÜJieDtÄfiven  Körper- 
•cbaaen  aber  für  da«  Üiroctoriam,  umI  Jetst  für  den  aoliwclMrisolwn  Bu4«anafc  nad  die  Ear 
tegiriMMidea.  —  Bnem  elnteliMD  Vamie  rter  wurde  die  MMabende  Qewilt  fltwrtrvKen  In  dee 

Niederlanden,  In  NordameriltH .  sowohl  in  der  Union  als  in  allen  einxHnen  GliederttaHtcu .  k>>- 
dum  in  Fraolueidi  «ach  der  Verfusui«  von  IMS;  uad  swar  erblich  lo  denMederiaadCB,  duch 
mnatlMlMM  Wekl  4m  gamm  Volkee  eaf  vier  Jebi«  Ja  FkaaknMi,  dvA  elgwfc  fcertemi 
Wttlev  te  der  ■opdemrOtaaMMB  Virien  Ar  dieeribe  Seil.  * 
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* 

1.  Avsttbnng  der  Regiernogsgescb&fte  durch  die  rep^Isen- 

tative  Verdainiiiliing  selbst 

Dittt  ISfariditwg  Hast  sidi,  nie  bsareks  vorllnllg  bemerkt  woita,  aar 
in  der  Weise  denken,  dass  die  volle  YertaninloBg  oebeD  ihren  Gesebifteii 
lo  Besiehm  auf  Gesetmeboag,  Oidnimg  des  SlsatshaiisbaUs  .o.  s.  w.  invar 
nllerdiap  anöh  die  Entsdieidiing  Aber  die  wichtigsten  Verwattongsfrufen 
und  die  Aaordirang  einselaer  bedeutender  Handlungen  flbemimmt,  dagegen 
aber  die  gp»sse  Menge  der  Yerwaltimgsgeschftfte  der  onmittelbareB  Leitong 
und  Besotgany  grö&sem  oder  kleinem  Anzahl-  von  Ans^chllBoeD  (Oon- 
niisionai ,  Conunitte)  aas  dem  Schoosse  der  Versammliug  flbertrig^  Theül 
allgemeinen  Amtsanweisungen ,  theils  aber  dem  Urtheile  der  Ck)mfflissioaea 
im  einzelnen  Falle  mass  die  Ansscheidnng  deijenigen  Fälle  überlassen  sein, 
in  welchen  die  Aosschüsse  nar  vorzabereiten  and  Bericht  an  die  Verseami- 
Inpg  sn  erstatten  haben,  tun  eine  Entscheidung  von  dieser  zu  erlangen, 
während  die  freie  Erledigung  der  Übrigen. Geschäfte,  und  natürlich  auch 
die  YoUiiehnng  der  von  der  vollen  Versammlong  gefassten  Beschlüsse,  den' 
Conunissionen  verbleibt.  Da  natürlich  jedes  Mitglied  der  Repräsentation 
das  Recht  hat,  einen  Antrag  auf  unmittelbare  Behandlung  jeder  beliebigen 
Angelegenheit  durch  die  Yfisanunlimg  selbst  zu  stellen  oder  deu  betreffenden 
Ansschnss  zur  Verantwortung  zu  ziehen  wegen  Nichtbeachtung  der  ihm  zu- 
getheiiten  Zuständigkeit,  so  ist,  bei  gutem  Willen  und  der  nöthigen  Kraft, 
eine  Gewaltanniaassung  der  Ausschüsse  nicht  zu  fürchten.  Wie  gross  die 
Zahl  solcher  Verwaltuugs  -  Commissiouen  zn  sein  habe .  kann  nicht  ans  all- 
gemeinen Gründen  bestimmt  werden;  es  kommt  auf  die  Grösse  dts  Staates 
und  den  dadurch  bedingten  Umfang  der  Geschäfte  an,  auf  den  grossem 
oder  geringem  Drang  der  inneren  und  äusseren  Angelegenheiten ,  vielleicht 
selbst  auf  Persönlichkeiten.  An  und  für  sich  wäre  es  nicht  einmal  nnmög- 
.  lieh,  nur  einen  einzigen  Regierungsausschuss  zu  ernennen,  und  dicsrni  die 
ganze  ausübende  Gewalt  unter  Vorbehalt  des  nöthigen  hühiren  Rechtes  der 
Versammlung  zu  übertragen.  Doch  ist  wohl  eine  solche  Einrichtung  in  der 
Wirklichkeit  kaum  zu  erwarten.  Jede  Versammlung  würde  wohl ,  und  nicht 
eben  mit  Unrecht ,  besorgen ,  dass  sie  eine  zu  grosse  Gewalt  in  die  Hände 
einzelner  Mitglieder  lege;  Eifersucht  gegen  die  wenigen  Bevorzugten  wird 
es  nicht  zulassen;  der  Thätigkeitstrieb  einer  grosseren  Anzahl  von  Mitglie- 
dern mass  befriedigt  werden.  Wollte  man  aber  etwa,  nm  allen  diesen 
BAcksichten  Rechnung  zu  tragen ,  an  einen  häufigen  Wechsel  der  Mitglieder 
.#iws  Ri^erungsansschnsses  denken,  so  liegt  fie  Oefahir  «rfaer  nnsichem 
Ind.lrig^iiidrigeB  Verwaltung  allzn  nahe^  nm  nidil  U^foii  a&mlMlIeo.  Bei* 
"dttSehaAmg  mehrerer  Ansschftsse  wird  aber  die  gewöhnliche  logische  Ein- 
iWImg  der  SlaatfigeschftAe  den  passenditan  JaÜuk  jeben,  waO  sie  auf 
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eine  richtige  TheUnng  der  Arbeit  gegMtaidet  ist;  soMlige  EijeigiiBSie  nd 
TeriiSlUiisBe  mOgen  dum  .ipneriun  noch  Modificatioiien  veraolMsai. 

Eine  im  Wesentlidien  auf  vorsteheBd«  Weise  getrofene  Eiirictatiii«  IhA 
Don  BDsweifeUrnft  Mancherlei  Ar  eich.  Als  voOstl&dig  geodgend  stellt  sie 
sich  ninlich  in  Iblgenden  Beiiehnngen  dar: 

Vorerst  ündet  kein  Ilnalismns  sweier  von  einander .  nnabliaiigiger  Ge- 
walten statt  Die  Ansschflsse  sind  gmiidsitslidi  der  YcrsammloBir  imteise- 
ordnet  nnd  haben  Leitong  nnd  Befehl  von  ihr  zn  empluigett.  Yerstftndigerweise 
mass  sogwr  das  Bestehen  jedes  dieser  Ansschttsse  ihre  regdmlssige  EmeDenmg, 
nnd  seihet  eine  aosserordeotlicfae  Anfhiebang  oder  Nenbesetinng  gans  in  den 
Belieben  der  Versammlnng  stdien.  Dadorch  werden  ddm  aber  die  Beibongen 
zwischen  Regierung  nnd  Repräsentation,  vehdie  in. der  constitnlioBelleii  Mo- 
narchie so  grosse  nnd  kamn  lOsbar» Schwierigkeiten  bereiten,  gans  beseitigt 
Entweder  leitet  die  Yersammlung  die  AnssehOsse  ganz  mich  ihrem  WiBeo, 
oder  sie  wird  von  denselben  becinflnsst;  in. 'beiden  Fftllen  aber  ist  kein 
Streit.   Diess  ist  onn  aber  jedenfalls  ein  grosser  Gewinn,  theils  an  Zeit, 
theils  in  Beziehung  auf  StimmuDg,  theils  endlich  fta.  die  Fo^erichtig^eit  der 
Geschäftsbesorgung,  bei  wdcher  es  keiner  Vereinbarungen  nnd  gegenseitiger 
verderblicher  Einräumungen  bedarf.    Wenn  aber  etwa  auf  die  Ausschüsse 
des  £ran2ösii>chen  Conventes  hingewiesen  werden  wollte  als  auf  eine  Gettiut 
tyrannischer  Unterjochung  der  Versammlung  durch  die  CommissioiiflSi ,  so 
wäre  eine  dadurch  erweckte  Furcht  unbegründet  'Nicht  nnr  kommeQ  fiber^ 
haupt  solche  furchtbare  Zustände  glücklicherweise  nnr  setn*  selten  vor  in 
der  Weltgeschichte;  sondern  es  hat  es  ja  jede  Versammlung  ganz  in  ihrer 
Gewalt,  das  Eintreten  einer  solchen  Herrschaft  ihrer  Untergeordneten  von 
vorne  herein  /u  vermeiden.    Durch  eine  kräftige  Festhaltung  ihrer  eigenen 
Stellung,  eiiK'  scharfe  Zurückweisung  gleich  des  ersten  Versuches,  im  Noth- 
folle  durch  eine  Wiederaufhebung  eines  solchen  Ausschusses  oder  wenigstens 
eine  neue  Besetzung  desselben.    Der  Wuhlfahrts-  und  dei  Sicherheitsaus- 
schnss  (U;s  Convtntes  ist  nicht  sowohl  ein  sicherer  Fingerzeig  dessen ,  was 
unvernjeidiich  zu  erwarten  steht,  als  vielmehr  eine  blcilx-nde  Warnungstafel, 
der  Gefahr  zur  rechten  Zeit  zu  begegnen.    Auch  ist  andi-reu  Versanuuluugeu 
mit  V'f  1  walluiigsausschüssen  niemalb  etwas  Aehnlichcs  begegnet,  so  z.  B.  in 
dem  ainerikunisihen  Congresse  während  des  Bevolution:^krieges  kei^e  Spur 
davon  zu  finden. 

Sodann  ist  es  ein  Vorthcil ,  dass  keinerlei  fremdartiges  Priucip  cinge- 
behaltet  wird.  Die  mit  der  Führung  der  Regierung  Beauftragten  gehen  ganz 
ans  demselben  Volkswillen,  sogar  aus  der  gleichen  Handlung  desselben  her- 
vor, wie  die  übrigen  mit  der  Besorgung  der  Rechte  des  Volkes  Betrauten. 
Freilich  ist  dann  anch  keine  Mischung  von  verschiedenen  GewaJti'n  und  bi- 
terpssen,  woiiii  bekanntlich  Manclie  das  Ideal  einer  Staatseipncbtung  sehen  ^ 
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aUein  es  ObertiBipt  Zeit,  'dietefi  IüscImii  Gedanken  «r  Bohe  n  bringen. 
SicberHeh  eoH  eine  gerechte  nnd  mlHedenetelleiide  Stat^ordnu«  aUe  Oiat^ 
sachlich  Torfaaadenen  Bedite  nnd  InteresjMn  beediten,  nnd  uch  «tf  einer 
dnni  beetinunten  Stnfe  des  Orguiiemnfl  dueb  hOren;  allein  weienllicii  hier- 
von ferecUeden  iit  eine  Znsainnienietinng  der  TMIger  der  handelnden  Staats- 
gewaK  ans  graadsitdicU  yeradiiedenaitigen  ond  daher  beetlnfig  dch  abetoe- 
senden  Bestandtheilen.  Ein  Staatsorgaalanias  dieser  All  mag  vielleicht  ein 
WaffensMUstand  nach  Uagem  und  nneotechieden  gebUebenem  innerem  Kampfe 
sein;  dier  er  ist  wMto  dasBestdiOii^iehenoch  anch  wahridieinlieli  im 
Daner,  am  wenigaten  der  Maaiaetab,  ivekfaer  an  die  Oate  aller  Staataeiih 
ricfatnng^l^  Herden 'dar! 

Femer  kann  es  keinem  Zfräifd  unterliegen,  dass  die  in  Fr^ge  stdinde 
Ordnung  ^  ansftbenden  Gewalt  im  Besitse  der  nothivendigen  Kraft  sar  Er^ 
nifamg  der  Staatsanfgaben  ist  Haben  dodi  die  Ansschflsse  bd  jedem  Widert 
Stande,  wddien  sie  etwa  finden  würden,  die  Versammlnng  Unter  steh,  wddre 
ihnen  im  KothfaHe  mit  der  gansen  Gewalt  des  Staates  sn  HtQfe  'kommenr 
wikrde..  Und  wenn  etwa  die  Bestimmung  der  regebnissigen  ZuäUtndigkeit 
der  Anssdriksse  sich  dnrdi  die  Erfthmng  als  nngenitgend  erweisen  sdlte^ 
wäre  dem  Uebd  abbald  durch  Zuwdsnng  neuer  Rechte  oder  neuer  MittiSl 
«bzuhdfen.  'Wo  Gesetzgebimg  und' Aosttbong  in  derselben  Hand  vereinigt 
ist,  kann  rs  %vcnig8ten8  an  den  Mitteln  zar  Dorchftlhrung  des  Gewollten  nicht 
fehlen.  Und  sicher  ist  auch  nicht  zu  fltrchten,  dass  die  Versi^nimlnng  einen 
Aiisschuss  aus  Gleichgültigkeit  oder  Abneigong  im  Stiche  lassen  werde,  da 
sie  dadurch  ja  ihr  eigenes  Ansehen  vernichten  würde ,  zur  Bezeugung  eines 
Missfallens  ihr  aber  andere  bessere  Mittel  zu  Gebote  stehen. 

Diese  Stellung  bringt  es  denn^  endlich,  von  selbst  mit  sich,  dass  die 
Ansschttsse  bei  den  ihnen  untergeordneten  Beamten  geottgenden  Gehorsaiih 
.  zu  jeder  Zeit  finden  werden. 

Anf  einige  andere  Seiten  der  Regierungseinrichtung  kann  man  vielleicht 
nicht  mit  voller  Befriedigung  hinblicken,  aber  doCh  sich  am  Ende  noch  leid- 
lich mit  ihnen  zufrieden  geben. 

Hieher  gehört  vor  Allem  die  zur  Leitnng  der  Staatsangelegenheiten  noth- 
wendige  Befähigung  der  Mitglieder  der  Ausschtlsse.  Dieselben  gehen  aus 
der  repräsentativen  Versammlung  hervor.  Nun  werden  allerdin^rs  die  ein- 
zelnen Theilnehnier  an  dieser  zunächst  und  hauptsfu  blich  nicht  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Verwendbarkeit  zu  Verwaltungsgeschäftcn  gew:lhlt ,  sondern  es  ge- 
ben bei  ihrer  F'rnennung  durch  das  Volk  andere  Eigenschaften  und  KUck- 
gichten  den  Ausschlag.  Auch  ist  nicht  eben  mit  Sicherheil  darauf  zu  rechnen, 
dass  bei  der  Zusammensetzung  der  Ausschüsse  in  der  Versammlung  selbst 
gerade  die  zu  dem  besonch'ren  Geschäfte  Tauglichsten  und  dass  überhaupt 
))ar  lauter  XUchtige  von  der  Mehrheit  bezeicUuet  werden,  Auch  hier  werden 
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andere  6rin4^  naoaelifadi  ?ob  WiriM  «dn,  B.  panttdichB  Kofcms  md 
AlMidgangi  Oraidie  Beiiefanigen,  tot  ABm  aber  RartefintcroBeon.  AIMb 
«HIB  andr  nidit  fanmer  dfe'Bestoi  in  lamen  Volke,  oder  a^  w  Am^ 
gesekduielitcii  in  der  Veraanmdimg  cewBUt  mdan  weite:  bo  «iad-ea  dock 
imninr  Minnftr^  neldie  ZV  dem  firaglichen  besonderen  Geschäfte  aas  einer 
Vanammlaiig  und  voo  einer  Tersannlmig  beseichaet' wevd^  die  fknar  Seita 
sobon  eine  Aoswabl  ans  dem  ganiea  Volke  ist  ^QaDr'sddecht  werden  die 
Emennangen  also.sdiwerlioh  sein,  and  sie  sich  scbliesslick  wohl  ..meaeei 
kttnneo  mit  Jenen,  denn  doch  in  so  grossenr  Maassstabe  angew^eten,  Ba* 
aeichnnngsartea  der  Begterenden,  bei  welchen  der  reine  Zaüall  entscheidet 
Ein  aos  einer  vertretenden  Versammlnng  gewSUler  Ansschnss  .Usat  ohne 
ZweifliBl  hinsichtlich  seiner  BeOhignog  zur  Besorgung  tmi  Begicmngsgeschäf- 
ten  immer  eine  Vergleichung  zo  mit  einer  gleich  grossen  Anaahl  von  Mit- 
reden) einer  Gebnrtsaristokfatie  oder  eines  fi&rstlichen  Hauses. 

RinA  zweite  Seite  der  Einrichtong,  welche  zwar  nicht  Yollcndct  aber 
immerhin  noch  annehmlich  genannt  werden  kann,  ist  die  Verantwortlichkeit 
der  Regierongsmitglieder.   Dem  Grundsätze  nach  ist  sie  sogar  ganz  leicht 
einzurichten,  indem  es  gar  keioero  Anstände  unterliegt,  der  Versammlung  die 
Befagniss  einer  regelmässigen  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der  Com- 
missimim,  nnd  das  Recht,  die  Mitglieder  derselben  persönlich  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen,  verfassungsmässig  einzuräumen;  ja,  als  sich  ein  solches 
Recht  eigentlich  von  selbst  versteht,  wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  ans- 
gesprochen  ist.    Nur  nmss  man  sich  freilich  keinen  Täuschungen  überlassen 
hinsichtlich  der  wirklichen  Vollstreckung  solcher  Verantwortlichkeit.  Nicht 
mir  wird  dieselbe  gegen  Amtsgenosst  n  in  der  Regel  nicht  strenge  ausfallen; 
sondern  es  ist  hauptsächlich  zu  bedenken,  dass  überhaupt  Collegien  schwer 
auf  eine  wirksame  Weise  verantwortlich  gemacht  werden.    Man  wird  also  in 
der  Regel  mit  einem  nur  mässigen  Grade  zufrieden  sein  müssen.  Dass 
übrigens  auch  in  dieser  Beziehung  das  Beispiel  der  französischen  Convents- 
ausschüsse  nicht  als  maassgebend  betrachtet  werden  kann,  sei  es  nun  für 
den  Mangel  an  regelmässiger  Verantwortung,  sei  es  fflr  eine  schliessiiche 
furchtbare  Vergeltung,  bedarf  wohl  keiner  Auseinandersety.ung.    Es  ist  hier 
von  den  Einrichtungen  normaler  Zustände  und  von  dem  Benehmen  gewöhn- 
licher Menseben  die  Rede,  nicht  aber  von  den  Mordhekatomben  einer  Bande 
von  Wttthhchen  und  von  ihren  nur  all  zu  sp&ten  Zerfleischnngen  anter  sich 
sdbst.  • 

Neben  dieser  entweder  anbedingt  iöbliehen  oder  doch  wenigstens  ertrtlg- 
lichen  Seite  einer  Uebertragong  der  aosflbenden  Gewalt  an  die  r^prisenUtife 
Versammlung  and  an  ihre  Aoeseliflsse  gibt  nvn  aber  die  Eiarkktang  auch 
gar  ^Mandiee  a  bedenken;  and  es  wli«  sehr  vorscbneil,'  ans^den'inerst  in 
^  Angen  lii|llendeo  VorsBgea  eogleicli  an  .einem-  Endnrtbdle  n  sohreiten. 
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"Vielmehr  zeigt  sich  bei  näherer  Betrachtnng  keineswegs  Alles  so,  wie  es 
gewfinscht  werden  kann  nm\  gefordert  werden  mnss. 

Für  Manchen  wird  es  schon  ein  grosser  Stein  des  Anstosses  sein,  dass 
keine  Trennong  der  geset2gebenden  nnd  der  aasttbenden  Gewalt  hier  statt- 
findet, nnd  es  wird  anmittelbar  daraus  geschlossen  werden,  dass  eine  ge- 
waltthätige  Regierang  stattfinden  müsse,  weil  von  derselben  Behörde  nach 
Belieben  befohlen  und  ausgeführt  werde.  Es  i<t  hier  nicht  der  Ort ,  die 
Frage  von  der  sogenannten  Gewaltentheilung  ausff\hrüch  zu  besprechen ;  allein 
es  kann  doch  wohl  als  die  durch  vielfache  Erörterungen  festgestftltc  Ueber- 
zengnng  der  Meisten  angenommen  werden,  dass  jedenfalls  die  praktischen 
Folgen  einer  Trennung  in  so  ferne  von  Montestinieu  und  seinen  Anhängern  weit 
überschfit2t  worden  sind,  als  auch  bei  einer  persönlichen  Aascinanderhaltuug 
von  gesetzgebender  und  ausübender  Gewalt  die  erste  ungerechte  Gesetze 
geben ,  die  andere  dagegen  willkürlich  verfahren  mag.  Auch  kann  ja  unter 
keinen  Umstünden  von  einer  Unabhängigkeit  der  ausübenden  Gewalt  von  der 
gesetzgebenden  die  Rede  sein,  und  wQrde  sich  also  immer  eine  die  Eechtc 
nnd  Interessen  der  Bürger  verletzende  gesetzgebende  Gewalt  mehr  oder 
weniger  Gehorsam  zu  verschaffen  wissen,  wenn  auch  die  Vollziehenden  ihr 
nicht  unmittelbar  angehören.  Wenn  somit  gegen  die  Handhabung  der  Regie- 
rung durch  die  volksvertretende  Versammlung  und  durch  Ausschüsse  der- 
selben nichts  Weiteres  eingewendet  werden  könnte,  als  die  Verletzung  des 
Grundsatzes  der  Gewaltentrennung:  so  könnte  man  hierüber  immerhin  weg- 
geben nnd  nur  die  guten  und  leidlichen  Seiten  der  Einrichtung  ins  Auge 
fassen.  Allein  dem  ist  nicht  so;  es  gibt  noch  andere,  nicht  wesentlich 
doctrinäre  und  überdicss  bestreitbare,  sondern  ganz  unmittelbar  ins  Leben  ein- 
greifende und  kaum  einer  Meinungsverschiedenheit  unterliegende  Ausstellnngen. 

Zunächst  steigen  gewichtige  Bedenken  schon  in  Beziehung  auf  die  Fähig-  ' 
keit  der  vollen  Versammlung  selbst  zur  üebemahme  der  Regierung  auf. 

Unmöglich  nämlich  ist,  um  hiermit  zu  beginnen,  ein  grosser  Zeitverlast 
zu  vermeiden.  Die  Versammlung  ist  zwar  allerdings  zu  einer  Besprechung 
einzelner  Regierungshandlungen  und  zur  Bcschlussnahme  darüber,  was  zu 
geschehen  habe,  nur  ausnahmsweise  und  in  den  wichtigsten  Fällen  berufen. 
Auch  gelangen  solche  Angelegenheiten  im  Zweifel  ganz  vorbereitet  an  sie. 
Allein  diess  benimmt  doch  die  Möglichkeit,  ja  selbst  die  Wahrscheinlichkeit 
ausgedehnter  und  eine  besser  zu  verwendende  Zeit  in  Anspruch  nehmender 
Verhandlungen  keineswegs.  Immer  werden  unter  der  grossen  Menge  der 
Mitglieder  welche  sein,  die  sich  für  vollkommen  hefilhigt  erachten,  an  der 
Leitung  der  Staatsangelegenheiten  Xhfttigen  Antheil  zu  nehmen ,  und  welche 
nan  im  Gefühle  einer  angeblich  ungerechten  Zurücksetzung,  aus  Eifersucht 
auf  die  ihnen  vorgezogenen  Mitglieder  der  Ausschüsse  und  mit  unfähigem 
Besserwissen  Verwaltungsfragen  aufgreifen,  um  ihr  Licht  leuchten  zu  lassen, 


Auch  mag  .es  in  der  That  sieh  begeben  ^  wie  achoD  oben  iagedeolel  «or- 
diBD,  dise  gMUE  beftbigte  lOkglieder  nichl  in  ^.AassdMtae  berafcn  sind, 
nid  dass  dami  solche  bei  einer  der  Veraanunlnng  vorgelegten  Ftagen  ibre 
von  den  Ansiehten  und  Anträgen  «inea  Anaschnsaes  «eaentlieb  nbneldienJe 
Meinnng  geltend  zn  macben  soeben,  was  «tans  nothweadig  einen  laagaii  Kaapf 
zur  Folge  bat  Der  dnrch  alle  dieae  Ursacben  Tenudasafee  ZeftanfWand  ist 
nun  aber  nach  ami  Richtungen  hin  an  beklagen.  Einmal  weil  er  die  Yer-. 
sanmdong  anderen  Aufgaben  entdebC,  ftr  welche  aie  notfawendig  und  beaaer 
geeignet  i^  Zweitens  weil  er  die  Leitung  der  Slaatagescfaifte  hemmt  und 
scbwerftllig  macht 

Ton  wohl-  noch  grosserer  Bedeutung  abier  ist  der  weitere  UebtistBiid^ 
dass  bei  den  an  die  volle  Vershounhing  an  bringenden  Begierongafragen  und 
bei  allen  Streitigkeiten  über  solche  die  Ifdundd  der  Versammlnng;«  welch« 
sicherlich  ihrem  HauiAbestandtheil  nach  nicht  ana  SadiTentiadigen'und  Ur» 
tbeilsflhigen  besteht,  den  Ausschlag  gibt  Ein  grosses'  Tertranen  In  din 
Ausscbflsse  kann  aüerdinga  diese  Ge&br  sehr  vermfaidcm,  indem  alsdam 
deren  Anträge  ohne  Beninghuig  angienommen  ^v^rden.  AlkiA  äne  aoldie 
toUstflndige  Bingebnng  ist  doch  immer  nur  anfUlig;  und  es  bleibt  immer  die 
HOglicbkdt  hrgend  dner  Torkehrten  Selbetstindigkeit  In  ^nigen  anders 
geordneten  Staaten  Ist  die  Bildung  der  obenten  BegiemngsbehÄrde  ans  Unter 
tüchtigen,  dem  schweren  Auftrage  vollstlndig  gewachsenen  Mbnieiii  keine 
kleine  Aiifgabe,  wdche  keineswega  inm^  gelhigt,  trotadem,  daas  man  nur 
Wenige  anadraddich  an  diesem  Zwedte  sucht;  hijer  aber  entsoheiden  fleDeicht 
Hunderte,  welche,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  ganz  anderer  Eigenschaften 
wrg<  11  /Ti  ihror  maassgebenden  Stellung  berufen  sind!  Diess  heissi  denn  in 
der  That  doch        guten  Glflcke  mehr  vertrauen,  als  verständig  ist. 

.  Ferner  ist  es  oin  bedenklicher  Umstand,  dass  die  Folgerichtigkeit  der 
Verwaltnng  dnrch  die  Beschlflsse  der  vollen  Yersammlang  leicht  Koth  leiden 
kann.  Hier  kann  sich  nämlich  gelegentlich  eine  ParteiaufTassnng  oder  ein 
Parteizweck  rtlcksiditslos  geltend  machen;  od«r  es  gerftth  die  Versämmlnng 
nnter  den  Einfluss  eines  mftehtigen  Redners,  wdchem  es  zaMig  um  Änderest 
als  nm  eine  Festhaltnng  eines  Verwaltnngsgmndsatzes  zn  thnn  ist;  oder  end- 
lich mögen  die  Wopon  der  Leidenschaft  in  der  Ver?nminlnng  hoch  gehen  nnd 
auch  Fremdartiges  für  den  Augenblick  in  ihren  Sfnuiel  hineinreissen :  dann 
aber  wird  ein  Beschlnss  gefasst,  welcher  mit  Gnintlsät/en  und  Vorgängen  im 
Widerspruehe  ist,  den  Ausschüssen  bei  der  Dnrohfühnmg  Verlegenheiten 
bereitet ,  die  Beamten  «tntzip  nnd  die  Bürger  nnpew  i^s  macht.  Sicherlich 
kommen  Folgewidrigkeiten  auch  bei  andern  Regierungsformen  gelegentlich 
vor,  ans  Schwäche  oder  aus  Tieidenscbaft ;  allein  fine  Versammlung  nimmt 
es  am  wenigsten  si  hwer,  da  jeder  Einzelne  nur  einen  kleinen  Tbeil  der  sitt- 
lichen Verantwortlichkeit  and  deß  Tadels  tragt. 
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Endlich  kann  nicht  ganz  flbergangon  worden,  dass  eine  öffentliche  Ver- 
handlung Ober  V(  i  waltungsgegeiistüiidc  in  mehr  als  einer  lieziehuug  grosse 
Bedenklichkeiteu  hat.  Nicht  selten  lassen  sich  die  eigentlichen  Absichten 
bei  einer  Maassregel  nicht  von  der  Rednerbühne  verkünden,  ohne  dass  der 
Zweck  ganz  oder  theilweise  verfehlt  wird.  In  anderen  Fällen  lässt  sich  die 
ganze  Wahrheit  über  gemaclite  Erfahrungen  oder  Personen  nicht  laut  aus- 
sprechen, ohne  dass  entweder  grosse  Verletzungen  begangen,  oder  sonst 
Schaden  angerichtet  wird,  z.  B.  in  auswärtigen  Verhältnissen,  über  Kriegs- 
einrichtungen, wenn  es  sich  von  der  Brauchbarkeit  eines  Beanitei^der  einer 
Behörde  handelt  a.  s.  w.  Die  Versammlung  ist  also  in  Gefahr,  über  etwas 
zu  entscheiden,  was  sie  nur  theilweise  kennt,  und  sie  mag  leicht  einen  An- 
trag verwerfen,  weil  ihr  nicht  die  ganze  Begründung  desselben  mitgetheilt 
werden  konnte.  Auch  trägt  es  wohl  in  manchen  Fällen  zur  Zufriedenheit 
im  Volke  wenig  bei,  wenn  sich  aus  den  öffentlichen  Verhandlungen  ergibt, 
dass  eine  unbeliebte  aber  doch  eben  nothwendige  Maassregel  heftigen  Wider- 
stand bei  der  Bcschlussnalime  fand,  und  dass  sie  vielleicht  um  ein  Kleines 
gar  nicht  angenommen  worden  wäre. 

Ausser  diesen  die  volle  Versammlung  als  Organ  der  ausübenden  Gewalt 
betreffenden  Bedenken  sind  aber  auch  noch  weitere,  und  vielleicht  noch  ge- 
wichtigere, hinsichtlich  der  Ausschüsse  zu  erwägen. 

Vor  Allem  ist  überhaupt  jede  Verwaltung,  und  namentlich  jede  oberste 
Leitung  der  Verwaltung,  durch  eine  Mehrzahl  von  Personen  eine  sehr  zwei- 
felhafte Einrichtung.  Es  gibt  allerdings  Gegenstände,  welchen  die  Berathung 
mehrer  Sachverständiger  zu  Gute  könmit;  allein  die  Entschlüsse  zu  einer 
Staatsleitung  gehören  im  Allgemeinen  schwerlich  darunter ,  und  bei  der  An- 
ordnung einzelner  Regierungshandlungen  und  der  Ausübung  einer  Oberaufsicht 
ist  die  Theilnahmc  Mehrerer  und  ein  Handeln  nach  Mehrheitsbeschlüssen  ent- 
schieden verfehlt.  Jene  Handlungen  sind  Geistesoperationen,  welche  zweck- 
mässig nur  von  einem  Einzehicn  vorgenommen  werden,  und  deren  Schärfe 
und  Zweckmässigkeit  durch  Hin-  und  Herreden  unter  Vielen  nur  leidet.  Nicht 
nur  auf  eine  collegialische  Bildung,  sondern  selbst  auf  eine  ziemüch  starke 
Besetzung  wird  man  sich  aber  bei  den  Ausschüssen  gefasst  machen  müssen, 
weil  eine  solche  im  Geiste  der  Demokratie  ist,  und  sie  überdiess  den  Wün- 
schen der  zu  einer  Theilnahmc  geneigten  Mitglieder  der  Versammlung  ent- 
sprechen wird.  Sollte  aber  je  in  einem  solchen  Ausschusse  thatsächhch  keine 
regelmässige  Berathung  stattfinden,  sondern  jedes  der  Mitglieder  einen  eige- 
nen Geschäftstheil  selbstständig  beliandeln,  so  dass  der  Ausschuss  nur  die 
Form  und  den  Namen  gäbe:  so  tritt  ein  anderer,  noch  schlimmerer,  Uebel- 
stand  ein.  Allerdings  würden  die  üebelstÄnde  eines  mehrköpfigen  Regimentes 
wegfallen;  dagegen  aber  entstünde  eine  vollkommen  unverantwortliche  Herr- 
schaft der  durch  den  Namen  des  Ausschusses  gedeckten  einzelnen  Leiter, 
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Fttr  Awfllmiig  Toa  WUlknbr  kaiui  ee*  keine  gOnitigen  BteHnng  g«b«B,  alt 
wenn  man  nnter  dem  Kamen  nnd  Sehiime  einer  MebrlMit  haadcK,  Ia  te 
That  aber  doidi*  dieae  gar  nidil  beidiriUikl  iat  Bia  an  arelohaii  «Bghwb- 
liehen  Grade  eine  Bolche  scheinbare  CoUegialifcit,  in  der:  That  aber  Zerapüt- 
terang  nnter  einaelne  abeolvte  Herren,  gdien  kann,  aeigen  die  AnsaohtMe 
des  francOsischen  Ckmfentea,  welche  jn  dieaer  Beriehmg  allerfiaga  ala  te* 
weisend  betrachtet  werden  kflonen. 

DieUnmtfflglidikmt  schwerftOiger  Berattanngen  wird  aber  dadnrA  aMb 
geateigert(llass  woU  immer  mehrere  Ansadiflsse  adedeignaetat  wardai»  naeh 
dem  Gesetze  der  ArbeitsfheÜBAg.  Hier  kann  es  denn  kaam  fehlen «  daas 
Zusammentritt  oder  schriftliche  Mittbeaangen  zweier  oder,  mehrerer  Ana- 
schflsse  erforderlich  sind,  damit  aber  ZeitTerinat,  sowie  Mangel  an  Schilfe 
tmd  Folgerichtigkeit  noch  gesteigert  werden.  Und  was  dann,  wenn  verschie- 
dene Attsschflsse  sich  nnfreimdlich  gegenftberatehan  and  versctaiedeM  Bich- 
tnngen  yerfolgen? 

Ein  nicht  seltener  Wechsel  des  Personales  in  den  AnaschOsseD  lässt  sich 
mit  Bestimmtheit  voranssetzen.   Theils  wird  es  verfossongamiasig  sein ,  die 

Ansschttsse  m  gewissen,  nicht  allzu  entfernten  Zeiten  za  emeiem;  theils 
wird  die  YcrsammluDg  za  manchen  Aendemngen  Lust  tragen,  sei  es  aus 
Unzufriedenheit  mit  dcu  Leistungen,  sei  es,  am  auch  weiteren  Mitgliedern 
Gelegenheit  zur  Thätigkeit  zu  geben ,  sei  es  endlich  aus  blossem  üeberdrusse 
von  den  schon  längere  Zeit  im  Amte  Befindlichen.  Damit  reisst  denn  aber 
die  Tradition  in  den  Geschäften  ab,  die  Kenntuiss  von  Dingen  und  Personen 
muss  neu  erworben  werden,  Plane  werden  unterbrochen  oder  auch  wohl  gar 
in  der  Aussicht  auf  einen  nahen  Wechsel  gar  nicht  begonnen.  Die  Folge 
aber  mass  ein  unsicheres  Umhertasten  in  der  Leitung  der  Gesch&fte  und  eine 
verwirrende  Folgewidrigkeit  sein. 

Endlich  ist  kaum  denkbar,  dass  die  Besorgung  des  BtamU-nwesens  durch 
Ausschösse  gut  sei.  Zu  einer  vollständigen  Kenntuiss  der  Persönlichkeiten 
wird  es  den  wechselnden  MitgUedcm  an  Zeit  gebrechen;  eine  allmfthlige 
Heranbildung  tüchtiger  Männer  und  eine  Vorbereitung  ihrer  Anstellung  in 
bestimmten  Aemtorn  von  langer  ILuid  her  ist  Mitgliedern  eines  blossen 
Au-,schusse8,  aus  Maugel  an  Berechtigung  und  an  sicherer  .Vratsdauer ,  nicht 
möglich;  ein  schlechter  Beamter  kann  dem  bereits  über  ilim  schwebenden 
Schwerdte  entgehen  durch  einen  Wechsel  der  Ausschussmitglieder ;  kurz ,  es 
wird  und  moss  an  System  fdden^  Ausserdem  aber  ist  zu  befürchten ,  dass 
von  den  einsdnen  MitgUedeni  des  AosschnsseB  Begünstigungen  geflbt  wer- 
den, nnd  daaa  aoch  ana  der  Yersaasnlasg  Buneher  nicht  leicht  sarflekan* 
Kpisenda  Einflasa  sich  geltend  maeht  Je  ktnar  die  Qennlt  dauert,  desto 
taseher  nnd  ifUkaiofatBloaer  wird  sie  vok  SSgenaOchtigen  nnd  Parteigfingem 
banfltst  werden.  Und  je  nsChwaidiger  bei  der  ohnedem  mangelhiiften  Leünng 
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SlIt^Mt,  ZsTerlMsfceit  «nd  Bnuielibirluit  der  UotergeördiMtMi  nite, 
deeto  eehweMT  w^rdeo  die  eten  attgedevteleD  Minsel  in  Geiridit  fiiUen. 

itakaUen  lieMB  EtiN^gätigeir  ist  mn  denn  ohne  ZUeifel  sdOietotieli  ii 
denirtMliUlrsfefBQtaii-difts  die  HeadhäNuig  der  Staatsregiehmg  dutek 
dto*  iiffMrtittf«>y«reai^^  be&eh«B(pmeiee  dnt^ :  ib« 

«iritaie/trataraidit  wibedartwifler  eatschiedener.  Vorthea»  imd  eiiiiiiii^^ieir 
tM,  treidgitMM^l^  tan  Qnoaii  Jui^  Tarthefll^Ae 

Mttidi<mg'<Bi'  fttr  eine  dncrnde  I«iUmg  d^ip.Qeechifte  «ndietait  de  nl» 
ttb.lfbwiftegBndiiii  'M^^  imd  hflehste^  keim  ton  iü^die  Bc^e 

Mfr  is  efeper  2^  ;groMer:  Ai^Kgnng»,  wel^  fi^  Ziiiimwiwiftgai^  iUar 
Xpi^  d^'  Itoprisentantflo-Itaraaiiwntng  yeriangt  ,  tind  in  iieMbär  keine 
Mägtt»  '«nd  noe^  Mgei^  läin  ^nulner  v  n&getehen  -  and  Mark 

4ffl#f6<?J^ftaA9.d!^r  Regierungsgea^hj^Ue  doxcibi  ein  JDüureotpriiiQ. 

ein  onsweifelhafter  Fortschritt  m  iWigerer  flctiekiiliiliinjiiiiiilnpg  . 
lir|i()fitilier  zu  betrachten,  «ewi  in  einer  reprtMOtatfven  DenolBntfo^die 
Leitung  der  laofeudea  Staatsangelegenheiten  von  der  reptMentativen  Yer^ 
Sammlung  getrennt  und  einer  kleinen  Anzahl  von  M&nnem ,  etwa  dreien  odfr 
fünfen.  auf  eine  bestimmte  längere  Zeit  übertragen  wird-  Hier  ist.  ditä» 
rtHlliriir  nnd  nothwendige  Gesetz  der  Arbeitstheilung  beachtet.  Der  grossen 
Yersammlnng  fällt  die  Handhabung  der  obersten  und  allgemeinsten  Soaverftr 
nitAtsrechte  des  Volkes  zn,  nämlich  Gesetzgebung,  Ordnung  des  Staatshaus- 
haltes, Genehmigung  der  Verträge  mit  dem  Auslande,  die  höchste  Controle 
Ober  das  ganze  Staatswesen;  der  kleine  Ratli  dagegen  hat  die  laufende  Ver- 
waltung zu  besorgen.  In  solcher  Einrichtung  liegt  die  Möglichkeit  einer 
dauernden  und  geordneten  Einrichtung  vor.  Auch  beweist  offenbar  das  Bei- 
spiel, welches  die  Schweiz  nicht  nur  im  Bundesrathe ,  sondern  auch  in  den 
vielen  einzelnen  Kantonen  gibt,  Vieles  für  die  Richtigkeit  des  Gedankens. 

Doch  wäre  es  voreihg,  alsbald  auf  üntadelhaftigkeit  zu  schliessen.  Schon  • 
der  gar  Üble  Vorgang  des  franzüsiscben  Directoriums  muss  zur  Vorsicht 
mahnen;  und  in  der  That  treten  bei  näherer  Untersuchung  mancherlei  und 
zum  Theile  schwere  Bedenken  entgegen,  welche  wenigstens  gegen  eine  un- 
bedingte Empfehlung  spreclKn. 

Es  ist  billig,  auch  hier  mit  den  guten  Seiten  der  Einrichtung  zu  begin- 
nen und  dieselben  aufrichtig  anzuerkennen.  Es  sind  aber  wohl  nachstehende: 

Zunächst  muss  anerkannt  werden,  dass  durch  die  Bestellung  eines  Direc- 
toriums, welches  mittelbar  oder  unmittelbar  von  dem  Volke  gewählt  wird, 
der  Grundgedanke  der  repräsentativen  Demokratie  nicht  gestört  und  kein 
fremdartiger  Bestandtheil  in  den  Staatsorguuismus  eiugefährt  wird.  Ans 
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denselben  Grtoden,  welche  einem  zahlreichen  und  dorch  die  Beeorgmig  ici- 
ner  PriTatangelegenheiten  in  Ansprach  genommenen  Volke  die  Uebertra^ng 
seiner  Soaveränitfttsrechte  an  eine  aus  seiner  Mitte  gewiUte,  TwrhAltniss- 
mässig  kleine  Versammlang,  nothwendig  erscheinen  lassen,  mag  aucli  die 
Einwilligung  dcssriben  abgeleitet  werden,  die  Uandhabnng  der  SiaaSfige- 
Bchftlte  im  einzelnen  Falle  einer  noch  geringem  Anzahl  zn  ttbertragen.  Ja» 
es  ist  sogar  diese  ietstere  Entsagung  noch  eine  leichtere  und  natOrlichere. 
Sow<^  die  grosse  Versammlung  als  der  kleine  Rath  aber  stehen  auf  der- 
selben rechtlichen  Grundlage ,  und  sie  kOnnen  also  nicht  von  yerschieilenen 
Ausgangspunkten  gegen  einander  oder  gegen  Dritte  argomeatirNi,  dadurch 
aber  schwer  lösliche  Verwicklungen  herbeiführen. 

Ein  zweiter  Vortheil  ist  es,  dass  eine  wirkliche  Verantwortlichkeit  für 
die  Besorgung  der  Regicrungsgeschäfte  tingerichtet  werden  mag.  Theils 
kann  hierzu  die  Feststellung  einer  nur  kuivcn  Amtszeit  gebraucht  werden, 
wo  dann  bei  geringeren  Gründen  zur  Unzufriedenheit  die  Strafe  durt  h  ein- 
fache Niclitwiedereniennung  erfolgt.    Theils  aber  ist  auch  die  Be^-ttliung 
eines  besonderen  Staatsgerichtsliofes  für  etwaige  schwerere  F  alle  eines  Amt«;- 
missbrauches  niüglich,  und  mag  das  Klagrecht  entweder  der  repräsentativen 
Versammlung  oder,  wenn  man  diess  vorziehen  sollte,  eigens  vom  Volke  ge- 
wählten Censoren  tibertragen  sein.  In  keiner  Staatsform  darf  mau  allerdings 
die  Wirksamkeit  einer  solchen  ausserordentlichen  Verantwortung  überscbützou, 
am  wenigsten  gegenUl)er  von  einer  Cullegialbehörde,  und  wäre  diese  auch 
sehr  wenig  zahlreich;  vielmehr  sind  die  Mittel  zur  Vermeidung  groben  Ge- 
waltmissbrauchcs ,  hauptsächlich  in  dem  allgemeinen  staatlichen  Leben ,  in 
einer  regen  uud  kräftigen  öffentlichen  Meinung  und  in  der  regelmässigen 
Thätigkeit  der  reprfi.scntativeu  Körperschaft  zu  suchen;  allein  ein  Vortheil 
bleibt  es  immer,  wenn  es  möglich  ist,  eine  fünnliche  Einrichtung  zu  treffen. 
Nicht  nur  ist  sonst  eine  Lücke  im  Systeme,  sondern  es  kann  auch  der  Mangel 
an  einer  regelmässigen  «gesetzlichen  Einrichtung  zu  Gewaltanftritten  fohren. 

Im  Allgemeinen  kann  femer  eüi  politisches  Zusammengehe!)  des  0ire6- 
•toiinms  und  d«r  ropriaentatiien  Yeraamdiiiig  erwwtot  werden«  Entweder 
wird  der  ansabeirde  Bath  von  der  reptiwntativien  Tenanmhing  gewählt; 
dann-  geediiahl  diess  natttfUdi  im  Sinne  der  Mehrheit  Oder  aber  geht  die 
Bestaitang  mimittdbar  von  dem  Volke  ans;  dami  .d1l,rfeB  Tenttnftigerwcife 
ebenftHs  Eneonongen  im  Sinne  der  Wahlen  ^  grioaaea  Tereammtang  er* 
wartet  werden!  Nor  hi  EiB«n  Falle  ist  eine  Yeraehiedenheit  dfr  politi- 
schen Biditong  »'erwarten,  wie  weiter  unten  ni  beapredien  s^  wird.'. 

IHe  Entwerfhng  wohl  «beilegter  ' Plane  und  ihre  fidgericJitige  Dnrch- 
fthnng  ist  swar  allerdings  sdbst  bei  einem  klehien  CoUefiam  ulkfM$, 
Dennoch  nSrnnl  die  UnsntrlgUchkeit  mit  der  Zahl  der  Personen  ab,  and  es 
inag  dalber  einem  Dirsctorinm,  wetehes  JedenflsUs  nur  ans  .wenigen  MUgliedsm « 
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bestellt,  diu  Uftglichkeit  eines  einlieittidMa.  und  festen  Haaddiis  und  ttoen 
Vonmssehens  nidit  besirittep  werden.  Natfirlich  wird  bei  etwas  Iflngerer 

Amtszeit  die  Lust  zur  Entwerfong  woitanssehender  Vorhallen  and  gemdn- 
sehaftliche  Gewdbniieit  der  Darchf&hrung  wachseo. 

Schliesslich  mag  noch  rrwähnt  sein,  dass  eine  Mehrzahl  von  Mitgliedern, 
allerdings  neben  mancherlei  Nachtheiltti,  doch  auch  den  nicht  onbedentendeft 
Vortheil  gewährt,  die  Leitung  der  verschiedenen  Gattungen  ?on  Staats- 
geschäften  nach  de^  persönlichen  Tauglichkeit  der  Einzelnen  m  vertheilen. 
Wenn  es  sich  wohl  nar  selten  begibt,  dass  ein  einheitlicher  Regent  sümmt- 
liche  Arten  von  Staatsgeschäften  mit  gleicher  Sachkenntuiss  und  .Vorliebe 
behandelt,  80  kann  hier  .dieser  .theilweisen  YernachlAssignng  yorgebengt 
werden. 

Dagegen  lässt  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  die  Anordnung  eines 
Dircctoriums  iiebon  den  guten  Seiten  auch  mehrfac  he  Ohle  lijit ,  und  zwar 
theils  solche,  deren  Eintreten  mau  mit  Bestimmtheit  erwarten  muss,  theils 
andere,  welche  wenigstens  möglich  und  theihvoiso  wahrsclioinlich  sind. 

Zu  den  gewissen  Nachtheilen  einer  Dircdorial-Regierung  geliOrt  die 
Schwierigkeit,  dieselbe  zn  den  Ministem  in  ein  riclitiges  Verhülüiiss  zu 
stellen.    In  einem  kleineren  Staate,  und  numeiitlich  liei  einer  ohnedem  nur 
weniger  bcsi haftif^tcn  Bundesregierung,  ist  es  allerdings  thunlich,  dass  die 
Dircctoren  selbst  Ministcrial-Geschäfte  versehen ,  und  nicht  bloss  die  oberste 
dem  Staatsoberhaupt  znstelu  nde  Leitung  der  Staatsangelegenheiten,  sondern 
auch  die  ins  Einzelne  gehende  Aufsicht  und  Anordnung  übernehmen.  Sq„ 
wird  es  z.  B.  in  der  S(!hweiz  beim  Buudcsratbe  gehalten ,  von  den  einzelnen 
Kailtonen  gar  nicht  zu  reden.    In  einem  grossen  Reiche  dagegen  ist  daran 
nicht  zu  denken.    Die  Versehung  eines  Ministeriums  ist  hier  weder  mit  der 
persönlichen  Stellung  eines  Mitgliedes  des  Dircctoriums  vereinbar,  noch 
würde  seine  Zeit  zur  Besorgung  solcher  einzelnen  Geschäfte  ausreichen. 
Anch  ist  es  immer  eine  Erage,  ob  gegenüber  von  der  repräsentativen  Ver- 
sammlung das  Auftreten  eines  Directors  als  Minister  passt,  sei  es  wegen 
seiner  eigenen  Stellung,  sei  es  wegen  des  Verhältnisses  zu  seinen  Amtsge- 
nossen,  in  deren  Abwesenheit  er  keine  bindenden  Verpflichtungen  überneh- 
men oder  derartige  Erklärungen  geben  kann.   Mit  <>inem  Worte,  bd  einer 
gronoi  und  beschäftigten  Begienmg  bedarf  es  unter  dem  Direktortun  der 
gjBmUlbaMm  AsauM  m'lfidatem,  Departemeotsehefe,  oder'wie  man  sie 
.  sonst  nennen  nag.  Es  lenditet  -nmi  aber  dn,  dass  die  persOnU^äie  nnd  die 
amtUche  Stdhmg  dieser  lUnister  n  efaiem  mehikdpfigen  Staatsoberhanpte 
dn«  peinilehe  sein,  die  folgerichtige  Besorgung  der  Geschäfte  be^tiMtigen, 
somit  aadi  die  gate  Besetnmg  dieser  Aemter  eridiweren  ninss.  Es  kann 
an .  mandilhoher  Dnnlilcienzang  der  Befehle,  an  geOieilteo  Interessen  nnd 
an  peinUehem  Zeitverloste  nicht  fehlen.  Wie  nun  gar,  wenn  sich  im  Diree-- 
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toriam  selbst  verschiedene,  einander  feindselig  gegenObenfedieiide,  Parteieo 
bilden?  Vielen  Herren  zu  gleicher  Zeit  zu  dienen,  ist  immer  eine  schüinaM 
Sache;  zehenfach,  wenn  diese  anter  sich  aneinig  sind.  —  Eine  zweite,  sicher 
eintretende,  Schwierigkeit  ist  der  Verkehr  des  pirektorionis  mit  der  reprä- 
sentativen Versammlung.  Wie  oben  bemerkt  wnrde,  ist  .ein  persönliches 
Auftreten  der  Mitglieder  des  Direct(Mrinms  in  der  Versammlung  nicht  nlth- 
lich.  Eine  Vertretung  der  Regierang  durch  die  Minister  aber  hat  bei  ihrer 
eigenen  unsicheren  Stellung  zu  dem  Collectivstaatsobcrhaupte  nicht  das  rechte 
Gewicht;  und  überhaupt  kann  von  einer  Verantwortlichkeit  der  Minister 
gegenüber  von  der  Volksvertretung  in  dieser  Regierungsfonn  nicht  die  Rede 
sein,  da  die  selbst  verantwortlichen  Direktoren  nur  solche  Beamte,  welche 
ihnen  unbedingt  folgen,  haben  können;  damit  ist  denn  aber  der  Nerv  der 
parlamentarischen  Verhandlung  zwischen  Versammlung  und  Minister  durch- 
schnitten. Somit  bleibt  nur  der  schleppende  Weg  der  schriftlichen  Ver- 
handlung zwischen  dem  Directorium  und  der  Repräsentation,  wenigstens 
in  allen  wichtigen  Angelegeuhoiten.  —  Endlich  ist  es  unzweifelhaft,  dass, 
wenn  für  das  Directorium  und  für  die  volksvertreteude  Versammlung  ver- 
schiedene Amtszeiten  und  somit  Wahlperioden  bestimmt  sind,  (was  bei  einer 
für  nöthig  erachteten  längeren  Regierungsübung  der  Directoren  der  Fall 
sein  muss,)  sich  auch  ein  verschiedener  politischer  Geist  bei  beiden  aus- 
spiecheu  wird.  Sie  sind  die  Erzeugnisse  verschiedener,  im  Laufe  der  Zeit 
gebildeter  Stimmungen,  vielleicht  verschiedener  Parteien  und  Mehrheiten. 
Da  sie  nun  aber  sich  beide,  und  zwar  thatsächlich  mit  Recht,  anf  den 
TolksivilleB  stutzen,  and  kein  Tbeil.  rechtlich  schuldig  ist  dem  ander« 
ttadizng6ben^  so  Rannen  dann  lelir  widrige  und  ,  störende  Yerliiltuisae  M|> 
stehen.  JedenjUls  werden  sich  die  EfscliflliinDgeii  dnd  Folgen  zeigen,  weläw 
sieh  in  den  nidit  oacU  dem  parlamentsKisdieü  Systeme  gcftiirtcn  repifiOB- 
tativen  Monardiieen  n  allseitigeni  Nachtheile  geltend  gemadit  haben.  Weu 
-m  ttberiiaopt  in  der  Demokratie  das  Ansehen  der  Staatsorgane  nichl  aUa 
gross  ist,  so  muss  hier  «fai  sdehes  gegenseit^  Abnifaen  dtfs^ben  an  so 
empfindlicher  sein. 

Als  wenigstens  mögliche  nnwlinsdienswerthe  Seiten  einer  DLrectOfial- 
Begiening  dringen  sich  aber  dem. Beobachter  folgende  Zostlnde  anf:  — 
&nidi8t  mOgen  SpaJtqngen  in.  dem  Direetorinm  bestehen  nnd  diese  vieUei^ 
selbst  bis  .ra  bittjsrer.  Feindschaft  sich  tnsfailden.  Der  UraadMii  m  sokhen 
IfissheUigkeiten  sind  nnr  allm  iriele.<.  .Es  kann  persönlicher  Wideryville  wir- 
ken; oder  ein  sich  gegenseitig  im-  Wege  stehend^' Bhrgeis;  fomer  efaw 
verschiedene ParteisteUiii^  Ton  Banse  aas;  eine Meinangsferschiedenheit über 
wichtige  eiimlne  Begieringsmaatsregebi  n.  s.  w.  SoUte  mm  aneb /lin.  solches 
JSerwttrfiiiss  keineswiQgi  immer  .oder  ancb  mir  bftofig  a  scdcken  gewaltaamea 
Handhugen  flUoren,  wie,  sie  die  Geschichte  des  franaOsiadben  Directoiifmii 
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daiibictet:  so  bleibt  eiae  ausgesprochene  Feindseligkeit  and  inneres  Zerwürf- 
ni»  bd  der  Stelle,  Iii  midiem  vor  AHem  Einheit  des  Gediokene,  üeber- 
eingtinuniuig  det  Willens  mit  sich  selbet,  Folgerichtigkeit  des  PUtnes  und 
BaiciüMit  des  Entschhmes  ndthweadig  iviie,  ein  gur  bedenkUcher  ümstand. 
Es  mws  Bsmwitliffli  bedacht  werden,  dass  sich  soldie  Spaltungen,  wenn  sie 
einmal  bestehen,  Wt  iQber  den  Kreis  des  Directorinns  hinaaa  ausdehnen 
werden.'  Jede  Partei  in  demselben  wird  ihre  Aidritnier  im  Volke,  in  der 
Presse,  nnfer  den  Besmten,  vielleicht  selbst  im  Heere  haben;  damit  aber 
imss  der  Unfriede  oad  die  gegenseitigD  Hemmniss  das  ganie  Staatsleben 
tfnrdidringen.  Bei  besonders  ehigeisigen  oder  leidens^haftlicten  JKreotoren  , 
kann  eine  Feindschaft  gegen  Amtsgenossen  und  das  Bewnsstiein  ebies 
starken  Anhanges  Ins  so  den  gefthrlichsten  Sehritten  lllhren^  —  Bekannt- 
U6k  war  das  fransftsisdte  Direetoriom  ein  wahror  Herd  sittlicher  FBnlniss. 
Hatte  anch  das  einselne  Mitglied  nicht  die  ganae  StaatlgeWalt  snr  eigenen 
Yerfitgenit,  so  war  doch  der  Einfluss  und  die  Möglichkeit  zu  nfltzen  and 
AtfiAnipwi  SU«  bdohnen  bei  Jedem  derselben  gross  genng,  um  Glacksritter, 
Binkeschmiede,  Mle  Weiber  anzuziehen.  Jeder  hatte  seinen  Hof,  seine 
eigenra  Wühlereien  ond  fast  Jeder  seine  Art  von  Schiechtigheit  an  sieh. 
Was  etwa  im  Vergleiche  mit  einer  verdorbenen  Monarchie  an  äusserem 
frechen  Glänze  der  Verderbniss  abging,  das  wurde  reichlich  ersetzt  durch 
die  Mehrzahl  der  Mittelpunkte  einer  zersetzenden  Unsittlichkeit.  Es  soll 
nun  nicht  behauptet  werden,  dass  ein  solcher  Zustand  vielseitiger  Unsittlicb- 
keit  bei  jedem  Directorinm  vorkomme,  und  duss  immer  jeder  einzelne  Director 
einem  Treiben  solcher  Art  Yorschab  leisten  müsse ;  allein  Erfahrung  sowohl 
,  als  Nachdenken  •  zeigen  doch,  dass  solche  Uebel  möglich  sind,  und  diess  ist 
für  die  Staatskunst  hinreichend,  uni  diescllH  ii  wenigstens  mit  in  Berechnung 
zu  nehmen.  —  Sodann  ibt  nodi  immerhin  denkbar,  dass  ein  ehrgeiziges 
Mitglied  eines  Directoriums  in  seiner  Stellung  die  Mittel  findet ,  sich  ver- 
fassungswidrigen Einfluss  zu  verschatYen  und  am  Ende  an  die  Spitze  zu 
schwingen.  Mag  er  docli  seine  Anitsgeno^stn  entweder  zu  Mitschuldigen 
machen,  oder  sie  im  Augenblicke  der  Entscheidung  mit  Gewalt  beseitigen. 
Wenn  die  frauzösiselie  Consulats-Verfassung  als  ein  anitlich  gemeintes  Bei- 
spiel einer  Directorial-Kegierung  genunuiien  werden  kann,  so  ist  ihr  Ver- 
lauf  belehrend  genug  in  dieser  letzteren  Beziehung. 

Unter  diesen  Umstünden  ist  die  Fällung  eines  luidurtheiles  über  die 
RÄthlichkeit  der  Bestellung  einer  Directoriairegicrung  nicht  eben  leicht. 
Die  Erfahrung  in  Beziehung  auf  diese  Form  der  ausübenden  Gt  walt  ist 
nach  Zahl  und  Dauer  so  wie  nach  der  Art  der  anwendenden  Staaten  allzu 
beschrankt,  als  dass  sich  daraus  ein  feststehendcbi  Ergebniss  entwickelt  haben 
könnte,  oder  dass  auch  nur  alle  möglichen  einzelnen  Erscheinungen  sich 
schon  herausgebildet  hätten.    Vom  bloss  theoretischen  Standpunkte  yaus 
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betrachtet  mag  man  aber  nur  etwa  n  folgenden  Anschionngen  gelaageft: 
Eine  eotschiedene  Yenrerfung  des  ganaen  Gedankens  ist  nieht  geredit* 
fertigt,  in  so  ferne  die  Einrichtung  an  viele  gnte  JSdten  hat  Jeden  Falles 
ist  de  einer  Besorgung  der  toofonden  Staatsgeschftfte  dudi  die  volle  Ver- 
sammlnng  selbst  and  dorch  Ausschflsse  derseUMn  entsdileden  vonmiehen. 
Alleia  mannchfiiche  Nachthdle  sind  eben&lls  theils  mit  Besümmtlieit  a 
envarten,  theils  wenigstens  leicht  mOglich,  and  sie  sind  bedeotOBd  gemg, 
um  einer  nnbediogten  Emiifehlnag  oder  auch  nnr  einem  grossen  I«ol»e  im 
Wege  an  stehen.  Und  es  scheint  also  nor  so  viel  sicher  aa  sdn,  daaa  in 
kleinen  Staaten  and  Ar  Bondeseinrichtnngen  ein  Direotoriom  nidit  oDpaaaeiid 
ist,  weil  hierdurch  die  grössere  Ein&chhdt  der  Oeschlfte  die  formelle  Ein- 
richtung und  die  tlgliche  Ftthrong  erleichtert  ist  Ebenso  mag  man  ea  als 
einen  duroh  Erfahrung  feststehenden.  Sats  betrachten,  dass  in-  einer  ver- 
dorbenen Zeit  und  inmitten  einer  sittlich  durchwühlten  Gesellschaft  die 
Nacfatheile  der  Spaltung  und  der  vervielfochten  Yerderbnissherde  entscbieden 
vorwiegen. 

3.  Ue bertraguug  der  ausühenden  Gewalt  an  einem 

Einzelnen. 

Die  Uobortragung  der  ausObenden  Gewalt  an  einen  einzelnen  Mann 
kann  in  Dcmokratieen  in  zwei  wesentlich  verschiedenen  Fällen  vorkommen; 
nümlieh  entweder- als  veraweifcltes  Nothmittel  bei  grosser  Kriegsgefahr,  2or 
einseitUchcn  Zasanunenfossnng  aller  Kräfte  und  zur  Yermeidung  der  Ver- 
sögemngen  grosser  bcratbender  Körper;  oder  aber  als  i-uhig  erwogen  blei-  ^ 
bende  Einrichtung.  —  Im  erstereu  Falle  ist  die  Bestellung  wesenthch  eine 
vorübergehende;  allein  das  Ik-ispiel  der  vereinigten  Niederlande  beweist 
freilich ,  dass  sich  das  Kriegsniittel  bei  längerer  Dauer  und  entsprechendem 
Ehrgeize  in  eine  bleibende,  ja  sogar  in  eine  erbliche  Wtlrdc  verwandeln 
kann.  —  Die  bleibende  und  verfassungsmässige  Einsetzung  eines  Uauptes 
der  Verwaltung  dagof^cn  ist  entweder  ein  kecker  und  von  eigenem  Kraft- 
bcwusstscin  zeugender  Lntschluss,  oder  aber  ein  Beweis,  dass  der  Geist  der 
Freiheit,  Gleichheit  und  Selbstregicruiig  im  Volke  sehr  schwach,  wo  nicht 
am  Erlöschen  ist.  In  jener  Voraussi  tzung  ist  das  Volk  seines  EntschUisses, 
keine  Anmas^ung  st  iner  Rechte  zn  dulden,  und  seiner  überwältigenden  Stärke 
in»  Falle  einer  utithig  werdenden  Zurückweisung  so  sither,  dass  es  sich  nicht 
fürchtit,  die  Vurllieile  einer  einheitlichen  Regierung  durch  eine  mehr  oder 
W(  nigi  r  drohende  (Icfalir  zu  i  rkaufen.  Im  anderen  Zustande  legt  man  auf  einen 
möglichen  Verlust  der  \  ulkM  Cgierung,  sei  (  s  in  der  Begeisterung  für  einen 
bestimmten  Mann,  s(  i  <  s  in  mattber/iper  Unterjochung  durch  einen  solchen, 
sei  es  endlich  in  stuiiiiifi  r  (ih  icbgiiltigkeit,  kein  Gewicht.    Ein  Beispiel  der 
ersten  Sinnesart  sehen  wir  wohl  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordaiuerika ; 
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die  andere  Tbat^ucbc  orschciut  iu  der  Präsidentschaft  von  Frankreich  im 
Jahre  1848. 

Eine  aus  Noth  und  fftr  die  Dauer  der  Noth  geschaffene  einheitliche  Ge- 
walt bietet  für  theoretische  Erörterung  wenigen  Stoff.  Je  nach  dem  Bedürf- 
nisse and  nach  den  regelmässigen  verfassungsmässigen  Einrichtungen  sind 
dicPaosserordentlichen  Befugnisse  zu  bemessen;  es  wird  mehr  oder  weniger 
eine  DietilDr  gesehoifeii  mit  Beseitigung  der  Regierongsrectite  der  Gcsammi- 
heit  nnd  ihrer  Vertreter  und  aoeh  ivofal  der  iYMheitsreelite^der  einzelaeB 
Borger.  Jeden  Falls  ist  alleiuigc  Leitung  des  Heerwesens^  damit  aber  die  Be- 
setzung der  jinllllirerstellen  nnd  ¥erstSndigerw^  andi  die  BeisdAtog  der 
materieUen  Kriegsmittel  in  die  BSnde  des  Tohrers  zn  legen ;  nnd  anch  die 
Begelang  der  Yerhtitnisse  zn  fremden  Staaten  flberhanpt  kann  ihnen  nicht 
wohl  vorenthalten  werden,  weil  dieseAe  mit  der  Kriegsleitnng  nnzertrennlich 
znsammenhängt.  Dass  eine  Yerantwoftiichkeit  ihr  den  Gebränch  der  aaver- 
tranten  Haeht  üestgestellt  sein  mnss,  versteht  sich  von  selbst  Die  NOtzUcfa- 
keit  der  Einriehtnng  hAngt  von  der  ErflUlnng  zweier  Bedingungen  ab.  Einmal, 
dass  die  znr  Errdchnng  des  Zwecks  erförderliche  Hadit  wirklich  in^die 
Binde  des  Anaerwihlten  gelegt  wird  nnd  man  nicht,  in  kleinlieher  Folge- 
Widrigkeit,  hn  Einzelnen  zurOdmimmt,  was  man'  im'  Ganzen  geben  wollte 
nnd  mnsste.  Zweitens  abor,  dass  sichere  Yorkehmng  getroffen  wird,  nach 
Abwendnng  der  Gefthr  den  regelmAssigen  verfuson'gsmftssigen  Zustand  wie- 
der hennistellen.  Midit  erst  der  J^emerknng  bedarf  es  ,  dass  lletzteres  bei 
lingertr  Daner  der  aosseronientlichen  Maassregel  und  gegenüber  von  einem 
ehrgeiz^  waA  volksbeliebten  Better  ans  der  Bedrflnipiiss  das  bei  weitem 
Scbwflrigere  sein  kann.  I^orbehalt  von  beliebiger  Znrttckzldiang  des  Auf- 
trages, Feststellung  einer  bestinunten.  Daner 'n.^d^.  werden' nur  dann  wirk- 
lich heUBn  f  wenn  ein  entschlossener  Geist;  blkigerlicher  nnd  staatlicher 
FMQieit  das  ganze  *Yolk'  durchdringt  und  sich  dasselbe  nicht  durch  Einbil- 
dungskraft and  vorwiegende  Neignng  zu  kriegerischem  Bnhme  zn  blinde 
AnUbiglichkeit  an  einen  Ehrgeizigen  hinreissen  Usst. 

Als  regelmAssige  Einrichtung  bietet  dagegen  die  einheitliche  Leitung 
der  ansflbenden  Gewalt  in  einer  Demokratie  Stoff  zn  manchfiichen  Erörte- 
rungen nnd  schwierigen  Fragen.  — ^  Sachlich  betrachtet  ist,  soweit  es  sich 
von  Geschäftsbesorgung  handelt,  ohne  Zweifel  die  Handhabung  der  austlbenden 
Gewalt  durch  einen  Einzelnen  die  zweckmAssigste  Einri^ihtung.  Der  Wille 
des  Staatsorganismus  ist  in  einem  Punkte  zusararaengefasst ,  und  es  erleidet 
,  seine  Bil^bmg  durch  die  Gleichberechtigung  Dritter  weder  äussere  Verzöge- 
mng  nodi  gar  ein  anbedingtes  Uindemiss;  auch.wird  er  nicht  durch  die  Ein- 
räumungen abgeschwAcht,  welche  sich  die  zu  gemeinschaftlichem  Handeln 
Berufenen  oft  gegenseitig  machen  müssen,  um  zu  irgend  einem  Ergebnisse  zu 
gelangen.  Einem  Einselnen  ist  es  möglich,  Plana  im  Stillen  m  entwer&n 
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ond  sie  folgcriililig  aiif^zuarbeiton.  Ein  geordneter  Yerwaltnngsorganismos 
mit  logisihcr  Eiiitheilung  der  Geschäfte  und  mit  Arbeitsthcilung  ist  beinahe 
notbwendig  bedingt  durch  eine  cinheitlicbe  Spilse.  SoilOU  poUtiscte  als 
rechtliche  VerantAvortuug  ist  nur  gegen  daeil  EinzellMII  «fllgreiell  gdt»d 
zu  machen.  Ein  persönlicbes  Haupt  der  Yenvaltung  kaunr  sidi  ttbenU  cbliia 
begeben  und  da  handehi,  wo  Mine  Asvesenbeit  OrtUoh  erforderlioii  ist,  vor 
Allem  sich  an  die  Spiiae  der  bewaffiDentenSfiftebt  Stetten.  Aach  Inmi  keiMS-> 
wegs  behauptet  werden,  dsss  eine  solche  üebertragimg  an  feinen  Haan  iem 
Grondsatae  der  reprftsentativen  Demokratie  avider  eeL  Wenn  md-  aoweiC 
es  das  Tdh.theihaiipt  nichi  lllr  zwedanBsng  eraditet,  seine  Sonrarlniltt 
anmittelbar  selbst  ansraflben,  mag  es  ebensowohl  einen  Eimehien  als  Mehrere 
zum  Sachwalter  wlhlenT 

Allein  onverkennbar  ist  eine  soldie  einheitHciie  Be^enmgsgeiialt  eine 
grosse  nnd  eine  stehende  Ge&hr  ihr  die  Demohratie.  Es  gibt  nicht  Mosa 
amerikanische,  sondern  andi  französische  Presidenten;  ond  mit  wekhem 
schliessiichen  Erfiolge.  die  Erbi^tatthatter  der  Kiedeilande  sich  ihrer  Siel- 
lang  m  Erwerbong  ebner  ftrstUchen  Gewalt  bedienten,  ist  eVen&ils  bekannt 

Vor  allem  liegt  woU  auf  der  Hand,  dass  lane  erbliche  Besteilaqg 
eines  so  wichtigen  Amtes  jlem  Geiste  einer  YoOnberrschaft  darchäns  nwider, 
die  QaeÜe  nicht  abreissender  Zerwflrfiiisse  schfimmster  Art  ni|d  eine  stehende 
dringende  Gefshr  einer  Verwandlung  in.  ein  FOrstenthom  ist'  Der  gsnae 
Gedanke  ist  ein  so  fehlerhafter,  dass  ^s  sich  lediglich  aus  flbermftcbtigen 
geschichtlichen  ond  tbatsichlichep  Verhältnissen  erklären  ttsst,  wie  derselbe 
jemals  hat  zor  Anwendung  kommen  kOnneh     and  dass  >ron  einer  Bertck* 


1)  Solche  Unutüade  aliid  m  «leu  auch  beluuinttidi  geweMo ,  welche  die  ürhUdilutt  der 
Htadthalterwürde  in  den  Nledettai^eii  loesit  thatilebllch ,  ^pSter  ancfa  geaetiHdi  lierbeigelUirt 
heben.  Da»*  aber  Huch  die  Folgen  nicht  RU»Ki^'''H<'1><'ti  sind,  i«t  el>en«o  l>eluinnt.  Der,  zuweilei 
hlntiffe,  Kampf  swiecben  der  omüichen  and  der  äUeteo-Partei  bildet  den  Mittelpaoia  der  to> 
neron  QeRchlchte  4er  MlMtoriMide  und  «nnlhllff  wer  die  Iforardile  tet  Ms  auf  die  Fom  her* 
gestellt.  Die  »Itniederliindische  Verfassung  nml  ilirc  Entwicklung  ist  in  rnthrfecher  Beziehnng 
böcbat  belehrend  für  die  Theorie  der  repubUkaniMhcn  und  föderativen  Staaticinrichtnngea  ond 
veHHenle  «Ine  weit  genatiere  neachluff,  al«  ibr-ltst  irewIRuindi  im  Tbelle  wird.  ItakwSrdig 
ist  nüniluh  vrin  rst  das  tUcn  erwähnte  Verhältniss  eines  einheitlichen  Inhabers  des  wenigstens 
gröesfen  Tbeiles  der  ausübenden  Gewalt;  femer  die  gau  eigenthttmliche  SteUung  dee  Oroea- 
patMkaHrt  von  HeOaiid  als  Syadlcns  der.OeiieirahtaatBii-  aad  lOnlstw  der  aaswirMz«»  Aaf»- 
Mgenlieiten -.  sndunn  die  ßildnng  snwuM  der  General-  als  der  FNVhidal-Staatcn  aus  Manda- 
ttnn,  welche  nur  nach  Anweisaug  und  nicht  nach  eigener  UabttienfUt  ond  Verantwoitlichkett 

Ton  mehreren  Mitgliedern,  welche  aber  nnr  Eine  gemeinschaftliche  Stimme  (Hhrten  ;  die  Stellaag 
des  Staatsrathes,  als  des  rolUiehenden  Aosscbossee  der  Qeneraistaaten;  endlich  die  Nothwen- 
dlgkett  ataev  Bnsttaniilgkdt  aUer  BaraiAitIgleB, .  so  daai  ssliBasdIch  eine  einxlge  abweichende 
Stadt  einen  Bcschluiw  der  Reneralstaaten  verhindern  Iconntc.  Oerade  der  UmstHnd .  diiss  die 
meinten  dieser  Einrichtungen  dem,  was  wir  als  da«  Richtige,  um  nicht  eu  sagen  allein  Mög- 
Hebe  betrachten  y  schnoralndts  entgegenlaufen ,  giebt  ihnen  einen  besonderen  Werth  fOr  den 
kritlKchei)  Korseber.  Näheres  a.  man  bei:  Bchooek,  M.i  Beigiom  foederatom.  Ed.  4.  ABHti 
1602;  —  Commentariulus  de  stata  confnederataram  provindaram  BelglL  Hagae  C,  IdSd.  — 
■Bdal,  8<  i(  lu  e  du  gouvemement,  Bd.  II.  .s.  m  1^.  ~  Btoe  ||tdiia||t«  U«b«ilMrt  bat  Browt> 
kam,  PoUtieal  philoaivhj,  B4.  III,  8.  m 
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sicbtiguiig  deeselben  unter  gewöhnlichen  Umständen  und  bei  freierer  Wahl 
einzofDiireiideo  StMtseinrichtimgeii  nie  die  Rede  sein  wird. 

Sonit  irird  dum  «neh  la  ta  folgenden  Erwftgangen  immer  nnr  von 
der  Untentellimg  aasgegangen,  daat  eine  WtU  deeSahaben  der  awabenden 
Gfifwalt  vid  mar  mr  «nf  tim bestiimite Zeit  stattfinde.  —  Aberielbet oater 
dieeer  VonuneetzuDg  bleibt ^der  Ebrgeis  eines  soldun  an  die  Spitae  der.Qe- 
sohill«  GesteOlen  ond  nul  allen  Mitteln  4es  Staates  Betmten  eine  grosse 
■nd  beetindige  Oefidir;  iroibei  es  gsns  gicidiglttig  ist,  ob  das  BegieningB- 
haopt  wnnittftllmT  fmn  Yollm  selbst  oder  ton  der  reprisentttiven  Yersanun- 
tang  gewIUt  isti  ds  sieh  beido  in  dem  Manne  UmYertranens  iiräi  können. 
Besöndörs  betoldioli  ist  natflrlisli  der .  so  leicht  mögUcsho  FaD,  dtss  ein 
ghtekUcher  nnd  dadardL  bei  der  ganaen  Nation  bis  lor  Bsgdsterang  beliebter 
Feldherr  snmTrtoi^ten  .einer  Demokratie  gewihlt  nird.  Einer  Seile  wird 
ihn  der  Ehrgeii,  Barr  des  Staates  hi  eigenem  Rechte  an  werden  and  an 
bleiben,  nlh^  liegen,  als.  einem  Andern,  schon  durch  die  Gewohnl}elt  dto 
^nbesdirlnkten  Befthles.  AndtterSeits^hBt  er  natOrUffbe  Verbündete  am 
Heere  nnd-  an.aUen  Penen,  welche  firOher  anter  ihm  dienten,  sO'  wie  an  dem 
flbiliBB  Ar  Krisgsmhm  begdsterlen  Theile  des  Yolkes.  Es  ist  kanm  anders 
mAf^oh,  als  dass,  namentlich  nach  einem  langen  Kriege,  manches  Ifissver^ 
gdigen  ond  manche  Enttäascbong  bei  Boitzen  eintritt ,  welche  bis  jetst  die 
WnÜB  fthrten,  iind  deren  mehr  oder.iipiger  berechtigte  Erwartungen  ver- 
eitelt wurden.  Viele  werden  sich  nur  schwer  wieder  in  bürgerliche  Yer^ 
hftltoisse  fBgen  und  durch  Arbeit  ihren  Lebensunterhalt  verdienen  lernen. 
Solche  MissfOipügte  sind  unschwer  fflr  ein  Unternehmen  zu  gewinnen,  wel- 
ches ihnen  eine  günstige  Stellung  und  eine  Fortsetzung  des  gewohnten  Lobens 
.verheisst.  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  die  zur  Anmaassung  der  Gewalt  füh- 
renden Schritte  allmählich  geschehen  können,  so  dass  auch  nicht  ganz  Ge- 
wissenlose anfänglich  mitzugehen  vermögen,  bis  ihnen  die  Umkehr  unmöglich 
wird.  Gegen  eine  wohlvorbereitete  Militärnstirpation  ist  aber  den  bürger- 
lichen Organen  des  Staates  ein  wirksamer  Widerstand  sehr  schwer,  wenn 
sie  nur  das  formale  Recht ,  nicht  aber  auch  die  Macht  und  den  Volkssinn 
für  sich  haben.  Es  mögen  noch  so  viele  und  so  kräftig  scheinende  Siche- 
rungs-  und  Bestrafungsmaassregeln  in  der  Verfassung  vorgesehen  sein;  sie 
werden  natürlich  mit  der  Verfassung  überhaupt  und  sogar  vor  Allem  ge- 
waltsam umgestürzt.  Der  2.  December  1851  ist  hier  ein  bleibendes  Beispiel. 

Aber  auch  abgesehen  von  einem  solchen  umstürzenden  Missbrauche  der 
Stellung  liegt  eine  grosse  Schwierigkeit  für  eine  richtige  Bestellung  eines 
einzigen  Hauptes  der  ausübenden  Crewalt  schon  in  der  Wahlfrage.  Es  sind 
drei  Möglichkeiten  einer  Ernennung:  entweder  durch  eine  allgemeine  Volks- 
wahl; oder  durch  die  repräsentative  Versammlung;  endlich  durch  eine  eigene 
patarlich  mch  aas  dem  Volke  bervorgangene  WahibehOrde.    Alle  drei 
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Bestellungiiarten  leiden  aber  an  grossen, Mängieln.  Von  einer  genauen  Keniit- 
nies  und  Bcurtbeiliuig  der  staatsmAnnisdieo  flovie  sittlichen  £Sgenschaftea 
d^r  Candidaten  kann  bei  einer'  aUgemei]i«n  YoUnwahl  gar  nickt  die  Rede 
sein.  Entweder  ivird  die  WaU  tin  grosser  Parteikampf  tefai,  in  «eichen 
der  Sieg  keineswegs  eine  Sicherheit  flBr  die  taagllchen  Eigenachaftea  des 
anf  den  Schild  Erhobenen  gewahrt  Oder  aber  entadwidet  eine  weii?«'^ 
breitete  Begeisterung  ftr  einen  aogenblieUlch  Beliebten,  welcher  leicht  einer 
solchen  Zuneigung  nit^t  werth  ist,  wenigstaia  nieht  fbr  die  fragliche  Stelle. 
Die  Fälle  sind  sehr  selten,  hi  welchen  ein  bestimmter  Mann  nnbedingt  der 
einzig  mögliche  und  vollkommen  tangüche,  an  gleicher  Zeit  aber  mA  der 
vom  gansen  Volke  einhellig  dafttr  erkannte  Ist  Er&hrongsgemftss  ift  dl» 
allgemeine  Abstimmung  ttheir  das  Regierungshanpt  ziemUeh'  in  lOsaadilaiif 
gekommen.  —  Bei  einer  WaU  durch  die  reprttaentative  Versammlung  steht 
ein  blosses  Parteitrtiben  sehr.in  befilrchten,  bei  welidiem  es  dann  nur  auf 
den  Sieg,  nicht  aber  auf  den  Mann  ankommt  Auch  sind  hierbei  sweierlei 
bedenkliche  UmstAnde  nicht  an  abersehen. '  Einmal  mag  es  eine  solche  Ter* 
samndung  ihrem  Vortheile  gem&ss  finden,  einen  nnbedeutenden  Meüidiai  n« 
wählen,  damit  sie  seihst  einen  um  so  grösseren  Einfinsa  habe.  Dasa  W^hl- 
körpersdisften  nrit  vollem  Bewusstsein  einen  an  Verstand  oder  GeahuMm 
Schwachen  aussuchen,  ist  bekanntlich^  da  wo  der  n  Ernennende  indlar  ^ider 
w^ger  gegenttber  stehen  und!  Re^pte  auch  gegen  die  Jetat  Wählenden  aaa^ 
anttben  haben  wird,  'nicht  so  selten.'  Sodann  aber  madien  alle  Terika^tti^gali 
and  Verbote  heimliche  Wahlcapitulation  nicht  nnmO^icb.  In  der  Begel  wiorte 
sie  sogar  sehr  offen  betrieben,  z.  B.  -in  der  Fonn  von  Wahlprograauash;^ 
feierlichen  Erklftmngen  der  Candidaten  u.  dgl.   Hierdurch  wird  denn  nun 
aber  zum  niindesten.  die  freie  Hand  gebunden  fQr  wichtige  einzelne  Re- 
gierungsbandlungen ,  wie  immer  sich  spAter  auch  die  Umstünde  gestalten 
mOg^n ;  möglicherweise  aber  leidet  ^sogar  der  ganze  Geist  der  Verfassung 
darunter,  indem  dir  Nirhtansühung  von  Rechten,  welche  diese  für  noth* 
wendig  ^rachtrt  hat,  oder  die  Unterlassung  eines  Widerstandes,  welchen  fäß^ 
als  Recht  und  PHicht  bostininito,  verabredet  wird.   Es  mag  sein,  dass  MisiS' 
bräuche  dieser  Art  sich  rrst  aUmählig  und  stufenweise  einschleichen;  allein 
Staatseinrichtungen  sind  für  eine  lange  Dauer  bestimmt  uiul  sollen  jedenfalls 
den  Keim  der  Verderbniss  nicht  von  Anfang  an  erkenntlich  in  sich  tragen, 
—  Was  aber  eiidiich  die  Wahl  des  Regierungshauptes  durch  eine  ripeus 
gebildete  Wahllx  liörde  betrifft,  so  ist  zwar  ohne  Zweifel  diese  Einrichtung 
die  an  und  lur  !?ich  lie-te.  weil  sie  den  schwierigen  Auftrag  an  eine  klei- 
nere Anzahl  mehr  oder  wcmger  Tanglicher  hinausgibt,  und  namentlich  weil 
des  Wahlcolleginni,  welches  sonst  keine  Stellung  im  Staate  einnimmt  und  aidl 
alsbald  nach  der  Beendigung  seines  Auftrages  wieder  auflöst ,  keine  Versn- 
lassung  oder  docb  keine  Macht  zu  Verabredungen  in  einem  eigenen  Ueibettlct 
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Interesse  hat^  Auch  mag  wohl,  namentlich  darch  zahlreichere  BeseUnngj 
giober  md  wuiiittiliianr  Bestechlichkeit  vorgebengt  «ttden.  *  Deoaodi  ist 
ftvdi  Uer  SehliniiieB  m  besorgen«  Die  Erfthrang  in  den  Yeränigten  Staiten 
neigt  nimBeh,  dasa  eieh  das  FarteitreilMn  der  Zosanmensetcnng  des  'WIAl« 
korpers  auf  eine  jede  UnbiBfingenheit  nnd  Selbslstlndli^eit  desaelhett  ver-: 
niditende  Weise  bemiditjlgea  faum.  Die  Mitglieder  werde^^^^aHiä^t- 
aoUedeBen  Pnrteirlldcsiehlen  nnd  npt  den  besjinM^tin  Parteipflichten 
ernannt,  nnd  es  wird  dadordi  diQ[::^0)9nsBet£uig  einer  nach  btetem  Wissen 
«nd  Gewissen  nnd  mit  vnMii^geimttimg  alter  Teriiittnisse  nnd  Personen 
sich  entscheidenden  Yersammlnng  nr  blossen  Fidion. 

-Em  weiterer  oinbaier  Missstand  ist  die  Eraennnng  der  Beamten 
dätiük  den  Prisidenten.  In  einer  wirklichen,  den  Gebte  der  StaatslBmi 
l^emiss  eingerichteten  Demokratie  werden  aOerding?  viele  Aemter  dnrdi 
Wahl  besfliit  werden;  Jedoch  bleibt  eine  betricfaflicbe  AnaaU  von  Terwal^ 
tnngsstdlen*  flbiig,  welebe  nicht  als  Ortlicber  Art  betrachtet  werden  kOnnen, 
eondemJvon  der  Gentratvnhraititng  tat  besetien  sind,  oder  wo  eine  strenge 
tJBterordnnng  nnter  die  BeftUe  der  oberen  Behflrde  in  dar  Katnr  der  Sache 
liegt  nnd  abo  cben&Ua  eine  Bestellnng,  besiebnngsweise  Entfemnng  vom 
Inhäber  der  ausflbenden  Gewalt  abhingen  «nss.  In  grossen  Staaten  belauft 
eich  die  Zahl  solcher  zur  YerfiBgung  des  Präsidenten  stehenden  Aemter  leieiit 
hoch  in  die  Tänsende.  Die  Entscheidnng  (Iber  Stellang  and  Einkommen 
einer  so  grossen  Anzahl  von  Familien  geht  mm  aber  Qber  die  Stellong  eines 
einzelnen  Bürgers,  and  ist  in  einer  Republik  in  doppelter  BeäehoBg  bedenk- 
lich. Einmal  können  dadurch  ehrgeiqge  Plane  des  Hauptes  der  ausübenden 
Gewalt  sehr  begünstigt  werden,  namentlich  wenn  der  Staat  in  der  Lage 
ist,  ein  starkes  stehendes  Heer  zu  unterhalten,  Aber  welches  durch  eine 
geschickte  Besetzung  der  Anführerstellen  unschwer  verfügt  werden  kann. 
Die  Umwälznng  in  Frankreich  vomDecember  1851  bleibt  auch  hier  für  immer 
ein  lohrreiches  Beispiel.  Zweitens  aber  und  in  jedem  Falle  kann  die  Be- 
setüiing  der  Staatsämtor  zu  einem  ins  Grossartige  gehenden  F'influssc  auf 
die  Wahl  missbraucht  werden.  Die  Aussicht  auf  eine  so  reiche  Belohnung 
muntert  natürlich  alle  Ränkeschmiede  und  Abenteurrr  auf,  zu  Gunsten  nicht 
etwa  des  tüchtigsten  Mannes  sondern  Desjenigen  zu  wirken,  welcher  Aemter 
und  Gehalte  in  sichere  Aussicht  stellt.  Die  übehi  Folgen  für  die  Reinheit 
der  Wahl  selbst  brauchen  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden;  es  ist  aber 
auch  nicht  aus  den  Aiigm  zu  lassen,  dass  ein  grosser  Theil  der  auf  solche 
Weise  als  Bestechung  un«l  Belohnung  hingeworfenen  öffentlichen  Aemter 
schlecht  genug  wird  verwaltot  werden,  und  dass  also  die  Interessen  der 
Gesammtheit,  sowie  der  Einzelnen  schwerer  Bedrohung  ausgesetzt  sind.  Auch 
kommt  noch  der  grosse  Schaden  häutigen  Wechsels  dazu,  indem  natürlich  der 
^acMoi^ei-  m  der  Präsidentschaft  dieselben  Mittel  aaw6a4et,  wenn  einmal 
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eis  floklMr  Unfeg  eingeristen  ist,  und  alio  Bit  Jeder  mmi  IbU  iB  gßmmem 
TenraltBngBvraigäi  ueuiB  Mcosehen  eiHriehwi.  .Dum  ist  mtlrliGli  nedar  warn 
KeBafai^  der  Gesdilfte,  nodi  im  Ziveifel  von  einer  eifrigen  PawgMg  dei 
jüntes  die  Bede,  eondera  mr  ton  mfli^dnter  Ansbentmig  wtIhnmA  dat 
irnnen  Genoeneit  Sowolil  die  Demoralisation  als  der  sadiUcfce  ?fhnilfln 
moBS  dann  aber  in  Folge  aller  dieser  VeilUÜIniaie  allmfthlig  grosse  Y«r- 
bftltnisse  amiehmen.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  beweiMB 
die  Wahrheit  dieser  Befftrchtnngen ,  seitdem  dort  der  edle  Gnmdsnt«  zur 
Geltung  gekommen  ist :  «Die  Beute  für  den  Sieger.»   Es  ist  allerdings  an  nnd 
fBr  sich  möglich,  dass  durch  eine  Dienstpragmatik,  welche  aach  dem  Yer- 
wahnngsbeamten  Sicherheit  fQr  ein  tadellos  geführtes  Amt  gewährt,  oder 
aber,  in  Ermangelung  einer  solchen,  durch  eine  feste  sittliche  Haltung 
ganzen  Volkes  diesem  Knäuel  von  Missständen  begegnet  werde.  Allein 
wahrscheinlich  ist  es  nicht,  dass  es,  wenigstens  auf  die  Dauer,  geschehe. 
Gresetzliche  Berechtigung  zu  einem  Amte  und  die  daraus  herrührende  Selbst- 
ständigkeit der  Beamten  liegt  nicht  in  dem  Geiste  einer  Demokratie;  der 
sittliche  Widerwille  gegen  Bestechung  und  die  richtige  Einsicht  in  die  Folgen 
einer  solchen  sind  aber  in  grosser  Gefahr,  wenn  erst  einmal  ein  übles  Bei- 
spiel gegeben  ist.    Auch  in  dieser  Beziehung  ist  die  Erfahmng  der  Ver- 
einigten Staaten  belehrend.    Von  dem  Geiste,  welcher  einen  Washington 
belebte ,  und  zu  jeuer  Zeit  auch  das  ganze  Volk ,  ist  keine  Spur  mehr  vor- 
handen, sondern  vielmehr  allmählig  ein  wahrer  Cmsraus  bei  Präsidenten 
und  bei  den  nm  den  Sieg  kämpfenden  Parteien  au  die  Stelle  getreten. 

Eine  schwer  zu  lösende  Frage  ist  sodauii  die  hiusichlich  der  Anitsdaucr 
des  Präsidenten.  Auf  der  einen  Seite  leuchtet  ein ,  dass  bei  einer  nur  kurzen 
Dauer  die  Verwaltung  empfindlich  und  mannchfach  Noth  leiden  muss.  Zar 
Fassung  und  Dorchfühmng  weitaussehender  Plane  ist  keine  Zeit,  die  Kennt- 
niss  Ton  Geschiften  und  Personen  geht  immer  wieder  Terloren,  kann  zum 
Tbeile  in  so  korzer  Frist  voUstftndig  gar  nicht  erworben  werden;  die  Yer- 
adüedenheit  der  teitenden  Penwen  loliadet  einer  gleicb^nnigen  Anwcodang  . 
der  Gesetze.  Eine  bald  wieder  m  Ende  gehende  Gewalt  hnt  moiger  An- 
teilen nnd  findet  lässigeren  Gdunnam.  Endlicfa  wird  das  gume  Volk  Int 
nnd  inrt  in  die  Anfregong  einer-benroretaben^en,  gerade  iib  Gange  beftid- 
Kcben,  oder  ,  so'  eben  beendigten  Wahl  verse&t  Kanm  ist  ein  Segienmgs- 
'  bM9t  ernannl,  vieUeidit  noch  nicbt  einmal  in  das  Jünt  eingetnlen,  so  «iid 
sehon  an  einen.  Naefafidger  gedaeht,  beginnen  die  Umtriebe  ftr  eine  aeM 
WabL  Ancb  Uer  bieten*  die  Yereiniglen  Staaten  ein  belelireBdei.Bfla9iel 
dar.  Die  Ter&ssnngsmisaige  Köglicbkeit  einer  WiedererwIUnng  bese^ 
iviar  einen  Theil  dieser  tJebelstflnde,  Jedoch  nnr  lebr  nm»Ukonnnai,  da  die 
Wiederemennnng unsicher  Set  nnd  jeden^Mb  eine  WaU  mit  allen  ihraiFolgsB 
ataitfindet  D«fi»  niclrt  mi  reden,  daaa  riek  leiobt  die  Gewobnbeit  kib^ 


thatsftchlich  keine  Wiederernennnng  vor/nnrhrnon ,  wie  diess  ebenfalls  in 
Nordamerika  der  Fall  geworden,  zu  sein  scheint.  Auf  der  andern  Seite  ist 
eine  lange  Dauer  der  Amtszeit  (z.  B.  zehn  Jahre)  bedenklich,  weil  sie  einem 
Ehrgeizigen  die  Vorbereitung  verfassungswidriger  Plane  sehr  erleit  litert.  So- 
dann ist  zu  befürchten,  dass  ein  Widerspruch  in  den  politischen  Anschauungen 
und  Absichten  eines  schon  vor  einer  Reihe  von  Jahren  gewählten  Präsidenten 
und  der  jüngeren  repräsentativen  Versammlung,  wo  nicht  gar  dem  Volke 
selbst  entsteht.  Diess  führt  denn  nun  aber  nicht  bloss  zu  unerquicklichen 
Reibungen ,  sondern  vielleicht  selbst  zu  Staatsstreichen  von  der  einen  oder 
von  der  andern  Seite. 

Endlich  ist  noch  Oberhaupt,  and  auch  abgesehen  von  dem  obenerwähnten 
Falle,  die  Möglichkeit  einer  RichtongsTerschiedenheit  vom  Präsidenten  and 
der  Mehrheit  der  repräsentatiTeii  Yersämmlang  vorhanden,  namenffich-iraiui 
die  Wahl  lidit  lon  der  lelilefen  .aasgehu  Da  nnn  ein  parlamentwiedni 
Sjystem  in  dem  Bäaae  einer  legetanlBsigen  Nachgiebigkeit  gfgen  die  Mehrheit 
der  Yolksvertretang  hier  nicht  stattfindet,  Tidnichr  das  Haafrit  der' ansahen^ 
den  Gewtlt  sich  ebenCdls  anf  den  in  seiner  Wahl  Inodgegehenen  YoUcswilleD 
'berhüBi^  mag:  so  entsieht  nalllrUeh  in  dem  fOfamgesetsten  Falle  eine  gar 
Hble  Spanniiag  nnd  Stodomg  der  Geschäfte«  Dass  die^ncUage  dorch  Staate-^ 
anldimen,  ndt^lcherlei  Erfolg  sie  auch  angestellt  werden  mOgen,  nicht  besser 
l^emacht  nird,  versteht  sich  aher  von  selbst.  .  ■  . 

8elbtt' bei  einer  Neigong  ra  entscUedenpn  insichten  ist  es  bei -so  be« 
wandten  UmsHnden  in  der  That  andb  Aber  eine  Prlsiaciitschaft  nicht  UiM, 
n  einem  abschliessenden  Urtheile  so  gelangen.  '  Mag  es  auch  sein,  dass  die 
Gefahr  einer'Gewaltamnaassnngbei  einem  krlftigen^  anf  hehieFMheit  stoben 
nnd  eilerstUshtigen  Ydke  minder  gross  ist,  wenigstena-  in  gewOkdidien  Zei- 
ten; so  bleiben  doch  immer  die  Nachtheüe  der  WaUen  md  das  Personen* 
wechsele  Bei  ireniger  demolcratiscb  gesinnten  nnd  schlaJfem  YOlkem  aber 
mag  eine  PrftsldenUichaft  zum  Uinstorae  der  Yerfassong  nnd  sor  Gtttndnng 
der  Gewalthenschaft  eines  Einiigen  Ihhren. 

4.  Ergebniss. 

-  Ans  den  vorstehenden  Betrachtungen  dürfte  sich  jedenfals  ein  nnzweifel- 
haftec  Bel^  des  Satzes  ergeben  haben,  dass  keine  der  möglichen  Staatsformen 
voUkommen  ist ,  nnd-  dass  man  vielmehr  nicht  selten  die  Erreichung  eines 
LiebUngswiiDSches  mit  einem  so  bedeutenden  Preise  bezahlen  mnss,  dass  Um- 
sichtigere nnd  Zähere  sich  wohl  von  der  Erstrebung  abhalten  lassen  können, 
■Wenn  im  Uebrigen,  wie  es  wahrscheinlich  ist,  die  repräsentative  Demokratie 
noch  eine  grosse  Zukunft  hat,  und  sich  namentlich  in  den  neu  gesittigten 
und  bevölkerten  Wclttheilen  mehr  nnd  mehr  ausbreitet:  so  werden  dann  auch 
die  verscbiedeneo.  möglichen  Einricbtongen  der  ausObeaden  Gewalt,  deren 
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Eigenschaften  und  Folgen  sich  noch  weiter  entwickeln,  and  leicht  mag  sich 
dann  begeben ,  dass  nicht  nur  Wirkongen  hervortreten,  welche  bis  jetzt  noch 
nicht  vorgekommen  sind,  sondern  vielleicht  auch  Modifikationen  der  Kinricb- 
tung  selbst  werden  ersonnen  werden,  durch  welche  jetzt  bestehenden  Miss- 
ständen begegnet  werden  kann.  Bis  daliin  muss  es  genügen ,  dass  die  Wissen- 
schaft das  Vcrhältniss  ins  Auge  fasst  und  sie  es  zu  würdigen  sucht,  soweit 
ihre  itzige  Einsicht  reicht 


2l  . 

XUe  Weiterentwieklüng  dei  demokratisehen  PrindpM  im 

nordamerikaniBchen  Staatmohte 

Es  soll  imNachsteheiideii  derTenoeh  gemaeht  werden,  eine  der  bedenk- 
Uchstea  Sehen  der  repräacntathen  Demokratie  n  besprechen,  nimlich  ihre 
netor  liehe  Neigang  nur  aUmShUgen  üebertieibong  des  OnindsatieB  derVolks- 
herrsefaaft.  Der  Gegenstand  ist  so  wenig  erörtert,  dass  Vielen  die  Behanp- 
tnng  einea  in  dieser  Besiehong  foriiegenden  Uebdstaodes  nnbekannt  sein  wird 
und  sie  tfdieieht  desshalb  geneigt  staid,  das  Vorhandensein  desselben  ganz 
m  lingnen.  Die  Beweise  ftr  die  ThiOBaehe  and  die  Orllnde  der  bisherigen 
VemachUsslgiQig 'werden  aber  dargdegt  werden. 

.  Unllngbar  ist  es'  eine  da*  wiehUgsten,  aber  anch  der  schwierigsten,  Anf- 
gaben  der  Politik,  die  folgerichtige  Entwicklang  des  obersten  Gmndsaties 
einer  Staatsordnong  za  vereinigen  mit  einer  Eincichtang,  weldie  schldliche 
Anwendongen  eben  dieses  Grundsataes  verhindert. 

Joie  Entwicklung  ist  nothwendig  zur  Befestigung  der  einmal  gewählten 
Ordnung  und  zur  Zufriedeiistellong  der  im  Besitze  der  Gewalt  Befindlichen. 
—  Nichts  ist  unrichtiger,  als  wenn  man  glaubt,  einer  Staatsform  schon  da- 
durch Leben  und  Dauer  gegeben  zu  lialit  n,  dass  man  ihre  hauptsächlichsten 
Gedanken  gesetzlich  aasspricht  and  eine  Einrichtung  trifft ,  welche  denselben 
anmittelbar  zur  EIrscheinang  bringt.  Wenn  diese  nächste  Verwirklichong 
TCreinzelt  steht,  ringsam  von  Anstalten  und  Grundsätzen  umgeben,  welche  einer 
andern  Gedankenreihe  angehören,  üeberrestc  verschiedenartiger  froherer  Zu- 
stände sind,  oder  in  der  verkehrten  Absicht  getroffen  werden,  eigentbOmliche 
Vortheiie  einer  andern  Staatsform  sich  anzueignen:  so  niuss  das  Ergebniss 
Schwäche  und  innerer  Wiederstreit  sein.  Nur  wenn  nach  den  verschiedenen 
Seiten  des  Zusammenlebens  hin  Institutionen  bestehen,  welche  je  in  ihrem 
Kreise  die  Grondgedaaken  zur  Anerkennang  und  Wirksamkeit  bringen  und 

1)  Die  Ornndla««  diwer  Abhandlung  \A  ela  AnftaU  in  der  KllUtebw  Mlidirift  mrBMUf 
wHwMilnft  dM  AlulMdOT,  ikL  XXVU,  8.  »8%.}  U«r  ist  taMUo  JaM  waNntUob  noff 
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sich  dadurch  gegenseitig  unterstüUeu ,  ist  auch  für  die  Sicherheit  des  Mittel- 
punktes gesorgt.    Die  hlosse  Einführung  einer  Volksvertretung  z.  B.  sichert 
noch  keineswegs  eine  beständige  Anerkennung  und  Handhabung  der  gesetz- 
lichen Freiheit;  es  müssen  dazu  auch  noch  genügende  staatsbürgerliche  Rechte 
eines  jeden  Einzelnen,  Selbstverwaltung  der  gemeinschaftlichen  Augele^en- 
heiten  in  kleineren  Kreisen,  richtige  Stellung  der  Kirchen  und  sonsti^r 
mächtiger  gesellschaftlicher  Kreise  zu  dem  einheitlichen  Staatsorganismos, 
Theilnahme  der  Bürger  an  der  Aufrechtcrhaltung  der  Rechtsordnung  mittelst 
Oeschwomengerichte ,  und  noch  manche  ähnliche  Einrichtungen  kommen, 
deren  fest  an  einander  liegende  Bündel  erst  dem  (ranzen  Sicherheit  und  Ueber- 
einstimmung  gewährt.  Die  einst  mit  so  vielem  Beifall  begrüsste  (freilich  nicht 
zur  Ausführung  gebrachte)  Forderung,  die  Monarchie  mit  republikanischen 
Institutionen  zu  umgeben,  war  von  Hause  aus  eine  Thorheit.  —  Noch  weniger 
bedarf  es  erst  eines  Beweises ,  um  zu  zeigen,  dass  die  Inhaber  der  Staatsge- 
walt, wer  immer  sie  auch  sein  mögen,  nur  unzufrieden  sein  können^  wenn  sie 
bei  der  Ausübung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Pflichten  immer  wieder  auf  Gesetze 
tmd  Eiurichtungen  stossen,  welche  ihnen  ein  folgerichtiges  Handeln  unmög- 
lich machen,  und  wenn  ihnen  mit  der  einen  Hand  genommen  wird,  was  ihnen 
mit  der  andern  gegeben  war.   Daraus  entsteht  je  nach  der  Persönlichkeit 
und  wohl  auch  nach  dem  Umfange  solcher  Hindernisse  entweder  Verdrossen- 
heit, Gleichgültigkeit  und  Nichtausübung  auch  der  ungehinderten  Rechte,  oder 
aber  das  Bestreben,  die  zustehende  Gewalt  zum  Umstürze  oder  wenigstens 
zur  Umgehung  der  bestehenden  Eiurichtungen  anzuwenden.    Letzteres  ist 
denn  nun  aber  höchst  gefährlich  für  das  Bestehen  des  Rechtes  und  selbst  des 
Staates,  sondern  namentlich  auch  durchaus  entsittlichend,  sowohl  für  die 
Herrschenden,  als  für  die  Unterthanen.  .  • 

Allein  so  nothwendig  eine  folgerichtige  und  sachlich  vollständige  Aus- 
bildung des  Grundgedankens  ist^  eben  so  unerlässlich  ist  es,  dass  immer 
auch  etwaiger  übertreibender  Missbrauch  desselben  scharf  im  Auge  behalten 
werde.   In  jeder  Gewalt  liegt  ftlr  den  Menschen  ein  Reiz,  sie  immer  weiter 
auszudehnen,  und  selbst  über  die  Gränzen  des  Erlaubten  hinaus.  Ausserdem 
ist  wohl  zu  bedenken,  dass  die  Menschen  nicht  blos  unter  dem  Einflüsse  eines 
einzigen  Grundsatzes  stehen  und  nicht  blos  Elinen  Zweck  verfolgen,  dass  also 
leicht  verschiedene  Einrichtungen  in  ihren  Folgerungen  in  Widerstreit  unter 
sich  kommen  können,  ohne  dass  desshalb  die  eine  derselben  schon  an  and 
für  sich  unrichtig  wäre  oder  ganz  unterbleiben  könnte  und  müsste.  Hier 
fordert  denn  Klugheit  and  oft  mehr  noch  als  Klugheit  die  Pflicht,  Mittel 
aufzufinden,  welche  ein  Nebeneinanderbestehen  der  verschiedenen  Zwecke 
möglich  macht   Diese  Mittel  können  aber  natargemäss  in  nichts  Anderem 
bestehen,  als  in  einer  Unterbrechung  der  Folgerungen  an  dem  Ponkte,  wo 
sie  mit  anderweitigen,  mindestens  eben  so  wichtigen,  Forderungen  einer 
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verschiedenen  Art  zusammentreffen  würden.  Man  muss  die  logische  f^twicklang 
beschränken  und  auf  einen  Tlioil  der  aus  ilirer  äusscrsten  Verfolgung  etwa 
herrührenden  Vort heile  verzichten,  um  einen  anderweitigen,  allerdings  viel- 
leicht auch  zu  heschränkenden ,  Vortheil  daneben  geniessen  zu  können.  Zur 
Herstellung  dieses  Gleichgewichtes  genügen  denn  aber  nicht  selten  blosse 
Vorschriften  nicht,  sondern  es  bedarf  eigener  und  hierzu  bestimmter  An- 
stalten. Die  schwierige  Aufgabe  der  Politik,  von  welcher  oben  die  Rede  war, 
besteht  nun  eben  darin,  die  Grenzlinien  für  zwei  einander  sich  begegnende 
Principien  an  der  rechten  Steile  m  ziehen  und  die  nüthigeu  Anstalten  zu 
gleicher  Zeit  wirksam  und  möglichst  wenig  beschwerlich  einzurichten. 

Die  doppelte  Nothwendigkcit  der  Ausbildung  und  der  verständigen  Ein- 
gränznng  ist  denn  nun  auch  schon  längst  erkannt  worden,  und  es  fehlt  in 
allen  Abschnitten  der  Geschichte  nicht  au  Versuchen,  ihr  gerecht  zu  werden. 
Es  sei  jedoch  vor  Allem  erst  eine  berichtigende  Bemerkung  gemacht.  —  Man 
pflegt  die  Staatsformen,  in  welcheu  Einrichtungen  zur  Verhütung  einer  üeber- 
treibung  des  Grundgedankens  bestehen,  «gemischte»  zu  nennen;  diess  ist 
jedoch  ganz  verkehrt  und  verleitet  zu  falscher  Auffassung  der  Aufgabe.  Es 
gibt  allerdings  gemischte  Staatsarten ;  allein  diese  haben  eine  wesentlich  andere 
Bedeutung.  Eine  gemischte  Verfassung  besteht  nämlich  entweder  da,  wo  man  — 
im  Zweifel  zur  Beendigung  eines  langen  und  unentschieden  gebliebenen  Kampfes 
unter  verschiedenen  Parteien  oder  Bestandtheilen  des  Volkes  —  eine  Funk- 
tion der  Staatsgewalt  selbstständig  dem  einen  Elemente,  eine  andere  einem 
zweiten,  und  vielleicht  einem  dritten  Ubertragen  ist,  so  zwar,  dass  jedes  in 
seinem  Kreise  zu  handebi  befugt,  aber  keines  in  die  Zuständigkeit  der  übrigen 
einzugreifen  berechtigt  ist.  Oder  aber  mag  von  Mischung  gesprochen  wer- 
den, wo  die  mit  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  beauftragte  moralische  Rerson 
aus  zwei  wesentlich  verschiedenen  Bestandtheilen  zusammengesetzt  ist,  welche 
aber  zusammen  ein  formelles  ungetrenntes  Ganzes  bilden.  Italiänische  und 
deutsche  Städte  des  Mittelalters  bieten  Beispiele  der  ersten,  Thcokratieen 
mit  Laienfürsten  für  die  weltlichen  Angelegenheiten,  Fälle  der  zweiten  Art 
dar.  In  wie  ferne  solche  Spaltungen,  beziehungsweise  Zusammensetzungen, 
ihren  Zweck  erfüllen  oder  nur  Form  eines  Waffenstillstandes  sind,  welcher 
die  Keime  neuer  Zerwtkrfnissc  in  sich  trägt,  ist  eine  hier  nicht  weiter  zu 
besprechende  Frage;  wohl  aber  leuchtet  ein,  dass  es  ein  von  dieser  Ordnung 
des  Staates  ganz  verschiedener  Gedanke  ist,  wenn  die  einer  und  derselben, 
physischen  oder  moralischen,  Person  übertragene  Fülle  der  Staatsgewalt 
durch  irgend  eine  verfassungsmässige  Anstalt  verhindert  werden  soll,  ihre 
Macht  auf  eine  schädliche  Weise  anzuwenden  oder  über  die  Gebühr  auszu- 
debuen.  liier  ist  von  einer  Mischung  verschiedenartiger  Bcstandtheile  zur  Bil- 
dung eines  Inhabers  der  obersten  Gewalt  keine  Rede,  dieser  ist  vielmehr  die 
einheitliche  Folge  eines  einzigen  Principcs ;  sondern  es  soll  nur  eine  Schrank^ 
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gezogen  werden  gegen  seinen  Irrtbam  oder  Qblen  Willen.  Man  mag  sie  so- 
mit wohl  «beschränkte»  Regierungen  nennen,  nicht  aber  «gemischte.» 

Solcher  Beschränkungen  sind  denn  nun,  vfie  gesagt,  schon  manche  er- 
sonnen worden,  und  einige  derselben  sind  selbst  in  so  grosser  Ausdehnung 
eingeführt  worden  oder  noch  vorhanden,  dass  sie  eine  weltgeschichtliche  Be- 
deutung haben.  —  Diess  ist  vor  Allem  in  den  Monarchieen  der  Fall,  und  zwar 
aus  leicht  begreiflieben  Gründen.  Wo  die  gesammtc  Staatsgewalt  in  den 
Händen  eines  einzelnen  Menschen  ruht,  ist  eine  übertriebene  oder  falsche 
Anwendung  in  besonderem  Grade  zu  fürchten.  Vergötterung  der  eigenen 
Person,  Irrthümer  im  Denken,  Uukenntniss  der  Thatsachen,  Ehrgeiz,  Eitel- 
keit, selbstische  Leidenschaften  aller  Art,  Ideosynkrasieen  u.  s.  w.  können 
unmittelben  zu  einer  falschen  Anwendung  der  Macht  und  dadurch  zu  schwe- 
rem Unheile  führen,  wenn  der  Entschluss  nur  von  einem  Einzelnen  gefasst 
zu  werden  braucht,  dem  Entschlüsse  aber  alsbald  die  Ausführung  folgt. 
Namentlich  wird  der  Wille  des  Regenten  gar  leicht  den  natürlichen  oder 
verbrieften,  Rechten  der  Unterthanen  gefdhrUch  sein,  wenn  dieselben  dem 
Vollzuge  seines  Willens  im  Wege  stehen.  Ihr  Schutz  ist  es  demi  auch 
vorzugsweise  der  Zweck  der  Anstalten,  welche  dem  persönlichem  W^illen  des 
Monarchen  und  der  im  Dienste  desselben  stehenden  vollen  Staatsgewalt  eine 
bestimmte  Gränzc  ziehen,  dieselbe  in  nützlichen  und  gesetzlichen  Bahnen  er- 
halten sollen;  so  also  der  Zweck  der  Vertheidigung  durch  einen  Justiza  mayor, 
der  Besehnlnkung  durch  die  gedliedcrten  Stände  des  Mittelalters ,  der  kunst- 
reichern und  umfassendem  Zuständigkeit  der  Volksvertretungen  der  Neuzeit. 
—  Aber  auch  in  andern  Staatsformen,  als  in  der  Monarchie,  sind  Anstalten 
zu  gleichem  Zwecke  getroffen  worden.  Es  sollten  die  Volkstribune  die  Rechte 
der  Plebs  gegen  Uebertreibungen  der  aristokratischen  Richtung  des  Senates 
sicher  stellen.  In  Patriarchieeu  hat  das  Stammeshaupt  bei  besonders  wichtigen 
Anlässen  die  Aeltesten  zu  versammeln  und  ihren  Rath  zu  hören,  damit  sein 
individueller  Wille  nicht  zu  weit  gehe.  In  Theokratieen  mag  ein  Concilium 
als  ein  stärkerer  und  reinerer  Ausfluss  des  göttlichen  Willens  über  die  Macbt- 
anwendung  des  gewöhnlichen  einheitlichen  Statthalters  gesetzt  sein.  Selbst 
in  Dcspotieen  ist  zuweilen  der  grundsätzlichen  Willkührbercchtigung  des 
Herrschers  durch  die  Stellung  eines  Rirchcnhauptes  ein,  wenn  auch  nur  un- 
vollkommener, Damm  gesetzt. 

Nur  in  den  Volksherrschaften  hat  man  wenig  an  solche  schützende  Eio- 
richtungen  gedacht. 

Was  die  reinen  Demokratieen  betrifft,  so  ist  zwar  etwa  dafür  gesorgt 
worden ,  dass  der  Volksversammlung  nur  vollkommen  vorbereitete  Angelegen- 
heiten zur  Entscheidung  vorgelegt  werden,  sei  es  durch  die  Nothwendigkeit 
einer  Vorberathunf  in  einem  Senate,  sei  es  durch  die  Aufstellung  von  Staats- 
rednem,  sei  es  endlich  durch  die  Erschwerung  der  Anträge  Einzelner;  allein 
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eine  eigentliche  Beschränkung  der  Vorsammlung  bestand  doch  kaum  irgendwo. 
Die  Gründe  sind  nicht  schwer  aufzufinden.  Einmal  war  eine  Beschränkung 
lies  Volkswillens  durch  eine  selbststündige  Berechtigung  irgend  einer  Minder- 
zahl schwer  in  erträgliche  logische  Uebereinstimmung  m  bringen  mit  dem 
Grundsätze,  dass  eine  Selbstbestimnmng  der  Gesammtheit  der  freien  Bürger 
die  einzige  natürlich  erlaubte  Quelle  von  Gesetz  und  Nöthigung  sei.  Sodann 
aber  mochte  es  überflüssig  dünken,  die  Rechte  und  Interessen  des  Volkes 
gegen  dieses  selbst  in  Schutz  zu  nehmen.  Könnte  doch  von  einem  selbstbe- 
wussten  Willen  sich  zu  beeinträchtigen  verständigerweise  nicht  die  Rede  sein, 
und  man  mochte  voraussetzen,  dass  es  an  einer  Kenntniss  der  Bedürfnisse 
da  nicht  fehlen  werde,  wo  Jeder  seine  Meinung  und  sein  Interesse  unmittel- 
bar geltend  zu  machen  Recht  und  Gelegenheit  habe.  Ob  diese  Anschauungen 
richtig  waren,  und  ob  man  nicht  vielmehr  trotz  der  inneren  Schwierigkeiten 
und  des  vermeintlich  geringeren  Grades  von  Nothwendigkeit  auch  hier  wohl 
daran  gethan  hätte,  Schutzmittel  für  Rechte  und  Interessen  aufzusuchen,  ist 
freilich  mehr  als  zweifelhaft.  Die  Geschickte  wimmelt  bekanntlich  von  Bei- 
spielen unüberlegter  und  ungerechter  Beschlüsse  durch  Volksversammlungen, 
namentlich  von  Unterdrückungen  einer  Minderheit  oder  der  N'ichtbeacthung 
von  Rechten  Einzelner.  Doch  mag  eine  nähere  Untersuchung  hier  füglich 
unterbleiben,  da  in  der  jetzigen  Zeit  die  Zahl  und  Bedeutung  der  reinen 
Volksherrschaften  so  gar  klein  geworden  ist. 

Wohl  aber  ist  die  Frage  näher  ins  Auge  zu  fassen  in  Betreff  der  itzt 
angenommenen  und  bereits  so  weit  verbreiteten  Form  der  Volksherrschaft, 
der  repräsentativen  Demokratie.  Diese  Staatsart  ist  in  voller  Wirksamkeit 
und  voraussichtlich  zu  noch  weit  grösserer  Ausdehnung  über  ganze  Welt- 
theile  bestimmt.  Wenn  also  auch  hier  ein  BedOrfniss  des  Schutzes  gegen 
(lie  Staatsgewalt  selbst  vorliegt,  demselben  aber  etwa  bis  itzt  noch  nicht 
gehörig  abgeholfen  ist,  so  kann  es  wenige  Aufgaben  des  Staatsrechtes  und 
der  Staatskunst  von  gleicher  Wichtigkeit  geben. 

Die  Zustände  in  der  repräsentativen  Demokratie  sind  allerdings  in  so 
ferne  wesentlich  verschieden  von  denen  der  unmittelbaren  Volksberrschaft, 
als  in  jener  das  Volk  nicht  selbst  Beschlüsse  fasst,  also  weder  Gesetze  gibt, 
Vertrilge  schliesst,  Krieg  und  Frieden  bestimmt,  den  Staatshaushalt  und  die 
Abgaben  fcsstellt  u.  s.  w.,  (seltene  Fälle  eines  Veto  etwa  abgerechnet ;)  noch 
auch  selbst  verwaltet.  Zu  den  wesentlichsten  Handinngen  der  Staatsgewalt 
sind  Abgeordnete  ausgewählt,  welche  theils  in  grösseren  Versammlungen  die 
allgemeinen  und  grundsätzlichen  Angelegenheiten  besorgen ,  bald  in  kleiner 
Anzahl  oder  auch  wohl  ganz  einzeln  die  laufenden  Geschäfte  erledigen. 
Liegt  nun  etwa  schon  in  dieser  Uebertragung  der  Gewalt  von  Allen  auf 
wenige  Auscrwählte  ein  genügender  Schutz  gegen  Missregierung,  namentlich 
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gc!gen  eine  scbfidliclie  Uebertreibong  des  demokiBbtueheii  Piiiidps,  ao  dass 
anderweitig^  Anstalten  flberflllaaig  werden? 

Umweifelliaft  ist  es  ein  Yortheil,  dt»  die  venchiedenen  Arten  woa 
StcJhertretem  des  sonTerUien  Tölkes  siclit  tm  eagenepi  Beehte  liilrin, 
Sooden  nor  eine  ttbertfagene  Gewalt  nnd  eine  durch  die  Yerfiseiinir  gOM 
begrftnite  Zostftadigkett  haben.   Viele  Bechts-.  nnd  IhtereasevarletsimBe«, 
und  nnter  diesen  denn  ancb  solche,  welche  ans  einer  sdiftdli«hen  Amäeh- 
nnng  des  ToUcswUlens  entstehen. kflnnten,  sind  ihnen  smait-  rechtliidi  und 
formell  nubOgUdi,  weqn  die  Yerfossong  TerstftuUge  Torsdirifton  eüthiH 
Ein  andeirer  Scbatsgmnd  ist  die  perstaUche  Yerantwertlichkeit,  welcber 
wfjaigstftts  die  mit  der  Verwaltung  beanftniglea  £rwittilten  des  Volkes  natng 
werfen  sind,  und  welche  denn  doch  immer,  wenn  man  auch  ihre  Wirksaa»» 
keit  nicht  allzu  hoch  anschlagen  kann,  die  Unterlassang  von  Gewaltniiea 
brauch  rilthlich  macht.   So  lange  also  die  Gesetze  nicht  sclion  selbst  eiaa 
schlechte  Richtung  erhalten  haben,  z.  B.  auf  eine  nngeirechte  UnterdrOck^af 
von  Minoritäten  ausgehen,  ist  dke  Ycrwaltang  weniger- in  fikrahteo;  WpB 
auch  d<Ten  Inhab*  r  üblen  Sinnes  wäi-en.    Endlich  mag  es  immerhin  al$ 
ein  Sicüerangf^grund  betrachtet  werden,  dass  die  entscheidende  Behörde 
keine  zahlreiche  Menge  ist,  welche  sich,  aus  psychologisch  wohl  zu  begrei- 
fendeu  Ursachen,  schon  durch  die  Aufregung,  welche  Zahl,  Lfirmen  und  Be- 
wegung verursachen,  zu  It  idcnschaftlichen,  unüberlegten  und  selbst  schreiend 
ungerechten  Beschlüssen  binreissen  lassen  kann,  sondern  eine  weit  kleinere 
Versammlung  von  höchstens  einigen  Hundt  tten,  und  dass  bei  der  Verwal- 
tung sogar  ganz  Wenige  handeln,  vielleicht  nur  ein  Kiuzelner.    Auch  darf 
immerhin  augenonmien  werden,  dass  unter  den  aus  dem  gesamniten  Volke 
Gewählten  viele  besoimi  ne  und  gewissenliatte  Männer  sind,  welche  die  ihnen 
anvertraute  Gewalt  nur  zu  gesetzlichen  und  vernünftigeu  Maassregi  in  anzu- 
wenden bemüht  sind.  Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diesen  günstigen 
Umstünden  zur  Abwendung  inügliclKii  Ut  bris  anch  bedrohliche  Verhältmsse 
zur  Seite  stehen.  Einmal  niinilich  weiden  dii-  .sauuntlicbeu  Stellvertreter  des 
Volkes,  die  für  die  Gesetzgebung  bestinnnten  sowohl  als  die  zur  Verwaltung 
berufenen,  von  d-.r  .M.  lirluit  giwäblt  und  hängen  hinsichtlich  ihrer  gauzeu 
staatlichen  Laufbahn,  z.  B.  der  Wiedererwähluug .  von  dieser  Mehrheit  ab, 
Sie  sind  also  gedrängt,  im  Sinne  d«  rselben  zu  haudeln ,  was  dann  zu  on^ 
ftberlegtem  und  leidenschaftlichem  Benehmen,  zu  offenbarem  Missbrauchi^ 
der  Gewalt,  besonders  zu  rttcksichtslosen  Verletzungen  der  Minderheit«^ 
oder  zur  Beseitigung  stabiler,  Ton  der  augenblicklichen  Bwhtung  , des  Windet ' 
unahhflttgiger.^ndcfataAgiBD  fthren  kann,  wenn  der  Ycjkninn  entschüsdeii^ ; 
dahin  neigt   Sodann  darf  der  grosse  Einflnss  nicht  theraehen  iie«jei|«1 
mlBhan  die  Presse  in  dieser  Btaatsfbnn  tbt.  Sa  diese  nun  aber  flbm^.i* 
das  Torzngsweise  empfiehlt,  was  gemegehOrt  wir^  pad  di'ditMaB^  ; 
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gerne  hört,  wenn  sie  wegen  ihror  Einsicht  gelobt  und  wenn  die  angen- 
blickliche  Strömung  ihrer  WOnsche  als  berechtigt  und  veiae  dargestellt 
wifd:  10  aind  im  Oanzea  keine  Ennahiiiiiigm->«r  Selbatbeseliiinkiiiig  004 
zur  AQfredrthaltotig  beschweriMi '  geiporteiiar  Eiiirklitangtu  n  «rwten, 
aonders  flaliichr  AnforieraigeB  nr  rvdtstebtaloaai  Dufchsetzang  des  Wil- 
lens* der  Mehrheit  Denier  mag«  ohne  ..Jede  ttmttBche  AnfrtaehhiQf,  das 
Volk  in  der  Lnat,  aooh  onnittelbar  an  haadehi,  sich  seihst  Entocheidiwgett 
foiMiltai,  vdche  sweekniftssiger  im  •kleiaefen  SreiiM  emogtD  'uid  abg»> 
nMMiit  wflideo,  z.  B.  AemterbeaeUongaii  oder  ein  Yeto  bei  gewOhidieheB 
Gesetaeo.  Endlich  kann  daa  onsweMiilhaft  dem  ToOce  grandsitdich  n-' 
atehchde  Becht,-  Yeiinderangen  .mit  der  Terihste!«  ^orsonehmen,  alltnhiaflf 
und -ohne  dringende  Orttnde  aasgeftbt  und  dadurch  der  Sinn  ftr  foste  Ord- 
nung ond  eines  tinr  dem  Willen  des  Klnylnen  -stehenden  höheren  CMwtea. 
Boeh  nehr  geeehmeht  neiden,  ala  schon  an  sich  die  Folge  der  ganien 
ataatBihm  iak  *  • 

Leicht  ist  es  um  nflgUch,  daia  die  Ohkn  Seiten  des  Zvataadee  jUher^ 
wiegen;  <»  käsen  die  aMtisehUohen  Leidensohaiken  nnd  Sohwicben  Tegel- 
nölssig  den  81^  deraeUMB  emrien.  Es  liegt  iM  Wesen  der  ^sprlsntntiTen 
Demokratiete  nicht  nnr  keine  gentgende  Sicberhea  gegen  einen  gewaltÜUU 
tigen  IBashTBiieh  der  Gewalt  dareh  deren  Inhaher,  nttnUcli  durch  die  Meha- 
heit,  sondern  es  besteht  sogar  ein  beeoadever  tasterer  und  innerer  Imaii  an 
sofeher  Haadhugsweise.  Da  aber  anf  die  Daher  der  WOIedhr  lishriieitnnavf- 
h4ltsam  OeseU  wird,  so  utre  es  thOrigi,  nicht  aach  ein  «irkUehes  Eintreten 
von  Uebelstflnden  an  erwarten.  Diese  eher  ist  «m  so  se^Ummer,  als  sich 
haltbare  Schranken  selbstredend  dagegeri  nicht  anCrtcHen  lassin.  Selbst 
nach  wenn  sich  Einrichtungen  ersinnen  Hessen,  welcher  einer •UcbevtriflHiag 
der  demokratische  Gelüste  Einhalt  zu  thiin  im  Stande  wflrai,  (ond  es  sind 
sokbe  Einrichtungen  npch  nirgends  getroffen  worden,)  so  wttrdoi  dieselben 
gerade  dann  nichts  nützen,  wenn  man  ihrer  am  bedürftigsten  wäre,  nämlich 
gegen  dne  stQrmische  Auh-egung  der  VulkblcidenschafU  Hat  es  Ja  die  Meqgo 
ein&ch  in  ihrer  Glewalt,  die  Verfassung  in  jedem  Augenblicke  nach  ihrem 
Belieben  zu  Andern,  mit  dieser  dann  aber  anch  die  bestehenden  gesetzlichen 
Hindernisse  ihrer  Willktüir.  Offenbar  sind  nnr  zwei  Umstände,  welche  mög- 
licherweise von  dem  Betreten  falscher  Wege  oder  wenigstens  von  dem  Be- 
harren in  solchen  abhalten  kömiten:  besonnene  auf  Kenntniss  des  Menschen 
gestützte  MUssigung  der  Mehrheit  des  Volkes,  und  schlimme  Erfahrungen.  Lei- 
tk'r  ist  aber  in  beiden  Beziehungen  nicht  viel  zu  hoffen.  Eine  solche  staats- 
muiuüsche  MAssigung  mag  die  Eigenschaft  der  wenigen  höher  Gebildeten  sein ; 
allein  von  der  Masse  der  Menschen  ist  sie  nicht  zu  erwarten,  wenigstens 
nicht  auf  die  Dauer.  Schlimme  Erfahrungen  sind  zwar  fühlbarer  als  theo- 
retiscjbe  itebren  der  Staatsweisheit,  und  aUen  zugiUigiich ;  aUeiu  theils  irilgt  e«  • 
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sich,  oh  die  iiiilicbsuiiion  Wirkungou  mit  Sclb^tt  rkeniitiii.-ü  auf  die  eigenen 
Fehler  als  auf  dio  Ursachen  zurückgeführt  und  nicht  vielmehr  die  Gründe 
der  Uebel  ganz  wo  anders  gesucht  werden ;  theils  wird  bekanntlich  auch 
die  Erfahrung  wieder  vergossen,  besonders  von  einem  jüngeren  Gesc-hlechte. 
Auch  bindert  Erfahrung  in  dem  einen  Punkte  keineswegs  ein  Verfallen  in 
ihnfiche  Fehler  in 'einem  andern. 

Dbss  dieser  wichtige  Gegenstand  Verhftltnissmassig.noch  woiige  Beach- 
tung erhalten  häi  nnd  aoch  in  der  Wissäischaft  kaum  der  firOrteruug  werCh 
geihnden  worden  ist,  rahrt  ohne  Zweifel  hanptsldilieh  Ton  der  nach  kunea 
Dftoer  der  reprftsentatiTen  Deinokratie  her.  Diif  Folgen  einet  staatlichen 
Gedankens  entwickeln-  sich  nur  aUitaahli;  im  Leben,  nnd  namentüeh  kommen 
fehlerliafte  Uebertreibnngen  erst  dann  ra  Tage ,  wenn  die  nrq[»rQiiglicl^ 
Absichten  mehr  nnd  mehr  in  Vergessenheit  geratheh  sind.  Bei  der  Yer- 
wandlnng  monarchischer  Einricfatnngen  in  eine  reprflsentati^  Demokratie 
begnügt  man  sich  änfibigUeh  mit  dem  Siege  des  nenen'Qmndsstaes  und  mit 
den  nothigsten  zn  seiner  Insseren  Darstelluig  erforderlichen  Oiganisation. 
•  Die  ganze  Qenetetion,  welche  slck  von  der  tttrstllchen  Berrschaft  iosrelat, 
ist  noch'/  ihrer  selbst  vielleicht  nnbewnsst,  gesättigt  mit.monwrphlsehea  Ge- 
wohnheiten nnd  wagt  sich  mir-  sehen  in  den  neuen  Zustand,  obgleiehi  sie 
denselben  gmndsItdijch-wiU  nnd  heriieigefhfart  hat  Erst  nachfb^eiide  Ge- 
ächlediter,  schon  •  an^^ewachsen  im  jQcHUile  grosserer.  Ungehbndeaheit  und 
mit  geseQschafklicher  Ungfeiehheit  durch  eigene  Er&hnihg  gar  nicht  mebr 
beliannt,  fmgen  ah  SchljUsse  m  lieben,  Welche  zuerst  noch  hOchst.gewagti 
vielleiefat  ganz  widersinnig  'erschienen  wSren«  « Sie  werden  Immer  demokra- 
tischer.. Sehr  deutlich  khnn  man  diesen  Gang  der  Dinge  verfolgen  in  dem 
Hauptsitze  der  Staatsform,  in  den  Vereinigten  Staaten.   Wie  sehr  hingen 
noch  die  grossen  GrUnder  der  Repnblick  au  einem  vollen  Maasse  von  Staats- 
gewalt; wie  aristokratisch  waren  sie,  wenigstens  verhältnissmässig ;  und  wie 
gemflssigt  musste  die  ganze  BevOOcenmg  noch  sein,  um  die  ihr  zur  Annahm!» 
Vorgeschlagenen  Miurichinngen,  namentlich  die  des  Bundes,  gutheissen  zu 
können!   Niemand  glaubt  wohl,  dass  es  itzt  noch  möglich  wäre,  ein  einheit- 
liches Haupt  der  Kegierung  mit  SO  weit  ausgedehnten  fiecbten ,  einen  Senat 
mit  so  selbstständigen  Befugnissen,  einen  von  allem  populärem  Einflüsse  ganz 
frei  gehaltenen  obersten  Gerichtshof  durchzusetzen.  Langsam  und  stackweise 
aber  unauflialtsam  hat  sich  der  ganze  Geist  des  Volkes  in  allen  seinen  Schich- 
ten geändert,  gleichsam  auf  einer  schiefen  Fläche  zu  stärker  ausgeprägten 
demokratischen   Auffassungen    und    Einrichtungen    hingleitend.     Auf  die 
Washington  nnd  Hamilton  kamen  die  Jeffcrson,  und  diesen  folgten  mit  der 
Zeit  die  Jackson  und  IMerce,  alle  aber  als  bezeichnende  Ausdrücke  des 
allgenieiMeu  Volkssinnes.  Die  bTideralisten  sind  von  den  Demokraten  besiegt 
worden,  gegen  diese  haben  sich  .2<ullüiers  und  Kuownotbiugs  aufgelehnt.  Durch 
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dfeM  yamdemngeii  sind  aber  Fragen,  weldie  In  firttheran  Jahren  noeh  §nr 
keinen  GtfenBtand,  jeden  Falles  kefa^e  DringUclikeiV  hatten,  inuner  niher 
herugetreten,  und  Erftrteraogen  sind  wm  unmittelbarer  Bedeotong  ihr  das 
Lieben  geworden,  weiche  als  ganz  nbjorflOssig  frflher  Niemanden  angesogen 
bAtten,  daher  denn  ancfa  nnterbKeben.  Es  liegen  itit  Ge&hren  klar  tot 
Augen,  deren  HdgUehkeit  noch  vor  einem  halben  Jahrhundert  kein  Scharf- 
wann  ahnen  konnte. 

Unter  diesen  Umstlnden  ist  eine  nihere  Benchtong  des  Ganges  der 
Dinge  in  den  Vereinigten  Staaten  von  der  grössten  Wichtigkeit;  und  zwar 
nicbl  blot  fhr  den  imktischcn  Staatsmann .  damit  rr  eine  sichere  Grundlage 
anr  Beorthettapg  dtf  wahrscheinlichen  künttipen  Politik  des  jungen  Riesen- 
reichee  gewinne,  sondern  anch  als  Stoff  für  die  Wissenschaft^  .  Diese  mnss 
h\ch  die  Ai^iabe  setzen,  sämmtliche  Seiten  der  Staatsfonn  zn  erkunden, 
welche  eine  so  mächtige  Gegenwart  und  eine  so  grosse  Zukimft  hat.  Der. 
froanne  Glauben ,  dass  hier  das  wahre  Ideal  des  menschlichen  Zusammra- 
lebens  erreicht,  die  repräsentative  Demokratie  dem  allgemeinen  Loose  der 
mensihliehen  Werke,  der  In  Vollkommenheit,  entgangen  sei,  ist  allzu  naiv, 
als  dass  er  in  den  Gebieten  des  geordneten  Denkens  und  des  Wissens 
herrschen  könnte.  Hat  er  doch  selbst  in  den  Anschauungen  der  Menge 
bedeutende  Einbusse  erlitten,  wenn  ihr  auch  die  eigenUiche  Ursachen  nicht 
klar  erkannt  sein  mögen. 

Dass  hier  genaue  Betnu-htung  der  Thatsaehen  allgemeinen  Lehrsätzen 
und  Besserungsvorschlägen  vorangehen  muss,  versteht  sich  von  selbst.  Man 
inii«s  den  wahren  Stand  der  Dinge  kennen,  sonst  läuft  man  Gefahr,  einer 
Seitb  mit  Windmühlen  zu  fechten ,  anderer  bcits  Schutmauern  aus  Karten- 
papier zu  en-ichten.  Zu  einer  solchen  Kenntniss  der  Thatsacheu  fehlt  es 
aber  nicht  an  Mitteln,  wenn  man  sie  nur  gebrauchen  will. 

Da^  erste  Verhalten  des  europäischen  Staatsmannes  und  Staatsgelehrten 
2u  dem  öffentlichen  Rechte  der  transatlantischen  Freistaaten  war  allerdings 
nur  das  der  Neugierde.  Mau  war  begierig  zu  sehen,  duich  welcherlei  Ein- 
richtungen dieser  neue  Zustand  der  Dinge  wirklich  ins  Leben  eingeführt  und 
in  regelmässige  Wirksamkeit  gesetzt  werden  wolle.  Hierzu  bedurfte  es 
aber  nur  einer  allgemeinen  Bekanntschaft  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
des  Bundes  und  der  Bundesstaaten ;  und  zwar  mochte  man  sich  begni)gen 
mit  dem  Texte  der  Verlassungsurkunden  und  höchstens  einiger  der  haupt- 
sächlichsten Gesetze.  Eine  wisseuschaftliche  Bearbeitung  bestand  in  der 
ersten  Zeit,  wie  begreiflich,  noch  nicht,  etwa  mit  Ausnahme  des  zur  Em- 
pfehlung der  vorgeschlagenen  Bundesverfiassung  bestimmten  «Federalisten», 
(allerdings  in  seiner  Art  eines  Werices  ersten  Ranges;)  und  auch  die  ge- 
schichtliche Entwickelnng  der  einzelnen  Sätze  ifar  noch  sehr  dttrftig.  Schlttsse 
fflr  eigenes  Yechalteii  bfanohtn  man  ohnedem  keine  ans  s^em  WiM^  n 
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zieheD.  HattlBD  die  in  Amerika  anrgcstellteii  Ornnds&tae  ond,  Anstatten  iM* 
fieh  Bestand  und  l^lortgang,  so  «finr  ei  um  lo  belser  llr  die  skaMuü  Be- 
theiligten ;  das  Gedeihen  des  noch  in  den  ersten  Anftngen  begilftolo  LMides 
nnd  sdner  Einrichtnngen  hatte  aher  keine  weitere  Bedentoag  ftr  Enropa, 
als  eine  rein  measchlidie,  höchstens*  eine  gewer1»liebe.  Seihst  die  demkisp 
tisch  nnd  repnbßkanisch  Gesinnten  diesseits  des  Weltmeeres  sogen  ihre 
Gnuidsltte  nicht  aas*  den  amerikanisehea'  Yorgingen,'  sondern  mm 
wesentlich  verschiedenen  Lehren  Rolisseän's  und  sdner  Sdmle. 

Das  sweite  Stadiam  des  Verhaltens  war  ein  literarisches.  Die  Eivkfa- 
tnngen  in  den  Vereinigten  Staaten  behielten  nicht  nnr  Bestand,  soodttii  sie 
befestigten  sich,  dehnten  nnd  bUdetörsich  ans.-  Es  e&tstaiiden  iiwnar  nese 
Staaten  mit  gleichen  GrondsAteen  nnd  Einrichtnngen;  die  Gesetaeiaainoi- 
Inngen  schwollen  an;  die  Berichte  Uber  die  gerichtlichen  WntadieidnigeB 
fingen 'an  Hunderte  von  Binden  za  ihDen.  Ein  löblicher  Eiftr  EinniBer 
nnd  freigebige  Unterstlltanng  der  Bundesgewaften  ibrderte  die  gesdMtBshea 
Qnellen  reichlich  m  Tage.  Endlich  traten  selbst  bemerkenswerthe  äoMft' 
stdier  im  Staatsrechte  aof.  Der  Föderalist  stand  nicht  mehr  alMn;  äondern 
niBben-ihm  traten  ein  Marshall,  Kellt,  Story,  nm  von* den  Geisten  imHlui 
Haages-  nidkt  n  reden.  Es  war  natürlich,  dasa  man  sieh  dieaeii  mMii  Br- 
sdietnnngen  anwendete; '  nnd  es  dftrfen '  sich  die  Ameiftaner  hi  der  TImt 
nicht  Aber  eine  verzögerte  öder  widerwillige  Zulassung  ibrsr  KoryphAen  in 
die  Gesellschaft  der  eoropüsdfen  Geistesarist(tatie  beklageii.'  Das  In- « 
teresse  an  diesen  Schriften  war  jedoch,  wie  gesagt,  zunächst  nur  ein  Ktersr- 
geschichtliches;  dnr  behandelte  Stoff  selbst  lag  noch  ferne  und  wurde  auch, 
gestehen  wir  es  nur  aufrichtig,  nicht  gcnOgend  verstanden.  Man  berobigte 
sich  dabei ,  dass  die  amerikanisclien  Einrichtungen  in  der  That  Lebenskraft 
haben,  und  dass  sie,  so  gnt  wie  die  Gestaltongen  der  alten  Welt,  Stoff 
zu  wissenschaftlicher  und  feinerer  Ausbildung  enthalten.  Ob  nnd  welchen 
Einfluss  diese  Zustände  auf  uns  selbst  haben  könnten ,  welcher  Geist  tber» 
hanpt  die  Formen  belebe,  pehranclie  nnd  missbrauche ,  kam  nicht  weiter  in 
Betracht.  Allerdings  wurde  das  Land  zusehends  mächtiger;  allein  sein  ganzes 
Leben  und  Trachten  bewegte  sich  noch  im  eigenen  unmittelbaren  Kreise; 
und  es  schien  ziemlich  gleichgtJltig,  dass  die  Anschanunpen  und  Handlungen 
der  Vereinigten  Staaten  in  ihren  auswärtigen  Beziehungen  nicht  selten  eigcn- 
tbümlich  waren  und  von  den  feststehenden  Sätzen  des  europäischen  Völkerrechtes 
abwiechen.  Die  staatsrechtlichen  Einrichtungen  hatten  wenigen  Anklang  und 
waren  höchsten«^  bei  Einzelnen  im  Verhältnisse  einer  anschuldigen,  fast 
poetischen  Liebhaberei.  Selbst  die  unruhigsten  und  zu  den  gewaltsamsten 
Neuerungen  geneigten  Köpfe  beschäftigten  sich  in  jener  Zeit  nur  mit  deji, 
freilich  weit  genug  hinausgeiilckten ,  Gränzen  der  Volksvertretung  in  der 
Monarchie.  Die  spanische  Cortes-Ver£assung  lag  ihnen  weit  eher  im  Sfnne,^ 
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•Is  die  Etaffichtangen  der  Vereinigteft  Staaten.  Davon  war  Tollendi  gar 
keifte  Rede,  dass  man  die  in  dem  Geiste,  mit  «elcbem  das  amerikanische 
Volk  Mltat  Mine  itaatlidwn  Einrkbtnigtt  tetnditflte  and  handhabte,  all- 
■mHilig  efartrelende  Verindenugen  sdiirf 'itt*8  Anye  gäbest  «und  ans  dieser 
Tkaftndie  die  entsinrechenden  Schfllaae  ihr  praktiaehes,  Handeln  oder  ftr 
.^■Mnaghifrliche  Anfassiug  gezogen  bitte.  Fand  sieh  aneh  noU  nnter  den 
«cnifeB  tif»fr  Etagebonden  mehr  Thelhiabme  Ar  die  Föderalisten  ab  fUr 
ihre  HfmMfßr  nnd  Besieger/  die  Demokraten,  and  billigte  man  die  von 
dm  Enterai  ipsgegangene  Handhabung  der  einaehwn  Bealimmangen  der 
Bnndeageaetigebmig  mehr,  als  die  spitere  Anffiuaong:  so  ging  doch  Alles 
öi45ht  iber  die  .onmilteniare  theoretische  Kritik  binans., 

Itat'freiUeb  hat  sich  der  Stand  der  Sache  sehr  TOtndert,  and  zwar 
aaeh  teehrerea  Seiten  bin.  Die  amerikaiiiadieD  Dinge  sind  «iTs  iveit  näher 
vfotMten  *and  leidier'  Stoff  ftr  ernste  pdUtische  Rea^htnng  and  iür  neoe 
ninansflhaltliebe  Erwflgangcn  geworden.  —  Einmal  haben  .die  Vereinigten 
Blaitwi  BüBsensdirHte  gemacht  in  Beilehnng  anf  Ansdebnang  des  Gebietes, 
der  BevOlkorang,  dös  Bmchthams,  kon  alter  BesteodtNle  einer  grossen 
liadit.  Weldies  immer  dte  mehrfiteh^  vaA  sasanDnengesetctea  Umeben 
der  fnmderiiannErBehohiwg  sein  mflgsn:  Tbateache  bleibt,  dasa-daa  lind, 
ivelchea  dte  älteren  des  lebenden  Gesoblechte  in  ihrer  Jugend  noch  als  eine 
kaum  von'  sparsamen  Gesittignngsflecken  onterbrocbcnc  Wildniss  betrachten 
.    dnrften,  bereits  eines  der  maclitigstcn  Reiche  der  Welt  ist,  das  sieb  kaum 
mehr  mit  dem  Besitze  eines  halben  Welttheilcs  begnügt;  nnd  höchst  wahr* 
scheinlich  ist  es,  das>  diese  Grösse  und  diese  Lttsi  znm  Weitergreifen 
aoch  femer  in   demselben  geometrischen  Verhältnisse  fortwachsen  wird, 
wie  in  den  letzten  Jahrzehnten.    Schon  itzt  ist  dadurch  die  politische  und 
vMkerrechtliche  Stellung  Enropa's  thatsüchlicb  eine  ganz  andere  geworden  in 
seinen  auswärtigen  Beziehungen,  und  zwar  nicht  etwa  bloss  in  Amerika 
selbst,  sondern  auch  in  der  Inselwelt  und  in  den  grobsen  ostasiatischen 
Reichen.     Und  kein  Verständiger   kann  bezweifeln ,   dass  in  ,  vielleicht 
kurzer,  Zukunft  der  Kinfluss  der  Vereinigten  Staaten  in  noch  ganz  anderem 
Maasse  die  europäischen  Interessen  und  Gewohnheiten  berühren  und  durch- 
kreuzen Wird,  wohl  in  Europa  selbst.    An  Neigung,  Selbstvertrauen  und 
Rncksichtslosigkeit  fehlt  es  den  Amerikantiii  wahrlich  nicht;  und  die  Macht 
wächst  ihnen  stündlich  mehr  in  die  Hand.    Dicbs  aber  ist  von  um  so  grös- 
•  lerer  Bedeutung ,  weil  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  immer  ent- 
schiedener fortt^ährt,  eigene  Grundsätze  über  völkerrechtliche  Verhällnisbe 
an&usteUen  und  dieselben  mit  der  ungeschliffenen  Keckheit  zu  handhaben, 
«elehe  dort  zu  Lande  Sitte  ist,  und  jeden  Falles  zur  Volksbeliebtheit  ver- 
hilft. —  Von  noch  grösserer  Bedeutung  aber  ist  sodann  die  weit  verbreitete 
Iheili^abme,  welche  die  inneren  üt^sred^Uicben  Einrichtungen  der  »meh- 
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Freistaateii  in  Europa  gefandeB  habeiu  Es  jrt  laor  nichft  te 
Ort,  dwOber  UntenmelmiigeD  anzustelteo,  wer  die  Sehidd  teftgt,  aber  aabe- 
strettbar  üt  die  ThätBAclie,  dies  eiiMr  grosse  Annhl  von  Mbsm^mii  nfobt 
.mebr  Mi,  dies  die  von  ilmeD  als  ihr-Beelit  betncfatetn  TerlieMjBinuiceii 
der  staatsbttigerlicheii  vnd  der  irirOisekaMiclieii  Zusttnde  dureh  Verlnde- 
nrngfiik  in  den  FQrs^thttipeni  m  ecreleliAn'Sdett.  Unlifalige  ain4  darah 
das/  nielit  za  Ilngnende  and  anch  'sof  diesen  Blfttteni  besproehoie,  F^- 
solilagen  der.ooostftntionellen  Ebuichtnpgeu  völlig  abgewendet  Warden  von 
dieser  Mflgüchkejt  dter.Herbeiffthrang  einer  bessern  Zokiuift.  Ein  -bedAi- 

^  tender  Tbeil  der  IGssvergniften,  und  es  ist  nocb  der  gemässigtare  mid 
veinlinftigere,  hat' seinen  Bliek  den  ain^rUianiicben  Staatslbraien.  ngewes- 
det,.  lind  Je  weifer  die  Thatsacbcn  entlegen <  sind  nnd  jb  melir  sie  sidi  also 
in  Ihren  Einselheiten  der  Einsielit  entsiehen,' je  leichter  das  Unbekaoate 

.filr  vortregUch  genommen  wird,  je  bunter  die  Tojrtheile  eines  noch  neues 
liSndSes  sneanunengeworfen  werden  mit  den  Folgen  der  nenethStaatsetoriek- 
tuogen  desselbai:, desto  fester  ist  der  Glanbe  an  amerikänisches  öffentlidies 
Becht,  als  an  einePAuaoee  ihr  alle  mensdiUchen  Uebel  in  Gesellschaft  md 
Staat.  Die  grosse  und  «reit  verbreitete  Partei,  welche  diese  Anscbaumigen 
hegt,  zieht  sich  znrttck  oder  drftngt  vor,  je  hach  den  Verhftltniaaen^  des 
Augenblickes  und  nach  der  augenblicklichen  Macht  der  Regienmgen ;  tfe 
ist  in  sich  noch  manchfacb  unklar  und  mag  Bestandtheilc  in  ihrem  Schoosse 
haben,  welche  sich  noch  sondern  können;  sie  wird  selbst  bald  durchkreuzt  • 
und  befeindet ,  bald  gefördert  und  vorgeschoben  durch  noch  weit  Unzufriede- 
nere und  mit  ganz  anderen  Umsturzplanen  Schwangere ;  es  mag  noch  Manches 
zwischen  die  Wünsche  und  die  Erfüllung  kommen :  allein  eine  höchst  heach- 
tenswerthe  Erscheinung  ist  jeden  Fnlles  das  Vorhandensein  einer  solchon 
Tbeilnahnic  an  fremden  republikanischen  FMnrichtungen  iu  Mitte  der  euro- 
päischen Monaj  chiccii ,  und  sie  hat  eine  geimnc  Kenntniss  dieser  Staatsform 
zum  dringenden  Bedürfnisse  für  den  Staatsiiiami  gemacht.  —  Nicht  aber 
eines  Beweises  bedarf  es  erst,  dass  durch  diese  Umstände  auch  für  die  Wis- 
senschaft eine  neue  Aufgabe  erwachsen  ist.    Sie  kann  sich  nicht  mehr  be- 
gnügen mit  einer  blosen  Einreihung  der  repräsentativen  Demokratie  in  das 
System  der  Staatsgattungen  und  Staatsarten ,  sondern  sie  nmss  auch  das 
innere  Lebrn  und  die  Entwicklung  der  Folgen  derselben  erforschen.  Wenn 
dieselbe  em  so  mächtiges  Wort  in  den  allgemeinen  Völkerverhältnissen  mit- 
zusprechen  anfängt,  und  wenn  sie  das  unverholene  Ziel  weit  verbreiteter 
Wünsche  ist,  so  reicht  eine  Darstellung  der  äusseren  Einrichtungen  und 
eine  Untersuchung  der  rechtlichen  Schlussfolgerungen  für  diese  oder  jene 
eiqzelne  Frage  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst  nicht  mehr  aus;  Sooden 
es  müssen  auch  die  Vortheile  und  Fehler  der  ganzen  Einrichtung,  die  rich- 
tigen und  die  islachen  Bestaodtheile  des  Gedankens  an  sich  mit  scharfem 
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Blicke  und  mit  genflgenden  geschichtlichen  Kenntnissen  erforscht  nnd  darge- 
legt werden.  Wir  mflssen  wissen,  welcher  Geist  diese  Organisation  belebt, 
welche  Triebfedern  sie  bewegt  und  welche  innere  Entwkklang  die  leitenden 
Grundsätze  haben.  Vor  Allem  ist  zo  tintersocben ,  weldie  Neigungen  za 
8clii4}ieber  Weiterentwicklnng  and  zur  Uebertreibnng  etwa  bestehen  ,  von 
welehen  Folgen  di6MilMii  b«reftft  liiid  iBd  «deli«  lia  iBr  künftig  in  AmäUbt 
tUMm,  Hnr  daim  kann  von  dser  riditigen  BeortheOimg  der  Saddage-iind 
von  einer  reditaeitigen  mid  ändringlicben  Wanrang,  tielleieht 
flemngsvörschlftgen  die  Bede  sein.  Bs  iet,  wie  die  Dinge  itrt  liegen,  von 
geringerer  Wichtii^reit  .Ar  ons,  genau  ta  «iBeen^  auf  weiche  Weite  der 
PrAsideiit  geHtm  wird,  als  die  Einflösse  so  kennen,  miter  welchen  er 
natODieinftss  steht;  imd- weniger  faekonunert  ans  die  Aisdehmmg  d«r  staiita- 
htfgtMbiBa  Beeble  des  einsdnen  jkmerikäiiers,  '  als  der  Geist,  welcher  der 
gamen  Staattthttigkeit  dwreh  das  demokraSisdie  Prineip  eingehamcht  wird, 
QDd  welcher  soant  anch  m  Enroiiä  sich  geMend  nuchen  wflrde,  wenn'  aneri- ' 
kaalsche  yMhssnngsfonnen  je  gültig^  Becht  werden  sollten.  Wir  haben 
n  mterMcfaeB,  welche  Xrtfte  in  dem  ^gantikdi  anftoebMideii  Bnndesstahfte 
die  bestimmend«»  sind,  welche  Formen  des  Handehis  sidi  ^selben  bereits 

•  gesehaÜBn  haben  mid  .weiter  n  sehafl^n  bemllhen,  und  In  wichen  Bicbtoogen 
sie  bis  Jelst  gewirkt  haben.  Daraus  mOgte  wir  dann,  abnehmen,  wie  sieh' 
diese  KrUle  m  ans  und  sa  nnserer  Wdtstellang,  so  wie  in  nnseier  Staat- 
Üchbi  nad  gesflilsdi^chen  Ordanng  and' Gewohnheit  verhalten  werden. 

GUtekUcber  wisise  ist  dietae  Stodiom  der  amerikaniscben  'staatlichen 
.Zostlmift  lerhjUtaiaMnSssig  leicht  Einer  Selts  kaim  hier  äach  der  ganten 
Einrichtung  kein  Gehdniniss  sein.  In  ^eser  Yolksherrsdiaft  bewegt  man 
sich  aof  offenem  Markte  ^  und  in  den  vielen  gesetsgebendjeh  Versamiilihmgen, 
in  den  Reden  der  Bewerber  um  die  grössen  Staatsämtor,  in  den  Programmen 

.  der  ParteizosammenkOnfte  drftngt  sich  Alles  zu  Tage.  So  sehr ,  dass  die 
Hanptkanst  nar  darin  besteht,  nicbt  blosse  Redeweisen  fOr  Wahrheit,  prah- 
lende Worte  fOr  Kuts(dilflsiB-en  nehmen.  Anderer  Seits  besteht  der  jetzige 
Zustand  der  Dinge  lange  genag,  am  die  Wirkangen  aiach  der  tiefer  liegenden 
Ursachen  allmählig  .bemerkbar  zu  machen.  Wenn  es  in  der  ersten  Zeit  nach 
Einführung  der  nenen  Bundes-  und  Staatsverfassungen  nicht  möglich  war  zo 
beurthcilen ,  welcher  Grundsatz  der  Ausdruck  eines  wirklichen  Bedttrfoisses, 
wi'khtM-  aber  nur  das  Erzeugniss  einer  theoretischen  Meinung  sei ;  welche 
Linrichtung  in  der  Thai  Kraft  haben  werde,  einen  bestimmten  Zustand  etwa 
auch  gegen  die  Neigungen  der  Menge  zu  erzwingen ,  und  welche  sich  als 
hohle  Formen  erweisen  oder  ganz  umgangen  worden;  welche  Bestandtheile 
des  geistigen  und  des  stofflichen  Volkslebens  schliesslich  die  Herrschaft  er- 
halten: so  hat  sich  in  diesen  Beziehungen  jetzt  bereits  Vieles  aufgeklärt. 
Aach  in  der  Entienuing  kann  einem  aufmerksamen  Beobachter  die  Bichtang 
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der  gttmm  Strtmnngeii  ia  don  slaitlioliai  iMtan  AmaÜM*B  Üebt  «Bt> 

'  Die  der  WMmaaduSt  auf  soldie  Weite  gesleokte  Ajdgß^  Jobb  MUeh 
nicht  mit  einemnale  voUstftiidig  geltat  werdeiL  Dan  Ut  du  ÜMlideBkeB 
Mehrerer  imd  die  ErOrtenmg  venebiedeiier  Seitea  erforderlich.  NaaeBtiidi 
wflrdeB  die  rtimdich  gettedtten  Orenaen  weit  tbenehritteii  nwden,  nolMe 
hier  der  Yersndi  gemacht  werden,  die  Batwidralmig  der  aUiatMAea  Zaataade 
und  EinriehtoogeD  in  den  Vereinigten  Staaten  aUaeitig  nnd  geeddditlidi  dar- 
znsteUen.  Aach  sind  natftrlich  nicht  alle  diese  Beaiehngen  von  gläeher  Be- 
dentong-ftr  das  Ansland.-  Allein  es  kann  im  nachfolgenden  wenigsteaa  der 
Ponkt  niher  beeprochen  werden,  weteber  auch  ftr  die  YeililltniaBe  Eaoptt*s 
ron  der  hOchaten  Wichtigkeit  ist,-  und  dennoch  daa  rechte  YerstMniaa  bei 
ans  nicht  an  finden  pflegt,  nimUoh  die  stetige,  aber  nawiderstehliche 
and  noch  keineswegs  bei  ihren  lotsten  Ergebnissen  angelangte 
Weitereatwickelaag  des  demokratischen  Priaeipes  ia  itn 
Yereiaig^n  Staaten. 

iat  bereits  oben  angedeatet  worden,  daaa  der  Gedanke  der  Yolka> 
herrsehaft  in  den  Yereinigten  Staaten  jetzt  keineswegs  mehr  aaf  dieselbe 
Weise  verstanden  und  gebandhabt  wird,  wie  xar  Zeit  der  Lostrennohg  von* 
England  nnd  selbst  der  Gründung  der  jetzigen  Bundesverfassnng.  Damak 
wurde  allerdings  die  repräsentative  Demokratie  als  diejenige  Staatsform  aaf- 
gefasst ,  in  welcher  nicht  nar  der  Staat ,  seine  Gewalt  und  seine  Form  ledig- 
lich in  dem  Willen  des  Volkes  begründet  sei,  sondern  ancb  die  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  nnr  im  Sinne  des  Volkes  nnd  mit  Verantwort- 
wortlirhkeit  gegen  dasselbe  zn  geschehen  bab^:  Zam  Volke,  in  diesem  Staats- 
rechtlichen  Sinne ,  wurde  aber  keineswegs  jedes  menschliche  Individnnm 
gez&hlt,  sondern  nur  der  vollkomniene ,  selbstständige  und  bei  dem  Wohler- 
gehen des  Ganzen  auch  sachlich  betheiligte  Mann.  Und  als  vereinbar  mit 
dem  Rechte  des  Volkes  wurde  es  betrachtet,  dass  alle  bcsonilcrs  schwierigen 
und  eigenthümliche  Kenntnisse  erfordernden  Geschäfte,  somit  im  Zweifel  alle 
die  Gesammtheit  und  nicht  blos  die  ein/einen  Oertllchkeiten  betreffenden 
Angelegenheiten,  nicht  vom  Volke  unmittelbar,  sondern  von  eigens  dazu  be- 
stimmten, nach  ihrer  Tauglichkeit  ausgesuchten  M&nnern  besorgt  werden. 
Namentlich  erschien  es  als  zulässig,  dass  alle  Wahlen  da,  wo  eine  genaue 
Kenntniss  von  Personen  und  Sachen  erforderlich  sei,  nur  von  den  dazu 
Gedgneten  vorgenommen  werden ;  und  wurde  die  Nothwendigkeit  eingeräumt, 
das  Recht  und  die  Verfassung  durch  eigene  Anstalten  gegen  die  WilUrtlhr 
und  die  Veränderlichkeit  der  Menge  zu  schtitzen.  —  Diese  Auffassungen  der 
grossen  Staatsmänner  des  Befreiungskampfes  und  des  gesamraten  Volkes, 
welches  die  Freiheit  errungen  hatte,  sind  nun  aber  längst  verlassen,  und 
es  wird  aui  sie  als  auf  beschrankte  und  fast  u&wUrdige  üaibbeiteu  hinge* 


Digitized  by  Google 


* 

hm  iiordiaierflnilifciMB  9lMtare«bte. 


507 


blickt.  Als  vollberechtigtes  and  namentlich  zu  allen  Wahlen  befugtes  Mit- 
glied des  Volkes  ist  jetzt  jedes  nicht  durch  einige  wenige  besondere  Unfähig- 
keitsnrsachen  ausgeschlossenr  Individuum  anerkannt.  K-  wird  für  das  Volk 
der  grösstniögliche  unmittelhare  Anthcil  au  die  Staatsangrh  gcnhciten  ver- 
langt und  ihm  eine  ganz  besondere,  fast  mysteriöse  Befiihigung  zu  guter 
Besorgung  derselben  zugeschriebeu.  Denigpina-^^  wird  dann  die  Wahl  aller 
Beamten  für  das  Volk  selbst  gefordert,  eine  iin.plich^l  knrzf  Amtszeit  bei 
allen  Stellen  als  Gebot  des  Rechtes  und  der  Zweckmässigkeit  daigcstellt, 
und  die  Beseitigung  aller  Schranken ,  welche  dem  Willen  der  jeweiligen 
Mehrheit  gesetzt  sein  könnten,  als  uoth wendige  Folge  der  Volksbcrrschaft 
angestrebt.  "         *  '■  • 

Es  ist  aber  nicht  etwa  bei  der  Veriüidening  in  der  Theorie  geblieben 
soqdem  scbon  mehrfiush  Hand  an  die  Ausführung  gelegt  worden.  Det  vaUä 
AaSmaag  dn*  Bemkralie  lit  beraiti  «ine  ganze  BtSbß  von  StatUebnich- 
tmgen  zum  Opfer  geMen,  weltbe  die  Gnmder  der  amerikamidien  Unab- 
hängigkeit nnd  inneren  iVeiheit  für  nnerlWich-,  ond  zwar.- eben  flom'  Sdmlas 
ebMT  venAnftigeli  ond  geMtdidien  Frdhdf,  «rächtet  haften;  und  «»  kann, 
krinen  Zweifel  vnterHenpen,  dnes  nodh  nodt  wdtere  Fbij^erAngen  allmiblig 
werden  sewifaH  werden,  welche  noch  vor  niobt  langer  Zeit  als  vOlUg  rfnn- 
los  betrachtet  worden  wiren.  8oh<m  werden  ,  nadtdeat  n  Aa&ng  dieses 
Mrhnderti  in  deol  damals  noch  melur  lüa  halbwilden  Staat  Ohio  der  An- 
fing genacht  worde,  in  sollen  iwei  Drittlieto  aber  Staato  die  Richter 
aandHalbir  Volke  gewfthlt,  nnd  iwar  nur  atif  eiiir  knne  Reihe  von 
Jahren.  Ebenso  aind  die  aUgeiHincb  Verwaltnngsamter,  welche  sopst  ent* 
wedä-  fon  den  Gowemenren  oder  von  den  geaet^gehenden  Tersamninngen 
hmlUt  wttrden;  den  allgeniein&  WaUen  verfielen.  Die  Rftthe,  welche  den 
Gonvcmeven  in  manldien  Staaten  ar  Seite  geeettt  waran»  av  Rrstattnng 
von  Gutachten  bei.  Begnadigungen  jod^  Aemtttrbeaetnngea,  sind  anijBduhen, 
damit  die  obersten  Reamten  ohne  Rückhalt  ond  Sehiita  der  Yerantwortlich- 
keit  von  Oehfllfen  pen<talieb  voDkonuncn  tieeitehen.  Zn  den  Abstismnngen 
werden  anch  Solche  zugelassen,  wekhe  an  den  Staat  mit  keiner  Art  von 
sachlichem  Bande ,  oft  kaum  mit  einem  vorangehenden  Aufenthalte,  geknflpft 
sind.  Und  die  logische  Entwickelang  des  allgemeinen  Menschen-  und  BQr- 
l^errechta  ist  schon  bis  zo  ernst  liehen  Versuchen  einer  Ausdehnung  aller 
activcn  nnd  passiven  politischen  Rechte  auf  die  Weiber  gediehen.  In  dieaem 
Geiste  haben  sich  nicht  nor  die  später  in  die  Union  eintretenden  neuen 
Staaten  Verfassungen  gigeben,  «elehe  in  Wesentlichen  Ponktep  von  den 
älteren  Mustern  abwiecheii , '  und*  zwar  je  weiter  abwiechen,  je  später  die 
Bildung  des  neuen  Staates  vor  sich  ging;  sondern  es  sind  auch  die  Vor» 
fassungen  der  meisten  älteren  Staaten  in  derselben  Richtung  abgeändert 
worden »  zum  TheUe  mehrere  Jfale  ond  dmo .  in  immer  sUbcker  tm: 
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gesprochenem  demokratischem  Sinne.  Hier  und  da  widersteht  noch  eine 
schwache  Mehr2ahl,  wie  z.  B.  in  Massachosetts;  allein  es  Ist  anf  die.  Daser 
kaum  Sieg  ftir  sie  zu  erwarten.  Allerdings  geht  die  Bewegung  amidMt  1a 
den  efauelneD  Staaten  vor  sich,  ond  es  Ul  an  den  Fmcn  des  Biodes» 
stsates  noch  nichts  geändert  wordöii;  dlein  es  wire  ein  grosser  Irrthnaij 
wemi  -flMa  dessbalb  glaabte,  es  mache  sieh  der  neodemolaratilicbe  Geist 
nicht  anch  in  der  Bandesregierang  geltend.  '  Allgesehen  daveu,  dass  anch 
diese,  wie  Alles  in  den  Vereinigten  Staaten,  nnkidingt.nnter  der  Herrsdialt' 
der  öffentlichen  Meinnng  steht,  ist  ein  gaiu  inuuittenMier  Einflass  dadarch 
gesichert,  dass  die  Wahlen  in.  die  beiden  Hfitiser  des  Congresses,  mittelber 
oder  onmittelber;  dnrch  die  GeseticehAng  der  einzelnen  Staaten  besüant 
werden.  Nicht  nar  das  Hans  der  Abgeordneten,  seodem  selbst  der  Ssaat 
hat  dadurch  bereits  eine  Stimmung  erhalten^  welche  weit  entfernt  ist  toa 
dem  Geiste  in.  den  ersten  Jalunehnten  der  Union,  nnd  von  JisiorBoni  an  bat 
aach  die  Mehr^  der  Präsidenten  die  kansichtige  tmd  selbstisdie  PoBtik 
verftrigt,  dem  dobokratiscben  Strome  so  fidgen  and  mOf^ichst  die  ihm  eitt^ 
gegengesteUten  Dimme  za  beseitigen,  knrzer  persdnlicher  BeUeblbeit  üngak, 
*  Die  Folgen.  dieser  Yerftnderongen  ihngen  an  sehr  siclitbar'x^  wsideiit 
nnd  sie  sbid  keineswegs  erfreoUcher  Art.  Es  ist  mir  Eine  BOamA  darttber^ 
dass  4ie  Jetzt  an  der  Spitze  der  Angeiegenbeiten  stehenden  Bta^^Üiitier  in 
geistiger  und  sittlicher  Bezidrang  weit  läM  an  ihre  Toi[glnger'bJi^nr«idien; 
In  den  gesetzgebenden  V^sammlnngen,  mit  ^linsdilins  des  Oimgresses^  Jeiin-' 
falls  des  Reprttsentantenhaases,  sitzen  manche  rohe  nnd  anfiMnfl^  MsnMien, 
deren  Betragen  nicht  selten  eine  Schande  ftr  das  Land  ist^  nnd'  ddraoi^Bof 
in  Beziehnng  anf  Ehrlichkeit  und  Uneigenntttzigkeit  sehr  tief  sfertit.  Wer 
erinnert  sich  nicht  an  die  nipdcrtrllchtige  Misshandlung  des  Senators  Snnmei' 
dnrch  einen  anderen  Senator  in  dem  Saale  selbst?  Wer  nicht  an  die  scaadi^' 
lösen  PrQgelscenen  unter  Repräsentanten?   Laut  wird,  seUwt  von  CSongress- 
mitgUedcrn,  geäussert,  jede  Bill  lasse  sich  durchbringen,  wenn  nur 
genug  darauf  verwendet  werden  wolle.   Die  Verschleuderung  der  Bundes- 
gelder durch  die  Beamten  und  die  BegOnsÜgung  des  Betruges  durch  die  zur 
üeberwachuTig  berufenen  Volk.svort reter  ist  ganz  unglaublich.    Durch  die 
weite  Ausdehnung  des  Wahlwosens  und  die  Zulassung  so  vieler  Ungeeigneter 
zur  Theilnahnie  an  den  Wahlen  ist  eine  höchst  verderbliche  Gattung  von . 
gewerbmässigen  Politikern  erzeugt  worden ,  deren  Eintiuss  gekauft  oder  ab- 
gekaute werden  inuss,  und  welchen  nach  einem  Wahlsiege  die  öffentlichen 
Aemter  als  «Beute*  zufallen.  In  keinem  Lande  der  Welt  liat  das  Kocht  eine 
kleinere  Aussicht  auf  Sieg,  wenn  es  mit  einem  grossen  und  von  der  Menge 
lebhaft  ergriffenen  Interesse  zusammcnstösst ;  und  wie  sehr  diese  Unsicherheit 
selbst  in  den  Verhältnissen  des  tiiglichen  Lebens  durch  die  Wahlen  dör 
Bichter  aof  kurze  Fristen  noch  gesteigert  werden  wird,  bedarf  keines^v. 
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/B^iSfS.  ],%Mioii  JeUt  wird  .votl  iunüc^itigen  Hii^    (Beweise  sind  in  den  . 

,  ' .  spu^  libef  1^  bi^^^  äer  YenwönmUitig  von  Ülassn-  • 

•dhüs«tts  riiqblic^  gegebeiij  o^ep  anerkannl,  ibfs  die  Ernennungen  der  Siebter 
CdBitb^Yolkswah^      «nf  Iraixe  Zeit  die  Gerichte  in  Terfall  and  nof  eine 

"  .fef  Aehtpngsipttrdii^it  gebracht  ^ben.   Die  ,  Gemeinde Ver- 

'  '  wrattongen  nandieK  der  grOssten'  StAdte^  z.B.  New-Toil(*s«  sind  in  die  Hftnde  ' 
*  äe^  ^C(^  ge^ülen  and  in  einem  kaum  glanhlichen  Grade  schlecht.  In  den 

•    answftit^n.«yer^tniSBen  der  Te^ehiii^  Staaten  is^  ein  Uehermnth,  ebie 
'Y0rachii^|..d|8  Bechte«  der  Sehwicbera,  ein  Nachgeben  der  Staatsgewalt 
.  rgegen  qngerechte  ondonT^rstlndigeFori^temngen  tonerer  Parteien  entstanden^ 
welche  scIniD  Jetst  in  sehr  tadelnswerthen  Schritten,  geftthrt  haben  nnd  noch 
weitere*' ih^Uclie  in  Awf^^  Die  nene  amerikaaisehe -Demoknlie 

ist  to  i)urem  ^^fM^äf^^  tSidem  Staaten  ehenso  empfindlich  nid  aasprachs- 
^«oUi  «la  sie  ihner  3#i  rttwktfqhtoioi  nnd  «ngaredit  ist;  ihre  Weigemng,  die 
'.des  Skiavenliaiidef^  Ve^|di^H|^;S(^^  etoer  Untersnchung  unterwerfen  zu 
bssen,  ihre  offen09f<AMt)gt^  Freibentergesindels,  welches  auf  eigene 
f'aniik  firemde  sel^Äc1|fi'7Sta«^^  und  zu  erobern  sucht,  ihre  Zurück- 

'ifeisiiiig.iler  voiri^Paott^l^äl^^  der  Kaperei 

^  .^d  ^bmftchvöUe  |Iaad|dDge^ 
.  .  /  Diess  sind  «^chiitinie  ZustAnde;  und  doppelt  so,  weil  sie  offenbar  ihrni 
Höhepunkt  noch  lange  nicht  erreicht  haben.  £linmal  wird  sich  in  den  inneren 
VerhäUnissen  der  Gedanke  der  Demokratie,  wie  er  jetzt  aufgefasst  ist,  noch 
weiter  entwickeln,  bis  das  Üeberniaass  der  folgerichtig  sich  ergebenden  Uebel- 
staiule  zu  einer  Untersuchung  der  Richtigkeit  des  Ausgangspunktes  und  zur 
Einschlagung  einer  neuen  Bahn  nöthigt.  Bis  zu  dieser  Umkehr  ist  es  aber 
aller  n^enschlichen  Wahrscheinlichkeit  nach  noch  weit  hin.  Und  dies  zwar 
um  so  mehr,  als  in  dem  angebhch  freiosten  Lande  der  Welt  eine  Tyrannei  der 
öffentlichen  Meinung  herrscht,  welche  gar  keinen  Widerspruch  gegen  die 
augenhlickliche  StrOniung,  keine  Bekämpfung  einer  von  der  Menge  ange- 
nommenen Ansicht  duldet.  Zweitens  ai)er  gi  wilhrt  die  beispicllo^-e  Zunahme 
der  Macht  der  Vereinigten  Staaten,  welche  ebenfalls  noch  lange  andauern 
wird,  (Ion  Tonangebeni  und  Gewalthabern  immer  mehr  die  Mittel,  ungi  i k  hte 
und  anlisociale  Begehren  der  Menge  durchzusetzen,  dieser  selbst  aixr  eine 
inina  r  gi-össere  Meinung  von  sich  und  immer  weitere  Lust  zu  niuthwilligem 
Misbbrauche.  Ob  und  wann  aber  eine  Vereinigung  der  Verletzten  und  Be- 
drohten zu  gemeinsanier  DemUthigung  eines  solchen  Geistes  zu  Staude  kommen 
uud  welchen  Erfolg  sie  haben  wird,  steht  völlig  dahin.  ' 
.  ^  ;..  Sich  einen  klaren  Begriff  von  diesem  Fortschreiten  ultra-demokratischer 
Gesinnung  zu  macheu,  ist  sehr  notbwendig,  damit  man  nicht  durch  die  sich 
gleich  bleibende  Phraseologie  und  durch  bis  itzt  unverinderte  Bnndesfer-, 
4lpsvi^  Ober  ^en  wahren  Zustand  Ucr  Dinge  geUuscht  werden.  Von  IlotMA 
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hieran  ist  natflrUch  die  LecCOrö  gnler  und  «hrlichier  SchriikeB  Aber  die  Oint- 
lidMo  ZoBtAnde  in  deo  Yereiiiigteii  Staaten  >);        Boch  ireft  jngetrlbler 


t)  in  erster  Reihe  unter  dieaen  Schritten  stehen  ohne  Zweifel  die  (reiatreichen£rörtenui(ea 
Cftlkvtiii'e  Aber  die  Regiertuuf  In  einer  Demokratie,  (Works,  Coliunb.,  ItOi,  l«,#ai6lMB 
er  aunnihrt.  «la«««  die  Kntschcicluii^f  der  Fragen  durch  die  Mehrheit  zu  völliger  Rechtloclfkeit 
alier  Minunüiteii  lUhre ,  und  dtLw  zur  AbwendttOK  diesen  Uvbels  jeder  Minderheit  ein  Veto 
gttw  die  BeHchlÜMe  der  Mehrheit  eiiigeniuint  wmitm  m/tan.  Ob  dieies  MMal  dM  fMMi* 
iat,  nuMT  freilich  »elir  bexweUUt  werden;  auch  kamt  «aai  dabin  ^eetalit  bleiben,  xus  welchen, 
vielleicht  anlöbUchen,  leisten  Orilnden  diese  Theorie  angestellt  wwd«:  hSchit  merkwürüig 
Matbt  j«4MI  Vattm,  dnii  ein  ao  t5I11k  In  Leben  stehender  «md  mit  das  iMÜndeo  seines  Vater- 
landes so  g«iiM  vwtnuilaramtiaHUUi  an  dlMcr  Ansicht  und  tu  einem  so  verxweifelten  Rettonx*- 
nüttel  gekommen  tot  Kanm  Irgendwo  dtrfte  den  io  den  Vereinigten  Staaten  allgemein  ange- 
nommenen Anschauungen  ku  eni8chieden  entgeeeagvtrelea  sein.  Ni&eres  s.  hi  meiner  Ue- 
•eblcht«  nnd  Utemtur  der  8t.W.,  Iid.  i,  8.  668%.  —  Als  «In  «««tttt  ««hr  beoterkeaswertbes 
Weifc  Ist  wa  neniiea:  T.  Lieber,  On  diril  llberty  and  teir-gOTMMient  ».  «i  Philad.,  18M. 
Der  VerfaMer  hat  bekanntlich  den  Vortheil,  griindliiho  europiische  Bildung  und  reiche  Krfisb- 
rung  SU  verbinden  mit  Uuig}i(hrigem  Aofentbalte  in  den  Veiciniftea  Staaten,  ionit  OBbeAHitMM 
hflhere  Antlelit  wa  irmibagnt  mit  dklMer  «adibenatBln.  Daas  «r  die  ateatfielien  IMi«e  makr 
vom  Standpuncte  di  r  allK^tiK-inen  flcslttigtin;;  tiii  l  nach  den  Erfiüirungen  des  Lebens  behandelt, 
ala  in  der  schulgemiissen  Ai:t  des  Rechtsgelebrten,  giebt  seiner  Darstellung  eine  ongewfiluüklie 
FriialM  OBd  bringt  8eltMitiTMce,  welclienldrt  In  die  Kaiegwieen  des  Vor 

Allem  ist  gelll  alttlicher  Emst  und  ppIpp  Achtung  vor  dein  angrcborcnen  Rechte  wohlthuend.  In 
dem  vurlieganden  Werke  setst  er  sich  nun  die  Au%abo,  theUs  an  und  flir  sich,  theUs  aber 
namentlich  an  demOegensntae  vom  — gttwli—  oad  flriiMiHitofliiwi  rioMiillilwiilflb  llMhlmnlMi^ 
welche  Einrichtiinger»  und  Gewuhiiheiten  erforderlkh  «eieii  zur  Hentellong  nnd  festen  BitdbH 
dung  einer  Kesetzlicben  bürgerlicbeu  Freiheit.  ilierlMsi  wird  denn  die  amerikanische  FnHmU 
als  eine  unmittelbare  Folge  und  FortsetnagV  aber,  laeli  als  eine  bedeolaada  HiiiiilUnimf  dar 
englischen  Freiheit  dargestellt.  Als  die  wesentlichsten  Einrichtungen  und  OiundsAUe  der  eng- 
lischen Freiheit  sind  aber  genannt:  das  Ueschwomengericht,  die  repräsentative  Regierung,  das 
Landrecht,  (common  law,)  die  Selbstbesteaerang,  die  Hochstdlang  des  Oeaetses,  die  ftdo  Qe< 
dankeninwernng,  die  Unterordnung  der  bewaffneten  Macht  unter  die  (Jesetzgebnnt;,  u.  s.  w. 
Dissen  ttaid  denn  als  Erweiterungen  der  amertiuuiuchcn  Freiheitaeiurichtungen  beigefugt :  repu- 
blikanische Bandesgestaltung,  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  grössere  Gleichheit  der  BOrger 
und  4tmkaiuiaa|(  gnindstolicher  staatebUrgerlicher  Rechte,  endlich  im  Allgemeinen  ein  denio- 
krattocbeferTni  dee  ganzen  Staatslebens.  Der  letztere  —  fUr  den  gegenwärtigen  Zweck  baupt- 
»ächlichüte  —  Funct  wird  dann  wieder  in  nachstehende  Einzulnheilen  zerlegt :  in  den  Vereinigten 
Staaten  ist  iiberaU  Abstimmung  diveb  atlmmeettei  eingeführt;  der  ansabeoden  Gewalt  steht  das 
n«flirt  Biehit  tu,  die  gesetzgebenden  Venenradnngen  anlknISaen  oder  so  vertagen;  die  Zahl  der 
U  lieders  tasten  des  Bundes  ist  nicht  geschlossen;  nnd  es  werdi-n  Fremde  unschwer  in  das  BQrger- 
recbt  aiU^aiommen,  auch  tart  die  UniüebariMit  des  Untertfaanen-VertNWdas  nicht  anerkannt; 
HMtwblteiide  Oeaebe  (ex  poet  fuHSo  Uwe)  aind  verboten;  et  beilflMB<  lehifnUehe  und  In  sich 
ftbf:ps(  hlufisene  Verfa.4sungsurkunden;  de«shalb  sti  ht  den  Kej»t  tzjji'lu  iiden  Versammlungen  keine 
Allgewalt  au  and  es  habm  die  obersten  Xüerichte  das  ttecht  Uber  illn  Tnrftminnmlmliliril  dar 
aieelB»  m  entadiaMtoii.  —  DIaee  adliriMnnIfeAefcelahnnny  lat  eelir  rtehtlf  imd  betehrend,  nad 
ea  mSgen  aleh  Soldie,  welche  die  Verschiedenheit  der  Staaten  nur  lu  Aeusserllchkeiten  suchen, 
—wanaiah  einen  Freistaat  alsbald  finden,  wo  kein  eiaaeiner  Mann  an  der  Sfitae  sieht,  gar 
«aU  iaa  Ihage  Vetwdehaias  von  Etnrtebtangen ,  welche  ta  Ihrer  Oesanaliielt  bnl  elaeadMa 

»ehr  freie  Monarchie  zu  einer  Dcmnknitie  machen  ,  zu  Herzen  nehmen.  Auch  nind  die  t.rör- 
terungea  Aber  die  einselaen  Gedanken  und  Anstalten,  weiche  sHsammea  die  eogliacbe  Fnriliait 
MMan  aäd  mtEtn,  nrit  gwaaer  gartkanntnlst  and  riehUgem  Urtheae  ahgefcaat  Allein  wir  vtw 

unserem  Standpuncte  aus  können  dorli  nicht  umhin  zu  bedauern,  djiss  os  nicht  auch  in  dem 
Plane  Ucit  N  ertassera  lag,  bei  dieser  guten  Gelegenheit  die-ganze  und  volle  Wahrheit  Uber  den 
Evatand  der  amerikanMkaa  H—rtfcirte  dmalegML  TMto  alad  nande  Volgerai««,  ««Mm 
aus  dem  BegriiTe  der  demokratischen  Freiheit  prartisch  gezogen  werden,  tibergangon,  ob- 
gleich sie  oben  so  sehr  aU  die  angefiihrten,  und  wohl  noch  me  ur  afai  dies«,  den  Unterschied 
mit  den  engBsdhen  HtastsiaiHB4eB  aaflMifaik  So  aanianttldi:  die  itinwiMiiwg  dar  BeaialM 
dnrcb  Volkswahlen,  und  zwar  immer  nur  auf  kurze  Zelt;  die  AnsUbimg  des  Begnadignng»- 
fVabtee  aacb  volkatbUmUcliem  aefUhle;  die  Beschränkung  der  ätaatpsoig«  Ar  (MtaitUebaa 
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und  eindriflgUcher  ist  die  unmittelbare  Dekanutschaft  mit  den  Thatsachen. 
t  Bei  Schiklernngcn  bricht  sich  leicht  die  Wahrheit  in  dem  Mcdinm  der  sub- 

joctivcn  Auffassung,  und  für  einen  Amerikaner  ist  es  übordiess  sehr  schwürig, 
gerade  in  der  fraglichen  Richtung  ungeschminkt  zu  sagen,  was  er  denkt  und 
,  fürchtet.    Allerdings  ist  die  Presse  vollkommen  frei  und  weder  Gesel^j  noch 

'  polizeiliches  Einschreiten  hindern  den  Bürger  in  dem  Vorbringen  irgend 

einer  Thatsache  oder  eines  Urtheiles;  allein  ebenso  bekannt  ist  auoli,  dass 
die  allgemeine  Unterwerfung  der  Meinungen  und  des  äusseren  Verhaltens  unter 
•  dem  Willen  der  Jlehrheit  eine  Abweichmig  von  dem  allgemein  Angenommenen 
nicht  rüthlich  macht  und  kaum  als  erlaubt  erscheinen  lüsst,  und  dass  Alles, 
was  einem  Angriffe  auf  das  Regicrungsrccht  und  auf  die  Vortreffliclikeit  des 
Volkes  irgend  ähnUch  ist,  als  eine  Sünde  gegen  den  heiligen  Geist  gilt.  Wer 
namentlich  in  staatlichen  Dingen  eincji  Einfluss  zu  haben  oder  eine  Stellung 
einzunehmen  wünscht,  würde  sich  geradezu  unmöglich  machen,  wenn  er  das 
Volk  tadeln  wollte,  dass  es  sich  zu  viel  zutraue,  und  er  es  darüber  belehren 
würde ,  dass  sein  immer  weiter  gehendes  unmittelbares  Eingreifen  in  die 
öffentlichen  Angelegeiflieiten  von  nbeln  f^olgen  sei.  Man  kann  daher  von 
Denen,  welche  es  zunächst  angeht  und  welche  das  Uebel  auch  gar  wohl 
kennen,  nur  leise  ^Andeutungen  und  mittelbare  Vorschlüge  erwarten. 

Um  aber  die  wirklichen  Thatsachen  kennen  zu  lernen,  bietet  sich  keine 
bessere  Gelegenheit  dar,  als  eine  genaue  Beschäftigung  mit  den  Verhand- 
lungen der  zur  Gründung  neuer  oder  zur  Veränderung  älterer  Verfassungen 
einberufenen  Versammlungen  (der  Conventions).  Hier  werden  der  Natur  der 
Sache  nach  die  obersten  Grundsätze  sclmrf  ausgesprochen:  und  in  der  Fest- 


Unterricht  auf  die  VulkMchiilcn ;  die  rullstiindif^  UDbekaiiuiierthelt  ile«  Rljuits  um  dii.>  Kirebeii, 
üiunit  aber  die  volikoninicne  Abhlugriickeit  der  Uelstlichen  vun  der  Laune  der  Menice.  Thell« 
und  hauplciic-lilich  aber  bleiben  die  UeberlruibunKcn  de«  Oediiiikeng  und  die  üblen  Fulicen, 
welche  dieselbe  uffcnkundiK  nach  «ich  xleht,  im  wie  überhaupt  die  Hc-hnttenseiten,  welche  die 
Demokratie  schon  an  sich  ^wie  Jede  andere  luensehiiclie  Einrichtung)  auflinweben  hat,  unbe- 
»prochcn.  Zwar  fUbrt  der  Verfauier  scharfjiinniK  durch,  dami  der  «u  oft  Kcbrauchte  und  nilM- 
brauchte  Sprach  „Volks  Stimme  <i<ttte«  Stinuiie'  unwahr  nach  allen  Uexiehuiigen  iitt;  allein  die 
unmittelbare  und  ins  Einzelne  (gehende  Anwendung  auf  die  xunäciut  liegenden  V'erbiUtni*«e 
erfolgt  nicht.  Wie  wohithiitig  wäre  nun  aber  eint-  kräftige  Schilderung  von  so  eiiuichtigcr 
Uaiid  gewesen,  da  der  si  hlimiiisto  Feind  des  Amerikaners  dir  tliörigte  und  kenntnisslose  Ueber- 
schätxung  seiner  Kinrichlungen  ist ,  und  er  von  den  UewcriMsrn  um  seine  Uuiuit  unablüssiger 
und  »chaaniloser  beschmeichelt  wird,  als  Je  ein  Ilerrscher  vun  Höflingen.  LKtch.  vielleicht  folgt 
die  bittere  aber  lieilsame  Arznei  noch  nach.  —  Endlich  ist  noch  mit  Ansieichnong  der  Abhand- 
lungen xu  erwähnen,  welche  C  o r  ne  1 1  s  d e  \V i 1 1  in  der  Uevue  des  deux  mondes  (Jahrg.  186tt 
und  Uber  Jeffcnion's  I^aufbahn  und  Wirksamkeit  veruATcntlicht  hat.  Mit  einschneidender 
aber  nicht  unverdienter  Scliiirfe  werden  hier  die  Ursachen  und  die  Folgen  der  von  diesem 
begabten  aber  grundsutslosen  Manne  begonnenen  Umwälsnng  in  der  Leitung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  der  V,  Bt,  hervorgehoben,  und  es  lässt  sich  an  der  Schilderung  nur  vielleicht 
das  aussetzen,  dass  dein  persönlichen  Verhallen  .lefferson's  ein  xu  grosser  Einfluss  auf  die 
ulirademokratische  Richtung  zugeschrieben  wird.  Die  Ursachen  liegen  tiefer,  in  dem  Ocdauken 
der  Htaatsform  selbst,  und  Jcffcrson  hatte  nur  die  Schuld,  aus  nüscber  Sucht  uat-h  VoUugunst 
und  aus  Mangel  an  sittlichem  Muthe  die  Schleu«cu  geöffnet  xu  haben,  durch  welche  seine  Vor- 
gänger den  Strom  gedämmt  halten. 
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Stellung  der  einzelnen  Einrichtungen  zeigt  sich  der  herrschende  Geist  unge- 
hindert. Allerdings  beziehen  sich  diese  Verhandlungen  nur  auf  innere  An- 
gelegenheiten,  weil  die  einzelnen  GUederstaatsn  keine  völkerrechtlichen 
Beziehungen  haben;  allein  theils  lässt  sich  doch  auch  aus  ihnen  ein  Schluss 
auf  die  in  dfu  Vereinigten  Staaten  bestehende  Auffassung  der  äusseren  Ver- 
hültnissr  machen,  theils  und  hauptsüchlich  ist  der  Gang  der  Dinge  im  Innern 
schon  an  sich  sehr  wichtig.  Wir  sehen ,  zu  welchen  unerträglichen  Folge- 
rungen der  falsche  Ausgangspunkt  mit  logischer  Nothwendigkeit  führt. 

Zum  Belege  des  Gesagten  mögen  denn  einige  Verhandlungen  dieser  Art  • 
näher  betrachtet  werden;  und  es  ist  wohl  nicht  unrichtig  gewählt,  wenn  zu 
diesem  Zwecke  einmal  die  Protocolle  der  Versammlung  genommen  werden, 
welche  im  Jahre  1849  für  Californien  eine  Verfassung  entwarf ') ,  zweitens 
aber  die  Verhandlungen  der  im  Jahre  1853  nach  Boston  zum  Zwecke  einer 
Veränderung  der  Verfassung  von  Massachusetts  einberufenen  Versammlung  "). 
Jene  bieten  ein  Beispiel,  wie  sich  die  im  Schwange  gehenden  Grundsätze  in 
der  Durchschnittsbildung  der  amerikanischen  Bevölkerung  gestalten,  und  wie 
sich  das  daraus  folgende  Staatsideal  auf  dieser  GesiRungsstufe  zusammen- 
baut. Diese  dagegen  lassen  sehen,  wie  sich  hochgebildete  Männer  zu  der 
neuen  Entwickelung  der  Dinge  verhalten,  und  wie  überhaupt  die  Bewohner 
des  gesittigsten  Theiles  von  Nordamerika  diese  Lehren  auffassen.  Bezeichnend 
genug  ist,"dass  sich  in  dem  erstercn  Falle  gar  keine  Spur  von  Zweifeln 
oder  gar  Widerspruch  äussert,  und  im  Handumdrehen  ein  Staat  auf  dieser 
Grundlage  errichtet  wird;  während  in  dem  anderen  noch  die  hartnäckigsten 
Kämpfe  gegen  jeden  überdemokratischen  Gedanken  geliefert ,  und  sogar 
schliesslich  sich  noch  im  Volke  selbst  eine,  freilich  nicht  beträchtliche, 
Melirheit  tindct,  welche  —  belehrt  und  angeregt  durch  diese  Geistesaristo- 
kratie —  wenigstens  für  diescsmal  noch  die  zu  weit  gehenden  Aenderungs- 
vorschläge  verwirft. 

Die  Gründung  des  Staates  Californien  hatte  im  Vergleiche  mit  dem 
gewöhnlichen  Vorschreiten  in  solchen  Fällen  das  EigcnthOmliche ,  dass  das 
Land  nicht  zuerst  als  «Territorium»  von  den  Vereinigten  Staaten  organisirt 
und  verwaltet  wurde,  sondern  der  neue  Staat  unmittelbar  und  ohne  Ueber- 
gang  aus  den  atomistischen  Bestandtheilen,  welche  allerlei  Zufälle  zusammen- 
gewürfelt hatten ,  entstand.  Als  nämlich  die  Vereinigten  Staaten  das  be- 
kanntlich kaum  von  einigen  wenigen  Menschen  europäischer  Abstanmimjg 
bewohnte  Land  von  Mexiko  abgerissen  hatten,  besetzten  sie  es  zunächst  nur 
militärisch,  bis  ein  Entschluss  über  die  weitere  Behandlung  feststehe.  Da 

1)  Report  of  the  Dobates  of  tbe  Convention  of  CalifornU ,  on  tbe  formalion  of  the  8t«te 
Constitution.    In  Sept.  an«l  Oct.  1^49.    Dy  J.  Ruu  Browne.    Wath.,  1850.  47y  und  XLVI  8.  gr.  &. 

t)  üfflclal  Report  of  tbe  Debate«  and  Proee«din^  in  the  Slat«  Convention  aMetnbIed  May  4. 
1853  tu  revlic  and  amend  tbe  Constitution  of  the  Coinmonwealtb  of  Mauuchusott».  Bo»t.,  18&3, 
1—111,  Inip.  »,  EuaanuueQ  >nai  ü.  in  dopp«lteD  Columnea. 
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wf  die  Entdeolnmg  das  GoMreichthoms  pUMdloh  ein«  so  grosse  Menge 
Hcnsdieii  «le  aUen  TMlen  der  IMom  und  illor  abrigen  Herren  Lftnder 
dabin,  dnss  die  naeh  dem  OeseCae  der  Y.  St  mr  flrttndiing  eines  eignen 
StMtea  bereddigte  VoUonaU  alabald  weit  ttberadiritten  fwr.  «Und  -wenn  • 
aneii  ein  lienlieliflr  Thsil  dieser. BefOOmog  ifb-  nnd  naMote,  im  bHeb 
doch  innner  ein  so  beMehtlicl»r  Stock  too  wentgsiena  Id^b-AiisAssigen, 
dass.  die  Unkm  8iek«.iraigerte,  erst  nocb  eine  Tenitorialragiemng  M  isr- 
richtenj  .sondern  dem  iniiitlrisehsii  B^^febldiaber  den  Auffarag  gali,  die  Ein- 
unbner ,  alsbald  m  WabI  einer  YersanDBlmig  anfirnftardem,  weldie  eine 
Yer&sanng  iBr  den  -neuen  Staat  so  entnerfen  mid  solebe  dem  YoÜke  smr 
Annabaie  tORnkgeii  Uttte.  Dies  geadiali  denn  aooh,  obgleidi  die  &BtSi^ 
noefa  so  nngeordaet  mren,  dass  selbst  an  eine  cegettisslge  Yertbeilong  -der 
an  i^flUenden  - Abgeordneten,  naeb  der  Yolkssabl  keine  Bede  sein  Inrnnte^ 
sondsni  man  am  Ende  alleDit^lealgen  snlisas,  welcbe  sieh  mit  irgend  einem 
Mandate  meldeten  ^nd  emstlieh  Zntritt  verlangten;  nnd  obi^eh  die  Bs' 
Tdlkemng  gani  gerne  erst  eine  Territorialregiemivs  von  Seiten  der  Union 
angenommen  bitte,  da  ük  diese  die  Ansgabe  nnd  die  Mttbe  einer  eigenen 
Yenmltang  erspart  haben  wttrde.  Die  Yeraammlnng  trat  am  l,  September 
18^  in.  Monterey-  maammea,  ^damals  einem  ganz  kleinen  Orte,  welcher  nieht 
einmal  eine  Dmckerpresse  besaes ;  am  13.  Oetober  nur  die  Yerfiüsailgi- 
nrkande  fertig  ter  Yteiage  an  das  Yolk  0*  - 


1)  Der  0«genihuid  ist  xwar  zunächst  hier  niolit  niher  lu  besprechen,  doch  mag  a« 
ItHPttffa  wwiBMiM.  In  VorMsvlMii  bflnerkt  Mbi ,  itm  Um»  Ortadanc  des  «ütSwatodrt« 
aiMlM  von  «Btidriad«B«r  Wl^itiglcttt  fOr  cUie  TielwOrteite  etreftfras«  dar  «UfeniiiiMn  Btiat»' 

IfllmD  Irt.  Bekanntlich  int  es  von  cunscrvutivtMi  KtiuiUKL-It  hrtt-ii  nchun  Uhdlf  als  eine  voUkum- 
SMMiUitmSgUclilult  da(|;wteUt  worden,  daas  «In  Staat  ohne  alle  voifSailB*  gatehtchtllcha 
(Mmmg  ledlgU^ '  dnreb  Vartrair  ^  llMihKliiiMr  g^SfSBdflt  werden  kSnne.  Nur  etwa  Vwi- 

'bM|6l1lliK<'<i  bcrcilH  bestehfinlLT  Einriclitunjfcn ,  uumim  ii  sie,  niii«eii  Hiif  ditTiC  Wuiöt;  vor  sich 
gfihea»  mata  Behaaptung  wurde  allerdings  schon  iVüher  durch  die  Bildung  deir  neuen  .Staateo 
tht  WMtoo  der  VereMftni  8tMf«i  thaiiirtillch  wUertflgt;  binr  aber  Hegt  dann  «te  gmai  beioa- 
ders  bezeichnender  Beweis  der  K8glichkc!t  oiiht  solchen  stnatsi^HindanK  vor.  lu  CHUfoniien 
bestand,  wie  gesagt,  amocikaoiaoher  8eiu  nicht  einmal  eine  vorlioflge  .TerritorlalregleraDg; 
die  obnedan  kanitf  iiieikUcbeaS|nur«B  der  «eilbaalerbeo  BmlebtiuigeB  aber  warea  TeUkOKMO 
vernichtet  und  wie  Spreu  vor  dem  Winde  zerstoben.  Vji  waren  also  thatsnchllch  auch  nicht 
die  entea  Anflüig^  eipee  fitaaUwesens  vorhanden.  1^  mit  Staat^tebeu  und  ataatsblidna^ 
dnduna  iBiaeeminenbaiiaiiiidwr  Soadl  webt«  aoe  der  gauMa  Welt  gaaa  mmbondeae,  dea 

▼erschiedcnsten  StXmmen  angehori;,'e .  unter  sifh  g-nnz  nnhcknnnte  Menschen  zusammen ;  diese 
aber  wählten  auf  den  ersten  AnstoM  bewusst  und  nthii;  aus  ihrer  Uitte  Blellvertreter  tor  Bil- 
dong  einer  ri  iftiMiag.  der  Batwoif  kam  la  bftneitarZeit.  m  Stüde,  oad  dieMeage  See  Volk» 
«  nt.ichicd  In  freier  Abstiinmiiug'  über  Annahme  und  Verwei-fiiiifr-  Mau  wende  nicht  ein  ,  dass 
sich  der  intuüt  der  (leitotze  nur  inneriuUb  einer  bestimmten  Ucdttukeureihe  liabe  bewefpen 
kSanen,  weU  aonst  der  neue  Staat  nicht  in  die  Union  aul^irenomnien  wurden  würe;  noch  nucb| 
daas  bereits  vorhandene  Vonpinffc  als  Muster  gedient  haben.  Nicht  dies«  ist  diel'rage;  sondern 
ob  es  denkbar  sei,  dass  ein  noch  f(M  nicht  bestehender  Htaut  durch  freie  Ueberdnknnft  Unver- 
bundener  aas  Nichts  fccachalTen  werden  könne?  Ob  er  dieser  oder  Jener  Oattong  aagebort ,  ist 
völlig  gleichgültig;  auch  ändert  es  an  der  rechtlichen  Bedeutung  lödigUeb  «Idits,  daas  die  den 
yettrag  Schllessenden  gewisse  gemeinsaime  Ajischauungen  haben.  Letxteros  mnsa  unter  allea 
Umstlnden  vorausgesetzt  werden,  da  sonst  eine  UeberoinatiBunttng  der  Willen  nicht  denkbar 
wire.  Natürlich  soll  durch  die  iiinweiaiiBf  aof  diewB  Toigaog  siebt  fosegt  «ein,  dawStaalaa 
.    T.  Mohl,  StaaUrecht.  Bd.  L 
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-  Niehts  kann  beseidmeiider  ttin,  all  die  ZmaauMiiMtaat  vid 
geistige  BeschiffiBiiheit  dieser  mr  Grttndoiig  einer  nesen.  rqyiientitiven 
demokratischen  YerfiMsmig  bestimmten  Versammhing.  Sie  bestand  nun  groB- 
sen  Theile  ans  Einivanderem  ans  jUen  TheQen  der  Union;  doch  mren  nach 
einnbie  Fremde, '.namentiich  einige  spanische  Eingeborene  daronter  ^.  Nldit 
ein  einiiger  llsim  in  der  gansen  Mengfc  «bemi|(te  die  gewOhnlicfae  Durdi- 
schnitlsbilduig,  ond  die  grosse  Mebmhl  stand  offenbar  noch  tief  anter  ihr. 
Die  bei  neitem  Afeisten  waren  jange  Mfinner  bis  n  höchstens  40  Jahren, 
wie  bj^  einer  solchen  abcnteneroden  BevOlkening  kidit  begreiflieh.  In 
der  parlamentaHschen  Bdiandlang  von  Geschäften  .waren  sie  joloch.  lün- 
reichend  gewandt;  ond  wonn  auch  keine  Spur  von  feinerer  Kenntaias 
WUT.«  so  besu'^son  <iio  doch  genug  Ueberlieferung  und  Uebang,  om  regel- 
mässig im  Geschäfie  vorwärts  zu  kommen  und  leidliche  Ordnung  in  der 
bunten  Menge  zu  halten.  In  dieser  Bi/idiung  sowohl,  als  in  der  sachlichen 
Berathuiiy:,  führten  einige  aus  den  älttn  u  Staaten  nach  Califoruien  ver- 
sprengte Kechtsgelehrto,  von  offenbar  sehr  zweifelliafter  Achtangswürdigkeit 
und  zum  Theile  von  einer  wirklich  belustigenden  Unkenntniss,  das  grosse 
Wort.    (So  belelu-t  /..  B.  einer  derselben  die  gläubige  Versammlung,  die 
Habeascorpus-Acte  stehe  sehon  in  *First  Justinian».)  Von  einer  allgciiuintn 
staatlii'hen  Dihlung,  weklie  eine  Vermlcicliung  verschiedener  Staatseiurich- 
tungen  oder  aiu  h  nur  ein  klares  Verstüudniss  der  amerikauisehen  demokra- 
tisrlit-n  Aufl"iis>ung  niüglieh  gemaeht  hatte,  war  nirgends  die  Kede.  Die 
olu  u  ljen'it>  Ix  /eidiiu  tcn  Ansichten  von  V'olksrechtcn  waren  die  einzigen 
den  Mitgliedern  bekannten,  und  wurden  auch  von  ihnen  im  besten  (Jlauben 
iukI  mit  grosser  Naivofiit        die  einzig  möglichen  gehandliabt.  Von  tlieore- 
tischen  /vveilehi  wurden  sie  nii  ht  geplagt,  und  über  l'rincipien  waren  sie  gar 
nie  im  Streite,  sondern  büdistens  über  eine  An\\entlnug;  am  häiiligstt'n  aber 
über  rein  praktisclie  und  /utaliige  Dinge,  so  über  die  Grösse  der  Taggelder, 
über  die  Abgrenzung  der  ^Vabllle/irke,  über  die  Lage  der  IIaui)tstadt  u.dgl. 
Von  welcher  Besdiafteulieit  diese  Stuatsgründer  waren,  ergibt  sich  namentlich 
auch  daraus  setir  bezeichnend,  dass  die  wenigeu  Spanier  in  der  Vcrsauun- 

iiur  :iuf  dies« \Vei»e  su8tHiid(!  koiiiiuen  umi  ibro  KntHtc Illing  Hussihliesslich  auf  dies«  Wdtt 
rachtUeh  erklärt.  w«nl«Q  könne.  giebt  «llcrilinKi  ood)  aoUere  ÜMtsidilkhfl  aad  mktüdM 
B«eiiadaiitMi<«|«  Xber  m  tat  «rwkMO,  tM/d  Mte  Amßmtm  «Mb  M«  IMMbikna 
aper  BcthtiHgtett  da  atMt,  ond  mIM  «ta  aiMt  ult  Mhr  aiafaMMelM  Ftama»  n  MmS* 
ImuiueD  kauu.  .  . 

1)  DM  VttMiekirfM  Ser'llükliate  gibt  «Mtetehcada  deht  «uMrinrefdig«  üMtw^^mn^m: 

Von  den  Is  MiTxlii''lcin  der  Vcntammlung  wHrcn  nur  s  Kiiig'eUorfne  des  Land t« ;  einer  war  atu 
Fnakrt-ich  uud  vuior  au»  t^chutüanU  gebürtig,  die  Uttrigeu  »äiuintlioh  au«  den  ttltecco  Statiea 
im  Onlra,  imd  swar  IQ  aw  Mawforfc,  7  aaa  MiHoafI,  4  aaa  LmdaUna,  S  mm  Maiytod,  S }• 
au.4  MaMitebusctts,  Virginieii  und  Nfw-.l<-nicy,  1  Je  atw  Pcnnsylvaoien,  Illinob,  Ohio,  Indiana, 
Conneeiicui,  WiMoiwin,  Tejuis  uud  Oregon.  —  Von  den  Eingewanderten  war  nur  fiiner,  dar 
BcJiwdaer  Satter  (auf  detaaa  Land  bakannlHab  im  «nl»  Mä  geAuiden  word^  10  Jabr«  ia 

Lande,  dk>  Übrigen  nur  2  bis  3  Jiihrv,  nicht  wenige  selbst  nur  1  —  '.  Monate.    Von  «iMT  aalM» 
wSchilgwi,  ürUivheu  Urundiage  der  Utaatabefttaunuagea  war  aiao  gar  keia«  Aed«. 
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hmg  den  M  wettein  gtbistigateii  Eindmck  machen. '  Sie  acheliieii  nicht  nur 
anf  einer  -^t  hOhem  BitUichen  Stofe  geitanden  cn  ,haben,  «Gahallen»» 
gewesen  bd  sdi,  Bondem  Insserten  anch  gelegenftUch  sehr  TerstAndige  poli- 
tische Anrieten,  apf  welche  iMUc^  gar  keine  Backsicht  gen<Hnnien  Wirde. 
KätOrli«^  waren  ^die  armen  frttheren  Bewohner  des  Landes  schon  dnich 
mingelhafte  Kemitidss  der  engüsehen  Spradie,  weiche  sie  .  so  plttiUch 
«berlhithet  hatte,  m  den  Schatten  gestellt 

Die  Arbeit  dieser  Yersammhmg  ging,  wie  schon  die  kone  Zeit  ihrer 
Dauer  beweist,  sehr  rwät  vor  sich.  Hiena  tmg  aber  ein  doppelter  Umstand 
.  in  ngeiihr  gleichem  Ibasse  bei.  Einmal  die  allgemeine  Ueberdnstimmnng 
nicht  aar  aber  das  Wesen  der  m  gillndenden  Slaatsform  ,  sondeni  andi  aher 
die  meisten  Rinielnheiten.  Es  stand  als  sidr  von  selbst  Torstehend  fest,  dass 
eine  repräsentaliTe  Demokratie  sa  schaffen  sei;  aber  nicht  weniger,  dass  die 
gesetzgebende  Yersammlang  aas  swdi  Häusern  bestehen,  der  Gouverneur  nur 
auf  karze  Zeit  gewählt,  die  Emennong  der  Beamten  der  onmitteibaren  VolkS' 
wähl  überwiesen,  die  Grenze  der  staatsbürgerlichen  Rechte  möglichst  w^t 
hinansgerfickt ,  kurz,  dem  demokratischen  Principe  die  freit  ste  Entwicklung 
und  unbedingte  Herrsdiaft  gegeben  werden  mosse.  Als  Anhaltspunkt  aber 
für  aUe  Einzelnbestimmungen  und  deren  gesetzlichen  Ausdruck  galt,  eben- 
falls unter  fast  allgemeiner  Zustimmung,  die  Gesetzgebung  des  Staates  Jowa» 
Und  so  war  es  denn  möglich,  Feststellungen  in  wenigen  Stunden  zu  bewerk- 
stelligen, weiche  in  weniger  einigen  und  mit  einem  grösseren  Keichthum  von 
staatlichen  Gedanken  getränkten  Versammlungen  wohl  schon  Monate  in  An- 
spruch genommen  haben.  Während  z.  R.  der  Frankfurter  Reichstag  sich 
über  endlosen  Erörterungen  der  ■»Grundrechte»-  in  den  Sund  verlief,  wurden 
in  der  californischen  Versammlung  dieselben  in  Einer  Abendsitzung  abge- 
macht. Der  zweite  Grund  der  raschen  Jörderung  war  freilich  ein  sehr 
prosaischer.  Die  Mitglieder  drängten  samnit  und  sonders  zum  raschesten 
Abschlüsse,  weil  sie  zu  ihren  weit  einträglicheren  Privatgeschilften  in  dem 
üoldlande  zurückzukehren  wünschten.  Sic  hatten  dessen  gar  kein  iiehl.  Alle 
weitläufigen  Reden  und  Streitigkeiten  über  untergeordnete  Punkte  wurden  mit 
grosser  Ungeduld  ertragtn  und  durften  sich  auf  keinen  Erfolg  Hoffnung 
machen.  Vielleicht  trug  auch  das,  wie  es  scheint,  sehr  bescheidene  Maas» 
von  Bequemlichkeit  des  Aufenthaltes  in  Monterey  das  Seinige  bei. 

Die  von  der  Versammlung  vorgeschlagene  Verfassung  bietet  unter  diesen 
Umständen  allerdings  keine  Eigenthündichkeiten  dar,  wenn  man  sie  mit  dei^ 
Obngeu  neuen  Grundgesetzen  amerikanischer  Staaten  vergleicht,  ^icht  weniger 
besdchnend  ist  aber  doch,  dass  sie  mit  einer  Ausdehnung  der  Bechte  d^ 
Ibnge  and.  de»  Einaelnen  Von-  vonie  herein  beginnt,  wdcfae  die  alirigen 
Staaten  erst  nach  langen  Jahren  and  nach  mehrfiMshcn  Terflnderungen  all- 
pftUig  yprjaogt  and  erlangt  habcil.  Mit  Einem  Biiekft  Ubeniebt  man  die 
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gesammten  Ergebnisse,  welche  die  iiiioier.weitersclireltead«£iitirfck«laBg  des 
deoiokratischeD  Gedankens  zuwege  gelnfud^  hat  Wir  finden  denn  abo  hier, 
wie  sich  Yon  selbst  versteht,  das  allgemeinste  Stimmrecht.'  .Jeder  mannliche 
Einwohner  von  21  Jahren,  welcher  seit  wenigstens  6  Monaten  in  dem  Wahl- 
besirke  lebt,  hat  bei  allen  In  demselben  vetkomaenden  Wahlen,  von  denen 
des  gesammten  Volkes  bis  zn  denen  der  Gemeinde  herab,  eine  Stimme;  nnd 
zwar  wird  diese  schriftlich,  also  wenn  man  will  geheim,  abgegeben.  Die 
Mitglieder  des  Abgeordneten-Hauses  (Assenibly)  werden  nur  auf  ein  Jalir 
gewAblt:  die  Senatoren  auf  zwei  Jabrc.   Die  Bedingungen  des  activen  Wahl- 
rechts geuQgcn  auch  für  die  passive  Wählbarkeit,  mit  di  r  l  iuiiigen  Ausnahme, 
dass  wenigstens  ein  Senator  ein  Jalir  im  Staate  und  0  Monate  im  Wahl- 
bezirke gelebt  haben  mass.   Auch  für  die  Bekleidung  der  Gonvemeurst«lle 
werden  keine  weitereu  Eigenschaften  verlangt,  als  dass  der  Gewählte  25  Jahre 
alt  und  seit  zwei  Jahren  Einwohner  von  Californien  sei.    Er  wird  von  dem 
gesammten  Volke  in  den  Versammlungen  für  die  Wahl  der  Abgeordneten  mit 
Stimmenmehrheit  emaimt.   Cranz  dasselbe  find»  t  statt ,  und  zwar  ebenfalls  je 
für  zwei  Jahre,  mit  den  übrigen  höheren  Verwultung^beamten ,  nämlich  dem 
Vicegoiivenieur,  dem  Staatsanwälte,  dem  Obcrlandvermesser ,  dem  Schatz- 
meister und  dem  Controleur  (Finanzminister).    Nur  der  Staatssecretür  wird 
vom  Gouverneur  mit  Zustimmung  des  Senates  ernannt.    Als  ein  allgemeiner 
Grundsatz  gilt ,  dass  kein  Verwaltungsbeaniter  auf  lüngere  Zeit  als  4  Jahre 
ernannt  werden  kann ,  auch  wenn  die  Verfassung  solches  nicht  besonders 
vorschreibt.    Endlich  hat  auch  die  unverständigste  Forderung  der  Demo- 
kratie, nändich  die  Wahl  der  Richter  durch  das  Volk,  Befriedigung  gefunden. 
Die  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofes  sollen  bei  Gelegenheit  der  allge- 
meinen Wahlen  von  dem  ganzen  Volke,  die  Bezirksrichter  \on  den  Wählern 
des  Bezirkes,  die  GralV>chaftsrichter  von  denen  der  Grafschaft  ernannt  wer- 
den; die  beiden  ersten  Gattungen  auf  sechs  Jahre,  die  letzteren  sogar  nur  auf 
vier.    Von  iU  u\  Nachweise  einer  Üriahigung  zu  solchen  Stellen  ist  gar  keine 
Rede.  Dass  ausdi  ückliche  Bestimmungen  gegen  jegliche  Art  von  Beeiutrikh- 
tigung  der  Pressfreiheit,  des  Versammlungsrechtes,  der  Glaubensfreiheit  n.  s.  w. 
gemacht  sind,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.   Ebenso  wenig  aber  natflr- 
lich  auch,  dass  völlige  Aasschliessung. der  Nachkommen  von, Afrikanern  von 
allen  politischen  Rechten  ansgesprochen  ist.  So  nnerschrocken  nAmlich'M^ 
die  Logik  der  amerikanlichen  tkmelknü»  ik  Entwit&hing  der..  Folg^v^in^ 
aas  dem  angehoihen  Rechte  des  Ilensehen  anf  Gleichheit  nnd  ViAät  Ifil^ 
so  gelten  diese  SBtie  doch  nnr  von  Menschen  mit  weisser  Haot  Wo  mv 
ein  Tropfen  afrikanisehen  Blntes  nachgewiesen  worden  kann,  findet  Jene^Bsr 
weisfthrung  keine  Anwendung.  .  ^  f  V     /. ,  •  '       >  >i-^/«Ä 

Wihrend  des  ganzen  Verinnfes  W  VerfaMidtoiin  Itfiw^  dfe  fellllliip 
yer&ssnng  wurde  nicht  ein  einzigesmal  pnch  nnr  die  Frage  $nfBiimipd^^ 
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nicht  dem  Willen  des  sonveräiien  Volkes  in  einer  bestimmten  Richtung  eine 
Schranke  zu  ziehen,  irgend  eine  Anstalt  oder  Dienstleistung  gegen  die  Wan- 
delbarkeit der  Meinung ,  eine  augenblickliche  Leidenschaft  der  Menge  oder 
die  eigene  Gesinnung^schwüche  der  Beauftragten  sicher  zu  stellen  sei.  Nicht 
ein  einzigesmal  wurde  das  leiseste  Bedenken  geäussert ,  dass  Recht  und 
Gesittigung  doch  \ielleicht  nicht  ganz  sicher  gestellt  seien.  Dass  ein  auf 
eine  conservative  Einrichtung  gestellter  Antrag  kurzer  Hand  verworfen  wor- 
den wäre,  kann  allerdings  bei  dem  Geiste  der  Versammlung  nicht  dem  min- 
desten Zweifel  nnterlicgen ;  allein  merkwürdig  ist  es  doch  immer,  dass  Niemand 
aoch  nnr  einen  Gedanken  dieser  Art  gehabt  hat.  Möglichste  Aasdehnung  der 
persOnUchen  Rechte  des  EiDzelnen  bis  zur  Grftnze'  der  Aofbebnng  einer  zwin- 
genden GeeeltMhift^ewaltiind  Einrftoinimg  unmittdlMieii  ud  nnbeschrftiikten 
iSnlliiMes' der  Ifangs  nf  alle  Öffentlichen  Angelegenheitai  wen  'die  eimigeo 
Zielponkte;  wq  nun  nicht  den  heircito  vorÜQipBnden  Beiapideh  aoleher  Betlf&i- 
mongen  hlind  folgte,  war  mir' von  einem  noch- wettern  Torschrätai  in  jenen  ' 
beiden  Kiditnngen  die  Bede.  Ab  sich  ganz  von  selbst  verstehend  wnrde 
betndrtet,  dass  Jeder  neoe  Staat,  wo  inmer  thnnlich,  noch  weiter  gehen 
müsse,  ab  alle  bbheitgeii,  nnd  dass  eben  darin  die  höchste  nathe  des 
amerikanischen  Staatslebens  bestebei 

-  Die  anf  solche  Weise  von  der  .  Yersammhing  entworfene  Terliusong 
wurder  ahhald  dem  Volke  zoi^  Annahme  vorgelegt  Von  den  nngefkhr  15,000 
an  der  Abstimmant  AntfaeO  nehmenden  Hftnnem  erklärten  sich  12,061  Atr 
die  Annahme,  Bit  gegen  dieselbe,  etwa  1500'gabeA  (dnrch  ein  Versehen 
in  der  Fonn  der  Stimmittel)  nngllltige  Stlnunen  ab.  Dem  za  Folge'  wur- 
den denn  abbeld  die  Mitglieder, der  geseilgebenden  Versammlang,  der  Gon- 
vemear  and-  ^  ftbrigen  vollziehenden  JBeamten  gewählt,  und  der  Staat  trat 
in  Wirksamkeit  Sfeine  Aafimhme.  in  die  Unkm  .  erfolgte  nach  Beadtigiing 
iiiiiStifti^ß^^  öe  Orenzen  n.  s.  w.  '  / 

-  <  ^'  ifts  wttrde  Anr  so  einer  Wiederfaolnng  der  oben  bereits'  gemachten  Be^ 
merknngen  führen,  wollte  noch  ein  tlrtheil  Aber  den  &halt  dieser  Verfassung 
abgegeben  worden.  Bemerkt  aber  darf  wohl  werden ,  dass  der  Erfolg  bereits 
gezeigt  hat ,  was  mit  solchen  Grundsätzen  nnd  Einrichtungen  geleistet  wer- 
den kann.  P2s  ist  weltbekannt,  wie  nnmächtig  und  zum  Theilc  vielleicht 
auch  unwillig  die  vorübergehend  mit  der  Staatsgewalt  Beauftragten  sind; 
wie  offen  das  Gesetz,  obgleich  Tom  Volke  selbst  eben  erst  ansgegangen,  mit . 
Füssen  getreten  wird;  wie  geringe  die  Rechtssicherheit  in  Califomien  ist; 
wie  frech  die  schreiendsten  Verletzungen  begangen  werden.  So  ist  es  denn 
gekommen,  dass  die  um  Leben  und  Eigenthuni  besorgten  Einwohner  ge- 
nöthigt  sind,  durch  aussergesetzliche  Vereine  und  einf  förniliclie  Organi- 
sation der  Selbsthülfe  (das  Lynch-law)  die  Schwäche  der  Regierungsgewalt 
nnd  die  ünwid(^aipks|t  oder  Yerdorbenbeit  der  Gerichte  zu  ersetzen.  Am 
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hellen  Mittage  versammeln  sich,  durch  öffentliche  Zeichen  zusammengerufen, 
selbst  in  der  Hauptstadt  die  Mitglieder  der  Verthcidigungsfehme  zu  Hun- 
derten, holen  Mörder  und  Biandstiftcr  mit  Gewalt  ans  den  Gefängnissen, 
sitzen  über  sie  zu  Gericht,  und  hängen  sie  alsbald  in  einem  Kreise  von 
Bewaffneten  auf,  ohne  dass  eine  Macht  bestünde,  welche  solches  barbarisches 
Verfahren  verhindern  kömitc.    Diess  will  denn  nun  allerdings  mit  der  völ- 
ligen Unmacht  und  Unznvorliissigkeit  der  amtlichen  Behörden  und  mit  der 
unbedingten  Nothwendigkeit,  unter  einer  zum  grossen  Theilc  aus  dem  Aus- 
wurf der  ganzen  Erde  zusammengesetzten  Bevölkerung  wenigstens  leidliche 
Onliuing  und  heilsamen  Schrecken  zu  verbreiten ,   entschuldigt  werden ; 
und  es  mag  auch  immerhin  sein ,  dass  unter  den  gegebenen  Umständen 
nit  l)t  viel  Anderes  übrig  bleibt.    Allein  damit  ist  die  Einwendung  nicht 
beseitigt,  dass  handgreitliih  die  dem  neuen  Staatswesen  zu  Grunde  liegenden 
ultratieniokratischen  Anschauungen  und  die  in  Folge  derselben  getroffenen 
Einri«  hlinigen  nicht  ausreichen  zur  Herstellung  auch  nur  der  ersten  Zwecke 
eines  geordneten  Zusanmienlel)cns.    Gerade  uuter  den  in  Califomien  that- 
siichlich  bestehenden  Verhältnissen  würde  eine  gesundere  Staatsansicht  vor 
Allem  eine  bedeutende  Macht  der  Staatsgewalt  und  eine  Beschränkung  der 
Mitregiernng  auf  die  zu  solchem  Werke  Befähigten  für  geboten  erachtet 
haben,  und  wiü'e  bemüht  gewesen,  durch  Einräumung  entsprechender  Vor- 
theile die  der  schweren  Aufgabe  gewachsensten  Beamten,  namentlich  Richter, 
zu  gewinnen.    Und  es  liegt  auf  flacher  Hand,  dass  Einrichtungen,  welche 
grundsätzlich  die  grösstmöglichc  AVillkühr  des  Einzelnen,  die  ausgedehnteste 
Mitwirkung  .\llor,  auch  der  in  keiner  Weise  Geeigneten,  bei  der  Feststellung 
des  Slaatswillens,  endlich  ein  Minimum  von  nachhaltiger  und  selbstständiger 
Gewalt  bei  den  Behörden  beabsichtigten ,  und  die  für  eine  intellektuelle  und 
sittliche  Tüchtigkeit  des  einzelnen  Beamten  gar  keine  Sicherheit  gewährten, 
nicht  geeignet  waren,  aus  einem  Chaos  von  atomistischen  und  antisocialen 
Bestaiidtheilen  einen  genügenden  Zustand  zu  schaffen.    Es  mag  femer  sein, 
dass  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  und  bei  der  Beschaffenheit  der 
verfassunggebenden  Vcrsamndung  nichts  anderes  zu  erwarten  war.  Allein 
eben  darin  liegt  ja  der  Beweis,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  im 
Schwange  gehenden  Ansichten  von  Freiheit  und  Volkshenschaft  das  Ziel 
weit  überschiessen,  und  dass  sie  nicht  einmal  zur  Herstellung  einer  solchen 
Ordnung  der  Dinge  tauten,  wie  sie  der  dortige  sehr  dürftige  Stand  der 
Gesittigung  erfordert. 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter,  als  den  in  der  halbwilden  califor- 
nischen  Versammlung  zu  Tage  tretenden ,  haben  allerdings  die  Verhandlungen 
der  zur  Verbesserung  der  Verfassung  von  Massachusetts  im  Jahre  185.3 
in  Boston  zusammengetretenen  «Convention».  Während  dort  die  rohesten 
Bestandtheile  und  Ergebnisse  der  amerikanischen  Zustände  in  Wirksamkeit 
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sind,  trctgi  hier  die  gebildetsten  Männer  der  Vereinigten  Staaten  in  dem 
ältesten  und  bestgeordneten  Gemeinwesen  derselben  auf.  Hier  kommt  nicht 
blos  ungeschulter  demokratischer  Instinkt  und  die  unbewusstc  angenommene 
ITeberlieferung  der  Durchschnitt sbildung  der  nnteren  Klassen  ins  Spiel,  son- 
dern die  höchste  staatsmännischc  und  menschliche  Verfeinerung,  welche  das 
Land  überliaupt  zu  liefern  vermag.  Massachusetts,  und  namontlidi  Roston, 
ist  ancrkanntermaassen  der  gesittigste  Theil  der  Vereinigton  Staaten.  Ver- 
hilltnissniAssig  schon  alter  Anbau,  lilngrr  begrUndeter  und  befestigter  Wohl- 
stand, der  Besitz  der  besten  höhereu  Lehranstalt  Amerika's,  endlich  ein  guter 
Rest*  alter  puritanischer  Sittenstrenge  haben  hier  eine  grosse  geistige  Aus- 
bildung und  eine  feste  sittliche  Ordnung  bewerkstelligt.  Diess  spricht  sich 
denn  in  den  vorliegenden  Verhandlungen  nicht  nur  in  dem  Vorhandensein 
einzehier  in  der  That  bedeutender  intellektueller  Grössen,  sondern  nament- 
lich auch  in  der  Haltung  der  ganzen  Versammlung  aus.  Der  Gedanke  der 
Demokratie  geht  durch  ein  ganz  anderes  Medium  und  nimmt  daher  auch  einr 
wesentlich  verschiedene  FJlrbung  an.  Die  zur  Kritik  und  Verbesserung  der 
bestehenden  Staatsordnung  aus  einer  solchoji  Bevölkening  ausgeschiedenen 
Männer  behandelten  dieselben  Fragen,  welche  von  den  abenteuernden  Söhnen 
der  Wildniss  kurzweg,  ohne  Ahnung  von  ihrer  inncru  Schwierigkeit  und  nur 
nach  üeberliefemng  abgemacht  wurden ,  in  sehr  verschiedener  Weise.  Ihnen 
war  klar,  dass  diese  Aufgaben  verschiedene  Seiten  haben;  sie  hatten  ^o  viele 
Einsicht  und  Kenntniss,  um  die  Folgen  der  möglichqp  Richtungen  einzusehen; 
es  lagen  bereits  geordnete  Verhältnisse ,  Rechte  sowohl  als  Interessen ,  vor, 
welche  durch  eine  Weiterführung  der  demokratischen  Ideen  Aenderungeu 
erleiden  mussten  und  sich  somit  dagegen  sperrten;  endlich  waren  einzelne 
Mitglieder  vorhanden ,  welche  die  Frage  von  einem  hohen  allgemeinen  Stand- 
punkte auffasstcn  oder  sie  mit  umsichtigem  Scharfsiime  in  ihre  Consequenzen 
zu  verfolgen  wussten.  Von  einer  so  naiven  und  auf  Unwissenheit  gegrün- 
deten üebereinstimmung,  wie  sie  in  der  californischen  Versammlung  herrschte, 
war  somit  keine  Rede ;  vielmehr  entspann  sich  eine  gründliche  und  vielseitige 
Erörterung  fast  aller  Theile  der  ganzen  Staatsordnung;  ein  lebendiger  Kampf 
unter  den  Vertretern  der  entgegengesetzten  Ansichten;  (freilich  auch  eine 
bis  an  die  Grenzen  des  Erträglichen  ausgedehnte  Ausführlichkeit  der  Ver- 
handlungen). Mit  Einem  Worte,  Besseres  an  Kräften  und  Gesittigung  konnten 
die  Vereinigten  Staaten  nicht  aufweisen. 

Und  dennoch  hatte  auch  in  dieser  auserlesenen  Versammlung  die  über- 
triebene demokratische  Richtung  die  Oberhand.  Vergebens  bestrebte  sich 
die  staatsmännische  Auffassung  derselben  den  Sieg  streitig  zu  machen.  Und 
wenn  am  Ende  auch  die  Anträge  der  Versammlung  an  einer  kleinen  Mehr- 
heit des  Volkes  für  diesesmal  noch  scheiterten,  so  trugen  hierzu  vorzugsweise 
einige  rein  örtliche  Gründe  bei,  und  nichts  ist  wahrscheinlicher,  als  dass 
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bei  dnem  .erneqertai  Vemolie  anch  Uusadknsetts  in  die  fid8Glie'^9>bo  ir^rde 
UneiDgeriBseii  werden. 

Der  Yerlanf  der  Dinge  war  aber  folgesd^r: 

Der  Staat  HasiaidiBsette  bitte  sich  adimi  im  Jabre  1780  •&  ^  Stalle 
seiner  alten  kdniglicben  Cbarter  eine  repräseatativ-deiiiokratifd»  Yerfrasnii^ 
gegeben.  Im  Jabre  1820  Wurden  Yerftnderttngen  Torgenomnep,  Bamentlicdi 
in  der  Richtung  einer  weiteren  Entwickelung  derTolksr^cbte  und  derGJdcli- 
■beit .  Aber  auch  diese  gwflgteu  dem  in  die  netteren  Mecn  von  weiterer 
Denolcratisimng  eingetretenen- Tbeile  einer  späteren  Generation  nicbt  mehr, 
und  es  worden  daher  Yersucbe'  zur  Einberufung  einer  abermaligen  verfas- 
BOllgTerftndemden  Versammlung  gemacht   Anfangs  vergeblich,  indem  sich 
namentlich  die  Stadt  Boston  abgeneigt  erwies.    Endlich  wurde  jedoch,  mii 
der  verhältnissmässig  geringen  Mehrheit  von  60,416  gegen  59,112  Stimmen» 
der  Beschlnss  gcfasst,  auf  den  4.  Mai  1853  eine  Versammlung  einznberufen, 
welche  der  Abstimmung  des  Volkes  Verbesserungen  der  Ver&ssung  unter- 
breiten sollte.   Der  aus  mehr  als  4<X)  Mitgliedern  bestehende  Convent  hielt 
5ieine  Sitzungen  ununterbrochen  bis  zum  1.  August  (in  der  Rogcl  meimal 
t&glich),  und  kam  am  Ende,  allerdings  mit  geringen  Mehrheiten,  über  eine 
Reihe  von  Abänderungsvorschlägen  libercin,  welche  unter  acht  Fragen  zu- 
samniengefasst  und  dem  Volke  zur  Annahme  Ubergeben  wurden.  Bei  der  am 
14.  November  zu  gleicher  Zeit  in  allen  Theilen  des  Staates  vorgenommenen 
Abstiiiiniung  erklärte  sich  jedoch  eine  kleine  Mehrheit,  etwa  (i4,0()0  gegen 
63,000  Stimmen,  wider  sämmtliche  acht  Fragen,  so  dass  zunächst  irgend 
eine  Abänderung  nicht  vorgenommen,  sondern  die  Verfassung  von  IbiiO  wei- 
terhin als  geltendes  Gesetz  bestätigt  wurde.    Auch  diessmal  war  es  haupt- 
sächlich wieder  die  Stadt  Boston  und  ihre  Umgebung,  so  namentlich  die 
Universitätsstadt  Cambridge,  also  diß  reiche  und  gebildete  Klasse,  welche 
«ien.Ausschhig  gab. 

Es  ist  nuttirlich  eine  völlige  Unmöglichkeit,  ans  einer  Verhandlung, 
welche  so  umfangreich  und  so  eiiihissig  war,  dass  ihre  Protocolle  wenigstens 
acht  Bände  gewöhnlicher  Grösse  füllen  würden,  alle  an  sich  bemerkens- 
wertben  Gegenstände  auszuheben,  oder  gar  von  den  einzelnen  BeweisfQh- 
nrngen  einm  Begriff  zu  geben.  Für  den  hier  vorliegenden  Zweck  genügen 
aber  andi  kttnere  Andeotnngen  Uber  den  Charakter  der.  gan^n  Verhaad« 
hingeo  und  Herforlieibiuigen  des  einen  oAm.  des  andern  ganz  besonders  wich- 
tigen .Punktes.  . 

Vor  Allem  ist  denn  [m  bemerken,  dass  der  g^mse  Gang  der  Verbaatl- 
longen  dnea  sehr  gOnstigen  ^indrociE  in  Beiiebiing  jnf  'die  fiefihigung  der 
jUil^eder  macht  Wie  natflzlich  lOnft  zwar  aneh  die  eine  joder  die  äadm 
kionisdie  Person  mit  nater ;  aoch  ist  qlcht  m  Ifingnen ,  daas  die  Sitimmfthfcr 
der  eitremstsn  Partei  des  Jangea'Ainerifca  an  Sftta,  Baltnuf'  nad  Dntb* 
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blMung  auf  eine  keineswegs  für  sie  schmficholhafte  Weise  znnickMehen  gegen 
die  Häupter  der  Gemässigten  und  Erhaltenden.  Allein  im  Allgeineinon  zeichnen» 
sich  die  Aeusserungen  der  Abgeordneten  nicht  nur  durch  eine  grosse  formelle 
Gewandtheit,  zum  Theile  selbst  durch  ächte  Dcredtsainkeit  aus;  sondern  es 
wird  auch  das  Stoffliche  mit  Scharfsinn,  Menschenkenntniss  und  positivem 
Wissen  behandelt.  Die  parlamentarische  Behandlung  der  Geschäfte  ist  vor- 
treff.lich  und  beweist  eine  grosse  l'chung  und  Sicherheit  in  diesen  P'ormcn. 
Auch  muss  es  dem  richtigen  Takte  der  Mitglieder  besonders  hoch  angerech- 
net werden ,  dass  die  weniger  bedeutenden  und  zum  öffentlichen  Reden  unge- 
eigneteren Mitglieder  willig  zorflckstehen  und  die  F&hrong  der  Yerhandlangen 
den  Begabteren  mid  Vnterrichteteren  aberlassen.  Daher  denn  aiidi  dieaciben 
Nüneii  iamer  wiedtrinhren,  ud  sieh  |aiis  woU  BdM»  am  dem  Oedmcirten 
der  ted  des  Eiaflmtes  dfer  Eiaidiieii*  emifleeeii  Übst  Ib  der  That  modkteii 
die  Bneleiftii  aaeh  bmaidin  ein  mikbeä  Yaixtmak  gegen  iltte  Fobrer  Oben. 
Et  ist'-iddil  liidierv  möglich,  als  dieäe  Yertiandluigeii  mit  groeier  Acfatong 
gegen  Mtaner  ahe  der  Hand  n  legen,  irie  <äioafte,  HaUet,  Fiiko,  Oitienleaf, 
nüMilllidi  aber  Dana  mter  den  ErhaltiBiideii,  HorCoii  imd  BontweU  tinte^ 
dib  iipiMitera  LibenleB,  Butler  mid  Wilson  onter  den  entschiedenen 
ikm^knü^  Wenn  man  bedenkt,  daas  Haaaacbnselta  kanm  eine  Million 
Etpnhduier  bat  j  ab  wird  maK  niclit  in  Abrede  jdeben  wollen,  daaa  ea  sieb 
aliit'.eliff  jNldie^  Vmmmlnag  Icflbn  neben  jedes  andere  Land  stellen  kann, 
imi^M  ca  äMDflinie^  Sefut,  wie  sehr  die  OffenÜiäieyflAaiid- 
li(y!ia»  'taiieiiiaÄ^^  ^oütiseb  bildet 

T  v  lliflg^t  aber  ni^t  geaagi  sein,  dass  man  mit  jeder  aft^eatdlten 
Anaieiit  nnd  jedem  Besddnsse  elnTerstandcitseinkAiuie,  dass  überhaopt  der 
Bostöner.  Conyent  dem  ailgen/einen  Looae  meniddieher  UnyoUkommenbeit 
entgangen*  sei  Im  Gegentheil  treten  selbst  bei  ihm  die  idgentbttmMehen 
aineiBiWiiseben .  üebelstände  sehr  fühlbar  hervor.  Die  Mebrb^  der  Yer- 

'  Sammlung  haidigte,  wie  bereite  bameiicti  ebenfalls  dem  nenen  Geistej  welcber 
durch  das  amerikanische  Stftätswesen  geht.  Sie  entschied  sich  also,  trolB 
des  heftigen  Widerspruchs  der  erhaltenden  Partei,  für  eine  Beilie  von 
' Ver&nderungsvorschlftgen, .  welche  man  wahrlich  nicht  i&r  Verbesserungen 
fetten  ^  lassen  kann.  Namentlich  wurde  die  Ernennung  des  dem  Gon- 
"vemcur  zur  Seite  stehenden  Rathes,  sowie  der  obersten  Yerwaltang»» 
beamten  durch  allgemeine  Volkswahl ,  anstatt  der  bisherigen  Ernennung 
durch  den  Senat,  ja  sogar  die  Wahl  der  Richter  durch  das  Volk  und  niir 

^je  auf  kurze  Zeit  beschlossen.  Es  wurde  beliebt,  dass  regelmässig,  und 
somit  auch  ohne  besondere  Veranlassung,  nach  zwanzig  Jahren  dem  Volke 
die  PVage  vorzulegen  sei,  ob  nicht  eine  Revision  der  Verfassung  stattündeu 
»oll.  I>cm  Geschworncngerichte  wurde  die  Befngniss  zuerkannt,  in  allen 
StrafiAUen  Uber  Tbatsache  und  Ober  Recht  za  erHennen.  SftmmtUche 
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Offiziere  der  Biirgcrbewaffnung  sollten  durch  Wahl  ernannt  werden  □.  s.  w. 
Auch  lÄsst  sich  nicht  in  Abrede  ziehen,  dass  nur  sehr  wenige  Mitglieder, 
unter  welchen  namentlich  Dana  hervorlcnchtete,  den  Muth  hatten ,  sich  offen 
zu  irgend  einer  Ansicht  zu  bekennen ,  welche  die  unbedingte  Fähigkeit  des 
Volkes  zn  allen  Regiemngshandlungen,  dessen  VortrefTlichkeit  als  ein  Ganzes, 
seine  unbedingte  Berechtigung  zur  Durchführung  seines  Willens  angezweifelt 
liiitte.    Die  in  dem  amerikanischen  Leben  ebenso  widrig  hervortretend^  als 
unsilglicb  nachtheilige  Beschmeichelung  der  Menge  und  die  Vergötterung 
tler  Mehrheit  ging  auch  hier  weit,  und  wurde  nicht  selten  als  ein  wohlfeiles 
Mittel  der  Verdächtigung  und  Verhasstmachung  der  Gegner  angewendet. 
Dies  aber  war  um  so  tadcinswerther ,  als  gerade  derjenige  Theil  der  Ver- 
sammlung, weiciier  die  angeblich  unbedingte  Achtung  vor  der  Mehrheit  des 
Volkes  und  die  Pflicht  der  Unterwilrtigkeit  unter  dieselbe  als  unter  eine 
Art  von  heiligem  Gesetze  vorzugsweise  im  Munde  führte,  einen  grellen  that- 
sächlichen  Beweis  lieferte,  wie  wenig  es  in  der  Wirklichkeit  damit  anf  sich 
habe,  wenn  das  Interesse  Anderes  verlange.    Ak  es  sich  nämlich  davon 
handelte,  die  Wahlen  zum  Hause  der  Abgeordneten  strenge  nach  der  Volks- 
zahl zu  ordnen,  somit  eine  der  nnmittelbarsten  Folgerungen  der  allgemeinen 
Rechtsgleicheit  und  des  Mehrheitsgrundsatzes  anzuerkennen,  setzte  es  gerade 
die  ultrademokratischc  Partei  durch,  dass  die  bisherige  Wahl  nach  Gemeinden 
beibehalten  wurde,  trotzdem  dass  dieselbe  eine  Ungleichheit,  zum  Theile  im 
Verhältnisse  von  1  : 8,  zuwege  bringt.  Diess  aber  geschah  ganz  einfach  dcss- 
halh,  weil  die  dünnbevölkerten,  und  somit  nach  der  bestehenden  Einrichtung 
zu  einem  unverhältnissmässig  grossen  Antheile  an  der  Vertretung  berech- 
tigten, Gemeinden  im  Ilinterlande  der  Hauptsitz  der  ultrademokratischen 
Gesinnungen  sind,  während  die  gebildetere  und  reiche  Bevölkerung  der 
grossen  Städte  eine  weit  conservativere  Richtung  liat.    So  bleiben  sich  denn 
Ehrgeiz  und  Eigennutz  in  der  ganzen  Welt  gleich,  ob  sie  nun  unbeschränktes 
Fürstentbum  oder  unbeschränkte  Volksherrschafl  für  sich  zu  gewinnen  haben; 
und  sie  nehmen  eben  so  wenig  Anstand,  dieser  als  jenem  durch  Uebertrei- 
bung  des  Grundsatzes  und  Nachgiebigkeit  gegen  Leidenschaften  zu  schaden. 

Von  den  die  Fortschritte  des  demokratischen  Geistes  bezeichnenden 
Gegenständen  der  Verhandlung  verdient  eine  Frage,  welche  gleich  beim  Be- 
ginne der  Versammlung  auftauchte,  im  ersten  Augenblicke  höchst  unbedeu- 
tend und  blosse  Formsache  zu  sein  schien,  aber  bald  einen  grossen  Umfang 
und  eine  tiefe  W^icbtigkeit  annahm,  vor  Allem  eine  Beachtung.  Es  handelte 
sich  nämlich  darum,  einen  Wahlbezirk,  dessen  Abgeordneter  die  Wahl  nicht 
angenommen  hatte,  zu  einer  neuen  Wahl  aufzufordern.  In  den  meisten  Ver- 
sammlungen der  Welt  wäre  hierüber  kein  Wort  verloren,  sondern  das  Be- 
nachrichtigungsschreiben als  etwas  sich  von  selbst  Verstehendes  erlassen 
worden.    Hier  aber  bemächtigte  sich  juristischer  Scharfsinn  der  kleinen 
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Handhabe,  um  eine  viele  Tage  lang  dauernde  Berathung  anzu!;phmeii  und 
zu  den  liöchstcn  Fragen  der  repräsentativen  Demokratie  aufzusteigen.  Es 
wurde  nämlich  geltend  gemacht,  dass  die  Einberufung  der  Versammlung  auf 
einem  Beschlüsse  des  Volkes  berohe,  in  diesem  die  Vornahme  der  Wahlen 
an  Einem  Tage  im  ganzen  Staate  angeordnet,  für  Nachwahlen  aber  keinerlei 
Bestinmiung  getroffen  worden  sei.  Es  stehe  nun  der  Versammlung  nicht 
zu,  aus  eigener  jMacbtvollkomint  niieit  an  diesci-  Bt  stiniiiumg  des  souverünen 
Volkes  etwas  zu  ändern ;  und  es  können  somit  die  am  Normaltag-^  nicht 
vorgenommenen  Wahlen  nicht  ergänzt  werden.  Mit  Recht  wurde  dieser 
Auffassung  der  vermuthliche  Wille  des  Gesetzgebers,  das  Interesse  und  der 
Anspruch  der  ohne  ihre  Schuld  nicht  vertretenen  Theile  der  Bevölkening, 
endlich  eine  Reihe  von  Vorgiingen  aus  allen  Tiieilen  der  Union  angefiilirt;  mit 
Unrecht  diesen  gewiss  genügenden  Gründen  von  Andern  auch  noch  der  falsche? 
Grund  beigefügt ,  dass  die  zur  Verbesserung  der  Verfassung  berufene  Ver- 
sammlung eine  revolutionäre  (!),  und  sie  somit  an  kein  i)ositives  Gesetz  ge- 
bunden sei.  An  dieser  Meinungsverschiedenheit  rankte  sich  dann  die 
Berathung  bis  zu  der  Erörtenmg  der  Gnindfragen  über  den  Ursprung  der 
Staaten  und  der  Staatsgewalt,  über  das  Verhältniss  der  gewöhnlichen  Ge- 
setzgebung zu  unmittelbaren  Volksbeschlüssen ,  und  über  die  Rechte  einer 
zu  Verfassungsänderungen  bemfenen  Versammlung  hinauf.  Unzweifelhaft  ist 
iinter  den  Erörterungen  gar  manche  ongesonde  vad  sopliiitiBChe  Bnrdi^ 
ftbrnog,  ond  geht  der  SobttMsii  der  fieektsgelehrteit  oidit  adt^  di|iüb 
mit  dem  geBundai  lleiiscIie&Tcntmide  imd  ätr  «Uatsrnflimischen  Betchtong 
der  t^rfiik^i  alieb  die  Yeriumdlimg  ist  doeh  mebi^  als  in  einer  Bedehmg 
bezeldmend  md  belehrend.  NamenÜieli  ist  Aber  das  Yerhflltniss  einer  fut 
Beradurngton  VertoongsverfiideraiDg^  eb 

'^sammlnng  sn  der  regdmiMlg«n  gesetzgebenden  Gewalt  einer  Seite,  and  dem 
sonver&oen  YoUoreefate  anderer  Seite  tiefer  Eingebendea  gesagt,  als,  meines 
Wissens  wenigstens,  sonst  wo  sn  finden  ist  Ate .  -Gifwiiffiniteindriidi: 
abor  immer  die  Ueberzengnng,  dass  es  aasierotdentUeli  scbwer  ist,  W- 
stlndige  Stasitseinrichtnngen  sta  treffen,'  wenn  ibit  sdch^  slQieii  Fdge- 
.ricbtigkeit'  der  nnmittelbare  UHUe  der  Henga  Uber  alles  Ander«  gesetit 
'  wird  nnd  keine  Uebertragong  eines  bindenden  Beschlusses  an  die  dam  Tory 
'•'aagsweise  oder  allein  Befähigten  sag^Iassen  wird.  Was  ittoiiaallfa^;^ 
^•schehen,  wenn  einer  Seite  das  gansa  Volk  nidit  wohl  in.Bewagnng  geeetrt 
•  werden  kann  w^gen  ein^  .TerhgltnissmSssiii  mbedentenden  lagelagen)rtlti 
«l^derer  Seite  Niemand  berechtigt  ist^  ergftnaend  einsagrelfiBn?  lMNUb:>ftt 
'  Ja  eben  die  repräsentatiTe  Demokratie  ersonnen  wordi|i^|ipQ,;:Wi  grosser 
'  Beyölkemng  qnjl^  in  einem  ausgedehnten  Lande  der  Wille  des  rechtlichen 
fiihabers  der  Staatsgewalt  nicht  leicht  in  Erfalimng  gebracht  werden  kann 
and  doch  zu  Jeder  Zeit  eine  MAglicbkeit  sein  nniss,  fiir  .eina  anftancbcnda 
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Frage  eine  abschliessende  Entscheidung  zu  erhalten.  Diesem  Gedanken, 
auf  dessen  Festhaltung  der  moderne  Volksstaat  beruht ,  wird  nun  aber  ge- 
radezu entgegengewirkt,  wemi  bei  jeder  Gelegenheit  die  Menge  selbst  als 
einzig  berechtigt  erklärt  wird. 

Ein  anderer  bezeichnender  und  ebenfalls  durch  mehrere  Sitzungen  fort- 
grsponncner  Berathungsgegenstand  war  die  Frage:  wer  das  Volk  sei? 
Die  Antwort  ist  nattirlich  in  einer  Demokratie  von  der  höchsten  Bedeutung, 
indem  sich  danach  nicht  nur  das  active  Wahlrecht,  sondern  Oberhaupt  der 
ganze  unmittelbare  Antheil  an  den  Staatsangelegenheiten  mit  logischer  Noth- 
wendigkeit  richtet.  Zu  allen  Zeiten  ist  es  das  Bestreben  der  ächten  Staats- 
männer in  dieser  Regierungsform  gewesen,  den  BegriflF  des  stimmberechtigten 
und  tlberhaupt  souveränen  Volkes  so  festzustellen,  dass  die  zur  verständigen 
Behandlung  der  öffentlichen  Angelegenheit  Fähigen  zugezogen,  der  Pöbel 
aber  und  die  bei  guter  Leitung  des  Gemeinwesens  persönlich  nicht  Bethei- 
ligten ausgeschlossen  sind;  während  die  Demagogen  sich  bemühen,  den 
Kreis  der  Berechtigten  so  weit  als  möglich  auszudehnen,  indem  sie  auf  die 
niederen  und  gehässigen  Leidenschaften  der  Untersten  ihre  Herrschaft  gründen. 
Auch  in  den  Verhandlungen  der  Bostoner  Versammlung  wurden,  nach  der 
allgemeinen  staatlichen  Richtung  der  Mitglieder,  zwei  wesentlich  verschiedene 
Begriffsbestimmungen  geltend  gemacht.  Die  Einen  erklärten  kurzweg  jedes 
im  Staate  lebende  njenschlichc  Geschöpf  für  einen  Theil  des  Volkes  und 
die  Gesammtheit  derselben  für  das  Volk.  Die  Folgerung  daraus  war  natür- 
lich, dass  jedes  überhaupt  vorhandene  Individuum  auch  an  der  obersten 
Gewalt  Antheil  habe,  und  nur  Solchen,  welche  überhaupt  zur  Ausübung  ihrer 
Rechte  persönlich  nicht  befähigt  seien ,  Theilnahme  an  den  politischen 
Rechten  versagt  werden  könne.  Die  Anderen  dagegen  machten  einen  Unter- 
schied zwischen  dem  Volke  im  natürlichen  und  thatsächlichen,  und  dem  im 
gesetzlichen  Sinne.  Jenes  begreife  allerdings  alle  Einwohner  in  sich;  dieses 
aber  bestehe  nur  aus  den  gesetzlich  berechtigten  Wählern,  mit  andern 
Worten,  aus  den  nach  Zweckmässigkeitsgründen  mit  politischer  Volksbe- 
rechtigung ausgestatteten  Bürgern.  Der  Streit  wurde  von  beiden  Seiten  mit 
Geist  und  Gewandtheit  geführt,  aber  unverkennbar  war  auch  viel  Hohles 
und  Sophistisches  in  den  Beweisführungen. 

Beide  Theile  kamen  übrigens  .bald  genug  in  praktische  Verlegenheiten 
durch  ihre  Lehre.  —  An  Diejenigen  nämlich,  welche  jeden  innerhalb  der 
Staatsgränzen  vorhandenen  Menschen  auch  zum  staatlichen  berechtigten  Volke 
zählten ,  wurde  alsbald  theils  von  ungeschickten  Lärmmachern  der  eigenen 
Partei,  theils  und  hauptsächlich  von  Gegnern  zum  Spotte  die  Forderung  gestellt, 
auch  den  Weibern  ein  Stimmrecht  und  überhaupt  jeglichen  Antheil  am  Staats- 
leben einzuräumen;  und  sie  konnten  sich  auf  ihrem  Standpunkte  dieser  Folgerung 
nur  schwer  ei*wehre)).   Da  die  Weiber  offenbar  auch  menschliche  Geschöpfe 
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sind,  sieherlidi  audi  B«dhte  ntid  IntereBse  haben,  aof  welche' d^r  Staat 
dnwirlct,  so  war  die  Äirttckweisniig  im  sdmienden  Wideniinielie  mit  dem 
allgemeinen  Grundaatse.  litt  Bedit  femerlrte  ein  Ififtglied  (Witney):  dass 
dlfjenigen,  weldie  das  gataie]|.e  Beeht  der  KOnige,  die|feosehen  ebne  deren 
Zostimmmg  ni  beherinchen,  in  Abrede  sieben',  aehwer  den  Beweis  werden 
fahren  kflonen,  dass  die  Mttmer  ein  gOttUobes  Bacbt  besitien,  die  Weiber 
ohne  deren  SSastimmmg  sn  regieren.  Nor  wenig  bsfriedigend  war  nnter 
diesen  Ümstlnden  di«  bald  anf  eine  blscbe  Sentim^iAaliUt  ondhenebleriscfae 
YeigOttenmg  der  Weiber,  bald  anf  Scheue  gestfltste  MÖtvriraqg  der  Yer- 
werfing  d^  Antrages.  IMe  gsnse  Sache  scheint  nur  Udteriich  sn  sein;  jrie 
ist  aber  doch  wohl  enster,  als  man  anf  den  ersten  Blii^  ^anb^n  möchte. 
Nicht  in  sagen  ist  DflmHdi,  ob  nicht  doch  am  finde  die  immer  weiter  ge- 
triebene Anfirtellnng  abstraeter  staatlicher  Rechte  des  measchlicben  Indifi- 
daoms  die  jongamenkanische  Demokratie  sa  Anwirfnnmig  der  poUtisdien 
Oleichberecbtignng  der  Weiber  treiben  wird.  Der  einzige  schlagende  Oegen- 
gmad,  himlich  die  SteUnng  der  BeOhigmig  Aber  4as  blose  Dasein,  wird 
iti.  von  ihnen  grundsätzlich  verworlbn^  and  so  bleibt  der  logische  Zwang 
ihres  anrichtigen  obersten  Satzes  angeschwächt  gegen  sie  bestehen.  Man 
8t(S«st  9ln  auch  hier,  aof  eine  Abte  Folge,  des  Ultrademukratismus ,  deren 
er  sich  zwar  noch  zn  erwehren  sucht,  allein  nar  mit  Selbstwidcrsprach.  — 
Die  Yertheidiger  des  beschränkteren  Yolksb^^riffes  aber  kamen  in  Yerlegen- 
heit,  weil  sie  sich  dem  Yorwurfe  nicht  entziehen  konnten,  darch  einen  Akt 
blosser  Willkür  die  Austlbung  der  angeborenen  und  unveräusserlichen  Men* 
schenrechte  auf  beliebige  Einzelne  beschränken,  und  somit  die  Grundlage 
des  amerikanischen  Staatslebens  verletzen  zu  wollen.  Immer  wieder  wurde 
ihnen  das  Dilemma  entgegengehalten:  entweder  habt  ihr  kein  Vertrauen  in 
das  Volk;  oder  ihr  habt  es.  Im  ersten  Fallt*  begeht  ihr  eine  Lästerung 
gegen  die  Grundlage  unseres  Staatslebens;  im  andern  aber  Oberlasst  denn 
auch  dem  Volke  die  Entscheidung.  Ein  Vorwurf  volksfeindlicher  Gesinnung 
ist  denn  nun  aber  keine  Kleinigkeit  für  einen  amerikanischen  Staatsmann, 
dessen  gan/e  Zukuiiti  und  Wirksamkeit  von  einer  weitverbreiteten  und  nach- 
haltigen Beliebtlieit  und  von  dem  Rufe  eifriger  Verehrung  des  Volkswillens 
abhängt.  Ein  Yerdiicht  entgegengesetzter  Gesinnung  ist  ihm  elx  n  so  schäd- 
lich, als  dem  Dieiistbewerber  in  der  Monarchie  die  Beschuldigung  demokra- 
tischer Meinungen ;  und  das  amerikanische  Yolk  ist  durch  die  unaufhörlichen 
Lobpreisungen  seiner  Vortreftlichkcit  und  staatlichen  liefähiguiig  ganz  be- 
sonders empfindlich  gemacht  gegen  jeden  Soliatt(  n  eiues  Tadels  oder  Miss- 
trauens. Die  mit  so  folgeschwangerer  Anklage  Bedrohten  waren  daher  auch 
nicht  selten  zu  Einramnungeu  gegen  bessere  üeberzeugung  gedrängt  oder 
sahen  sich  in  eutscheidenden  Fällen  von  den  vorsichtigeren  ihrer  Anhänger 
verlassen.  —  Offenbar  werfleu  sich  die  amerikaaischen  Bedner  and  ßchriA^ 
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steiler  über  Staatsrecht  so  lange  dem  Dilemma  willkürlicher  Verlfiugnnng 
logisch  nothwendiger  Folgerungen  oder  der  Aufstellung  praktisch  unmög- 
licher Verlangen  nicht  entwinden  können ,  als  nicht  der  unrichtige  Grundge- 
danke eines  natürlichen  Urrechts  auf  Regierung  aufgegeben  ist,  und  man  sich 
nicht  entschliesst,  anzuerkennen,  dass  die  Besorgung  öffentlicher  Angelegen- 
heiten ein  Auftrag  ist,  welcher  nur  von  dazu  besonders  Befähigten  ver- 
stÄndigerweisc  übernommen  werden  kaim.  Es  ist  eine  handgreifliche  Begriffs- 
verwirrung, die  Forderung,  dass  der  Rechtsstaat  die  vernünftiger  Lebenszwecke 
eines  Jeden  seiner  Theilnehmer  nach  Kräften  zu  fördern  habe,  für  gleich- 
bedeutend zu  erachten  mit  dem  Satze,  dass  ein  Jeder  ein  angeborenes  Recht 
auf  die  Bestimmung  und  die  Handhabung  der  Mittel  hierzu  besitze.  Ueber 
das  Letztere  kann  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen  und  je  nach  dem  ver- 
änderlichen Staude  der  allgemeinen  Gesittigung  entschieden  werden;  und  es 
darf  von  einer  Berechtigung  Dessen,  der  die  Fähigkeit  zur  Leistung  nicht 
hat,  vernünftigerweise  um  so  weniger  die  Rede  sein,  als  er  ja  durch  seine 
Unfähigkeit  den  Rechtsanspruch  aller  Anderen  an  den  Staat  gefährden  würde. 
Um  es  mit  Einem  Worte  zu  sagen:  die  Wahl  des  Grundcharakters  des 
Staates  (z.  B.  ob  Theokratie,  Rechtsstaat  u.  s.  w.)  ist  eine  Frage  des 
Rechtes,  weil  des  Lebenszweckes;  die  Wahl  und  die  Handhabung  der  beson- 
deren Verfassung» form  aber  nur  eine  Frage  der  Politik.  Die  Demokratie  hat 
so  viel  und  so  wenig  Recht  zu  sein,  als  die  Monarchie  oder  die  ^Vristokratie; 
ein  ausgedehntes  W'ahlrecht  ist  an  sich  so  möglich,  als  ein  beschränktes: 
es  kömmt  lediglich  darauf  an,  welche  dieser  Einrichtungen  unter  den  ge- 
gebenen Umstilnden  den  obersten  feststehenden  Zweck  am  besten  erfüllt. 
Auf  diese  hat  dann  die  Gesamnitheit  ein  Recht,  nicht  aber  der  einzelne 
etwa  zur  Ausführung  zu  Berufende.    Von  einer  allgemeinen  Anerkennung 
und  furchtlosen  Aussprechung  dieser  gesunden  Ansichten  ist  denn  nun  freilich 
in  Amerika  keine  Rede;  viehuehr  entfernt  man  sich  täglich  mehr  von  ihnen. 
Die  üblen  Folgen  kommen  denn  aber  auch  zu  Tage,  und  werden  mehr  und 
mehr  sich  zeigen. 

Eine  andere  sehr  ausführlich  und  mit  einem  grossen  Aufwände  von  Be- 
weisführung und  von  Geist  behandelte  Frage  war :  ob  die  Wahlen  nur  durch 
eine  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  zu  Stande  kommen 
sollen;  oder  schon  durch  eine  relative  Mehrheit  (ob  durch  «majority» 
oder  durch  «plurality»)  ?  Der  Beschluss  fiel,  trotz  der  eifrigen  Bestrebungen 
der  bedeutendsten  Staatsmänner  in  der  Versammlung,  für  die  unbedingte 
Mehrheit  aus ;  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  durch  einfache  Gesetzgebung 
eine  Aendening  beschlossen  werden  könne.  —  Es  unterhegt  keinem  Zweifel, 
dass  der  Grundsatz  einer  Entscheidung  durch  absolute  Melirheit  dem  Grund> 
gedankcn  der  Demokratie  überhaupt,  namentlich  aber  in  ihrer  itzigen  ameri- 
kanischen Auffassung  mehr  entspricht,  als  die  Möghchkeit  einer  Bestimmung 
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öurcb  -«iae  IGadenaU, '  wekhe  iwr  das  itt  tkt  ufllt|ren  kann,  dass  sie 
grOster  ist,  ab  jede  einaelne  der  zwei '  oder  mehröf^n  anderen  Anskhten. 
Wo  daa  liflchste.Prindp  ist,  dass  Jeder  so  fiel  Bedit  ond  so  viel  Gewidit 
bat,  als  jeder  Andere,  kenn  bei  MeinnngsverMhiedenbeit  aar  die  Mfhffff^jFl 
entsehaiden.  Eine  Uebnabl  aber  ist  nicbt  ?orbanden  bei  dner  blosa  rela- 
tiienM^forittti  viebnebr  bat  diese  immer,  alle  anderen  Meinangen  aasanaien- 
geKjUüt,  die  Mehrheit  gegen  sieb.  Es  begreift  sich  also  sehr  wohl,  dan  man 
in  Mawadinietts,  «ie^ta  den  flbrigen  Staaten  der.Unkm,  mir  Wahlen  abso- 
Inter  Ifehibeit  gelten  lassen  irilL  Leider  aber  bat  ^  Ansibnng  im  Leben 
.aebr  üble  Folgen;  nnd  zwar  aaich  mehr  als  einer  Seite  hin.  —  Einmal  nftm- 
lieh  ist  es  i^itarlieh  eine  vOlUge  Unmögliebkeit,  wirklich  slnwatliche  Berecb* 
tigtc  zur  Abgabe  ihrer  Stimmen  zn  bringen.  Krankheit,  Abwesenheit,  Glelch- 
gQltigkeit,  kurz  hundert  Ursachen  haltm  immer  sehr  Viele  vom  Erscheinen  .bei 
cltMi  Wahlen  ab.  Man  mnss  sich  also,  wenn  irgend  etwaa  sn  Stande  kommea 
soll,  alsbald  zu  der  ModiUcation  des  Grundsatzes  verstehen ,  dass  der  abso- 

■  lut^n  Hehrheit  der  Erscheinenden  die  Entscheidung  zustehe.  EigentUe^ 
wird  damit  freilich  der  letzte  Grund  der  Maassregel  aufgegeben;  allein  man 
.  kann  eben  nicbt  umhin,  der  onabänderlicbeu  Nothwendigkeit  diese  Rechnung 
zu  tragen,  wenn  nicht  die  Staatsniasclüne  ganz  still  stehen  soll.  Sehr  übel  ist 
nun  aber,  dass  auf  diese  Weise  die  schliessliche  Wahl  häufig  von  ganz 
Wenigen  gescliieht,  und  wohl  gar  von  Solchen,  welche  der  wirklkhen  Mehr- 
heit der  sujuintlichcii  Wähler  keineswegs  angehören.  Wenn  nämlich  eine 
erste  Wahl  wegen  fehlender  ubsoluttr  Mehrheit  kein  Ergebniss  geliefert  hat 
und  nun  ein  neuer  Termin  angesetzt  wird ,  so  pflegen  gar  Manche ,  welche 
das  erstemal  gestimmt  haben,  nicht  noch  einmal  zu  erscheinen.  Sie  sind  der 
Sache  müde.  Is'ui  h  mehr  ist  diess  der  Fall,  wenn  gar  eine  dritte,  vierte 
Wahl  wogen  immer  wieder  nicht  erfolgter  absoluter  Mehrheit  ausgeschrieben 
wcrtlen  iiiuss.  Am  Ende  sind  es  nur  noch  Wenige,  welche  nicht  nachlassen ; 
und  da  l>egil)t  es  sich  leicht,  nach  allgemeinem  Geständnisse  sogar  oft, 
dass  am  Ende  eine  Ausiciit  siegt,  welche  sehr  in  der  Minderheit  des  ganzen 
Bezirkes  ist,  und  anfänglich  gar  keine  Aussicht  hatte.  Die  auf  solche  Weise 
um  die  Durchsetzung  ihres  Willens  gekommene  wirkliche  Mehrheit  kann  sieb 
allercUngs  fomielirechtlich  nicht  beklagen ;  allein  in  der  Sache  selbst  ist  si^ 
natürlich  dessbalb  nicht  zufrieden.  Daher  denn  alle  Arten  yon  Yerdrflsslich- 
keiten  und  Reibungen,  Missachtung  der  Gewählten,  Spott  aber  die  tifti^lii^ 
einer  blossen  Minderzahl  u.  s.'w.  Enrz,  es  zeigt  sieb  dann  eben,  dass  einen^ 
Uche  Fiction  nicbt  die  Wirklicbkeit  ist,  weder  deren  innefeBei^tigung,  poffjk 

'  deren  Madit  bat;  and  dass  a^ch  hier  ^ie  UltradniiokratiMbr  Ziel  t)hBtyl»»<; 

£jins  ^fflOiKmm^J^  .Ifiina'äaob  #ätiii^ÜiiuQeare  Folge  des  Qnvidsilpi 
rtMlatea  Uäiffbeit  sliw 
'itaatan  Sitte  g^rdeaan  Im^^imiili^^        sogenannten.  Oalwu  ani'' 
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ConveaÜonen.  Da  nftmlich  eine  ZenplUtenuig  der  Stiinineii  nicht  blOM  .te 
Sieges  im  Vahlkampfe  wegen,  Muidern  Kiiiim  m  Im^aaääMag/iantg  fSaat 
Wahl  ftberhanpt  nm  jeden  Freit  vermieden  «erden  mDss«  so  hat  ^ck  die  all- 
gemeine  Sitte  aosgebildet,  dass  vor  Jeder  Wald  die  versdiiedeneii  Parteien 
Zosammentritte  von  Bevo|lmlcbtigen  veranstalten,  in  weldieii  der  too  der 
Partei  ni  Wählende  heteichnet  wird.  Von  jedem  Anfaiager  derselben  vird 
dann  strengste  Einhaltung  dieser  Verabredung  veriangt,  ond  eine  andere 
Abstimmimg  gilt  für  eine  miverzeihliche  Treulosigkeit.   Auf  diese  Welse  be- 
schrftnkt  sich  denn  nun  aber  thatsftcblicli  das  Wahlrecht  des  freien  amerika*« 
nischen  BQrgers  auf  die  AlternatlTe  einer  blinden  Befolgung  der  VerabredmaSr 
mag  er  duiuit  einverstanden  sein  oder  nicht,  oder  t  iner  v<Hligen  EnthaltSlIg 
von  der  Wahl.   Ueberdiess  aber ,  und  diess  ist  noch  bei  weitem  SQhliiBaMir, 
bftDgt  die  Bezeiclumng  dor  711  W-iliU  iideu  in  diesen  Vorversammlungen  sehr 
häufig  von  Räukesübiiii«  dl  II  und  Uiiitreibem  ab,  welche  aus  dem  Politisiren 
ein  Gewerbe  machen,  den  ruhigen  Bürger  verdrängen  oder  Überschreien,  ond 
die  gar  nicht  selten  zu  dem  schlechtesten  Theile  der  Bevölkerung  gehören. 
Von  ihnen  muss  Zustimmung  oder  wenigstens  Stillschweigen  erkauft  werden; 
sie  bedingen  sich  cintriigliclie  Aeniter  von  dem  durch  ihre  Fürsprache  zu 
Wählenden  aus.  —  Laut  und  unwidersprochen  wurden  diese  Uebelstfinde  in 
der  Versammlung  zur  Sjirache  gebracht ,  und  gefragt :  ob  diess  die  richtige 
Art  sei,  dem  allgemeinen  Volkswillen  seinen  Eintiuss  in  den  öffentlichen  An-  * 
gelegenheiten  zu  sichern?    Dennoch  ist  es,  wie  gesagt,  nicht  gelungen,  die 
Vorschrift  der  absoluten  Mehrheit  zu  beseitigen.  Schlaue  Parteiftlhrer  konnten 
dieses  Einflussmittel  nicht  aus  der  Hand  lassen ;  was  lag  dann  an  dem  wirk-  • 
liehen  Rechte  des  Volkes  und  an  dem  öffentlichen  Wohle?    Die  stereotypen 
Redeweisen  Ober  die  vollkommene  Gleichheit  und  Gleichberechtigung  Aller 
gaben  aber  die  Scheingründf  für  Vertheidigung  des  Unfuges  ab.   Und  sehr 
zweifelhaft  ist  es,  ob  das  \orgeschlagone  Mittel  zur  Geheimhaltung  der  ein- 
zelnen Abstimmung  eine  genügende  Abhülfe  geleistet  hätte,  nämlich  die  Be- 
stimmung, dass  alle  Wahlzettel  in  gleichförmigen,  von  dem  Staate  dazu  ge- 
lieferten Briefumschlägen  abgegeben  werden  müssen.    Wenn,  wie  diess  die 
Sitte  ist,  die  Abstiraraungsplätzc  von  Anhängern  aller  Parteien  dicht  umlagert 
bldben,  (und  wer  vermöchte  diess  zu  hindern?)  so  ist  eine  ft-eiwillige  odÜf' 
erzwungene  Erkundigung  der  einzelnen  Abstimmung  immer  möglich.  Audi 
hier  ist  ein  Aider  Flecken  in  dem  Systeme  der  yolk8re|g^l1mg,  wie  sioh  . 
dieses  in  Amerika  ausgebildet  hat,  isd  es  mag  derselhe-ffoU  )äd^0tiiwmg 
in  doppelter,  Beiiehimg  dienen.  Elmiial,  wie  licli.  lii  dviniUiohkiBJt  M 
anftagUeh  kaom  beoArfcbann  uid  ans^heiiiend  aA^^  I]^ii;tti|i|;i|(|pij| 
gaat  anders  gestalten  kum,  als  ma|i  nach  dea  äraMMttMiipfif^ 
Yerftisangien  erwarten  ^te.  Zweitens  ahcr ,  dass  es  sehr  sdnier  miifl'M' 
miOgUch  ist,  selbst  schreieBde  VebebtMe  n -beseitigen,  iveim  dieNlbfli:- 
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Folgerungen  aus  einem  falschen  obersten  Satze  sind  uud  in  der  Richtung 
einer  allgenieinen  Strömung  liegen. 

Es  ist  oben  bereits  die  Ueberzcugung  ausgesprochen,  das  die  jetzt  in 
den  Vereinigten  Staaten  so  allgemtin  gewordene  Wahl  der  Richter  durch  das 
Volk  und  auf  eine  bestimmte  kurze  Frist  eine  der  schlimmsten  Folgen  der 
flbertriebenen  Ausdehnung  und  Ausbildung  des  demokratischen  Principes  ist. 
Eine  recht  anschauliche  Einsicht  in  diese  Frage  gibt  die  ausführliche  Ver- 
handlung in  dem  vorliegenden  Werke.  Nackt  und  kahl  treten  die  Gründe 
für  die  Wahl  hervor.  «Wir,  das  Volk,  —  so  sagt  z.  B.  der  Abgeordnete 
Wood  —  haben  das  Recht,  unsere  Richter  zu  wählen,  so  gut,  wie  die  an- 
deren Arten  von  Beamten.  Niemand  kann  liiugnen ,  dass  das  Volk  das  un- 
bedingte Recht  dazu  hat;  und  die  Frage  ist  nur,  ob  wir  es  für  passend 
finden,  dieses  Recht  selbst  auszuüben?»  Diese  Frage  beantwortet  denn  nun 
aber  ein  Anderer  (Holder)  dahin:  -^Ich  glaube,  dass  Wahl  unsere  Richter 
mit  einer  wahren  und  gottähnlichen  (god-like!)  Unabhängigkeit,  gegründet 
auf  den  volksthümlichen  Willen  des  Volkes  (populär  will  of  the  people)  be- 
kleiden wird.  Dieser  Wille  ist  immer  wahr  und  unfehlbar,  und 
muss  von  Allen,  welche  ein  öffentliches  Amt  haben,  beständig  im  Auge  be- 
halten werden.  Wollen  wir  Richtern  einen  Gehalt  geben,  welche  nicht  vom 
Volke  gewählt  und  nicht  bei  ihm  beliebt  sind  ?>  Die  Anhänger  dieser  kurz- 
sichtigen, man  darf  wohl  ohne  Ungerechtigkeit  sagen  stupiden,  Ansicht  läugnen 
.  gar  nicht,  dass  die  von  der  Regierung  auf  Lebenslang  ernannten  Richter  bisher 
gerecht,  gelehrt,  ehrenwerth,  kurz  vortrefflich  gewesen  seien;  allein  sie  ver- 
missen rücksichtslose  Höflichkeit  au  ihnen.  Dieser,  sagen  sie  naiv  ge- 
nug, sei  man  sicher,  wenn  die  Richter  durch  immer  wieder  neue  Wahlen  in 
Abhängigkeit  gehalten  werden;  in  den  Haupteigenschaflen  aber  hoflfen  sie, 
freilich  ohne  Angabe  eines  Grundes,  mindestens  gleiche  Fortsetzung.  —  An 
solcher  Einfalt  oder  solchen  plumpen  selbstischen  Absichten  prallten  alle 
Gründe,  welche  die  bedeutendsten  Rechtsgelehrten  in  der  Versammlung  aus 
der  Natur  der  Saclie  und  aus  der  Erfahrung  geltend  machten,  machtlos  ab. 
Vergebens  entwickelte  ein  Choate,  ein  Parker,  ein  Greenleaf,  ein  Dana 
wirklich  glänzende  Bcredtsamkeit  und  schlagend  richtige  Kenntniss  der 
menschlichen  Natur.  Für  den  grossen  Haufen  war  es  ein  hinreichender 
Grund  zum  Bestehen  auf  der  Aenderung,  dass  andere  Staaten  in  dieser  An- 
erkennung des  ganzen  freien  Volkswillens  bereits  vorangegangen  seien,  Mas- 
sachusetts also  sich  schämen  müsste,  zurückzubleiben ;  ehrgeizige  aber  mittel- 
mässige  junge  Advokaten  Hessen  sich  aus  der  Hoffnung,  auf  solche  Weise  zu 
einem  Richterstuhle  zu  gelangen,  nicht  hinausargumentiren;  fanatische  oder 
ränkesüchtige  Demagogen  hielten  fest  au  diesem  neuen  Einflussmittel.  So 
ging  demi  schliesslich  selbst  in  dieser  verhältnissmässig  ausgezeichneten  Ver- 
sammlung der  Bcschluss,  die  Richter  sämmtlich  durch  Volkswahlen  zu 
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einennai,  mit  204  gegen  143  Stinunea  durch,  (78  MitgUcdo'  ms^  abwesead.) 
^  Zur  Befriedigaiig  gereieht  es  flbrig^ns,  d«B  dieser  Yerftideniiigsyonclilag 
es  Torangsweise  war,  weicher  die  Yerwerftuig  der  gnnzeii  Arbeit  der  Yensmin- 
lung  ¥00  Seiten  des  Volkes  herbdiBhrte.  Dieses  war  Idtiger  als  die  Mehr« 
hdt  seiner  Stirnrnfthrer,  und  liess  sich  nicht  verlocken,  die  Sicfaerbeit  seines 
Hechtes  einantanschen  eine  scheinbare  Yemielinmg  seiner  Macht ;  und  es 
mag  der  Yor&U  za  gleicher  Zeit  als  Beweis  dienen,  dass  die  Uebertreibiing 
der  demokratischen  Gnindsitze  nicht  nrsprfi&glich  im  allgemeincii  Bcwiisst- 
sein  und  im  fiedOrfiiisse  des  Yolkes  begrOndet  ist,  sondern  kllnatlich  dorch 
selbstsflchtige  Rftnkeschmiede  gepflanzt  nnd  gross  gesogen  wird.  Leider  be: 
steht  sie  nun  aber,  nachdem  sie  einmal  in  Gang  gesetzt  ist. 

Eine  bezeichnende  Ycrbandlung  wurde  ferner  gepflogen  über  die  Frage: 
ob  das  Wort  «UntcrthaD>  (subject)  in  der  Vcrfasbungsurkunde  steb^  blei- 
ben, oder  dorch  andere  Bezeichnungen ,  z.  B.  Individuum ,  Person ,  Mifaiarh, 
Bürger,  ersetzt  werden  solle.  Vergeblich  wurde  darauf  aufmerksam  gemadit, 
dass  diese  letzteren  Ausdrücke  schon  an  sich  unpassend  für  den  Zweck  und 
theilweise  geschniacklos  seien;  dass  aber  namentlich  auch  in  einer  Demo- 
kratie wohl  zwischen  der  doppelten  Beziehung  des  Einzelnen  zum  Staate  zu 
unterscheiden  sei.    Einerseits  nehme  er  allerdings  au  der  Austtbang  von 
Regierungsrechtet  Antheil,  und  sei  somit  ein  Theil  der  souveränen  Gewalt; 
andererseits  aber  sei  er  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  persönlich  unter- 
worfen.   Als  solcher  denn,  und  in  Beziehung  auf  die  PHiclit  des  Gehorsams, 
uls  «UuterthuU"  be/eichet  zu  werden,  sei  keine  ilerubwürdigung,  sondern  die 
t  infache  Thutsacbe  und  das  richtige  Wort.    Die  Mehrheit  war  jedoch  auch 
hier  weder  für  Gründe  noch  für  Si>ütt  zugänglich.    Man  sprach  (wie  seiner 
Zeit  in  Deutschland)  von  dem  Einzelnen,  als  von  einem  -Souveiiiii»-.  Und 
bchliesslieh  wurde  der  Ausdruck  Untertban  in  der  Verla>sung  gestrichen. 
Dabei  lässt  ein  der  Redner  gelegentlich  einen  lieien  Blick  in  das  Innere  des 
amerikani>Lbeu  Staathiebens  weifen,  wenn  er  alles  Ernstes  den  Satz  auf- 
stellt :  «ein  Bürg«  i  vun  Massachusetts  sei  wohl  der  Untertban  einer  Partei, 
oder  einer  thatsäeblicben  Gewalt,  nitinals  aber  des  Staates».    Hierin  liegt 
sehr  viel  Wahres,  wenn  auch  in  einem  andern  Sinne,  als  der  Mann  es 
zunäibst  meinte;  und  es  ist  der  Schlüssel  zum  richtigen  Verständnisse  TOa 
manebem  jetzigen  uud  künftigen  Uebelstande.  "  '       •  t''i^i- 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt ,  dass  die  unbedingten  Förderer  MT 
Theihiahme  des  Volkes  an  den  Regicrungshandluugcn  und  die  Vertheidiger 
der  unbedingten  Fähigkeit  desselben  zu  ihrer  richtigen  Yomahme  so  wdt 
gingen,  der  Begierung  (d.  b.  dem  Gouverneur  and  seinem  Käthe)  die  Befugniss 
streitig  an  machen,  einen  der  vom  Yolke  gewtUten  BemtOB  wegan  emite 
sener  UniUiigkflit  oder  begangener  Yerbreehen  Ar  den  Best  der  Antaicft 
zu  beseitigen.  HOchatens  im  Falle  yqd  Geisteftkraaldieit- wolttem  ait  ^Cfi 
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zugeben;  und  sie  äusserten  die  in  der  Thal  für  die  Verwaltung  einer  Diniu- 
kratic  nicht  sclimcichelhafte  Iksorgniss,  dass  eine  Rereclitigimg  dieser  Art 
dazu  inissbraueht  werden  würde,  sinnnitliche  dem  Gouverneur  politiseli  unbe- 
quemen Beamten  auf  den  Grund  fahelier  Anklagen  zu  beseitigen.  -Wird 
»■twa,  rief  der  Abgeordnete  rars<»ns,  da>;  Volk  den  Mann  nielit  kennen,  den 
es  gewühlt  hat?  Ich  möchte  doch  wi--en,  ob  es  nicht  der  beste  Richter  über 
die  i-'aliigkeiten  seiner  Beamten  ist?  Den  möchte  ich  doch  sehen,  welcher 
das  Gegentheil  behauptet.    Ich  wenigstens  gehöre  nicht  zu  Denen,  welche 
Seliwierigkeiten  machen  und  feilschen,  wenn  von  den  Rechten  des  Volkes 
die  Rede  ist.»    Und  in  dieser  Art  weifer.  —  Der  Unsinn,  einen  Beamten  im 
Amte  zu  lassen ,  trotz  (jrwicsener  Vergehen  oder  Unfähigkeiten ,  blos  weil  er 
durch  Wahl  ernannt  sei,  war  denn  aber  doch  zu  gross;  und  die  Versamm- 
lung bcscUloss,  das  für  die  Regierung  verlangte  Recht  der  Kuthebimg  zu 
gewähren.  '  '  ' 

Vorstehende  Mittheilungen  werden  wohl  einen  Begriff  geben  TOn  dem 
Qeiste,  in  welchem  jetzt  das  demokratische  Princip  auch  in  den  gebildetsten 
Theilen  der  Vereinigten  Staaten  gelmndhabt  wird;  und  sicherlich  liefern  sie 
genügende  Beweise  fikr  die  Eingangs  anfgesteUte  Behauptung,  dass's^st  lUer 
eine  &liehe  and  zodi  Uebel  Ehrende  Bahn  eingeschlagen  worden  ist,  wenn 
andi  noch  Widerstand  von  Einsichtigen  ood  Gesinnongstachtigen ,  zuweilen 
selbst  noch  ein  richtiges  Geftlhl»  hei  der  Menge  stattfindet.  Jeden&lls  erhellt, 
dass  in  dem  inneren  Leben  des  grossen  tiansatbustischenBei«^  Bewegungen , 
vor  sich  gehen  nnd  ZostAnde  sowie  Handlangen  sich  Torbereiten,  Yon  welchen 
sich  freilieh  Dis^enigen  unter  nns  nichts  trftvnien  lassen,  welche  sich  nnter 
jedem  amerihanisdien  Staatsmann  einen  Washington  denken,  von  allen  dört 
Torgegangenen  Terlnderongen  nnr  die  Zanahme  der  GrOsse  mid  ibcht  des 
Landes  kenneii,  nnd  von  dem  Wesen  einer'  Demokratie  nkhts  weiter  wissen 
als  dass  ein  gewähltes  Staatspberhanpt  anstatt  eines  erblidien  an  der  Spibe 
stebe.  Es  ist  sehr  n  fBrehten,  dass  solche  nnsdraldige  Bewnnderer  ferner 
an4  «nngekannter  Zostinde-  eines  schflnen  Ta^s  grosse  Enttlnscfantgen  er- 
leben,  werden,  sowohl  bi  Beziehang  auf  Ereignisse. hn  ümem  der  Vereinigten 
Staaten,  als  hinsiGhtpch  des  Voludtens  derselben  im  iTMkerverkehte. 

Hienrixt  soll  gbrigens  keineswegs  gesagt  sein,  dass 'die  Verfaandlangen 
der  Boatoner  VersaanDlimg  blos  soldh  bedenklichen  Inhaltes  waren^  nnd  dass 
sie  aidi  led^glieli  m  eine  nnversUUidige  Erweiterong  des  nnmUtellNnen 
VolkseinfliOBes  anC  die  Begierung  drehten.  Im  Gegentlieile  wurden  >von  ihr, 

•       •  • 

irelche  so  fiele  ausgezeichnete  Mitglieder  zählte,  manche  Fragen  des  öffent- 
lichen Rechtes  und  Wohles  mit  selur  vieler  Begahung  und  Sachkenntniss  und 
in  gans  lobenswertber  Richtung  besprochen.  So  z.  B.  die ,  namentlich  iür 
die  amerikanischen  Verhältnisse  höchst  wichtige,  Feststellung  des  Bankwesens 
nnd  die  Schaffong  ton  GeseUschaiten  mit  corporativen  Rechten ;  ferner  die 
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Uoterstfltzttng  grosser  Untentehmuiigon,  z.  Ii.  der  Kibuiibaliiien,  mit  Geldern 
oder  dem  Credite  des  Staates;  die  beste  Form  des  Begoadigiiiigsrechtes 
in  einer  Republik;  manche  Punkte  des  allgemeinen  StaatsbUrgcrrcchtes, 
tt.  s.  w.  iVllein  eben  das  ist  das  Merkwürdige  und  ersclireckend  Abnorme, 
dass  eine  an  Begabung  und  Kenntnissen  80  reiche  Versammlung  eine  Ver- 

.  bindung  der  vorgeschrittensten  Gesittigung  und  der  verderblichsten  staat- 
lichen Riehtung  zeigen  konnte.  Wenn  diess  aber  hier  so  war,  was  kaun 
man  erst  von  jenen  Theilcn  d»'s  grossen  Reiches  erwarten,  welche  sich  kivuin 
aus  der  Wildniss  eniiiorriii^'cn ,  den-n  Mitglied»  r  (iurcli  ihre  ganzen  üusbcren 
Verhaltni>se  auf  eine  trotzige  L'nubhangigkeil  gest^^llt .  durch  Unwissenheit 
au  einer  Leliersieht  liln  r  ilie  Bedürfnisse  eines  Staatswoi  ii'^  gehindt-rt,  und 
durch  die  Nothwendigkeit  zur  Verweelislung  an  Freiheit  und  gesetzloser 
Selbsthülle  veranlasst  sind  .''  In  die  llande  dieses  Theiles  der  Nation  fälJt 
aber  der  entscheidende  Kintiuss  taglich  unwiderstehlicher. 

An  solcher  ^Vjisieht  der  Dinge  iiiidert  es  nichts  Wesentliches,   dass  die 
von  der  Mehrheit  der  IJostoner  Versaniuilung  vorgeschlagenen  Verfassungs- 
veranderungen  schliesslich  mit  einer  kleinen  Mehrheit  vom  Volke  verworfen 
worden  sind.    Einmal   ist  dicss  kmierlei  Beweis  über  die  Stimmung  des 
Landes  im  Allgemeinen;  M  i-sachusetts  hat  in  manchen  Beziehungen  viel 
EigenthUudiches.    Sodann  i>t  selbst  hier  wohl  schwerlich  auf  längere  Zeit 
die  Wiederholung  des  Versnehes  ahgeselinitttii.    Kndlich  über  trug  zu  die- 
sem Ergebniss  Wohl  haui)tsäi  liluli  der  rmstaml  bei,  dass  die  siuiinitlieben 
eigentlieb  politischen  Aeiidt  rungsvorsehläge  uiigetrennt  als  Eine  Frage  zur 
Abstimmung  kamen.    Auf  diese  Weise  mussle  also  .leder,  welcher  sich  mit 
irgend  Einem  Vorschlage  durchaus  nicht  versöhnen  konnte,  gegen  das  Gaiue 
stimmen;  und  namenilich  scheint,  wie  bereits  bemerkt,  die  vorgeschlagene 
Wahl  der  Kiiliter  in  den  grossen  Städten,  vorab  in  Boston  selbst,  den 
Ausschlag  für  die  Verwerfung  gegeben  zu  haben.    Es  ist  folgUch  der,  an 
sich  allerdings  erfreuliche ,  Ausgang  nur  als  ein  glücklicher  und  varemzeHcr 
Zufall,  nicht  aber  als  ein  Beweis  davon  zu  betrachten,  dass  mit  Unreclil 
eine  Uehertreibung  des  Gedankens  der  Volksherrschait  in  den  Vereinigte 
Staaten  iiehaoptet  werde.  Piese  findet  Tielmehr  in  allen  Theiten  des  Laad« 
atatt,  In  der  Wildnim  irie  in  den  ältesten  W^ohnpiätzen,,  und  wenn  de  aoeb 

-  noch  aiweflen  anf  einen' Widerstund  stAsst,  so  rfllurt'diflser  Ton  beaondeicB 
VerhUtaissen  oder  von  einem  mebr  ^nnd  mehr  verschwindendfln  OeschlecW* 
her,  ohne  dass  tfoffhung  auf  einen  anagieblgen  Sieg  oder  gar  a)af  eine  «in- 
ständige Umkehr  wire^ 

Diese  Ansicht  von  der.  Bicfatnng  des  staatlichen  Lebens  der  Yer^nigten 
Staaten  ist  )stme  erfrenliche;  sie  rOhit' jedoch  weder  ans  einon  aUgemehwa 
Widetwilloi  gegen  das  Land  'und  das  Tolle  her,  noch  ist  sie  Idchthln  ge- 

,  Üust.  AOein  Je  entsdiiedener  man  in  den  Elnricfatnngen  Kordamerikals  eine 
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neue  Form  des  Kechtslebrn«  von  wHtpeschiVhtlichpr  Redputnng  erblickt:  je 
merkwürdiger  diese  Erweitemng  der  menschlichen  Versnche  znr  penftpenden 
Ordnung  des  Staates  für  jeden  Pfleger  der  politischen  Wissenschaften  ist  ; 
je  staunenswert  her  die  Macht  des  transatlantischen  Reiches  anfhlliht :  mit 
desto  grösserer  Besorgniss  muss  man  die  im  inner«;ten  Wesen  der  Znstflnde 
vor  sich  gehende  Verftndenmg  betrachten.  Der  immer  weiter  nm  sich  grei- 
fende Wahn,  dass  Alles,  was  eine  Menge  thnt ,  recht  und  vemtinftig  sei. 
Mos  weil  sie  es  thnt ;  die  steigende  Abneigung  den ,  doch  aas  dem  eigenen 
Willen  des  Volkes  hervorgegangenen  und  nur  auf  kurze  Zeit  eingesetzten. 
Trägern  der  öffentlichen  Gewalt  eine  zur  Besiegung  ungesetzlicher  Bestre- 
bungen genflgende  Macht  anzuvi>rtrauen:  der  immer  ungescheuter  hervor- 
tretende Widerwille  gegen  alle  selbst  ständigen  Stellungen,  wenn  auch 
nnr  um  diesen  Preis  eine  tüchtige  Leistyng  zu  erlangen  ist  :  mit  Einem 
Worte,  die  immer  weiter  um  sich  greifende  Entwicklung  eines  falschen  demo- 
kratischen Geistes  ist  schon  in  der  Gegenwart  die  Quelle  grosser  Uebelstande. 
und  bedroht  noch  mit  grössern  in  der  Zukunft.  Man  kann  sich  der  üeber- 
zeagnng  nicht  erwehren,  dass  aus  einer  im  letzten  Grunde  unrichtigen  Auf- 
fassung des  Rechtes  und  der  Freiheit  schliesslich  ein  Zustand  entstehen 
mnss ,  welcher  im  Inneren  der  höheren  Gesittigung  tödtlich ,  für  andere  Staaten 
aber  wegen  Rechtsverachtung  und  Habgier  höchst  gefährlich  ist;  ein  neues 
Römerreich,  vorwärts  getrieben  durch  rastlose  Unruhe  und  rücksichtslose 
Thätigkeit  der  Menge,  geneigt  zu  gewaltsamen  Angriffen  auf  Schwächere 
durch  Selbstüberschätzung  und  Mangel  an  sittlichem  Gefühle,  aufgestachelt 
durch  Ehrgeiz  zu  Eroberungen  nach  allen  Seiten.  Unfähig  zum  Widerstande 
gegen  innere  Partei -Leidenschaft  und  unmenschliche  und  gefühllose  Racen- 
nnterdrückung  so  wie  gegen  freischärlerische  Gelüste  ist  die  Regierung 
stark  und  organisirt  genug,  diese  Fehler  für  das  Ausland  bedenklich  zu 
machen.  Pflicht  und  Recht  wird  langsam  aber  in  steigendem  Maasse  durch 
augenblickliche  Willkür  ersetzt ,  die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
geht  aus  den  Händen  der  Staatsmänner  in  die  der  Volksverführer  über. 
Nichts  aber  ist  ungewisser,  als  ob  die  Grösse  des  Uehels  rechtzeitig  eine 
Heilung  herbeiführen  wird:  und  völlig  verkehrt  gar  ist  die,  in  Europa  nicht 
selten  gehegte,  Meinung,  dass  schliesslich  eine  Monarchie  entstehen  müsse. 
Die  Ereignisse  nehmen  den  gerade  entgegengesetzten  Weg;  und  es  ist  weit 
wahrscheinlicher,  dass  die  Geschichte  der  Versuche  das  Znsammenleben  des 
Menschengeschlechtes  zu  ordnen  zwar  um  ein  neues  grosses  Beisfiiel,  nicht 
aber  um  einen  Erfolg  reicher  werden  wird. 


Es  ist  uns  nicht  gelungen,  unsere  Ansicht  richtig  darzulegen,  wenn  der 
Leser  erwartet,  itzt  auch  noch  Vorschläge  zur  Abwendung  oder  wenigstens 
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Nentnlisinuig'  des  geschilderten  Uebels  ai  finden.  So  entsdueden  nir  die 
Uissstflnde  erkennen  and  'so  anfriditig' wir  sie  beldagen,  so  wenig  ^wissen 
wir  Einriditimgen  za  ersinnen,  welche  einer  Uebeftreibqng  des  dcKnokrati- 
schen  Geistes  zn  begegnen  im  Stande  wären.  Die  schidHclie  KeigoBig  liegt 
im  innersten  Wesen  der  Tolksherrschaft;  nnd  dt  sie  den  aUeinigeii  Inhmber 
der  Staatsgewalt  selbst  beherrscht,  so  ist  eine  Abhttlfe  dordi  ongamsite 
Anstahte  logisch,,  oder  vielleicht  richtiger  gesagt  psyd)OlogiBdi,.iiianOg^ich. 
Nicht  etwa  desshalb,  weil  sich  keine  Formen  finden  liessen,  durch  welche 
VerAndonngen  in  der  bestehenden  Verfassong  aodi  in  einer  reprftaentstiTeD 
Demokratie  erschwert  worden,  oder 'keine  Behörde  gebildet  ^werden  kOimte, 
wekher  man  dnrch  lange  Wahlseit  Unabhängigkeit  nnd-  diirch  vorange- 
gangene Aemter  der  Mitglieder  Er&hmng  genog  geben*  konnte,  mn  ÜBT  ön 
Veto  gegen  Beschlösse  der  gewOhiOichen  Volksvertretahg  xn  ttbertragen: 
sondern  weil  os  kein  Mittel  gibt,  emer  zur  Verfolgung  einer  bestimmten 
Riditon^  leidenschaftlich  entschlossenen  Mehrheit'  des  ToUces  zn  verwdirai, 
mit  gesetzlicher  Beseitigung  aller  dieser  Uindermigsanstalten  zn  lieginnen.  Es 
ist  oben  schon  bemerkt  worden,  dass  nnr  klage  Selbstbeberrsdiiing  der 
gesammten  Menge,  namentlich  erzeugt  durch  scblinune  Erfahrungen,  tod 
der  Betretung  falscher  Wege  abhatten  könne,  dass  aber  auf  eine  soldie 
SäUiesart,  fOr  die  Daner  wenigstens,  nicht  zu  rechnen  sei. 

Nur  eine  naive  Unkenntniss  des  Staatslebens  könnte  nun  aber  tiber  diefc 
Unmöglichkeit  einer  Abhülfe  staunen.   Jede  denkbare  Staatsart  hat  ihre 
Schattenseiten,  deren  Beseitigung  keiner  Weisheit  gelingt,  weil  sie  im  Wesen 
des  die  Vrrfassnng  bestimmenden  Gedankens  und  in  der  menschlichen  Natur 
selbst  begründet  sind  ;  nnd  eben  diess  ist  ja  die  Aufgabe  xm6  das  Verdienst  einer 
umsieht icrrn  wissenschaftlichen  Prüfung  des  gt'sammten  Vorrat hes  der  staat- 
lichen Einrichtungen,  das«;  die  natürlichen  Vortheile  und  Feliler  einer  jeden 
derselben  nach  Ursachen  und  Wirkungen  klar  dargelegt,  dadurch  aber  richtige 
Würdigungen  derselb«  n  nnd  Kutsi  lu  iduiigen  für  die  eine  oder  die  andere 
angebahnt  werden.    Kein  Nachsinnen  odrr  Beklagen  wird  z.  B.  verhindern, 
dass  in  einer  Monarchie  die,  müglii  lierweise  aiub  schlinmien ,  Eigenschaften 
des  zur  Regierung  berufenen  Individuums  von  schädlichem  Einflüsse  auf 
das  allgemeine  Wohl  nnd  Wehe  sind ;  oder  dass  es  in  einem  haasväterlichen 
oder  hausherrlichen  Staate  an  den  zur  Einrichtung  kostspieliger  Anstalten 
nöthigen  Mittel  fehlt ;  dass  in  einer  Aristokratie  gelegentlich  hochfahrende 
Missacbtung  der  Mehrheit,  Selbstsucht  der  Bevorrechteten  und  Ufirte  zn  Tage 
tritt;  dass  in  einer  Theokratie  die  freie  Gri-tt'sausbildung  aucli  in  zunäclirt 
nicht  kin  hliciicn  Beziehungen  Noth  b  uh  t.  l)ie  Frage  ist  nur,  ob  diese  üdwi- 
stände  oder  ob  die  denselben  Stautsarten  ebenfalls  innewohnenden  natürlichen 
Yorthoile  überwiegen ,  und  ob  sich  aläo  ein  Volk  vemttnfUgennaaasen  ei||* 
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schliessen  kann ,  trot7  der  MischuDg  von  Qat  and  Uebel  eine  solche  Form 
des  Zusammenlebens  anzunehmen? 

Es  ist  daher  auch  mit  der  Erörterung  der  ohen  geschilderten  Uebel- 
stände  der  Demokratie  keineswegs  ein  abschliessendes  Verwerfungsurtheil 
Über  dieselbe  ausgesprochen.  Es  boW  nur  auf  eine  wichtige,  aber  gewöhn- 
lich unberücksichtigte  Seite  der  Einrichtung  aufmerksam  gemacht,  vorUeber- 
schätzoDg  gewarnt  nnd  der  Beweis  geführt  werden ,  dass  diese  Staatsforra 
keineswegs  —  wie  jo  manche  Einsichtslose  glauben  —  eine  ganz  mangel- 
mid  taddloeej.das  cndlidi'  aufgeftindeBe  Ideal- des  menschlichen  Zusanunen- 
leibens  lei  Danelieii  kOnneii  demi  fauneriiin  nodi  grosse,  ja  Oberwi^geBde' 
VbrÜieiie  bertehfli,  wad  es  isl  InlMSwegs  gelftognet,  dasB  in  bestimmteii 
G^ttigunganutiiideD  nnd  OeUetirtrliAttiiisBen'  die  dnrch  Yertreter  awge^ 
Obte  ToUnliameiiaft  die  liditige  Staatofiarm  mL  Es  war  weniger  die  Ab- 
sieht, Felder  ia  deo  amerikatdaeben  Zmtflndeii  ale  flberhanpt  die  Sishwlehe 
der  Mcjpeeheii  nadinniieitaii,  and  das  Eigeilnii«8  soll  nicht  eine  'Uieeaditnng 
der  YfBreinigtan  Staaten,  eondeni  eine  Bereieberang  der  theoretischen  Staats- 
uffliensdiafteii.^ein. 


Digitized  by  Google 


Banarknii^  Uber  die  framOiiMlie  YwttMmig  Yfm  1M8  ^> 

Ftiglicb  inag  bezweifelt  werden ,  ob  je  ein  verständiger  Mann  an  eine 
Iflogerc  Dancr  der  republikanischen  Verfassung  Frankreichs  vom  Jahre  1848 
gegUobt  bat;  und  auch  darüber  werden  die  Meisten  mit  sich  einig  sein, 
dass  da^  französische  Volk,  nach  seinen  gaten  and  nach  seinen  schlimmen 

Eigensi  haftcn  überhaupt,  für  demokratische  Einrichtungen  wenig  taugt.  Dies« 
hindert  aber  nicht,  das  Grundgesetz  wissenschaftlich  zu  untersuchen,  wel(  bes 
während  des  Bestandes  jener  Staatsform  die  Regierung  des  Landes  ordnete, 
und  welches  aus  längeren  Berathungen  einer  zahlreichen  Versammlung  her- 
vorging, unter  deren  Mitgliedern  manche  ausgezeichnete  Männer,  freilich 
anch  ziemlich  viele  Narren  waren. 

Der  Versuch,  in  einem  gro-tcn  Reiclie,  für  einige  dreissig  Millionen 
Menschen  und  bei  einer  sehr  ge'^tcigerten  und  theilweisc  überfeinerten  Ge- 
sittignng  eine  einbeitliebe  repräsentative  Demokiatie  einzurichten,  ist  immer 
merkwürdig.  \Venn  man  Jiamentlich  bedenkt,  dass  die  J'ranzosen  von  allen 
europäischen  Nationen  am  wenigsten  an  Selbstregierung  in  kleineren  Lebens- 
kreisen gewöhnt  sind,  sondern  alles  vom  Staate  erwarten,  und  dass  sie  eine 
bis  znm  Aenssersten  getriebene  Zusauime]ifa>sung  der  Gewalt  für  gleichbe- 
deritend  nehmen  mit  Grösse  und  Macht  des  Vaterlandes:  so  ist  man  mit  Ktvbt 
begierig  darauf,  durch  welche  F^inrichtungen  man  neben  einem  durch  solche 
Forderungen  und  Neigungen  bedingten  übermächtigen  Regierungsorganismus 
doch  auch  noch  der  demukratischcn  Freiheit  Raum  zu  vers<  liaffen  gedacht«. 

Eine  Prüfung  des  gesanunten  Systemes  i^t  freilich  an  dieser  Stelle  ausser 
Frage.  Theils  mag  für  eine  durch  die  Erfahrung  nicht  erprobte  Einricbtmtg 
ao  viel  Raum  und  Muhe  nicht  wohl  in  Ansprach  genommen  werden.  Thtib 
waren  etnzclneBestinunnngen  dieser  Verfassung,  wie  z.  B.  die  Einsetzung  eisar 
einzigen,  onbeschrttnkten,  beständig  vereinigten,  ktinerTertagung  gegen  ihr» 

1)  Die  Oraafflaite  dieaer  Abhandhii«  Mlden  oMhnreAaMtM  In  der  KritlMhen  Z«itaehH<t 
Ar  R«chti>Tiis<irn«(-han.  nnmontlirh  in  Bd.  XXI  und  ZZIIL  HUV  «ndMlB«l  ält  tiNÜf  VWtUUi 
ttilll  •bgckiirzt  uad  tu  «ioem  Gaazen  vei-vbeitet.  • 
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mnUCD  nod  keiner  Aoflösung  unterworfenen  gesetzgebenden  Versnmmlang,  die 
Cntziehang  jedes  wirksamen  EinflosseB  des  Regierungshauptes  auf  diese  Ver- 
eammlong,  oder  die  flberschwAiigliche  und  für  ein  Gesetz  ganz  anbrauchbare 
formelle  Ahfiissung  der  Chnuidridite,  lo  offenbir  fehlerhAft,  dass  eine  besondere 
Atueinindersetamg  des  Hissgrifss  als  gaia  flMIttssig  erscheint  Immerhin 
kdiUMn  aber  «imefaie,  fieUeidit  minder  bervonrageiide  abtr  doeh  stofflich 
wichtige  Bestinmmngen  mit  Natien  besprocta  and  mag  ans  ihmD  Stoff  n 
wisaenschaftlichen  SHieii  gewonnen  werden.  Wonn  hierbei  mehr  das  Tiadobia* 
irartbe  als  das  Löblich»  in  das  Ange  geÜMSt  wird,  so  gesehiefat  es  nkdit  in 
altkluger,  den  Ergebnisson  naobhipkander  Weisheit  nnd  ans  selbstfeftUiger 
Lost  an  der  Kritik.  Die  mtifansende  wissenschaftliche  Bearbettong  einer 
jeden  Staatsart  erfordert  nidit  Uoa  die  Anfiahhmg  nnd  den  Erweis  der  posiri? 
an  verlangenden  Qnmdsitze  nnd  Formen,  sondern  es  Ist  eine  ErOrtemng  der 
möglichen  fehlerhaften  Einrichtangen  eben  so  notbwendig.  Letstere  bestehen 
Bichl  immer  «infoeh  in  der  Abwesenheit  oder  Negation  der  guten  Anstalten, 
sondern  sie  kifnnen  nach  ein  selbststindigei  Leben  haben,  nnd  Os  mögen  so 
ihrer  Vertbeidigang  mehr  oder  weniger  scheinbare  Tmgaltxe  anfgesteUt  sehL 
Die  reprlsentatife  Demokratie  insbesondere  besUst  an  dem  «Föderalisten» 

*  eine  u  aller  Zeit  nonboPtreffbare  Anseinanderaetinng  ihrer  Yortfge  nnd  eine 
riegreiche  Yertheidignng  -der  namentlich  Ar  den  amerikanischen  Bnudesstaat 
gewiUten  Einricbtnngen;  allein  es  fehlt  nöeh  gans  an  einer  gleichartigen 
Nachweisoqg  des  m  Yenneidenden  nnd  an  einer  Erlintemng  auch  der  Schat* 
tenseite.  Bleno  nnn  sollen  die  nachfolgenden  BemeAnngen  einen,  wenn 
«nch  nnr  nnbedeotendenj  Beitrag  lieforn. 

Anderen  mag  bei  der  Durchgehnng  der  fransOsischien  Yerfossong  Ton 
1848  Anderes  anffallen^-- .  sie  ist  reich  genug  sn  einer  Answahl,  —  ans  haben 
Torzagsweise  fünf  Gegenstände  in  Ansprach  genommen:  die  Bestimmongen 
'  über  den  Begriff  des  französischen  Staatsbtti^ers ;  die  Einrichtung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt,  die  Stollnng  des  Präsidenten;  der  Staatsgericbtshof;  end- 
lich die  eigenthOmliche  ^ildnag  nnd  Bedentong  des  Staatsrathes. 

1. 

•  Die  Be'stimmnngen  Aber  fransdsiscbes  Staatsbflrgerrecht 

Es  bedarf  keiner  weitläafigen  Ansdnandersetznng ,  dass  in  einer  Demo- 
kratie die  FeststeUoDg  der  Staatsbürgereigenscbaft  von  der  höchsten  Bedeii- 
tongf  eigentlich  das  wichtigste  Grundgesetz  ist.  Nicht  nnr  nämlich  wird 
dadurch  principiell  bestimmt,  wer  Theilnehmer  an  der  Staatsgewalt  ist 
und  zur  Bildung  dos  allgemeinen  Volkswillens  beizutragen  hat ;  sondern  es 
hat  auch  die  grossere  oder  geringere  Ausdehnung  des  Rechtes  entschieden 
praktischen  Einfloss  aaf  die  StgatsangelegenheiteOr  .  So  klein  -  uftoiiich 


Oigltized  by  Google 


1 


588        BiBMtagtii  ftbw  die  finasOatteh«  Terfhenmg  18ttL 

der  Einfluss  eines  jeden  Einzelnen  anf  die  Fassung  von  Beschlüssen  oder 
auf  das  Ergebniss  der  Wahlen  sein  mag,  so  ist  es  doch  hinsichtlich  de« 
Geistes  solcher  Staat ^handlungen  nichts  weniger  als  gleichgültig,  welche 
Klassen  der  Bevölkerung  und  wie  zahlreiche  Berechtigte  an  jeder  derselben 
Aul  heil  nehmen. 

Die  Benrtheilong  concreter  BeBtimmongen  Aber  das  Staatsbflrgerrecht 
Mrftllt  in  eine  technisch -rechtliche  und  in  eine  politische.  ~  Jene  bat  za 
vnlersncben ,  ob  die  gesetdfeheB  YfffichiÜleii  dnrdms  klar,  foQitindig  nnd 
noter  lidi  ttberehwymmend  sind,  so  daas  kein  Zveiftl  bleibt,  irer  rar  Ycnr- 
nähme  bestimmter  Hmdimigea  berechtigt  ist,  mid  also  nidit  leicht,  durch 
MissverstlndniBS  Befiigte  ansgesdihwsen  UnbeAigte  aber  beigezogen  .werden 
können.  Die  formelle  Richtig^  des  Gesetaee  ist  nanentUoh  dann  von  dop- 
pelter Bedeotoag,  wenn  anch  im  btrgeriiehan  Rechte  die  Eigenschaft  eines 
voDberechtigteo  Staatsbflrgers  als  Bedingimg  gewisser  Reditageechlfte  ge- 
fordert nird.  —  Politischer  Betrachtong  aber  miterliegt  dä» Gesetz  in  Betreff 
dar  Fragen,  ob  die  Beaeidmang  der  Berechtigten  im  Gdate  einer  Volks- 
herrschaft geachehen  ist;  ob  nicht  offenbar  üntangliche  nr  yomahme  von 
Staatshaodlimgen  mgetesaen  werden;  endUch  ob  nicht  der  Mednnismiu  der 
Regie^nng  als  sehwerflOUg  nnd  alka  ▼enögerlich  eraeheint? 

Um  mm  die  Bcatlmmongen  der  franaOtiaehen  Yerfosauig  von  ito  liin- 
siditliGh  der  StaatsbOrger-Eigensehaft  einer  nmsicbtigen  rechtlichen  Prft- 
fong  mteniehfln  m  kOmien,  ist  wohl  die  Aofotelhmg  einiger  YorbemerioiBgen 
an  der  Stelle. 

Offenbar  ist  die  Erftllong  dreier  Fordenmgen  onerllsslich  «nr  richtigen 
nnd  voUstindigen  Festatellong  eines  Staatsbttrgerrecbtes.  —  Vor  Alleni  miaa 
die  allgmeine  Staataangehörigkeit  (die  Nationalit&t  oder  das  DnterthnaeD* 

recht)  genau  bestimmt  sein.  Es  ist,  mit  andern  Worten,  feetznset/cn,  wer 
überhaupt  dem  Staate  als  bleibender  Genosse  angehört ;  wer  also  den  Gennas 
der  staatlichen  Anstalten  nnd  der  allgemeinen  sog.  staatsbürgerlichen  Rechte 
in  Ansprach  n  adOMO,  die  Forderangen  des  Staates  auf  Gehorsam  nnd 
Leistungen  za  erfüllen,  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Straf-  und  Process- 
Rechtes  im  Gegen satze  gegen  Fremde  anf  sich  zu  beziehen  hat.  Auch  sind 
natttrlich  die  Bedingungen  und  Formen  der  Erwerbung  und  des  Verlostes 
dieser  Staatsangehörigkeit  anzugeben.  Eine  solche  unzweifelhafte  Bezeich- 
nung des  menschlichen  Stoffes,  aus  welchem  der  Staat  besteht,  muss  aber 
vorangehen ,  weil  sonst  eine  genügende  und  sichere  Auswahl  der  mr  Theil- 
nahme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  zu  Berufenden  unmöglich  ist;  und 
von  selbst  versteht  es  sich  auch,  dass  das  Verhältniss  eine  eigene  gesetzliche 
Benennung  erhalten  niuss,  damit  keine  Verwechslung  mit  andern  Rechtszu- 
stuiiden  und  kein  Zweifel  über  die  Subjekte  einer  Vorschrift  aus  einer  unge- 
nauen und  wechselnden  Xenninologie  entsteht.  —  Zweitens  mflssen  digenigen 
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Staatsangehörigen  genau  bestimmt  werden,  welchen  das  Recht  der  Tbeil- 
nähme  an  den  Staatsangelegenheiten  zustehen  soll,  also  die  Staatsbflrger 
im  engern  Sinne  des  Wortes.  Wie  weit  auch  eine  Demokratie  diese  unmittel- 
bare Betheiligung  ausdehnen  mag,  immerhin  bleiben  Viele,  ja  bleibt  die  grosse 
Mehrzahl  der  Staatsangehörigen  davon  ausgeschlossen.  Jeden  Falles  können 
nämlich  Weiber,  Unmündige,  unter  Vormundschaft  Gestellte,  theils  aus  Rechts- 
theils  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  zur  Mithildung  des  Staatswillens  nicht 
zugelassen  werden.  Es  finden  sich  aber  bei  näherer  Untersuchung  auch  noch 
manche  andere,  zum  Theile  zahlreiche,  Kategorieen,  welchen  ohne  Gefahr  und 
Unvernunft  eine  Einwirkung  auf  den  Staat  nicht  eingeräumt  werden  kann, 
oder  welche  wenigstens  aus  Uberwiegenden  Grtlnden  der  Staatsweisheit  ferne 
zu  halten  sind.  Ueber  die  Ursachen  und  den  Umfang  dieser  Unfähigkeit 
mag  Meinungsverschiedenheit  stattfinden  und  eine  mehr  oder  weniger  demo- 
kratische Gesinnung  Verschiedenes  verlangen:  allein  dass  Gefangene,  mit 
schweren  peinlichen  Strafen  Belegte,  in  öffentlichem  Almosen  Stehende  u.  dgl. 
vernünftiger-  und  anständigerweise  nicht  zur  Mitregierung  des  Staates  zuzu- 
lassen seien,  ist  wohl  den  Wenigsteji  zweifelhaft.  —  Endlich  aber  ist  es 
nöthig,  die  verschiedenen  staatlichen  Handlungen,  deren  Mitvomahme  den 
Inhalt  des  vollen  StaatsbUrgerrechts  bilden  soll,  genau  aufzuführen.  Natür- 
lich macht  es  einen  höchst  bedeutenden  Unterschied,  ob  es  sich  von  einer 
reinen  oder  von  einer  repräsentativen  Demokratie  handelt.  Im  letzteren  Falle 
wird  ausser  Theilnahme  an  den  verschiedenen  Arten  von  Wahlen  und  etwa 
einem  Rechte  der  Abstimmung  bei  Verfassung«  -  Aenderungen  kaum  etwas 
Weiteres  übrig  bleiben.  Von  bedeutenden  rechtlichen  Folgen  können  Vor- 
schriften sein ,  welche  die  Eigenschaft  eines  Staatsbürger  i.  e.  S.  auch  bei  Ge- 
schäften des  bürgerlichen  Rechtes  verlangen;  sie  finden  jedoch  nicht  sowohl 
in  der  Verfassungsurkunde  als  in  den  Rechtsgesetzen  ihre  Stelle. 

Gegenstand  eines  grossen  Staunens  ist  es  nun,  wie  wenig  das  französische 
Grundgesetz  vom  Jahre  1848  diesen  Forderungen  entspricht.  Kaum  eine 
derselben  ist  leidlich  beachtet. 

Bestimmungen  über  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  sind 
nicht  nur  keine  gegeben,  sondern  es  wurde  sogar  durch  einen  doppelten  Gebrauch 
des  Wortes  «citoyen»  in  den  Einleitungsbestimmungen  und  in  dem  Texte  der 
Verfassungsurkunde  selbst  eine  neue  Verwirrung  in  diesen  im  französischen 
Rechte  so  oft  verschieden  und  so  oft  ungenügend  geordneten  Gegenstand  ge- 
bracht. —  Um  dieses  klar  zu  machen,  bedarf  es  eines  ZurUckgehens  bis  zur 
Verfassung  von  1791. 

Nachdem  die  verfassunggebende  Versammlung  alle  Unterschiede  der 
(Jeburts-  und  Rangverhältnisse  sowie  der  provinziellen  Rechtsstellungen  be- 
seitigj  hatte,  fühlte  sie  das  Bedürfniss,  allgemeine  gültige  Vorschriften  über 
die  Staatsangehörigkeit  zu  geben.   Diess  geschah  durch  die  Bestimmungen 
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der  yer&ßsung  in  Titel  II,  Art.  2  und  3  über  den  Begriff  und  über  die  Arten 
der  Erwerbong  dieses  Yerhältnisses ,  sowie  durch  die  sog.  Erklärung  der 
Mcofoben-  md  Bürgerrechte.  2a  gleicher  Zeit  aber  war  sie,  trotz  ihrer 
groum  Abneigung  gegen  alle  Ansiiahineberechtigangen,  allza  einsichtig ,  um 
der  gesammten  Masse  min  andi  die  'Aosflbang  der  politischen  Rechte  einzn- 
rlnmen;  sie  ftbflHntg  dtee  tidmelir  nur  an  Diejenigen,  welche  eine  Beihe 
von,  freilich- leiditäi,  Bedingungen  erfBlUen^  z.  B.  AnsAssigkeit,  YolljälK 
riglraii,  Unbeaeboltenlieit,  Stenerzahlnng.  Die  gesammten!  ttt|>timngf>|iArigBB. 
nannte  de  «^fransösiBcfae  Bürger»  (citoyens  firan^s),  die.n  «taitHchii-Miirt* 
hingen Beinfenen  aber,  vieUeicbt  iüefalganxglflckHcit,  «tbttige  Boigcgr»  (cittgr#i9 
actifs).  —  Ohne  Zweifel  war  diese  Oesetugebiing  in  ihren  GnnijdpMbii  lÜRi 
ganz  richtige;  allein  vollkommen  war  sie  noch  keineswegs.  iSfimtjiitSkk^imt 
es  notbwendig,  die  wunderliche  Hanptbestimmitogi  .daii'  dei^lMie^  ' 
s^ier  Borger«  sd,  welcher  in  Erankriaich  iron  efiiem  ^friänQiäsbhett*  l^iigt 
geborm  sei,  sii  ergftasen.  War  doch  hSennit  die  Flage  nteif  heiMüiwetitel» 
wer  denn  die  Eigenschaft  eines  fifansOsischen  Vaters  m  J^lsstiidb,mmA^ 
men  habe?  .  '       -      •  ,  -  ; 

Diese  YerfaesBermigen  wurden  mm  aber  anfldist  keineswegs  gegeben« 
Vielmehr  warf  der  CniTent  in  seiner  ersten  Yerfusung  —  der  jacdUnischen 
von  1798  —  wieder  Alles  durcheinander.  In  ultrademokratiwdietr  Ahneigong 
gegen  staatUcbe  Yonrechle  und  dem  früheren  Geschrei  Uber  den  gehSssIgen 
Unterschied  zwischen  aetlTen  und  nicht  ncti?eh  Bttrgeitt  Bechnung  tragend, 
ertheQte  «r  jedem  volljAhrigen  Manne  (mit  ganr  wenigen  Ausnahmen)  das 
Becht  der  ^twii^g  bei  Wahlen,  und  liess  in  so  weit,die  beiden  Benen- 
nungen und  Begriffe  von  citoyen  fran^ais  und  citoyen  actif  in  dem  Einen ' 
Verhältnisse  und  Worte  des  «citoyen»  aufgehen.  Damit  war  aber  natOrlich 
die  hier  zunächst  zu  beantwortende  Frage  nicht  gelOst.  Wie  weit  auch  die 
politischen  Rechte  Ansgeddint  wnrden,  immer  warm  noch  weitere  blosse 
Staatsgenossen  vorhanden,  und  sie  bildeten  sogar  die  grosse  Mehrzahl  der 
Bevölkerung.  Hinsichtlich  dieser  wär  nun  formell  gar  nichts  bestimmt,  und 
wenn  von  Ihnen  auch  unzweifelhaft  die  Menschen  und  Bürgerrechte  ange- 
sprochen werden  konnten,  da  diese  ohne  Unterschied  -jedem  Menschen»  zu- 
erkannt waren,  so  war  keinerlei  Erklirung  darüber  mehr  vorhanden,  wer 
zu  ihrer  Klasse  gehöre. 

Zu  etwas  verständigeren  Bestimmungen  kehrte  die  zweite  vom  Convcnte 
aasgehende  Verfassung,  dir  Diroctorialverfassung  des  Jahres  in  zurück.  Es 
wurde  nun  wieder  ein  Unterschied  zwischen  Staatsgenossen  im  Allgemeinen, 
i\7i  «Franrais*  genannt,  und  den  staatlich  Berechtigten,  -citoyens»  gemacht, 
Itlr  letztere  namentlich  eine  Reihe  von  Erwerbnngsbedingungen  aufgestellt, 
unter  weichen  die  Eintragung  in  ein  eigenes,  in  jeder  Gemeinde  zu  haltjjndcs, 
JEittrgerverzeichniss  neu  und  wichtig  war.  Uierdorch  war  also  der  in  der 
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Saebe  ü^^de  Unterschied  zwischen  Genossen  und  yoU^erechtigt,^  wieder 
jRkmilieh  ausgesprochai;  eine  grosse  lAdtß  blieb  jedooh  dftAvch,  dass  nur 
Aber  die  leütere  Gattung  Niberes  angeordnet,  dagegen  wieder  keine  Bestim- 
mmig  Aber  die  Erwerbong  and  ttberiHnvt  Aber  die  recbttiohe  Bedentnag  der 
allgemeinen  Staatsgenoeeenscbaft  getroffen,  war. 

Ent  die  Gesetzgebung  des  Gonsulates  braebte  in  dieser  Bedehang  Ab* 
btlfe,  nnd  mar  theps  durch  die  Yerfiusaog  des  Jahres  TUI,  hanptsflcblidi 
aber  dudr  den  Code  citiL  In  der  Terfiassang  mt  im  WeaentUeben  das 
System  der  Directorialverbssang  beibehalten,  somit  der  üntersehied  awiscben 
«Francais»  hm  Allgemeinoi  nnd  «dtoyens».  ffinsiebtlich  der  letiteren  waren 
zoreiclieade  Beetimmnngen  getrofliRi,  insbesondere  die  Erwerbiing  der  Eigen- 
sebaft  Km  einer,  itzt  siemlidi  erschwerten,  Eintragpng  in  die  Bfirgeriiste 
abbingig  gemacht  Der  Code  dyil  aber  b^stttigte  ansdrttddich'den  Ünter- 
sehied derStaaiiangebOrigen  Im  Allgemeinen  nnd  der  mit  pc^tlschen  Hechten 
▼ersehenen  Billiger,  holte  die  in  der  Yer&ssong  abermals  ftbergangene  Bestim- 
mnngen  Ober  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  (qnalit^  de  Fran^ais),  deren 
Erwerbung,  Yerhist  u.  n.  w.  nach,  und  filgte  anch  eine  Beibe  ?on  prirat- 
^fatlichen  Folgen  sowohl  dieser  Eigensofaaft  als  der  des  dtojen  bei  Nur 
blieb  anch  hier  der  schon  von  der  Ter&ssunggebenden  Yersammlmg  gemachte 
Fehler  bestehen,  dass  nicht  erklftrt  war,  wer  der  «franzOsiscfae»  Yater  eines 
ehelichen  Sohnes  nnd  dadurch  ihmzOsischen  Borgers  sei. 

Einen  grossoi  Rttckschritt  in  Klariwit  und  Logik  machten  wiednr  die 
Karten  Ton  18L4  nnd  1830.  Nicht  nur  war  der  Begriff  der  allgemeinen 
Staatsangehörigkeit  lediglich  vuran^gesetst,  nirgends  aber  ausdrücklich  aner- 
kannt nnd  geordnet;  sondern  es  wurde  auch  die  bisherige  Bestimmung  des 
dtoycn  stillschweigend  ganz  verlassen,  ohne  dass  ein  anderer  an  die  Stelle 
gesetit  worden  wäre.  Die  BOrgerlisteii  hörten  auf,  und  das  active  Wahlrecht 
wurde  an  eine  Terhältnissmftssig  ganz  kleine  Anzahl  gegeben,  der^  Ansprudi 
lediglich  a^f  einem  bestimmten  Steuerbetrage  beruhte.  Dass  nun  diese 
«W&hler»  nicht  allein  die  Borger  im  Sinne  der  früheren  Verfassung  und 
namentlich  des  Code  sein  sollten  und  sein  konnten,  war  kaum  zweifelhaft; 
allein  um  so  Ungewisser,  wer  ausser  ihnen  diese  Eigenschaft  habe.  Eine  • 
richtige  Beantwortung  der  Frage  war  aber  namentlich  desshalb  von  der 
höchsten  Bedeutung,  weil  die  Gültigkeit  einer  Reihe  von  Rechtshandlungen 
(ÜH  Theilnahme  von  -citoyens-  verlangte.  Da  die  Gesetzgebung  sieh  nicht 
beeilte,  diesen  unklaren  Zustand  aufzuhelhu,  so  trat  nothgedruiigeii  ein 
Gerichtsgebrauoh  ins  Mittel,  Icher  für  die  zunächst  betlieiligteu  privat- 
rechtlichen  Verhältnisse  ausreichend  sein  mochte ,  allein  die  Frage  im  iUl- 
gemeinen  um  so  weniger  löste,  als  er  höchst  unlogisch  und  willkührlich  war. 
Es  wurde  nämlidi  angenommen,  dass  it/t  zu  den  vom  Code  für  die  citoyens 
vurbehalteneu  üaudiungeu  jeder  «i^rauzose»  {altto  jeder  btaatsgenosse  im 
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Allgememen)  befUügt  sei,  Jedoch  mit  Aimnahmft  der  von  der  Consvlar- 
Yerfusong  Ton  der  Awfiiahme  in  die  BOrgerliBten  Ansgeecbloeienen. 

Ee  ist  einleoditend,  dats  es  eine  nahe  Hegende  Angabe  der  Yertumng 
von  1848  gewesen  ivtra,  diese  unklaren  vnd  kann  nothdarfUg  für  dnen 
einzelnen  Zweck  geordneten  Yerlititnisse  endlich  einmal  ins  Reine  zu  bringen, 
zu  dem  Ende  aber  vor  Allem  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit,  die  ^laiit^ 
de  Frangais,  onzweifelhaft  and  ?öUstftodig  festzustellot].  Diess  ist  denn  mm 
aber  so  wenig  geschehen,  dan  sogar  mehr  als  je  Verwirrung  erzeugt  wurde. 
Der,  von  fräheren  Gesetzgebungen  unbedenklich  anerkannte,  Unterschied  zwi- 
schen den  beiden  Arten  von  Einwohnern  ist  nicht  klar  ausgesprochen,  sondern 
ergibt  sich  nur  durch  einen  Schluss  ans  tint-r  gelegentlichen  Nebeneinander- 
setzung der  bürgerlichen  und  der  politischen  Rechte.  Die  seit  lauge  bestehenden 
Lücken  in  der  Gesetzgebung  über  die  Staatsgenossen  bleiben  unausgeftlllt. 
Und  zum  Ucbertiusse  wird  auch  noch  ganz  zwecklos  der  feststehende  Sprach- 
gebrauch gestört.  Die  Verfassung  gebraucht  niliidich  eiut  rseits  den  seit 
1798,  jeden  Falles  seit  der  Consulargesetzgebung ,  von  der  Ge^ununtheit  der 
Staatsgenossen  üblichsten  Ausdruck  *Franrais»  nicht,  sondern  bedient  sich  des 
Wortes  «citoyen» ,  auch  du ,  wo  gaiiü  unzweilclhaft  nicht  von  politisch  VoU- 
btrechtigten ,  sondern  von  jeglichem  Staatsangehörigen  die  Rede  ist.  So 
z.  B.  in  den  thorichteu  sittlichen  Vorschriften  der  Einleitung;  so  immer  bei 
den  staatsbürgerlichen  Rechten ,  welche  sie  schon  in  der  Ueberschrift  als 
«Droits  de  citoyeus  garautis  par  la  Constitution»  bezeichnet.  Auf  der 
andern  Seite  aber  erklärt  sie  (in  Art.  25),  dass  das  Wahlrecht  allen  «Fran- 
zosen» zustehe,  welche  gewisse  Bedingungen  erfüllen.  Wenn  also  auch  uicht 
gerade  eine  völlige  Umtauschung  der  hergebrachten  Bezeichnungen  beabsich- 
tigt sein  mag ,  so  ist  jeden  Falles  die ,  im  Rechte  so  wünschenswerthe ,  Be- 
stimmtheit des  SprachgebrandiS  verlassen.  —  Man  wird  zugeben ,  dass  die 
Nachlässigkeit  kaum  weiter  getrieben  werden  konnte.  > 

Nicht  besser,  tun  das  Wenigste  n  sagen,  verhAlt  es  sich  mit  6ea  Be- 
stimnumgeD  Uber  das  Staatsbflrgerreeht  im  eogerea  Sinne,'  also  mit 
der  Beseiehnnng  derjenigen  Staatsgoiossen,  wddie  aar  nMÜBibme  an  den 
StaatsgejBcblften  bemfen  sein  sollen.  —  Abgesehen' mmUcb  davon,  d^  der 
obeii  bcreüs  gerügte  nnbestfmmte,  wieQ  in  seinem  letiten  Anhaltspudcte  swei- 
fdhafte,  Ansdracic  «Frangaia»  gebraucht  ist,  entsprieht  es  dem  'Weeen  einer 
Yerfusong  nicht  md  gibt  es  an  gewichtigen  ZweÜUn  Anlass,  dass  die  be- 
rechtigenden Eigenschaften  nicht  einaebi  nnd  beetinmit  angegeben,  aoodem 
nur  mit  einem  einaigen  Worte'  angedeutet  sind;  nnd  den  entsdiiednsteii 
Tadel  verdient  es,  dass  hinsichtlich  des  alten,  vnter  4a  Henrsdmft  der 
Karten  von  1814  nnd  1830  nur  durch  efaien  s^hr  anfeditbaren  Geriditsge- 
braueh  bei  Seite  geschobenen,. Zweifda  «her  die  dvikechtlidieii  Folgen  dee 


fiemerkniigea  Ober  die  finuuöaiadie  YtKtmmt  ran  184a.  543 

StaatsbflügemcbU  nicbt  nur  keine  feste  Entscheidiing  gegeben,  sondern  sogar 
noch  neue  Schwierigkeit  Teronacht  worden  ist 

Was  die  nngenllgende  Beieichnnng  der  Bedingung«!  des  voOen  Steats- 
bflrgenechtes  betritt,  so  ist  die  einaige  in  der  Yer£«UriL  hiertber  enthaltene 
Bestinunong  die  des  Art  26,  welcher  ausspricht, . dass  «aUe  21  Jahre  alten 
Framosrak,  welche  sidi  im  Genosse  der  bfligerBchen  nnid  der  politischen 
Bechte  befinden,  Wfthler  seiÜL»  Diess  ist  denn  nun  in  drei&oh«r  Besie- 
hung  unrollstAndig.  —  Einmal  sind  die  «politiseben»  Bechte,  in  .deren  Besitz 
der  Borger  sein  mass,  gar  nicht  angegeben.  Wie  die  Dinge  zim&chst  liegen, 
bedeutet  allerdings  das  Wort  nicht  mehr  and  nipht  weniger,  als  Wahlrechte, 
indem  die  Verfiassung  keine  anderweitigen  politischen  Bechte  kennt;  und  es 
beisst  also  der  Satz  deotUcher  ausgedrückt :  Wähler  ist  jeder  an  sich  rechts- 
fthige  21jährige  Franzose,  dem  das  Wahlrecht  nicht  ansdrflcklich  abgesprochen 
ist  Allein  da  eine  gesetzliche  Feststellung  weiterer  Theilnahme  an  Staats- 
angelegenheiten, als  nnr  an  den  Wahlen,  nirgends  ausgeschlossen  ist,  eine 
solche  sogar  in  einer  Demokratie  ganz  natürlich  erscheint,  wie  z.  B.  Theil- 
nahme am  Geschworiiengerichte ,  Berechtigung  zur  Abstimmung  über  Ver- 
fassungsänderungen, ein  Veto  bei  gewissen  Gesetzen  u.  s.  w. :  so  entsteht  die 
Frage,,  ob  Diejenigen ,  welchen  etwa  ein  spater  geschafifenes  politisches  Recht 
nicht  zukäme,  dennoch  als  im  Besitze  der  «politischen»  Rechte  befindlicli 
betrachtet  würden,  und  Wahler  blieben V  Sowohl  für  die  Verneinung  als  für 
die  Bejahung  lassen  sich  bei  der  gi  wühlten  Fassung  gute  Grüpde  anführen.  — 
Sodann  ist  nirgends  bestimmt ,  aus  welchen  Grtlnden  die  politischen  Rechte 
entzogen  werden  können,  lieber  den  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  ent- 
hält der  Code  genügende  Bestimmungen;  allein  die  Feststellung  der  politi- 
schen Rechtsunfahigki  it  ist  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  ausdrücklich  durch 
Art.  27  der  V.-U.  tiberlassen.  Sie  mag  daher  nach  der  Strönmng  der  Be- 
gebenheiten und  der  Parteiabsichteu  geändert  werden,  und  es  besteht  keinerlei 
Sicherheit,  dass  die  zuerst  getroffene  Bestimmung,  (wie  sie  später  das  Gesetz 
vom  15.  März  1849  enthielt,)  eine  bleibende  seiu  werde.  Dass  ein  solcher 
wesentlicher  Ponltt  wenigstens  in  seinen  GrtmdzOgen  in  der  Yerfassongs- 
urfconde  sdbst,  and  somit  möglichst  nnantastbar  nnd  nnverlnderlich,  festge- 
stellt sein  sollte,  kann  non  aber  nicht  wohl  eines  Beweises  bedOrfen.  Wont 
sonst  ist  ein  Grondgesetx  forhanden?  ~  Endlich  ist  keineswegs  mit  Bestimmt- 
heit ausgesprochen,  dass  Wihler  nnd  Tollberechtigter  Staatsbürger  derselbe 
Begriif  sei  Ohne  Zweifel  ist  diess  die  Absicht  des  Gesetasebers;  allein  in 
atinen  Worten.liegt  keinHindemiss,  neboi  dem  weitansgedehnten  Wahlrecht» 
noch  eine  andere  engere  Kategorie  ?on  staatlich  Berechtigten  sn  schaffen. 
Ob  ein  solcher  Gedanke  mehr  odfcr  weniger  sweckmAssig,  die  AnsfUnrong 
ipehr  oder  weniger  wahrscheinlieh  ist,  kann  an  dem  Tadel  der  nngenanewi 
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dadoFch  aber  grOBsen  MiBsbrandh  ermOglicheDden,  Ab&ssnQg  dm  Grundge- 
setzes nichts  ftndm. 

Von  noch  grosserer  Bedeutung,  weil  tob  unmittelbarer  Wirkung  auf 

das  tägliche  bürgerliche  Leben,  ist  die  Offenhaltung,  ja  sogar  Verschlimmaimg 
des  alten  Zweift^s,  wer  die  nach  gelegmtlicfaen  Torschriften  des  bflrger- 
lichen  Rechtes  zu  gewissen  Rechtshandlungen  allein  befähigten  StiUitsbtlrger, 
«citoyens»  seien?  —  So  lange  in  Frankreich  Bürgerlisten  überhaupt  nicht 
geführt  wurden,  konnte  ouui  sich  mit  der  Uebung  der  Gerichte,  dass  Jeder 
zu  jenen  Rechtshandlungen  zuständig  sei,  welcher  in  eine  solche  Liste  h&tte 
eingezeichnet  werden  können,  falls  die  Verfassung  des  Jahres  VIII  noch  l>e- 
stünde,  nir  Noth  zufrieden  geben.  Es  musste  in  der  Ermanglung  jedes 
Anhaltes  in  der  bcstohendon  Gesetzgebung  thatsächlich  irgend  eine  Auskunft 
zur  Befriedigung  der  Forderungen  des  Civilgesetzbuches  getroffen  werden, 
und  die  gewühlte  war  wenigstens  zweckgeniäss.  Allein  durch  die  Verfassung 
des  Jahres  1«48  stellt  sich  die  Sache  wesentlich  anders  und  wird  die*  bis- 
herige Ordnung  sehr  zweifelhaft  gemacht.  Einer  Seits  nämlich  ist  itzt  wieder 
eine  weite  Ausdehnung  politischer  Rechte  angeordnet  und  die  BeschrÄnkuug 
derselben  auf  einige  Tausend  Wähler  aufgegeben;  auch  werden  wieder  Ver- 
zeichnisse der  Berechtigten  in  allen  Gemeinden  geführt  und  sind  (durch  das 
Gesetz  vom  15.  März  1849)  Ausschliessungsgründe  bestimmt.  Auf  der  andern 
Seite  aber  sind  die  in  Frage  stehenden  Rechte  und  Wahlrechte  und  nicht 
ülierhaupt  staatsbürgerliche  Rechte;  es  heissen  auch  die  neuen  Verzeichnisse 
»Wählerlisten»  und  nicht  «Bürgerlisten»;  endhch  ist  in  Art.  25  der  V.U. 
nur  von  Wählern  die  Rede  und  nicht  von  Ertheilung  der  «qualite  de  citoyen», 
wo  mehr  Art.  6  des  Code  spricht.  Es  entsteht  also  die  Frage:  ob  die  seit 
dem  Jahre  1814  bestehende  Gerichtsflbung  in  Betretf  des  Begriffes  «citoyen» 
auch  noch  bestehe  und  ob  nauRntlich  die  der  Verfassung  des  Jahres  VÜl 
entnomnjenen  Unfälügkeitsfällc  auch  it/t  noch  gelten;  oder  ob  an  deren  Stelle 
die  Bestimmungen  der  Verfassung  von  1848  über  das  Wahlrecht  getreten 
seien,  dann  aber  natürlich  auch  die  neuen  Fälle  der  Ausschliessung  von  dem 
Wahlrechte  gelten,  wie  sie  das  Gesetz  vom  15.  März  1849  feststellt?  Die 
Beantwortung  aber  ist  Ton  um  so  grösserer  Wichtigkeit,  als  die  kaiserildie 
VerfksBung  von.  1852  in  dieaen  sinmflielHa  Bestimmungen  idcbts  geän- 
dert hat 

Es  bedarf  nur  kurzen  Nachdenkens,  um  einzusehen ,  dass  verschiedeoe 
Lösungen  der  Frage  möglich  sind,  und  dass  sich  nicht  nngewichtige  Gründe 
ftr  jede  derselben  aofUuren  lassen.  —  Einmal  nftmlich  kann,  um  nur  die 
nächstliegenden  denkbaren  Ansichten  anzudeuten,  davon  ausgegangen  werden, 
dass  die  Terfusung  durch  ihre  Bestimmungen  Aber  Wahlen  gar  nidit 
habe  ttbw  die  Torliegende  Frage  entscheiden  wollen,  dass  dagegen  aber  der 
Gesetzgeber  su  jeder  Zeit  den  Begriff  des  «Staatsbflrgers»  nach  seinen 


Bemerkungen  über  die  französische  Verfassung  von  1848.  545 


nplieben  bestimmen  mOge,  jede  neue  Festsetzung  aller  alteren  Gesetse  lud 
Gewohnheitsrechte  flir  die  künftige  Anwendung  aufbebe,  uaA  also  im  gunen 
Rechtssysteme,  wo  immer  der  Begriff  des  Staatsbürgers  zur  Anwendung  zu, 
bringen  sei,  der  jüngst  bestiminte  olme  weitere  Beschränkungen  und  Be- 
dingungen allein  gelte.  Hieraus  gehe  denn  hervor,  dass  unter  der  Herr- 
schaft der  Verfassung  von  1818  Staatsbürger  und  Staatsangehöriger  (Franzose) 
völlig  gleichbedeutend  seien,  indem  die  Verfassungsurkunde  in  dem  gerade 
zur  Festsetzung  von  staatsbürgerlichen  Rechten  bestimmten  Abs(  Imitte  die 
beiden  Worte  als  völlig  gleichbedeutend  behandle.  Wenn  also  hinsichtlich 
der  notariellen  Fähigkeit  oder  in  was  immer  für  einer  Beziehung  noch 
weitere  besondere  Eigenschuften  wünschonswerth  er'^cheiiicn,  so  müsse  durch 
ein  eignes  Gesetz  nachgeholfen  werden,  i)is  dahin  aber  jeder  an  sich  rechtsfilhige 
Franzose  zugelassen  werden.  —  Eine  zweite  nutgliche  Antwort  ist  die,  da.ss 
auf  den  unzweifelhaften  Willen  des  Gesetzgebers  gesehen,  und  somit  jeden 
Falles  ein  Unterschied  zwischen  den  liiirgerlichen  Gesetzen  und  den  poli- 
tischen Recht.sbestimmungen  gemacht  werden  müsse.  Die  letzteren  mögen 
immerhin  nach  den  jeweiligen  Verfassungsrichtungen  und  Ereignissen  wechseln, 
•  Befugnisse  geben  und  nehmen;  dies  aber  gehe  die  bürgerliche  Gesetzgebung 
nichts  an.  Es  sei  z.  B.  klar,  dass  der  Code  die  Gültigkeit  gewisser  Rechts- 
handlapgeo  von  dem  Besitze  bestimmter  sittlicher  und  sachlicher  Eigen- 
Khftftin  *h|j>e,  abhängig  machen  wollen;  dass  er  diese  Eigenschaften  in 
Demjenigen,  insäche  kl  die  gar  Zeit  seiner  Ab&ssung  bestehoidei)  Bürger- 
tisteft  äV^sb^ieii  TPryureii,  Te^iugt  «efoo^  nad  somit  kurzweg  diese 
getragmen  «to  befüiigt  bei^icliiei  balle;  dass  ätm  Mi  besoadere  Be^ 
t^ämmtß^i^  and  Oeriditsgehranch  geordnet,  niemals 

4|MlUie^  6ea0t»|.  9her  cKe  politisohe.  Seätp  des  Borgerthoma 
hfht^tjikAti^  mrt^  fraUen  nnd  kiOnneii;  nnd  daas  somit  auch .  nach  da^ 
aiii^^  in  den  Grandrediten  nnd  Wab]jbeftigni88en.di6  fimi 

Bffl^^iäi^^^^  Voransgehedten  BeflOnunongen  (in  ihrer  splieren 

IßßäliitBt^^^  Bereiche  seinem  ^küng  getten.  —  Auf  wea^-  .  . 

ji^^  fgbßiK  6rindMige,Va]|ein  anf  Terscbiediener  logiacher  We^t^vll^^iiiig 

«iai?^^  gebt  ntolicb  hier  ancb  voii  dem  IMr- 

iSbieda  iwiaeliBn  torgeiiidMm  and' {Hontliehem  Buchte  ans;  nimmt  faner 
in  B^ii^iinü  mf  JiinfiH  ebeofsUa  anr,  der  Geaetagebar  habe  bei  beaUmmtoi, 
IM^^  Chrad  TO  2nTerlA88igiccit,  dne 

flß0jm^^  aielft  mm  aber  den  9Mi  anf ,  daaa  der  Be- 

weüi^  i^im  i^i^am  von  den  Urhebern  dea  Code  in  der 

Säätri^gnM^PilliriM  dea  Staates  geftmden  worden  aei;  daaa  somit^ 
ijiMg^^'M  I  irriili  iliiiliiji  neaeotliGb  «bnlicber  Art  baiiealellt  aefen, 
j|g^heriga^l)MifM|i  dem  WQear  dea  QafMt^gebara 

ÄMr,  iNM, %-s,Ä*ÄK>::^i-;:.. . •.. :  :  Uv:^  :. 
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verlassen  und  die  vom  Code  verlangte  staatsbürgerliche  Eigenschaft  wieder 
mit  der  Eintragung  iu  die  Wahllisten  verbunden  werden  müsse. 

Es  ist  nicht  eben  leicht,  unter  diesen  drei  Meinungen  zu  entscheiden; 
die  verschiedenen  für  eine  jede  derselben  geltend  zu  machendeu  Gründe 
halten  sich  so  ziemhch  die  Wage;  und  doppelt  hat  sich  ein  Ausländer  zo 
bedenken,  ehe  er  einen  entschiedenen  Ausspruch  wagt.  Es  mag  daher  ge- 
nügen zu  bemerken,  dass  sich  die  Mehrzahl  der  franzOsichen  Rechtsgelehrten, 
unter  ihnen  i.  B.  Laferriere,  für  die  zweite  Ansicht  ausgesprochen  hat. 
Erlaubt  ist  es  jedoch  wohl  anzunehmen,  dass  hierbei  nicht  bloss  die  reiu 
theoretischen  Gründe  den  Ausschlug  gegebiii  haben,  sondern  namentlich  die 
Rücksicht  auf  die  Aufrtcbterhaltuug  der  lange  befolgten  Ordnung  ins  Gewicht 
gefallen  ist.  An  sich  genommen,  scheinen  die  Gründe  für  die  dritte  Mei- 
nung die  einfachsten  und  durchschlagendsten  zu  sein. 

Wie  dem  aber  sein  mag,  so  ist  zum  mindesten  so  viel  onhestreitbar, 
dass  diese  unerwarteten,  gleich  auf  der  Schwelle  des  neu  begrtlndeteu  fran- 
zösischen Staatsrechtes  begegnenden  Zweifel  einen  neuen  Beweis  der  Wahr- 
heit abgeben,  wie  schwer  es  ist,  mitten  im  Sturme  einer  aufgeregten  Zeit 
und  bei  ausschlicssUcber  Richtung  aller  Gedanken  und  Bestrebungen  aof 
einige  Tagesfragen  allseitig  richtige  und  gut  wirkende  Vcrfassungsver- 
finderungen  vorzunehmen.  Es  ist  da  weder  Zeit  noch  Lust  zur  umsichtigen 
Beachtung  auch  der  entfernteren  Folgen;  zu  spät  aber  ist  es,  wenn  Erfahrung 
und  Nachdenken  die  unbewusst  angestellten  Zerstörungen  oder  die  jetzt  erst 
bewerkstelUgten  Widei-spillche  zwischen  Gesetz  und  Gesetz  aufdecken.  Und 
was  hilft  es  dann  auch,  dass  sich  durch  Scharfsinn  und  praktischen  Takt 
allmahlig  bessernde  Auslegungen  und  Gerichtsgewohuheiten  bilden?  Eine 
neue  Aufregung  bringt  eine  neue  Verfassung;  diese  aber  neue  Lücken  und 
Zernichtungen;  der  Stein  des  Sisyphus  ist  also  von  neuem  zu  wälzen.  . 

Endhch  ist  oben  noch  eine  Ausstellung  gegen  die  Fassung  der  Verf.-Ürk- 
von  1848  in  der  Richtung  gemacht  worden,  dass  sie  es  unterlassen  habe,  die 
mit  der  Eigenschaft  des  Staatsbürgers  verbundenen  politischen  Rechte  genau 
und  vollständig  zu  bezeichnen.  —  Aus  dem  im  Vorstehenden  Erörterten  er- 
gibt sich,  dass  lediglich  nur  über  die  Ausdeiinung  des  Wahlrechtes  Be- 
stimmungen getroffen  sind;  hinsichtlich  aller  weiteren  iu  einer  Demokratie 
dem  Bürger  etwa  zustehenden  Theilnahme  an  staatUchen  Angelegenheiten 
wird  ein  vollständiges  Stillschweigen  beobachtet.  Dass  nun  aber,  auch  in 
einer  nur  repräsentativen  Demokratie,  ßctheiligung  bei  den  verschiedencu 
Gattungen  von  Wahlen  keineswegs  das  einzige  mögliche  politische  Recht  ist, 
bedarf  nicht  erst  des  Beweises.  Die  uust«chüessliche  Fähigkeit  zur  Beklei- 
dung öffentlicher  Aemter  und  Dienste,  die  Wirksamkeit  als  Geschworuer, 
die  Befugniss  zur  Betreibung  gewisser  Beschäftigungen,  selbst  die  Abstiai* 
piung  Uber  bestimmte  wichtige  Arten  von  Gesetzen  u.  s.  w.  können  gar  wOhl 
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auch  neben  einer  Besorgung  der  urdt-ntiicluii  StaalsuigcUgcnhoiteii  durch 
eine  Versaranilung  gewählter  Vertreter  als  gtsttzlitlie  ßefugnisso  d»'s  ein- 
zelnen VuUbürgers  besteliLn,  und  ihre  Zuerkcnnung  ist  sicherlich  dimi  Ge- 
<lanken  einer  Volksherrschafl  nicht  zuwider.    Von  allem  diesem  ist  nun, 
•    ysiv  gesagt,  in  der  Verfassung  von  1848  keine  Rede.    Ist  nun  aber  damit 
ausgesprochen,  dass  auch  keine  Rechte  dieser  Art  dem  französischen  Bürger 
/ukommen  sollen?  Gewi.ss  nicht,  und  /war  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 
dass  in  einigen  Beziehungen  solche  weitere  staatsbürgt  rliclie  Rechte  bereits 
bestelu  n,  wie  z.  B.  hinsiclitlich  der  Aemterbekleidung,  bi-i  anderen  aber  die 
-  Nothwendigkeit  duy.u  treiben  kann.    So  ist  '/..  B.  alsbald  nach  dem  Staats- 
streiche von  1851,  ohne  dass  erst  eine  Verfassungs-Veiilnderung  in  dieser 
Heziehung  vorausgegangen  wäre,  die  Gesaraiutheit  der  Bürger  zu  einer  Ab- 
stimmung aber  eine  neue  Staatsform  aufj^efordert  worden,  als  zu  sei^ier  sich 
von  selbst  verstehenden,  im  Wesen  des  Bfttgerthumes  liegenden  Befiignisi. 
Offenbar  genügt  da^er  die  änsuMessUclie  Atifefthloag  des  Wahlrechtet  idofat, 
ja  sie  ist  sogar <  anrichtig,  indem  sie  .den  Begriff  des  Borgers  dudi  dien 
^  Wlbltoi  »r  verdrängen  geeignet  ist..  Kurz,  es  w^e  die  An^galie  den 
QeeetagebeEs  gewesen,  die  Gesammtheit  der  Rechte,  welche  «dem.Stanti- 
borgcr  nkonunen  sollen,  in  einen  BOhidel  zssammenzoiSissen  nnd  dadorch 
den.  ganaen  InhaU  und  dieQedentang  -desYerhfltnisses  sdiarf  nnd  bestiniiBjt 

hervofxohehen.         /    .  . 

,  '.  .       •  . 

■  Für  den  Stnalsniaitfi  sind  alieidings  die  im  Vorstehenden. gemaeblen 
banptsichlieh  -  jarirtisch-tecifairisfiliett  An^sjteUungen,  (etwa  die  leiste  ansge- 
nnmnen,).  ?on'  gerii^erer  Bedeotmi^,-  als  für  den  Reebtsgelehrtea,  in  dessen  . 
Gedanken-  qad  TÜttigkeitdqreiB  eme  richtige  Bezeichnung  von  Rechten  und 
eine  .fonslcfatige  'Beacfatnng  ihrer  Folgenugen  nitehstes  BedOrfiiiss  ist  Jene^ 
&8st  4^0  Verfiusvngsbestinuniuigen  in  ihrem  Terh^ltoisse  xn  der  gewfthlten 
Staatsart  nnd  in  ihren  Wirkungen  filr  das  gerammte  Oifentliche  Lehen  aal  - 
£s  besieht  also  in  BetrelT  d^  vorliegenden  Gegenständes,  anch  noch  .eine 
Ftage.aas  dem  dtandpnn)^  ^r  Politik,  nfimlicb  ob  die  Bestimmang, 
dasa  Jeder  21jflhrige  •  Fr^nsose ,  .dem  nicht  ans  besonderen  Grflnden  -  die 
Anatibiuig.  von  Reehten  ontarsägt  ist,  an  der  LcStong  des  Staates  darch  sein 
Wahlrecht  Mtheil  so  ndimen  habe,  -dem  Gedanken  der  xeprisortativen 
Demokratie  an  sich  entäpdeht,  und  oh  ^  n1ltsU.eh  zn  wirken  verheisst? 

Diese  Frage  kann  allerdings  mit  Bestimmtheit  nicht  beantwortet  werden 
ohne  vorgOhgige  nfth^  Untersöchnng,  welche  gesetzliche  Gründe  denn  den 
Bürger  «der  Ansabong  sehier  bürgerlichen  und  politi  <  h  m  Rechte  berauben 
können;  denn  Hon  erst  lässt  sich  übersehen,  wem  thatsächüch  die  Ausübung' 
des  Wahlrechtes  zusteht.  Was  uuq  die  Entziehung  der  bürg*  riii  hen  Rechte 
betrifft,  so  gibt  hinsichtlich  dieser  das  bürgerliche  Gesetzbuch  alsbald  ge- 
nügende Anskttofb,  (Buch  1,  Jßap.  2,  Art.  17—33,)  nnd  es  ergibt  s^h,  dass 
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diess  mir  in  zwei  Fällen  eintritt;  nftmlidi  —  wie  sidi  diess  vöd  selbst  nr- 
stebt  ~  bei  dem  Verlast e  der  StaatssngebOrigkeit,  sodimn  bei  dem,  in 
Folge  gewisser  schwerer  Verurtheilangcn  eüil^p^eiHlen ,  bflrgerlielidii  Tode. 
Nicht  unmittelbar  klar  liegt  dagegen  die  iüitwort  vor  hinsichtlich  des  Ver- 
lastes (Irr  iM)]itischen  Rechte.   Die  Verfassiings-Urlnuide  setbsk- enthält,  wie 
bereits  bemeritt,  dtfflber  keine  Vorschriften,  sondern  verweist  nar,  in  Art.  27, 
auf  ein  erst  zu  erlassendes  Wahlgesetz,  welches  Ober  den  Verlust  des  actives 
und  passiven  Walilrcchtos  das  Nähere  anordnen  werde.   Da  nun  aber  diefies 
Gesetz  spüter  wirkliili  erlassen  worden  ist,  (unter  dem  15.  M&rz  1849<)  so 
erhellt,  dass  die  Ausübung  politischer  Rechte  Demjenigen  untersagt  sein  soll 
welche  zu  schweren,  nälier  bezeichneten,   peinlichen  Strafen  vornrtheilt 
worden  sind;  welche  eine,  wenn  auch  leichtere,  Verurtheilung  wegen  ge- 
wisser als  besonders  unehrenhaft  betrachteter  Verbrechen  erhalten  haben. 
z.B.  wegen  Diebstahls,  Betrugs,  Fälschung,  Kasseneingriffs,  Wuchers;  endlich 
Gantleuteu  und  der  eigenen  Vennögensverwaltung  F'utsetzten.    In  Bczieliuni.' 
auf  beide  Kategorieen  von  Rechten  sind  es  also  im  grossen  Ganzen  nur  Ver- 
brecher, welchen  die  Tbeilnahme  im  dt  r  Staatsleitung  verweigert  wird,  und 
es  ist  auf  sonstige  ungünstige  Verhältnisse,  wie  z.  B.  persönliche  Abhängig- 
keit, VenTiDgeiislosigkeit,  aiusersten  Grad  von  Unwissenheit  u.  s.  w.  keine 
Rücksiciit  gdionmien.    Die  Folge  hiervon  aber  ist,  dass  ungefähr  der  \iertc 
Theil  der  gesaniniten  Bevölkerung,  nflnilich  über  acht  Millionen  Mönner. 
an  den  Wahlen  (und  an  andern  Staatshandlungen,  weUhe  etwa  den  Wableo 
gleichgestellt  werden  nioihtt'ii,)  Antheil  zu  nehnien  berechtigt  ward. 

Dass  in  einer  Demokratie  auch  die  ausgedehnteste  Betheiligung  an  Staats- 
angelegenheiten uii  lit  gi'geii  (las  Wi  sen  der  Staatsart  ist,  bedarf  keiner  Er- 
örterung. Namentlieh  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  die,  in  der 
Monarchie  allerdings  schwierige,  Streitfrage,  ob  die  Theiluulmie  an  Wahlen 
von  Vertretern  eine  Folge  des  Besitzes  von  Rechten  und  des  Bedürf- 
nisses von  Sehutz,  o<ler  aber  ein  Auftrag  des  Staates  und  eine  Diwist» 
leistung  sei,  oh  also  diese  Tlieiliniliine  allen  Berechtigten  gestattet  werdeB 
müsse,  oder  nur  den  als  besonders  tauglich  ErQ^hteten  ttbertragen  weidSB 
dürfe,  in  der  repruM  iitativen  Demokratie  jeden  Falles  zu  Gonsten  der  allge- 
meinen Berechtigung  zu  entscheiden  ist.  Eine  Beanstandung  des  so,  wdt 
aasgedehnten  Wahlrechtes  der  Verfassung  von  1848  kann  aontt-  vom  Stan^ 
punkte  der  Folgerichtigkeit  nicht  stattfinden.  •  • 

'  Damit  ist  denn  aber  allerdings  Aber  dte  mtdiehlniit  dar  Efariehtwil 
BidU  eftisdiieden.-  Immerhin  kann  es  aslii,  dass'elae  solehe  weite  Ansdebnung 
auch  scflche  Bürger  oinfiittt,  m  deren  Mitwirkmig  in  der  MefanaU  ifi 
JPUle  kein  guter  Erfolg  zu  erwarten  steht  Und  vom  dies«,  naeltewicsai 
werden  kann,  so  ist  es,  aach  in  der  Demokratie,  eine  Forder«ig4er  Staat*- 
hoDsti  die  wahrscheiiiUdi  Unbraoehbiiren  and  Sebidlfdien  anflnseheUki» 
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£iner  ffiBweisong^  auf  das  altgeinefne  Becht  -der  Btti|^,.  «a  der  obentea 
,  Lieitmig  der  Staatsgesehifte  wepigBtens  mittell^aren  intlieft  n  nehoieii,  steht 

das  eben  so  unbestreftliare  Gebot  der  Staatsklugheit  gegennber,  Sol«^  ?4Hi 
welchen  .aos  bleibenden  und  in  der  Natur  der  Dinge  begründeten  Ursaclieii. 
mit  überwiegender  Wahrscbeinlicbkeit  ein  verderblieher  Ejoflosa  auf  eine 

Angelogenhcit  zu  erwarten  steht,  von  derselben  auszuschliessen.  Kein  Recht 
luuoill  ein  unbedingtes  sein;  und  wer  zur  zweckmässigen  Aasübung  eines  die  ' 
Oewauntheit  in  seinen  Folgen  berührenden  Rechtes  unfähig  ist,  kann  das- 
selbe nicht  zum  Schaden  allgemeinen  Wohles  in  Anspmdli  nehmen.  In  der. 
Demokratie  hat  nicht  Jeder  ohne  Unterschied  mitzaregieren ,  sondern  es 
darf  nnt  kein  Bef^Mgter  aasgeschlosseu  werden.  Die  zu  beantwortende 
Frage  ist  also:  ob  Minderjährigkeit  und  eine  durch  gewisse  verbrecherische 
Handlungen  bewiesene  ungesetzliche  und  unehrenhafte  Gesinnung  die  einzigen 
"Wahrscheinlichkeitsgründe  einer  staatlichen  Untauglichkeit  sind  ? 

Ohne  Besorgniss  eines  Widerspruches  kann  der  Satz  aufgestellt  werden, 
dass  ein  Mann  zum  ungerrthrlichcn  Gebrauche  eines  Wahlrechtes  tiicht  bo- 
ßihigt  ist ,  wenn  er  ^ich  in  fincr  von  der  Willkühr  eines  anderen  Bürgers 
wirthschaftlieh  darehaus  al)hängigeu  Stellung  befindet ;  wenn  es  ihm  an  den 
Vorbedingungen  selbst  der  elementarsten  Bildung  und  der  Erwerbung  eines 
Urtheiles  in  staatlichen  Fragen  fehlt;  endluh  wenn  er  ohne  alles  Vermögen 
ist.  —  Im  ersten  Falle  ist  zu  besorgen,  dass  er  bei  der  Abgebnng  seiner 
Stimme,  nicht  seiner  Ueberzcugung  folgt,  sondern  von  seinem  Patrone  zu 
einer  Abstimmung  nach  dessen  Willen  genöthigt  ist.  Nur  Wenige  werden 
ihren  Nahrungsstaud  opfern ,  um  ihrem  politischen  Gewissen  zu  folgen ;  es 
wird  aber  durch  eine  aufgezwungene  Abstimmung  die  Einwirkung  der  sich 
Fügenden  auf  die  öffentliche  Sache  verfälscht.  Diess  aber  ist  um  so  bedenk- 
licher, als  Viele  in  einer  solchen  Abhängigkeit  von  Einem  und  Dem^elheu 
stehen  können,  dieser  somit  anstatt  der  einzigen  Stimme,  zu  welcher  er 
berechtigt  ist ,  thutsadilich  eine  Mehrzahl  derselben  abzugeben  und  einen 
ganz  ungebürUchen,  dem  Wesen  der  Volksherrschaft  zuwiderlaufenden  Ein- 
fluss  zu  üben  vermag.  So  z.  B.  ein  grosser  Fabrikherr,  ein  Gutsbesitzer 
mit  vielen  nur  auf  ihn  angewiesenen  Taglöhnern  oder  lediglich  auf  kurze 
Anfkttndignngsfrist  gesetzten  .  Pächtern.  Dass  dem  Uebelstande  nicht  durch 
Strafandrohungen  gegen  Beeinträchtigung  der  Wahlfreiheit  Untergeordneter 
begegnet  werden  kann,  we;gen-  der  Schirierigkeit  des  Beweises,  leuchtet  wohl 
ein;  mid  es  tleibt  somit  qkbts  ftbrig,  ala  Deigenigen,  welche  onfirei  sind,  die 
AMBikittag  des  Wahkeolitei  m  versagen.  Eine  Hlrto  liegt  vm  so  ireni0er 
hierin,  als  doch  eine  vorgeschriebene  Abstimmang  nicht  mir  keine  Beftie- 
dignng  genShrt,  sondetn  im  Gegenllieile  eineDtmlltliignng  and  ein  jSewissaiBo 
awang  ist;  die  Möglichkeit  eine»  NichCgebranchaB  des  Einibueei  von  Seiten 
eiuelBer  Be&a  aber  ist  k:eiQ  «ireicbeiuler  Qmiiid  m  Usteitessang  einer 
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ächentcUmig  des  Staates.  Niclit  bloss  ParteisDcbt,  Eitelkeit  önd  Ehrgeiz, 
sondern  aucb  aneigeootttzige  üebcrzeugnng  werden  in  der  MebmU  der  FftDe 
surBentttzong  der  gebietenden  Stellung  drftngen  ;  das  Wahracfaeinliciie  aber 
mvss  Terstftndigerweise  Toraosgesetzt  werden.  —  YoUstAndlge  Unwissenbeit 
maebt  onftliig  zum  Begreifen  staatlicber  Fragen,  und  wer  andt. nicht  eional 
die  Elementarkenntnisse  besitzt,  ist  aasser  Stand  sicli  m  ontenrlditeD. 
Kamentlicb  stebt  in  einer  Staatsform,  in  «elcber  so  Tiele^  in  der  Presse  Ter- 
bandelt  wird  und  dorcb  dieselbe  der  Einsicbt  obd  dem  m^en.der  Bürger 
näbe  gebrac|it  werden  wfll,  der  nicht  einitoal  des  Lesens  Kond^ge  aasserlialb 
des  wirklieben  Ldiens,  nnd  es  gebriebt  ibm  an.  der  Mdglielikeit,  sieb  ein 
selbststAndiges  ürtheil  zu  bilden.  Ibm  kanq  daher  auch  heiiie  Stimme  in  den 
flffentlicben  Angelegenheiten  aaiertrant.  werden.  —  Dem  Tölfig  Vermögens- 
losen endlich  fehlt  eine  der  wichtigsten  oad  nothwendigsten  Beziehongen  zun 
Staate,  indem  er  bei  dessen  Maassrogoln  fain^^ichtlich  des  Besitzes,  der  Stenern, 
der  Öffentlichen  Aasgaben  persönlich  nicht  bcthoiligt  ist.  Er  kann  daher  andb 
nicht  verlangen  mit  DcDjt  nigcn  auf  gleicher  Stufe  gestellt  zu  sein,  welche  auch 
eine  dingliche  Verbindung  mit  dem  Staate  haben  und  deren  Interpssrn  bei 
jesen  Fragen  bitbeiligt  sind.   Es  ist  unbillig  und  widersinnig,  d«a  iBesits- 
losen  ober  das  Eigeothum  Ajidorer  und  über  die  Leistungen  aus  demselben 
mit  entscheiden  zs  lassen.    Auch  kömmt  ttberdiess  noch  dazu  die  Wahr> 
Bcheiolichkeit  grosser  Abhängigkeit,  einer  Versachong  bei  angebotener  Bc- 
stechong,  endlich  einer  gebAssigen  Gesinnong  miä  einer  wühlerischen  Lost 
ta  Neuerungen. 

"Wenn  denn  also  die  französische  Vorfassung  von  1848  in  allen  diesen 

Verhältnissen  keinen  Grund  sieht  zu  Beschränkungen  des  allgonirincn  Wahl- 
rechtes, so  triipl  sie  der  nif  n^-i  hlichon  Natur  und  der  Erfahrung  aller  Zeiten 
keine  Rechnung.    Sie  \virlt  in  vielen  und  gfriide  den  wichtig''ten  Oertlicb- 
kcitcn.  so  wie  in  jenen  ausgedehnten  Thcilen  des  auf  sein  Gei'^te'-primat  so 
stolzen  Frankreichs,  auf  welchen  immer  noch  die  dickste  Unwis.^enheit  lastet, 
die  Fnf  sclr^idiing  der  Wahlen,  damit  aber  den  bf  >timmten  letzten  Grund  der 
Staatsleituiig,  den  nngr'liildt  tsten,  ärmsten  und  abhängigsten  Volkskla«isen  zu. 
Damit  aber  eröffnet  sie  der  Unvernunft  oder  ränke«nchtigen  und  gewissenlosen 
"Wühlern  ThOre  und  Thor.    Sie  schafft  einen  Ausdruck  des  allgemeinen  Wil- 
lens, welcher  eben  sowohl  m  einer  rohen  Pübelherrschafl  als  m  einer  Unt^r- 
drtickung  der  höhere  and  edlcru  Forderungen  durch  eine  schlaue  Gewalt 
ftibren  kann. 

Diess  aber  thut  sie  gegen  die  Vorgänge  anderer  besser  berathener  Staaten, 
ja  des  eigenen  Landos.  —  Mit  Ausiii<hnie  der,  bekanntlich  wegen  ihrer  inneren 
ünniögliclikeit  niemals.  iuN  Lt  ben  gerufenen,  jacxibinischen  Vt  rfa«.sung  von  179^^ 
.  ist  keine  der  frflberen  französischen  Verfassungen  so  w«  it  gegangen  in  dtf 
Aosdefanong  des  Vahlreebtes,  wie  das  Gesett  von  1848.  Die  Verlassang  ww 
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179t  fÄngte  fon  Mtiveii  BSrger  wenigsleae  «in  «ynigigiii  Allar,  AailSBii- 
knt,  die  Bttahbuig  einer  direeteiiStea«r  Ii»  nl^^ 
fagcD,  and  de  aebkws  flberites^  ätelMeBsflMrtflB  Iii  Lote  fltalwadeii  aat. 
Ebene»  nttdite  die  YerfusoBg  von  1795  die  SbtnidvQg  ^  dip  Bflrgerliatett 
eUiftiigig  von  derBeeeUoDg  eipcr  direelen  Steuer,  von  der  BekaimtectaAft  mit 
einem  Gewerbe,  von  Kenntniae  des  Lesens  nnd  Schreibms,  and  Mvios  ebenlüle 
LiOhndiencr  zurück.  T'nd  in  wesentlich  ähnlicher  Weise  regelte  die  Veriasfiung 
dee  Jebns  VITI  die  Thoilnahme  an  den  Wahlkollegien.  Gar  nicht  zu  reden 
von  den,  allerdings  ^l  der  nesohrilnkiing  der  politischen  Berechtigung  viel 

*  zu  weit  gebeodeDy  Karten  von  i  si4  und  1830.  —  Ebenso  fanden  sieb  inaUoi 
VerfiusvDgeii,  vddie  sich  die  bisherigen  englischen  Kolonieai  bei  ihrer  Löb- 
reiieflOg  vom  Mntterlande  gaben ,  mehr  oder  weniger  bedeutende  Beschrän- 
kmigeo  des  Walilrochtes.  So  /..  B.  vcrlanpto  die  \'rrf;(^';nng  für  Maspachnsett«; 
vom  J.  1776,  dasK  ein  Wähler  ein  Frt'i(j;nt  von  jahrlich  drei  Pfund  Ertrag  ' 
oder  sonst  liegende  Gründe  im  Werthe  von  60  Pfund  habe.  Die  Verfassung 
von  Maryland  vom  J.  177fi  bedingte  das  Wahlrecht  mit  dem  Besitze  eines 
Freigutes  von  Acre>  oder  sonstigen  Eigenthunies  im  Werthe  von  30  Pfund. 
In  NordcaroIiJia  wurde,  1776,  zum  Wahlrechte  für  den  Senat  der  Besitz  von 
50  Acres,  ftir  da<^  Unterhaus  die  Bezahlung  einer  Steuer  verlangt.  In  Pen- 
sylvanien ,  1790,  Ohio  u.  A.  ist  wenicr<itens  das  letztere  Bedingung.  Erst 
sp&ter,  als  allmählip  ultradeniukratische  Begriffe  imd  Verlangen  anfingen  um 
sich  zu  greifen,  liess  man  in  den  Verfassungen  der  neuen  westlichen  Staaten 
oder  bei  Veränderungen  der  älteren  Grundgesetze  diese  Beschränkungen  all- 
mihlig  fallen,  höchstens  Solche  noch  ausschliessend ,  welche  im  öffentlichen 
Almoiscn  stehen.  Wie  wenigen  Nutzen  aber  diese  rücksichtslose  Ausdeh- 
nung des  Bürgerrechts  gebracht  hat ,  ist  bekannt  genug.  —  Ubenso  findet  ' 
sich  in  den  Verfassungen  der  schweizerischen  Kantone,  wenigstens  nicht 

"selten,  als  Bedingung  der  Ansttbnng  des  Wahlrechtes  der  Besitz  eines 
OrtsbOrgerredites  vor,  (bekanntlich  keine  leicbt  zq  erwerbende  Eigen- 
•cbaft,)  und  ttbtifP  aind  die  ans  öffentlichen  Kassen  Unterstotzien  ansge» 

Ifie  gesetzgebende  Oewalt 

.  Mehr  als  Eine  VenuiUwBaiig  a  Bftnkcfatnigen  geben  die  BeBUaamiDgeii 
der  YerfiMsinig,  von  180  fibftr  die  gesetzgebende  Oewalt 

Als  Ansgeegsponkt  der  hier  einscblagendea  BestiammgeD  ist  der 
Gmndsats  aa^Bestellt,  <|ass  eine  Trennong  der  Gewalten  die  erste  Bedin- 
fmg  einer  freieD  StaalseiiiiiohtaBg  Hierads  wird  gefolgert,  daas  die 
Venanndiing  derViilInnterlreter  ni^ 
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der  Gesetze,  sondern  auch  deren  alleinige  Festsetzung  habe.    Dabei  soll 
zwischen  pewohnlit  hen  und  dringlichen  Gesetzen  unterschieden  werden ,  so 
dass  bei  jenen  eine  dreimalige,  wenigstens  je  fünf  Tage  aaseiuander  liegende 
Berathnng  und  Bcschlussnahmc  nöthig  sei,  bei  diesen  aber,  wenn  erst  die 
Versammlung  die  Dringlichkeit  anerkannt  habe,  eine  alsbaldige  und  nur  ein- 
malige Berathung  und  Abstimmung  stattlinden  könne.  Auch  sind  jene  inner- 
halb vier  Wochen,  diese  binnen  drei  Tagen  bekannt  zu  niuchcn.    Das  Uaapt 
der  ausübenden  Gewalt ,  der  Präsident  der  Republik ,  hat  dabei ,  zwar  auch 
das  Recht  der  Beantragung,  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Bekanntmachung ; 
allein  er  hat  kein  Veto,  sondern  nui*  die  Befugniss,  innerhalb  vier  Wochen 
eine  neue  Berathung  eines  ihm  missfülligen  Gesetzes  zu  verlangen;  und  wenn 
er  die  Bekanntmachung  versäumt,  geht  diese  von  dem  Vorsitzenden  der 
Versammlung  aus. 

Lässt  man  nun  auch,  mit  der  oben  festgestellten  Selbstbeschränkung,  die 
allgemeine  politische  Frage  über  die  Zweckmässigkeit  nur  Einer  volksver- 
tretenden  Versammlung,  und  selbst  die  Erörterung  des,  jeden  Falles  unge- 
höriger Weise  in  ein  Gesetz  aufgenommenen,  theoretischen  Lehrsatzes  von 
der  Trennung  der  Gewalten  ganz  bei  Seite,  beides  anerkennend  als  fest- 
stehendes Recht:  so  bleibt  doch  auch  so  noch  Manches  zu  bedenken  und  zu 
bezweifeln. 

Zunächst  drängt  sich  unabweisbar  die  Frage  auf:  ob  die  von  der  Ver- 
fassung getroffenen  Bestimmungen  eine  Schutzwehr  gegen  Uebercilung 
in  der  Gesetzgebung  gewähren  konnten?  Hier  ist  denn  die  Verneinung  ganz 
ausser  allem  Zweifel.  Eine  solche  Schutzwehr  war,  wie  so  eben  gezeigt,  bei 
der  weder  durch  eine  zweite  Kammer,  noch  durch  das  Veto  eines  Regenten 
gehemmten,  überdiess  zur  sclbstständigen  Anfassung  jedes  Gegenstandes 
ausdrücklich  ermächtigten  Versammlung  lediglich  in  einer  dreimaligen  Be- 
rathung, sowie  in  der  Möglichkeit  einer  vom  Präsidenten  ausgehenden 
Auffordening  zu  nochmaliger  Erwägung  gesucht;  und  wenigstens  jene  Ver- 
zögerung fiel  auch  noch  weg,  wenn  nur  die  Versammlung  selbst  einen  Be- 
scblnss  für  dringlich  erklärte.  Es  ist  nun  aber  einleuchtend,  dass  schon 
an  sich  in  einer  blossen  Verzögerung  von  einigen  Tagen  und  in  einer  wie- 
derholten Besprechung  nicht  die  geringste  Sicherung  gegen  schädliche  Be- 
schlüsse liegt ,  wenn  eine  Versammlung  durch  Parteileidcnschaft  aufgeregt, 
durch  eine  eben  im  Schwange  gehende  falsche  Auffassung  verwrrt ,  von 
Aussen  eingeschüchtert  ist.  Wie  kann  eine  §o  kurze  Zeitfrist  etwas  Wesent- 
liches ändern,  wenn  sonst  alle  Bestandtheile  der  Sachlage  dieselben  bleiben? 
Allein  hieran  nicht  genug.  Selbst  diese«?  Spinnengewebe  von  Hinderniss  weg- 
zuräumen, stand  bei  der  Versammlung  selbst,  die  nur  die  Dringlichkeit  m 
beschliessen  brauchte,  um  sogleich  Alles  zu  Ende  bringen  zu  können.  Es 
lautet  aber  in  der  That  wie  Spott,  wenn  man  es  lediglich  in  den  eigeneu 
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Entschluss  des  za  einer  Uebereilnng  Geneigten  stellt,  ob  er  ein  Hinderniss 
haben  will.  Und  vielleicht  noch  weniger  war  zu  erwarten  von  der  Auffor- 
derung des  Präsidenten  der  Republik  zu  nochmaliger  Erwägung.  Wäre  doch 
eine  solche  Aufforderung  offenbar  >iichts  gewesen  als  eine  Verletzung  der 
Eigenliebe  der  Versammlung  ohne  Nöthigung  und  Nachbaltigkeit.  Nur  sehr 
selten  werden  aber  die  Fälle  sein,  iu  welchen  die  blosse  Ermahnung  eines 
Dritten  eine  Versammlung  bewegt,  durch  Rücknahme  eines  eben  gefassteu 
Beschlusses  entweder  ihrer  Einsicht  oder  ihrem  Charakter  ein  Armuths- 
zeugniss  auszustellen.  —  Was  aber  soll  aus  diesen  tadelnden  Bemerkungen 
geschlossen  werden  ?  Etwa ,  dass  die  Dringlichkeitserklärungen  ganz  zu 
beseitigen  gewesen  wären?  Nichts  weniger.  Die  Nothwendigkeit  augen- 
blicklicher Entschlüsse  ist  für  jede  Regierung  einleuchtend;  doppelt  für  eine 
auf  vulkanischem  Boden  stehende.  Oder  vielleicht  ein  Antrag  auf  Beschluss- 
fassung dnrch  grössere  Mehrheiten,  z.  B.  von  zwei  Drittheilen?  Eben  so 
wenig.  Diess  hiesse  die  Mehrzahl  künstlich  der  Minderheit  unterordnen,  und 
würde  somit  zu  den  widersinnigsten  Verwicklungen  und  bald  zu  offenen 
Gewaltschritten  führen.  Nichts  soll  geschlossen  werden,  als  dass  die  fran- 
zösische Republik  schlechten  Geset2en  nicht  entgehen  konnte  bei  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  über  deren  Entwerfung. 

Eine  zweite  Bemerkung  ist  die,  dass  die  Stellung  des  Präsi- 
denten der  Republik  in  allen  Gesetzgebungssachen  eine 
ganz  falsche,  nämlich  für  ihn  wenig  ehrenvolle  und  für  den  Staat  be- 
denkliche, war.  Die  betreffenden  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde 
waren  ein  Gemisch  von  logischen  Folgerungen  aus  einem  theoretischen  Satze, 
aus  Forderungen  des  gesunden  Verstandes,  und  aus  unzeitigen  Erinnerungen 
früherer  Einrichtungen.  Die  Theorie  der  Gewaltentrennung  führte  zu  der 
Verweigerung  eines  Veto  des  ^Präsidenten,  d.  h.  zu  der  Zurauthung  einer 
Durchführung  auch  des  von  ihm  als  unmöglich  oder  verderblich  Erachteten 
und  Erklärten,  Im  offenbaren  Widerspruche  mit  dieser  Einrichtung  gab 
nun  aber,  zweitens,  gesunder  Verstand  dem  Haupte  der  Regierung  des  grossen 
Reiches  die  Befugniss,  Anträge  auf  Gesetze  zu  stellen.  Es  schien,  mit  Recht, 
doch  gar  zu  verkehrt,  gerade  Dem,  welcher  die  beste  Gelegenheit  hatte,  die 
Bedürfnisse  der  Gesellschaft  und  des  Staates,  und  die  Lücken  und  Fehler 
der  bestehenden  Vorschriften  kennen  zu  lernen,  auch  nicht  einmal  einen 
Wunsch  zur  Verbesserung  zu  gestatten.  In  unklarer  Erinnerung  endlich  an 
die  früher  von  den  Königen  ausgehende  Bekanntmachung  der  (von  ihnen 
gegebenen  oder  wenigstens  gebilligten,  jeden  Falles  in  ihrem  Namen  er- 
scheinenden) Gesetze  war  dem  Präsidenten  anch  die  Auflage  der  amtlichen 
Verkündigung  gemacht,  zu  gleicher  Zeit  aber,  schon  in  Voraussetzung  der 
Möglichkeit  eines  Ungehorsames,  der  Vorsitzende  der  Versammlung  beauf- 
tragt, an  die  Stelle  des  erstem  einzutreten.   Es  dürfte  schwer  sein,  eine 
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grössere  Verwirrung  und  eine  falschere  Verbesserung  von  Fehlem  darcb 
Ausnahmen  und  Ausnahmen  von  Ansnahroon  zuwege  zu  bringen.  Offenbar 
war  hier  der  Präsident  zu  einer  Wahl  gedrängt  zwischen  schmählicher  Selbst- 
erniedrigung durch  Vollziehung  schlechter,  von  ihm  selbst  als  solcher  aner- 
kannter Maassregeln,  und  strafbarem  Ungehorsam.  Er  hatte  gerade  Befngniss 
genug,  seine  Ueberzeugung  öffentlich  auszusprechen,  dann  aber  die  Pflicht, 
das  Gegentheil  selbst  vorzusihreiben  und  durchzufWiren,   Diess  war  keine 
Stellung  für  einen  Mann  von  Geist  und  Willen;  ein  Anderer  aber  konnte 
Frankreich  nicht  frommen.   Nichts  aber  wäre  falscher  gewesen,  als  auf  das 
Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  hinzuweisen  zur  Rechtfertigung.  Nicht  nur 
findet  keine  Vergleichung  statt  zwischen  dem  Haupte  einer  nur  ausnahm>- 
weise  wirksamen  Bundesgewalt  und  dem  Leiter  eines  bis  zum  Uebermaassc 
zusammengefassten ,  ebensowohl  mit  Aufgaben  als  mit  Kräften  überfüllten 
Staatscinrichtung ;  sondern  es  ist  auch  die  rechtliche  Stellung  des  amerika- 
nischen Präsidenten  eine  weit  folgerichtigere,  als  die  für  das  französische 
Regierungshaupt  bestimmt  gewesene  war.    Bei  jenem  ist  die  Trennung  der 
Gewalten  in  der  Tbat  ganz  durchgeführt.    Er  hat  mit  der  Gesetzgebung 
formell  gar  Nichts  zu  thun;  und  wenn  er  allerdings  auch  den  Congress  ina 
Allgemeinen  aufmerksam  machen  kann  auf  wünschcnswerthe  Maassr^eln, 
so  hat  er  doch  keineswegs  das  Recht,  und  somit  die  Pflicht,  einer  förm- 
lichen Initiative;  und  ebenso  wenig  macht  er  Gesetze,  gegen  welche  er  sich 
etwa  erklärt  hat,  bekannt. 

3. 

Die  Stellung  des  Präsidenten. 

Diess  führt  denn  nun  aber  überhaupt  zur  Erjrägung  derdemPräsidenten 
in  der  Verfassung  von  1848  gegebenen  Stellung.  Auch  hier  waren  in  der 
That  Fehler  aller  Art  gehäuft,  und  nur  gelegentlich  liefen  minder  tadelns- 
werthe  Bestimmungen  mit  unter.  Der  Gesetzgeber  fürchtete  sich  vor  der 
eigenen  Schöpfung,  und  suchte  in  Schwächung  der,  denn  doch  eben  selbst 
als  nothwendig  geschaffenen,  (Jewalt  eine  verzweifelte  und  grossentheik 
unwirksame  Hülfe. 

Bekanntlich  übertrug  die  republikanische  Verfassung  die  Führung  der 
Regierung  Frankreichs  einem  durch  allgemeine  Volkswahl  auf  vier  Jahre 
ernannten ,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  unmittelbar  wieder  wählbaren 
Präsidenten.  Derselbe  wurde  für  verantwortlich  erklärt;  jedoch  bedurften 
seine  Regieningshandlungen  auch  noch  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers. 
Die  Befugnisse  des  Präsidenten  waren  im  Wesentlichen  die  eines  constitn- 
tionellen  Staatsoberhauptes,  jedoch  mit  mehreren  wichtigen  Beschränkungen. 
Abgesehen  nämlich  von  den  eben  erörterten  Beziehungen  zur  Gesetzgebung, 
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urar  'den  Pritoidentai  die  Braenmmg  der  Staatsrtthe  enlaogeii  mid  der 
NatHnahersamiiihnig  llbertnigen;  ebenso  ItcaUmurte  dtt  GMeti  die  Zabl 
und  die  AmtsbefbgnisBe  der  Minister;  ferner  hatte  das  RegieraigshMqit 
keinen  Einfloss  aaf  Zusammentritt  and  Yertagnng  der  ItetiinialversamBdnng 
ausser  der  ansserordentUclien  Berafbng  einer  lertagten;  eine  Anflfiemig  war 
Dun  gans  nntersagt;  er  verftgte  mar  Aber  die  bewaftiete  Madit,  allein 
soDte  sie  nife  persdnlidi  befehligen  j  za  KricgKeritHningen  ind  allen  Tcr^ 
tragsabschlttssen  bedurfte  er  der  Znstinmrang  der  Versamnlnng;  der  Zn- 
stimmmg  des  Staatsrstbes  aber  zor  Absetning  der  Maires  nnd  anderer  ?om 
Volke  erwihlten  Beamten,  sowie  sor  AnflOsong  gleichartiger  flrtUcher  Yer- 
Sttomlimgen.  . 

Es  sei  nnn  ertaubt}  einige  der  wichtigsten  dieser  Bestimmnngen  einer 
genanem PrflAmg  au  unterwerfen;  und  zwar  beginnen  wir  auniehst  mit  dem 
Lttblicben. 

In  erster  Reihe  srteht  hier  die  Einheit  der  vollzirhenden  Gewalt. 
Obgleich  Frankreich  sich  fnr  Volksherrschaft  gnindsÄtzlich  entschieden  hatte, 
wurde  doch  weder  die  Regierung  an  die  volksvertretendc  Versammlung 
selbst  übertragen  (etwa  um  durch  Ausschüsse  besorgt  za  werden),  noch 
fand  eine  aus  Mehreren  bcstphendo  hr)rh<ifr  VoUzielmngsbehördr,  ein  Dirrc- 
torium,  irgendwie  Anhänger.  Zu  difscni  Kiitscblusco  htdiirftc  nicht  ein- 
mal lies  Vorpanges  der  Vereinigten  Stauten;  von  beiden  hielt  die  unmittelbare 
fran/ö'^ische  P>innening  ab,  einer  Seits  nämlich  die  an  den  (Konvent,  anderer 
Scits  die  an  das  Dircctorium  und,  noch  frischer,  an  die  provisorische  Regie- 
rung von  1848.  Frankreich  hatte  durch  thener  erkaufte  F>rfahrungen  die 
Einsicht  gewonnen,  dass  eine  an?  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Kämpfen 
hervorgegangene  nnd  in  solchen  lebende  Versammlung  lediglich  nur  eine 
pewaltthätige.  stossweise  handelnde,  alle  gewöhnlichen  Geschäfte  verwirrende 
Regierung  liefern  kann ;  nnd  dass  eine  gleichberechtigte  Mehrzahl  wohl  sich 
gegenseitig  zu  hindern,  das  Ränkewesen  zu  vermehrfachen,  aber  niemals 
einen  grossen  Gedanken  zu  fassen  oder  durchzuführen  vermag,  überdiess 
ein  verantwortliches  Ministerium  damit  ganz  unvereinbar  ist.  Offenbar  ist 
also  die  Anfstellitng  einer  einheitlichen  Regierung  ein  Beweis  von  Staats- 
Weisheit  gewesen. 

Ebenso  kann  es  ferner  nur  Lob  finden,  dass  die  Wahl  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt  nicht  der  Nationalversammla&g  Obertragen  wurde,  wie  diess 
eine  Minderzahl  in  der  verfassonggebenden  Versammlang  hartnackig  ver- 
biegte.  Abgesehen  davon,  dass  sidi  eine  solebe  Einrichtong  mit  den  Gmiid- 
sltien  der  GewaHentrennung  und  der  Yolkskerrfiehkeit  sehleoht  fertiagen 
bitte:  so  fiegt  aaf  der  Hand,  dasa  eine  Ervenrnrng  durch  die  Yeaammlnng 
oBer'Seits  <a  liefeler  Terderlndps  dieser  seibet,  anderer  Seite  ai  Wahher- 
trigen  fthren  musste,  welclie  die  Regierung  absehwiebteu,  aie  in  ihrer  Man 
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B€wegung  himlortcn.  Und  nichts  vräro  nnbcgründcter  gewesen,  als  düe  Hoffnang, 
dass  die  Versammlung  wenigstens  einen  tüchtigen  Mann  wählen  WCirde.  Im 
Gegcntheile  wäre  die  Wahrscheinlichkeit  gewesen,  dass  man  sich  nur  in  den 
engsten  Parteikreise  drehen,  dabei  aber  die  MittelmÄssigkeit  vorzugsweise  Aiw- 
sieht  haben  würde.    Wollte  man  diesen  Urtheilen  die  tüchtigen  Wahlen  der 
Regierungshäupter  aus  der  Mitte  aristokratischer  Körperschaften  und  durch 
dieselben  entgegenhalten,  bo  wäre  einmal  zu  bemerken,  dass  die  eiserne 
Festigkeit,  die  unverbrüchlichen  Ut'berlieferungen  und  der  staatskluge  Eigen- 
nutzen einer  Aristokratie  ganz  anders  sich  äussern,  als  die  unruhigen  Partei- 
leidenschaften, die  Zerfahrenheit  und  die  auf  schnelles  Zugreifen  der  f:irjzelnen 
angewiesene  kurze  Ib  rrschaft  gewählter  Versanmilungcn;  zweitens  aber,  dass 
in  Aristokratieen  jene  Häupter  keine  von  der  Versammlung  verschiedene 
Gewalt,  sondern  nur  deren  eigene  Stütze  zu  bilden  haben,  somit  hier  eine 
Selbstständigkeit  nicht  verlangt  noch  gewünscht  wird.    Bei  aristokratischen 
Wahlkürpcrschaftrn  kann  ein  heimliches  Abdingen  von  Verwaltuiigsrecbten, 
ein  Einbedingen  eines  Stellenpatronates,  eine  Verschiebung  des  Schwerpunktes 
der  Verfassung  gar  nicht  vorkommen.    Sie  sind  ja  schon  Alles  und  haben 
schon  Alles,  was  ihnen  und  den  Ihrigen  frommt,  und  jeder  Einzelne  wäre 
sein  eigener  unmittelbarer  Feind ,  wenn  er  die  Kraft  und  flinsicht  der  Regie- 
rung zn  schwächen  versuchte.  —  Iliermit  soll  übrigens  nur  der  allgemeine 
Gedanke  einer  selbstständigen  Ernennung  des  Präsidenten  gelobt  sein.  Eine 
ganz  andere  Frage  ist,  ob  die  von  der  französischen  Verfassung  bestimmte 
EmiUong  durch  allgemeines  unmittelbares  SUmmrecht  die  richtige  Maas&- 
regel  irar.  Sdbet  die  spltefe  keck»  Znrtokschneidong  dieses  Rechtes  gab 
noeh  Ininesiiege  eine  SiciieilMit  ventAndiger  Eiosicfat  *Eine  andere  Emen-' 
«ugsweiee  war  also  ebenso  möglich  als  nothwendig.  ,  . 

Nnii  aber  beginnen  die  Beitimmimgen ,  mit  weldleik  aiali  iicii..'Biok( 
einventnnden  erküren  kann.  .  .     .  ' 

SdMNi  die  Voreehrift  Aber  die  Eideileistnng  des  PMMdeBtflD^^. 
des  Tnoeprftiidenten  gehört  ItMier.  £s  m^g  stehlieh  nicht;  von  grosser  Bei  . 
dentoig  sein,  allein  es  ist  dn  sehr  beceichaender  Beweis  des. lllsslraBeBli; 
mit  welchem  ^  TerfiMSnog  ihre  eigene  6oh0pfang  belnuditete.  WUireoA  ' 
sie  (ohne  Zweifel  fehleihaft  gemig)  et'  bei  der  ton  der  provisorischen  Begie- 
rang  tngeordneten  Anfhebong  alter  und  Jeder  Dientteide,  ntmeBt]ic^;JidMi  ' 
Eides  der  Trete  g^  die  bestehende  Qrdntng  der  Ditge,  beliesB,  sdtfis^;^ 
sie,  in  Art  48,  jenen  beiden  Begiernngdiilivteni  die  Worte  einet  feierUchei  % 
Eidet  vor,  in  welchem  sie  der  «denokrttitcben  eteen  Ond  ontheObtren  Be^' 
poblft»  Treue  schworen  trassten.  Die  Folgewidiigkeit  liegt  hier  eheö  so  kitr$ 
vor,  als  die  huteo  Blditigfciit  des  IfitCds.  Wtram  w  m  diesen  heideie^ 
höchsten  Betmten  verltngen^-  was  mtn  gegtAflber  tön  jeden  enden  FrtifS^ 
toten  ihr  unbOlig  oder  gar  ihr  oMittfich  erachtete,  wat  keiaem  andsni^B 
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Beamleii,  keinem  Volksveiireter  «ogenmthet  ward?  Uiid  weicbe  Wirkung 
kfuuite  ipaa  bei  der  einer  Anfbebug  aller  poKtiadien  TenprechnngBeide  zn 
Gmnde  liegenden  MenMkeiiTerachtiuig  oder  Beebtsansielit  sich  gerAde  hier 
▼ersprechen?  Es  war  nach  eigener  Schitznng  ein  Strohhalm,  an  den  man 
sieh  hielt;  nnd  doch  zn  gloichor  Zoit  eine  Beletdigang  and  ein  Geständniss 
von  Schwäche.  Also  schlechte  Politik  nach  aUen-  Bettoi  hin.  Den  MtMg 
hat  bald  genug  der  2.  Decpiiiht  r  geliefert. 

Noch  entschiedeneren  Tadel  aber,  weil  anmittelbar  nnd  in  das  Lehen 
eingreifend,  verdienen  manche  der  BeschrAnknngen,  welche  die  Ver- 
fassung dem  Präsidenten  auferlegte.  Mnss  man  nftmlich  anch  zugeben ,  dass 
ihm  die  Befugnisse  des  Köuigthumes  gegenüber  von  der  Volksvertretung  nicht 
zustehen  konnten;  will  man  ferner  es  billigen,  dass  Kriegserklärungen  und 
solche  Verträge,  welche  in  bestehendes  inneres  Recht  eingreifen,  der  Zustimmung 
di^r  Nationalversaninilung  unterworfen  sein  sollten:  so  erscheinen  dagegen  alle 
übrigen  Bestimmungen  als  nachtlioilig.  —  Ueber  die  Verkehrtheit  der  Maass- 
regel ,  den  Staatsrath  der  Regierung  zu  entfremden  und  in  die  Mitte  dieser 
einen  fremdartigen  iiarlamentarischen  Bestandtheil  m  stellen,  werden  weiter 
unten  Bedenken  erhoben  werden.  —  .Sodann  erscheint  es  als  ein  höchst  be- 
denkliches Unternehmen,  die  Gültigke  it  aller  Vertrüge  mit  dem  Auslande  von 
der  Billigung  der  Nationalversaninilung  abhilngig  zu  machen.  Die  Verzöge- 
rung, das  Blosh'gen  der  Absichten  und  Interessen,  die  Unmüglichkeit  geheimer 
Verabredungen,  die  Wahrscheinlichkeit  lüppischer  und  beleidigender  Aeusse- 
rungen  von  Seiten  vorlauter  Unberufener  musste  nicht  nur  an  sich  Verlegen- 
heiten für  Frankreich  erzeugen,  sondern  konnte  unter  Umständen  geföhrliche 
Waffen  für  Gegner  liefern.  Sicherlich  soll  der  völkerrechtliche  Verkehr  eines 
mächtigen  Reiches  und  überdiess  einer  volksherrliclien  Regierung  frei  von 
Ränken,  schlechten  Zwecken  und  genieinen  Mittein,  ehrlich,  offen  und  gross- 
artig sein.  Allein  damit  ist  nicht  gleichbedeutend  Verhandlung  aller  und 
jeder  Dinge  auf  offenem  Markte  und  mit  dem  uachsten  besten  Schreier  und 
PfnSicher.  Man  lasse  die  strengste  Verantsvortliclikeit  auf  jeder  vollendeten 
Thatsadl^  ruhen,  welche  in  Wirksamkeit  tritt;  aber  die  Regierung  sei  im 
. 'VorbereiteB  tnd  Ebndeln  frei.  Man  lege  nicht  die  auswärtigen  Angelegen- 
htket  in  di«  yolkskanunem.  Hoffentlich  wird  man  wenigsleaa  Uer  idehl 
'  dii  Befifiel  Air  taveinigten  9t»t*iaLmntm  irolkfe.  Den  Sennt  Ib  WasbiBglmi 
ili'  Mtaiiii^  IhfiMdenteB  kann  tm  doch  in  der  BehMdbing  poli-^ 
^iiliiiir  lipi«^  gleichilen^  wollen  mit  einer  fraaiOeiiebflB  MntiODai- ' 
i^faanqttlHng?  I)i«vtb  Mit  stehende  Pettimunng  konnte  auf  die  Dauer  m/  • 
blj^ :  A|id(Bt^  iBitten,  rii-  i|<  PnH>nbrfw»iHr  oder  n  empfinfliobui  Kacb^ 
■  i^r4  ij^^  nndMct  dto  Beatommn^ »  MiMgen  adn^ 

weidier  der  Prssäeni  swair  Aber  die  bewaffbele  Macht  verfligte,  sie 
'Uber  BiemaU  selbst  befehligen  dnrlte.   YOflig  onbegreilUoh  ist,  wie  ein« 
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solche  Unfähigkeitserklärung  wirklich  die  Freiheit  schützen  sollte  gegen  einen 
ehrgeizigen,  vom  Heere  in  seinem  Unternehmen  unterstützten  Präsidenten. 
Konnte  demi  ein  solcher  keinen  Befehlshaber  finden,  welcher  nach  seiuen 
Planen  anführte?  Würde  überhaupt,  wer  im  Begriflfe  wäre,  die  ganze  Ver- 
fassung umzustürzen,  sich  um  diese  einzelne  Bestimmung  derselbeu  beküm- 
mern? Der  einzige  enisthaft  scheinende  Grund,  welcher  etwa  angeführt 
werden  konnte,  war  der,  dass  es  durch  das  Verbot  des  persönlichen  Ober- 
befehles einem  Präsidenten  unmöglich  gemacht  sei,  an  der  Spitze  der  Heere 
grossen  Siegesruhm  zu  gewinnen,  und  dann  mit  dem  von  ihm  berauschten 
Üeirc  und  mit  Billigung  des  ebenfalls  für  ihn  schwärmenden  Volkes  über  die 
Freiheit  herzufallen.    Mit  anderen  Worten,  es  sollte  einem  neuen  Napoleon 
der  Weg  des  Ersten  versperrt  werden.  Allein  wie  will  man  diesen  möglichen 
Gewinn  in  Vergleich  setzen  mit  dem  Nachtheile,  welcher  dem  Auseben  der 
Regierung  und  dem  öffentlichen  Wohle  daraus  erwachsen  musste,  dass  es 
dem  ersten  Manne  in  Frankreich  nicht  erlaubt  sein  sollte ,  sich  an  die  Spitze 
des  Heeres  zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  zu  stellen?  Dicss  aber  bei 
einem  so  kriegerischen,  für  Feldherrnruf  so  eingenommenen  Volke.  Es  konnte 
nimmer  richtige  Staatsklugheit  sein,  das  Staatsoberhaupt  in  eine  von  ihm 
selbst  und  vom  Volke  für  unehrenhaft  angesehene  Stellung  zu  bringen.  Iiier 
haben  die  Vereinigten  Staaten  richtiger  gesehen;  ihr  Präsident  ist  der  erste 
Befehlshaber  der  ganzen  bewaffneten  Macht.  Dort  weiss  man,  dass  der  Schutz 
gegen  Machtanmaassung  nicht  in  Entziehung  nöthigcr  Befugnisse  und  in  Be- 
schimpfung, sondern  in  dem  allgemeinen  Freiheitsgefühle,  im  Bürgerstol^e 
und  im  Rechtsbewusstsein  des  ganzen  Volkes  liegt.   Hatte  das  französische 
Volk  diese  Tugenden  nicht,  so  konnte  keine  Verfassung  der  Welt  es  gegen 
ungesetzliche  Herrschaft  schützen.    Und  der  Erfolg  hat  in  dcl*  That  gezeigt, 
dass  es  sich  nicht  zu  schützen  wusste. 

Was  aber  soll  man  gar  zu  der  Verfassuiigs-Bestimmmlg  sagen,  welche 
die  Wieder  erwählung  eines  Präsidenten  nach  Ablauf  seiner  vierjährigen 
Regierungszeit  verbot?  Aus  Furcht  vor  möglichem  Missbrauche  sollte  also 
auch  eine  gute  Regierung  nicht  fortgcbctzt,  der  vielleicht  uothwendige  Mann 
dem  Vaterlande  nicht  erhalten  werden!   Aus  Besorgniss  vor  der  eigenen 
Schwäche  sollte  das  Land  mit  sehenden  Augen  einen  falschen  Scliritt  thoo! 
Und  diess  zwar  da,  wo  nicht  etwa  eine  kleine  Anzahl  von  Wählern  selbsti- 
schen ^lissbrauch  treiben,   durch  Ränke  gewonnen  und  verderbt  werden 
konnte;  sondern  wo  die  Entscheidung  in  den  freien  Willen  des  ganzen 
Volkes  gelegt  war,  wo  Millionen  zu  einer  Neuwahl  berufen  wurden.  Ent- 
weder begünstigte  die  Mehrheit  der  Franzosen  eine  vom  Präsidenten  einge- 
leitete Gewaltanmaassung ,  oder  sie  wollte  sie  nicht.   Im  ersten  Falle  ging 
trotz  aller  papiemer  Schutzwehren  die  Sache  doch  vor  sich;  im  andern 
Falle  stimmte  die  Mehrheit  gegen  eine  Verlängerimg.    Allein,  wendet  um 
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vielleicht  ein:  zeigten  nicht  spätere  Ereignisse  die  Zweckmässigkeit  der 
Bestimmung?  War  es  nicht  das  zugestandene  Bemühen  Derer,  welche  Frank- 
reich eiut-n  uout'U  Herrscher  geben  wollten ,  vor  AlK  jii  die  Wiedererwälilbar- 
keit  gleich  des  ersten  Präsidenten  durchzusetzen ,  uni  ihm  Zeit  zur  Reifung 
seiner  Plane  zu  lassen?  Nun  ja  eben.  Gleich  der  erste  Präsident  machte 
Anstalten  zu  einer  Thronbesteigung.  Da  er  hierin  wirklich  von  dem  Willen 
der  Mehrheit  begünstigt  war,  und  er  sich  überhaupt  dem  Unternehmen  ge- 
wachsen zeigte:  so  war  das  Verbot  einer  Neuwahl  keinen  Augenbhck  ein 
ilindcmiss,  sondern  es  wurde  mit  der  Republik  zugleich  bei  Seite  geworfen. 
Verfassungen  werden  erhalten  durch  ihre  Uebereinstimniung  mit  den  all- 
gemeinen Ansichten  und  Bedürfnissen ,  nicht  aber  durch  ihre  eigenen 
Bestimmungen ,  und  glückliche  Usurpatoren  stehen  nicht  still  vor  einem 
Verbote  der  Usurpation.  Kurz,  das  Verbot  einer  alsbaldigen  Wiederer- 
wälilung  eines  Präsidenten  konnte  nur  Gutes  verhindern,  nicht  aber  Ver- 
fassungswidriges abwenden.  Im  Gegentheile  ist  wohl  unzweifelhaft,  dass 
eben  die  Beschränkung  der  Präsidentschaft  auf  eine  bestimmte  kurze  Zeit 
die  Katastrophe  beschleunigt  und  unvermeidlich  gemacht  hat,  da  dem  Ehrgeize 
und  dem  Ghiuben  an  die  eigene  Bestimmung  keine  andere  Wahl  gelassen  war. 

Endlich  noch  ein  Wort  über  die  persönliche  Verantwortlichkeil 
des  Präsidenten.  Eine  solche  ist  allerdings  eine  logische  Nothwendig- 
keit  in  einer  Republik  (und  in  dieser  Beziehung  vermag  man  der  von  be- 
deutenden französischen  Staatsgelehrten,  z.  B.  von  Luferriere,  ausgesprochenen 
entgegengesetzten  Ansicht  nicht  zuzustimmen).  Ebenso  mag  nach  Recht 
und  Klugheit  die  Verantwortlichkeit  auf  alle  Staatsbeamte  nach  eines 
jeden  Antheil  und  Schuld  ausgedehnt  werden,  somit  namentlich  auch  auf 
die  Minister.  Allein  vollkommen  einverstanden  muss  mau  mit  der  Ansicht 
sein,  welche  die  von  der  Vcrfassung^u^kunde  verlangte  Gegenzeichnung  eines 
Ministers  für  unpassende  Hertibernahme  aus  einer  wesentlich  verschiedenen 
Staatsform  erklärte.  Bei  einem  persönlich  unverantwortlichen  Fürsten  ist 
die  verfassungsmässige  Nothwendigkeit  einer  Gegenzeichnung  nicht  nur  eine 
Erleichterung  der  Auftindung  des  iutellectuellen  Urhebers ,  sondern  in  der 
That  ein  Schutz  bedi'ohtcr  Rechte,  weil  sie  den  eine  Gewalthandlung  beab- 
sichtigenden Fürsten  nöthigt,  unter  der  Zahl  der  höchsten  Beamten  einen 
mit  persönlicher  Verantwortlichkeit  eintretenden  Tlieilnehnier  zu  finden,  was 
wenigstens  nicht  immer  möglich  sein  wird.  Allein  bei  einem  verantwort- 
lichen Regierungshaupte  f^llt  nicht  nur  mit  den  Gründen  auch  die  Folge 
weg,  sondern  es  treten  noch  ganz  andere  Erwägungen  ein.  Wenn  der 
Präsident  verantwortlich  war,  so  liatte  er  natürlich  auch  die  Unterlassung 
nothwendiger  Regieruugshaudlungen  zu  vertreten.  Dann  aber  musste  er 
ungehemmt  im  Bändeln  sein.  Dicss  war  er  jeiloch  nicht,  wenn  er  die  Gegen- 
zeichnung eines  Ministers  brauchte.    Sodann  wäre  es  ohne  Zweifel  weit  mehr 
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im  Geiste  der  nun  einmal  gewählten  Staatsfonn,  wäre  es  namentlich  eine 
Durchführung  des  an  die   Spitze  gestellten  Grundsatzes  der  Gewalten- 
trennung  gewesen,  wenn  an  die  Stelle  eines  parlamentarischen  Ministerittm« 
die  persönliche  Regierung  des  vom  Volke  gewählten  und  verantwortlichen 
Hauptes  der  ausübenden  Gewalt  getreten  wäre.    Eben  desshalb  ging  ja 
letzterer  aus  unmittelbarer  Volkswahl  und  nicht  aus  Ernennung  der  Nation^]- 
Versammlung  hervor,  weil  er,  eine  von  letzterer  verschiedene  Kraft,  in  seinem 
Wirkungskreise  unabhängig  von  ihr  sein  sollte.    Wenn  er  nun  aber  der 
Zustininiung  seiner  Minister  bedurfte,  und  wenn  er,  voraussichtlich,  kleine 
Minister  fand,  als  solche,  welche  der  Melirbeit  der  Versammlung  angeliörtt*n 
(weil  Andere  ihre  Verantwortlichkeit  nicht  hinreichend  gedeckt  wnssten): 
so  war  che  zwar  nur  mittelbare  aber  nothwendige  Folge  der  verfassungs- 
mässigen Gegenzeichnung  die  parlanientariscbe  Regierung  der  Ministor.  Dies? 
konnte  nur  vermieden  werden  durch  eine  vollständige  Selbstständigkeit  und 
alieinige  Verantwortlichkeit  des  Presidenten  für  alle  seine  Regierungsband- 
Inngen.    Die  Minister  mussten,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  lediglich  seine 
Rathgeber,  er  alx-r  uliein  für  die  Befolgung  des  Rathes  verantwortlich  sein. 
So  wie  die  Sachen  durch  die  Verfassung  gestellt  wurden,  war  der  Prä-sident 
von  Frankreich  mehr  nur  der  Vorstand  eines  Ministernithes,  als.  das  alleinige 
Haupt  der  ausübenden  Gewalt,  wie  er  diess  denn  doch  nach  dem  eigent> 
liehen  Gedanken  der  Verfassung  sein  sollte. 

Sicherlich  war  die  Verfassung  von  1848  nicht  glücklich  in  ihren 
Bestimmungen  Aber  die  Stellung  des  Oberhauptes  der  Republik.  Schwftcfaung 
der  Gewalt,  die  man  doch  stark  haben  wollte;  ZerspUttemng  dar  Eiohelt, 
welche  aaerüselicli  enehieii;  gesetsliciie  Aeaflaehng  eines  beleidigenden  Ifiaa- 
tranens,  wtiiFend  der  aUgem^ine  Mangel  an  V^rlniien  das  QruaMtH  der 
staaUiohen  Zn^tiode  war:  wie  faymlte  man  holTen,  dass  solche  Fdder  mge- 
riebt  bleiben?  Ob  lYnnkreiefa  eine  BepnbUk  bleiben  konnte,  nociite  unter 
aBen  Toranssetzongen  iwdfelfaaft  sein.  Allein  'so  viel  war  gewiss,  daas  die 
dem  Msidentcn  gegebene  StellnUg  Nichts  beitragen  konnte  aar  Aofrecht- 
efhaltuig  dieser  Regiemngsform,  sondern  im  Oegentheile  in  kftnerer  od« 
Ubigerer  -Fitet  weMntUdie  Aendeningen  heibeiAb^ 

Der  Staatsgericbtshof. 

tteikwordig  sind  die  BealimmnBgen  ifter  die  EtniiditMg  des  Staats- 
geriehtshofes.  . 

UnmiÜBihaft  ist  eioe  tadellose,  allen  FMdemngen  des  Beditca  nnd  der 
9la»taklwgheit  entspreohettde  Bestelhmg  der  nun  gerichtlichen.  Sehntae  dter 
Yerfassiuig  and  «berhavft.des  MfentliciKn  Bechtea  beatinuntcn  Bshtide  la 
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jeglicher  Staat8fi>rm  eine  Mhr  sehwiorig(>  Aufgabe.  Schon  die  grosse  Menge 
der  Versuche,  welche  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben  Staate  zu 
verschiedenen  Zeiten  gemacht' worden  sind  beweist,  dass  die  bei  dieser  Art 
von  Richtern  unumgänglich  nothwendige  Vereinigung  von  Rechtskenntnissen, 
geschützter  und  unabjiängiger  Stellung,  endlich  von  staatlicher  Einsicht  ohne 
eigene  Betheiligung  bei  dem  Gange  der  staatlichen  Angelegenheiten  schwer 
aufzutinden  ist.  Dazu  kommt  noch  die  Schwierigkeit ,  die  Anwendung  der 
ganzen  Einrichtung  und  die  Vollstreckung  etwaiger  St rafurt heile  sicher  zu 
stellen  gegen  sclüaue  oder  gewaltsame  Hindernisse  von  Seite  des  Bedrohten 
oder  der  Parteien.  Um  so  grösser  ist  also  das  Verdienst,  wenn  einer  Ver- 
fassung diess  Alles  leidlich  gelingt,  und  es  verdient  eine  nachsichtige  Beur- 
theilung,  wenn  ein  Fehler  begangen  oder  nicht  die  nöthige  Kraft  gefunden 
ist.  Beide  Pflichten  sind  denn  auch  gegen  die  Verfassung  von  1848  zu 
erfOllen. 

Das  constitutionelle  Königthuiu  Frankreichs  hatte  die  Aufgabe  gelöst 
durch  Uebertragung  des  Auftrages  an  seine  Pairskamnier.  Mit  welcher 
Wei:sheit,  namentlich  seit  Aufliebung  der  Erblichkeit  der  Pairie,  mag  hier 
ununtersucht  bleiben.  Jeden  Falles  machte  die  republikanische  Gestaltung 
des  Staates  eine  Aenderung  uoth wendig,  und  eine  passende  Einrichtung 
war  itzt  doppelt  wichtig,  aber  auch  zelmfach  schwierig,  weil  das  Haupt  der 
Regierung  selbst  vor  Gericht  sollte  gestellt  werden  kOnneu.  —  Im  Wesent- 
lichen wurden  denn  Folgendes  bestimmt: 

Alljährlich  hatte  der  Cassationshof  ftüaf  seiner  Mitglieder  als  Staats- 
richter zu  bezeichnen.  Sie  waren  für  jede  in  diesem  Jahre  von  der  National- 
versammlung erhobene  Anklage  ohne  Weiteres  zuständig;  jedoch  nur  zur 
Prozessleitung  und  zur  Gesetzesanwendung.  Zur  Urfheilsfindung  über  die 
Thatsache  waren  Nationalgeschworeae  bestiumit.  Diese  aber  wurden  aus  den 
Mitgliedern  der  Departementalrüthe  in  der  Weise  genouunen,  dass  für  jeden 
einzelnen  Prozess  ein  Mitglied  aus  jedem  der  86  Departcmentalräthe  durch 
das  LoOB  bezeichnet ,  aus  diesen  wieder  durch  Loos  und  Recusatiou  ein 
Geschwomengericht  von  36  Mitgliedern  und  4  ErgänzungsmAnnem  gewonnflo 
Haid.  EilieSdnddfgwldftriiiigMlRe  UDT  Bit  «en^ 
Sttpum  erfolgen. 

Es  nib«  in  der  Tliat  imbillig ,  dieie  Bestimmungen  nichl  za  lolieii  in 
ihren  Grondgedinken.  Der  StaatsgcricMdiof  hatte  eine  vesentBch  .politische 
Qnmdhie  mit  der  nOtUgen  recfatdnuidigen  Beinüflchong  ond  Regelung; 
somit  sicfaerlieh  die  lichtigste  Zosammeosetning.  Es  Imonte  seiner  Tht- 
tiglnit  kein  Hindeniias  -Ton  der  Begicrung  entgegengestellt  fperden  ohne 
oÜBBe 'KriegserkUnmg  gegen  die  Terfiusong,  was  denn  dodi  in  gewdhn- 

1)  Ich  (Ulf  hier  wohl  verwdMa  auf  dto  Erörteruo^a  üt  meiner  Bcbriil:  IHe  Veimotwurt- 
Sehkctt  ier  IDiilitir  InBialMtiicIwSia  niid  VolkivwMog.  Tttb.,  m7,  iiMMDaidi8.t?0-OTSi 
T.  M  Ohl,  atMimoU.  Bd.L  80      '  . 
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liciaii  Fülhn  nicht  zu  tiwarUn  war.  Kiu  ungt'büiirliclicr  Eilifluss  auf  (He 
Bezeichuiuig  der  Mitglieder  fand  lüelit  ^tutf.  Die  (lesiiiworeneii  waren  zalil- 
reich  und  verseliicdenartig  gemi^,  um  sich  gegenseitig  in  feldeuden  guten 
Eigenseljultcii  /u  ergaUiieu,  in  vorhandenen  üblen  zu  ueuti-alisiren.  Und  ist 
etwa  auch  bei  schärfster  Prüfung  nicht  zu  verkennen, .  dass  bei  den  auf  die 
bezeichnete  Weise  gewühlten  Ge><  li\vurt  neu  niclit  mit  unbedingter  Sie  hc  i  lu-it 
auf  höhere  staatliche  Eingi  bt  gcrecbiirt  werden  konnte,  und  dass  überhaupt 
wie  bei  allen  Geschworenen,  in  w  ichtigen  Pru/essen  Einzelne  möglichere  eise 
einer  Bestechung  von  oben  oder  der  Furcht  nach  untm  erliegen  mochten: 
so  war  auch  keine  andere  denkbare  Zusammensetzung  ohne  ihre  eigcn- 
thümlichen  und  zum  Theile  bei  weitem  grösseren  Fehler.  Die  Festätellui^ 
einer  grösseren  Sttimmaizahl  als  der  einfachen  Mehrheit  zur  Aossprechaug  eines 
Urtheiles  war  wohl  von  fiberwiegend^m  Katzen.  Mit  Eiiieiii  Worte;  die 
Bestimmongen  der  Yerüassung  in  dieser  schwierigen  Frage  waren  ein  Miur 
beachtenswerther  Beitrag  zur  endlichen  richtigci^  Lösung  der  Aufgabe,  und 
man.dorfte  sich  von  ihnen  eine  gute  Wirkong  verspreche. 

Man  wird  vielleicht  diesem  Lobe  entgegenhalten,  dass  die  ftr  so  Utahtfg 
anagegebenen  Bestimmungen  doch  den.  Umsturz  ^er  Yer&ssang  nidit  hAben 
verhindern  können,  und  gleich  bei  dem  erstöi  Falle  einer  Anwendbarlceik 
gar  nicht  haben  ins  Leben  treten  können.     Allerdings  ist  der  Staatastreick 
vom  2.  Decbr.  gewagt  worden  trots  der.  drohenden  Einrichtong  dlM  Staata- 
gerichtsbofes,  und  ist  letzterer  nicht  in  Thfttigkeit 'gerufen  worden,  trotz  der 
schreiendsten  Veranlassung.  Einen  Yonniif  gegen  die  Anstalt  als  solche 
hierauf  zu  gründen,  ist  jedoch  ungerecht  und  beruht  anf  einer  Begrillsver- 
wechslung.   Wie  nftndich  immer  ein  Staatsgeiichtshof  geordnet  und  die 
Verantwortlichkeit  bestimmt  sein  mag,  .so  viel  ist  jeden  FaOes  klar,  dfoa 
das  Gesetz  lediglidi  nur  eine'  feste  und  gerechte  Behandlung  nach  erlangtem 
Siege.  Uber  einen  hochverfttherischen  Angriff  gewfthren  kannj  dasa  aber 
nimmermehr  durch  btosse  Ver&ssungsbestimmungen  den  Versuidien  sn  Umr 
Sturz  und  Aufrichtujtg  einer,  anderartigen  Begtemngsgewalt  wirksam,  vor^ 
gebeugt  wird,  ftius  solche  Versuche  nach  Beschaffenheit  der  Person^  md 
Verhiltnisse  lockend  sind.  Mögen  nfimlich  jene  Gesetze  auch  nodi  so  strenge 
lauten  und  noch  so  schwere  Folgen  androhen,  so  haben  sie  ja  nur  eine  Be- 
deutung unter  der  Voraussetzung  des  Bestandes  der  jetzigen  Ordnung  der 
Dinge.  Wer  diese  aus  selbstischen  oder  vermeintlich  allgemeinen  Grflnden 
umstossen  will,  lässt  sich  nattlrlich  durch  ihre  eigenen  Bestimmungen  davon 
nicht  abhalten.   Eben  diese  will  er  ja  mit  Gewalt  beseitigen ;  und  höchstens 
rufen  sie  zu  einem  eigens  auf,  sie  berechneten  Schlage  auf.  Die  Abwehr  des 
ihatsAchlicheu  Angriffes  kann  nur  durch  einen  thatsüchlichen  Widerstand 
erfolgen,  und  geht  jener  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  selbst  ans,  unter 
missbriluchUcher  Anwendung  der  ihm  anvertrauten  Mittel,  so  ist  Hälfe  nur 
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in  einer  allgemeinai  Erhebang  des  Volkes  zur  Yertlieidic^iuig  seiner  itechte 
zu  hoffen.  Eine  ^Uignng,  Gleickgültigkeit  oder  Feigheit  von  Selten  der 
Bürger  selbst  vermag  nicht  durch  das  Vqrliandensein  und  selbst  nicht  dorch 
üandlnngsversnche  einiger  weniger  Mlmier  ersetzt  zu  werden.  Wenn  also  der 
gewaltsame  Umstuis  der  Verfassung  im  2.  Dec.  fast  widerstandlos  erfolgte 
und  nachher  sogar  von  .der  nngehenren  Mehrheit  des  französischen  Volkes 
ausdrücklich  gut  gcheissen  wurde:  so  ist  diess  nicht  Schuld  des  StuUag»» 
richtshofes,  und  beweist  es  nichts  gegen  die  Richtigkeit  der  Bestimmangen 
über  denselben.  Diese  hätten  sich  erst  zeigen  können,  und  würden  sich 
ohne  Zweifel  erprobt  haben,  wenn  oiu  besiegter  Staatsverbrecher  vor  ihn 
gestellt,  und  nun  ein  gcrecliies  und  umsichtiges  Urtheil  von  ihm  verlangt 
worden  wäre.  Also  nicht  der  Staatsgerichtshof  ist  es,  welcher  sich  schlecht 
erprobt  hat,  sondeni  die  Nationalversanniilnng  hat  schwach  nad  thörigt  ge-  ' 
handelt,  und  das  Volk  hat  wollen  unterjocht  sein.  . . 

Eben  so  unumwunden  aber,  als  die  vortheilhaften  Seiten  der  Einrich- 
tung anerkannt  worden  sind,  müssen  nun  auch  die  verfehlten  Maassregeln 
hervorgehoben  werden.  Es  sind  diess  aber,  einmal,  die  nothwendige  lang- 
same Bildung  des  im  bestimmten  Processe  zu  verwendenden  Gt  schworenen- 
gerichtes ;  sodann  einige  nutzlose,  und  somit  tadeluswerthe  Drohungen,  welche 
die  Verfassungs  -  Urkunde ,  in  Art.  HO,  gegen  Umsturz -üntornehmungen 
eines  Präsidenten  entluilt.  —  Was  die  erstere  Ausstellung  betrifft ,  so  ist 
einleuchtend,,  dass  über  der  Ausloosung  der  Geschworenen  aus  den  Departe- 
mentalräthen ,  noch  mehr  aber  über  der  Einberufung  so  vieh  i-  über  ganz 
Erankreich  zerstreuter  Männer,  deren  augenblicklicher  Aufenthalt  vielleicht 
nicht  einmal  bekannt  wäre,  oder  für  welche  zum  Theile  Ersatzwahlen  uöthig 
werden  konnten,  zienilidic  Zeit  in  Anspruch  nehmen  musste.  Je  nach 
den  Umständen  kann  aber  eine  Verzögerung  in  einem  Staatsprozesse  von 
grosser  Ün2utriiglichkeit  sein,  indem  der  Nutzen  der  ganzen  Anstalt  nicht 
bloss,  ond  selbst  nicht  einmal  hauptsächlich,  in  der  Verurtheilung  des  Schul- 
digen an  sich,  sondern  in  der  Beruhigung  der  öffentlichen  Meinung  durch  eine 
abschHessende  redblMche  Entscheidung  der  Angelegenheit  liegt.  Der  hier 
geniaehte  Fehler  fat  intt  so  grösser,  als  es  gar  nidtt  tdnrer  gewesen  wl^, 
eii|»  Eitfiiolitaii  n  treffen«  welche  eine  scbneDei«  Thftti|^eit  der  Qeichwo* 
i^oen  mOi^  gemacht  hSIte.  —  Hinsichtlich  der  gegen  hodifenritlierische 
WfiißiAmw^  9^  PMdOiteii  ptaißam  Anordnungen  aber  gehört  Jdcht  . " 
fid  Sckarfrinn  .dan^  -iMGfakaweibeiiV'-daia  diese  anf  don  ersten  Blick  so 
ftrchtfaar  |MM|ii|lB|i^  sich  keineswegs 

ab  80]fil»'^jl^i|tt^|itN(^  war,  dass  eine  Anf- 

lOsuQg,  Tii|ii^^;«d^  Ütti^ikersainmfaing  HochTerrath 

von  Betten  des  I^rlsfdeiiten  'sei;'  dan  ^nrch  die  blesse  Thatsacfae  fichon 
jUassen-  Absetnii^g  erfolge;  datt  alle  Borger  verpfliehtet  seien,  ihm  den 

'  ": ■  «6*  ••  • 
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Gebomm  zn  Yerweigeni;  endlich,  diiss  der  Staak^geiklitdiof  bei  lehwcfvr 
Strafe  angenbUcblicb  zosamilieiizntreteit  babe:  so  hSkai  oiiobar  alle 'diese 
YorbereitDBgen  einer  ver&ssmigsinissigen  Anflebnmg  vor  .der  ESnoi  Be- 
mefknng  in  blosse  Redensarten  snsunmen,  dass  frano  der  Prisident  indit 
völlig  mhnsinnig  war,  er  einen  Umsion  derYerlbssimg  nidit'obne  eine  grosae 
ihm  unbedingt  ergebene  Macht  «beginnen,  diese  aber  natflrficfa  aieh  «m  die 
Yertheidigongsdrohangen  der  Verfiwsnng,  welche  sie  eben  beseitigen  wollte,  sehr 
woiig  Icflnunem  konnte.  Es  war  dann  eben,  wie  in  allen  Staatsrnnwäbningen, 
eine  Frage  der  Macht  und  der  Begabung.  Der  «egende  hocbTerr&tberiaclM 
Präsident  konnte  durch  die  gesetzlichen  Drohungen  gar  nicht  erreicht  wer- 
den; der  unterliegende  wQrde,  auch  ohne  diese  ICaassregeln,  der  rächenden 
Strafe  verfallen  sein.   Offenbar  sind  diese  BestininnDgen  des  Art.  68  aas  der 
Ennnerong  an  den  18.  Bnunaire  hervorgegangen.   Um  aber  ihre  Hohlheit 
vom  ersten  Augenblicke  an,  und  ehe  der  2.  Dccember  den  thatsflchlichea 
Beweis  derselben  gehefert  hatte,  zu  erkennen,  hatte  man  sich  nur  die  ein- 
fache Frage  vorzulegen:  ob  wohl  ein  solcher  Artikel  in  der  Verfassung  von 
1795  den  18.  Brumaire  verhindert  haben  würde?    Wollte  aber  etwa  die 
Ansicht  geltend  gemacht  werden,  dass  eine  unwirksame  Drohung  wenigstens 
Nichts  schaden  könne :  so  ist  /u  erwidern,  dass  es  allerdings  ein  Fehler  ist, 
Misstrauen  zu  zeigen  ohne  zngleieh  die  Gefahr  wirksam  zu  entfernen;  und 
ein  noch  grösserer  Fehler,  durch  die  Gesetze  Ilandlungen  zu  regeln  zu 
suchen,  über  welche  sie  keine  Wirkung  haben.    Wenn  namentlich  Ver- 
fas-iin^'surkunden  diesen  Felder  machen,  so  kann  es  nur  zur  Steigerung  des, 
ohnedem  schun  vorhandenen,  Misstrauens  in  ihre  Wirksamkeit  beitragen. 

Diese  Fehler  n)Ogen  von  minderer  Bedeutung  sein ;  allein  ein  Tadel 
kann  nicht  erspart  werden,  da  sie  ganz  leicht  zu  vermeiden  gewesen  wären 
un<I  jedoi)  Falles  gegen  ihre  Wiederholung  in  ähnlichen  Fällen  gewarnt 
werden  muss. 

•  6. 

Dia  Beatimmaagen  ftber  den  Staa'taratb. 

Wenige  Theile  des  franzüsivchen  Verwaltungs-Organismus  haben,  wenn 
man  auch  nirht  weiter  zurückgeht,  als  auf  die  seit  der  Revolution  einge- 
tretenen Yeräiiderungen,  somit  in  dem  gegenwärtigen  Jahrhunderte,  so  viek 
Umarbeitungen  erlitten,  als  der  Staatsrath.  Abgesehen  von  YerAnde* 
rmigen,  welche  nur  Eiuzelnheiten  betreffen,  hat  diese  BehOtde  aeÜ  dCT 
Consular- Verfassung  bis  zum  gegenwärtigen  Augenblidn  vier  weeeotiieh 
verschiedene  btaalsrcchtliche  Stellungen  erhalten  *).  ' 

1)  Die  Oeschicbte  des StMtsrathc»  <lcr  hHoii  Monarchie  ist  bearbeitet  in  Ooillard,  Uitrin 
du  Cuuseil  du  üui.  rar.,  171tf,  i.  Hu»  ioi  uuucvtuu  Zeit  hcfuuter  goht  dMt  freiUch  tkmMA 
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UMer  Napoleon  I.  trar  der  SUstantli  sdnii  Terftamigvgcoiifs  einer 
der  iddiligsteii  ThtSk  dee  SliitiOfiiiiifiiiiiu;  osd  er  ttiig  noeb  mehr  in 
seiner  Bedenkvng  tiieOt  ducb  die  ellatfldige  Aködtanf  der  Yolkivertretnng, 
theOf  dmdi  die  BegflnüiffB^E  des  gnvraltigen  Uemtlbm,  «Mer.  lidi  in 
der.  Hille  Ataer  Yersanuntang  Imonders  wM  gefiel  and  sie  inuner  aelir 
mr  enlfln  Behörde  hn  Staate  nacht«.  Ürsprftnglicb  nar  zur  Begotachteng 
und  Tertbeid^innp  der  Gesetzentwürfe  bestimmt,  hatte  der  Staatsrath  sfiüer 
tbatsidUidi.  die  einzige  wirkliche  gesetzgeberische  Thätigkcit.  Zn  der  Qun 
organisch  zustehenden  Yerwaltnngsrechtspfiege  fttgte  der  Kaiser  nicht  Miten 
fliniilidle  Richteraofträge ;  die  höchsten  Beamten  hatteh  sich  hier  zo  ver- 
nnlworten.  Er  nahm  Theil  an  der  äa<iseren  Politik ;  seine  Mitglieder,  sogar 
blose  Auditoren  desselben,  wurden  mit  der  VervralliBg.  eroberter  Länder 
beaoftragt.  Mit  Einem  Worte,  der  Staaterath  war  im^^ersten  Kaiserreiche 
ein  mächtiges  Regierangimrkzeng ;  ihm  anzugehören  war  h<riie  Ehre  für 
die  bedentendsten.  Männer.  Dass  der  Kaiser  die  Mitglieder  nach  seinem 
Gntbefinden  ernannte,  bedarf  nicht  erst  der  ErwAhnnng;  nicht' inuner 
schätzte  das  Gesetz  gegen  willktthriiche  Entlassung. 

Eine  weit  bescheidenere  Stelle  nahm  der  Staatsrath  ein  unter  dem  con« 
stitntionellen  Königthnme.  Weder  die  Verfassung  von  1814,  noch  die  von 
1830  erwähnte  seiner  ausdrücklich;  ja  erst  im  Jahro  1845  wurde  dio  Ein- 
richtung und  Zuständigkeit  desselben  dnrch  ein  Gesetz  geordnet ,  naclidt  m 
eine  presse  Anzahl  vergeblicher  Entwilrfe  nnd  Berichte  voranpeganpen  war. 
Die  parlamentarische  Regicrunps\vpi«;e  hob  die  Kanuiier  und  die  Ministerien 
weit  iiher  den  Staatsrath.  Gnindsiitzlich  zam  Rathe  der  Krone  hei  Gesetz- 
pehungsarbeiten  bestimmt ,  \Yurde  er  doch  nur  sehr  selten  dazu  benfit/t, 
und  war  hanptsiichlich  thiltip  in  der  Leitnng  hcstinimter  ihm  fihertragener 
Verwaltnnpstheile ,  sowie  als  oberstes  Vcrwaltnngsgericht ,  wobei  er  jedoch 
keinerlei  silbstständige  Entscheidungen  zu  treffen,  sondern  Alles  nur  als 
Gutachten  an  die  Regiemnp  zu  geben  hatte.  Die  Mitglieder  wurden  nicht 
nur  nach  Belieben  von  der  Krone  ernannt,  sondern  auch  eben  so  entlassen; 
an  ausserordentlichen  nnd  Ehrenmitgliedern  war  Ueherfiuss.  Immerhin  noch 
eine  bedeutende  und  nützliche  Behfirde ,  war  doch  der  Staatsrath  bei  Mangel 
an  Selbstständigkeit  und  heschränktcr  gesetzlicher  Zuständigkeit  nur  eine 
Stelle  zweiten  Ranges  geworden  0« 

 ■  •  t 

Mfewad»,  W«k  voi/BeeB«alt,  BWoi»  «■  Obm«!!  d'tM.  Pm.»  MM  -  Itatar  ««m  «ad 
andere  veiinaifle  MrUltB  i.  B«lac  Oeidüdrte  mA  tilmtw  dar  ftuliw.,  |M.  m, 

1)  ü«lMr  dl«  SMtat  dMntHfmlhM'vMar  dar  qwMMtuMoiwItoiiltoaarcMg  ««Ii«  maii  s.  B. 

die  Anfrltz»!  Runtpr'»  In  M 1 1  te  rm  al  er'i  ZMtsrhrift  fflr  Rechtswisspnsrh.ift  r)««  Auslände«, 
Bd.  xrv,  8.  96  and  S04,  und  Bd.  XIX,  1;  oder  Cormenln,  Du  eonaeil  d'itat.  Pik.,  1818; 
▼lTl«B,  tMm  mtmbmuMfm,  9.  VMkitm  Itar  dto  OwntinmigmwHiBd»  nad 

Formen  t^nh^n  ntvMUk  &B  Woka  Ibtt  ftlairtilscbai  VMntütmtumMt  dl*  MosopiRpIlMa 
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In  eine  gtnz  Teitnderte  Stellung  kam  mm  aber,  drittens,  der,Ste^s> 
ratb  durch  die  repablikanische  Verfassung  von  1848.   Nicht  mr  tsnt  er,  iä 
fonneUer  Beziebong,  durcb  ein  eigenes  Kapitel  der  Verfassung  und  maacbe 
sonstige  zerstreute  Bediogaogen  derselben  wieder  in  die  Reihe  der  gmnd- 
geset/clichen  Einrichtongen,  imd  wurde  demgemüss  auch  bald  durch  ein  orgm» 
mtcbes  Gesetz  gestaltet ,  sondern  er  erfahr  auch  die  wesentlichssten  Verände- 
tmgen  in  materieller  Beziehung.    Theils  wurden  seine  Befugnisse  erweitert, 
genauer  bestimmt  und  seine  Benützung  als  gesetzliche  Nothwendigkeit  er- 
klärt; thcilv  und  hanptsftchlich  aber  trat  er  daduj'cb,  dass  die  Emeinnmg 
seiner  Mitglieder  von  der  Regierung  auf  die  Nationalversammlung  fibertrageii 
und  durch  häutige  Ernenening  immer  Uebereinstimniung  mit  der  Richtung 
der  letztern  bewirkt  wurde ,  aus  der  Stellung  einer  Regicrung'ibehörde  in  die 
einer  Coutrole  der  Regierung  tiber.    Es  wurde  der  Versuch  gemacht,  ein 
parlameutarisrh-dciiio!<r:itisclics  Eknieiit  in  die  Verwaltung  zu  bringen.  . 

Die  vierte  Aenderung  in  der  Bildung  und  Br-(iniinung  des  Staatsrathes 
ist  endhch  durch  die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreiche?  eingetreten  'X 
Er  ist  aufs  Neue,  wie  sich  von  selbst  versteht,  zu  einer  reinen,  unter  der 
obersten  Leitung  de>  Kaisers  stehenden  und  von  ihm  allein  zusammengesetzten 
Regierungsbehörde  geworden,  in  dieser  P>igenschaft  aber  höher  als  je  ge- 
stellt,  so  dass  er  ohne  allen  Streit  itzt  das  bedeutendste  Glied  in  dem 
Vcrwaltungs- Organismus  ibt.    Er  ist  uicht  nur  überliaupt  der  grosse  Rath 
des  Staatsol>erhaupts  in  allen  einzelnen  von  diesem  vorgelegten  Fragen, 
sondern  er  hat  auch,  stehend,  wesentlichen  Antheil  an  der  Gesetzgebung, 
(indem  er  nicht  nur  dic  von  der  Regierung  ausgehciulcn  Gesetzesentwörfe 
ausarbeitet  und  dieselben  durch  einige  seiner  Mitglieder  in  der  Abgeordneten- 
kammer vertheidigt,  sondern  auch  zu  den  in  den  Cuiamissioncn  dieser 
Kammer  etwa  anftauchc^nden  Vcrbessemngsanträgen  seine  Zustimmung  m 
geben  bat;)  eine  grosse  Anzahl  der  wichtigeren  Regierungsmaas^egeln  be- 
dürfen «einer  ZnatlBMnjing  und  selbst  Anordnung;  er  fibt  das  Oberaufsichts- 
recht  des  Staat««  tIber  Behörden  and  eimeUie  .BMtB,  ao  wie  Aber  die 
Korporationen  ans,  und  entacheidet  in  dieaer  ^genaehaft  Aber  ifie  Ibaiip 
Uageaetnwg  der  Beamten;  endUeh  ist  er,  irie  ra  äUen  Zeiten,  dAa  bbenl^ 
flffentlich  verlUirende'  Yerfrattoiigagericht  —  Nkht  im  Senate^  nicht  ia  don 
geaelsgdMiideii  Körper,  aondeirn  im  Staatuathe  Uegt  füt.  das  Sehtrarge^ 
«rieht  der  Begiening.  - 

Hier  handelt  ea  sich  natürlich' nur  too  den  BestimmimgeB  der  Mpölili- 
kanischen  TerfiMaaBg.  Diese  sind  denn  aber  einer,  näheren  Prüiluig  sehr 
 •   •  ' 

1)  8.  «•  r«rfltrik.  v«B  tssi,  lt  «r-^$  OtiMMM  omni        ««■  StMbnth  -VW 

2'  .TfiniiT  JS52;  Kfnrifhtuntr'  Verordnonflren  vom  W.Jänncr.  Vgl.  ferner:  Laferri^re,  Cmr^ 
do  droit  pnbUc,  M.  4,  Par.,  labi,  ttd.  1,  g.  JM;  Bioisk,  UicU  de  radmiDiatnMtioo,  Artikel :  Goo- 
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n^irdig,  iidem  sie  nicht  mir  an  sich  warn  TlieUe  gwu  MgentliAailiclie  Ein- 
nehtnngen  enthalten,  «mdeni  flberiianpt  der  erste  Tenndi  waren,  einer 
Seits .  eine  so  jnflditige  YerwaltaagstieMnle  in  eine  reprisentative  Deme- 

kratie  einzufahren,  anderer  Seits  der  geset^bendflii  Versammlnng  einen 
bcdeatendon  Einflnse  in  der  Verwaltanit«aii  versdiaffBO.  Bei  der  Erdrtemng 
drrsrlbw  aber  ist  es  allerdings  nöthig,  nicht  bloB  die  BestiBunnqgfiii  der 
.  VerfassTingsiirknDde ,  sondern  auch  die  des  organischen  Gesetzes  vom  S,  Ittrz 
1849  zn  betrachten  ');  aber  es  erscheint,  zur  Vermeidung  nngehöriger  Ans- 
führlidikeit ,  zweckmässig,  mit  Uebcrgehung  alier  minder  ivichtigoi  Punkte, 
"  nur  die  Hauptfragen  im  Auge  zu  behalten.   Jene  mögen  noch  so  trefflich 
-  bestimmt,  oder,  noch  so.  verfehlt  sein,  sie  IcOnnen  doch  das  Urtheil  ftber 
den  wichtigen  neuen  Versuch  nicht  i>e8tinunen.  Als  Hanptfiragen  aber  stellen 
sich  namentlich  folgende  drei  heraus: 

Erstens,  war  der  Gedanke,  der  französischen  Verwaltung  ein  parlamen- 
tarisch-demokratisches Element  mittelst  eines  von  clor  Nationalversammlung 
allein  ausgehenden  Staatsratlies  cinzuftlgen  und  sie  dadurch  in  solchem 
Sinne  zu  überwachen  und  zu  bestimmen,  ein  richtiger  und  heil<.amer? 

Zweitens,  was  ist  von  dem  Versuche  zu  halten,  die  Nationalversammlung 
durch  facultative  Staatsrathsgutachten  vor  Ueberälürzungen  in  der  Gesetz- 
gebung zu  bewahren? 

•  Endlich  drittens,  waren  die  dem  Haupte  der  Verwaltung,  dem  Präsi- 
denten der  Republik,  durch  die  dem  Staatsrathe  ein^eräijniten  Yerwaltungs- 
rechte  gesetzten  Beschränkungen  zweckmässig? 

Sowohl  die  Bedentung  dieser  Fragen  an  sich,  als  der  Hinhiiek  auf  den 
grossen  Staat ,  welcher  hier  einen  kühnen  Versuch  mit  einer  neuen  Einrich- 
tung unternahm,  machen  eine  umsichtige  und  ruhige  rnifnng  zur  Pflicht. 
"Wenn  nun  aber  diese,  und  nicht  etwa  blos  vorlaute  und  eitle  Tadellust,  zu 
einem  ungünstigen  Ergebnisse  gelangt,  so  ist  auch  aus  denselben  Gründen 
ein  unumwundenes  Aussprechen  des  Tadels  geboten.  Der  verunglückte  Vor- 
gang soll  nicht  zum  Muster  werden  für  künftige  ähnliche  Aufgaben.  —  Dass 
•her  in  der  That  eine  solche  gewissenhafte  Untersuchung  nur  zu  einem  un- 
günstigen ürtheile  Alhrt  ,  und  zwar  in  Beziehung  auf  alle  drei  Fragen,  wird 
sich  ans  nachstehenden  Erörterungen,  ergeben. 

fa  Betriff  der  ersten,  nnd  offenbar  wichtigsten,  der -drei  Fragen  ist  eine 
doppelte  Untenncbnng  nöthig.  Eimnal  md^s  ein  so  weitgreifender  und  aU- 
■  gemeiner'Plan  aas  höherem  poUtiflChem  Standponkte  aoiiiefiuM  und  btorthsüt 
werden;  sodann  aber  ist  m  mtersnehen,  welche  omnitt^lbare  Folgen  flir  das 
.ttgl»^  Leben  er  in  Ana^.  stellte.  ^     .  . 


1)  8.  d«B  Text  dieM«  0«Mties  In  der  Zeitschilft  für  Rechttwte.  dM  Anateode«,  ttd.  ZXI* 
S.  SS3  fg.  Sehr  bemerkenswertb  ist  auch  der .  von  Vivien  erstJittal«;  OMUBlMlratbdtlellt  tbsr 
ümm  G«Mta.  8.  deoMtben  in  der  Revue  de  l^^Htion,  1M9. 
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Ib  mtcrer  Beziebang  nun  drängen  sieb  iwei  nnbearweifelbare  Gnindsfttia 
der  Staateweisheii  gleicbmftssig  der  Beachtvng  »nf.  Der  eine  lehrt,  dass  ein 
Staat  um  so  fester  eingerichtet  sei  and  um  so  sicherer  nnd  ruhiger  b^tehe, 
je  mehr  die  sänimtlic>ben  Theile  setiier  Yenfassoog  und  Verwaltung  aus  des- 
selben riiiunlgcdaiiken  hervorgegangen,  von  demselben  Geiste  darcbdnaigai 
sind.  Der  andere  aber  erklärt  es  für  notbwmdig,  jede  Staatseiari^htmg  M 
zu  treffen ,  dass  im  Nuthfulle  zur  Quelle  ihrer  Kraft  anlgc&tiegai  nnd  aus  ihr 
Verstärkung  zu  der  LUb^Twindung  vcm-Schvierigkeiten  gezogen  werden  kann. 

Auf  den  ersten  Hlick  silieinen  nun  zwar  diese  beiden  Regeln  im  vor^ 
liegenden  Falle  wohl  beachtet  zu  sein.   Frankreich,  so  kann  gesagt  werden, 
war  nach  der  Verfassung  von  1848  eine  Demokratie;  es  i»urde  also,  ein- 
mal, durch  Demokratisining  der  Verwaltung,  Uebereinstimmung  der^^rlbou 
mit  dem  Grundgedanken  der  Vorfassunp  erzeugt;  zweitens  aber  wurde  eine 
immer  sich  wiederholende  Erneuerung  und  Kräftipuug  dieses  demokratischen 
Verwaltungsbestaudtheiles  durch  die  je  nach  drei  Jahren  sich  wiederholende 
Nenwalil  der  Hälfte  der  Staatsrütho  bewirkt,  indem  dadurch  eine  etwa  auf- 
taiu  lu  Ilde  falsche  Richtung  derst  llicn  inmu  r  wieder  rechtzeitig  und  gründlich 
beseitigt  werden  konnte.  —  P3ine  nähere  Prüfung  zeigt  jedoch ,  dass  diese 
anscheinende  (iiuiid>atzniässigkeit  nur  eine  üusserliche  «far,  und  dass  gerade 
die  oben  aufgestellten  lleischesatze  verletzt  wurden. 

Was  nämlich  die  innere  Uebereinstimniung  der  Staatsanstalten  betrifft, 
so  ist  Zweierlei  zu  bediiiken.    Erstens  hatte  Frankreich  seine  repräsentative 
Demokratie  auMlnu  klifli  mu  h  dt  ni  Grundsatze  der  Gewaltentrennung  einge- 
richtet; zweitens  \v;u  die  vullzuiundt  (n  walt  in  die  Hände  eines  einzelnen 
(wennsi  hun  gewalilten)  Inlialiers  gi  legt,  welcher  für  deren  richtigen  Gebrauch 
verantwortlich  war.  Ihr  Nationalvcrsananluug  war  die  gesetzgebende  Gewalt 
anvertraut  und  sie  hatte  mit  der  VcrwaUwig  lediglich  Nichts  zu  thun.  Ihr 
einziger  Einfiuss  auf  dieselbe  war  der  mittelbar  durch  Ik  willigung  der  Aus- 
gaben and  durch  Staatsanklagen  ausgeübte.  Der  Grundsatz  der  einheitlicheu, 
vom  Inhab^  der  ausQbenden  Gewalt  ausgehenden ,  Regierung  aber  war  80 
strenge  and  so  allgemein  beibehalten,  dass  die  EinfiLhnmg  der  repablikaai- 
sehen  Verlusnng  aoeh  nicht  die  oj^deite  Aendemng  ia  dem  OrgMoisnas  vaA 
in  der  ZostAndlgkeit.  der  gehörte  oder  in  den  yer«a]tangsge9etEai  aodi- 
wendig  gemaeht  iiatte.  Die  starke,  vom  Mjttel|wmtte  Mf  getaitflte'Tarmil- 
toDg,'  wie  sie  Napoleon  L  gegrOadefc  hatte,  beetand  auch  uter  der'RepvUdc 
von  1848  noch  dorchans;  die  Behörden  worden  keinesiregs  demokratisitt  ^ 
Nun  lenchtet  aber  ein,  dass  sowohl  von  diasen  Grnndaltiea  der  Qewalteii- 
tremumg,  als  von  den  der  eiiibeitUchen  -Yerwaltaag  abgewichen  wnide,  wenn 
eines  der  wichtigsten  Oi^gane  der  YerwaHoBg  vODig  onabblai^  vta  dem 
Haapte  der  Begiemng  durch  die'gesetagebende  Gewalt  bestellt«  and  sogar 
durch  biafige  Emenenimgea  dafl^c  gesorgt  war,  dass  diese  Bebfirde  inner 
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dem  jevraiiigan  Smo  dtf  Natiomhantiniiilug  enttyfedw.  Der  FHMM  • 
der  Bep&bük  war  MBiit  nicfat  aar  ganlttUgt,  bei  Enfcverfeag  der  von  ihm 
■nmahendwi  GesctzesenätwOrfe  nd  Yarordniingeii  aaititt  der  Uloirar  eetnes 
Vertraaens  ond  der  höchsten  GeschllUerfahrnng  eine  Ihm  infiadroDgen«^ 

inöglicherweise  feindselige,  jedenfalls  aus  efaüm  der  Yerwaliong  ganz  fremden. 
Geochtspnnkte  bestellte  Behörde  zu  benutzen ;  sonden  dieselbe  Behörde  be- 
stimmte Aoch,  darch  die  ihr  zastchende  Verwaltungs-  and  Rechtspflege,  die 
Aoslegnng  nnd  Anwendang  aller  Verwaltnngsgesetae,  Ja  sie  hatte  in  einer 
Beilie  von  «iclitifeii  FiUen  nninittelbare  Theibiahme  an  der  laufenden  YjMr- 
waltnng.   Dass  diess  aber  gefen  den  Sinn  and  gegen  die  £rfidming  and 
Ge-wohnheit  der  Verwaltung  geschehen  konnte,  dass  somit  die  widrigsten 
und  störendsten,  die  Kraft  der  Regierang  brechenden  Widersprüche  im  Innern 
derselben  aasbrechen  werden,  war  nicht  nar  möglich,  soodem  selbst  höchst 
wahrscheinlich.   Es  war  somit  verfassungsmilssig  die  innere  Uebereinstim- 
niunp  der  Staatsanstalten  und  ihre  Gleichartigkeit  gestört.  —  Hiergegen 
■wolle  man  nicht  etwa  geltend  machen,  dass  ja  auch  der  President  der  Repu- 
blik aus  demokratischen  Urwahlen  hervorgegangen  sei,  und  somit  ein  durch 
demokratische  mittelbare  Wahl  gebildeter  Staatsrath  mit  demselben  habe 
ubereinstimmen  niü«sen.    Allerdings  sollte  die  Verwajtang  der  französischen 
Republik  in  demokratischem  Geiste  geführt  werden.    Allein  diess  war  durch 
die  Volkswahl  des  Präsidenten  und  durch  das  Beaufsichtigungs-,  im  schlimm- 
sten Falle  durch  das  Anklagerecht  der  Nationalversammlung  erzielt;  und 
etwas  ganz  Verschiedenes  davon  weit  es,  in  den  Gehorsam  und  in  die  geordnete 
GeschäftsüberlieffTung  der  Verwaltungsbehörden  Störung  zu  bringen  durch 
einen  fremdartigen,  schwankenden  Bestandtheil.    Der  richtige  Weg,  den 
demokratischen  Geist  der  Verwaltung  zu  erzeugen  und  zu  erhalten ,  war  der 
Einfluss  der  Nationalversammlung  auf  den  Präsidenten  und  seinen  Minister- 
rath, nicht  aber  die  Einschicbnng  einer  von  ihm  anabhängigen  Behörde 
zwischen  ihn  und  die  untergeordneten  Beamten.  —  Und  wo  möglich  noch 
weniger  bedeutend  wäre  die  Einwendung,  dass  der  Präsident  der  Republik 
das  Recht  gehabt  habe,  die  Requeten  -  Meister  zu  ernennen,  und  dadurch 
habe  Einflass  auf  den  Staatsrath  tlben  können.   Einmal  hatte  diese  Klasse 
von  Mitgliedern  des  Staatsrathes  nur  berathendef  nicht  entscheidende  StbiniA; 
Zireitcna  iiUele  sie  mr  eine  JQnderaU.  Siittena.  endlich  konnten  sie  nnr 
ans  dtt  yoD  .den  Yontinden  des  fitnafsratliee  .YoifeadJagenen  s^manni 
neiden«  ■ 

Eben  so  bestimnit  Usst  .sieh  zeigen,  dhas  der  Gnndsats  des  angestOrten- 
Anftteigene  nr  QaeUe  einer  6««alt  verletit  war^  Oieniiar  knnn  eine  nnter-. 
geordnete  Yerwaltnng  in  den  lildtgen  SMte,  «eldien  sin  ntt^  dm  £a|gen^ 
sinne  oder  dea»  EigeBnntaen  der  Bttrger  m  bestellen  bst,  ihre  Wirinaiikeit. 
nnd  Steünqg  nidit  bdnnpten,  nenn  «ie  nisht  erfordv^idieD  FiUee  in  Ank 
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fbhrang  des  Gesetze«?  nnterstOtzt  wird  dorch  eine  in  ihrem  Geiste  erfolgend«» 
Entscheidung  der  streitigen  Fülle  von  Seiten  der  höhom  Behörde,  nnd  wenc 
nicht  die  allgemeinen  Verwaltungsordnungen  darauf  berechnet  sind ,  sie  zu 
stützen  und  zu  schützen,  soweit  sie  im  Rechte  ist.    Sic  muss,  wenn  ihre 
Zuständigkeit  oder  Macht  nicht  mehr  ausreicht,  ungehindert  von  den  höhrrxu 
am  Ende  von  der  höchsten  Verwaltungsmacht  Hülfe  erhalten  können.  Dop- 
pelt nuthwendig  war  diess  in  Frankreich,  wahrend  der  Dauer  der  Republik, 
weil  eben  damals  die  gesellschaftlichen  Bestandtheile  in  lebhaftester  Bewognng 
waren,  und  eine  starke  Regierung  ein  unentbehrlicher  Schild  für  die  bedrohte 
Gesittigung  geworden  war.    Diese  nothwendige  Verbindung  war  nun  aber 
wenigstens  theilweise  unterbrochen  durch  den  in  die  Verwaltung  eingescho- 
benen fremdartigen  Staatsrath.  Nichts  war  möglicher,  als  dass  dieser,  dessen 
Mitglieder  nicht  aus  den  Bedürftiissen  und  mit  den  Gewohnheiten  der  Regie- 
rung, sondern  aus  der  Wahl  einer  demokratischen  Versammlung  hervorgingen, 
sowohl  bei  den  durch  Berufung  an  ihn  gelangenden  Fällen,  als  bei  Entwer- 
fung  der  VoUzichungsvcrordnungen  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Ordnung, 
sondern  aus  dem  der  Freiheit  handeln  würde.    In  jedem  Falle  war  kein« 
bestimmte  Rechnung  darauf  zu  machen,  dass  er  die  Behörden  gehörig  stützen 
werde,  aus  deren  Mitte  er  nicht  hervorgegangen  war.   Die  Minister  und  der 
Präsident  aber  waren  entweder,  bei  den  Urtheilen  in  Streitsachen,  ganz 
ausser  Stand  zu  helfen,  oder  war  es  ihnen  wenigstens  bei  den  Verordnungen 
und  einfachen  Venvaltungsfragen  sehr  erschwert.  Wohin  es  aber  ftlhrt,  wenn 
die  untere  und  mittlere  Verwaltung  Kraft  und  Entschlossenheit  verliert,  weil 
sie  nicht  auf  entschiedene  Hülfe  von  Oben  rechnen  kann, »diess  zeigt  jede? 
Land  in  Zeiten  der  Umwillzung. 

■  Diese  allgemeinen,  mehr  theoretischen  Gründe  gegen  die  getroffene  Ein- 
richtung, werden  aber  noch  bedeutend  verstärkt  durch  einige  wichtige  un- 
mittelbar praktische  Rücksichten. 

Einmal  nämlich  konnte  der  Staatsrath  bei  der  Ernennung  durch  die 
Nationalversammlung  unmöglich  immer  gut  besetzt  sein.  Diess  aber  aas 
mehr  als  Einem  Grunde.  Vorerst  gab  diese  Ernennungsart  keinerlei  Ge- 
währ für  Brauchbarkeit  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  oder  Rechtspflege. 
Die  Nationalversammlung  ernannte  völlig  nach  Belieben,  mit  Ausnahme  der 
einzigen  aber  wenig  besagenden  Beschränkung,  dass  höchstens  die  Hälfte 
der  zu  Ernennenden  aus  ihrer  eigenen  Mitte  genommen  werden  dürfe. 
Somit  waren  diese  Wahlen  zunächst  Parteisache,  und  ein  auch  noch  so 
verdienter  und  nothwendiger  Mann,  welcher  der  gerade  bestehenden  Mehr- 
heit nicht  angehörte,  konnte  nur  wenige  Aussicht  haben.  Man  kennt  ja 
die  Art  und  Weise,  wie  Wahlen  in  grossen  politischen  Körperschaften  m 
Stande  kommeji.  Wie  leicht  werden  sie  zur  gemeinen  Cotteriesache,  zum 
Mittel,  um  Stimmen  zu  erwerben.   Eine  Partei  räumt  der  andern  eine 
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geivtee  Audd  Bmennuagm  ein  unter  der  BediDganf  eitier  gegenteiUgee 
Zssümmiing  für  die  dtesMitfien  BegOutigten  o.  i.  w.  Hicfio  aber  nicht 
einmal  genug.  Die  Stellen  der  Staatsrtthe  werden  nur  auf.  sechs  Jahre 
gegeben,  und  eine  Wiedirerwfthlnng  mr  nat&rlifih  ungewiss;  ttberdieea 
mcfate  eine  Eraenning  in  den  Staatsralh  einem  HitgUede  der  Nalionalver* 
Mnuntang  dm  Anstritt  ans  dieser  nOthig.  !Klcfat.irtnige  tttiehtiige  Männer 
entschlossen  sich  daher  nicht  zur  Annahme  eines  so  nnsichem  vnd  dabei 
mit  einem  so  grossen  Opfer  verbnndenen  Amtes.  Selbst  also,  ^cnn  dio 
Mehrheit  der  Yersaniinlnng  gut  wfthlon  wollte,  fehlte  ihr  Sonetten  die  Mög- 
lidikeit  dazn.  —  Dass  die  t«i  der  Nationalversammlung  vorgenommenen  und 
von  den  Ernannten  angenommenen  ersten  Wahlen  im  Wesentlichen  gut  ans- 
fielen,  beweist  nichts  ftii-  das  System  oder  fOr  die  Dauer.  Und  eben  so 
venig  ist  ein  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  ein  Vorbereitqngsansschnss 
eine  Wahlliste  anfzustellen  hatte.  Auch  dieser  Ausschnss  ging  ja  ads  der 
Voranimlung  hervor  und  theilte  ihr  politisches  Leben  und  Treiben;  nnd  tibcr« 
diess  war  die  Versammlung  nicht  einmal  an  seine  Vorschlüge  gebunden. 

Sodann  kann  der  im  Gesetze  vorgeschrichone  hRnfige  Wechsel  der 
Staatsräthe  nur  als  ein  grosser  Nachtheil  anerkannt  werden,  Weiln  irgendwo, 
so  ist  bei  einer  B<  hürde ,  we  lche  Gesetze^ivorschläge  zu  begutachten,  der 
Verwaltung  Stetigkeit  und  Einheit  zu  pehen  hat,  eine  grosse  Geschäftscr- 
fahmng  der  Mitglieder  nüthig.  Und  eine  Stelle  gar,  welche,  wie  der  fran- 
zösische Staatsrath,  die  Juri-prudenz  ein»  s  grossen  Theiles  der  Rechtspflege 
festzustellen  hat,  muss  vor  Allem  Gleichförmigkeit  der  Ansichten  und  Ge- 
setzesanslegung  haben.  Wie  waren  nun  aber  diese  Eigenschaften  zu  er- 
warten bei  einer  Körperschaft,  welche  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte  erneuert 
werden  sollte?  Hier  war  vielmehr  möglich,  dass  je  nach  so  kurzer  Zeit 
immer  wieder  eine  gänzliche  Veränderung  in  der  Richtung  und  in  dem  Geiste 
der  Geschäftsbehandlung  vor  sich  ging.  Welche  Störungen  und  Üngewiss- 
heiten  diess  aber  für  die  ganze  Verwaltung  ond  für  den  einzelnen  Bürger 
hätte  haben  müssen,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Und  wahrlich  nur 
geringes  Gewicht  kann  man  auf  die  beiden  Verbesserungsgründe  legen, 
welche  etwa  möchten  herbeigezogen  werden ;  nämlich  auf  die  Wiedererwählung 
der  aostretenden^Mitglieder,  und  auf  das  Bleiben  derRequ^tenmeister.  Erstere 
wir  hjkhst  naaieher;  dieses  aber  von  untergeordneter  Bedentong,  da,  wie 
lehon  einmal  bemakt,  die  BeqnAteomeister  nnr  bMhctnde  Stiinme  hatten 
and  die  Mmdenahl  bildeten.  •  • 

EndUcb  kann  es  nnr  als  ei£  grosser  Oebdstand  betrachtet  werden, 
dass  dnrdi  die  von  der  Yolksrertretong  ausgehende  Ernennung  der  Staats-, 
ittlie  eines  der  wmenUfdhstcn  Mittel  mr  Anfinontenrng  vnd  Bdehnmg  tat 
fimuMscten  Yerwaltungsbeamten  veniiditet  war.  Ein  Siti  im  Staatsräthe. 
houkte  •  jetat  nicht  mehr  das  Ziel  des  erianbteo  Ehrgeiiea  Ar  tui^eseicfanete 
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Talente  and  Kenntnisse  sein ;  nicht  mehr  die  ehrenvolle  Belohnung  ftir  lang- 
jährige tadellose  Dienste  in  untergeordneten  Posten  oder  als  Requ^tenmeister. 
Die  ernennende  Versammlung  kannte  diese  Ansprüche  nicht,  oder  nahm  doch 
andere  Rücksichten.   Bedenkt  man  nun  aber,  wie  wenigen  Reiz  überhaupt 
die  Verwaltungslanfbahn  in  Frankreich  für  den  pflichtgetreuen  und  sich 
fühlenden  Mann  hat,  wegen  der  Unsicherheit  der  Aemter  und  der  h&afigen 
politischen  Rücksichten  bei  Besetzung  gerade  der  höheren  und  einträgUcbem 
Stellen;  erinnert  man  sich,  dass  es  schon  lange  der  Wunsch  unterrichteter 
und  wohlmeinender  Männer  war,  für  den  Verwaltungsdienst  neue  Sichening>- 
und  Aufmuntcrungsmittel  zu  schaffen,  um  dagegen  auch  andererseits  die 
Forderungen  steigern  zu  können:  so  kann  man  nicht  anders,  als  in  dem 
angenommenen  Systeme  einen  Schlag  gegen  die  gerechten  Ansprüche  gerade 
der  sich  auszeichnenden  und  fähigsten  Beamten  zu  sehen,   Diess  aber  war 
nicht  etwa  bloss,  oder  auch  nur  vorzugsweise,  wegen  der  Beamten  selbst 
zu  bedauern,  sondern  vielmehr  des  allgemeinen  Wohles  wegen.    Ohne  gute 
Beamte  keine  gute  Verwaltung;  ohne  entsprechende  Laufbahn  und  Beloh- 
nung aber  keine  guten  Beamten. 

Fasst  ihan  nun  aber  alle  diese,  theils  mehr  theoretischen,  theils  unmitttel- 
bar  dem  Leben  entnommenen  Gründe  zusammen,  so  ist  es  in  der  That  un- 
möglich, zu  einem  anderen  Ergebnisse  zu  kommen,  als  zu  einer  entschiedenen 
Verwerfung  des  ganzen  Gedankens,  die  Ernennung  des  Staatsrathes  der 
Nationalversammlung  zu  übertragen,  um  einen  demokratisch-parlamentarischen 
Einfluss  auf  die  Verwaltung  zu  gewinnen. 

Auch  auf  die  zweite  Frage,  nämlich  was  von  dem  Plane  zu  halten  sei,  die 
Nationalversammlung  durch  facultative  Staatsrathsgutachten  von  Uebcrstör- 
zungen  in  der  Gesetzgebung  abzuhalten,  kann  nur  eine  verwerfende  Antwort 
gegeben  werden.  Die  Gründe  zu  diesem  Urtheile  liegen  sehr  nahe,  und  sind 
folgende :  > 

An  und  fftr  sich  wird  sicher  Niemand  in  Abrede  ziehen,  dass  eine  Zügelung 
dieser  Art  höchst  wünschenswerth  gewesen  wäre.  Man  bedenke,  dass  die 
Versammlung  aus  dem  allgemeinsten  Wahlrechte  hervorging;  dass  sie  das 
Gesetzgebungsrecht  beinahe  unbeschränkt  besass,  (indem  das  kurze  aufschie- 
bende Veto  des  Präsidenten  kaum  in  Betracht  kommen  konnte;)  dass  nur 
Eine  Kammer  bestand.  Die  Besorgniss  musste  also  sehr  nahe  liegen,  dass 
sie  sich  in  der  Aufregung  des  Augenblickes,  aus  Parteileidenschafl,  oder  ver- 
führt durch  Selbstregierungsgelüste  zur  Erlassung  von  unüberlegten  und  un- 
möglichen Gesetzen  hineinreissen  lassen  könne.  Auch  geschichtlich  liessen  die 
Erfahrungen,  welche  gerade  Frankreich  an  seiner  verfassunggebenden  Ver- 
sammlung von  1789  und  am  Convente  gemacht  hatte,  den  Wunsch,  einer  sich 
übereilenden,  mit  der  Sachlage  und  namentlich  mit  den  Bedürfnissen  der 
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Verwalttug  nicht  bekannteji  gcseUgebeudeu  Yersammliuig.  üenumüsse  zu 
bereiten,  sehr  begründet  finden. 

Hiermit  ist  aber  natürlich  nicht  gesagt,  dass  der  Staatsrath,  gerade 
dieser  Staatsrath,  und  dass  er  mit  dem  gegebenen  Mittel  die  Aufgabe  m 
lösen  im  Staiule  f,n'\vt.'sen  sei.  Im  Gegentlieile  zeigt  ein  kurzes  Nachdenken, 
dass  ihm  hier  eine  gar  nicht  zu  erfüllende  Aufgabe  gesetzt  war. 

Es  soll  kein  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  die  aus  dem  Schoose 
der  Versammlung  hervorgehenden  Gesetzesentwürfe  dem  Staatsrathe  keines- 
wegs zur  Begutachtung  mitgethcilt  werden  mussten,  und  somit  wahrscheinlich 
gerade  dann  ihm  nicht  zugestellt  worden  wären,  wenn  die  leidenschaftliche 
Versammlung  eine  beruliigende  Einsprache  am  meisten  bedurft  hätte.  Diese 
Bestimmung  hätte  leicht  können  geändert  werden.  Es  soll  ftach  nicht  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  der  Staatsrath  keine  Mittel  hatte,  seine  Ansicht 
bei  der  mflndlichen  Berathnng  geltend  Ai  machen,  nnd  er  sconit^  je  nacih  der  * 
GMchiftBbflhatidliQig  in  den  Aiueehanen  ood  den  atnngeo  der  Yentimnlung, 
geof  hei  Scite  geeeHt  mdea  konnte:.  aBcii  hier  utre  ni  hdfen  gewesen. 
Allein  swei  Haupteinweiidiingen  mrm  nieht  m  beetreiten ,  noch  Jenide 
wegzurftnnen.  «Einmal  war  nicht  in  erwarten,  dass  der  ape  der Yeraamm- 
Inng  selbst  henrorgegangene  Staatsrath  hflnfig  eine  wesentlich  andere  Ansicht 
haben  werde,  nls  diese  aetbet  Hamentlich  konnte  gerade  dnnn,  wenn  die 
Nöthwendigheit  ehier  Hiuft^  dringend  war,  niffliUch  bei  .einer  gani  anf  eine 
iassente  Seite  sich  neigenden  Yersammhug,  der.Staataiath  diese  am  ifenig- 
sten  gewihren,  da  er  nnr  ein  Ansdmck  der  Tmunminng  selbst  war.- '  ^ 
wählte  and  emeoerte  Ihn  in  ihrem  Sinne.  Sodann  nnd  hanptsadilidi  wir 
efai  bhMses-  Gotachten  einer  YerwaltnngsbehOrde  etai>dnrehans  nnnreichendee 
Mittel,  ^ine  leidenschaftliche,  mit  nnbeschrftnktem  Geaetsgebonttsrechte  tw- 
sehene  Yempmfaiiig  anftmhalien  nnd  .aar  BesUinnng  und  Umkehr  sn  bfipgen. 
Diess  war  ein  Spinnengewebe  für  einen  Löwen.  Am  guten  Bathe  fehlt  es 
selten  hn  Oflmtlichen  Leben,  wohl  aber  an  dem  WSkä  ihm  m  Iblgen. 

Wollte  also  dfm  frannBsi^  Yolk  ^  und  es  fhat  sehr  wohl  dann,  es 
in  wollen  ^  wollte  es  wiiklieh  eine  Beschrftofcmig  der  AUmacht  seiner  Yer- 
treter;  wollte  es  wirkUeh  sich  sditttien  vor  üeb^reQnn^,  Ungeduld  nnd-LeU 
densdiaft  der  Geseh^eber:  dann  mnaste.  es  ganz  andisre  Hitlel  ergreifen. ; 
'Sann  war  i.  B.  ein  Seautt  mit  Anthml  an  der  Qesetsgebiin||  in  erüchten, 
oder  wenigstens  dem  Präsidenten  ein  nnbedingtes  Veto  einsgriUimen.  Kin, 
noch  dazu  bloss  facnltatives,  Gutachten  ^es  Staatsrathcs  war  nicht  einmal  - 
ein  halbes  Mittel.  Der  ganze  Gedanke  war  falsch  nnd  hohl;  nnd  es  gehört 
|n  der  Ihat.eine  gute  Gabe  GutmQthigkeit  dazu,  npi  an  glanben,  dass  der- 
selbe  auch  nnr  recht  emstlich  gemeint  gewesen  sei. 

Es  ist  endhph,  drittens,  auch  Ober  die  durch  die  neue  Verfassung  dem 
•Staatsrathe  gegenliber  Ton  'dem  Präsidenten  der  fieynblik  eingeräomteo 
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Verwaltungsbescbrünkungen  ein  ungünstiges  Urtheil  angekündigt  worden.  Es 
wird  sich  dieses  dorch  folgende  Bemerkungen  rechtfertigen: 

Der  in  Frage  stehenden  Beschränkungen  waren  drei.  Einmal  war  der 
Präsident  (durch  Art.  55  der  Verf.-Urk.)  genöthigt,  vor  Ausübung  des  Be- 
gnadigungsrechtes ein  Gutachten  des  Staatsratbes  einzuholen.  Za weilen 
war  er  (nach  Art.  63)  an  die  Zustimmung  des  Staatsrathes  gebanden  bei 
der  Absetzung  eines  Beamten.  Und  drittens  war  dieser  Behörde  dasselbe 
Recht  eingeräumt  bei  der  Auflösung  von  Departemental-,  Cantonal  -  nnd 
Gemcinderäthen  (s.  Art.  99). 

"Was  nun  das  Gutachten  in  Begnadigungsfragen  betrifft,  so  war 
allerdings  die  dem  Haupte  der  Verwaltung  hiedurch  auferlegte  Beschränkung 
keine  sehr  bedeutende,  indem  er  einer  Seits  bei  einer  Abgeneigthcit  zu  be- 
gnadigen den  Staatsrath  gar  nicht  zu  fragen  hatte,  anderer  Seits  bei  einer 
Geneigtheit  das  abrathende  Gutachten  des  Staatsrathes  kein  Veto  war.  Ebenso 
mögen  ganz  triftige  Gründe  angeführt  werden,  die  Ausübung  des  Begnadi- 
gungsrechtes überhaupt  der  ganz  persönlichen  Willkühr  des  Staatsober- 
hauptes zu  entziehen  und  sie  einer  vorgängigen  Berathung  zu  unterwerfen ; 
doppelt  so,  bei  einem  bloss  gewählten  und  auf  kurze  Zeit  regierenden  Ober- 
baupte.  Kein  Staatsmann  hat  jemals  die  Schauspielscencn  gebilligt,  in  welchen 
bloss  des  Effectes  wegen  Begnadigungen  vorgenommen  werden;  und  es  ist 
kein  vernünftiger  Grund  einzusehen,  warum  eine  verdiente  Strafe  nachgelassen 
werden  soll,  bloss  weil  das  Staatsoberhaupt  ein  Gefängniss  einsieht,  oder  es 
an  seinem  Geburtstage  einen  Fackelzug  wtlnscht  u.  dgl.  Auch  hat  man  wahr- 
scheinlich Beweise  genug  in  der  Hand,  dass  weichliches,  um  nicht  zu  sagen 
feiges,  Ainnestiren   in  »Masse  die  Verbrechengelttste  nur  nälirt  Allein 
es  war  nicht  der  Staatsrath,  dem  die  Begutachtung  hätte  übertragen 
werden  sollen.   Entweder  war  eine  Begnadigung  Forderung  der  Billigkeit 
und  des  gesunden  Verstandes  im  Falle  einer  allzu  grossen  Härte  des  Ge- 
setzes,  oder  es  war  eine  Frage  der  Staatsklugheit.   In  jenem  Falle  war  der 
Justizminister,  etwa  nach  Anhörung  des  betreffenden  Gerichtes,  die  passende 
Person  zur  Beurtheilung.   In  Fragen  allgemeiner  Politik  aber  konnte  und 
durfte  nur  der  Ministeratb  eine  Stimme  haben.  Der  Staatsrath  aber,  welcher 
weder  für  eine  vernünftige  Verwaltung  der  Rechtspflege  noch  für  die  Füh- 
rung des  Staates  im  Allgemeinen  verantwortlich  war,  konnte  auch  nicht  fÄr 
die  richtige  Behörde  zur  Abgabe  eines  Gutachtens  betrachtet  werden;  am 
wenigsten  ein  der  Verwaltung  aufgedrungener  Staatsrath. 

Noch  entschiedener  muss  man  sich  aber  erklären  gegen  dos  dem  Staats- 
rathe  eingeräumte  Einwillignngsrecht  bei  Beseitigung  von  Beamten 
und  Auflösung  von  Bezirks-  und  Gemcinderäthen.  Der  Grand 
zn  dieser  Beschränkung  des  Präsidenten  war  offenbar  die  Furcht  vor  miss- 
brüachlicher  Unterdrückung  der  individuellen  und  corporativen  Freiheit  and 
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Eliri-nhafligkiit ;  und  /war  mag  man  die  Xotliwi-ndigkcit  eines  Schutze?  der 
"Rt  ;iiiiirn  gegen  willi\ührliche  Absetzung  und  der  örtlichen  Bürgi  rveitietungen 
gt>g(  n  (ievvaltthätigkeit  einer  herrsc  Idustigen  Regierung  zugeben.  Allein  der  * 
hier  gewährte  Schutz  ging  zu  weit;  und  jeden  Falles  war  es  wieder  nicht 
der  Staatsrath,  dem  er  hätte  flbertragen  werden  sollen.  Der  Sclmtz  ging 
ZQ  weit)  weil  Jetzt  möglicherweise  die  Regierung  ausser  Stand  gesetzt  sein 
konnte  ,  8eQ>8t  in  hOehst  dringeodeik  FftOen  eineo  schAdUdien  Beamten  oder  ' 
eine  fändnlige,  ihre  Befagnisse  ttbendiieiteiide  Mldw  Vertretang  m  be- 
seitigen. DiesB  niosste  aber  entweder  m  nnfteriellein  Ünhelle,  öder  m  einer 
offenbares  YerCurangsrerletsong  fahren.  Ein  richtigeres  Kaass  Ton  Vorsicht 
hatte  sich  wohl  ndt  einem  Gotachten  einer  höheren  Behörde  imd  mil  einer 
bestinunten  parlamentarischen  Yerantwortong  begnttgt.  Die  freie  Presse  bitte 
diesen  Scfahti  ram,  gehörig  wirJoamen  gemaieht,  ohne  dass  man  dabei  in  den 
Fehler  verfidlen  wflre^  der  F^heit  dienen  sa  wollen  dnich  Schwidrang 
der  Begiervng  in  Nothwendigem.  Wie  dem  mm  aber  sein  möge,  so  war 
jeden  Falles  ein  aaf  die  beliebte  Wdse  gebildeter  Staatsrath  nicM  die  Be- 
hOrde,'  Ton  deren  Hitwiritnng  die  Aosfibong  des  Hechtes  and  der  Pflicht  der 
Begierong  httte  abhSngig  gemacht  werdien  dQrfto.  Er  sollte,  nach  dem 
ganzen  Gedaiiken  des  Gesetzgebers,  sich  nicht  Teraclimelsen  mit  der  tingle- 
rmig;  es  war  seibat  mOgBch,  dass  er  sidi  in  offenbarem  Zwiespalte  mit  ihr 
befihnd. .  Bewosstoder  in  onbeiiQDflster  Abneigung  konnte  nun  aber  eine  sdcheBe- 
hOrde  die  Beftfenuif  dadnrch  Iflhmen,  dass  sie  nngäimun^,  l^iodsellgeBeamte 
and  anfrOhreriscbK  Bcsirk»>  oder  OrtsbehOiden  In  Schnts  nahm.  IVankreich 
befand  sich  in  einem  Zostande,  in  welchem  eine  starke  Begienmg  der  letäte 
Schild  gegen  den  Umsturz  der  Gesellschaft  ond  der  Gesittung  war;  diese 
Regierung  in  sich  seihst  zu  schwächen  und  zn  spalten,  war  ein  grosser 
Fehler.  Dass  sie  flberwacht  wurde,  und  zwar  durch  eine  demokratisehe 
Gewalt  und  im  Sinne  der  Demokratie ,  verlangte  die  staatliche  Gesinnang 
des  Landes;  allein  hierza  war -die  Nafeionalversamnilang  eben  so  paesaid 
als  geneigt,  und  was  weiter  ging,  war  vom  Uebel. 

Es  wäre  allerdings  mehr  als  thörigt,  anzunehmen,  dass  eine  Vermeidung 
der  im  Vorstehenden  ausgohobenen  Fehler  der  Verfassung  von  1848  der 
repräsentativen  Demokratie  in  Frankreich  ein  längeres  Leben  gesichert  hätte. 
Ihre  Unmöglichkeit  lag  in  ganz  allgemeinen  Ursachen,  namentlich  in  der 
Unvereinbarkeit  dieser  Staatsfurm  mit  dem  ganzen  Wesen  des  französischen 
Volkes  und  mit  dessen  ganzer  Auffassung  vom  Staate.    Höchstens  liatteu 
verständigere  Bestimmungen  über  die  Anitsdauer  des  Präsidenten  und  über, 
die  Wiederwählbarkeit  desselben  die  Krisis  um  einige  Zeit  hinausschieben  . 
können,  oder  hätte  die  Wahl  einer  anderen  Persönlichkeit  einen  verschie- 
denen Lauf  der  Ereignisse  veranlasst.  Unhaltbar  war  die  Republik  in  Frank- ^ 
reich  unter  allen  ümstüuUeu.  Damit  aber  ist  der  theoretische  KuUEen  einer 
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Prttflmg  der  VerfMSttngsbestimmangen  nicht  beseitigt.   Es  gibt  Verhältnis- 
and  TöHebt,  ftr  ivdehe  die  durch  Stellvertreter  ausgeübte  Volksherrschaa 
die  pMBOidBte,  TieUeieht  die  einzig  mögliche  Form  des  Zusammenlebens  i^^ 
die  Oeeetigeber  Mdcber  tlader  kfionen  iiier  nur  lernen  von  den  anderwär^ 
begangenen  FeUern.  - 
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dM  VitlkflmehtM.  / 

Bekamitiieb  sfaid  in  nenerer  Zdt  wiederholt  Kritiken  der  VölkerrechU- 
wiMemciiaft  unternommen  «Ofden,  nnd  zwar  sowoU  in  Betreff  des  Inhaltes 
als  der  formellen  Bdiandlnng.   So  von  H.  C.  von  Gagern ,  welcher  seine 
ifieteeitigen  Kenntnisse  nnd  seine  weltmännische  Erfahrnng  zn  Formuliron'g 
von  abgerissenen  SAtzen  and  zur  PrOfong  einzelner  ihm  persOnUch  naher 
liegender  Fragen  verwendete Femer  von  dem  zn  frühe  verstorbenen 
Fallati,  welcher  in  geistreicher  Parallele  die  Heger.sche  Entwickclung  des 
Staatsbegriffes  anf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  übertrug  und  auf  diese 
Weise  zu  zeigen  suchte,  dass  diie  bisher  übliche  Darstellung  der  internatio- 
nalen Verhältnisse,  also  des  Zusammenseins  vereinzelter  Staatsindividuen 
in  Raum  und  Zeit,  der  Ausdehnung  nach  ungenügend  sei,  viehnehr  zu  einer 
Lehre  von  der  Völkcrgesellschaft  und  schliesslich  vom  Völkerstaate  vorge- 
schritten werden  müsse').    Endlich  von  K.  von  Kaltenborn  und  von 
Bulmerincq.  welche  in  ausfliln  lichen  literargeschichtlichen  Untersuchungen 
den  Inhalt,  naim  ntlich  aber  die  Methode  und  Systematik  des  Völkerrechtes 
prüften  und  Vt  rbcsserungsvorschläge  machten  ■). 

Diese  Thiitigkoit  ist  nun  keineswegs  eine  zufallige  und  aus  suhjectiver 
Liebhaberei  entsprungene;  vielmehr  war  sie  eine  in  dem  Zustande  der  Wis- 
senschaft begründete  Nothwendigkcit.  Die  Bearbeitung  des  Völkerrechtes 
war  zwar  der  Zahl  der  neu  erscheinenden  Schriften  nach  nicht  ins  Stocken 
geratben,  hatte  sich  vielmehr  weit  und  breit  Ober  neue  Länder  und  selbst 
Welttheile  ausgedehnt;  aber  die  Wissenschaft  als  solche  hatte,  indem  die 

1)  Oaceni,  H.  a  IM,  KiMk  «te  yOtaiMMi.  Mt  pnolhAei  Awwto^  ikt  wmn 

Zelt.  L»g.,  1840. 

>)  PallatI,  J.,  Die  Genesis  der  ydtkergesellMlMft ,  ein  BeKn^r  sw  Revision  d<>r.Völker- 
nehUwissenschAft.  b  teTttbinger  Zeitschrift  Ar' StMtawiss. ,  18U,  if.  1-3. 

S)  Kaltenborn  von  Streehna,  C,  Kritik  de«  Völkerrechu,  nach  d«n  lutfen  Stund» 
Pttiet«  te  Wisaeoacluift.  Lp«.,  iSiT.  naliner^noq ,  A.,  Die  87atemillk  dei  T51kerrechies. 
Bd.  I,  Kritik  der  AorfUttMe«  ftisclwi^  WKQmaäm  dir  ifttwiiHilwi^  4«  poriflf« 
V.H.'«  Doip^  1866. 
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verschicdontlichcn  und  grossen  Dowcgungeu  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  socialen  Wissenschaft  von  ihr  ganz  unbeachtet  gelassen 
wden,  einen  langen  Stillstand  geniatbt  und  war  entschieden  hinter  ver- 
wandten Disriplinen  weit  zurückgeblieben,  und  /war  sowohl  in  stofflicher 
als  in  formeller  Deziehung.    Das  Dedürfniss  emcr  kritischen  Revision  des 
Bestandes  lag  somit  klar  vor.  Ist  es  doch  namentlich  augenscheinlich,  dass 
die  Herstellung  einer  guten  wissenscbaflliihen  Methode  und  einer  untadel- 
haften  systematischen  Gliederung  des  Stoflfes  nicht  nur  die  üebersicht  über 
die  Gesammtheit  der  vorliegenden  liechtssiitze  erleiciitern,  sondern  nament- 
lich auch  zu  einer  richtigen  Auffassung  und  Durcharbeitung  derselben  michtig 
beitragen  musste.    Erst  bei  einer  solchen  Behandlung  konnt<?n  die  Verbin- 
dungen so  wie  die  gegenseitigen  Bedingungen  und  Beschränkungen  der  Lehre 
klar  und  vollständig  hervortreten,  und  winde  so  durch  ein  begründetes 
Zusammenstellen  und  Trenneu  der  (legenstilnde  die  Aufstellung  wahrer  und 
richtig  begränzter  Grundsätze  möglich  gemacht.    Davon  ganz  abgesehen, 
dass  von  einem  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  wissenschaftlichen  Kreise 
und  von  einer  Verbindung  derselben  zu  einem  harmonischen  Ganzen  nur 
unter  der  Bedingung  die  Rede  sein  kann,  dass  dieselben  sümmtlich  auf  der- 
selben Höhe  der  Ausbildung  stehen. 

Ohne  Zweifel  ist  von  den  oben  genannten  Schriftstellern  schon  manches 
Bedeutende  zur  Durchführung  der  kritischen  Sichtung  und  des  daran  sich 
knüpfenden  Neubaues  geleistet  worden;  doch  war  eine  alsbaldige  Anwendung 
der  allgemeinen  Forderungen  auf  alle  Kiuzelheiten  nicht  ihre  Absicht ,  und 
liegt  es  überhaupt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  erst  alhnOhüch  und  durch 
die  Arbeit  Mehrerer  den  Untersuchungen  über  die  Grundlage  und  richtige  Be- 
handlungsweise  einer  Wissenschaft  volle  Wirksamkeit  gegeben  werden  kann. 
Es  bleibt  also  noch  Vieles,  sehr  Vieles  zu  thun  übrig. 

Ein  Beitrag  hierzu  wird  denn  nun  auch  auf  den  nachfolgenden  Blättern 
geboten.  Es  ist  jedoch  keineswegs  der  Plan,  ein  vollständiges  System  des  Völker- 
rechtes  üi  Einklang  mit  den  neu  aufgesteUteu  kritischen  Bemerkungen  und  For- 
derungen, soweit  sie  als  richtig  anerkannt  werden  können,  zu  versuchen. 
Die  bescheidenere  Aufgabe  geht  vielmehr  nur  dahin,  einen  einzeben  bisher 
besonders  vernachlässigten  Theil  ins  Auge  zu  fassen  und  richtig  zu  stellen, 
nämlich  die  Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft.  ADer- 
dings  hat  sich  gerade  hier  Kaltenborn  Verdienst  erworben;  allein  theUs 
bieten  die  allgemeinen  Sätze,  so  lange  ihr  Urheber  kein  vollständiges  System 
des  Völkerrechtes  bekannt  gemacht  sondern  es  nur  für  den  Mann  vom 
Fache  angedeutet  hat,  wenige  Handhabe  zur  Auwendung,  und  ist  ein  Nach- 
weis von  welch  wichtigen  bisher  entweder  ganz  vernachlässigten  oder  doch 
nicht  am  rechUm  Orte,  in  der  richtigen  Verbindung  und  in  der  voUen  Trag- 
weite aufgezeichneten  Regeln  es  sich  hier  handelt,  keineswegs  überflüssig; 
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tfaeOs  Utafti  üdi  die.  wisaeiiacliaftUehe  Begrflndiuig  meht  ohne  Nntieu  codi 
oodi  .aaf  Tendiiedene  Weise  aosdehneo. 

Vielleicht  wird,  aber  gefragt  werben,  ob  es  eben  itst  an  der  ^t  sei^ 
öede  'Fördemiigeii  im  Yölkerreclite  MfimsteUen,^  während  manche  Ungst  ao- 
erltaiinte  .und  befolgte  SAtze  wieder  ins  .Schwanken  gekommen  seien,  and  ob  . 
versttndlgerweise  Ideale  Terfolgt  werden  kfinnen,  wfthrend  anmittelbar  Noth- 
wendiges  mit  aller  Krdft  Tertheidigt  werden  sollte?  Hierauf  wftre  einfach  m 
erwidern,  dass  zwischen  dem,  was  im  Leben  annSchst  Noth  thut,  und  daher 
«■dl  Tentlndigerweise  verfolgt  werden  mnss,  und  dem  was  die  M^issensehaft 
erörtern  und  aweisen  Jkann,  wohl  zu  unterscheid  in  ist.  Dass  unsere  prak- 
tischen Staatsmänner  zmaScbst  Nöthigeres  zu  thun  haben,  als  eine  Aosdeh-.  ' 
noog  der  völkerrechtlichen  Beziehongeti  Ober  das  bisher  gewöhnlich  ange- 
nommeiKe  Maas  hinaus  anzubahnen,  mag  gerne  zugestand«!  sein.  Auch 
sollen  gewiss  diejenigen  Tlicorctikor  nic.lil  gescholten  wcrdon,  welche  die 
eben  nnmittelbar  vorliegeudeu  Fragen  über  Legitimität  oder  Nationalität  der 
Regierungen  u.  dgl.  behandeln  wollen.  Allein  warum  soll  nicht  auch  zu  v 
gleicher  Zeit  eine  Bemiilmiig  darauf  gerichtet  werden  dürfen ,  den  ganzen 
Grundgedanken  des  internationalen  Verhältnisses  richtig  zu  stellen  und  weiter 
auszubilden V  Der  Erweis  einer  Wahrheit  kommt  nie  zu  früh;  und  wenn 
sie  anch  zunächst  noch  da«  Gebiet  der  reinen  Theorie  nicht  tibersehreitet, 
so  mag  sie  docli  hier  Wurzel  fassen  und  nm  so  reifer  zur  Anwendung  werden, 
wenn  einmal  der  Zeitpunkt  hierzu  In  rhi  ikoniiiit.  Auch  wird  die  richtige 
Kin!^ieht  in  die  zunächst  in  Verhandlung  Im  iznffenen  Fragen  durch  eine 
solche  entfernt  liegende  Erörterung  keinewegs  gcst(»rt ,  vielmehr  kann  im 
Gegentheilc  leiclit  selbst  auf  diese  ein  nützliches  Streiflicht  fallen.  Ist  es 
doch  schon  gar  nicht  UberilüsMg,  wenn  sich  herausstellt,  dass  eine  das  Leben 
gerade  jetzt  sehr  bewegende  i^ortlefung  noch  weit  hinter  der  idealen  Auf- 
fassung der  Aufgabe  zurück  ist.  ,  '  •  .  *  .    ,  * 

1.- Feststellung  der  Aufgabe. 

Für  jeden  denkenden  Menschen  ist  es  ein  unabweisbares  in  teile  c- 
tuelles  Bedürfniss,  sich  Rechenschaft  zu  geben  über  den  letzten  Zweck 
seines  Daseins  auf  der  Erde;  sittliche  Pflicht  aber  ist  es  für  ihn,  sein 
Leben  dem  erkannten  Zwecke  gemäss  einzurichten. 

Die  Lösung  jenes  Käthsels  wäre  sehr  erleichtert ,  wenn  wir  über  die 
Zukunft  des  Menschen  nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Lebens,  also  über 
die  Art  seiner  alsdann  eintretenden  Existenz  und  seiner  nun  folgenden  Auf- 
gabe, irgend  etwas  wüssten.  Dann  wäre  eine  Einsicht  in  das,  was  auf  der 
jetzigen  Stufe  4e8  Daseins  nothwendig  ist,  sei  es  als  selbststflndiger  Zweck 
sei  es  als  Toihereitung  für  das  Weitere,  unschwer  zu  gewinnen.  Da  wir 
nm  aber  oor  dnen  ein^igeii  Sati  ^  nflnilich..da8  W^seii'vnseres  Lehens  auf  der 
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Erde  —  und  diesen  nicht  einmal  sicher ,  festzustellen  vermögen :  so  i«^  e< 
freilich  ?rhwor,  irgend  eine  Schlns^-folgemug  zn  ziehen,  und  ganz  unmöglich, 
für  die  Richtigkeit  der  etwa  gewonnenen  eine  gcnfigcnde  Bürgschaft  zu  geben. 

Man  wird  vielleicht  zur  Lösung  des  Rüthscls  kurzer  Hand  auf  die  Religion 
verweisen,  welche  sich  entschieden  üher  die  nachirdische  Bestimmung  des 
Menschen  ausspreche;  allein  ohne  Befriedigung.    Leuchtet  doch  ein,  dass 
die  von  den  Religionen  in  Aussicht  gestellten  künftigen  Zustände  fttr  philo* 
sophische  P'rörterungen  nicht  genügen.    Theils  müssen  die  Ittzteren  Wahr- 
heit enthalten  für  alle  Menschen,  auch  wenn  sie  einem  bestimmten  religiösen 
Bekenntnisse  nicht  zugethan  sind,  sie  sich  von  der  objectiven  Richtigkeit  einer 
Lehre  nicht  überzeugen  können;  theils  machen  die  meisten  und  die  uns  am 
nächsten  liegenden  Religionen  sich  die  iu  Frage  stehende  Aufgabe  in  so  ferne 
allzu  leicht,  als  sie  die  ganze  Existenz  des  Menschen  für  alle  Zeit  und  Ev\ig- 
keit  in  zwei  sehr  ungleiche  Ilillften  theilen,  nämlich  in  das  spannenlange  jetzige 
Verweilen  auf  der  Erde ,  und  in  einen  ewig  dauernden  unveränderlichen  Zo- 
stand,  welcher  sich  unmittelbar  und  ohne  weitere  Entwicklungsphasen  und 
Erfahrungen  an  jenes  auschliesscn  soll.  Diess  mag  für  ihre  Zwecke,  nämlich 
für  eine  gläubige  Einrichtung  des  Lebens  nach  ihrem  Dogma,  vollständig 
ausreichen;  allein  es  entspricht  eben  so  wenig  einem  zwar  nur  dunkeln  allein 
unvcrtilglichen  Gefühle  des  Menschen,  dass  er  mit  diesem  Erdleben  noch  nicht 
an  dem  Ziele  seiner  Ausbildung  anlange,  als  einer  Betrachtung  des  Weltalls, 
soweit  wir  dieses  auch  nur  mit  unsern  jetzigen  Sinnen  und  von  unserm  gegen- 
wärtigen Deobachtungsstandpunkte  aus  aufzufassen  im  Stande  sind,  mögen 
wir  nun  unsere  Untersuchungen  auf  die  Erforschung  der  kleinsten  Erschei- 
nungen oder  auf  die  der  uncrmesslichen  liimmelsräume  richten.  Das  rationelle 
Denken,  und  also  die  Wissenschaft,  muss  einen  weiteren  Gesichtspunkt  nehmen, 
wenigstens  eine  weitere  Möglichkeit  zulassen. 

Beschrankt  nun,  wie  wir  sind,  auf  die  Beobachtung  unserer  gegenwär- 
tigen Organisation  und  der  übrigen  irdischen  Zustände ,  bleibt  uns  nur  die 
Erwägung  der  Anlagen,  der  Bedürfnisse  und  der  Mittel  des  Menschen  übrig, 
um  zu  einem  Schlüsse  über  den  Lebenszweck  zu  gelangen.   Möglich  aller- 
dings, dass  hierbei  sehr  Wesentliches,  aber  nur  erst  in  unentwickelten  Keimen 
Vorliegendes  Obersehen  und  dagegen  Unwesentliches  in  seiner  Bedeutung  and 
Zukunft  überschätzt  wird:  es  ist  aber  kein  Mittel  vorhanden,  aus  diesen 
Schranken  der  menschlichen  UnvoUkommenhcit  herauszutreten,  und  wir  müssen  ' 
eben  die  Dinge  erklären,  wie  wir  sie  zu  fassen  vermögen.  —  Die  Beobachtung 
jener  Zustände  zeigt  aber  Dreifaches :  •  -  ,^ 

1.  das  Vorhandensein  zahlreicher  imd  verschiedener,  sowohl  geistiger 
als  körperlicher  Eigenschaften  und  Kräfte  j 

2.  ein  lebhaftes  Bedürfniss  zur  Ausbildung  dieser  Anlagen  rind  eine 
Möglichkeit  dazu,  und  zwar  in  der  doppelten  Weise,  dass  das  menschliche 
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Individanm  entweder  einzelne  seiner  Eigenschaften  ausschliesslicb  und  mit 
Vernacbl&ssigung,  wo  nicht  gar  mit  Unterdrückung  der  übrigen  geltend  machen 
kann,  oder  dass  eine  gleichzeitige  Ausbildung  mehrerer,  im  Jdeale  die  har« 
monischc  Geltendmachung  aller,  stattfindet; 

3.  hinsichthch  der  Mittel  zu  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  endhch 
eine  doppelte  Nothwendigkeit.  Einer  Seits  nämlich  muss  der  einzelne  Mensch 
selbsttbätig  sein  boi  der  Uebung  seiner  Anlagen  und  der  Erreichung  seiner 
Zwecke;  nur  er  selbst  kann  z.  B.  für  sich  denken,  wollen,  sittlich  sein,  sich 
körperlich  vernünftig  balten.  Anderer  Seits  aber  ist  ein  Zusammenwirken 
mit  Andern  und  eine  gegenseitige  Unterstützung  da  unerlilsslich ,  wo  die 
Einzelkraft  nicht  melir  ausreicht;  was  denn  sowohl  bei  physischen  und  stoff- 
lichen, als  bei  geistigen  Beschäftigungen  sehr  häufig  der  Fall  ist. 

Bleiben  nun,  als  zu  andern  Kreisen  der  menschlichen  Lebensaufgabe 
und  ihrer  wissenschaftlichen  Behandlung  gehörig,  alle  diejenigen  Forderungen 
und  deren  Folgen  bei  Seite-  gestellt,  welche  das  vereinzelte  Leben  des  Men- 
schen betreffen;  und  werden  vielmehr  nur  diejenigen  Verhältnisse  ins  Auge 
gefasst,  wo  von  einem  Zusnuunenwirken  Mehrerer  die  Rede  ist:  so  ergibt 
sich,  dass  der  Mensch  wegen  seines  Ausbildungsbedürfuisses  einerseits  und 
seiner  unzureichenden  Kraft  andtrerscits ,  das  Recht  und  die  Pflicht  hat  in 
eine  dem  Umfange  und  der  Mächtigkeit  nach  aufsteigende  Reihenfolge  von 
Verbindungen  mit  andern  Menschen  einzutreten.  Einmal  nämlich  tritt  er  mit 
einzelnen  Andern  zu  gemeinschaftlichen  Zwecken  zusammen.  Diess  aber 
wieder  in  doppelter  Weise.  Phitweder  durch  rechtliche  Uebereinkunft  je  für 
einen  bestimmten  Fall  und  mit  w«>entlichem  Vereinzelt  bleiben  in  allen  anderen 
Beziehungen;  oder,  mit  Benützung  der  Geschlcchtsverschiedenheit ,  bleibend 
zu  einer  Familie.  Eine  zweite  höhere  Stufe  der  Verbindiuig  ist  das  Zusammen- 
treten zu  gesellschaftlichen  Kreisen,  deren  Mittelpunkt  ein  gemein- 
schaftliches bleibendes  Interesse  ist,  welches  zu  seiner  Erreichung  ein  Zu- 
sammenwirken aller  Betheiligten  erfordert.  Die  Verbindung  kann  hier,  je 
nach  der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles,  eine  engere  oder  laxere,  eine 
mehr  oder  weniger  organisirte  sein ;  bezeichnend  für  alle  Arten  derselben 
ist,  dass  sich  ihr  Zweck  und  ihre  etwaige  Einrichtung  auf  den  bestimmten 
Gegenstand  beschränkt.  Dagegen  ist  das  einzelne  Individuum  durchaus  nicht 
gehindert,  je  nach  seinen  Interessen  und  nach  den  äusseren  Verhältnissen, 
gleichzeitig  einer  grösseren  oder  kleineren  7^hl  von  gesellschaftlichen  Kreisen 
beizutreten.  Noch  höher  steht,  drittens,  die  Verbindung  zum  Staate,  d.  h. 
zum  einheitlichen  Organismus  eines  ganzen  Volkes,  zur  gemeinschaftlichen 
Förderung  seines  gesainmten  concrcten  Lebenszweckes.  Und  endlich  besteht 
viertens,  das  Verhältniss  des  Staates  zu  andern  Staaten  und  deren  Ange- 
hörigen, die  internationale,  völkerrechtliche,  Verbindung  zur  Ordnung 
des  Nebeneinauderbestehens  der  gleichzeitigen,  an  sich  von  einander  uiutb« 
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hingigen  VölkerorgaDismen  und  m  gemeinschaftlicher  Fördenmg  solcher 
gemeinsamer  Aofgaben,  deren  Erreichung  einem  einzelnen  Staate  nicht  mdg« 
lieh  ist. 

Jedes  dieser  Verhältnisse  untersteht  verschiedenen  Gattungen  von  Ge- 
setzen: physischen,  wirthschaftlichen,  logischen,  ethischen,  insbesondere  aber, 
als  einer  besondem  Gattung  der  letztern,  rechtlichen.  Diese  Gesetze  Terlangen 
alle,  je  in  ihrem  Kreise,  entsprechende  Befolgung;  und  Aufgabe  der  Wissen- 
schaft ist  es  für  eine  jede  der  oben  aufgeführten  Verbindnng  und  wiedemni 
für  das  Vcrhältniss  dersolbcn  zu  den  verschiedenen  Arten  von  Gesetzen  eine 
eigene  Lehre  zu  begründen  und  dieselbe  in  einem  Systeme  zu  entwickeln. 
Natürlich  ist  dabei  auf  die  gegenseitige  Beeinflussung  und  Beschränkung  der 
Lehren  mid  Systeme  gehörige  Rücksicht  zu  nehmen.  Diese  grosse  Aufgabe 
ist  denn  nun  auch  im  Laufe  der  Zeit  und  durch  das  Zusammenwirken  der 
verschiedenen  gesittigten  Völker  so  ziemlich  gelöst  worden,  doch  bestehen 
freilich  noch  mancherlei  Lücken. 

Eine  umfassende  Darstellung  aller  Disciplincn,  welche  die  Verbindungen 
der  Menschen  mit  Menschen  behandeln,  würde  einen  grossen  Raum  in  An- 
spruch nehmen,  und  doch  für  den  zunächst  hier  vorliegenden  Zweck  zum 
grossen  Theilc  überflüssig  sein.  Es  genügt  vielmehr  nur  die  rechtliche  Seite 
der  menschlichen  Verbindungen  ins  Auge  zu  fassen,  somit  die  dieses  Ver- 
hältniss  insbesondere  regelnde  Wissenschaft;  und  hier  ergibt  sich  denn,  dass 
die  vier  angeführten  Stufen  der  Verbindung  von  Menschen  mit  Menseben  in 
nachstehenden  Rechtstbeilen  behandelt  werden: 

Die  Verbindung  des  einzelnen  Menschen  mit  andern  Einzelnen  ist  be- 
handelt im  Privatrechte,  und  zwar  namentlich,  je  nachdem  es  sich  von 
der  einen  oder  von  der  anderen  Art  des  hier  möglichen  Verkehres  handelt, 
hauptsächlich  im  Familienrcchte  oder  im  Obligationenrechte.  Nicht  erst  der 
Bemerkung  bedarf  es  aber,  (und  zwar  sowohl  für  diese  Stufe  der  Verbindung 
als  für  alle  anderen,)  dass  die  entsprechende  Lehre  entweder  philosophisches 
oder  positives  Recht  enthalten  mag,  je  nachdem  die  Sätze  für  die  Regelung 
der  individuellen  Verbindung  aus  der  Natuf  der  Sache  abgeleitet  werden, 
oder  den  Willen  einer  im  concreten  Falle  maassgebenden  Auctorität  zur  Quelle 
haben.  Auch  ist  bekannt  genug,  dass  in  beiden  Beziehungen  und  zwar  schon 
seit  Jahrtausenden  so  Vieles  geleistet  ist,  dass  die  Wissenschaft  des  Privat- 
rechtes  zu  den  am  gründlichsten  und  zu  gleicher  Zeit  am  feinsten  aasge- 
arbeiteten Systemen  des  menschlichen  Denkens  gehört. 

Weniger  vollständig  ausgebildet  ist  das  Recht  der  Verbindungen  zu  ge- 
sellschaftlichen Kreisen.  Der  ganze  Gedanke,  diese  Gattung  von  menschlichen 
Verbindungen  abgesondert  zu  betrachten  und  als  eine  eigene  Form  des  Zu- 
sammenlebens auch  wissenschaftlich  zu  behandeln,  ist  noch  allzu  neu,  als 
dass  schon  die  wissenschaftlichen  Folgerungen  sämmtlich  gezogen  sein  könnten. 
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Wrd  Ml  Aber  dM  Dtseio  vod  die  ridrfige  AilEusung  der  Sache-  sdbsi 
nodi  fidÜMli  gßtMUtim.  Denaodi  fehH  «8  keineswegs  ganz  a&  einer  Be« 
sr^tong  des  OesjQlIschafttreektes,  nad  manclie  Theile  desselben 
sind  sogar -80.  aasÄlüfüdi  erOrteit  ,  als  nar  irgend  dn  anderer  Bechtsgegen- 
Staad;  nor  nnas  frsflidi  der  Steif  abtheilangenweise  ans  anderen  Disciplinen 
nnanunengeleaenr  werden,  deflfen  er  bei  IkiBherer  nailarer' Anffuanng  dies^ 
TerbindniigBBtnfe  beigeniischt  wnrde:  namentlicli*  ttieilweiie  aas  äm 
Priratredite,  tbeUweise  ao^  denr  Staatsrediite,  und  nameiitlidi  aoeb  ans  dem 
Kirchenrs^te,  als  der  am  ineisten  bebsndelten  Lehre  einer  einleben  Art  m 
Gseellsohalt. 

'  Sehr  TdllBtlndig  wieder  ist  dagegen  das  Recht  der'  Verbindong  amni 
Staate  erörtert  Das  Staatsrecht,  sowohl  in  seiner  phUesopfaiseben  Anf» 
fiuBuDg  als  auf  positiver  Onmdhige,  ist'  0ia  sehr  bearbeiteter  Thea  der 
Bechtswisseoscbaft;  aoch  ist  Aber  «ein  Gestehen  als  ein  eigenihflndieher  «nd 
abgesonderter- Thea  derselben,  sowie  ftber  das  Yotbandensefai  dgener  leiten- 
der Onndsaise'  vnd  besonderer  danibs  staaunender  Folgeaitae  nicht,  dtt 
Blindeste  Zweifel  vorhanden. ' 

-  AafKdlen  darf  es  daher  iininerhinj  dass  das  Bedit  des  JAternationälen 
Yerhshres  der  Menschen  in  sdner  wissenBchaftlichenBearbdtBng  so  weit  xa- 
rlteksiebt  gegen  die  nahe  verwsindte  DisdpHn* .  Dteaer  Theil  des  Verbindangs- 
reehtes,'  das  Yofterreeht,  ist  inr  .Stande  aodi  «bcn  so  nsvonstliidig  in  den 
Grnhdsgtzen  als  Igdkenliaft  ^em  StotTe  nädi.  Kiofat  dass  man  das  Vorbanden- 
sem  eines  solchen  Yerkehres.völmnnt  hitte  and  bitte  verfcennen  kOnnen; 
Bearbtitangen  des  Volkerrechtes  sind  seit  dritthalb^Jalirhanderten  in  grosser 
Men^  geUefeft  worden-:  aDem  es  .wird  dn  dof^idter  Fehler  begangen. 
•Einmal  wird  der  ganse  Gegenstand  gewOfanlidi  ledigUch  nnr'Yom  Standpunkte 
der  Sonveörliiitftt  der  Staaten  aas  aalg^ost,  also  von  dem  ihrer  Sdbststttir 
di^keit  dnd  gegenseitigen  ünabUbigigkdt.  Wt  andem  Worten,  die  Frage 
whrd  so  gestellt:  wie  viel,  oder  wie  wenig  sidi  ein'sdbststliidiger  Staat  in 
Besidiang  .anf  den  Verkelur  mit  «fremden  gefidlen  lassen  mflsse,  seinerseits 
aber  in  Ainprach  nehmen  kOmie,  dieis  äbeir  sowohl,  was'  seinen  Verkehr 
mit  fremden  Staaten  sdbst  oder  mit  einsehien  AQgehOrtgen  dersdben  Vetrelie, 
als  sowdt  der  Veritdir  dnaehier  Firemder  mit  dea  diesseitigen  Bfirgem'  in 
IVage  stdie?  Bei  dieser  Anlbssnng  ist  denn  natOrlich  die  Bem1lh]nig  dahin 
gellditet,  so  wenig  als  möglich  von  der  Sdbststftndigkdt  an&hgelben;  wäh- 
rend doch  die  richtige  Aafhssnng  viebnehr  die* Ist,  nach  gesidierter  Selbst- 
stftndigkeit,  (welche  allerdings  als  die  Orandlage  jedes  Geddheas  vorangehen 
rmass,)  die  Gemeinschaft,  iinter  den  grOssten  organiseben  Mepscbenverbin- 
dangea,  Staaten  genannt,  möglichst  zu  fördern  als  letztes  Mittel  za  Erreichoog 
der  menschlichen  Lebenszwecke.  Es  bricht  also  die  flbliche  BdiandNmg  des 
Volkerrechtes  gerade  in  der  Mitte  al^;  nnd  es  erhdlt  ftberdiess  die  eiOitefM 
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Hälfte,  wenigstens  theilwcise,  eine  falsche  Färbnng  —  Zweitens  aber  ist 
eine  Quelle  von  UnvoUkommcnheit  der  itzigcn  Völkerrechtswissenschafl  darin 
zü  suchen ,  dass  die  Verbindung  von  Staat  mit  Staat  vorzugsweise,  wo  nicht 
ganz  allein,  ins  Auge  gefasst  wird,  während  doch  die  Lehre  von  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  der  Einzelnen  und  der  Gesellschaften  eben  so  noth- 
wcndig  ist.  Von  einer  Beachtung  der  Gesellschaft  war  aber  im  Völkerrechte 
bis  itzt  auch  nicht  einmal  die  Rede;  und  auch  das  internationale  Recht  der 
Einzelnen  ist  nur  sehr  unvollkommen  entwickelt.  Muss  nämlich  auch  zuge- 
geben werden ,  dass  schon  zu  wiederholten  Malen  ein  grösserer  Anlauf  ge- 
nommen worden  ist,  um  (im  sogenannten  internationalen  Privatrechte)  die 
Rechtsverhältnisse  der  Einzelnen  zu  fremden  Staaten  ausffihrlich  zu  erörteni; 
und  ist  nicht  zu  längnen,  dass  viel  Scharfsinn  und  grosse  Gelehrsamkeit  auf 
diese  Arbeiten  verwendet  worden  ist:  so  entspricht  doch  das  Ergebniss  kei- 
neswegs diesem  Aufwände.  Die  Grundlagen  sind  inuner  noch  schwankend 
und  bestritten,  und  die  systematische  Durchführung  ist  höchst  lückenhaft; 
wie  es  freilich  nicht  anders  sein  kann ,  da  es  an  dem  klaren  Bewusstscin 
der  Aufgabe,  ja  selbst  des  Vorhandenseins  einer  eigenen  Stufe  der  Menschen- 
verbindung fehlt. 

Sind  die  vorstehenden  Auffassungen  und  Ausstellungen  richtig ,  so  ergibt 
sich,  was  von  der  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  hinsichtlich  der  Regelung 
der  internationalen  menschlichen  Gemeinschaft  zu  fordern  ist.  Es  müssen 
die  Rechtssütze  aufgefunden  werden,  welche  die  Verbindung  der  Menschen 
in  ihrer  höchsten  Potenz,  nämlich  über  das  Ijcben  des  einzelnen  Staates 
hinaus,  und  z\^'ar  zur  Erreichung  ihrer  Lebenszwecke  zu  regeln  haben.  Diess 
muss  aber  in  doppelter  Beziehung  vollständig  geschehen.  Einmal  sind  die 
sämmtlichen  Subjekte  einer  internationalen  Verbindung  zu  beachten;  nämDch 
nicht  bloss  die  Staaten  selbst,  sondern  auch  die  gesellschaftlichen  Kreise 


1)  Nicht  ver1)«uert  luttflrlich  wird  die  Schieflinit  der  Aafhunng  und  die  Unvollstindi^eit 
der  Bearbeitung  dadurch,  daas  nicht  selten,  und  w^mt  von  bedeutenden  Schriftstellern ,  die 
beiden  Tenichicdenen  Seiten  des  Völkerrcrhtefi  —  die  SoaverinetXt  und  die  internationale  Oe- 
meinscbafl  —  so  verstandcD  werden,  mIs  handle  es  sich  von  dem  Unterschiede  swischen  Sätaeo 
des  strenfcen  Reehtii  (obliiirntioncs  Jorin)  Qnd  Gewohnheiten  der  Billifckeit  und  Bildanff  (coroita« 
nationoni);  und  wenn  dann  die  Gemeinschaft  als  nnarenihr  Rrlekbbodmitend  mit  der  letxteren 
Art  von  Fonlorantren  und  F^nriinmunfr«"  genommen  int.  Man  feche  e.  B.  H.  Grotini,  De  Jure 
beUi  et  pacis,  Prolejf. ;  Peatel,  De  necess.  et  osu  Juris  g^entiam,  cap.  2;  Phillimore,  Com- 
mentarien,  Bd.  I,  8.  ISO  tg.  Bei  dieser  Rintheilanj^  wird  nicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Hache  seli>et,  sondern  nur  auf  einen  anicchlichen  Unterschied  In  der  Beg^ründanic  der  Bätxe 
Rücksicht  ircnonimen,  damit  denn  aber  (rar  kein  Bofcriff  von  dem  Inhalte  und  der  Venwcifpini; 
der  Wissenschaft  ge^ceben.  Ueberdiess  entspricht  der  anfrenommene  Unterschied  in  der  Re^rrün- 
dunfr  der  Fordemniren  den  That.<«achcn  ledi^clich  nicht.  Ist  es  schon  nicht  richtii;,  von  simmt- 
lichen  Ratzen  der  Souveränitittslehre  sn  behaupten,  dass  sie  streng  logische  Folgerungen  ans 
obersten  Rcchtsprincipien  seien,  and  dass  keine  Oewohnheiten  der  Billigkeit  und  Gosittigniur 
dabei  stattilndon:  so  ist  es  völlig  falsch,  die  ganse  Lehre  von  der  Völkergemeinschaft  danu- 
ktelien  ali«  Jeder  strengen  Rechtsgrundlage  baar  and  lediglieh  In  das  Gebiet  milder  Sitte  gehörig. 
Oerade  dahin  mnss  gestrebt  worden,  dasa  die  rechtliche  Begründung  der  internationalen  Ge- 
meinschaft ebenmissig  erwiesen  vorliegt. 


t 


als  Aufgabe  des  Viilkerrechtes.  Q$7 

und  die  einzelnen  Individaen.  Sodann  aber  sind  £e  flftmmtlichen  ol^lebtiveB 
Gegenstände  eines  Verkehres  solcher  Art  zn  eröiteni.  In  beiden  Bezfehongea  ' 
a^  ist,  wie  nicht  erst  bemerkt  zn  werden  brancht,  sowohl  philosophisehes 
als  positiTos  Eecht  ra  entwickehr,'  wenn  eine  ansohlte,  ToUstindi^Mit  ge^  • 
Wonnen  sein  soll. 

Eine  Lösong  der  so  gesteckten  Aufgabe  ist  denn  nun  freilich  ein  grosse« 
Werk ;  denn  die  Darstellung  würde  nicht  weniger  al»  den  dritten  Thcil  eines 
richtig  geordneten  Völkerrechtes  umfassen,  welches  zerfällt  in  die  Lehren*  • 
von  der  Souveränität  der  Staaten,  von  der  internationalen  Verbindung  der 

Menschen ,  endlich  von  der  Durchführung  dieser  beiden  Gattungen  von  Rech- 
ten. "Wenig  Zweifel  kann  sein,  dass  dieses  gcnOgond  nur  in  einem  vollkom- 
menen Systeme  der  ganzen  Völkerrechtswisseuschuft  ausgeführt  werden  kann. 
An  gcgcnwiirtigor  Stelle  mass  ein  beschrJlnkteres ,  wenn  schon  immerhin 
wichtiges  Ziel  gesetzt  werden,  nilmlicli  nur  die  Hervorhebung  des  eigenthOm- 
lichen  Grundgedankens  dieser  Abtbeilung  des  Völkerrecbtes  und  ein  Umriss 
der  verschiedenen  in  denselben  zu  behandelnden  Gegenstände;  und  zwar  Beides 
.  nur  auf  dem  Standpunkte  des  philusoplüsthen  Rechtes,  da  eine  Darstellung 
der  Versuche  zu  einer  positiven  Ordnung  einen  flbergrossen  RaUm  in  An- 
spruch uebnicn  würde.  Au(  h  «^o  beschränkt  ist  aber  die  Aufgabe  immerbin 
noch  eine  missliche ,  in  so  ferne  es  sich  beim  jetzigen  Staude  der  Wissen- 
schaft zunächst  von  Gewinnung  einer  festen  Grundlage  und  von  B(jgrüudung 
der  hauptsächlichsten  It  itenden  Grundsätze  hiuulelt ,  n]<o  gerade  von  den 
schwierigsten  Erörterungen.  Ist  freilich  so  viel  gewonnen,  so  ist  der  weitere 
Ausbau  verhältnissmilssig  leicht ;  dodi  wird  auch  dann,  wi«'  überall  im  Völker- 
rechte,  die  Erörterung  dtr  aus  dw  Natur  der  Sache  fliessenden  Grundsätze 
einer  Verbesserung  des  positiven  Rechtes  vorangehen  müssen,  weil  die  erste 
Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  eines  Zustandes  die  allm&lilige  Ver- 
wirklichung im  Leben  nach  sich  zieht.  *  •    *  \  '  *•  . 

3.  Gegensatz  TOS 'S.onverftMitftt  iind  Oemeiasehäft 

Die  gewtiuiliclie  AnfliMsang  des  YtHkerredites  ist,  dass  dasseOie  diei* 
jenigen  Beebtssfttie  entwickle,  wekbe  £e  fegenseitigcn  YerhlHnisse  scQ- 
Teraner,  d.  h.  sdbMilftndigcr  nnd  von  einander  önabhJIngiger  'Staaten 
regeln.        ■  • 

Diess  ist  denn  non  in  so  ferne  gaas  richtig,  ald  es  sieh  im  ^SOasmsHa» 
allerdings;  im  Gegensatie  gegen^  das  Staatsrecht,  von  den  Bechtsverliilt» 
aissen  verscbieclener  ganser  Oigaoisinen  des  Zosammenlebens  liaadelt,  nnd 
nicht  Ton  den  Besiehnngen  der  einzetacn  Hensdien  an  dem  bestimmten  ein- 
zehieD  Qilpinlamns,  dessen  bleibende  Mitglieder  sie  ^nd.  Es  ist  feneiUn 
'  anzweiüBlbaft  rifi]i(3g,  dass  im  VdOMmehta  jw  Mm  nnd  ar  Gewbming 
.  einer  techtUdictt  Onuidiage  fltr  das  Weitere  das  Recht  des  eiiiaelne&  Staates 
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zu  bestehen,  sich  Zwecke  za  setzen  and  diese  mit  den  nothwendigen  Mitteli 
m  verfolgen,  begründet  und  gegrn  willkührlichc  Eingriffe  anderer  Staaten 
sichergestellt  wird;  und  es  kann  dieses  nicht  geschehen,  ohne  dass  manch- 
fache  logische  Folgerungen  alsbald  gezogen  werden.  Die  Souveränität  der 
Staaten  ist  ihre  rechtliche  Persönlichkeit,  und  es  lässt  sich  ein  System 
ihres  äusseren  Rechtes  nicht  entwickeln ,  ausser  wenn  die  Bedingung  der 
Entstehung  dieser  Persönlichkeit,  ihr  Anspruch  auf  Anerkennung  derselben 
von  andern  in  Raum  und  Zoit  gleichmässig  Vorhandenen,  endlich  die  im 
Wesen  einer  solchen  unabhängigen  Persönlichkeit  liegenden  Eigenschaften 
und  Forderungen  festgestellt  sind.  Es  verhölt  sich  hier  gerade  so,  wie  im 
Privatrechtc,  wo  eine  Auscinandorset^ng  des  Wesens  der  menschlichen 
Person  und  der  Nachweis  der  in  derselben  enthaltenen  abstrakten  Rechte 
der  Entwicklung  der  Verhältnisse  zu  den  Sachen  und  zu  andern  Personen 
vorangehen  muss;  oder  wie  im  Staatsrechte,  wo  die  Bestandtheile  des  ein- 
zelnen Staates,  nämlich  Bürger^  Gebiet  und  oberste  Gewalt  rechtlich  zu 
erörtern  sind ,  ehe  zu  den  Folgerongen  für  das  Recht  der  Regiemng  und 
der  Regierten  übergegangen  werden  kann. 

Allein  es  ist  eine  Halbheit ,  wenn  nur  dieses  egoistisch  berechtigte  und 
abgeschlossene  Sein  der  Staaten  zum  Gegenstande  der  Erörterungen  des 
Völkerrechtes  gemacht ,  und  daran  etwa  nur  noch  die  Darlegung  der  Mittel 
geknüpft  wird,  wie  die  Persönlichkeit  und  die  ihr  innewohnenden  Rechte 
gütlich  oder  mit  Gewaltmaassregeln  gewahrt  werden  können.  Neben  diesem 
Rechte  zu  sein  und  für  sich  zu  leben,  ungekränkt  und  ungezwungen  von 
Anderen,  im  Nothfalle  sich  zu  vert heidigen ,  steht  nändich  auch  noch  die 
grosse  Aufgabe,  durch  geordnete  Verbindung  des  Staates  mit  fremden 
Staaten  sowohl  die  liebenszwecke  des  eigenen  Volkes,  als  die  des  gesaimuten 
Menschengeschlechtes  zu  fördern. 

Die  Nothwendigkeit  und  Erlaubtheit  einer  Sorge  für  den  eigenen  Vor- 
theil bedarf  kaum  eines  Beweises.  Wie  mächtig  auch  ein  Staat  sein  mag, 
es  kommen  doch  Fälle  vor,  in  welchen  zur  Erreichung  einer  in  sich  berech- 
tigten Absicht  das  Maass  seiner  Kräfte  oder  die  Gränze  seiner  Zuständigkeit 
nicht  ausreicht.  Und  wie  hülfreich  er  seinen  Bürgern  bei  der  Verfolgung 
ihrer  Lebenszwecke  beistehen ,  wie  \iclfaltig  den  einzelnen  Staatsangehörigen 
durch  die  Gesammtkraft  und  durch  den  einheitlichen  Organismus  zur 
Erreichung  ihrer  individuellen  Aufgaben  verhelfen  werden  mag:  immer- 
hin bleibt  eine  ganze  Reihe  von  Verhältnissen  übrig,  in  welchen  Lebens- 
zwecke des  Volkes  im  Ganzen  und  einzehier  Glieder  desselben  innerhalb  des 
Gebietsumfangs  oder  mit  der  verfügbaren  Macht  des  einzelnen  Organismus 
nicht  oder  nicht  vollständig  erreicht  werden  können.  So  ist  es  z.  B.  selbst 
den  mächtigsten  Staaten  rechtlich  nicht  möglich,  einzelne  Aufgaben  der 
Rechtsordnung  allein  zu  lösen.   Wenn  ein  Verbrecher  sich  ins  Ausland 
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g«^flüchtrt  oder  sich  im  Auslande  gegen  diesseitige-;  Recht  strafbar  vergangen 
Jiat,  kam»  Ol-  nicht  aus  eigner  Machtvollkomnionhcit  in  dem  fremden  Gebiete 
atifgegriffen  oder  liasf  lhst  zur  Strafe  gezogen  worden.  Wenn  in  einer  diesseits 
nnhüngigen  Rechtssache  Reweise  nothwendig  sind ,  zu  deren  Herstellung  aber 
amtliche  Handlungen  in  fremden  Ländern,  so  können  unsere  Gerichte  dieselben 
weder  selbst  vornehmen  noch  auch  nur  hefehlend  anordnen.  Zur  Vollstreckung 
eines  diesseits  gefällten  ürtheiles,  welches  eine  Anwendung  auf  Personen 
oder  Sachen  in  fremdem  Gebiete  erleiden  sollte,  reicht  die  Zuständigkeit  der 
Gerichte  und  der  sie  unterstützenden  Staatsgewalt  nicht  aus.  Ferner  kann 
eine  Regierung  in  fremden  Ländern  keine  richtige  und  gleiclniüissige  Re- 
handlung  ansteckejider  Krankheiten  vorschreiben ,  nni  dadurch  das  eigene 
Gebiet  sicherzustellen  oder  etwaige  Vcrkehrsnachtheile  abzuwenden.  Wenn 
ein  Staat  es  für  zweckmässig  erachtet,  seuien  ein  fremdes  Gebiet  besuchen- 
den Handelsleuten  oder  Schiffern  an  Ort  und  Stelle  einen  amtlichen  Rath- 
geber oder  einen  Schiedsrichter  für  ihre  Streitigkeiten  unter  «inander  zu 
bestoflen,  so  kann  er  demselben  eine  auerkannte  Stellung  und  Wirksam- 
keit nicht  aus  eigenem  Rechte  geben.  Eine  llandelsstrasse,  welche  durch 
verschiedene  fremde  Gebiete  nach  einem  fernen  Zielpunkte  ziehen,  oder  . 
eine  Yerkehrsaustalt,  welche  eine  sichere  und  schnelle  Mittheilung  auch  in 
fremde  Länder  vermitteln  soll,  kann  durch  einseitige  Kraft  und  Gewalt  nicht 
hergestellt  werden.  Eine  Gleichheit  der  MOnze,  des  Maasscs  nnd  Gewichtes  . 
Oder  des  Handelsgesetzes;  eine  Erleichterung  der  Zollbchandlung  im  Ans-  ' 
laude  kann  anderen  Staaten  nicht  einfach  befohlen  werden.  Und  wenn  etil 
Staat  auch  noch. so  gross,  sein  Gebiet  noch  so  verschiedemurtig ,  sdn  Er- 
zengniss  nodi  so  reichlich  ist,  so  genfigt  doch  diess  Alles,  eriahnuigsgemftss, 
nicht  zur  BefHedigung  sft^mtlicher  körperlicher  und  g^stiger  Bedfirfidsse 
seines  Yoltet;  das  FeUande  nmss  avs  allen  Thattan  der  Erde  aosammen- 
gebracfat  werden.  Sehr  selten,  oder  tfdniehr  niemals,  findet  eine  4>]flbende 
Oewerbethätigkeit  vollständigen  Absats  ihrer  Eneognlsse  .innerhalb  des  eige- 
nen Landes,  wfthrend  sie  anderwirts  BedOrfiiiss  sind  nnd  gesocM  werden. 
Der  doreh  diese  gegenseitigen  Bedflrftiisse  enengte  Yerkelir  nntfblifer  Ein- 
tehier  und  OeseUsohaften  findet  Tielfiacfa  in  fremdem  Gebiete  statt,  Teranlasst 
ehi  Qehea  und  Kommen  Im  Aaslande,  ein  Senden  dahin,  ein  Empfinigen 
daher.  .  Nnr  wenn  alle  Weittheile  bentttit  und.  dordireist  werden  können, 
mögen  die  Zwecke  jedes  einsehien  Volkes  erreicht  werden.  Ist  aber  gar 
ein  Staat  nnr  klein  nnd  onmftehtlg^  so  wiitt  die  Unmöglichkeit  d^  eigenen  * 
V<dke  die  Mittel  m  Erreichung  sein^  Z^weoke  selbst  nnd  allein  an  Jiefon, 
noch  in  vielen  weiteren  Beaehüngen  herantreten.  Bier  bldbt  also  dem 
Staate  aberall  nnr  die  Wahl  zwischen  einer  unvoUkömmenmi  Errdchnog 
einer  AniaU  Ton.  wichtigen  Aufgaben,  nnd  einem  Hinanssehreiten  ftber  den  - 
'Ar  ihn  nuichst  gesogenen  Kieis,  mit  andeiB  Worten  dnem  Terkehr« 
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mit  Anssen  und  einer  Verbindung  mit  anderen  Staaten  zu  gemeinschaft- 
lichem Handeln  oder  wenigstens  zu  geordnetem  Dulden  diesseitigen  Han- 
delns. Was  nun  von  Beidem  aber  vernünftigerweise  zu  wählen  sei,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen. 

Schwieriger  ist  es  allerdings  zu  zeigen ,  dass  es  auch  Aufgabe  des  Staates 
sei,  Lebenszwecke  anderer  Völker  und  der  Menschheit  überhaupt  nach  Kräften 
zu  fördern.  Dicss  versteht  sich  allerdings  von  selbst,  so  weit  es  sich  von 
solchen  Zugeständnissen  und  Leistungen  handelt,  welche  nur  die  Erwiede- 
rung beziehungsweise  die  Kehrseite  der  von  uns  im  eigenen  Vortheile  an 
fremde  Staaten  zuerst  gestellten  (so  eben  besprochenen)  Forderungen  sind. 
Dass  die  Erfüllung  solcher  Begehreu  nicht  einseitig  erlangt  werden  kann, 
vichnehr  in  der  Regel  eine  Erwiederung  derselben  Maassrcgcl  von  unserer 
Seite  die  Bedingung  der  Erreichung  ist,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Was  also  von  Handlungen  oder  Einräumungen  zwar  an  Fremde  geleistet 
wird,  eben  weil  es  zur  Erlangung  der  eigenen  Wünsche  nöthig  ist,  bildet 
eigentlich  nur  einen  integrircndcn  Theil  des  besprochenen  Verhältnisses,  und 
die  rechtliche  und  sittliche  Nothwendig^eit  der  Leistung  ist  durch  die  eigene 
Forderung  gegeben.  Allein  der  zu  erörternde  Gegenstand  ist  ein  wesentlich 
anderer.  Es  soll  nämlich  nachgewiesen  werden,  dass  der  Staat  eine  Ver- 
pflichtung habe,  selbst  da,  wo  er  nicht  selbst  bethciligt  ist,  menschliche 
Lebenszwecke  ihrer  selbst  wegen  zu  fördern.  Dieser  Beweis  kann  nun  aber 
wirklich,  und  zwar  auf  folgende  Weise  geliefert  werden. 

Darüber  ist  allerdings  kein  Zweifel,  dass  eine  Verbindlichkeit  so  lange 
nicht  besteht,  als  die  fremden  Staaten,  Körperschaften  oder  Einzelne  selbst 
im  Stande  sind,  bei  gehöriger  Anstrengung  ihrer  Kräfte  ihre  Zwecke  zu  er- 
reichen ;  am  allerwenigsten ,  wenn  über  der  Leistung  an  Fremde  die  Befriedi- 
gung der  Forderungen  des  eigenen  Volkes  und  die  Bedingungen  des  eigenen 
Staatsdaseins  Noth  leiden  würden.  Kann  der  Staat  die  Beiträge  seiner 
eigenen  Untcrthanen  för  die  ihn  selbst  und  die  Seinigen  betreffenden 
Zwecke  nur  dann  uud  nur  in  so  weit  in  Anspruch  nehmen,  als  diess  durch- 
aus nothwendig  ist,  und  wenn  die  Kräfte  des  zunächst  Bcthciligten  nicht 
ausreichen :  so  kann  noch  weit  weniger  davon  die  Rede  sein ,  dass  er  frem- 
den Staaten  oder  einzelnen  Angehörigen  derselben  auf  Kosten  seiner  ünter- 
thanen  solche  Lebenszwecke  beschaffe,  welche  diese  selbst  befriedigen 
könnten,  wenn  sie  nur  ernstlich  wollten.  Es  handelt  sich  also  selbstredend 
nur  von  Men&chheitszwccken ,  welche  ohne  Thätigkeit  oder  mindestens  ohne 
Rcchtsbeschräukuög  eines  zunächst  und  für  sich  nicht  betheiligten  Staates 
nicht  befriedigt  werden  können.  In  aolchen  Fällen  ist  nun  aber  offenbar 
die,  in  andern  Beziehungen  sehr  berechtigte  und  nothwendige,  Abtheilung 
des  Menschengeschlechtes  in  einzelne  souveräne  Staaten  eine  schwere  ün- 
voUkonimenheit  und  ein  Hindemiss,  welches  die  Vernunft  wo  möglich  zu 
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beseitigen  gebietet.  Der  ciiuclne  Staat  ist  allerdings  ein  auerlflssUclies 
Mittelglied  zur  Erreichung  der  Lebcnsaoigabe  des  Menschen  aof  der  Erde;, 
allein  er  ist,  trotz  seiner  Macht  und  seiner  vielfach  grossen  Leistongen,  ' 
doch  nur  ein  onvoUkommenes  Werkzeug,  da  er  wesentlich  dem  Räume  and 
der  Kraft  nach  beschränkt  ist;  und  nichts  ist  weniger  logisch  nothwendig, 
als  dass  ein  menschlicher  Lebenszweck  desshalb  aufgegeben  werden  mass, 
weil  es  nicht  in  der  Macht ,  oder  vielleicht  nur  nicht  in  dem  Souverftnitftts- 
rechte,  des  zunächst  betheiligten  Staates  liegt,  die  Mittel  zu  seiner  Erreichung 
zu  beschaffen.  Der  richtige  Schluss  ist  vielmehr,  dass  man  sich  nun  um 
eine  noch  grössere  Kraft  oder  um  die  Zustimmung  des  genügenden  fi*emden 
Rechtes  bemühen  muss.  So  wie  die  Einzelneu  zur  Ergänzung  ihrer  Kraft 
zusammentreten  zur  Familie,  die  Familie  zu  gesellschaftlichen  Kreisen,  diese 
zum  Staate:  so  haben,  in  Verfolgung  desselben  licdiirfnissos  und  Gedankens, 
auch  die  Staaten  zusanmunzuwirken,  wo  der  einzelne  von  ihnen  nicht  ge-  '  ' 
nügt.  Allerdings  ist  die  Kraft  des  Menschen  schUesslich  immer  eine  be- 
schränkte, und  selbst  eine  nocli  so  vollstÄndigc  und  ausgedehnte  Zu&ummen- 
kgung  derselben  reicht  oft  nicht  aus  zur  Gewültigung  von  Naturzuständeu, 
welche  sich  thatsächlich  •  der  Erreichung  eines  erlaubten  Zweckes  entgegen 
stellen.  Sogar  die  Vereinigung  der  Kräfte  mehrerer  Staaten  mag  sich  als 
unzureichend  erweisen.  Dann  bleibt  freilich  niclits  übrig,  als  den  unerreich- 
baren Wunsch  ganz  aufzugeben;  allein  in  sehr  vielen  Füllen  ist  durch 
ein  Zusammenwirken  mehrerer  Staaten  wirklich  erreichbar,  was  der  An- 
strengung des  einzelnen  gespottet,  oder  wozu  diesem  wenigstens  allein 
das  Recht  nicht  zugestanden  hätte.  —  Aber,  fragt  es  sich  natürlich,  kann 
dem  Staate  die  Verwendung  seiner  Kräfte  zu  Zwecken  zugomuthet  werden, 
welche  ihm  selbst  und  auch  seinen  Angehörigen  fremd  sind?  Allerdings, 
wenn  es  überhaupt  Pflicht  des  Menschen  ist,  nicht  bloss  die  eigenen  Zwecke 
zu  verfolgen ,  sondern  auch  Nebenmenschen  in  der  Verfolgung  ihrer  Lebens- 
aufgabe bülfreich  zur  Seite  zu  stehen,  wo  Solches  nothwendig  ist.  Besteht 
eine  solche  Ptiicht ,  und  sie  wird  ernstlich  nicht  in  Abrede  gezogen  werden 
wollen ,  so  kaim  die  Verschiedenheit  und  die  Suuverflnitilt  der  Staaten  kein 
Grund  zur  Verweigerung  einer  nöthigen  Hülfe  sein.  Die  Absonderung  des 
Menschengeschlechtes  in  eine  Anzahl  kleinerer  Gesammtheiten  ist  unver- 
meidhch  wegen  der  mangelhaften  Herrschaft  des  Menschen  über  Raum  und 
Zeit  und  wegen  der  Unmöglichkeit  die  Angelegenheiten  allzu  vieler,  zu  ver- 
schiedenartiger und  in  allzu  grossen  Entfernungen  auseinander  wohnender 
Menschen  von  einem  Mittelpunkte  aus  zu  besorgen.  Allein  in  dem  Begriffe 
des  Staates  und  in  der  Nothwendigkeit  des  letzteren  liegt  keineswegs  aach  •  .< 

die  Abschliessung  aller  menschlichen  Rechte  und  Pflichten.  Der  einzelne 
Staat  und  seine  Souveränität  ist  zur  Besorgung  gewisser  Angelegenheiten 
eben.  &o  unerlässlich.  wie  zqx  Erledij^aDg  anderer  BcdUrfiüsse  die  kieiuerea 
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OrgadiaBieii  der  Fjuailie,  Gemaiiule.,  ffirdie  «.  8.  w.  Torl«qdeii  aiiid.  Wm 
«ber  durch  Um.  alleiii  nifibt  lieMigt .  ireideii  kann,  ftUt  so  wenig  aas  der 
BiieBBeldiebeii  hAtmmal^ilbe  aus,  als  jene  BeiäaMm  «ibefriedigt  bteibeii 

^  nlUien,  welchen  die  Familie  oder  der  geMltodiaftlldier  Ereia  nkht  gerecht 
wtirden  kann.  -  TiciUeiclit  llast  sich  .ans  dieser  üngenllgeohdt  des  einaeteeB 
SUates  (mit*  Fallali)  ein  ScUoss  anf  die  Kothwendii^'  höherer  jStattenrer^ 
hindnngen,  also  der  TOlkergescjUachaft  and  schUessUch  des  VOlkeistaaitas 
sieben,  nnd  es  soll  an  dieser  Stelle  ooerledlgt  bleiben,  ob  diese  hoheten 
Gestaltongen  wirklich  die  lotste  Anüsabe  des.YülKnrei^iles  sind:  allein  Jeden 
I^dles  bestehen  diese  Steigerangei  des  mwiHfhlifiteB  Zasanunenlebeiw  fhat- 
slehUch  iioch  nicht,  wflhrend  die  nnbefriediglen  fiedllifiiisse:ni4  wenigfleos 
SBWeÜen  die  Wii^^uiten  einer  Abhälfe  doroh  sonfldist  nicht  betfaelligte 
Staaten  vorhanden -nnd.  Und  so  bleibt  es  denn  JedenFaDeSi  da  dieErfUlnnff 
der  sittlicfaen  PlUcbten  .nicht  dnch  -loftUige  Abthtilnngen  der  Erdoberfllclie 
nnd  hansMcfae  Kinrichfaing  in  denselbeii  beseitigt  sein  käan,\bei  der  inNrlinfigm 
Ycrpffichtong  sor  internationaleii  Hfllfe  in  den  dasn  geeigneten  Fillen. 
.    CnsweifBlhaft  geht  man  bd  der:Wr9tebenden  AntEusnng  der  vOlker- 
reefatlidien  Yerhftttnisse  weit  hinaas  «her  das  im  Leben  gewflhididie  nnd  m 
den  bestehenden  SUaten  anerkannte  Maass  der  Iieistongen.  Es  ist  dn  idOaler 
Stanc^vnfcti  welcher  hier  ciqgenommen.wivd,  und  dn  aUgemehies  King^hen 
anf  die  eben  angestellte  nnd,  wie.giÄoüt  iiirdi  erwiesene  Ferderang  einer 
freiwilligen  HttUe  snr  Erreiehnng  sonst  Inbefried^barer  l4ibenBiwecke  hMe 
eine  wesentliche  Steigeitng  ond  Veredlang  der  gegenwtrtigen  Yeihtttnisse 
der  Staaten  snr  Folge.  Allein  in  einem,  solchen  Fortschieiteii  des  Cfedankefw 
nnd  in  ehier  solcheoStdgemng  der  Gestttignngsfordenmgen  liegt  keineswegs 
dnGntn^  sn  einem  Bflckschlnsse  anf  einer  Unrichtigkeit  dies  Anagang^onktes 
oder  sn  ^iner  Terhöhmmg  wnpraktisdier  S^ranmerei  Wehn  das  tbatsIchliA 
Bestehende  d^  nnbedingie  Msaasulab  Dir  dies  Erianbte  nnd  MOglidw  wlre^ 
so  wlbre  das  Mensehmvesdtlecht  niemals  ttber.dl«  ipohesten  Zqsttodeallge- 

-  meiner  Barbard  hinaoBgekonütaen.  Jedem.  Schritte  vorwSits  mosste  eine 
relativ  ideelle  Anschaanng  und  eine  hieranf  gebante  Forderimg  vorangdieB. 
Und  dass  wir  das  letzte  Ziel  aller  mögKehett  Yortrefflichkdt  berdts  eirdcht 
haben,  wird  dodi  selbst  der  Eitelste  anter  nlis  nidit  behaupten  vollen.  Aehn- 
liche  Steigeningen  der  Auffassung  von  Pfiicbten  und  Rechten  kommen  ancli 
im  inneren  Leben  des  einzelnen  Staates  vor.  Es  hat  z.  B.  allerdings  einmd 
staatliche  Zustände  gcpeben,  in  wdchen  alle  Forderungen  f&r  beiriedigt  er- 
aditet  wurden ,  wenn  nur  jeder  einzelne  Theilnehmer  in  einem  geddierttti 
privatrechtlichen  Verhältnisse  zu  dem  Inhaber  der  Gewdt  stand,  nd  er 

• 

'etwa  noch  im  Kothfalle  eine  Rechtdifllfe  erhalten  Iraonte;  es  dagegen  ftr 
eine  vollkommene  Abenteaerlichkdt  erachtet  worden  wäre ,  wenn  man  dem 
Staftte  die  Adgabe  tneikamit  bitte,  die  dmfdnen  Thdtoehmer  doreb 
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Anwendung  einer  zusammengelegten  Gesammtkraft  in  allen  solchen  Fällen  zu 
unterstützen,  in  welchen  die  eigene  Anstrengung  zu  Erreichung  eines  nütz- 
lichen Zweckes  nicht  genüge.  Dennoch  ist  diese  gegenseitige  Hülfe  jetzt 
ganz  unbestritten  und  allgemein  als  einer  der  Hauptzwecke  des  Staates  an- 
erkannt und  geübt.  Auch  hier  ist  die  ideelle  F  orderung  vorangegangen,  hat 
sich  nicht  nur  als  lächerlich,  sondern  selbst  als  unertrüglich  anfechten  lassen 
müssen,  konnte  doch  aber  schliesslich  den  Sieg  davontragen.  Oder  um  noch 
Näherliegcndes  zunehmen:  dir  Griechen  und  Römer  hatten  bekanntlich,  trotz 
aller  ihrer  hohen  Bildung,  keinen  BegritT  von  Völkerrecht,  weil  sie  allen  an- 
deren, barbarischen ,  Staaten  schon  die  Berechtigung  zu  bestehen ,  gar  nicht 
zuerkannten.  Dessen  unerachtet  ist  die  Lehre  von  der  völkerrechtlichen 
Souveränität  der  Staaten  sammt  allen  ihren  Folgerungen  allmählig  entstanden 
und  anerkannt  ^vorden ,  obgleich  die  Einwendung  einer  unpraktischen  Steige- 
rung der  Anschauungen  and  Forderungen  ebenes  ej-hobeo  werden  konnte. 

8.  Allgemeine  Grundsätze  der  internationalen  Gemeintebaft 

Aus  dem  bisher  Erörterten  ergibt  sich,  dass  die  Thütigkeit,  welche  von 
dem  Staate  zur  Erreichung  der  mensrhlichen  Lebenszwecke  auch  über  das 
eigene  Bcdürfniss  hinaus  gefordert  w  ird ,  weder  ein  Zurücktreten  von  den 
einem  jeden  derselben  obliegenden  uniniltelbaren  Aufgaben  bedingt,  noch  in 
einer  üebernahme  solcher  Leistungen  bestehen  soll ,  welche  von  den  zunächst 
Betheiligten  selbst  bewerkstelligt  werden  können.  Es  wird  weder  eine  schwär- 
merische Selbstaufopferung,  noch  ein  Eintreten  für  Gleichgültige  und  in  den 
eigenen  Angelegenheiten  Träge  verlangt.  Es  handelt  sich  vielmehr  lediglich 
von  einer  Hülfe ,  welche  einer  Seits  ohne  Beeinträchtigung  der  eigenen  Zwecke 
geleistet  werden  mag,  anderer  Seits  aber  dcsshalb  nothwcndig  ist,  weil  die 
Kräfte  des  zunächst  zur  Handlung  Berufenen  zur  Erreichung  eines  ihm  nütz- 
lichen und  nothwendigen  Zweckes  nicht  genügen.  Wird  diese  Grundlage  fest 
im  Auge  behalten,  so  ergeben  sich  denn  auch  die  einzelnen  Regeln,  welche 
diesem  Theile  des  Völkerrechtes  zur  Richtschnur  dienen,  von  selbst. 

In  erster  Linie  steht  der  Grundsatz,  dass  der  Staat  vor  Allem  die  Auf- 
gabe hi^ ,  den  concreten  Zweck  seines  eigenen  Daseins  vollständig  zu  erfüllen, 
Uem  aber  £e  tdl'kerreelitliclie  Souveränität  mit  allen  ihren 
Folflfernngen  geltend  sä  maelien.  Ueber  diese  besondere  Daseins- 
aofgabe  entBcheidet  Jeder.  Staat  ftae  sich.  Sie  Ist  aber  bdoomtlidi  ebw 
mentlieh  versdüedene,  je  naeh  der  Getlttigiingtotafe  der  Yttker,  «eld»  . 
deren  aUgemelnen  Lebenanreck  bestimnil  nnd  damit  auch  dem  Staate  Inhalt 
«iidTorm  gibt.  Saebe  anderer  Staaten  ist  ea  nicht,  diese  BetQmnmng  nadi  . 
fllgeoem  Gntfinden  nnd  etwaiger  abweichender  Lebensan&ssnng  vorsnschrei- 
bcn,  and  demgemlsB  etwa  Aeaderongen  im  thatsichlich  Bestehenden  oder  im 
OewoUlen  an  Terlangen,  oder  anf  den  Onud  einer  aökhen  aufgediungenen 
T.  Mokl,  atMtaMhL  M.  I.  38 
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Aenderung  hin  grössere  Ansprüche  an  die  dadurch  verfügbar  werdenden 
Mittel  zu  machen.    Sie  mögen  ihr  eigenes  Leben  leben;  hal)en  aber  die«*elbe 
Freiheit  Anderen  zu  gewahren,  auch  wenn  sie  mit  deren  Auffassung  oder 
den  von  ihnen  gewählten  Mitteln  nicht  einverstanden  sein  sollten,  und  müssen 
sich,  für  ihre  eigenen  Zwecke,  mit  Ansprüchen  an  das  thatsächlich  Vorhan- 
dene und  an  die  Mittel,  welche  es  gewahrt,  begnügen.    Einzig  nur  in  dem 
Falle,  wenn  die  von  einem  Staate  befolgte  Richtung  die  volle  Ausübung  der 
eigenen  Rechte  bei  anderen  Staaten  stören  würde,  haben  diese  die  Befugniss, 
sich  solchem  Gebühren  zu  \Yidersetzen  und  ein  Verhalten  zu  verlangen,  bei 
welchem  sie  ihre  eigenen  erlaubten  Zwecke  ungestört  verfolgen  können.  Die 
Analogie  des  Verhaltens  eines  einzelnen  Individuums  zu  anderen  Einzelnen, 
oder  eines  gesellschaftlichen  Kreises  zu  anderen  Gestaltungen  seiner  Art  triflft 
hier  vollkommen  zu.   Mit  andern  'Worten:  die  Lehre  von  der  völkerrecht- 
lichen Souveränität  geht  allem  Anderen  vor;  aber  sie  ist- nicht  der  einzige 
Inhalt  des  internationalen  Rechtes.  '  , 

Eine  unmittelbare  Folge  hiervon  ist  zweitens,  dass'kein  Staat  schuldig 
ist,  diejenigen  Hittttl,  weie1ie'er<snr  lürreieliiing  seiner  eige- 
nen Aufgabe  bedarf,  fttr  die  Zwecke  anderer  Staaten  »Yer- 
ir enden.  Dfe  einem  Staate  tar  Verfügung  gestellten  IGtlel  rfibnn  alK 
vIMelbar  oder  ndmittelbar,  ans  dem- Vermögen  oder- ans  d6n  kUfperüchen 
nnd  geistigen  Kriften  seiner  Bttrger  her.  -Sie  eind  ikm  nidit  n  beliebiger, 
an  sich  vielTeicht  gater,  Yerwendung  flbertassen,  aondeni  awschKeee- 
fich  anr- Befriedigung  der  Lebenssweeke  des  YolkeB  bestinnit  Zn  dieioi 
Lebeninrecken  des  venttnftigen  Menagen  gehört  nim  allerdings  die  FArde» 
rüg  frenider  fiiteresaen  nnter  gewiaseii  YonuiBBetfiiQgen  ebenfidls'i  .aUtin 
vorerst  kommt  dodi,  wie  soeben  ge«igt,  die  Brreiehnng  der  eigenaiLebeaa- 
anQiabe.  Nichtfibr  Andere,  sondern  aoniehatMrsidi  settHlt,  lebt  der  Uensd^ 
mdr  swar.  eih  Tolk  so  gnt  wie  ein  Rinselner.  -Dabei  ist  denn  nicht  n  flber- 
sehen,  dass  die  l^oelle,  ans  welcher  die  dem  Staate  eingertamten  Mittel 
iiiessen«  nJbnUch  des-  YolksrermOgen  nnd  die  persftnliehe  Thitigiceit  dar 
Theilnehmer,  l^eaneswegs  nnerschöpffich  ist  Schon  an  tmd  (ttr  sich  nicht, 
weil  der  Gesammibetng  dieser  beiden  Leistnngsthestandthelle ,  wie  gross  er 
immer  sein  magi  doch  »ir  eine  bestimmt  bcgteule  istj  .nnd  llbefdiess  die 
Nachhaltigkeit  der  Yerwendnng  auch  eineWadihaltiiMt  der  Wlederersetsnag 
feüatogt  Dann  aber  nnd  selbst  vomgiweise  desshalb  nieht,  utSk  der  ge- 
sämmte  stotUdie  Yotrath  des  YelksvennOgens  nnd  der  YoMmkiAfte  kein^ 
wegs  dein  Staate  aUcän  oder  anch  imr  haoptsieUidi  snr  Yerftgoog.  sietaki 
wutUßm  Yielmdir  mmiBhst  die  persOnliehea  BedOilaisse  der  ElBaehien,  md 
trokl  anoh  die  der  geseUscbslUichen  Yeieine,  darans  befiriedigt  werden  mtts- 
sen,  md  dnnn  erst  tqa  den  Foitdemngen  des  Staates  die  Bede  sebi  kasn. 
ySdbstventAndUflii  ist  iwi.aber,  dasa  ht  einem  OolHtfomrfltBe  die  wiefaticne 
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und  näherlirf,'ende  Aufgabe  vorgeht  und  die  Pflicht  zur  Erfüllung  der  anderen 
in  der  Unniüglickkeit  der  Leistung  erlischt.  —  Dieser  Auffassung  können' 
zwei  scheinbare  P^inwendungen  entgegengesetzt  werden,  sie  halten  aber  eine 
nälierc  Prüfung  nicht  aus.  —  Wenn  nämlich  gegen  die  Bevorzugung  der 
eigenen  uninittelbarcu  Lebensaufgaben  des  Volkes,  und  somit  des  Staate?, 
geltend  gemacht  werden  wollte,  dass  bei  einer  Unzureichenheit  der  Mittel 
fiör  eine  eigene  und  für  einen  fremden  Zweck  der  verhilitnissniüssige  werth- 
vollere von  beiden  den  Vorzug  verdiene,  und  dass  daher  ein  minder  wichtiger 
cinheimiscber  Zweck  einem  bedeutend! ren  .der  allgemeinen  internationalen 
Gemeinschaft  nachstehen  dürfe  und  niüsse:  so  wäre  darauf  zu  crwiedern, 
dass  der  Staat  doch  offenbar  zunächst  seine  eigene  unmittelbare  Aufgabe  zu 
erfüllen,  und  sich  diesem  Zwecke  gemäss  vollständig  einzurichten  hat,  ehe 
er  berechtigt  ist,  sich  nach  weiteren,  zwar  allerdings  ganz  legitimen  aber 
doch  nur  ferner  stehenden  Tluitigkeitsgcgeuständen  umzusehen.  Es  kann 
nichts  Wichtigeres  für  ihn  geben,  als  dass  er  seine  eigene  Persönlichkeit 
vollständig  ausbildet.  Es  ist  die  nothwendige  Form,  in  welcher  das  Volk 
im  Ganzen  und  jeder  einzelne  Bestaudtheil  desselben  den  Zweck  seines  irdi- 
schen Daseins  erfüllt ;  um  dieses  zu  ennögliehen ,  bringt  es  grosse  Opfer 
an  Gut  und  an  Freiheit:  es  wäre  ein  Angriff  auf  dessen  ganzes  vernünftiges 
Dasein  und  zu  gleicher  Zeit  ein  Raub  an  seiner  Habe ,  wenn  die  Erreichung 
der  eigenen  Staatszwecke  der  Förderung  eines  andern  Volkes  nachgesetzt 
würde.  —  Man  wird  (iber  vielleicht,  zweitens,  einwenden  wollen,  dass  hiermit 
die,  doch  ernstlich  behaiq^tete,  Pflicht  der  internationalen  Gemeinschaft  that- 
sächlich  wieder  aufgehoben,  weil  für  praktisch  unanwendbar  erkläi't  sei. 
Diess  wäre  jedoch  eine  grosse  Ucbertreibung.  Kichtig  ist  allerdings,  dass 
die  Bedürfnisse  der  zunächstliegeuden  Aufgabe  des  Staats  sehr  bedeutend 
sind,  und  die  zu  Gebot  stehenden  Mittel  hart  in  Anspruch  nehmen,  so  dass  für 
anderweitige  Th&tigkeit  nicht  eben  allzu  viel  übrig  bleibt.  Allein  theils  weiss 
venflnftige  Sparsamkeit  immerhin  auch  hier  für  Nothwendigcs  Mittel  zu  be- 
Mbate;  theUs  und  lianptstehlieli  handelt  es  sich  bei  der  Förderung  fremder 
Zwecke  keineswegs  immer  oder  hauptsftchlich  von  Ausgaben ,  son^ 

dem -oll  nur  m  d«r  Einrlmnmg  gewisser  Befugnisse  oder  hflchsteni  Ton  der 
Erianbniss  mt  Bentttzung  ohnedem  bestehender  Bhtrichtnngen. 

Ist  ftber  «nf  diese  Weisse  zonfldistlBr  die  dienen  BedmfhiBse  des  Volkes 
nnd  Staates  gesoiist)  so  mnss  nun ,  drittens  ,  der  GnmdsatK  geltend  gemacht 
neiden,  dass  es  die  AnHjaho  eines  gesittigten  Staates  ist,  nAthigen  Falles 
such  die  Lebensiwecke  Fremder  sn  fördern.  Diess  denn  aber  frei- 
lich nnSer  manchftchen  Yorsnsselsnngen  nnd  niheren  Bedingungen.  m 
vnterstlltaenderZiffeck  mnss,.  nach  diesseitigem JDafIb'halten,  an  sich  TemQnitig 
and  ansfUubeir  seih.  Die  sn  ünterstütsenden  müssen,  ans  Hangel  an  eigenen 
Uitkefai,  dner  BeihflU»  wSildieh  bedöiftn;  -  anch  darf  kain  anr  Untentfltsnng 
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näher  Verpflichteter  Torhanden  sein.    Von  der  geforderten  Unterstfitzang 
muss  verstÄndigorweise  unter  den  gerade  vorliegenden  Umständen  ein  gün- 
stiges Ergebniss  zu  erwarten  stehen.  Bei  mehreren  gleichzeitigen  Fordeningen 
geht,  wenn  sie  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht  sämmtlich  befriedigt  werden  ktanen, 
zunächst  diejenige  vor,  welche  auch  dem  zu  Httlfe  gemfenen  Staate  und 
seinen  Angehörigen  von  Nutzen  ist;  bei  sonstiger  Gleichheit  der  YerlilftDisse 
aber  der  wichtigere  Gegenstand  dem  unMcntenderen.  Dagegen  sind  aber 
ancb  nicht  etwa  bloBs  soldie  ZiTedte  ni  ftrdeni,  weldie  einem  fremden  Staate 
selbst  obliegen,  sondern  anch  di^  einzelnen  gesellscbaftlicfaen  Kreisen,  ja  selbst 
Indlvidnen  zostehenden.  —  Der  Sata  an  sicä  findet  seine'  Rechtfertigung  in 
den  ganzen  oben  entwickelten  Anschanungen  von  den  menschlichen  Lebens- 
zwecken und  von  der  Nothwendigkcit  immer  höher  steigende  nnd  nm&ssendere 
-Yerbindongen  sn  gegenseitiger  FOtrdemqg  einzogehen.  Internationale  Hfllfe 
ist  die  oberste  Stufe  der  dem  schwachen  Menschen  möglichen  Einricfatnngen; 
.  de  ist  aber  anch  logisch  and  thatsfichlich  uijenthdlrlich,  nnd  ihre  4nerken- 
nnng  nnd  trene  Ansttbnng  ist,  in  dieser  Biehtnng,  der  Trinmph  der  QesittigaBg. 
Wae  aber  die  beigefügten  Kebenbestimmongen  betrÜR,  so  sind  dieselben  .fitor. 
sich  selbst  schon  klar  nnd  bedürfen  kaum  eines  nflheren  Erweises.  —  Unvider- 
sprechlioh  ist  doch,  dasis  die  Oewfthmng  einer  Hfllfe  nicht  von  dem  Willeft 
des  Bittenden,  sondern  von  der  IDeberaengnng  ^  Oewihrenden  md  um 
seiner  Kenntniwä  dcsr  dgenen  LeistungnaO^chkelt  abhlngt.  Dieses  Ycrhilt- 
niss  findet  schon  im  Ihnem  dnes  jeden  Staates  statt  .hei  den  Ansprachen  an 
Staatshfllfe  aar  Fördemn^  individoollmr  Zwedre;  nomflgUeh  können  Fremde 
an  weiter  gehendes  Becfat  haben,  als  die  eigenen  Borger,  und  es  wfire  ganz 
widersinnig,  ihr  Verlangen  entKheiden  zu  lassen  fibef  die  Anwendnng  der 
Slaatskrftfte  eines  sonverftnen  Staates  und  gegßn  dessen  Willen  nnd  dgenes 
Bedflrfiiiss.  —  Die  blosse  SobsidiaiitOt  der  Vetpfliditnng  kann  nach  Allem, 
was  froher  vorgetragen  worden  ist,  gar  nicht  im  Zweifel  sein.  —  Eheitto 
versteht  sich,  irenn'eine  Auswahl  getroffen  werden  muss,  die  Bevorzugung 
des  auch  dem  eigenen  YoIkeNOtzlichen  vor  dem  ihm  vOUig  firemdBleilienden, 
oder  die  HOhersteUung  des  wichtigen  Ober  dem  unbedeutenderen  Zweck,  ans 
einfeehen  Gesetzen  des  Denkens  gana  von  seihst  Nmr  mag  in  letzterer  Be- 
ziehung dannf  aafittuksam  gemeint  sein,  daas  (gerade  wie  im  inneren  Staats- 
leben  nnd  namentti<di  hei  der  lüoiiseUichen  Thfltigkeit)  die  Sdittzung  der 
Wichtigkeit  eines  Lebenszweckes  keineswegs  allein  nadi  dem  -  stofflichen 
Warthe  der  Ergebnisse  bemessen  werden  darf,  sondern  dass  geistige  nnd 
sittliche  Zwecke  ebenfeUs  ihre  voUe  Beröditigoag  habto.   Eine  richtige 
gegenseitige  Abwigung,  namentlich  ungleichartiger  Angaben,  Ist  fireOidi 
nicht  tanmec  leicht,  und  es  mag  die  getroffene  Wahl  anch  zu  Besdiweidcn 
flhren:. allein  es  ist  diess  ehie  Schwierigkeit,  weUhe  d«m  Menschen,'  und 
swnr  sowohl  dem  einsehita  wie  dem  genoesenschafUichen,  kebieswq|s 
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erspart  werden  kann,  und  deren  niügliches  lüiiti  f  teii  an  der  Richtigkeit  des 
Grundsatzes  selbst  durchaus  nichts  iUuh  rt.  —  Einer  genaneren  Rechtfer- 
tigung bedarf  wohl  nur  die  Forderung,  dass  nicht  bloss  Zwecke  fremder 
Staaten,  sondern  auch  die  von  Gesellschaften  und  von  Einzelnen  eine  inter- 
nationale Berücksichtigung  zu  verlangen  berechtigt  seien.  Diese  Rechtfer- 
tigung ist  jedoch  zu  liefern.  Darüber  kann  an  und  fOr  sich  kein  Zweifel 
sein,  dass  die  vemanftigen  Lebenszwecke  der  Menschen  keineswegs  alle 
aufgehen  in  denen  des  Staates.  £s  treten  Tielmehr  mit  der  steigenden  Ge- 
sittigung  die  nnr  Ton  Mehreren  oder  Einzehien  verfolgten  Zwecke  immer 
mehr  in  den  Yordeigmnd,  da  Qesittignng  nichts  anderes  ist  als  gesteigerte 
Bildung  der  mensdiUeliim'PersOaUelikeit  'Wenn  also' Ikberhaupt  das  btosse 
BeslelieB  eines  vemflnftigeii  Lebensifreekes  denselbeii  einoi  Ansprach  auf 
eine  FOrdening  gewShrt  und  iwar  dnidi  alle  Stufen  der  mensehlictoi  Ter- 
hindongea  hindnrdi,  so  ist  nieht  einzosehen,  irantm  die  inoichsl  fllr  Ueinere 
Kreise  bedeutenden  Lebensaufgaben  gerade  Ton  internationaler  .Berfleksieh- 
tigung  ausgeschlossen  sein  soUten*  Sind  äfi^k  anter  ihneii  solebe,  welche 
snr  Blflthe  des  mensebiiehok  Baseias  geboren,  z.  B.  Erwerbung  oder  Ter> 
breitnng  religiöser,  wissoisdiaftHeher,  allgemein  mensdilidier  Bildung,  und 
ist  es  eine  Forderung  der  Gcsittigung,  nicht  bloss  den  Mlchtigcn,  sondern 
anch  den  Kleinen  und  Schwachen  gerecht  zu  wenden.  Wenn  aber  etwa 
geltend  gemacht  werden  wollte ,  dass  im  Yfllkerrecbte  •  nur  Staatoi  mit 
Staaten  in  Verbindang  stehen  und  nnr  deren  gegenseitige.  Bechte  Gegen- 
stand der  Teriiandlnng  und  Verbindung  seien:  so  wire  diess  lediglich  eine  ' 
peütio  prineipii.  Die  Behauptung  ist  ja  gerade,  dass  eine  TOllstBndige  Em- 
widdung  des  rein  menschlichen  Yerbflltnisses  unter  gleichzelUgen  StaAten 
ein  Hinausschreiten  ober  diese  ersten  roheren  Anfinge  des  geordneten  Zn- 
sammenlebens derselben  fordere.  Ueberdiess  ist  eine  so  öige  ZweckbesUm-  > 
Dung  des  Ydlkerrechtes  nicht  einmal  thatsflchlich  richtig;  sdbst  nicht  anf  - 
dem  blos^ta  Standpunkte  der^  Souveränität.  Auch  wenn  ffie  Persönlichkeit 
and  Selbstständigkeit  der  Staaten  strenge  als  das  Prindp  des  Völkerrechtes  - 
angestellt  wird,  kommen  vlelfoch  Fftlle  vor,  -in  welchen  die  Bedftrfiaisse  Ein^ 
seiner,  auch  ohne  dass  dieselben  von  ihren  Begierangen  vertreten  oder 
ein  Bestandtheil  dei  fremden  Ocsammtorganismus  in  Betraditung  zu  ziehoi 
wAren,  unweigerUch  von  anderen  Staaten  hOlfreich  berflcksichtigt  werden. 
Schon  bisher,  wo  denn  doch  die  ^egnug  internationaler  Gemeinschaft  nicht 
als.  Grundsatz  aufgestellt  zu  sein  pflegte,  wurde  wohl  nirgends  einem  Fremden, 
welcher  die  allgemeine  Bedingung  der  Znhissung  erfüllte,  die  BenOtznng 
wissenschaftlicher  oder  künstlerischer  Anstalten  verweigert;  nirgends  einem 
fremden  Schilfe  der  Gebrauch  der  Sicherungsanstitlten,  einem  fremden  Kanf- 
manne  die  Ausdehnung  der  Schutzmaassregeln  auch  auf  seine  Gflter  versagt, 
Bas  ganze  internationale  Privatrecht  beweist,  dass  alle  gesittigten  Staaten 
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.den  efnseliifiiK  Staideii  Bechtuchiits  Bofaddig  za  Mfn  zagctoi,  (wenn  auch 
Uber  »die  Einselbdten  Zweifel  Set)  ünd  wenn  allerdings  bisher  weniger  Tob 
gesellschaftlichen  Rechten  im  Auslande  die  Rede  war,  io  rflhrt  dkss 
daher*  di^ss  flherhanpt  der  Begrilf  der  Gesellschaft  nnd  des  »faiMhi^  geseQ- 
schaftlichen  EreisCb  in  den  fitaaftswissenschaften  nicht  die  gehttilgBBeachtnng 
gefiinden  hatte,  iiine  voUstftndige  Lehre  d^  TdlherrechtUchen  SonrertnitU 
wird  künftig  anch  die  Gesellschaft  berttcksichtigen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  dar  sicherste  Weg  zu  einer  klaglosen  nnd 
dauernden  Ordnung  der  internationalen  HOUim  sn  gelangen,  in  aasdrlU^- 
Hchen  VerabreduDgen  besteht,  und  dass  sogar  in  manchen  Fällen  nur  eigene 
GiMigresse  von  möglichst  vielen  Theilnehmem  einen  gewünschten  Zustand  bcrzn- 
stellen  vermögen.  Daher  muss,  viertens,  die  Fordenmg  gestellt  werden,  dass 
jeder  Staat  alle  passenden  Gelegenheiten  bcnQtze ,  um  sich  in  möglichst 
weiter  Ausdehnung  mit  anderen  Staaten  Aber  die  Gegenstände 
vernünftiger  Völkergcmcinpcliaft  zu  verständigen.  —  Je  bestimmter  und 
je  mehr  ins  Einzelne  gehend  die  Feststellungen  sind,  desto  weniger  ist  natttr* 
lieh  Zweifel  und  Streit  in  der  Anwendung  zu  fürchten ;  doch  ist  ein  Vertrag 
nicht  gerade  die  unerlftssUche  Form.  Es  mag  in  den  verschiedenen  Staaten, 
welche  an  sich  über  eine  gewisse  Handlungsweise  einverstanden  sind,  das 
WÜhschoiswerthc  auch  durch  einseitige  Anordnungen  geschehen;  und  es 
kann  sogar  dieses  Verfahren  das  i-athlicliere  sein,  wenn  die  Vollziehung  Or- 
ganen tibertragen  werden  muss,  über  deren  Einrichtjing  man  ans  Gründen 
innerer  Politik  bcsUindig  froie  lluud  behalten  möchte,  oder  wenn  zunächst 
noch  Versuche  über  die  l)cste  Art  der  Ausführung  gemacht,  Erfalinmgen 
über  dns  Ergoliniss  gesammelt  werden  sollten.  Hier  würde  Verpfliehtnng  in 
bestininiti  r  Form  mehr  schaden  als  nützen.  Auch  mag  noch  bedacht  werden, 
dass  bei  dem  itzigcn  Stande  der  ganzen  Eehrc  von  der  völkerrechtlichen 
Gemeinschaft  Anträge  zu  förndichen  und  umfassenden  Vertrügen  leicht  eher 
ein  Misstrauen  als  eine  Geneigtheit  zur  Verständigung  horvorrufeu  könnten, 
oder  bereits  bestehende  Schwieriglo  itcn  dureh  verunglückte  Formulirnng  ver- 
schiedenartiger Auflassung  liartnitckiger  werden  möchten.  In  solchen  Fallen 
wird  durch  eine  nur  weniger  bindende;  Besprechung  wenigstens  ein  Ziel  er- 
reicht, wenn  schon  auch  nicht  das  allervollkonm:ienste. 

Wie  unzweifelhaft  auch  die  Pflicht  der  internationalen  Gemeinschaft  und 
Hülfe  st'in  mag,  ininierliin  ist  zu  erwarten,  dass  sich  einzelne  Staaten  der- 
selben entziehen,  sei  es  nun  grundsätzlich  oder  sei  es  thatsächlich,  und  ent- 
weder ganz  allgemein  oder  uui-  in  einzelneu  Beziehungen.  Für  solche  Fälle 
muss  denn  nun  endhch,  fünftens,  der  Grundsatz  aufgestellt  werden,  dass  ein 
Staat  gegenüber  von  solchen  Staaten,  welche  die  Verpflichtung  einer  geregelten 
Genieinsehaft  nicht  einräumen,  auch  seinerseits  zu  Leistungen  entspre- 
chender Art  nicht  verbunden  ist.  Neben  der  Pflicht,  Fremden  lioifo 
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M  Idftai,  bat  dtr  Staat  a«di  die  Pfliebi,  fßäOiB  Ffirdenag  der  Zwwl» 
leiBei  eigeneo  Volkes  toh  Jenen  m  Terlangen.  •  Ken  *ber  iit  die  Yerweigemng 
einer  HAUb^  neldie  zwar  nicht  erwidert  werden  wiU,  aber  gerne  angenommen 
würde,  das  nScbitlicgeAde  nnd  im  Zwtifel  auch  erfoigniehe  MÜteL  war 
Breebang  der  SeUMtendit  und  Unbilligkeit  Andi  wftre  es  jeden  Falles  hart, 
wem  der  Staat  seinen  Bflrgem  Beitrifft  m  intemiitidnalen  Ldetongen  za- 
■mlhete,  ohne  data  er  ftnen  in  Ffillen  gleiehen  pedflrfiiiisses  tob  Seite  fremder 
Staaten  eine  Untentfttahg  feradiaJfte.  Die  Pflicht  besteht,  allein  unter  der 
YofaMsetSnmg  eines  vcmflnftigen  Zosaaunenlebens.  —  Damit  soU  freiUcb  nicht 
gesagt  sein ,  dass  der  Grundsatz  der  Gegenseitif^wit  nicht  auch  unter  Um- 
stlnden  eine  Ausnahme  erleiden  köpnC  Wenn  namentlich  der  Staat  durch 
eine  vereinzelte  Nichtausffthrung  einer  sonst  allgemeinen  Anordnnng  sich  selbst 
Verwirrung  oder  sonstigen  Schaden  zuziehen  würde;  oder  wenn- mit  Wahr- 
scheinlichkeit zu  huffen  steht ,  dass  der  bisher  die  Erwidemng  terweigemde 
Staat  durch  das  diesseitige  Vorgehen  sich  beschämen  oder  ans  sonst  welchen 
Gründen  zur  Nachahmung  bestimmen  lassen^  werde:  so  gereicht  ein  Voran» 
schreiten  auf  der  Bahn  zur  Gcsittigung  nldit  nur  nicht  zur  Unehre,  sondern 
es  ist  vielmehr  ein  TernQnftigcs  Verüeihren  gegenüber  von  Eigensinn  oder 
sonstiger  kleinlicher  Leidenschaft.  Namentlich  mag  ein  mächtiger  Staat  hier 
mit  last  gewisser  Anssicht.aof  nütsUche  Folgen  einseitig  Yorangehen. 

4.  Die  einzelnen  Beziehungen  der  internationalen  , 

Gemeinschaft. 

Es  ist  oben,  S.  583,  bereits  bemerkt  worden,  dass  die  gegenseitige  För- 
derung der  Lebenszwecke  dreierlei  Subjeete  zum  Gegenstande  haben  kann: 
die  Staaten  selbst  als  organische  Einheiten;  die  versebiedeuen  gesellschaft- 
lichen Kreise  innerhalb  der  coexistirenden  Staaten;  endlich  einzelne  Unter- 
tbanen.  Es  soll  nun  im  Folgenden  der  Versuch  gemacht  werden  die  Ver- 
hältnisse Diiher  iiufzuzühlcn,  in  welchen  eine  internationale  Unterstützung  des 
einen  oder  des  anderen  dieser  Subjeete  als  geboten  erscheint,  und  die  Hand- 
lungsweisen wenigstens  anzudeuten,  welche  in  dem  einzelnen  Falle  als  die 
sweckgemässen  erscheinen. 

Hierbei  muss  denn  aber  zur  Vermeidung  von  Missverst^ndnissen  eine 
doppelte  Bemerkung  vorausgehen. 

Einmal  nämlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  grosser  Bedacht  darauf 
genommen  werden  muss,  jede  Vermischung  mit  jenen  Lehren  zu  vermeiden, 
welche  die  Souveränität  der  Staaten  betreflfeu.  Die  beiden  internationalen 
Hauptverhältnisse,  nämlich  einer  Seits  Selbstständigkeit  und  Selbstberech- 
tigung der  einzelnen  Staaten ,  also  ihre  l'ersoulichkeit  und  Freiheit,  auf  der 
andern  Seite  aber  das  Herausgeheu  aus  dem  bestimmt  umschriebenen  Kreise 
der  erlaubten  Selbstsucht  und  die  Anerkennung  des  Eutzens  und  der  Notlh 
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kann  daher  nur  entweder  zn  einer  Yerwimmg  nach  Form  nnd  Sache  oder 
wohl  gar  zn  wesentlich  falschen  Behauptungen  führen,  wenn  diese  beiden 

Seiten  des  Völkerlebens  nicht  auch  formell  scharf  auseinander  gehalten  werden. 
Dass  diess  bisher  nicht  in  genagender  Weise  geschab,  war  eine  Haaptarsache 
der  Verkennung  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  als  einer  eigenen  poli- 
tischen und  rechtlichen  Aufgabe,  damit  natürlich  aber  auch  der  Grund  der 
Unterlassung  einer  Ausbildung  genügender  Regeln  der  letzteren.  Allordings 
hat  die  Macht  der  Thatsachen  darauf  aufinerksam  gemacht,  dass  hier  wesent- 
lich verschiedenartige  Forderungen  neben  und  durcheinander  liegen,  und  man 
bat,  in  Ermangelung  eines  tieferen  Eindringens  in  den  letzten  Grund  dieser 
Verschiedenheit  sich  mit  dem  logischen  Nothbehelfe  der  Aufstellung  von 
Regel  und  Ausnahme  zu  helfen  gesucht allein  diess  genügt  offenbar  nicht. 
Zwar  kann  auf  diese  Weise  allzu  schreiender  Widerspruch  vermieden  und  eine 
Art  von  äusserer  Ordnung  in  den  Stoff  gebracht  werden;  dagegen  ist  es  wissen- 
schaftlich unrichtig  zwei  verschiedene  sclbstständige  Seiten  eines  und  desselben 
grossen  Ganzen  so  darzustellen,  als  sei  die  eine  die  Regel  und  die  eigentliche 
Wahrheit,  die  andere  dagegen  nur  unzusammenhangender  Haufe  von  Aus- 
nahmen, für  welche  sich  in  ihrer  Losreissung  von  den  eigenen  Grandgedanken 
vielleicht  nicht  einmal  ein  zureichender  Grund  angeben  lässt  und  die  daher 
sehr  zu  ihrem  Nachtheile  als  irrational  und  wo  möghch  bei  erster  Gelegenheit 
beseitigend  erscheint.    Sodann  geht  natürlich  bei  solcher  Bebandlungsweise 
jede  Uebersicht  über  den  so  untergesteckten  Thcil  ganz  verloren  und  ist  nichts 
leichter  möglich,  als  dass  wesentliche  Theile  ganz  vergessen  bleiben.  Endlich 
und  hauptsächlich  aber  ist  die  Aufstellung  richtiger  Grundsätze  für  einen  so 
durcheinander  gemischten  in  sich  ungleichartigen  Stoff  sehr  schwierig.  Nament- 
lich besteht  die  Gefahr,  dass  für  die  als  blosse  Ausnahmen  oder  an  sich  unge- 
rechtfertigte Erweiterungen  behandelten  vereinzelten  Sfttze  aUgmeine  leitend« 


1)  Auf  eine  meikwflrdige  Weise  steht  die  Einsicht,  iau  cwei  Terschiedene  Elemente  In 
VSIkerreeht«  neben  einander  liegen,  nnd  dieselben  mach  in  der  formellen  DersteOnnv  ^etrenat 
gehalten  werden  sollten,  im  WMetepnidie  mit  einer  schlecliten  logischen  Bdiandlang  bei  Philli- 
mo re  (Commentaries  apon  international  law).  AUerdimcs  seht  der  Vmtmvt  ron  der  —  obei^ 
Seite  086,  AnoMTk.  l(  berellt  besprochenen  —  noiiehtigen  Aoflkssnng  aoe,-  tarn  der  doppelts 
Inhalt  In  ▼«ncUadtalieR  der  strengen  BedttHltBe  (stri^om  jus)  nud  dar  arfldemden  BilHr 
keit  (oomitas  naUoDom)  bestehe  ;  allein  wie  dem  aach  sei,  Jeden  Falles  dringt  er  anf  entschiedene 
Bonderung  der  beiden  Arten  von  Sitzen.  Diess  wird  denn  nun  aber  in  selur  plumper  and  folg*' 
widriger  Welia  bewerinMUgt.  Dh^entgen  Biiiigkeitsre^^ein ,  welKflie  deh  allmSUig  hlnslchtOdi 
der  internationalen  Verhültnisse  der  einzelnen  menschlichen  Individuen  gebildet  haben,  seiee 
M)  uttflueend  md  bedeatend,  dasa  sie  eine  gans  abgeeooderte  AbtbaUaog  des  Werkes  in  Aa* 
ipnich  Bshmao;  Ar  die  aas  der  eonKM  iMrtlemBi  Ar  die  TeABlalMt  f«n  Blaat  n  Staat 
Rtandcnc  hei  weitein  weniger  iiihlrpiohc  Gewohnheiten  genüge  eine  AnfOhrong  als  Ansnahme 
von  de(  Regtf.  8.  Bd.  I,  8.  160.  Es  Ist  schwer  b^freiflieb,  dasa  dM  deeh  notliwendlfe  Mi«' 
MuteD  an  leUMr  itSiapeilwIlea  «yateoallk  den  tMiHgeB  Maan  akhl  m  «Imb  MUgm 
Entschlassc  einer  durchi^reifeiidcD  formoU-ricbUgcn  BchtimtlunR ,  dAdonb  aker'WMv  SB  dV 
Anffladong  des  eigeoUkhen  Weeeoe  der  Vetiobledenbdt  gefiUut  bat. 
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Prinditai  Bklt  gaAmdeii,  Yidkieht  gar  nicht  geneht  werden.  Der  gegen- 
ivlrtige  Stand  der  Lebie  der  Internationalen  Geneinieliaft  beweist  am 
deotlieliaten  das  Bealeiien  dieeer  Schwierigkeiten. 

Sodann  afber  Ist  ein  ftr  aUemal  m  bemerken,  dass  sdbst  eine  §6u 
gdngaiie  wisseasobaftUohe  Bemabnng  um  die  Herstelhmg  eines  Systräies 
der  internationalen  Gemeinschaft  nidit  ftr  immer  sa  einer  AbscbUessong  in 
alofflieher  Besiefamg  fthren  kann.  Die  GrondsItBe  Uber  die  Soinertnitit 
der  SiMten  mOgen  aUerdhigs,  in  der  Hanplaadie  wenigstens,  simmtlidi  mnf-  > 
geftuden  vnd.  ein  ftr  allemal  richtig  gestellt  werden.  Dieselben  betreffen 
ein  n  a]]eD.Zeiten  nnd  ftr  alle  Arten  ?oo  Staaten  gieichmlssig  bestehendes 
YeihlltaiisB  nnd  Bedfirftiss;  eine  richtige  Logik  nnd  eine  nnsreidiender  Eennt- 
niss  dir  Gcsdnchte  reichen  somit  ans,  den  gesanDmten  Stoff  anftnfladen  nnd 
n  ordnen.  *  HAdistens.  konunen  etwa  von  Zeit,  sn  Zdt  einzelne  nene  Behanp- 
tangen  oder  friüier  noch  nicAit  gemachte  Yersodie  zu  Eingrifft  zu  dem  bis- 
herigen Stoffe  hiaza,  mid  haben  dann  aodi  eine  Ehioidnang  nnd  Benrthei- 
Img,  tbrigens  nach  den  bei^  feststeihenden  Begeh,  m  erftfaren.  Anders 
jedoch  bei  der  Lehre*  TOn  der  HOlfsgemeinschaft  de^  YOIker.  Nicht  etwa, 
dass  ee.  Uer  an  allgemeittett  Gnmdsltaen  gana  gebrlche;  im  Yoratdicnden 
Ist  hoiantlich  das  Qegentheil  thatsiiAllch  erwiesen:  wohl  aber  weil  dnreh 
die  Immer  sieh  verlndenide  menschliche  Gesittigong  nnd  durch  die  bestindig 
fortdaoernde  Aoffindong  neuer  lUtt^  ftr  dieselbe  der  Kreis  der  ta.  behan- 
delnden Qegenstftade  tkiti  ftrtwlhrend  Terlndert  nnd  erweitert.  I3ne  stoff- 
lich voUstlndige  Lehre  kann  also  hier  nur  immer  je  ftr  eine  bestimmte  Zeit 
geschaffien  werden,  nnd  selbst  die  beste  DarrteUmg  des  Yolkerrechtes  Ist  In 
•dieser  Abthelhmg  vnvermeidlich  sa  allmiWichem  YeraUen  TenuiheSt  Es 
ftidet  hier  ein  ganz  analoges  Yerhftltniss  statt  wie  zwischen  dem  Staatsrechte 
vnd  der  Poliseiwissenschaft.  WAhrend  erstens  ein  ftr  allemal  in  Jeder 
^bestimmten  Steatsgättnng  festgeetellt  werden  kann,  w^  letztere  beständig 
Ton  Forderangen  in  Folge  nener  Bedflrfiüsse  und  BefHedignngsmittel  bedrängt 
Ikdcbe  Disciplinen  haben  freilich  den  Yortheii  einer  nie  nachlassenden  An- 
•  regang,  aber  sie  versagen  dagegen  ancb  die  Befriedigung  eines  Absdünsses' 
vnd  entbehren  leicht  einer  vollständigen  DarcbfQhrong. 

Es  wire  logisch  vielleicht  richtiger  die  Aufzählung  der  verscliicden«i 
Forderungen  an  die  internationale  Gemeinschaft  mit  denjenigen  Fällen  zu 
beginnen,  in  welchen  einzelne  Borger  eines  fremden  Staates  in  erlaubten 
Zwecken  aoswftrts  gefördert  werden  sollen ;  von  da  zur  Berücksichtigung  der 
Gesellschaften  aafzasteigen ;  und  er^^t  scbliei^slich  die  vom  Staate  anderen  Staaten 
geleistete  Unterstützung  zu  betrachten.  £a  trägt  jedoch  wohl  zur  Anerkennung  • 
des  Gedankens  der  Gemeinschaft  bei,  wenn  die  bekanntere  und  bisher  schon, 
limmgleich  ongenttgend,  behandelte  Frage  ttber  das  Vcrhältniss  von  Staat 
m  Staat  vonnuigeht  In  der  Sache  selbst  macht  die.  Yoranstellnng  der  einen 
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oder  anderen  Frage ,  das  Hinaufsteigen  vom  Einzelnen  t$m  AtlgiiiMiIhffli 
oder  das  nmgakehrte  Herabsteigen  keinen  Unterschied. 

I.  Förderung  der  staatlichen  Zwecke  durch  andere  Staaten; 

1.  Gegenstände  der  Rechtsordnung. 

Die  Aufgabe  eines  Staates  zur  Herstellung  einer  vollständigen  Recht»» 
Ordnung  in  seinem  Gebiete  umfasst:  die  Becbtsgesetzgebung ;  die  ^esteUvng 
der  verschiedenen  Rechtsbehörden;  die  IVIaassregeln  der  Präventivjustiz;  daa 
Verfahren  in  der  einzelnen  bürgerlichen  und  StrafreohUsache;  die  VoUstrednnig 
der  gerichtlichen  Urtheile.  In  allen  diesen  Beziehungen  aber  kann  eine  Bei- 
hälfe  fremder  Staaten  sehr  wflnecfaenswertli  sein,  und  in  eiMehien  VfUkm 
ist  sie  sogar  uncrlässlich. 

a)  Was  zuerst  die  Kcchtsgesetzpobung  betrifft,  so  ist  diese  aller- 
dings eine  der  ersten  Aufgaben  eines  jeden  Staates,  und  überdiess  hinsichtlich 
des  Inlialtcs  nach  den  Bedürfnissen  des  einzelnen  Volkes  zu  bemessen.  Da 
nun  überdiess  einem  Staate,  welcher  etwa  die  geistigen  Kräfte  zur  Entwer- 
fnng  von  eigenen  Rcchtsgesetzbücbern  nicht  besitzt ,  die  einseitige  Annahme 
solcher  fremder  (Ics^etze,  welche  einer  Seits  mit  der  geschichtlichen  Grund- 
lage lies  natiuiiah.'n  Lel>ciis  nicht  im  Widerspruche  stehen  und  anderer  Seits 
den  gesteigerten  Forderungen  entspreclicn ,  völlig  freisteht:  so  ist  allerdings 
in  der  Regel  ein  Benelmieii  mit  fremden  Staaten  über  die  Eutwerfung  ge- 
meinschaftliclur  Kichtsgcsetze  oder  über  sonstige  Hülfe  von  ihnen  in  dieser 
Beziehung  nicht  uothwendig,  vielleicht  nicht  einmal  zuträglich;  somit  denn 
auch  für  Fremde  gewöhnlich  kein  Grund  zur  Gewährung  einer  Unterstützung 
oder  znr  Beschränkung  ihrer  eigenen  Selbstständigkeit  vorhanden.  Dennoch 
bestehen  Verhältnisse,  in  welchen  der  einzelne  Staat  seine  diessHlllige  Auf- 
gabe nicht  zu  lösen  vermag,  und  wo  er  sich  desshali)  mit  andern  Regierungen 
über  gemeinschaftliche  Maassregcln  zu  verständigen  suchen  muss,  von  diesen 
aber  eine  Geneigtheit  zur  Beihülfe  verlangt  werden  kann.  Diess  ist  nament- 
lich da  der  Fall,  wo  ein  grosses  Volk  in  eine  Anzahl  selbstständiger  Staaten 
zersplittert  ist,  deren  Bevölkerungen  aber  doch  bei  gleicher  Nationalität  und 
^Yeseutlich  ähnlicber  Gcsittigung  dieselben  Bedürfnisse  der  Lebeusordnung 
haben,  und  bei  räumlichem  Nebeneinanderliegen  in  vielfachem  Verkehre  mit 
einander  stehen.  In  soklieni  Falle  bringt  eine  Verschiedenheit  der  bürger- 
lichen, namentlich  der  Ilandelsgesetzgebnng ,  al)er  auch  die  des  gerichtlichen 
Verfahrens  und  selbst  der  Strafgesetze  eine  emptindliche  Verwirrung  der 
Bechtäbegriffe  und  überdiess  vielfache  matehelle  Beschwerde  Grosse 

r  Die  Besdtipunjf  der  Verschiedenheit  mittelst  einer  (rt-mf-insclianilchcn  Oenctxjfebnnjf 
kann  sogar  di«  VeiUUtniaae  einer  wichtigen  poUtiaehen  ÜMMregel  annehmeo,  wenn  die  Bruch- 
stttdw  dfladtaalBlaBnBW  danh  dmnllud  engwto  ote  «aHararAfl  m  «Imbi  gmMiiGaaMB 
'▼«niaift  werden  solh-n.  Je  anspedehntcr  ilrtnn  <1lp  Ke"ifiii»t'^f><^l'''^''  Recht^iregetigcbung:  ist, 
diMlo  IMw  wird  Mcb  dai  staatiiche  Band  sein,  welches  durch  Gleichheit  der  I^bcniordnaaf, 
d«i  BMhlitemilMtai  iM  te  MMilIni  EttttmSit  ttfliche  weoa  aikoli  nnbcwosste  VMtli^ 
kniff  «ririBi  Dto  Brtitonn«  «mk  Bilti  te  SMbe  W  j«doek  Uer  qlokt  w  d«r  auu^ 
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gnndalldidie  Schivkrijskiitea  bat  n^QcUicberwdse  eine  Beseidguig  dieser 
IMbetsOnde  nielit  Bei.  der  CUeicliheit  der  gesehiehüielien  Onmdlege  und 
der  Bedfkifbiiie  iit  eine  saehUch.  nnd  fyrtatH  gleiche  OeBetzgebong  fiir  «De 
solche  Lander  anwendbar,  nnd  es  bedarf  nur  eines  guten  Willens  nnd  dei^ 
gewflhnBciMii  BefiAi^nmg  nr  ZnsiftndebTingnng  derselben.  Aneb  «leidet  die 
8en¥ertn$Ut  der  znsammentretenden  Stialen  keinerlei  Eäibusse  durch  die 
EinwilUgnng  lo- einem  genMinschafUichen  Gesetie.  Handelt  es  sieh  doch  nur 
TOD  firaiirilUger  üebcniahme  nnd  EinrAnmnngen.  Dennocb  <HlriiBn  swd  hAek» 
lichere  Punkte  nl^t  ansser  Acht  gelassen  werden.  —  Einmal  ist  nicht  mi 
llngnen,  daas  Übr  sünuntliche  Beibeiligte  die  Unbeschränktbeit  des  Gebabrens 
bei  Splter  etwa  wttnschenswerth  erscheinenden  Aendemngen  oder  gar  Anf- 
hdningen  wesentlich  beeinträchtigt  ist.  Namentlich  mag  die  Zonmthnng,  in- 
seitig keinerlei  Yerbessernngai  der  Bedit^esetze  mehr  vorznndunen,  einem 
Staate,  dessen  Gesetzgebung  von  den  übrigen  ohne  Weiteres  angenommen 
wurde,  als  eine  gar  schwere  erscheinen;  nnd  doch  ist  ihre  ErfflUung  uner- 
liSBlicb,  wenn  nicht  entweder  die  Joium  gewonnene  Einheit  wieder  soll  gestflrt 
werden  können,  oder  man  nicht  sammtlichen  einer  solchen  Gesetsgebung  sich 
anschliessenden  Staaten  die  in  ihren  Folgen  gar  nicht  zu  ermessende,  daher 
auch  onzolässige,  Verpflichtung  auflegen  will,  sich  unbedingt  zum  Yoraos 
jeder  Aenderung  zu  unterwerfen ,  welche  der  ursprüngliche  Gesetzgeber  für 
passend  erachten  mödttf  Offenbar  muss  hier  bei  Ycnneidnng  eines  Schei- 
tems  der  ganaen  Sache  eine  genOgcndc  AbhQlfe  gcfnnden  werden.  Diese 
findet  sich  denn  nun  aber  wohl  darin,  dass  jedem  der  vertiagenden  Staaten 
anheim  gestellt  bleibt ,  nach  gescliehener  Aufkündigung  wieder  Ton  der  Ge- 
meinschaft zurückzutreten.  Auf  diese  Weise  wird  nicht  nor  die  Gefahr  be- 
seitigt, in  einer  nothwendigenRcchtsentwicklnng  anfgelialtcn  zu  werden  durch 
Ränke  oder  Beschränktheit  eines  anderen,  vielleicht  ganz  unbedeutenden 
nnd  zu  eigenen  Leistungen  unfähigen  Staates ;  sondern  es  hält  auch  die 
Aussicht  auf  eine  soklie  mögliche  Ausscheidung  unvernünftiges  und  unbilliges 
Verhalten  auf  allen  Seiten  in  Schranken.  Aus  dem  letzteren  Grunde  ist  auch 
das  Bedenken ,  dass  die  Berechtigung  zum  Austritte  den  ursprünglichen 
schlechten  Zustand  wiederherzustellen  droht,  selir  abgeschwächt.  —  Zweitens 
aber  ist  es  keine  ganz  leiclite  Aufgabe,  für  die  Erhaltung  einer  vollstrmdigen 
Gleicliförmigkeit  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  zu  sorgen.  Dass  eine 
solebe  nothwendig  ist,  wemi  der  Zweck  erreieht  werden  soll,  bedarf  keines 
Beweises.  Es  gehört  hierzu  aber  zweierlei.  Theils  muss  feststeht  n,  dass 
keiner  der  verbundenen  Staaten  irgend  eine  die  Form  oder  den  Inhalt  eines 
gemeinsamen  Gesetzes  betreffende  Maassregel  einseitig  treffe;  also  etwa 
Aendernnfjen  vornehme,  Zusätze  mache,  authentische  Auslegungen  erlasse. 
Tlieils  nui>s  für  eine  gleiclinülssige  gerichtliche  Anordnung  und  somit  für 
einen  übereinstimmenden  bindenden  Gcrichtsgebrauch  gesorgt  werden.  Die 
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erste  Aofisftbe  ist  an  sich  nicht  schwer  zn  erftUen. .  Eine  entveder  regel- 
mässig oder  nach  BcdOrfiiisB  msammentretende  gemeinschiftlk^e  Gesetz 
gebongscommission  kann  die  nothveudigcn  allgemeinen  Nonnen  ansarbeiten, 
nnd  Sache  der  Regierangen,  beziehungsweise  der  Stlnd^versammlnngen,  ist 
sodann  deren  Annahme  in  eimgelnen  Staaten.  Als*  eine  Pflicht  aber  fllr  alle 
BetheiUgten  stellt  sich  die  Billigniig  heraas,  wenn  nicht  die  entschiedeiuteB 
Gründe  die  Verwerfong  des  einen  oder  des  andern  Punktes  anfdringen ;  und 
in  dieser  Beziehtmg  besteht  denri  auch  eine  internationale  Ycrbindlidikett  Air 
die  betreffenden  Stände.   Tiefer  in  die  Unabhängigkeit  und  SelbstsULndigkeit 
der  verbundenen  Staaten  schneidet  allerdings  die  Einrichtung  zn  einer  über- 
einstimmcndcTi  gerichtlichen  Anwendung  der  gemetnschaftlidien  Ge<:etze  ein. 
Sie  kann  nur  durch  di<'  Bestellung  eines  gemeinsam  obersten  Gerichtshofes, 
mindestens  eines  Co^sitionshofcs ,  erreicht  werden;  und  dass  eine  solche 
manche  Bedenken  und  Unzutrfiglichkeiten  hat,  hlsst  sich  nicht  in  Abrede 
stellen.   Dennoch  kann  verst:indiger^Yeise  dieses  ^Mittel  nicht  verweigert  wer- 
den, wenn  man  den  Zweck  will.   Ohne  eine  solche  Anstalt  zur  Zusammen- 
fassong  der  Ansichten  und  zur  Aufnöthignng  derselben  Auslegung  wird,  zwar 
langstun  und  nur  stllckweise  aber  auf  die  Dauer  unvermeidlich  und  «ehr 
fühlbar,  wieder  Verschiedenheit  des  Reclitcs  in  den  einzelnen  Staaten  ein- 
treten').    Auch  hierzu  lirgt  somit  eine  I'Hielit  vor,  deren  Erfüllung  freilich 
manchfache  Modiricationrn  xulässt.  ^Yie  schwer  auch  dem  einzelnen,  nament- 
lich prix'-cren,  Staato  ein  solches  Aufgeben  eines  Stückes  der  Souveränität 
fallen  mag,  ihre  Verweigerung  hätte  eine  unvollkommene  Leistung  einer  an 
sich  als  be^t(hind  anerkannten  internationalen  Pflicht  n\v  Folge  und  wJIre 
ein  Beweis  von  noch  sehr  unToUkommeuer  Geltung  der  Lehre  von  der  Völker- 
genieinscliaft; 

b)  Im  ZAveifel  ist  jeder  Staat  im  Stande,  die  für  seine  Angehörigen  er- 
fürderlichcn  Hecht  sbchörde  n  si  lli-t  xu  Itestellcn .  und  liedarf  hierzu  (den 
eben  erwähnten  Fall  eines  gemein-ehaftlichen  obersten  Gericlites  zur  Erhal- 
tuug  der  (iesetzcsgleichheit)  keiner  Hülfe  von  Aussen.  Es  ist  somit  auch 
von  keiner  ri  gelniäs^igen  völkerrechtlichen  Yerpitichtung  in  dieser  Beziehung 

1)  91aea  «eUagvodM  Mag  rom  d«r  Noft wmdi^uft  Mmohl  gWMiMehrfttiditr  B»  Igwtolw 

GesetzesiuubUdnniBr  als  eine»  fremcinsamcn  obersten  Gerichtes  f  ir  nw  u  ^'onii  his,*un«M>  Tlipil  der 
Beohlsordanilg  Uefero  die  »ckon  nach  wenigen  Jahren  bei  der  allgewciaea  deutschen  Wechsel- 
ordHKBir  •Invetreleneo  Zosttade.  IM«Re(Atseiälieit  bt.  tbella  4nreh  legWatotiMke  rwm  tbtMBim 

abweithcnile  Ik'Stiinninnpen  cinzrlner  Stanton ,  rhriln  diirrh  eine  Vei-schiodcnhoit  der  oboi-*t- 
gerichtlicht'u  Anwendungen  de»  Ocaetaes,  bereits  merklich  gestört.  Her  erster«  UobeUtand  mag 
vMOeleht  dnnli  Banttauf  der  (BaflOliff  beatehwideii  >  Cmruniaatnii  lorEatirerflnii  «Iiim  tmOadkm 
IIandc!.'*;cp«(  fr.!iit -bf-i  zimKchst  wider  bc^iitist  wrnirn  könnoti.  Allein,  nbgcaeben  von  dpni 
immerhin  zweifelhaften  Erfolge,  iat  damit  eine  daacmdo  Einheit  nicht  gesichert,  aondero  erfor- 
d«t  dItM  vIctaMlir  tiai  itelMate  BhiricIrttiBg.*  a«ir«a  die  udere  üiMdie  tat  w&A  g«r  Mm 
Hillfi'  versnobt  wonlon.  Das«  das  Besteben  dlc*»^  Misistandes,  vcrmcbrt  not  h  dnn-h  die  .\n!'slctt 
auf  oiu  noch  weit  grösseres  gleichartige«  Uebel  nach  Gründung  eine«  omtassenden  UandeU- 
geMUbuches,  lo  der  Orflodaog  elMi  fMbenden  «iNiitMi  Bvadeeteikkli  Mtragw  ««td«,  M 
«ber  leider  mekr  SB  wtBMlMa  de  SB  hgffBo. 
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die  Rede.   Nur  bei  ganz  kleinen  Staaten  mag  eine  Schwierigkeit  in  Betreflf 
der  Beschaffung  eines  gcnügeiulrn  hödistcn  Gcriclitos  eintreten.    Theils  ist 
in  solchen  die  erforderliche  An/ahl  ausgezeii  hm  t(  r  K<  chtsgelchrter  schwer- 
lich aufzatinden;  theils  vcrniüchte  der  Staat  den  entsprechenden  Aufwand  nicht 
zu  machen.  Auch  wäre  nicht  einmal  eine  liinreichendeBi  schiiftigung  für  eine 
solche  Behörde  vorhanden,  wahrend  doch  'die  L  iiabhrin.uriKkeit  der  Richter 
eine  gleichzeitige  Verwendung  der  ^litglicder  zu  Vc  rwaltung-gt Schäften  ver- 
böte.   Lässt  sich  denn  nun  auch  möglicherweise  dem  Bedürfnisse  abhelfen 
chircli  die  Benützung  ausländischer  Schöppenstühle ,  Kechtsfaeultüteu  u,  dgl., 
so  ist  doch  für  einen  solchen  Staat  die  Erlaubni.^s ,  das  oberste  Gericht  eines 
andern  vollständig  eingerichteten  Staates  in  Anspruch  zu  nehmen,  der  grös- 
seren Gleichfünnigkeit  der  Recht sineclnnig  wegen  entschieden  vorzuziehen. 
Schwer  ist  es  freilich ,  einen  allgc  meinen  Grundsatz  darüber  aufzustellen, 
"Welchem  Staate  die  IlüllVleistung  angemuthet  werd<  n  könne.   Wenn  auch  wohl 
zuzugehen  ist ,  dass  solche  Staaten  einen  Anspruch  auf  Abklniung  haben, 
den  n  oberstes  Gericht  durch  das  eigene  Land  vollständig  iu  Anspruch  ge- 
nommen wird,  oder  dt  reu  Gesetzgebung  wcsentlicli  verschii  (b  n  von  der  des 
Ansuchenden  ist:  so  ist  hiermit  in  Beziehung  auf  eine  pos-itive  Antwort  noch 
nichts  gewonnen.    Kaum  wird  sit  h  eine  andere  Kntscheiduug  tindtn  lassen, 
als  dass  die  sonstige  Nähe  der  Beziehungen  den  Ausschlatr  zu  g«  ben  habe. 
Dass  jeden  Falles  entsprechende  Entschädigung  für  etwaigen  weiteren  Auf- 
wand verlangt  werden  köunte,  versteht  sich  von  selbst. 

c)  Nichts  weniger  als  beliebt  pflegt  der  internationale  Beistand  zu  sein, 
welcher  zu  Zwecken  der  Präventivjustiz  (Rechtspolizei),  also  zur  Abwehr 
erst  drohender  Rechtsverletzungen,  gewährt  wird.  Dieser  Widerwille  beruht 
demi  Aber  doch  nar  theilweise  aaf  aareichenden  Gründen ;  in  der  Ilauptsache 
ist  er  Tetkebtt  vnd  itammt  ans  Missverst&ndnisson.  Begründet  nämlich  muss 
allerdings  der  WidenviUe  gegen  manche  Yereinbaroiig  und  Tereiazelte  Dienst- 
Idstang  gcnaiiDt  werden,-  welche  ttbertridteiMr  AengsUichkeit  derBeglerongeu, 
tädelnswerther  Abneigung  gegen  bOrgerliche  Freiheit,  eigensinniger  und 
kansichtiger  Aofrechterhaltnug  von  verrotteten  oder  ungerechten,  ZoslBnden. 
Olren  Ursprung  verdanken;  wie  1  B.  die  Venbredongen  zo  gemeinschift- 
licher  Besehrinkong  der  Pressfreiheit,  der  ständischen  fechte,  der  Vereine 
n.  8.  w.  Allein  in  einer  grossen  Anaahl  von  andeim  FSUen  nnus  die  zn  redits- 
polittilichen  Zwecken  aoswArts  gesuchte  und  geleistete  Hülfe  nicht  nur  im 
Qmndsatie  sondern  anch  thatsftchlich  Ar  vollstSlidig  gerechtCurtigt  und 
wohlthitig  hl  ihren. IRFIrknngen  erklflrt  werdeif.  Der  Beweis  isi  letoht  sa 
liefern.  Dass  es  Aidisabe  des  Staates  ist,  wahrscbeinlieh  drohenden  Beohts- 
stOrongen  in  seinem  Gebiete  wo  möglich  vombeogen,  ist  anbestritten  nnd 
nnbestreitbar.  Nun  aber  loum  es  sich  leicht  begeben,  dass  die  innednlb  des 
eigenen  GebietciB  ond  der  diesseitigen  Bechtsaistindigkeit  ml^glichen  Yorkeh- 
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ruiig.-uiittel  nicht  ausreichen,  es  vielmehr  zur  Errt  iLliung  des  Zweckes  auch 
noch  der  einen  oder  der  andern  Handlung  von  Seiten  eines  fremden  Staates 
bedarf.  Ist  nun  das  ganze  Unternehmen  erlaubt  und  vielleicht  dringend  noth- 
wendig:  so  ist  natürlich  aiicli  eine  Beihülfe  dazu  nicht  nur  nicht  tadelns- 
wcrtli ,  sondern  sogar  Verptiichtung.    Nicht  der  internationale  Beistand  zn 
Zwtcken  der  Präventivjustiz  an  sich  ist  daher  zu  bekiimpfen,  sondern  nur 
ein  etwaiger  Mis>br;iuch ;  und  es  handelt  sich  in  der  Wissenschaft  und  im 
Leben  blus  von  einer  genauen  Kiuhaltung  der  richtigen  Grundsätze  auch  in 
solchen  Fällen,  in  welclieu  fremden  Staaten  Iltllfe  geleistet  werden  soll.  — 
Eine  ausführliche  Darlegung  der  allgemeinen  Lehre  der  Präventivjustiz  würde 
hier  zu  weit  füliren;  es  genügt,  die  gewonnenen  Ergebnisse  \)  kurz  msam- 
menzufasseu.    So  steht  denn  fest,  dass  der  Staat  keineswegs  auf  die  Wieder- 
gutmachung bereits  erfolgten  Unrechtes  beschränkt  ist,  er  vielmehr  demselben 
rechtzeitig  verhindernd  entgegentreten  darf  und  soll;  dass  er  aber  gegen  erst 
zu  erwartende  Handlungen  nur  dann  einschreiten  kaim ,  wenn  diese  sowohl 
mit  objectiver  als  mit  subjectiver  Wahrscheinlichkeit  eine  Rechtsstörung  er- 
warten lassen,  und  dass  auch  d^um  die  Yorbeugungsmaassregelu  verbältniss- 
inüssig  sein  müssen,  nur  in  NothfUUcn  und  WO  möglich  gegen  Entschädigung  in 
bestehende  kleinere  Rechte  Dritter  eingreifen  dflrfeiii  endlich  mit  Wi^hnabeinlidi- 
keit  einem  Erfolge  entgegensehen  btsen  ■dten.  Dum  xnnAcbst  das  Ye^haltea 
im  lanem  des  Staates  and  sein  Gebahren  mH  dm  eigeB«n  KtÜlan  ngelndea 
Sätse  gelten  denn  nun  ator  sndi  ftr  dieFMIe  einer  intematiOBalen  BeihlUle. 
'  Was  man  mit  eigenen  Eräftien  nnd  ans  eigenem  Bedifie  nioht  tlran  dai^ 
kann  man  anch  iron  einem  Fremden  sich  niolit  leisten  lassen;  nd  dieser 
kann  keine  Befiigniss  haben,  dnreh  uHne  Hülfe  einen  Znstand  herwsteUen, 
weleher  m  den  snnifibst  Betheiligten  nicht  erstrebt  werden  darf.  Wird 
dann  im  Falle  eüier  yoa  einem  andern  Staate  gefof^erten  Hfllfe  n  reefats- 
poliseHiehen  Zwecken  neben  Beobachtung  dieser  besondmi  Qmndsitie  andi 
nodi  strenge  gehalten  auf  das  Torhandensein  der  allgemeinen  Bedingungen 
'Siner  Thitigkeit  Ar  Fremde,  so  ist  vidier  eine  Begflnstignng  hsÜBsenswother 
nnd  llberflilsfliger  Dinge  nicht  an  ftrchten;  im'Gegentheüe  gehören  die 
nodi  llbrigen  ganeinschaftlicben  Falle  denr  ntttdichsten  nnd  nottuwendigslen 
Maassttgeln  znr  Anfrediteriialtong  derBeehtsordnnng  mzmrechnen.  —  Einige 
Beispiele  mögen  das  Gesagte  erleichtem.  —  Hln^  irersetst  dieEntweiofaBig 
Solcher,  welche  sich  eines  beabsichtigten  YerbrechjBBS  dringend  verdichtig 
gemadit  haben,  den  snnäcbst  bethdUgten  Staat  in  die  UnmögBchknit,  sich 
derselben  an  bemflchtigen,  um  sie  nnsdiAdHch  an  madien.^  Hier  entstdit  dena 
^e,  nicht  eben  Mcfato,  FYage  des  internationalen  Bediles,  ob  degenige 
Staat,  in  wddiem  sokhe  IllkditUnge  thatsAchUoh  Anfimhme  gefimd«  haben, 
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die  Yerpfllchtimg  bat»  daA^  m  «sofgen,  dass  sie  die  Ton  flmen  gefikrchteten 
Untaniehmimgen  nicht  wirklich  aasfahren  kfioneB,  und,  Ms  dicss  bedingt 
o<I(  r  anbedingt  zu  bejahen  ist,  welche  Maasfregehi  er  zu  ergrcifeu  habe? 
Hier  wird  denn  wohl,  wenn  nicht  die  ganze  Annahme  einer  Pflicht  zu 
inteniatioiwJer  Gemeinschaft  unrichtig  ist,  die  Verbindlichkeit  zu  einer  Auf- 
rechterhaltnng  der  Rechtsordnung  im  Allgemeinen  nicht  geläugnet  werden 
können.  Der  zunächst  zur  Abwehr  von  Unrecht  berufene  Staat  ist  dazu  nicht 
im  Stande,  während  diesseits  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind.  Allein  hier- 
mit ist  noch  keineswegs  gesagt,  dass  selbst  ein  begründeter  und  von  dem  zur 
BeihQlfe  aufgeforderten  Staate  anerkannter  Verdacht  einer  Gefährlichkeit  .di^ 
Yerpflichtung  aar  Fortweisung  aus  dem  jetzigen  Aufenthaltsorte  oder  gar 
zur  Ausli^emng  an  den  ängstlichen  Staat  begründe.  Vielmehr  wird  eine 
fiegterung,  welche  Ausländern  Aufenthalt  gestattete,  zunächst  nur  dafür  zu 
sorgen  haben,  dass  die  gewährte  ZutluchtsstAtte  von  diesen  nicht  missbraucht 
werde  zur  Bedrohung  oder  gar  Beschädigung  eines  Rechtes^;  und  wenn  sie 
dieser  Obliegenheit  wirksam  nachkommt,  kann  "Weiteres  nicht  von  ihr  ver- 
laugt werden.  Es  ergibt  sich  also  die  Möglichkeit  eines  doppelten  recht- 
lichen Verhaltens.  Entweder  nümlicli  können  von  jedem  Staate  einseitig 
und  lediglich  als  Bestandthcil  der  iimcren  Gesetzgebung  Vorschriften  über 
das  Benehmen  der  in  seinem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Fremden  im  Ver- 
hältnisse zu  fremden  Staaten  und  deren  Iieclitsordnung  aufgestellt  und  ein- 
tretenden Falles,  sei  es  nach  erfolgter  Aufforderung  von  Aussen  sei  es  ohne 
eine  solche,  vollzogen  werden.  Oder  aber  mögen  besondere  Verträge  über 
das  in  solchen  Fällen  gegenseitig  einzuhaltende  Verfahren  abgeschlossen 
werden,  in  welclien  die  einzelnen  Veranlassungen  zu  einem  berechtigten 
Hülfeverlangen,  so  wie  die  nach  Ikschaffenheit  der  Dinge  zu  ergreifenden 
Maassregeln  des  Nähern  bestinuiit  sind.  Natürlich  muss  denn  aber  auch 
eine  solche  Verabredung  auf  der  Grundlage  der  allgemeinen  Gnindsätzc 
ruhen,  und  es  namentlich  dem  zu  einer  Handreichung  aufgeforderten  Staate 
überlassen  bleiben,  über  die  Beschuldigung  einer  verbrecherischen  Absicht 
nach  eigener  Anschauung  des  Kechtspunktes  und  der  Thatsachen  zu  urtheilen. 
—  Ein  anderer  YAl  von  internationaler  Hülfe  zur  Abwehrung  einer  erst 
drohenden  Rechtsverletzung  ist  der,  wenn  eine  Regierung,  gleichgültig  jetzt 
durch  welche  Veranlassung,  sichere  Kunde  \on  einer  gegen  einen  frenulcu 
Staat  irgendwo  beabsichtigten  Rechtsstöruug  zugekommen  ist.  Hier  erscheint 
es  oflFenbar  als  eine  Pflicht  des  sittlichen  Zusammenlebens  coexistirender 
Staaten,  dass  au  den  Bedrohten  rechtzeitige  und  genügende  Mittheilung  von 
der  Gefuhr  gemacht  wird,  und  zwar  gleichgültig,  ob  der  fremde  Staat  selbst, 
oder  ob  Einzelne  seiner  Angehörigen  beschädigt  werden  sollen ,  ferner  ebcn- 
mftsaig,  ob  die  Bedrohenden  sich  anter  der  Botmässigkeit  des  die  Entdeckung 
macheoden  Staates  oder  ob  sie  sich  in  einem  andern  Gebiete,  vieUeicbt  in 
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dem  des  bedrohten  Staates  selbst  befinden.    Ein  Unterschied  besteht  nur  in 
so  fern,  als  bei  einem  Aufenthalte  der  Gefährlichen  innerhalb  der  Grunzen 
des  die  Entdeckung  machenden  Staates  dieser,  neben  der  Mittheilong,  auch 
noch  unmittelbare  Älaassregeln  zur  Verhinderung  des  Angriffes  zu  treffen 
hat.   Die  Pflicht  der  Mittheilung  aber  ist  so  unbedingt,  dass  es  nicht  erst 
eines  Vertrages  zu  ihrer  Begrtlndung  bedarf.  —  Für  eine  Uebereinkunfl  da- 
gegen empfiehlt  sich  ein  weiteres  Verhältniss,  dessen  ungeregeltes  Bestehea 
vielfache  Verlegenheiten  ond  Bechtaverletzungen  ganzer  Staaten  und  Ein- 
Klner  bervormfen  konnte.   Es  Set  diese  die  Behandlung  Ueimathloeer. 
Offenbar  niiiss  deren  Staatsangehörigkeit  vor  allen  anderen  Haassregeln  aar 
Einfügung  solcher  bedenklicher  Menschen  in  die  Staatsordnung  rechtlicli 
geregelt  werden.  Durch  ein  blos  thatsirhKches  gegenseitiges  Znschiebea 
wird  dem  Nachbar  eine  Gefahr  ngewtizt,  ein  mit  geordneten  Beditan» 
standen  onTertrOglicher  Zostand  verewigt,  und  sdillesslicii  flberdieas  gc^o 
die  zonOchst  Betroffenen  selbst  nnertrOgliche  Hisshandlang  geübt.  Allein 
so  einleachtend  das  Bedfirfhiss  ehier  genügenden  Beseitigung  dieser  QneUe 
von  Bechtsdrohnngen  auch  ist,  so  wenig  sipd  die  Oroodsltse  Aber  die  Landes- 
aiM^ehOrigkeit  solcher  Answfirflinge  nnbestrittcn  |»der  anch  nur  ans  nilge- 
meinen Principien  leicht  herstellbar.  Denhalb  eradieint  denn  dnn  Verein- 
bamng  als  Pflicht     Ein  weiterer  dorch  die  allgemebie  Entwickelnng  der 
GewerbethJttigkeit  sehr  widitig  gewordener  Gegenstand  internationaler  BMüb 
Bind  sOdann  noch  gemeinschaftliche  Yorkehmqgen  gegen  Betrog  in  G^- 
werbesachen.  Ein  grosser  Theil  der  In  dieser  Beäelonig  nOthjgen  Mann- 
regebi  kann  nnd  moss  allerdings  von  jedem  Stiate  in  seinem  lonecn  nnd 
mittelst  dnsjeitiger  Gesetie  getroffen  werden;  allein  es  gibt  doch  nudi 
FOllej  in  welchen  mir  dio  Hfllfe  eines  fremden  Staalee  Beeintrtchtignwgen 
achtbarer  Interessen  und  wohlerworbener  Beebte  sn  gewlhren  veanag.  IHess 
findet  namentlich  statt,  wenn  dfo  Nacfaahnrang  von  WnarenbeieichnaBfen 
nnd  .  von  Kamen  .der  Yerfertiger  oder  die  Benfttnng  pntentkter  Ertin- 
dongen  im  Aaslande  stfMfindet.  Hier  ist  offtobar  ^  ansreidiender  Sdmts 
nur  dann  m(^ch,  wenn  noch  andere  Staaten  Digenigen,  welche  nach  den 
Gesetnn  ihres  Vaterlandes  nr  ansschliesslicfaen  gewwbliehen  Benlktnag 
eines  technischen  Verfthrens  oder  nur  FOhrong  einer  Bewidmong  berechtigt 
sind,  gegen  Boeintrichtigiwigen  von  Seiten-  ihrer  eigenen  ünterthanen  aidur 
stellen.  Die  Terpflichtang  solcher  QOUb  Ist  wohl  anzpeifelbnft,  weil  sonst 
die  An^be,  betrOgerische  TCinspJwngen  «der  EingriHs  hi  das  geistige  Eigen- 
thopi  (am  diesen  Ansdrodc  kort  m  gebrandien)  nadi  HOglicbksit  an  vcs^ 
hindern,  nnerftlllt  bleibt,  nnd  der  Umstand,  dass  der  hanptslchlich  Bedrohte 
Angehöriger  eines  andern  StaateiB  Ist,  die  Obliegenheit  nicht  beseitigt,  die 
eigenen  Unteräianen  von  einem  ünreebta  absahalteni  Am  wenigsten  kaan 
natarUdi  die  Erwflgoqg  ins  Gewicht  bll^,  dass  die  Gestattnng  des  Ein- 
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griffes  in  fremdes  Recht  vortheilhaft  für  die  Unternehmer  wäre;  würde  doch 
eine  solche  Anschaaung  folgerichtig  zur  Erlaubniss  von  Sceraub  und  von 
räuberischen  Einöllen  in  fremdes  Gebiet  führen.  Dabei  ist  es  aber  aller- 
dings rüthlich,  hier  im  Wege  des  Vertrages  vorzugehen,  damit  unzweifel- 
hafte Anhaltspunkte  für  die  zu  ergreifenden  Maassregeln  gewonnen  und 
Streitfragen  abgeschnitten  werden,  auch  vollkommene  Gegenseitigkeit  des 
Schutzes  stattfindet.  —  Endlich  mag  noch  erwähnt  sein,  dass  sehr  beschwer- 
liche Unzuträglichkeiten  in  Beziehung  auf  solche  Vermögen,  welche  in  meh- 
reren Staiiten  zugleich  unter  vorsorglicher  Verwaltung  stehen,  und  auf 
persönliche  Vormundschaften  über  Personen,  welche  Unterthancn  verschie- 
dener Staaten  sind,  vermieden  werden,  wenn  sich  die  betreffenden  Regierungen 
zu  gemeinschaftlichen  Grundsätzen  über  die  in  solchen  Fällen  zur  Anwendung 
kommenden  Gesetze  verstehen.  Wenn  hier  eine  Vereinbarung  nicht  statt- 
findet, sondern  jeder  einzelne  Staat  seine  Souvc^ränität  und  die  volle  Selbst- 
ständigkeit seines  Rcchtssystemes  festhält,  so  können  ganz  Unschuldige 
schwere  Verluste  erleiden. 

d)  Eine  Unterstützung  fremder  Staaten  zu  gerechter  Behandlung  und 
Entscheidung  einzelner  Fälle  der  wiederherstellenden  Rechtspflege 
niuss  unter  Umständen  sowohl  bei  Strafsachen  als  bei  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten gefordert  werden. 

o)  Strafsachen.  Dass  jeder  Staat  die  Aufgabe  hat,  strafbare  Ver- 
letzungen seiner  Rechtsordnung  zunächst  Selbst  zu  behandeln,  and  dass  er  in 
der  Regel  auch  die  Mittel  hiezu  besitzt,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Es  gibt  aber  doch  eine  nicht  unbedeutende  Zalü  von  Verhältnissen,  in  welchen 
diese  Aufgabe  nur  durch  die  Beihülfe  eines  fremden  Staates  gelöst  werden 
kann,  weil  zur  Erreichung  des  Zweckes  Handlungen  ausserhalb  des  Staats- 
gebietes und  also  jenseits  der  Zuständigkeit  des  diesseitigeu  Staates  vorge- 
nommen werden  müssen,  vielleicht  selbst  das  ganze  Verfahren  und  das  Urtheil 
in  einem  fremden  Staate  vor  sich  gehen  nmss  und  nur  der  Anstoss  hierzu 
von  dem  zunächst  verletzten  Staate  ausgehen  kann.  Hierher  gehört  z.  B.  der 
Fall,  wenn  es  einem  auf  frischer  That  verfolgten  Verbrecher  gelingt,  über 
die  Landesgrenze  zu  gelangen  und  er  sich  somit  der  Bestrafung  leicht  ent- 
ziehen könnte,  wenn  den  nacheilenden  Rechtsorganen  nicht  die  Erlaubniss 
zustünde,  ihn  auch  noch  auf  fremdem  Gebiete  zur  Haft  zu  bringen.  Sodann 
der,  sehr  häufig  vorkommende,  Fall,  dass  zur  Entdeckung  eines  Verbrechers 
oder  zur  Beweisführung  gegen  einen  bestimmten  Beschuldigten  die  amtliche 
Richtigstellung  gewisser  Thatsachen  durch  die  Behörden  eines  fremden  Staates 
uuerlässlicli  ist.  Weiterhin  der  Aufenthalt  des  Angeschuldigten  im  Auslande, 
wo  es  sich  denn  entweder  von  der  Auslieferung  an  den  verletzten  Staat  oder 
von  der  eigenen  Bestrafung  eines  im  Auslände  oder  wenigstens  gegen  das 
Ausland  begangenen  Verbrechens  bandeln  kann.  —  Natürüch  hängt  die 
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Beantwortung  der  Frage,  welcherlei  BeihOlfe  ein  Staat  In  dergleichen  Fallen 
zu  leisten  habe,  lediglich  davon  ab,  welche  allgemeine  Auffassung  man  von 
der  völken-echtlichen  Aufgabe  hat,  zur  Aofrechthaltung  der  Rechtsordnung 
in  der  Welt  überhaupt  und  nicht  bloss  in  dem  eigenen  Staate  beizutragen. 
Lüsst  man  die  Forderungen  der  Souverfinitfit  stfirker  ins  Gewicht  fallen  als 
die  Anerkennung  einer  rechtlichen  Weltordnung,  so  werden,  je  nach  der 
jenen  Forderungen  gegebenen  Ausdehnung,  die  verlangten  BeibQlfen  ganz 
oder  theilweise  zurückgewiesen  werden.  Sieht  man  dagegen  in  der  Mitwirkung 
zur  allgemeinen  Herrschaft  sittlicher  Gebote  eine  Rechts-  und  eine  Ehren- 
aufgabe: so  muss  auch  eine  Erfüllung  gerechtfertigter  Verlangen  zugegeben 
werden.  Welche  von  diesen  beiden  Anschauungen  die  richtige  sei,  kann 
nicht  im  Zweifel  stehen;  somit  denn  auch  nicht,  dass  die  internationale  Bei> 
hülfe  zur  Strafrechtspflege  fremder  Staaten  eine  eben  so  häu6ge  als  wichtige 
Veranlassung,  sei  es  zu  einseitigen  Handlungen  sei  es  zur  Verabredung 
gegenseitiger  Maassregeln,  ist.  Auf  die  Einzelheiten  einzugehen  kann  jedoch 
an  dieser  Stelle  unterbleiben ,  da  sowohl  die  Vorfrage  als  die  einzelnen  Fol- 
gerungen hinsichtlich  des  hauptsächlichsten  und  schwierigsten  Falles  in  der 
nächstfolgenden  Abhandlung  (S.  637  fg.)  werden  einer  ausfQhrlichen  Erör- 
terung unterzogen  werden. 

ß)  Bürgerliche  Rechtssachen.    Sind  auch  die  internationalen 
Hindemisse,  welche  sich  einer  genügenden  bürgerlichen  Rechtspflege  in  den 
Weg  stellen,  theils  geringer  an  ZHil,  theils  im  Ganzen  weniger  bedeutend, 
so  fehlt  es  doch  nicht  ganz  an  solchen,  und  es  bedarf  also  auch  in  dieser 
Beziehung  richtiger  Grundsätze  und  eines  guten  Willens.  —  Zunächst  ist 
es  nämlich  nothwendig,  für  die  bürgerliche  Rechtspflege  ebenfalls  eine  gegen- 
seitige Verbindlichlteit  der  Behörden  zur  Beischaffung  von  Beweismitteln  und 
zur  Leistung  sonstiger  amtlicher  Beihülfen,  z.  B.  der  Feststellung  von  That- 
Bachen,  Mittheilung  gerichtlicher  Beschlüsse  u.  dgl.,  anzuerkennen.  Eine 
solche  Beihülfe  zur  Rechtsordnung  kann  um  so  weniger  einem  Anstände 
unterliegen,  als  sie  gar  kein  nennenswert hes  sachliches  Opfer  von  Seite  des 
Leistenden  erfordert  und  doch  von  Wichtigkeit  für  den  Unterstützten  ist 
—  Sodann  gereicht  es  für  Behörden  und  für  Private  zu  grosser  Erleichterung, 
und  ist  es  sogar  in  manchen  Fällen  die  unerlässliche  Bedingung  ein^s  ge- 
rechten und  in  sich  übereinstimmenden  Verfahrens,  wenn  zur  Erledigung 
von  Rechtssachen ,  deren  Gegenstand  im  Gebiete  mehrerer  Staaten  zerstreut 
liegt,  ein  einziges  zuständiges  Gericht  verabredet  wird.   So  namentlich  bei 
Gantungen  und  bei  Streitigkeiten  Ober  Erbschaften.  Natürlich  muss  hierbei 
bestimmt  werden,  welcherlei  Gesetze  in  den  verschiedenen  Arten  von  Fälleii 
zur  Anwendung  zu  bringen  sind.   Ebenso  versteht  es  sich  von  selbst,  dass 
Tollstilndige  Gleichheit  in  der  Behandlung  der  gegenseitigen  Staatsangehörigen 
ftattzufindeu  hat.  —  Die  Hauptsa^che  aber  ist,  dass  mau  sich  darüber 
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vereinigt,  welche  Wirkung  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urtheilcn  gegenseitig 
eingeräumt  werde.  Ohne  eine  solche  Verabredung  herrscht  grosse  Ver- 
wirrung, denn  die  in  dieser  Frage  bestehenden  Gcwolinbeitt  n  und  Gesetze 
der  verschiedenen  Staaten  weiclien  sehr  von  einander  ab.  Wilhrend  nämlich 
in  einer  grossen  Anzahl  von  Staaten  die  rechtskräftigen  Urtheile  auswärtiger 
bürgerlicher  Gerichte  als  maassgebend  erkannt  werden,  und  nur  (ft-eilich  wieder 
mit  verschiedenen  Modificationen)  deren  Vorhandensein  und  formelle  GQltig- 
keit  untersucht  wird :  geht  man  a&derw&rts  (namentlich  in  Frankreich)  in 
starrer  Festhaltung  der  SoaTerftnitiit  80  wtit,  die  gerichtUchai  Urtheile 
anderer  Staaten  als  vOIUg.  imvärttBdlicli  fllir  diestaeUige  BehOrdoi  und  ein- 
aekie  Untcrthanen ,  gleiofaaaBi  ftta  gar  nfeht  foriiaiHleii,  m  erkUir«D,  so  dasa 
«in  im  Atthnda  'amtindigen  'Gerichte  bereita  enta^liiedene  Sdehe  nochr 
mala  und  gaikz  ton  ^eoem  bei  den  einhebnladiea  ÖeifeliteD  aagebfaeht  ond- 
9Bn  aich  n^h  dieaaaeitigen  Laodesgesetaen  entaefaiedsn  werdet  mnaa,  fiaUa 
aad  soweit  daa  fragliche  Becbtaveildllniaa  in  dieasseitigem  GeUeie  irgend- 
wie, zur  Anwendung  kommen  öder  in  ixgend  welcher  BeiiehQiig  lalne  Aner- 
Icennnng- finden  ädl'').  Daaa  bei  eÜMtm  Yerfiihren  der  letalen  Art'  nicht' 
nur  grosae  .YenOgernngen  nnd'Unkosten  erwichaen,'  aondeui  bei  einer  Yexy 
aehiedenbeit  der  fifrmeUen  Behandlnng  nnd  dea  materiellen  Becbtea  luioh  • 
«nlOalicher  Widefsprodi  entatdien,  -somit  dnrdi  die  Handlangen  dea  Stäntes 
Recfataverwirrong  ajbatntt  Beehtsordnong  bewerkstelligt  werden  kfum,  liegt 
anf  der  Bbnd;  nnd  man  darf  daher  ancb  keinen  Anstand  ndmini,  die  Feat- 
kaltang  der  Sönrerlnitit  l>i8  an  aotcher  Ansjl^hnnsg  alä  eine  Yerletzong  der 
fOlkerrechtlichcn  Pflicht  einer  Qemeioschaft  m  erUflren.  Aber  ancb  die 
-  mildere  Behandhing  der  Angelegenheit  Iftsst  in  Beasehnng  aof  Bestimmtheit 
,  and  61eieb|ttrmigkeit  Yielea  an  wOnscben  ikbrig..  Sqmit  ist  denn  eine  tCt» 
tragsmftssigti,  alle  tinielne  Streitpiinktö  nm&ssende  FeststeHong  saddieb 
sehr  wAnachenfwerth,  BereitwilliglKit  daan  aber  ?om  allgemeinen  Standpunkte 
des  YOUnfrechtea  Pflicht.  Unaweifelhaft.  ist  die  fBr  eine  Yerafarednag  ge- 
StePte  Aussähe  eine  adiwierige-,  nnd  bedatf  ea  n  einer,  völlig  mfriedea- 
stiBHenden  LOsnng,  je  nach  der  Beditsgesetigebnng  der  Terschiedenen  Staaten,, 
nicht  nur  manchfuher  nftberer  Beatimmungen  nnd  Hodificaäcoen,  sondern 
aelbst  des  Yenicfatee  auf  lange  befolgte  Grandsfttae,  welche  bishjNr  ata  noth- 
wendig  fttr  die  SelbatatiDdig^t  nnd  ftr  die  £bre  des  Staates  betrachtet 
worta  sind.  Weder 'die  »achliche  Schwierii^aftit  nodi  die  &te^9  Anfl^song 
dflrfbn  aber  iU>ha)ten  von  d^  Fordernng,  dasa  dm  richtigen  Grnndsatien 
Ynriaamk^t  TeritebaiEt  werde.  Wie  denn  etwa  anch  im  Einaelnea  die  Oeber- 
einknnit .ans&llen  mag,  jeden  Fdles  muss  gegenseitige  Anerkennong.  der. 
redrtdorlftig  gewwdenen  gerichtüdien  Urtheile  als.-Priiicip  fSeststehen,  denn, 
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aar  eine  fK>lche  entapriolit  der  Pflicht  einer  GemeiDsohaft  und  einer  wedisel- 
seitlgen  AoshOlfe  unter  den  Stauten. 

e)  Ohne  Zweifel  am  schirierigsten  ist  die  Beantwortong  der  f^age,  was 
Tom  Standponkte  der  YöllcergenieinBchaft  ans  gefordert  werden-  kOnae  hiii- 
sicliüich  des  Tollzages  der  veo  den  Geriehten  eines  fremden  Staates  ge- 
fiUlten  Urtheile.  In  bOrgerlichen  Bechtssachen  ist  allerdings  die  Frage  aut 
der  ganien  oder  tbeüwdsen  Inerkennnng  firemdgerichtUcher  ürtheile  wen%- 
stens  im  Wesentlichen  erledigt.  Soweit  diese  als  an  sidi  gflltige  Rechts- 
nonnen auch  diesseits  anerkannt  sind,  mflssen  sie  mUttrlich  anch  anf  Anrof» 
der  Betheiligten  YoUstreckong  finden,  nnd  es  ist  somit  hier  nhr  noch  das 
Nfthere  Aber  die  zor  Yoniahme  der  visrlangtcn  Handlangen  verpflichtete 
Behörden,  Aber  die  Gerichtsvollstrecker,  die  Unkosten  jl  4gL  festtasteUen. 
Desto  grosserem  Bedenken  unterliegt  die  YoDstreckiing  fremder  Straftiitheile 
an  diesseitigen  ünterthanen  oder  wenigstens  in  zeitigen  Sohnts  Anfgenom- 
menen,  fmner  die  Anerkcsiha^g  der  mittelbar^,  z.  B.  dvilreclitlichen,  Fdgen 
eines  fremdlftndischen  StrafartheilKt  Eine  unbedingte  aad  allgemeine  Yer- 
pfliehtong  sn  solcher  YoUziehang  kana  offenbar  nicht  anerkiumt  werden. 
Allerdings  wftr«  es  das  Ideal  einer  .allgemdnen  Weltrechtsordnnng,  wenn 
die  ia  irgend  einem  Staate  aasgesprochene  Strafe  ohne  Weiteres  in  der 
ganzen  gesittigtea  Welt  gleidie  Wirlhing  .bitte  and  sie  ftberall  zar  Anwen- 
doBg  kftme,  wo  irgead  eiae  Beziehnng  stattfibide.'  Alleia  es  ist  wohl  n 
bedenken,  einmal,  daas  der  dodi.  ganz  allgemein  geltende  Grandsate,  nicht 
aar  die  eigeaea  Uaterthaaea  oberhaapt,  sondern  aofih  fremde  Fluchtig» 
bei  besthamtea  Artea  von  .Anklagen  nicht  aaszaliefbm  ^,  darch  eh» 
Yoihdehaag  der  flremdea  Btrafiirtheile'  der  Wirkaag  aajph  gaaz  aaige- 
hobea  vire;  Ja  dass  eigentlich  idie  Sacihe  sich  f&r  deH  Staat  noch  sehr 
verschlimmera  wOrde,  indem,  er  naa  selbst  voUtiehea  mOsstei  was  er  Aber- 
haapt  nicht  za  Stande  konnaen  Rissen.  wilL  Sodann  koauat,  zweitens,  die 
grosse  Yerschiedenheit  der  Stnü^setze  in  d^  versdiiedeneB  Lftnd«n  sehr 
in  Betracht      anbedingter  Pflicht  zar;Yollziehang  fremder  Urtheile  kQante 
'  eia  Staat  gar  leicht  in  die  \01Ug  aahaltbare  Lage  konunea,  ehiem  Unter> 
tfaanen  eine  Strafe  zofilgen  za  mflssen  wegen  eiaer  Bandlang,  welche  du 
eigene  Gesetz  gar  nicht  als  stralbu'  erkUUt  hat;  oder  reclitliche  Folgea 
einer  Yerurtbeilung  auszuführen,  welche  hiit  seinen  eigenen  Verurtheilungea 
aidkt  verbünde  sind;  oder  Strafübel  zuzufügen,  welche  das  diesseitige  Gesetz 
gär  nkht  kennt  aad  die  Gesittigung  des  Yolkes  nicht  duldet ,  und  zwar 
vielleicht  aus  sehr  guten  Gründt>n.   Davon  gar  nicht  zu  reden ,  da<?  niög^ 
Ucherweise  ganz  ungeheuerliche  aber  formell  begründete  Eingriffe  in  dies- 
seitige ZostAnde  versocht  werden  höpnten;  z.  B.  VerartheilOngen  dieas^itiger 
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Staatsmänner  zu  Gefängniss  oder  Amtsentfemung  durch  ein  beliebiges  fremdes 
Gericht,  und  vielleicht  wegen  Handlangen  im  Interesse  and  zur  Vertheidigui^ 
des  eigenen  Staates.  Dic^e  Schwierigkeiten  (und  ihre  Zahl  Hesse  sich  leicht 
noch  vermehren)  sind  offenbar  so  bedeutend,  dass  wenigstens  im  Allgemeinen 
von  einer  Vollziehung  fremder  Strafartheile  nicht  die  Rede  sein  kann,  und 
höchstens  dürften  etwa  Ucbcreinkfuifto  möglich  sein,  welche  ein  solches 
Verhält  II  iss  bei  bestimmten  ciüzclacn  Vergehensartca  und  StraigattongeD 
feststeilteo.         ■  « 

*  * 

2.  Gegenstände  der  polizeilichen  Fürsorge. 

.  Der  Rechtsstaat  der  Neuzeit  ist  nicht  bloss  eine  Jnsti/anstalt ,  sondern 
er  hat  auch  die  Aufgabe,  seinen  l'nterthanen  die  Erreichung  ihrer  Lebens- 
zwecke durch  Anwendung  der  Gesaninitniacht  zu  erleiehtern,  wenn  die  eigenen 
Krilfte  der  Einzelnen  oder  der  gesellschaftlichen  Ki-ei-^e  zur  vollen  Erlangung 
nicht  ausreichen.  Der  Grnudgi danke  d.ibei  ist,  grössere  Hindernisse  durch  noch 
grössere  Kraft  zu  beseitigen.  Nichts  ist  nun  aber  niügliclier,  als  dass  gerade 
in  Reziehung  auf  solche  Arten  von  Leistungen  die  Mittel  des  einzelnen  Staates 
nicht  ausreichen.  Entweder  sind  selbst  für  die  von  ihm  verfügbar  zu  niachciiden 
Kräfte  die  Hindernisse  zu  gross,  oder  aber  reicht  das  einseitige  Recht  nicht 
aus,  weil  die  zur  Bewerkstelligung  des  Zweckes  nothwendigc  Thätigkeit  sich 
ül)er  die  Gebietsgränzen  hinaus  erstrecken  nui8s.  Damit  ist  freilich  noch 
nicht  gesagt,  dass  in  allen  diesen  Fidlen  ohne  Weiteres  eine  Beihulfe  fremder 
Staaten  in  Ansitrucii  genommen  werden  könne.  Vor  Allem  kommt  vielmehr 
der  oben  aufgestellte  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  jeder  Staat  seine 
Kräfte  und  namentlich  die  Leistungen  seiner  UnterthaiK  u  zunächst  zur  voll- 
stiiudigen  Erfüllung  der  eigenen  Aufgaben  zu  verwenden  bat.  Da  nun  bei 
allen  gesittigten  Völkern  gei-ade  die  Anforderungen  au  eine  polizeiliche  llülfe- 
leistuug  nacli  Art  und  Ausdclinung  in  beständigem  Wachsen  begriffen  sind,- 
80  folgt  schon  daraus  die  tiiatsächlichc  und  die  rechtliche  ünmüglichkeit 
einer  häutigen  und  ausgiebigcu  Unterstützung  Fremder.  Es  kommt  aber 
noch  dazu,  dass  von  einer  VerpflichtaDg  zur  Ünterstützung  Überhaupt  bot 
unter  der  Voraussetzung  die  Rede  sein  kann,  wenn  das  von  dein  fremden 
Staate  für  seine  Angehörigen  Erstrebte  nach  diesscitigeo  Ansdiauuugcn  voll- 
ständige Billigung  sowofd  des  Zweckes  ab  der  angewendeten  Mittel  findet 
Eine  solche  durchgehende  Ueberdnstifimmng  wird  niai  aber  keineswegs  immer 
bestehen.  Es  bleüxak  somit  thatsfieUioh  nur  swei  ^ttnngen  von  FflUen,  in 
welchen  sich  eine  ITnterstatzung  fremder  poBzeilicher  Anstaltim  als  vOlker- 
rechtliche'Pflicht  geltend  macht  —  EinmsJ,  wenn  auch  diesseito  ein  gleieh- 
nandges  Bedfirftiiss  vorliegt  und  dnrdi  eine  Yerbindnng'der  beiderseftigen 
Kräfte  das  Beiden  Nfitsliche  erreicht  werden  kann.  Wim  ist  denn  nicht 
sowohl  die  Uebereinkunft  selbst  unter  den  Oesiditspankt  der  Pfficht  za 
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stellen,  (da  ^e  ja  .viebnelir  ein  Mittd  »ir  ErreidmligeieeDearyfKrllMile  ist») 
wpJil  aber  miis  es  als  eine  Yerhiiidlichlcelt  eifauint  werden,  dass  das  Ztt- 
staadelioiiiiiitti  der  gcmeiBfwbaftlidliai  Maassregeln  tkSA  von  Bedingungen 
alibfliigig  gemacht  wird,  welche  dem  fremden  Staate,  sdnden',  ohoe.doek 
doreh  die  ErfUlnag  des  in  Frage  stehenden.  Zweckes-  flir  die  diesseitlgeii 
'Qedflrfiiisse  geboten  sa  sein,  oder  welche  mit  disnselben  gar  nicht  in  Ver- 
bindung stehen.  Mit  andern  Worten,  es  dar£  die  Beäifllfe  nicht  nm  einem 
ntabliligen  Piieis'  Wkaoit  nnd  nur  AbnOthigang  iirem'dSrtiger  und  nacfatliei- 
liger  £inriMunnngen  ndssbraocht  werden.  60  erianht  es' also. a.  B.  ist,  bei 
der  Znstiinmang  ttr  Erbanong  einer  von  einem  Nadibarstaate  geWjMnehteii». 
an^  das  diesseitige  Gebiet  berfihrenden  felisenbahn  Bediagongdn'si  machen, 
wolche  die  Benlltzong  derselben  nach  den  eigenen  Interessen  sicher  stellen^ 
öder  etwa  anch  noch  solche,  welche.die  Erleichtemng  des  Veritehres  awiaeheiii. 
beiden  Lindem  dfierhaiipt  betreffen:  so  wenig  kann  das  Verkehrsbeddilkiisa  dem 
fremden  Staates  missbrancht, werden,  ön  demselben  eineyerzichtlei8limtr.Mf 
eine  ficholdfocdernng  oder  auf  ein  im  Streite  befindliches'  Gebielsstack  ab» 
S^pressen.   Ein  *  solches  Ver&hren  ist  Itdne  Erffllluug,  sondern  viefandii' 
ein#  Lftagftong  des  Grundsatses  einer  internationaibn  Gemehisdiaft  —  Bio 
.aweite  Gattung  .TOn  Unterstfltsnng  Fremder  aber  bilden  jene  ablreichen 
Falle,  in  welchen  andere  Staaten  ein  ihnen  nittslidies  Unternehmen  nidit. 
an  Stande  bringen  können,  wenn  sie  in  ihren  Msassngehi  auf  ihr  cjgeisili' 
'  Gebiet  beschrankt  bleiben  oder.  Omen  sensit  keine  EhiMonranginBotidiBni 
anC.  diesseitige  SonverSidtllsreGhte  gonacht  wird.   Dass  eine  Oestattnng 
fr^nden  Uebergreifens  in  den  diesseitigen  Rechtstarsi».  nicht  Pflii^  Üt,  &Us 
dadarch  der  Ehre  oder  eigenen  matteiellen  Zwcckjen  ein- flihlbarer  liMlbefl 
zugefügt  wttrde,  versteht  sich  allerdings  vOn  selbstr.ailein  andSfea  .sifllHi  ^il^ 
die  Sache,  wenn  entweder  der  fremde  Staat  zu  einer  Tollstindigen^Ettt!>  - 
sch&diguDg  oder  sonstigen  Aasg^eicSinng  fthig  nnd  bereit  ist,  oder  aber 
wenn  die  ihm  nützliche  Einräumung  diesseits  gar  keinen  Schaden  bringt 
In  allen  'solchen  Fällen  ist  eine  Yerweigening  der  Hülfe  eine  nmthwillige 
und'  somit  unerlaubte  Beciatrficlitipung  menschlicher  Lebenszwecke.  \  . 

Es  ist  nicht  wohl  möglich,  alle  eiuzebien  Gegenstände  aufzuzählen,  hin^ 
sichtlich  welcher  eine  gemeinschaftliche  Thätigkeit  oder  wenigstens  eine 
EinVflnmnng  vom  Standpunkte  dor  Omeinschaft  aus' an  der  Stelle  ist;  und  y 
wenn  eine  solche  Aufzühlung  heute  vollständig  wAre,  so  wtirde  «ie  es  leicht^' 
ia  Folge  neu  entstandoner  Bedürfnisse,  mner  neuen  Erfindung  n.  dgl.  in^' 
kurzer  Zeit  nicht  mehr  sein.   Es  ist  daher  nur  die  Absicht,  im  Nachstehen-f  ^ 
den  bezeichnende  Beispiele  anfiaftthiyn,  nicht  aber  den  Gegenstand  stofflich^-*' 
•erschöpfen  zu  wollen.  ■  v ' 

a)  Wie  immer  man  von  Ueberrölkerung  und  von  Vorbeugungs-  oder 
Ahhttlfefflitteln  Uber  dieselbe  denken  mag:  die  Thslsache  regelmässiger  and 
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zahlreicher  Auswantlerungeu  aus  einzelnen  LUndern  liegt  vor.  Wenn 
nun  solche  Staaten ,  wie  sie  gewiss  sollten  aber  freilich  bis  itzt  hinge  nicht 
in  gehörigem  Maasse  thun,  es  für  ihre  Aufgabe  erachteten,  wegziehenden  . 
Landeskindem  den  bedenklichen  Schritt  nach  Möglichkeit  zu  erl(  i*  litcrn,  • 
ond  sie  dabei  gegen  Uebervortheilung,  Misshandlung  und  selbst  viellt  icht 
Untergang  zu  schützen:  so  wäre  dies  ein  nütxiiihcs  Beginnen,  zu  welchem^ 
fremde  Staaten  die  Hand  zu  bieten  liätten.    Es  möchte  daher  von  letzteren, 
in  so  ferne  der  Zug  der  Auswanderung  durch  ihr  Gebiet  ginge,  vielleicht' 
in  demselben  die  Einschiffung  für  die  sehliessliche  Bestimmung  löge,  gefor- 
dert werden,  dass  sie  die  Bestellung  von  Agenten  zur  Berathung  und  Be- 
scbützung  von  Auswanderern  in  ihrem  Gebiet  zugeben  und  denselben  die 
zar  Vollziehung  ihres  mensclieiifreundli(  hon  Auftrages  erforderliche  Stellung 
einräumen;  es  wäre  kein  unzulässiges  Ikgehren  an  die  Regierung  des  Ein- 
wnnderungslandes,  dass  sie  entweder  Maassrcgclii  zur  Sicherung  des  ersten 
Unterkommens  der  Eintreffenden  selbst  ergreifen,  oder  wenigstens  die  Ver- 
anstaltung solcher  dem  Yaterlande  derselben  gestatten  möge«  z.  B.  den  An- 
kauf Ton  Grundstücken  auf.  Bechnang  des  bisherigen  Staates  znm  Behnfe 
einer  leichten  aUm&bligeD  'ErwerbqQg  von  Seiteii  iof  dazu  Lnsttragcnden ; 
es  könnte  mit  Recht  terhuigt  werden,'  daat  ddr  neue  Heuhatlisteat  durch 
eigene  Gesetzgebung  oder  wenigstens  dnrch  Venfaltongsmaaisregeln  nnrecht^ 

*  hAm  Beginne  aeinef'  UnUlirthanen  gegen  Answander^r  vorbeugen,  so  £  fi. 
dnrdi  Bestimmungen  Aber  die  Aoarflatohg  von  liamnderencUffNi,'  dnrch 
Verbote  offenbarer  Tinechnng  Eingewan^terter  n.  a.  w. 

b)  Eine  sebr  notbwendige  polizeiiiehe  Anstalt  sind  in  nmcben  Lindem 
Vork^hrangen-  gegen  die  Eineehleppiuig  ansteckender  Krankheiten.' 
Es.  ist  nnn  aber  leichi  mögüdi,  dasa  ein  einzelner  Staat  das  za  seinem 
Sehnt»  Erlpirderliehe  nidit  iaSk.  vo{Ieni^  Erfolge  «nsfUhren  kann,  sondeni 

'  diess  von  der  ^rgreUhng  ttbeteinstinnnender  Haassiegeln  von  Seifen  anderer 
Jilehte  nbhingt  Anch  se^  die  £r&ihrang,  .dasa  durch  eine  abweiehende  ' 
Behandlimy  der  Angelefenheit,  'z.  B.  durch  Feststettnag  einer  kttxtereo 
Quarantmcaeit,  dritten  Lindem  grosse  Nachtheile  in  Beziehong  auf  Biandel 
nod  Verkdv  zageitt^  werden  könnäi.  Hier  kenn  denn  nnn  .mit  toUcd 

. .  Bechte  an*  alle  ihrer  geographischen  Lage  'nach  betheiligte  Staaten  die  For^ 
demng  gestellt  werden,  dass  sie  sich  zn. einem  gemeinschaftlichen  zweokt 
geuftssen  Handeln  yerstehen;  nnd  es  mag,  wo  ein  BedBrfldss  dazu  vor&egen 

.  sollte,  die  Uebereinknnft  ohne  Beeintiflehtigniig  von  Ehre  nnd  SelbststSndjig-'- 
keit  bis  znr  Einrtumnng  einer  gegenseitigen  Oontrole  ond  einer  gemeih-  , 
schaftüchen  Anerkennnng  der  amüidien  ^andlimgen  def*  versdiedenetf 
OesnndheitsbelUIrden  ansgedehnt  WMPden  *)•  ' 

1)  £io  »ehr  lob«aswerUier  Vorgang  io  aolcbea  gemeUuchaftUcbeo  M«asar«geln  war  der  im  ' 
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e)  Mtficbe  Ltader  sind  iragiB  ibrer  UnfriiiMurlBeif  oter  M  tdv  «U- 
reidier  BevOlkenBig  in  der  Ltge,  dnok  Tbefl  ilirer  Lebenf  miU«l  mu 
de^i  Aotlande  besiehen,  Marbel  aber  das  GeUel.TOiiiegauler  State 
samTiTHuit  benflitna  m  nrikseen.  So  gewiu  naa  im  AMy»*'"**  Jedar  Staift 
das  Becbt  bat,  seine  Haadelsgesetegebaof .  nach  seinen  besondereo  Bedlil' 
lüssen  m  ordn^i,  so  wSre  es  dodi  nicht  bl««  bart  sonden  eine  iiffiirffkBdt 
Recbtsverletsaiig,  wenn  die  Lage  daes  Landes  nnd  die  Biditmig  der  noth- 
wend^  Bezagsirsge  n  einer  AnsbMmg  der  fitaiden  Vodi  dttreii  cias 
Besteaerang  gemissbiaacht,  oder  gsr  dasBedflrfidss  an  LebensoiiCteiB  beMtA 
würde,  am  mittelst  Verbotes  oder  sonstiger  SBndemlssa  dem  elnfkdAaidm 
Staate  listige  Einrlamnngen  in  anderweitigea  interaalfioDalen  Veriiiltirissea 
abmpiessen.  UngestOita  0arellfiibr  Toa  LebensndtMn  wm  Tidnehr  all 
ein  nnbedingtes  Beebt  in  der  Tölkergemeinscbait  anlgestdlt  werden. 

d)  In  mehr  als  Einer  Beaebnng  gibt  die.An^iabe  des' Staates,  dsi 
geistige  Leben  seiner  AngebOrigiBn  möglichst  la  fttrdem,  la  Inftenntio- 
nalen  AniE|krfldien  Yersolassang.  —  Znnicbst  nftmBdi  tat  es  offsnliar  eis 
Jdhwerer  Kachtheil  Uäner  nnd  mit  wenigen  mtUln  aasgerttsttfter  Staat«, 
dass  solche  sich  in  der  Unmfiglidikelt  befinden,  aimmtliche  sa  ^n«r  voll- 
ständigen AnsUldnng  nOthige^Anstaltea  sa  enicfatea.  Hiicfaschnle&,  pol7- 
teefanisobe^  Anstalten,  grosse  .Bfleherssrnmlnngen  a.  dgL  flberstdjgen  ihn 
Krflfte ,  oder  die  ünteihaltong  stünde  wenigstens  ,ha  Ifissreriiftttiiiaae  aü 
der  doch  nar  lileinen  Zahl  der  Benütsenden.  Sann  aan  aaeh  fkhflH»4» 
benachbarten  oder  sonstwie  besonders  g^gneten  grosseren  Staaten  kdat 
Yeipflichtiing  znertmant  werden,  aaf  ihf«  Eostea  aAd  mit  BeeuatrüditigaBf 
eigener  Zwecke  Vorkehningen  ibr  die  Bedürfiiisse  solcher  IVemjler  an  trefite: 
so  ist  es  doch  nar  eine  lÖlgerichUgn  Eatwiekdnng  der  TülherreohtUchea 
Gemeinschaft,  wenn  von  den  daza  befidiigten  {(taatea  wenigstens  dfo 
ZolasBBDg  der  Untcrriehtsbedflrft^en  aas  sdohea  Heineren  LBndem,  etwa 
gegen  eine  billige  £ntschadigang ,  als  dne  iDrmBcfae  Pflicht  erkannt  wird 
Nar  durch  eine  sokbe  H»Ue  kann  ja  eine  wiclitige  Lebensaafliabe  erreicht 
werden.  Es  wäre  sogar  keine  flbermisflige  aÜBO  nnäoüssiger  Beschrflnknng 
der  Soureränität ,  wenn  dem  naterstfitzongsbedflrftigea'Stato,  ,|Hif  dessen 
Verlangen,  die  Befuguiss  eingeräamt  würde,  den  Anstalten  des  grassen  Kadi- 
bars  auf  seine  Kosten  solche  Lehrer  beizufügen ,  oder  sonstige^  die  Bs^pt* 
anstalt  nicht  störende,  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  ihm  zur  vollstia* 
digen  Ausbildung  seiner  Angehörigen  nothwendig  erscheinen  möchten.  — 
Aber  nicht  bloss  kleine  Staaten  sind  in  der  Lagej  eine  Förderang  Ihrer 
geistigen  Entwickclang  von  begünstigten  Nachbarn  erbitten  zü  müssen;  son- 
dern es  gibt  auch  Falle,-  ilt'  welchen  selbst  die  maofatigsten  Staaten  eine 
 — —  _  .  . 
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internationale  Hülfe  zu  solchen  Zwecken  in  Anspruch  zu  nehmen  haben.  *  * 
Diess  ist  namentlich  der  Fall  hinsichtlich  der  Verhinderung  des  Nachdruckes. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Gründe  und  Gegengründe  für  diese  Maass- 
regel zu  erörtern,  und  deren  Billigkeit,  so  wie  die  nachhaltige  günstige  Ein- 
wirkung auf  das  Schrift enthum  eines  Volkes  zu  zeigen;  allein  angenommen, 
dass  ein  Staat  es  für  seine  Aufgabe  erachtet,  seinen  Schriftstellern  und 
Bnchhändkrn  einen  gesicherteren  Gewinn  durch  ein  zeitweises  Monopol  des 
Verkaufes  ihrer  gemeinschafthchen  Erzeugnisse  zu  sichern:  so  ist  es  ein- 
leuchtend, dass  diese  Absicht  nur  zum  geringen  Theile  erreicht  wird,  wenn 
ein  Nachdruck  in  anderen  Gebieten  stattfinden  kann.  Th'eils  wird  eine  Ein- 
schwärzung  solcher  im  Auslande  nachgedruckter  Bücher  schwerlich  ganz 
verhindert  werden  können;  theils  und  haupts«1chlich  aber  dürfte  der  Nach- 
druck den  grössten  Theil  des  auswärtigen  Marktes  in  Beschlag  nehmen, 
damit  aber  dem  Verfasser  und  Verleger  unter  Umstanden  sehr  grosser  Nach- 
theil zugchen.    Es  ist  diess  so  einleuchtend,  dass  selbst  schon  jetzt,  wo 

"ducii  die  Grundsätze  über  die  völkerrechtliche  Gemeinscliaft  noch  keines- 
wegs eine  durchschlagende  AnerkenQong  finden  und  noch  weniger  bereits 
immer  Anwendung  eriahren»  Aber  gemeinschaftliche  Maassregeln  gegen  Nach- 
drack  weit  md  Mt  Teitrftge  abgeschloasen  worden  sind.  Dass  aber  dieses 
Dicht  bloss  «OS  den  Beweggrunde  eigenen  Vortheiles  geschehen  ist,  son- 
dem  in  der  Aaiifcenmmg  einer  Yerpflicbtong  zqr  Hülfe  bei  einem  ehren- 
frertheii  Zwed»  firemder  Stsiten,  leigt  am  beste«  der  Umstand,  dass  sich 
•och  .solche  Staaten  in,  ,der.Beadifltz9ng  fremder  Autoren  und.  ihrer  Stell- 
Tectreter  verstanden  haben,  wekhe  flir  sich  Kaehdmd^'irenig  m  fttrchten  - 
hatten  mid  in  deren  Gdäet  sogar  Hsher  ein ' gewinnreiches  (jlewerbe  ndt  der* 

.AnsbeBtnng  fremder  Yerdieoste  nnd  Ifotemehmongen  betrieben  worden  war. 

Es  mag  sein ,  dass  eine  genanere  Untersochong  dieser  Yertrlge  Mnsefaie  "  . ' 

Missgriffe  nnd  Vemacbllpsigungen  gerechtfertigter  Forderangen  nachweist;  ' 

«md'  es  wird  iriefMdit  eine  sachliche  Ümgesliiltwis  derselben  mit  der  Zsit 
eintreten:  immerhin  sind  sie  dankepswerth,  namentlich  .weil  die  Bereit- 
wiUigfceit  air  EtgSnamg  lirendbenlicher  Geset^bong  einen  er^raoUchen 
Fortschritt  ittlemationaler  Gesittigung  und  eine  alhnChliche  Texbieitpng  der 
GmndsAtse  Q]E»er  Gemehischaft  beweist. 

e)  Die  Entwickehmg  der  Oew.erbe  ans  dec  Enge,  der  pdtteiaHerlichen  . 
Zttnfke  nnd  des  haadwerksmflssigen  Betriebes  hat  theils  Forderungen  der- ' 
selben  hervorgerufen,  deren  Toilstftndige  Befriedigong  die  Krifte  des  ein- 
seinen Staatee  ttberstdgt,  theOs  organisatorische  Maassregeln  wQnschenswerth 
gemadit,  deren  Wirksamkeit  im  e^ner  möglichst  grossen  Ansdehnnng  ihres 
GHUtii^eitsgebietetf  abhingt  2q  den  erstem  gehört  namentlich  Schote  der 
Erfindungen  doreh  Patente;  in  der  andern  Besiehong  machen  sich  &  B.    >  ' 
Oberehwtimmende  Feststellangen  Aber  Kfaiderarbeit,  (Iber  die  Bftner  der  ' 
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täglichen  Arbeitszeit  in  Fabriken  u.  s.  w.  bemerklieb.   Es  ist  leicht  einza- 
seben,  dass  auch  die  zweckmässigste  Gesetzgebung  tlber  diese  Punkte  za 
einem  guten  Theilc ,  vielleicht  sogar  der  Hauptsache  nach,  wirkungslos  bleibt» 
wenn  in  anderen  Ländern,  deren  Gewerbcthätigkeit  eine  mitwerbende  ist,  ver- 
schiedene Grundsätze  gelten.    Ein  grosser  Theil  des  Vortheiles  einer  Patenti- 
rung  geht  verloren,  wenn  die  diesseits  geschützte  Erfindung  anderwärts  frei 
bentitzt  werden  darf;  und  wenn  die  aus  Mcnschlichkeitsrücksichten  einge- 
führten  Beschränkungen  übermässiger  Arbeit  in  einem  mitwerbenden  Lande 
nicht  gelten ,  somit  die  gleichartigen  Waaren  hier  wohlfeiler  geliefert  werdöi 
können,  so  hört  entweder  die  ganze  Art  von  Thätigkeit  diesseits  auf,  oder 
es  muss  die  beabsichtigte  Wohlthat  unausgeführt  bleiben.    Zunächst  freilich 
ist  auf  eine  interuationalc  Gleichstellung  solcher  Gesetzgebungen  noch  wenig 
zu  rechnen,  weil  die  Ansichten  über  die  theoretische  Richtigkeit  und  die 
praktische  Ausführbarkeit  der  einschlagenden  Maassregeln  noch  zu  weit  aus- 
einandergehen, und  natüi'lich  kein  Staat  sich  dazu  verstehen  ^ird,  ihm  auch 
in  der  That  nicht  zugeniuthet  werden  kann,  solche  Einrichtungen  zu  treffen, 
von  deren  Noth wendigkeit ,  vielleicht  selbst  Möglichkeit,  er  nicht  Qberzeagt 
ist.    Ein  Tadel  wegen  Unterlassung  ist  folglich  zur  Zeit  noch  nicht  an  der 
Stelle.    Wird  sich  jedoch  einmal,  wie  doch  ohne  Zweifel  zu  erwarten  steht, 
eine  allgemein  anerkannte  Lehre  ausgebildet  haben,  so  tritt  auch  alsbald 
die  Verpflichtung  zu  gemeinschaftlichem  Handeln  ein.   Die  Befolgung  dieser 
Pflicht  muss  dann  aber  auch  um  so  sicherer  gefordert  werden,  weil  nicht 
nur  jeder  einzeUie  Staat  seinen  wirthschaftlichen  Vortheil  dabei  finden  wird, 
sondern  einer  der  hässlichsten  Flecken  unserer  Gesittigung  und  eines  der 
grössten  Hindemisse  einer  freieren  Ausbildung  des  Menschengeschlechtes 
nur  auf  solche  Weise  beseitigt  werden  kann.  ^ 

f)  Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  das  internationale  Verfahren  in 
Beziehung  auf  den  Handel  der  Völker  noch  grosse  innere  Widersprüche 
zeigt,  und  dass  selbst  mancher  Rest  geselliger  und  volkswirthschaftlicher 
Barbarei  in  voller  Wirksamkeit  ist.   Auf  der  einen  Seite  sucht  man  noch 
gar  häufig  blos  aus  Missgunst  und  aus  Furcht  vor  kräftiger  Mitwerbung  die 
natürlichen  Handelsvortheile  anderer  Völker  zu  durchkreuzen  und  sich  Theile 
des  Verkehres  gegen  die  Natur  der  Verhältnisse  durch  gewaltsame  Maass- 
regeln aller  Art  zuzuwenden,  so  dass  die  HandelspoUtik  auch  der  gesittigsten 
Völker  von  diesem  Standpunkte  aus  sich  mehi'  als  ein  Krieg  Aller  gegen 
Alle,  denn  als  eiue  gegenseitige  Förderung  zu  gemeinsamem  Vortheile  aas- 
nimmt; auf  der  andern  Seite  aber  ist  man  gerne  bereit,  die  grossen  Vor- 
bedingungen des  Handels,  nämlich  Verbesserung  der  Verbindungswege  and 
der  Mittheilungsmittel ,  möglichst  za  fördern  ,  •  auch  in  solchen  Beziehungen 
und  Richtungen,  in  welchen  der  eigene  Vortheil  wenigstens  nicht  über- 
wiegend ist.   Zeuge  dessen  sind  die  zahlreichen  Verträge  oder  sonstigen 
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ZugesttadniSBe,  nelohe  hineiclittich  der  FortfUiniiig  frtaider  EisembaliDeB 
oder  Tdegi^pbenllniea  Uber  diess^tiges  Gebiet  bestehen;  die  Ud>ereiiikflnft8 
IlbeiP  leichte  gegenseitige  Benfttmng  der  Schienenwege  tt  s.  C; .  die  Post» 
vertrSge,  durch  welche  auch  dem  answftrtigen  Briefweehflel  SehneUiglceit 
uaä  WohlMheit  der  Beförderung  zugewendet  wird;  die  Verabredongen, ■ 
dnrdi*  welche  die  Duinpf^fchifffahrt  melir  und  mehr  zu  einem  die  ganze 
gesittigte  Welt  mniiftsseHden  Netze  ausgebildet  wird.  Hier  ist  denn'  offim- 
bar  Doppeltes. zu  verlangen.  —  Da,  wo  der  Grundsatz  allgcmeiu  mensch-' 
liclun  ZusammonAvirkens  noch  nicht  Platz  g^riffen  hat,  vielmehr  zum  min- 
desten staiTc  l'  esthalttog  dor  Souveränität ,  \vü  iiii  ht  ^rar  rohe  Feindseligkeit,  ' 
obwaltet,  ist  natttrlich  vor  Allem  die  unrichtige  AutTassung  der  intemfttio- 
Dalcn  Beziehungen  im  Handel  /n  bekämpfen  und  durch  einen  gegenseitigen 
freieriii  Verkolir  zu  er'-etzen.    Kic  Ii  tigere.  Einsicht  in  das  Wesen  der  Vulks-'« 
wirthschaft  und  in  die  Mittel  zur  Roichthumcrwcrbung  wird  alluiilhlig  ielireu, 
was  für  jedes  Volk  naturgeuiÄsscster  Gegenstand  des  Handels  ist,  welche 
bisher  an&'echterhaltcne  Schranken  und  BevoiTecbtungen  im  eigenen  Interesse 
niedergerissen  werden  müssen,  welche  ücbergangszustände  etwa  nötliig  sind; 
nud  auf  dieses  bessere  Vcrstiindniss  dessen,  was  Allen  frommt,  können  dann 
auch  freiere  internationale  Maassrrgeln  gegründet  werden ,   seien  es  nun 
Vertrüge,  seien  es  sogar  einseitige  Maassregeln.  Kurz,  hier  ist  ein  freieres 
und  den  menschlichen  Zwecken  wahi'haft  entsprechendes  Völkerrecht  auf 
die  Nationalökonomie  zu  bauen ;  aber  allerdings  auch  vor  einem  entscliic-  . 
denen  Siege  der  letzteren  nicht  zu  erwarten.    Ja,  selbst  nicht  einmal  zu  . 
versuchen;  indem  keiuem  Staate  /.iigemulhet  werden  kann,  be.-teheiule  Ein- 
richtungen, in  welchen  ein  Theil  der  Bevölkerung  bisher  Schutz  und  För- 
■    derung  gesehen  hat,  und  aus  welchen  jeden  Falles  eine  weite  und  tief  ' 
gehende  Vcr/wt  igung  von  Inten'ssen  hervorgegangen  ist,  zu  zerstören,  ehe 
die  ihnen  eutgegengest  t/te  Ansicht  vollständig  als  wahr  erwiesen  und  auch 
von  der  öffentlichen  ^Meinung  anerkannt  worden  ist.    Zu  blossen  Versuchen 
ohue  Ueberzeuguug  sind  diese  Dinge  zu  mächtig  und  zu  eintiussreich.  Aber 
wenn  unablässige  Geistesarbeit  in  der  Lehre  von  der  Beherrschung  d»  r  Natur- 
kräfte durch  den  Menschen  zu  richtigen  Regeln  (vielleicht  auch  zu  eben 
so  richtigen  Ausnahmen  in  bestimmten  Fällen)  geführt  haben  wird:  dann 
kauu,  muss  und  wird  der  Freihandel  zuerst  auch  von  dem  philosophischen 
Völkerrechte  als  Grundsatz  gefordert  unr|  im  Kinzelnen  formulirt,  sodann 
im  praktischen  internationahn  Kochte  ins  wirkliche  Leben  eingeführt  wer- 
den, da<iun  h  aber  die  VölUergeuieinschaft  eine  höchst  bedeutende  Ausdeh- 
nung gewinnen.  —  In  jenen  neziehungen  des  Vcrkchrslebens  dagegen,  in 
welchen  schou  itzt  Nachdenken  und  Erfahrung  den  gegenseitigen  Nutzen  der 
Hülfe  und  freien  Gebahrung  gelelirt  hal>en,  ist  natürlich  bei  dem  Eirongeneu 
zn  beharren  und  dasselbe  weiter  zu  fuhieu. 


Digitized  by  Google 


620  Pflege  der  internationalen  Gemdniehaft 

Allerdings  stehen  die  im  Yorstehenden  geschilderten  Hülfen  noch  \  rromrclt, 
und  es  ydrd  nicht  immer  nach  klar  erkannten  und  richtigen  Grundsätzen  ver- 
fahren; zuweilen  stört  selbst  noch  ein  greller  Misston  solbstsöchtigcr  Souverä- 
nität; allein  es  wird  auch  bei  dem  itzigen  Zustande  sein  Bewciiden  nicht  haben. 
Dass  noch  Weiteres  geschehen  inuss,  ist  Jedem  klar,  und  dass  es  geschehen 
wird .  darf  mit  Bestimmtheit  gehofft  werden.  Die  bereits  bewilhgteii  Unter- 
t<tiitzuiigen  sind  doch  immer  Zeichen,  dass  die  Staaten  begonnen  haben,  ihre 
gegensi'ifiijcn  Verhältnisse  freisinniger  aufzufassen,  und  dass  sie  den  For- 
derungen der  internationalen  Gemeinschaft  mehr  und  mehr  Rechnung  tragen. 
Die  Geschichte  des  Völkerrechtes  zeigt ,  nicht  gerade  zur  Eiire  der  Mensch- 
heit, dass  die  Vorschritte  /u  vernüiifliger  Gesittigung  in  den  Verhältnissen 
der  gleiclizeitigen  Völker  nur  sehr  langsam  sich  entfalten.  Man  darf  sich 
daher  nicht  von  Ungeduld  übermannen  lassen.  Wenn  auch  noch  selir  Vieles 
zu  thun  ist  und  nicht  selten  keinerlei  AI^^talten  /u  Verbesserungen  sicht- 
bar werden  wollen:  so  ist  doch  Aussieht  auf  ein  allmnhhges  Zusammen- 
schlicssen  der  jetzt  nur  ausnahmsweise  bestehenden  Ergebnisse  der  Gesitti- 
gung zu  einem  Ganzen.  Das  lebende  Geschlecht  wird  es  frcilidi  nicht  scliauon, 
und  da>  niich^tc  schwerlich  in  seiner  Vollendung j  genug,  dass  diese  überhaupt 
zu  erwarten  ist.  •         '  •  ' 

IL  Förderung  gesellschaftlicher  Zwecke  durch  andere  Staaten. 

Der  Grund,  warum  diest  s  ganze  Verliältniss  bis  jetzt  in  der  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  des  Völkerrecbtcs  günzlieh  unberlicksichtigt  geblieben  ist, 
wurde  oben  bereits  angedeutet.    Man  kann  in  der  That  keimn  ernst^^n 
Vorwurf  darüber  machen.    Su  lange  selbst  die  Wissenschaft  des  inneren 
Staatslebens  das  BedUrfniss  nicht  hatte,  die  Erscheinungen  auf  dem  gessell- 
schaftlichen  Gebiete  zu  erforschen  und  zureeliUulegeu;  so  lange  sie  das 
Wesen  und  die  Berechtigung  der  einzelnen  gesellschaftUchen  Kreise  nicht 
feststellte,  überhaupt  ily  Dasein  gar  nicht  beachtete:  war  es  dem  Völker- 
rechte sehr  za  verzeihen,  dass  ihm  die  allerdings  auch  aof  seinem  Gebiete 
theilvcise  bestehende  Aufgabe  entging.    Doppelt  begreitiich  aber  ist  es ,  dass 
nanieutlich  die  internationale  Förderung  fremdländischer  gesellschaftlicher 
Kreise  kein  bcwosstcr  Gegpnstaiid  der  X^ehre  oder  des  Lebens  war,  da  j& 
diese -g»tie  Seite  des  TOUnnrerlifliliiissea  flberhaqpt  und  nach  allen  Rieh- 
tunged  im  ünldnren  lag;  —  Nun  aber  ist  doch  die  Zeit  gekommen,  sidi  mit 
dieser  LlM^e  m  bQsehftfUgen ;  and  wnui  auch,  wie  aatarUch,  die  ersten  An- 
'  fitege  der  neuen  Lehre  anr  sehr  lOckenbaft  and  vielleicht  znni  Tlieile  selbsl 
unrichtig  auafidlen  sollten,  so  muss  doch  ^as  jetzt  Mögliche  versncht  iverden, 
und*  besteht  iVobl  ein  Ansprnch  au^  einie  billige  Beurtheilung  der  Leislnng. 

Irren  wir  nn&.  nichts  so  8|nd  hau^ftcUich  awei  Gegenstände  zu  e^ 
<}rteni;  nflmlich  die  Yerpflichtnng  eines  Staates,  die  in  andern  Staaten  be- 
siehenden geseUsdiaftUchen  Kreise  Oberhaupt  anaoeriienne'n,  und  sie  als 
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berechtigte  Existenzen  zu  behandeln;  sodann  aber  dio  Förderung  vernünf- 
tiger und  erlaubter  Zwecke  solcher  Kreise,  falls  ein  Bcdürfniss  dazu  vorliegt. 

Die  Berechtigung  der  gesellschaftlichen  Kreise  zur  Anerkennung  von 
Seiten  fremder  Staaten  hat  Analogie,  aber  freilich  auch  nur  Analogie,  mit 
der  Lehre  von  der  Anerkennung  eines  ganzen  Staates  durch  die  übrigen 
Staaten.  So  wie  zwar  ein  Staat  an  und  für  sich  zu  seiner  Entstehung  und 
zur  Feststellung  seiner  Zwecke  und  der  denselben  entsprechenden  Kinrich- 
tung  der  Erlaubuiss  anderer  Staaten  nicht  bedarf,  er  jedoch  von  diesen  als 
gleichberechtigte  Persönlickeit  nur  dann  anerkannt  und  beliandi  lt  wird,  wenn 
er  gewisse  Bedingungen,  z.  B.  hinsichtlich  der  rechtlichen  Lüsuiig  früherer 
Verhältnisse,  erfüllt  liat :  so  hat  auch  ein  gesellschaftlicher  Kreis  zu  seinem 
Entstehen  und  rechtlichen  fortgesetzten  Dasein  sicherlich  die  Genehmigung 
fremder  Staaten  nicht  uöthig,  wird  aber  doch  keineswegs  ohne  alle  weitere 
Untersuchung  uud  auf  sein  erstes  Auftreten  und  Verlangen  hin  von  fremden 
Regierungen  als  eine  berechtigte  moralische  Person  angesehen.  Fremde 
Stfiatcn  haben  natürlicli,  so  lange  die  in  auswärtigem  Gebiete  etwa  bestehenden 
gcsclUrhaftlichen  Kreise  in  keine  Bertlhrung  mit  ilinen  kommen  und  keine 
Forderungen  an  sie  stellen,  weder  ein  Interesse  noch  ein  Recht  sich  um  deren 
thatsüchliclies  oder  rcchthches  Vorhandensein  zu  bekümmern.  I)iess  ist  zu- 
nächst Sache  der  eigenen  Staatsg(  walt.  Anders  aber,  wenn  eine  Berührung 
mit  der  ausserst^iatlichen  Welt  eintritt.  SuU  ein  fremder  Staat  die  Verpflich- 
tung haben,  eine  solche  aiig(  l»lich  bestehendt-  moralische  Person  zum  Genüsse 
von  Rechten  zuzulassen  (nhr  gar  ihre  IIülf>forderungen  zu  erfüllen,  so  muss 
ihm  einmal  die  Uoberzeugung  gegeben  werden  ,  dass  überhaupt  der  fragliche 
Verein  nach  den  Gesetzen  und  Vei  haUnisNen  des  Ileiniathlandes  zu  Recht 
besteht;  zweitens  aber  wird  er  sich  darüber  zu  entscheiden  haben,  ob  er 
nach  seineu  eigenen  Grundsätzen  eiuc  solche  Verbindung  als  erlaubt  uud 
wünscbeuswerth  betrachten  kann.  •  * 

Der  Beweis,  dass  die  völkerrechtliche  Stellang  eines  gesellschaftlichcD 
Kreises  zunächst  bedingt  ist  durch  die  einheimische  Gesetzgebung  und  deren 
thatsächlichc  Handhabung,  ist  leicht  za  fahren.  Ein  Verein,  welcher  schon 
in  dem  eigenen  Yaterlande  keine  rechtliche  Existenz  hat,  besteht  Von  TOrno 
herein  fÄr  fremde  Staaten  nicht.  Diese  mögen  etwa  anerkennen«  dass  dae 
H^Tzahl  ?on  Personen  ein  gemeinschaftliches  Interesse  haben;  sie  mOgen 
selbst  innerhalb  ihrer  Grftnzeu,  wenn  ihnen  der  Fall  danach  angethan  scheint» 
Rieses  Interesse  fordern,  als  das  der  einselnenBethelligten ;  sie  kOnnien  teiatr 
■  nnsweifelhaft,  wenn  ein  Ähnliches  bkihendes  und  gemeinschaftliches  Interesse 
bei  einem  Theüe  ihrer  Utiterthanen  besteht,  einen  idmiüchen  und  organi- 
surten  Verein  derselben  Im  eigenen  Lande  anerkennen :  ftllein  fremde  Zostftnde  . 
kdnnen  sie  nicht  anders  anffsssen  als  so,  fde  diese  so  Hanse  thatsSchlioh 
lind.  Dabei  ist  es,  indem  die  Thatsache  des  Bestehens  oder  mcbtbestehens 
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entscheidet,  ganz  gleichgültig,  ob  einem  gesellschaftlichen  Kreise  die  Aner- 
kennung und  Organisation  ausdrücklich  von  der  heimischen  Staatsgewalt  ver- 
sagt wurde  oder  ob  nur  zufUllig  nichts  besteht.  Eine  Handlungsweise,  durch 
welche  man  einen  im  Ileimathlande  nicht  anerkannten  Verein  diesseits  als 
eine  moralische  Person  erklärte,  wäre  eine  offenbare  Verletzung  der  Sou- 
veränität des  anderen  Staates,  indem  diesem  gegen  seinen  Willen  und  in 
seinem  Gebiete  eine  Ordnung  innerer  Verhältnisse  aufgedrungen,  an  seiner 
Stelle  eine  ihm  allein  zustehende  Maassregel  ergriffen  würde.  Und  ebenso 
kann  es  keinerlei  Unterschied  machen,  ob  die  Nichtanerkennung  im  eigenen 
Lande  an  und  für  sich  zu  billigen  ist  oder  nicht;  oder  ob  etwa  ein  formlos 
und  unanerkannt  gebliebener  gesellschaftlicher  Kreis  für  menschliche  Zwecke 
oder  in  politischer  Beziehung  eine  besondere  Bedeutung  hat 

Mit  der  Anerkennung  eines  gesellschaftlichen  Vereines  im  eigenen  Lande 
ist  aber  natürlich  über  die  Verpflichtung  fremder  Staaten  zur  Anerkennung 
oder  gar  Förderung  noch  keineswegs  entschieden.   Es  ist  nämlich  gar  wohl 
möglich ,  dass  die  vcr>chiedenen  Staaten  in  Beziehung  auf  die  Zulassbarkeit 
einer  bestimmten  socialen  Grestaltung  ganz  abweichender  Ansicht  sind ,  nnd 
es  mag  sich  sogar  begeben,  dass  ein  gesellschaftlicher  Verein,  welcher  in  dem 
einen  Lande  nicht  nur  anerkannt  und  formell  ausgebildet  ist ,  sondern  sogar 
als  höchst  wichtig  and  erspriesslich  betrachtet  wird,  einem  andern  Staate  aU 
völlig  unzulässig  erscheint,  vielleicht  von  ihm  sogar  mit  Feuer  un4  Schwert 
verfolgt  wird.    Offenbar  hat  nun  aber  ein  Staat,  welcher  einen  gesellschaft- 
lichen Kreis  in  seiner  Mitte  nicht  dulden  zu  können  glaubt,  keine  Verpflicb- 


1)  Fülle,  in  welchen  geselUchklUicbe  Vereine  im  Aiulande  keine  Fördenuig  finden  kdanen, 
weU  sie  Im  eigenen  Vjiterlimde  nicht  org«nisirt  und  nicht  anerkannt  sind,  lawen  sich  leicht 
denken  und  sind  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht  selten.  —  Wenn  z.  B.  in  einem  fitaato  eine 
eintige  Religion  gesctElich  erlaubt,  somit  auch  nur  eine  einzige  Kirche  thafauichllch  and  recht- 
lich vorbanden  ist,  dabei  aber  doch  eine  Anzahl  von  Uuterthanen  sich  voreinxelt  und  ohne 
äussern  Organismus  zu  abweichenden  Religionen  bekennt:  so  steht  es  fremden  Stnatcn  nicht 
KU,  die  in  solcher  Weise  Uebureinstinimcnden  als  eine  Kirche  zu  behandeln.   Man  mag  sie,  faOs 
sie  das  Ausland  besuchen,  dort  nach  Belieben  als  Einzelne  in  die  entsprechenden  Landeskireben 
zulassen;  es  kann  dongclben  etwa  auch  als  Einzelnen  im  eigenen  VatcrlandcThoilnahme  bezeugt 
werden:  allein  eine  öffentliche  Eiarichtung,  welche  der  hcimathliehc  8taat  nicht  nur  nicht  kennt 
sondern  sogar  verbietet,  darf  von  andern  Staaten  nicht  als  zu  Recht  bestehend  behandelt  werden. 
Ob  diese  fremden  Staaten  sich  selbst  xu  einer  solclien  Religion,  ganz  oder  theilweise^  bekcniieo, 
macht  dabei  keinen  Unterschied.   Dieselben  haben  wühl  das  Recht,  sich  Hir  ihre  Ulaubensbrüder 
bei  einer  fremden  Regierung  bittend  su  verwenden  und  etwa  auf  Anerkennung  ihrer  Kirch« 
hinzuwirken :  allein  die  nicht  bestehende  diirfen  sie  nicht  an  der  Stelle  der  zustündigen  Gewalt 
errichten.  —  Ein  anderer  denkbarer  Kall  Ist,  dass  der  Staat  A  den  grossen  Grundbesitz  seines  Loui- 
des  als  einen  eigenen  gesellschaftlichen  Kreis  anerkennt,  organisirt,  mit  Vorrechteo  versehen 
hat,  im  Staate  B  dagegen  nichts  dieser  Art  besteht.   Wenn  nun  der  Staat  A  die  grossen  Unind- 
bejiitzer  von  B,  gleicligiiltig  bei  welcher  Gelegenheit  und  in  welcher  Beziehung,  ebenfalls  als 
einen  eigenen,  rechtlich  ausgesonderten  Stand  behandelte:  so  würde  er  sich  gegen  die  Sou- 
veriinitlt  des  ihm  Gleichstehenden  Verstössen.  —  Wenn  die  Oowerbegeselzgebung  eines  Staates 
ausgesonderte ,  mit  eigenen  Rechten  und  Organen  versehene  Verbindungen  gewisser  Gattungen 
von  Gewerbenden  nicht  kennt  und  gestattet,  so  kann  auch  ein  fremder  Staat  Personen  dieser 
Art  in  ihrem  Vaterlande  nicht  als  moralische  Personen  anerkennen  und  sich  mit  ihnen  als  solches 
In  Beziehungen  setxen. 


tung  denselben  sich  gefallen  zu  lassen,  wenn  und  soweit  eine  fremde  Regierung 
ihn  in  ihrem  Bereiche  gestattet,  und  dieser  darauf  hin  sein  Dasein  und  seine 
Zwecke  geltend  machen  will.  So  ist  z.  B.  eine  Kirche,  weiche  in  einem  be< 
stimmten  Lande  unbedingt  verboten  ist,  oidit  berechtigt,  sicb-in  diesem  Lande 
als  erlaubt  und  als  juristische  Person  n  betragen,  weil  sie  in  einem  andeäi . 
Staate  anerkannt  ist  Oder  M  kaim  der  Adel  diiM  fr«|Ddein  Xandes  sieh 
Vicht  als  privilegiften  Stand  in  einem  Stents  benehmen  uid  m  dlMi  die, 
Anerkennung  als  soloben  verlangen,  weil  er  in  teinem  Yateriande  alt.aoiAcr 
bereebtigk  ist  £•  ist  allerdings  möglich,  daat  eine  ao)dM  Diditanerk^nnnng 
der  geseUscbaiWcben  Kreise  eines  anderen  Staalea  in  TerdrieasBefaen  Toc* 
iviefcelQilgev  mit  diesem  Ittatenm  ftbrt,  wenn  er  sieb  der  von  ibm^ebOligten 
GestaRong  nnd  Inteieesen  anbimmt;  aUein  das  abstraete  fiedit  der  Aner- 
kennung oder  Niebtanerbennnng  kann  kein  Gegenstand  eines  Streites  sein. 

Wtd  nnn  aber  ein.  geseUsehaftlicber  Kreta  eines  6eaiiden  Staat«  ala 
bereebtigle  moraliacbe  Pers<»n  betracblel,  so  ist  nnn  «U»  xwdte  Frage, 
nsmUch  dfe  Aber  Terpflichtnng  n  Unterstftttnng  ibrer  Zwecke,  an 
erftrtem.  >  .  * 

Ueber  die  Yoifrag^,  ob'  es^ttberbaapi  Angabe  eines.  Staates,  sei,  Lebens- 
aweeke  m  fordern^  welche  nicht  die  eines  gesammten  sonverliien  Staates, 
sondern  nur  die  einer  grosseren  Anzahl  von  Bestandtheflen  eines  solchen  seien, 
mit  anderen  Worten,  ob  ein  fremder  Staat  ftberbanpt  in' der  Lage  sei,  einen 
nnsländiscben  gesellscbaftlicbev Kreis  fordern  an  sollen,  . ist  bereits  oben, 
8.  697,  entschieden  worden,  nnd  swar  bf^fabend.  Bs  ist  ebie  der  Angaben, 
«elcbe  inr  Entwiokelung  der  menscblkben  Lebensaw^dm  gnsteitt  sind.  Ea 
ftngt  sieb  also  nbn  bhMs,  wetehe  gesellscbaftttche  Krdse  erbbningsgeiniM 
Gegenstand  solcher  internationaler  Veijiflläiiase  sein  können,  nnd  waa  aie  etwa 
aar  Forderung  ihrer  Interessen  von  answirtigen  Staaten  verlangen  mOgen. 

Oiganisirte  geseUscbaftOcbe  Vereine,  wekdie  unbedingt  in  aüen  Staaten 
biwieben  und  als  snlflssig  anerkannt  werden,  stod  wobl  nur  die  Kirchen 
und  die  Gemeinden.  AUerdinga  in  manchen  Staaten  foidianden,  dagegen 
aber  in  anderen,  soweifc  ihre  eigenen  Angelegenbeitai  in  Frage  stehen,  be- 
seitigt, sind  Ztnfte  nnd  Ähnliche  Organismen  der  G^werbetbfltligkeit;  femer. 
AdelsVereine,  s.  B.  Bitterschaften«  «Die  fAr.das  gesittigte  und  selbst  ffli: 
das  staatlishe  Leben  unzweifelhaft  sehr  wichtigen  gesellscbaftlioben  Kreise 
des  grOeseren  nnd  des  klduMon  Grandbesitzes,  des  Grossgewer- 
bes, der.  höheren  Bildung  sind  gewöhnlich  nicht  förmlich  organisirt 
und  kommm  daher  hier  nicht  weiter  in  Betracht;  wobei  aber  natarlich 
nicht  ausgesprochen  ist,  dass  bei  einem  etwaigen  Bestände  eines  gesellschaftr  . 
liehen  Organismas  dieser,  oder  noch  anderer,  Art  ancb  im  Auslände,  Ver- 
h&Unisse  entstehen  kö^pen. 

Es  ist  nnthnnlich,  alle  FAUn.  aaai  Veimus  ao&uaihlen,  in  welchen 
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möglicherweise  eine  Kirche  Ton  einem  fremden  Staate  UotentatniiK  äici 
Zwecke  verlangen  kann.  In  der  Regel  werden  die  LetBtongen  der  in»' 
halb  des  eigenen  Staates  lebenden  Glaubensgenossen  und  die  von  diesen 
Staate  zn  erlangenden  UntentHtznugcn  n  Erreichung  der  Zweeke  einer 
gemeinsamen  Gottesvcrchrung  ausreichen ;  manche  Kirchen  sind  sogar  gsu 
wesentlich  bloss  Landeskirchen  und  schliessen  sich  mit  den  Grenzen  des 
Staates  voUstikndig  ab.  Dennoch  sind  Fülle  nothwendiger  Hälfe  von  Seiten 
eines  auswärtigen  Staates  gar  wohl  denkbar.  Vielleicht  liegen  «.  B.  im  Ge- 
bi(  tc  (U'sselben  heilige  Orte,  zu  welchen  die  Gläubigen  zu  pilgern  pflegen. 
Ein  besonderer  Schutz  solcher  Orte,  eine  ungestörte  Reise  zu  denselben, 
vi(;lleicht  Begflnstigong  der  daselbst  vorzunehmenden  religiösen  Handlungoi, 
Gestattnng  ypn  Einrichtungen ,  welche  mit  dem  Glauben  der  Fremden  enge 
verbunden  sind,  wie  z.  B.  Hospitäler ,  Klöster  u.  dgl.,  mögen  nun  dem  betrif- 
fenden Staate  unzweifelhaft  angcnmthet  werden ,  auch  wenn  er  anter  seiDen 
eigenen  ünterthanen  gar  keine  Anhänger  dieser  Kirche  zählt.  Nur  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  keine  Handlungen  vorgenommen  werden  dürfen, 
welche  er  seinen  eigenen  Bürgern  in  ihren  Kirchen  oder  überhanjit  nach  den 
Landesgesetzen  nicht  gestattet.  In  andern  Fällen  mag  eine  Kirche  vidleidi' 
ein  Interesse  dabei  haben,  eine  Iiildung;<anstalt  an  einem  bestimmten  Ortt 
eines  fremden  Gebietes  zu  besitzen,  (etwa  weil  hier  bereits  für  cinbcimiscbt" 
Bediirt'iii--e  der  gleichen  Kirche  Vorkehrungen  getroffen  sind,  oder  weil  hier 
der  Mittelpunkt  des  geistigen  Lebens  ist,  bestimmte  Kenntnisse  und  Uebungcn 
am  besten  liier  erworben  werden.)  Die  Gestattung  einer  solchen  Anlage,  die 
Vcrleilmng  der  zu  ihrem  Bestände  und  Gedeihen  nothwendigen  Rechte,  ihn- 
Beschützung  in  Nothfallen  kann  unzweifelhaft  als  Förderung  erlaubter  Zwecke 
verlangt  werden.  Oder  aber  mag  eine  Kirche  zur  Bestreitung  ausserordent- 
licher Ausgaben  besondere  Sammlungen  unter  ihren  Angehörigen  vornehmen. 
Ein  Verbot,  die  im  diesseitigen  Gebiete  wohnenden  Glaubensgenossen  um 
freiwillig*'  Beisteuer  anzugehen  mid  die  hierzu  nothwendigen  Einrichtungen  zu 
tretfen,  Hesse  sich,  wenigstens  in  allen  ji  ui  ii  i<  alli  n,  in  welchen  solches  eiuhei- 
niischen  Kirchen  nach  den  Landesgesetzen  gestattet  wäre,  mit  der  i*liicht  def 
VOikergenieiiisciiaft  nicht  vereinigen.  '  r^'^fiP^- 

Gemeinden  haben  ihrem  iiim  rsten  Wesen  nach  ein  rein  örtliches 
Lrbi'n  und  selbst  in  dem  eigenen  Staali;  sind  sie  selten  in  dem  Fall«, 
au^s«  i  lialb  ihrer  Gemarkung  Ansprüche  zu  machen.  Auch  bleibt  es  natürlich 
gau/  innere  AngeUgenheit ,  ob  etwa  ausnuhnihweise  einer  (Gemeinde,  welche 
entweder  als  ein  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens  über  die  reöl 
lokalen  Zwecke  hinaus  kostspielige  Vorkehrung,  ii  zu  treffen  hat,  oder  welch« 
zu  arm  ist,  auch  nur  die  nothwendigsten  Bedürfnisse  des  Örtlichen  Zusaninien- . 
,  lebens  aufzubringen,  eine  Unterstützung  aus  idigenicinen  Stautsmitteln  zu  gc 
w&hren  ist   Deuuoch  kann  es  sich  crcigucu,.  dubb  eiuc  Gcmciude  auch  i4 


ab  Aid|(tbe  det  VBIkemeliteB.  625 

einem  fremden  Gebiete  Interessen  oder  Rechte  zu  verfolgen  hat ,  z.  B.  weil 
sie  daselbst  Eigentham  besitzt,  oder  in  einen  Rechtsstreit  verwickelt  ist.  Mit 
Fug  wird  sie  in  solchem  Falle  von  dem  fremden  Staate  verlangen  können, 
nicht  nur,  dass  er  sie  überhaupt  als  moralische  Person  anerkennen  und  han- 
deln lässt,  sondern  dass  er  auch  die  ihr  nach  den  vaterländisclion  Gesetzen 
zustehenden  Vertreter  als  solche  anerkennt  und  deren  Befugnisse  nirht  bean- 
standet, selbst  wenn  den  eigenen  Gemeinden  solche  Formen  unbekannt  vvürea 
oder  diese  bei  llandiiabuiig  ähnlicher  Rechtsverhältnisse  an  andere  Beding- 
nisse gebunden  wären.  Und  was  hier  von  Gemeinden  gesagt  ist,  gilt  auch 
von  etwa  bestehenden  anderweitigen  örtlichen  Corporationeu ,  z.  B.  Armen- 
verwaltungen,  Bezirkscori)orationen  u.  dgl. 

Anders  vt  rhält  es  sich  wohl  mit  Forderungen,  welche  ein  organisirter 
Ad  eis  verein  an  einen  fremden  Staat,  welcher  eine  solche  Einrichtung  nicht 
keimt ,  vielleicht  sogar  unbedingte  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  als  ver- 
fassungsmässigen Grundsatz  aufstellt,  zur  Begünstigung  seiner  Zwecke  richten 
möchte.  Zwar  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  Rechtsverhältnisse,  welche 
unter  der  Ilen-schaft  des  vaterländischen  Gesetzes  gültig  zu  Stiinde  gekommen 
sind,  auch  jmderwärts  anzuerkennen  und  erforderlichen  Falles  aufrecht  zu 
erhalten  sind,  wenn  sie  in  ihren  Folgen  über  die  Grenzen  hinausreichen; 
z.  B.  also  ungleiche  Erbtheilung  unter  Kindern,  die  rechtlichen  Folgen  einer 
Missheirath,  Heimfall  eines  Lehens  u.  s.  w.  Diese  Zustände  sind  formell 
gfllUges  Recht,  und  ob  sie  unter  «aißter  Gesetzgebung  sowie  überhaupt  unter 
anderen  VerbAltnissai  ebenfalls  n  Stande  gekommen  wären,  macht  in  Be- 
siebong  auf  ihre  Anerkennong  keinen  Untertdiied.  Wenn  aber  der  Fall  so 
ttge,  dMS  Bchon  ntr  Hentollong  eines  solchen  fremdartigen  Verhältnisses  die 
BBlfe  des  Muniärtigen  Staates  k  Anspruch  gcnommeD  werden  mflsste,  vielleicht 
sogar  mm  Naohthede  tigener^Uofteitiianen  desselben,  so  würde  er  mit  Bedit 
sidi  einem  sdehea  Ansinnen  estsidien.  Seine  eigenen  Einriehtnngen  zn  stören 
und  anf  Anfforderang  FtemdiBr,  Grandgesetze  in  seinem  Innern  and  gegenüber 
lon  seinen  Bürgern  sa  verletien,  ist  er  nidit  sdnildig,  ja  nieht  einmal  berechtigt 

Aebnliciierweise  würde  es  sich  Terhaiten  bei  Forderungen  von  Zünften 
in  einem  answürtigen  Lande,  welches  allgemeine  GewerbefreOieit  geniesst 
Soweit  die  Anerkennüwg  einer  Znnft  als  berechtigte  Persönlichkeit  oder  die 
CHtttigkeit  einer  von  ihr  im  Yaterlande  gesetilich  Yorgenommenen  Handlung 
in  Frage  steht,  hal  aneh  der  fremde  Staat  'Schnts  nnd  ^OIfe  so  gewAhren. 
Aber  wenn  anf  der  Grundlage  einer  solchen  Organisation  eine  Beschränkung 
des  IMen  Gewerbes  im  Auslände  verlangt  würde,  so  konnte  diesem  Ansinnen 
keine  Fcdge  gegeben  werden.  Ein  Beispiel  mag  dieses  deutlicher  machen. 
Wenn  einem  Tertrage  swiacben  swei  Staaten  gegenseitiger  pesqcb  der  lOrkte 
Demjenigen,  aber  auch  nur  Denjenigen,  eingertumt  wftre,  wdohe  nach  d6n 
Geseteen  ihrer  Hehnath  das  Becht  selbststftudigen  Oewerbbetriebes  haben, 
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nun  aber  in  dem  einon  der  vertiagonden  Staaten  Gewerbefreiheit,  in  dem 
anderen  dagegen  strenge  Zünftigkeit  bestünde:  po  niüsste  auch  der  ersterc 
diejenigen  Bürger  des  fremden  Staates  von  seinen  Märkten  zurückweisen, 
welche  das  Meisterrecht  nicht  besitzen,  obgleich  er  von  seinen  eigenen  Unter- 
tÜanen  die  ErfQllang  einer  ähnlichen  Bedingung  nicht  verlangte.  Wenn  da- 
gegen eine  Zunft  von  der  fremden  Regierung  forderte,  dass  sie  ihr  angehOrige 
Arbeiter  wahrend  äiu»  vorflbeigebenden  Anfisathaltes  im  Gebiete  derselben 
zur  Binbaltong  der  heimiwheB  Zonftregeln  anhält^  möge,  so  kannte  Solches 
nnr  znrflckgewiesen  werden. 

m.  F5rderang  der  Zwecke  E  inz  e  1  n  e r.  * 

Tansendfiich  kommen  die  einzeln  Angehörigen  eines  gesittigten  Volkes 
in  die  Lage,  firemde  Gebiete  zn  betreten  and  in  demselben  Zwecke  m  verfolgen. 
Je  geistig  regsamer  nnd  gewerbediätiger  ein  Volk  Ist,  in  desto  grosserem 
Maasse  stellt  sidi  das  Bedftrfiiiss  ein,  avch  ansserhalb  der  eigenen  OreaieD 
vernttnftige  Lebenszwecke  za  verfolgen.  Ausserdem  bringt  die  Yerscliiedenbeit 
der  Himmelsstriche,  der  natorlichen  Erzengnisse,  der  za  Tage-tretenden  Natiir- 
krftfke  die  Terscbiedenartigsten  Bedflrfnisse  einer  Ortsverlifderang  und  der 
Benfltznng  fremder  ZastSnde  mit  sich.  Gesoodheit;  Erwerbung  vonKeDiitiilssai; 
Handel  nnd  Gewerbe;  Yerfolgnng  ^on  Becbtsangelegenheiten  oder  sonstigea 
persönlichen  Interessen;  Besnch  bd, Freunden;  blosse  Dnrcbreise  nach  weiter- 
hin liegenden  Lindern  n.  s.  w.  können  Gründe  der  Betretiing  eines  fremden 
Landes  nnd  eines  kOrzeren  oder  ansgedehnteren  Aufenthaltes  in  demselben  sein. 

Unter  diesen  Umstitaiden  moss  es  illr  einen  förmlich  barbarischen  Gmndsats 
eiklftrt  werden,  wenn  auf  die  Grundlage  der  absokiten  Sonverftnittt  bin  jedem 
Staate  das  anbedingte  Recht  zugesprochen  werden  will.  Fremde  nach  BeUebeo 
zoznlassen  oder  ausznschliessen.  Die  Abtbeilong  der  ErdoberflJhshe  in  mt- 
schiedene  Staatsgebiete  ist  allerdings  nothwendig,  theils  wegen  dea^edftrf-^ 
nisses  eines  engeren  Zosammenlehena  nach  Qüdnigseinheit  oder  Nationalittti 
theils  wegen  der  Unmöglichkeit,  die  Angelegenheiten  des  gesammten  Menschen- 
geschlechtes von  einem  einzigen  Mittelpunkte  aus  zu  regeln.  Diese  Abtheilong 
in  nieliri  re  Staaten  hat  denn  natflrlich  auch  vielfache  recbtlichc  Folgen 
ttx  die  einem  solchen  bestimmten  Organismus  Angehörigen,  so  wie  für  die 
ihm  Fremden.   Es  unterliegt  z.  B.  die  Pflicht  der  ersteren,  die  nötbigen 
Mittel  für  die  Staatsgewalt  aufzubringen,  ihr  Gehorsam  gegen  die  einheimische 
iGesetze  in  allen  und  jeden  Bezidiangen ,  dagegen  aber  auch  der  Anspmcb 
auf  Rrchtsschutz  und  auf  aasreichende  Fördei-ung  der  Interessen  keinem 
Zweifel.  Ebenäo  ist  klar,  dass  ein  einem  bestimmten  Staate  nicht  Angehöriger 
keine  Befugniss  hat,  auf  eine  bestimmte  Ordnung  oder  Acnderang  der  Ein- 
richtung desselben  hinzuwirken,  die  Bekleidung  von  Aemtem  in  demselben  in 
Anspruch  zu  nehmen,  von  dessen  Gestt/on  verbotene  Handlungen  vorzunehmen, 
weil  sie  ihm  in  dem  vateriundiscben  Staate  erlaubt  sind;  ja  er  kann  einen 
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fremden  Staat  nidii  nöthigen,  ihn  wider  den  eigenen  Willen  zum  Unterthanen 
aufzonehmen  oder  aneh  nur  ihm  bleibenden  Aufenthalt  za  gestatten.  Daneben 
besteht  aber  auch  die  natflrliche  Bestimmung  des  Mensdien  auf  der  Erde 

imd  sein  Recht,  so  wie  seine  Pflicht,  derselben  zu  leben.  Es  können  also 
auch  die  kfinstlich  gezogenen  Striche  auf  der  Landkarte  kein  grundsätzliches 
Hindemiss  sein,  die  ?<mi  dem  Schopfer  der  Weltordnnng  gestellt  Aufgabe  des 

Daseins  zu  erreichen.  Es  ninss  vielmehr  der  Satz  aufgestellt  werden,  dass  • 
jedem  mmsrhli (hon  Individuum,  als  Regel,  das  Recht  zusteht,  an  ond.fOr 
rieh  vemOnftige  also  erlaubte  Lebenszwecke  flherall  zu  verfolgen,  wo  er  die 
geeigneten  Mittel  hierzu  zu  finden  glaubt,  zu  dem  Ende  aber  namentlich  auch 
die  Gl  biete  fremder  Staaten  zu  betreten  und  sich  die  seinen  Zwecken  ent-. 
sprechende  Zeit  hindurch  daselbst  aufzuhalten.  Eine  Zurückweisung  oder 
unfreiwillige  Wiederentfemung  kann  dem  betreffenden  Staate  nur  dann  zu- 
stehen, wenn  er  selbst  oder  seine  Angehörigen  unter  der  Anwesenheit  des 
Fremden  und  unter  seinem  Gebühren  leiden,  namentlich  also,  wenn  entweder 
die  Zwecke  oder  die  für  sie  gewühlten  Mittel  des  Ausländers  unvernünftig  und 
unerlaubt  sind,  oder  wenn  dieser  schon  durch  seine  blosse  Persönlichkeit  im 
Widcr^^prucho  mit  gesetzlich  bestehenden  Einrichtungen  ist,  oder  zureichender 
Grund  zu  der  Annahme  besteht,  dass  er  die  gesetzliche  Ordnung  stören  und 
der  Verfolgung  der  eigenen  Zwecke  des  Staates  Hindernisse  bereiten  werde. 
Bei  der  vielfachen  Verschluiigenlieit  der  Verhältnisse  mögen  solche  zureichende 
Gründe  in  verschiedenen  Formen  und  Voraussetzungen  eintreten;  jeden  Falles 
aber  steht  fest,  dass  keine  Willkür  stattfinden  darf,  noch  eine  neidische  Ver- 
kümmerung fremden  Vortheiles.  Eine  unmittelbare  Folge  hiervon  aber  ist, 
dass  ein  Staat,  weicher  sich  Yollkonuiien  ab>cliliesst  gegen  alle  Fnmden  und 
diesen  regelmässig  den  Zutritt  verweigert  auch  lici  völlig  vernünftigen  Zwecke  u 
eines  Eintrittes,  als  ein  Feind  des  ganzen  Menschengeschlechtes  zu  betraclitcu 
ist  und  im  Xothfalle  mit  Gewalt  zur  Aufliebung  seiuer  VcrkUmmcruug  der 
natürlichen  Lebenszwecke  genOthigt  werden  darf), 

AVas  nun  aber  die  Verhältnisse  eines  Individuums  in  einem  fremden  Lande 
im  EinzeUien  betrifft,,  so  können  diese  wesentlich  dreifacher  Alt  sein: 


1)  Au  diflMm  Ctaiichtgpancte  iat  denn  der  von  europäisdiM  IfSchten  gegenüber  von 
CUM,  liVM  «nA  UndtclMr  W«iM  «IwewUHMnn  MtaMidiMi  ReldMB  geltend  g«nuu>ht«  An- 
spruch auf  einen  geregelten  und  dun  DcdUrfnfsscn  cntspru  hciid. n  Verkehr  an  «ich  vollständig 
gereditfertigt ,  and  es  kann  »ogar  eine  zwangsweise  Durchlircchung  der  Scbrsokeo  rertheidigt 
wtfdtt.  Aber  tttäHA  num  vit  derselben  Bewtlinmflwtt  Terimngt  werden,  das«  die  «m  Verkehre 
■HrttHOBCill  Europäer  und  ihr>'  Regierungen  dio  Sclbstständit^keit  solcher  Staaten  und  die 
dgeMB  Lcibeusawecke  Ihrer  Völker  achten  und  unangetastet  la«s«$u.  üio  l^bea  das  Jfteciit,  die 
IB  dlaaett  Linden  -roAimHimm  Mittel  m  flnetakafeir  Uirar  vernBnfUgeB  Ao^ben  aiilbaelien 
und  dieselben  in  rechtlicher  Weise  erwerben  zn  dürfen;  allein  keineeweg«  da«  Recht,  diese 
Uebiete  sieb  anzueignen  uder  die  ihren  Bewohnern  genügenden  Lebensbestiiannuigen  mit  Gewalt 
n  indem.  Da  aü  die  WMung  seist,  dui  -dleie  IflMera-pflUkt  k«iiM«w«i*  ^^am  befblst 
wird,  so  kann  man  auch  diu  B0Mn§tm  MB  OdhUf  dflv  Tüfitlilowiiiflii  JMdie  aw  sehr 
bedtogten  Belfkil  geben. 
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ent\v(<ler  wieder  zu  Einzelnen;  zu  doitigeu  ge>>ellschaftlicheu  Kreisen;  oder 
endlich  zum  Staate  selbst.  In  allen  drei  Beziehungen  aber  ist  eine  Förderung 
vernünftiger  Zwecke  durch  den  fremden  Staat  niöglidi. 

1.  Das  Yerbrdtniss  des  Einzelneu  zum  einzelnen  Auge  hörigen  eines 
fremden  Staates  bietet  im  Allgemeinen  keine  Eigentbünilicheiten  dar.  ht  es 
doch  klar,  dass  der  Fremde  in  allen  Beziehungen,  in  welche  er  während  seines 
Aufenthaltes  mit  den  Landesangehörigen  tritt,  die  Gesetze  erfüllen  muss, 
welche  überhaupt  für  din  betreffenden  Fall  angeordnet  sin{l.  Der  Einge- 
borene ist  nicht  schuldig  sich  desshalb,  weil  er  mit  einem  dem  Staat*,'  nicht 
bleibend  Angehörigen  in  Berührung  konnnt,  einer  anderen  Ordnung  zu  unter- 
werfen, als  der,  welche  für  ihn  Gültigkeit  hat  und  in  welcher  er  seine  Be- 
dürfnisse befriedigt  findet;  ja  er  hat  sogar  das  Recht  g&r  nicht,  verbietende 
oder  unbedingt  gebietende  Gesetze  zu  brechen ,  weil  der  ihm  Gegenüber- 
stehende ein  Fremder  ist.  Es  steht  also  mit  f^imin  Worte  der  Fremde 
während  seines  Aufenthaltes  in  allen  Beziehungen  zu  Einzelnen  Kdiglich 
unter  den  allgenu  inen  Gesetzen  des  Staates.  Hieraus  folgt  denn  aber  auch 
andererseits,  dass  der  Staat  die  Verpflichtung  hat,  dem  Fremden  währwnd 
der  Dauer  seines  Aufenthaltes  den  gleichen  Schutz  der  Gesetze  augedeihen 
zu  ks8en  wie  den  eigenen  Unterthanen,  und  namentlich  darauf  zu  halten, 
dass  einem  Ausländer  bloss  dieser  Eigenschaft  wegen  kein  Recht  verweigert 
werde,  welches  dem  Eingeboraen  noter  gleidiem  Yerbftltnisse  geschätzt  und 
zuerkannt  wird.  Falls  dem  AasUnder  etwa  ia  einer  bestiliuiitai  jBeaehtang 
durch  die  Gesetee  seines '  Yateriaad  es  eine  diemits  nicht  fiÜiäie  Rechts- 
Unfähigkeit  nnklehte  oder  er  aas  diesem  Qmnde  eine  besünnnte  Bechtspiiicfat 
nicht  erfilDan  konnte;  80  wAre  es  sUerdings  Sa^he  des  Staates'sich  darfther 
za  entscheldea,  oh  er  'eineil  solchen  nicht  anf  demselben  Beehtfthodoi  mit 
seinen  ünterthanen  Stehenden  flberhäapt  zulassen  wolle  oder  nicht  bnFsBe 
der  Zalassung  rnttssten  natarlich  die  Folgen  der  RechtSTersctuedenheit  vsn 
dem  getragen  werden,  welcher  mit  ihr  in  Berflhrnng  käme. 

.  ,  2.  Noch  sehr  wenig  untersucht  ist  aberhaapt  das  Yerhlltniss,  in  wd- 
ches  ein  Fremder  zu  gesellschaftlichen  Kreisen  selbes  vorabergehenden 
Aufenthaltes  zu  stehäi  kommt;  am  wenigsten  die  Frage," in  irie  üeme  sich 
intenationale  Unterstatzung  in  diesen  Beziehungen  Tertongen  Iftsst  '  leidit 
m&gUch,  dass  eine  vto  verschiedenen  Gesidilspankten  ausgehende  Durdi- 
denkung  zu  mehr' oder  weniger  bedeutenden  Modificatiönen  fhhren  iilrd;  sa- 
nflehst  sdieinen  denn  nun  aber  nachstehende  Setze  richtig  zu  sein:  Wo  ein 
gesellschaftlicher  Kreis  eine  vom  Staate  ausgehende  oder  einen  Bestand  der  ' 
Staatseinrichtong-  bildenden  festen  Organismus  hat,  -kann  ein  Auslinder  eine 
Auflmhme  in  denselben  und  eine  Austtbung  der  GenossenschiAsbeftignisse 
ni^t  als  ein  Bedit  in  Anspruch  nehmen.  Es'  ist  ledigiUch  äadie  der  Be- 
gienmg,  unter  thnständeu  des  mit  Autonomie  versohenen  Kreises,  darflber 
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za  entscheiden,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  eine  Aufnahme  freiwillig  ' 
zugegeben  werden  will.  Allerdings  ist  ihm  zur  Verfolgung  seiner  Zwecke 
der  Eintritt  in  das  Land  und  Aufenthalt  in  demselben  gestattet ;  allein  in 
den  Staatsverband  wird  er  durcli  diese  Zulassung  keineswegs  aufgenommen, 
nnd  er  hat  also  auch  nicht  das  Recht ,  sich  einem  wesentlichen  Theile  des 
Staatsorganismus  gegen  den  Willen  der  zuständigen  Gewalten  einzuverleiben. 
Sollte  hierdurch  etwa  die  Verfolgung  seiner  subjektiven  Zwecke  Noth  leiden, 
so  kann  diess  kein  Grund  zur  Beeintnlchtigung  fremder  Rechte  oder  der  " 
Anmassnng  nicht  gebührender  Eigenschaften  sein.  Der  Grundsatz  einer  inter- 
nationalen Gemeinschaft  fordert  allerdings  Zulassung  von  Fremden  und  Ein- 
willigung ZOT  Verfolgung  ihrer  erlaubten  Zwecke;  allein  diese  Pflicht  geht 

.  nicht  bis  nr  Aufgebung  der  eigenen  Rechte.  Hier  bleibt  also  dem  Aus- 
Under  mir  die  Wahl,  entweder  ehien  soleben  Staat  zu  mdden  und  einen 
anderen  seinen  Absichten  gOostigeren  Aufenthalt  zu  Sachen,  oder  aber  sich 
vm  vOlKge  AiiftaAB»  in  den  Sfiaat^eriMoid  n  bewerben.  Doch  ist  hierbei 
eine  wiebtige  Ansnalime  nicht  zo '  vergessen.  Es  gibt  nSmBeh'  organisirte 

'  gesellsduiftliehe  Kreise,  welehe  s^n^ ihrem  Weeen  nach  Ober  die  Grenzen 
eines  efaiaelnen  lisndet  .Unansreicfaen;  so  z.  B.  maaehe'Xinliea  einem 
tokben  Falle  ist  daan  msweifdhaft  ein  TtmAttt  welcher  schon  in  sdnem 
Yaterlaade  dem  Vereine  angehörte,  lon.telbst  IfitgUed  desselben  wfthrend 
seines  Anfen^ialtes,  nnd  et  ist  weder  von  einer  beliebigen  AofiDahme  oder  - 
ZorflclEweisong,  noch  von  eigentfallmlichen  Beziehungen  irgend  die  Bede.  '  . 
Ist  dagegen  ein  geseUsehafUicher  Kreis  nicht  fitomlich  crgamsirt  und  er  somit 
nor  die  natürliche  aber  formlose  Gmppimng  der  BetheOigten  nm  ehi'  gemein*> 
Bchaftliches  Interesse,  so  wird,  aoch  der  Fremde,  welcher  dteses  Interesse 
theilt,  «Is  ein  Vit^ed  des  Kreises  wfthrend  seines  Aufenthaltes  zu  betrachten 
sein.  Seine  Zolassnng  im  Lande  begreift  ja  die  Terfolgong  erlanbter  In- 
teressen in  sich,  und  ans  dieser  ergibt  sich  eb<en  diese  Genossenschaft  von 
'selbst  Hierans  folgt  denn  aber,  dise  wenn  sich  eine  Tennlaseong  darbietet, 
bei  welcher,  von  einem  YeremsmitgUede  ein  Schutz  oder '  eine  Hülfe  des 
Staates  verlangt  w«rden  kann,  diess  auch  von  dem  Fremden  in.  Ansprach 
genommen  werden  kann - 


1)  Beispiele  förmlich  orgniii  «Irter  jfenellschaftllclier  Kreiso  sitnl  Zünfte,  Riftirsthaften, 
Oemeüiden.  Sie  alle  «ind  entweder  v«hq  Staate  aelbat  oivaniairt  oder  tat  wonlxateoa  deren 
antouonier  OnrMriniuu  letoer  0 eaammtgeataHany  etaseflgt;  in  beiden  Pinen  Jedoch  aoa- 
urhlifssüi  h  ffir  die  eificnen  9taat«anß<horifrr'n  .  und  zwar  Rchon  au»  dorn  Grunde  mangelnder 
Zuständigkeit  Uber  Fremde.  UnxwelfeUiaft  Icönnte  ea  nun  aber  auch  die  Intereiaen  einea  Aoa- 
liadan  fSrdeni,  w«Bn  «r  wllüreiid  mIiim  AaftntlMltM  In  Luide,  <Mer  wütrcnd  der  Dmmt 

.MMtU^er  Beziehnngcn  zu  demselben,  in  rino  srilrlic  nonossensplian  luifitrfnommrn  würde.   EIb  • 
flffwerbctreibender  würde  dadurch  a  fi.  erst  daji  Recht  sur  Arbeit  erhalten  oder  wenifflany 
wami  «r  «twa  aadi  «wst  aeboa  hieran  Eitaalmiis  bitte,  ibmnIw  VorfheOe  bei  d«r  Awflbaar 
aeincs  dewerties.    Ein  fremder  Ailcli-i  r  l.önnfo  vielleicht  uIn  Mit^flii  tl  der  Ritterschaft  Ansprüche  * 
auf  Prirllegien  verachiedenor  Art  machen,  ao  hlntiichtUch  der  Qerichtsbarkdt ,  gewiaaer  Ehren- 
n6htea.i.w.  Mb  la  daar  Ofrindo  «teh  Mnstw      wUtMUmOm  AaaMad«  bitte  wda  awt  • 

•  % 
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-  8.  Dfts  YcrhffltiiisB  eines  Fremden  am  Buntt  n&d  nr  fUmlnifwIt 
kann  ein  vielfaches  sein;  und  es  ist  nnch  da^enige/ wekhes  sdnn  hiiilirr 
in  der  Wissenschaft  und  im  Leben  am  meisten  beachtet  war. 

a)  Zonachst. handalt  es  sich  natOrlicb  von  der  Zalassang  Aber  dim 

T;nndesgiil|izen  und  Ton  der  Gestattung  eines  Aufenthaltes,  so  wie  Ton  den 
fiedingongen  derselben.  Dass  die  Zulassung  Fremder  als  Regel  und  als 
allgemeines  Recht  verlangt  werden  muss,  ist  oben,  S.  626,  bereits 'bemerkt 
Verden.  Ist  sie  doch  die  noth wendige  Bedingung  der  Verfolgung  von  Lebens- 
zwecken im  Auslande  und  somit  die  erste  internationale  Hülfe.  Diess  sdilissat 
jedoch  eine  doppelte  Befugniss  jedes  Staates  in  Beziehung  auf  einzelne  an^ 
reisende  Fremde  nicht  aus.   Einmal  hat  der  Staat  das  Recht,  sich  sichere 
Auskunft  über  die  Persönlichkeit  des  Einzelnen  zu  verschaffen.   Es  wir0 
lächerlich,  ilini  streitig  machen  zu  wollen,  solche  Individuen  zurückzuweisen, 
von  welchen  nach  ihrem  bisherigen  Leben  oder  gar  nach  bestimmter  Kunde 
mit  Wuhrscht  iiiliclikeit  Vr rbrechcn  und  Ordnungsstörungen  zu  erwarten  stehen. 
Hier  liegt  die  Ptliclit,  sich  selbst  und  die  einzelnen  Angehörigen  zu  schützen, 
weit  näher  als  die  Aufgabe,  die  (hier  nicht  einmal  sehr  wahrscheinlichen) 
vernünftigen  Zwecke  Fremder  zu  fördera.    Zweitens  aber  muss  es  dem 
Staate  unverwchrt  sein,  die  Verfolgung  von  Zwecken,  wtlclie  mit  den  seinige  n 
unvereinbar  sind,  zu  verbieten,  also  einen  darauf  gericlitett  n  Besuch  eines 
Freuden  abzuwenden.  Wie  bestimmt  auch  die.  Au^be  vorliegt,  die  Lebens- 


in  allen  Bexiehun^en ,  wie  die  EioReborenen  selbtt ,  ein  IntereM«  dabei.  Aber  die  Einrichtonfpca 
ibtB  örtliclien  Zttsamtnftnwohncna  mitzureden.  Dennocli  ist ,  alt  Regel ,  ron  ihrer  Zuliusunt;  ao 
•ddien  Geoossenscliaflen  nicht  die  Rede;  nnd  wenn  es  uqb  aninahnmweiae,  entweder  bei 
wlnen  Votwwetznngeo  oder  als  besondere  BegüiisUi^aiig,  geacbeben  aoIHe,  so  entiteht  daraus 
Mii  Recht  rar  Andere,  dir  analog«  Fälle,  selbst  nicht  auf  NichtatjSndemnfr  der  bcttrciTenden 
Ctetetzgcbiing.  Eine  Zulassung  fremder  Fabrilianten  giebt  Handwerkern  keinen  Anspnidi; 
'  «faie  Anftuüune  «wdiadiMbar  GcseUen  in  ein  sIlBfUgM  VerhillhiiM  berechtigt  yftdex  Lehritag« 
noch  Heister  tn  gleleher  atdlung ;  es  mag  ein  Fremder  In  die  Ritterschaft  sngelaaseo  werden 
zum  Zwecke  eine«  Gutserwerbes,  ohne  dass  ein  Amlorer  dcsshalb  auch  aufgenommen  werden 
ntUste;  Fremde,,  welche  gewisse  Bediogpnuen  erfUUen,  etwa  eine  bestfaunle  liogere  Zelt  in 
einerOemeiBde  iMnen,  dersdhenDfeiwie  leisten  n.  dgl.,  mögen  ntsOeaeitsen  behandelt wefdsn, 
AndiTi'  nielit.  -  Dnss  dagegen  bei  niclit  organislrten  geBellsclmftlicben  Kreisen  in  Lande 
sieh  anfhalteade  Aoslinder,  welehe  an  dem  gemetaschaOttohea  Ii^teresae  Theii  nehmen,  ehae 
Anstand  tngelaasen  werden  nnd  In  so  Dmie  denn  aneh  an  eine  FSfderaiff  dnrdr  den  Staat 
Anspniili  iiirtclien  können,  inö(<en  folf^emlc  Fälle  beweisen.  Wenn  die  (^etzgebung  eine« 
btaates  aach  Fremden  die  Erwcrlniog  von  Urundeigenthum  gestattet,  eine  gewisse  Oatnuif 
Ten  BIgenthlimem  aber  gemeinsame  Intmasen  Terfolgt,  etwa'  VenaBunlnngto  UOt,  Pettdonen 
bei  ilcr  KegieruHK'  uiler  den  Stiimlcn  cinrciilit,  Lclbkassen  Krümlet:  so  i*t  koiii  recIiUicher Grund 
eioBuseben,  warum  Ausländer,  welche  ein  £igenthum  der  fragiicheoArt  besitzen,  awageschlossca 
sein  sollten.  Oder  wenn  die  in  einem  Lande  lebenden  Sehiiftsteiter  sich  geneinatihaftlick  aa 
die  Kegierung  wenden  om  nian  Verbesserung  des  rressgcsPtzeA.  eine  leichtere  Zuejiiik'üchkrit 
wissenscbaiUicher  ABafaJtim  Miten  a.  s.  w. :  so  wird  Niemand  daran  denken,  einen  In  demselben 
YerhRHnisse  beflndHehen  nnd  also  dassdbe  btereaae  habenden  Ansiinder,  als  aohAen,  luiek- 
znwi  Ni  II.  Kl)ciiRo  wenig  einen  IVcniden,  alxjr  im.Liuide  an  GcMgoschaften  sich  betheiligcnden 
KapiuUislea ,  wenn  diese  Gattung  von  £igentbiimem  gemeinschaftliche  Schtitte  thut  KatOrUch 
Ist  diess  ANea  nnr  dam  der  Fall,  Wenn  das  WeaenHioim  der  ThtOnalne  an  eineai  gwaWartialli 

Itt'bi  ii  Kreise,  nämlich  <las  j^enielii.-tehaftllciia  laleiWMt  TUfeaildett  IsC   TOB  etaCBI  AB^pnAt 

Durchreisender  s.  B.  ist  keine  Rede. 
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ineeln  der  Mensdicii  tberinnpt  zn  begfinstigcn,  so  iit  dlMefte  doch  keine 
anb^gte»  und  laaNiitlkli  geht  jedenfiills  lid  ColUiloiieii  der  eigene  Zwedc  ■ 
TOT.  —  Welcher  Mittel  «ioli  ein  Staal  aur  TergewiBserang  Uber  PersflnUcbkeit 
nnd  Zwedn  bedienen  irjU,  ist  ?on  untergeordneter  Bedeatong;  BOT  dürfen 
BttflrUeh  dieselben  nicht  so  gewählt  -sein  und  nicht  so  gehandhnbt  werden, 
dass  sie  auf  mittelbarem  Wege  die  Berechtigung  m  freier  Bewegong  anf- 
bebea.  Bieas  gilt  denn  namentüiDh  von  den  Pissen.  Denselben  kann'  an 
sich,  als  amtliehen  Urkunden  über  ZayerlAssigkeit  der  Person  nnd  Erianbt- 
hot  der  Beiseabaififat,  Zweekmissigfceit  mid  somit  vlUkerrechtliehe  Billigung 
niebt  abgesproehen  wercten;  s^  aind  aber  nicht  nur  htafig  leere  Fma  und 
dann  eine  tadelmwerthe  Quilerei  geworden,  sondera  sie  können  auch  durch 
Auflegung  schwierig  lu  erflUlender  Formalititen  oder  durch  Benfltamg  si| 
bedeutenden  S^enun  geradeiu  in  ein.  Hinderniss  anch  des  erlaubtesten  und 
nethwendigiten  Veikehres  verwandelt-  werden.  Ist  somit  asch  nicht  die  TdlUge 
Beseitigung  der  ,Pl8se  als  eine  Forderung  des  Völkerrechtes  zn  verlangen, 
so  mAssen  dodi  jeden  Falles  solche  YorschriAen  und  Sinridilungen,  welcbe 
den  freien  Verkehr  wesentlich  .stOren  und  dodi  dem  S^iUite  keine  sichere 
Auskunft  über  die, Person  und  ther  die  ZwedM  der  Beisenden  geh^,  als 
den  allgemehien  internationalen  VerfrfUdrtongen  auwidsrlaufend  gelten  *). 

•  b)  Unentbehrlich  ist,  wie  dem  iängeboreneii  so  auch  dem  Fremden,  ein 
aasfti^nder  Bieehtsschutz;  und.  einen  sotehen  nimmt  er  denn  auch 
von  dem  Staate  in  Anspruch-,  der  ihn  anfg«nommen  hat  Es  ist  aber  die 
Forderung  eine  ^ppelte:  Ebmal,  dass  dieselben  aUgemeinen  Anstalten, 

1)  An  Boispielcn  rcrkehrtet  nnd  onprlaubtcr  PassqnÄlcrcien  A  hlt  ex  k-iiier  bekanntlich 
pUkL  —  .Als  Tölkerrechtswidrig  können  s.  B.  unzwcift* Ihaft  die  bedentcnden  OobUbren  bes«ichnet 
werden,  welche  in  mehr  kU  üijiein  Lan^^  fUr  diu  lom  Eintritte  in  das  Land  nothwondip-o  Vi^a 
■  einM  ftinisteriuins,  Gesandten  oder  ConKnla  vcrlan«^  werden.  (80  r.  B.  in  Frankreieh ,  Nt-apel, 
Sardinien  u.  s.  w.)  Bedient  sich  ein  Fnimder  nach  seineiu  Uebcrtrittu  Uber  die  Grfiiue  einer 
öffentlichen  Binrictatnas,  fitar  wdshe  auch  der  Eiohelmiacbe  Steuer  zn  bc^ziUüeo  hat,  oder  begebt 
er  Überhaupt  eine  Bandfanir,  mkhe  «ach  den  Gesetzen  de«  Landes  eine  Abipibe  nach  deh 
lieht,  so  ist  natürlich  auch  er  ear  laUunff  verbunden;  allein  die  blosse  Krlaiibniss  das  Land 
an  betreten,  mit  aaderen  Worteo  dia  gaaa  altgemeine  Erlaabniia  Teroänftijre  Lebensswecke  sa 
Terfolgcn,  läset 'ltdi  irereehtenrelse  nidit  bettenem.  Am  wenif^sten  zn  dem  Zweck«,  einen 
beetimmten  Beamten  oline  Laut  fTir  die  Staatskasse  zu  besolden,  denn  die  Bezahlung  der 
Dtoaar  l«t  Sache  des  Staates ,  nioht  der  Fremden.  —  SelUat  nocti  tadelnewerther  sind  Ga- 
MÜiren,  welche  fSr  flbertrieben  wfederliolte  nnd  rinntom  Vanelguniaren  d«r  Plase  bHw  DoreV 
reisender  gefordert  werden;  wio  t.  \S.  in  <leii  italliiiii-ii  ht n  Staaten  der  Fall  war.  Dies*  kann 
.■  knner  UaodaU  fieateUchaeiderei  bezeichnet  werden,  ist  aber  aieht  blos  unwürdig,  soadem 
aaeli  f&muSA  onreditHdi.  —  BadOeh  lieas  sidi  elchailttih  dIa  framSdiehe  VerordnnnK  vom  J. 

I8M,  nach  welcher  jeilcr  nm  b  Frunkreieh  Reifende  und  rwar  vor  Jedem  einzelnen  AVii  .l>  r- 
holaagsfaUe  aufs  Keue,  sich  itersünlich  b«i  einem  franaoaiacheu  diitlomatiachen  Agenteu  iui  Aua» 
lande  ra  stellen  hatte,  alt  dareliaai  TSlkerreebtiwtdrIff  befHehnen.  -  Klner  SeNs  weR  ai«  (aaaMol' 
lieh  bei  der  bald  genug  eintretenden  Art  der  Hanrlh.ihmitji  doii  Zw(  i  K  (li>r  Sii  herstelluag  det 
ataataoberhaopU»  ge^en  Mordplane  in  keiner  Weise  erfUUtu,  sumit  eine  uuulose,  d.  h.  oaarllkaMa 
Unehwenisv  des  menadiHchco  Verkehret  wwr;  aaderar  SeUs,  imd  teltet  baapltlelitteli;  wall 
der  dadurok  In  fielen  Källfii  h('rror;r<Tnr(  ni'  Zeitverlust  die  Erreirhung  nicht  nur  nnwhädlieher 
sondern  teliNt  höchst  wichtiger  Zwecke  uiuiniglich  marheu  musste,  z.  B.  bei  Krankheiten, 
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welche  sur  Abwendoog  drobeo^ier  BecfatiYedetnnvw  tob      Penoa  oder 
von  demTensOgen  der  .UnterthuieB  BeUwt  getroffen  dnd,  «aeh  laf  Ikn»  dan 
Fremden,  Anwendung  finden.  Die  Gewfllming  dieaei  TeilMigeiis ^  derStMi 
den  Zngelaseenen,  er  ist  tte  ab«  Mdi  deh  Mibst  idialdig,  inden  eine 
bedingte  Anfrechterbaltong  der  Becfateordmng  innerbnib  seiner  Greneea  wAm 
erste  Pflicht  ist,  er  fiberdiess  den  Zweck  nsreifeidienhann^' wenn  niigeodiio 
eine  Lftcke  und  dn  Angriff  anf  irgend  eiir  Bedit  ^ediddet  nird,  sithoa  des 
flUen  Beispiels  wegen.  Zweitens  aber  wird  Tcriangt,  dies  im  Me  eiam 
bereits  eingetretenen  RechtsstOrong  der  Fremde  yon  den  BAAideB  md 
namentlich  Gerichten  des  Landes  dieselbe  -Httlfe  und  dieselbe  geredite 
Behandlung  erführe,  wie  der  Eingehorene.    Hierbei  kann  dsao  SMiftclitl 
darüber  kein  Zweiiel  sein,  dass  in  Strafsachen  der  Fremde  wegen  seiner 
innerhalb  des  Staatsgebietes  begangenen  Handlungen  ganz  nach  d^  Gnnd- 
Sätzen  des  Landrecbtes  behandelt  wird.   Er.  hat  keine  Entschuldigung  oder 
leichtere  Behandlung  in  Anspruch  zu  nehmen,  als  die  vom  Staate  QberiiHvi 
ftr  ndftssig  eraclgf^;  es  dOrfen  abeijr  auch  keine  härteren  Uebel  gegen  ihn 

.  zor  Anwen4nng  Irommen,  als  die  an  und  fttr  sich  gerecht  und  menschlicli 
anerkannten.  Nur  wenige  Ausnahmen  liegen  in  der  Natur  der  Sache  und 
sind  somit  auch  vom  Standpunkte  des  Völkerrechtes  aus  nicht  anzufechten. 
Einmal  nämlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  gesetzlichen,  unter 
gleichen  Voraussetzungen  auch  gegen  Einheimische  angewendeten  Strafe 
gegen  einen  Fremden  die  Ausweisung  aus  dem  Lande  beigefögt  werden  darf. 
Der  Staat  ist  zu  einer  solchen  Sicherstellung  gegen  eine  bereits  durch  die 

.  Tbat  erprobte  gesetzes-  und  rechtswidrige  Gesinnung  vollkommen  berechtigt, 
ja  in  Hinblick  auf  seine  Bürger  sogar  verpflichtet.  Sodann  gibt  es  einzelne 
vcrl)otene  IIan(llunt.'eii ,  welche  bei  einem  fremden  Schuldigen  unter  eine 
verschiedene  rechtliche  Kategorie  fallen,  als  bei  einem  einheimischen,  somit 
auch  t  iner  anderen  Strafe  unterliegen.  Diess  ist  z.  B.  der  Fall  bei  Hochverrath 
und  bei  Landcsverruth ,  als  zu  deren  Begehung  verletzte  Unterthanenpflicht 
und  Staatsangehörifikeit  logisch  nothwendig  ist.  und  welche  daher  von  einem  , 
Ausl.iiider  gar  nicht  begangen  werden  können,  WÄhrend  seine  Handlung  unter 
andere  Begriffe  fällt,  je  nach  deren  Inhalt.  —  In  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten können,  je  nach  der  Art  des  Falles,  sowohl  die  Gesetze 
des  Heimathiandes,  als  die  des  jetzigen  Aufenthaltes  zur  Anwendung  kommen, 
und  es  ist  die  schwierige  Aufgabe  des  internationalen  Privatrechtes ,  für 
jedes  einzelne  Verhältniss  zu  bestinmien ,  welches  von  beiden  gesetzlichen 
Systemen  zu  gelten  hat').  Im  Allgemeinen  kann  hier  nur  so  viel  bemerkt 
werden,  dass  die  Gerichte  des  fremden  Staates  in  Beziehung  auf  die  allge- 
meine Rechtsfähigkeit  und  auf  den  persönlichen  Rechtsstand  des  vor  sie 
 ■  -  '       '■.•'I-         >  •    ■  *'» 

1)  Uebci'  (lio  Literatur  und  über  die  verschiedenen  Systeme  de« lalMtUlMW|^j||efMete 
s.  meine  Geschidito  and  Literatv  der  SUatsw.,  Bd.  I,  8.  Ui  i^.    ,    ■  „  ^j^'^jt^fci'^^^ 
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gestellten  Fremto  Hirim»th«gg»etie-  desselben  äoznerkeiiBeii  haben;  wenn 
diMdben  «aoh  venddedsn  von  den  «igeoen  sein  soliten.  Sie  haben  allerdings 
den  Aaftrag ,  die  Gesetie  eines  fremden  Staates  zdr  Aosfilhnnig  m 
bringen;  allein  sie  haben  auch  nidit  das  Bed^t^,  an  den  Bestinunimgeu, 
Welebe  eb  ftosder  Staat  «fr  . Ordnung  der  Becbtqiersönlichkeit  seiner  Unter- 
thanen  .n  treHbn  fibr  göt  fiadi^ti  etwas  m  Indern,  sondern  sie  mllssen  diese 
IMTsönMcfae  Zastiode  in*  der  Weise  anerkennen,  id»  sie  beim  Ueberferltte 
Aber  die  Grcpn,  and  also  bei  der  ^nwdime  nnter  diesseitigen  Scbnts,  be- 
stimmt iiaien.  Was  aber  Handlangen'  betrift,  so  kommt  es'in  der  Hanpt- 
saahe  daraof  an,  ob  dieselben  unter  der  Herrschaft  des  hetanathUchen  oder 
nnter  der  des  in  jetitgem  Aufenthaltsorte  geltenden  Gesetzes  nnteniommen 
mdeb  sind.  WIfarend  bei  den  totstem  daiijenige  Bedit  sar  Anwendnng 
kommt,  unter  dessen  Sehuta  und  Vorsdurift  sie  entsanden  sind,  mllssen  ans 
gleicher  ünadw  frfihere  Tfaatsachen  nach  den  dortigen  Gesetaen  benrtheüt 
werden»  Dabd  kann  es  woU  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  aaeh  die  ent- 
femteren  reehtliehen'  Folgen  ^deiijenigen  Gesetigebung  In  Anwendung  m  bringen 
sind,  weldie  im  Princip  entsdieldet  HimriclitHch  der  Formen  endlidi  «iner 
während  das  Aufenthaltes  im  Anstonde  TOigwwmirtenen  Bechtshandlnng  ist  ledig- 
lich die  Örtliche  Gesetsgebung  maassgebeod,  wdcihe  Itber  die  ftussera  Gültigkeit 
oder  IlDgQltigkeit  .des  unter  ihrar  Kmchaft  an  Stande  Kommenden  allein 
YoiiBchfifken  an  geben  hat  HOdist  fOnsdienSwerth  yire  es.freflicfa,.  wenn 
bei  der  maaoohbdien  Verschiedenheit  der  Anel^len  aber  das,  was  eüi  Fremder 
von  den  Gerichten  des  Anfenthaltöitea  In  fenneUer  und  materieller  Besiefauqg 
au  verlaafsn  bereditigt  ist,  und  bd  der  grossen^  Schwierigkeit  der  theore- 
tisdien  Lehre  gemebsohaftlidie  aasreidiende  Gmndsfltse  wa  mliglidist  iriden 
Staaten  veralmdet  werden  wollten.'  Eine  sohshe  UebereMunft  kdnnte  nur 
ihnen  sdbst  aur  Beruhigung  ebenen,  und  dne  grosse  AnaaU  w  Mensdien 
schwersr  Sorge  und  Uhgewissheit  enHiäien.  Ün^  eine  idche  an  jeder  Zdt 
wflnsekepswerth  gewesene  Maassregcl  ist  nogar  aum  dringenden  Bedflrfiaisse 
geworden,  sdtdem  durch  die  Verbessemng  der  Verkehrsmittel  and  durch 
die  Steigemag  der  Gewerbthäthigkcnt  die  Zahl  der  im  Auslände  sich  Auf- 
haltenden in  so  ungeheurem  Maasse  zugcnommmi  hat  Es  wird  eine  schOnO 
Frucht  gestiegener  internationaler  Gesittigung  und  namentlich  einer  Aner- 
kennung des  GrondsatzcB  der  Völkergemeinschaft  sein ,  wenn  einmal  Hand 
an  die  Bearbeitang  eines  internationalen  Privatrecbtcs  gelegt  werden  kann,  < 
«nd  man  wird  nach  dessen  Zustandekomnien  Mühe  haben,  den  vorange- 
gangenen.  nndchem  und  aum  Xheile  nagK  .balbbarharischen  Znstand  an 
begreifen.  > 

c)  Nicht  80  gflnstig  wie  in  d^n  Justizangelegenheiten  stellt  sich  das 
Verhftltniss  Von  Privaten  zn  firemden  Staaten  hinsichftich  der  polizeilichen 
Unterstataung  ihzar  Interessen.  —  Darflber  kann  awar  kein  Zweifel  sein, 
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dass  auch  Fremde  ohne  weitere  Sehwierigketa  «der  Urten  Bcdüigmigfii 
zoM  Gennsso  der  einmal  bestebeiiden  öffentlichen  Anstalten  ingelassen  werden. 
Nirgends  wird  z.  B.  einem  Aosttnder  där  Gebrauch  der  Poet,  der  Eisen- 
bahnen  mtersagt,  oder  ein  grosseres  Entgelt  von  ihm  verlaogt,  auch  Uni 

kömmt  die  Lebensmittel-  und  Thennugspolizei  zu  Gate ,  von  den  öffentlidscB 
Anstalten  zur  geistigen  Ansbüdang  oder  zur  Erholung  und  zum  Yergnfig^ 

ist  er  lüclit  ausgeschlossen;  und  eine  Ausnahme  tritt  nur  da  ein,  wo  der 
Staat  für  einen  bestimmten  inlamlischen  Zweck,  und  nur  auf  diesen  berechnet, 
eine  Kinriclituug  getroiTcn  hat ,  wie  z.  B.  zur  Bildung  seiner  Beamten ,  Offi- 
ziere, Scluillehrer  n.  dgl.   Zur  Theilnahme  ao  solchen  Anstalten  ist  natürlich 
Staatsangehörigkeit  die  erste  Bedingung;  und  nur  etwa  aus  besonderer  WiU- 
fabrigkeit  mag  in  einzelnen  Fällen  eine  Theilnahme  gestattet  werden.  — 
Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  solchen  Untcrstützungsmaassrcgcin,  bei 
wekiien  der  Staat  aus  den  Mitteln  der  Gesanimtkraft  einzehie  Bürger  unter- 
stützt, und  wo  somit  die  öfft  ntlichcn  Mittel  im  Verhältnisse  der  Zahl  der 
an  der  Wohlthat  Tlicihichmenden  zur  Verwendung  kommen       Ferner  da, 
wo  der  Staat  zur  Erreichung  eines  wütischenswertben  Zustandes  eine  be- 
!>timmte  Gattung  seiner  Bürger  mit  einem  Organismus  versieht      Auf  solche 
Unterstützungen  kann  der  Fremde  keinen  Anspruch  nehmen,  auch  weuu  seine 
Zwecke  ihm  dicss  wün^^clieuswcrth  machen.    Im  ersten  Falle  nicht,  weil  die 
durch  die  Au«-(1(  hnung  aut  i'rcnido  entstehende  Steigerung  der  Kostcu  den 
Staat  in  die  Liniiüglichkeit  versetzen  würde,  seinen  eigenen  Bürgern,  sei  es 
in  der  fraglichen  Beziehung  selbst  sei  es  bei  andern  begründeten  Aiilurde- 
rnngt  n,  die  schuldige  Hülfe  zu  leisten,  er  also  naiicr  liegende  Zwecke  Über 
eim  n  ferneren  versäumen  müsste.    Au  der  bezeichneten  Organisation  aber 
kann  der  Fremde  keinen  Antlieil  nchnjen,  weil  er,  dem  Staate  nicht  blei- 
bend angehörig,  auch      imn  Theil  wesentlicher  oder  wenigstens  nur  fOr 
die  eigciii  ii  Bürger  bestinnute  Einrichtungen  desselben  bilden  kann.  —  üb 
ein  Aubliinder  ein  freies,  d.  h.  unter  keiner  abgeschlossenen  Ordnung  ge- 
stelltes, Gewerbe  im  Lande  zu  treibi  n  berechtigt  ist ,  hängt  vorzüglich  davon 
ab,  ob  er  die  gesitzlicheii  Bedingungen  zu  erfüllen  vermag,  welche  auch 
für  den  Eingeborenen  vorgeschrieben  sind,  da  es  sich  von  selbst  verbieht, 
da^s  er  keine  Stellung  verlangen  kann,  welche  der  Staat  eigenen  Bürgern 
verweigern  würde.  Gewöhnlich  wird  er  allerdings  davou  ausgeschlossen  bcm, 

1)  BoUpiete:  yntlralliiiir       LelMiMBRtelii  M  Theaemn«;  Jed«  Art  von  tmii— Iw 
stflUung;  VerwUHgting  von  Reisegreldern  an  Künstler,  Gelehrt«.  Gewerbende  zu  dem  Picb- 
«iMbildJUffi  Bcttti^  «oa  der  81— toli»Me  nir  AUösang  ▼«»  GnukUasteit;  AbUttuaf  WiMAm 
GewiMer  u  Oewecbenreckeiu 

j;)  Auch  abgesehen  tüd  ZQnften  und  Innungen,  welche  rii-htiper  lu  «l<  n  Kejsellsthiiftlichft 
Vereinen  geredmet  werden,  aoeli  wton  Ihr  Orsmisnuit  nicht  nntonom  «ondera  Tom  StuM 
v<^irei>cn  ist,  liommen  laweOeS  ■ieiilliihiilTiiwiiimiiiftwiHtn  veaBttigin  dodh  ehe  alMtlltli 
OrdimiiK  uihI  tu  poli/rilichen  Zwecken  T*.  8o  I.  B.  reguHrte  HsadeliseienMhefte»  ntt  Me» 
aepelen,  BangtchUBehrten  n.  dgL 
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into  n  aiaem  telbrtitiiidigea  Betriebe  Ammwigkritgredht  n  giMcm  pflegt, 
dieaei  aber  iMor  wn  dem  BeaHee  des  fitaatsbOrgerxeclitB  abhängig  ge- 
znaoht  ist  ' 

d)  Endlidi  ist  aber  aiicb  Boeb  die  Frage  m  erOrtarn,  welcbe  Veipflieb- 
tnngai  ein  Fremder  in  B^reff  d«r  Beistenern  an  St&atsawecken  doreh 
seine  innere  AnireBenheit  and  ^nrdi  den  Gebraneb  der  {^ffentiicben  Anstalten 
ttbemimmt?  Es  nnns  liier  wohl  nnterscbieden  werden.  In  einer  Anahl- Ton 
EXtten  Ist  eine  Beitragspflidit  Fremder  nnbejEweifelbar;  bei  andern.  Yeran- 
laasongen'  rind  sie  dagegen  frei  m  lassen.  Wenn  nimlieh  nach  dem  Stenern 
agrateme.  des  Staates  ftr  bestimmte  Leistangen  der  Bürden  von  aUea  Den- 
jenigen, wekhe  solcber  Amtshandhmgen  bednrfian,  Abgaben  veriimgt  werden, 
(8|Nntetai  and  Taxen);  oder  wenn  Air  die  Bentttcnng  einer  Staatsanatalt  on^ 
mittelbar  and  im  Yerbtttnisee  dieser  Bentttanng  beablt  wird,  (Weggeld, 
Pdtporto,  Schit^geld;)  endlieh  wenn  gewisse  Hamihingen,  ein  bestimmter 
Besits,  eine  besendere  Gattnng  von  Rinnahmen  bestenert  werden,  (z.  B. 
ZAUe  Tim  eingefl^hiien  Waaren,  Aceise  too  Yerkflnien  im  Lande,  Grand* 
nnd  Hftnser-  oder  Gewerbesteoezn:)  so  onterliegt  es  gewiss  keinem  Bedenken, 
dass  anch  der  im  Lande  sich  anfhaltende  Fremde,  welcher  dorch  sein  Gebahren 
oder  seinen  Besitz  nnter  ein  solehes  Gesetz  Mt,  dergleichen  Lasten  za  tragen 
bat  Anf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  gewiss,  dass  es  sich  weder  rechte 
fertigen  lasse,*  wenn  er  tu  Stenern  Ihr  Staatasweeke  beigengen  werden 
wollte,  wdebe  ihm  ihrem  gamun  Wesen  nach  ieme  bleiben,  wie  z.  B»  za 
Armen*  and  Kiiegiatmiera,  Bdträge  flkr  die  ToUnwehr  a.  dgL;  noch  ihm 
gerechter  Weise'  solehe  persOnUche  Leistungen  anCsriegt  werden  kdnaen, 
deren  Bechtfertigongsgrand  in  der  Unterthaneneigenschaft  za  soeben  ist, 
wie  S..B.  Kriegsdieaste  oder  anentgeldUche  Yerseihnng  Öffentlicher  Aemter. 
Die  erstgenannten  ehuelnen  Abgaben  sind  geregt,  wdl  sie  fflr  einen  on* 
mittelbaren  Dienst  von  Seiten  des  Staates  bezahlt»  werden,  oder  dnrch  sie 
vom  Staate  die  von  ihm  abhängige  Erlaubniss  zur  Begehung  einer  gewissen 
HaiMMwitg  erworben  wird,  in  beiden  FiUen  aber  der  Fremde  offenbar  nicht 
terlangen  kann,  gOnstiger  bebandelt  zu  werden,  als  der  einheimiscbe  Bürger. 
Ausserdem  würde,  wenn  Aaslinder  befreit  blieben,  eine  Rechtsungieichheit 
entstehen,  welche  leicht  zum  empfindlichen  Nachtheile  der  mit  gi<ieseren 
Lastoi  beschwerten  und  daher  in  ungünstige  Mitwerbungsbedingongen  ver- 
setzten einheimischen  Bürger  ausschlagen  könnte.  Dagegen  ist  es  einleuch- 
tend, dass  nur  die  bleibenden  Angehörigen  des  Staates  die  allgemeinen  Lasten 
f)lr  den  Bestand  des  Staates  nnd  für  die  Grundlagen  desselben  unter  sish 
aofzabringen  haben.  Für  sie  unl  n;ich  ihren  Zwecken  ist  dersel|)e  einge- 
richtet; die  dadurch  bedingten  Ausgaben  werden  geleistet,  auch  wenn  nie- 
mals ein  Ansiander  das  Gebiet  betritt-,  Fremde  werden  nicht  um  ihre  Za- 
stimmnng  za  den  Zicecken  oder  za  den  Hittehi  gefragt  £ine  Beansprocfaong 
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Fremder  bei  aolchen  wesentlich  fftr  das  eigem  Leben  geaMcfateB  Elvi^ 
tongen  irlre  sonit  weder  gerecht  Boch  würdig.  AIlerdingB  bleilien  bd 
dieser  Unterscfaflidiiiig  unter  den  Abgaben  nodi  nandierlei  Fälle  ftbrig,  bd 
welchen  die  Zahlangspflicht  der  Fremden  xwelftlliafter  ist;  doch  Iftsst  nck 
woU.  eine  allgemeine  Begel  fQr  die  Beantwortung  der  Frage  «nfeteUeo. 
Wenn  nflmlicb  die  Person  des  Fremden  oder  sein  Vermögen  durch  die  Be- 
zahlung einer  Aljgabe  mitgeschOtzt  oder  mitgefördert  wird,  ist  dieselbe  m 
leisten;  wo  dagegen  er,  in  seiner  Eigenschaft  als  Ansiinder,  durch  des 
^weck  der  Ausgabe  gar  nicht  berührt  wird,  er  vielleicht  sogar  förmlieb  an- 
geschlossen  ist  ?on  der  Theilnahme  an  dem  Gegeustande  der  Leistung,  kann 
nichts  Ton  ihm  verlangt  werden.  Dennoch  wird  dann  namentlich  zn  ent- 
scheiden sein,  in  wie  weit  ein  (nicht  bloss  als  Dnrcbr^sender  sich  anfhpl' 
tender)  Aasländer  an  Gemeindeabgaben  oder  an  ansserordentlichen  Zwangs- 
zahlungen, z.  B.  Contributionen,  Zwangsanlehen,  Brandschatzangen  n.  dgl 
Antheil  zn  nehmen  hat;  ebenso,  wie  weit  er  bei  allgemeinen  YermOgens- 
oder  Einkommenssteuern  in  Mitleidenheit  gezogen  werden  darf.  Dass  anf 
die  Besonderheiten  jedes  einielnen  Falles  Bttcksicht  zn  nehmen  int,  verstebt 
sich  von  selbst 

Dass  im  Vorstehenden  nicht  nur  manche  einzelne  Behauptungen  aufge- 
stellt sind,  welche  bei  näherer  Prüfung  angezweifelt,  umgestaltet,  Aidleicfct 
verworfen  werden  können ;  sondern  dass  der  ganze  Grundgedanke  eine  inter- 
nationale Gemeinschaft  und  der  Ausbildung  eines  eigenen  Rechtes  derselben 
lange  nicht  bei  allen  Pflegern  der  Völkerrechtswissenschaft  Eingang  finden 
wird:  darüber  ist  Niemand  weniger  im  Zweifel,  als  der  Verfasser  selbst. 
Er  hat  es  aber  für  eine  Pflicht  gehalten,  die  ihm  nothwendig  scheinende 
Verbesserung  und  f>weiterung  des  Völkerrechtes  nicht  bloss  in  einigen 
kurzen  Sätzen  zu  verlangen,  sondern  mit  wenigstens  einer  Skizze  der  sieb 
aus  der  allgemeinen  Forderung  ergebenden  Folgerungen  und  des  daraus 
formell  zusammenzubauenden  Abschnittes  im  Systeme  voranzugehen,  Sache 
der  Männer  vom  Fache  ist  es  nun,  über  den  Ged&aken  an  sich  nnd  Aber 
die  AusfOhrung  zu  urtheilen. 


uiyiu^cd  by  GO' 


'  Die  Yttlkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle  . 

Id  der  vorangehende  II  Abhandlung  ist  der  Yersacb  gemacht,  gesammte  . 
Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft  als  einem  wesentlichen  Theile  des 
Völkerrechtes  in  leichtem  Umrisse  darzustellen  und  namentlich  ihr  sachliches 
sowohl  als  systematisches  Yerhältoiss  za  der  SoiiTerftnitätslehre  nachzuweisen. 
Hierbei  wurde  demi  anch  608  auf  die  Verpflichtung  der  Staaten, 
aar  Herstellong  einer  ingeoMiaeii  Becbtsordnung  nach  Krfiften  mitnnrir^ 
ken,  aafioeiiDmm  gemadit  Ein  tiefem  Eingehen  in  eine  einaelne  Frage 
mx  aber  natflriidi  bei  dieser  blosen  Cebenldyt  über  das  gcsammle  Gebiet, 
dessen  «Annexation»  an  die  bisherige  Wissenschaft  des  Vdlkerredites  terlangt 
frarde,  nicht  mOgUch;  selbst  nicht  in  den  ftr  das  tauche  Leben  der  Staaten 
nichtigsten  FlUen.  Es  erscheint  daher  nicht  als  flberflOssig,  andi  wenig- 
stens Eine  Frage  in  alle  Einzelnheiten  an  verfolgen,  om  dadnrcb  den  Beweis 
anliefern,  dass  die  allgemeinen  Gnmdsitae  die  Feuerprobe  einer Entwieklnng 
ihrer  Folgenmgen  gar  wohl  ertragen,  und  um  an  einem  widiti(^  Falle  die 
Bedeutsamkeit  dieser  Folgesitie  anteelgen.  Gelingt  diess,  so  ist  nicht  nur 
die  Richtigkeit  der  ganzen  Anschauung  und  die  Mothwendigkdt  der  geförderten 
Umgestaltung  der  hetkOmmKclicn  Wissensdmft  durch  eine  Thatsache  daige- 
than,  sondern  auch  gleich  ein  Beispiel  des  VeriUirens  gegeben. 

Als  eine  sokhe  befonders  sn  beaibdtende  Ebselnlehre  erscheint  nun 
aber  die  Tom  TOlkerrecktlicbeii  Asyle      anderen  geeignet.  Sie  ist  ' 
nicht  nur  wisstaschafliieh  bedeutend  und  schwierig,  sondern  auch,. und  zwar 
gerade  in  der  Gegenwart,'  m  höchster  praktischer  Wichtigkeit - 

Bie  theocetlsche  Bedeutong  und  Schwierigkeit  wird  sieh  ?on  selbst  ans 
dem  Verlaufe  der  Untersuchung  ergeben.  Aber  anch  die  Wichtigkeit  im  Leben 
bedarf  nicht  erst  eines  HaehweiseB.  Die  gewaltsamen  UmwtlsungMi,  und 
fest  noch  mehr  die  misugHlchten  VmwSlmngsfersuche,  wekhe  unsere  Zeit 


I)  Diese  Abhandlung  erschien  in  einer  ersten  Bearbeitung:  in  der  Tübing'cr  Zeitschr.  fOr 
SUutitwiMwnscbaft,  1863,  8.  Ml  fff.  Uior  \mX  aie  maouekfuch  lunguaUlt«!  und  auf  dei)  gegw 
«lilftw  SlMk^wMt  4m  Fias«  gabneht 
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?o  liiiiifig  gosohon  hat,  sind  dir  Veranlassung  m  wiedcrlioltcn ,    inr  nchmal 
massonhufton  AuswaudiTungen  politisch  tief  V('r\vi('kelter  geworden;  und  wr-r 
wagt  OS  zu  hoffen,  dass  die  Reilienfolge  solelier  Ereignisse  bereits  geschlo?s«  n 
sei?  Die  siegenden  Gewalten  sind  nun  aber  keineswegs  immer  zufrieden  niit 
blüser  Vertreibung;  sie  verlangen  aueh  wohl  die  von  ihnen  ;ils  Vorbreeher 
Bezeichneten  bestrafen  zu  können,  mindestens  vor  weiteren  Angriffen  der- 
selben sicher  gestellt  zu  sein.  Ausserdem  aber  hat  auch  noch  die  ticborbaff e 
gewerbhche  Thiltigkeit  die  Zahl  Derjenigen  sehr  vermehrt,  welche  nach  be- 
gangenen oder  wenigstens  versuchten  Eigenthunisverletzuugen  der  strafenden 
Gerechtigkeit  ihres  Vaterlandes  zu  entrinnen  suchen  mtJssen.    Auch  «.olche 
wcrdöi  häufig  aus  den  Staaten,  in  deren  Gebiet  sie  sich  aufhalten,  zurtick- 
gc  'ordert  zur  Untersuchung  und  Buse.  Mit  solchen  Ansinnen  der  verfolgen- 
den Staaten  sind  aber  die  den  thatsächlichen  Schatz  gewahrenden  keineswegs 
iinn:cr  einverstanden. 

So  hi  es  denn  gekommen,  dass  die  Frage  Ober  das  Asylrecht  und  seine 
( iwai?*"::  D«  dinguugeu  imd  BeaAxfb^tmgm.  In  iSto  erste  Reihe  der  intema- 
lion&lcn  Bcziefaongen  getreten  ist  Sie  beilAftftigt  Knbincte,  setzt  Parlamente 
und. Greste  in  Bewegung,  ist  Gegenstuid  vfdfiidiiter' Besprechung  unter 
Kundigen  |ind  Unkundigen,  üire  pnküsehe  Behandlung  Iiuin  in  jedem 
Augenbliofce  ni  den  ernstesten  Verwicklungen  Yennkssong  geben.  —  Aller- 
dings ist  diese  Frage  nichts  weniger  ils  eine  neue.  Zu  allen  Zelten  Iinba 
Flüchtlinge  in  einem  fremden  Staate  Sdiutz  gegen  die  Gewalten  in  ilir«B 
Yaterlande  gesucht  Auch  waren  von  ^eher  die  Tersdüedensten  Terasb»- 
sungen  sur  Entfernung  aus  der  Heimath«  bald  allgemeine  Yerhältnisse,  bald 
Handhingen  Einzelner.  Religion  und  Staatsverfrssung  sind  der  Grund  der 
ZerwOrfiiisse  gewesen;  KOnigKcbgesinnte,  Aristokraten,  Demokraten  haben 
sich  ins  Ausland  fiflchten  mttssen.  Hier  waren  es  die  Edelslen  ihres  Yolkes» 
dort  hassenswerthe  Yerlvech^.  Auch  hat  es  an  Yerhandlungen  und  Streitige 
keiten  unter  den  Staaten  Aber  den  den  FlQchtUngen  gewährten  Aufenthalt 
und  Schutz  schon  frAher  eben  so  wenig  gefehlt,  als  die  Lehrer  des  Yffifcer* 
rechtes  und  des'Strafrechtes  unterlassen  haben,  theoretische  Slbte  aateteUen. 
Allein  der  Gegenstand  ist  unllngbar  in  eine  gam  andere  Stellung  getreten, 
theils  durch  die  froher  unbekannt  gewesene  grosse  Zahl  der'Flfiohtlinge,  theib 
durch  die  demokratische  SeUdaritlt  des  politischen  Theiles  derselben,  haupt- 
sAchlich  aber  durch  die  itsige  SchneDiglEeit  der  Gedankenmittbettung  und  der 
OrtsverlnderuBg,  welche  die  Yoftereitung  und  AnsfBhnmg  von  Ifoteiiek- 
initngen  in  weiteste  Feme  gestattet 

Selbst  wenn  keine  Ungewissheit  Obto  die  einzohaltjanden  GrundsStn  be- 
stünde, wäre  es  unter  diesen  Umständen  Aufgabe  der  Wissenschaft,  die  frlhv 
aufgestellten  Lehren  Ober  das  Völkerrecht liclie  Asyl  Und  was  daran  blog^ 
einer  Dorcharbeitnng  mit  BerOGksiditigung'dcr  nenen  Yerhältoisse  a  oita^ 
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werfen.  Allein  von  nichts  sind  wir  übcniiess  wt  itcr  ontfenit ,  ah  von  einer 
grunth.ltzliclien  Meimingscinbeit  unter  den  Staaten,  unter  den  Stinimfülirern  " 
der  öft'entlichen  Meinung,  und  unter  den  M-iiuu  rn  der  Wissenseliaft.  Viel- 
mehr ibt  ofienl<undig,  dass  die  Verschiedcnluit  der  Ansichten  tili  r  das,  was 
gefordert  und  gewährt  werden  könne,  unter  den  Regierungen  sehon  oft  zu 
grosser  Erbitterung,  in  dem  allgemeinen  Rewusstj?ein  m  entscliiedener  Ver- 
wirrung geftihrt  hat,  und  dass  die  Theoretiker  von  Aidjcgiiine  an  im  Streite 
und  im  Schwanken  waren.  Ahs(  heniiche  Verbrechen  haben  nun  die  Gereizt- 
heit und  die  Unsicherheit  noch  gesteigert,  aber  auch  die  Nothwendigkeit  einer 
befriedigenden  LOsung  der  Frage  verdoppelt.  —  Allerdings  ist  die  an  die. 
AVissensrhaft  gestellte  Aufgabe  nicht  ganz  von  ihr  tiberhört  worden,  vielmehr 
in  kurzer  Zeit  eine  ziemliche  Anzahl  von  Schriften  erschienen,  welche  sich 
entweder  ausschhesslich  oder  doch  einlasslich  mit  der  As}lfrage  beschäfti- 
gen ^j;  alkiu  auch  die  itzt  aufgestellten  Ansichten  gehen  immer  noch  sehr 

1)  Die  Uterator  Ober  dag  Tölkerreebüieho  Aüyl  und  Uber  die  damit  ■Miamnionhinfcntlen 
FfH^en  geht  hoch  hinauf,  und  zwar  sehr  bcKrfiHkhervvcise  nutnentlich  in  Dcntüchliind.  Die 
Frage,  was  Rechtens  sei  bei  einem  Im  Auslunde  jfeKen  das  diesseitige  Kcclit  begangenen  Ver- 
bredien  oder  bei  dor  flacht  eine«  Vorbrechers  auf  fremdes  Gebiet,  war  im  deutsdien  Beloke 
bei  der  grossen  Zahl  der  jtu  demselben  vereinigten  Staaten  und  bei  ihrer  viflfaehen  Untorein- 
andermischung  von  tüglichei-  practischer  Bedentung,  -und  die  Auffindung  richtiger  Grundsätze 
Uber  BcHtrafnng  von  Verfeblongen  gegen  fk-emde  Staaten  and  über  Auslieferung  ein  dringendes 
BeddrfniM.  £s  wurde  also  auch  viel  über  den  Gegenstand  geschrieben.  Man  lichc  z.  0.  das 
betriehfliehe,  und  doch  nicht  einmal  vollstündige ,  Vcrzeichniss  von  Monograithiecn  Uber  die 
betreffenden  Haupt-  und  Nflienpnnete  bei  Kampfs,  Literatur  des  Völkerrechts,  S.  115 fg.  Diese 
Utereu  Schrift  an  baiMO  jedoch  geringen  Werth  in  itziger  Zeit;  und  zwar  nicht  blos  desshalb, 
weil  itst  sowohl  an  StnülB«setxen  ah  aa  Btaatsverträgen  ein  anderer  Stoff  zur  Behandlung 
vorliegt,  sondern  hauptsächlich  wi  il  .Hii>  sich  sur  Auffindung  leitender  Grundsätze  lediglich  auf 
den  Bodeo  des  deatsehen  Keichsstaatarechtes  anstatt  saf  den  internationaler  Grundsätze  stellten, 
daditreli  ebef  vielleleht  ilditige  Reg^  Ar  einen  eonereten  Zustand,  welcher  itst  verschwunden 
ist,  erhielten,  keineswegs  aber  eine  bleibende  und  allgemein  gülti^rc  wisAc-nschnttliehe  Lebräi 
—  Von  anderer  Art  and  vriüeecer  Bedeatans  sind  die,  ebe^fiUls  sahkeicliea,  Bsarbeitang'eii, 
wettfte  die  neiAeleMe  'denteeiie  ttraHreeMraiMeBsebafl  den  Fn«eB  filier  das  VerlüDtnlis  des 
Staates  zu  auswiirtH  begungencn  Verbrechen  und  auswärts  sich  auflialtonden  Verbrcthom 
widmete.  Die  von  Feuerbacb,  Tittmana,  ittUe,  Abeffc,  Uomann,  Wens,  Uittermalsr,  Hemer, 
KtefKn  n.  A.  aojresttflten  UntersaclinDgen  sind  aveli  fOr  das  VBIkerreeht  aller  Beaebtang  werth, 
(und  werden  sie  auch  weiter  unten  finden.)  In  so  ferne  sie  Jedoch,  wie  allerdings  ihre  Aufgabe 
nuuichst  war,  hauptsächlich  die  Forderungen  des  Stnfrecbtes  ins  Auge  Auwen,  die  internationalen 
VerhiHiiisse  aber  Biete  oder  weniger  ausser  Adit  lassen,  bedlirftn  sie  einer  weseötHeben  Ir- 
lliiunni^.  -  Auch  die  allj^cuieinen  Hcarbeitungen  des  Völkerrechtes  haben  die  vorliegenden 
Tragen  nicht  ganz  Ubergehen  luinneai  doch  ist  längere  Zeit  hindorcta,  wie  dio  Schilderung  des 
ttaades  der  Ubnr  gehCilgeB  Ortes  seifen  wM,  weniger  hier  gelebtet  worden,  als  man  an 
erwarten  wohl  bctcchtigt  gewesen  wäre.  —  DcK-ihuUi  ist  es  denn  begreiflich,  dass  am  Knde  der 
wiohtigo  Gegenstand  in  einer  Ansahl  von  Sonderscbrifteu  eigens  und  grossen  Thelles  im  vollen 
Vmdmf  ti  BehliBdImig  geoeauaeB^worde.  üad  wenn  diese  ren  itebreiren  so  glddier  Zeit, 

.Iber  (fanz  nnabhängi;;:  von  einander  geschah,  so  kann  (Inrin  nur  einHeweis  di  s  inneren  wisnen- 
schaftiicben  und  des  äosseren  practlschen  Bedürfnisses  erluuiat  werden.  Diese  JkLuuograplueen 
■bersbid:  '  -  ■  ....•.•>.     v  ■  . 

Cosman,  De  delictis  extra  civitatis  finen  admissi-i.   Amst.,  IRSS.  t  '\ 

Frovö  Klult,  H.,  Dias*  de  deditione  proi^gorum.   Lugd.  Bat.,  18S9.  "   t*.-  >- 

.■'/^m^Hk,  Th.,  McdititMBiiieJwe  cftarinall  respecta  Jarfs  InternatienalltlnalMBläb.  IMrp.,  IWI. 
Berner,  A.F.,  WirkunK'skreis  der  Strafgesetze,  nachZeit,  Raum  und  Personen.   Bcri..  1r:j3. 

.f  ■ßß.ohl,  SL,  Bevisiuu  der  völkerrechtlichen  Lehre  vom  Asjfle.  In  der  Tüb.  ZeiUchrltt  Air 
: .  <  .r  ftMlMS,  uat.  (Die  mtf  BsMbaltnc  4«  fegoiwlttisw  AVbaadtaaf.) 
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ireit  aueinander  und  ein  Yersnch,  die  riehtige  Lehre  m  ündeo,  Ist  dthor 
gar  wolil  gestattet 

Ehe  aber  in  die  Sache  adbit  eingegangen  wird,  seien  eiaife  Worte  ar 
genanem  Feetstellang  des  Gegenstandes  der  Untersaehaag  fonui- 

geschiclit  - 

Die  aonfiehst  Torficgende,  in  jdtem  Falle  die  «iditigste,  Frage  int: 
velche  Forderungen  ein  Staat  an  ^en  befreundeten  Staat  steUen  kfluse 
hinsicbtlich  s^r  Slchentellung  gegen  feindselige  Handinngen  poMtiachef 
Flflehtlinge,,die  ^  xur  Zeit  im  Oebiele  der  um  Sicherung  angegangeaen 
Uacht  befinden?  *) 

Hier  leuchtet  denn  im  Allem  ein,  dass-eine  ufrUieh  abscidieaaeade 
Beantirortuncr  nur  aaf  dem  Boden  des  TOkerreehtes  gewonnen  neraoo  auif. 
Kur  wo  nachgewiesen  werden  haim,  dass  eine  bestimmte  Hsndbmgawieise 
nach  allgemein  anerkannten  Grundsttsen  strenge  Bedhtspflidit  ist,  kann  aacfc 
eine  unabweisbare  Forderung  gestellt  werdend  Beweisftbmngen,  wekihe  «af 
die  Billigkeit  (oomitas  natioodln),  auf  Politik,  oder  selbBt  aaf  StaatanKinl 
gestellt  sind,  lassen  weit  leichter  eine  'Widerlegung  oder  wenigstena  Auf- 
weichung lu,  and  hab^  Jeden  Falles  keine  form^  zwingende  Kraft  Diess 
hat  sich  in  concreten  FflUen  schon  hinreichend  geieigt 

Es  ist  flir  unbilHir  orUlrt  worden,  dass  ein  einaelner  Staat  durch 
die  unbeschrinkte  Freiheit  des  Anfenthattes  und  des  Gehahrens,  welelie  er 


Bvlnerltte«,  A.,  Dm  AaflmHA  obS  die  ämMmaag  USckflgw  Y«i1ir«ei«r.  Doip.,  um 

Villofort,  A.,  Des  crime«  et  des  d^llrt  commls  k  l'^ranper.    Par.,  1855. 

Arnold,  F.  da.  T.,  Verltrechea  der  InlAoder  im  Aualande  and  der  Auslioder  im  Tnlmto. 

Im  niirliiklMari,  ISBB,  Bd.  I,  8;  m^, 
P6z1,  Dollmann  und  Bluntsehlt,  in  den  Art  Asylrecht,  AnaUefening  wiAAltinthamg 

politucher  Verbrecher  in  BlantsohU'«  Stuttwöiterbach,  Bd.  I,  1857. 
▲airnftn^  ondllArqMrdMii,  In  den  Art.  A«y1neM;  ondUotteek  ndMsrqaftrdtea 

In  dem  Art.  Aualleferung:  in  Welckfr's  Staaf«Iexicon ,  3.  Aufl.,  Bd.  I  4  IT,  1857. 
Semhaber,  F.,  lieber SUetoverbrechen  bayerischer  Uoterthanen  geireo  aucwirti^ SUUea. 

AfldMft,  ism 

*  -  -  ""t  irmiirrr'ia.  ITn  ftrflfii  Jnrtillliillnii  wl  llii  nrtrtiliminB  nf  ritmUnh  iMi, 

1)  Es  ist  somit,  selbstredend,  ron  dam  klrekltthm  oder  inner«»  ■t»»tllok«a  At$^ 

rechte  hier  gur  keine  Rede.  Dieses  ist  etwas  nach  Begriff,  Bcifriindung'  und  Geschichte  rSIlij 
Verscliiedenes,  und  dos  einzige  thiUsüchiich  Oemeinschaflliche  besteltt  darin ,  dass  der  Staat  in 
b^Man  Besiehan^n  gehindert  ist,  seine  Hand  anf  einen  Angeschuldigten  oder  Verurtheiitea  sa 
legen.  Was  immer  hinsichtlich  solcher  im  Innern  des  Staates  bestehenden  Asyle  Hechtens  oder 
wünschcnswerth  sein  mag,  die  TÖUterreGhtllche  Frage  wird  dadurch  gar  nicht  beriihrt.  ~  Im 
Ucbrigen  ist  aodl  dtaMS  IlMir*  AtjtnAlt  Oefenstand  rielfiMhar  Ud  sum  Theile  sehr  griind* 
Ueher  Baariiattna,  oid  «nur  MwokI  Ttw  JvMtadiea  «If  vsm  geschichtlichen  standponeie 
ans,  gvfnmn,  Itan  Mke  s.  B.:  Blltereknafm,  Aoih^  hoe  est,  de  jure  usyiorum.  Argeat, 
16lt4.  —  van  Espen,  Diss.  de  intercesaione  cpiscoporum ,  seu  asylo  teuiplornm.  I.i0v  ,  1721.  — 
Aeemanni,  Oomment.  de  eoolesUs,  earmn  revareutia  et  aqrlo.  lUmu,  1766.  —  Uälle,  Thttti 
da  pioe.  eitak',  Bd.  n,  a.  fCl^r*  —  WallOB,  A.,  Do  d^  dHHjfl«.  Par.,  iMf.  ~  Dm», 
Ueber  den  Ursprung  des  Asylrochtes  und  dessen  Schicicsalc,  in  der  Zeitschr.  f.  dcutisch.  H., 
Bd.  m,  B.  3S7iig.  —  Berner,  Wirkan^skreis  des  S^rai^esetses ,  8.  mtf.  —  Bulmerinc% 
Das  AmtiMht,  a.  U— 186»  —  B««»r«p«lr«,  iMd  9..Vmt^  MHiInK  diat  tmai/m  tmM 
tt  la  nuMMdito  ftan^ali«,  &  dar  mu,  da  l'dMto  daa  rtsiiw^  a*>.  m,  Bd.  IV  Md  Y. 
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gefährlichen  Umwalzungsmännprn  gewähre,  viek'  andere  Staaten  in  bestSn-  . 
diger  Gefahr  erhaho  iiikI  sie  zu  küstsindigen  Sicherungsmaassn  gehi  nöthige. 
Hierauf  hat  aber  di»'  Antwort  nicht  getVhit :  es  sei  in  dieser  Anmuthung  eine  ^ 
doppelte  eigene  Unbilligkeit  enthalten.  Einmal,  indem  man  der  bcansijruthten 
Regierung  zomuthe  Schritte  zu  tliun,  welche  dem  Geiste;  ilires  Volkes  zu- 
•  wider,  und  deren  blosser  Versuch  schon  für  ihren  eigenen  Bestand  bedenklich 
wäre ;  zweitens  aber .  weil  man  das  für  alle  Parteien  nützliche  und  von  allen 
der  Reihe  nach  dankbar>t  in  Anspruch  geuojuiueuc  uubeschi-&ukte  As^i  nur 
für  sich  selbst  gelten  lassen  wolle. 

Wenn  man  es  sodann  ftlr  eine  politische  Nutli  wendigkeit  erklärt  ^ 
hat,  dass  nllc  Regierungen  gegen  den  Geist  der  Umwälzung,  welche  sie  ^  ' 
sämmthch  bedrohe,  zusanimenstcben :  so  ist  diese  Bedrohung,  und  mit  ihr 
jene  Nothwendigkeit ,  für  bestininitc  Staaten  und  Regierungssysteme  in  Ab- 
rede gestellt,  und  als  Antwort  auf  die  Belehining  im  Fache  der  Staatsklugheit    .  ' 
der  Rath  ertheilt  worden,  durch  eine  Aenderung  des  eigenen  Regierungs- 
systemes  die  Veranlassung  zur  Unzufriedenheit  und  damit  die  eigentliche 
(Quelle  der  Gefaiirduny  zu  beseitigen.         '   '  * 

Eine  Einweisung  endlich  auf  die  Unsittlichkeit,  einem  Haufen  von 
Verschwörern,  Mördern  und  Falsclnnünzern  Schutz  und  Möglichkeit  der 
Begehung  ihrer  Verbrechen  zn  geben,  ist  erwiedcrt  worden  durch  den  Vor- 
trag anderer  Abschnitte  aus  der  politischen  Moral,  welche  die  Pflichten  der  . 
Regierungen  gegen  die  Untcrthanen  behandeln. 

..  Solchem  Grezänke,  welches  erbittert  aber  nichts  entscheidet,  kann  mir- 
'^fm^fiafirpjliaä^^       fofinandige  Feststellung  des  Becbtes  abgeholfen 
««deol; '       LOsiing  dieser  Angabe  fordert  dann  atier  in  mehrfacher  Be- 
^i^lnog  biorddieiiden  Umfang  der  UBtersnehm     •  < 

Yor  Allem  ist  natibrliGh'die  Thatsache  des  jetzigen  Zastandes 
Kbr  md  ia)er8ichtlieh  davsnlegen..  Diese  lliatSMtaB  sQrflUt  ainr'  nieder  tfr.. 
sirei  Thelle:    ■•  '-■^       '        *   '  '■'■  •>■ 

eianal  nftmlicb  sind  sowohl  die  pxtsitlTen  Oesette  nnd  Beehts- 
gewobnheiten  der  bedeotendsten  Staaten  flher  die  Annahme,  Bestraümg 
and  AnslicfBrung  von  Ansttndexn-,  als  die  Uber  diese  YerhlltBisse  gesehloa- 
senen  Verträge  solcher  Mächte  anzugeben;  r 

iweitsns  aber  aflssen  die  bis  jetst  aufgestellten  Anslditeii  der  leitenden 
Schriftsteller  im  Wesentlichen  dargelegt  nnd  nach  ihrer  inneren  Ter« 
wandtschaft  zusammengestellt  werden..  . 

Ist  diese  Uebersieht  gewonnen  nn4  somit  der  sor  Ausbildung  einer  sdbst- 
stindigen  Ansicht  nOthige  ,8toff  gesammelt,  so  mag  dann  snm  zweiten  Hanpt- 
gsfenstand«  zur  eigenen  Lehre  tkbergegangen  werden.  Einleoditend  ist, 
dass  hierbei,  wenn  wirklich  Ordnnng  gesduUR  werden 'ifill,  ebenfitUs  zweierlei 
BWffihftlwn  mtosa. 

T.  Mahl,  aiulmckt  Bd.L  41  • 
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Zonüclist  ist  es  mit  einer  blossen  Ergänzang  des  jetzigen  mangel- 
haften positiven  Völkerrechtes  aus  der  vorhandenen  Masse  von  Verträgen, 
einseitigen  Erklärungen  o.  s.  w.  nicht  gethan.   Dass  diese  Bruchstücke  und 
sich  geradezu  widersprechenden  Satzungen  zur  Gewinnung  eines  ausreichenden 
Sy Sternes  und  eines  festen  Standpunktes . nicht  genügen,  ist  ja  eben  durch 
den  Zwiespalt  der  Meinungen  und  Handlungen  der  europäischen  Staaten  er- 
wiesen.  Ein  sicherer  Boden  wird  nur  gewonnen  durch  eine  Darlegung  der 
Sätze  des  philosophischen  Rechtes  Uber  den  Gegenstand,  also  durch  eine 
^Entwicklung  und  Nachweisung  des  rein  Vernünftigen.    Allerdings  hat  Letz- 
teres zunächst  nicht  die  Bedeutung  einer  formellen  internationalen  Verab- 
redung oder  Gewohnheit.    Allein,  einmal,  kann  nur  auf  diese  Weise  eine 
Grundlage  für  eine  bewusste  und  folgerichtige  Kritik  des  thatsäChlich  Vor- 
handenen gewonnen  werden,  wie  sie  einer  gründlichen  Verbesserung  voran- 
gehen muss.    Dann  aber  haben  die  Ergebnisse  einer  solchen  Forschung  doch 
auch  ihre  unmittelbare  Bedeutung  für  das  Leben.    Dieselben  können,  als 
die  nothweudigen  Folgerungen  aus  dem  Wesen  der  Staaten  und  ihres  gegen- 
seitigen Verhältnisses,  nicht  nach  Belieben  bei  Seite  gescliobcn  werden,  weil 
sie  etwa  neu  oder  missliebig  sind.  Sie  müssen  durch  richtigere  Aufstellungen 
widerlegt,  oder  als  Verpflichtung  eingeräumt  werden. 

Zweitens  aber  darf  sich  die  Untt  rsuchung  nicht  auf  die  Asyl  frage  ao 
sich  beschränken,  sondern  niuss  eine  feste  Grundlage  durch  die  Prüfung  und 
Feststellung  des  ganzen  Verhältnisses  gewinnen,  in  welchem  ein  Staat  zs 
der  Rechtsordnung  des  Menschengeschlechtes  Uberhaupt  steht.  Die 
Frage,  in  wie  ferne  ein  Sltuit  verflichtet  ist,  gewisse  Handlungen  gewisser 
Menschen  gegen  einen  gewissen  Zustand  ausserhalb  meiner  Grönzen  zu  ver- 
hindern, ist  nur  ein  Theil  der  viel  wiiter  gehenden  Frage;  ob  und  wie  weit 
er  Uberhaupt  eine  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  Rechtes  innerlialb  und 
ausserhalb  seines  Gebietes  hat?  Alle  Beantwortungen  jener  Frage  sind  ge- 
wagt und  ohne  sichern  Grund,  so  lauge  nicht  der  höhere  Satz  feststeht,  von 
welchem  jene  nur  Ableitungen  sind.   Dieser  höhere  Satz  ist  denn  aber  frei- 
lich seines  Theiles  wieder  nur  eine  Seite  der  Lehre  von  der  internationalen 
Gemeinschaft,  welche  somit  der  Ausgangspunkt  der  ganzen  Untersuchung  ist. 
Die  im  ersten  AnbUcke  vielleicht  sehr  weit  erscheinende  Ausholung  bezahlt 
sich  reichlich;  und  die  vielleicht  für  ganz  ideal  gehaltene  Auffassung  wird 
sich  als  unmittelbar  praktisch  erweisen. 

Steht  auf  diese  Weise  fest,  was  bei  einer  vernünftigen  AofTassong  der 
staatlichen  und  Uberhaupt  der  menschlichen  Verhältnisse  sein  soll,  dann  ist 
endlich  noch  der  dritte  Haupttheil  der  ganzen  Aufgabe  zu  lösen :  nämlich  die 
Kritik  des  Bestehenden  in  Wissenschaft  und  Gesetzgebung.  Dass  die 
Beurtheilung  auch  in  Vorschlüge  zu  Aendeniugeu  und  Verbesserungen  aas- 
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lJUift,  liegt  in  der  Nalor  der  Sad^e,  and  wird  wohl  nach  amsichtiger  Tof^ 
bereitanf  nicht  ab  Amnaasnnig  und  toem  Gerede  betrachtet  werden. 

1. 

.  Der  tliatiidtlieht  fegeBwirtife  Ziftand»  * 

9 

a)  Dai  pMitive  Recht  der  bedeateadstea  Staaten. 

Die  Gew.'lhrung  eines  Asylcs  für  die  polizeilich  oder  gerichtlich  ver- 
folgt» n  Unterthanen  nndoror  Staaten,  so  wie  das  Recht,  bc/iehunj,'s weise  die 
Pflicht,  zur  Auslieferung  solcher  Personen,  sind  nur  Theile  des  gesainmten 
Verhaltens  der  Staaten  zur  Bestrafung  der  Verbrechen  Oberhaupt  Ein 
richtiges  Verstündniss  der  Bestimmungen  über  jene  Fragen  ist  somit  bedingt 
durch  eine  Kenntniss  des  ganzen  Systemes;  und  es  muss  daher  auch  im 
Nachstehenden  der  Darstellung  der  Gesetzgebung  über  das  Asylrecht  ein 
kurzer  Uebeiblick  Ober  die  von  den  verschiedenen  Staaten  gegenüber  von 
Verbrechen  eingehaltenen  Grundsätze  vorangehen.  Diese  Principien  betreffen 
aber  thcils  das  innerhalb  des  eigenen  Staates  und  in  Beziehung  auf  dessen 
eigene ,  bleibende  oder  vorübergehende  Unterthanen  einzuhaltende  Verfahren, 
tbeils  b(  ZK  Ik'u  sie  sich  auf  strafbare  Handlungen,  welche  im  Auslande  und 
von  Ausländern  begangen  sind.  Ebenso  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  es  theils  selbstständige,  auf  einseitig  erlassene  Gesetzen  beruhende 
Aufstellungen  sind,  theils  (und  zwar  zu  Erlangung  grösserer  Bestimmtheit 
mid  namentlich  einer  Gegcuseitigkeit)  vertragsmässige  Verabredungen. 

•)  Staats-  and  TOlkerreebniehe  Oriindjiitse  flberBeitrafnng 

recbiawtdriger  HandloBgen. 

1.  Vollkommene  Einstimmung  herrscht  unter  allen  Staaten  darüber, 
dass  ein  jeder  Staat  das  Recht  hat,  die  von  seinen  eigenen  Unterthanen,  im 
eigenen  Gebiete,  gegen  ihn  selbst  oder  gegen  Mitunterthanen  unternommenen 
Verbrechen  nach  seinem  Gutdünken  zu  verhindern,  beziehungsweise  zu  be- 
strafen. —  Dieser  Satz  ist  so  unbestritten,  dass  es  eines  Beweises  ujid  der 
AnfQhrung  von  Belegstellen  nicht  bedarf. 

2.  Ebenso  ist  Einstimmigkeit  darOber,  dass  jeder  Staat  berechtigt  ist, 
Anattnder  wfthrend  flirea  Auüentliatts  in  seiiiem  Gebiete  seiner  Poliaei-  and 
Rechtsgesetzgebung  za  nntehrerfen, '  detagenlsa  anch  die  einheimfacben  Straf- 
gesetze gegen  sie  aonwendea  wegen  der.  von  Urnen  gegen  i|in  adbot  oder 
gegen  seine  ünterthaiwn  wUtfend  dieses  Attfeuäialfes  begangenen  Terlnreelien. 
Bbie  MUderuug  der  StraHm'Oder  völlige  üsiinrechnongsfthlgkeH  wegen  aa- 
gelMnr  UnkenntnÜn  der  Gcsel»  ist  jeden  Falles  nidit  die  BegeL  Beleg»  * 
der  gese^dichen  Stdlnng  der  Fiemden  anteir  das  cinheimisdiB  Becht  sind 
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anter  anderen  folgende:  für  Ocstcrmch,  Criui. Ges. Buch,  §31;  für  Preussen. 
Landrecht,  II,  Tit.  29,  §  12  und  13;  für  Biiycrn,  Puhlioat.  Pat.,  Art.  4;  für 
K.  Sachsen,  Straf.G.ß.,  Art.  9;  für  Württemberg,  Straf.G.B.,  Art.  4;  ftr 
Frankreich,  Code  civil,  Art.  3;  ebenso  für  Belgien;  für  den  Kirclieustaat, 
Straf.Pr.O.,  Art.  GO.  lieber  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika vergl.  Story,  Conflict  of  laws,  ed.  2,  §  620. 

3.  Femer  ist  darüber  keinerlei  principicUe  Meinungsverschiedenheit  unter 
den  europäisch  gesHtigten  Staaten,  dass  ein  Staat  das  Recht  und  dus>  er 
die  Pflicht  hat,  Verbrechen  zu  bestrafen ,  welche  von  seinen ,  bleibenden 
oder  vorflbergehenden ,  Unterthanen  in  -  in»  üj  t  im>nen  Gebiete  gegen  aus- 
wärtige Staaten  oder  deren  Angehörige  bt  ^aiiuMn  werden.    Die  dal)ei  vor- 
gehomioaien  Streitigkeiten  betreffen  nicht  den  Grundsatz,  sondern  unter- 
gearAufte  Fragen,  2.  B.  ob  auf  eine  Beschwerde  des  verletzten  Staates  zo 
virtMl  oder  das  gerichtliche  Yerfiahren  von  Amtsvregen  zu  beginnen  sd. 
Ood  ebenso  Ist  es  kein  Beweiß  eines  verschiedenen  Grundsatzes ,  wenn  ver- 
leiste  StAiten  sinraOeil        Bestralong,  sondern  Wegsehdung  des  Beleidi- 
88»  Terlangen.   ThiSH»  finden  sie  H  sölelier.  gänzlicher  Entfernung  eiiM 
grossere  ud  nidOiiiltlgece  Siolierheit  fBr  sijä;  IM)!»  mlägcn  sie  zuweilei 
eine  soleiie.  YerwftltnngsmättBntgel  der  OdNoitUebkeil  ^es  Strafverfahren 
▼onieheB  >).  Nor  England  mnefat  in  dem  vorUegcäidäL  Pinkte  theüwciM 
eine  Ammahma  Es  bestell  swnr  keine  Weigerung,  ein  im  eigenen  OdM 
gegen  einen  AB>Iinder  begangenes  Yerbredien  der  tiidieimleelien  Stipl' 
geriehtsbarkeit  xa  nntemerfiBn,  nnl  es  liegen,  sogar  Viele,  zum  TheiÜ^ 
scbicbtlicii  sehr  berlU|mte;  Btispieie  solcher  Becbtsveilblguug  vor:  aU«iB 
t]i«ll8  .iat  kein  iBgemeiner  geeetdicher  •  Grandsata  anfgestdit ,  welcher  is 
atten  «insddägenden  FUen  zur  ijiwendiing  kirne,  8oad«n  es  entscheidet 
lediglich  der  Gerichtsgebronch  Aber  die  Mlftaito  Jeder  einaelneii 
von  Handkmg;  thdb  ^ird  wadg8teo8.bei  VerleMigMn  ffemder  Begieraagea 
der  Grand  der-Stralbarkelt  nicht  in  (to  Jte^^tM^^     rieh,  sopden,^ 
d^  inteiliatioiialen  GefUirliöÜ^  daer  sokdiepi  ijiuidlung  gefimdfikI'jLji| 
.  '  4  Seinerid  üeberstiBmaiig  bestellt  digi^  hbisichtUeh  Äsr  m/S^- 
du, Unter! hah  wegen  eifate  im  Aodaifde  beguigenen  Verbiediens  bestrsS 
werden.ki^n?*  Die,Staaten  xerMen  viehnehr  in  dieser  Bedebang  ia.^. 
veradUedane  Grap^,  wekhe  von  dner  Miebmng  m  der  "'*g*flrT^'j|^ 


1     .    .•  . 


1)  DIeM  sind  offenbar  dio  Oründe,  aui  welchen  im  J.  ISM  dl« 
aar  Wtgwnlnag  der  ThcUnehmer  «o  dem  SAToyer  Zuge,  nicht  aber  Bcstraftmg 
der  Sdiwds  Teriangten.  Dan  aber  aucb  ltibtero  al»  iiu  Rechte  begrüodet 
beweist  z.  B.  die  aardiniMho  Note  vom  SS.  April  1834  (Martaaa,  |l.  SappL-,  ÄL  ID,  8.  iUH 
aad  nodi  mehr  daa  Verhalteii  tod  Frankreich,  welches  seiner  Setts  wirlcHch  (ferichtliche  Schritt« 
anardoete.  Wenn  dfe  Sekwais  nicht  bestrafte,  so  übte  sie  damit  kcia.  Recht  Ihrer  Uaabbaoir'*' 
keit,  sondern  blieb  einfach  in  dieser  Beziehuos  Unter  Ihian 
tauten  xurilck,  was  äu  daoa  »Mtiranittii^  IflltM 
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^divdi  ffiBfliitdcBci  W9hr  loder  mn^per  fislgtiridrigB  Mid^kiiliQBni'  9nir 
Mhreilen.  ~  Die  ^rste  denelliai  nifd'  deDjeoigeB  flliilim  gebildet, 
nddi«  gnmdatriWi  dn  im  Aulande  begangenee  yeribreehm  aidit  'be- 
strftfen,  gleiehgttttig  f«B  wen  et  nad  gegen  um  tu  TerftM  ivorde«  mfl  rie 
die  8tn%e«iilk  des^fltaalee  auf  das  eisena  OeUet  beselirtakt  enofat«.  Ee 
«ehOren  aber  lüerhar  "Eat^koA,  Berdaaerika  vai  Vnikn^  JMliek  «iadMr 
nit  TefadiiedeiibeitflB  mter  sieh,  und  zum'  theila  mit  empftidHfJier  AhiBlBhifi- 
elmg  des  Gnadsalns.  Am  streagsttn  hita  die  Yeireinigle&  Stahikan  an 
den  Prindpe  des,  .anch  in  dieser  Beriehaag  von  .ihaen  angea^mmeiiäi,  ge- 
meiaen  eagliselieB  Beeht!»  fsst;  selbst  in  Besriehoag  auf  die  in  einen  der 
^Uederstaaten-  Begangenen  Handlangen.  Oehen  etwas  meihr  entfent  sieb 
England,  indem  bioc  aUmiUig  eine  Reibe  von  einielnen  Ansnätamen  geaetdidi 
eingeführt  and  somit  eine  SSqstindigkeit  eng^^c^er  Geriebt^  bei  Yerbredien,« 
welche  ein  EnKünder'im  Andande  beging,  fesl^stellt  worden  ist  *).  Diese 
Aasnhbmen  b^roben  - jedoch  anf  keinerlei  aUgememem  Satse,  Sondern  sind 
Id^idi  ans  lUgavidfigen  Zweclonftssigkeits-  oder  GefOtUsgrflndoi  bn  dnadnai 
Falle  entstandeifi  . ;£b  sind  nimUdi  diese  yeHnpedwn;^'Stodra^^ 
imi  TodscUaf ,  Bigamie,  die  in  gewislc«  barbalMfli  Ubidefn  b^aagitoen 
^eiinndien^  radUdi  die  ^eselaaidrigdi-  yfandinng<<  der  Bepnaanang  eines 
en^scben  SehÜ^e  ;  weaa  d«ni  aod^  niudi  aOgeBSeipier  tüte  SOe, 
kimnat  ^  Q^cidMu^  Aber  Seeranb  and  den  ilun  gteichgftSetatsa  MM- 
bandei,  so  wie  die  d^  tJonsnln  in  der  Levante").  Am  wettesteil  geht  IVsiiK-  ' 
'  rdch  von  dem  Gmndige^snben  ab,  indem  es  nicht  nar  'einselne  mehr  oder 
,  weniger  safiOlige-Ansnahmen  zoUsst,  sondern-  sogar  gaaM  ^ategorieea  m 
'        /  •   t.'' '  ' .  ■  -  ■  ■• ; .     •>  v  • '  ••^ , ■ « •  •* 

1)  Gewöhnlich  wird  von  England  b«bunptet,  dua  en  die  TeriitorialltSt  des  Btra^esetses 
anbediagt  ft^Uuüte.  Dem  ist  dcno  ouo  allerdings  ao  nach  dem  gem»ineD  Kecbte  und  loinit  in 
4er  B^;  «Bd»  Imaal  MmitA  ttrtilaMteli  wtefcMg,  mm  «a  bÜBOtwiden  Awatowi 
■Isht  erwähnt  wi*rden,  und  7-w<'itens  Ist  zti  hemfrkpn,  tla««  dip«<>  Ausnahmen  nicht  etwa  Koliken 
aInM  einxelnen  beatimmten  dauiit  aber  auch  genau  iimKcliciebcneji  GrundsaUes  aind,  aoudern 
nMh  ndtdMO  der  Oeeetii^ebaiif  bald  da  bald  dort,  itzt  ans  dieaar,  ein  aBdeinml  ans  aiaar 
.vanaUedenen  Uraach«  aufgcrteHt  worden ,   sIr  «Ich  also  auch  ins  Unhpstimmfe  rcmiehrcn 
kOoMB.  Uniwelfolhaft  aind  diu  cuglittchen  Gerichte  uud  KcchtMi'hriXlateller  der  uiöglicbaiiMi 
^Belhalfttir  dea.OnmdMtsea  sugenelgt;  allein  «s  Uteat  sich  nicht  ttnfraaa,  daaa  die  von  Par* . 
liamente  ausf^esprochcnc  Ausnahmen  mehr  und  mehr  an  Uinfanfr  ztinchmfn.    Wahrend  die 
farliameotsaften  ii  liun.  VllI,  c.       und  :>;')  Hcn.  Vill,  c  !t  nur  Murü  uud  ilochvurratb ,  wenn 
im  Awalaada  begangen  f&r  strafbar  erklärten,  und  zwar  den  Mord  nar  bei  anadrllclüieher  aalar' 
dam' grossen  Itöniglichen  Sic^d  prlaiMPJien  Anordnung  eines  bmondorn  ncripht(.<s,  dehnte  die 
Aela  AS  Oeo.  Iii,  c  IIC,  seut.  6,  die  leUterc  Mündlichkeit  schon  uuT  Tudtung  aus,  und  wurde 
^Soreh  8ir  B.  Peäl'a  oonsolldatlag  aat  tob  IS^"^*  «Iii-  u<  waimlicbo  richterliche  Zuständigkeit  driM 
eingefUhrt.   Im  An«laiule  begangene  Bigamie  wunic  alM  strafbar  erklÄrt  durch  9  Geo.  IV,  c.  81, 
sect.  XX;  und  diu  aui'  alle  Arten  von  Vergehen  und  Verbrechen  von  Seeleuten  sieh  erstredicnde 
Ma.iit  von  1854  (17  and  18  Vlc.  c.  104,  scct.  2<r7.)    Ebenso  haben  «ich  die  ZostiMidlcfceMl«  • 
erklXrangen  hei  Verbrechen  in  iiarliarlschcn  Ländern  immer  welter  ansgtMichnt,  und  zwar  von 
einer  Beschränkung  auf  XeufundlHnd  aus  (1699)  bis  auf  die  gcsanunte  Säd»cc  (9  Oeo.  IV.  c.  H3.} 
J)ass  manche  dieser  Oesctze  nur  selten  zur  Anwendung  kommen,  ändert  nichts  im  Grundsatze. 

Eine  Auftählung  nicht  nur  dieser  Ausnahmsgesetxe ,  sondern  auch  der  in  Kulge  der- 
aMMB  vorgenommenen  Anklagen  s.  bei  Sir  6.  C.  Lewis.  On  focpign  jurisdic^on.  Lond., 
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Handlungen  principiell  nnter  die  Landesgerichte  stellt,  auch  wenn  sie  im 
Aaslande  begangen  werden.  Nachdem  nämlich  im  älteren  französischen  Rechte 
und  selbst  noch  nach  dem  Gesetzbuche  vom  Bnunaire  des  Jahres  IV  die  Be- 
strafung als  allgemeine  Regel  stattgefunden  hatte,  wurde  sie  durch  den  Code 
de  proc.  crim.,  Art,  6  und  7,  auf  einzelne  bestimmte  Verbrechen  beschränkt: 
und  zwar  sind  vorab  alle  gegen  Fremde  im  Auslande  begangene  Verbrechen 
ganz  straflos,  von  den  gegen  den  französischen  Staat  aber  begangenen 
einzelne  bestimmte  strafbar,  (namentlich  Verletzung  der  Sicherheit  des  Staates 
und  Fälschung  seiner  Siegel,  Mtlnzcn  und  Geldpapiere,)  und  die  gegen 
einzelne  ft-anzösische  Unterthanen  begangenen  werden  nur  dann  verfolgt, 
wenn  die  Beschädigten  klagbar  auftreten,  und  auch  dann  blos  «crimcs» 
nicht  aber  auch  «d^lits.»  —  Eine  zweite  Abtheilung  besteht  aus  solchen 
Staaten,  welche  zwar  grundsätzlich  sowohl  die  gegen  sie  selbst  als  gegen 
einen  der  Ihrigen  im  Auslände  von  einem  Unterthan  begangenen  verbotenen 
Handlangen  bestrafen,  dagegen  nur  in  eiozelncn  bestimmten  Fällen  eintreten, 
wenn  die  Handlung  einen  Fremden  betraf.   Hier  sind  vor  Allem  zu  nennen 
Belgien,  (Gesetz  vom  30.  Dec.  1836)  und  Holland  (Strafproc.O.  von  1838, 
welche  die  gegen  Fremde  begangenen  Verletzungen  nur  in  bestimmten  schwe- 
rem Fällen,  z.  B.  Mord,  Brandstiftung,  Nothzucht,  Fälschung  u.  dgl.,  Belgien 
namentlich  dann,  wenn  es  auch  eine  Auslieferung  fremder  Flüchtiger  bewilligen 
würde,  bestrafen.   Femer  gehört  hierher  Sardinien,  welches  nach  Art.  6 
seines  St.G.B's.  zwar  die  von  einem  seiner  Unterthanen  in  der  Fremde  be- 
gangene Verbrechen  (crimes)  unbedingt  bestraft,  dagegen  die  Verfolgung  von 
blossen  Vergehen  (d^üts)  von  der  Reciprocität  des  verletzten  Staates  abhängig 
macht,  in  beiden  Fällen  auch  um  eine  Stufe  im  Strafmaasse  heruntergebt. 
Endlich  ist  wohl  auch  noch  das  darmstadtische  St. G.B.  von  1841  zu  dieser 
Gruppe  zu  zählen,  dessen  Ansnahinen  von  der  Bestrafung  freilich  sehr  eigen- 
thOmlich  bestimmt  sind.    Gruiidsiltzlich  werden  nämlich  hier  nur  die  gegen 
einen  deutschen  Bundestaat  btgangenen  Verbrechen  bestraft;  bei  den  übrigen 
Staaten  hängt  die  Verfolgung  von  dir  jeweiligen  Billigung  des  Justizministeriums 
ab.    Und  mindestens  als  wunderlich  darf  es  bezeichnet  werden,  dass  eine 
gemilderte  Strafe  noch  erfolgen  kann,  wenn  der  im  Aaslande  sich  verfehlende 
Hesse  dort  bereits  gestraft  oder  begnadigt,  und  sogar,  wenn  er  dort  freige- 
sprochen ist.  —  Noch  weiter  von  einem  festen  Principe  entfernt  sich  die 
dritte  Gruppe.  Dieselbe  wird  ausschliesslich  von  Württemberg  gebildet,  welches 
die  Ausübung  seiner  Strafgcwalt  davon  abhängig  macht,  ob  die  fragliche 
Handlung  in  dem  verletzten  Staate  selbst  mit  einer  Strafe  bedroht  ist,  in*; 
besondere  aber,  ob  sie  bestraft  würde,  wenn  sie  dort  gegen  Württemberg  be- 
gangen worden  wäre.    Auch  gestattet  es  die  Anwendung  eines  etwaiges 
milderen  Strabnaasses  des  Staates,  in  welchem  das  Verbrechen  verübt  wurde. 
—  Za  einem  in  sich  übereinstimmenden  Grundsatze  dagegen  b^kemit  sich 
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endlich  die  vierte  Gruppe,  in  welcher  vor  Allem  die  überwiegende  Mehrzahl 
der  deatschen  Staaten  steht  >),  dann  aber  auch  Neapel,  Portugal,  Russ- 
land und  Norwegen  und  eine  Anzahl  schweizerischer  Kantone.  Diese  Staaten 
bestrafen  jedes  im  Auslände  von  einem  ihrer  Unterthanen ,  sei  es  nun  gegen 
sie  selbst  und  ihre  Angehörigen,  sei  es  gegen  Fremde  begangene  Vergehen, 
und  zwar  einfach  nach  dem  eigenen  Gesetze.  Man  sehe  die  Strafgesetzbücher 
von  Oesterreich,  §  30;  von  Preusscn,  §  4;  von  Bayern,  Art.  30');  von 
Coburg,  Art.  2  und  3;  von  K.  Sachsen,  Art.  2;  von  Hannover,  Art.  2;  von 
Baden,  Art.  4;  von  Oldenburg,  Art.  3;  von  Neapel,  Straf-Pr.-O.  von  1819, 
Art.  6  und  7;  Portugal,  St.GJ}.,  Art.  24;  Russlancl,  Art.  179—181;  Nor- 
wegen, Kap.  1,  §  1  und  4;  Aargau,  §  2;  St.  Gallen,  Art.  4.  Siehe  ferner 
die  verschiedenen  Vertrflge  über  die  Bestrafung  der  von  den  eigenen  Unter- 
thanen in  fremdem  Lande  begangenen  Forst- ,  Jagd- ,  Feld-  u.  s.  w.  Frevel. 
So  z.  B.  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  vom  21.  März  1842,  zwischen 
Knrhessen  und  Sachsen-Weimar,  vom  1,  Sept.  1842,  zwischen  Preussen  und 
S.  Koburg,  vom  27.  Dec.  1847  (sümmtlich  bei  Martens,  N.  R.  G.)  Unzweifel- 
haft kommen  in  dt-n  zu  dieser  Gruppe  gehörigen  Gesetzen  einige  Versclrieden- 
heiten  tiber  untergeordnete  Punkte  vor ;  sie  sind  aber  nicht  bedeutend  genug, 
um  den  Grundsatz  selbst  anzugreifen,  oder  sind  sie  zum  Theile  sogar  nur 
Folgerungen,  welche  man  in  dem  einen  Staate  ausdrücklich  ausgesprochen, 
in  andern  aber  Obergangen  hat.  So  ist  es  z.  B.  keine  Bcschr&nkung ,  son- 
dern vielmehr  eine  Bestiltigung  des  Grundsatzes,  wenn  das  preussische, 
das  badische  und  das  hannoversche  Gesetz  den  Eintritt  einer  Strafe  in  dem 
Falle  beseitigt,  wenn  die  fragliche  Handlung  nur  nach  dem  fremdem,  nicht 
aber  auch  nach  dem  prcussischen  u.  s.  w.  Gesetze  für  strafbar  erklärt  ist. 
Ebenso  sind  einige  eigenthümliche  Bcstinmiungen  des  badischen  Gesetztes 
unerheblich  oder  selbstverstiUidlicb. 

5.  Eine  bemerkliche  Verschiedenheit  der  Ansichten  findet  sodann  unter 
den  europäischen  Staaten  über  die  Frage  .«^tatt,  ob  ein  Staat  die  von  einem 
Ausländer  im  Auslande  gogcn  ihn  selbst  oder  gegen  einen  seiner  Unter- 
thanen begangenen  Verbrechen  zu  bestrafen  berechtigt  ist,  lalls  er  den  Tliätcr 
später  in  seinen  Gewahrsam  bekömmt,  sei  es  durch  Auslieferung,  sei  es  nach 
freiwilligem  Betreten  des  diesseitigen  Gebietes?  —  In  einer,  freilich  nur  kleinen, 
Anzahl  von  Staaten  Hndet  in  solclu-nj  Falle  gar  keine  Bestrafung  statt.  So 
hält  das  englische  und  amerikiiiiischc  Hecht  hier  strenge  fest  an  dem  Grund- 
satze von  der  Territorialität  der  Verbrechen,  was  in  diesem  Falle  um  so 


1)  In  Boziuliung  auf  die  baycr'achc  (ieseU^ebunK  ist  allcrdiiii^H  bcitliiUci),  ul<  die  BenlraAiiiff 
von  Aiutlünilum  »ich  nur  auf  Privatvcrbrechon  beschränke,  udcr  »uch  aur  Hbiatovcrbrcchen 
ausdehne.  8.  banihahcr,  a.  a.  O.  Der  Beweis  (Ur  diu  KichUumlohnnug  erachcinl  iibrigcnt 
keineswegs  als  vulbitaniliK  Kt-'fuhrl. 

^)  Kino  vcrdicnitUlche  XiuiammeiiKtentiiiK  der  diM(-blH;;cndcn  doutsehvn  llvHct/.KrUmtifnn 
and  der  dazu  i^fhöriffen  Lilenitur  Kivbt  Ucrner,  Wirkun»r><kreiB  des  Btrai^esvt»»,  8.  Iii  (g. 
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bemerkenswerther  ist,  als  das  unbedingte  Asylrocht  Englands  und  Nord- 
amerika's  ihnen  auf  diese  Weise  die  unantastbare  Duldung  fremder  Verletier 
ihrer  eigenen  Rechtsordnung  anfnöthigen  kann.    Aach  das  Strafgesetz  für 
Oldenburg  erklärt  die  im  Auslände  von  Aasliiudern  ge^en  einheimisches  Recht 
begangene  Verbrechen  für  straffrei  (S;traf-(1.B.,  Art.  8),  macht  jedoch  die, 
wohl  am  wenigsten  von  allen  zu  vi-rthcidigende,  Ausnahme,  dass  die  als  Hoch- 
verrath und  Majestiitsbeloidigung  im  Gesetze  bezeichneten  Handlung^^n  bo- 
ßtraft werden  können.  —  Eine  zweite,  von  sehr  vielen  Staaten  angenommene, 
Ansicht  geht  gerade  entgegengesetzt  dabin ,  dass  der  Staat  vollkommen  be- 
rechtigt sei,  auch  ausländische  Verletzer  seiner  (besetze  nach  eigenem  Rechte 
zu  bestrafen,  wenn  er  derselben  auf  erlaubte  Weise  habhaft  werden  kann. 
Nicht  nur  säninitlicbe  deutsche  Staaten,  sondern  auch  Holland,  Russland  und 
Norwegen  halten  diesen  Grundsatz  fest.    Man  sehe  z.  B.  das  österrrii  hiselw 
Straf-G.B.,  §31;  das  b:iyerisehe  Pnblieat.-Patent,  Art.  4,  und  das  Str;ifg.  >et.'. 
Art.  31;  das  hannoversche  Straf-G.B.,  Art.  H;  d:\«?  k.  sächsische  Stnit-G.B., 
Art.  4  (somit  denn  auch  das  weimar'sche,  altenburg'sche  Gesetz)  ;  das  wflrt- 
tembergischc  Straf-G.B.,  Art.  4;  das  oldenburgische,  Art.  4;   die  braun- 
scbweig'sche  Verf.Urk. ,  Art.  205;  das  badische  Straf-G.B.,  Art.  5;  die  hol- 
ländische Strafprozess-O.  von  1S3J^;  das  russische  Criminal  -  Gesotzbuch  vüd 
1845,  §  175.    Und  nur  untergeordnete  Beifugen  sind  es,  wenn  z.  B.  Oester- 
reich in  solchen  Fällen  das  mildere  auswärtige  Gesetz  anzuwenden  erlaubt, 
dagegen  aber,  ebenso  auch  Bayern,  jeden  Falles  Ausweisung  des  Re.'^traftei 
anordnet;  oder  wenn  das  Gesetz  von  St.  Gallen  der  Regierung  einen  beson- 
dern Bescbluss  tiber  die  An.Ntrengung  des  Verfalirens  vorbehält.  —  Verschieden 
hiervon  ist  denn  aber  wieder,  drittens,  die  Bestinnnung  des  französis^'hen 
Rechtes,  welche  sich,  wie  sie  freilich  folgerichtigerweise  thun  musste,  an  die 
Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  eigenen  Unterthanen,  welche  sich  im 
Auslande  verfehlten,  anlehnt.    Nachdem  nändich  das  ältere  Recht  keine  be- 
stimmte Sätze  darüber  enthalten,  das  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  IV,  Art.  12, 
aber  die  Bestrafung  von  Auslandern  ausdrücklich  nur  auf  die  Fälscher  von 
Geld  oder  Geldpapieren  beschränkt,  für  alle  übrigen  nur  Ausweisung  aas  dem 
Gebiete  der  Republik  angeordnet  hatte :  dehnte  der  Code  d  instr.  crim.,  Art.  6, 
die  Bestrafung  auch  auf  Diejenigen  aus,  welche  die  Sicherheit  des  französiscbfl« 
Staates  angegriffen  oder  seine  Siegel  gefölscht  hatten.  Gegen  einzelne 
zosen  im  Auslande  von  Ausländern  begangene  Verbrechen  sollen  dagegen  n** 
gestraft  bleiben.   Auch  findet  kein  Contumacialverfahren  statt,  da  nnr  gfgcB 
'  Solche,  welche  wirklich  in  der  Gewalt  des  Staates  sind,  vorgeschritten  weTÄÄ 
soll.    Ganz  dieselben  Bestimmungen  gelten  denn  auch  in  Belgien;  und  Ii 
Sardinien  ist  nur  die  Abweichtmg,  dass  auch,  wenn  es  sich  von  einem  gegc» 
einen  einzelnen  Sardinier  begangenen  Verbrechen  bandelt,  die  Bestrafung 
ffcstrebt ,  zu  dem  Ende  aber  zonflchst  die  Auslieferung  au  das  forum  delicti.. 
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6^  Nv  seiur  nltai  ibidtt  deh  enUkfe  eia»  BesüBnug  ttter  den  Fifl, 
vom  ein  Anslinder  tp  Avilande  gegen  avslftndiselie  Blaeien  oder 
Wntftnomik  gefeUt  hat  Ilie  M  weitem  neisttai  Staaten  belnMlilen  elatai 
eoklien  FaU  ab  ihnen. geiis  frenid  bleibend;  umI  aar  elninbd 
ob  einen  Fremden  Anfcafhatt  geeUttat  nerden  Holte,  wird  Bftdkelclit*  «af 
Aahare  .ton  ihm  begangene  BeeMawidrii^eiten  geniemmen,  oder  bann  bei  den- 
Jeniggn  Staaten,  weiehe  nngeetralle  Terhti}dier  MeBefam,  dae  im  Anelandft 
gegen  Aveiflnder  nnd  von  ebiem  Aaellnder  Yerttble  nr  Spraebe  kommen. 
Dennoch  haben  einzelne  wenige  Staaten  die  Abqetgang  gegen  Siflmng  der 
Bedkaordnnng  überiiaapt  eo  wdt  getrieben,  daee  eie  eieh,  wenn  kern  niher 
Bereehtj|(ter  oder  Yerpfliditeter  eine  Stmie  erinnnen  will,  ftr  bernlen  er^ 
achten,  aaeh  id  dem  TOriiegendanJEUIe  mr  Zidtlgang  der  Verdienten  Streftr 
beiaatregen.  So  ff»*'*';K^  Oeeterreieh,  Bagrem  and  Saeheen  eammi  den 
«cb  aaefthlieeeenden  verwandten  Staaten.  (Siebe  .die  nBchet  Toretehenden ' 
Stetten  de^  beMfonden  Oeeetebachev.)  Doch  Ündetein  TereoUMBdcoee.VeN 
CMiren  statt  In  den  eflebeieelien  Staaten  ist  ^liebst  nur  Anfrage  bei  dem 
justizoiinieteriiun  Torgeschrieben,  welche  aber  freilich,  wenn  die  BeetimnAmg 
einen  Siu  haben  ecril,  einen  Befehl  zar  Anshefemng  oder  za  eigenem  Ein- 
BcbreitaD  Teranlassen  kann.  Nach  bayerischem  Gesetze  mnss  immer  die  Ans- 
lielBmng  an  den  verletzten  Staat  aageboten  werden;  im  Falle  einer  Annahme^ 
verw^gemdg  aber  erfolgt  nnr  Answeisang,  nicht  eigene  Bestrafung.  Am  . 
weitesten  geht  Oesterreich ,  welches  allerdings  aoch  ih  erster  Linie  Auslie^ 
ferang  anbietet ,  auf  Weigemng,  der  Annahme  aber  aan  selbst  bestraft  nnd- 
fiberdiess  schUesslieh  answeist 

fi)  Staats-  Uüß  völkerrechtliche  Grundsätze  abe,r, Aaslie- 
ferung von  Verbrechern. 

An  die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Rf  clito  und  Pflichten  der 
Staaten  zur  eigenen  Bokämpfong  der  Terbrechen  durch  Strafen  scbliessen 
sich  denn  die  Grundsätze  an,  nach  welchen  durch  Auslieferung  an 
den  zunächst  Verletzten  mitgewirkt  werden  will  zur  Qersteünng  der  Bechte- 
Ordnung. 

Die  Auslieferung  ist  eine  Ergänzung  des  eigenen  Handelns,  welche  da 
eintritt,  wo  ein  Staat  sich  für  verpflichtet  erachtet,  zur  Bestrafung  einer  ge- 
setzwidrigen Handlung  mitzuwirken,  er  aber  eine  eigene  Zuständigkeit  zur 
Erkennung  dieser  Strafe  nicht  in  Anspruch  nehmen  kann  oder  will.  Ks  ist 
daher  auch  begreiflich,  dass  die  verschiedenen  Staaten  sich  zu  dieser  t  rage 
verschieden  verhalten,  je  nachdem  sie  überhaupt  eine  Pflicht,  auch  ausser- 
halb de«  Kreises  ihrer  üttterthanen  oder  ihcef  Gebietes  zur  Anfrecbterhaltung 
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der  Rechtsordnung  mitzuwirken,  anerkennen  oder  nicht;  und  eigentlich  solltro 
sich  die  von  jedem  Staate  in  Beziehung  auf  Auslieferung  befolgten  Grund- 
sätze alsbald  angeben  lassen,  sobald  dessen  System  in  Bcziehong  auf  die 
eigene  Bestrafung  der  im  Vorstehenden  unter  4 — 6  aufgezShlten  Fälle  be- 
kannt ist.  Eine  solche  strenge  Folgerichtigkeit  findet  jedoch  keineswegs  statt 
Die  Darstellung  der  verschiedenen  Systeme  ist  vielmehr  dadurch  nicht  wen^ 
erschwert,  dass  sich  bei  der  Auslieferungsfragc  in  vielen  Fallen  thefls  Klug- 
heitsrOcksichten  theils  Leidenschaften  geltend  gemacht  haben,  und  weder  ein 
sich  beständig  gleich  bleibendes  noch  ein  f^ies  bloss  der  eigenen  Ueberzea- 
gung  folgendes  Handeln  statt  findet   Es  kann  daher  im  Folgenden  nicht  nur 
von  einem  einfachen  logischen  Anknüpfen  an  die  Grundsätze  Ober  die  Straf- 
rechtstheorieen  der  einzelnen  Staaten  nicht  die  Rede  sein,  vielmehr  nnr  an- 
gegeben werden,  was  that sächlich  als  Regel  aufgestellt  ist;  sondern  es  laafen 
auch  noch  neben  diesen  Bestimmungen  oft  genug  einzelne  abweichende  Hand- 
lungen oder  selbst  auf  anderen  Grundsäten  ruhende  Verträge  her.  —  Za 
richtiger  Einsicht  und  Vollständigkeit  ist  dabei  im  Uebrigen  nöthig,  nicht 
nur,  dass  immer  die  Auslieferung  der  eigenen  Unterthanen  von  der  Aus- 
lieferung Fremder,  gewöhnlich  Flüchtiger,  unterschieden  wird,  bei  beiden 
aber  wieder  die  Auslieferung  wegen  angeblicher  staatlicher  und  wegen  soge- 
nannter gemeiner  Verbrechen;  sondern  dass  auch  die  Grundsät:^  aufgeführt 
werden,  nach  welchen  die  einzelnen  Staaten  hinsichtlich  der  Aufnahme  Fremder 
in  ihr  Gebiet  und  in  ihren  Schutz  verfahren.  Es  föUt  nämlich  in  die  Augen, 
dass  eine  grosse  Bereitwilligkeit  in  dieser  Beziehung  dem  Verhalten  bei  Aus- 
lieferungen eine  ganz  andere  praktische  Bedeutung  gibt,  als  wenn  thatsilchüdi 
keine  oder  nur  wenige  FlQchtlinge  überhaupt  zugelassen  werden.  Namentlich 
wo  Leichtigkeit  der  Aufnahme  und  Erschwerung  der  Auslieferung  zusammen- 
fallen, müssen  die  Folgen  für  den  Staat  selbst  und  für  andere  Staaten  von 
grosser  Bedeutung  sein. 

Ordnet  man  nun  die  Staaten  in  eine  fortlaufende  Reihe  von  Gruppen, 
je  nachdem  sie  in  steigendem  Maasse  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung in  fremden  Gebiiton  mittelst  Nichtzulassung  Plüchtiger  und  durch 
Auslieferungen  mitwirken,  so  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  aacb 
hier  wieder 

1)  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
zuerst  zu  nennen  sind.  Es  verstehen  sich  dieselben  nämlich  am  wenigsten 
von  allen  Staaten  zu  einer  Beihülfe  der  bezeichneten  Art;  und  zwar  in 
doitpclter  Weise.  Einmal  wird  das  Asylrecht  gegenüber  von  allen  anderen 
Staaten  ganz  unbedingt  in  Anspruch  genommen  und  kein  Begehren  einer 
Zurückweisung  oder  Wiederwegseuduug  erfüllt;  ja  sogar  der  Regierung 
selbst  das  Recht  nicht  gegeben,  wegen  eigener  Belii-stigung  oder  Gefähr- 
dung durch  eiuon  Fremdeu  eine  Beschränkung  oder  Ausweisung  Uesi>ellH'0 


iPttWMiliiMi.-  0ii  Asyl  iflk  MmoU  Bedit  ab  Plliäil;  Soten  iH  die.An- 
ISeferuDg  von  Yertirechetn  anf  dit  geringste  IbttB  beeehrtiikt  Efaie 
Aualicferung  eigeaer  Birger  >)  findet  tui  nionli  md  wegen  Man  Yer- 
brecbeDS  statt,  ivefl  KIclilaiitliefenDig  eigener  Unterthneii  neitias  bei ' 
d0n  neistaB  8lMt«i  Onm^bwts  ist,  .dieselbQ  dann,  aber,  «egen  des.  If^g* 
Mm  der  OegenseiUgkilt,  aoiib  gegenaber  von  ihnen*  nicbt  stattfindet  Bk 
sind  also  die  etgenen  Uaterthanen  in  der  anendfiehen  Uebzabl  der  FlHe; 
wenn  sie  ibr  Tateriand  gtOekttöh  erreioben  kUnneni  keinerlei  Stnfe  wegen 

1)  Ledik'Hch  nndi  der  OesPt/src^nns:  <1e«  bctrcffcndon  Staate«  Ist  natilrlich  zu  entscheiden, 
WW  als  Bürger  und  wer  als  Ausländer  zu  boluuidoln  Ist  K»  steht  gmu  in  Uu-em  Belieben, 
dl«  IMlBgo^w  aar  liiJIgiiMHiii  mirtWBg  idww  ed«r  tahfet  n  MinB,  nth  HM<liiw>tiiii  !■ 
dcnsrllicn  vorxunchmen.  F.t>cnRO  mag  «ic  einem  erst  nafuraHsirten  Bfirpror,  vorübcrjrchcnd  oder  < 
lebenslÄagiich,  bestimmte  politische  tuschte  verweiK^rn,  uhue  djus  seine  Uiuipteigronschaft  da- 
awak  vartadert  wBrde  and  er  mcBfllMr  rem  Anstände  l^oen  8«tali  eiiüelte.  Mleht  dM 
Mindeste  ist  daher  von  Seiten  fremder  Staaten  dnpejren  Hnsuwenden ,  wenn  Jetxt  In  Enfflanfl, 
nach  Act.  7  und  8.  Vict.  c  bi>,  eine  blosse  rrkundo  des  Staatssekretärs  anstatt  der  früher  noth- 
weadlgea  PaiHenentsakte  Naturalbwtiun  rcrieiht;  und  eben  «>  wwlä  <st  Emrland  gehindert, 
die  AosliefemnK'  eine«  solchen  naturalisirtcn  Bürsrcra  zu  verwciprern ,  weil  es  Hir  icut  findet, 
einem  tiolchcn  das  Htaatsttürgcrllchc  passive  Walilrccht  vorzuenttiulten.  —  D&gegtii  lic^t  es  in 
der  Natur  der  Sai-ho,  dass  der  Staat  Solche,  welche  er  in  seinen  Verband  noch  nicht  als  wirk-  ,  . 
licbü  Mitt(lieder  aufKenommeta  hat,  auch  noch  nicht  als  solche  erlüiron  und  beschützen  kann; 
und  aus  den  elementarsten  RechtsbeKriffen  enriebt  sich,  daas  die  erst  theUweise  Erfilllnng  der 
geaetsHcheo  Aufhahme-Bedlngune^cn  noeh  keine  V^cr.indciung:  im  Rochtsstaade  hervorbringt.  . 
Auch  ist  onaweUalhaft,  dass  ea  keinen  reuhtliohon  Zustand  swischeo  BQrger  und  NIchtbttrger 
giebt;  wer  nicht  Bürger  ist,  ist  AnsUnder.  Desshalt»  beruht  denn  die  von  den  Vereinigten 
Staaten  in  dem  KoHzU-Handol  aoflgestellte  Theorie,  dass  ein  Ausländer  durch  einflicheit  Domieil 
Aa^pnich  auf  Stuatsaq^Hrtll  S«Swi  Aotten  erwerbe,  selbst  wenn  er  nicht  domal  die  Absicht 
haliedaa  Biirgurreeht  n  erlangen,  auf  entschiedenster  Begrlflhrerwiming  oder  nnertrigUcher 
Anniaassung.  Die  lur  Rechtfertigung  des  Satzes  aufgestellte  Behauptung,  (s.  die  Note  des 
eta^twakwtlw  Marey  rom  S5.  Sept.  18SS,  in  New-York  Weekly  Uenüd,  Nro.  860  J  daai  «loa 
aakli«  Mtoa  nach  allgemein  anerkannten  ySlkerrechtiicben  Sitten  awar  nicht  natnrallilrt, 
wokl  aber  nationalisirt  sei,  Ist  feiadera  ans  der  Lnft  gegtfffen.  Ein  Kolcher  üntereelue«! 
TW  JfatacaliaaUao  oad  MatfonalWna«  Ut  noch  gtf  «le,  wader  in  der  WissenscbaA  noch,  im 
LiAfla,  anfigestalie  werden;  ttid  M  Wberbaupt  NallonaUtIt  «od  RatfoBaSsirang  gar  ketn  Hechla^ 
begriff,  sondern  eine  geschichtliche  oder  psychologische  Thatsacho.  Die  zum  HeweiHe  der  Be- 
hauptung beigebraGhten  Orüodo  alnd  bSehst  Ulglleli.  IMe  Stelle  ans  Kent's  Commentarien 
spricht  gar  nteht  veaf  BSigerredkt  oder  NatiOMlNIt,  aondern  too  der  Vnterweiftang  freaider  * 
Kauiieute  unter  das  Landesreelit.  Die  Gewohnheit  der  Consuln  in  der  Levante,  auch  Nlcht- 
laadsleote  in  i)if«i  Schata  zu  nehmen,  ist  eine  TfilUge  Singularität  Jener  halbbarbar^Kben 
BnMinde.        lHwn'  endBdi  der  amerlkaafsehe  Mnlater  glaabt,  die  ao  nahellegeade  Blnwen« 

dnng  eines  «ncrtriifrliehen  Mis-Kbrauebes  seiner  Theorie  ilureh  die  BehauptmiK  entkr.-irten  zti 
kjSanen,  das«  In^  Falle  eines  gegen  daa  Auslaml  begangenen  Verbrechens  Ton  Seiten  eines 

•  Juümktilu/^  daa  TMIItalai  ward«  aia  eracfülehen  eiUlit  waidini:  ao  M  «aaa  aar  aas 
,45Uigem  Mangel  aller  fteditabildung  zu  erklHrcn.  ^^'1e  k»nn  bei  der  Thntjiache  dea  Domicila 
■ad  den yeditlfai^iui  F<rig9  dacaelben  von  gutem  oder  schlechtem  Olaoben  die  Bede  sein?  Wo 
mkm  a»'n/aaHii*liil>a  dar  VerelnlgtaB  Staaten  dl«  Erwafkoog  dea  Blrgenadrtea  eder  der 
■atlÖnalit.Ht  von  einer  Alisieht  oder  einer  Unstriifliehkclt  des  Befniirenii  nbbänfdpr?  Wie  kann 
abl  &firg«rrecht  durch  ein  Verbrechen  im  Auslände  verloren  gehen?  Die  ganze  Streitfrage 
taiihrt  die  Ldne  Tom  Asylreckte  aar  fetagaatilrk,  mid  Ihre  BedBOhug  Hegt  gaaa-wo  anderay 
dennoch  ist  auch  auf  Jenem  Fclile  hinreichender  Orund  zu  emstliehstcr  Bekänipftinir  der  ameri- 
Itanischen  BegrifEkverwinrang.  Leuchtet  douh  ein,  dass  wenn  hier  nicht  durch  gemeinschaft- 
-lakta  Wlddrataad  dar  otaiopMMa  lüehla  Backt  idid  Lagik  «aflreekt  eikaHao,  BkariiMpt  dar, 
jH^*  diesem  amerikanischen  Gebaren  zu  fJntnrl.»  liecrendcn,  unffe/.oRrenen  Abneigung  gegen  Jede 
Ucht  demokraüsi'he  Baflacang  scharf  untgegeugotrelen  wird ,  man  beständig  wiederboUen  An- 
BwassoBgao  «ad  B«dMawMi|fluilM  tMfiiatet  Iii,  ■ntfckst  und  BnmMMltT  aber  «B>  Vartiiga  ^ 

^ikar  AfHllataa^  tm  ftlralrtikidcfcaw  ?<Uf  llnoiliak  afai4  '^r  7  '  "-V  ^wi.\       :!r  -  > 
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fthvar  Jm  AwAinAi  'TiAgMMMin«  Huidkuiff  miilHiHtlt-  dft  dW  efMBS  SiMi 

^^•■i^^^»        VS^w       Ä^i^W^^^^^^^^WW        ■FVP^VV^H^^^^^HM^^^V       wHM^BV^H^nBV^^B       ^^VB^^^K^PM^^pVBVViV  ^H^IV  ^^^I^^J^^^^»^^ 

ach  Hin  Mdehe'  Yertveehai  nifihft  bekÜtameH,  Ütr  «edetite  fiMde  StMt 
aber  nielit  in  die  Lace  gese^  iriid,  seiii  StnIMil  namMm.   Abar  mA 
AdsUnder  werden  nur  sebr  selten  Megelieiert;  pßmIßA'  aar  in  Folge  flinei 
beeondenöi  mit  dem.  betreffenden  Stsate .  gescUoeinnen',  fon  der  geeeti 
gebenden  Gewalt  beeooders  .gebilligten  Yatiagea,  nnd  aneh  dum  aieandi 
wegen iStaatUoher  Vergehen,  aondem  mir  wegen  gemeiner  Yettiredhen  bi 
weniger  besonders  sehreieiidfln  FUlen"  gröbster  Axt      Doeb  Kaden  firai- 
ttch  dieae  Grondsfttae  nicht  so  gans  ananahmslaa  eingehalten,  ivie  mnn  eft 
anninunt  nnd;  ancb  wohl  mit  fweifelhaftem  SdbBtlbbe  ani^t  0*  En^and 
hat  sdion  mit  grosser  - Heftigkeit  Schnlx  Tqn  fremden  BegiemugcB  gi«ett  i 
ümlriebe  verlangt,  welche  in  dem  Gebiete  der  letztem  gegen  aeiiie  BecUe 
unternommen  wurden  *).'  Und  dass  es .  seine  ^elgerOhmte  A^lpflickl  wib- 
rend  der  Dnner  der  frwisOsiseben  Kriege  nnd  noch  manches  Jahr  nndiher 
dnrch  die  Alien-bill  gar  sehr  beschränkt  und  der  Begierong  das  Reeht  der  | 
Anstreibang  eines  Fremden  als  blose  Yerwaltangsmaassregel  eingerftamt  bat, 
ist  bekannt  genug.   Ancb  ist  nnlftngbar,  dass,  wenn  gjteich  jetzt  keinerlei  i 
Beschrftnknngen  in  der  Zulassung  Fremder  bestehen,  nnd  znnftchst  eine 
Erneuerung  solcher  Maassrcgeln  nicht  wahrscheinlich  ist:  diess  doch  nor 
ans  freiem  Wi]l«i  end  politischer  Ansicht  geschieht,  ein  rechtliches  Hiodei^ 
nis?  al)cr  einer  nenen  Gesetzgebung  jener  Art  nicht  entgegen  steht  Audi 
'in  den  Vereinigten  Staaten  ist  schon  tielfisch  der  Gedanke  einer  Beschrflo- 
kong  der  Kinwanderong  zor  Sprache  gekommen.   Znnftchst  mögen  allerdings 
nur  GrUndc  der  Armenpolizei  u.  dgl.  hierzu  bewegen;  allein  damit  sind 
natürlich  auch  politische  und  rechtliche  Erwägungen  nicht  aosgesdilossen, 
sobald  sie  als  richtig  and  bedoutcnd  anerkannt  werden.    "Was  aber  die 
AnsUeferong  betrifft,  so  sind,  abgesehen  von  jeneü  einzelnen  Fällen,  in 
welchen  namentlich  die  englische  Regierung  Auslieferungen  verlangte,  (soinit 
natürlich  auch  unter  gleichen  Umständen  hntte  gewähren  müssen,)  mehrere 
Vertrüge  von  England  und  von  den  Vereinigten  Staaten,  thcils  unter  sich 
selbst  theils  mit  fremden  Mächten,  über  die  regelmässige  Auslieferung  von 
flüchtigen  Verbrechern  geschlossen  worden.    Und  zwar  ist  der  Kreis  der 
Fälle,  in  welchen  gegenseitige  Anslicfcrung  bedungen  wird,  in  der  Erweitera/^ 
begriffen.  —  England  stf  lit  itxt  mit  drei  fremden  Mächten  in  Auslieferungs- 
verträgen; nämlich  mit  den  Vereinigten  Staaten,  mit  J'rankreich  und  mit 
China.  In  dem  Vertrage,  qiit  den  ^Vereinigten  Staaten  vom  19.  Dcc.  1791 

•  , 

.   1)  Jlia  Mbe  X.  U.  Lord  Coko,  Iiutitme,  Buch  III,  C«p.  180. 

S)  Mt  Baeht  Ut  England  dleMr  Beweis  MlUiataliiar  Fols«wtdri||[lMit  nnd  fldiwinicht  bitter 

Torprfworfcn  vronlcn.  S.  AIIr.  7.c\t. ,  IHM,  Nro  Hn  und  81.  Hier  sind  «cllwt  die  aualUhrlichen 
Worte  einer  engliiicbcn  Noto  hd  das  Kahinet  in  WaHhinfcton  mitj^ctlieilt,  in  wulther  Schutt  peffcn 
Sie  VaMtbe  •oagewandcrtRr  kanadii«cher  Empörer  gefordert  and  die  Vcrcinif^^cn  Ktanten  üb 
Walgwnagifall«  pitnHlidiUlgaaiia-Ai^pcteli«  wtfMltMliiiU  iMdrabt  werfe» 
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nnd  28.  Oct.  1795  (Martens,  Ree,  Bd.  VI,  S.  383)  war  Auslieferung  be- 
dungen bei  Mord  und  Fälschung;  in  dem  Vertrage  vom  9.  August  1842 
(Martens,  N.  Ree.  Gen.,  Bd.  III ,  S.  463)  ward  sie  auch  noch  auf  Seeraub,  / 
Brandstiftung  und  Fälschung  er^it reckt.  Und  zwar  ist  wohl  zu  bemerken, 
dass  dabei  die  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger  keineswigs  ausge- 
schlossen ist  Mit  Frankreich  (so  wie  mit  Spanien  und  der  bata vischen 
Republik)  ging  England  in  dem  Frieden  von  Amiens  vom  27.  März  1802 
auf  Auslieferung  wegen  Mords,  Fälschung  und  betrügerischen  Bankerottes 
ein.  S.  Martens,  Bd.  VII,  S.  404.  In  den  Vertragen  zwischen  England  und 
Frankreich  vom  31.  August  1787  und  7.  Milrz  1H15  wurde  für  die  gegen- 
seitigen ostindischen  BesitTungen  sogar  die  Auslieferung  aller  Flüchtigeu, 
nicht  nur  wegen  Jeder  Art  von  Verbrechen,  sondern  selbst  wegen  Schulden, 
fe^,tgeset;^t.  S.  Martens,  Ree,  Bd.  IV,  S.  281  und  Nouv.  Ree,  Bd.  II,  S.  104. 
Und  der  Vertrag  vom  13.  Febr.  1843  endlich  (Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  V, 
S.  20)  erneuert  im  Wesentlichen  die  Bestinmiungeu  des  Vertrages  von  Aiuieus 
für  den  ganzen  Umfang  der  beiderseitigen  Reiche  ').  Mit  China  endlich 
hat  England  zwei  Auslieferungs  -  Vertrage  geschlossen.  Einmal  ist  in  dem 
Vertrage  vom  8.  Oct.  1843  gegenseitige  Auslieferung  von  tiüchtigen  Ver- 
brechern für  gewisse  Fälle  und  Orte  zugesagt;  sodann  in  dem  Vertrage  von 
Tirtbin  (Art.  9)  weitere  Auslieferung  chinesischer  Flüchtlinge  ohne  Gegen- 
seitigkeit. Auch  darf  nicht  ganz  ülx  rsehen  worden,  dass  Verträge  über  die 
Auslieferung  von  Ausreissern  sogar  sehr  häutig  während  des  18ten  Jahr- 
hunderts von  England  mit  deutschen  Staaten  gesclüossen  worden  sind.  S.  das 
Yerzeichniss  bei  Foelix,  Droit  intern,  prive,  §  600.  —  D'\c  Vereinigten 
Staaten  aber  haben,  ausser  den  eben  erwähnten  Uebercinkunften  mit  Eng- 
land in  den  Jahren  1788  und  1823  Verträge  mit  Frankreich  über  Ausliefe- 
rung von  Ausreissem,  und  unter  dem  9.  Nov.  1843  (Martens,  N.  R.  G., 
Bd.  VI,  S.  660)  sogar  eine  Uebereinkunft  Aber  die  Auslieferung  wegen  ein-  . 
idner,  genan  bezeichneter,  gemeiner  Verbrechen  geschlossen;  letzteres. aber 
flO  Wenig  bereuet,  dass  sie  unter  dem  25.  Not.  1850  nut  der  Schweiz  und 
oBtar  tei  16.  Jmü  1852  mü  Prenssea  and  andereii  d^tscben  Staaten  ganz 
ttmlfelie  Yersbredungen  tntfeit,  freOidi  in  äleaeii  FftUen  adt , AiuBCbliefisiing 
der  Aullefening  eigener  StaaMigehOHger.  UeberdieBB  ist  die  Analiefenuig- 
vm  Yertmcheru  jeder  Axt  «nter  den  Sttoten  der  Union  eelbat  mImb  dnrch 
die  Yertemg  MgesteUt  (Art  4,  eect.  2),  und  ancb  gegenttber  Ton  fremden ' 
Stia^n  -hat  Bich  Aet  Staat 'Hew-Tork  dnrdi  ein  eigieneB  Gesetz  mt  Aju^ 

1)  D«  di«  VoUxidMMff  äm  Vartnigw  v«b  iSiS  injuictiflMluiSdiwieiifl;k«it«ii  M  mg» 

ÜAchcn  Gerichten  fand,  ho  wurde  tu  deren  Bevoitigun^  ein  neues  llebereinliommen  getroffa 
und  auch,  unter  dorn  ^.  Miü  i»6^,  unterzeichnet,  8.  diuuelbe  bei  llcrtslc  t's  TceAtI»e«,  iid.  iX, 
8.  281.  AUein  die,  TerfkMungatnIiuig  bei  einem  Auslieferungs  vertrage  noUi  wendige,.  Mügapg' 
4e8  Parliunrates  lionnte  nielit  erlangt  worden,  und  so  ist  es  Kunttchst  bei  dem  Vertrage  roalStt 
teblieben.  Vgl.  die  Dcbutten  im  übetliauAe  mu  6,  11,  14  nod  ib.  JuiM  U6»  bei  UaoMrd. 
*   .  .    .  •  •  • 
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lieferung  wogen  aller  gemeiner  Verbrecher  bereit  erklärt,  "wenn  solche  nach 
dem  Recht«  des  verletzten  Staates  mit  Tod  oder  Gefänguiss  zu  bestrafen  seien. 

2)  Eine  zweite,  zahlreichere  Abtheilung  bilden  diejenigen  Staaten,  welche 
Fremden  keineswegs  ein  unbedingtes  Recht  des  Zutrittes  und  Aufenthaltes 
gestatten,  sondern  sowohl  allgemeine  Verfügungen  als  einzelne  Maassrogcln 
je  n.ich  eigenem  Vortheile  treffen,  in  Beziehung  auf  Auslieferung  aber  das 
System  befolgen,  eigene  üntcrthanen  niemals.  Fremde  nicht  wogen  eines 
Verbrechens  gegen  den  Staat,  wohl  aber  wegen  schwerer  gemeiner  Ver- 
brechen auszuliefern.  Allerdings  finden  kleinere  Verschiedenheiten  in  der 
Ausführung  dieser  Sätze  statt;  sie  betreffen  jedoch  nicht  den  Kern  de« 
Grundsatzes,  Bondcrii  nur  untergeordnete  Punkte.  So  sind  z.  B.  die  sich 
zur  Auslieferung  eignenden  Fälle  nicht  ganz  gleichniässig  bestimmt.  Wäb- 
reud  einzelne  Staaten  nur  bei  ausdrücklich  anerkanntiT  Gegenseitigkeit 
handeln,  und  sie  somit  die  obigen  Grundsätze  nur  als  Ausgangspunkte  für 
besonders  abzuschliesseude  Verträge  erklären;  vollziehen  andere  die  tod 
ihnen  aufgestellten  Regiln  ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Verfahren  Dritter. 
Eben  80  ist  die  Aufnahme  von  fremden  Flüchtlingen  bei  den  Einen  durch 
allgemeine  Vorschriften  geordnet;  bei  Andern  wird  sie  dagegen  je  nach  der 
Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles  und  nach  besonderer  Anweisung  der 
Regierung  behandelt.  —  In  diese  Abtheilung  gehören  denn  namentlich  Frank- 
reich, Belgien  und  die  Schweiz,  deren  Grundsätze,  wegen  der  besonderen 
Wichtigkeit  gerade  dieser  Länder  in  der  Asylfrage,  im  Einzelnen  dargelegt 
werden  müssen;  femer  Russland  *).  . 

Frankreich  anerkennt,  zunächst,  kein  Recht  eines  Fremden  sich  geg^t 
den  Willen  des  Staatsoberhauptes  aufzudrängen.  Vielmehr  ertJieilt  das  Gesetz 
vom  21.  April  1832  ausdrücklich  die  B^fugniss,  Fremde  aus  dem  Staats- 
gebiete zu  entfernen,  wenn  ihre  Anwesenheit  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  nachtheilig  sein  sollte;  und  zwar  steht  die  Entscheidung  lediglicb 
Regierungsbehörden  und  nicht  etwa  den  Gerichten  zu.  Aber  auch  geduldete 

I)  Uowühiihch  wird  UiusLand  unter  den  Staaten  aufgeführt,  welche  niemals  aaBliefcm,  d» 
FaU  besonderer  Verträge  aUBKenoninien.   8.  n.  a.  Martens,  Pr^is,  i  loi.   Es  oumc  dahin  gestielt 
bleiben,  in  wie  ferne  diese  IlandlunK^welse  wirklidi  als  Qruiidsats  au^esleüt  ist.  (ein  Bewds 
dafür  ist  nirKenda  (gegeben,  und  sollwt  in  den  dem  Gegenstand  besondors  gewidmeten  tkbriftea 
nichts  ta  finden ,  wie  namentlich  bei  Witte ,  Die  Rechtsverhältuisse  der  Ausländer  in  Russland. 
Dori>-,  1M7);  tbatsilchlich  finden  Auslieferungea  in  Tiolcn  FiUlen  statt,  da  der  Kaiaerstaat  «>• 
Abschlusbo  betreffender  Vertrüge  ganz  geneigt  ist.   Solche  Vertrüge  btstelien  namcutlii-li  to^ 
allen  Nachbarstaaten.  So  mit  China,  s.  Criminal-Oesetzbach  von  1815,  I  175.  Annierk. ;  mit 
Türkei  der  Vertrag  von  Kaiuardsehi,  vom  10.  JuU  1774,  welcher  noch  im  Jahr  184S  gelte»' 
gemacht  wurde;  mit  Oesterreich  imd  Preussen  ein  Vertrag  vom  4.  Jan.  1M4  in  Uetreff 
Bewohner  ehemalig  polnischer  Provinxcn;  mit  Schweden,  vom  XO.  Nov.  181U,  bezüglich  (l* 
Auslieferung  wegen  grober  gemeiner  Verbrecher;  mit  Preosscn  vom  80.  Mai  1844  eüi  g*"* 
allgemeiner  Aoslieferangsvcrtra^  ohne  alle  Ueschriiukung;  ausserdem  auhlreicl>e  Vertrige  &^ 
die  Auslieferung  von  Fahnenflüchtigen.   Da  Russland  Uberdless  zu  den  Staaten  gehört,  weldis 
den  Zutritt  und  den  Aufcuthalt  von  Fremden  lediglich  nach  ihrem  Belleben  ordnen:  (s.  die  aoK^ 
rahrte  Schrift  von  Witte,  8.  SS  fg.)  so  ist  dnu'elbe  in  nllen  praktischen  Beziehungen  lu  die 
gegenwärtige  z>velte  Klasse  zu  scUeu.        •.  ' 
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SlAckUinge  sind  bestimmten  Tonictatsmaassregeln  unterworfen;  namentlich 
werden  sie  inaner  in  das  Innere  gebracht.  S.  jj^imdschreiben  des  Polizei- . 
ministers  vom  April  1853;  and  Block,  Dictionnaire  de  radministr. j  Art..' 
Il6fiigi6s.  —  Was  aber  die  Auslieferung  betrifft,  so  ist  von  einer  solchen 
in  Beziehung  auf  Franzosen  gar  keine  Rede.  Einige  frühere  Verträge,  .  ^ 
welche  es  gestatteten,  sind  Ifingst  erloschen  und  standen  immer  vereinzelt. 
Und  ebenso  ist  ein  kaiserliches  Dekret  vom  23.  Oktober  1811,  welches  dem 
Staatsoberhaupte  die  Ueberlassuiig  eines  Unterthancn  an  einen  fremden  Staat 
vorbehielt,  ausser  üebung,  wenn  es  tiberhaupt  je  zur  Anwendung  kam.' 
Fremde  dagegen  liefert  Frankreich  aus;  jedoch  nur  unter  folgenden  Be- 
schränkungen. Vororst  ist  dii'  ;iu?-drlicklicli(.>  Genehmigung  des  Staatsober- 
hauptes in  jedem  einzelnen  Falle  nüthig.  Sodann  werden  nur  eigene  Unter- 
thanen  des  verlangenden  Landes,  nicht  aber  etwa  auch  Solche,  welche  sich 
früher  in  dieses  Land  anderwärts  her  geflüchtet  hatten,  ausgeliefert.  Drit- 
tens gescliieht  es  nicht  wegen  staatlicher  Verbrechen  und  nicht  wegen  blosser 
Vergehen,  sondern  nur  w(gen  genuiner  Verbrechen  (crimes).  Endlich  niuss 
die  fremde  Regierung  selbst  die  Auslieferung  verlangen,  und  nicht  etwa 
eine  untergeordnete  Behörde.  S.  Rundschreiben  des  Jujstizniinihteriunis  vom 
5.  April  1841,  bei  Dalloz,  Dict.,  Ai-t.  Extradition;  ferner  Block,  a.  a.  0., 
Art.  Extradition.  —  Die  vielen  von  Frankreich  abgeschlossenen  Vertrüge 
sind  nur  besondere  F( stsctznngen  dieser  allgemeinen  Grundsätze;  und  wenn 
etwa  auch  noch  in  früherer  Zeit  einige  Abweichungen  vorkamen,  wie  z.  B. 
in  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz  vom  18.  Juli  1828  Ausliefenmg  wegen 
staatlicher  Verbrechen  verabredet  war:  so  ist  diese  Bestinmmng  sogar 
durch  einen  besondern  Vertrag,  vom  3.  Sejit.  1833,  ausdrücklich  zurück- 
genommen wurden;  und  je  näher  der  Gegenwart,  un>  so  weniger  lindet  eine 
Abweichung  melir  statt.  Die  Auslieferungsverträge  Frankreichs  gehen  Ober 
die  Mitte  des  18ten  Jahrhunderts  hinauf.  Abgesehen  von  den  vielen  Ver- 
abredungen über  die  Auslieferung  Fahnenflüchtiger,  wurde  unter  dem  17.  < 
August  1736  ein  Auslieferunghvertrag  mit  den  Niederlanden  bekannt  ge- 
macht, (s.  H^lie»  Traite  de  l'instr.  crira.,  Bd.  il,  S.  G56.)  Sodann  liegen 
iwei  wesentlich  gleichlautende  Verträge  vor  mit  dem  fränkischen  Kreise 
T<tta  4»  Oüt  1741,  (s.  Moser,  Yersoch,  Bd.  VII,  S.  152)  und  mit  WOrttemr^ 
beirg  yoia  8->9.  Dee..l763,  (Martens,  Ree.,  Bd.  I,  S.  31ü),  welete  die  Aos- 
lieferung  von'Bftnbera^  üeMiMteni  (mitlfitttenrs),  Dieben,  BiaiMtttifterB, 
Todtschlägeru.,  MjOftdem  wmI  TigtUiiden  firabseden.  Unter  dem  ö.  JnU 
1786  trat  «Frankreich  einem  Vertrage  zwiflclien  Spanien  and  Portiigal  bei, 
«ileher  die  Avdieferung  voa  Füsebinaiiaeni)  Schmogsjeni  and  Falineii-' 
flaohtigen  bestimmte.  Ifit  der  Scbweia  besieht  sei^  dem  -2.  Fmet.  des  Jahres, 
YI,  oder  19.  AngMt  1798,  ein  Tertrag,  «eleher  bm  27.  SepONr.  1808  and 
au  18.  Juli  1828-  emeneirt  werde,  <SuelI,  flsAidboeb,  Bd.  I,  8<  495  fg.)  and 
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durch  welchen  eine  Reihe  von  schweren  gemeinen  Verbrechen  als  Grand 
gegenseitiger  Auslieferung  festgestellt  ist.  Zur  Grundlage  fttr  eine  allge- 
meine Regel  dient  aber  itzt  der  Vertrag  mit  Belgien,  vom  22.  Nov.  1834. 
Durch  denselben  sind  bestimmte  Fälle  als  gemeine  Verbrechen  bezeichnet 
nftmlich:  Mord,  Nothzucht,  Vergiftung,  Brandlegung,  Fälschung,  Falsch- 
münzerei, Meineid,  Diebstahl,  betrügerischer  Bankrott,  Kassenveruntreuung; 
und  ausserdem  ist  noch  bei  diesen  Vergehen  ausdrücklich  festgestellt,  dass 
Auslieferung  nur  in  den  bis  zu  einer  peinlichen  Strafe  gehenden  Fällen 
stattfinde.  Wesentlich  dieselben  Bestimmungen,  zum  TLeilc  mit  den  gleichen 
Worten,  sind  denn  seitdem  in  einer  ganzen  Reihe  von  Verträgen  zwischen 
Frankreich  und  anderen  Staaten  aufgenommen  worden.  So  die  üeberein- 
künfte  mit  Sardinien,  vom  23.  Mai  1838;  mit  England,  vom  13.  Februar 
1843;  mit  Lucca,  vom  10.  Nov.  1843;  mit  den  Vereinigten  Staaten,  vom 
9.  Nov.  1843;  mit  Baden,  vom  27.  Juni  1844  und  17.  Nov.  1853;  mit  Tos- 
cana,  vom  11.  Sept.  1844;  mit  Luxemburg,  vom  26.  Sept.  1844  und  mit 
Holland,  vom  7.  Nov.  1844;  mit  Neapel,  vom  14.  Juni  1845;  mit  Preussen, 
vom  21.  Juni  und  20.  August  1845;  mit  Bayern,  vom  26.  März  1846  und  20. 
Juni  1854;  mit  Mecklenburg-Schwerin,  vom  26.  Jan.  1847;  mit  Mecklenborg- 
Strelitz,  vom  10.  Febr.  1847;  mit  Oldenburg,  vom  6.  März  1847;  mit  Bremen, 
vom  lü.  Juni  1847;  mit  Lübeck,  ?  1847;  mit  Hamburg,  vom  5.  Febr.  184^?; 
mit  K.  Sachsen,  vom  28.  Febr.  1850;  mit  Ncu-Grauada,  vom  9.  April  1850: 
mit  Spanien,  vom  26.  August  1850;  mit  Kurhessen,  vom  12.  Nov.  1852;  mit 
Württemberg,  vom  25.  Jänner  1853;  mit  GH.  Hessen,  vom  26.  Jänner  1853; 
mit  Frankfurt,  vom  9.  April  1853:  mit  Hessen-Homburg,  vom  18.  April  1853; 
mit  Nassau,  vom  30.  Juni  1853;  mit  Lippe  -  Detmold ,  vom  14.  April  1854; 
mit  Wuldcck,  vom  10.  Juli  1854;  mit  Portugal,  vom  13.  Juli  1854;  mit 
Hannover,  vom  13.  März  1855;  mit  Oesterreich  1855. 

In  Belgien  ist  das  ganze  Verhältniss  bald  nach  der  Gründung  des 
Staates  durch  Gesetzgebung  ausdrücklich  und  unzweifelhaft  festgestellt  wo^ 
den,  so  dass  hier  weder  ein  Schwanken  noch  eine  Ausnahme  aufstösst  — 
Die  Aufnahme  Flüchtiger  ist  zwar  als  Regel  angenommen;  jedoch  der  Regie- 
rung die  Befugniss  zur  Ausweisung  in  allen  Fällen  eingeräumt,  in  welchen 
ein  Fremder  entweder  durch  sein  Betragen  die  öffentliche  Ruhe  gefährdet, 
oder  wenn  er  wegen  eines  der  gemeinen  Verbrechen,  welche  Grund  zu  cin^r 
Auslieferung  sind,  in  seinem  Vaterlande  bestraft  oder  angeklagt  ist.  Diese 
anfänglich  nur  auf  drei  Jahre  gültige  Bestimmung  ist  später  wiederholt  ver- 
längert worden.  —  Eine  Auslieferung  darf  die  Regierting  bei  Belgiern  nie- 
mals bewilligen,  und  auch  bei  B>emden  nicht  wegen  staatlicher  Handlungen; 
wohl  aber  ist  ihr  gestattet,  gegenseitige  Verträge  mit  fremden  Staaten 
schliesscn  über  Auslieferung  wegen  bestimmter  gemeiner  Verbrechen.  (Es 
sind  die  so  eben  bei  dem  Vertrage  mit  Frankreich  aufgeführten.)    S.  Gewö 
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Yon  1.  Oet.  1838.  —  Avf  dieses  Gesetz  gestutzt  ist  denn  eine  Anzahl  von 
Yeitrtgett  solchen  Inhaltes  wirklich  ahgeschlossen  worden.  .So  z.  B.  mit 
Frankreich,  unter  dem  22.  Not.  1S32;  mit  Prenssen«  Tom  29.  Joli  1836; 
mit  Bajenij  vom  6.  Fehr.  1846;  ^ait  Korhesaeo,  vom  30.  April  1845;  mit 
HaimoTer,  vom  10.  Oct  1845;  mit  Saeh8eii-Coharg,  vom  16.  Jnli  1846;  ndt 
der  Schweis,  vom  11.  Sept  1846;  mit  Anhalt-Bemburg,  vom  12.  Oct.  1846; 
mit  Anhalt-Dessaa,  lom  24.  Oct.  1846;  mit  Sachsen-Weimar,  vom  3.  Kov. 
1846;  mit  Anhali-KOthen,  Tom  8.  Not.  1846;  mit  Sat^isen-lfeinineen,  vom 
4.  Nov.  1846.  . 

Die.  Schweiz,  als  völkerrechtliche  GLHammthcit,  nimmt  das  RecW  des 
Asyles  in  Anspruch,  and  fibt  es  uuoh  bekanntlich  sehr  vi(üfü]tig  und  in  aus- 
gedehntem Maasse  ^!ÜS.  Allein  i\v  erkennt  weder  diu  PÜiclit  an,  finen 
FUl^tling'  gegen  ihren  Willen  in  ihrem  Gebiete  zu  dulden,  hat  vielmehr 

schon  in  sdir  vielen  Fällen  und  bis  in  die  neueste  Zeit  Fremde  ausgetrieben, 
welche  entweder  sich  Unzaträglichkeiten,  auch  leichterer  Ai-t,  im  Lande  selbst 
sd  Schulden  kommen  Uessen,  oder  welche  nach  ihrer  Aufnahme  in  den  schwei- 
'zeriscbcn  Schutz  weitere  Unternehmungen  gegen  fremde  Staaten  v<»rnahmen; 
noch  gestattet  sie  den  geduldeten  Flttchtlingm  vollkommene  Freiheit,  indem 
sie  dieselben  theils  von  den  Griinzen  entfernt,  thcils  ihnen  bestimmte  ^^'uhu- 
ortc  im  Innern  anweist.  Die  allerdings  vielfach  von  anderen  Staaten  ge- 
führten Klagen  über  das  Verhalten  der  Schweiz  l»etrcffen  nicht  sowohl  die 
von  ihr  aufgestellten  Grundsätze,  als  eine  nachlässige  und  übelwollende  Voll- 
streckung derselben  in  clnzehien  Fällen  ').  —  Weniger  klar  ist  das  V<  rlialten 
der  Schwei/,  hinsichtlich  der  Auslieferungsfrage,  Keinem  /weiti  l  untt  i  liegt 
zwar  zunächst ,  dass  thatsäelilich  weder  eigc  ne  Dinger  noch  fremde  politische 
Flüchtlinge  ausgeliefert  werden,  weJiigstens  seit  einer  langen  IMlie  von  Jahren 
nicht  mehr.  Auch  mag  zugegeben  werden,  dass  iliose  Vc  i  lalir(  n^weisc  auf 
der  allgemeinen  Annahme  beruht ,  es  >-ei  dit  selbe  grundsät/lii  li  die  rielilige. 
Dennoch  liegen  auf  der  andern  Seili'  Vi  1  trage  vur.  und  selh>t  aus  neuerer 
Zeit,  in  welchen  die  Schweiz  Auslieferuiigeu  Fremdi  r  we  gen  Staatsverbrechen 
zusagt.  So  z.  B.,  wie  bereits  benierkt.  der  Vertrag  mit  Frankreich  vom  18. 
Juli  1828,  bis  zu  dessen  Abänderung  im  Jaiire  l-s;};').  So  ferner  der  Vt'rti-ag 
mit  Oesterreich  vom  23.  Sept.  182«  auf  25  Jahre  alig(  sc  hlossen,  in  welchem 
die  gegenseitige  Auslieferung  wegen  liochvenalLu)  und  Auii'uluä  bedungen 

k 

1)  Die  WkhtigkcU  dieMT  Behauptung  crffiebt  ildl  MU  besten  aus  den  auafOhrlicbcn  Ver- 
hindlun^n,  welche  die  8cbwe|k  wiuderhult  uiul  fiut  niit  sänuiillicbcii  furupäisdiru  Httiaten  in 
diM  letalen  Jahfaehnten  gehabt  b/A.  Man  aeh«  «.  B,  «Ue  bei  Marteaa,  ü.  Supyl. ,  Ud.  III, 
KTTSS— S6S,  nmunmengednickten  AetnwIBdEe.  Mdit  rar  iMit  die  EidgeniMSüiisiiian  ihre 
I'tiicht,  die  NachbarsUuücn  vor  UnternohmungeD  der  Ton  Ihr  boliorbergicii  FlUilitliii^'c  zu  lie- 
wahren,  niemaU  in  Abtedo,  Mndem  äo  berühmt  lich  »ogar  Ihnr  Thit^keU  und  WiUfiihrigfceit. 
Der  Streit  beitand  nur  Im  J.  1881,  wie  aneh  noch  spüler,  nameHidi  In  den  Jahn«  ISUI  imd 
djurin ,  d&HS  die  Nachbarstaaten  mehr  Wurtti  und  Bi-Iicin  ab  wifkUohe  und  wirkaaow 
Uaadlongen  erkennen  wollten.  Und  ailenUnga  «ehr  mit  Becbt. 

T.  Mohl,  Staatarocht.  Bd.  L  42 
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ist,  und  zwar  nicht  nur  für  den  Fall  einer  Begehuug  nach  Aufnahme  in  den 
Schutz,  sondern  auch  W(grn  Yerhrcchen,  «welche  in  dem  contrahirendtc 
Staate  gegen  das  Vaterland  hcgangen  word<'U  sind.»  Endlich  eiu  Vertrag 
mit  Baden  vom  30.  August  1808,  und  erweitert  unter  dem  2j.  Nov.  1820  —  I 

10.  Febr.  1821,  in  welchem  cbrnfalls  Auslieferung  wegen  Aufruhrs  nud  Hoch- 
verratlies versprochen  ist.  (S.  Snell,  Handbuch,  Bd.  I,  S.  485.)  Hinsichtlich 
der  Auslieferung  wegen  gemeiner  Verbrechen  bestehen  nicht  nur  gegen- 
über von  den  eben  genamiten  Staaten ,  ferner  gegenüber  von  Belgien  (vom 

11.  Sept.  1841»,  Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  IX,  S.  •i'22)  ausdrückliche  Vertrüge,  i 
welche  Auslieferung  hei  bestimmten  Verbnchen  festsetzen;  sondern  es  liegen 
viele  einzelne  Fülle  vor,  in  welchen  auch  gegenüber  von  solchen  Staaten,  dit 
keine  besonderen  Vertrüge  geschlossen  haben,  gemeine  Verbrecher  ausge- 
antwortet, ja  die  Uebernahnie  und  Fortbringung  derselben  durch  fremde 
Beamten  im  Innern  des  Sehweizergehietes  zugegeben  wurde.  Aber  auch  bitr  ^ 
fehlt  es  doch  an  allgemein  aufgestellten  Grundsätzen  und  au  bestimuilen 
Formen  des  Verfalirens.  i 

3)  Eine  dritte  Gruppe  bilden  diejenigen  Staaten,  welche  einer  Seit»  ' 
eine  Asylpflicht  nicht  anerkennen,  vielmehr  jeden  Falles  nur  solchen  Aus-  | 
hindern  den  Zutritt  gestatten,  die  mit  bestimmt  vorgeschriebeneu  Auswei^eD 
über  ihre  Person  versehen  sind,  selbst  Solche  aber  nicht  zulassen  oder  wieder  I 
ausweisen,  wenn  ihnen  diess  unter  gegebenen  Umständen  räthlich  erscheint; 
anderer  Seits  zu  Auslieferungen  grundsätzlich  bereit  sind ,  und  zwar  uicb' 
bloss  bei  gemeinen,  sondern  auch  bei  politischen  Verbrechen.    Nur  eigcnt  ^ 
Unterthanen  bleiben  auch  hier  unbedingt  von  Auslieferung  ausgeschlosscB. 
Hierher  gehören  Oesterreich,  Preussen,  im  Allgemeinen  die  Staaten 
des  deutschen  Bundes,  Neapel  u.  s.  w.       Doch  sind  allerdings  auch 
hier  nicht  unwichtige  Unterschiede  in  den  Einzeluheiten ,  von  welchen  natii-  . 
stehende  eine  besondere  Hervorhebung  verdienen. 

Oesterreich  hat  eiu  genau  geordnetes  System ,  auf  dessen  Grundlage  es 
gegenseitige  Uebereiukünfte  mit  d^in  Auslande  abzuschliessen  sucht,  welches 
es  aber  auch,  in  Ermanglung  von  Verträgen,  selbstständig  befolgt.  Diesem 

1)  Ans  den  hier  und  in  der  nUcbslen  Abtheiluiig  augeführten  Thatsachcn  crgiebt  «ich  deoOi 
dU8  dio  von  Lord  l*aliueriitun  in  »ctiieui  SclireiLen  vom  G.  Oct.  Ib49  au  Lurd  UloumHel«!  vCorrt- 
■pondence  reap.  Reflii^eeti  froiu  llungary.  Lund.,  IH51,  ful.,  8.  31)  aufj^eitdllcn  Bebauptouges 
Uber  ein  gleichförmige*  YölkergowobuhciUretbt  in  FlUchtliugiifragen  viel  zu  weit  geheo.  I^^ 
selben  lautcu  nüiniicli  foIgcndtfrmaa»iii-D:  „Wenn  irgend  eine  Regel  giebt,  welche  in  neocR' 
Zeit  von  allen  ge»ittigtt'n  Stauten,  gross  oder  klein,  vurxugswelKc  befolgt  wird,  ro  ift 
dau  kein  Staat  einen  politi«chen  Flüchtling  au»lic/crt,  en  mUiwte  denn  eJne  gaui  be»tiuui>M 
vcrtragsmiUsige  Verbindlichkeit  dazu  be«teheu;  und  Ihrer  Mi^e^tül  ilegierung  glaubt,  ^ 
nur  wenige,  wenn  überhaupt  welche,  Vertrüge  die*t^r  Art  licstehcn.  Die  CJcsetic  der  G«!- 
freaodschafl,  die  Forderungen  der  Menschlichkeit ,  das  allgcmeiDe  Oefiihl  verbieten  «olcbe  Aui- 
lieferungeo  gloichmüssig;  und  ein  unabhäugigL'r  Staat,  welcher  mit  freieui  Willen  elDcH*n>Uiu4 
dieser  Art  vornähme,  wMrc  verdientemiaat»aun  und  ganz  allgeuiein  gebrandmarkt  alf  bcr«^ 
gewürdigt  und  entehrt."  In  wie  ferne  diese  Aiuieht  eine  theoretisch  richtige  ist,  wird  sich  »v^^'' 
leigen ;  aUelu  poaitivei  europäische«  Völkerrecht  bt  sie  offenbar  nicht. 
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ta  F<dge  werden  Inlftader  nie  uegeUefert;  AnsUnder  dagegen  immer,  und 
«war  sowohl  wegen  gemeiner,  als  wegen  staatlicher  Verbrechen.  -Die  Ans- 
Ueferong  aber  gisschieht' sowohl  anf  Vc^tangen  des  terletaton  Staates,  als 
ohne  ein  solches  Ansncifaen'nnd  somit  von  Amts  wegen -bei  jeder  steckbrief- 
lichen Verfolgung.  In  letiterem  Falle  wird  vorerst  Verhaftong  oder  sonstige 
SichtesteUnng  gegen  den  Betreffenden  ^angeordnet,  dann  dem  verftrigenden - 
Staate  die  Anslicfomng  angeboten.  Wird  lekstere  nicht  angenommen,  so  er- 
fidgt  Bestrafung  nach  östcrreidiischem  Gesetze  nnd  nachherige  Ausweisung. 
(Znstftndigkeit  der  Behörden  and  Yerfabren  sind  geordnet  durcli  Uofdeoret 
vom  10.  Dec  1808.)  ^  Anf  Grund  dieser  Bestimmungen  sind  denn  Verträge 
geschlossen  mit  Panna,  vom  3.  Juli  1818;  mit  der  Schweiz,  vom  13.  Septbr. 
1828;  mit  Toscana,  vom  12^  Oct.  1829;  mit  Sardinien,  vom  6.  Jum  1836*). 
Mit  Kussland  und  Prenssen  besteht  ein  besonderer  Vertrag  üb^r  die  gegen- 
seitige Auslieferung  von  Staatsverbrechern  aus  den  ehemaligen  polnischen 
Provinzen,  jedoch  nur  auf  Anforderung.  S.  über  das  Ganze:  Vesquc  von 
Pflttlingeu,  Die  gesetzliche  Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich,  S.  1(55  ff. 

Preussen  hat  zwar  keine  allgemeinen  Regeln  aufgestellt,  vielmehr  — 
mit  Ausnahme  der  vertragsmilssig  geordneten  Punkte  —  die  Venvilligung 
einer  Auslieferung  im  eiu/elnen  Falle  der  Regierung  vorbehalten;  allein  es 
ist  doch  wesentlich  dieser  dritten  Staatengruppe  beizuzählen.  Nicht  nur  ist 
die  Auslieferung  schon  in  den  frei  zu  entscheidenden  Fällen  keineswegs  auf 
gemeine  Verbrechen  beschränkt;  sondern  es  bemüht  sieh  auch  die  Regierung 
nachhaltig  und  folgerichtig,  allgemeine  Auslieferungsverträge  mit  möglichst 
vielen  fremden  Staaten  zu  Stunde  zu  bringen.  Solche  sind  /aim  ]kisi»iile, 
fast  wortgleich,  von  dem  Jahre  1824  an  abge>ichlossen  worden  mit  Weimar, 
Altenburg,  Gotha,  Reuss- Plauen,  Sachsen,  NSaldeck,  Rudolstadt,  Rernburg, 
Braunschweig,  Grossherzogthum  Hessen,  Sondershausen,  (S.  Simun,  Preuss. 
Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  47Ü  ff.)  Ferner  mit  Rusbiand  die  oben  bereits  auge- 
führte Uebereinkunft  vom  20.  Mai  1844  (Martens,  N.  R.  G.,  lid.  VIl,  S.  28.) 
Und  nur  ausnahmsweise  bestehen  aucii  solclie  Uebereinkünfte ,  welche  die 
Auslieferung  auf  gemeine  Verltrecheu  beschränken.  So  mit  Mecklcnburg- 
Schwc  iiu,  vom  14.  Febr.  1811  und  vom  28.  Febr.  1831  (Martens,  N.  R.  G., 
Bd.  IX,  S.  215);  mit  Russland  und  Polen,  vom  5.  Mai  lwl5  und  17.  März 
1830  (Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  IV,  S.  293,  und  Bd.  Vlll,  S.  244),  übrigens 
im  Jahr  lb43  wieder  aufgehoben;  mit  Belgien,  vom  2*J.  Juli  iSoti;  niit 
Luxemburg,  vom  11.  Marz  1^44  (Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  VI,  S.  .iOb).  Es 
ist  somit  nicht  Abneigung  gegen  Auflieferung  jeder  Art  >ou  ausländischen 


1)  In  Beiiehoag  anf  dkiea Vertrag  oreigMte  «tob  der  eigentfafimliclie  Unutand,  daas,  ab  durch 
dw  FHedeuvertrac  Toa  C  Ang.  184S  41«  Mh«raB  VcitrSffe  In  globo  Ar  Infgaitellt  aikUxt 

wurden,  die  »ardinlschcn  Kärntnern  den  Vertrag  von  1838  aU  unanwendbar  auf  dleAoilietellllf 
poUtUcher  Verbrecher  erklärten,  die  Hecienog  dagegeo  oabediogt  ratiflcirte. 
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Vi'rliiTclifrn ,  oder  auch  nur  Schwanken  in  den  Grandsützen ,  was  die  Auf- 
stcUung  eines  ganz  selbst  ständigen  Systenies  verhindert;  sondern  der  Ent- 
sehhiss,  nur  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  sich  zu  binden.  —  Bemerkenswerth 
sind  bei  Treusscn  nocli  die  vielen  Verträge  über  die  Auslieferung  von  Ausreisscm. 

Der  deutsche  Hund  hat  allgemeine  und  somit  sümmtliche  MitgüedtT 
veri>Hielitendc  Destinmiuiigen  über  die  Auslieferung  von  Bundesstaaten  ao 
einander  getroö'en.  Zuerst  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  18.  Aug.  1836. 
eine  allgemeine  gegenseitige  Auslieferung  aller  Personen  angeordnet,  welche 
sich  <gegen  die  Souveränität  oder  gegen  die  Existenz,  Integrität  oder  Sicher- 
heit eines  anderen  Huudesstaates  verfehlen.»    Später  erfolgte  eine  gleiche 
Auslii  lerungsvorschrift  in  Beziehung  auf  sänuntliche  gemeine  Vergehen,  mit 
alleinigem  Ausschluss  von  Abgaben  -  Defraudationen  und  Ucbertretungcn  von 
Tolizei-  und  Finanzgesetzen.  (Uundcsbeschl.  vom  26.  Jänner  1854,  bei  Zöpfl, 
Sioatsr.,  Dd.  II,  S.  (iij7.)    Einzig  die  eigenen  Unterthanen  sind  von  solcher 
Auslieferung  ausgenommen ;  was  denn  auch  um  so  nothwendiger  war,  als  die 
Verfassungsurkunden  oder  die  Strafgesetzbücher  der  meisten  deutscheir  Staaten 
jede  Auslieferung  der  eigenen  Bürger  an  fremde  Staaten  ausdrücklich  anter- 
sagen.    Eine  Reihe  von  näheren  Bestimmungen  regelt  die  Art  des  Aushefe- 
rungsverlangens,  die  Priorität  der  Berechtigung  bei  mehrseitiger  Beanspruchufl? 
derselben  Person  u.  s.  w.  —  Ausser  diesen  Bundesgesetzen  besteht  auch  noci 
unter  sänmitlichen  Bundesstaaten  eine  allgemeine  Cartell- Convention,  voi 
12.  März  lö31. 

b)  Der  gegenwärtige  Stand  der  Lehre. 

Nicht  viel  weniger  Raum,  als  das  positive  Recht  der  verschiedenen  Staaten 
in  Ausimuh  nimmt,  erfordert  die  Darlegung  der  so  manchfach  auseinander 
gehenden  Ansichten  der  Theoretiker  Über  das  Asylrecht  und  was  damit  zn- 
sanimeidiäiigt.    Knie  Uebersicht  ist  aber  wohl  am  leichtesten  zu  gewinnen, 
wenn  die  Frage  in  ihre  Bestaudtheilo  aufgelöst,  und  dann  in  Beziehung  aaf 
jeden  derselben  das  Betreffende  mitgetheilt  wird.    Dabei  erscheint  es  zweck- 
mässiger, die  Meinungen  nach  ihrer  inneren  Beschaffenheit  and  Begrtlndung 
zusammenzustellen ,  als  die  Schriftsteller  nach  den  Diseiplinen  zu  gruppiren, 
welche  sie  in  der  Hauptsache  bearbeitt?ten.    Es  hätte  allerdings  auch  s^'DP 
Vortheile,  wenn  ülvrsichtlich  dargestellt  wtlrde,  wie  sich  die  Criminalisl«'''' 
die  Slaatsreclilslehrer,  die  Bearbeiter  des  Völkerrechtes  u.  s.  w.  zu  der  Frag? 
verhalten;  allein  von  grösserer  Bedeutung  ist  es  doch,  zu  wissen,  was  gesagt 
ist,  als  wo  und  bei  welcher  Gelegenheit  es  gescJiah.  —  Demgemäss  wird 
denn  im  Folgenden 

a)  vor  Allem  dargelegt  werden,  welche  Ansichten  bestehen  über  de« 
Umfang  der  RechtsanfLMbo  des  Staates  überhaupt.  Hierauf  mag  dann  » 
den  Einzelnheilen  übergegangen  und  zunächst 
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^  er<hrtort  werden,  .welche  Sfttze  «ofgestellt  sind  binsichttich  des  Rechtem, 
beftiehongsweiBe  der  Pflicht  des  Staates,  nm  Schutze  der  Ret^htsordnong  ' 
aEderer  Staaten  vorbeogende  Maassregeln  za  ergreifen. '  Hieran  reiht  sich 

)')  die  Dailegnng  der  Lehren  Aber  die  Zoerkennnng  Ton  Strafen  wegen 
wirklich  eingetreteoer  Verletaung  fremden  Rechtes.  Endlich  sind 

^  die  Meinungen  über  das  Recht  nnd  iher  die  Pflicht  des  Staates, 
fipeaiden  Unterthanen  Anfenthalt  nnd  Schnts  g^n  Verfolgung  ihrer  Regie- 
rungen m  geben,  daraasteUen  *). 

a)  Die  Ausichteu  Uber  den  Uinfnng  der  Uecbtsaufgabe  des 

Staates  üb  er  Ii  au  pt. 

Man  sollte  glauben,  dass  eine  so  wichtige  und  wissenschaftlich  anspre- 
chende Frage,  wie  die  nach  dem  rftundieheii  rnifaiiL'e  der  dem  Staate  zufal- 
lenden Rechtsaufgabe,  eine  häufige  und  gründliche  ßeariieitungj  eine  zahlreiche 
Ltteratar  veranhisst  haben  roOsso.  Dem  ist  aber  keineswegs  s(i.  Fehlt  es 
auch,  nnd  zwar  schon  seit  langer  Zeit,  nicht  an  gelegentlichen  Krörtcruhgen 
oder  wenigstens  Meinungsänsaerungen,  so  ist  doch  erst  in  den  letzten  Jahren 
die  Frage  in  ihrer  ganzen  Tragweite  aufgefasst  und  Gegonfttand  besonderer 
Bearbeitungen  geworden  Die  (irüode  dieser  wenigstens  verhfiltnissmässigen 
Dürftigkeit  sind  aber  wohl  verschieden  gewesen. 

Einmal  ist  es  Oberhaunt  eine  ziemlich  häufige  Krselieinung,  dass  eine 
Aufgabe,  welche  auf  der  Grau/e  verschiedener  Wi>senschaft«'n  liegt,  nur  eine 
unzureichende  Bearbeitung  findet ;  namentlich  wenn  sie  an  sich  schwierig  ist. 
Während  sie  gegenseitig  zugtscboben  wird,  bleibt  sie  allerseits  liegen.  Die 
Untersuchung  über  die  Ausdelinuiit;  Iveclitsaufgabe  des  Staates  nioclite 
an  sich  im  philosophischen  Staatsrei  htc,  im  V(ilkrrrecbte,  iu)  Strafreelite,  in 
gewissen  Beziehungen  in  der  allgemeinen  Leine  des  bOrgerli»  lieu  Iti  ebtes 
erörtert  werdtn.  Dennoch,  oder  vielmehr  eben  disswegrn,  wnrd(>  sie  mir 
selten,  und  u<x;li  selti  iier  in  irgend  einer  Anstiilii  lit  likcif .  hi  liaiidclt,  -^oudcni 
vielmehr  in  «1er  Kegel  mit  einigen  g;uiz  allgi  inciueu  Beliauptuiigeii  abg(  fi  rligt, 
deren  Begriindung  und  Ausführung  angebiuh  anderen  WissciibcUalteu  Zü' 
Stehen  sollte,  dort  dann  aber  auch  nicht  zu  finden  war. 

Ein  zweiter  Grund  der  Nichtbeachtung  war,  weiiig'^tens  in  15.zirliiiiig 
auf  zwei  der  einselililgigen  Rwhtsdiseipliiieu ,  ein  inm  i  i  r  nnd  \M>seiiH  lialt- 
Ucher..  Sowohl  da«  philosophische  btauti^recht  als  das  V  ülkcrreclit  wuidcu 

1)  Mit  Vorlwlaehl  wird  die  Pnf«;  ob  der  Stuat  eigca»  Unterihanon ,  welche  im  AiMlHndo 

Vprliriv  tu  n  ^'i';,'i  n  ihn  seihst  oder  gegen  Mihinterthaiifn  bcpaiijfcii  hiilicii.  M  -«pnlrn  r  llalihnft-  • 
weriluug  zu  bt-ütrafen  berochtiKt  und  KtihuldiK  «ei?  hier  übcrtcanKm,  wdl  diiMi-r  KuK  die  lloi-liU- 
▼erhUtniiM  Tencfaiedener  Staaten  su  einander  nielit  iK-rührt ,  sondern  nur  dio  ;\tMiIcliRttn|;  der 
Hta«tM(r<>walt  nnd  ilirer  Gobottt  fllr  die  »iK^nnn  AnKuböriKcn  bvtrim.   Dlei«r  I'uact  latMOllt 
bei  der  Untersuchnnfir  der  volkcrrcehttirlicn  Lehr«  von  itciner  ncdeutiinfr. 

i)  8.  die  oben,  Helte  c<\9,  Anmcrk.  1,  iinfCfflihrten  Kehriften.  welche  Kleh^  wenn  auch  BleÜt 
■HBhHaMlIeli  m  doeh  weeentUeh  auch  mit  der  ailgemeiurten  Frage  besdiiftlgea  muHteik. 
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nflinlich  während  sehr  langer  Zeit  von  Grmidaii'^ichten  beherT<:oht ,  wcIcIk' 
eine  einlässlichc  Erüvtoning  dor  Fra^e,  oh  und  wie  weit  der  Staat  «  twa  einf 
über  seine  (rriinzen  hinausreichende  Recht ^autf^alio  habo.  nicht  erforderten, 
thcilweise  crar  nicht  zuliessen.    So  lange  niünlicli  im  philosophischen  Staats- 
rechte der  Slaat  nicht  als  ein  Glied  in  der  aufsteigenden  Reihonfulge  von 
men'ichlichon  Ordnungen  des  Zusammenlebens  aufgefasst  wnrd«^  ,  ■sondern  mit 
iMUt  rii  Spniiigc  von  deni  einzelnen  Individuum  zum  einheitlichen  Organismn* 
«•incs  ganzen  Volkes  fortgeschritten,  in  letzterem  dann  aber  auch  das  Kndziel 
allis  gemeinschaftlichen  Lebens  gefunden  wurde,  niusste  jt-ne  l-'rage  kurzer 
Hand  verneint  werden.    Es  war  ja  klar,  dafs  jeder  Staat  nur   ftlr  sich  und 
<lie  Seinigen  nach  den  besonderen  Verabredungen  zu  sorgen  hatte,  die  Be- 
dürfnisse Auswärtiger  aber  lediglich  durch  die  von  ihnen  g<'bildeten  Vereine 
und  deren  p]inrichtungen  zu  beschaffen  waren,  eben  weil  sie  den  diesseitigen 
Zuständen  und  deren  Abscldicssung  in  höchster  Instanz,  dem  Staate,  nicht 
angehtirten.    hn  Völkern  chte  aber  war,  und  ist  sogar  bei  Vielen  jetzt  noch, 
die  Annahme  eines  völlig  unvcrbundenen .  atomistischen  Nebeneinander- 
bestehens verschiedener  von  einander  ganz  unabhängiger  Staatsindividuen  die 
(iruiiiilagi'  aller  rechtliclien  Begreifung  und  Beweisführung.   Nicht  erst  einer 
J:irürterung  bedarf  es  nun  aber,  da^s  bei  dieser  Auffassung  grinids;ützlirh 
jeder  Staat  seine  ganze  positive  Thätigkeit,  also  auch  die  auf  llerste/Iung  der 
Bechtsordjinng  gerichtete ,  streng  auf  siih  selii^t  zu  beschränken  hat;  das? 
also,  mit  anderen  Worten,  auch  hier  die  Frage  nach  einer  Ausdelinunp  der 
Rechtsaufgabe  grundsiltzlich  und  vorne  herein  abzuweisen  ist.  Allerdings 
besteht,  auch  nach  dieser  Ansicht,  die  Pflicht,  andere  Staaten  nicht  zu  be- 
leidigen noch  durch  Uuterthanen  beleidigen  zu  lassen.  Allein  hierdurch  wird 
nur  ein  rein  negatives  Verhalten  veranlasst,  und  es  ist  bloss  die  Aufzählung 
einzelner  Handlangen  niHildg,  weldie  a  unterlassen,  beziehungsweise  zu  rar- 
hindern  sind.-  Diese  Beseichnung  kann  denn  tber  ohne  ein  Aufsteigen  za 
den  obersten  Omn^teiben  erfolgen ,  und  ist  denn  uch  so  behandelt  worden, 
—  Der  jetzige  mssenschaftliehe  Stund  beider  Disciplinen  ist  nun  zwar  ein 
wesentlich  versdiiedener  geworden ,  ond  dadnroli  llllr  beide  die  llögfidikeit 
nnd  Nothwendigkeit  einer  LSSnog  des  ProUemes  entstanden:  allein  noch  sind 
die  besseren  (Jmndansicbten  n  nea,  als  dass  schon  alle  einielneD  Ldven 
von  ihnen  bitten  dorchdrongen' werden  können  *)• 

Ein  solcher  innerer  Gmnd  war  nim  allerdings  weder  beim  Strafreehte 
noch  beim  bttrgerlichen  Bechte  vorhanden.  Im  Gegentheile  moaste  man  sid 
bei  dem  erstem  zn  allen  Zeiten  nnd  bei  Jedeir  Theorie.  Idar  darüber  stis, 
,  welcherlei  Arten  von  Handlongeii  n  bestrafen  seien;  nnd  es  konnte  sflpul 


Ii  So,  aber  freilich  auch  nar  so,  IMMt  ea  sich  erklären,  dlMaiilbst  in  den  Werk«o  roa 
Stsbl,  BlooUollll,  &«««ler,  HoryenaterD,  Sehauenberrer,  8ori.-i  di  CricpsB  die 
9t$f  SNr  ete'AMathmmf  dar  B«Qhtaordniiiig*pfliclit  da«  StutM  nnbesprodieia  bJaiM. 
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die  Frage  über  das  Territorial -Prindp  der  Strafe  nicht  umgangen  werden.  . 
Ebenso  war  die  Gollisioii  der  Statoten  eine  der  ijrichtigsten  allgemeinen  Lehren 
des  CSvilrecbtes,  welche  nicht  nnberflcksichtigt  bleiben  dmfle.  Und  so  kam 
es  denn  auch,  das  das  Meiste  nnd  das  Beste,  was  bisher  ttber  doi  Unifang 
der  staatlichen  Rechtsaufgabc  geleistet  war,  von  Bearbeitern  diesek'  beiden 
BechtstheUe,  Tor  Allem  von  Griminalisten ,  herrfthrte.  Dennoch  b^en  aneh 
hier  Gründe  Tor^  welche  die  Ausbeute  nicht  so  reich  werden  Hessen  y  als 
eigentUeh  za  erwarten  stand.  Eimn)al  nfimlich  erschien  es  sehr  Vielen,  nm 
nicht  m  sagen  den  Meisten,  in  beiden  Wissenschaften  möglich,  die  Torliegende  • 
^age  lediglich  aof^dem  Bodoi  des  positiven  Hechtes  zu  behandeln,  ohne  dass 
m  den  höchsten  BrOnden  aufgestiegen  werde.  In  wie  ferne  diese  Anffassong 
m  einer  genttgenden'  Lösung  der  efgenen  An^ben  dieser  Wissenschaften 
nihrte,  kann  hier  dahin  gestellt  bleiben;  altein  klar  is^  dass  sie  die  Dnreh- 
a]1>eUong  der  allgemeinen'  Frage  onpfindlicfa  veiktlmmerte.  Zwdtens  aber 
wurde,  und  zwar  vorzugsweise  von  Civilisten,  bei  gmndsfttdicher  Behandlung 
der  Frage  der  Fehler  begangen,  dass  man  nicht  hoher  als  zu  dem  Satze  auf- 
stieg: es  könne  ein  Bichte^  nur  sein  Landesgesetz  anwenden.  Nun  leuchtet  "  ' 
aber  ein,  dass,  8«lb8t  wenn  dieser  Satz  ganz  richtig  gewesen  wfire,  er  darOber, 
wie  weit  dieses  Landesgesetz  ausgedehnt  werden  kOnne  und  soUe^  |ar  nichts 
aussagte.  Diess  aber  ist  eben  der  Kern  der  Frage.' 

Eine  genauere  PrOiung  der  vorliegenden  Ansichten  Aber  die  Ansdehnüng 
des  Reehtes  jnnd  der  Pflicht  der  Staaten  znr  Aofreehteitailtwtg  der  Bechts- 
ordnung  und  natmentlkdi  zur  Anwendung  von  Strafen  zu  diesem  Zwecke  lisst 
denn  nun  erkennen  ,  dass  dieselben  hi.drei  Wesentlich  verschiedene  Onq^pcn 
zerfellen.  Innerhalb  der  einzeihen  dieser  Abtheilungen  mOgen  immerhin 
untergeordnete  Abweichungen  in  der  formellen  Fassung  der  Satze,  in  der 
BeweisfOhmng,  vielleicht  selbst  im  Grundsätze  sein:  allein  im  grossen  Ganzen 
wird  doch  entweder  eine  strenge  Abschliessung  der  Sorge  des  Staates  fhr. 

•  Rechtsordnung  auf  sein  eigenes  Gebiet  aafg('<:t(  !It ;  oder  aber  zwar  ein  Hin- 
aasgreifen  des  Staates  Aber  seid  Gebiet  und  über  die  dasselbe  betreffende 
Rechtsordnnng  za  Recbtszwccken  und  aus  R( chtsgrOoden  gestattet,  diese 
Handlungsweise  aber  nur  bei  bestiminton  l  <  ])oi  tn  tuiigen  und  aus  einzelnen 

•■  Gründen  zagegeben;  oder  endlich  wird  dif  Forderung  einer  allgemeinen  Welt- 
rechtsordnung und  die  Pflicht  zu  deren  il(  rstellnug  nach  Kräften  und  Um- 
ständen beizutragen  aufgestellt.  Ks  st(  lim  sich  al«:o  auch  in  der  reinen  Wis- 
senschaft, wie  in  den  Gesetzen  und  den  Verträgen  der  Staaten,  zwei  äu<>serste 
•einander  widersprechende  Anschauungen  gegcnflber,  und  zwiselu  n  diesen  liegen 
gutgemeinte  aber  mehr  oder  weniger  fojgewidrige  imd  schwäclUiche  Versuche 
zu  einer  Ausgleichung. 

1.  Zahlreich  sind  die  Rechtslehrer,  sowohl  unter  den  Bearbeitern  4ei 
Strafrechtes  als  unter  denen  des  Völkerrechtes,  welche  dem  Staate  dne  Aber 
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dif  f'igonc  Sii'licrung  luiKnisL't  lninlc  r;cfiitrnis>  zur  Wicdorhorstollung  oiner 
^'f^störti'ii  Hi'chtsfMHlnung  Ix'i/utragcii ,  nicht  cinniiimon;  und  es  muss  zuge- 
geben \vci"<lfn,  diiss  nii'lit  Wenige  von  den  Anhiingcni  dieser  Auffassnng  die 
Frage  seliurf  und  gründlieh  hohandcU  liaben.    Es  liegtgncn  hier  solir  l>c- 
drutiinh'  Namen.  —  Vur  Allen  i.st  KIcinschrod  (Archiv  für  Crün.-R., 
Bd.  VII,  S.  aSl  ff.)  der  An-^icht ,  dass  zwar  allording.s  während  der  Dauer 
tles  deutschen  Reiches  ein  irgendwo  in  Deutschland  gegen  das  gemeine  Recht 
begangene  s  Verhrechen  in  jedem  deutsdien  Staate  zu  bestrafen  gewesen  sei; 
»iie^i'  .\ufgalie  sej  jedoch  nur  eine  Folge  des  geschichtlichen  Unistamies  der 
damaligen  IJechts-  und  Staatseinlieit  gewcst  ii.  Für  die  souverän  gewordeneu 
Staaltn  (und  somit  übcrhauitt  für  alle  unahhangigeu  Staaten)  bestehe  eine 
s(dche  Vcrpllichtung,  die  Ordmnig  ausserhalb  ihres  Gebietes  aufrecht  zu  er- 
bah«'n,  nicht.  —  Feuerbach  (Lehrb.  des  i>einl.  Rechtes,  11,  Aufl.,  S.  54,) 
dr.lngt  seine  Ansicht  dahin  /usammen,  tlass  der  Bürger  nur  den  Strafge- 
setzen seines  eigenen  Staates  uiiter\\orfen  sei,  daher  gegen  einen  Aus^hiuder 
lediglich  die  Strat'gi  \\alf  des  Staates  der  begangenen  That,  gegeu  einen  im 
Auslande  fehlenden  Iniander  aber  nur  dann  eine  Strafgewalt  begründet  sei, 
wenn  er  geg«"n  da>  eigene  Vaterland  oder  dessen  Angehörige  sich  vergangen 
habe.       Die  von  Mitterniaier  in  den  Noten  /u  Feuerbach  (a.  a.  O.,  Seite 
5.'»       aiitVM-iellten  Sätze  sind  wohl  folgende:  Der  Sta<n  hat  keine  allgemeine 
Ht  cbtsiiiiiciil ;  (  r  thut  also  vollständig  geiuig,  wenn  er  bei  einem  im  Aus- 
lände begangenen  Verbrechen  a)  di  ii  Ausländer  (wenigstens  unter  Umstandeu) 
ausliefert;  b)  den  Inländer  selbst  bestraft.    Letzteres  dar!  er  aber,  selbst 
ohne  besondere  Bestimmung  der  Landesgosctzgebung ,  wenn  entweder  der 
Unterthan  sich  im  Auslande  gegen  den  eigenen  Staat  oder  dessen  im  lulande 
befindlichen  Angehörigen  verging ;  oder  wenn  er  gegen  eine  im  Inlande  Aber* 
uoniniene  PHicht  sich  verfehlte;  endlich  wenn,  er  in  firaadem  legis  in  das 
Ausland  ging.  —  Einer  eigenen,  ansftthrUohon  Prflfiing  hat  Ahegg  (Ueber 
die  Bestrafung  der  im  Auslände  begangenen  Verfaredieii.  Landsh.«  1B19)  den 
ganzen  Gegenstand  nnterworfiBB.  Der  Sat2,  von  v«idieni  er,  (freilich  ohne 
ihn  »1  beweisen,)  ausgeht,  ist  der,  dass  der  Staat  nur  inneihalb  seines  Ge^ 
bietps  den  Rechtsstand  m  sichern  habe.  Aosserfaalb  seiner  Grlnie&  werdoi 
weder  seine  Gesetze  verletzt,  noch  seine.  Pflichten  in  Anspruch  genomiMn; 
besonders  aber  «IttrüB  die  Stra^erichtsbarfceU  der  Staates  nicht  ans  blossoi 
OrOnden  der  Politik  Aber  die  rficfatlichen  Oribnen  auigedebnt  werden.  ■  DiK> 
wird  dann  mit  Folgerichtigkdt  aof  die  dnzelnen  FftDe  «ngewisiidet,  od 
namcntlicH  behauptet,,  dass  der  StfMt  keino-lei  vorzügliches  Recht  an  seine 
Unterthanen  jenseits  der  |jandesgrftnae  habe,  ond  sie  afa»  anch,  «na  dieeeai 
Grande  wenigstens,  nicht  bestrafen  fcOnne  wogen  HandlhOgen,  .welche  sie  in 
Aaslande  bangen;  femer,  das»  bei  einem  von  einem  Ansiinder  M  Anslaads 
begangenen  Yerbrechcn  gar  keine  fechtliohe  Benefanng  m  UHeram  Staate 
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bestehe,  sei  es  nach  Subjcct,  nath.  Ol^ject,  nach  Ort,  oder  Gesetz.  —  Beson- 
ders kbr  qirjdil  aidi  fentr  Heffter  au  (Ldirb.  d.  Grim.-R.,  §  25  and  26; 
im  K  AnMw  IHr  O.'-R^  Bd.  XIV,  S.  561 1.;  nbd  im  TOIkerrechtc,  2tc  Aufl., 
S.  68  fg.).  Ihm  zo  Folge  darf  rieh  kein  duellier  StMdb  den  Beruf  beilegen,, 
die  Gerscbtigkeit  allentlialbeE  an  mslrlilichaD.  ÜBcbl  nur  Hürden  Ihm'  di^ 
Mittel  dan  ftUen;  sondeni  er  kann  aadi  nicht  findem,  dass  sdoe  AnfTas^ 
BOBg  des  Becbtes  anaserbalb  seiner  €Mt|uen  anerkannt  Herde.  Jeder  St^t 
hat  fielmebr  die  Ansttbong  seiner  Bechtepflege  anf  die  Grinaeii  seiner  vOIker- 
reclitfieh  abgeschkNwenen  Wirksamkeit  so  besehrftnken.  Er  kann  namentlich 
nur'  da  «trafen,  ho  er  eine  Pili9ht  aoferlegen  darf;  diese  ist  aber  nur  bei' den 
Pntertbanen  der  Fall  Selbst  die  sog.  'deiicta  joris  gentinm  geben  kein  Bedit 
zur  BestrafÜmg,  (so  Hichtilgtf  anderwdtige  reebtUche  Folgen  sie  haben  mOgen,) 
Heil  kein  Gesetz  besteht,,  nie  mnl  wa  nem  gestraft  Herden  soll,  cone  allge-  . 
mehw  reehtUdieUebenBeBgang  aber,  nddie  etnä  dasGes^  ersetzen  könnte^ 
kefaiesMr^  Yoihanden  ist     ^  .Sodiinn  hat  andi.  KOstiin  (Nene  Bevision 
der  OrnndbegriiTe  des  Crim.-I^  8. 738  sq.  nnd  System  des  Strat-R*s.,  Allgem^ 
TheMt  S.  38  fg.,)  BCb  bestimmt  nn^l  geistraieh  ftr  die  Besdnttdrang  auf  das  . 
Staatsgebiet  Ansgeqirtiche^.  '.  Seine  BeneialUining  ist  ün  Wesentfichen  fol- 
gende: Bas  Becht  l8(  znar  ih  der  Idee  ein  AUgemeinea;  aBein  in  der  £r- 
schdnang  nnr  dn  Besonderes,  Podtives.  NamentUch  in  allen  staatsret^tlidien 
Bedebnngen  gibt  es  kdn  aaderea  G^^ets,  ab  das  e^ene,  Heil  nnr  dieses  das 
individnelle  Leben  des  Staater  aosdrückt  Die  tapedfischen  Sta^tsftmetionen. 
sind  HesentUch  territorial,  imd  znar  in  dem  doppdten  Sinne,  dass  sie  ans- 
schfieesende  Geltnng  innerhalb  des  Gebietes  haben,  nhd  dass  sie  Ober  dassdba 
hinaus  gar  nicht«  gdten..  So  kann  anar  mflglichenfeise  der  Staat  in  Fragen 
des  blirgeriklien  Becbtes  Andftnder  büUg,     h.  nadi  ihrem  eigenen  Bechte, 
behimdeln,  neil  Ider  der  Stiuit  <^dne  Besonderheit  relativ  negativ»  setzen 
Itann;  dagegen  hat  deb  die  8trafiriMibtsptfege  anf  das  Staatsgebiet. sn  be- 
sehrftnken j  «nd  die.  individnelle  'Besonderheit  anderer  Staaten  zu  achten. 
Dirdi  .BMafhng  eiser  aosserhalb-  seines  Gebietes  .begangenen  Handlang 
Hftrde  der  Sta^t  in  die  Bechte  eines  andern  Staates  eingrdfen.  Das  Völker- 
recht verlangt  nur  gldchen-  Bechtsschnta  auch  ftr  den  Ansl&nder,  und  ihm 
genOgt  bd  dnem-im  Aoslande  begangenen  Verbrech«!  entweder  AnsUefcrung 
oder  Uebenidime  der  Bestrafong  im  Namen  des  berechtigten  Staates.  Sehr 
ausfUhiüch  werden  noch  dio  beiden  Sätze  bestritten,- da^  ein  im  Aoslaüde 
fehlender  Minder  diessdts  bestraft  Herden  könne,  und  dass  sdbst  ein  im  . 
Aml^ndc  von  einem  Ausländer  begangenes  Verbrec^  unter  Un)Stfin4Ml'  , 
^csscitigcr  Strafgcrichtsbarlicit  ru  vorfallon  vermöge. 
•   Weniger  ansfifthrlifth  in  der  Begrftndong» .  allem  niobt.  minder  bestinunt 
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in  der  Anfstdlnng  dos  Grundsatzes  ist  eine  Anzahl  von  Sclirift^trllern  Ober 
Völkerrecht,  und  zwar  gerade  von  den  Neueren  und  Angesehenen.    ?-o  irt 
z.  B.  Story,  (Conflict  of  hiws,  ed.  2,  S.  filß,)  onbedingter  Anhänger  der 
Besch rilnkung  aller  nnd  jeder  Strafgerichtsbarkeit  auf  das  Gebiet  des  Staat« 
und  die  in  demselben  begangenen  Handlungen.    Ausdrtlcklich  billigt  er  die 
Lehre  des  englischen  comnion  law,  dass  der  Staat  weder  ein  Recht  habp, 
ein  ausser  seinen  Grilnzen  begiingenes  Verbrechen  zu  bestrafen,  noch  eine 
Verpflichtung,  irgendwie  sich  darum  zu  bekümmern.    Sodann  ist  Oppen- 
heim (Systom  des  V.R.'?,  S.  19.t  und  3H4  fg.)  für  strengste  Tcrritoriahtät 
der  Strafgerichtsbarkeit  und  dafür,  dass  jeder  Staat  nur  sich  selbst  zu 
schützen  habe.  Ferner  scheiutWheaton,  (Klemens,  6d.  2,  Bd.  II,  S.  137  fg.) 
dieselbe  Ansicht  zu  vertreten.    Mit  grosser  Entschiedenheit  verwirft  Wild- 
mann (Institutes  of  international  law,  Bd.  I,  S.  60  fg.)  alle  und  jede  Ge- 
richtsbarkeit Ober  Handlungen,  welche  ausserhalb  des  Staatsgebietes  begangen 
worden  seien.    Die  Strafgerichtsbarkeit  sei  ein  Ausfluss  der  Staatsgewalt, 
diese  aber  habe  keine  rechtliche  Macht  ausserhalb  der  StaatsgrÄnzen  und 
könne  nur  Unterthanen  Vorschriften  geben.    Als  einzige  Ausnahme  wird  die 
Bestrafung  von  Seerflubern  zugelassen,  und  auch  diese  eigentlich  nur  als 
eine  strenge  Ausübung  des  Kriegsrechtes  gegen  einen  allgemeinen  Feind. 
Auch  Pbillimore,  (Commentaries  upon  international  law,  Bd.  I,  S.  355.) 
steht  auf  dieser  Seite,  jedoch  mit  folgewidriger  Zulassung  der  Bestrafung 
eines  eigenen  Unterthanen,  welcher  im  Auslande  gegen  die  diesseitige  Rechts- 
ordnung gefehlt  habe.  Und  endlich  ist  es  die  eigentliche  Absicht  der  neuestet 
oben  bereits  angeführten,  Schrift  von  Sir  C.  Lewis  (On  forcign  Jurisdiction, 
a.  V.  St.),  für  die  Aufnchterhaltung  des  Territorialprincipes  wider  die  da- 
g.  gen  versuchten  Angriffe  einzutreten.    Die  von  ihm  gestatteten  Ausnahmen 
(Seeraub,  Verbrechen  auf  nationalen  Schiffen  u.  s.  w.,  betreffen  den  eigent- 
lichen Streitpunkt  kaum  oder  gar  nicht,  und  lassen  somit  den  Grundsatz 
ungebrochen. 

2.  Nicht  wenige  Rechtslehrer,  und  zwar  zum  grössern  Theilc  Völkcr- 
rcchtslchrer,  bab(>n  sich  jedoch  zu  einer  starren  Festhaltung  des  Territorial- 
principes der  Strafrechtspflege  nicht  entschliessen  können,  theils  wohl  in  dem 
Gefohle,  dass  dasselbe  zu  Folgerungen  führe,  welche  mit  menschlicher  Gesit- 
tigung  und  mit  der  sicheren  Verfolgung  erlaubter  Lebenszwecke  schwer  ver- 
einbar seien,  theils  wegen  praktischer  Schwierigkeiten,  welche  daraus  för 
das  friedliche  Verhältniss  zn  andern  Staaten  entstehen  möchten.    Da  sie 
nun  aber  doch  anderer  Seits  nicht  zu  dem  Grundsatze  einer  allgemeinen 
Weltrechtsordnung  und  zu  der  Ajierkennung  einer  Pflicht,  zu  deren  Auf- 
rechterhaltung  mitzuwirken,  aufsteigen  wollten :  so  haben  sie  sich  mit  der 
Aufsuchung  einzelner  FSiiile  begnügt,  in  welchen  ausnahmsweise  VerbrecheiJ 
zu  bestrafen  seien,  wenn  dieselben  auch  nicht  innerhalb  des  Gebietes  oiid 
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nicht  yon  eigenen  Unterthanen  begangen  worden.  Die  Gründe  für  solche 
Ansnahmen  sind  denn  freilich  sehr  vcrschicdoncn  Erwflgungon  entnommen; 
bald  der  Staatsklugheit,  bald  dem  sittlichen  Abscli"u  gegen  besonders  schwere 
Rechtsverletzungen,  bald  einer,  in  anderen  Filllen  nicht  beachteten,  f^chntz- 
pflicht;  und  mehr  als  Einer  hat  bei  solchem  Bemühen  Avcnige  rechtswi-isen- 
schaftliche  Sicherheit  und  logische  Folperichti^'keit  l)ewiesen.  Die  Darstellung 
der  auf  solche  Weise  gebildeten  SiUze  ist  keineswegs  immer  Ii  ieht .  und  es 
erforderte  namentlich  die.  einzelne  Anf/ählnng  der  gemachten  Aii'-nnhiiicii  und 
Ausnahmen  von  Ausnahmen  mehr  Kaum  und  Mfilie.  als  darauf  hier  verwendet 
werden  kann;  auch  ist  die  Zahl  Derer,  welche  diesen  Weg  eingeschlagen 
baben,  zu  gro'ss,  um  eine  vollständige  Aufführung  zu  gestatten:  docli  werden 
die  nachstehenden  bt  /.  jt  linenden  Beispiele  ein  genügendes  Verstiindni^*;  dieser 
Art  von  Behandlung  gel)en.  —  Schon  Renaz/i  (Elementa  juris  criin.,  Bd.  III, 
cap.  5,  §  .S.)  verlancrt,  dass  der  Staat  im  Auslände  hecrangene  Verbrechen 
bestrafe,  wenn  dieselben  so  schwer  seien,  dass  jedes  Volk  ein  Interesse  dabei 
habe,  sie  ganz  beseitigt  zu  sehen.  —  Rudolph,  (De  poena  drlictoruni  extra 
territorium  admissorum,  Col.,  1700,)  erachtet  es  ftir  eine  I'tlicht  der  Mensch- 
lichkeit, (d.  h.  also  wohl  für  eine  sittliche  wenn  auch  nicht  strenge  rechtliche 
Pflicht,)  dass  auch  zur  Bestrafung  solelier  Vi'rl>rechen  mitgewirkt  werde, 
welche  zwar  unsere  Sicherheit  und  Wuhltahil  nicht  verletzen,  wohl  aber  die 
anderer  Staaten,  vorausgesetzt,  dass  solche  Mitwirkung  von  diesen  fremden 
Staiiteu  verlangt  werde.  —  Schmalz  (V.-R.,  Berk,  1817,  S.  157  fg.)  geht 
im  Allgemeinen  von  dem  Gruudsat.ze  aus,  dass  wer  im  Auslande  Verbrechen 
begehe,  unser  Gesetz  nicht  verletze  und  nicht  feindselig  gegen  uns  handle, 
daher  auch  von  uns  nicht  bestraft  werden  könne.  Dennoch  gibt  er  zu,  dass 
ein  diesseitiger  Unterthan  wegen  eines  im  Auslande  begangenen  schwerem 
VerbrecheoE  aof  Verlangen  des  verletzten  Staates  bestraft  werden  kfinne.  Er  «l 
vrill  üenierÄinliefenmg  fremder  flachtiger  Verbrecher;  endlich  die  Bestrafung 
des  Laiidesangehörigen,  welcher  tom  dieueitigen  Gebiete  aus  fremdes  Becht  - 

habe.  —  Ma'rteDs  (Prtdi  du  droit  des  gens.,  ed.  3,  S.  182  fg.) 
almt'nnr  keine  CRgeiitiiche  Rechtspflicht  an,  ein  im  Anlande  gegen 
eine  fremde  BechtBordnong  begangenes  YerbreiBhen  m  bestrafen,  ist  aber 
doch  der  Mehiong,  dass  man  daso  berechtigt  sei,  besonder»  auf  erfolgtes 
Attsndien,  imd  namentlich  werde  man  die  Bestiafbig  ebier  gesittigten  nnd 
.  befireondeten  Macht  nicht  absddagen.  In  ziemUch  .mildam  Weise  spricht 
sich  Schmelzing,  (Emrop.  Völkerrecht,  Bd.  I,  S.  188  nnd  195,)  dahin  ans, 
^ass  die  Staatsgewalt  nur  innerhalb  des  Staatsgebietes  wiricsam  (?),  nnd 
daher  keinerlei  Art  von  Jarisdietion  im  Auslände  erlaubt  sei;  gibt  aber  doch 
einem  verlebten  Staate  das  Becht,  Genugthuung  im  Auslände  »i  fordtoi, 
welche  n  genfbren  sei,-  wenn  nfdit  etwa  besondere  po&tische  oder  feind- 
seüge  Betieii«igen.  .eine  Aosnabqie  begründen.    Wie  immer' di^  nun 
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zosammenhängon  und  verstanden  sein  mag,  jeden  Falles  geht  damns  die  Aner- 
kennung des  Satzes  hcr\'or,  dass  der  Staat,  wenigstens  in  gewissen  Fällen, 
zur  Herstellung  der  Rechtsordnung  verpflichtet  sei,  auch  wenn  er  selbst  zu- 
nächst keine  Störung  erlitten  habe.   Noch  schwerer  ist  es,  Klüber's  Ansichi 
(V.-R.,  Ausg.  von  Mörstadt,  §  60  —  63)  in  bestimmte  Sätze  zusammenzn- 
drängon  und  in  einen  logischen  Zusammenhang  zu  bringen,  und  es  dörfte 
sich  wohl  auch  an  dieser  Stelle  erwahren ,  dass  bei  ihm  geschichtliches  und 
literarisches  Wissen  entschieden  überwog  über  rechtswissenschaftlichen  Simi; 
allein  so  viel  ist  doch  unter  allen  Umständen  klar,  dass  er  die  Territorialität 
des  Strafrechtes  als  Regel  aufstellt ,  dabei  aber  Ausnahmen  zulässt.  Nament- 
lich räumt  er  einem  verletzten  Staate  das  Recht  ein,  «Genugthunng»  zn 
nehmen,  wenn  er  den  Verletzcr  an  einem  Orte  treffe,  wo  gar  keine  Staats- 
gewalt sei.    Femer  will  er  ebenfalls  den  Staat  verpflichten,  «Genngthunng» 
zu  verschaffen,  wenn  eiu  fremder  Staat  auf  diesseitigem  Gebiete  in  seinen 
Rechten  beschädigt  worden  sei ;  und  sogar  «Strafe»  zu  erkennen ,  weun  er 
die  fragliche  Handlung  in  seinen  Strafgesetzen  verpönt  habe.    Endlich  ver- 
pflichtet er  sogar  den  Staat,  den  eigenen  ünterthanen  im  Auftrag  eines  fremden 
Staates  (!)  zu  strafen,  wenn  dieser  sich  in  dessen  Gebiet  verging,  oder  wenn 
sein  eigenes  Gesetz  die  Handlung  auch  im  Falle  der  Begehung  mit  Strafe 
bedrohte.  —  Wenn  ferner  Saal  fei  d,  (Handbuch  des  posit.  Völkerrecht«, 
S.  80,)  erklärt,  dass  der  Staat  zwar  nicht  verpflichtet  sei,  die  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen  zu  bestrafen,  namentlich  falls  sie  von  Fremden  be- 
gangen seien;  dass  er  aber  ein  Recht  dazu  habe,  sowohl  wenn  er  den  Fall 
in  seinen  Gesetzen  vorgesehen ,  als  auf  Ansuchen  eines  fremden  Staates ,  be- 
sonders bei  Staatsverbrechen!:  so  ist  zwar  auch  hier  Verwirrung  und  Gt- 
dankonlosigkeit;  allein  es  steht  jedenfalls  die  Ansicht  fest,  der  Staat  habe 
die  Befugniss,  für  Rechtsordjmng  ausserhalb  seiner  eigenen  unmittelbaren 
Betheiligung  bei  der  Verletzung  zu  sorgen.  —  Tittmann  (Die  Strafrechts- 
pHege  in  völkerrechtl.  Hinsicht.  Dresd.,  1817,)  führt  zwei  Gründe  für  die 
Ausdehnung  des  Strafrechtes  über  die  eigene  Rechtsordnung  an.  Einmal 
nämlich,  weil  der  Staat  auch  im  Auslande  eine  Oberherrschaft  über  sein« 
eigenen  ünterthanen  habe  (?).  Zweitens,  die  Vermeidung  von  Beschwerden 
frenider  Staaten.  Ausserdem  behauptet  er  noch  anderwärts,  (Handbuch  der 
Strafrechtsw. ,  2.  Aufl. ,  §32,)  dass  delicta  juris  gentium,  d.  h.  Verbrechen, 
welche  der  menschlichen  Natur  gemäss  überall  als  Verbrechen  erachtet  seien, 
dem  Strafrechte  jedes  Staates  unterliegen,  auch  wenn  sie  im  Auslande  be- 
gangen seien.  —  Schärfer  fasst  Egg  er  die  Sache  auf,  wenn  er  (in  Zeiller'« 
Jährl.  Beiträgen,  1809,  Bd.  III,  Nr.  3)  dem  Staate  ein  Strafrecht  wegen  der 
im  Auslände  begangenen  Handlungen  seiner  Bürger  desshulb  beilegt,  weil 
derselbe  durch  solche  Vergehen  selbst  beleidigt  sei,  er  übcrdiess  eine  Börg- 
Schaft  des  Rechtes  in  Beziehung  auf  seine  Ünterthanen  übernommen  habe. 
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Nur  unter  der  Voranssetznng  dieser  Nachhülfe  sei  der  Verkehr  unter  den 
Menschen  gesichert.  Gründe  der  Staatsklugheit  werden  nebenbei  angeführt. 
—  Helie  (Traite  de  Tinslruct.  crim.,  Bd.  II,  S,  495  sq.)  behandelt  zwar 
zunächst  nur  Sätze  des  positiven  französischen  Rechtes;  allein  seine  Beweis- 
führung findet  auch  auf  die  Frage  im  Allgemeinen  Anwendung.  Seiner  An- 
sicht nach  ist  es  nämlich  allgemeines  meuscliliclies  Interesse,  dass  jedes 
Veibreclu  11  auch  bestraft  werden  kann.  Nun  würde  aber  eine  im  Auslände 
begangene,  dort  aber  thatsfichlich  nicht  zur  Strafe  gebrachte  That  straflos 
'bleiben,  wenn  nicht  entweder  aasgeliefert  oder  Tom  diesseitigen  Staate  be- 
straft Würde.  Jenes  sei  nicht  thonlich  (?),  also  müsse  Strafe  erfolgen.  — 
Endlich  gehört  auch  der  neoeste  Schriftsteller  Aber  den  Gegenstand  zu  dieser 
Klasse,  iiäjnlicb  Bern  er,  (Wirkangskreia  des  Strafgesetses  nach  Zeit,  Ort 
nnd  Personen.  Berlin ,  1853.)  Derselbe  ist  einer  allgemeinen  Welf^echts- 
pflicht  des  Staates  entgegen ;  nimmt  aber  einen  doppelten  Grund  zur  lieber- 
schreitung  des  Territorialprineipes  an.  Efnmal  gebt  er  dftroii  ans,  diM  def 
'  im  Auslände  sieb  Tergdiende  InUnder  durch  die  PenOnUdikett  der  Straf- 
gesetze der  dfesseitigen  Geridäisbaikeit  onteiliege.  Zweitens  ninpt  er  an, 
dasi  hinrichtlieh  des  im  Aulande  gegen  obe  fehlenden  AnsUnderB  ein  natllr- 
Uches  Stnfreebt  bestehe.  Indem  der  Staat  gegen  ihn,  welchen  sein  eigener 
Staat  nieht  Im  Gcaetae  erhalte,  in  einen  Natunostand  snrfloktrete.  Yer^ 
brechen  von  Anslftndein  gegen  AnsUnder  im  Anslande  begangen ,  betrachtet 
er  als  gar  kehien  Gegenstand  der  di^itigen  Staatsthfttigfceit  (In  wie  fsne 
hiomit  freilich  der  flir  Ansliefemng  geltend  gemachte  Gnnd,  nimlieh  die 
YtgfiSkitibß^  des  Staates,  fremde  Beehtspflege  n  nnterttatien,  ftberain- 
stimmt,  ist  eine  andere  Fkage.) 

8.  Die  dritte  Gruppe  von  Schriftstelleni  hat  mit  der  ersten  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  durchgreifenden  Grondsataes  gemein;  allein  sie 
stellt  ein,  nicht  nur  wesentlich  verschiedenes,  sondern  geradeso  widerspre- 
chendes Prineip  an£  Sie  erkennt  nimlieh  nidit'  bloss  ein  Becht,  sondern 
eine  Pflicht  der  Staaten  an,  an  emer  allgemeinen  Wettrechtaordnnng  beian-- 
tngeh  nnd  an  dem  Ende  eribrderlichen'  FUlea  auch  aar  Beatraihng  der 
nnsaeihalb  ihrer  Grenaen  begangnen  Rechtsverletsongen  mitanwlrken.  Diese 
Forderung  Ist  awar  keineawega  inuaer  mit  diesem  kunen  Ansdrncke  ^r- 
mnlirt,  anweilen  mag  ehieni  Anhinger  der  Lehre  nicht  einmal  ihre  ganze 
Bedeutung  oder  Tragweite  genau  im  Bewnastsefai  gewesen  sebi:  allein  deren 
Anerkennung  Hegt  wenigsten8.8dner  Stelhmg  an  der  Frage  über  die  rinmliche 
Ansdehnnng  der  Straljserichtsbailceit  an  Gründe  nnd  er  ist  somit  hierher 
sn  rechnen.  —  Schon  Hngo  Grotins  bekennt  sich  an  diesem  Lehre,  wenn 
er  auch  vielleicht  nicht  stmmtHche  In  ihr-  liegenden  Folgenmgen  afeht  £r 
sagt  nämlich  (BuchO,  §  40):  Man  nmaa  wissen,  dass  djUiKflnigen 

nnd  den  flbri^  StaatsoberhSuptern  das  Becht  zu  strafen  nicht  bloss  bei 
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Verletzungen  ihrer  selbst  oder  ihrer  Unterthanen  zusteht,  sondern  auch  bei 
Vergehen,  welche  sie  nicht  besonders  betreffen,  falls  diese  eine  sehr  schwere 
Verletzung  des  natürlichen  und  des  Völkerrechtes  sind,  gleichgültig  gegen 
wen  immer  gericlitct.   Ich  sage  ausdrücklich:  gegen  wen  immer  gerichtit; 
also  nicht  bloss  wenn  gegen  die  eigenen  Unterthanen.  —  Ebenso  erkennen 
Hert  (De  coli.  leg.  §4,  Nr.  18—21)  und  P.  Voet  (De  statutis,  §  4,  cap.  2, 
Nr.  6)  die  Strafbarkeit  der  von  Unterthanen  im  Auslande  begangenen  Rechts- 
verletzungen an.   Allerdings  ist  der  nächste  Grund,  welchen    sie  zur  Be- 
gründung ihres  Satzes  angeben,  nämlich  die  Einordnung  der  StrafgeseUe 
unter  die  statuta  personalia,  ein  schiefer;  allein  im  letzten  Grunde  kann 
auch  diese  Behauptung  nur  auf  der  Anerkennung  einer  allgemeinen  Kechts- 
orduung  beruhen.  —  Vattel  (Buch  II,  Kap.  6,  §72 fg.)  bespricht  die  Frage 
von  dem  Standpunkte  der  Verpflichtung  eines  jeden  Staates,  seine  üutcr- 
thaneu  von  den  Verletzungen  fremder  Rechte  abzuhalten,  und  erklärt  sie  in 
Folge  dessen  für  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  schweren  von  den  eigenen 
Bürgern,  gegen  Fremde  und  im  Auslände  begangenen  Verbrechen  selbst  zu 
bestrafen,  oder  die  Thäter  auszuliefern.    So  wenig  nun  diese  eine  Ent- 
scheidung die  ganze  Frage  deckt,  so  liegt  ihr  doch  eine  entschiedene  Läug- 
nung  des  Territorialprincips  zu  Grunde.  —  Ganz  klar  und  unumwundefl 
stellt  besonders  K.  S.  Zachariä  (Vierzig  .Bücher  vom  Staate,   2.  Aafl.^ 
Bd.  V,  S.  235  fg.)  es  als  die  letzte  Aufgabe  des  rechtlich  geordneten  inter- 
nationalen Lebens  auf,  dass  ein  «Weltbürgerrecht*  von  jedem  Staate  aner- 
kannt und  vorkommenden  Falles  geschützt  und  gefördert  werde.  Seine, 
auch  bei  dieser  Gegenheit  nicht  unterlassene,  wunderliche  Art  der  Behand- 
lung und  die  bloss  fragmentarische  Art  der  Entwicklung  hat  freihch  einer 
Anerkennung  im  weiteren  Kreise  Eintrag  gethau;  doch  ist  er  keineswegs 
ohne  Zustimmung  uud  Nachfolge  geblieben.  —  Zunächst  dai'f  auf  die  erste 
Bearbeitung  der  gegenwärtigen  Abhandlung  hingewiesen  werden,  in  welcher 
der  Versuch  gemacht  wurde,  das  Aufsteigen  zu  einer  Weltrochtsorduung  als 
eine  wissenschaftliche  Nothwendigkcit  und  als  ein  praktisches  Bedürfniss 
gesittigter  Staaten  nachzuweisen.  —  Fast  gleichzeitig  uud  ganz  unabhängig 
von  diesem  Vorgänge  führte  denn  die  Untersuchung  der  Asylfrage  aucb 
A.  Bulmcrincq  (Das  Asylrecht,  18r»3,  S.  140 fg.)  zu  wesentlich  gleichen 
Ergebnissen.   Er  erkannte  es  als  die  oberste  Aufgabe  des  Völkerrechtes  ia 
dieser  Beziehung  an:  das  Hecht  zu  verwirklichen.   Da  dieses  nun  aber  nur 
durch  die  Rechtsordnung  möglich  sei,  diese  wieder  nur  durch  die  Rechl*- 
verfolgung,  so  haben  die  Staaten  einen  Organismus  zur  Rechtsvcrfolguug  zu 
bilden,  dessen  Glieder  sich  gegenseitig  fördern  und  stützen.  Namenthcb 
müssen  also  alle  Staaten,  um  das  Recht  im  eigenen  Lande  wirksam  ver- 
folgen zu  können ,  sich  gegenseitig  das  Recht  einräumen ,  auch  über  die 
eigenen  Grenzen  hinaus,  jedoch  mit  ^Yahrulig  der  Oberhoheit  des  fremden 
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Staates,  ihre  Rechtsrerfolgimg  MUBadebnen.  —  Endlich  hat  auch  noch 
YiUefort  (Des  crijnes  commis  h  r^tranger,  1855)  sioh  dieser  Anffassong 
zqgewendet,  .indem  er,  yob  den  UnzntrftgUchkeiten  der.  auf  das  Territorial*» 
prindp  im  Wesentlicihetl  gestfltiten  französischen  Gesettgehong  ausgehend, 
an  derYerwerfhng  des  Grondsatzes  selbst  uid  zur  Aofttellnng  einer  weitem  . 
Fmdenrng  «gelangt.  ■ 

.Eine  aasfUhriichere  BemrtheUong  dieser  Terschiedenen  Anschaiiaiigea 
wird  nnten,  jm  dritten  Abschnitte,  Tersqcht  werden.  Indessen  ergibt  freilich 
schon  der  flüchtige  UeberbUck,  dass  die  Frage  ober  die  Terpflichtung  zor 
Bechtsordmittg  beazotragen,  in  keinem  Falle  dnrch  eine  abgesonderte  Be- 
trachtoog  und  FeststeUung  des.Strafreohtea  in  ihrem  ganzen  Umfange  geldsi'  ' 
werden  kann,  vielmehr  sowohl  dar  Standfinnkt  der  T<^l>engnng,  als  der  der 
Wiederherstellnng,  und  in  letzterer  BeziehuAg  sowohl  das  bl^erlicbe  als 
das  Strafrecht  ins  Ange  gefiust  werden  mnss.  Die  Bechtsordnung  istjein 
Ganzes;  sie  steht  unter  ebiem  gemeinsamen  obersten  Gnmdsatze;  and  nur 
ans  diesem  kOnnen  ausreichend  ond  völlig  verUssig  die  Begehi  filr  die  ein- 
zelne Seite  des  Ziotandes  geschöpft  werden.  . 

Wie  dem  nun  aber  anch  sein  mag,  jeden  Falles  gibt  die  Beantwortnng 
der  allgemeinen  Frage  keineswegs  Auskunft  Ober  die  Lösang  der  einzelnen  . 
in  derselben  enthaltenen  Probleme.  Eine  glQckliche  BehaDdlung  einer  Be- 
sondertheit  ist,  bis  auf  einen  gewissen  Grad  wenigstens,  vereinbar  mit  einer 
Verfehluug  des  Hauptpunktes;  und  umgekehrt  ist  es  immerhin  möglich,  dass 
der  Urheber  einer  im  Ganzen  richtigen  Ansicht  in  einer  einzelnen  Beziehung 
sich  geirrt  haben  und  folgewidrig  geworden  sein  kann.  Es  ist  also  immerhin 
anch  die  Doctrin  ipid  die  Literatur  der  einzelutti,  oben  angegebenen  Fragen 
darznstellen.     Was  nun  aber  znnftchst 

jS)  die  Lehre  von  den  Vorbeuguugs-Maussrefreiu  zum  Schutze 

au de  r e  r  S t  a at  en 

betriflft,  so  versteht  sieb  von  selbst,  dass  hier  überhaupt  nur  die  Rede  sein 
kann  von  ilaassregelu,  welche  der  Staat  gegen  beabsichtigte  Unternehmungen 
einzelner  (bleibender  oder  vorübergehender)  Untcrthanen  zu  trclfen  haben 

mag.  Von  Vorbeugungs-Maassngeln  des  Staates  gegen  seinen  eigenen  Ge- 
saiiinitwilkn  zu  rcdcJi,  wäre  biunlus,  und  die  von  dritten  Stauten  ausgehenden 
liandlungen  hat  er  nicht  zu  bestimuieu.  —  Nichts  ist  bekanntlich  im  prak- 
tischen VOlkerverkihre  häufiger,  als  dass  ein  Staat  von  einem  anderen  Staate 
die  Voruahtuo  von  Maassregehi  verlangt,  welche  er  zu  seinem  Schutze  gegen 
Unternehmungen  der  Unterlhauen  des  inquirirten  Staates  für  uüthig  erachtet;  . 
oder  dass  ein  Staat  sich  über  die  Unterlassung  solcher  Maa-^ '^regeln  als  über 
die  L'uterhissung  einer  PHicht  von  Seiten  der  lässigen  lUgurung  beklagt. 
Nicht  selten  kommen  auch  in  der  That  Staatsauordnungen  vor,  welche  ohne 


Digitized  by  Google 


672  I^e  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle. 

vorgängi'ge  Aufforderung  von  Aussen  die  Verhinderung  einer  von  ünterthaDn 
gegen  das  Ausland  beabsichtigten  Verletzung  beabsichtigen.     So  z.  fi.  die 
Versetzung  von  P^lüchtlingcn  in  das  innere  Land;  Besetzung  der  Grenze  zur 
Zurückhaltung  der  Untcrthancn  von  EinfUllca  in  den  Nachbarstaat;  Verbote 
von  Vereinen;  Beschlagnahme  von  Waffen,  von  Schiffen;  Verhaftungen  von 
Verdächtigen  u.  s.  w.    Ueber  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Staaten  ist  al>u 
im  Leben  gar  kein  Zweifel  und  Streit  ') ;  höchstens  wird  Ober  die  Anwend- 
barkeit im  einzelnen  Falle  oder  über  Zeit  und  Maass  der  Vorkehrungen  ge- 
stritten.   Um  so  auffallender  ist  demnach ,  dass  diese  ganze  Frage  bis  jetzt 
so  gut  wie  gar  keine  wissenschaftliche  Erörterung  gefunden  hat.    Eine  Be- 
rücksichtigung derselben  im  Strafrechte  und  im  internationalen  Privatrechte 
ist  allerdings  ausser  Frage,  da  diese  Lehren  sich  nur  mit  Wiederherst^'llaug 
gestörten  oder  angezweifelten  Rechtes  beschäftigen.    Allein  im  Völkerrechte, 
im  nattlrlichen  Staatsrechte,  endlich  in  der  Politik  war  Ort  und  VeranJas^nng. 
Hier  war  nämlich,  und  zwar  in  jeder  dieser  Wissenschaften  von  ihrem  Stand- 
punkte aus,  zu  untersuchen :  ob  überhaupt  Maassregeln  der  fraglichen  Art  za 
treffen  sind?  in  welchen  Fällen?  und  von  welcher  Art?  Alles  dieses  aber  in 
der  doppelten  Richtung  der  Beziehungen  zum  Auslande  und  des  Recht^standes 
der  eigenen  Unterthanen.   Diess  ist  aber  nicht  und  nirgends  geschehen. 

Von  den  Lehrern  des  Völkerrechtes  wird  der  Gegenstand  ganz  allgemeio 
übergangen.  Selbst  Diejenigen,  welche  dem  Staate  das  Recht  und  die  Pflicht 
ausdrücklich  zusprechen,  seine  Unterthanen  zu  bestrafen,  wenn  dieselbec 
die  Rechte  anderer  Staaten  verletzt  haben,  berühren  die  Verhindernnf 
solcher  strafbarer  Handlungen  nicht.   Lediglich  Vattel  streift,  Buch  C. 
Kap.  6,  §  72,  im  Vorbeigehen  an  die  Frage.  —  Ebenso  bleibt  die  Frage  im 
philosophischen  Staatsrechte  völlig  unerörtert.  Diess  erklärt  sich  alIe^ding^ 
theils  aus  der  allgemeinen  Vernachlässigung,  ja  selbst  leidenschaflhchcii  Zu- 
rückweisung,  aller  Erörterungen,  welche  sich  auf  die  Präventivgewalt  des 
Staates  beziehen,  theils  daraus,  dass  sowohl  die  Verhältnisse  der  Staatsgewalt, 
als  die  der  Unterthanen  nur  von  der  Seite  ilirer  Rechte,  nicht  auch  ihrer 
Pflichten  betrachtet  zu  werden  pflegen;  allein  gerechtfertigt  wird  das  Ueber- 
gehen  dadurch  keineswegs.    Und  am  wenigstens  ist  zu  verzeihen  das  ebenfalls 
unbedingte  Stillschweigen,  welches  in  den  Systemen  der  Politik  im  Ganzen  und 
der  Präventiv-Justiz  (Rechtspolizei)  insbesondere  beobachtet  wird.  Will  ^oän 
nämlich  auch  etwa  die  rechtlichen  Gründe  und  Folgerungen  einer  Verhinderung 
der  Unterthanen  von  auswärtigem  Unrecht  unerörtert  hssen;  so  sollte  doch 
jeden  Falles  vom  Standpunkte  der  Klugheit  und  Zweckmässigkeit  untersucht 
werden,  ob  und  was  hierin  zu  thun  sei.    Sowohl  die  Bewahrung  eines  un- 
getrübten  Friedens  mit  anderen  Staaten,  als  die  Anordnung  der  nöthigin 

1)  Mau  verglclcho  hierüber  die  WUrtteuil>cr(Cische  Noto  an  die  Schweix  vom  35.  April  l»» 
CA%.  Zeit,  ltt63,  ÜoU.  in  Mr.  m). 
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•  Yorkelunmgeii  im  Inbui^  sind  denn  doch  Ton  hinreic^cndar  Bedentang,  um  ' 
woU  «nrogen  in  irerden 

Die  Finge  Aber  ^  Yorbengnng  ist  somit  ato'idsscinsehaftlich  völlig 

•  hmäk  fiogend  n  erUftren.  . 

Fnst  Ober  das  entgegeng^setste  0e|iel  mOdhte  iqaB  Uagen,  hinsichtlicb . 
der'^issensdinllUehen  ErOrteraiuten  flW  die 

yX  Von  der  Bestrafung'  einer  gegen  einen  Cremden  Staat  oder 
'dessen  Angehörige  begangey^B  Verletzung. 

Nicht  nnr  ist  der  Gegenstand  im  YOlherredite  nnd  im  Strafireefate  aber- 
)uiipi  Tielbch  nnd  attf^hrliefa  besprociien  ivorden,.  sondern  es  laufen  auch  - 
die  Ansichten,  anf  das  Torsehiedenartigste  ans  einander.  Alle  mftgUchen 
Heinongen  iwisehen  dem  Satm,  dass  der  S^t  Fremde  gor  nicht  sn  schützen 
.bähe,  selbst  nicht  gegen  flandUmgen.  der  eigenen  Unterthanen,  nnd  iler  Be- 
haiq;»tang,  dass  er  sogar  elq  im  Anslaode  von  einem  An^Snder  gegen  ans- 
iftndisciies  Becht  begangenes  Verbrechen  im  Nothfidle. bestrafen  mttsse,. haben 
ihre  Vertreter  gefanden.  Es  wird  jedoch  gonngcn,  wenn  ün  Folgenden  nnr 
Aufführung  bekannter  Stimmfilhrer,  nicht  aber  Vollzähligkeit  der  Anfilhrimgen 
erstrebt  wird.  ," 

Die  Frage:  ob  der  Staat  die  gegen  einen  frenulen  Staat  und  seine  Ange- 
hörigen begangenen  Kochtsvcrlctztingen  2d  bestriJen  habe  ?  kann  möglidu  r- 
weise  fünf  verschiedene  Bcantwortangen  erhalten,  von  welchen  bei  den  vier 
letzten  immer  die  später  angeführte  alle  früheren  Bejahungen  ebenfalls  an- 
nimmt, aber  je  noch  einen  weitem  Fall  beifügt.  Es  kann  nämlich :  aa)  jede 
Bestrafung  in  solchem  Falle  geläugnet  werden;  oder  bb)  dieselbe  anerkannt 
werden,  aber  nur  gegen  Inländer,  welche  im  Inlande  gefehlt  haben;  oder 
cc)  ausser  diesen  auch  noch  Strafe  gerechtfertigt  werden  gegen  Inländer, 
welche  (bisher  ungestraft)  das  Verbrechen  im  Auslande  begangen  hüben; 
oder  dd)  die  Bestrafung  erstreckt  werden  auf  Unterthanen  des  fremden 
Staates,  welche  sich  im  Auslände  gegen  denselben  verfehlten;  endlich  ee)  diess 
sogar  gefordert  werden  in  Beziehung  auf  Solche ,  welche  weder  des  bestra- 
fenden noch  des  verletzten  Staates  Unterthanen  waren,  als  sie  im  Auslande  • 
die  Rechtsordnung  des  letzteren  beeinträchtigten.  Alle  diese  logischen  Mog- 
liihkeitcu  sind  denn  auch  wirklich  als  Lösimg^eu  der  Fragen  aulgcstcilt 
worden. 

Zu  aa).  Weit  am  geringsten  ist  die  ZahlUcrjemgen,  wtkiic  in  sti  eng^ter 
Beschränkung  des  Staates  auf  seine  eigenen  Zwecke  gar  keine  Strafe  ^vegen 
der  YerletiTung  einer  aaswärtigeu  JUechtsordnoog  anerkenneu  wollen.  Von 

" '  «  • 

1)  Aadi  Idi  MOwt  kalw  mldh  dteMrVenaddiMlgana  iimiiclHilSIgm,  tsdcm  Uktomitatm 

,Sy-.tciiii'  der  l'riiventiv-JuHtlz"  die  Abwendung  voa  Unnditt  «ilellM  MtgUt  fronde  StiiaUm 
iMMikMichtigt  soio  könnte,  vöUig  Ubezgwi^  habe. 

V.' kokl,  SiMtarocht.  B4.I.  43  • 
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bdiaontereii  Strafrechtslehreni  bcikeniit  sieh  mr  Tittmana  (die  8tnl> 
rechtspflege'  in  vOlkeir.  Hinsicbt,  S.  15)  grnndsltdich  in  dieser  inssenlcB 
Ansicht,  nnd  nm  «udi  er  nor  anf  rechtlieheni  Standponkte,  wfllmnd  er 
^  freilick  wohl,  sehr  ungerechtfertigterweise  ans  politisdieii  GiUnden 
eine  Strafe  snlissen  niU.  Ansserdem  beUagt  ivar  Witte  (Medüatimips, 
8.  49  fg.)  die  geringe  AnsUldong'  des  YOlkeneehtes,  welche  einen  gegsn- 
seitigen  SchnU  noch  nicht  Terlange,  scheint  aber  diesen  Zustand  doeh  als» 
wenigstens  itzt  noch,  za  Recht  bestehend  sn  betrachten. 

'  Za  bb).  Weit  zahlreicher  sind  diejenige,  welche  eine  Beatralong  der 
Yerletsnngen  fremden  Hechtes  zulassen,  jedoch  nur  in  so  ferne  diwlben  ven 
bleibendoi  oder  TOrftbeigehenden  0nterthivien  ^des  Staates  and  awar  mner* 
halb  seiner  eigenen  Grenzen  begangen  wurden.  Solche  finden  BtnBoü^keH 
bd  einer  unter  der  Herrschaft  des  Staates  begaagoien  ongerjechtem  Handlnif 
unvereinbar  süt  dem  Begriffe  des  Rechtes  und  G^tiee,  tbeidieaa  gefthr- 
lich  wegen  mOgUcher  Retorsianen  toü  Seiten  fremder  Saaten.*  AiiArfiiy 
folgt  aaa  dieser  aHgemeinen  Billiging  der  Reslnfing  nodi  Jcetneswega  mit 
Kotbwendigkeit,  dass  der  einheimische  Staat  das  Stnlriditmnt  aelbai  über- 
nehme; es  wftrde  der  Gerechtigkeit  mid^der  Klugheit  (so  i»eit  diese  Beach- 
tung verdient)  durch  äne  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an  den  ▼erleUkea 
Staat  snr  Yerfolgung.  vor  seinen  Gerichten  mindeAens  eben  so  TQllstAndig 
Rechnung  getragen.  Dieses  Auskunftsmittel  wird  jedoch  fast  einhellig  von 
den  auf  diesem  Standpunkte  Stehenden  als  der  Pflicht  und  der  Wörde  des 
Staates  zawiderlaofeDd  verworfen,  (man  sehe  Berner,  Wiriningskreis, 
8.  184  Ig.  nnd  die  daselbst  angeführte  Literatur,)  und  eigenes  Vorgehen  des 
Staates  selbst  gefordert.  Zu  dieser  Ansicht  bekennen  Sicl\  aba:2.  B.  Black- 
stone, (Commentaries,  Buch  IV,  Cup.  6;  Stephens,  .Commentaries.  Bd.  IV, 
S.  242  ff.;)  Schmalz,  (Völkerrecht,  S.  157  sq.;)  Vattel  (Buch  II,  Kaj>.  6. 
§101),  freilich  aus  dem  falsclion  Grunde,  weil  der  Staat  eine  Mitschuld 
flbemehme,  wenn  er  nicht  bestrafe;  Ahegg,  (Ueber  die  Br^trafuiig  der  im 
Auslande  begangenen  Verbrechen ,  S.  32  ff. ;)  F  e  u  e  r  b  u  c  h ,  (Lehrbuch, 
14.  Aufl.,  S.  54)  0;  Wildman,  (Insütutes  of  intern,  law,  Bd.  L,  S.  200,) 
welcher  wenigstens  die,  freilich  in  mehrfacher  Beziehung  folgewidrige,  An- 
siebt der  englischen  Gerichte  vertritt,  dass  eine  Rechtsverletzung  fremder 
Fürsten  oder  sonstiger  bedeutender  Personen  strafbar  sei,  namentlich  wenn 
geeignet ,  die  friedlichen  Beziehungen  der  beiderseitigen  Staaten  zu  stOreu* 

1)  W«ui  Fenerbach,  a.  ».  O.,  dl«  Battrmfang  einw  Vn/tarihmn  wegmi  «Im  tan  Ao«- 
lande  gegen  ilpn  oltr-'nen  Staat  o<1<>r  (lPK<it>n  Anj^thöri^e  begangenen  Vcrbreohons  zulaneo  will: 
M  iMtriflPt  die<>u  Auänuhme  den  hier  in  l'ra^e  stehenden  fall,  nämlich  deoSchuu  eine«  fremdes 
aiHrtN,  Bkht.  iDi  Uebrigen  iiMlt  i«r  TOO  F«iMrlMch  fUr  »eine  eng«  Ansicht  «ogefQbrte  Oruod 
(die  aitiechlleaallcbe  Verpflichtung  des  Bürgers  durch  dHs  Gesetz  seines  Staates  ^  als  sehrscbwtck 
beMkhiMt  werden.  Denn  man  fragt  natürlich:  1)  Wie  aber,  wenn  da«  eiabeimiacbe  Oeaett 
Verbrechen  «ach  im  Auslände  verbietet?  Und  I)  M  dar  SUmI  UMm  aMlt  rr**?**^  «MtB* 
gMMim  MflkUkhaa  und  ättUdie«  Gittudaa? 
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Nor  gBOz  Wenige  sind  geneigt,  dieser  Solbstbestrafung  die  Ausliefermif 
des  angeschuldigten  Untf  rtlmnen  vorziuiehen.  So  namentlich  Marqnardseii 
(Art.  «AaslieftTung»  im  Welcker scjien  Staatatexicon)  ond  C.  Lewis  (Foreign 
Jurisdiction,  S.  29  fg.);  und  auch  T<ni*dieseo  schiebt  wenigstens  der  Erstere 
den  allgeineinen  Vollzug  der  Maassregel  noch  auf  bis  com  Eintritte  einer 
grosseren  Gleichheit  in  der  Gcsittignng  der  Staate 

Zu  cc).  Nicht  wenige  fügen  den  im  Inlandc  Torge&UMienen  Handlungen 
auch  noch  die  im  Auslande  von  diesseitigen  Unlerthanon  begangenen  bei;! 
natürlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  nicht  am  Orte  der  begangenen 
That  bereits  Strafe .  erfolgt  sei.  Die  Begründung  und  Begrenzung  ist  aller- ^ 
dings  ziemlich  verschieden.  So  beschränkt  z.  B.  Schmelzing,  (Europ. 
Völkerrecht,  Bd.  I,  S.  188  flf.,)  grundsätzlich  die  Strafgewalt  des  Staates  auf 
dessen  Grenzen,  räumt  aber  doch  einem  verletzten  Fremden  das  Recht  ein, 
Gcnugthuung  zu  fordern.  Saal  leid  (V.K. ,  S.  80)  gibt  dem  Staate  zwar 
nicht  die  Pflicht,  aber  das  Hecht  der  Strafe,  falls  seine  Gesetze  überhaupt 
bestimmte  Handlungen  untersagt  haben,  namentlich  aber  bei  Staatsverbrechen. 
Oppenheim,  (V.R.,  S.  195  vgl.  mit  384  ff.,)  misst  dem  Hechte  neben  der 
Territorialität  auch  noch  P<  rsOnli('hkf  it  bei ,  somit  eine  den  Unterthanen  in 
fremdes  Gebiet  verfolgende  Verptlichtung.  Von  den  Strafrechtslehrern  ist 
Rudolph,  (Do  poena  delict.  extra  territ.  commiss.,  §  10—12.)  für  Bestra- 
lung  der  im  Auslande  und  gegen  dasselbe  begangenen  Verbrechen ,  falls  der 
verletzte  Staat  die  Bestrafung  fordere,  indem  d<r  Untertiian  überall  dem 
vaterländischen  Strafgeselze  unterworfen  bleibe,  dessen  Anwendung  in  solchem 
Falle  allgemeine  sittliche  Pflicht  sei.  Egger  (in  Zciler's  Beitragen, 
Bd.  III,  Nr.  8)  flndet  die  Strafe  gerechtfertigt,  weil  der  Staat,  der  durch 
Verbot  bestin)mter  llaiuilungen  Bürge  des  Rechtes  geworden,  durch  die  Ver- 
letzung selbst  beleidigt  sei.  Helie,  (Traitt'  de  Tinstr.  crim.,  Bd.  IF,  S.  49.5 ff.,) 
ist  für  die  Bestrafung,  weil  das  allgemeine  Interesse  die  Mögliehkc-it  der 
Bestrafung  eines  jeden  Verbrechens  verlange,  eine  Auslieferung  des  eigenen 
Unterthanen  an  den  Verlet^^tcu  aber  nicht  statthaft  sei.  Von  Unrcclit  gegen 
den  Bestraften  sei  aber  keine  Rede,  weil  neben  der  Territoritalität  des  Straf- 
gesetzes auch  eine  persönliche  Eigenschaft  desselben  laufe.  Mitterniaier 
begründet  (in  den  Noten  zu  Feut  rbach'j^  Lehrbuch,  14.  Aufl.,  S.  5.5)  die  Be- 
strafung der  eigenen  Unterthanen  dureli  die  Unmöglichkeit  der  Auslieferung 
an  den  Verletzten.  Er  führt  näher  an,  welche  Handlungen  auch  ohne  be- 
sonderes Landesgesetz,  also  gemeinrechtlich, bestraft  werden  dürfen.  H  e  ff  ter 
(V.R.,  2.  Aufl.,  S.  188  fg.)  ist  für  die  Verpflichtung  zur  Verschaffung  einer 
Genugthuung ,  weil  sonst  das  Recht  selbst  ein  Unding  oder  ohne  Realität 
wÄre.  Küstliu  (Neue  Revision,  S. 738 ff.)  legt  dem  Staate  die  Veri»flichtung 
auf,  iro  Namen  des  fremden  Staates  die  gegen  denselben  begangenen  Ver- 
bcecben  zu  strafien.  B e rn  er  (Wirkungskreis  der  Strafgesetze,  S.  132)  erkennt 

48» 
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die  Rtmfbarkeit  an ,  weil  das  Strafgesetz  ein  personales  sei ,  und  somit  der 
Staat  in  der  VerletTung  eines  aaswärtigen  Rechtes  im  Aaslande  ebenso  git 
eine  Rechtsverletzung  nnd  eine  Störung  des  völkerrechtlichen  Einvernehmen? 
sehe,  als  wenn  die  Handlung  im  lulande  vorgefallen  wäre.  Phillimore 
endlich  (Connnentaries,  Bd.  I,  S.  35(5)  verwirft  zwar  die  Bestrafung  eines  gegen 
einen  fremden  Staat  im  Auslande  fehlenden  Unterthanen  im  Grundsatze,  gibt 
aber  doch  eine  weitverbreitete  Uebung  eines  solchen  Strafrechtes  zu  nnd  büt 
diese  auch  für  gorechtfertigt  bei  Staatsverbrechen,  weil  diese  sowohl  gegen 
das  fremde  al«;  gegen  das  diesseitige  Gesetz  Verstössen  (?). 

Zu  dd)  und  ee).    Weit  geringer  allerdings  ist  wieder  die  Zahl  Der- 
jenigen, welche  dem  Staate  das  Recht  und  die  Pflicht  beimessen,  sogar  einen 
Ausländer,  welcher  im  Auslande  gegen  sein  eigenes  oder  gegen  ein  fremdes 
Gesetz  gefehlt  habe,  zu  bestrafen.    Die  Meisten  läugnen  eine  solche  Aufgabe  d« 
Staates  ohne  Unterschied  der  beiden  Fälle,  und  begnügen  sich  (wie  alsbald 
näher  erhellen  wird)  mit  Auslieferung,  oder  sind  wohl  gar  für  gänzliche  Un- 
zuständigkeit.   Doch  verlangen  einzelne  namhafte  Rechtsgelehrte  allerdini» 
auch  in  solchen  Fällen  Strafe.   So  stützt  Schmid  (Deutsches  Staats-B- 
§87  und  H^)  eine  Bestrafung  sowohl  des  Inländers  als  des  Ausländers  u! 
die  Verpflichtung,  zu  einer  sittlichen  und  rechtlichen  Ordnung  unter  den  Meß- 
sehen  beizutragen.    Andere  fordern  wenigstens  dann  Strafe,  wenn  in  der 
einen  oder  der  andern  Voraussetzung  ein  Verbrechen  gegen  eine  allgemeiBf 
menschliche  Verpflichtung  verstösst  und  somit  seine  Unterdrückung  im  allp- 
meinen  Interesse  liegt.    So  schon  Renazzi,  (Elementa  jur.  crim.,  L- ^ 
c.  5,  §  3;)  und  jetzt  Uefftcr  (Lehrbuch  des  Strafr.,  §  27,  Note  2,  us^ 
Völkerrecht^  2.  Aufl.,  §  104) ').  Hierbei  können  sie  denn  folgerichtig  keine« 
Unterschied  machen  zwischen  dem  Fremden,  der  gegen  das  eigene  Geseti, 
und  «lem ,  der  gegen  ein  auswärtiges  verstiess ,  da  der  Grund  und  der  F*I1 
der  Bestrafung,  welchen  sie  annehmen ,  auf  beide  Arten  von  Vergehen  eben- 
mässig  passt.   Kndlich  will  Berner  (a.  a.  0.,  S.  147  fg.)  wenigstens  ciDf 
Bestrafung  des  im  Auslande  gegen  dessen  Recht  fehlenden  Inländers;  dagegen 
verwirft  er  jede  Zuständigkeit  über  den  in  solchem  Falle  befindlichen  Auslinder. 

Ein  Gegenstand  der  vielfachsten  Verhandlungen  ist  endlich  noch 

3)  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Auslieferung  eines 

gefluchtoten  Ausländers. 

Es  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises,  dass  die  Gründe  für  oder  gcg«" 
die  Auslieferung  eines  Inländers  an  fremde  Strafgerichte  keineswegs  aw* 

1)  Dieser  8*tx  widunpricht  keintaweg»  der  von  Uefftcr  auQfresteQten ,   oben  8- 
ausfUhriich  aiiKefUhrton  Lehre  von  der  Beaehränkunic  dea  SUates  auf  die  Ueachiit*^  ^ 
eigenen  RechtaurdnunK.   Die  Verlctzuii«  einer  „gomeinheitlichen  VenidJehtang'  berührt  j» 
beatrafetidcii  8laat  BcIlMt  ebeafalls.   Nicht  tu  lüiignen  ist  freilich,  d*u  xunächat  das  Be4:i>l 
rerlctzten  Staates  dadurch  wiederhciigcsteUt  wiiü. 
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auf  die  Frage  Anwendiuog  erleiden,  ob  ein  AnaUbider  ausgeliefert  werden 
dürfe  oder  nicht?  Die  d^m  Staate  gewöhnlidi  nigescliriebene  Vefpfficfatniig, 
das  Beebtageseti  anf  seine  eigenen  Bftigier'seUist  anznwendep,  kommt  in  dem 
letateren  FUle  gar.  nicbt  zqi  Flrage;  nnd  omgekehrt  treten* hier  Rfloladohten 
der  Menschlichkeit  gegen  muehnldige  Opfer'  fremder  Terfolgong  ein,  irolohö 
bei  InUndem  nicht  Ybrkommen  kutanen.  Kus,  die  Frage  Uber  die  Aoe- 
liefemng  von  AnsUndem  steht  anf  eigenem  Grande  nnd  Ist'  ans. ihrem  \^ 
sondern  Wesen  m  beantworten.  Weit  laufen  noa  aber  die  Absichten  nnd 
'  Gründe  ans  einander. 

Zuerst  eine  AnfdUilniig  Derjeulgen,  welche  eine  Ausliefenmippflicht 
nicht  anerkennen,  and  zw(ur  mit  Sondemng  nach  dec  Art  der  Settriften,  in 
denen  sie  sich  aussprechen. 

Von  den  Systemen  des  Völkcncchtos  orklürt  sich  eine  grosse  Anzahl, 
•  und  ywar  sowohl  solche,  welche  auf  pbilosopliisdip,  als  solche,  wdclic  aof 
.positiv-rechtlicher  Grundlage  stehen,  gegen  eine  rechtliche  Verpflichtong 
des  Staates,  Ausländer,  die  er  in  sein  Gebiet  zni<;( lassen  nnd  womit  in 
adnen  Schutz  aufgenommen ,  zur  Untersuchung  and  Bestrafung  an  den  von 
ihnen  angeblich  verletzten  Staat  auszuliefern.  —  Schon  Pnfendorf  (Jos 
uat.  et  gent,  L.  VIII,  c.  6,  §  12)  erkeimt  keine  vollkommene  Pflicht  der 
Auslieferung  an.   Nur  wenn  der  Schützling  auch  nach  der  Aufnahme  seine 
Uatemehmangen  g^en  den  fremden  Staat  fortsetze,  sei  die  Maassregel  ge- 
rechtfertigt. (Frage:  ob  nicht  vielmehr  Bestrafung?)  —  Entschieden  spricht 
sich,  was  Manchem  wohl  unerwartet  sein  mag,  gegen  Auslieferung  aus: 
Schmalz,  V.R.,  S.  158,  weil  sonst  despotische  Ungerechtigkeit  auch  un- 
schuldig verfolgte  Männer  aus  ihrem  Zufluchtsorte  reissen  konnte.  Und  wenn 
an  derselben  Stelle  die  gegf  iiseitige  Auslieferung  der  deutscheu  Striaton  als 
ein  Beweis  von  Freuiidschatt  und  Gefälligkeit  bezeichnet  ist,  so  kann  dieser 
,  scheinbare  Widerspruch  seine  Erklärung  in  der  Uebcrzeugung  des  Verfassers 
finden,  dass  nie  ein  deutscher  Staat  despotisch  und  unpcrecht  sein,  niemals 
einen  Unscluddigeu  verfolgen  könne.  —  Auch  Saalfeld  (Uaudbuch,  S.  Hl  ff.) 
erkennt  grundsätzlich  keine  Anslieferungspflicht  an.  Seine  weitere  Ausführung 
der  angeblichen  Uebung  ist  freilich  verwirrt  und  grundsatzlos.  —  Ebenfalls 
keine  vollkommene  Pflicht  erkennt  Martens  (Precis  du  dr.  d.  g.,  S.  lN4tf,, 
und  Erzählungen  merkw.  Fälle,  Bd.  1,  S.  21);  doch  gibt  er  zu,  dass  Aus- 
lieferungen häutig  vorkonmien,  theils  in  Folge  von  Verträgen,  theils  gegen 
.  Kevcrsalien,  theils  aus  blosser  eoniitas,  so  zwar,  dass  eine  Weigerung  als  Beweis 
üblen  Willens  betrachtet  werde.  —  Fester  gibt  Kl  üb  er  (V.R.,  2.  Aufl.,  S.  75) 
keinerlei  Verpflichtung  ohne  Vertrag  zu.  —  Dass  Pinheiro  Ferreira  (Cours 
de  droit  publ.,  Bd.  II,  S.  32  fg.  und  179)  unbedingt  gegen  jede  Auslieferung 
ist,  kann  nicht  Wunder  nehmen;  wohl  dagegen,  dass  Wheaton  (Clements 
du  dr.  iutcfn,,  üd.  2 ,  L  S.  13b  lg.)  bloss  nur  die  Meinungen  für  und  gegen 
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aufzählt,  seine  gogcB  die  Auslicferungspflicht  gehende  Meinung  aber  nar  er- 
rathen  Iftsst.  —  Auf  einen  theoretisch  and  praktisch  bedenklichen  Boden  stellt 
sich  Oppenheim  (V.R,  S.  192  ujid  382),  wenn  er  zwar  eine  natürliche  Aas- 
lieferungsverpflichtung löugnet,  dem  Staate  aber  zum  Behufe  des  Rechtsschutzes 
den  Abschluss  von  Verträgen  zu  gegenseitiger  Anslieferung  zur  Pflicht  machen 
will,  jedoch  wieder  nur  mit  solchen  Staaten,  welche  auf  gleicher  Gesittnngs- 
stufe  stehen,  und  sich  selbst  ein  gebildetes  Recht  zur  Aufgabe  stellen.  —  In 
klarer  Ausführung  setzt  endlich  Heffter  (V.R.,  2.  Aufl.,  S.  119  fg.)  aas- 
einauder,  dass  keine  unbedingte  Rechtspflicht  zur  Auslieferung  bestehe,  es 
vielmehr  Sache  des  Gewissens  und  des  klagen  Ermessens  sei,  Vcrtrige  zu 
schliessen,  und  zwar  namentlich  zum  Behufe  gegenseitiger  Auslieferuug  in 
solchen  Fällen,  in  welchen  dem  Staate  selbst  oder  dem  menschlichen  Gcschlechte 
an  der  Bestrafung  liege.  Unter  dieser  Voraussetzung  sei  dann  aber  keine 
Art  von  Vorbrechen  ausgenommen;  auch  die  politischen  nicht.  —  Philli- 
more  (Commentarics,  Bd.  I,  S.  408 fg.)  endlich  ist  der  Ansicht,  dass  eine 
natürliche  Rechtsverpflichtung  zur  Auslieferung  nicht  bestehe,  sondern  sie 
eine  Sache  der  Gcfölligkeit  und  Billigkeit  (comity)  sei. 

Weniger  bedeutend,  als  man  berechtigt,  wäre  zu  erwarten,  sind  die 
Ausführungen  über  das  Schutzrecht  und  die  Auslieferungspflicht  in  den  eigenen 
Werken  über  das  internationale  Privatrecht,  welche  sich  denn  doch 
auch  auf  strafrechtliche  Fragen  erstrecken.  Doch  sind  dieselben  wohl  alle 
gegen  die  Annahme  einer  unbedingten  und  natürlichen  Pflicht,  So  z.  B.  V  o  e  t 
(De  statutis  eorumque  concursu,  Sect.  XI,  c.  1,  no.  6);  Leyser  (Medidat. 
ad  Pand.,  med.  10);  Story  (Conflict  of  laws,  2.  Aufl.,  S.  516  fg.);  Foelix 
(Droit  intern,  prive,  S.  579). 

Ausführlich  dagegen  wird  die  Nichtverpfiicbtung  zur  Auslieferung  be- 
hauptet in  einigen  Souderschriften.  —  Mit  grosser  Lebendigkeit,  allein 
mit  mehr  Wortgepränge  und  Leidenschaft,  als  mit  stichhaltigen  Gründen 
wird  jede  Auslieferung  bekämpft  von  Cauchois  Lemaire  und  Guy  et. 
(Appel  h  l'opinion  publique,  k  la  Haye,  1817).  Ihnen  ist  die  Aufnahme 
eines  Flüchtigen  förmliche  Rechtspflicht,  die  Auslieferung  ein  Verbrechen 
gegen  die  persönliche  Freiheit  und  eine  Anmaassung  von  Gerichtsbarkeit, 
wo  keine  begründet  ist.  —  Wissenschaftlicher  und  umsichtiger,  aber  nicht 
immer  folgerichtig  ist  Provö  Kluit  (wohl  eigentlich  den  Tex)  De  dcdi- 
tione  profugorura.  Lugd.  Bat,  1839.  Ihm  zufolge  hat  der  Staat  ein  voll- 
kommenes Recht  des  Asyles,  und  der  verletzten  Regierung  steht  nur  eine 
Bitte  auf  Auslieferung  zu.  Die  Gewährung  derselben  ist  keine  vollkonunene 
Verpflichtung,  weil  der  Staat  nicht  die  Aufgabe  hat,  fremdes  Recht  zu 
schützen  und  zu  fördern;  doch  besteht  allerdings  eine  sittliche  Pflicht  in 
Beziehung  auf  solche  gemeine  Rechtsverletzungen,  welche  überall  als  solche 
gelten.   Unbedingt  ausgeschlossen  ist  somit  Auslieferung  wegen  kleinerer 
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Vergehen  und  wtgcn  angeblicher  staatlicher  und  kirchlicher  VerlctzungeaL. 
Der  Widerlegung  entgegengesetzter  Meinungen  ist  viel  Raum  gewidmet. 

Bedeutend  nun  aber  ist  auch  die  Zahl  und  das  Ansehen  Derer,  welche 
\m  Widerspruche  mit  den  bisher  angeführten  Ansichten  eine  rechtliche 
Verpflichtung  zur  Auslieferung  anerkennen. 

Unter  den  Systematikern  spricht  sich  schon  der  Vater  des  Völker-  , 
rechtes  in  diesem  Sinne  aus  (s.  H.  G  rot  ins,  De  jure  b.  et  p. ,  Lib.  II, 
c.  21).  Er  erachtet,  dass  der  die  Auslieferung  verweigernde  Staat  sich  zum 
Mitschuldigen  des  Verbrechers  mache.  Der  verletzte  Staat  habe  ein  Recht 
auf  Bestrafung,  welches  ihm  durch  keine  Herrschaftshandlung  der  diesseitigen 
Regierung  geschmälert  werden  dilrfe.  Ein  Schuldiger  habe  keinen  Anspruch 
aaf  Asyl;  zum  mindesten  sei  er  furtzuscliaffen.  —  Dieselbe  Ansicht  verficht 
im  Wesentlichen  Cocceius  in  seinen  Praelect.  ad  II.  Gr.  libros  de  jore 
belK  et  pacis,  1.  c.  Man  sei  dem  fremden  Staate  IlQlfe  schuldig  in  seinen 
Berotthuugen  am  Herstellung  des  Rechts;  ferner  Barlamacqui  (Da  droit 
naturel,  T.  II,  p.  IV,  cap.  3,  §23  fg.)  und  Rather fprth  (Institutes  of  nftt 
law,  Bd.  II,  S.  12  fg.).  —  Baddeas  (Jarispr.  histor.  spec,  317 fg.)  erklärt 
die  Yenveigerang  eiaer  Aaslieferang  fttr  eine  Beleidigang  des  Terietifeeik 
Staates ,  welcher  ein  grosses  and  gerechtet  Interene  der  Bestnlbiig- 
habe.  —  AiichT«ttel  (Bachn,  §  230  fg.)  erUArt  sieb  fitr  die  AnsUelBnmg. 
alt  ftr  eiiib'fieehtspflicbt,  jedocSi  nur  bei  gruben  gemeinen  Yerhrechern,  alt 
Morden,  GÜäitfMliein,  Brandtüftmi,  Secfinbecii.  Allerdings  sddieBeehit- 
pflege  nmichsi  tenitorial;  aüeiii  äotgMKWiiiniiii  sei  die  BettrafiiBg  m.YeN 
breebern,  welebe '  wegen  8chipere  und  Hftnfigkeit  ihrer  Handlnogen  alt  Eenide 
der  gan^  mentcUibsben  GeteUschaft  ersdieitten;  Sc^ebe  kOime  Jeder  vtr- 
tilgen ,  der  Hand  .anf  tie  lege;  verlange  tie  aber  der  mnflcbtl  yerlelste 
Staat' nr  Bettrafong,  to  teien  tie  ihm  za  flberlatten,  towobl  weil  er  tot- 
ngsweite  bei  .der  BettarsAisg  betbeUigt  eel,  alt  weil  bei  ibai  .dae  geeignete 
Yer&bren  ttrttflndSn  bflunc^  Der  Staat,  .weleber  weder  Mitliefere  ooeb: 
i^Ibit' btsfiralii,  nadie  ticb  mm  IBticboldigen.  Sodann  ist  aneb  nocb, 
Kf»i)t  (Comüentatiit*,  Bd.  1,  S.  86  tg.)  tehir  entscMeden  filr  Antlieferoag. 
^dl''«ätii9Stlicb  ist  doch  aacb  Com  wall  Lewit  (Fore^  jorisdlGtiott,  . 
ä  51  li|.jr^^di«8tr  Ansicbt.  Zwar  will  er  eine  f&rmlicbe  Recbttpfficbt  nick 

.xogeben;  er  'Attit'  jedoch  to  viele  o^d  to  acblagende  yenneintUebe  Zweck- 
mättigkeitsgrilnde  fttr  die  Antliefennig.  an,  namentUob  die  weit  grOttere. 
Sicherbeit  dior  üntertncbnng  und,  ebiet  gerechten  Urtheila  an  dem  Orte  der 
wifkiiob  oder  angeblicb  begangenen  Handlting,  ferner  die  Notbwendigkeit . 
die  8t»%firiBchttj^fl^  anss^etslidi  nach  dem  Tenjtorialprindpe  so*  lua^ 

•  haben-,  daat  sich'  dt  eitlen  anbefangen  Prflfenden  aot  denselben  nicht- 
bloti  ein  BilHgkeittignimd  (comi^),  tondern  vielinebr  ein  ttrengreddttelvr 
Bewrit  ftr  m  AntliefeniDg  ergibt;  1  v  ;  '  -  ' 
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An  besonderen  Schriften  über  die  Frage,  welche  eine  Pflicht  znr 
Auslieleruug  anerkennen,  sind  aber  namentlich  folgende  zu  nennen:  Tili- 
mann  (Die  Strafrechtspflege  in  völkerr.  Rücksicht,  S.  8  fg.,  20  fg.);  Homaa 
(De  delictis  perogriiiorum.  Groen.,  li?23);  G.  Convert  (De  dclinq.  traditioiK 
in  Belgio  pcnnissa.  Gand. ,  1828);  Bern  er  (Wirkungskreis  des  Straf- 
gesotzes, S,  173  fg.);  Bulmerincq  (Das  Asylrecht,  S.  151  fg.),  so  wie 
Bluntschli  (Staatswörterbuch,  Art.  ^Auslieferung  polit.  Verbrecher»)  ond 
Murquardseu  (in  Welckcr's  Staatslcxicon,  Art.  «Auslieferung»).  Freilich 
ist  die  Bewcisfühi-ung  dieser  Schriftsteller  sehr  verschieden.  Während  nfim- 
lich  Berner,  Bulmerincq  und  Bluntschli  die  Auslieferung  ganz  einfach  auf 
die  PHicht  des  Staates  stützen,  zur  Rechtspflege  mitzuwirken;  Murquardsen 
aber  nur  eine  sittliche  Pflicht  zur  Auslieferung  anerkennt,  welche  erst  doruh 
einen  Vortrag  zu  einer  rechtlichen  Verbindlichkeit  verstArkt  werde:  geht 
die  Aubicht  der  Ucbrigeu  im  Wesentlichen  dahin,  dass  der  verletzte  Staat 
ein  vollkunuiienes  Recht  auf  Bestrafung  habe;  wer  sich  ihm  bierin  wider- 
setze, begehe  also  selbst  ein  Unrecht ;  man  widersetze  sich  aber,  wenn  man 
den  Flüchtling  nicht  ausdiefere  (oder,  nach  Converts's  Alternative,  denselben 
von  dem  verletzten  Staate  auf  diesseitigem  Gebiete  aufgreifen  lasse). 

Schwer  ist  es,  Schmelz i  ng  und  Helle  den  einen  oder  den  anderfn 
Gesiimungsgenossen  beizuordnen.  Der  erste  (Bd.  I,  S.  191  fg.)  spricht  sid» 
nümlich  einerseits  entschieden  gegen  die  Verbindlichkeit  zur  Ausliefcnuf 
o(k>r  Bestrafung  aus;  findet  alKT  eine  Willführigkcit  ganz  unbedenklich  bei 
Gegenseitigkeit  und  wo  keine  dringenden  politischen  Verhältnisse  das  Gcgen- 
theil  erheischen.  Helie  dagegen  erkennt  es  für  eine  Pflicht  des  Staate;, 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  Rechts  zur  Geltung  zu  bringen,  ebenso  die 
sichere  Bestrafung  der  Verbrechen  für  ein  allgemeines  Interesse;  allein  den- 
noch will  er  keine  vollkommene  Pflicht  zu  einer  Auslieferung  sehen,  sondern 
nur  einen  freiwilligen  Beitrag  zur  allgemeinen  Rechtsordnung.  Daher  sei 
tUe  Auslieferung  ins  Belieben  gestellt  und  den  allgemeinen  Grundsätzen  über 
Strafrecht  unterworfen.  —  Nicht  ungerecht  ist  es  wohl,  jene  Sätze  fUr  un- 
verständig, diese  für  unverständlich  zu  erklären. 

Nur  eine,  freilich  wichtige,  Nebenfrage  ist  es,  ob  etwa  die  Auslieferongs- 
pHicht  ausnahmsweise  in  Beziehung  auf  gewisse  Arten  von  Verbrechern  zu 
beschränken  sei.  Die  neuern  Schriftsteller,  auch  die  oben  genannten,  siod 
dieser  Ansicht,  freilich  aus  nicht  ganz  gleichen  Gründen. 

2. 

Die  Lehre. 

Es  ist  wohl  keine  Amnaassung,  wenn  sowohl  der  im  Vorstehenden  dar- 
gelegte Stand  des  positiven  Rechtes  als  der  Befund  der  Wissenschaft  aU 


Ifle.itBfiUnijkäkib»  Lehre  vom  Asyle.  681 

.ein  Uehtt  ■ng^nflgeiiiier  benichnet  wird.  Sehoo  das 'bo  ,  weite  Anseinander- 
gieim  der.  SafimogeD  und  der  MeimingeB,  dann  aber  aaeh  der,  snm-  Theile' 
iffenigsten»,  sehr  aoflUlende  bihalt  dersdben  beweist  grosse  Unsiefaerheit  nnd 
StaoariosigljBit  Offenbar  kann  in  Lesern  Chaos  nur  dnroh.eine  in  sidi.fdft  • 
iMgrflndete,  den  gau^en  Gegenstand  ,iinifikssende  Ltiire  Ordnung  gescfaalliBn  - 
werden.;  zoerst  in  der  Theorie,  spflter  nnd  alhniUilig  denn  wohl  andi  hi  den  . 
Bötinmongen  Q9d -Tertrflgen  der  VOUcer. 

IXe  EsEstellnAg  einer  aölchepi  Ldire  ist'  denn  im  aber  keineswegs  ebie 
leichte  lind  eitaft^  An%abe.  Sie  erfbrdert  einer  Seits  die  Anffindong  nnd 
mtadeihaft  logische  Kntwicklqng  liditlger  GrnndsStie,  anderer  Seits^-BerOck- 
sidiligmig  der  praklischdi  Zntrigfichkeiten  im  Yei^ehre  von  Staat  za.  Staat 
Eine  ansscildiesslüehe  llerAcksichtigaiig  der  Folgerichtigkeit  könnte  leicht 
der  AnwendbB,rkeit  im  Leben  schaden;  ein'blpsaer  Nfttdkdikeitsstandpankt 
.   .  wllr^  dee-  Bdtes  nnd  emes  Maawsfahes  ftr  die  WtihKheit  iMMhren. 

•  Zwecfcmissig  ist  es  natMieb,  vor  AUem  die  Ursacben  des  bisherigen 
FehlscMagens  aotefinden,  nnd  äe  znr  Termeidnng  ins  Äqge  ai  Ihssen.  Ihrer 
sind  . denn  aber  swei  in  nng^ilhr  gleidnm  Um&nge  wirkseme  n  bemerken: 

YoreiBt  .die  beinahe  gttKdiäie  YeroachULssigong  dpr  Untersnidinng  Uber  «  . 
die  Ansdebffling  der  Becbtsaniigabe  des  Staates  im  Allgemeinen.  -Es  ist 

.  cinleachtend,  djsss  man  ohnn  eine  feste  Beantwortung  dieser  Frage  bei  der 
Besprechung  der  ein^dnen- Punkte  ledigUcb  im  Dnnkebi  tappt,  und  leieht 
VBlhitbrllehkeHffl;  lyd  Fdgewidrii^ten  kommt  Wie  kann  von  einer 
:8iälieren  tad  gegen  l^eifel^ges^fititeii  Feststellung  der  Befiignisse  und.  der 
PiBdM  dw  Staatet  hinsicbilich  dieses  oder  jen^s  Falles  ton  internationaler 

.  Bechtahfllfe  die  Bede  sein,  wenn  man  darflbcr  mit  sich  ^  nicht  im  Beinen 

-  ist,  welche  Angabe  er  flberhaupt  in  Beziehung  auf  die  Hentellnng  und  AnC- 
lechterhaltiing  der  Bechtsordnofig  in  der  Welt  hat?  An  ganzen  Reihen  voti- 

•  Beispielen  liesse  es  sich  nachweisen,  dass  namentlich  drei  Fehler  die  Folgen 
eines  solchen  mangelhaften  Ausgangspunktes  sind.  Einmal,  die  Aufstellung 
T(M|- SJDgeblich  obersten  Sfttzen,  wekbc  im.  besten  Falle  nur  einen  Theü.4er 
•Frage  beherrschen.  Zweitens,  die  BegnQgnng  mit  blossen  Behauptungen, 
linstatt  bewiesener  letzter  Gründe.   Drittens  endlich,  die  völlige  Uebergehung 

-  gsnser  wichtiger  Seiten  des  Gegenstandes  *).  So  lange  hifSir  nicht  grOndlich 

i>  lMUciMlM^tMli»M«  naiMi  M  MmIm  M  IMMS«  fmOam.  -  Ab  Mete  te 

Annahme  eines  nur  thcihvi  isc  aiuroichcntton  Satzes  crscht  inf  o,  «cnn  man  von  dt  ni  Axi<ini 
«oi^t,  der  AUuU  b^be  ein  Recht  sor  Stnfo,  «Uo  ttberbnupt  zur  GerichUbwrfcett ,  aar  tU,  wo 
«  snr  Aofl««««  TMi  PflIeMm  beneMft  «aL  DiM  nSeM»  «t^ 

«trafrci'htlichc  intenutttDaalo  Frage;  allein  es  ist  kl.ir,  dass  dnmit  filr  die  sransto  Vorbeujfungt* 
'  Ihige  und  fliz  einen  guten  Tbeii  de«  iqtenutioaaloQ  Privatrvchtcs  gar  kein  Antaaltaponkt 
';««HMiM.  D«r  9ii»,  #«ni  er  eiwduiiiiit  wUu  bt.  hua  MilirteM  In  «ydter  LhiK  «h  Bfel 

■Är  dne  Ünterabthellunfr  atehcn.  —  ^egnigaag  mit  «infr  hlosscn  Behaaptung  aiwtatt  der 

•  ..'ilnAndung  eines  rielitigen  obersten  ürondtat^ae  iat  es  aber,  wenn  man  obne  weiteres  aetxt,  der 
^aiMtdBrftdtoM«;d«BetR|nli  gwUoB  w«gm  ihm  At-b«illohki#  aiw»»a  mMgm^ 

'   lim— BechtwwliltB  aby  wUbij  fUt  b^fcwmti  dM»  toSlMt  aar  l—wiiril»  ktanOMnH»- 
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geholfen  ist,  ist  alles  Andere  umsonst,  höchstens  Sttickwerk.  Dabei  aber 
sei,  zur  Vermeidung  jedes  Missverständnisses,  gleich  itzt  aasdrücklich  be- 
merkt, dass  der  Grundsatz  der  «Territorialität  des  Rechtes»  keineswegs  als 
die  längst  gefundene  Lösung  der  hier  gestellten  Aufgabe  betrachtet  werden 
kann.  Dieser  Grundsatz  spricht  sich  nur  darüber  aus,  welche  Aufgabe  der 
Staat  in  seinem  Innern  und  mit  RQcksicht  auf  die  Zwecke  seiner  Angehörigen 
hinsichtlich  der  Rechtsordnung  habe,  und  welche  Rechte  und  Pflichten  ihm 
in  dieser  Beziehung  zufallen;  allein  bei  der  Asylfrage  handelt  es  sich  ja 
eben  davon,  ob  und  was  über  diese  Aufgabe  hinaus,  nämlich  in  Beziehung 
auf  fi*emdc  Rechtsordnungen,  zu  leisten  sei? 

Die  zweite  Ursache  des  jetzigen  ungenügenden  Zustandes  ist  der  Mangel 
an  Zusammenfassung  der  ganzen  Lehre,  die  Losreissung  der  einzelnen  Auf- 
gabe vom  Stamme.   Die  einzelnen  grossen  Fragen,  in  welche  sich  die  Bei- 
hülfe zu  einer  Weltrechtsordnung  logisch  zerlegt,  werden  —  mit  sehr  seltener 
Ausnahme  —  vollständig  getrennt  von  einander  behandelt;  in  der  Regel  in 
ganz  verschiedenen  Wissenschaften.    So  die  Vorbeugung,  so  weit  von  ihr 
überhaupt  die  Rede  ist ,  in  der  Polizei ;  die  Recbtshülfe  in  bürgerlichen 
Streitigkeiten  im  Privatrechte;  die  internationalen  strafrechtlichen  Fragen 
im  Strafrechte  und  Strafverfahren ;  das  Asyhrecht  und  die  Auslieferung,  viel- 
leicht noch  zuweilen  ein  Lappen  einer  der  anderen  Fragen,  im  Völkerrechte. 
Hierdurch  geht  nun  aber  nicht  nur  die  Uebersicht  und  das  volle  Bewnsstseiu 
von  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  verloren;  sondern  es  wirkt  nattlrlich 
die  Abtrennung  ungünstig  sowohl  auf  die  allseitig  richtige  und  unifassencfe 
Ausprägung  des  obersten  Grundsatzes,  als  auf  eine  folgerichtige  und  har- 
monische Ausbildung  der  einzelnen  Abtheilungen.   Es  ist  nun  keineswegs 
die  Absicht,  zu  behaupten,  dass  es  wissenschaftlich  unmöglich  sei,  die  ein- 
zelnen der  genannten  Fragen  abgesondert  zu  behandeln,  (wird  ja  doch  auch 
hier  zunächst  nur  Eine  derselben  erörtert ;)  vielmehr  ist  es  natürlich ,  dass 
sie  itf  denjenigen  Wissenschaftskreiseu ,  welchen  sie  dem  Stoffe  nach  ange- 
hören, gehörigen  Ortes  dargestellt  und  in  die  hierbei  passende  Verbindung 
gebracht  werden;  allein  eine  richtige  Lösung  dieser  Probleme  ist  unmöglich, 


gtämeo  Recht  zu  Kchaffen  im  Stande  sei;  oder  Miaiinrnt,  der  SUat  kSone  flromdes  Kecht  wob! 
in  Fragen  de«  bürgerlichen,  nicht  über  anch  des  öffcnUichen  Kochte«  anorkeanen:  wiihread 
doch  der  erste  ^atx  vollkommen  wUlkiihrlich  und  »ogar,  wenn  einmal  eine  aasgedehntere 
Recbtsaufgabe  angenommen  ini,  offenbar  unrichtig  ist-,  der  zweite  gegen  die  täglichen  Erteh- 
ningen  im  Völkcrleben,  t.  B.  bei  Staataverträgen,  läuft,  und  gelegentlich  »clbst  die  Moglichliejt 
eines  internationalen  Privalrechtcs  längnet;  für  den  dritten  aber  gar  kein  Orand  einzusehen 
ist,  da  docl)  ütfanbar  die  Beschützung  des  bürgerlichen  Rechte«  eine  eben  so  wesentliche 
8taat«handlang  ist,  als  das  Gcbahren  mit  politischen  Rechten.  —  Zu  welchen  grossen  Lücken 
aber  der  Mangel  an  umfassenden  obersten  Orundsätzen  fllhren  kann ,  beweist  gewiss  die  bis- 
herige Unterlassung  jeglichen  Versuche«,  die  Vorbeugung  von  Unrecht  gegen  (iremde  Rechts- 
ordnungen wissenschaftlich  zu  untersuchen  und  tu  ordnen.  Jeder  allgemeine  oberste  Grundssu 
über  die  Ausdehnung  der  Rechtsiitlicht  des  Staates  h&tte  mit  logischer  Nothwendigkeit  zur 
Behandlung  dieser  Frage  geführt,  and  swar  sogar  vor  allem  Andern. 
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wenn  sie  nicht  in  Verbindang  mit  dem  Grunrigi  danken  gelialten  werden,  nnd 
Bichl  gehörigtü  .Ortes  nach  den  verwandten  Fragen  ansgeschant  wird. 

Mit  der  Termeidnng  offenbarer  Fehler  fällt  dann  aber  die  richtige  Lehre 
noch  keineswegs  selbst  in  den  Schooss.  Die  grosse  Verschiedenheit  der 
Apaifthimi^  vic  sie  hier  thatsftchlicb  vorliegt,  und  die  Hartnäckigkeit,  mit 
welcher  manche  derselben  Jahrhunderte  bindorch  festgehalten  wird,  lassen  sich 
mir  dadurch  erklären,  dass  mögUcherwdse  mehrere  von  einander  ganz  ab- 
wetobfinde  AasgKngspnnkte  genodimen  werden  können,  und  zwar  mit  einem 
grdseetn  oder  geringeren  Gräde  von  Verständigkeit  und  unter  der  Anführung 
von  mehr  oder  weniger  scheinbaren  Gründon.  Dcsshalb  ist  es  denn  zur 
Gewinnung  eines  unanfechtbaren  Ergebnisses  wo  niclit  unbedingt  uothwondig, 
so  doch  gewiss  sehr  zweckmässig ,  diese  verschiedenen  Ansichten  einzeln  und. 
in  ihrer  vollen  Begründung  darzustellen,  um  auf  diese  Weise  durch  Ver- 
gleichung ,  und  vielleicht  Verbindung»  zur  Wahrheit  zu  gelangen.  Die  Sache 
liegt  aber  foigendermuassen : 

Dass  jeder  Staat  eine  Rechtsordnung  unter  seinen  Angehörigen  und  für 
dieselben  aufrecht  zu  halten  hat,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Ist  auch  die 
AuflFassung  des  Staates  als  einer  blossen  Rechtsanstalt  zu  enge,  so  bleibt 
doch  die  Aufgabe,  das  Recht  zu  sichern,  immer  seine  erste,  und  ihre  Erfüllung 
ist  die  Bedingung  alles  Weiteren.  —  Nicht  so  deutlich  und  unhestritteu  ist 
aber  die  Antwort,  wenn  es  sich  frägt,  ob  der  Staat  eine  natürliche  Ver- 
pflichtung habe,  zur  Herstellung  einer  Rechtsordnung  für  das  gesamrate 
Menschengeschlecht  beizutragen.  Davon  kann  freilich  niemals  die  Rede  sein, 
dass  der  Staat  einen  Rechtsschutz  in  solchen  Fällen  handhabe ,  welche  unter 
der  Botmässigkeit  eines  andern  unabhängigen  Staates  stehen.  Hierzu  hat 
er  nicht  nur  keine  Pflicht ,  sondern  nicht  einmal  ein  Recht.  Es  würe  eine 
Verletzung  der  Selbststündigkeit  und  der  für  alle  gleichmässig  bestehenden 
oberhoheitliclieu  (iewalt,  und  würde  übenliess  endlose  Verwirrungen  und  Ver- 
wickluDgeu  herbeiführen.  Selbst  winn  ein  Staat  eine  Aufgabe  gegen  Ange- 
hörige, welcher  er  an  sich  wohl  gewachsen  würe,  aus  üblem  Willen  oder 
aus  Ungeschicklici)keit  nicht  erfüllt,  kann  und  darf  eine  fremde  Ktgiernng 
keine  Handlungen  oberster  Gewalt  innerhalb  seines  Gebiets  und  Belugniss- 
kreises  vornehmen.  Sie  ist  nicht  zur  Vormünderiu  über  andere  ihr  an 
Selbstbestimmung  und  UnabhJingigkeit  gleichstehende  Vereine  und  deren 
liCnker  bestellt;  eine  nicht  erfüllte  Aufgabe  derselben  ist  eine  Unvolikom- 
menheit,  für  deren  Heilung  sie  nicht  zu  sorgen  hat.  (Und  wenn  gegenüber 
von  der  Türkei  andere  Forderungen  geltend  gemacht  werden,  so  ist  dies» 
-eben  nur  desshalb,  weil  sie  im  Grunde  doch  nur  als  ein  IBarbarenlager  nnd 
nicht  als  ein  gleichberechtigter  Staat  gilt,  and  —  weil  sie  von  der  Gnade, 
ifler  grosteii  IQchte  ihr  Leben  fristet.)  Allein  wesentlich  verschieden 
KievpB  «in4  splche  l'äUe,  in  welchen,  ein  Becht  zwar  niclit  zur  eigenen 
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Rechtsordnung  gehört,  jedoch  nur  durch  eine  diesseitige  Handlung  geschützt 
werden  kann.  Ereignen  kann  sich  diess  aber,  wenn  entweder  der  ein  ans- 
wärtiges  Reclit  Bedrohende  oder  Verletzende  sich  innerhalb  des  diesseitigti 
Gebietes  befindet  und  somit  nur  von  der  diesseitigen,  nicht  aber  auch  m 
einer  auswärtigen  Gewalt  erreicht  werden  kann ;  oder  wenn  nur  durch  unser 
Mitwirken  ein  uns  zunächst  nicht  beröhrendes  wohl  aber  fttr  Andere  wtüi- 
schenswcrthcs  allgemeines  Rcchtsverhältniss  ermöglicht  werden  kann.  Id 
solchem  Falle  ist  allerdings  von  der  Beeinträchtigung  eines  fremden  Staates 
nicht  die  Rede,  da  das  von  diesem  Gewünschte  nur  durch  fremde  Handlmg 
bewerkstelligt  werden  kann;  aber  damit  ist  eine  Pflicht  zunächst  ünbe- 
theiligter  zur  Vornahme  des  rechtlich  Unanfechtbaren  noch  keineswegs 
gleichbedeutend.  Diese  ist,  wenn  ihre  Leistung  gefordert  werden  will,  b^ 
sonders  nachzuweisen.  .  ' 

Es  sind  nun  aber  drei  verschiedene  Ansichten  über  die  Verpflichtung 
zu  solcher  Thätigkeit  möglich:  eine  kosmopolitische,  eine  selbstsüchtige  and 
eine  vermittelnde. 

a)  Die  kosmopolltiBche  Äoffusang 

geht  von  dem  Satze  aus,  dass  es  überhaupt  eine  sittliche  Aufgabe  des 
Menschen  sei,  zur  Herstellung  eines  vollkommenen  Rechtszustandes  nach 
Kräften  beizutragen;  theils  schoq  an  sich,  weil  die  Vernunft  einen  solchen 
fordere,  theils  weil  er  praktisch  die  nothwendige  Bedingung  der  ErreicboBf 
alles  körperlichen  und  geistigen  Guten  sei.  Auf  diese  Grundlage  wird  des 
auch  an  den  Staat,  als  au  einen  Verein  von  vernünftigen  Menschen  zu  p- 
nieiiischaftlicher  Erreichung  ihrer  Lebenszwecke,  das  Ansinnen  gestellt.  Dt 
seineu  grösseren  Kräften  das  ihm  in  dieser  Richtung  Mögliche  zu  bewerk- 
stelligen. Dieses  Mögliche  aber  besteht  nun  eben  darin,  dass  der  Staat 
nicht  blos  für  den  eigenen  Kreis  und  in  demselben  das  Recht  fördert  ond 
schützt,  sondern  auch  ausserhalb  desselben  wirkt,  so  weit  man  seiner  b^ 
darf  und  er  nicht  auf  ein  näheres  Recht  zu  solchen  Handlungen  stösst 

1)  Diene  letztere  BeffrSnxang  der  BenifllfepfUclit  darf  nicht  tibersehen  werden,  wenn  m« 
nicht  die  kounopollti»cho  Anseiuiuans  ganz  falsch  auHawen  nnd  ihr  unrecht  than  wtlL  'We<ler 
«oll  der  einzelne  Staat  dadurch  gehindert  werden  rfi\ch  local  nnd  national  xn  ftxiren**,  aocb  wird 
eine  allKCiucine  ataatsreehtlicho  (^erritus  patiendi"  dadurch  bestellt,  wie  dieu  beidet  Ma^ 
qiiardaen,  in  dem  Art.  „Asylrecht"  im  Wclclior'/ichen  Staatslcxlcon  annimmt  Von  einer Ver- 
hindeninK  des  Abschlusses  eines  Jeden  Staates  ist  gar  keine  Rede.  Dieser  wird  rietanftu 
wesentlich  vorausgesetzt  •,  und  nur  eben  desshalb  weil  die  au/  solche  Welse  ab/cc«cl>los«eBe« 
Staaten  in  gewissen  Fällen  physisch  und  rechtlich  nicht  in  der  I^age  sind  das  Recht  sufredtt 
SU  erhalten,  wird  die  Forderang  einer  auf  gegenseitige  Untentütxung  berechneten  weiteres 
Gemeinschaft  ge^stcllt.  Die  berechtigten  selbstischen  Zwecke  des  Staates  werden  in  keiaer 
Welse  dal)ei  bcriihrt,  sondern  nur  weitere,  auf  eine  höhere  Gesittigungtsttife  eintretende  aner- 
kannt. Ebenso  findet  der  Begriff  einer  servitua  patiendi  hier  in  keiner  Bctiehnng  eine  Anwea- 
dung,  indem  vielmehr  eine  gegenseitige  active  UnterHtütxungspflicht  in  bcjitlnuntcn  Nothf5ül<a 
aufgestellt  wird.  Wenn  aber  gesagt  wird,  dass  eben  kein  Wcitstaat  sondern  eine  ßtaatcnwe" 
bestehe,  so  ist  es  gerade  die  Aufgabe,  die  anorganische  Staatenwelt  (nicht  su  einem  Weh- 
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Nach  dteer  AbMI  iil  alpo  ^  TttM  cnt  4iuni  foüstftDdig  erUB^;  wenn- 
anf  te  gaann  Erd»  die  HeEndiAft  des  Bechteß  anspebreitet  Ist;  und  es 

'  nmif  du  «Btbiftssige  Anliegen  des  Staates  mIb,  den  jetsigen,  allerdings 
Bodi  säg,  BBfOlHmmmpneD ,  Znstand  jenem  S^e  m  nlbern. 

XXe  EiftUaig  dieicr.  Aofgabe  ezMert  aber  Wonddedeae  Uiaasregcln, 
j»  nach  dar  Art  der  art^tehen  FSlle,  deren  sich  viererlei  ontefscheidfla  ' 
lassea.  Eiaaud  dieTerletmag  der  Beehtsordanag  eiaes  aadera  Staataa  durch 
dftessflttige  UaterthaaeB  qad  von  dietfieitigem  Gekele  las.  Zweitens,  EecUs- 

.yerletaiingen,  begangen  im  fremden  Gebiete  foa  diesseitigen  üaterthanen, 
jveldie  aadi  der  That  aad  saalKgeartheilt  ia  die  Heiaiath  larflckgekehrt 
Biad;  Dritlea^,  Tergehen,  ia  fremdem  Gebiete  bega^geiv  von  AagehOrigea  . 
desadbea,  welche  a^eh  dar  Haadtang  aad  vagei^rift  sich  in  dto  diesseitigien 
Staat  begebea.'  Endlich  Tierteas,  YergSshea  gegea  einen  fremdea  Staat,  be< 
gai^  TO  AagehOrigoi  eines  diitlen  Staates,  welchCL  seitdem  ia  diesseitüge 
Gewalt  gekommen  shid. 

.  «)  Der  erste  FalL 

,  Vor  AUem.amsa  aatflrlioh  d^  gesorgt  werden,  dass  ineaner  Deijenigeta, 
welche  thatsAcbnoh  and  rechtlich  nater  den  Gesetzen  and  der  Bot- 

'  mAasigkeit  d^s  Staates  steigen,  di»  Bechte  anderer  Staaten  wd 

.ihrer  iogphOrigea. ..vom.  diesseitigea,' Gebiete  aus  verletst.  Das 
Wenige,  was  ar  Herstdfaiag  ehmr  Wettredhtsordnong  geschehen  kann,  ist 
offenbar,  dass  man  demjenigen  Störungen  derselben,  welche  man  selbst,  hin- 
dern kann,  aad  sogar  allein  hindern  kann,  entgegentritt  Dabei  ist  es  natttr- 
Uoh  im  Gedanken  and  i9  dem  Eifirige.-gaai  eianiei,  ob  die  n  Hindernden 
besfiiuHg  oder  nar  seitweise  der  Staatsgewalt  and  ihren  Gesetzen  nnter^ 

*  .werfen  shid.  Terietmngea  soUea  nach  nicht  blos  zeitw^  voikommen;  aad 
wer  im  Schutze  eines  Staates  steht ,  hat  sich  anch  wfthrend  der  Daner  dÜBser 
TerhAttnisse.der  Ordnung  desselben  zu  fQgen  and  darf  Zwecken  desselben 
nicht  eatgegentreten.  Von  einer  Weltrechtsordnnng  könnte  keine  Rede  sein, 

"  wenn  Jedes  einzelne  Staatsgebiet  ein  Schlupfwinkel  wäre,  von  welchem  aas 
man  zwar  nicht  in  nächster  Nftbc,  wohl  aber  in  der  Entfernung  Unrecht  ver- 
fiben  dürfte,  eine  Art  von  Raubschloss.  Die  schädlichen  P'olgon  aber  wären 
durch  die  neueren,  sich  immer  noch  vermehrenden  nad  steigernden,  Er- 
findangcn  hinsichtlich  schneller  Gedankenmittheilung  and  Ortsreränderung 
aasserordentlich  vermehrt. 

Die  Aufgabe  ist  aber  natürlich  nur  dann  vollständig  gelöst,  wenn  der 
Staat,  80  wie  er  seine  eigene  Rechtsordnung  in  doppelter  Weise  schützt, 
anch  ?iir  Wahning  des  fremden  Rechtes  i)icbt  blos  repressive,  sondern 

•tMta,)  tüm  M  «Imb  MHwmi  ftttai  OlfiHww  m  «itetao  od  fl«  DnvoBbnnMaMM» 
nfiiht  m  Mf Ml  flIiltarliTiiI  florToiolaiolBm  mil  tojiMnniniMlTBliütllmuDrtfcitt  »  BlnnrlBilnii  • 
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auch  präventive  Maassregeln  anwendet.  Die  Berechtigung  zur  Vornahme 
der  letzteren  Gattung  von  Rechtssicherung  bedarf  keines  besondern  Beweises. 
Sie  beruht  auf  der  allgemeiucu  Vemuuftforderung ,  das  üebel  wo  möglich 
nicht  erst  geschehen  zu  lassen,  um  es  alsdann  zu  spät  und  häufig  sehr  no- 
voUkommcn,  vielleicht  gar  nicht,  wieder  gut  zu  machen,  sondern  ihm  m- 
vorzukommen  0-  ' 

Eine  ins  Einzelne  gehende  Aufzählung  der  Vorbeugungs-Maassregeln 
ist  nicht  nöthig.  Nachstehende  allgemeine  Bemerkungen  werden  ausreichen  *). 
—  Vor  Allem  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  obersten  Grundsätze  Ober 
Präventivjustiz  überhaupt  auch  bei  dem  Schutze  fremden  Rechtes  ihre  voUe 
Anwendung  6nden.   Dieselben  grtlnden  sich  ja  nicht  auf  die  persönlichen 
Beziehungen  des  zu  Schützenden ,  sondern  auf  die  Rechtsaufgabe  des  Staates 
an  sich.   Demgemäss  hat  denn  der  Staat  das  Recht  und  die  Pflicht,  alle 
und  jede  Art  von  verbrecherischen  Störungen  fremder  Rechtsordnungen, 
welche  seine  Unterlhancn  unter  seiner  Botmässigkeit  vornehmen  wollen ,  2u 
hintertreiben;  und  zwar  nicht  etwa  blos  solche,  welche  einen  fremden  Staat 
selbst  verletzen  würden ,  sondern  auch  Unternehmungen  gegen  die  in  dessen 
Schutz  stehenden  Rechte  von  Privaten.   In  allen  diesen  Fällen  aber  hat  der 
Staat  das  Recht  und  die  Pflicht,  schon  bei  blosser  Wahrscheinliclikeit  za 
handeln,  vorausgesetzt,  dass  diese  in  objectiver  und  subjectiver  Beziehang 
genügend  vorliegt.    Er  hat  ferner  die  Aufgabe,  immer  die  entsprechenden 
Mittel  anzuwenden.    Er  soll  allerdings  nicht  überflüssige  Belästigungen  zum 
Bebufe  des  Schutzes  anordnen;  dagegen  müssen  seine  Anstalten  unter  allen 
Uniständen  dem  Zwecke  gewachsen  sein,  und  namentUch  ist  Bedrohungen  , 
besonders  wichtiger  Rechte,  oder  ungewöhnlich  gewaltsamen,  frechen  und 
häufigen  Angriffen  mit  entsprechenden  Vorkehrungen  entgegen  zu  treten. 
Endlich  darf  nicht  erst  auf  Klage  oder  Bitte  des  Bedrohten  gewartet  wer- 
den.   Erhaltung  der  Weltrechtsordnung  im  eigenen  Gebiete  ist  unbedingte 
Pflicht,  welche  auch  ohne  Aufforderung  vollzogen  werden  muss,  sobald 
überhaupt  sichere  Kenntniss  irgend  einer  Art  von  der  objectiven  Nothwen- 
digkeit  zugekommen  ist.   Und  aus  demselben  Grunde  entbindet  auch  die 

1)  A,  M.  Ist  aUerding:»  Marquardsen,  to  Welcker'a  Staatslexic-on  S.  Au£.,  Art.  A»7i- 
recht.  Es  ist  aber  in  der  That  nicht  abtusehon,  wie  ein  Staat  deashalb,  well  er  vernünftige 
Vorsicht  übt  und  beabsichtigtem  Unrecht  in  den  Wei?  tritt,  zu  denen  gehören  foU,  welche 
„proptcr  vitam  vivendi  pcrdunt  causas".  Eine  auf  Uecbtsgrund^tzo  gebaute  PräventiTjwtii 
iat  keine  Polizclplacitcrei  sondern  eine  der  heilsamsten  and  in  sich  gorcchtflerligsten  Zweige 
der  .StaatHtbätiffkeit.  Eben  so  Ist  kein  Grund  einzusehen ,  wanim  die  auf  Fremde  berechneiea 
Vorbeugungsaiistalten  nicht  andere  sein  können ,  als  die  für  die  Einheimischeu  nuthweodif 
befhndcnen.  Wnc  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  rechtfertigt  nicht  nur  auch  eine  Verschieden- 
heit der  Mittel ,  sondern  läast  sie  «ogar  als  notbwendig  erscheinen.  Vcr8ciiied«n  können  sieh 
aber  fremde  Flüchtlinge  und  die  Eingeborenen  zu  bestimmten  auswärtigen  Staaten  verhalten. 

i)  Uinsichtlich  der  einzelnen  Vorbeugungsmaassregeln  und  deren  Rechtfertigiing  ntch 
Grundsatz  und  Gegenstand  beziehe  ich  mich  im  AUgemeincn  auf  mein  „System  der  PräveudT- 
Justiz",  in  welchem  freilich  zunächst  nur  die  StaatsthKtfgkcit  zur  Sicherung  der  eigenen  onnütttl- 
baren  Staats-Bechtsordnung  erörtert  ist.  Die  Grondlage  bleibt  Jedoch  die  nümliche. 
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etwaige  Mögliclikeit ,  dass  der  fremde  Staat  die  diesseits  nicht  verhinderte 
Gefahr  doch  selbst  noch  nach  dem  Ausbräche  in  seinem  Gebiete  olid  mit. 
seinen  Mitteln  besiegen  könnte,  nicht  von  pflichtgem&sser  Thätigkeit.  — 
Hinsichtlich  der  eim^elnen  zu  ergreifenden  Maassregel  entscheidet  natürlich 
die  Erreichung  des  Zweckes.  Desshalb  können  auch,  wenn  dieser  es  er- 
fordert ,  solche  Maassregeln  verlangt  werden ,  welche  ftJr  die  Bewahrung  des 
iimern  Rechtes  nicht  erforderlich  sind.  Jn  solchem  Falle  wäre  die  Einrede 
der  Nichtanwendung  einer  bestimmten  Vorkehrung  für  die  eigene  Sicherheit 
iiicbt  zutreffend;  nicht  diese  Sicherheit,  sondern  eine  fremde  soll  ju  ge- 
wahrt werden.  Und  eben  so  wenig  wflre  es  ein  genügender  Unterlassungs- 
grand, dass  zum  Schutze  eines  fremden  Staates  ein  Recht  der  diesseitigen 
Bürger  beschränkt  werden  müsse.  Wenn  dieser  Schutz  eine  Aufgabe  des 
Staates  ist ,  haben  die  Bürger  die  entsprechenden  Opfer  zu  bringen ,  welcher 
Art  sie  auch  seien.  Beispiele  solcher,  für  die  eigene  Rechtsordnung  ent- 
weder sinnloser  oder  doch  ungewöhnlicher,  für  den  Schutz  eines  fremden 
Staates  aber  möglicherweise  nothwendiger  Vorkehrungen  sind  z.  B. :  die 
Entfernung  gefährlicher  Personen  von  der  Landesgräuze ;  militärische  Be- 
setzung derselben;  gewaltsame  Zerstreuung  von  Frcischaareuzügen ;  Ueber- 
wachung  der  Reisegelegenheiten.  •  .  s 

.  Da  nun  aber  in  keinem  Verhältnisse  der  Welt  Vorbeugungs-Maassregeln 
alle  Verlct:cungcn  des  Rechtes  verhindern,  so  müssen  bei  der  Aufgabe,  das 
Recht  ausserhalb  des  eigenen  Kechtskreises  zu  schützen,  jedenfalls  auch 
Repressiv-Maassregeln  als  Strafe  angewendet  werden. 

Ucbcr  das  Recht  eines  Staates,  einen  —  bleibenden  oder  vorüber- 
gehenden —  Untcrthanen  gesetzlich  mit  Strafe  zu  bedrohen  wegen  einer 
von  demselben  im  Staatsgebiete  selbst  begangenen  Verletzung  einer  fremden 
Rechtsordnung,  kann  an  und  für  sich  kein  Zweifel  obwalten.  Zunächst 
schon  ist  es  eine  Störung  der  nächsten  Aufgabe  des  Staates,  welcher  inner- 
halb seines  Gebietes  keine  Verletzung  von  Rechteii  duldet,  wer  immer  auch 
der  Inhaber  sei.    Hierzu  kommt  denn  aber  noch  ,  und  liauptsiichlich,  der 
kosmopolitische  Grundsatz.  Nach  dieser  Ansicht  ist  es  eine  förmliche  Pflicht 
des  Staates ,  für  die  Rechtsordnung  auch  ausserhalb  seines  eigenen  unmittel- 
baren Interesses  in  allen  jenen  Fällen  zu  sorgen,  in  welchen  jene  ohne 
seine  Thätigkeit  nicht  bewahrt  werden  könnte.    Nun  kann  aber  einer  Seits 
ein  fremder  von  einem  diesseitigen  Angehörigen  verletzter  Staat  ohne  völlige 
Vernichtung  der  diesseitigen  Unabhängigkeit  und  ohne  Anmaassung  der  Staats- 
gewalt keine  Amtshandlungen  in  unserem  Gebiete  vornehmen,  z.  B.  diesseitige 
Bürger  verhaften  und  bestrafen;  anderer  Seits  ist  die  Auslieferung  eines 
unter  diesseitigem  Gesetze  sich  Vergehenden  an  einen  fremden  Staat  zur 
Bestrafung  durch  denselben  unstatthaft,  da  jeder  gesittigte  Staat  für  die 
Gerichtsbarkeit  über  seine  Unterthanen  allgemeine  Bestimmungen  getroffen 
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Imt,  auf  deren  Vollzdehang  Bie  ein  Recht  haben  Es  ist  somit  aodi  nit 
Rücksicht  anf  das  verlet2te  fremde  Recht  die  Anwendung  der  eigenen  Straf- 
gewalt  als  einer  Beihfllfe  znr  Herstelinng  der  allgemeinen  Rechtsordnong  kiir 
erwiesen;  mit  der  Pflicht  aber  auch  das  Recht. 

Was  aber  die  besonderen  Grundsätze  betriflft,  welche  bei  einer  soldw 
gerichtlichen  Verfolgung  der  eigenen  Unterthanen  wegen  einer  im  eigewi 
Gebiete  vorgenommenen  Handlang  zu  befolgen  sind ,  so  ist  nicht  entfernt  eii 
Grund  vorhanden ,  warum  von  den  im  Staate  sonst  bestehenden  und  von  Ha 
als .  zweckmüssig  und  rechtlich  nothwcndig  anerkannten  Nonnen  abzoweichc 
wäre.    Der  Staat  ist  verpflichtet,  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  mita- 
wirken;  allein  er  ist  es  nur,  so  weit  und  wie  er  überhaupt  die  Rechtspflege 
handhabt.  —  Vor  Allem  gelten  also  auch  hier  die  allgemeinen  Grundsiöf 
Ober  Strafbarkeit  Oberhaupt.    Es  dftrfen,  zum  Beispiele,  hier,  so  gut  *ie 
bei  Vergehen  gegen  die  Rechtsordnung  des  eigenen  Staates,  Strafen  nur  ftr 
bestimmte ,  im  Gesetze  genau  bezeichnete  Fälle  erfolgen Die  FesttetzoBgfl! 
über  Zurecbnungsfähigkeit,  über  Urheber  und  Gehülfen,  namentlich  auch  üb?r 
blossen  Versuch  und  vollendetes  Vergehen,  finden  vollständig  ihre  Anwendnnf 
—  Eben  so  wenig  besteht  eine  grössere  Willktlhr  der  Richter  hinsichtlict 
des  zuzuerkennenden  Strafttbcls.   Die  vom  Gesetze  angedrohten  Strafen,  nnJ 
nur  diese,  sind  auszusprechen;  die  Bewegung  innerhalb  des  Strafrahntfc* 
muss  nach  den  gewöhnlichen  Normen  geschehen.  —  Femer  ergibt  sie!»  t'- 
näherer  Prüfung ,  dass  auf  dem  Boden  dieser  ganzen  Rechtsanschauung 
wohl  die  Grösse  der  Strafübel ,  als  das  einzuhaltende  Verfahren  bei 
Verletzungen  gegen  eine  fremde  Rechtsordnung  vollkommen  dieselben  i* 
müssen ,  wie  die  für  einheimische  Verbrechen  vorgezeichneten.    Wenn  nto- 
lieb  der  Staat  überhaupt  die  Aufgabe  hat,  eine  Weltrechtsordnung  zu  wahrfi 
so  kann  es  keinen  Unterschied  machen,  ob  die  Verletzung  gegen  diese  odff 
jene  der  grossen  Gcsittungscinrichtungen  begangen  ist.    Wenn  also  z-  B 


1)  AUerdinfirs  Koben,  wie  IwrdU  an^fUhrt  worden  Ist,  einige  Staaten  in  «trenjfer  FrttWfu« 
dvs  Tfrritorial|)rinfii>c8  der  Strafo  soweit,  das»  sie  zur  Auwliffenin{f  eigener  ÜnterthmicD  \)^^ 
tind;  and  e«  findet  diese  Maasareg«!  auch  bei  einigen  wenigen  Schiiftstellcrn  Vercheidi^ii>^> 
80  nanicntlidi  bei  Marynardsen  (Art  „Auslieferung"  im  Weleicer'sehen  Staatüloxicon:  unJ  ^ 
Kir  C.  Lewis  (Foreign  juristliction,  8.  29  und  49  fg.).   Bei  den  meisten  fie»ctzgebcm  ondT***" 
retilcem,  welche  Jenem  l'rlncipe  huldigen,  widersteht  Jedoch ,  wo  nicht  ein  klarer  G«d»n*e'* 
doeh  ein  natürliches  GcfUhl  einer  so  weit  gelriebcuen  Kolgcrichtlgkcit.   Ks  mag  ununterwr''' 
bleiben,  ob  es  nicht  richtiger  wäre,  von  der  logisch  untadolhaAen  aber  practisdi  widrigen 
turückzuschllessen  auf  die  Falschheit  de«  Ausgangsgrundsatzca,  anstatt  sich  aas  bloseo  Oel^ 
gründen  denselben  zu  entziehen.   .ledcn  Falle»  ist  es  kein  geringer  Vorxug  der  kosmoi>«litii^ 
AuffiiÄsnng,  dass  sie  diese  Bcbwicrlgkelt  nicht  kennt,  sondern  einen  zureichenden  RechtifO** 
für  Niehtauslieforung  nachsuweison  vermag. 

it)  Ks  kann  sich  also  namentlich  ein  fremder  Staat  darüber  nicht  beschweren ,  wenn  ^ 
gegen  Ilm  begangene  Uaudlang,  die  der  diesseitige  Staat  in  seinen  eigenen  neziehnngm 
verblotet  und  bestraft ,  ganz  angeahndet  bleibt.   So  ist  i.  B.  ctno  gegen  den  eigenen  81** 
erlaubte  Aenssening  In  der  Presse  auch  nnstrafbar  gegenüber  von  einem  ftamden  Staate, 
Gesetze  dieser  zo  Hause  auch  haben  mag. 
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der  Staat  die  Vergehen  gegen  seine  eigene  unmittelbare  Ordnung  von  Aints- 
"wegon  verfolgt ,  so  muss  dies«  auch  gosrhehen  bei  Vergehen  gegen  die  Ord- 
nung eines  andern  Staates ,  falls  diese  überhaupt  unter  seine  Gerichtsbarkeit 
fallen ;  und  es  ist  nicht  etwa  erst  eine  Aufforderung  von  der  zunächst  ver- 
letzten Regierung  abzuwarten.  Ebenso  ist  der  in  Strafgesetzen  oft  festge- 
haltene Grundsatz,  dass  ein  gegen  den  eigenen  Staat  verübte'^  Verbrechen 
strenger  zu  bestrafen  sei,  als  das  gleiche  gegen  einen  fremden  Staat  began- 
gene, bei  der  hier  zu  Grunde  liegenden  Auffassung  oÖ'enbar  unlogisch.  Der 
Unterthan  hat,  wenn  man  sich  auf  den  kosmopolitischen  Standpunkt  stellt, 
überhaupt  die  Pflicht,  die  zur  Aufrechtcrhaltung  der  Rechtsordnung  und  zu 
Erreichung  der  Monschlieitszwecke  bestellten  Gewalten  in  ihrem  geseLzlichen 
Zustande  nicht  zu  stören,  gleichgültig  welchem  Staate  sie  zunächst  vorstehen; 
und  er  begeht  z.  B.  also,  wenn  er  Regierungsrechte  irgend  eines  Staates  an- 
greift ,  immer  dasselbe  Verbrechen  ').  —  Endlich  kann  keinem  Zweifel  uiiler- 
liegen ,  dass  die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  über  Begnadigung  (so 
wie  über  Abolition  ,  wo  eine  solche  rechtlich  möglich  ist)  auch  bei  Fällen 
dieser  Ai-t  ihre  volle  gewöhnliche  Anwendung  tinden.  Ks  ist  also  nament- 
lich ein  Kinvcrbtundnish  über  die  Ausübung  dieses  Rechtes  mit  dem  verletzten 
fremden  Staate,  oder  eine  Bcfugniss  desselben  zu  irgend  einer  Einmischung 
keineswegs  vorhanden.  Der  Staat  hält  die  Weltrechtsorduung  aufrecht  nicht 
etwa  aus  Gefälligkeit  gegen  Dritte,  sondern  aus  eigener  Ueberzeugung ,  als 
eigene  Au^^abe  und  nach  eigenen  Gesetzen,  and  hat  also  auch  uui-  seiner 
Ansiclit,  aaincär  Pflicht  und  seinem  Rechte  dabei  zu  folgen. 

•  •  •      .  .  . 

.  ^  Der  «weite  FalL 

Sdion  sdiwieriger  iifc  die  Auffindung  der  richtigen  Grundsätze  in  dem 
sWettCB  lier  oben  benidiiiefeen  FiUe,  wenn  nSinlieh  diessMtige  Unter- 
*  tliAiien  in  fremdem  StAntsgebiete  gegen  da»  dortige. ReeÜt 
eich  verfehU  haben,  aber  .nabeetraft  in  die  Heimath  snrtteh-' 
gekehrt  sind. 

Ton  Yorbeagangs-lIiMflSfegeln  kann  hier,  wenigstens  in  der  Begel, 
sieht  die  Jftede  sehk-  Es  handelt  sidi  Ja  ,von  Unteraehmuagen ,  wdche  in 
einem'  fironden  Oebiete  for  Aeh  gehen;  and  fBr  den  dieäleitigen  Staat, liegen, 
-wenn  ihm-  die  Konde. wird,  ianter  bereits  voUeqdete  Handhrngen  tor.  Eine 
Bcihtife  snr  Yorbengwag  ist  also  ndr  etwa  in  so  ferde  mflglich  nnd  ntfthig^ 


1)  Wohl  Manntt  vmlBlMr  tot  flle  BflidttlBkaiic  dte  äe««lmf  (md  Mnlt  «nb  e«r  B*> 

Btrafung :  von  Hochverrath  und  von  MajcstÄtsviTletiung  uuf  die  eigonen  Untcrthancn.  DiM« 
Vergehen  mU«d  bogriflUch  e^6  botoudere  Verpttichtuug  «leg  Unterthuen,  alt  solchaB, 
g«fW  tettMtMMvUlipt  «WMMb  SiBMkMwilwtlMk^ 

MUh  nicht  dwhalb  bestraft  werden.  Nutiirlicb  Ut  dcstbjüb  seine  Handlung,  welche  bei  einem 
Dat«rt)uuMO  Uocbvernuh  o.».  w.  geweaeo  wäre,  nicht  «a  ticU  und  oothweadig  «traAcMi  «ie 
feMmir<lMw4««M««lefMiT«liMhMSüli^a.B.  ■■»mitftihw  Widwat— < 
r.  lloai,  MMMht.  Bd.L  44  , 
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als  vielleicht  diesseitigin  Angehörigen,  welche  Verdacht  einer  bösen  Abskfc 
erwecken,  der  Eintritt  in  das  fremde  Gebiet  untersagt  werden  kann,  «kr 
als  Nachricht  Uber  ein  in  dem  jenseitigen  Gebiete  beabsichtigtes  Untemehmei 
rechtzeitig  gewonnen  wird.  So  viel,  aber  auch  nicht  weiter,  ist  deAn  and 
zu  leisten.  —  Was  aber  die  Strafen  betrifft,  so  sind,  der  Reihe  auk 
folgende  Fragen  zu  beantworten.  Vorerst  und  als  Vorfrage :  hat  der  Staa: 
Oberhaupt  die  Aufgabe  (Recht  sowohl  als  Pflicht),  Vergehungen  gegen  «U« 
Recht  eines  andern  Staates,  begangen  in  dessen  Gebiet  selbst,  zur  Bestrainiii 
zu  bringen?  Zweitens,  falls  dieses  in  irgend  einer  Ausdehuung  bejaht  wird, 
ist  diese  Bestrafung  durch  Auslieferung  des  Beschuldigten  an  den  verletiteii 
Staat  oder  durch  Verfahren  vor  den  eigenen  Gerichten  zu  bewerkstelUgaV 
Drittens  endlich,  wenn  diess  Letztere  immer  oder  theilweise  stattündet,  bu 
der  Staat  seine  eigenen  Strafgesetze  oder  die  des  verletzten  Staates  bei  Be- 
messung der  Strafen  zur  Anwendung  zu  bringen? 

Den  geringsten  Anstand  hat  wohl  die  Bejahung  der  Vorfrage,  sobaM 
man  sich  einmal  auf  dem  kosmopolitischen  Standpunkte  befindet.  Allerdiog» 
hatte  der  verletze  Staat  zunächst  und  vorzugsweise  die  Aufgabe,  seine  eigeie 
Rechtsordnung  zu  wahren ;  und  es  unterliegt  namentlich  keinem  Zweifel,  <Uu 
er  vollkommen  berechtigt  war,  gesetzliche  Strafen  gegen  Fremde  ausra- 
sprechen,  welche  sich  in  seinem  Gebiete  gegcu  dieselbe  vergangen  haben 
Allein  zur  Verhänguug  solcher  Strafen  wäre  nothwendig  gewesen ,  dass  e 
den  Thäter  ergriffen  hättt».    In  dem  vorliegenden  Falle  wird  nun  aber  vor 
ausgesetzt,  dass  dem  nicht  so  sei,  vielmehr  der  ThÄter  unbestraft  unter  ^ 
Botmässigkeit  seines  eigenen  Staates  habe  zurflckkehren  können.  Uier 
denn  Beihülfe  des  Letzteren  Recht  und  Ptiicht ,  da  einer  Seits  eine  Befogni» 
des  fremden  Staates,  den  FlQchtigeu  im  diesseitigen  Gebiete  zu  ergreifieo, 
unter  allen  Umständen  ausser  Frage  ist ,  auf  der  andern  Seite  die  Weltrecbb- 
Ordnung  durch  eine  Straflosigkeit  beeinträchtigt  bliebe.    Und  zwar  be8t«ht 
diese  Pthcht  nicht  etwa  blos  aus  dem  Grunde,  weil  das  Strafgesetz  dem 
Btirger  persönlich  anklebt  und  ihm  so  ins  Ausland  folgt,  (dieser  mittelalter- 
liche Gedanke  hält  keine  Prüfung  aus)  •);  sondei-n  weil  der  Staat  die  Ver- 


1)  Allerdin^  sucht  Bernor  diesem  Oedanken  wieder  OQIti^eit  ni  ▼encfaaff'en  mi 
SU  einem  inMWgebenden  im  internationalen  StrafVechte  tu  machrn.  Seine  BewclsAbi^ 
(WirliangBkreis  de«  8trafgeaetxea ,  8.       fe.)  ist  nadisteliende :    E«  fulgt  aiu  der  gani«»  J*'"" 
des  gtrafjgeaetzea,  daas  daasellie  den  Inländer  persönlich  verbindet,  und  nicht  blos  (erriV)'^ 
während  seine«  Aufenthaltes  im  lulande.   Der  Staat  beteiebnet  nämlich  im  Strafgesetz  ^ 
Handlung,  welche  er  aN  unbii  rgerlii-h,  als  unvereinbar  mit  der  F^igenschait  eines  Stssti- 
bUrgers,  betrachtet  Uiebt  man  nun  diese  Uigenschaft  nicht  auf,  so  darf  man  anch  kein«  '^^ 
widersprechende  Handlungen  begehen ;  selbst  im  Auslände  nicht,  üiess  gilt  aber  ni<^''' 
rein  localon  Vergehen,  nanienUlch  gegen  localpolizeiliche  Vorschriften,  welche  nur  am  0»« 
der  That  verletxt  werden  können.  —  Letzterer  Nebenpnnkt  mag  an  einer  andern  Stell«  ^f*'" 
terung  finden;  hier  muaa,  gegen  den  Grundsatz  selbst,  sowie  gegen  die  BeweisftihniaK 
denselben  Verwahrung  eingelegt  werden.  —  Es  ist  allerdings  richtig,  das«  Uemer  sich  nicW 
auf  die  gewöhnliche  (nur  In  oi  vi I rechtlicher  Besiehung  richtige)  KintfaeUang  in  Pei«oM>- 
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pflichtttBg  hat,  zur  allgrinoiiun  Ilcrrsoliafl  des  Kcchtos  mitzuwirken.  Die, 
an  sich  ganz  gorochtfcrtigte,  Einwendung  aber,  (ia^^  cino  Strafe  nicht  ohne 
ausdrücklichis  Strafgesetz  dürfe  erkannt  werden,  lässt  sicli  vollständig  besei- 
tigt n  durcii  die  einfache  Verkündigunt;  eint  r  allgemeiueu  btrafdrobung  gegen 
die  im  Auslande  begangenen  KechtsM  i  li  tzuiigcn. 

Hiermit  ist  aber  die  zweit(>  Frage ,  ol)  AngeschnUligte  dieser  Art  selbst 
gerichtlich  zu  verfolgen  oder  ob  sie  an  den  zunüchst  verlet/teu  Staat  auszu- 
liefern seien,  keineswegs  auch  schon  entschieden.  Auch  dtircli  eine  Aus- 
lieferung gewährt  der  Staat  die  Möglichkeit  einer  Kcchtssnlnir ,  und  erfüllt 
dadurch  also  seine  alJgenieine  riiieht.  Ja  es  scheinen  sogar  triftige  (iründe 
gerade  für  diese  Maassregel  zu  sprechen.  Vor  Allem  die  Wiederherstellung  des 


BealhStatuteii  Mtltit,  nod.  dSM  duhcr  auf  ihn  «lic  Gründe  .kdne  Anweodniv  «Htfden,  welch« 
gegen  die  Anwondunf  dieses  Unterschiedes  aef  8tni);esetBe  gemach^  WjMeo,  («fe  i^  in 
selir  scharfsinniger  Weise,  tob  Vil1«fort,  a.  a.  O. ,  8.  17l|iC'  Allein  sneh  die  ren  Ihm  der 
S;ii  Ii.'  jft  ffcboii«'  Wendmiff  Ut  unzniassiy.  —  Vur  \Hrm  wiilrrsprii-lit  das  Hiinrp«t'hene  Wesen 
des  Strafgesetses  den  eiemeBtaatea  BegHffpn.  l>cr  Staat  verbleiet  gewisse  Handiaagen,  ^weil 
sie  der  ohjectlven  BeeliUordnnng  sowlderinafta;  md  er  helegt  die  UBgebonanen  ndt 

einem  beslimtaten  r»'l)i-l  —  iIiT  Str. if.'  uu«  t-imrr  inn  k  n  .mIi  r  ■in.viJTein  N'itliu ,  )irlij?l»eit,  wfsiche 
«Derdings  von  Verschiedenen  verschieden  aitQ(efiust  wird,  allein  doch  immer  nur  sich  wieder 
aar  diese  ot^Mti^  fteehtsordinuig  besieht.  Tob  Irgend  einer  Besagnahme  auf  die  Eigensehaltav 

und  die  Würde  des  Eiiiwidiiicr.s  uml  r.iir;;(  rs  i-,t  1><  i  .tll'  ilii  s.  iii  Hr.ir  keine  Rede.  Nieht  weil 
Einer  die  Ehre  hat,  ein  Preusse,  ein  Franzose  oder  Obinesv  sn  sein,  .soll  er  nicht  stehlen;  lon« 
d«rn  wen,  EHebstahl  eine  Yerlelsimg  der  von  den  betreffimden  Staate'  aneikMateo  RecMi- 

onliiimtf  ist.  Si.iliiiii»  ist  zu  liemerkpii,  dnss  die  HeKiilTslit  stiinimn  ;;  nmier's  die  M<'y:IUlikei 
einer  Strafe,  Jedenfalls  alle  AbstuAingen  der  Strafe  aufheUt  Ks  ist  iWiinlich  nicht  abzusehen, 
wie  die  Znflgttng  eines  phy^schen  Uebels,  also  «bier  Stiaft,  g^nkeiurielittg  die  Folg«  «UIm 
Unffehorsanii  s  sein  k^'UHi'.  il  t  ..tT<  ii1i;u  I!iir;_'^''n n  tit>Miiniiindl>runK  der  lof^iseli  licliliife  SelUlM 
aus  einer  mit  der  Uüriforeigcutfcbait  uuvereiuiiuren  llaudinngeweise  wäre  Wie  alw  ■••B.  das 
0«Mts  die  ABDaUii«  tinee  fremden  Staadsdlenstas  oder  d|eBrwerlNi|ig  eiaes  fremden  IndlireBaleB, 

oder  eine  tlijit.H;i»'lilielie  blfilieiidi-  NiederliiHKunK  i"i  Ati.slande  Iiis  unvereintinr  mit  der  Kiiri'u- 
Schaft  eines  Staatsbürgers  erklärt,  und  in  solchen  Fällen  der  Ausscblaiis  aus  dem  Unleitbaiien- 
▼effMH^  etfUgt  (ideht  als  Stnrfb«  aOBdeni  da  logiseii«  Modtwendlgkelt):  m  wtre  «neii  bei 
Mm-il,  l{riul>,  lloehverrath  II» s.  w.  zu  \erfahren.  I'iid  zwar,  wuMlu  nif  lUt,  In  allen  l'iilli'ii  einer 
nickt  biüs  auf  örtliche  Yeiliiltnlsse  sich  bexleheodcn  Uesctzcsübcrtrctuug  immer  mit  Üii^r- 
foililmwft  üiiJtftwm ,  nod  nsr  mft  Ihr.  Etaio  TetlMdi^liirte  nMl  ein  Meachelmoed  w*ii«  eine  ««a» 

Wlrß-erliehc"  mit  der  KJgcnKchalt  eines  l'ntcrthnnen  .unvi-rtni-rüehe'*  HandhUifr.  Kin  <ili-rster 
Satz,  weicher  zu  solchen  Folgoningcn  führt,  ist  aber  notbwcudig  falsctu  —  Ferner  folgte  selbst 
danoi,  da«  dar  Staat  «lue  gawlwa  Handlvag  llr  wMtahtbar  mit  d«r  IBgmiiihaft  to  Slaata* 

bürgers  erk1"irt  hat ,  nfu'h  keineswegs  die.se  so^retianntt*  riTsniilii-hkeit  di>fl  Htrufpe^ctzes.  Jene 
HsndluDg  ist  dann  doch  nur  unzulässig  fiir  den,  welcher  Staatjsliürgcr  ist,  und  in  so  feruu  er  es 
ist.  Im  Aariaada  iMgaagen,  beöieht  ile  rioh  auf  die  doctfgea  AiriWuiimgaa  oad  2aitlnde;  dl« 
VerhiiltniK»e  zu  seinem  Vuterlandc  \vrrd«>n  dailurch  »rar  iiiebt  butUutt  Of  kann,  nueh  seiner 
Rückkehr,  «ieh  wieder  vollkommeu  in  «icinc  normale  Stellung  zum  Staate  Ond  dei»i^eu  (ielioten 
begeben ,  und  dieser  hat  gar  keinen  Ornnji  an  einem  Tadal.  Wenn ,  wie  dodi  nieht  awaiMhafk 
i«t,  der  fi-ennle  Staat  die  fragliehe  Handlung  »elner«elt.s  verhictcn  und  bestrafen  kann,  so  Int 
diese  ja  der  deutlichtitc  Bewei«,  dass  die  Handlung  Ihn  berührt,  und  nicht  uns.  —  Kudlieh  miiss 
man  der  von  Hir  C.  Lewis,  a.  a.  O.,  S.  29  fg.,  gemachten  Bemerkung  beistimmen,  daas  waaa 
das  Strafgesetz  „einem  Unterthanen  um  den  Hals  gebunden  wäre  luid  ihm  VerpHichtungen 
anftnlegte,  wohin  er  sich  immer  begeben  möehte",  daraus  folgen  würde,  dass  er  bei  einem 
Anfentlialtc  Im  Auslände  zwei  verschiedenen  Htrafgesetzgebungen  unterworfen  wäre,  was  notii» 
waodlg  einen  unlöslichen  Widersyrueh  swisehen  dicDcm  eiuhetmischen  Oeseixe  und  dem  jodet 
ftamilea  Staates  eneugcn  würde.  Denn  dass  der  Bürger  während  seines  Verweliena  ia  efaMOl 
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Rechtes  durch  diejenige  Gtwalt,  welcher  die  Wahrmig  desselben  znnäclisi 
zustand  und  unter  deren  Botmässigkcit  sich  der  Verletzende  im  Aagenblicke 
seiner  Handlung  rechtlich  und  thatsächlich  befand.   Dann,  in  den  meisten 
Fällen  wenigstens,  die  leichtere  Beischaffuug  der  Beweise,  sowohl  für  die 
Schuld  des  mit  Recht  Angeklagten,  als  zu  seiner  Rechtfertigung,  wenn  er 
unschuldig  wäre.  Endlich  die  Schwierigkeit,  dem  verletzten  Staate  eine  rich- 
tige Stellung  in  der  Verfolgung  des  Vergehens  vor  einem  fremden  Gerichte 
anzuweisen.    Dennoch  niuss  eine  genauere  Prüfung  eine  Auslieferung  in  dem 
vorliegenden  Falle  verwerfen.    Einmal  ginge  dieselbe  gegen    das  Recht 
und  die  Pflicht  eines  jeden  Staates,  seine  Angehörigen  zur  Achtung  de« 
Rechtes  durch  die  eigenen  Gresetze  und  Einrichtungen  anzuhalten,  so  weit 
irgend  eine  Möglichkeit  dazu  besteht.   Diese  Möglichkeit  besteht  nun  aber 
hier,  da  der  eigene,  jetzt  wieder  im  Gebiete  anwesende,  Unterthan  in  die 
Gewalt  des  Staates  zurückgekehrt  ist.    Sodann  ist  es,  wenigstens  bei  Staat5- 
vergehcn,  nicht  undenkbar,  dass  gegen  ausgelieferte  Fremde  nicht  das  Recht 
allein ,  sondeni  auch  Rache  und  Fremdenhass  das  Urtheil  bestimmen  könnten, 
während  zu  einem  Zweifel  gegen  die  heimathlichen  Behörden  kein  Grand  ist. 
Da  nun  tiberdicss  die  fftr  Auslieferung  geltend  zu  machenden  Gründe  grossen 
ThcUs  zu  beseitigen  sind,  —  und  zwar  die  Rücksicht  auf  den  zunächst  be- 
rufenen Staat  durch  die  Einweisung  auf  den  noch  hohem  Gedanken  einer 
kosmopohtischen  Rechtsordnung;  die  grössere  Schwierigkeit  der  Beweis- 
fuhrung  durch  eine  entsprechende  Thätigkeit  des  verletzten  Staates ;  das 
processualischc  Bedenken  über  dessen  Stellung  aber  durch  ein  volikom- 
raenes  Eintreten  des  diesseitigen  Staates  für  die  fremde  Regierung  und 
Führung  ihrer  Sache  wie  einer  eigenen:  —  so  kann  die  Entscheidung  nur 
dahin  ausfallen,  dass  Unterthaneu,  welche  in  einem  fremden  Staate  Ver- 
brechen begangen  haben  aber  ungestraft  zurückgekehrt  sind,    durch  die 
einheimischen  Gerichte  zur  Strafe  gebracht  werden  müssen.  —  Was  nun 
aber  die  Kenntnissuahme  von  den  in  fremdem  Gebiete,  somit  ausser  dem 
Bereiche  der  Beobachtung  und  der  Organe  des  diesseitigen  Staates,  began- 
genen Verbrechen  betrifft,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  zunächst 
dem  verletzten  Staate  obliegt,  nicht  nur  die  Anzeige  von  dem  gegen  sein 
Recht  begangenen  Frevel  zu  machen,  sondern  auch  die  Beweise  gegen 
den  Angeschuldigten  beizubringen,  und  zwar  letzteres  in  der  Art,  wi"? 
es  nach  der  Gerichtsordnung  des  diesseitigen  Staates  erforderlich  ist,  weil 
sonst  eine  Verurthcilung  nicht  erfolgen  kann.    Kömmt  der  beleidigte  Staat 
diesen  Bedingungen  nicht  nach,  so  hat  jeden  Falls  er  kein  Recht,  sich  zu 
beklagen.   Damit  soll  jedoch  nicht  etwa  gesagt  seiu,  dass  der  Staat  kein 
Recht  und  keine  Pflicht  habe,  strafend  gegen  einen  Angehörigen  einzu- 
schreiten, wenn  er  auf  andere  sichere  Weise  Nachricht  und  Beweis  einer 
von  demselben  im  Auslande  begangenen  Rechtsverletzung  erhält;  etwa  darcb 
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Klage  eines  verletzten  Privaten.  Im  Gcgentii^  stellt  die  «WgwBfriw^»  Auf- 
gabe, zur  Weltrechtsordnung  beizatrtgen,  auch  in  .diesem  Falle  fett'). 

Atä  zweifelhaftesten  ist  die  Beahtwortqng  der  letiten- Frage:  ob  die  ^ 
Gesetze  des  verletzten  oder  die  des  urtheilenden  Staates  dem  TJrtheile  an 
Grande  zn  legen  seien?  —  Dass  bei  dorn  formelleu  Yer&hien  ledlglicb  die 
gewöhnlichen  Vorschnften  des  handelnden  Staates  angewendet  werden  kflnoeo, 
versteht  sich  von  selbst.  Es  besteht  ja  keine  andere  Möglichkeit  gültiger 
Amtshandlungen  für  das  Gericht ,  und  niemals  verftlhrt  daher  auch  ei»  sel- 
cbes,  in  bürgerlichen  oder  in  peinlichen  Sachen,  nach  der  Prozessordnang 
eines  fremden  Staates.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  nicht  onter  Um- 
standen in  materieller  Beziehung  das  Gesetz  eines  andern  Staates  angewendet 
vrerden  Iiönnte;  and  zwar  diess  um  so  weniger,  als  Ix  i  anderen  Arten  von 
Rechtsfragen  fremde  Gesetze  anstaudlos  als  entscheidend  gelten.  Leicbt  ' 
kann  man  sich  auf  den  ersten  Blick  zu  der  Ansicht  bestimmen  lassen,  dass 
allerdings  das  fremde  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen '  sei.  Es  scheint 
nämlich,  als  müsse  der  Umstand  entscheiden,  dass  der  fremde  Staat,  nicht 
der  diesseitige,  die  in  Frage  stehende  Handlung  verboten  und  mit  einer 
Strafe  belegt  habe;  Niemand  aber  in  eine  Strafe  verfielt  werden  könne, 
welche  nicht  angedroht  gewesen  sei,  oder  in  eine  andere,  als  in  die  ange- 
drohte. Man  kann  ferner  geltend  machen,  dass  der  Thäter,  welcher  in  einem 
fremden  Gebiete  eine  vtrbotini'  IJaiidlung  begangen  habe,  diess  unter  der 
Herrschaft  des  betretfeuden  Landesgcset^es  gethan  habe ,  welches  dann  also 
auch  zur  Anwendung  zu  bringen  sei.  Dennoch  muss  eine  reiflichere  Erwügung 
die  Ueberzeugung  bringen,  dass  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nur  das  dies- 
seitige Recht  zur  Anwendung  kommen  kann.  Eine  Strafe  ist  eine  Bechts- 
verniinderuiip ,  wek  he  dem  Verurtheilten  vom  Richter  zuerkannt  wird.  Zu 
einem  solchen  Eingritfc  in  das  Recht  ist  der  Richter  nur  befugt  durch  eine 
ausdrückliche  Erklärung  der  Staatsgewalt ,  und  die  Vornahme  eines  Rechts- 
eingriffcs  in  einem  nicht  dazu  bezeichneten  Falle  und  in  einer  nicht  erlaubten 
Form  oder  Grösse  wilre  unter  allen  Umständen  rechtlich  nichtig,  möglicher- 


1)  Wenn  djüier  in  dem  Code  de  proc.  crim.,  Art.  7,  die  französischen  Gerichte  aii^wlecen 
Itui,' tittttml  C*B*B  Fraozoien  wegen  eines  von  demselben  im  Aoslande  gegen  einen 
Franzosen  begangenen  Verbrechens  einsuschreiten ,  falls  dieser  letztere  klagend  bei  ihnen 
auHritt :  so  ist  gegen  dieaen,  Qrundsatz ,  so  weit  er  geht,  lediglich  nichts  einzuwendeik  Wohl 
rtaf  M  klwr,  daas  dsnalte  — '«Mtf  dem  Icosmopolitischen  Standpunkte  —  in  dojfpelter  Bwiebonf 
•b  bezeichnet  werden  mnss.   Einerseits  nämlich  »oüle  ein  Verfahren  ancb  dann  statt- 

aadan,  wum  der  Verletzte  nicht  selbst  klagt,  sondern  nur  sonst  der  Staatsbehörde  eine  geofl- 
goad«  NadnUM  sagekommen  ist.  Zweitcno  aber  itt  dl«  Beschränkung  auf  die  Verletzung 
eines  Franzoaen  zn  tadeln.  Jede«  Im  Aoalaado  boganetD«  and  bis  Jetzt  nicht  Iwitnfi«  T«r- 
brechen  eines  Zurückgekehrten  »oUte  Onind  zn  einem  Verfahren  abgeben  kSuMn.  Dl«  Be^ 
«wlifflilinmg  de«  Schutzes  auf  den  Landsmann  hat  ihre  Quelle  entweder  in  dnem  unklaren  and' 
unrichtigen  UcfUhle,  oder  in  einer  mehr  als  zweifelhaften  Anw«lldailg  d«r  maltf  SW«iMh«ftaa 
Lehre  vud  der  Persönlichkeit  de«  B«chtes,  welche«  dem  ÜalacfliHmi  Mk  la  4t»AmkmA  4Hg«u 
Wirklieh  baarstrüabend«  VU|«D,  *W«IAe  lieh  SM  d«B  tM  gOltigtB  B««kto  «Ilmtal,  i.  M 

ViU«foit,  s..u4r. 
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Wfi^c  f'in  Vorbrt  «•heil  von  Seilen  dos  Rirlitcrs.  Die  Erklärung  ö'wes  fremden 
Staates  kann  tlcni  Kichter  keine  Znstiindiykeit  über  Personen  und  kein  Ke-rht 
zu  einer  Keelitsvennindcrung  im  diesseitigen  Staate  verleihen,  und  dt•^^eü 
Of  s et /gebung  kann  die  diesseitige  Staatsgewalt  nieht  nöthigen ,  Handlungen 
zu  bes.trafen,  welche  sie  selbst  nicht  fiir  strafbar  erachtet ,  oder  StrafÖlx'l 
anwenden  zn  lassen,  welche  sie  nach  Art  oder  Grösse  unzulässig  findet.  Auch 
der  zn  He^^trafende  kann  sich  nicht  darauf  berub  n.  dass  er  seine  Haudluncren 
unter  <ler  Gewalt  des  fremden  Ile'chtcs  begangen  habe  und  somit  dev>.«^n 
Anwendung  verlangen  dflrfe.    Die  Bestrafung  seiner  Rechtsverletzung  erfolgt 
aus  eigener  Aufgabe  des  diesseitigen  Staates,  weil  sein  Einschreiten  zur  Iler- 
stelliuig  einer  Weltrechtsordnung  unerlüsslich  ist.   Dabei  verführt  er  denn 
aber  nach  seinen  eigenen  Ansichten  voi|  Recht,  und  es  kann  ihm  kein  Vor- 
warf einer  Pflichtversfiumniss  gemacht  werden,  wenn  er  ^ine  Beibebfllfe  zum 
Recbtsschvtzc  in  der  Art  leistet,  wie  er  sich  selbst  schfltzt,  also  naeb  MiaeB 
eigenen  Strafgesetsen,  Dazu  kommk  dean  anch' noch  der,  freUidi  nklit  als 
wesentlich  entscheidende  doch  immeriun  za  beacbtende,  Umstand,  dass 
die  AnwendoDg  fremder  Qesetie  vnd  yieUeicht  Tersdüedener  Stralinittel  flir 
doi  inlladiseheii  Blcfafter  ScKwierigkeiten  bilte     Die  Anwendung  des  bftr- 
gerjichen  RediAes  fremder  Slaaften  in  den  dazu  geeigneten  FflUen  ist  etwas 
wesentlich  verscbiedoies.   Hier  handelt  es  sieb  nfinüicb  letHgHch.  davon, 
SQ.  erkennen,  welche  Absicht  die  Luiden  bei  ilirem  Becht^escbAfte  thmt- 
flSeblidb  hatten«  .odert>b  tbatsIchlicK  ein  solches  GeschAit  «berimnpt  nptcr 
obwaltenden  Ümstanden  a  Stande  kam.  Nor  zor  Herstellimg  dieser  Thal- 
sacken  bat  der  Bichter  das  fremde  Recht  m  erknnden  nnd  es  flir  ange- 
wendet  oder  nicht  angewendet  ani  erklfiren;  keineswegs  kber  spricht  er  sein 
.iJrtheü  darnach',  weil  es  fittr  ihn  selbst 'eine  genügende  iCraik  lätte  nnd  ihm 
amtliche  .Handlungen  vorschreiben  k<^lAte.    Das  fremde  Recht  ist  leine 
thatsAchliche.  Voraossetznng  fttr  ihn,  aber  keine  Norm,  wie  immer  es  sein 
mag.  Und  es  ergibt  sich  namentlich  anch  dio  Unrichtigkeit  der,  freilicfa 
manohfoch  nicht  nur  Won  Schriftstellern  sondern  auch  von 'Ocsebgebera 
vertretenen«  Ansicht,  4as8  im  Falle  einer  Verschiedenheit  des  inlSndisdien 
Gesetzes  das  mildere  fremde  Gesetz  anzuwenden  sei.  — '  Hiermit  soll  aber 
allefdiiigs  nicht  gelftugnet  sein,  dass, ein  Staii  immertiin  HObl  thnt,  wenn  er 
anisdracklich  durch  Gesetze  anssprieht,  dass  roikommendoi  FaJles  nach  den 
Landesgesetzen  werde  genrtbeilt  werden.  Eine  solche  Feststellung  schneidet 
jeden  Zweifel  fOr  iBichter  und  Untertbanen  ein  filr  allemal  ab. 

•      ,  r)        dritte  Fall. 

Sehr  häufig  ereignet  es  sich,  dass  Untertbanen  eines  fremden 
Staates  eine BechtsstOrung  im  eigenen  Lande  begeben,  aber 

1)  yg\.  Berner,  «.  ft.  O.,  welcker  aber  doch  dieiar  BMckMt  «lue  m  gimt  B«<— Im 

verleibt. 
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a«f  dieiseitifeB  Oebiet  tberli^eteii.  Ss  ist  die«  m»  rtoht  cigeiiüioli 
die  FWhditliiigtfrtge.  Die  rieh^geBebaiidlimg  dieses  Falles  aber,  tjigesebeii 
aar  Zeit  loa  positheii  Bechten  ind  Yerirtg^B,  soodl  ledigUdi  nach  Gnmd- 
■atsen  des  pIdlosophisolieD  Becbtes,  ist  fDigende: 

PrftTentiT-Haassrageln  sind  Uer,  der  Natur  der  Sache  naoh,  gani 
ansser  Frage  ;  man  mOMte  denn  etwa  Benaehriditigmigen  y<«  beabsichtigten 
'yerfai«elien>(&UB  man  zniUlig  diesseits  m  ihrer  Ettbdlnng  |m  Stande  wlfe) 
dasa  redmen. 

Wae  aber  die  nadi  begangener  That  vonnnehmsnden  Schritte  betritt, 
ao  fragt  es  sich  vor  Allem,  ob  der  Staat  tberhaopt' berechtigt  nnd  ob  er 
Terplichtet  ist»  fremde  Unftertbanen  unter  den  eben  bezeichneten  Umstinden 
in  sein  Gebiet  sosolassen,  imd  ob  also  nicht  die  ganze  Frage  dnreh  dHge- 
meine  Zorttikii^iing  solcher  Flttchtünge  beseitigt  werden  Itann  und  moss? 
Eäne  Verpflichtung  im  reehtlicheA  Sinne  ist  aUerdiiigs  nicht  Tor- 
banden.  Die  VerfoindUehkeit  nr  Anihahme  konnte  ja  |mr  bestehen  gegen 
den  verletiten  Staat,  gegen  die  zum  Uebcrtritte  Geneigten,  oder  mit  Beaifc- 
hnv  4Htf  die  eigene  Anljgabe  des  Staat(  s.  Nun  wäre  es  aber  vollkommen 
MdmUch,  auch  nnr  za  sprechen  von  einer  Verpflichtnng  gegen  den  fremden 
Staat  selbst,  die  vor  seiner  straluidcn  Gerechtigkeit  Flttchteuden  diesseits 
aufznnebnien.  Wünscht  er  ja  sogar  im  Gcgentheiie,  in  der  Regel  wenigstens, 
die  Habbaft  werdong  der  Flüchtlinge.  Ebenso  wenig  besteht  eine  Verpflichtaig, 
Fremde  in  den  Staatsverband  gegen  eigenen  Willen  aufnehmen  zu  müssen, 
lieber  einen  solchen  Aossern Zuwachs  zur  Devölkemng  hat  lediglich  die  Staats- 
gewalt in  eigenem  Interesse  zn  entscheiden,  und  zwar  ebenmAssig,  ob  ea  sich 
vwi  einer  bleibenden  Aufnahme  in  das  Staatsbürgerrecht  oder  nur  von  einem 
vorübergehenden  Aufenthalte  und  Schutze  handelt  Kein  Fremder  hat  ein 
fiecht,  sich  einer  Staatsgesellschaft  aufzudrängen;  und  am  wenigstens  kann 
ein  Zwangsrecht  dadurch  entstehen,  dass  der  Fordernde  ein  Vergehen  gegen 
sein  bisheriges  Vaterland  begangen  hat ,  und  sich  nun  auch  noch  tiberdiess 
der  gesetzlicheu  Strafe  zu  entziehen  sucht.  Die  Aufgabe  des  Staates  endlich 
begreift  jeden  Falles  nur  die  Zwecke  des  eigenen  Volkes,  und  in  diesen  ist 
eine  allgemeine  Verptiiehtung  zürn  Schutze  Fremder  nicht  enthalten,  welcherlei 
Lebenszwecke  sich  auch  ein  Volk  gesteckt  haben  mag.  Und  wenn  Vattel 
darauf,  dass  ein  Verbannter  doch  irgendwo  leben  müsse,  eine  (freilich  nicht 
anbediiigte)  VerpHichtung  zur  Aufnahme  gründen  will,  so  ist  nicht  nur  ein- 
leuchtend, dass  aus  diesem  thatsächhchen  Bedürfnihse  noch  keineswegs  eine 
Reell tsprticht  für  einen  bestimmten  Staat  entstünde;  sondern  namentlich  auch, 
dass  eine  Berechtigung,  sich  irgendwo  der  gesetzhchen  Strafe  für  begangene 
Handlungen  zu  entziehen ,  überhaupt  niciit  anerkannt  werden  kann.  Hierbei 
soll  keineswegs  geläugnet  werden,  dass  in  oinzrlncn  Fällen  eine  sittliche 
Pflicht  bestehen  mag,  gewisse  Flachüinge  am  gewissen  Staaten  aufzunehmen; 
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allein  eben  weil  es  nar  eine  sittliche  Pflickt  ist,  entsteht  darans  kein  Redtt 
für  irgend  Jemand.  —  Dagegen  kann  im  Allgemeinen  einem  Staate  das 
B echt* sieht  abgesprochen  werden,  Solche  in  seinem  Gebiete  zaznlasses, 
welche  bisher 'einem  andern  Staate  angehörten ,  .  ond  sie  aach,  wenn  er  es 
f&r  gut  findet,  bleibend  anter  tstpe  Borger  anteaebiiia.  Eine  solclte  2b- 
lasAmg  ist  nicht  etwa  sdion  tine  vnbefBgte  Handtang  an  sieb;  fielDMlir  liagt 
es  im  Begriffe  des  Staates,  alle  Diejenigen,  welche  sich  seiner  cos»cre<ea' 
Lebensanffassong  anscbliessen  und  tliatsSehUcb  sein  Oebiet  bewohnen,  am 
einer  Einheit  m  verefaii^en.  -  Ebenso  kann  apcb  der  bisherige  Staat  des  Anf- 
amiehniendeii  mit  Grund-  eine  Einwendung  nicht  erheben,  indem  der  Meaach 
nicht  liBibeigener  des  Qr^udsmas  ist,  welchem  er  n  Erreichong  seiner  L«taM- 
nredm  i^ngehOrte,  sondern  eine  nnverftosserliche  Beftigniss  hat,  sich  von  ihm 
so  trennen^  wenn  er  sidi  durch  densdben  nicht  befiriedigt  findet,  und  iwww 
geeigneteren  antaudien.  Mfl^  auch  eimetae  Staaten  eine  sotehe  UbIBo- 
barkdt  der  UnterthanenTerbindnng  an&tellen-,  so  ist  dtess*  kei6  aas  allge- 
mein^ Grflnden  n  vertheidigendes  Becht,  sondern  Gewaltthltigk^t  oder 
Stolz.  Eine  allgemein«  Bannnng  in  das  zofiOlige  Geburtsland  ist  aa  .gleicher 
Zdt  ein  Frevel  an  der  einiehienParsönlidikeit;  efnlOndendss  der  allmiUgeg 
Gesittignnt  der  £rde;  endlich  euie  Yemrtheilnng  aur  Erdnldong  jeder  aocb 
so  'entsetzUfihöi  GewaUlierrsdicft. .  Und  jeder..8taat,  welcher  den  Bedits^ 
F^de  aufitnnehmen,  im  Aügemeinea  und  gmndsiitilieli  entsagte,  wttrde  sich 
daduBoh  aum  Ißtschuldigen  jeder  nöch  so  unverantwordicfaen  UntcrdrOelnag 
machen.  Ist  es  nimlich  auch  unvermeidlicli,  dass  nicht,  bald  da  bald  dort 
auf.  der  Erde  .ein  nnertriglicher  Druck  sl|w|tlicber,  <  religiöser*  oder  geaeB- 
schuftiger,  Art  stattfinde,  so  musa  dpch- wenigstens  eine  MDgUchkeit  Bir  die 
Leidenden  olieu  st^en,  answ|Uts  Secuta  und  Btecht  zu  finden.  Und  iwar 
liegt  es  in  dem  Interesse  Jeder  Partei  und' j^der  Üc^eiueugung,  wdcher  Aii 
sie  anidi  sei,  dass  der  Grundsatz  unlOs^cher  Gdbundjenheitj  nielit  zur  Geltung 
komme,  denn  keiner  ist  sieber,  nicht  .auch  selbst  firflher  oder  sptter  in  die 
Lage  zu  kommen,  Schutz  gegen  Gewattthat  zu  sdchen.  Die  Gesdiichte  aller 
Zeiten  gibt  hierfiher  die  unzweifidhaltesteu  Ausweise.  —.  Durch  grundOtdiche 
Nichtanbiahme  aller  Illflchtlinge  aas  -fremden  Staaten  Ifisst  sich  also  die  av 
Untersuchung  gestdlte  Frage  nicht  beseitigen. 

Damit  ist  aber  allerdings  nicht  gesagt,  dass  dieikotmopotttiaohe  AaiM- 
snng  der  BechUwahrung  keine  AjiwAndnng  erleide  auf  den  Fall  änee  von 
jetzt  flflchtigen  Unterthanen  eines,  frmn^  . Staates  in  dessen  Gebiet  be- 
gangenen Yerbrech^s.  tm  Gegeqthdle  steht  auch  hier  die  .Yerpfliehlnng 
zu  einer  BdhOlfe  vollkommen  fest  Die  so  eben  versuchto  Begründung  dncs 
AiQrhrechtes  soll  nicht  dazu  dienen.  Solche,  wdcbe  eine  gerechte  Strafe 
zugewgen  lu^»en,  dieser  zu  entziehen;  sondern  nur  dazu,  nnaehnldig  Ytr* 
fugten  einen  Zofluchtoqtt  ota  au  haiteo. .  Wem  also  epnem  Steate,  wstebsr 
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sich  Oberhaupt  zu  dieser  ganzen  Anschauung  der  Weltrechtsordnung  be- 
kennt, auf  genügende  Weise  nachgewiesen  ist,  dass  von  Flüchtlingen,  welche 
sidi  in  Minor  Botmfissigkeit  befinden,  anderwärts  wirklich  gegen  das  Recht 
geh^ddt  wordeti  ist, > so  bat  er  seine  Mitwirkung  zur  Wiederherstellung 
Hiebt  in  .versagen.  —  Dieser  Gmndsatz  wirkt  dann  aber  nach  twdf  ye^ 
scbiedenen  Richtungen  bin.  —  Einer  Seit»  verttebt  sich  im  idbBt,  disa 
der  StMit  nidit  «Is'.nrthefls^  nnd  friUettloser  ToUiteher  fremdmi  WfllenB  * 
haadiilt  Ei  iat  aefaie  eigene  Üeberzengung,  sein  freier  Wille»  dtt  Bedit  n 
sdifltnii,  nicht  Mtnmn  gegen  das.  Verlangen  einet  Andern.  Eine  noth> 
wendige  Bedingung  jeder- Tbfttigkeit  von  seiner  Seite  ist  daher  dfe  eigene 
Ansiebt,  dass  wirklich  eitoe  Becbtaverletzung  vorliege. .  Somit  genügt  die  « 
.blosse  Behauptung  einer  fremden.  Begiemdg,  dass  gewisse* FIBebtlinge  Yer- 
tifeehen -begangen  haben,  keineswegs,  sondern  es  nnne  der  nr  MitfattlÜB 
Aji%eforderte  nädi  Prflfimg  .der  ih^  gielieferten  Beweise  sich  von  dem  wirk- 
lich^ Yoihandensein  idner.  strafbaren  Bandlnng  ttbeneiigt  haben.  S<>  lange  . 
ihm  daher  der,  sei  es  otffeütive  sri  es  snl^eotive»  Thatbestand  nngenflgend 
hergestellt  öder  die  Strafbarkeit  der  in  Frage  stehenden  .Handhing  ■  nicht  ' 
nadigewieBen  ist,  verbietet  ihm  did  dgene  Selbstständigkeit  jedes  Einschrdtfen. 
Und  swar  ist  wohL  «dabei  n  bemerken,  dass  das  Urthdl  Qbec  diese  Yoifrage 
nicht' aas  den'  Beditsanschänaogen  md  Gesetaen  des  fremden  Staates,'  son- 
dern ans  d^  dgenea  Anihssnng  von  Becht  mid-.  Unrecht  hervomgdien 
hat  AllerdingB  ist  der  Staat  nicht  dam  ermAditlgt,  Über  die  innere  Onte 
der  positiven  Gesetn  eines  andern  Staates  ni  Gerieht  an  sitsen,  ond  kam 
er  etwa  die  ihm  nicht  ansagenden  flir'nicbtig  erUftren;  allein  er  ist  aac|i 
nicht  sdnddig,  Anordnangsn  Fremder  snm  Yollnge  ae  bringen,  welehe  ihm 
gegen  die  allgoneinen  Begrüb  voq  Becht  an  laofen  scheinen.  Gerade  weil 
er  sich  daza  versteht,  die  Bechtsordnmg  in  der  Veit  anfreclit  erhalten  in 
helfen,  ist  es  feiner  Gesinnnng  snwider,  Unrecht  ni  (Ardem. ' —  Anderer 
Seite  geht  ans  dön  angestellten  Gmndsatae  der  tolbetstfindj^  Mitwirkung 
snr  Beehtsordnnng.die  Y^rpSidktang  hervor,  die .noHiwendige  Hftlfe  atteh 
ohne  besoodere  AnAvdenuig  in  leisten,  sobald  mar  die  erforderlichen  GrOnde  • 
änr  Uebenepgnng  In  oltfecliver  nnd  snlJeotiver-.BeBiebaiig  vorhanden  sind. 
Es  hat  also  der  Staat  anch  dann  eihznschreiten,  'wenn  er  ohne  alle  Ifi^  - 
theilong  von  Seiten  dee  Yerletsten  aonslige'  sichere  Naebricht  von  einem 
Yerbrecben  erhält,  welches  ein  in  seinem  Gebiete  sich  anfhaltender  Ftflcbtling 
in  fremdem  Gebiete  begingen  hat-  Ja,  es  ist  «ein  Becht  nnd  sehie  Pflicht, 
selbst  bloss  Durchreisende,  von  deren  im  Auslande  begangenen  rechtswidrigen 
Bandlungen  er  genflgend' unterrichtet  ist,  anzuhalten.  Das  Yorhandensein 
eines  richtigen  Passes  oder  dergleichen  &n4ert  nichts  ah  dieser  hdheren' 
Aufgabe  des  Staates. 

Hiernach  entsteht  nun  freilich  die  wichtige  Frage,  auf  welche  Wcase 
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der  Staat  in  denjonigen  FttUen,  in  welclMB  ikm  wirldieli  eine  HenteUiiig 
Teiietrter  Rechtsordnang  noUniendig  lo  sebi  sdietat,  seine  BeflAlfe  m  %eUtm 
hat?  Entweder  nimlich  kann  er  ancb  Uer  seine  MItwirlnuig  dordi  Yer- 
Weisung  an  seine  eigenen  Oeriebte  betliltigen  nnd  m  diesem  Zweeke  die 
nOtliigen  Mittbeilangen  nnd  Beweisnittel  von  dam  sonicbst  Terletiteo  Staate 
verlangen;  eder  mag  der  Besdmldigte  an  diesen  letiteren  ausgeliefert  werdw. 
Es  ist  nnn  Iceineswegs  ein  Widersproeh  mit  der  obe»  8.  692  aoligoetclltcn 
Ansidit,  wenn  in  Füllen  der  jetzt  vorliegenden  Art  die  Auslief emag  nls 
das  richtige  Yerfiihren  erklftrt  wird.  Zwar  wire  aadi.Uer,  wie  in  der 
oben  berfitarten  UntersteUnng',  eine  He^beischMNv  anreidieBder  Beweiae 
zur  Fällung  eines  Urtheüs  gegen  den  FMchtigen  durch  die  dieoacHjgen 
Gerichte  nicht  nnmOglieh,  und  somit  ein  ti^  den  eigenen  BedMem  ^m- 
geleitetes  Yer&hren  nicht  etwa  bloss  dne  verlmiipte  Verweigerung  dei^  Bei- 
hilfe. Auch  würde  aus  der,  allerdings  bestehenden,  üwfthigWt  der  diea- 
seitigen  Gerichte,  fremdes  Straigesets  zur  Anwendung  in  bringen,  DOGh  loBine 
Unmöglichkeit  einer  Strafanwendnng  gegen  einen  FlAcfatling  ftberhaopt  eal- 
stehen,  indem  die  Verpflichtung,  nr  Weltitchtsordilung  in  NotfaftUen  nü- 
zu wirken,  eine  Anwendung  der  einheimischen  Gesetae  an  sieh  recJit/frligte, 
Allein  es  musa  doch  eine  Thitigkeit  der  dieaseitigen  Geriehte  in  dem  unter- 
stellten Falle-  als  ungeeignet  erscheint.  Die,  mUngbar  immer  msaaB^ 
stellvertretende  Anwendung  unserer  Qtta^eaetae  anf  Handlnngett,  welche  ia 
fremdem  Gebiete  und  somit  luntcbst  unter  der  BiemdMft  fremder  Geaetsi 
begangen  wurden,  ist  nur  dann  erlaubt,  wenn  wiiklieh  ein  Nothfiül  vnrliegl, 
das  heisst,  wenn  ohne  diesseitige  Staatathttigkeit  gar  kdne  Beatraihng  einer 
Missethat  einttitte.-  Diese  Vocaussetzong  trillt  nnn  aber  g«ade  hier  keinea- 
wegs  ein.  I>er  sunftchst  bei  dem  in  Frage  stehenden  Verbredien  betheüigle 
Staat  ist  zu  einer  strafenden  Thätigkcit  bereit  Nadi  unserer  eigenen  Ansidt 
ist  derselbe  zu  gerechter  Behandlung'  der  Sache  |;eneigt  und  bef&higt  Eine 
natOrliche  Verpfliehtung ,  einem  Ausländer  seinen  susifindigen  Richter  vorsu- 
enthalten,  besteht  unserer  Seits  sicher  nicht,  das  Wenigste  gesagt  Die  Ansr 
liefemng  erfolgt,  wie  bereits  festgestellt  ist,  nicht  auf  blosse  jenseitige  Foi^ 
derung,  sondern  nur  wenn  man  sich  auch  diesseits  aus  den  mitgethoilten 
Umstanden  und  Beweisen  von  der  Wirklichkeit  eines  begangenen  Vergehens 
und  von  der  Wahrscheiulicheit  einer  Schuld  des  Angeklagten  überzeugt  hat. 
Man  bat  es  somit  in  jedem  einzelnen  Falle  ganf  in  der  Hand,  nicht  der  Mit- 
schuldige nnd  Schergt^  bei  ungerechter  Verfolgung  zusein,  vielmehr  nnscholdig 
Bedrohte  grgen  solche  zu  schützen.  £s  versteht  sich  ferner  von  selbst,  dass 
der  fremde  Staat  g(  gen  einen  Auszuliefernden  nur  wegen  derjenigen  A^cfaal- 
digungen ,  über  welche  er  Mittheilungen  gemacht  und  Beweise  geliefert  hat, 
nicht  aber  auch  wegen  beliebiger,  anderweitiger  gerichtlich  vorgehen  darf:  auch 
dass  man  hierfiber  bestimmte  SicherheitsleiBtnngen  diesseita  vecLmgea  nnd 
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bis  ZQ  deren  befriedigender  Stellung  die  Auslieferung  im  Anstände  lassen 
kann.  Unter  diesen  Umständen  wäre  eine  Voronthaltung  des  vor  seinen 
natürlichen  Richter  Geforderten  und  eine  sti  llvcrtretende  Rrclitsptirge  von 
unserer  Seite  völlig  Jingerechtfertigt,  und  letztere  so  wenig  ein  v{.ri)tii(  litetrr 
Beitrag  xu  finer  Wellrechtsordnung,  dass  sie  vielmehr  diesflbo  stortii  wurde 
durch  Behiuderong  des  in  jeder  Beziehung  zur  richtigsten  Behaudiong  geeig- 
neten Richters. 

'  "  ,  •  "  * 

*)  Der  vierte  Fall 

Wenn  es  sich  endlich  von  Bestrafung  von  Verbrechen  handelt,  welche 
gegen  einen  fremden  Staat  durch  Menschen  begangen  wurden, 
•  welche  weder  ihm  noch  nns  als  Unterthanen  zur  Zeit  der  That 
angehörten,  dagegen  sich  spftter  in  das  diesseitige  Gebiet 
flüchteten:  so  kommt  es  vor  Allfin  darauf  an,  ob  solche  Handlungen 
übcrhaujit  als  rechtlich  strafbare  Handlungen  betraciitet  werden  können,  oder 
vielmehr  als  feindselige  Cntemehmungen ,  g<  gen  welche  den  Bedrohten  zwar 
.Vertheidigung  und  den  Verletzten  Retorsion  oder  Schadensersatz-Forderung, 
aber  kein  Strafrecht  zusteht.  In  der  ersten  Voraussetzung  ist  die  Sache 
ganz  ähnlich  zu  behandeln,  wie  der  so  eben  besprochene  dritte  Fall  Im 
andern  Falle  kann,  selbstredend,  unser  Staat  ans  Orttnden  einer  Weltrecbts- 
ordniiDg  nilr  20  dnen  bflrgerlioben  Becliteiirtfaefle  Uber  den  saehlicfaen  Schaden 
Terpffiditet  «eis,  nkiht  aber  ko  Stritfe  «oder  Amifefennig.  äAdMtenfl  mag  es 
sieh  fragen,  ob  etwa,  wenn 'ein  besonderes  SchotzbündniRS  zwischen  beiden 
Staaten' bestellt,  ein  Fall  Tertragsmftssiger  HbUSeteistung  gegen  einen  gemdn- 
schaftlieben  lassen  Feind  vorliegt  Za  bemerken  ist  jedoch  hierbei,  dase- 
in Beaehong  anf  Seerioberd  nach  allgemeiner  Oewohnhdt  eine  Aosnahma 
gemacht  wird,  and  diese  knrzer  Hand  einer  Strafe  von  Seiten  des  der  Schnl- 
digen  habhaft  werdenden  Staates  eriblgt,  selbst  wenn  das  Verbrechen  Ton 
Fremden  gegen  F^mde  bejsiangen  wurde.  Diees  Iftsst  sich  denn  aneb  recht- 
fiertigcn.  Seeftoberei-  ist  nftmlidi  als  ein  gewerbmissiges  Verbrechen  gegen 
die  ganze  Menschbeit  za  betrachten,  nnd  es  hat  somit  jeder  Staat  das  Reefat 

- 1).  El  .bestellt  hier  elae  siemlicb  massige  CtmUatlk  über  die  Anelieferangspflicbt  in  maodierlel 
HMkr  «4«r  weidgOT  mnnJiTaehdwHelien  fWOea.   Mu  mIm  s.  B.  Sekmalt,  VSlkenecMi 

g.  155  f^'..  Tittiiiaun,  BtrafVcfhtspät'jfe  in  v.  r.  Ilinsiiht,  H.  iii;  l'vovö  Kluit,  De  Uoditione, 
8.64;  iieroer,.  WirkuQgvkreüi,  8.  iB&ig..  Mit  eiuem.  Theile  4er  gesebmfin  EoUdieidongen 
lumB  mm  unSffHeh  einrenlaiide«  eebu  Wenn  t.  B.  Beraer  der  Anriebt  ist,  tbm  tnBeniebiJiir 
auf  >  in'  II  l'Hirlitüti^.  wrlchcr  in  elaen  fremden  8Uinlt',  lern  »  r  aber  Bolb.-t  nicht  anfrchöre,  ein 
Verbrecbeu  begmigen  habe,  der  Zwelfet  bestehe,  ob  er  dem  verletstea  oder  sciucm  helnuUh* 
(Mm  Staate  mmUttS^m  eel;  vaaA  wenn  er  mü  Sem  helmatiiHdien  Staat«  den  Yenrof  geben 
will,  falls  dieser  zur  Bi^itrafting  bereit  «ci:  no  rührt  der  Zweifel  und  die  falsche  LSsqdk  von  der 
Annahme  der  Penuiuilitiit  des  Straliseiietaee  bor.  Es  ist  dunn  doch  offenbar  nur  doijenlge  Staat, 
glg«n  w«leben  gvMdt  wurde,  ta  einer  SlralhMdhuiff  netindir;  imd  wenn  Je  an  dieeen  keine 

AuRlicforniiff  stattflndcn  kann .  mi  ist  derjeni^  StaAt .  wdi  lier  ilrn  Si  hiildijc'n  itzt  in  Rdnnr 
Gewalt  hat,  uiu  Ptiicht  der  Weltrechtaordnniig  xur  n««tra(Ung  berufen,  nicht  aber  ahnsehen, 
irto  «r  dtoM  Mlehr  anf  dm  uwpiS^cbf  Brtinthetnnt  MUts  IbanriBMi  Wimm, 
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und  die  Pflicht  eigener  Unterdrückung  und  Bestrafung.  Fflr  die  Schnldigc« 
hat  es  ohnedem  keine  Bedeutung,  wer  das  Strafamt  tlbt,  da  die  Strafe  überall 
dieselbe  ist. 

Das  Krgebniss  der  vorstehenden  Erörterungen  ist  denn  also,  dass  vom 
Standpunkte  einer  kosmopolitischen  Rechtsansicht  aus  der  Staat  eine  doppelte 
Aufgabe  hat.    Einmal  soll  er  immer,  wo  der  Natur  der  Sache  nach  ein? 
Möglichkeit  dazu  besteht  und  wo  seine  Mitwirkung  zum  Zwecke  uöthig  ist. 
Vorbeugungsraaassregeln  zum  Schutze  des  Rechtes  treffen,  auch  wenn  dasselbe 
zunächst  ausserhalb  seines  Gebietes  liegt.    Sodann  aber  muss  er  auch  durch 
Beihülfe  zu  den  gesetzlichen  Strafen  zur  Herstellung  der  Weltrechtsordnung 
mitwirken.    Und  zwar  hat  er  durch  die  eigenen  Gerichte  und  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  seine  bleibenden  oder  vorübergehenden,  Unterthanen  zur 
Strafe  zu  bringen,  welche  ein  auswärtiges  Recht  verletzt  haben,  sei  es  im 
diesseitigen,  sei  es  im  fremden  Gebiete,    Durch  Auslieferung  an  den  ver- 
letzten Staat  aber  soll  er  (ausgenommen  den  Fall  einer  beabsichtigten  Un- 
gerechtigkeit oder  unmenschlicher  Härte)  Beihülfe  leisten,  wenn  eine  strafbare 
Verletzung  des  fremden  Rechtes  zwar  auf  fremdem  Gebiete  and  von  Fremden, 
d.  h.  seiner  Gewalt  zur  Zeit  der  Begehung  in  keiner  Weise  Unterworfenen, 
begangen  wurde ,  er  aber  der  Tbäter  später  irgendwie  habhaft  geworden  ist 

b)  Die  selbstsflchtlge  Aatbtsius. 

Die  bisher  erörterte  und  in  ihren  Folgerungen  dargelegte  Ansicht  ist 
aber  keineswegs  die  einzige  grundsätzlich  mögliche.  Vielmehr  kann  d&j 
Verhalten  des  Staates  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  auch  auf  eine  gani 
andere  Grundlage  gestellt  und  folgerichtig  auf  dieser  entwickelt  werden. 
Dicss  geschieht  aber,  wenn  man  dem  Staate  lediglich  die  Aufgabe  setzt,  seine 
eigene  Rechtsordnung  gegen  Angriffe  zu  schützen,  und  nach  etwaiger  Ver- 
letzung wieder  herzustellen,  über  diese  Thätigkeit  hinaus  ihm  aber  weder 
Rechte  noch  Pflichten  einräumt. 

Hier  stellt  mau  als  obersten  Satz  und  Ausgangspunkt  auf,  dass  jeder 
Staat  ausschliesslich  die  Aufgabe  habe,  die  Lebenszwecke  seiner  Theilnehmer 
zu  fördern,  zu  dem  Ende  aber  die  entsprechenden  Mittel  zu  ergreifen.  Eine 
weitere  Bestimmung,  also  namentlich  eine  Förderung  allgemeiner  Zwecke  der 
gesammten  Menschheit  oder  der  Gesittigung  aller  Völker  u.  s.  w.,  wird  ledig- 
lich zurückgewiesen  als  unklare  Phantasterei  oder  besten  Falles  als  ein  erst 
in  unabsehbarer  und  unbestimmtbarer  Zeit  vielleicht  eintretender  Zustand. 
—  Das  unentbehrlichste  aller  Mittel  zur  Erreichung  der  concreten  Lebens- 
zwecke ist  nun  die  Herstellung  einer  bestimmten  Rechtsordnung.  Eine 
solche  besteht  aber,  wenn  die  Verhältnisse  der  dem  Staate  augehörigen 
Einzelnen  zu  Einzelnen,  der  verschiedenen  im  Staate  befindlichen  mensch- 
lichen Vereine  nuter  sich  und  zu  Einzelnen,  endlich  die  der  Gesammtheit  za 
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den  EuudnieB  «nd  m  gesellsdi^dien  QUedernngen  4eB  V^Om  be- 
^tinnt  sind  und,  nOlbj^eti  Falles,  Tom  Staate  aofredit  erhaltoi  weideii.  Das 
iuenn  Erfiurdoliclie  an  Geaetioi,  yocbengongunaasBregetai,  Geriditen  imd 
VdUstreeknng86inridi(iing0n  nuiss  vwliandea  ae^n  und  na^Sh  6en  jpVieUlgett 
BedflrfiiiMen.  in  gutem  Stande  erhalten  irorden..  —  So  wie  noa  aber  der 
Staat  flberhaopt  ein  in  dehabgeacUos^aner  OigamwMis  ist  imdanEmaebang 
seiner  Zwecke  aidi  selbst  gendgen  mnss  ohne  BeptSlfe  aaderweitigeir-  Ein« 
zelner'oder  Vereine:  so  namentlich  anch  bei  seiner  Beditaeidnnng.  Was 
Ober  die  eigenen,  anf  die  lichtige  Ifeiae  in  inspmeh  genommcoen  Krlfte 
binanageht,  ist  eine  relative  UnmOgliehkeit  ÜBr  ihn,  nnd  kann  nicht  gefiirdert: 
werdim.  Ebenso  besohrflnkt  er  aber  anch  seine  liöstongen  anf  eich  u4  ^ 
aeinigen,  ind  ist  völlig  wdiM^  wenn  innerhalb  seines  einheitlichen  Kreises 
kerne  BeditsverlBtiuigeii  vorl^oopnc^  oder  sokhe  wenigstens  >vieder  gnt  ige- 
madit  weiden.  Oldches  ÜBn  sich  an  thnn,  «bc^rlüst  er  jedehi  alldem  Staate» 
vrehiher  ja  ebenftUs  aelbatstflndig  seijae  eigenen  Zwefdie  m  enreiGhen  hat 
Das  ^echtsverb^iais»  an  anderen.  Staa^  besteht  also  todigliGh  darin,  dass 
kehier  in  die  SelbststAndigleit  des  .An4qiii  eingreift',  noch  sieh  seiner  Seits 
eingreifen  llsst  Gegenseite'  vAUige  Unabhiagigfc^t  ist  der  oberste  Grond- 
gala,  nnd  kein  Staat-  hat  ein  Becht,  voa  dflin  andern  eine  MitwbcljaBg  aar 
Erreichang  seiner  eigenen  Zwecke  an  verlangen«   ■  /        «.  •  V  ^  f  ' 

Nothwendige  Foigerungen  dieser  AqiliHsnng»  Ireldie  ahne  ZweKel''eiiie 
«selbstsQchtige»  g'enaimt  werden  darf,  &ind  nun  aber  nachstdiende.  \ 

Vor  AUem  bekümmert  sich  der  Staat  um  Handinngen,  welche  nicht 
gegen  flieine  eigene  RechtsordnaDg  gerichtet  sind,  gar  nicht;  gleichgültig, 
wo  nnd  von  wenf  dieselben  vorbereitet  oder  begangen  werden  .mOgen.  Er 
ordnet  weder  Yorbeugimgsmaassregeln  za  ihrer  Verhinderung  an,  noch  ent-. 
hält  sein  Strafgesetz  ein  Verbot  derselben ,  oder  ist  seinen  Geriditen  irgend 
eine  Zuständigkeit  in  Beziehung  anf  solche  Handlungen  gegeben.-  Selbst 
wenn  sie  in  seinem  Gebiete  und  von  matsk  Angefa^Origen  onlNiiommen  sind, 
ist  es  nicht  seine  Sache,  denselben  entgegen  an  treten,  da  sie  mit  seiner 
eigenen  Aufgabe  in  keinem  Widerspruche  stehen,  e^.  aber  nicht  zum  Hater, 
nnd  Vormund  fremder  Staaten  gesetzt  ist.  Diese  mögen  sich  selbst  schützen; 
und  sie  haben  namentlich  auch  unbestritten  das  Recht  e  Verletzer  ihrer  6e^ 
setze,  wer  inmier  sie  sein  mOgen,  nach  ihren  eigenen  Bestimmungen  zu 
behandeln,  wenn  sie  derselben  im  Bereiche  ihrer  Zuständigkeit  und  ihrer 
Gewalt  habliaft  werden  können.  Lediglich  in  dem  Falle,  wenn  eine  gegen 
auswärtiges  Recht  gerichtete  Handlung  auch  den  innem  Frieden  zu  stören, 
oder  dem  Staate  sonstigen  Schaden  zu  bringen  geeignet  ist,  mag  solche 
gesetzlich  verboten  und  vorkommenden  Falles  bestraft  werden;  abec  oaittr- 
lieh  nur  eben  im  Verhältni;?se  dieser  inneren  Beziehungen.  ' 

i^i^^^i^  nothwcfidige  Folge  dHfer>sl|wsvng  ist  e^  dass  yinyhf«, 
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velche  in  einem  fremden  Staate  eine  Terletzang  der  dortigen  Recht  sord- 
nong  begangen ,  sich  aber  spftter  in  das  diesseitigo  Gebiet  begeben  hibn 
hier  unangefochten  bleiben.   Ob  solche  Zuziehende  diesseits,  fib^baiipt  nf- 

genommen  werden,  ist  eine  Frage  ftc  weh,  deren  Beantworttiug  In  der 

Kogel  von  dem  Ik'liebcn  der&egiemng.  zuweilen  von  feststehrndon  Geset^et 
abb&ugt.   Ni>  htboküuim^mng  am  fremde  Kechtsordnüng  nnd  allgemeine  oder 
gaf  gesetzliche  Gewahmog  von-         sind  keineswegs  gleichbedeutende  Be- 
griffe; namentlich  kann  erstcre  gar  wohl  ohne  letztere  bestehen  ond  Gmnd- 
Batz  sein.    Wenn  aber  solche  Fremde  einmal  zugelassen  eind,  vieUeicht 
nach  den  Gesetzen  zugelassen  werden  mOssen,  dann  stehen  sie  allerdings 
unter  der  die.sseitigcn  Rechtsordnung,  nnd  nur  unter  dieser;  nrid  was  sie 
früher  gethan  oder  unterlassen  haben,  berührt  unsern  Staatszweck  nicht, 
ist  also  auch  kein  (uginstaud  einer  Handlung  unserer  öffentlicben  Gewalt. 
Desshalb  ist  es  denn  auch  ganz  gleichgültig,   ob  sie  bei  dor  lifgehunf 
solcher  früherou  HawUung  Untertliauen  des  verletzten  Staates  >vari  11 ,  od<T 
Fremde  auch  für  ihn.    Diess  aber  gilt  nicht  nur  von  der  Bestr.^fung .  soc- 
dern  auch  von  der  AusUctVrunj^.    Den  in  dipsseiti^i  11  Si  hutz  Aufgeuomnieiii-ü 
mag  etwa,  je  nachdem  üln  r  ihre  Persönlichkeit  >.'a(  iirichtt  n  von  fremdeo 
Staaten  einlaufen,  aus  Gründen  der  eigenen  Kechtssicherung  die  Aufent- 
haltserlaubniss  wieder  ciiLzugen  werden;  alb  in  dici.i'  Maa>sregel  kann  nicht 
weiter  gehen,  als  bis  zu  einfacher  Ausweisung.    Eine  Mitwirkung  zur  >traf- 
gcrcclitigkfit  eines  andern  Staates  und  zur  VoUstreckung  seiner  Zweck 
wäre  eine  utfcubare  Folgewidrigkeit. 

Endlich  versteht  es  sich  von  selbst ,  dass  ein  Staat ,  welcher  dies* 
aelbstsüclitige  Auffassung  von  der  Rechtsordnung  hat,  auch  seiner  St  it« 
keinerlei  Aiisi>rüche  an  andere  Staaten  machen  darf,  ilin  in  dem  Sehui/r 
seines  \ril<  tzten  Rechtes  zu  unterstützen.  So  wie  er  diese  AnfgalK-  aiu- 
lasst,  ii)U>s  er  sie  auch  von  Anderen  auffassen  las>en;  und  er  kaiui  sich 
sellt>t  dann  iiielit  be^ch\\ereü,  wenn  ein  fremd«  r  Staat,  welelier  im  Allge- 
meinen eine  weitergeheude  Ansiclit  von  seiner  lU elii-^iitüclii  hat,  auMiahniv- 
weise  und  als  Retorsion  gegen  ihn  die  von  ihm  selbst  btioigten  Grund^üt/e 
anwendet.  *  »•  *  * 

*  «  , 

'  »  .     .  •  3» 

Xolgen  dar  bSdier  «ctetettea  ijuiebten. 

JEs  sei  gestattet ,  die  Erörterung  der  vei  scliiedenen  mO^Chen  Ansit  hti  u 
über  das  nothwendige  Verhalten  des  Staates  zur  Rechtsordnung  an  dieser 
Stelle  auf  einen  Augenblick  zu  unterbrechen,  um  die  Folgen  scharf  ins 
Auge  zu  fassen ,  welche  ^ich .  sowohl  ans  deni  einen ,  als  ans  dem  andern 
der  beiden  bisher  besiNnxShenen  Systeme  ergeb^.   £$.  ist  diese  •  SdUoss» 
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skhang  detahalb.  n<^tliig,  weil  eine  Einsicht  in  idieselbe  den  weitereii  Aa- 
■ehamngen  itt  Grande  Begt. 

UteDaad  kann  verkennen,  dnes  aofrohl  dns : koeaMH^oUtiaelie  al».  das 
»elbiteOehtige  Syateni  in  sich  Iblgericb^  sind«  Sobald  num  dem'  einen  nnd 
dem  andern  seinen  obenken  GnmdBats  einrinrnt,  eigeben  sieh  die  weiteren  ^ 
Silic  mit  logiMte  Nöüiirendigkeift.   Altein  hOdist  verschieden  sind  die 
prakkischea-  Folgen,  weleKe  sidi  soirahl  ftr  die  betreianden  Staaten  selbst, 
nJs  iBr  aadero  in- weitem  KreiM  ans  denselben  entwkkehL 
Nahe  liegen  die  gnten  Fo^en  in  beiden  Fillen. 
Das  kosmopoUtische  Systeni  kann  vor  Allem  den  Ansprach  macfato, 
daas  ea,  so  wie  es  selbst  hervoigeht  ans.  einer  hflhem- Ansieht  von  dem 
MeaschenswedDe,  so  aneh  *  diese  Ansicht  sefaier  Seite  verstiikL'  Eine  solche 
«neigennhtsige,  die  ganae  Weü  nmfassende.  Forderung  dar  Bechtsoiidnnng 
kann  nor  den  CHaabm  an'  eine  aUgeineiner  Brtderlichkeit  und  an  dSe'Ge- 
mcinsamkeit  der  Lebensawecke  aller  Menschen  befestigen  nnid  nur  FCrdernng 
ditesr  QesittigQiig  nach  in  andnen  BerieiimigHn  aafinontem.     Sodann  nrnss 
nothwendig  dpueh  eine  so  allseitige  Anerkennung  und  Stotsang'>des  Beehtes* 
von  Seiten  des  Staates  das  Bechtsbewnsstsein  der  Bürger  ttberhaapt  gestirkt 
und  erhöht  werden.  Sie  sehen,  dass  kein  Opler  geschont  wird,  um  dem 
Bechte  zur  Herrschaft  m  verhelfen,  selbst  dann,  wenn  der  Staat  anmittelbar 
gar  nicht  betheiligt  ist  bei  der  Verletzung.    Diess  stellt  den  Rechtsgedanken 
nnwillkührlich  fflr  Jeden  hoch.   Endlich  wird  natürlich- durch  eine  solche 
MitlUUfe  des  Staates  die  materiilU-  Rechtssicherheit  so  sehr  befestigt  und 
adsgedchnt ,  ids  es  überhaupt  menschlichen  KriÜtcn  möglich  ist.    Diu  Vortheile 
eines  solchen  ausgedehnten  Schatzes  bedürfen  aber  nicht  erst  eines  Nachweises. 

Knai'pcr  allerdings  sind  die  Vortheile  des  selbstsüchtigen  Syste- 
mes;  doch  sollen  sie  in  ihrer  Art  nicht  verkannt  werden.  Sie  bestehen 
einmal  darin,  dass  der  Staat  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Kräfte  zasam- 
menbält  zur  Erreichung  der  ihm'  und  den  Seimgeu  znnAchst  an}iegenden 
Bedürfnisse ,  and  dass  er  also  keine  weiteren  Forderungen  an  seine  Bürger 
stellt,  als. anbedingt  nothwendig  ist.  Sodann  kann  es,  zweitens,  nur  als  ein 
Nutzen  erkannt  werden,  dass  bei  dem  engem  Wirksamkeitskreise,  welchen 
sich  der  Staat  hier  zieht,  keinerlei  Berührung  mit  den  inneren  Angelegen- 
heiten anderer  Staaten  stattfindet,  und  man  sich  mit  der  Bcurtbeilung  des 
Bechtszustandes  derselben  nicht  zu  befassen  braucht.  Diess  erspart  Ver* 
legenheitcn,  möglicherweise  selbst  Gefahren. 

Leider  haben  aber  beide  Systeme  keineswegs  blos  Vortheile;  vielmehr 
führt  sowohl  die  kusmopuJilische  als  die  selbst  süchtige  Ansicht  in  ihrer 
Starrheit  zu  grossen  Unzuträgliclikoiten,  und  zwar  nicht  iiiiiider  für 
die  danach  handekiden  Staaten  selbst,  als  fttr  Dritte  und  überhaupt  -für  die 
menschliche  Gesittigung. 
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Was  nämlich  zuerst  die  aus  der  kosmopolitischen  Aaffassung 
entstehenden  Schwierigkeiten  und  •  Xachtheile  betrifft ,   so  ist  vor  Allem 
einleuchtend,  dass  der  Staat  sich  dadurch  eine  grosse  Menge  von  be- 
schwerlichen und  weit  aussehenden  Geschäften  aufladet,  welche 
nur  in  sehr  mittelbarer  Weise  für  ihn  selbst  von  Nutzen  sind.  —  So  weit 
es  sich  nämlich  von  Vorbeugungs- Maassregeln  handelt,  muss  er  nicht 
nur  die  politischen  Verhältnisse  aller  Staaten,  mit  welchen  seine  bleibeDdoi 
oder  vorübergehenden  Unterthancn  in  Berührung  kommen  können,  beständig 
im  Auge  behalten,  um  dadurch  zu  bcurtheilen,  ob  und  welche  Eingriffe 
etwa  gemacht  werden  können,  und  um  entsprechende  Vorbeugungsanstalten 
zu  treffen;  sondern  er  muss  selbst  da,  wo  nur  die  Verletzungen  Einzelner 
in  fremden  Staaten  als  wahrscheinlich  erscheinen,  einschreiten,  und  also 
beobachten.    Wie  weit  diess  aber  gehen  kann,  und  zu  welchen  Folgerungen 
es  fuhrt,  davon  mögen  nachstehende  Andeutungen  ungefähr  einen  Begriff 
geben.   Bei  der  Mitwirkung  zum  Schutze  fremden  öffentlichen  Rechtes  wird 
es  sich  nicht  etwa  blos  von  der  Verhinderung  von  Verschwörungen,  Frei- 
schaarenzügen  u.  dgl.  handeln,  sondern  z.  B.  auch  von  Maassregeki  gegen 
Schleichhandel,  welcher  vom  diesseitigen  Gebiete  ans  in  fremdes  Land  ge- 
führt werden  wollte.   Die  Verletzung  der  Einkonimengesetze  des  fremden 
Staates  and  die  Störung  des  von  ihm  beliebten  Gewerbeschutzes  ist  unzweifel- 
haft, abstract  aufgefasst ,  eine  Rechtsverletzung.    Will  man  nun  auch  gross- 
niüthig  davon  absehen,  dass  diese  Anstalten  vielleicht  unmittelbar  zur  Be- 
nachthciligung  unserer  eigenen  Angehörigen  wirken  und  dazu  bestellt  sind: 
so  springt  jeden  Falles  die  Ausdehnung  und  die  Beschwerlichkeit  der  Vor- 
kehrungen in  die  Augen,  welche  zur  Verhinderung  des  Schleichhandels  der 
eigenen  Uuterthanen  nöthig  werden  können.  Ist  schon  die  Abhaltung  fremden 
Schmuggels  schwer  und  kostspielig  genug,  so  ist  eine  wirksame  Beaufsichti- 
gung sämmtlichcr  eigener  Gewerbender  noch  ganz  anders  eingreifend.  Und 
diess  vielleicht  zu  Gunsten  eines  Staates,  welcher  uns  nicht  einmal  gleiche 
Hülfe  seiner  Seits  gewährte!  Hinsichtlich  der  Verhinderung  von  Privatver- 
brechen aber  würde  es  sich  nicht  etwa  blos  vou  Räuber-  oder  Diebsbanden 
handeln ,  welchen  man  den  Weg  nach  benachbarten  Staaten  zu  verlegen  hätte, 
sondern  auch  von  der  Beaufsichtigung  alles  Betruges  im  Handel  mit  den 
Angehörigen  des  fremden  Staates  u.  dgl.  —  Eine  ebenfalls  grosse  Last  kann 
die  Untersuchung  und  Bestrafung  der  von  diesseitigen  Untcrthanen 
im  fremden  Gebiete  begangenen  Rechtsverletzungen  aufladen.    Obgleich  der 
diesseitige  Staat  unmittelbar  gar  nicht  betheiligt  ist,  muss  er  mit  Mühe  und 
Kosten  Beweismittel  aus  fremdem  Lande  herbeischaffen,  seine  Gerichte  ihrem 
eigentlichen  Berufe  entziehen,  die  erkannten  Strafen  in  seinen  Anstalten  voll- 
ziehen. 

Diese  Beschwerden  sind  aber  um  so  weniger  zu  unterschätzen,  als  höchst- 
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wahrscheinlich,  zweitens,  alle  IJemühungeu  um  den ' RecMsschntz  Fremder 
doch  nicht  hinreichen  werden,  um  manchfachen  Bescli werd en ,  Verlangen 
und  Verwicklungen  von  Seiten  auswärtiger  Staaten  vorzubeugen. 
Auch  bei  bestem  Willen  der  obersten  Gewalt  wird  es  keineswegs  immer  ge- 
lingen, beabsichtigte  Verletzungen  abzuwenden  oder  durch  gerichtliche  Thiitig- 
keit  einen  den  Beschädigten  genügenden  Spruch  zu  erwirken.  Dann  aber 
mag  man  mit  Bestimmtheit  Klagen  und  Fordeningen  entgegensehen ,  deren 

allgeijieine  Begründung  nicht  einmal  in  Ahnde  zu  ziehen  ist,  da  ja  die  Yer- 

» 

pflichtung  zur  Rechtshülfe  diesseits  anerkannt  wird. 

Ein  dritter  sehr  bedeutender  Uebelstand  ist,  dass  man  durch  das  System 
allgemeiner  Rechtshülfe  gedrängt  werden  kann,  sich  über  zweifelhafte  und 
l)edrohIiche  Zustande  in  einem  andern  Staate  amtlich  auszusprechen, 
und  sie  somit  entweder  als  zu  Recht  bestehend  anzuerkennen  oder  sich  feind- 
selig gegep  sie  zu  benehmen,  während  längeres  Zuwarten  Gebot  der  Klug- 
heit wäre ,  oder  vielleicht  die  Dinge  an  sich  noch  keineswegs  spruchreif  sind. 
Wenn  in  einem  Lande  Parteien  um  den  Sieg  kämpfen,  Herrscher  entstehen 
und  gestürzt  werden,  ist  es  nicht  iriuiier  leicht,  auch  nur  den  bequemen  in- 
ternationalen Grundsatz  aiiiVccht  zu  erhalten,  nach  welcliem  die  jewcil  that- 
sächlich  bestehende  Gewalt  im  fremden  Staate  ebenfalls  thatsächlich  anerkannt, 
über  den  Kechtsbestand  aber  kein  bindendes  Urtheil  al^egebeu  wird.  Allein 
ganz  anders  noch  wird  die  Schwierigkeit ,  und  unter  Umständen  die  Gefahr, 
wenn  ein  Staat  von  einer  solchen  zweifelhaften  aber  starken  auswärtigen 
Gewalt  kategorisch  aufgefordert  wird,  sich  über  deren  rechtliche  Anerkennung 
fli  erklAren;  oder  wenn  er  in  dieXage  kommt,  seiner  Seits  amtliche  Schritte 
ZD  thnn,  t^ehe  eine  soklie  An^kennung  läugnen  oder  aussprechen.  Eine 
Läugnung  mag  Krieg,  eine  Anerkennaiig  Verwicklimg  m  fremde  Unrahoi, 
Zerwflrfiiiss  tioit  bidierigeu  Terbftndeten,  Untreue  gegen  liUier  ÜB^nehaftttie  ' 
politische  Grandefilie  nr  Folge  haben. '  Jeder  Schritt  dieser  Axt  will  also 
wohl  (Iberdacbt,  mit  anderen  Begierongen  besprochen  sdn.  Eine  solc^ 
Omsicht  ist  abw  fitar  einen  Staat,  welcfaier  «ich  zo'kosmopolitisehet  Bechts^ 
hfllfebdiennti  sehrersdiwert  NatOrUch  kann  ntir  gegen'recbUich  besteheode 
Begienrngeii  ein  StaatsTerbrecbem  begangen,  nnr  von  soldken  GewaitiBiL  eind 
AnlRirdening  lom  Bechtsbdstande  angenommen  werden.  Eine  BeehtahQlfe 
war  Unterstatnmg  einer  nngesetzUjchen  Gewalt  wftre  Tfaieihiahffle  an  ibrem 
Yergehen  and  ai  gleicher  Zeit  Unrecht  gegen  den  GestrafteiL  Umgekehrt 
aber  niiiss  einer' begrOndetenAolfordenuig  einer  reehtsbegrflndeten  B^gieraAjg 
.Folge,  gdeiatet,  ja  eine  solche  andh  .ohne  Yerlangen  von  ihrer  Sdte  dnrch 
Torbeagnngsmaäsarogehi  geschätzt  iferden.  Nor  aUra  kicht  kann  also  irgend 
^ZnM,  ein  TerhflltnissnMg  nnbedentender  Ümstand  n  einer  froiueitigeii 
nnd  .dadurch  selir  bedenklichen,  ansdrHeklichen  oder  stiUschweigenden  Er- 
kllrttng  nOthigen. 

T.  HoM,  etuMMScht  Bd.  L  45  ' 
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Endlich  nooh,  snd  es  durfte  ilieM  dM  Bedenküchste  saiii,'  setit  aidi  ein 
sä  kosmopoUtiacfaer  BechtshtilfiB  eattehloBseoer  Staat  der  flhlen  Alternativ 
au,  einer  fremden  gewaltthltig  ond  gesetswidrig  herrschenden,  aber  fbonell 
rechtmftBsigett  Regiening  entweder  solche  Flttchtlinge  durch  AasUeÜBraqg  mm 
Opfer  in  bringen,  welche  einen' venraglOokten  TersoA  gemacht  hatten, 
den  aogeietaüchen  Druck  absawerüMi,  vielleicht  also  die  besten  Ittnner  einen 
nnglttcfclichen  Volkes;  oder  aber  die  Vei^eigemng  der  AnsUeferong  dnrdi 
die  nnnmwnndene  ErkUmog  begrSnden  sn  mfissen,  dius  ein6  solche  Bcgie- 
mng  nnr  eine  Gewaltherrscbaft  sei  ond  Jeder  Angriff  gegen  sie 
diesseits  als  berechtigt  betrachtet  werden  mAsse.  Im  letstem  Falle  können 
die  Folgen  für  den  gewissenhaften  Staat  unabsehbar  sein.  Im  erstem  da* 
gegen  macht  er  sich,  aus  blos  formellen  Grflnden  oder  aas  Schwiche,  lom 
Mitscholdigen  der  Qewaltberrschaft  onfl  vielleicht  der  Oransamkeiten  einer 
Regierung,  welche  er  selbst  hasst  und  verachtet,  nnd  t^llgt  das  Seinige 
dazu  bei,  die  Erde  zu  einem  grossen  Gefängnisse  zu  machen,  aus  weichem 
kein  Entrinnen  ist;  er  stellt  sich  auf  Seite  der  Unterdrücker  und  Henker. 
Ein  bis  xor  ftnssersten  Gränze  gehendes  Pflicbtgef&hl  gegen  die  Rechts- 
Ordnung  kann  also  in  Beihflife  srai  schraendsten  Unrechte,  eine  Sorge  ftr 
ein  Mittel  der  Gesittigung  zur  grausamsten  Barbarei  bringen. 

Anderer  Art  zwar,  jedoch  nicht  eben  geringer,  sind  die  Nachtheile, 
welche  eine  folgerichtige  Durchführung  dis  solbstsOchtigen  Sjstemes 
tffingt.  Ein  Theil  derselben  tritt  unbedingt  und  mit  Nothwendigkeit  ein; 
andere  dagegen  erscheinen  in  verschiedener  Gestalt  und  Grösse,  je  nach- 
dem noch  uadere  Einrichtungen  mit  diesem  Grundsatze  verbunden  werden. 

In  ersterer  Beziehung  leuchtet  vor  Allem  ein,  dass  sich  ein  solcher 
Staat  unter  allen  Umständen  nicht  nur  selbst  auf  einen  sehr  tiefen  Stand- 
punkt im  Völkerleben  stellt,, sondern  auch  zur  Festhaltung  desselben  in 
weiterem  Kreise  beiträgt. 

*.  •  Die  ganze  Auffassung  des  menschlichen  Lebens  und  seiner  wichtigsten 
Gestaltung,  dos  Staates,  ist  hier  eine  enge  und  kleinliche.  Weder  aner- 
kennt man  die  Aufgabe  des  Mensohengeschlechtes ,  durch  eine  Ausbildung 
der  Gemeinschaft  immer  mehr  zu  aligemeiner  Gesittigung  vorzuschreiten; 
noch  wird  tiberhaupt  ein  das  starre  Recht  überragendes  Gebot  der  Sitt- 
lichkeit als  eine  Regel  des  Völkerverkehres  erklärt.  Wie  der  Zufall  die 
eiii/ehie  Volks-  und  Staats -Individualität  zu  Wege  gebracht  hat,  Und  wie 
dii  sein  Werke  des  Zufalles  auch  die  conereten  Zwecke  entsprechen  und 
genügen;  so  lebt  jeder  Verein  für  sich,  und  überlässt  allen  anderen  zu 
ihrem  Ziele  zu  gelangen,  so  gut  sie  es  vermögen.  Eine  solche  Lebens- 
ausicbt  steht  zwar  um  eine  Stufe  hoher,  als  die  jener  rohen  Völker,  welche 
im  Fremden  immer  nur  einen  Feind  .sehen ;  allein  sie  ist  zu  dem  Begriffe 
eiueü  höhern  geistigen,  sittlichen  und  wirthscbufllichen  Meuschheitslubens 
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nodi  Bidit  dorchgedmogen.  *  Feindes  Recht  wMi  an  sieh-  anerkaimt;  aUeiE 
man  gibt  keiiM  Pffiebt  in,  dasselbe  sn  sehflttfen,  auch  rän  es  dmek  Uangel 
eines  solchen  Sdmtaes  Tendchtet  werden  soUte.  Dorch  eine  solche  Hand- 

•  •        •  *  * 

Inngsweise  hfllt  denn  aber  der  betreffende  Staat  nidit  nor,  so  weit  sein 
eigener  Uin&ng  und  ^Binfluss  geht,  eine  allgemeine  Entwictonng  des  Men- 
achengeaeUechtes  snrOck;.  sondeni  er  Teranlaest  anch,  gar  Idcht  wem'gstent, 
eine  weitere  Handhabung  deaselbed  roheren  Gebahrens  bei  anderen  Völkern, 
welche  an  sich  au  einer  sittlicheren  Aufissong  geneigt'  wftren. 

'  Es  Ihhrt  niailieh  ein  selbstsflehtiges  Yerhalten  der  jBEeschüdert^  Art, 
nnd  diess  ist  der  zwdte  unbedingte  NachthcSl,  —  andere  Staaten  ans  Orttnden 
der  Beforsiön  zn  der  Anwendung  gleicher  Grnndsfttse  gegen  ihn. 
£s  msig  sein,  dass  es  ein  Beweis  von  noch  höherer  sittlicher  Bildang  wire, 
wenn  Andere  sich  dnrch  eine  Verweigemog  geforderter  Bdhilfe  nidit  davon 
abbringen  Hessen ,  auch  einem  solchen  enghendgen  Staate,  gegenftber  die 
grundsatzliche  Mitwirkung  ihrer  Seita '  nicht  zu  yersagen.  Allein  es  wird 
darauf  in  der  Regel  nicht  zu  rechnen  sein.  Theils  wird  verletzte  Empfind- 
lichkeit und  das  GelÜiil  der  GleichsteUong  so  wie  der  internationalen  $!hre 
den  Sieg  davon  tragen;  theils  mag,  verständiger,  die  Erwiederung  mige- 
nossenschaftiichen  Benehmens  und  sachlicher  Nachthiilc  als  das  einzige 
Mittel  zur  Bekehrung  des  selbstsüchtigen  Staates  erscheinen.  Die  Folge 
aber  ist,  so  .lange  solche  Retorsion  geübt  wird,  eine  weitere  Aasdehnung 
des  weniger  -gesittigtea  2astandes  und  .eine  erhöhte  Erschwemng  der  Ge- 
langong  zom  Bechten. 

Ausser  diesen  jeden  Falles  sich  ergebenden  Nachtheilen  können  aber 
auch  noch  weitere  dazu  kommen,  je  nachdem  hei  dem  selbstsüchtigen  Sy- 
steme noch  andere  naheliegende  Einrichtungen  getroffen  werden.  £s  hfingt 
nämlich  viel  davon  ab,  ob  ein  Staat,  welcher  lediglich  für  seine  eigene 
Rethlssiclierheit  sorgt,  auch  noch  ein  allgemeines  Asyl  für  die  Flüchtlinge 
aus  anderen  Staaten  eröffnet,  oder  ob  er  ein  solches  Becht  ond  eine  solche 
Pflicht  niclit  bi  anspracht. 

Im  ersten  Falle  ist  nicht  zu  vernicidon,  dass  das  betreffende  Land  eine 
Herberge  für  alle  Arten  von  Verbrechern  werde.  Weil  sie  weder 
Bestrafung  noch  Auslieferung  zu  gewarten  haben,  werden  sie  sich  von  allen 
Orten  hierher  ziehen;  zunächst  natürlich  aus  den  Nachbarstaaten.  Es  ist 
nun  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar  stlir  walirscheinlich,  dass  sich  aus 
einer  solchen  Ansammlung  grosse  NachllRile  entwickeln,  und  zwar  sowohl 
für  den  schützenden  Staat  selbst  als  für  andere  Staaten.  —  Was  den  ersteren 
betrifft,  so  kann  die  Anwesenheit  von  Menschen,  welche  ihre  Nichtachtung 
des  Rechtes  bereits  in  ihrem  Vaterlande  bewiesen  haben,  nicht  anders  als 
geföhrlieh  und  beschwerlich  sein.  Es  ist  nicht  wahr^^clu  inlich ,  dass  sich 
solche  Flüchtlinge,  uameutlich  auf  die  Dauer,  jeder  Rechtsverletzung  gegen 
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den  sie  jetst  beschfltzeiideii  Stait  qod  gegen  dessen  Angehörige  enthalten. 
Zmn  Danke  fftr  die  Gastfrenndsphalfc  ist  .man  also  eigenen  TerinsCen  nod 
Ge(Miren  ausgesetzt,  nnd  iiat  ttberdiess-  die  Mühe  imd  den  JMmd  blafi- 
gerer  Torbengangs-,  Entdednmgs-  nnd  Bestrafntigsnaassregeln.  Ea  louai 
femer  der  Anblick  groraer,  jetst  aber  nngestraft  nrnhergebender  V^breeher 
.  das  Beditsbewnsstsein  des  eigenen  Yolkes  emii^hidlieh  stflren.  EndBdi  sind 
bedenkliche  Beibnogen  mit  dem  Ansiande,  dessen  Yerbfeeher  mkn  for  Strafe 
nnd  UnschldHchmachnng  bewahrt,  anvermeidlich,  und  keibeswep  nerden 
sie  unmer  dnreh  Hinweisnng  auf  den  nun  einmal  fest  'stehenden  Gnmdsats 
des  Asylreohtes  zu  beseitigen  sein.  Das  Geringste  Ist  noch,  dass  sidi  die 
fremden  Staaten  bewogen  sehen  kutanen,  nun' .eigenen  Schotae  gegen  die  ihier 
Rechtsordnang  beständig  drohenden  Gefikhren  Maassregelp  za  ergreifiBn,  welche 
aneh  den  rechtlichen  Vericehr  der  diessatigen  Bflrs^  beeintrBchtigen.  — 
Was  aber  die  Benachtheiligangen  anderer  Staaten  betrifft.,  so  Uiegen  dieae 
anf  der  Hand.  •  Einmal  ist  schon  überhaupt  der  Beehtsstand  ^weit  nmher 
geflhrdet  dnreh  die  Möglichkeit,  TieUeicht  Leichtigkdt,  sich  der  Strafe 
durch  Ffaicht  in  ein  .  sicheres  Aayl  zn'eptäehen.  .Sodann  aber  mögen  nr 
Fortsetsong  ihrer  rechtswidrigen  Ansichten  entsbldössoie  FlOditlinge  ihre 
Yorttereitnngen  in  dem  Znfloditslande  mit 'Bequemlichkeit,,  wem  sie  iroHen 
selbst  offen,  betreiben  and  den  gflnstigen  Angenbttek  zur  ToBziehnug  ib- 
wten.  Ltt  sehUmnislBn  Falle  steht  ihnen  wieder'  der  Badcng  in  das  un- 
bedingt schatzende  Gebiet  offen, /und  bleibt  fl^e  Aussicht  auf  immer  neue 
'Wiederholongeuv  Daraus  entsteht  ^>er  oicht  ab^eitsende  Gefehr  für  die 
fremden  Staaten  und  die  Nothwcndigfeeit-  best^werlicber  und  kostspieliger 
Vorkehrnngen.  '  —  Diess  Alles  aber  natürlich  in  dem  Terhftltniss  der  Ans- 
debnung  des  gewährten  Asyles ,  und  je  nach  der  gcogra|»hisohai  Lage  des 
Landes.  Wenn  das  Asyl,  wie  diess  die  richtige  Folgerung  aas  dem  sdbst* 
süchtigen  Grundsatze  ist,  auf  alle  .unter  fremder  Botmässigkeit  begangenen 
Arten  von  Rechtsverletzungen  ausgedehnt  wird;  und  wenn  das  Gebiet  ohne 
Schwierigkeit  zu  erreichen  und  wieder  zu  verlassen  ist;  so  muss  aus  dem 
scbützenden  Gebiete  eine  Art  von  Diebin  UQdBäaberfaühle  werden,  welche  nicht 
nur  den  Auswurf  aller  Völker  gegen  die  verdiente  Strafe  schtttzt,  sondern 
au  welcher  sie  zu  neuen  Unthaten  auszielRii.  Ausserdem  kann,  je  nachdem 
die  staatlichen  Zustände  .in  der  Welt  überhaupt  sind,  auch  noch  ein  Ueerd 
für  iH)litische  Unruhen  und  Umwälzerische  Unternetmiungen  in  grösster  Trag- 
weite gebildet  werden.  Es  ist  möglich,  dass  sich  die  Flüchtlinge  verschiedener 
Staaten  in  einem  solchen  Asyle  sanmieln,  sich  unter  sich  verbinden  und  da- 
durch verstärken,  von  hier  aus  die  Bewegungen  allorwärts  unterhalten,  end- 
lich bald  dahin  bald  dorthin  2U  WQbl  Y9r)>ereiteteu  und  vicU^cht  ttm^ssea^a^ 
'Augriffen  sich  wenden, 

N^ht  erst  eines  Beweises,  bedarf,  es  aber,  dass  diese  üebclsUUide 
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besonders  kräftig  hervortreten,  ja  zum  Tlirilc  noch  mit  weiteren  vermehrt 
werden,  wenn  ein  Staat  das  allgemeine  Asylre<iit  so  weit  treibt,  dass  er 
flüchtij?e  Fremde  nicht  blos  ausnaliinclos  beherbergt,  sondern  sie  auch  grund- 
sätzlich und  somit  ohne  persönliche  Unterscheidang  in  sein  Staatsltürgerrecht 
förmlich  anfnimmt.  In  diesem  Falle  verliert  nämlich  der  Staat  einer  Seits 
selbst  die  geringe  Möglichkeit  von  Aufsichtsmaassrcgeln  und  Beschränkungen, 
welche  er  etwa  noch  gegen  blos  geduldete  Fremde  zom  Rechtsschutze  und 
zur  Yermindenuig  der  dbeo  «i|g«deiiteteii  Nachtheilo  anwenden  könnte ;  und 
anderer  Seite  kann  er,  vielldebt  gegen  Wmiaeli  und  bessere  sittliche  Ueber- 
zengung,  io  dte'Uige  iHnmiMii,  tixk  eioes  mit  answfirtigen  Behörden  in 
Ungelegenheit  gekommenen  neaen  SUatsaagchörigcn  dieser  Art  Mwwfciwwi 
za  Rüssen,  wflhrend  er  einen  blos  geduldeten  Fremden  verdientem  Schick- 
sale hätte  flberlassen  können  . 

YerbiHdet  dagegen  der  8t%at,  welcher  sich  m  Jener  engen  Aofusong 

-.seiner  Reehtspflicht  bekennt,  dftmit  die  Bevilligong  eines  unbedingten  Asyles 
ftr  Fremde  niebt,  ~  nnd  es  hängen  diese  beiden  Einriditangem  keineswegs 
mit  solcber  Notbwendii^eit  sosaamen,  dass  sie  gar  nicht  getrennt  irerden 
kflnnen,  so  mhidem  sich  aUcardings  die  üebeL  Der  Staat  bebilt  die  Mög- 
licbkmt,  sein  eigenes  Land  ran  m  halten,  so  wie  das  Ausland  Ton  beständiger 
Furcht  n  befreien.  Aber  anoh  hier  bleibt  doch  immer  noch  Bedenken  genug 
abiig;  —  Qnter  allen  Umständen  wird  es  fbrtgesetiter  Anfineri^^unkeit  tfuf 
die  in  das  StAatsgebiejt  eintretenden  Fremden  bedOrfen,  um  sidiunerwflnscfaten 
Zimiges  m  erwehren*  Trots  dem  nämlich,  dass  kein  unbedingtes  Asyfareeht 
besteht,  wird  doch  schon  die  Aussicht  auf  vQlUges  Unterbleiben  jeder  Art 

'  .fOn  gerichtBeher  Untersuchung  nnd  Beetrufling  aUerwärts  Beeht8?erbrecher 
anlodriui.  Mflgüdiersireiife  finden  sie  ja  Schutz  durch  Kachricht  oder  Täuschung 
Uber  ihre  Pwüfl^äiiihiit;  im  schlimmsteh  FaHe  steht  nur  ehi&che  Wegwei- 
sung bevor.  Der  Zndrang  wird  also,  jeden  Falles  gross  sein  und  bedenkliche 
Bestandtheile  enthalten.  —  Allein  daran  nicht  genug.  Offenbar  hängt  der 
game  Znstand  ledigUdi  von  den  Grundrittaen  ah,  welche  der  Staat  hi'Be- 
idehung  auf  das  Aqrlrecht  flberhanpt  aufkellt  Bdiält  er  sich  ein  freies 
H^i^yif^fi^iHII«!  Aber  die  A"**ft^**'">  ™«i  Duldung  eines  jeden  Fremden 
?ur,  (eine  aUen  biH^  dann  hängt  allerdings  nur  von  ihm  ab,  sich  selbti  und 

l)  indH«wH»BwMrtMigbedff«^  4$m  Mb  ateSaci»  aefch  weit  mtOkuum  I'mMW, 

wpiin  ein  »oJcher  Staat  nicht  blo«  fSnnlich  aniirenomnienc  Bflrgr«r  »chfitit,  sondern  eine  Vcr- 
pflicbtooff  hiena  schon  aoerkennt,  w  bald  ein  Flttctatling  auch  nmr  die  enten  luiToUkonimenen 
aehrilto  n  dacr  kteMeeri  AatetaM  e«muiht  hal,  s.  B.  «Im  IttMuf  n  «liMtfges  Barver- 
recht,  Erjn"eifnnK  eliips  D  inicllrs  im  Liindo  u.  derKl.  Hier  ist  die  Möglichkeit  eine«  Missbrauche« 
der  ao  onvonlclitiip  angebotenen  Schutigewalt  ao  groes;  die  Wahncbeinlichkelt  vielfacher  ver- 
flilMiBiilior  Venriddanaen  nit  udeni  ÜMlai  w  ditagvnd;  II«  GnaStage  ier  ganxen  HMi- 
Inngaweixe  logisch  und  Juristisch  so  unhaltbar:  das«  in  der  That  nur  eine  VerbindunK  von 
IddenachaftUcfaer  Anmaaaaimg  und  von  gedaokealoeer  Unwiasenheit  auf  einen  wichen  Uriind«aU 
vartriliB  kua.  Dtom  Uitbdl  km     ▼•ntalKleQ  IlMln  ikehk  MpMt 
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Andere  vor  Schaden  und  Gefahr  zu  bewahren;  und  es  bleiben  dann  nur  in 
so  ferne  Nachtheile,  als  etwa  einem  wirklich  gefährlichen  Menschen  Aufent- 
halt verwilligt  wird,  oder  weil  die  Duldung  eines  bestimmten  Flüchtlings 
einem  fremden  Staate,  gleichgültig  jetzt  ob  mit  Recht  oder  Unrecht.  Veran- 
lassung zu  Besorgnissen  und  zu  Beschwerden  gibt.  Macht  dagegen  der  Staat 
die  Aufenthaltserlaubniss  abhängig  von  der  Erfüllung  gewisser  gesetzlicher 
Bedingungen,  (wie  dless  wohl  bei  der  gesammten  Rechtsauffassung  eines 
solchen  Staates  der  wahrscheinlichere  Fall  ist,)  dann  tritt  wieder  die  Möglich- 
keit manchfacher  Unzuträghchkeit  ein.  Wie  immer  solche  Bedingungen  ge> 
setzt  sein  mögen ,  von  einzelnen  ünerwttnschten  werden  sie  omgangen  oder 
erfüllt  werden,  darans  dann  aber  die  obön  nachgewiesenen  Nadiflufle  ftlr 
das  eigene  Land  imd  ftr  fremde  StaptteD  ^atifelieB. 

Sehr  leiclit  begreift  sidi,  dass  die  bedeatenden  NadifheOe,  welche  eine 
folgerichtige  Dorchfthnmg  sowoU  der  kosmopolitiscl^en  als  der  selbstalldi- 
tigen  Anschanimg  xnr  notbwendigen  Folge  bat,  stnbig  machen.  SoB  maa 
in  derThat  einer  ideellen  AnÜMSong  der  Menscbbeite-  und  derStaatonedn^ 
deren  ToUstSndige  Enreichnng  doch  jeden  FUles  in  weiter  Feme  steht,  so 
bedeutende  and  unmittelbare  Opfer  bringen?  Ist  es  im  andern  Falle  khig, 
eine  so  wenig  geoopsensdiiiftfiche  Stettung  einzunehmen,  dass  man  dordi 
den  unvermeidlidien  Bflckschlag  selbst  empfindUdi  leidet?  Ist  es  fkbeihaiipt 
die  Aui^iabe,  die  memchlidiea  Angelegenheiten  inr  Znfriedenstellvng  eines 
dogmatischen  Grundsataes  einzuriditen,  was  immer  die  Kosten  und  die  Loden 
einer  logisch  untad^lhaften  Duichfthrung  sein  mögen;  oder  ist  es.nieht  fiel- 
mehr Forderung  der  gesundien  Vernunft  und  der  Bittlidikeit,  nach  einer 
solchen  Gestaltung  der  Dinge  an  suchen,  welche  die  mehrsten  Yortheile  bei 
den  geringsten  Nacfatheilen  Ter8|i!riGht,  wenn  auch  dabei  nicht  gani  folg«- 
richt^r  Terbhren  werden  kann? 

Nicht  nur  ton  allen  europSischen  Staaten  (freilich  ndl  sehr  fersdiisdener 
AusflUirung),  sondern  ancfa  fiut  ausnahmslos  von  der  Lehre,  (freOidi  in  der 
Regel  ohne  genaues  Bewusstsein  und  scharfe  GedankenfelgB)i  ist  die  lelitere 
Frage  bejaht  worden,  üan  ist  darttber  einig,  dass  weder  eine  guanahms- 
lose  kosmopolitiBdie  Unteratfitsnng  der  Bechtsordnong,  noch  aber  aadt  eine 
enge  BesehrSnkung  auf  die  Htttung  des  eigenen  Hanaea  die  praktisehe  Auf- 
gabe aebi  dttrfe.  Es  soU  das  Mögliche  erstrebt  werden;  das  heisst,  ea  edU 
Bechlsschnts  auch  ausserhalb  der  unndttelhar  betiieiUgten  Staatsordnung 
geMstet  weiden,  wo  dieselbe  notfawendig,  und  so  lang^  ^  *nft 
wiegenden  Nachflieilen  fltr  den  aur  lOtwirfcung  Adjseibrderten  verbanden  kL 
Mit  anderen  Worten,  man  iat  dahin  ehiverstanden,  dass  ein  Termittelnde» 
oder  mittleres  Sjstem  an  eralreben  ad. 
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Es  ist  nun  aber  einleuchtend,  dass,  wenn  auch  die  Richtigkeit  dieser 
Ansicht  lediglich  nicht  beanstandet  wird,  eine  praktische  Lösung  der  Aufgabe 
bedingt  ist  durch  die  Beantwortung  der  Vorfrage:  ob  als  Grundlage  des 
gemischten  Verfahrens  die  kosmopolitische  oder  aber  die  selbstsüchtige  Auf- 
fassung angenommen  wird  ?  Nicht  nur  hängt  davon  die  formelle  Ordnung  des 
Gedankenganges  ab;  sondern  es  ist  überliaupt  ein  grosser  Unterschied,  was 
als  Regel  und  was  als  Ausnahme  zu  bt  trailitcn  ist,  fUr  welche  Antwort  also 
in  einem  Zweifekfalle  entschieden  werden  nmss. 

Nachstehende  Gründe  sprechen  mm  aber  dafür,  die  kosmopolitische 
Anffassong  der  Rechtsaufgabe  als  die  richtige  Grundlage  für  gesittigte  Staaten 
zu  erklären.  —  Vorerst  sind  die  ihr  wesentlich  anklebenden  Uebclstände, 
Alles  wohl  überlegt  und  verglichen,  die  geringeren;  denn  sie  begreifen  nur 
Unannehmlichkfiten  und  minder  grosse  Opfer  in  sich,  während  die  natür- 
lichen Nachtheile  des  selbstsüchtigen  Systemes  in  manchfacher  und  bedenk- 
licher Bedrohn:ig  der  Rechtssicherheit  bestehen.  Wenn  also  auch  etwa  die 
für  zT?eckn)ft98:g  erachteten  Abweichongen  von  Gilmdsfttzen  nicht  alle  und 
jede  UnzuträgKchkdt  beseitigen  soUten,  so  sind  doeh  bei  dieier  Cbwdlage 
die  abrig  UBÜnideB  Hiswtltidcertriiglicher.  r-  Sodann  isl  Mut  flberhanpt 
die  ziGlitigereiJi8icht.Tom  menocUidwo  Leben  ond  von  der  SUatsaufgabe. 
In  der  mOi^idnlen  Anebüdong  des  einnlDäi  ¥olks<  nnd  StttlslebeoB  geht 
die  Bestimmiug  des  MenscfaengeBohle^dites  nicht  ai|f,  und  es  dflifen  also 
anch.  nicht  ale  £birichtongen  -im  letiten  Gedanken*  nur  darauf  liereGfanet 
sein»  Eine  i3Uige  Gleichheit  aller  Yölkar  in  Gesittiguog  nnd  gesellsehaft^ 
lieber  sowohl  als  staatlidier  Gestaltong  mag  ein  Himgespinnst  sein;  nnd  es 
ist  selbst.melr  als  wahrscheinlich,  ^asa  die  Yersdi^edenheit  der  Ba^i  der 
Himmelsetride  nnd  der  teUnrischen  Lagy  anch  eine  wesentlich  verschieden^ 
▲nsbildnng  grosser  Abtbeilnngen  des  Menscbengeschlecbtes  Ihr  immer  be- 
dingt, nnd  mr  eine  Harmonie,  nicht-^aber  eine  Gleichheit,  als  le^tes  Ziel 
erscfaflinoi  Übst.  Allein  damit  ist  die  Yeipflichtnng  nr  Hegnng  gnter  and 
wirksamer  Oeneinschaft  nicht  beseitigt,  vielmehr  eine  allgemeine  Haodreichnag 
•  mr  Bewerkstdlignng  der  ihr  Alle  gleichmassig  nothweadig^  Zosttade  gar 
wohl  nreinbaL  Unter  diese  ilr  alle  Völker  nnd  bei  atlen  Gedttigangszweeken 
^eich  nnenfbekriictaen  Yoranflsetnngen  gehfirt  aber  m  Allem  Reditsschnti. 

Endlich  .ist  nnr  bei  der  Zagnindeiegnng[  des  kosmopolitischeii  Grondsataes 
9ifi  mhigea  Fortschreiten  ta  immer  freieren  nnd  geaittigterea  Gesiannngcn 
avAglich.  Wem  von  dem  selbstsOchtigen  Gedanken. ansgegaagen  wird,  so 
erscheint  jed»  BelhlÜfB,  m  welcher  Erfidimng  nnd  atei^endo  Gerittigaäg 
dringen  mOgen,  als  eine  weitere  Ansnahme  nnd  ein  neuer  Angriff  ainf  die 
Gnmdlage;  wahrend  umgekehrt  bei  der  •gmndsatsfiehen  Annahme  des  koa-  • 
-mopolitischen  Prndpes  jede  Erweiterung  in  der  BeiliQlfe  tu  einer  Weltrechts- 
ordnnng  die  Entlknang  «hier  bisher  baitaQdenen  folgewidrige  tochrinlwg 


Digitized  by  Google 


712  Die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle. 

nnd  somit  die  immer  vollständigere  und  reinere  Gestaltung  des  richtigen  Ge- 
dankens ist.  Da  nun  aber  doch  jeden  Falles  die  Bewegung  nach  allen  Er- 
fahrungen der  Geschichte  in  der  Richtung  der  immer  weitem  Gesittigung  vor 
Bich  geht,  und  sie  nach  den  Forderungen  der  Vcniunft  in  dieser  Richtung 
vor  sich  gehen  soll :  so  ist  auch  die  Annahme  einer  Grundlage,  welche  damit 
übereinstimmt,  Pflicht  und  Klugheit. 

Als  Aufgabe  für  ein  mittleres  System  stellt  sich  sorit  heraus :  bei 
wesentlicher  Annahme  des  kosmopolitischen  Grundsatzes 
diejenigen  Folgerungen  desselben  zu  beseitige!,  welche  dem 
sie  durchführenden  Staate  allzugrossc  Opfer  oder  nicht  wobl 
zu  überwindende  Verlegenheiten  bringen. 

Es  ist  oben  gezeigt  worden,  dass  die  Nachtheile  einer  starren  Durch- 
führung des  kosmopolitischen  Systemes  hauptsächlich  folgende  5ind:  die  üeber- 
nahmc  vielfacher  und  weitläufiger  Vorbeugungsmaassregeln  md  gerichtlicher 
Verfahren;  die  unerfüllbaren  und  unbilligen  Forderungen  fiemder  Staaten; 
die  Nothwendigkeit ,  über  fremde  zweifelhafte  Staatshändel  eine  bindende 
Ansicht  auszusprechen;  die  Härte  der  Auslieferung  in  manclen  Fällen.  In 
diesen  Beziehungen  muss  also  nach  Verminderung  der  Uebelftände  gestrebt 
werden ,  und  wäre  es  auch  auf  Kosten  der  streng  logischen  Folgerichtigkeit, 
und  um  den  Preis  eines  gelegentlichen  Verfallens  in  Forderungen  des  selbst- 
süchtigen Systemes. 

Jedoch  kann  hier  wieder  ein  grosser  Unterschied  nicht  (bersehen  wer- 
den. Es  bedarf  nämlich  nicht  eben  langer  Untersuchungen,  um  herauszu- 
finden, dass  es  vorzüglich  die  Verletzungen  des  öffentliihen  Rechtes 
anderer  Staaten  sind,  bei  welchen  diese  Nachtheile  hervortrten,  während 
die  Privat-  (gemeinen)  Verbrechen  nur  in  weit  geringerem Xaasse  zu  den- 
selben führen  *). 

Bei  diesen  letzteren  ist  nämlich  vor  Allem  von  einer  bedmklichen  Ent- 
scheidung über  zweifelhafte  politische  Zustände  eines  andcrai  Staates  gar 
nicht  die  Rede.  Wie  immer  diese  sein  mögen,  so  kann  docl  Mord,  Dieb- 
stahl und  Nothzucht  in  solchem  Lande  nicht  als  erlaubt  betmchtct  werden; 
und  es  wird  über  Rechtmässigkeit  oder  Unrechtmässigkeit  der  fremden  Regie- 
rung kein  ürtheil  gefällt,  wenn  man  diesseits  zur  Bestrafuig  von  Kassen- 


1)  Es  entgeht  mir  nicht,  dass  nicht  nur  die  Itzige  Strafrecht»- Wisse nsihafl  begrifflich  riel 
einsuwondcn  hat  gegen  die  Einthellung  der  Verbrechen  in  private  und  öffeitlicho,  sondern  da« 
•Qcb  praktische  Oründe  gegen  die  AoAiahme  der  Eintheiluog  in  neue  8t-aQ;«8etxbächer  ror- 
gebracht  werden.  Ich  lasse  dicss  .\llcs,  wie  billig,  an  seinen  Ort  gctttelt;  allein  wenn  ilun 
auch  so  ist,  so  Ist  damit  die  ZweckmÜsaigkcit  oder  gar  Nothwendi^eit  einor  ähnlichen 
Einthellung  zu  völkerrechtlichen  Zwecken  nicht  berührt,  noch  weniger  ^derlegt;  sondera  et 
folgt  höchstens  daraus,  dnss  nuin  sich  nicht  begnügen  darf,  nnr  im  Allfcmeinen  jene  ITnter- 
■cheidang  in  Vertrügen  u.  s.  w.  zu  machen,  sondern  datis  vielmehr  die  einzelnen  Arteu  vun 
Vergehen,  welche  so  oder  anders  behandelt  werden  sollen,  namontiich  uid  einseU]  aofturählen 
sind,  ael  es  in  der  Theorie,  sei  ea  in  Geeetaen  and  Vertrigeo« 
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diebstahl ,  Fnlschong  und  Betrog  beitragt.  Mit  ein  .wenig  Vorsiebt  in  den 
Formen  lässt  sich  Jede  Terlegenheii  Tenneiden.  —  Eben  so  sind  hier  uner- 
füllbare Anmuthungen  oder  eine  grausame  und  nngerechte  Härte  nicht  zu 
bef&rchten.  Soweit  von  eigenen,  bleibenden  oder  vorObergehenden ,  Unter- 
thancn  die  Rede  ist,  bleibt  deren  gerichtliche  Verfolgung  und  Bestrafung 
lediglich  den  einheünischen  Gerichten,  und  kann  es  sich  also  von  irgend  einem 
Missbranche  oder  einer  ausserordentlichen  Maassregcl  gar  nicht  handeln. 
Aber  nach  im  Falle  einer  gerecht  fort  igten  Auslieferung  ist  kaum  etwas  zu 
beeorgra,  wenn  nur  die  Thatsache  wirklich  feststeht,  dass  es  sich  nur  von 
einem  gemeinen  Verbrechen  liandelt.  Die  Aufforderung  zur  gcmeinschaft- 
lidien  Verfolgung  eines  gemeinen  Verbrechers  kann  weder  die  Ehre  noch 
den  Vortheil  des  diesseitigen  Staates  bedrohen.  Bei  dem  Verfahren  gegen 
den  Ausgelieferten  aber  ist  eine  böse  Absicht  oder  gesetzwidrige  Einmischung 
in  den  Gang  der  Rechtspflege  von  Seiten  der  fremden  Regierung  in  solchem 
Falle  nicht  leicht  zu  besorgen,  wie  sie  sonst  auch  sein  mag.  Sie  hat  hierzu 
keinen  Grund,  in  der  Regel  auch  gar  kein  Mittel.  Die  einzige  Möglichkeit 
eines  Missbrauches  ist,  dass  unter  Vorschiebung  eines  gemeinen  Verbrechens 
Auslieferung  verlangt,  diese  dann  aber  zum  Verdorben  eines  politischen 
Gegners  benützt  werden  könnte.  Hiergegen  mag  sich  denn  aber  der  zur 
Kotliliülfe  aufgeforderte  Staat  genügend  sicher  stellen,  wie  unten  näher  er- 
örtert werden  wird.  —  Somit  bleibt  also  nur  die  Mühe  der  Vorbeugung  oder 
Mitwirkung.  Mag  nun  auch  diese  unter  Umständen  nicht  unbedeutend  sein, 
so  kann  sie  doch  kaum  in  Betracht  kommen  gegenüber  von  den  Vprtheileu 

'einer  allgemeinen  Rechtssicherung. 

Anders  bei  Staatsvergehen.  Schon  hinsichtlich  der  beschwerlichen  Ge- 
schäftevermehrung liegt  der  Schaden  hier  am  Tage.  Vorbeugungsinaassregeln 
sind  hauptsächlich  nur  wegen  Solcher  nöthig,  welche  fremde  Regierungen 
vom  diesseitigen  Gebiete  aus  bedrohen.  Nicht  wegen  der  Diebe,  Betrüger 
und  sonstiger  Verletzer  der  Einzelnen,  sondern  zur  Abwendung  von  Angriffen 
auf  fremde  Staaten  und  deren  Regierungen  werden  Gränzbesetzungen ,  Auf- 
stellungen von  Truppen,  Reisecontrolen  u.  s.  w.  veranstaltet.  Aber  auch  die 

'  gtrichtliche  Verfolgung  eines  nicht  Auszuliefernden  wegen  einer  angeblich 
gegen  einen  fremden  Staat  nntemommenen  Rechtsverlct-zung  kann  die  weit- 
läufigsten imd  kostspieligsten  Vorkehrungen  veranlassen.  —  Nicht  leicht  wird 
sodann  wegen  lässigetf  Sdinties  gegen  gemeine  Verbrecher  eine  bedenkliche 
BesehWde  f(»i  daiB  mächtigen  Nidibtritnaite  erhoben  werden;  aber  gar 
bliifig  and  nm  Thieile.  sehr  ndsdibh  sind  die  Fofderungen  pünktlicherer 

^^NfNli^lpiipMiipftBf^  gegen  slM^lie  Untemebmungen.  —  In  der;  Natur 
dff'M&F'liogt  es,  daHioseUiMsIich  bei  nngebliehen  Üntemehiuttigen  wtd^ 
den  Staat  sdbet  and  eelne  .obentan  BehiMton  die  Frage  wEntocbcidong 
lommt:  <ri>  die  angegnifene  Gewalt  oder  Person  sidi  mit  RecM  ab  eine 
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gesetzlich  bestellte  und  bestehende  ausgibt?  —  Endlich  können  auch  Zweifel 
über  die  sittliche  Erlaubthcit  einer  Auslieferung  kaum  je  in  einem  ander» 
Falle  entstehen,  als  bei  Flüchtigen,  welche  entweder  nur  als  Besiegte  in  einen 
Kampfe  von  mindestens  zweifelhaftem  Rechte,  oder  als  Schwärmer,  vielleicht 
als  Verzweifelte,  nicht  aber  als  Verbrecher  betrachtet  werden  können.  Solche 
mögen  allerdings  mit  grundloser  Leidenschaftlichkeit  verfolgt  werden,  und  e* 
kann  sich  gegen  ihre  Auslieferung  auch  ein  vernünftiges  Gefühl  sträuben. 

Hieraus  ergibt  sich  denn,  dass  ein  verschiedenes  Verfahren  hinsicht- 
lich der  Privat-  und  der  Staatsverbrechen  stattfinden  kann  und  muss. 

Bei  der  Mitwirkung  zur  Verhinderung  oder  Bestrafung  von  Privat- 
verbrechen, welche  gegen  eine  fremde  Rechtsordnung  begangen  worden  sind, 
bedarf  es  keiner  bedeutender  Abweichungen  von  dem  kosmopolitischen  Systeme. 
Ohne  Besorgniss  wesentlicher  Nachtheile  kann  der  Staat  die  zur  Verhütung 
von  Rechtsverletzungen  überhaupt  bestehenden  Anstalten  auch  auf  sie  aas- 
dehnen;  und  im  Falle  eines  dennoch  eingetretenen  Vergehens  bestraft  er 
einheimische  Thäter  nach  Vorschrift  der  gewöhnlichen  Gesetze,  Ausländer 
aber,  welche  er  in  seiner  Gewalt  hat,  mag  er  ebenfalls  bestrafen  oder  in  den 
dazu  geeigneten  Füllen  ausliefern.  Auch  in  den  Einzelnhciten  der  Ausftlhnuig 
sind  keine  bedeutenderen  Schwierigkeiten  zu  überwinden.    Es  bedarf  hier 
lediglich  eine  doppelte  Vorsicht.  Einmal  muss  man  sich  Gewissheit  darüber 
verschaffen,  dass  es  sich  in  der  TLat  von  einer  Forderung  zur  Unterstütznng 
der  Rechtspflege  handelt  und  nicht  etwa  von  anderweitigen  Vorsichts-  oder 
Sicherungsmaassregeln  des  fremden  Staates.   Nur  zur  internationalen  Auf- 
rechthaltung der  Rechtsordnung  liegt  eine  Verpflichtung  vor,  nicht  aber  zor 
Beihülfe  bei  sonstigen  beliebigen  Handlungen,  welche  unbegründete  Furcht, 
persönliche  Abneigung,  verkehrtes  Regierungssystem  veranlassen  mögen. 
Daher  denn  jeden  Falles  eine  Auslieferung  nur  stattfinden  kann ,  wenn  roo 
einem  zuständigen  Gerichte  ein  beweisender  Act  vorgelegt  wird;  also  ent- 
weder ein  Verhaftbefehl ,  oder  ein  Anklagebeschluss ,  oder  endlich  vielleicht 
selbst  schon  ein  Contumazialurtheil Zweitens  aber  muss  sich  der  um  Aos- 
lieferung  angegangene  Staat  jedesmal  genau  überzeugen ,  ob  auch  wirklich 
ein  Privatverbrechen  vorliegt,  und  er  nicht  etwa  unter  dem  Vorgeben  eines 
solchen  zu  Mitwirkung  gegen  Staatsverbrechen  missbraucht  werden  will.  Er 
hat  also  nicht  nur  die  nöthigen  Nachweise  über  die  in  Frage  stehende  Tbat- 
Sache  und  über  die  desshalb  erhobene  oder  beabsichtigte  Anklage  zu  ver- 
langen; sondern  es  ist  auch  ganz  zweckmässig,  wenn  er  entweder  durch  eine 
allgemeine  vertragsmässige  Bestimmung  oder  durch  eine  besondere  Erklärung 
im  einzelnen  Falle  sich  die  Gewissheit  verschafft,  dass  ein  von  ihm  Ansge- 
lieferter  einzig  und  allein  wegen  der  in  dem  Auslieferungsansinnen  bezeich* 

1)  Uebejr  die  BediJignogen  und  Formen  einer  Äusliefemnff  ■.  llarquardten,  ». 
8.  ^s  (|r- 
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neten  uad  diesseits  anerkarnitei^  l^ergehen  in  Untersachaif  und  Strafe 
genommen  i^ird.  Zur  Yermeidang  von  Streit  darüber  aber ,  was  als  Privat- 
Terbrechen  und  vae  als  Verletzung  des  öffentlichen  Rechtes  zu  betrachten 
sei ,  wird  leiebt  im  Wfge  des  Yerirages  eine  Aafaiblawg  nnd  EintbeiUing 
festgesteUt 

Was  dagegen  nun  die  Verfehlangen  gegen  das  öffentliche  Recht  an- 
derer Staaten  betrifft,  so  ist  allerdings  im  Vorstehenden  die  grosso  nnd  über- 
wiegende Unzuträglichkeit  einer  vollen  Anwendung  des  kosmopolitischen 
Systemes  auf  dieselbe  nachgewiesen.  Es  niuss  also  versucht  werden,  dnrch 
eine  Beschrankung  der  Rechtshtilfe  in  dieser  Richtung  ein  verst.tndiges  und 
erträgliches  Maass  zu  finden ;  nnd  die  Frage  ist  noTi  wie  weit  in  der  Weige- 
rung gegangen  werden  soll  und  darf? 

Von  einer  völligen  Verweigenmg  jeder  Rechtshtilfe  in  allen  Füllen,  ' 
in  welchen  die  öffentlichen  Rechte  eines  fremden  Staates  bedroht  oder  ver-  r 
letzt  sind,  kann  nattlrlich  nicht  die  Rede  sein.  Eiue  solche  grundsätzliche 
Nichtanerkennung  des  Re  chtes  fremder  Staaten  wäre  uicht  nur  eine  Bar- 
barei ,  sondern  auch ,  weil  damit  auch  der  Anspruch  auf  Achtung  des 
eignen  Rechtes  aufgegeben  wäre,  eine  grobe  Verkennung  wohlverstandenen 
Vortheiles.  Ueberdiess  hiesse  diess  den  kosmopolitischen  Gedanken  ganz 
verlassen,  nicht  ihn  aber  auf  Nothweudiges  beschranken.  Der  Grundsatz  der 
Hülfe  muss  also  bestehen  bleiben ;  und  nur  wo  es  sich  findet,  dass  dieselben 
für  den  fremden  Stiuit  und  dessen  Recht  von  untergeordneter  Bedeutung  ist, 
Während  die  daraus  für  den  diesseitigen  Staat  drohenden  Misstände  sehr 
empfindlich  wären,  mag  eine  Ausnahme  billigerweise  gemacht  werden. 

Wirft  man  nun  einen  Blick  auf  die  (oben  S.  685  ff.  näher  erörterten) 
verschiedenen  Fälle,  in  welchen  möglicherweise  bei  Anerkennung  des  kosmo- 
politischen Grandsatzes  einem  fremden  Staate  zur  Aofrechthaltung  seines 
Rechtes  Hülfe  zaletsten  sein  kann:  so  sieht  man,  dass  dieselben  zwei  Gruppen 
Ulden.  Iß  der  einen  stehen  diejenigen,  präventiven  nnd  repressiven,  Maass- 
regeln, welche  der  helfende  Staat  gegen  die  unter  seiner  eigenen  Botmässigkeit 
fltebeadflii  so  ergreifen  1^  Also  theils  die  Verhindemng  oder  Bestrafung 
soloher  Angrife  taf  froste  StMten,  welche  im  dfesseitigen  OeUeto  m  Idfll* 
bendoi  oder  vorflbeKgeheode&UDterlliaoen  vorbereitet  imd  folbogeii  werden; 
thflib  die  BeeIrtflBig  tdAet  Angehöriger,  wel<^  smur  in  fmaSm  GeUeto 
gegen  di^  dortige  Qewilt  sfindigten,  alleiii  nneiitdeckt  oder  miDdeetcnB  imge- 
itmft,  unter  die  vaterlladiBeiie  QeriolilelMrteit  sorllekkimen.  Die'  andere 
AlitheOaig  aber  wird  gebildet  von  den  flUen,  in  welchen  entweder  Unter- 
Ihnen  des  fremden  Staalee  selbst  oder  Angehörige  .dritter  Stielen  sjch  gegen 
db  Bechte  Jenes  Stules  veifthltcn,  nnbestraft  entktmen,  mm  aber  sieh  in 
diemeitiger  Gewalt  befinden.  —  Teifleioht  man  nnn  aber  die  e^thOmliche 
Wicfatl^nit  der  Bdhfllfe  in  den  betderseitigen  Fallen  flttr  den  verieMen, 
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und  die  Beschwerlichkeiten  der  Mitwirkung  für  den  helfenden  Staat:  so  isl 
wohl  hinsichtlich  der  in  die  erste  Gruppe  gehörigen  Fälle  unzweifelhaft,  einer 
Scits,  dass  sie  für  den  bedrohten  Staat  gefährlich  sind,  weil  er  zum  gross« 
Thcile  ihre  Verhinderung,  jeden  Falles  ihre  Bestrafung  nicht  in  seiner  Macht 
hat,  die  Aussicht  auf  solche  Freiheit  und  Straflosigkeit  aber  eine  Anfinon- 
terung  zur  Unternehmung  von  Rechtsverletzungen  und  beliebigen  und  immer 
wiederholten  Versuchen  sein  kann.    Die  in  die  zweite  Gruppe  gehörigen 
Fälle  sind  dagegen  in  so  ferne  weniger  bedenklich,  als  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  bedeutende  materielle  Gefahr  für  den  verletzten  Staat  wenigstens 
unmittelbar  hier  nicht  besteht.    Es  mag  sein ,  dass  ein  wichtiges  Recht  ver- 
letzt oder  ein  grosses  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  Träger  seiner 
Gewalt  wirklich  begangen  worden  ist;  allein  jeden  Falles  kann  der  Ver- 
letzende niclit  Sieger  geblieben  sein ,  indem  er  ja  zur  Flucht  ausserhalb 
Landes  genöthigt  war.    Es  bleibt  hier  also  nur  der,  freilich  nicht  gerwge 
anzuschlagende,  ideelle  Nachtheil  der  begangenen  Rechtsstörung,  ohne  d»ss 
eine  Strafe  auf  das  Verbrechen  folgte,  und  die  Möglichkeit  eines  wiederhoitcn 
Versuches.  —  Mit  den  Unzuträglichkeiten  der  Beihttlfe  verhält  es  sich  nim 
aber  leider  beinahe  umgekehrt.  Die  Mitwirkung  bei  Fällen  der  ersten  Gmppe 
mag  allerdings  beschwerlich,  zuweilen  weitaussehend  und  kostspielig  sein; 
aueh  wird  es  an  verdriesslichen  und  ungerechtfertigten  Ansinnen  anderer 
Staaten  nicht  fehlen;  dagegen  hat  der  mitwirkende  Staat  die  ganze  Behand- 
lung des  einzelnen  Falles  und  selbst  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Grund- 
sätze ,  nach  welchen  er  in  dergleichen  Vorkommenheitcn  verfährt ,  völlig  i» 
seiner  Gewalt.    Er  kann  also  bei  seinem  kosmopolitischen  Streben  nach  all- 
gemeiner Rechtsordnung  niemals  über  Recht  und  Sittlichkeit  hinausgedrängt 
werden,  und  kommt  nicht  in  Gefahr,  seine  wohlgemeinte  und  ehrliche  Bä- 
hülfe  zum  Rechte  zu  Verfolgungen  und  Grausamkeiten  missbrauchen  zu  sehen, 
da  ja  immer  nur  ihm  die  Bewilligung  eines  Strafverfahrens,  so  wie  seinen 
Organen  das  Verfahren  und  die  Beurtheilung  zusteht.   Bei  den  Fällen  der 
zweiten  Gruppe  dagegen  ist  die  Mühe  und  der  Aufwand  blosser  Nachspürung 
und  Auslieferung  nicht  nennenswerth ;  dagegen  aber  können  theils  die  sitt- 
lichen Bedenken  ungewältigbar  sein,  theils  mag  nicht  selten  die  Verlegenhö^ 
und  Unzuträglichkeit,  ein  amtliches  Urtheil  über  die  Gesinnungen  der  Macht- 
haber oder  über  die  Rechtmässigkeit  der  staatlichen  Zustände  eines  andern 
Landes  zu  fällen,  sich  als  höchst  bedeutend  herausstellen.   Jenes  ist  der 
Fall,  wenn  bei  der  angeblich  verletzten  Regierung  nicht  ehrliches  Verian^ 
nach  Herstellung  der  Rechtsordnung,  sondern  Rachedurst,  bei  den  Gerichten 
Feigheit  und  Abhängigkeit  zu  fürchten  ist;   wenn  man  somit  in  Gefai^ 
steht,  der  Vollziehung  einer  formellen  Verpflichtung  das  innere  Recht  und  di« 
Menschlichkeit  zum  Opfer  zu  bringen ,  sich  vielleicht  zum  Handlanger  des 
Henkers  edler  Menschen  und  berechtiger  Vaterlandsfrcunde  zu  erniedrig* 
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In  ÜB  fdnrare,  uiter  Umstlndai  seltet  lehr  gdUirliche,  Yerl^geiheit  eines 
Urttieilei  Idber  frvmde  Zutlnde  and  PenOoliehkeiten  kmnmt  ein  Icotmopo- 
lidMäer  Btut  aber  da,  wo  es  si«di  m'  AdsiieiniiniBien  nach  erliilglosem 
Angriffe  öder  Widerstände  gegen  die  fhatsScUidi  hfliTSjd^ 

Es  ist  non  eünfaar,  dass  der  am  Mithflife  lom  Sduitie  des  Öffentlichen 
Rechts  eines  andern  Staates  angegangene  Staat  seine  Ffficht  nidit  erfUlte,  . 
wenn  er  nicht,  nnd  swar  durch  eigene  gerichtliche  YerMgong,  gegen  seine 
eigenen  Angehörigen  Hülfe  veriiehe.  Ein  ans  der  Strafloai^eit  in  Jedem 
einsdnen  Lande  entstehender  Zostand  allgemeiner  Bechtsnnsiciierheit  wäre 
onertragMch  nnd  fllwrdiess  liOchst  schädlich  flir  Gestttignng  nnd  Wohlstand, 
da  er  noünrandig  sa  einer  scüenen  AbschUessang  jedes  Staates  niid  snr 
mOi^chsten  ünterltfeehnng  alles  Terkehres  mit  dem  Aaslande  führen  mfisste. 
Ton  der  Retorsion  gar  nicht  sn  reden.  Je  gewisunhafter  aber  än  Staat 
bei  dieser  selbstthfttigen  Schatsong  des  Rechtes  gegen  iS»  seiner  Gewalt 
Unterworfenen  verflUirt,  namentlich  anch  bei  den  Vorbeogungsmaassregeln, 
desto  •  anbedenklicher  mag  e^  dagegen  die  Anslieferang  seiner  Unterthanen 
▼erweigem. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  mit  den  zu  dcV  zweiten  Gruppe  ge- 
hörigen FftUen ,  wo  nämlich  ein  Ausiiiuder  im  Auslände  die  öffentlichen 
Rechte  eines  fremden  (sei  es  seines  heimathlichen ,  sei  es  eines  dritten) 
Staates  verletzt  hat,  und  er  sich  nun  unbestraft  im  diesseitigen  Gebiete 
vorfindet.  Hier  kann  an  sich  zur  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung  ent- 
weder von  Auslieferung  oder  von  gerichtlicher  Verfolgung  vor  den  einhei- 
mischen Behörden  die  Rede  sein;  und  es  ist  oben,  S.  698,  nachgewiesen 
worden,  dass  auf  dem  reinen  kosmopolitischen  Standpunkte  die  Auslieferung 
als  das  richtige  Mittel  erscheine,  indem  eine  Thätigkeit  der  eigenen 
Gerichte  bedeutenden  Schwierigkeiten  unterliege,  wenn  sie  auch  nicht  grund- 
sätzlich unmöglich  sei.  Eine  umsichtige  Erwägung  der  wirklichen  Verhält- 
nisse zeigt  denn  nun  aber  die  grossen  Schwierigkeiten  und  leicht  eintretenden 
grossen  Sdiaden  Jones  Beihülfinittcls.  Die  Auslieferung  politisch  Angeklagten 
kann  zii  den  schwersten  Beeinträchtigungen  des  wahren  Rechtes  und  ächtcr  " 
Bürgertilgend,  zur  Vertheidigung  gewissenloser  Gewaltherrschaft,  zur  Bei- 
hülfe zu  leidenscbuftlichen  Parteivenirtheilungen  führen,  dem  ausliefernden 
Staate  für  immer  einen  Mackel  aufprägen.  Selbst  einem  im  allgemeinen 
gesittigten  Staate  ist  in  dieser  Beziehung  keineswegs  imnitr  und  gegenüber 
von  jedem  Angeklagten  zu  trauen,  wie  die  Geschichte  aller  Zeiten  und  Völker 
zeigt.  Wenn  also  nicht  auf  die  streng  logische  Durchführung  eines  Prin- 
cipes,  sondern  auf  die  richtige  Handhabung  der  menschlichen  Verhältnisse, 
wie  sie  nun  einmal  sind,  Gewicht  gelegt  werden  will,  so  muss  von  der  Aus- 
lieferung in  dem  vorliegenden  Falle  ganz  abgesehen  werden.  Aber  auch 
die  Vornahme  einer  selbstthiUigen  Verfolgung  durch,  die  eigenen  Gerichte 


Digitized  by  Google 


718 


Die  Tölkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle. 


erscheint  als  kaum  aosf&hrbar.   Nobon  den,  an  der  aDgeftkhrteii  Stelle  \te- 

reits  bewirkten  theoretischen  Bedenken  kommen  nämlich  auch  noch  sdbr 
bedeatende  praktische  Schwieia^iten  in  Betracht.  Es  kann  nfinilich  einen 
▼erletzten  Staate  kaum  zusagen,  dass  fremde  Behörden  Aber  die  Recht- 
mässigkeit seiner  öffentlichrechtUchen  Zustände  und  über  seine  Ansprfiche 
auf  Gehorsam  der  Untcrthanen  zu  Gericht  sitzen;  und  leicht  könnte  es  skk 
begeben,  dass  er  durch  die,  doch  immer  mögliche,  Freisprechung  des  Ange- 
klagten weit  grösseren  moralischen  Schaden  erlitte,  als  durch  die  thats&ch- 
üche  Straflosigkeit  eines  Flüchtlings.  Eine  solche  Beihülie  wird  er  aiso 
kanm  je  suchen,  vielleicht  selbst  die  angebotene  zurflckweisen.   Dass  aber 
ohne  seine  Mitwirkung,  namentlich  in  üerbeischaffung  dCr  Beweismittel,  das 
ganze  Verfahren  in  der  Regel  völlig  nutzlos  w&re,  liegt  auf  der  Hand.  Somit  ist 
es  denn  weitaus  das  Zweckmässigere,  auch  auf  dieses  Mittel  zur  Rechtsher- 
stellung zu  verzichten.  —  Damit  aber  ergibt  sich  allerdings  eine  bcdeuttiide 
Verschiedenheit  zwischen  dem  rein  kosmopolitischen  und  dem  gemischten 
Systeme,  denn  gerade  die  Flüchtlinge  aus  politischen  Ursachen  sind  sehr 
zahlreich,  unter  Umständen  der  bei  weitrm  überwiegende  Fall. 

Nicht  unmittelbar  mit  der  Frage  über  Verhinderung,  Bestrafung  und 
Auslieferung  hängt  die  Frage  über  Gestattung  eines  Aufenthalte> 
für  Flüchtlinge  aus  frcnidcu  Staaten  zusammen.    Das  vorstehende 
vormittelnde  System  kann  an  und  für  sich  durchgeführt  werden ,  ob  der 
Staat  den  flüchtigen  Angehörigen  fremder  Lander  einen  Aufenthalt  gotattd 
oder  nicht ;  und  ersteren  Falles,  ob  der  Staat  sich  eine  freie  Entscheidung 
über  den  einzelnen  P'all  vorbehält,  oder  sich  ein  für  allemal  durch  ein  GestU 
bindet.    Dennoch  ist  eine  gleichzeitige  richtige  Bestimmung  dieses  Punktes 
sehr  wünsehenswerth,  indem  hiervon  die  Uebernahme  oder  Vermeidung 
mancher  bedeutender  ünzuträglichkeiten  abhängt.  Es  ist  nämlich  klar,  diss 
bei  jeglicher  Gewährung   eines  Asyles  den  Vorbeugungsraaassregcln  ein 
grösserer  Umfang  gegeben  werden  muss,  und  zwar  in  dem  Verhältnisse  ein 
grösserer,  als  die  Aufnahme  häufig  und  ausnahmslos  ist.  xVuch  Werden  vor- 
aussichtlich, und  zwar  ebenfalls  in  diesem  Verhältnisse,  Verwicklungen  mit 
Nachbarstailten  aus  der  Aufnahme  flüchtiger  Untcrthanen  derselben  ent- 
stehen. —  Es  bewahrt  aber  wohl  der  Staat  den  .Geist  der  praktischen 
Weisheit  und  der  Mässigung,  welcher  zur  Aufgebung  der  starren  Folge- 
richtigkeit in  der  Hauptfrage  führt,  wenn  er  weder  eine  unbedingte  Zurück- 
weisung aller  Flüchtlinge  aus  fremden  Gebieten,  noch  eine  unlRdingte  .\uf- 
nabmo  Aller  und  Jeder,  so  wie  eine  alsbaldige  gruiulsutzliche  Gleichst,  Uucg 
derselben  mit  den  eigenen  Untcrthanen  in  sämmtlicheu  bürgerlichen  und  \ 
staatlichen  Rechten  ausspricht,  sondern  zugibt,  was  Menschlichkeit  und  f 
eigener  Vortheil  verlangen,  dagegen  sich  weder  die  Uebernahme  übergrosser  . 
Lasten  und  Verlegenheiten,  noch  die  Bcihfilfe  zu  gcmeinschftdlichen  Zustaudeu  I. 
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und  gefthriiGhen  Beehtobedroinnigen  anfditogen  Übest  Dem  gemlss  dttrfte 
M  ftber  das  Bkditige  sein,  mm  in  tinem  Slaato,  irakber  biatiebtiich  der 
Bestrafang  und  Yerhinderung  ein  mittleres  System  verfolgt,  such  hftirichflich 

des  Asyles  nachstehende  Sätze  aufgestellt  werden: 

Der  Staat  spricht  im  Allgemeioeii  das  Recht  an,  Unterthanen  fremder 
BtaatOD  in  sein  Gebiet  aaüzanehmen  und  denselben  Aofenthalt  an  geotatten, 
auch  wenn  dieselben  von  ihrer  bisherigen  Begiemng  wegen  angeblicher 
^RechtsTerletzongen  verfolgt  werden.  Er  erkennt  es  ferner  im  Allgemeinen 
als  eine  sittliche  Pflicht,  solchen  Flachtlingen  Anfenthalt  und  Schnti 
zn  gewähren,  zu  deren  Bestrafung  mitzuwirken  er  nach  den  icn  ibm  .aner- 
kannten Grundsätzen  nicht  berufen  ist. 

Dagegen  anerkennt  der  Staat  kein  förmliches  Recht  eines  Aus- 
länders,. Schatz  und  Aufenthalt  zu  fordern,  sondern  er  behält  sich  viel- 
aMbr  in  jedem  einzehaen  Falle  die  Nichtzulassung  oder  Wiederaasweisang 
vor.  Ebenso  hat  ein  geduldeter  Ausländer  nicht  das  Recht,  die  volle  und 
ausnahmslose  Auwendung  der  Landr^gesetze  auf  seine  Person  in  Ansprach 
zu  nehmen;  vielmehr  steht  dem  Staate  frei,  entweder  im  einzehien  Falle 
Bedingungen  der  Duldung  /u  machen ,  oder  durch  allgemeiuc  Vorschriften," 
welchen  sich  alle  Flüchtlinge  zu  unterwerfen  haben,  ihre  Verhältnisse  zu 
ordnen.  Zugegeben  mag  dabei  werden,  dass  alle  diese  Heschränkungen 
grundsätzlich  nicht  weiter  gehen  sollen,  als  es  die  dem  Staate  obliegende 
and  von  ihm  unerkannte  litihülfe  zur  Hechtsordnung  erfordert. 

Im  Allgemeinen  ist  Nichtzulassung  Grundsatz :  theils  wenu  sich  der 
Flüchtling  gemeinschaftlich  mit  diesstiiigen  Unterthanen  einer  Verletzung 
eines  fremden  Staiites  schuldig  gemacht  hat,  wegen  wtkhcr  letztere  dies- 
seitiger Strafe  verfallen  wcrdt  n;  theils  bei  solchen  Vergehen  gegen  iVc  nidc 
Staaten,  welche  nicht  bloss  das  iiositive  Recht  verletzten,  sondern  auch  die 
sittliche  Ordnung  der  menschlichen  Gesellschaft  in  ihrer  Grundlage  angreifen; 
theils  endlich,  wenn  der  Staat  bereits  sichere  Kunde  davon  hat,  dass  der 
sich  Anmeldeade  grober  \'crletzungen  von  Privatrechten  schuldig  ist.  Im 
letzteren  Falle  mag  entweder  einfache  Verweisung  oder,  nach  Beschaffenheit 
des  Falles,  Verhaftung  uud  Auslieferung  verfügt  werden. 

Eine  Wiederaufkündigung  des  Asyles  aber  tritt  regeliuässig,  auch 
ohne  Verlangen  von  Aussen,  ein,  wenn  Flüchtlinge  nach  ihrer  Aufnahme 
weitere  Rechtsverletzuugen  gegen  fremde  Staateu  vorbeniteu  oder  begehen, 
oder  wenn  sie  die  ihnen  im  Allgeiueincn  oder  Einzelnen  gesetzten  Bedin- 
gungen brechen.  Im  letztern  i^'ulle  hängt  es  vom  Staate  ab,  ob  er  wohl 
die  verwirkte  Strafe  erstehen  lassen  oder  sogleich  mit  der  Ausweisung  be- 
ginnen will.  Ilaudelt  es  sich  von  einer  gerichtlichen  Maassrcgel  gegen  einen 
Flüchtigen,  so  findet  natttrlich  das  allgemeine  gesetzliche  Verfuhren  auch 
gegen  ihn  statt,  da  die  Gerichte  kein  anderes  kennen  und  befolgen  dürfen. 
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Namentlich  sind  die  landesttblichcn  Grundsätze  des  Beweisverfahrens  gegen 
ihn  einzuhalten,  und  auch  fremde  Staaten  können  keine  Abweichang  toi 
denselben  verlangen.  Zu  einer  einfachen  Wiederausweisong  reicht  der  Gnd 
und  die  Art  der  Gewissheit  hin,  welche  überhaupt  zu  Verwaltungsmaass- 
regeln  berechtigen. 

Hiermit  sind  denn  wohl  die  GrundzUgc  des  vermittelnden  Systemes,  so- 
wohl was  die  active  Mitwirkung  zur  Herstellung  der  Rechtsordnung,  als  die 
passive  Gewilhrung  von  Asyl  betrifft,  im  Wesentlichen  entwickelt,  und  also 
auch  die  Hauptanhaltspunkt«  für  das  praktische  Verfahren  gegeben.  —  Nicht 
gesagt  ist  aber  freilich,  dass  nicht  bei  genauerem  Eingehen  in  die  Ein^elD- 
heiten  sich  noch  das  Bedürfniss  von  Ausnahmen  oder  Modificationen 
herausstelle.  Nur  selten  decken  sich  die  logischen  Schlussfolgen  eines  Systemes 
und  die  Wirklichkeiten  des  Lebens;  und  namentlich  in  dem  vorliegeoden 
Falle,  wo  es  sich  nicht  von  der  ausnamelosen  Dorchführung  eines  Grundsaues, 
sondern  vielmehr  von  der  Aufstellung  einer  praktisch  zuträglichen  Einrich- 
tung handelt,  wäre  es  sehr  unverständig,  ein  sich  aufdrängendes  Bedürfniss 
durch  einfache  Verweisung  auf  eine  logische  Schlussfolge  abweisen  zu  wolltn 
Solche  Fragen  sind  vielmehr  nach  ihren  sachlichen  Verhältnissen  und  in 
dem  Geiste  der  Vermeidung  von  überwiegenden  UnzutrOglichkeiten  zu  ent- 
scheiden. 

Theils  genauere  Prüfung  der  Lehre,  theils  Betrachtung  der  in  dec 
positiven  Verträgen  niedergelegten  Bestimmungen  führt  denn  auch  in  der 
That  zn  der  Ueberzeugung,  dass  in  einer  Reihe  wichtiger  Fragen  eine  rück- 
sichtslose Durchführung  der  oben  aufgestellten  allgemeinen  Sätze  zu  cö- 
schiedenen  Uuzuträglichkeiten  führen  wtlrde.  Und  zwar  finden  sich  dei- 
gleichen  Fälle  sowohl  bei  den  Maassregehi  hinsichtlich  der  gemeinen  Vergehen, 
als  bei  der  Behandlung  Solcher,  welche  sich  gegen  das  öffentliche  Recht  eines 
andern  Staates,  augeblich  oder  wirklich,  verfehlt  haben. 

In  erstercr  Beziehung  sind  es  besonders  zwei  Punkte,  welche  eine  ernst- 
liche Ueberlegung  verdienen.  Einmal  nämlich  fragt  es  sich ,  ob  eine  Aus- 
lieferung wegen  eines  gemeinen  Verbrechens  stattfinden  darf,  auf  welches  in 
dem  zur  Bestrafung  befugten  Lande  gesetzlich  eine  grausame  und  von  der 
diesseitigen  Gesittigung  entschieden  verworfene  Strafe  bestimmt  ist?  Sodann 
ist,  zweitens,  zu  untersuchen,  ob  die  sämmtlicheu  Vorbeugnngs-,  Bestraftings- 
und  Auslieferuiigs-Grundsätze  auch  bei  kleineren  und  unbedeutenderen  ßccbti- 
verletzungen  zur  Anwendung  kommen  sollen? 

•  Die  erste  dieser  beiden  Fragen  ist  unzweifelhaft  zu  verneinen.  Aller- 
dings wird  durch  eine  Weigerung  der  Grundsatz  verlassen,  welchem  gemäss 
das  Gesetz  und  das  gesetzliche  Verfahren  eines  andern  Staates  ohne  weiter* 
Untersuchung  als  gerecht  und  der  Rechtsordnung  angemessen  zu  betrachte« 
und  za  achten  ist.   Femer  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  der  Weigerung  ein 
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verletzendes  Urtheil  Uber  die  GcsitUgungsstafe  des  fraglichen  Staate!  n 
Grunde  liegt.  Allein  einmal  ist  der  Staat  4vch  seine  Bereitwilligkeit ,  zur 
WeltcechtsordnoDg  beizutragen,  nicht  verbunden,  zu  einer  von  ihm  selbst  alt 
grausam,  somit  als  sachlich  ungerecht,  erkannten  üandlung  mitzttwirkeo; 
vielmehr  würde  eine  Beibulfe  dieser  Art  geradezu  pflichtwidrig  sein.  So- 
dann bat  der  Staat  das  Recht,  sich  einer  Handlungsweise  zu  enthalten, 
welche  ihn  der  Achtung  seiner  eigenen  Unterthanen  berauben,  ihm  selbst 
vielleicht  ernstliche  Ungclogenheiton  zuziehen  würde.  —  Im  Uebrigen  mögen 
die  Zwistigkciten  mit  de ui  fremden  Staate ,  welche  aus  riner  Weigerung  ent- 
stehen könnten,  durch  ein  kluges  Benehmen  vermieden  werden.  Entweder 
kann  nflmlich  durch  einen  Vertrag  ein  für  ullemal  die  Veri)flichtuiig  zur  Aus- 
lieferung wegen  der  in  l'rage  stellenden  Verbrechen  beseitigt  werden;  uder 
aber  ist,  und  zwur  noch  hesser,  die  Nichtanwendung  der  von  uns  beanstan- 
deten Strafe  für  alle  ^ftUe  von  Auslieferongen  durch  beeondere  UeberetQkunft 
festzusetzen. 

Die  Verträge  über  die  gegenseitige  Unterstützung  der  Rechtspflege  be- 
schrünkeii ,  wolil  ausnahmslos,  die  Verabredungen  über  Auslieferung  auf  die 
schwerem  Verbrechen.  Entweder  sind  tliesi  lben  ausdrücklich  und  unter  dieser 
Bezeichnung  blossen  Vergehen  entgegengestellt ;  oder  sie  sind  nach  der  IlOhe 
der  gesetzlich  angedrohton  Strafe  bezeichnet;  oder  es  wird  endlich  ein  Ver- 
zeichniss  solcher  groben  Rechtsverletzungen  gegeben,  auf  welche  ausschliess- 
lich die  Bestimmungen  des  Vertrages  ^Vuwendung  tiuden  sollen,  lierulit  nun 
diese  Gewohnheit  auf  einer  riclUigen  Auffassung,  und  ist  daher  auch  in  der 
Lehre  eine  allgemeine  Ausnahme  grundsätzlich  zu  verlangen?  —  Allerdings. 
Zwar  begreift  eine  vollständige  Rechtsordnung  auch  die  Bewahrung  des  Ge- 
setzes gegen  leichtere  Verletzungen ;  und  kann  möglicherweise  eine  Handlung 
dieser  Art  eben  so  vielen  unsittlichen  und  ungesellschaftlichen  Willen  be- 
weisen, oder  eben  so  grossen  sachlichen  Schaden  anrichten,  als  die  Verletzung 
eines  höheren  Rechtes.  Ferner  ist  die  Gränzlinie  nicht  in  d(  r  Natur  der 
Sache  begründet,  und  wird  daher,  als  willkürlich  gezogen,  nicht  selten  zu 
Wunderlichkeiten  und  vielleicht  Willkürlichkeiten  führen.  Allein  vorerst  , 
erscheint  es  kaum  als  passend,  dass  der  Staat  wegen  einer  unbedeutenden 
Angelegenheit  eiaee  fremden  Staats  bemttht  werde.  Sodann  wQrdeu  bei  kld- 
Beren  Vergehen  gar  leidit  die  Folgen  einer  AosUefenuig  weit  aber  Billigkeit 
md  YeriilltBiss  bkiaiugdiat  Wegen  äoei  utdi  Abiidit  und-  Gegenstand 
kaum  nennenswertheil  Vergehens  könnten  ekrenhafte  Meaacfcen  eine  beschim- 
pfende Uaaanegel  an  beblmn  haben»  eine  neu  gegründete  Anaiedlung  untbr- 
brodim  aehen.  •  Endlich  wurde  der  Schutt,  -weldien  'die  Rflckaiditen  der 
"MwiHfthKchkett  and  ^wedmlsaigkeit  politischen  Flüchtlingen  augedeihen  lassen 
woDen,  gar  oft  vereitelt  werden.  Wie  leicht  wfire  .es  nftndich,  einen  solchen 
irgend  einir  kleinen  Gesetietflbertretnng  n  beiflfihtigei^,  am  ihn  anf  solche 
'V.  lloM,  atMiHMhi.  Bd.1.  .  46  . 
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Woise  wieder  in  die  Hftndo  zu  bekommen     —  Zwei  Remerkongen  werden 
übrigens  dabei  an  der  Stelle  sein.  Zunächst  erscheint  es  räthlich,  die  Fälle, 
in  welchen  Auslieferung  stattfinden  soll,  durch  Aufzählung  der  einzelnen  Ver- 
brechensgattungen, nicht  aber  durch  das  Strafmaass  oder  durch  die  allge- 
meinen Eintheilungcn  der  Gesetzbücher  oder  der  Lehre  festzustellen.  Erstrre 
ist  kein  sicherer  Maasstab  ftlr  die  Schwere  der  in  der  Rechtsordnung  ange- 
richteten Verletzung,  indem  noch  manche  weitere  Gründe  auf  das  Strafmaass 
einwirken  können;  überdiess  muss  bei  grossen  Strafrahmen,  wie  sie  die 
neueren  Gesetze  oft  haben,  Ungewissheit  und  Folgewidrigkeit  entstehen.  Die 
allgemeinen  Eintheilungen  aber  finden  in  vielen  Fällen  erst  dann  Anwendung, 
wenn  schwierige  und  zweifelhafte  Rechtspunkte  bereits  entschieden  sind. 
Diess  kann  aber  nur  zu  Zögeningen  und  Zwistigkeiten  fähren.    Eine  zweite 
Bemerkung  aber  geht  dahin,  dass  nur  die  Auslieferungen,  nicht  aber  auch 
die  Vorbeugungsmaassregeln ,  so  wie  die  Bestrafungen  der  eigenen  ünler- 
thanen  wegen  Verletzungen  fremder  Gesetze  sich  nach  dieser  Gränzlinie  zu 
richten  haben.   Möchte  man  nämlich  etwa  auch  behaupten  können,  dass  der 
fremde  Staat  aiigenommenermaasseu  Oberhaupt  nur  Schutz  gegen  gröbere 
Verletzungen  zu  verlangen  habe:  so  ist  doch  zu  bemerken,  dass  der  dies* 
seitige  Staat  bei  Vorbeugungen  und  Strafen  zu  seinem  eigenen  Nutzen  weiter 
gehen  muss.   Die  Verschiedenheit  des  Verfahrens  bei  einer  und  derselben 
Handlung,  je  nachdem  der  Gegenstand  des  unrechtlichen  Willens  der  engem 
oder  weitern  Rechtsordnung  angehörte,  könnte  nur  Verwirrung  des  Recht&- 
bewusstseins  und  Unwirksamkeit  der  Maassregeln  zur  Folge  haben.  Die 
Beschränktheit  des  auswärtigen  Anspruches  mag  es  also  rechtfertigen,  dass 
zur  Abwehr  oder  Bestrafung  kleinern  Unrechtes  gegen  Fremde  nichts  Eigen- 
thümliches  angeordnet  wird;  allein  so  weit  die  einheimische  Gesetzgebung 
zum  Schutze  des  eigenen  Rechtes  geht,  hat  sie,  ergänzungsweise,  auch  das 
fremde  zu  berücksichtigen,  und  zwar  gleichmässig  sowohl  nach  Form  als  In- 
halt der  Maassregeln.  • 

Auch  in  der  Lehre  von  dem  Verhalten  zum  öffentlichen  Rechte 


1)  Nur  Wenige  wohl  dürften  geneigt  lein,  »ich  dem  von  Berner,  a.  a.  0-,  8.  IST,  für 
die  Btrafloiigkeit  der  im  Atulande  begangenen  kleineren  Uebertretungen  angenihrten  Grunde 
aniasctüiesten.  Ihm  sa  Folge  sind  die  hier  in  Frage  stehenden  Vergehen  „rein  locaier^  Art, 
welche  somit  auch  nur  „am  Orte  der  Tbat  verletzt  werden  können''.  Hiergegen  ist  denn  noa 
aber  vor  Allem  sa  bemerken,  dass  es  irrig  ist,  geringe  Vergeben  für  gleichbedeatend  sn  nehmen 
mit  Geboten  vou  örtlicher  Beziehung.  Gering  ist  ein  Vergehen,  wenn  das  verletzte  Recht  aa 
sich  ein  unbedeutendes,  oder  die  Schuld  bei  der  Handlung  eine  leichte  ist.  Nun  kann  aber  einer 
Seits  ein  unbedentendes  Recht  ein  sehr  allgemeines  and  weit  verbreitetes  sein;  anderer  8«ita 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  bei  Geboten  oder  Verboten  rein  örtlicher  Art  die  schwersten  and 
mit  den  höchsten  Strafen  bedrohten  Uebertretungen  vorkommen  können.  Sodann  ab«r  ist  nicht 
einzusehen,  wamm  nicht  auch  bei  kleineren  Vergehen  die  vom  Verf.  angenommene  Persönlich- 
keit des  Strafreehtes  sollte  stattfinden  können.  —  Die  Bache  ist  sehr  einfach.  Die  Abnignng 
solcher  kleiner  Rechtsverletzungen  ist  von  keiner  Bedeutung  für  die  Erhaitung  der  Rechts- 
ordnung im  Grossen  und  Oanten,  and  dessbalb  tritt  keine  Uttlfe  von  Staat  sa  Staat  dabei  eis. 
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anderer  Staaten  sind  es  zwei  Fragen,  welche  eine  besondere  Beachtung 
schon  bei  der  allgemeinen  Feststellnng  der  Theorie  verdienen.   Die  eine 
geht  dahin:  ob  die  Nicbtauslieferung  von  Flöchtigen  sich  auch  auf  Diejenigen 
erstrecke,  welche  gegen  die  Kriegsdienstordnung  ihres  Vaterlandes 
gefehlt  haben,  und  also  entweder  nach  bereits  geschehener  Einreihung  in 
das  Heer  fahnenflüchtig  geworden  sind,  oder  sich  der  Aushebung  durch 
nucht  entzogen  haben.    Zweitons  aber  fragt  sich:  ob  die  vorbeugenden  Vor- 
kohrungon  eines  Staates  zu  Gunsten  fremder  Gesetze  sieb  auch  auf  die 
Abhaltung  diesseitigor  Angdiöriper  von  Scliloichhandel  in  den  fremden  Staat, 
üb<?rhaupt  auf  den  Schutz  seiner  Alt  gaben  gesetzc,  zu  erstrecken  haben? 
—  Eine  Verneinung  der  er.-ten  Frage  wäre  also  eine  Ausnahme  von  dem 
Grundsatze  der  Nichtauslieferung;  eine  Verneinung  der  andern  aber  würde 
eine  bedeutende  Lücke  in  dem  Systeme  der  Abhaltung  der  eigeuen  4^^' 
hörigen  von  Verletzung  Fremdi  r  zur  Folge  haben. 

Was  nun  den  ersten  Fall  In  t l  itft,  so  ist  zwar  bekannt,  dass  viele  Staaten 
gerade  die  Auslieferung  flüchtiger  Heerpfliclit  ige  r  zum  Gegenstande 
von  besondt-ren  Verträgen  gemacht  haben,  und  zwar  selbst  sulche  darunter, 
welche  sonst  keine  VerpÜichlungen  diese-r  Art  eingehen;  auch  liisst  sich 
etwa  zur  Rechtfertigung  einer  Ausnahme  sagen,  dass  ein  ungehui  sanier  Kriege- 
dienstpflichtiger  nicht  blos  eine  öffentliche  Pflicht  verletzt,  sondern  auch 
einem  seiner  Mitbürger,  welcher  jetzt  für  ihn  eintreten  muss,  einen  schweren 
Schaden  unrecbtlicher  Weise  zufügt;  so  wie,  dass  wenigstens  zuweilen  Dieb- 
stahl öffentlichen  Eigenthnmes  mit  der  FahnenHucht  verbunden  ist:  dennoch 
luuss  man  sich  gegen  die  Verlassung  des  Grundsatzes  erklärt  n.  Nicht  nur 
würde  mau,  selbst  jetzt  noch,  in  einzelnen  Fallen  mithelfen  /.u  barbarischen 
Strafen;  sondern  es  könnte  übi-rliaupt  eine  gruudsiitzlicbe  Auslieferung  der 
Kriegsdienstpflichtigen  leicht  missbraucht  werden  zur  Umgehung  der  ganzen 
Nicbtauslieferung  bei  Staatsvergehen.  Es  bedürfte  nämlich  von  Seiten  einer 
beliebigen  Regierung  nur  einer  scheinbaren  Ausdehnung  der  Dienstpflicht 
auf  die  Männer  aller  Alter  und  Verhältnisse,  um  jeden  politischen  Flüchtling 
als  Ansreisser  in  Ansprach  nehmen  zu  können.  Und  gerade  in  den  schlimm- 
sten Fällen  dürfte  ma^i  wohl  solchen  Versuchen  entgegensehen.  Von  einer 
höhem  Kothwendigkeit  der  Ausnahme  aber  kann  nicht  die  Rede  sein,  da 
die  ^alirong  genügend  zeigt,  dass  Stutev,  weldie.  die  Kriegsdienstpflidit 
sieht  auf  eine  hüte; Weise  tibeftreiben,  umI  welche  den  Soldaten  gerecht 
und  meoschlich  hebandehi,  keine  ihre  Vertheidigungskraft  beeiotrAtihtigende 
Fahnenfioeht  an  fürchten  haben. 

Dagegen  ist  allerdings  die  andere- Ansnafame  in  ferth^idigeii,  nlmlich 
.die  Unterlassung  von  Yinrbeugungsmaassregeln  gegen  die  Yerletzung  von 
Einkommen  sgesetzen  fremder  Staaten,  namentlich  also  gegen  Schleich- 
handel diesseitiger  Utiterthanen  in  das. Jenseitige' Gebiet.  Nicht  etwa',  weil 
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der  Schleichhandel  nicht  unter  den  Begriff  der  Störung  der  Rechtsordnuni 
fiele.    Die  Zollgesetze  sind  ein  wesentliches  Mittel  zur  Feststellung  der 
Beitragpflicht  der  verschiedenen  Gattungen  von  Unterthanen  zu  den  StaaU- 
lasten;  und  tiberdiess  hängt  von  ihrer  Durchführung  die  Aufrechterhaltnng 
manchfacher  Rechte  und  Privilegien  ab,  welche  jeder  Staat  vollkommen  befugt 
ist,  seineu  Unterthanen  zu  verleihen.   Auch  nicht  damit  kann  die  Ausnahmt 
gerechtfertigt  werden,  dass  der  diesseitige  Staat  bei  der  ganzen  Maassregel 
kein  Interesse  habe.    Abgesehen  davon,  dass  diese  Rücksicht  bei  der  kosico- 
politischen  Auffassung  überhaupt  zurückgestellt  wird,  wäre  diese  Ansicht 
nicht  einmal  thatsächlich  lichtig.    Theils  ist  nichts  verkehrter,  als  die,  freiUch 
nicht  eben  seltene,  Freude  einer  Regierung  an  der  erfolgreichen  Durch- 
brechung des  Handelssystemes  anderer  Staaten.   Die  Vergeltung  lÄsst  in 
der  Regel  nicht  lange  auf  sich  warten,  da  die  zu  erfolgreichen  Schleich- 
händlern Gebildeten  keinerlei  Anstand  nehmen,  ihre  Künste  auch  gegen  die 
eigenen  Gesetze  zu  kehren;  und  überdiess  von  dem  diesseits  nicht  beschützten 
Nachbarstaate  nicht  erwartet  werden  mag,  dass  er  nun  doch  seiner  Seits 
seine  Unterthanen  von  Beeinträchtigung  unserer  Abgabengesetze  abzuhalten 
suche.    Theils  aber  bildet  sich  durch  den  Schleichhandel  eine  verwegene, 
arbeitsscheue,  allmählig  auch  zu  jeder  andern  Art  von  Gesetzesverletzung 
geneigte  Bevölkerung  aus,  welche  dem  eigenen  Staate  lästig  und  gefährlicb 
werden  kann.   Am  wenigsten  endlich  darf  die  Vorbeugung  desshalb  unter- 
bleiben, weil  etwa  Vortheil  aus  dem  Schleichhandel  gezogen  wird.  Ans 
gleichem  Grunde  könnte  Diebstahl,  Betrug  und  Raubmord  im  fremden  Ge- 
biete begünstigt  werden.  —  Wohl  aber  rechtfertigt  sich  die  Aufstellung  einer 
Ausnahme  von  dem  Präventivsysteme  in  diesem  besondem  Falle  dadurch, 
dass  eine  wirksame  Vorkehrung  nur  durch  solche  Ueberwachungen  und  Be 
schraukungen  des  eigenen  inneren  Gewerbewesens  und  Handels,  der  särorot- 
lichen  Verkchrsanstalten  und  Verbindungswege  hergestellt  werden  könnte, 
dass  sie  den  diesseitigen  Unterthanen,  und  zwar  allen  ohne  Unterschied,  die 
eniptiudlichsten  Hemmungen  und  Nachtheile  bereiten  müsste.    Diess  wäre 
nun  aber  unvernünftig,  und  somit  unerlaubt ;  um  so  mehr,  als  dieser  Schaden 
jeden  Falles  und  in  weitester  Ausdehnung  einträte,  während  die  abzuwen- 
dende Gesetzesverletzung  nur  eine  mögliche  und  vereinzelte  wäre,  überdiess 
der  zunächst  Bethciligte  seiner  Seits  selbst  Vorkehrungen  treffen  kann.  Aach 
darf  nicht  vergessen  werden ,  dass ,  wenn  die  Vorbeugungsmaassregehi 
dingte  diesseitige  Rechtspllicht  wären,  sie  auch  von  solchen  Staaten  zu  ihren 
Gunsten  in  Anspruch  genonmien  werden  könnten,  welche  durch  übertriebene 
und  selbstsüchtige  Sperre-  und  Verbotsysteme  dem  allgemeinen  menschUchen 
Verkehre  unerlaubte  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen,  und  gegen  der*" 
gemeinschädliche  und  verkehrte  Maassregel  in  der  That  der  Schleichhandel 
ein  uaturgemässes  Vertheidiguugbmittel  ist.  —  Wenn  es  also  allerdings 
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niemals  dem  Staate  gestattet  eefn  kaim,  den  fleUdeUMndfll  M&ier  ünterthanen 
in  einen  fremden  Staat  positiT  n  fi^deni:  nnd  wenn  er  TiehnehrdemKechte 
nad  jddi  sii(b8t  adiuldig  ist,  denaelben  immer  ab  eine  nnerianbte  Handlnng 
'  m  betradileii  and  zo  1)ebaiideln:  so  kann  dodi  Icein  System  von  Yorbeagungs- 
Baaisregeln  tod  ihm  alsBeditspflicbt  verlan||t  werden,  sondern  es  mute  ihm 
tberkMsen  bleiben,  m  benrtheilen,-  ob  nnd  wie  weit  er  unter  den  ' jeweO  gege- 
beipei  ünutiaden  die  Ergreiinng  von  Terbinderangseinricbtnqgen  mit  dedi 
WoUe  und  Bechte  seiner  eigenen  ünterthanen  vereinbac  findet 

Anf  diese  Weise  ergiebt  sich  d^  als  euie  Folge  der  Anfliusnng,  nidit 
aowobl  die  folgerichtigste  Dnrcfafllbmng  eines  obersten  Grondsataes  als  di6 
AnftteDnng  der  am  sichersten  aum  allseitigeq  Besten  fUmenden  Kormen  an- 
nstreben, in  Kllne  folgende  Reihe  von  SBtaen:  Der  Staat  erln»nnt  imAUge-. 
meinen  dieVeipfli^htnng  an,  rarfi^rstellnag  derBecbtsordnnng  anch  äussert 
halb  seiner  eigenen  nnmittetharen'yerliftltniase  beizotragen,  wenn  ohne  seine 
mthllUe  diese  Ordnnng  nicht  geschaffen  werden  konnte.  Diese  Mitwirknng 
kam,  je  nadi  demBedürfnisse,  ans  Vorbestgongsmaassregeln  oder  ans  Strafen 
besteh^  Erstere  sind  sowohl  bd  solchen  Bechts?erletiangen,  welche  fremde 
Staaten  im  Garnen,  als  welche  einzelne  Angehörige  derselben  bedrohen, 
nnzuwendoi;  nor  bei  Untemehmnngen  gegen  fremde  Zdlgesetie  behSlt  sich 
der  8^  freie  Hand  vor,  Je  nadi  der  Besehwerlidikeit  nnd  SchldUcbkeit 
der  an  sich  nOthigen  Maassregeln.  Die  Stralbn  werden  entweder  durch  .die 
eigenen  Gerichte.des  Staates  nnd  nach  seinen  Gesetien  zqgeftgt,  oder  dnrch. 
AnaliefiDnmg  des  Yerbrediers  an  den  Terletzten  Staat  mOglich  gemacht. 
Ersteres  findet  statt  bei  denjenigen  Bechtsstflnmgen,  welche  Von  den.Ange^ 
hörigen  des  mitwiricenden  Staates  begangen  worden  sind.  Ansgeliefert  da- 
gegen werden  Angehörige  dea  verietzten  Staates  nnd  Solche,  welche  beiden 
Stiaten  ttmä  sind;  beide  Jedoch  nnr  dann,  wenn  sie  der  Terletzong  jon ' 
Balten,  Einzelner  besdiiildigt  sind,  wogegen  flftehtige  poUtische  Terbrecher, 
weidie  dem  Staate  ihree  jetzigen  Aufenthaltes  fremd  siiä,^  von  letzterem  weder 
bestraft  nodi  anigeliefort  werden-.  Ihre  Doldung  oder  einfiiche  Wegweisnng 
ist  lediglich  Sache  der  Gesetzgebung  und  Politik  des  einzelnen  um  Aufenthalt ' 
angegangenen  Staates ;  denn  der  Staat  bat  nur  ein  Recht «  nicht  aber  eine 
Pflicht  zur  Anfnahme  Fkemder;  die  Geduldeten  unterliegen  Jeden  Falles  den 
nOthigen  Yorbeagungsmaassregeln  gegen  Wiederholung  ihrer  Unternehmungen. 

Als  ein  wichtiger  Anhang  ist  schliesslich  noch  die  Frage  Aber  Gegen-  . 
seitigkeit  des  Verfahrens  zn  erörtern. 

Die  im  Vorstehenden  dargelegten  Grundsatze  sowohl  über  Verhinderung 
und  Bestrafong  im  Allgemeinen  als  Aber  die  Aufnahme  Flflchtiger  im  Poson- 
deren  fliessen  aas  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  aus  der  wesentlichon  Aufgabe 
des  Staates  und  aus  überall  gültigen  Zweckniüssigkeitsgründen.  Jeder  Staat 
ist  dahor  nicht  nur  bereditigt,  dieselben  als  Begeln  seines  eigenen  Verhaltens 
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ao&nstellen  and  m  befolgen;  sondern  er  kann  «nch  ferstäodiger-  nndbOlig«' 
Kreiee  an  andere  Staaten  das  Yerlängen  stellen,  dam  dieadben  in  ihrem  Ter 
hUtniflse  zq  ibm  das  gleiche  Yerlahren  einhalten.  Leicht  irird  daher  aneh, 
bei  der  Innern  Richtigkeit  der  Sache,  eine  Gewohnheit  oder  gtr  du  ftna- 
lieber  Vertrag  auf  dieser  Grundlage  zwischen  bestimmten  Stäaten  sa  Stande 
gebracht  werden  können.  —  Allein  es  ist  allerdings  mOi^ieh,  daas  irgend 
eine  fremde  Regierang  diese  Ansicht  von.  Recht  ond  Pffidit  nicht  theiU,  lad 
ihrer  abweichenden  Anffimnng  im  Sassem  Verkehre  Folgen  gieht;  also  ent- 
weder eine  von  ans  geforderte  Mitwirkung  nicht  leistet,  oder  eine  diesseits 
nicht  als  znlAssig  erachtete  weitergehende  HoUsfoirdernng  «teilt.  Es  eiitit^ 
nnn  die  Frage;  welche  Folgen  ein  sicher  Wider^rnch  haben  kAnne,  be> 
aehnngsweise  haben  mflsse? 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  efaie  Fdrdemng  oder  Weigerong  dieser  j 
Art  sachlich  so  bedeutend  oder  so  yerletaend  für  klares  Recht  aein  kann, 
dass  sich  selbst  ein  Krieg  daxans  entspinnt  Da  Jegliche  ReäitSTerlflftaDg 
grundsätzlich  zur  Selb,sthlUfe  lUhren  mag;'  und  da  ferner  jeder  Staat  Aber 
'  die  Thatsache  ond  die  Schwere  einer  ihm  lugefllgten  Rechtsverletzung  selbst 
Richter  ist:  so  lisst  sich  natOrlich  nicht  im  Allgemeinen  sagen,  welche Fiße 
gerade  diese  finssersten  und  bedenklichen  Mittel  rechtfertigen  möchten.  Allein 
nan^  kann  wohl  zageben,  dass  z.  R.  die  ungehindert  Duldang  von  Fnir 
schaaren-  oder  Seeräaberzflgen,  joder  ein  Venocfa,  die  'Auslieferung  eines 
eigenen  Unterthanen  des  angegangenen  Staates  zu  erzwingen,  oder  die  Gt-  \ 
Wihmiig  eines  Asyles  fOr  alle  Arten  von  gemeinen  Verbrechern ,  den  Streit 
bis  zar  Ergreifang  der  Waffen  erhitzen  könne.  Mehr  Sittlichkeits-  ond 
Klugheit^-,  denn  Rechtsregeln  sind  es  daher,  wenn;  einmal,  gefordert  wird, 
dass  ein  Fall  von  geringerer  Bedeutung  Oder  gar  von  zureifelbaftem  Rechte 
nicht  als  Grund  zu  einem  Kriege  betrachtet  werde;  und  wenn,  zweitens,  der 
Rath  gegeben  wird,  Forderungen,  welche  nicht  in  dem  oben  auseinaDdcr 
gesetzten  gemässigten  Systeme  ihre  Rccbtlertigang  finden,  Qberhanpt  nicht 
zum  Gegenstande  eines  ernstlichen  Streites  zu  machen,  weil  man  sonst  leicht 
in  die  Gefahr  kommt,  sich  selbst  als  aasserhalb  des  bestehenden  Gesittignng^* 
und  Verstilndigkeitskreises  stehend  zu  erweisen,  und  darcb  eine  ungewöhn- 
liche Forderung  den  Widerspruch  und  die  Abneigung  aller  anderen  Staates, 
selbst  der  zunächst  nicht  betheiligten,  za  erwedien. « 

In  der  Regel  ist  Übrigens  natOrlich  von  diesem  äassersten  Mittd  ^^ur 
Entscheidung  einer  Meinungsverschiedenheit  über  internationale  Rcchtsbulfe 
keine  Rede,  sondern  es  bandelt  sich,  wenn  Vorstelluogen  and  Unterhandlungeo 
nicht  zur  Ausgleichung  ffthren,  nnr  von  Retorsion,  als  Zwangsmaassregel  und 
Herstellung  der  Gegenseitigkeit.  Hier  werfen  sich  denn  aber  zwei  Fragen 
auf.  Erstens,  ist  es  erlaubt,  gegenüber  von  einem  Staate,  welcher  in  seiner 
ReihO^e  zum  Rechtsschntze  nicht  so  weit  geh^,  als  der  diesseitige  Stsit 
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•  • 

'ftr  redift  lui^  n  gehen  bereit  ist,  anch  einen  Theil  der  sonst,  d.  h. 
anderen  Sttaten,  gewahrten  Mitwirkung  m  entstehen?  Zun  Beispiele  also: 
dflrfiBn  g«gentti»er  von  einem  Staate,  welcher  in  seinem  Gebiete  keine  Tor- 
Itengongsmittel  rar  Bewahrung  unseres  Bechtee  trifft,  «benfoUs  unerianbte 
Unternehmungen  unserer  Angehörigen  ungehindert  angelassen  werden?  oder, 
-wfitden  einem  Staate,  welcher  uns  die  AasUeferüng  fl&chtiger  gemeiner  Ter- 
breeher  verweigert,  sdne  Unt^hanen  gleicher  Art  ebea&Ils  vorenthalten?' 
•Zweitens,  kann  Toidaiigt  werden,  daas  gegenflber  Ton  einem  Staate,  wahrer 
eine  auagedehntere  Beihfllfe  leistet,  als  wir  nach  unserem  Systone  ftr 
gerechtfertigt  erachten,  eben^  erwdterto  GrundsStn  befolgt  werden?  Zum 
Beispiele:  sollen  einem  Staate,  welcher  seiner  Seite  politische  Flfichtlinge 
ausliefert,  anfenalünsweise  sdne  Unterthanen,  wekshe  wegen  politischer  Yer^- 
gehen  za  uns  geflüchtet  sind,  auch  aasgeliefert  werden?  —  Beide  Fragen 
sind  aber  sowohl  vom  Standpunkte  des  Rechtes,  als  der  Staatsklugheit  n 
beantworten. 

Es  ist  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  dass  die  erste  Frage  sowohl  von  der 
rechtlichen  als  von  der  politischen  Seite  zweift  lliaft  ist.  —  Stellt  man  sich 
nämlich,  in  jener  Besiehung,  auf  den  Boden  des  Völkerrechtes,  so  unterliegt 
die  Berechtigung  zur  Betorsion  gar  keinem  Zweifel.  Es  steht  nach  Lehre 
uad  Gewohnheit  der  europäischen  Völker  gleichmtosig  fest,  dass  ein  Staat, 
welchem  eine  gerechte  Forderung  versagt  wird ,  gef^enühcr  von  dem  Ver- 
letzenden das  gleiche  Verfahren  einhalten  darf.  Anders  nun  aber,  weim 
man  die  Becbtsaufgabe  der  Staaten  an  sich)  somit  den  eigentlicben  Kern 
der  Sache  ins  Auge  fasst.  Hier  nämlich  nrass  man  sich  erinnern,  dass  die 
Mitwirkung  zur  Rechtsordnung  in  fremden  Staaten  nicht  diesen  zo  Liebe, 
noch  weniger  als  Vergeltong  eines  von  ihnen  erwiesenen  Dienstes  oder  als 
Folge  einer  Verabredung  anerkannt  wird;  sondern  weil  der  Staat  die  Pflicht 
dazu  an  und  für  sich,  d.  h.  in  dem  Menschheitszwecke,  begründet  erachtet. 
Desshalb  hängt  denn  auch  die  Erfüllung  der  verschiedenen  Auflagen  nicht 
von  der  mehr  oder  weniger  löblichen  Handlungsweise  Anderer  ab;  sondern 
es  rauss  eine  etwaige  Unterlassung  ihrer  Rechtspflicbt  durch  anderweitige, 
an  sich  unantastbare  Mittt-l  erzwungen  werden.  —  Vom  Zwcckniässigkeits- 
standpunkte  aber  erscheint  einer  Seits  eine  Retorsion  allerdings  als  ein 
natürliches  und  wirksames  Mitlei  zur  Nöthigung  des  Gegners;  und  zu  gleicher 
Zeit  ist  mau  geneigt,  sie  anch  für  nothwendig  zur  Wahrung  der  Ehre  zu 
betrachten.  Auf  der  andern  Seite  verliert  man  durch  das  Eingehen  auf 
Ausnahmsmaassregeln  die  sichere  und  abgeschlc^scne  Haltung,  welche  am 
leichtesten  über  Zweifel  und  Schwierigkeiten  weghilft,  und  namentlich  auch 
die  einfachste  und  am  wenigsten  verletzende  Vertheidigung  gegen  zu  weit 
gehende  Forderungen  anderer  Staaten  abgiebt.  Wenn  einmal  aus  Nntzeus- 
grttnden  abgewichen  wird  vom  Grundsätze,  so  ist  das  Ende  v.on  Forderungen 
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und  Nachgiebigkeiten  nicht  abzusehen.  Als  höchste  Wahrung  der  Elhre 
aber  mag  es  angesehen  werden,  wenn  sich  der  Staat  unter  keinen  ümstiln- 
den,  selbst  durch  eine  Verletzung  nicht,  von  der  Handhabung  des  als  Recht 
und  Pflicht  Erkannten  abdrängen  lässt.  —  Erwfigt  man  nun,  dass  das 
Völkerrecht  zwar  eine  Befugniss,  dagegen  die  Förderung  der  Rechtsordnung 
eine  Verpflichtung  giebt;  femer,  dass  die  Festhaltung  des  Systeme«  eine 
höhere,  weil  eine  weitersehende,  Klugheit  ist,  auch  ein  edleres  Ehrgefllhl 
verräth:  so  mnss  man  wohl  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  die  aasnahm- 
losc  Festhaltung  sämnitlicher  Grundsätze  über  Rechtsförderung  auch  gegen- 
über von  solchen  Staaten,  welche  dieselben  gegen  uns  nicht  vollständig 
einhalten,  die  richtige  Handlungsweise  sowohl  aus  Gründen  des  Rechts  als 
der  Staatskunst  ist.  Dass  damit  übrigens  die  Benützung  jedes  an  sich  er- 
laubten sonstigen  Mittels  zur  Gewinnung  oder  zur  Nöthigung  des  Gregners 
vereinbar  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Es  soll  nicht  feige  Friedensliebe 
um  jeden  Preis  und  marklose  Geduld  empfohlen  werden;  sondern  vielmehr 
das  richtige  Verfahren  nach  verständiger  Erwägung  von  Pflicht  und  Vortheil. 

Geringerem  Zweifel  unterliegt  die  Beantwortung  der  Frage:  was  Recht 
und  Klugheit  gebieten,  wenn  ein  anderer  Staat  in  seiner  Beihfllfe  zur  Rechts- 
ordnung weiter  geht,  als  wir;  er  aber  Gleiches  von  uns  verlangt?  Geht  man 
hier  nämlich  davon  aus,  dass  das  gemässigte  System  Alles  leistet,  was  nach 
Recht  und  Zweckmässigkeit  verlangt  werden  kann :  so  ist  klar,  dass  Niemand 
befugt  ist,  weiter  gehende  Fordeningen  zu  stellen.    Von  einem  Rechte  dritter 
Staaten,  uns  ihre  Auffassung  aufzunöthigen ,  kann  somit  keine  Rede  sein. 
Sie  mögen  ihr  Ansinnen  stellen;  allein  wir  sind  rechtlich  nicht  verpflichtet, 
demselben  uns  zu  fügen.    Namentlich  kann  von  einer  völkerrechtlichen  Ver- 
pflichtung, weiter  zu  gehen,  gar  nicht  die  Rede  sein,  da  die  Uebung  vieler 
und  sehr  bedeutender  Staaten  nicht  einmal  ganz  einräumt,  was  das  genannte 
System  verlangt.  —  Was  nun  aber  die  Klugheitsrücksichten  betrifft,  so  mag 
es  sich  immerhin  begeben,  dass  unserer  Weigerung  missliebigc  Maassregeln 
von  der  andern  Seite  folgen.   Hier  tritt  denn  nun  aber  die  Alternative  ein, 
dass  entweder  der  fremde  Staat  uns,  im  Wege  der  Retorsion,  gerade  so 
behandelt,  wie  wir  uns  gegen  ihn  verhalten;  oder  dass  er  anderweitige  und 
mittelbare  Nöthigungsmittel  anzuwenden  versucht,  z.  B.  Verweigerung  von 
Vortheilen,  welche  er  uns  sonst  bewilligt  hätte,  Bestürmung  mit  Vorstel- 
lungen u.  s.  w.   In  dem  ersten  Falle  erdulden  wir  offenbar  gar  kein  üebel, 
indem  dann  eben  zwischen  beiden  Staaten  der  Zustand  hergestellt  ist,  welcher 
uns  von  Anfang  an  als  der  richtige  erschien.    Es  werden  z.  B.  von  beiden 
Seiten  politische  Flüchtlinge  nicht  ausgeliefert.    Dass  dieser  Zustand  keinen 
Grund  abgeben  kann,  abzuweichen  von  unseren  Grundsätzen,  versteht  sich 
von  selbst.    Im  andern  Falle  mögen  wir  allerdings  mehr  oder  weniger  em- 
pfindlich leiden;  und  zwar  ist  natürlich  nicht  im  Allgemeinen  zu  sagen,  wie 


Die  TÖlkeireehllidie  Lehre  Tom  Asyle.  729 

weit  dipss  gehen  kann.  Dennoch  scheint  anch  hier  kein  Zweifel  über  das 
Festhalten  nn  d»  ni  richtigen  Systeme  bestellen  zu  können.  Wenn  in  einer 
so  wichtigen  Frage,  wie  das  Verhalten  zur  Wcltret htsordnnng  i<t,  ein  Staat 
gegen  seine  Auffassung  von  PHicht  und  Kecht  frcnidoni  Ansinnen  naehgiht 
so  ist  seine  Srlbststan<ligkeit  verloren,  damit  aber  auch  joder  unberechtigten 
lind  schädlichen  Forderung  fremden  Uebemiuthes  Thür  und  Thor  geöffnet. 
Hier  gilt  es  also,  (wenn  irgend  die  Macht  zur  Wahrung  der  Gleichberechti- 
gung und  Unabhängigkeit  vorhanden  ist,)  tapfer  Stand  zu  halten.  Welche 
bessere  Stellung  kann  er  aber  haben,  als  die  Vertbcidigung  einer  Hand- 
lungsweise ,  welche  sich  einfach  auf  die  Vorschriften  der  Vernunft  gründet, 
und  für  welche  tlhcrdiess  das  Mitgefühl  der  gesitligten  Völker  und  der  Mehr- 
zahl der  Regierungen  spricht?  Und  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es, 
dass  unsere  Pflit  ht ,  der  eigenen  üeberzeugung  zu  folgen ,  nicht  im  Mindesten 
geändert  wird  durch  das  Anerbieten  des  fremden  Staates,  das  an  uns  Ver- 
langte auch  seiner  Seits  zu  voll/ieluii.  Wenn  Recht  und  Sittengesetz  uns 
die  Begehung  einer  bestimmten  Handlung  überhaupt  untersagen,  kimu  die- 
selbe durch  die  vcrtragsmüssigc  Verpflichtung  eines  Andern,  sie  ebenfalls 
auszuüben ,  nicht  zu  einer  erlaubten  werden 

Das  Ergebniss  ist  somit,  dass  der  Staat  sich  durch  die  Nichtznstimmung 
fremder  Staaten  zu  dem  mittlem  Systeme  weder  seiner  Seits  zu  Retorsionen 
treiben,  noch  aber  zur  Einstimmung  in  fremde  Forderungen  durch  Nöthigungs- 
Maassregeln  oder  Vertragsanerbieten  bewegen  lassen,  sondern  vielmehr  un- 
wandelbar die  richtigen  Grundsätze  befolgen  soll,  gleichgültig,  ob  sie  Erwie- 
derung ündeu  oder  nicht,  ob  er  Nachtbeile  zu  befahren  hat  oder  nicht. 

4. 

Kritik  vnd  YonoUigab  . 

'Es  bleibt  nnn  noch  «brig,  die  im  Yorstebenden  entiriekfllten  An- 
Behauungen ,  namentlich  aber  die  als  die  LOsmig  des  Problems  sdiliessUdi 
anfjfestellte  mittlere  Theorie,  zossrnmenzabalten  tbeils  mit  den  bemerkens- 
werüiesteii  tfeinimgen  iaderer,  thdls  mit  den  iriäitigsten  BestimmoofiBii  äes 
poeitiTea  Becbies,  wie  es  in  GeseMMlchem  ond  'YeftvBgen  fostgestellt  ist. 


1)  Iii  er»  Uli  er^iobt  eich  denn  «ach,  im  Vorbeigehen  getagl«  wie  vollkonunen  RruntUatzto« 
die  Mb  in  die  n^uefll«  Zdt  von  VSlkerrechulehrcni  aurgnstellte  Ansicht  iat,  dam  iwar  keliM 

iinbodinirtc  RcehNpfUchf  zur  Aiwliefoninfr  flüchtippr  V'prbrpfhfr  Wr  den  8t««t  bcutelic,  wohl 
abff  im  Woge  des  V'crlrHgc»  eine  »olchf  Verbindliebkeil  iibeniommcn  werden  liöniie.  (8.  oben, 
8.^8.)  Wenn  der  Staal  krine  Pflidit  hat,  eine  gewimo  BestraflinR  xa  bewirken,  so  hat  er  aadi 
kein  Reeht  dazu ;  denn  nnr  in  ho  ferne  seine  RechtMniifffHbe  es  gebieterisch  verlanKt ,  kann  er 
nr  ZnWgaag  von  Ucbel  und  Leiden  Ix-fligt  »eiu.  Eine  /.»fügung,  welche  rechtlich  und  sittlidi 
Meh  untcrlaaten  werden  kann,  ifit  eine  Granwinikcil ,  aber  kein  Rcrhtsaet.  Dunii  das  V't-r- 
•prechen  eine«  Dritten,  in  ähnlichen  Fällen  gleich  unerlauht  zu  handeln,  wird  nber  aidlMUflll 
eiae  BefüjpüM  dieaaeits  nicht  begründet,  aoodern  nur  doppeltcj^  Unrecht  gt^hatlua. 
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In  Betreff  des  Erstcren  wird  es  genügen,  wenn  die  neuesten  und  dem  Gegen- 
stände besonders  gewidmeten  Schriften  ins  Auge  geCasst  werden ;  uehmen  sie 
doch  natorgemäss  von  ihi*en  Vorgängern  das  Haltbarste  auf.  Auch  versteht 
sich  von  selbst,  dass  hier  nur  die  leitenden  Grundsätze  besprochen  werden  kön- 
nen. Zu  zeigen  aber  wird  sein,  dass  sie  der  Wahrheit  nicht  näher  gekommen 
sind,  vielmehr  die  diesseitigen  Sätze  den  Vorzug  verdienen.  Hinsichtlich 
des  positiven  Rechtes  aber  besteht  die  Aufgabe  nicht  blos  darin,  die  wichtig- 
sten Abweichungen  desselben  von  der  Lehre  aufzuzeigen,  sondern  es  sind 
auch  Verbesserungsvorschläge  zu  machen.  In  beiden  aber  vrird  man  hoflFcnt- 
lich  keine  Anmaassung  erblicken.  Eine  solche  vergleichende  Kritik  ist  nur 
eine  erlaubte  Vertheidigung  gegen  mögliche,  vielleicht  bereits  gemachte 
Einwendungen  und  zu  gleicher  Zeit  die  beste  eigene  Probe  über  die  Haltbar- 
keit des  Vorgetragenen. 

a)  BenrtheiliuK  der  wisseuchaftlicheii  ivbtolliuiKei. 

Die  neueren  Schriften  über  den  räumlichen  Umfang  der  Strafrechtspflege 
zerfallen  in  zwei  Klassen:  in  solche,  welche  im  Wesentlichen,  wenn  auch 
schon  vielleicht  mit  untergeordneten  Abweichungen,  einverstanden  sind  mit 
der  im  Vorstehenden  vorgetragenen  Lehre;  und  in  Entisickelungen  abweichen- 
der Theorieen. 

In  jener  ersten  Klasse  stehen  die  Schriften  von  Witte,  Bulmerincq, 
Villefort  und  Dollmann       Eine  nähere  Besprechung  derselben  erscheint 
als  überflüssig,  eben  weil  sie  nichts  Abweichendes  enthalten.   Es  sei  daher 
nur  bemerkt,  dass  von  denselben  bloss  Witte  eine  in  alle  Einzelheiten  ein- 
gehende Erörterung  beabsichtigt,  während  Bulmerincq,  (der  sich  eine  Ge- 
schichte des  Asylrechtes  zur  Hauptaufgabe  gesetzt  hat)  und  Dollmann  die 
dogmatische  Lehre  in  gedrängter  Kürze  darstellen,  Villefort  aber  nur  die 
Bestrafung  der  im  Auslände  gegen  das  diesseitige  Recht  begangenen  Hand- 
lungen untersucht.    Bei  Bulmerincq  ist  die  feste  Ergreifung  des  die  Frage 
beherrschenden  Grundsatzes,  bei  Villefort  die  klare  und  reinliche  Darstel- 
lung alles  Lobes  wcrth;  grössere  Bestimmtheit  und  schärfere  Henorhebung 
der  entscheidenden  Grundsätze  wäre  bei  den  beiden  Andern  wünschenswerth. 

Die  abweichenden  Ansichten  aber  zerfallen  in  drei  Abtheilungen.  In 
der  ersten  steht  Sir  Cornewall  Lewis,  welcher  das  reine  Territorialprincip 
vertheidigt;  in  der  zweiten  sind  Provö  Kluit  und  Marquardseu,  welche 


-  1)  Da  die  gegenwärtig«  AbbandlUDg  hier  schon  in  einer  sweiten  Bearbeitiug  erMbeint, 
so  ist  es  möglich  nicht  blos  solche  Einwendangen  tu  berücksicbtigen ,  welche  gemacht  werden 
könnten,  d.h.  welche  sich  aas  dem  abweichenden  Standpuncte  fHlherer  Bchriftsleller  über 
den  Gegenstand  ergeben,  sondern  auch  solche,  welche  in  der  That  gegen  meine  Ansicht  vor- 
gebracht worden  sind. 

S)  Das  Nähere  über  diese,  so  wie  die  weiteren  in  diesem  Abschnitte  besprochenen  Sohriflea 
t.  oben,  8.  639,  Aiunerli.  l. 
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eine  sittliche  aber  keine  vollkoiiimt'ne  Rechtspflicht  zur  Rechtsuntfistutzmig 
unter  den  Staaten  anerkennen ;  in  der  dritten  Börner  und  Arnold,  welche 
die  Aofstellmig  von  mehreren  gUich  niaa^sgebcudeu  Gruiidsät^eu  i:ur  Kege- 
lODg  der  Frage  nothwendig  erachten. 

Am  schwftchsten  ist  das  Territorialpr incip  vcilreten.  Diess  kann 
kaum  Wunder  nehmen,  nachdem  schon  früher  so  Gewichtiges  gegen  die>e 
AvSumog  vorgebracht  war  und  nameotlich  auch  Köstliu  iu  seinen  beiden 
jflagsten  Scfariften  HHm  Strafi-echt,  zwar  mit  gewohntem  Scharfsimie,  allein 
ohae  gewohntes  Glflek  den  Yersncb  einer  Vcrtbeidigung  gemacht  hatte.  Den 
Meisten  war  also  wohl  Uar,  dass  aof  diesem  Wege  die  l^Ösiiog  der  Anfj^be 
nicht  zn  errdehen  sei.  Und  aneh  in  Besiefaong  auf  die  Twliegende  Arbeit 
ist  es  Dor  Gerechtigkeit,  zn  bemerken,  däss  es  Sir  C.  Lewis  nicht  sowohl 
um  eine  wissenscbaiUlcbe  Bearbeitong»  als  nm  die  Erreichnng  ^es  prak- 
tischen Zweckes  zn  thnn  ist.  .  Schon  länger  hatten  englische  Staatsmänner 
eingesehen,  dass  der  Zustand  der  Taterlflndischen  Gesetzgebung  and  des 
Geriehtsgebranches  in  Betreff  des  internationalen  Strafrechtes  Vieles  zu 
wünschen  übrig  lasse;  namentlich  hatte  die  ▼eratagMckte  AnUage  gegen 
Bemard,  einem  Mitschnldigen  Orsini':«,  sogar  gefiUirliche  Yerlegöiheiteii 
berdtet.  Die  Absicht  des  Yer&ssers  ist  es  nun,  nachzuweisen,  dass  diesem 
flbleo  Zustande  durch  eine  Verbesserung  der  t}eset«geb«ng  abgeholfen  wer- 
den müsse;  und  er  stellt  sich  zu  dem  Ende  niitten.in  das  positive  englische 

'  Becht  h&idn,  um  auf  dessen  Grundlage 'weiter  zu  baueiL  Dabei  legt  er, 
wahrscbeinlicli  um  die  gerade  in  diesem  Punkte  sehr  empfindlidie  OffentUche 
Meinung  nicht  anfenregen,  noch  nicht  einmal  bestimmt  formulirte  Antrüge 
Tor,  Bondera  bringt  nur  vorlftofig  eine  genaue  Festsiellnng  des  gegenwürtigen 
Standes  der  Bechtsübung  in  Vorsehlag.  - 

CnllQgbar  wird  dieser  Zweck  mit  Geschicklichkeit  und  Sachkenntniss 

.  verfolgt.  Die  einzelnen  zer&hrenen  Sfttze  des  engUschen  Bechtes  sind  unter 
Kategoiieen  gebracht  und  nach  Thnnlichke^  erlüntert;  die  Lücken  Uar  an- 
gegeben; anch  zeigt  der  Verfiuser  eine  voUstlndige  Bekanntschaft  mijt  dem 
wissensdiaftlichen  Stande  der  Frage,  namentlich  mit  der  neuesten  festlln- 
disehen  Literatur.  Dennoch  darf  wohl  ohne'UnbesiBheidenheit  bezweifelt 
werden,  ob  der  von  dem  berühmten  Staatsmanne  eingeschlagene  Weg  prak- 
tiseh  der  richtige  war;  und  entschieden  muss  gelftugnet  werden,  dass  ihm 
die  Bechtfertigong  des  Territorialprindpea,  deren  er  zum  Verständnisse  des, 
en^sdieii  Bechtes  bedurfte,  wissenschaftlich  gelungen  ist 

Was  nlmlich  atnAcihst  d|e  Bearbeitung  der  OffentHdien  Meinung  be-  ' 
trifft,  SQ  ist  es  mehr  ab  zweifelhaft,  ob  durch  einen  solehcn  beschränkten 
Angriff  aaf  die  bestehenden  Unfertigkeiten  ein  grosser  Eindruck  gemacht 
werden  kann.    Es  ist  nun'  einmal  eine  Principienfrage,  von  welcher  es 
sich  hier  handelt;  sie  kann  also  auch  nur  durch  Aufeudrong  des  richtigen 
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Priacipes  genügend  gelöst  werden.  Dnrch  einen  blossen  Yenach,  dem  Gestiüppe 
vm  vereinzelten  SAtzen  und  folgewidrigen  wie  folgelosen  Aasnahmen  eine 
nene  Bestimmung  einzoreihen,  wird  die  Unklarheit  mir  Termehrt;  es  bleibt 
im  Gaaieii  bd  der  ÜEÜscfaen  Richtnng;  nsd  niditi  ist  ibtrdieas  möglicher, 
als  dass  die  AnsMong  der  einzelnen  miScIut  ftUbaanen  Lftcke  anf  eben 
BÖ  grossen  "Wldenitaad  stöMt,  ab  üiii  «ine  volblladi(ge  theorttitdi  ildittg0 
Anfeebtnng  des  gunen  Zostaades  geftinden  haben  wBide.  Uns  nsnigslais 
irill  bedOnken,  dass  es  oitiit  nnr  die  «firdigste  Aufgabe  an  sleii,  eondeni 
anch  das  mit  der  Zeit  wirksamste  Verfthren  gewesen  wAre,  wenn  der  Tcr- 
fiMser  TersQcht  hatte,  Enghind  die  üeberzengnng  beirabringeD,  daaa  es  in 
dem  fraglichen  Theile  des  internationalen  Bechtes  .hinteir  den'  flbrigen  ge- 
jdttigten  Völkern  zorttckstehe.  Anderen  znm  vielÜMiien  Yerdrnsse,  aber  andi 
sich  selbst  sowohl  zur  Unehre  als  zn  manncbfhdhem  SMtoa.  HttgUch,  dasa 
die  grosse  Menge,  wir  meineQ  namentlicb  atach  der  BechtQgddvten,  sidi 
ani^Uch  mit  grosseip  Lftnneo  gegen  solche  Ketaeiei  eridftrt  bitte;  älMn 
warom  sollte  nicht  der  Wahrheit  schliesslieh  dbch  der  Sieg  Uetben? 

Es  mag  Jedoch  diess  dahingestellt  bleiben;  alleiii  südier  ist  JedenbUs, 
dass  es.  dem  Yerfasser  nicht  gehmgen  ist,  die  tfaeoreUscfae  Biehtj^^reÜ^  des 
Territorialinrindpes  za  erweisen.  Die  von  ihm  ▼ertretene  AasiGht  ist  nlm- 
lich  in  Kurzem  folgende:  Jeder  Staat  habe  innerhalb  seiner  Grenzen  dieaos- 
schliessende  Befogniss^  die  Bechtsordming  herzosteUen;  Uber  sein  GeUet 
hinaas  erstrecke  sich  dagefsn  weder  Hacbt  noch  Befegniss.  Der  immer 
steigende  Verkehr  unter  den  Mensehen  nfithige  Jedoch  zu  einer  «gewissen» 
Anerkennung  auch  fremder  Hechte,  somit  zu  einer  Abweidiong  m  der 
Strenge  des  Grundsatzes.  Für  das  Priratrecfat  sd  bereits  gesofgi  (?);  im 
Strafrechte  dagegen  werde  noch  heftig  gestritten.  Jffier  sei  dam  vor  Allem 
der  Gedanke  einer  aUg^mebien.  We|ttechtsordnnng  zn  verwerfen,  schon  w^en 
der  grossen  Verschiedenheit  der  ^techtsbegriifo  bei  den  verschiedenen  Ydl- 
kem  und  ihrer  VerfiusuagBdnricbtanfen.  Wenn  Tiebnehr  oomitas  m- 
tionum  und  die.  Bttcksidit  auf  die  Bewahrung  friedBcber  Yerhiltnisse  sa 
anderen  Staaten  es  wtlnschenewerth  mache,  dass  deren  Beehte  gefea  An- 
griife  geschntzt  werden,  welche  jm  diesseitigea  Staate  gegen  ^e  nntar- 
nommen  werden;  and  wean  aadi  der  einhehnische  Staat  in  gewissem  Maasse 
gegen  Verletzungen  seiner  Beditsordnaag  im  Auslände  geschfltzt  werden 
mttsse:  so  sd  dodi  immer  die  rdn  Örtliche  Nator  des  Strafrechtes  als 
Grundsatz  beizubehaltos  and  nnr  durch  Ansnahmsgeseta»  das  Höthige  vor- 
'  zusehen.  Hi^bei  sei  namentlich  wohl  zu  bedenken,  dass,  wenn  ein  Ver- 
brechen von  einem  itzt  unter  der  Botmftnfligkeit  de^  diesseitigen  Staates 
Befindlichen  im  Aushuide  begangm  worden -sd,  nicht  die  eigene  Bestra- 
fung, sondern  eine  Auslieferung  von  dem  verletzten  Staat  als  das  richtige  • 
Mittel  erscheine,  selbst  Ms  der  Angeklagte  ein  diesseitiger  Unttartban  wira, 
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isArai  mir  «m  Oite.  der  bcgangtnep  Hcmdlmig  sieh  Sebald  oder  ümdrald 
riditig  beweiaen  Ium.  Mit  diesen  AnsnalimeB  sei  flbrigeos  eiki  aUgemeines 
Aqrbreefal  lelir  woU  TereiBber,  in  politiscben  Dingen  sognr  Gebot  der  Menscb- 
Behkeit  —  Im  We8ent]idie&  sei  diess  denn  web  der  -Stand  der  englischen 
Gesetmebnog,  welche  Jedoch  in  einseinen  theilen  an  Lfidten  nnd  Unklar- 
beiten  leide.  .  . 

QcgeD  diese  AnffaBsnng  ist  nun  im  Oansen  nnd  im  Einzänen  gar 
Manplies  eiuniniiden. 

Tor  Allem,  ist  es  offenbar  ein  liUssrerstAndniss,  irenn  Sir  C.  Lewis  die 
HOgliebkeit  einer  Wehrechtsordnnng  ans  dem  Grunde  -Ifingnet,  ^veil  die 
BechtsbegrÜfe  nnd  die  Bechtseinricbtnngen'  der  Toik^  allsn  verschieden  - 
seien.  Dasa  in  jedem  Lande  die  Beebtsgesetigebnng.naclk  den  besonderen 
BedArfiiissen  abgelbsst,  nnd  dass  die  bestehende  von  den  Teifassangsmjto* 
sigea. Behörden  gehandhabt  werden  moss,  Tersteht  sich  gani  ?on  selbst 
Allein  die  verlangte  W^eehtsordnnng  besteht  Ja  gar  nicht  in  einer  Gleich- 
ftnnigkeit  der  Gesetie^  altor  Lftnder,  sondern  lediglich  in  der  Anerkenntniss 
des  Ginndsaties,  dass  die  Absonderong  des  Menschengeschlechtes  in  ver- 
adüedene  Staaten  nnd  die  Yerfolgnng  eigener  nichster  Aufgaben  kein  Grond 
m  einem 'Beditsmangel  sein  dürft,  sondern  sich'vielmebr  die  Staaten  2nr 
Banteilnng  eines  verlöteten  Beohtes  gegenseitig  zn  nntersttttsen  haben,  wo 
dl»  Befigignisse  des  Einen  territorial,  nicht  aosreichen,  dagegen  der  Andere 
nr  Bf^wiriomg  einer  Herstellang  im  Stande  sei.  -Hier  kann  denn  die  Ter- 
sehiedeidi^  der  Terfassimgen  nnd  der  Rechtsgesetse  kon  Hindemiss  sein, 
weil  natArlich  nicht  nur  die  Form  der  HQlfeleistnng  nach'  den  bestehenden 
'  Gesetien  und  Einricbtangok  eines  jeden  Landes  m  gesdieben  hfttte,  sondern 
auch  niemals  ein  Staat  genOtlugt  \\äre,  Strafinaassregeln  za  nnterstatnn, 
oder  gar  selbst  aaszniUiren,  wo  nach  seineu  Rechtsanscbauungen  gar  kein 
Verbrecheu  begangen  wurde.  Ueberhaupt  ist,  in  der  vorstehenden  mittleren 
Lehre,  weitläufig  erörtert,  dass  sich  mit  dem  Systeme  der  gegenseitigen 
Hülfe  gar  wohl  auch  Ausnahmen  vertragen,  weiche  den  Staat  von  der  Ge- 
fahr  beficeien,  der  Leidenschaft  anstatt  der  Gerechtigkeit  dienen  zu  müssen. 

Allein  auch  abgesehen  von  dieser  misslungenen  Widerlegung  einer,  eat^ 
gegenstehenden  Ansicht  ist  es  dem  britischen  Staatsmanne  nicht  gelungen, 
das  Territonalprincip  positiv  zu  rechtfertigen.  Auch  bei  ihm  unterläuft  die 
BegriffsTerwechslong ,  dass  der,  an  sieb  ganz  richtige  nnd  von  keiner  Seite 
bestrittene,  SatS:  Jeder  Staat  habe  ausschliesslich  in  seinem  Gebiete  für  die 
Becbtsordnong  zu  sorgen,  nicht  bloss  (ebenfalls  richtig)  so  verstanden  wird, 
der  Staat  sei  weder  berechtigt,  innerhalb  fremden  Gebietes  eine  Justizhaud- 
lung  vorzunehmen,  noch  auch  befugt,  dem  fremden  Staate  die  Mittel  zu  dessen 
Rechtsordnung  vorzuschreiben;  sondern  dass  er  auch  so  ausgelegt  wird:  1)  der 
Staat  sei  nicht  ermAchtigti  eine  in  seinem  Gebiete  gegen  eiAen  fremden  Staat 
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begangene  Handlang  za  bestrafen ;  nnd  2)  es  stebe  ihm  nicht  doen  anter 
seiner  Botmlssigkeit  Stdienden  wegen  einer  im  Anslande  begangenen,  nooh 
nnbestraften  Handlung,  aar  Strafe  zd  bringen.  Diese  beiden  l(rtiteB  Silae 
sind  nan  aber  nidita  weniger  als  in  dem  Principe  der  SouferSaittt  jedes 
Staates  in  seinem  Gebiete  enthalten,  nnd  keineswegs  gleiohbedeataid  mit 
den  richtigen  Folgesätzen  ans  diesem  Principe,  sopdem,  vielmdur  an  sich 
nnricfatig.  .Was  den  ersten  derselben  betrifft,  so  hat  der  ätaat  riefanehr  die 
Yerpflichtang,  dafllr  m  sorgen,  dass  flberbaapt  unter  seiner  Botmftssigkeift 
keinerlei  Becht  verletzt  werde,  wer  immer  der  Berechtigte  sei.  Eine  Be- 
strafung der  liegen  fremdes  Recht  im  Iidande  begangenen  Verbrechen  ist 
somit  nicht  nur  nicht  untersagt,  sondern  selbst  geboten.  Hinsichtlich  des 
anderen  Satzes  ist  es  aber  ganz  anzweifelhaft  Rechtens,  dass  jeder  im  dies- 
seitigen Gebiete  Befindliche  auch  unseren  G«  richten  untergeordnrt  ist.  Wenn 
nun  also  der  fremde  verletzte  Staat  keine  Strafgewalt  ttber  unseren  bleiben- 
den oder  yorQbergehendcu  Uuterthan  hat,  es  dagegen  in  Folge  der  Pflicht 
zu  internationaler  Gemeinschaft  Verbindlichkeit  des  diesseitigen  Staates  ist, 
im  Nothfalle  zur  Wahrung  auch  fromdeit  Rechtes  mitzuwirken;  SO  ist  die.Za- 
ständigkeit  über  Verbrecher  und  Handlung  unläugbar.  —  Einen  weiteren 
Grund  zur  Vertheidigong  des  Territorialprincipes  hat  aber  Sir  C.  Lewis  nicht 
beigebracht;  und  es  kann  ihm  somit  die  theoretische  Stütze  für  die  Beibe- 
haltung des  englischen  Rechtes  nicht  zugegeben  werden.  Am  wenigsten,  um 
diess  nooh  gf  Ugentlioh  zu  bemerken ,  desshalb ,  weil  etwa  die  Unrichtigkeit 
des  Grundsat/es  der  Personalität  gezeigt  werden  konnte.  Diess  ist  Sir  C. 
Lewis  allerdings  in  srlilagcnder  Weise  gelungen ;  allein  es  besteht  ja  nicht 
die  Alternative,  dass  entweder  das  eine  uder  das  andere  Princip  richtig  sein 
muss ;  vielmehr  können  beide  unrichtig  und  die  Angelegenheit  nach  einem 
dritten  Grundsätze  zu  ordnen  sein. 

Schon  der  Umstand  hätte  den  Verfasser  von  der  Unhaltbarkeit  seiner 
Grundlage  überzeugen  können,  dass  er  selbst  zugeben  musste.  das  praktische 
Beditrfniss  i  rloi  dere  Ausnahmen  nach  verschiedt  iK  n  Seifen  hin,  und  dass 
selbst  der  ganze  Zweck  seiner  Schrift  ist ,  eine  noch  weitere  zu  verlangen. 
Er  will  dii  SS  freilich  auf  die  coniitas  nationum  gründen;  allein  bedarf  es  erst 
der  ß(  nierkung ,  dass  Billigkeit  und  Freundlichkeit  zwar  wohl  Grund  zur 
Nirhtausühung  eines  unhezwrifelten  Rechtes  sein  können,  nicht  ab<T  zur 
Ausüijung  eines  nicht  bestehenden  Rechtes?  Wenn  der  Staat  eine  gewisse 
Zustantiigkeit  an  sich  nicht  hat,  so  kann  er  sie  unmöglich  aus  Höflichkeit 
ausüben;  und  es  ist  keine  billige  Rücksicht  gegen  einen  Nachbar,  sondern 
ein  klarer  Justizmord,  wenn  er  auf  Verlangen  desselben  einen  Meuschen 
straft,  welcher  seinen  Gesetzen  rechtlich  nicht  unterwürfen  ist.  —  Ueber- 
diess  beweist  das  Beispiel  von  England  selbst  am  besten ,  wie  durch  willkühr- 
lich  gemachte  Ausnahmeu  dem  Bedttrfui&se  keineswegs  auch  nur  praktisch 
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abgholfaa  wird.  Eine  Bewilligung  in  einem  Falle  und  eine  Vcrweigerong  in 
emem  gan?  analogen  anderen  Falle  stellt  so  wenig  ein  fhedlichfis  Verhflltniss 
lier,  dass  vielmehr  gerade  die  Beschwerden  um  so  bitterer  werden.  Nichts 
kann  amweifelhafter  sein,  als  dass  nicht  durch  Feststellung  von  einzelnen 
Bestinunangeii  nnd  darauf  folgende  Ausnahmen,  oder  auch  durch  analoge' 
Ausdehnungen  von  yereinzelten  Sätzen  geholfen  werden  kann,  sondern  nur 
durch  einen  allgemeinen  Grundsatz,  der  denn-freilich  ein  richtiger,  d.  h.  dem 
Rechtsbegriffo  entsprechender,  sein  muss.  Aus  Jenem  Verfahren  kann  nur 
Verwirrung  und  Verlegenheit  für  alle  Betheiligten,  namentlich  für  die  Ge- 
richte, entstehen;  es  bildet  sich  kein  allgemeines  Rechtsbewusstsein  hinsicht- 
lich der  Frage,  so  dass  gelegentlich  die  öffentliche  Meinung  ganz  falsche 
"Wege  einschlägt;  die  Regierung  kanu  in  jedem  Augenblicke  wegen  einer 
ihr  ganz  fremden  und  ihr  sonst  vielleicht  durchaus  verhassten  Handlung  in  die 
grössten  Sehwierigkeiten  mit  einem  fretiidcn  Staate  verwickelt  werden.  Gewiss 
lauter  sichere  Zeichen,  dass  mau  sich  auf  einen  falschen  Boden  ge>tellt  hat. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn  wohl  (ib<  r  HUssig ,  auch  noch  über 
einzelne  untergeordnet»'  Punkte  mit  Sir  Corncwaü  Lewis  zu  rechten ;  dieselben 
können  docli  in  der  Ilauiitsiclii'  nichts  bessern.  Wenn  es  ilmi  z.  B,  auch 
gelungen  sein  sollte,  genügende  Gründe  für  die  Falle  iUl^tilulig  /u  luacheu, 
in  welchen  auch  Englantl,  trotz  des  Territorialprintipes,  im  .Vu-lunde  began- 
gene Verbrechen  bestraft  (zum  Theil  mit  Anw<  ndung  höcli>t  wunderbarer 
Rechtstictionen) ;  su  ist  diess  für  uns  ganz  gleichgültig,  die  wir  überhaupt 
das  Princip  läugnen,  und  der  Ansicht  sind,  dass  die  im  Auslande  von  In- 
ländern begangenen  Verbrechen  sämmtlich  bestraft  werden  suUten.  Ferner 
ist  es  eine  Sache  ganz  für  sich,  ob  die  niit-muthiger  Folgerichtigkeit  von  dem 
Verfasser  verlangte  Auslieferung  eigener  Unterthanen  sich  rechtfertigen  lässt 
oder  nicht.  Auf  das  Princip  hat  die  Entscheidung  dieser  Frage  keinen  Ein- 
fluss.  Eine  AusüetVrung  ist  eine  bestimmte  Form  der  Recbtsbülfe,  und  es 
ist  klar,  dass  nur  da,  wo  überhaupt  ein  Recht  zu  einer  Bestrafung  ist,  eine 
Auslieferung  stattfinden  kann ;  sie  dann  aber  auch  zu  erfolgen  hat,  wenn  sie 
das  richtigere  Mittel  zum  Zwecke,  nämlich  zur  wirklichen  Wiederherstellung 
des  gekränkten  Rechtes,  ist,  und  keine  anderweitigen  überwiegenden  Bedenken 
entgegenstehen.  Die  Gründe,  warum  eigene  Unterthanen  in  der  Regel  nicht 
ausgeliefert,  sondern  lieber  selbst  bestraft  werden,  sind  somit  nur  Zweck- 
mÄssigkeitserwägungen. 

"Wir  glauben  nach  allem  diesem  nicht  von  vorgefasster  Ansicht  irre  ge- 
führt zu  sein,  wenn  wir  behaupten ,  dass  das  Territorialsystom  durch  diesen 
neuesten  Versuch  zu  seiner  Vertheidigung  wenig  gewonnen ,  das  Princip  der 
internationalen  Rechtshilfe  keine  Schädigung  erlitten  habe.  Was  aber  selbst 
einem  Manne,  wie  Sir  Cornewall  Lewis,  nicht  gehackt  ist,  darf  wohl 
IlberliMipt  als  unmöglich  augesehen  werden. 
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Von  den  beiden  SchrifMrllcni,  welche  eine  BcihOlfe  zur  Rechtsordnung 
anderer  Staaten  nicht  alsRechtsverbindlichkeit,  sondern  nur  als  sittliche  Auf- 
gabe anerkennen  und  die  Vollziehung  je  von  der  Erwägung  der  Umstände  ab- 
hängig machen  wollen,  ist  ohne  Zweifel  Pro  v  6  Kluit  der  juristisch  schwächere. 
—  Derselbe  geht  von  dem  Grundsatze  aus,  es  bestehe  keine  rechtliche  Ver- 
pflichtung zur  Auslieferung,  weil  jeder  Staat  in  sein  Gebiet  zulassen  könne 
wen  er  wolle,  und  weil  er  nicht  versprochen  habe,  das  Recht  anderer  Staaten 
zu  schützen.  Dagegen  sei  die  Ueberlassuug  eines  Verbrechers  zur  Bestrafung 
auch  kein  natürliches  Unrecht ,  sondern  es  hänge  von  dem  Ermessen  der 
Regierung  ab,  ob  sie  dem  fremden  Staate  helfen  wolle  oder  nicht.  Im  Be- 
jahungsfälle können  selbst  eigene  Unterthanen  ausgeliefert  werden,  wenn  man 
einer  gerechten  Behandlung  derselben  sicher  sei.  So  bilde  sich  denn  aas 
sittlichen  und  aus  Zweckmässigkeitsgründen  folgendes  System:  Nicht  aas- 
zuüeferu  seien  eigene  Unterthanen  und  die  Angehörigen  dritter  Staaten; 
dagegen  mögen  die  Angehörigen  des  requirirenden  Staates  ihm  zugesendet 
werden,  Iheils  wenn  sie  in  dessen  Gebiet  sich  verfehlt  haben,  theüs  wenn 
sie  diesseits  nicht  bestraft  werden  können.  Jeden  Falles  jedoch  nur  wegen 
gemeiner  und  schwerer  Verbrechen. 

Es  ist  wohl  nicht  nöthig,  erst  zu  zeigen,  auf  wie  schwachen  Füssen  diese 
Anschauung  und  Ausführung  steht,  wie  schlotterig  die  ganze  Beweisführung 
ist.  —  Die  rechtliche  Begründung  ist  weder  zur  Vertheidigung  des  eigenen 
Satzes  noch  zur  Widerlegung  anderer  Meinungen  von  irgend  einer  Bedeutung. 
Einmal  nämlich  wird  die  NichtVerpflichtung  zur  Auslieferung  darauf  gestützt, 
duss  der  Staat  über  die  Zulassung  Fremder  in  sein  Gebiet  nach  eigenem 
Gutbetinden  entscheide.    Diess  unterliegt  nun  nicht  dem  mindesten  Zweifel; 
allein  es  heisst  doch  nur  so  viel,  dass  er  Solchen  den  Aufenthalt  verweigern 
könne,  welche  ihm  nicht  zusagen,  und  keineswegs  ist  damit  gleichbedeutend^ 
dass  er  ein  Recht  habe,  Diejenigen  der  strafenden  Gerechtigkeit  zu  entziehen, 
welche  er  seiner  Zeit  nicht  abwies.    Regelmässige  Aufnahme  und  ausnahms- 
weise Auslieferung  können  gar  wohl  neben  einander  bestL-heu,  wenn  der 
Staat  überhaupt  die  Verpflichtung  hat,  die  Rechtsordnung  Anderer  im  Noth- 
fallc  zu  unterstützen.    Dass  aber  eine  solche  Verpflichtung  rechtlich  nicht  zu 
begründen  sei,  hat  der  Verfasser  gar  nicht  uuternonmien  zu  beweisen.  Und 
was  gar  den  zweiten  Grund  einer  NichtVerpflichtung  zur  Auslieferung  betrifft, 
nämlich  den  Mangel  eines  ausdrücklichen  Versprechens,  so  ist  es  ganz  über- 
flüssig erst  zu  bemerken,  dass  es  doch  wahrlich  auch  rechtliche  Verpflich- 
tungen gibt,  welche  nicht  auf  einem  Versprechen  beruhen ,  sondern  aus  dem 
Wesen  der  Verhältnisse  selbst  entstehen.  Gerade  eine  solche  natürliche  Ver- 
pflichtung wird  aber  in  Beziehung  auf  internationale  Beihülfe  zur  Rechts- 
ordnung behauptet.   Mit  Eiflcm  Worte,  der  Verfasser  begreift  den  recht- 
lichen Kern  der  Frage  gar  nicht.  —  Der  von  ihm  aber  angeatellte  Versuch, 
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aus  angeblich  sittlichen  und  pulitischen  Gründen  die  Fälle  einer  eingeräamten 
oder  zu  Terweigcmdon  Auslieferung  festzustellen,  beruht  lediglich  auf  snb- 
jectiven  Gefühlen ,  und  ertrügt  daher  eine  nÄhere  Prtlfung  gar  nicht.  Jeder 
mag  nach  Belieben  auf  solcher  Grundlage  so  oder  auch  anders  meinen.  — 
Somit  war  es  vielleicht  ein  Verdienst  des  Verfassers,  die  Auslieferungsfrage, 
und  damit  natürlich  das  ganze  Princip,  nach  längerer  Vernachlässigung  aus- 
führlich besprochen  zu  haben;  auch  ist  die  Arbeit  in  Aufzählung  der  posi- 
tiven Rechtsbestimmangen  verschiedener  Länder  fleissig  und  zuverlässig; 
aber  eine  Lösung  der  Aufgabe  ist  sie  nicht. 

Weit  schärfer  und  mit  völlig  richtigem  Verständnisse  der  Frage  ver- 
fährt Ma  rtjua  rdsen.  Er  nimmt  praiitisch  den  englischen  Standpunkt  ein, 
sucht  jedoch  denselben  eine  bessere  wissenschaftliche  Begründung  zu  geben, 
als  er  im  eigenen  Lande  zu  erhalten  ptlt  gt,  und  diess  führt  ihn  denn  zu  einer 
eigenen  theoretischen  Aufstellung.  Da  er  seine  Theorie  in  zwei  getrennten 
Abhandlungen  dargelegt  bat,  so  ist  auch  jede  derselben  abgesondert  ins  Aug^ 
zu  fassen. 

In  der  Darstellung  des  Asylrechtes  geht  er  von  der  völkern  t  litiichen 
Souveränität  der  Staaten  und  von  der  Territorialität  des  Rechtes  aus,  und 
leitet  daraus  die  Abscliliessung  der  Rechtsordnung  eines  jeden  Staates  mit 
dessen  Gebiet  her,  sowie  die  Unzulässigkeit  fremder  Rechtshandlungen  iinier- 
halb  der  diesseitigen  Grenzen.  Allerdings  sei  es  eine  sittliche  Pflicht  des 
Staates,  fremde  Staaten  in  ihren  Bemflbangcn  um  die  Aofrecbterbaltung  ihrer 
Recbtsordnnng  zu  unterstatzen  7  allein  eine  rechtliche  Forderung  darauf  stehe 
ihnen  nicht  zu,  yielmehr  lei  es  die  Seche  der  freien  Entschliessung,  darüber 
m  entscheiden,  wie  neit  meii  tber  die  eigene  mmiittelbare  Bechtsaufgabe 
hinansgehen  wdle,  nad  ee  lialte  >idi  hfeifid  jeder  Staat  durch  seine  Indivi- 
dnalittt  bettfiuncii  m  lassen.  Eine  Weltrecfatsordmmg  bestehe  nicht,  son- 
dern nnr  eine  Staatenwelt,  in  welcher  jeder  Staat  oaeh  seiner  lodifidaalitftt 
•bestehe  nnd  Id^.  So  sei  denn  namentlich  die  TerliStiing>  der  Beeintricb- 
tigung  fremder  Staliteii  durch  eigene  Unteithanea  nur  eine  dttliche'Pffieht, 
imd  jedenbUs  kOnne  der  fremde  Staat  keine  weitergehenden  ICaassregeln  -m 
seinem  Sebatse  verlangen,  als  der  Staat  für  sich  selbst  iBr  notbwendig 
erachte. 

In  der  Abhaadhrng  über  die  Auslieferung  geht  der  Yerfiwser  daton 
aas,  dass  von  alten  Zeiten  her  xwd  Qmndsltie  als  maassgebend  betrachtet 
worden  seien:  ftimlidie  Bechtsverpffichtang  tar  Aaslielerang  in  Folge  aas- 
drfkdclicher  Tertrige;  blosse  reehtlidie  HOgliehkeit,  <dme  solche  Yertrlge, 
■  abo  bei  freiem  sittlichen  Willen.  Da  nan  das  letztere  angenOgend  and  an- 
sicher  sei,  so  mttsse  allerdings  die  AbschHessang  vj»  Tertrlgen  angenlhen 
werden  anÜ  das  Aastteferangsrecfat  sei  nichts  anderes,  als  das  Eecht  der 
Aaslieferangsvertrlge. 

T.  Uohl,  flIairtiiMbt.  BS.L  47 
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Es  soll  nicht  in  Abrodt'  gezoi^on  werden,  dass  Marquardsen  seine  An- 
sicht mit  Scharfsinn  entwickelt  und  sie  auch  in  manchen  (im  Obigen  nicht 
näher  angegebeneu)  Einzelheiten  folgerichtig  festhält ;  allein  das  Ganze  leidet 
an  einem  doppelten  Grundirrthume.  —  Einmal  tritt  auch  hier  wieder  die 
wunderliche  Ansicht  entgegen ,  dass  die  ausschliessende  Souveränität  des 
Staates  in  seinem  Innern  neben  der  Hülfe  zur  Aufrechterhaltung  fremder  Rechts- 
oj'dnung  nicht  bestehen  könne.  Es  ist  nun  aber  wohl  nicht  nothwendig,  noch 
einmal  nachzuweisen ,  dass  jcjics  Recht  und  diese  Pflicht  sehr  wohl  neben 
einander  bestehen  können ,  ja  dass  sie  sogar  nur  Folgerungen  aus  einer  und 
derselben  Aufgabe,  nämlich  der  Ermöglichung  vernünftigen  menschlichen 
Zusamnienlebens ,  sind.  —  Zweitens  aber  ist  die  versuchte  Unterscheidung 
zwischen  bloss  sittlicher  Pflicht  zui-  llechtshülfe  und  einer  fönulichen  Verbind- 
lichkeit zu  solcher  entschieden  zu  verwerfen;  oder  vielmehr  ist  zu  behaupten, 
dass  die  fragliche  Verpflichtung  aus  dem  Gebiete  der  Sittenlehre  heraustrete 
und  förmliche  Rechtsverpflichtuug  werde.  Die  Aufgabe  des  Staates,  für  Auf- 
rechterhaltung der  Rechtsordnung  zu  sorgen,  ist  allerdings  in  j«o  ferne  zuletzt 
im  Sittciigesetze  begründet ,  als  das  Bestehen  einer  solchen  Ordnung  eine 
unerlüsslicbc  Bedingung  der  Erreichung  vernünftiger  Lebenszwecke  ist.  Da 
der  Staat  dazu  bestimmt  ist,  diese  Lebenszwecke  zu  fördern ,  so  ist  es  na- 
türlich auch  seine  Pflicht,  die  nothwendigen  Mittel  zu  ergreifen,  und  es 
mag  diess  immerhin  schon  aus  dem  Standpunkte  des  allgemeinen  Sitten- 
gesetzes erwiesen  werden.    Aliein  es  ist  ein  Irrthum,  die  in  Frage  stehende 
Verpflichtung  als  im  Kreise  der  weiteren  sittlichen  Pflicht  stehen  bleibend 
zu  betrachten.    Wenn  das  Recht  im  Gegensatz  gegen  die  Sittlichkeit  darin 
besteht,  dass  das  erslere  aus  solchen  vernunftgemässen  Handlungen  besteht, 
welche  einerseits  nothwendig  zur  Erreichung  vernünftiger  Zwecke,  andrer- 
seits erzwingbar  durch  äussere  Gewalt  sind:  so  frugt  es  sich  in  Beziehung 
auf  die  vorhegende  Frage  lediglich,  ob  die  internationale  RechtshOlfe  noth- 
wendig ist  zur  Erhaltung  einer  vollständigen  Rechtsordnung,  und  ob  sie  im 
Nothfalle  durch  äussere  Mittel  erzwungen  werden  kann?    Beide  Fragen 
bind  nun  aber  sicherlich  zu  bejahen.   Es  ist  ein  offenbarer  und  unter  Um- 
standen sehr  fühlbarer  Mangel ,  folglich  eine  Beeinträchtigung  der  vernünf- 
tigen Lebenszwecke,  wenn  ganze  Kategoriecn  von  Rtchtsstöruugen  desshalb 
nicht  verhindert,  beziehungsweise  nicht  bestraft  werden  können,  weil  sich 
der  Verbrecher  der  Wirksamkeit  des  zunächst  betheiligten  Staates  entzieht. 
Es  ist  somit  nothwendig,  dass  hier  von  Denen  nachgeholfen  werde,  welche 
in  der  Lage  dazu  sind.  Dass  aber  die  Zu  solchem  Zwecke  getroffenen  Maass- 
regeln, nämlich  entweder  eigene  Bestrafung  der  geg(  n  das  Ausland  began- 
geneu Verletzungen  oder  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an  den  verletzten 
Staat,  nöthigen  Falles  erzwungen  werden  können,  (soweit  in  internationalen 
Verhältnissen  überhaupt  von  Zwang  die  R«  de  ist,)  kann  keinem  Zweifel 


Die  TftlkMTedifHche  Ldire  tom  Asyle.  739 

untorliegcn.  Somit  int  ileim  vulhr  (liuml  vorhanden,  hier  ein  förmliches 
Ktihtsverhältniss  und  nicht  bloss  eiuf  sittliche  Pflicht  un/uerkennen.  Am 
wenigsten  sollte  der  Verfasser  dieses  selbst  läugneu.  Er  gibt  j;i  selbst  zu, 
dass  Auslieferung  u.  s.  w.  eine  förmliche  Kechtspflicht  sei.  wenn  sie  durch 
einen  Vertrag  festgestellt  worden.  Nun  wird  er  aber  doch  gewi>s  nicht  in 
Abrede  ziehen ,  dass  ein  Vertrag  keineswegs  immer  das  K<'cbl  erst  >ehatTt, 
sondern,  und  zwar  sehr  häutig,  nur  bereits  besteliendt  ^  Hecht  bestimnit  an- 
erkennt und  in  seinen  Einzelheiten  feststellt.  Es  kommt  also  in  jedrin  ein- 
zelnen Ealle  nur  darauf  an,  ob  der  Gegt  nstand  des  Veitrag»  >  auch  schon 
aus  allgemeinen  Gründen  zu  Recht  be>tand.  oder  ob  willkürliches  Recht  erst 
durch  denselben  geschaffen  wird.  Da^s  aber  gerade  hier  alle  Bedingungen 
einer  natürlichen  Reehtsforderung  vurlianden  sind,  ist  oben  nachgewiesen. 
Die  so  scharf  an  entniite  Individualität  der  Staaten  aber  kann  von  keinerlei 
Einwirkung  auf  die  Verpllichtung  >ein.  zur  Aufrechti'rhaltung  der  Rechts- 
Ordnung  überhaupt  beizutragen.  Diese  Individualität  hat  lediglich  die  mög- 
liche Eolge,  dass  bolininite  Handlangen  von  dem  einen  Staate  als  strafbare 
Rechtsverletzungen  betrachtet  werden,  von  anderen  dagegen  nicht,  und  dass 
also  die  ersteren  sich  grundsfltzlich'  Weigern,  zur  Bestrufang  eines  von  ihnen 
fCfr  erlaubt  erachteten  Verhaltens  mitinwirkeu ;  keineswegs  -aber  kann  daraus 
eine  wiUkOrliche  Freiheit  entstehen,  RechtshtUfe  überhaupt  zu  leisten  oder  ■ 

Der  StMl  mag  sein,  wie  ^  will,  immer  hat  er  gegenüber  von  oo«d- 
«Urendeii  Staaten  die  Yerpiiditung,  iu  femunfliger  Gemein«äiftft  mit  ihnen 
2a  leben.  Ein  Vertrag  .mag  also  in  dem  vorliegenden  FftUe  rflthlieb  sein 
znr  Beseitigung  von  Streitigkeiten;  allein  notbweudig  zur  Schaffung  der 
äolftpflicht  ist  er  an  Bloh  nicht 

Ueber  ontergeordnete  Ponkte  mit  dem  Yer&sser  sn  rechten,  wftre  swar 
andi  möglich;  allein  es  mag  folglich  unterbleiben,  da  mit  der  Antwort  Aber 
die  Hauptfrage  sich  das  Einaelne  von  selbst  ergibt.  Nor  die  Bemerkung  ■ 
ist  webl  aoob  gestattet,  dass  dii^ige  Theorie,-  welche  die  Herstellung  des 
Becbtes  in  der'  grOsstmflgiichea  Ausdehnung  uid  durch  um&ssendes  Zu- 
sammenwirken aller  gesittigten  Staaten  verlangt,  sich  an  Achtung  der  Bechts- 
idee  wohl  mit  jenen  Anschauungen  messen  kann,  welche  nur  theilweise  uiid 
unter  Bedingungen,  dadurch  aber  mit  manigfachen  Lücken,  sich  dasu  ver- 
stehen wollen. 

Was  endlich  -die  von  Berner  und  Arnold  anfgestellte  Lehre  betrüEt, 
10  besteht  ihre  EigenthamUchkeit  darin,  dass  kein  ^meinscbaftlicher  «^erster 
Omndsatz  an%esteHt  ist,  aus  welchem  die  Frage:  ob'und  wie  weit  ein  Sta«t 
einem  anderen  Staate  aur  Anfrechteriialtluig  der  Rechtsordnung  des  letsteren 
HflUe  schuldig  sei,  im  Gauen  und  in  allen- einseinen  Theilen  beantwortet 
werden  soU,  sondern  dass  vielmdir  je  flir  die  einzelnett  F^Mle  i^eich  boch 
stehende  Principien  auijiesucfat  sind.  .Die  beiden  genannten  Schriftsteller 
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stimmen  in  der  Hauptsache  und  in  der  Eniwicklungsweise  gan2  mit  ein- 
ander öberein ,  doch  treten  gegen  das  Ende  ihrer  BeweisfQhrung  einige 
Verschiedenheiten  ein.    Von  Beiden  übereinstimmend  wird  nämlich,  zuerst, 
das  Territorialprincip  des  Strafrechtes  als  entscheidend  ftlr  alle  im  eigenen 
Gebiete  begangenen  Verbrechen  betrachtet.    Sodann  ist,  zweitens,  das  Per- 
sonalitätsprincip  anerkannt  für  alle  verbotenen  Handlungen,  welche  ein  In- 
länder im  Auslande  gegen  das  inländische  Recht  begehen  möchte;  dieses 
aber  gestützt  auf  den  durch  einen  Aufenthalt  ausser  Landes  nicht  unter- 
brochenen Unterthanenverband.    Ferner  wird,  drittens,  für  die  Bestrafung 
von  Handlungen,  welche  Inländer  im  Auslande  gegen  dieses  begangen  haben 
möchten,  eine  internationale  Verpflichtung  des  Staates  anerkannt,  fremde 
Staaten  zu  unterstützen  in  ihrer  Rechtspflege.   Von  hier  ab  tritt  aber  die 
Verschiedenheit  ein.    Einer  Seits  will  nämlich  Berner  das  letztgenannte 
Princip,  damit  nicht  ein  Uebermaass  und  dadurch  eine  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  eintrete,  beschränken  auf  die  Fälle,  in  welchen  der  Staat  selbst 
ein  Interesse  bei  der  Bestrafung  habe  und  ihm  ein  natürliches  Strafrecht 
zustehe.    Auf  der  andern  Seite  begnügt  sich  Arnold  nicht  mit  den  drei 
Normen  der  Territorialität,  Personalität  und  Intemationalität ,  sondern  er 
will  auch  noch  ein  viertes,  welchem  er  keine  bestimmte  Bezeichnung  gibt, 
das  er  aber  als  auf  der  Sclbsterhaltung  beruhend  betrachtet,  beifügen,  und 
dieses  zwar  anwenden  auf  Handlungen  von  Ausländern  im  Auslande  gegen 
diesseitiges  Recht  begangen.  —  In  Beziehung  auf  die  Auslieferung  insbe- 
sondere aber  wird  von  Bemer  angenommen,  dass  der  Staat  gleichsam  still- 
schweigend (?)  einen  grossen  Bund  mit  den  übrigen  Staaten  geschlossen 
habe  zur  Verwirklichung  des  Rechts  unter  dem  Menschengeschlechte ,  und 
dass  also  jeder  Staat  die  Pflicht  habe,  anderen  Staaten  bei  ihrer  Rechts- 
pflege beizustehen,  damit  diese  durch  die  berechtigten  und  berufenen  Organe 
geübt  werde.  Erst  da  also,  wo  eine  Auslieferung  nicht  mehr  der  Gerechtig- 
keit dienen  würde,  sei  auch  die  Grenze  der  Auslieferungspflicht;  tod  einem 
Rechte  des  Verbrechers  aber,  nicht  ausgeliefert  zu  werden,  könne  niemals 
die  Rede  sein,  weil  ihm  keine  Forderung  auf  Straflosigkeit  zustehe. 

Mit  diesen  Ausführungen  muss  man  so  weit  vollkommen  einver- 
standen sein,  als  die  Verfasser  das  Nicht  ausreichen  des  Territorial-  und 
des  Personalitätsprincipes  erweisen,  und  eine  natürliche  Pflicht  des  Staates 
fremden  Staaten  bei  Handhabung  der  Rechtsordnung  beizustehen,  aner- 
kennen. Allein  es  genügt  das  Eingeräumte  nicht.  Zunächst  müssen  Jene 
Principien  vollständig  verlassen  werden;  sie  sind  auch  zur  Erklärung  nur 
einer  bestimmten  Kategorie  von  Handlungen  nicht  benützbar.  Dass  das 
Territorialpriucip,  in  der  Weise  wie  es  auf  die  Frage  angewendet  zu  werden 
pflegt,  nur  ein  Bündel  von  BegriflFsverwirrung  ist,  wurde  oben  bereits  ge- 
zeigt. Das  Personalitätsprincip  aber  ist  ohnedem  durch  und  durch  unhaltbar, 


wie  diMt  itft  wieder  Sir  C  Lewis  mit  weniges  sddageodm  Gründen  dar- 
gethu  luit  IMr  ÜBtoibtti  kauft  nninOglieli  im  Auslände  mei  ?«nduedenen 
und  aich  vidleicht  widersprediendten  StnliseaetHD.nnterworCni  Min;  flber- 
diflM  hAtt  der  (von  BenieF  beeonden  galtend  gemadite)  Gedanke,  daaa  dia  ' 
fltnfrarbote  dea  Staates  aioh  ana  der  üsfeninlnrkeil  einer  Handlung  mit 
dar  Staatabfligcraigenadiaft  eridlren  Urnen;  und  daaa  desshalb  Derjenige, 
welcher  diese  fügemdiaft  nicht  aufgegeben  habe,  andi  im  Aoslande  an  das 
Verbot  gebunden  ad,  eine  nficbteme  Prttfting  nicht  ans.  Strafe  ist  noth- 
wendig  nad  begründet,  weil  sie  ein  onerlAssliches  Mittd  aar  Aofredithaltnng 
der  Beehtaordnnog,  dieae  aber  wieder  die  Torbedingnng  der  Emichnng 
aiwmttliriiw  menaehUflher  liebenaiweeke  ist;  nicht  aber  weil  ea  nicht  aD> 
atlndig  ftr  den  BOiger  ist,  gewisse  Handlangen  an  begehen.  Sodann  aber 
fefiiert  daa  an  sieh  zkhtige  Prindp  der  Hfllfeleiatong  seinen  •'Werth,  wenn' 
ea  in  dojipelter'  Beaiehang  wiHkarliefa  besehrlnkt  wird.  Etaunai  in  so  tene 
es  nur  auf  eine  einielne  KUtase  ton  Pillen  angewendet  wird,  wflhrend  es 
doch  die  gesammte  Frage  beKemeht  Dann  aber,  weü  dieHttUSqtfflcbt  anf 
die  FlUa  beachrtnkt  werden  will,  bei  irelchen  er  selbst  ein  Interesse  habe. 
Wenn  eine  sohdie  Pflicht  besteht,  so  besteht  sie  jn  gerade  dea  Noth  lei- 
dendon  flremdiBn  Bechtea  liegen.  Wo  der  Staat  selbst  betheitigt  ist,  kann 
er  nncfa  ana  nanittelbarem  tigenen  Raehte  handehi,  nnd'  die  HoIÜb  Air 
frendils  Becht  kommt  dabei  gar  nicht  mr  Anwendung.  Daas  ohne  diese  • 
Besehrlnknng  die  Pflfadit  eine  nngemessen  grosse  nnd  daher  nnandlBhrbare 
sein  Wirde,  ist  gnaa  ohne  Beweis  angenonmun.  Die  Zahl  der  FftUje,  in 
welchen  ein  Staat  HBllb  an  leisten  hat  bei  Verbrechen,  welche  im  AnsUmdo 
TOn  Aaslftndem  begangen  nnd  dort  nicht  bestraft  sind,  ist  anter  keiner  Vor- 
ansBBtanng  eine  nnmlssig  grosse,  da  weitana  in  der  Bogel  Jeder  Staat  bei- 
den  in  seinem  Gebiete  bogangenen  Verbrechen  seibat  angreift,  eine  FhicSit 
des  Thiters  aber  ientweder  nicht  gelingt  oder  gar  nicht  Tersoebt  wird. 

Allein  gani  abgesehen  hiervon,  ist  eine  Hanpteinwendnng '  deaahalb  n 
maefaon,  daaa  die  LOsong  der  Frage,  ob  nnd  wieweit  der  Staat  an  einer 
BeditahBiCB  Ober  sein  eigenes  anmitUOhares  BedliffiiiQs  hinans  berechtigt  nnd 
verpfliGhlet  sei,  nicht  ana  drei  verschiedenen  in  gleicher  Hobe  ateheaded 
GesiohtiVnnhien  betrachtet  werden  kann,  sondern  ana  einem  einaigen  obersten 
Gmndaatse.  entschieden  werden  mnss.  Es  liegt  hier  nur  ein  ebniges  Problem 
vor,  walobea  si^  alterdfajga  im  weiteren  Verfolge  in  einadne  nntergeordnete 
.Anfgaben  apaltet,  aber  doch  immer  ein  weaentlich  aasammenblngendea 
Ganses  bildet.  Wenn  nnn  diese  einzelnen  AnaliDfer  der  Frage  onter  ver- 
schiedene Grandsitae  gestellt  werden,  so  entsteht  lücht  nnr  Unklarheit  Aber 
die  eigentlich  entscheidende  Norm  nnd  lielleieht  materieller  Widerspruch, 
sondern  es  wird  ftberhanpt  thats&chlich  der  Beweis  'geUelhrt,  daaa  man  noch 
nicht  an  dam  Standpunkte  anfj^estiegen  ist,  ton  vialcham  ana  sich  daa 
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Game  zosanutienhlngend  entfaltet,  und  von  welchem  aus  es  wSt  einer 
dorchgreifen'den  Regel  versehen  iverden  kann.  Wenn  also  (fus  naa  gana 
zugeben  kann,  ja  sogar  in  noch  weiterem  Uaasse,  als  es  die  Yer&sser  ver> 
langen,)  das  Territorialprincip  and  das'  Personalitfttsprincip  nleht  ti^agei  m 
einer  vollständigen  Lösung  der  Aufgabe,  so  er^bt  sich  ab  richtiges  Teriahrai 
nicht  die  Nebeinanderstellung  mehreife?  unter  Mch  unv«rdobai«r  Regetai  und 
eine  Yertheilung  des  Stolfes  unter  dieselben,  sondern  vielmehr  die  Auftudiuaff 
eines  Principes,  welches  durchweg  genflgt  Als  ein  solches  aber  ersdieinfc 
die  Beihtttfe.  zur  Weltreditsordnung  mit  tinigen  durch  die  thatelchUeMB 
Verhältnisse  des  Lebens  nOthig  werdenden  Beschriakun^,  walcke  aornÜ 
nicht  als  eine  bloss  theilweise,  sondern  als  die  alleinige  und  dwohgreiteie 
Norm  angestellt  werden  muss. 

h)  Irltt^  dsa  posittm  BMhtM. 

.  Wie  sich  nun  aber  immer  das  wissenschaftliche  Uctheü  Über  die  auf- 
gestellten Theorieen  gestalten,  und  welcboM  l^nfluss  difiiJenige,  wekhe 
Billigung  verdient  und  findet,  auf  mehr  als  Eine  Bechts-  und  Staalswiseen- 
schaft  ausüben  kann:  die  Hauptsache  ist  natllriich  der  Einflaas,  wekhen  eioa 
Theorie  auf  das  Leben  auszuttben  geeignet  ist 

Es  wilre  freiUek  th<^'ehl,  auch  von  der  offenbar  riesigsten  Lehre  eine 
alsbaldige ,  eine  durehgUk|$ige  und  eine  mrraiiirttdili<^  UebereiaslivmHig 
der  Gnmdsitze  mid 'Handbmgen  sämmtlicher  Staaten  zu  erwarten.  Die 
Wirkung  kann  nicht  augenblicklich  sein,  (wenn  sdum  gerade  im  Völkerrecht« 
neue  Ueberzeugongen  an  sich  leichter  in*8  Leben  treten.)  Noch  weniger  ist 
eine  völlige  Gleichförmigkeit  zu  erwart  rn,  weil  die  Bereitwilligkeit  zur  Unter- 
stützung fremder  Staaten,  zn  welchen  Zwecken  es  auch  immer  sei,  TieUach 
bedingt  ist  durch  allgemeine  Verhältnisse,  Oberhaupt  bestehende  Gemein- 
'gefüllte  oder  Abneigungen,  mit  Einem  Worte  durch  Interessen  und  Vomrtheiie, 
und  nicht  immer  durch  Ueberzcngnngen.  Und  am  wenigsten  darf  darauf 
gehofft  wcrdon,  dass  niemals  Leidenschaft  oder  die  Beschaffenheit  des  ein- 
zelnen Falles  zu  einer  Abweicbung  von  den  Regeln  verleiten  werden ,  selbst 
wenn  diese  grundsätzlich  allgemein  anerkannt  wären.  Zur  scheinbaren  Rmüii- 
fertigung  einer  Abweichung  von  völkerrechtlichen  Regeln  hat  es  erforder- 
lichen Falles  niemala  an  Worten  und  Scharfsinn  gefehlt. 

Dennoch  kann  ea  nui'  nfltzlich  sein,  die  bestehenden  VerabredsagCB 
unter  den  Völkern  und  deren  Gesetze  zusammenzuhalten  mit  der  von  der 
Wissenschaft  gefundenen  Lehre.  Ein  grosser  Theil  der  jetdgen  Verschieden- 
heiten und  Uuzuträglichkeiten  rührt  nicht  bor  von  einem  besondem  biteresse 
oder  aus  einem  bewussten  Widerwillen :  sondern  ist  lediglich  die  Folge  der 
mungoihaflen  und  vielgestaltigen  Theorie.  Alle  nur  aus  diesem  Grunde 
\  irre  gehenden  Staatsmftnner,  Richter  und  schliesdich  Gesetzgeber  können 
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sich  aber  eines  Bessern  ttborzougcn  nnd  darnach  auch  bandehi.  Selbst  ftr 
die  an  sich  weniger  Geneigten  ist  die  Festhaltung  einer  eigentbflmlichcn  und 
tielleicbt  offenbar  Belbstoftchtigen  Verfahrensweise  schwer  gemacht  gegcn- 
Bber  um  einem  in  der  Wissenschtft  aUgemein,  m  den  gesittigten  Staaten 
weiiigstflns  Ikberwiegrad  angenorojnenen  Chrniidsfttie.  Ja  sogar  die  öffentliche 
lleiining  jener  YflOcer,  welche  nur  ihre  eigene  Rechtspflege  ab  eine  cttTer- 
ttnige,  ihre  Richter  als  unabhängig  and  ehrenhaft  so  betrachten'  geirohnt  - 
md  daher  einer  üntersttttniDg  fremder  Gesetze  sehr  abgeneigt  sind,  dadweh 
aber  auch  ihren  Regierungen  die  HInde  binden;  seihet*  die  öffentliche  Mei- 
mmg  alao  in  England,  Kordamerika,  Frankreich  iKaan  doch  wohl  anf  die 
Daner  aidi  einer  klaren  Kachweisoag  des  wirklichen  Rechtes  nnd  der  Yer- 
mmftmäaii|^»it  idcht  entliehen. 

DaM  eine  Annahme  der  in.  Yorstehenden  entwickelten  Gmndsätie 
eine  grosse  Yeiflnderang  in  dem  posittTen  Rechte  air  Folge  bitte,  ist  aller- 
dings richtig,  und  ergibt  sieh  axudi  ohne  näher«  Untersnchong  schon  ans  der  - 
Jetidgen  grossen  Yersduedenheit  desselben.  Allein  eb»  ana  dieser  Yer- 
schiedenheit  mnss  aach  auf  das  Bedftriniss  einer  Yerbesserong  geschhMsen 
werden,  da  dioch  ?ob  ^esen  sieh  widersprechenden  YerMgen,  Gewohn- 
heiten nnd  Gesetsen  höchstens  nnr  Eine  Gattnag  das  Richtige  fsststellt. 
Die  MQhe  der  Umgestaltong  kommt  daher  nicht  in  Betracht,  wenn  nor  eine 
Lehre  als  die  bleibend  richtige  betrachtet  werden  kann. 

Es  würde  an  weit  Itthren  nnd  kanm  von  gentgender  Bedentnag  sein,  * 
wenn  die  antergeordneten  Einaelnheiten  des  bestehenden  positiven  Rechtes 
nochmals  an^efthzt  md  mit  der  Lehre  nsammeDgehalten  Werden  woUten. 
Der  Zweck  wird  en^cht,  wenn  aoch  nnr  die  Hanptponkte  ausgehoben  und 
benrtheilt,  auch  fielleSdit  gehörigen  Grtea  YorschUge  gemacht  werden.  — 
Als  sohibe  Hauptpunkte  lassen  sich'  nun  aber  folgende  drei  befeicfanen:  ein-' 
mal  die  Frage  tther  die  eigene  Bestrafung  der  Staatsangehörigen  wegen  eines 
im  Auslände  begangenen  Yerbrechens;  zweitens,  die  Bestrafong  eines  von 
•einem  AusUnder  gegen  das  Ausland  and  in  demselben  begangenen  Yerbre- 
diens;  drittens,  das  Aqrhrecht  und  die  Ausliefe^ng 


1)  Die  diesMitige  Brntrafting  eine«  AiiMiXndeni,  wok«'»  eirx's  im  Atislan<l<>  Regpn  uns  be- 
jriutfrenen,  bUli«r  nieht  boitraftaa  Verbcecheiu  ist  hier  nicht  mit  aiUisenomintin ,  obgleich  dieM 
Frage  von  den  rendiledaan  StMtwi  Mlir  TenebMen  baantirftriet  wird  {s.  oben,  8.  MT  fg.)-  flo 
wichtig  nimlich  auch  die  nair  in  intornatlonulor  netichiing  ist,  >veKf*n  ilcr  mogllcberwelM 
Taischl«d«il«B  Aoffuwang  des  Baditapunktea  von  (leiten  der  beiden  betheiiigteo  Staaten;  M 
macht  lie  doch  kefnen  TheH  dte  hier  sünMeliat-  n  beepreebenden  eyitenes  der  ersfioienden 
Beehtapfleg«  aus.  In  einem  solclien  KulN»  ninnni  Jh  fl<  r  SUat  kfim»  fremde  Regienintr  in  An- 
«praeh  lar  Ergiiuang  «einer  eigenen ,  nidit  aiuureicheoden  Recbtepflege ;  londerB  er  gieht  ileh 
ha  GcgentheOe  Jetit  (m  Stand«,  Min«  Oeaette  doreh  seine  Oerlcbt«  In  Anwendnnir  m  bringea. 

Per  einzijfe  Punkt,  in  vveloheBl  dia  Bc^trafuns:  r-inen  Ausländers  mit  der  Lehre  vr.n  dt-r  iiiter- 
Datiooalen  liecbtabeibiUfe  in  VacUadung  steht,  ist  der  etwaige  Anepruuh  auf  Aaelieferunf  eine« 
aolcban  ▼arbraeben.  Dieter  Fall  wird  ab«r  bei  der  Aeylfirage  «rSrlart.  —  0«t«  ErSrteniagen 
Sbar  «ata  Fnaa  a.  bü  Vttlafarl,  Das  erimes  eonmls  k  VHtnagK,  8.  SS «. 
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«)  Bestrafung  eigener  Staatsangehörigen  wegen  eines  im 
Auslande  begangenen  Verbrechens. 

Die  positiven,  gegenwärtig  bestehenden  Bestimmungen  hinsichtlich  dieses 
Falles  bilden  (wie  oben,  S.  644  das  Nähere  angegeben  ist),  nicht  weniger 
als  vier  Gruppen.  Nach  der  einen  Auffassung  werden  sie  gar  nicht  bestraft; 
nach  einer  zweiten  allerdings  und  unbedingt;  nach  einer  dritten  unter  ge- 
wissen Bedingungen,  namentlich  der  Gegenseitigkeit;  nach  einer  vierten  nur 
bei  einzelnen  bestimmten  Arten  von  Verbrechen.  —  Die  im  Vorstehenden  als 
die  richtige  angenommene  mittlere  Theorie  aber  enthält  (S.  715  fg.)  nach- 
stehende Sätze:  Der  Staat  gewährt  jeder  fremden  Rechtsordnung  in  so  ferne 
Schutz,  als  er  die  von  eigenen  Unterthancn  gegen  sie  begangenen  Verbrechen 
bestraft,  gloichgfiltig,  ob  dieselben  im  eigenen  Gebiete  oder,  unentdeckt,  im 
fremden  Lande  begangen  wurden,  gleichg(Ütig  ferner,  ob  sie  Privat-  oder 
öffentliche  Rechte  verletzen;  und  zwar  bestraft  nach  eigenem  Verfahren  und 
nach  eigenem  Gesetze,  auch  ohne  Aufforderung  des  Verletzten,  und  selbst 
bei  Verweigerung  der  Gegenseitigkeit.    Hiervon  machen  nur  ganz  unter- 
geordnete Vergehen  und  die  Fahnenflilchtigkeit  eine  Ausnahme.  —  Es  fällt 
also  die  Theorie  vollkommen  zusammen  mit  dem  positiven  Rechte  der  zweiten 
Gruppe,  d.  h.  Oesterreichs,  Preussens,  Bayerns,  Sachsens  n.  s.  w.,  indem  in 
diesen  Staaten  der  Unterschied  zwischen  eigentlichen  Rechtsverletzungen  und 
unbedeutenden  Vergehen  ebenfalls  gemacht  ist   Nur  geringe  Abweichungen 
finden  statt  zwischen  der  Theorie  und  den  Gesetzgebungen  der  dritten  und 
der  vierten  Gruppe,  indem  jene  den  Grundsatz  zugibt  und  nur  einige  Be- 
dingungen beifügt,  diese  aber  zwar  den  Grundsatz  als  solchen  zurückweist, 
allein  durch  zahlreiche  Aufzählungen  einzelner  zu  bestrafender  Handlungen 
im  Erfolge  beinahe  Gleiches  leistet   Dagegen  befolgt  die  erste  Gruppe  voll- 
ständig entgegengesetste  Grundsätze.  —  Die  Aufgabe  ist  also,  den  Werth 
dieser  drei  abweichenden  Bestimmungen  za  prüfen  und  dieselben  namentlich 
mit  den  Sätzen  der  Theorie  zu  vergleichen. 

Was  nun  zuerst  die  Bedingungen  betrifft,  unter  welchen  der  in  der 
dritten  Gruppe  stehende  Staat  (Württemberg)  sich  zur  Bestrafung  der  gegen 
Fremde  begangenen  Rechtsverletzungen  versteht,  so  sind  dieselben:  Gegen- 
seitigkeit; Strafbarkeit  der  Handlung  auch  nach  dem  Gesetze  des  verletzten 
Staates ;  Milderung  der  eigentlich  auf  die  betreffenden  Handlungen  gesetzücb 
gelegten  Strafen.  —  Ueber  die  Forderung  der  Gegenseitigkeit  ist  bereits 
oben,  S.  725  fg.,  das  Nöthige  bemerkt  und  nachgewiesen  worden,  dass  der 
Staat  die  unbedingte  Pflicht  des  Rechtsschutzes  hat,  und  ihn  also  tadeln»- 
werthes  Handeln  eines  anderen  Staates  hiervon  nicht  entbinden  kaim.  Etws 
für  nöthig  erachtete  Zwangsmaassregeln  und  Retorsionen  haben  in  Anderem 
zu  bestehen,  als  in  Preisgebung  der  Rechtsordnung.  —  Sehr  vertheidigbtr 
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enelMiBt  tof  dtii  entn  filiek  die  Bedinging,  dass  eine  gegen  ein  fremdes 
Recht  gerichtete  Handlung  anch  nach  dem  QeseCw  dieses  Staates  selbst  mit 
einer  Strafe  bedroht  sein  mflsse.  Wenn  nimlieh  anch  der  aar  Begrftndnng 
des  Sataes  sanlebit  angeAhrte  Gmad:  ytikaaA  non  fit. injuria*),  im  Straf-, 
rechte  Iteineiwega  richtig  ist:  so  mag  ftr  die  erwihnte  Foidenmg  allerdings 
angefilbrt  werden,  dass  die  AjtUgtbp  dea  Staates  nicht  -darin  besteht,  seine 
eigene  Becihtsordnnng  anch  in  anderen  Staaten  lor  Anwendnng  an  bringen, 
Boud^in  vielmehr  in  der  ünteratfttsnng  der  fremden  iMamg  in  ihren  gesets- 
Uchen  Besümmnngen.  Dennoch  mnsa  man  sieh  gegen  die  fragliehe  Bestim- 
nang  eiUSren.  Allerdings  ,  soll  der  Staat  nnr  die  nnanreichende  fremde 
Beebtspflege  nntersttttaen;  allem  er  thnt  diess,  and  darf  es  nur  thun,  nach 
aeinen  eigenen  Bestinanngen  Aber  Beeht  nnd.ätitfe.  Nieb^  iraa  der  fremde 
Staat  TOiBchreibt  oder  nnterUsst,  ist  ftr  ihn«  nnd  ihr  seine  Qeriehtsnnter- 
gebenen  besthnmend;  sondern  mt  er  seihet  ^ßmtßn  Yorboten  hat.  So  nie  er, 
anerlunntermaassen,  nicht  beetraft,  wenn  eine  Buidinng  iwar  im  Andande, 
allein  nioht'Ton  ihm  ieOwt,  Terboten  ist:  -so  mnsa  er,  anderer  Seite,  sticafen, 
wenn  er  eine  Strafe  angedroht  hat,  ohne  BUdnicht  aaf  die  Becbtsaasicht 
des  Verletaten.  Strafe  erfolgt  ja  flberiiaapt  nicht,  weil  der  Yerktzte  es  ilr- 
git  findet,  Boodeni'  weü  gesebdi^s  Becht  terletst  worden  ist  Die  ans- 
wlrtige  Freflassong  einer  diesseits  verbotenen  gandlimg  hat  somit  höchstens 
die  thatsfiddidie  Wirinmg,.  dass  der  fremde  Staat  k^e  Aiiieige  von  den 
vorgehllenen  Handhmgen  macht,  nnd  daas  er  nicht  anr  Bestraftmg  anfibr* 
dert;  allein  wenn  der  diesseitige  Staat  anderweitige  Kenntniss  eriiält,  so  ist  • 
er  anr  Bcstrafeng  bereditigt  nnd  verpflichtet.  ~  Dasa  es  kein  Grand  m  einer 
Teraiindening  der  Strafe  ist,  wenn  das  verletzte  Becht  dem  Lebenskreise 
eines  'fremden  Staates  und  Volkes  angehört,  ond  nicht  dem  eigenen,  bedarf 
wohl  nicbt.  mt  eines  Beweises.  IKdit  desshalb ,  weil  ein  verletztes  Recht 
unter  unserem  Schatze  steht,  sondern  vreil  es  Oberhaupt  ein  Recht  ist^  wird 
eine  Strafe  nothwendig  ond  gerecht  Die  Höhe  des  Strafäbels  aber  wird 
bestinmit  theils  durch  die  Bedeutung  des  zu  schltaeaden  Rechtes  an  sich,  . 
theils  durch  das  Maass  der  anrechtlichen  Gesinnung  des  Thätcrs.  Beide 
BAcksichten  werden  denu  aber  durch  die  räumliche  Lage  des  verletzten  Rechtes 
gar  nicht  berflhrt.  Es  ist  soont  erwiesen,  dass  die  von  Württemberg  (fibri-  ■ 
gens  gelegentlich  auch  von  anderen  Staaten  in  verschiedenen  Beziehungen) 
gemachte  Ausnahme  and  Bedingung  keine  innere  Begründung  hat.  Nimmt 
man  nun  hiersn  noph,  dass  überhaupt  durch  solche  Modificationen  die  rieh* 
tige  Auffassung  des  ganaen  Verhältnisses  getrübt  ond  erschwert  wi^rd:  so 
erscheint  die  Verwerfung  des  ganzen  Gedankens  um  so  begründeter. 

.Wenige  Worte  werden  genügen,  dasselbe  m  beweisen  von  den  Staate 


t)  8.  Xitesffci,  niiwisiii,  Bi.  I,  flb  i.. 


Digitized  by  Google 


746  Die  völkerrechtliche  Lehre  Tom  Asyle. 

welche  die  oben  bezeichnete  vierte  Gruppe  bilden,  nämlich  Belgirn,  Holland 
und  Sardinien.    Es  besteht  ihr  Syst^'m  darin,  dass  einzelne  Verbrechen  he- 
sonders  hervorgehoben  und  nur  diese  auch  für  den  Fall  ihrer  Begebung 
gegen  Fremde  mit  Strafe  bedroht  werden.  —  Hier  ist  nicht  sowohl  gegpen 
den  Inhalt,  als  gegen  die  Form  zu  kämpfen.    Im  Grundsätze  ist  keine  VtT- 
schiedcnhcit.   Auch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Staaten  wollen  in  alleD 
bedeutenden  Fällen  BeihOlfe  leisten  zur  Wiederherstellung  einer  fremde« 
Rechtsordnung.    Allein  die  von  ihnen  gewählte  Art  des  Ausspruches  ihres 
Willens  ist  fehlerhaft.    Die  theoretische  Lehre  zeigt,  dass  für  den  Staat  die 
Aufgabe  bestehe,  ancl»  fremde  Rechtsordnung  zu  fördern,  hierbei  jedoch,  aus 
Zweckmässigkeitsgründen,  von  der  Bestrafung  unbedeutender  Verletzungen 
Fremder  abgestanden  werden  könne.    Nun  sollte  es  doch  keinem  Streite 
unterliegen,  dass  unter  diesen  Umständen  das  einzig  richtige  Verfahren 
darin  besteht,  die  Ausnahme,  nämlich  die  freizulassenden  kleineren  Ver- 
gehen, scharf  zu  bestimmen  und  zu  umgränzen;  nicht  aber,  die  Regel  auf- 
zulösen in  eine  zuföliige  Zahl  von  einzelnen  Fällen,  somit  das  Verhältnis« 
gerade  umzudrehen.    Der  Tadel  beruht  nun  aber  nicht  etwa  blos  auf  einer 
logischen  Peinlichkeit,  sondern  er  mass  aus  höheren  Grllnden  festgehakt n 
werden.   Einmal  verliert  sich  bei  solcher  Behandlung  der  grosse  Grundsati 
aus  dem  Auge  und  dem  Bewusstsein.    Der  Staat  erklärt  nicht,  dass  er  eine 
Weltrcchtsordnung  anerkenne  und  ihr  zu  dienen  verpflichtet  sei;  sondern 
er  bestimmt  Strafen  ftir  gewisse  Fälle.    Hieraus  lässt  sich  weder  ein  allge- 
meiner Satz  ableiten,  noch  dürfen  daraus  Schlüsse  auf  weitere  Handlangen 
gezogen  werden.    Zw<'itens  aber  wird  der  anwendende  Staatsmann  und 
Richter  durch  die  Bezeichnung  nur  einzelner  Fälle  anstatt  eines  Grundsatzes 
gar  leicht  genöthigt,  zur  Anwendung  der  Analogie  zu  greifen.    Dass  nun 
aber  dieses  Vei*fahrcn  von  allen  Auslegungsarten  die  unsicherste  und  dem 
Streite  am  meisten  ausgesetzte  ist,  weiss  Jeder.    Endlich  ist  bei  Verände- 
rungen in  der  Gesetzgebung  Gefahr,  dass  nutz-  und  absichtslos  Schwierig- 
keiten entstehen,  welche  bei  der  Aufstellung  eines  einheitlichen  Grundsatzes 
gar  nicht  eintreten  könnten.  —  Somit  ist  auch  hier  klar,  dass  die  einfache 
Anschliessung  an  die  Lehre  bei  Weitem  das  Zuträglichste  wäre. 

Nicht  so  leicht  freilich  ist  ein  Abkommen  mit  denjenigen  Staaten,  welche 
die  erste  Gruppe  bilden,  also  mit  England,  Nordamerika  und  Frankreich. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  blos  von  Fassung  oder  von  kleineren  Abände- 
rungen und  Zusätzen,  sondern  es  wird  der  Grundsatz  selbst  geläugnet. 
Während  nändich  nach  dem  Reclite  dieser  Reiche  allerdings  solche  Ver- 
gehen gegen  Fremde,  welche  innerhalb  des  Gebietes  begangen  werden,  zur 
Strafe  gebracht  werden  können,  wird  (wenigstens  im  Grundsätze  und  ab- 
gesehen von  Ausnahmen)  jedes  Verfahren  gegen  eine  im  Auslande  begangene 
Handlung  eines  Staatsangehörigen  verweigert.    Es  steht  also  hier  die 
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Territorialität  dos  Rechtes  (in  der  Auffassung  als  Bescbrankung  anf  das  eigene 
Gebiet)  dem  Grundsätze,  dass  ein  unbestraft  gebliebenes,  im  Auslande  gegen 
Ausländer  bepanpcnf  ?  t  nrecht  des  Unterthanen  zum  ßehufe  einer  Förderung 
der  Weltrechtsordnung  zn  bestrafen  sei,  geradezu  entgegen. 

Die  Einwendungen ,  welche  sich  gegen  dieses  System  erheben  lassen, 
sind  nun  aber  manchfach  und  bedentend.  —  Vor  Allem  trifft  es  der  Yor- 
worf  der  Folgewidrigkeit ;  nnd  zwar  in  doppelter  Beziehung.  Einmal  in  so 
fune,  als  es  ganz  dieselbe  Handlung  begangen  Ton  demselben  Henseheii 
l^d  bestraft,  bald  nicht.  Wttrde  sieh  das  Recht  dieser  Staaten  ledigUeh 
büchfiBkaii  auf  -Sehotz  des  eigenen  Staates  and  der  AngehOrigeo  dea- 
Mlbea,  iuid  ivtrde  tho  kefamtei  Terletznng  aIiim  fremden  BMthtes  als 
Oageosteid  toq  ttetenachnng  und  Strafe  bitiMlitet:  so  mflefat«  tmf  eine 
■oldie  Sdbstandit  iamsrfain  aus  CfarlBdtn  der  aflgoneinen  Qesittignng  und 
Hananitlt  getadelt  werdaa;  allebi  es  wlre  ganz  folgeriditig,  nom^aaeh  ein 
im  Amdande  begangenes  Yerbrao&eii  «uber&eksioUigt  bliebe.  AHein  so 
ivdt  wird  die  AbsdUtessnig  olcbt  getrieben,  fein  im  Lande  seihst  gegen 
flMiPirtIgea  BAobt .  begaagenes  ToFbroebflH  ist  stnrfbar.  Ein  Reebt  also^ 
welöbes  oiebl  iueibalb  der  geograj^isehen  SebntqpAom  Hegt,  ibidet  in 
diesem  FaUe  flelmjd;  dne  Haadhmg ,  wsicbo  bmerhalb  dieser  Orin»B  keine. 
"Wlrinng  bat,  iriid  als  strslbar  betracbtet  Otabarkaonder  etan^Becbta- 
gmnd  dieser  Aamadaag  des  Strafredites  ^#0,  dass  der  Staat  soinen  Unter- 
tbanen  die  YerJetanng  anch  fremder  Be<Ate  untersagt  hat  in  Anerkennung 
seiner  Pflicbt,,  das  .BecfatHbeibaspt  inoerbalb  des  ümbnges  seiner  aos- 
sehüeflslichen  Wbtamkeit  n  wabrso.  (Denn  dass  der  wdd  anch,  aamentp 
Uflk  mn  esgUaeben  Beobtsgelehrten,  geltend  gemacbte  Grand,  es  kOme 
dmrob  eine  solebo  verbceoberisebe«  im  Land»  selbst  begangen»  oder  vor-' 
bMtele^  HsBdhmg  dem  Staate  in  sebmi  friedUdien  Beaiebaageii  mit  anderen 
Staaten  gesdmdet  Verden,  gar  kein«  rechtKcbe  Bedeutung  bat,  nnd  dass 
dae  an  li«^  straifreiei  Htedlong  dadnreb,  das^  sie  «nangenehme  Fbigen 
haben  kann,  keine  strafbare  nird.  Hegt  anf  diBr  Hsad.)  Nnn  aber  besteht 
gani  derselbe  Fan  eines  verletitenBechlea  nnd  einer  anssdiUessendenllBg- 
Hebk^  der  "Wiederheffstellvng,  wenn  .der  üntertban  swar  im  Auslände  ge- 
handelt hat,  allein  nagestiaCt  in  das  Staatsgebiet  mrOekgekebrt  ist  Das 
Yerbrecfaen  ist  dttseibe,  da  dasselbe  Bedit  desselben  Besitaers  Von  dem- 
selben  Thftter  Terietzt  wurde.  Die  TJnfUrigkeit  des  fremden  Staates,  den 
Verbrecher  in  England  n.  s.  w.  durch  seine  Geriehte  znr  Strafe  zu  bringen, 
ist  dieeelbe.  Die  Verletzung  des  Rechtsbewnsstseins  der  flbrigen  Unter- 
Jthanen,  welche  ein  Verbrechen  unbestraft  sehen,  ist  eben  sowohl  dieselbe^ 
wie  die  politische  Bcdeuküchkdt,  die  Handelnden  selbst  an  die  ungestrafte 
Begehung  von  Verbrechen  sn  gewöhnen.  Der  Unterschied  besteht  also  ledig- 
lich in  der  Oertbcbkeit  der  begsngenenBsndlung.  Diese  aber  ist  von  keiner 
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Bedcatnng  bei  der  sittlichen  and  rechtlichen  Würdigung  der  Handlang;  ood 
65  ist  also  eine  Folgewidrigkeit,  in  dem  einen  Falle  zn  strafen,  in  dem 
andern  nicht.    Die  rweite  Inconseqnenz  aber  liegt,  wenigstens  in  England 
nnd  Frankreich,  darin,  dass  einzelne  Gattungen  von  Handlangen  von  der 
grniidsiltzlichen  Straflosigkeit  ausgenommen  werden,  auch  vrenn  sie  im  Aus- 
lände vorgenommen  sind.  So  in  England  Mord  und  Tödtung ,  Bigamie  a.  s.  w.. 
in  Frankreich  bestimmte  Vergehen  gegen  den  französischen  Staat.  Wanun 
nur  hier  die  Auswahl?  Entweder  ist  eine  im  Auslande  begangene  Handlung 
von  Rechts  wegen  den  einlieimischen  Gerichten  unterworfen,  oder  sie  ist  es 
nicht.    Im  erstercn  Falle  sollte  in  Beziehung  auf  alle  von  den  Landes- 
gesetzen überhaupt  mit  Strafe  bedrohten  Handlangen  dieser  Art  in  gleicher 
Weise  verfahren  werden,  im  andern  Falle  aber  bei  keiner  derselben  eine 
Strafe  erfolgen.    Dass  England  die  genannten  Verbrechen  nur  bestraft,  wenn 
sie  gegen  einen  Engländer  begangen  werden,  nicht  aber  wenn  gegen  einen 
Fremden,  und  dass  Frankreich  nur  die  gegen  den  Staat  und  nicht  auch 
gegen  die  Privaten  gerichteten  Verletzungen  bestraft,  macht  die  Folgewid- 
rigkeit nur  noch  schreiender,  und  ist  Überdiess  gar  zu  plumpe  Selbstsucht, 
—  Eine  zweite  gewichtige  Ausstellung  gegen  dieses  System  besteht  darin, 
dass  unter  dem  Schutze  desselben  unbeschädigt  und  ungestraft  Verbrechen 
gegen  fi'emde  Staaten  und  deren  Angehörige  vorbereitet,  deren  VoUziehang 
im  Auslände  verbucht,  und  endlich,  nach  glücklichem  oder  unglücklichem 
Ausgange,  Straflosigkeit  von  dem  zurückgekehrten  Schuldigen  verlangt  wer- 
den kann.    Allerdings  verbieten  die  Landesgesetze  einzelne  Arten  von  Vor- 
bcreitungshandlungen  unbedingt,  auch  wenn  das  Unternehmen  gegen  das 
Ausland  gerichtet  werden  will.    Allein  thcils  sind  diess  nur  Ausnahmen, 
welche  überdiess  mehr  oder  weniger  leicht  umgangen  werden  mögen;  theils 
bleibt  immer  der  Rückzug  nach  vollendeter  That.    Es  mag  nun  sein,  dass 
sich  politische  Leidenschaft  zu  einer  Entschuldigung  und  selbst  zu  einer  Lob- 
preisung dieses  Verhaltens  hinreissen  lässt;  allein  einem  ungetrübten  recht- 
lichen Urtheilc  muss  es  als  ein  Verkennen  der  allgemeinen  Recht saufgabe 
jedes  gcsittiglen  Staates  und  als  eine  grobe  Selbstsucht  erscheinen,  welche 
um  so  weniger  zu  entschuldigen  sind,  als  jede  wirklich  wOnschenswerthe 
und  löbliche  Ausdehnung  des  Asylrechtes  mit  einer  Bestrafung  wirklicher 
Verbrechen  durchaus  vereinbar  ist.  —  Der  Fehler  aber  ist  um  so  grösser, 
als  die  genannten  Staaten  durch  solche  Straflosigkeit  offenbarer  Rechtswid- 
rigkeiten sich  selbst  manchfach  schaden.    Einmal,  indem  sie  ihre  eigene 
Sicherheit  und  Rechtsordnung  in  Gefahr  bringen,  wie  bereits  oben  ange- 
deutet ist.  Die  gegenüber  dem  Auslande  wo  nicht  gehegte,  doch  wenigstens 
nicht  unterdrückte  unrechtliche  Gesinnung  und  Gewohnheit  muss  nothwendig 
auch  in  inländischen  Verhältnissen  sich  geltend  machen.    Sodann  aber,  weil 
leicht  missliche  Verhältnisse  zu  auswärtigen  Staaten  entstehen,  welche  sieb, 
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und  in  der  That  mit  Recht ,  tkber  Yel^weigerong  von,  Schutz  und  Hülfe  be- 
schweren. So  gewiss  ein  fprosses  Reich  Alles  daran  setzen  soll,  um  dem 
Xiechte  nichts  za  vergeben:  so  wniig  löblich  and  so  anklag  ist  es,  wenn 
es  sich  and  den  Seinigen  Sduite  nrieht  dorch  Festhaltoog  offenbaren 
Unrechtes,  wekdM  Mit  dnanl  von  flun  aftsgeht,  ami  sellHt  «ebadet,  and 
achHessHdi  mir  in  einer  nriEdoteB  HbmnfäaAui  Aaiidiifc  sefnoi  Grnid 
liBt  lltlir  ab  iiair  abv  ii^  m,  wem  mto  gbabt,  Tonnirf  «od  Schade 
dndi  BenAfig  auf  die  mm  eimnal  eo  bestehenden  Cbnmdsttn  der  Landes- 

geset»  abiraiiden  m  kOmien.  Xben  iber  diese  Gesetaa  besebirart  man  sieh 
ja;  and  m  ikfsr  AMadcRmf  Marf  es  aar  der  Einildit  and  des  gnten 

mUens. 

Etae  Yerbesserang  dieser  tadetaiswerflMi  Zosttnda-  ist  iroU  nur  Isagsam 
laid  theüweisa  sn  hoSm,  In  VmäaäA  hat  man  nimlfeii  asrar  schon  seü 
Langem  an  der  Richtigkeit  der  besleheoden  Gesetzgebung  n  zweifeln  be- 
sonnen; eine  Aenderong  ist  Jadoeh  Us  itit  noch  nidit  sn'  Stande  gebracht 
worden  >),  da  sieh  offenbar  die  riditige  Meimmg  in  den  maassgebenden 
Kreisen  nocli  nidit  gehörige  Bahn  gebrochen  liat.  Doch  ist  hier  wenigstens 
eine  Möglichkeit,  nnd  also  anch  einBeiiarren  aaf  der  richtigen  Lehre  Pflidit 
mid  Hotsen.  Was  aber  Eni^and  mid  die  Yereinigten  Staaten  betrifft,  so 
wire  es  eine  grosse  BelInttioBchnDg,  wvAte  man  den  theoretischen  Qr&nden 
einen  baldigen  nnd  wirksamen  Sieg  'versprechen.  Dem  widersetzen  sich  die 
geringe  Ansbfldnag  der  Bechtsgdebrten  bester  Lander  hu  den  allgemeinen 
Lehren;  die  UebSkrachltsung  der  persönlichen  Ungebnndenheit;  die  Miss- 
achtnng  anderer  Staaten  nnd  Beditssnstlndo;  vor  Allem  aber  die  Cknrohn* 
heit  nnd  dis  Heritommeo.  Streitigkäten  mit  anderen  Staaten  bewiricen,  so 
lange  die  OimtUel»  Meinung  nicht  geändert  ist,  nur  ein  am  so  erbitter- 
teres nnd  hochmttthigeres  Beharren.  Ob  an4  wann  tmter  solchen  Umstanden 
es  fortgesettten  Bemflhnngen  gelingen  wird,  richtigere.  AnschaamUgen  m 
▼erbfoiten,  ist,  miwdestttw  gesagt,  sehr  nnsicher  *>. 


1)  Schon  dreimal,  nümlich  in  den  Jahren  1842,  1843  und  1858,  hat  die  französische  Rc^icnitig 
den  Kammeta  OeaBtaeicottrtttfa  rorgolegt,  welch«  die  Beatraflmg  «imipüicher  im  AiiaiAaila 
begma^eiwr  Yt/AntUm  and  MRNt  Vergehen  efaiee  Fnasoeen  mn  OeeeMbnia  baHtaf  dkla 
niemals  ist  die  KülHü  zu  Ende  gefOhrt  wurdi  )!.  —  Verdienstlich  i«t  die  Krlllkt  WtlelW  YlUft- 
fort,  Dee  oimee  et  deliti  conuni»  k  l'itxmg^t,  ü.  »0  Hg.  und  67  fg,  giebL 

f)  Kein  gotee  ProgneeMeoa  let  ee  gewlee,  du*  sellMt  efoMaaii  tob  der  bewanderaeweifhea 

allgemeinen  Bildung  und  namentlich  auch  logi^elieti  Sehilrfo,  welche  8ir  Corncwall  Lewis 
aiuaeicluieo,  noch  in  der  neneeten  Zeit  starr  an  dem  Territorialprindpe  dee  Stnifreclit««,  «1» 
■a  dem  pneHedi  riehttgea  Teiftlireii ,  Uagt  Seine  «wue  aitf  die  TanDelirtliebe  SduHerigfcett 
der  AoafUhrung  und  aaf  die  GeringfüfiriKki*it  des  ErgebnisHcs  gcstUbcte  Beweisführung  ist  zwar 
nicht  mehr  und  nicht  weniger,  als  ein  mittelbares  HngeetindnlM  der  wiaaenachaftUchen  Unaur 
SsehfbaikeH  der  Qegnert  allein  «r  meint  eehSrnrileh  doeli  (On  fbidga  Jttitodktton,  8.  SS):  de 
von  festliinilisilun  Schriftstellern  an  diese  Frage  verschwendete  BcweisfQhrung  unterliege  der 
Bemerliaiig  Bacon'a  über  die  iBrfladex  Toa  Staatifomanea ,  daaa  ^^hre  Bedra,  wie  die  Sterne» 
wealK  Lieht  gthtm,  weU  Me  m  hotk  Mtai*;  nnd' von  alndr  BeUhnnf  nt  d«r  iMMsm  AasMI 
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ß)  Bestrafung  eines  Ausländers  wegen  eines  im  Auslande  und 
gegen  dasselbe  begangenen  Verbrechens. 

Nicht  sowohl  wegen  ihrer  grossen  Wichtigkeit  für  das  Leben  und  wegen 
der  Häufigkeit  des  Vorkommens,  als  w^en  der  Bedeutung  für  das  System 
muss  die  zweite  der  oben  ausgehobenen  Fragen:  ob  der  Staat  berechtigt 
und  verpflichtet  ist,  ein  von  einem  Ausländer  im  Auslände  begangenes  Ver- 
brechen zu  bestrafen,  falls  der  Thäter  noch  unbestraft  in  diesseitige  Gewalt 
geratheu  ist  und  kein  unmittelbar  betheiligter  Staat  die  gerichtliche  Ver- 
folgung för  sich  in  Anspruch  nimmt?  als  ein  Hauptpunkt  bezeichnet  werden. 
Weniger  wichtig  für  das  praktische  Leben  ist  diese  Frage  nämlich,  weil 
es  nicht  oft  vorkommt,  dass  weder  der  verletzte  Staat,  noch  derjenige, 
welchem  der  Thäter  als  Unterthau  angehört,  ihn  zur  Bestrafung  einfordern; 
dagegen  von  hoher  Bedeutung  für  die  Theorie,  weil  eine  Bejahung  der- 
selben offenbar  die  äusserste  Folgerung  aus  dem  mittleren  Grundsatze 
ist,  und  die  Antwort  als  schärfste  Probe  der  gemachten  Rechnung  gelten 
mag. 

Dass  nur  wenige  Staaten  den  Fall  in  ihren  Gesetzbtichem  aasdrOcklici 
erwähnt  haben,  ist  oben  S.  649 fg.  bereits  bemerkt.   Ein  Stillschweigen  ist 
jedoch  als  Verneinung  zu  betrachten,  indem  nicht  nur  bei  den  Staaten  des 
englisch-französischen  Systcmes  ein  Anspruch  auf  eine  Gerichtsbarkeit  dieser 
Art  ganz  ausser  Frage  ist;  sondern  auch  in  den  übrigen  Staaten  die  Ge 
richte  eine  Zuständigkeit  über  Fremde  nur  entweder  in  Folge  eines  allge- 
meinen Grundsatzes,  welcher  nicht  ausgesprochen  ist,  oder  nach  ausdrück- 
lichen Einzclnbcstimmungeu  in  Anspruch  nehmen  könnten.  .  Wenn  etwa  auch 
ein  Gewohnheitsrecht  eine  allgemeine  Zuständigkeit  über  Seeräuber  anerkennt  : 
so  ist  diess  nur  eine  Ausnahme,  welche  sich  darauf  gründet,  dass  Verbrecher 
dieser  Art  nicht  nur  als  ganz  ausser  allem  Gesetze  und  Rechte  befindlich 
sondern  auch  als  die  Feinde  jedes  einzelnen  Staates  angenommen  werden.  — 
Um  so  bemerkeuswerthiT  ist  daher  die  Gesetzgebung  Oesterreichs,  Bayerns 
und  Sachsens,  welche  —  mit  untergeordneten  Abweichungen  —  die  oben 
aufgestellte  Frage  bejaht,  und  somit  die  Mitwii-kung  zu  einer  Wcltrechts- 
ordnuug  bis  zu  ihrer  äussersten  Spitze  anerkennt. 

Ist  nun  jene,  ausdrückliche  oder  stillschweigende,  Verwerfung  das  Richtige, 
oder  das  Beispiel  dieser  deutschen  Staaten  als  ein  allgemein  nacbahmungs- 
würdiges  anzupreisen? 

Die  Antwort  richtet  sich  offenbar  danach,  ob  etwa  in  diesem  Falle  der, 
an  sich  unzweifelhaft  logisch  richtigere,  kosmopolitische  Grundsatz  über- 
wiegende praktische  Nachtheile  in  seinem  Gefolge  hat,  oder  nicht.  Diess  ist 
denn  nun  aber  nicht  der  Fall. 

Dass  vor  Allem  keine  Verwicklungen  entstehen  können,  sei  es  mit  dem 
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asuaMdasi  verletsteu  Staate,  sei  es  mit  den^enigeii,  welchem  der  Teilizeeher 
•        Unterthan  angehört,  ergiebt  eich  daraus,  dasB  unter  allen  ümstSnden 
der  diesseitigen  Strafe  ein  Anerbieten  der  Aosliefernng  an  diese  beiden 
Staaten  moss  toraagegangen,  dieses  aber  abgewiesen  worden  sein.  Wenn 
es  nnn>  aber  diesen  Staaten  aosdrOeklich  anbeim  gegeben  wurde,  den 
scholdigten  nach  ihrer  An&ssung  von  Beeht  m  bebandeln  vnd  ihn  der 
diesseitigen  Geiichtsbarkeil  ni  entsietaen,  so  können  sie  sich  weder  Ober 
einen  Eingriff  in  ihr  eigenes  nSheree  Beeht,  noch  Aber  eine  der  bestraften 
Person  zngefligte  Unbill  beschweren.  —  Eben  so  wenig  kaan  yoo  einem  allg^ 
xueiuenVonrarfe  die  Bede  sein,  dass  der  au  solcher  Handlnilgsweise  sieh  be- 
rechtigt nnd  Terpilichtet  haltende  Staat  seinem  Rechte  eine  allgemeine  Geltung 
anch  ausserhalb  seiner  Grftnaen  beialegen  Tersoche.  Einer  Seite  beortheilt 
'  er  natfirlich  die  Frage,  ob  Oberhaupt  ein  unbestraftes  Verbrechen  vorlii^e, 
nicht  nach  seinem  Landesrechte,  sondern  qach  dem.'Biechte'  des  Ortes  des 
Verbrechens.  Nor  wenn. unter  den  besonderen  Yerfaftltnissen  des  fraglicfaen 
FaQes  Oberhaupt  ein  Yerln^en  begangen  worden  ist,  kamt  ja  von  einer 
Strafe  die  Bede  sein.  Eine  uageborliche  Ausdehnung  der  eigenen  Gesets-  • 
gebung  in  das  Gebiet  ' eines  anderen  Staates  hinein  findet  also  gar  nicht 
Btalt  Anderer  Seite  Obt  der  strafende  Staat  Geilcbtsbarkeit  nur  in  seinem  . 
Gebiete  und  nur  gegen  einen  in  seiner  Gewalt  Befindlidien.  Also  ist  auch 
in  dieser  Beaiehung  kein  Grund  zu  einer  Beschwerde  und  hieraas  folgenden 
Verlegunheit.  —  Endlich  können  aber  die  fiberwiegenden  Nachtheile  nicht 
etwa  darin  besteben,  dass  ein  zu  dem  firagUchen  Grundsatze  sich  bekennender 
Staat  sich  eine  lächerliche  und  doch  schliesslich  unuiögliche  douquixotische 
Terfolgung  alles  ungeätraftea  Verbrecheos  in  der  weitcu  Welt  auflade.  Nicht 
2^  einer  aUgemeiuen  KechtäiicrsUlluug  verptüchtct  er  sieb;  sondern  nur  zur 
Bestrafimg -solcher  Verbrecher,  weli-ho  sich  ihm,  ohne  ihre  Ijaudlung  ge- 
aOhnt  zu  haben,  selbst  iu  die  üände  geben,  und  zu  deren  UeberfUhrung  ihm 
Toraussichtlich  die  Beweismittel  ^a  Verffigong  stehen.   Diese  Falle  sind  aber 
nicht  nur  selten,  namentlich  wenn,  wie  natfirlich,  auch  hier  alle  kleinem 
Gesetzesfibertretungm  unbeachtet  bleiben;  s<Midcrn  es  macht  auch  ihre  Be- 
handlung keine  ODgewöhuliche  und  ttbergrosse  Beschwerde.    Nicht  dnmal 
besondere  Ausforschungs-Maassregeln  werden  verlangt;  es  genügt,  wenn  der 
Staat  seine  Thätigkeit  im  Falle  einer  ihm  im  gewöhnlichen  Geschäftsgange 
zakonunendeu  sichern  Nachricht  entwickelt.    Und  wenn  etwa  der  betreffende 
fremde  Staat  die  Beischaffung  der  in  seinem  Bereiche  befindlichen  Beweis- 
mittel verweigert,  so  hört  ohnedem  die  Verbindlichkeit  zd  handeln  auf 
gegenüber  von  der  Unmöglichkeit  eines  Erfolges. 

Denigeiuäss  ist  von  irgend  nennenswerthen  Nachtheilen  einer  Anerken- 
nung und  Befolgung  des  mittleren  Systemes  nirgend  die  Kede;  und  es  ist 
somit  aach  nicht  abzusehen,  weidi«  Gründe  bindern  könnten,  an  die  Stelle 
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einer  folgewidrigen  und  mit  feinerem  Rechtsbcwusstsein  im  Widerspruckf 
stehenden  Gleichgültigkeit  eine  BeihUlfe  zur  Rechtsordnung  treten  zu  lassen, 
welche  um  so  verdienstlicher  ist,  als  der  Handelnde  durch  keinerlei  selbstischen 
Vortheil,  sondern  lediglich  durch  Pflichtgefühl  zur  Aufwendang  von  Kraü 
und  Mitteln  bewogen  wird. 

y)  Das  Asylrecbt  und  die  Auslieferung. 

Dass  die  Frage  über  Asyl  und  Auslieferung  eine  der  wichtigsten  de> 
ganzen  Gegenstandes  ist,  bedarf  nicht  einer  nochmaligen  Aasfobrong.  Si<  I 
schlingt  sich  durch  alle  anderen  Fragen  durch,  indem  sowohl  theoretisch  bei 
der  Bestrafung  eigener  ünterthanen  und  fremder  Frevler  über  Schutz  od*r  | 
Auslieferung  entsdiiedeu  wird,  als  pi^ktisch  die  Anwendung  der  verschifr 
denen  Sätze,  in  der  Regel,  durch  Auslieferung  bedingt  ist.  Leicht  begreift 
sich  daher  auch,  dass  diese  Frage  vorzugsweise  bei  Erörterungen  Ober  inter- 
nationale Rechtshülfe  in's  Auge  gefasst  wird,  und  dass  sich  die  Meinungen 
hartnäckig  um  die  Vertheidigung  oder  Bekämpfung  der  verschiedenen  posi- 
tiven Bestimmungen  sammeln. 

Es  ist  gezeigt  worden,  dass  Gesetzgebungen  und  Verträge  die  Staatoi 
liinsichtlich  des  völkerrechtlichen  Asyles  in  drei  wesentlich  verschiedene 
Gruppen  stellen.  —  In  der  einen  Abtheilung  stehen  diejenigen  Staaten,  der« 
Grundsatz  einer  Seits  unbedingte  Aufnahme  fremder  Flüchtlinge  ist,  und 
welche  anderer  Seits  die  Auslieferung  auf  ein  sehr  geringes  Maass  beschränken, 
indem  sie  nämlich  nur  nach  vorangegangenem,  eine  Gegenseitigkeit  zusichers- 
dem  Vertrage,  und  auch  dann  blos  in  einzelnen  schreienden  F&llen  von 
Privatverbrechen  ausliefern.    Diess  ist  namentlich  England  und  Nordamerik». 
—  Eine  zweite  Gattung  besteht  aus  denjenigen  Staaten,  welche,  wie  Frank- 
reich, Belgien,  die  Schweiz,  zwar  in  der  Regel  Flüchtige  zulassen,  doch  sich 
hierin  Ausnahmen  nach  ihrem  Gutbefinden  im  einzelnen  Falle  vorbehalten; 
politische  Verbrecher  jedoch  niemals,  gemeine  nur  in  bestimmten  schwereren 
Fällen  ausliefern.    Eine  dritte  Gruppe  bilden  namentUch  die  deutschen 
Staaten,  welche  sich  sowohl  die  Zulassung  als  die  Auslieferung  aller  Arten 
von  fremden  Flüchtlingen  grundsätzlich  vorbehalten,  daher  denn  zu  beliebigen 
Verträgen  mit  anderen  Staaten  befähigt  und  geneigt  sind.   Auch  politische 
Flüchtlinge  sind  hier  von  der  Möglichkeit  einer  Auslieferung  keineswegs 
ausgenommen. 

Als  Grundsatz  der  mittlem  theoretischen  Lehre  aber  ist  aufgestellt 
worden:  unbedingte  Verweigerung  der  Auslieferung  eigener  Ünterthanen; 
freie  Entscheidung  der  Regierung  über  die  Zulassung  fremder  ünterthanen, 
und  Vorschreibung  beliebiger  Bedingungen  der  Aufnahme ;  Nichtauslieferong 
politischer  Flüchtlinge  und  Auslieferung  wegen  grösserer  gemeiner  Ver 
brechen. 
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Da  die  Verwerflichkeit  der  Auslieferaog  eigener  ünterthanenen  gans 

ausser  Zweifel  ist,  so  sind  die  zur  Beurtheilang  gestellten  Fragen  folgende; 
Ist  der  Grundsatz  des  englischen  Rechtes,  nach  welchem  der  Fremde  einen 
unbedingten  Anspruch  auf  Zulassung  hat,  vom  Standpunkte  des  Rechtes  und 
der  Vernunft  zu  vertheidigen  ?  —  Ist  im  Verneinungsfallc ,  also  bei  nur  be- 
dingter Zulassung,  das  belgische  System  einer  Regelung  der  Bedingungen 
durch  Gesetz,  oder  eine  freie  Ueberlassung  des  einzelnen  Falles  an  das  Be- 
lieben der  Regierung,  wie  diess  z.  B.  in  Frankreich  besteht,  vorzuziehen  V  — 
PL nd lieb  lässt  die  Auslieferung  politischer  Flüchtlinge,  wie  sie  die  deutschen 
Staaten  theils  Muglichkeil  zulassen ,  theils  als  Verpflichtung  übernommen 
bubeu.  eine  Vertheidigung  zu,  bei  es  eine  allgemeine  und  grundsätzliche ,  sei 
CS  eine  ausnahmsweise? 

U)  9m»  •nglUch-amerikanUche  System. 

Es  gehört  vielleicht  einiger  Muth  dazu ,  das  System  Englands  und  der 
Vereinigten  Staaten,  wekheni  so  viele  Tuusende  eben  jetzt  dankbar  ^ind,  und 
welches  noch  weit  Zahlroicheien  eine  sichernde  letzte  Hoffnung  in  möglichen 
WechselfäUen  erscheinen  mag,  anzugreifen  als  unvereinbar  mit  Kedit  und 
Vernunft.  Und  dennoch  ist  dieses  herbe  Urtheil  darüber  zu  täiU  n.   Ks  ist  — 
wie  hiervon  die  Beweise  oben  S.  707  und  721  hinreichend  geliefert  sind  — 
anvernünitig,  wenn  ein  Staat  sich  die  Pflicht  auferlegt,  jeden  Fremden  nach 
dessen  Belieben  aufzunehmen  und  zu  beherbergen,  mag  auch  dessen  Ver- 
gangenheit noch  noch  so  sduildbedeckt,  dessen  Anwesenheit  noch  so  nach- 
theiUg  nd  seDwt  gtOhrikli  Bein.    Ein  Framder,  'der  Augehörige  einei 
andern  Volkes,  der  tod  ▼enehiedeoen  Sitten,  Rechtsuuchannngen  nnd 
Neigungen  Belebte  hat  aooh  nicht  einen  Schein  von  Becht,  eich  einer  poli- 
tischen Oenossenschaft  ehpsdtig  nnd  gegen  den  Wonsch  der  bisherigen 
Theilnetaner  and  ihres  SteUvertretes,  des  Regenten,  als  Genosse  aufinidrtngen. 
'  £e  kann  höchst  bedenkücb  fbr  die  eigene  Sicherheit  nnd  Ordnung  werden, 
wenn  der  Staat  ohne  seine  eigenen  angenblickUchenZnstinde  nnddieZahlen- 
feirfagltnisse.  berflduichtigeil  an  dOrfen,  sosehen  mnss,  wie  jede  beliebige  Menge 
nnd  jede  Art  TOn  Analindem  einwandert,  sich  nach  Belieben  fluammenrottet 
oder  yertheili,  dieser  oder  jener  innem  Partei  dch  anscliliesst  oder  dient 
HOohst  wahrseheinlieh  ist,  dass  eine  solche  unterschiedslose  Anfiiahme  anderen 
Staateh  ra  besttndigen  nnd  anm  XheUe  ganz  gerediten  Klagen  Veranlassung 
gibt,  indem  sie  anf  diese  Weise  in  fortwährender  Besorgniss  tor  erueoerten 
Unternehmnagen'  gdialten  <sind,  wohl  n  beschwerlichen  nnd  kostspieligen 
SichemngsniaasiDegebi  genothigt  werden.  Dass  aas  solchen  Missstinininngen 
aber  aoch  fta.  den  anfiiehmenden  Staat  Mbsr  oder  spflter  nngOnstige  Folgen 
sich  ergeben,  ist  wenigsten«  wahracbeinUch.  MOiMi  ^ss  eine  weite  geo- 
graphiaefae  Entfernung,  dn  ausgedehntes  Gebiet  und  .eine  grosse  Yolksaahl, 
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in  welchen  sich  die  fremden  Flüchtlinge  vertheilen,  diese  Nachtheile  ftir  den 
eigenen  Staat  and  für  Andere  mindern ;  allein  die  Erfahrung  zeigt  auch,  da»& 
sich  dieselben  im  Verhaltnisse  einer  leichten  und  schnellen  Verbindung  stei- 
gern. Günstige  Lage  und  Macht  mögen  die  Mittel  geben ,  alle  Beschwerdeii 
anderer  Staaten  zu  missachten  und  selbst  zu  verhöhnen ;  allein  hierin  kann  nur 
Verblendung  und  Rohheit  einen  Beweis  von  höherer  Gesittigung  und  Rechts- 
achtung erblicken,  während  in  der  That  das  Ganze  ein  Beispiel  von  unor- 
ganischen Zuständen  und  von  Verkennung  der  höheren  Rechts-  und  Menscb- 
heitsforderungen  ist.  —  Die  Frage  also :  ob  die  englischen  und  amerikanischen 
Gewohnheiten  sich  vertheidigen  lassen,  muss  unbedingt  verneint  werden. 
Wenn  aber  schon  an  amtlicher  Stelle  erklärt  worden  ist,  dass  kein  seiner 
Sinne  mächtiger  englischer  Minister  wagen  würde,  dem  Parliamcnte  eine  Aen- 
derung  in  diesem  Rechte  vorzuschlagen :  so  mag  immerhin  ein  solches  Beispiel 
von  dem  Festhalten  eines  Volkes  an  dem,  was  es  für  recht  und  fOr  freisinnig 
hält,  mit  Achtung  erfüllen;  allein  ein  Beweis,  dass  dieser  Ueberzengung  wirk- 
lich etwas  Vernünftiges  zu  Grunde  liegt,  ist  natürlich  nicht  gegeben,  hn 
Gegentheile  hat  die  Wissenschaft  um  so  sicherer  die  Aufgabe,  über  die 
Wahrheit  aufzuklären ;  damit  sich  allmälig  die  allgemeine  Meinung  ändere, 
dadurch  aber  eine  Verbesserung  des  Rechtes  möglich  werde. 

Wird  nun  aber  dem  Staate  ein  Recht  auf  nöthige  Freiheit  der  eigenen 
Entscheidung  und  auf  Verfahren  nach  örtlichen  und  persönlichen  Verhält- 
nissen zuerkannt,  so  kann  —  und  diess  ist  die  Antwort  auf  die  zweite  der 
oben  angestellten  Fragen  —  darüber  wohl  kein  Zweifel  obwalten ,  dass  es 
fast  ein  Widerspruch  in  sich  ist,  wenn  man  die  Entscheidungen  der  Regierung 
durch  allgemeine  Gesetze  möglichst  zu  regeln  und  zu  beengen  sucht,  wie  diess 
das  belgische  Recht  thut.    Darin  besteht  ja  eben  das  Tadelnswerthe  der 
englischen  Auffassung,  dass  man  einem  Fremden  ein  förmliches  Recht  gibt, 
sich  aufzudrängen,  und  zwar  desshalb,  weil  er  mit  den  Gesetzen  seines  Vater- 
landes in  Zwiespalt  gekommen  ist ;  anstatt  der  Regierung  in  jedem  besondem 
Falle  eine  Prüfung  über  die  Annehmbarkeit  der  Person  und  über  die  wahr- 
scheinlichen Folgen  des  Schutzes  nicht  nur  einzuräumen ,  sondern  sogar  zur 
Pflicht  zu  machen.   Nun  ist  es  aber  klar,  dass  wenn  ganze  Kategorieen  von 
Personen  ein  für  allemal  als  zulassungsfähig  erklärt  sind,  wenn  femer  die 
Aufkündigung  des  Schutzes  bestimmten  Voraussetzungen  gesetzlich  onterliegtt 
ein  grosser  Theil  der  freien  Bewegung  wieder  genommen  ist    Es  ist  un- 
möglich, diese  Kategorieen  so  zu  bilden ,  dass  sich  nicht  in  vielen  einzelneo 
Fällen  ünzuträglichkeiten  ergeben ;  keinem  Scharfsinne  wird  es  gelingen,  alle 
triftigen  Grtbide  einer  Wiederwegweisung  zum  Voraus  auszusinnen.   Die  ein 
für  allemal  gegebenen  Ansprüche  benehmen  der  Regierung  die  Möglichkeit, 
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Bedingungen  der  Duldunp  vorzuscliri  ilx  n ,  wclcho  virllt  icht  iillcin  im  Stando 
■wären,  die  im  Inneren  oder  von  Aussen  drohenden  Naelitlieile  zu  htMitiu^n. 
Ks  kann  unter  diesen  Umstanden  weder  an  Zerwürfnissen  mit  dem  An-huide, 
noi  h  an  widrigen  und  fast  unwürdigen  Sti »  itigkeiten  mit  einzelnen  l'Khlit- 
lingt-n  fehlen.    Das  Ganze  ist  eine  halhe  .Maassregel,  welche  Ylenn  nueh  alle 
Folgen  einer  soh  lien  hat,  nameiitlieh  l'miank  von  jeder  Seite.  —  Entschieden 
ist   also  das  System  der  völligen  L'nbesehriinktheit  der  Staatsgewalt  vorzu- 
ziehe'U.    l)a^-  darunter  nicht  Willkilr  und  unhegriindete  Harte  V(  r-^tanden 
sein  will.   Im  liaii  hotVentlich  nicht  er>t  der  Hemerkung.    Auch  da,  wo  der 
Regierung  line  rrUtuDg  des  einzelnen  Falles  zusteht,  und  wo  Bedingungen 
der  Aufnahme  und  fernem  Duldung  vorgeschrieben  werden  können,  i-t  die 
Aufstellung  von  allgemeinen  Grundsätzen  möglieh,  nacli  welchen  in  der 
Regel  gehandelt  urird.   Wanim  sollte  ein  Staat  nicht  aussprechen  können, 
dasB  er  im  Zweifel  -^remdeii  Aufenthalt  gestatte,  dass  er  jeden  Falles  einen 
Ik>litiachen  Flflcbtling  oder  einen  wegejp  bestimmter  nntergeordneter  Ter^ 
gehen  Yerfolgten  ni^t  ausliefere  o.  dgL;  dagegen  allerdings  sicli  eine  Knt- 
Bcbeidung  in  Jedem  einzelnen  Falle  Torbehalt«,  ob  nicht  Gründe  des  allge- 
meinen Wohles  oder  die  Yerhfiltnisse  der  Person  und  der  in'Frage  stehenden 
Bescholdigung  eine  Ansnahme  oder  wenigstens  dib  Auflegung  von  Bedin- 
gongen  erheischen?  .  Nichts  i^t  freilich  möglicher,'  als  dass  sich  auch  bei 
dem  aeltoisten  und  InlligBten  Gebrauche  solcher  Becbte  tm  Geschrei  erhebt, 
und  zwar  wohl  ein  um  so-Utnteres,  als  der  von  der  Maassregel  BetrofTene 
dieselbe  wirklich  verdient;  allein  diess  läinn  doch  kein  Grund  rar  Yer- 
achtilng  auf  ein  nothwendiges  Recht  und  zur  NichteHMlung  einer  grossen 
Pflicht  sein.  Auch  soll  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  die  ein- 
geräumte  Freiheit  missbrancht  werden  kann,  schon  oft  missbraucht  worden 
ist,  aus  Feigheit  nach  Aussen,  ans  kleinlicher  polizeilicher  Qdilerei,  ans 
Abneigung  gegen  edle  Bestrebiüigen  und  tQchtige  HAnner.  Allein  hier  liegt 
'  einfiftch  die  Alternative  vor,  ob  die  sittlichen  Zostlnde  und  die- staatliehen 
Einrichtungen  des  Landes  so  beschaffen  sind,  dass  sich  eine  gesunde  Öffent- 
liche Meinung  gegen  einen  solchen  Missbrauch  krftftig  und  nachhaltig  gel- 
tend macht;  oder  ob  dem  nicht  so  ist  Im  ersten  Falle  wird  die  Beglerung 
in  bessere  Bahnen  gedrftogt  werden;  im  andern  worden  auch  fimnelfo  Be- 
stiinmnngen  thatsichlich  keinen  Schuti  gewähren.  Ueberhappt  ist  es  keii)e 
richtige  Staatskunst,  dem  Staate  ans  Besorgniss  vor  Missbrauch  die  noth- 
wendige  Macht  zu  versagen.   Vielmehr  sorge  man  durch  Allgemeine  Ein- 
richtungen für  einen  Geist  gesetzlich«  r  Freilieit  und  mftnnlichen  Bttrger- 
bewusstseins,  dann  wird  sich  der  richtige  Gebranch  schon  vfm  selbst  ergaben. 
Hierin  allerdings  kann  Eaghind  ein  Muster  sein. 
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ce)  Daa  8y«t«m  der  dealsehen  Staaten. 

Auch  für  die  mittlere  Theorie  ist  der  Satz  aufgestellt  worden,  dass 
keine  Auslieferung  wegen  politischer  Anklagen  stattfinden  dürfe.  Nun  find« 
sich  aber,  dass  im  Widerspruche  mit  dieser  Lehre  solche  Ausliefenmget 
vielfach  zugesfanden  werden,  und  zwar  auch  von  solchen  Staaten,  welche  dai 
Vorwurf  schwer  ertragen  würden,  schnöder  Willkür  nnd  Härte  za  fröhnen. 
So  2.  B.  die  deutschen  Staaten,  namentlich  seit  dem  Bundesschlusse  vom 
18.  Aug.  1836,  welcher  die  allgemeine  gegenseitige  Auslieferung  von  Staats- 
verbrechern anordnet.  —  Ist  nun  diese  Abweichung  von  einer  unter  den 
übrigen  gesittigten  Völkern  fast  unwandelbar  bestehenden  Sitte  zn  tadeln, 
oder  liegen  etwa  in  den  besonderen  VerhÄltnissen  dieser  Länder  Rechtfer- 
tigungsgründe  ? 

Es  ist  vor  Allem  zu  unterscheiden. 

Wenn  es  deutsche  Staaten  gibt,  welche  ihre  Geneigtheit  zu  Ausliefe 
rungen  politischer  Flüchtlinge  auch  gegenüber  von  nichtdeutschen  Staaten 
betbätigen,  so  kann  hier  natürlich  der  Rechtfertigungsgrund  nicht  in  den 
eigenthümlichen  inneren  Verhältnissen  gefunden  werden.    Der  Bund  ist  in 
diesen  Fällen  nur  etwa  in  so  ferne  von  Bedeutung ,  als  er  selbst  kleineren 
Ländern  eine  bedeutende  Stütze  gewährt,  welche  sie  in  den  Stand  setzt  auch 
im  Verhältnisse  zu  mächtigeren  Staaten  ihr  Recht  und  ihre  Unabhängigkeit 
zu  wahren  und  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Befugnisse  in  Ausprueb  zu 
nehmen.   In  solcher  günstiger  Stellung  befinden  sie  sich  denn  auch  in  der 
Auslieferungsfrage;  und  bei  den  grossen  deutschen  Mächten  bedarf  es  nicht 
einmal  einer  solchen  weiteren  Unterstützung  ihres  Rechtes.  —  Wenn  also 
dennoch  eine  Auslieferung  politisch  Angeklagter  an  fremde  Staaten  statt- 
findet, sei  es  grundsätzlich,  wie  in  Oesterreich  ,•  oder  wenigstens  gerne  ver- 
tragsmässig,  wie  in  Preussen :  so  treten  ohne  Zweifel  die  gegen  eine  solche 
folgerichtige  Anwendung  des  kosmopolitischen  Systemes  geltend  zu  machenden 
Gründe  auch  hier  in  Kraft.    Es  wäi-e  also  zwar  eine  Beeinträchtigung  des 
logisch-richtigsten  Gedankenganges,  allein  ein  Vorschreiten  zu  einer  prak- 
tisch zweckmässigem  und  mildern  Auffassung  der  menschlichen  Verhältnisse, 
wenn  sich  solche  Staaten  zur  Anwendung  des  mittlem  Systemes  in  die 
8Cm  Punkte  verständen.    Was  sie  etwa  in  einzelnen  Fällen  au  Sicherheit 
oder  wenigstens  an  Bequemheit  der  Zustände  verlören,  würden  sie  wohl 
reichlich  in  sittlicher  Achtung,  selbst  der  eigenen  Unterthanen,  gewinnen. 

Wesentlich  anders  stellt  sich  die  ganze  Frage  bei  den  Auslieferungen 
der  deutschen  Staaten  unter  sich.  —  Gegenstand  der  besonderen  Verab- 
redung sind  Solche,  welche  sich  «gegen  die  Souveränität,  oder  gegen  die 
Existenz,  Integrität  oder  Sicherheit  eines  andern  Bundesstaates»  verfehlten 
und  dem  ihrer  habhaft  gewordenen  Staate  nicht  selbst  angehören.  Die  an- 
geordnete Maassregel  aber  ist :  Auslieferung  an  den  verletzten  oder  bedrohten 


Ok  TfllkttMcbtlielie  LAn  fo»  AmjU.  .  757 

Staat»  iQf  vorglDgigeB  TerUuigen  deaselbeii.  —  Htenat  eislbt  sich  denn 
zanftcbit,  daas  der  Bnndesbeacblass  irine  Ansliefeniiiff  nicht  Tonchniht  ftr 
Solche,  irekhe  einer  I7nteniebmuig.^egen  ^en  Bond  selbst  beaehnldigt  sind. 
Allerdings  Terftgt  das  Gesets,  dass  solche  Handtongea,  wdl  die  Bunde»* 
"rer&sming  vesentUcfaer  Bestandtheil  der  Yerfessong  jedes  einleben  Bandet* 
Staates  sei,  onter  den  Begriff  des  HochTerrathes,  LandesTenathes  n.  s.  v. 
fäUen  soHen;  alleto  eben  bierans  geht  berrar,  dass  jeder  einxdne  Staal^  der 
eines  Befcfaaldigten.  dieser  Art  habhaft  wird;  mr  Instenni«  einet  gs» 
riclitlichen  Yerfithrens  snqtindig  i^.  Selbst'  wenn  die  in  Frage  stehende 
Handlang  aosserhalb  Landes,  and  wenn  sie  von  einem  Nichl-0nterthane& 
begangen  wurde ,  ist  Aoslieferong  keine  Nothwendigiieit;  sondern  es.  tritt 
dann  vielmehr  der  Fall  einer  gegen  den  Staat  im  Aaslande  and  von  einem 
Fremden  gerichteten  Verletzung  ein,  n  deren  Untersatihong  and  Beatrafong 
die  einheinUscben  Gerichte  vollkommen  znstlndig  sind,  wenn  der  ThAter 
(wie  hier  voransgesptzt)  in  Gewahrsam  gebracht  ist  Fiamer  erhellt  ans 
den- Worten  des  Geset/"^.  dass  die  Aoslieferong  keineswegs  eine  nnbedbigt 
notlnrendige,  in  Folge  des  Bundesschlasses  von  selbst  eintretoide,  and  so- 
mit die  einzig  erlaubt«  Verfahrensweise  ist;  sondern  dass  sie  nur  erfolgen 
muss,  wenn  sie  vom  Verletzten  verlangt  wird.    Bis  dahin ,  und  in  Ermang- 
lung eines  Anslicferungsansinnens ,  ist  jeder  Bundesstaat  ermächtigt,  nach 
den  von  ihm  im  Allgemeinen  hcfolgten  Grundsätzen  zu  verfahren,  also  n^ 
meutlich,  wenn  er  es  für  gut  tindtt.  Asyl  zu  gewähren,  sei  es  mit  sei  es 
ohne  Bedingungen,  oder  aber  den  Flüchtigen  ganz  wegzuweisen.  Endlich  ist 
bestimmt,  dass  eigene  ünterthanen  auch  in  diesem  Falle  niemals  auszuliefern 
sind.  —  Die  Frage  ist  also,  ob  die  vom  Bunde  in  solcher  Weise  beschränkte 
Auslieferung  in  den  eipenthümlichen  Verhältnissen  Deutschlands  begrtlndet 
ist ,  so  dass  eine  Ausnahme  von  dem  mittleren  Systeme  als  eine  besondere 
Nothwendigkrit  und  nicht  als  ein  Verkennen  der  von  der  europäischen  Gc- 
sittigung  im  Allgemeinen  geforderten  Handlungsweise  erscheint? 

Hier  kommen  denn  nun  dreierlei  Umstände  in  Betracht:  die  Kleinheit 
des  Gebietes  sehr  vieler  Bundesglieder;  die  vielfache  Verschlingung  der 
Landesgrenzen;  endlich  die  gemeinschaftliche  politische  Grundlage  der  deut- 
schen Staaten.  —  Die  Kleinheit  des  Gebietes  hat  zwei  bedeutende  Nachtheile 
für  die  Beschntzung  der  bestehenden  Staaten  gegen  ungesetzliche  Unter- 
nehmungen. Zunächst  die  Leichtigkeit  der  Flucht  nach  vollzogener  oder  ge- 
scheiterter Verletzung.  Zweitens  die  Unmöglichkeit,  einem  politischen  Flttcht-  ' 
linge  in  solchem  beschränkten  Räume  einen  unschädlich  machenden,  etwa  TOn 
der  Grenm  oder  von  den  ^sseft  Verkehrswegen  entfernten^  Anfenthalttort 
anniweisen.  —  Letxterer  ümstand  ftUt  .aber  am  to  melur  ins  Gewidit,  ab. 
die  UnregetaDlssi^it.der  Orenzen'nnd  die  seibat  theilweite  vocbandane  Zer* 
ritienheit  der  Gebiete  4ani-koaiint  Diete  erschwert  eben  so  sehrTorsiefati> 
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maassregeln,  als  sie  Wiederholungen  der  Vorbereitungen  und  Angriffe  er- 
leichtert. Dass  namentlich  die  kleineren  deutsehen  Staaten  durch  diese 
Verhältnisse  in  Schwierigkeiten  votwickelt  sind,  welche  in  grösseren  Staaten 
gar  nicht  bestehen,  lässt  sich  nicht  verkennen.  —  Was  aber  schliesslich  die 
gemeinschaftliche  staatliche  Stellung  der  Bundesstaaten  betrifft,  so  ist  aller- 
dings in  Betrachtung  zu  ziehen ,  und  ist  durch  Erfahrang  ^ielfilch  nachge- 
wiesen, dass  bedeutendere  Unruhen  in  einem  Lande  die  Ordnung  auch  in 
anderen  schnell  und  bedenklich  gefährden  können.  In  welchen  letzten  Ur- 
sachen ein  solches  Gcmcingcfühl  begründet  ist,  thut  hier,  wo  es  sich  nicht 
von  Wünschen  nach  Umgestaltung  der  deutschen  Zustande,  sondern  von  den 
Maassregeln  zur  Vertheidigung  der  bestehenden  handelt,  nichts  zur  Sache; 
CS  genügt  die  Anerkennung  einer  eigenthümlichen  (Jefahr. 

Unter  diesen  Umständen  mögen  denn  allerdings  Sichemngsniaassregeln, 
welcher  ausgedelintere  und  selbststüudigere  Staaten  nicht  bedürfen,  ergriff'en 
werden.  Und  dass  eine  grössere  Wahrscheinlichkeit  der  Bestrafung  ein 
Sicherungsmittel  sei,  ist  ebenfalls  nicht  zu  bestreiten.  Als  eine  ganz  g^rund- 
lose  und  verkehrte  Härte  ist  also  diese  Ausdehnung  der  Auslieferung  an 
sich  nicht  zu  erklären.  Allerdings  kann  dieselbe  auch  unter  den  deot- 
schen  Staaten  missbraucht  werden  und  zur  Vollbringung  gehässiger  Rache- 
handlungeu  und  offenbarer  Ungerechtigkeiten  dienen;  und  es  ist  somit  sehr 
wünschenswerth,  dass  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  etwa  Uebelthaten  zo 
befürchten  stehen,  besser  gesinnte  Regierungen  nicht  nur  durch  geeignete 
Vorstellungen  Einhalt  thun,  sondern  namentUch  auch  der  ungefährdeten  Ent- 
fernung unschuldiger  Flüchtiger  nichts  in  den  Weglegen:  allein,  wenn  schliess- 
lich ein  Bedauern  auf  der  Maassregel  liegen  bleibt,  so  ist  er  mehr  verschuldet 
durch  die  ganze  Gestaltung  der  deutschen  Dinge,  als  durch  diese  besondere, 
in  der  That  nicht  willkOrlich  hervorgerufene,  Folge  derselben.  Es  wäre  so- 
mit auch  ungerecht,  aus  dieser  Abweichung  von  dem  mittlem  Systeme  auf 
eine  tiefer  stehende  sittliche  und  menschliche  Bildung  Deutschlands  und  in 
Sonderheit  seiner  Regierungen  zu  schliessen.  Nothwehr  schliesst  in  allen 
Verhältnissen  feinere  Rücksichten  aus. 

o)  Yonchlag. 

Doch,  es  ist  mehr  als  Zeit,  die  Erörterang  zu  Ende  zu  bringen.  Es 
sei  aber  gestattet,  dieses  zu  thun  durch  eine  Ilindeutung  auf  das  Mittel,  wel- 
ches allgemein  eine  bessere  Ordnung  des  wichtigen  Gegenstandes  herbeizu- 
führen geeignet  erscheint. 

Wie  immer  die  Ansicht  des  Einzelnen  über  die  theoretisch  beste  Lösung 
der  Asyl-  und  Flüchtlingsfrage  und  dessen,  was  daran  hängt,  oder  über  die 
Handbarkeit  der  Sache  im  Leben  beschaffen  sein  mag;  darüber  kann  nar 
Eine  Stimme  sein,  dass  die  jetzige  Meinungsverschiedenheit  der  Regierungen, 
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SO  wie  die  grosse  Anzahl  der  Terschiedenartigsten  GcseUe,  Yertrige  und 
Gewohnheitsrechte  ein  grosser  Uebelstand  ist.  Denn  Meinongsverschiedenheit 
über  Recht  und  Pflicht  der  Staaten  hinsichtlich  der  internationalen  Rechts» 
pflege  führt  erfahnmgsgemäÄS  zu  häufigen  und  zum  Theile  höchst  bitteren 
Streitigkeiten.    Die  Vemcigerung  einer  Hülfe  wird  von  dem  Anfordenden 
als  Begünstigung  seiner  Feinde,  vielleicht  als  unverantwortliche  Genossen- 
schaft mit  Verbrechern  betrachtet;  während  fier  Angeforderte  sich  beleidigt 
findet  durch  eine  Zumuthung,  welche  ihm  eine  Barbarei  und  deren  Erfüllung 
eine  Feigheit  erscheint.    Die  Klagen  über  Belästigungen  und  Gefährdungen 
durch  die  jenseits  beherbergten  Flüchtlinge  rcissen  nicht  ab;  und  schon 
in  mehr  als  Einem  Falle  ist  die  Erbitterung  fast  bis  zur  Kriegserklärung 
gestiegen,  hat  wiederholt  selir  herbe  Gegenniaassregeln  als  Retorsion  hervor- 
gerufen.   Und  da  sich  die  politische  Leidenschaft  bis  zu  MordanfÄllen  ge- 
steigert hat,  so  hat  auch  das,  an  sich  gewiss  sehr  gerechte,  Verlangen  nach 
Beseitigung  der  Gefahr  die  Färbung  der  persönlichen  Beleidigung  erhalten. 
Man  erinnere  sich,  statt  alles  Andern,  an  die  Stimmung  der  französischen 
Bfigierang  gegen  England  nach  dem  Orsini'schen  Mordansclüage.  Durch 
Alias  Dieses  aber  ist  ein  hftsslicher  Misston  in  grosse  Yölkerverhältnisse  ge- 
koDUBeii  imd  «Sm  mnat  Zllfidiloff      olmedem  inr  allat  aüilnichen  Stnift- 
gründen  nigeflIgL  Und  Je  weniger  eine  jdineUe  Bemliigang  der  ttMtHrlttm 
Bewegungen  und  Yersneie  sn  erwaiten  sifiht,  wlhrend  die  Scfanelligkeit  nnd 
l4ielitigkeit  der  VeiUndungen  uter  LSndera,  Jn  WeltUieilen  ins  fUeDiafte 
wfldttt:  desto  sicherer  wird  dis  Uebel  Cwtdaaeni  vnd  sdbst  wmrtiiwi.  IN0 
grosse  Menge  und  Ycrsdüedenbrit  der  positiven  Beelitsqpellen  aber  ist  eine 
nicht  irar  für  die  Uebefiidit  nnd  Behe^rsdinng  des  Oegenstnd«,.  wmkut 
nO<^  weit  mehr  fllr  die  A^tsthttigkeit  der  Behörden  aller  Ait.  Es  streift 
doch  &st  an  das  LBcherlidie,  wenn  Aber  diese  eiudge  Fhtge  game  flannn- 
Iragm  von  Yerlrlgen  von  Einem  Staate  abgeschtossen  mid  angewendet  wer- 
den, anter  sich  toU  nnmarUidier,  qpttlfindiger  l^iitandiiede  ind  abwelofaendflr 
Jdfihier  Bestininniigeni         ^  .  ^ 

Ifon  ist  aber  wohl  anbestreitbar,  dass  die  ganie  Frage  Qnl«r  StMftsB  we- 
sentUcb  gleicher  Gesittigong  anf  eine  gteichmlasige  Weise  bestimmt  wurden 
konnte.  Es  ist  ja  »  vielleieht  mit  dmdnen,'  genan  m  befcrifihnendm  Aos- 

.  nahmen  ^  diesdbe  keine  Frage  der.  Zeit,  des  Ortes,  der  Qegiennigsfniii 
sondern  eine  gans  allgemslne,  menschliche.  Eine  eimdge,  keineswegs  ana- 

^  gedehnte  Yereinbarong  würde  fireundliche  Gesinnung  uQter  den  Regierungen 
nnd  Staatmi  nnd  eine  grosse  Yereinfachung  der  Geschäfte  herbeiftüiren, 
ttberdiess  sowohl  dem  Garnen  als  dem  Einaelnen  eine  grossere  Sicherheit 
wirklicher  Rechte  gewähren. 

Wo  nicht  als  das  einzige,  so  doch  j^den  Falles  als  das  zurerUssigste  nnd 

,  sn  gleicher  Zeit  leichteste  und  schlennigste  Mittel  zur  Znstandetaringang  einer 


Digitized  by  Google 


ygQ  Die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle. 

solchen  üebercinstimmuDg  erscheint  denn  aber  ein  besonderer  zu  die- 
sem Ende  abzuhaltender  Congress,  oder  —  findet  man  diese  Be- 
nennung zu  umfassend  und  zu  anspruchsvoll  —  eine  Zusanimcnkunfl  von 
besonders  bevollmächtigten  Abgeordneten  der  verschiedenen  Staaten. 

Es  sind  allerdings  gegen  diesen  Gedanken ')  verschiedene  Einwendungen 
gemacht,  und  es  ist  theils  seine  Richtigkeit  an  sich  bestritten,  theils  weuig:- 
stens  die  praktische  AusftJhrbarkeit  und  der  Nutzen  solcher  allgemeiner  Ver- 
abredungen goläugiiet  worden.  Mit  Unrecht,  wie  nachstehende  Bemerkungen 
wohl  zeigen  werden. 

Wenn  nilmlich  die  Zweckmässigkeit,  vielleicht  die  Erlanbtheit,  einer 
Vereinbarung  unter  den  sämmtlichen  europäischen  Staaten  von  vorneherein 
desshalb  bestritten   werden  will,   weil  der  Grund  der  itzigen  Verschie- 
denheit der  Anschauungen   und  Bestimmungen  in  der   noch  immer  be- 
stehenden Verschiedenheit  des  Charakters  der  Staaten  liege,  und  weil  der 
Individualität  der  Staaten  die  Möglichkeit  einer  Geltendmachung  durch  be- 
sondere Verträge  über  Auslieferung  itzt  wenigstens  noch  zu  belassen  sei »)  : 
so  ist  es  schwer,  diesem  Grunde  eine  Tragweite  zu  geben.  Die  Verschieden- 
heit der  europäischen  Staaten  in  Beziehung  auf  ihre  inneren  Aufgaben  und 
auf  die  Mittel  zu  deren  Lösung,  namentlich  also  auf  die  Verfassungsfonn, 
ist  allerdings  noch  beträchtlich  genug;  allein  dieselbe  kommt  hinsichtlich 
der  hier  vorliegenden  Frage  in  keinerlei  Betracht.    Rechtsstaaten  sind  sie 
sämratlich,  und  ihre  ideelle  Aufgabe  hinsichtlich  der  Herstellung  einer  Rechts- 
ordnung, überhaupt  ihr  Verhältniss  zum  Rcchtsgedanken,  ist  durchaus  über- 
einstimmend.   Die  Gesittigung  derselben,  wenigstens  der  Regierungen,  ist 
keineswegs  eine  specifisch  verschiedene.    Ueberdiess  handelt  es  sich  gar 
nicht  davon,  irgend  eine  Veränderung  in  den  inneren  Einrichtungen ,  welche 
jeder  Staat  nach  seine  n  besonderen  Bedürfnissen,  Anschauungen  und  Gewohn- 
heiten trifft,  zu  verabreden;  alles  dieses  bliebe  bei  einer  Uebereinkunfl 
Ober  das  Verhalten  zvsischcn  Staat  und  Staat  ganz  unberührt.  Welches 
Interesse  sollte  nun  die  «Individualität»  eines  jeden  einzelnen  Staates  dabei 
haben,  durch  eine  Reihe  von  einzelnen  Vertrögen  und  nicht  durch  eine  ge- 
meinschaftliche Verabredung  das  allgemein  Vernünftige  und  Ausführbare 
anzuerkennen?    Dass  ein  jeder  Staat,  welcher  mit  den  in  dem  Congresse 
beschlossenen  Bestimmungen  nicht  einverstanden  wäre,  seine  Unterzeichnung 
verweigern  und  sich  auf  das  itzigc  Verhältniss  zurückziehen  könnte,  versteht 
sich- von  selbst;  aber  kein  Grund,  noch  weniger  eine  Pflicht,  zu  einer  Ver- 
einzlung  liegt  vor,  wenn  das  Verabredete  als  recht-  und  zweckmässig  an  sich 
erkannt  würde.  .  .  • 


X)  V^I.  die  Anmerknoff  1  auf  S.  730. 

9)  B.  MHrqaardien,  In  Welcker'«  StMttlexicon,  Bd.  n,  8.  Ulk. 
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EbeoN  wenig  mag  den  angäUidben  pnktliciMii  Bdtwieiigkeiten  etai 
entscheidendes  Geidcht  eiageriomt  werden.  Es  sind  deien  iweieilei  gellend 
graiadit  worden:  die  No4hwendi^nit  Terschiedener  AnslieferongsfiDnnen  Je 
aach  den  YerfiMsnBgBeinrielitnngen;  nnd  die  Tersdnedenbeit  des  Ansliefe- 
nrogsbedtifoisses  je  nach  der  geogr^rfuMlien  Lage  der  Staaten,  ob  dieselben 
nflodidi  doich  weite  ^tfemongen  ni  Land  oder  See  ?on  einander  getrennt 
seien,  oder  nahe  beisammen  liegen,  namentlich  lange  gemeinscball]iche  ,l4md- 
griUoe  haben —  Was  das  erstere  betrifft,  so  ^wlre-  natflriich  das  Ans- 
lieferangsverlangen  tn  jedem  Staate  an  die  seiner  OrganisatSon  noch  dann 
geeignete  Behörde  in  richten;  allein  die  Feststelloog  der  Bedingongen,  anter 
welchen  dasselbe  gestellt  werden  konnte,  s.  ff.  die  Yoraeigung^  eines  ge- 
riehtUdHn  Haftbefehles  oder,  wohl  noch  besser,  eines  gerichtlichen  Anklage- 
beschlnsses,  wäre  wohl  in  einer  allgemein  an\vcndbaren  Weise  sa  Stande  in 
bringen.  (S.  oben,  S.  ()97.)  -—  Die  Yerschicdonheit  der  geographischen  Lage 
aber  schont  doch  in  der  That  nnr  die  Häufigkeit  der  Auslieferungsfülie, 
keineswegs  aber  den  Grandsatz  selbst  za  l>erflhren.  Ob  ein  flüchtiger  Yer- 
breclier  eine  trockene  oder  eine  nasse  Grenze  za  überschreiten  hatte,  macht 
in  Beziehung  auf  seine  Strafbarkeit  und  auf  die  Pflicht  der  Ueberlassnng 
all  die  Gerichte  der  verletzten  Rechtsordnung  keinen  Unterschied.  Ebenso 
mag  bei  grosser  räumlicher  Entfernung  die  Ausliefi  iung,  so  weit  der  sitt- 
liche üebelstand  unbestraften  Verbrechens  nnd  die  Gefahr  einer  Wieder- 
holung in  Frage  steht ,  seltner  erforderlich  erscheinen ;  allein  ein  grund- 
sätzlicher Unterschied  kann  in  der  Versdiiedenheit  des  Raumes  nicht  liegen,  . 
und  (Iberdiess  versclnvindct  die  Bedi  ntiuig  dieses  Unistandes  bei  der  täg- 
lichen Erleichterung  und  Bcscbleunigiiiig  des-  Verkehres  immer  mehr. 

Wirklich  im  Wege  stehen  nur  /wci  llindi  riiisse,  und  auch  diese  nicht  der 
Sache  selbst,  sondern  nur  dem  augenblickliclu  n  Vollzüge  und,  höchstens,  einer 
alsbaldigen  allgemeinen  Ausdehnung  der  Verabredung  auf  silmmtliche  gesit- 
tigte  Staaten.  Einmal  der  Stand  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung.  Die 
Meinungsverschiedenheit  über  Grundsatz,  Folgerungen  und  Ausnahmen  dauert 
fort  bis  zu  diesem  Augenbhcke;  dadurch  wird  aber  die  Gewinnung  einer 
gleichförmigen  Auffassung  unter  den  Staatsmännern,  die  Annahme  eines 
von  Allen  anerkannten  Ausgangspimktes  erschwert.  Zweitens,  die  bis  zum 
Fanatismus  in  einzelnen  Ländern  gesteigerte  volksth(»mliche  Entschiedenheit 
flir  eine  bestimmte  Ansicht,  und  leider  nicht  für  die  richtige.  Diese  bindert 
die  Regierungen  an  freier  Yerfolgong  einer  bessern  Ansicht,  zumal  in  par- 
lamentarischeh  Staaten.  ^  ^ 

V  >  Diesen  b^den  EOnderaiasen  inas  allerdings  entgegengearbsMst  werdeB,^ 
we8i  eine  Tercinbarnng  m  Stande  kommen  soIL.  WäMtenHO»  itt  dleasft 

.■  .  .  «..;•' 

*^}f^r,  air  O.  Oornew»ll  Z,«wit,  On  foreign  iuMtottM,;a.  T«l^  •  '*»  » 
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möglich,  und  gehen  sogar  die  Mittel  gegen  beide,  wenigstens  anfänglich, 
Hand  in  Hand. 

Das  erste  Erforderniss  ist  eine  fortgesetze  wissenschaftliche  Dnrchar- 
beitung  der  ganzen  Lehre,  deren  schliessliches  £rgebniss,  welches  es  nun  aach 
sachlich  sei,  doch  am  Ende  in  so  einfacher  Sache  eine  Gewinnong  grosser 
Uebereinstimmung  sein  mnss.  Der  Anfang  ist  ja  bereits  gemacht,  and  die 
so  lange  Zeit  hindurch  nicht  mit  Ernst  angefasste  Frage  seit  wenigen  Jahren 
vielfach  und  gründlich  erörtert  worden.  Noch  weiteres  kann  und  soll  folgen. 
Auch  hier,  wie  überall,  wird  es  freilich  an  Querköpfen  und  eigensinnigen 
Rechthabern  nicht  fehlen;  allein  wenn  die  grosse  Mehrzahl  der  gesunden 
Menschen  sich  für  ein  Ergebniss  wird  entscheiden  können,  ist  für  die  Be- 
nützung im  Leben  das  Nöthige  erreicht.  Diese  wissenschaftliche  Erörterung 
kanu  denn  nun  aber  ohne  alle  Hindernisse  vor  sich  gehen. 

Schon  diese  Verhandlungen  aber,  und  noch  mehr  ein  endliches  allgemein 
anerkanntes  Ergebniss  derselben ,  würden  viel  beitragen  zur  Aufkläning  der 
öffentlichen  Meinung.  Dass  es  langsam  ginge,  ist  freilich  mehr  als  wahr- 
scheinlich. Es  braucht  lange,  ehe  neu  gewonnene  Sätze  durch  die  verschie- 
denen Gattungen  des  Schrifteuthums  eine  Umstimmung  der  Massen  bewirken. 
Aber  es  ist  keineswegs  unmöglich.  Namentlich  wird  man  hier  wohl  anf  die, 
in  anderen  Beziehungen  freilich  unwünschenswertben ,  fühlbaren  Wirkungen 
der  im  gegenwärtigen  Zustande  unvermeidlichen  Streitigkeiten  rechnen  können. 
Auch  Völker  werden  durch  Schaden  klug ;  und  die  bei  solchen  Gelegenheiten 
nothwendig  entstehenden  vielfachen  Erörterungen,  welche  durch  die  Unmittel- 
barkeit der  Beispiele  sehr  belehrend  sind,  müssen  mächtig  dazu  helfen.  Hier 
ist  es  denn  Sache  der  tflglichen  Presse,  aufklärend  und  überzeugend  auf  die 
Massen  zu  wirken. 

Wenn  diess  nun  aber  nicht  überall  so  schnell  und  so  vollständig  gelingen 
sollte,  als  zu  wünschen  wäre,  z.  B.  also  Rnssland  auf  einer  Auslieferung 
politischer  Flüchtlinge  bestehen  wollte,  oder  in  England  und  Nordamerika 
sich  grosse  Reste  falscher  Meinungen  halten  sollten:  so  hinderte  diess  die 
übrigen  Staaten,  welche  im  Wesentlichen  zu  gleicher  Auffassung  gelangt 
wären,  keineswegs  mit  einer  Vereinigung  unter  sich  zu  beginnen.  Worin 
sollte  die  Unmöglichkeit,  oder  auch  nur  die  Schwierigkeit  liegen,  durch  einen 
Congrcss  der  westeuropäischen  Staaten  zu  einer  gemeinsamen  Uebereinkunfl 
zu  gelangen?  Schon  jetzt  sind  die  Ansichten  und  Gesetzgebungen  dieser 
Regierungen  ziemlich  übereinstimmend;  eine  völlige  Vereinigung  auf  eine 
mittlere  Handlungsweise  aber  dürfte  (auch  ganz  abgesehen  von  der  Nach- 
hülfe einer  bessern  Theorie)  dadurch  erleichtert  werden,  dass  vortheilhafte 
Ausgleichungen  für  das,  was  etwa  ungcme  aufgegeben  würde,  in  der  Tbat 
vorhanden  wären.  Wenn  nämlich  z.  B.  einzelne  Staaten  zu  dem  Grundsatze 
der  Nichtauslieferung  wegen  staatlicher  Vergehen  nur  ungerne  ilire  Zusüm- 
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mang  gäben;  so  Monte  eine  aUgeneine Yewrfnharnng «ich  ein  gemefaMchaffc- 
liebee  nd  wirksimeB  System  vorbengender  MiMHregeln  entbata,  Mareli 
aber  eine  jetet  nngekanie  Sfeberang  and  Bernbigmig  bringen.  Man  nehme 
an,  dnis  eine  der  Tenbredeten  Bedingnngen  feeleetie,  ein  poüllecbear  FlOcfat- 
Ung  aei  in  eineHi  munittelfacr  anstoieenden  Staate  gar  nicbt,  nnd  flberhaopt 
nur  in  einer  beiümniten  geograpbiseben  Entfernong  von  den  Chwonn  des 
Staates,  gegen  den  er  eich  vergnngca,  n  dnUen:  wOrie  dadnrcb  siebt  (am 
eben  jetzt  bestebende  Terblitnisse  aasnübren)  Oesterreich  gegenftber  tob 
Piemont,  Frankreich  gegen  Belgien  gewinaen?  Aber  eben  so  saf  dtor  andern 
Seite,  d.b.  bei  det^enigen  Staaten,  welehe  ihrer -bisberigen  Beihilfe  in  flren^ 
dem  Bedrtssehtttse  etwas  belftgen  moasten,  Ihmveifdhaft  Hürde  sich  t.  B. 
die  Schweiz  an  den  «ben  genannten,  nnd  vielleicht  noch'weiteren,  Yorbeagiings- 
maassregaln  schwer  tersteben.  Allem  wlüre  es  nnverstflndig  nnd  nnehrenhaft, 
die  bisher  eingehaltene  grOasere  Firdbeil  anibigeben,  wenn  dagegen  niobt  nur 
eigene  Befireinng  ven  nicht  abrdss^iden  Beschwerden  nnd  ünannebmlicbkeiten 
aller  Art  olaagt,  die  Yeranlasstuig  za  Harten  nnd  auch  far  Unschnldige  Ter* 
derbHchen  Repressalien  beseitigt  ;  sondern  auch  der  Grundsatz,  dessen  Dnrch- 
aetzong  die  edleren  Geister  dos  Volkes  als  Foi  di  rung  der  Gesittigang .  be- 
trachteten, nämlich  die  Asylkrcchtigang  politischer  Flüchtlinge,  zum  aUge- 
meinen  europüi^chcn  Rechte  erklärt  werden  könnte  ?  Schwierigkeiten  wQrden 
freilich  sein.  So  uiüsste  z.  B.  vielleicht  den  besonderen  Verhältnissen  Deutsch- 
lund in  so  ferne  Rechnung  getragen  werden,  als  sich  der  Bond  nur  als 
Gesanunthcit  und  gegen  Aussen  den  allgemeinen  Grundsätzen  anschlösse,  in 
seinem  luneru  aber,  d.  h.  für  die  Verhältnisse  der  Mitglieder  unter  sich, 
freie  Uand  für  besondere  Verabredungen  behielte.    Ist  doch  der  Grund- 
gedanke, welcher  in  der  ganzen  Sache  festgehalten  werden  nmss ,  der  der 
Mässignng,  der  .Vjierkennuug  der  Bedürfnisse  des  Lebens  im  Gegensatze 
gegen  blosse  logische  Starrheit.    Es  soll  dadurch  im  Einzelnen  und  Ganzen 
das  erreichbare  Gute  an  die  Stelle  von  Streit  über  das  unbedingte  Recht, 
und  Anerkennung  der  verschiedenen  Bedürfnisse  an  die  Stelle  von  hoch- 
müthiger  und  eigensinniger  Einseitigkeit  gesetzt  werden.  Und  von  derjenigen 
Auffassung  der  internationalen  Verhältnisse,   welche  die  Zollvereine,  die 
Verträge  über  die  Posten,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Nachdruck,  die  Ver- 
abredungen Uber  Ileimathlose  zu  Stande  gebracht  hat ,  welche  eine  gemein- 
schaftliche Quarantäne  Ordnung  verabredete,  darf  schliesslich  auch  hier  das 
Bessere,  wenn  schon  schwierig  zu  Stande  zu  Bringende  erwartet  werden. 

Im  schlimmstea  Falle  aber  würde  sogar  eine  Verabredung  unter  nur 
wenigeren  Staaten  ein  grosser  Gewinn;  zunächst  für  die  Betheiligten  dann 
aber,  und  hatipts&chlich  als  Anfang  und  zwingender  Vorgang. 

Einer  besondem  Erwägung  könnte  bei  jeglicher  Ausdehnung  des  Ver- 
eines aofib  noch  die  Frage  unterzogen  werden,  ob  nlöht  nr  Entscheidung 
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Aber  mifelfaafite  Fragen  ein  völkerrechtliches  Schiedsgericht  zu  bestell«» 
wäre;  wenigstens  für  die  erste  2^it,  bis  zur  Bildung  eines  ^wohnheits- 
recht 0^.  Es  ist  wohl  erlaubt,  Elihu  Bunitt's  Plan  im  Ganzen  zu  beUcheln, 
und  doch  sich  zu  der  Ansicht  zu  bekennen ,  dass  eine  Aasdehnong  des 
schiedsrichterlichen  Verfahrens  znr  Ordnung  einzelner  bestiroroter  Fra^Oi 
ein  grosser  Gewinn  und  keine  thatsüchliche  Unmöglichkeit  wÄre. 

So  virl  ist  jeden  Falles  gewiss,  dass  der  jetzige  Znstand  der  inter- 
nationalen Rechtsliülfo  eine  Unehre  fttr  die  Wissensdiaft  und  ein  Uebcl  für 
das  Leben  ist;  und  dass  es  also  einer  Abhülfe  bedarf.  Will  also  dem  vor- 
stehenden Vorsehlago  kein  Gehör  gegeben  werden,  so  ist  jeder  andere  bessere, 
das  heisst  aasfohrbarere,  wiükommea  m  iieissen.  Möge  er  nur  gemacht 
werden  i 


3. 
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Die  Beden  Imd  BeMhHiaae  jener  YenaniBiliingen 
sind  liogst  TerinUt  ohne  jiseod  ^inen  Erfolg;  im  Qegentlieile  bat  Eoropt, 
deseeD  Oeeitfigiiiig  man  der  Bartwrei  des  Krieges  entwaehseD  erUirte,  in  • 
den  letiten  Jahren  -8o  blutige  Kriege  ala  Je  mor  erlebt,  und  es  sieht  irahr- 
lieh  nicht  danach  aas,  als  wenn  sie  die  letaten  Beispide  dieser  cotsetdlchen 
Sdbsthtll^  der  Staaten  sein  sollten.  Wie  inner  man  nrtheilen  mag  tod  der 
Onaweekmiisigkeit  des  Krieges  als  Rechtsmittel,  nnd  ^  der  Folgewidrig- 
keit der  Hinsdilaehtnng  vieler  Tausender  Ton  Unschuldigen  auf  »den  Befohl 
derselben  Staaten,  wdehe  seihet  dem  Schuldigsten  ihrer  Unterfhanen  nor 
naeh  den  genauesten  Untersuchungen  nnd  unter  Anwendung  aller  denkbaren 
.  Sichemngsmittel  das  Leben  abspreizen;  wie  sehr  man  davon  Ubeneogt  sehi 
mag,  dass  die  durch  einen  Krieg  mOglioherw^  n  gewinnenden  Tortheäe 
ganz  versdiwinden  gegen  die  nnberedienbaren  Nachtheile  desselben  flbr  StaatM 
nnd  Völker;  kurs,  wie  sehr  man  den  Krieg  verabsdieuen'  mag:  auf- eine 
Wiederkehr  von  Kriegen  moss  man  gefasst  sein.  Wer  in  der  jetiigen  Welt- 
lage an  eine  Erfollnng  der  Bemflhungen  der  Friedensfreunde  glaubt,  mag 
vielleicht  von  wohlwollender  Gesmnung,  aber  sicher  nicht  von  praktischem 
Terstando,  Zeugniss  ablegen. 

Verhält  sich  dem  nan  aber  eben  so  bei  Solchen,  welche  wenigstens  be^ 
stimmte  einseine  Uebel  der  jetzigeo  Kriegführung  beseitigen  nnd  fllr 
deren  Unterlassung  eine  allgemeine  völkerrechtliche  Anerkennung  erwirken 
möchten  ?  Viele  werden  allerdings  dieser  Meinung  sein.  £s  wird  ihnen  eben 
80  unpraktisch  bedanken,  die  Gewaltigen  der  Erde  von  der  nntslosen  Un- 
menschlichkeit einzelner  bestimmter  Kriegshandlungon  überzeugen  zn  wollen, 
als  von  der  Barbarei  des  Krieges  Oberhaupt.  Und  selbst  besten  Falles  wird 
ihnen  der  einzige  zu  einem  solchen  Ziele  führende  Weg,  nämlich  die  Gewin- 
nung einer  unwiderstehlichen  öflFentlichen  Meinung,  so  unabsehbar  weit  er- 
scheinen, dass  sie  seine  Betretung  für  eitel  Zeitverlust  und  Vers&umong 
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nüt/licborer  weil  orroichbarer  Zwocko  erklären.  Dennoch  liegen  wohl  in  der 
That  die  Dinge  umU  rs :  es  will  vielmehr  hedünken,  dass  es  möglich  sei ,  Ver- 
besserungen der  fraglichen  Art  wenigstens  zur  Sprache  zu  bringen,  ohne  dass 
man  dem  Vorwurfe  nutzloser  Phantasterei  nothwendig  verfiele. 

Wer  nünilich  nicht  absichtlich  seine  Augen  gegen  widrige  That.saohen 
verschliesst ,  muss  bemerken,  dass  keineswegs  blos  die  Uoffnungeo  auf  ein 
giui/lichoK  Untcrlih  iben  der  Kriege  sich  als  leer  erwiesen  haben ,  sondern 
dass  sogar  die  Kriege  noch  wvit  unheilvolh  r  als  früher  theils  bereits  gewor- 
den sind,  tlieils  künftig  zu  werden  drohen.  Diesa  aber  in  doppelter  Beziehung. 

Kiunial  hat  es  sich  durch  eine  gransame  Ironie  des  Zufalles  begeben, 
dass  gi'ra<le  die  gesticgoue  Gesittigimg  und  vor  Allem  die  hohe  Ausbildung 
aller  Techidk,  welche  man  als  Hauptgründe  für  die  künftige  Unmöglichkeit 
eines  Krieges  gejjriescn  hatte,  die  Mittel  zu  einer  weit  verheerenderen  und 
früher  unbekannte  Leiden  mit  sich  bringenden  Kriegsführuug  liefern.   Die  all- 
gemeiner verbreitete  und  tiefergehende  Kenjitniss  der  Naturwissenscliaften  bat 
neben  den  grossen  Friedensertindungen  auch  neue  Zerstöniugsmittel  geliefert, 
welche  die  früheren  an  Furchtbarkeit  weit  hinter  sich  bissen.    Es  sind  z.  B. 
die  Feuerwaffen,  und  zwar  sowohl  die  Geschütze  als  die  kleineren,  durch 
unermüdliche  Versuche  und  durch  Anwendung  der  gelehrtesten  und  scharf- 
sinnigsten Verfahrcusarten  nach  Tragweite,  Sicherheit  des  Treffens,  Zerstö- 
rungskraft, so  vervollkommnet  worden ,  dass  sie  die  Vernichtung  von  Menschen 
und  Dingen  in  früher  uumögUchen  Ausdehnungen  gestatten.  Die  Fortschrittte 
der  Schiffbaukuust ,  der  Physik  und  der  Mechanik  haben  die  Erbauung  von 
schwimmenden  Kriegsmaschinen  emiögUcht,  welche  den  Ki'iegeu  eine  früher 
ganz  unbekannte  und  unmögliche  Ausdehnung  zu  gehen  erlauben.  Es  können 
durch  die  von  Dampf  bewegten  Kriegsflotten  und  ungeheuren  Transportschiffe 
itzt  ganze  Heere  mit  einem  Male  und  unabhängig  von  Wind  und  Wetter  an 
eine  fremde  Küste  geworfen,  dadurch  aln  r  Länder  in  Gefahr  von  Verwüstung 
und  Unterjochung  gebracht  werden,  welche  sich  früher  frei  von  jedem  uu- 
mittelharen  Krirgsübel  glauben  durften.    Es  ist  wahrscheinlich,  dass  stahl- 
gepanzerte  Schiffe  aller  bisherigen  Vertheidigungseiurichtungen  zu  spotten 
und  Verheerung  in  Seehafen  und  Flüsse  zu  tragen  vermögen,  welche  noch 
vor  einigen  Jahren  für  unangreifbar  galten.    Ausserdem  ist  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  der  durch  einen  langen  glücklichen  Frieden  sehr  gesteigerte 
Keichthum  der  Völker  nicht  blos  die  Mittel  zu  höherem  Genüsse  und  zur 
Errichtung  staunenswerther  Friedensmittcl  gewährt,  sondern  auch  durch 
fabelhalt  grosse  Aideheu  und  um  das  Vielfache  gestiegene  Auriageu  das  zul^ 
Ki'iegführung  unerlässliche  Geld  in  früher  unbekannter,  fast  uugemessener 
Falle  liefert,  dadurch  aber  die  Kriege  theils  leichter,  theils  umfangreicher 
macht.  —  Mit  Einem  Worte,  die  Fortschritte  der  gcsittigten  Völker  habejflj 
auch  die  Kriegfühi-uug  ausgebildet,  so  dass  sie  au  IrXircUtbai^t 
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▼or  einigen  OeaentiODeii MOgliche  in  demselben  Grade  Obertrifft,  wie  dieses 
«einer  Seits  Aber  deB  Zerstörungsmitteln  des  Mittebitfeers  oder  der  halbwilden 
TOlker  Hand. 

Ziraftena  aber  haben  £e  Begebenheiten  der  letaten  Kriege,  namentKeh 
aber  die  das  itatteniBchen,  geaeigt,  dass  sieh  europfliaehe  Hflchte  nidit  he- 
denken,  naeh  ansgebrocbenem  Kriege  aar  Beschidigong  und  Sehwlohanff  des 
Friedens  Maässregeln  poütiaeher  Art  n  eigreifen,  welche  man  in  froheren 
Zeiten  gar  nicht  oder  doch  nnr  in  sehr  kleinem  Maasse  benfttste,  and  die 
man  kram  eis  ehrtohaft  betnehtei  hotte.  Es  ist  diess  die  Yerwendung 
TOD  baiharischen  biegSTOlkeni  aar  weiten  Yerbreitnng  eines  Uhmendea 
Schreckens;  die  Yerfthrang  der  gegenOberstehenden  Trappen  sor  Fahnen- 
flaeht;  endKdi  die  AaArieglang  weit  entlegener  Gehietstheile  des  Gegners. 
Yen  welcher  Tragweite  diese  Haassregebi  8ind,.nnd  wie  sehr  sie  xh  einer 
Ansdehnong  der  Kriegsobel  beitragen  mOssen,  bedarf  nicht  erst  einer  Sr- 
Ortemng;  nameBtltfJi  aber  worden  sie  sich  erst  in  ihrer  ganaen  Tragweite 
seigen,  wenn  sie,  wie  doch  bei  wiederholter  Anwendung  nicht  fehlen  konnte, 
dorch  Betorsisnen  and  Bepressalien  in  allgemeinen  Gebrauch  kirnen. 

So  entsteht  denn  die  Fhige,  ob  wirklich  das  Menscheqgeschleoht,  nidit 
nur  trota  stsigender  BUtog,  sondern  vielmehr  tbeilweiae  gerade  dnrch  Be- 
nfltznng  derselben,  m  einer  unberechenbaren  Steigerang  der  Kriege  und  ihrer 
Uebei  Terortheilt  ist? 

Mehr  als  naiv  wftre  es,  zu  hoffen,  dass  die  Staaten  dorch  Yorstellongen 
aber  die  Furchtbarkeit  der  neu  erfundenen  Zenrt<friligsmittcl  b(  wogen  wer- 
den könnten,  sich,  etwa  im  W^e  des  Vortrages,  zu  einer  Kicbtbenatzung 
derselben  an  entschlicssen.  Einmal  etfuidene  Khegswerkaenge  und  Kriegs- 
ehirichtungcn  werden  gebraucht  werden,  was  man  immer  vom  sittlichen  und 
sentimentalen  Standpunkte  aus  dagegen  einwenden  kann.  Wenn  sie  auch, 
von  beiden  Seiten  gleicbmässig  gebrancbt,  keine  Veränderung  in  den  Macht- 
verhältnissen hervorbringou,  sondern  nur  für  alle  Tbeilc  grössere  Uebel  zur 
Folge  haben,  so  niuss  doch  judor  Staat  zu  ihnen  greifen,  um  nicht  durch 
einseitige  Beharrung  beim  Alten  relativ  schwücher  zu  werden.  Wie  seiner 
Zeit  die  Klagen  tlber  die  Unritterlichkeit  des  Feuergewehrs  keineswegs  von 
Einfülirung  desselben  abhielten ;  wie  die  vom  revolutionuren  Franki-eich  er- 
sonnene  allgemeine  Kriegsdiensitliiebt  die  kleinen  geworbenen  Heere  tiberall 
beseitigte  und  bei  allen  Völkern  eine  neue  grosseste  Last,  die  Blutsteuer, 
einführte:  so  ist  es  bereits  geschehen  und  wird  es  noch  weiter  der  Fall  sein 
hinsichtlich  der  gezogenen  Kanonen,  der  Si)itzkuge]!i ,  der  verbessi  rlen 
Büchsen,  der  stahlgepan/erten  Widder?«chiÖ"e  und  Nchwiiumenden  Butterii  eii, 
der  Scliraubeulinienschiffe  u.  ^.  w.  Und  sellist  wenn,  wie  kaum  /u  beiiweifeln 
ist,  noch  anderweitige,  vielleicht  noch  furchtbarere  Zersturungsniittel  wer- 
den erüouueu  werden,  so  ist  auch  deren  möglichst  schneller,  allgemeiner 
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EinfQhrung  und  ausgedehntester  Verwendung  entgegen  zu  sehen.  Die  Steige- 
rung der  technischen  Geschicklichkeit  wird  allerdings  auf  diese  Weise  zmn 
Fluche  für  die  Menschheit ;  allein  sie  kann  nicht  rückgängig  gemacht  werdei» 
und,  einmal  vorhanden,  nicht  anbenützt  bleiben. 

Vernünftigerweise  kann  also  nur  untersucht  werden,  ob  nicht  die  D.ii 
den  neuen  technischen  Zerstörungsmitteln  ausgerüsteten  Regierangen  wenig- 
stens die  Pflicht  haben,  auf  die  andere  Gattung  der  ebenfalls  drohenden 
gesteigerten  Kriegsmittel  zu  verzichten? 

Das  europäische  Völkerrecht  hat  zu  keiner  Zeit  die  Anwendung  aller 
und  jeder  Mittel,  welche  einem  Feinde  zu  schaden  vermochten,  gebilligt  *). 
Es  ist  bekannt,  dass  der  Gebrauch  gewisser  Waffen  und  Geschosse,  z.  B.  der 
Kettenkugeln,  des  gehackten  Bleies,  der  Nägel,  Glasstücke  u.  dgl.  (Ür  völker- 
rechtswidrig gilt  *).    Es  ist  nicht  erlaubt,  Meuchelmord  gegen  einen  Feind 
zu  begehen,  und  es  darf  desshalb  aijch  kein  Preis  auf  den  Kopf  eines  feind- 
lichen Anführers  gesetzt  werden  ').    Vergiftung  von  Brunnen  und  Lebens- 
mittel, Zusendung  von  Pestkranken  ist  untersagt  *).   Es  darf  keine  fialscbe 
Flagge  beim  Angriffe  auf  ein  feindliches  Schiff  aufgezogen  und  dadurch  das- 
selbe in  falsche  Sicherheit  gewiegt  werden  ').  Die  Niedermetzclung  wehrloser 
Gefangener  oder  Solcher,  welche  sich  ergeben  wollen,  ist  gegen  das  Völker- 
recht, Fälle  von  Retorsion  oder  von  Sorge  für  eigene  Sicherheit  abgerechnet 
Es  gilt  für  eine  schimpfliche,  eines  gesittigten  Staates  unwürdige  Barbarei, 
ohne  unmittelbare  Notbwendigkeit  für  Kriegszwecke  das  feindliche  Land  zu 
verheeren,  das  Eigenthum  der  Bürger  wegzunehmen,  sie  persönlich  zu  miss- 
handeln      Es  gilt  ferner  als  unehrenhaft  und  den  Gesetzen  eines  offenen 
Zweikampfes  zuwiderlaufend :   eine  Hintergehung  des  Feindes  durch  eine 


1)  Von  allen  Bchriftatellern  über  Völkerrecht  ist  Bynkershoek,  Qnaett.  Jnr.  pabl.,  Lib.1, 
c.  1,  der  einzige,  welcher  jede  Art  von  Vernichtung  und  Besobüdigung  des  Feinde«  für  erlanW 
erklärt ;  ea  ist  ihm  jedoch  zu  jeder  Zeit  ron  »llen  Seiten  ent^chicdeu  widersprochen  worden, 
nnd  auch  die  nntwcifelhanest«  Gewohnheit  ist  gegen  ihn. 

2)  8.  Martens,  Pr6cis  du  droit  des  gens,  ^d.  3,  B.  469,  Aninerk.  d;  Ktüber,  Earop- 
Völkerr.,  0  Ortolau,  Diplomatie  do  la  nier,  Bd.  II,  8.  3S  fg.;  Ueffti  r,  Europ.  Völkerr., 
8.  Aufl.,  8.  iiO. 

5)  8.  Vattel,  Buch  III,  tlS5fg. ;  J.J.Moser,  Versnch  des  neae«ten  earop.  V.&j,  Bd.  IX, 
1,  ß.  ISO  fg. ;  Martens,  Prücis,  S.  468. 

A)  S.  H.  Grotius,  De  jure  belli  et  pacls,  Lib.  HI,  r.  4,  »16;  Vattel,  a.a.O.;  Hartens, 
a.  a.  O.,  8.468;  KlUber,  a.  a  O.,  1844;  Oke  Manning,  Commeutaries  ou  the  law  of  aatloos, 
B.  IM);  Ueffter,  Völkerrecht,  8.  Ausg.,  b.  819  fg.  Eine  Anzahl  älterer  besonderer  Abhand- 
langen Uber  den  Gegenstand  s.  bei  Ompteda,  Literator  des  V.R. 's,  Bd.  II,  8. 636;  unter  diesen 
aber  Insbesondere:  Trinkbasius,  Do  llUcito  veueuatoram  anuonuu  usu.  Jen.,  1668;  Cocceji. 
H.,  Do  annls  illieitis    Fraucf.,  1698,  4. 

ft)  8.  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  id.  8,  Bd.  II,  8.  89. 

6)  S.  J.  J.  Moser,  Versuch,  Bd.  IX,  8,  8.  8äO;  Vattel,  Buch  III,  f  139  i^.;  Marteot, 
Pr^ls,  i  876;  KlUber,  a.  a.  O.,  S  849;  Wheaton,  £l6raens  du  droit  intern.,  Part.  IV,  cb.  t, 

•  1;  Oke  Mnnning,  a.  a.  0.,  8. 155;  Hefftor,  a.  a.O.,  8.884.   Monographien  ».  bei  Ompteda, 
Literatur,  Bd      8.  6Ufg.  und  bei  Kamptz,  8.  343 fg. 

7}  8.  U.  Orotius,  Buch  Iii,  Kap.  5  n.  6;  Vattel,  Buch  IH,  Kap.  9,  I  166 fg.;  Martena 

•  m-,  Heffter,  8.  287  fg. 
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positive  Lüge  oder  durch  Nichteinhalten  ciues  bestimmt  gegebenen  Wortes; 
absichtliches  Trachten  mich  dem  Loht  n  di's  feindlichen  Staatsoberhauptes; 
die  Eröffnung  des  Krieges  ohne  voraii^'egant,'t  ne  Erklärung;  die  Bestechung 
feiu(  !>her  Fi-ldln  rren.  Mag  auch  die  Gcwolmheit  in  dem  einen  oder  dem 
andern  dicker  l'unktc  schwanken,  so  trifft  doch  Diejenigen,  welche  hinterlistig 
oder  über  die  Gebühr  gewaltthütig  verfahren,  harter  Tadel,  und  es  geht 
sicherlich  die  Richtung  nicht  auf  eine  Minderung  oder  Abschwächung  dieser 
Falle,  sondern  im  Gcgcntheile  auf  ihre  Befestigung  und  Hochhaltung.  Diess 
Alles  aber  hat  seiiu-u  guten  Grund,  und  man  hat  mit  den  Folgen  eines 
Principes,  nicht  aber  mit  einzelnen  und  inconsequenten  Menschliclikeits- 
Rücksichten  mitten  in  einem  Zerslöi  ungswerke  zu  thun.  Es  sind  nämlich 
alle  jene  Erleichterungen  di  r  Kriegsübel  nur  folgerichtige  Ableitungen  aus 
dem  völkerrechtlich  feststehenden  Bi  griffe  und  Zwecke  des  Krieges. 

Der  Krieg  ist  die  Anwendung  von  Gewaltmitteln  zur  Vcrtheidigung  eines 
•  bedrohten  oder  bereits  vcrltt/ten  Rechtes.  Es  soll  der  unrechtlich  handelnde 
Staat  durch  die  Anwendung  von  Waffengewalt  genöthigt  werden ,  von  einer 
Fortsetzung  seines  verletzenden  Benehmens  abzustehen,  wo  möglich  auch, 
deui  Bt  griffe  nach  sogar  nothwendigerwcise,  zur  Sicherleistnng  wegen  künftigen 
friedlichen  Benehmens  und  zu  vollständigem  Schadenersatze.  Alle  Mittel, 
welche  geeignet  sind,  den  Widerstand  des  Feindes  niederzuschlagen  und 
seine  Waffenmacbt  zu  schwachen,  sind  erlaubt,  mögen  sie  anch  noch  so  zer- 
störend und  schSdlich  ftr  ihn  sein.  Aber  das  Begehen  eines  Unrechtes  von 
seiner  Seite  berechtigt  keineswegs  selbst  Unrecht  zn  thun,  also  namentlich 
Ober  die  zor  Besiegung  des  Gegners  nöthigen  Gewaltmittel  binaoszugehen 
und  einen  Schaden  anznricht^,  welcher  die  militSritdw  Widerstandsfähig-, 
kett  dei  Fdnde»  oiehl  Tennhiderte,  somift  «Hat  zwecklose  Beschädigung,  und 
swar  im  Zweifid  gans  Unschuldiger,  wäre.  Aach  kann  eine  völlige  Vemidi- 
tong  der  staatlichen  Existenz  des  Gegners  nicht  als  dne  erlaobte  Folge  eines 
an  sidi  rechfcmlssigen  Krieges  betrachtet  werden.  Es  mi^en  ihm  zn  nnserer 
kfinftigen  Sicherheit  oder  zor  Entschädigung  Gebietstheile  and  Bechte  abge- 
nommen imd  beim  FHeden  rechtlich  von  ihm  erworben  werden;  allein  die 
blosse  Thatsache  eines  einmaligen  Bechtsstreites  genügt  nicht  zn' einer  blei- 
benden Eroberung  des  ganzen  Staates  oder  zn  einer  Zerstackdoii^  seines 
Gebietes.  Diese  mag  nnr  etwa  dann  stattfinden,  %enn  die  Erfthrong  be- 
weist, dsss  die  Sicherheit  anderer  Staaten  ganz'  onTereinbar  ist  mit  dem 
Bestände  des  Jetzt  besiegten  Feindes! 

Ist  dehk  nnn  aber  also,  so  wird  es  sich  anch  ?ertbeidigen  lassen,  wenn 
die  oben  bereits  genannten,  in  den  letzten  Kriegen  entweder  wirUicfa  vor- 
gekommenen oder  doch  wenigstens  in  Aassicht  gestellten  Maassregehi  zor 
Klasse  der  nicht  gestatteten  gezählt  werden,  und  denmach  ihre  kflnitige 
Unterlassung  im  Kamen  des  europäischen  Yftlkerrechtes  verlangt  wird. 

Kohl,  MulnMU.  BS.  L  48 
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Was  zaerst  dte  VerweDdung  barbarischer  KriegSTfllker  beCrifl, 
Bo  handelt  es  sieh  mnldiflt  m  den  mn  fraaiOsiadieii. Heere  ans  Afiika 
beigezogenen  sog.  Toroos,  einer  aas  Eingeboreiien  des  fraaiöeiscihen  Alge- 
riens ,  Eabylen  md  Negern  znsaioniengesetiten  Trappe. 

In  nie  ferne  die  Bildnng  solcher  einheimiscber  Kriegsbaofea  md  ihre 
Tenrendnng  im  Lande  selbst,  somit  zn  den  dort  n  ftArenden  Kriegen,  ftr 
Frankreich  nothwendig  oder  wenigstens  xweckmtasig  ist,  mag  dabin  gestellt 
bleiben.  Es  kann  sein,  dasa  barbarische  Feinde  am  besten  beklmpft  War- 
den durch  ähnliche  Barbaren;  das  Klima  kann  die  mOgUchste  Erleiditennig 
earopäischer  Trappen  bei  gewissen  Diensten  erfordern;  die  eigene  Anwer- 
bong  and  Beiahlnng  vennindert  die  Tcrfllgbaren  Krftfte  der  feindli^  geejuatea 
Stimme;  in  dem  selbst  noch  wilden  Lande  ist  die  Anwesenheit  tod  Wilden 
von  geringer  Schidlidikeit;  mOgUcherwelse  ist  sogar  die  Gewflhnmig  an 
earoptische  Kriegszacht  imd  an  mandie  gesittigte  Gewohnheit  eine  Art  von 
CiviUsattonamitiel  Ar  die  Eingeborenen.  Allein  dieas  Alles  ist  rein  OrtUck 
ond  rechtfertigt  einen  Gebranch  der  afrikanisoheA  Barbaren  in  dnem  enro- 
püschen  Kriege  and  in  einem  earopäisehen  Lsade  Aoch  nicht  Das  TO]ker> 
recht  beraht  .wesentUdi  aof  der  Gesittigang  ond  entspiidit  der  Stufe  der- 
selben; ear  ist  daher  aoch  an  allen  Zeiten  verschieden  gewesen  je  nach  dem 
BUdongsstande  der  betheiUgten  Nationen. 

Natürlich  wird  gegen  die  Yerwendnng  ton  baibarischen  Thippen  ni^ 
dessbalb  Einsprache  gethan,  weil  ihre  Kampfweise  eine  fremdartige  mL 
Sie  mag  wihi  ond  den  Gewohnheiten  enropftischer  Heere  anangemessen  aeii; 
aneinr  dass  sie  an  and  für  sich  onerlaabt  sei,  etwa  eine  Analogie  habe  mit 
den  vom  YOlkerrecbte  ontersagten  oben  angefahrten  Kriegsmitteln,  wird 
nicht  behaoptet  Der  Fdnd  hat  kein  Recht  daran! ,  nnr  in  deijenlgen  Art 
angegrüFen  m  werden,  aof  welche  er  gefiisst  war,  und  er  kann  nidit  ver- 
laagoi,  dass  man  nur  solche  Trappen  gegen  ihn  führe,  an  deren  Kampf- 
sitten er  gewöhnt  ist.  Seine  Sache  ist  -es,  die  eigenen  Soldaten  einzuobcn 
gegen  neae  Gegner.    Es  kann  anch  von  einer  kriegführenden  Macht 
nicht  erwartet  werden,  dass  sie  Hülfsmittel  anbenützt  lasse,  blos  weil  sie 
dem  Gegner  besonders  anangenehm  sind.  Endlich  wäre  es  lächerlich,  aus 
der  nicht  grossen  Zahl  der  nach  Italien  gezogenen  Algierer  die  Ueberflüs&ig- 
keit  ihrer  Benatzung  nnd  die  Möglichkeit  der  aasschliessUchen  Verwenduig 
bloss  earopfiischer  Regimenter  beweisen  zu  wollen.    Auch  die  Erspanmg 
einer  kleinen  Anzahl  Ton  Franzosen  ist  ein  Yortheil ,  dessen  Anwendoilg  in 
dem  Belieben  des  Kriegsherrn  liegt.    In  so  ferne  möchte  es  also  scheinen, 
als  sei  die  Verwendung  auch  ganz  barbarischer  UQlfsvölker  lediglich  in  das 
Ermessen  Desjenigen  gestellt,  welcher  sie  zu  verwenden,  also  seinem  Be- 
fehle gehorsam  zu  macheu  und  iu  Verbindung  mit  seineu  tlbrigen  Streit- 
kräften zu  bringen  gedenkt.  —  Allein  es  liegen  sonstige  schwere  Bedeniwn 
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TOT.  Es  liegt  ninlich' in  der  Katar 'der  Sedie,  daes  folohß  nnemUiBirte 
Truppen  yoo  zweierlei  adiwerem  Unfiige  nicht  abgebtlten  werden  können. 
£innial  ist  ilire  Behandlnng  von  Yerwondeten  and  Qe&ngenen  gransam, 
und  es  steht  nicht  ^  erwarten,  dass  aoefa  noch  so  strenge  Yonchriften 
sie  davon  abhalten  Idlonen.  Dnrch  solche  flandlongen  wird  non  aber  kein 
Sinflnss  anf  die  nülitirische-  jBntscheidnng  aiisgeflb^,  sondern  nni'  .eine  An-  ' 
zahl  Ton  mmOthigen  Ueheln  herbeigefthrt.  Antih  darf . nicht,  yeigessen  wer- 
den, dass  ein  dttrartiges  wildes  Verfth^  ;  wTermeidlieh  an  Betorsiimen 
fahrt,  dadnrch  aber,  der  Sjrieg  Inuneir  aninenschlicher  wird.  Sodann  aber, 
sind  solche  Barbaren  eine  entsetdidie  Plage.  Dar  die  BerOlkerang  der  I^ln- 
der„  nnd  swür  ftst  gleiehn)fts8ig  ftr  Freond  und  filr  Feind.  Todtongen, 
SchindoQgen,  PlOndeniBgeB.  d^  ^wohner  können  nfcht  ?erhfltet  werden; 
in  der  Nihe  solcher  Wilder  hfltrt  jede  Si^erheit  der  Penoneo  ^nd  des 
Sigenthnmes.  auf,  das  Heiligste  wird  nicht  gewatet  Wenn  nnn  selbst,  die 
Krieger  gesittigter  Nationen  nnr.aUsa  grosses  Üebel  fther  die  Ton  ihnen 
flbenogenen  Landstriche  ]rerbreiteiL,  so  ist  es  gewiss  der  üenschlichkeit. 
und  der  Bildnng:  ^s  eoropAischen  Staates  nhwOrdig ,  diesem  Ünglflcfc  dnrch 
Wilde  aodi  bis  mm  .Unertriglichen  an  steigenL 

Allerdings  lassen  sich. ans  der  Kriegsgeschichte- Beispiele  von  der  ?er- 
wendnng  flhnliclier  Sol^mppen  oder  Bundesgenossen  anfQhreu ,  so  z.  B.  die 
Gewinnung  von. indianischen  Wilden  in  nordamerikanischen  Krisen,  die 
Benfltaong  Tim  Tscberkessen  gegen  die  aufstftndischen  Polen  a.  s.  w.  Allein 
es  ist  dieses  anch  za  jeder  Zeit  als  völkerrechtswidrig  betrachtet  woritoi. 
Wer  kennt  z.  B.  nicht  die  erschütternde  Erklärung  Lord  Cbatham's  im  eng- 
lischen Parliamente  gegen  die  Verwendung  der  «indianischen  Bluthunde?» 
Wie  laut  war  die  Missbilligung  des  Gebrauches  jener  wilden  Bergvölker, 
als  deren  gransame  Behandlung  der  Einwohner  eroberter  Stidte  bekaont 
wurdet 

Die  Gränze  mag  nicht  ganz  leicht  zu  ziehen  sein,  namentlich  fOr  jene 
Staaten,  deren  Gesittignng  sich  in  don  entfernten  Gegendeü  des  eigenen  Landes 
allmäblig  in  Barbarei  verliert.  Ob  und  wie  weit  es  z.  B.  Russland  nach 
europäischem  Völkerrechte  zusteht,  seine  JNomadenhorden  in  einem  mitten 
in  Europa  zu  führenden  Krieg  hereinzuziehen,  ist  schwer  zu  sagen.  Allein 
darüber  sollte  doch  kein  Zweifel  sein,  dass  es  der  Gesittigung  Frankreichs 
nicht  würdig  ist,  zur  Ausfechtung  von  Zerwürfnissen  mit  europäischen  IMächtt  n 
seine  afrikanischen  Wilden  herbeizuführen  und  sich  dadurch  selbst  auf  eine 
tief  unter  seiner  eigenen  Bildung  stehende  Stufe  der  Gesittigung  zu  stellen. 
Die  Aufrec'hterhaltung  seiner  Macht  erfordert  dieses  Mittel  sicher  nicht; 
und  es  wurden  die  übrigen  europäischen  Staaten  in  ihrem  Rechte  sein, 
sie  nämlich  nur  auf  dem  gemeinschaftlichen  Standpunkte  der  Gesittigung 
haadeln,  wenn  sie  die  Wiederholung  einer  Verwendung  von  Turcos  und 
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ähnlichen  algierischen  Truppen  als  ein  der  erlaubten  Kriegsfähmsg 
widersprechendes  Verhalten  erklärten.  Die  Erörterung  und  FeststcUaug 
der  Frage  wäre  eine  dankenswerthc  Aufgabe  für  den  ersten  stattfindendoi 
Congress. 

Eine  auffallende  und  wohl  nicht  Wenige  gegen  die  Feinde  Oesterreichs 
in  dem  letzten  Feldzuge  erbitternde  Erscheinung  waren  die  Versuche,  gan» 
Truppentbeile  des  österreichischen  Heeres  zu  Eidbruch  und  Fahnen- 
flucht zu  verführen.  Nicht  blos  italienische  Legionen  wurden  zu  dem 
Zwecke  errichtet,  —  dieses  Hesse  sich  etwa  bei  dem  Zwecke  des  ganzen 
Kampfes  noch  vcrtheidigen ;  —  sondern  es  wurden  namentlich  aoch  sehr 
emstliche  Versuche  gemacht,  die  ungarischen  Regimenter,  nelleicht  aoch 
die  Polen,  zum  Uebertritte  in  Masse  zu  bewegen. 

Dass  dieses  Verfahren  ein  unritterliches  und  hinterlistiges  war,  wird 
wohl  kaum  Jemand  emstlich  in  Abrede  ziehen.  Auch  sollte  darüber  kein 
Zweifel  sein,  dass  sich  selbst  aus  dem  Standpunkte  der  gemeinen  Klugheit 
Vieles  dagegen  einwenden  liess.  Nicht  nur  gewann  sicherlich  die  sitthche 
Haltung  des  eigenen  Heeres  der  Sardinier  an  dem  Beispiele  begünstigten 
und  belohnten  Treubmches  nicht  viel;  sondern  es  musste  nothwendig  auch 
früher  oder  später  die  grosse  Verlegenheit  entstehen,  was  mit  so  vielen 
Heimathlosen  zu  beginnen  sei.  Denn  dass  ernstlich  auf  einen  bleibenden 
Abfall  Ungarns ,  und  daher  an  die  Möglichkeit  einer  Rücksendung  der  lieber- 
getretenen  in  ihr  V:Ucrland  gehofft  wurde,  ist  in  der  That  nicht  wahrschein- 
lich. Doch  sind  diese  Erwägungen  allerdings  nicht  die  entscheidenden,  wenn 
es  sich  davon  handelt,  ob  eine  solche  Verlockung  feindlicher  Truppen  zum 
Uebergange  als  völkerrechtswidrig  bezeichnet  werden  kann.  Hier  kommt  es 
lediglich  auf  den  Rechtspuukt  an. 

Vielleicht  wird  man  die  ganze  Untersuchung  der  Frage  dadurch  kurzer 
Hand  abschneiden  wollen,  dass  man  sich  auf  eine  feststehende  Gewohnheit 
in  diesem  Punkte  beruft.  Man  wird  sagen,  dass  zu  allen  Zeiten  üeberläofer 
vorgekommen  seien,  ihre  Annahme  und  Einreihung  aber,  sei  es  in  die  eige* 
nen  Truppen  sei  es  in  eigens  dazu  gebildete  AbÜieilungcn,  niemals  als  uner- 
laubt gegolten  habe.  Diess  ist  allerdings  richtig,  so  wenig  die  Sache  auch 
an  sich  jemals  löblich  und  jemals  logisch  vereinbar  war  mit  den  Forderungen 
an  die  eigenen  Soldaten;  allein  es  bandelt  es  sich  hier  von  einem  anderen 
Falle.  Man  hat  nicht  etwa  blos  einzelne  Ueberläufer,  welche  aus  subjectiven 
Gründen  ihre  Fahne  verliessen,  aufgenommen  und  verwendet ;  sondern  es  ist 
der  staatliche  Zustand  des  Gegners  in  seiner  Berechtigung  geläugnet  und 
eine  Abtrennung  ganzer  Landestheile,  wohl  bemerkt  solcher,  um  welche  der 
Krieg  nicht  geführt  wurde ,  als  Lockspeise  in  Aussicht  gestellt  und  angebahnt 
worden.  Noch  während  des  Krieges,  also  ehe  irgend  eine  Veränderung 
im  Länderbestande  des  Feindes  rechtlich  ausgesprochen ,  ja  selbst  ehe  auch 
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nur  eiii  Anfutg  von  lolcher  ZenpUttentng  gemftcht  war,  wurden  schon  die 
Fahnen  eines  selbststlndigen  Ungarns  entfaltet  und  den  «hrigen  gesetzUehen 
nnd  anerkannten. Feldzeichen  beigesellt  Hit  andern  Worten:  es  wude  das 
eben  so  wenig  eroberte  als  anch  nor  im  Zustande  der  EmpOntng  befindli^ 
KronUmd  als  selbststftndiger  Staat  anerkannt  Die  Frage  ist  niin:  ob  ein 
solches  Gebahren  Yertheidigbar  nnd  die  daran  sich  knüpfende  Aaffordemng 
von  Seiten  gesetzlicher  Begierongen  an  die  Truppen  einer  solchen  Provinz, 
ihrem  bisherig^  Kriegsherrn  nngetren  zu  werden,  nnd  die  Abtrennung  ihres  • 
Vaterlandes  ans  seinem  bisherigen  staatsrechtlichen  Verbände  anzuerkennen, 
sich  rechtlich  vertbeidigen  Usst? 

Diess  muss  denn  aber  entschieden  bestritten  werden.  Es  steht  dem 
Feinde  nicht  au,  die  Existenz  des  diesseitigen  Staates  und  seine  Integrität 
nach  Belieben  zu  l&ngncn  und  einzelne  Tbeile  des  Gebietes  bereits  als  nicht 
mehr  daza  gehörig  zu  behandeln.  Eine  solche  Losreissung  nnd  Yernünde- 
rung  des  feindlichen  Grebietsstandes  mag  durch  oincn  Frieden  nach  glücklich 
geftthrtem  Kriege  stattfinden ,  bis  dahin  aber  ist  derselbe  rechtlich  durchaus 
nur  im  Besitze  des  bisherigen  Oberhauptes.  Wenn  die  verbQndeten  Machte 
das  Recht  hatten ,  schon  während  des  Krieges  Ungarn  als  einen  von  Oester- 
reich  losgerissenen  Staat  zu  betrachten,  eigene  ungarische  Truppen  anzoer-, 
kennen  und  sich  mit  ihnen  zu  verbinden:  so  hatten  sie  anch  das  Recht,  die 
Oesterreich  treu  gebliebenen  ungarischen  Truppen  als  in  unberechtigtem 
Kriegsdienste  stehend  zu  behandeln.  Da  sie  nun  daran  natürlich  nicht  dach- 
ten, so  verfuhren  sie  offenbar  unlogisch  und  unberechtigt  durch  Aufnahme 
der  ungarischen  Fahne  neben  der  französischen  und  sardinischen. 

Es  kann  auch  die  Sache  nicht  so  gewendet  werden,  als  sei  übdhaupt 
ein  kriegführender  Staat  ermächtigt ,  die  militärischen  Mittel  des  Feindes 
nach  Thunlichkoit  zu  schwächen.  Allerdings  ist  diess  eine  Aufgabe  der 
Kriegführung,  ohne  deren  glückliche  Lösung  der  Zweck  des  Krieges  gar 
nicht  erreicht  werden  kann.  Nicht  jedes  Mittel  zu  Erreichung  dieses  Zweckes 
ist  jedoch  völkerrechtlich  erlaubt.  Der  Krieg  ist  ein  gewaltsamer  Zustand 
zwischen  souveränen  Staaten,  welche  in  Ermangelung  eines  Richters  einen 
Streit  Ober  Rechte  oder  Interessen  mit  den  Waffen  in  der  Hand  zu  schlichten 
suchen,  ein  grossartiges  Gottesurtheil  im  Sinne  des  Mittelalters;  allein  es 
ist  kein  Zustand  völliger  Rechtlosigkeit ,  und  noch  weniger  befreit  der  Krieg 
von  der  Einhaltung  sittlicher  Gebote.  Das  europäische  Kriegsrecht  besteht 
nicht  darin,  dem  Feinde  so  viel  Schaden  zuzufügen,  als  nur  immer  möglich; 
sondern  darin,  die  durch  die  Anschauungen  gcsittigter  Völker  gf hilligten 
Gewaltmaassregeln  anwtndi  n  zu  dürft  n.  Dass  nun  diese  Anscliauungen  nicht 
alle  und  jede  dem  Feinde  sch;i(iliche  Handlung  gestatten,  ist  oben  hinreichend 
an  zahTV*eichcn  Fällen  nachgewiesen  worden.  Als  unzweifelliaftes  Motiv 
gerade  der  bedeutendsten  dieser  Gebote  macht  sich  nun  aber  die  Ueber- 
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zeugODg  geltend,  dass  cb  des  Staates  «nullidig  sei,  dordi  Lug,  Trqg  nd 
Wortbrnch  einen  Yoitheil  Aber  den  Feind  in  erlangen.  Eine  Kapitidatiea 
mnss  heilig  gehalten,  und  es  daif  die  dnich  eine  solche  nr  Blickkelir  an 
eigenen  Heere  berechtigte  Besatzung  nicht  in  Efiegsgefiuigenscfaaft  geschleni 
werden.  Es  ist  nicht  erlaubt,  den  Feind  dnroh  Parlamentairaeichen  n  Ha- 
schen, und  auf  diese  Weise  unversehens  n  ttberfoUen.  .  Es  wlre  ein  Ver- 
brechen gegen  das  V^ilkerrecht,  einen  Waffenstillstand  au  missbraachen  zur 
Uebermmpelung  des  auf  gegebenes  Wort  ,  bauenden.  Feind^  Mit  Eiaem 
Worte:  die  europftische.6esittignng.geht  zwar  noch  nicht  «i.weit,  den  Kri^ 
im  Ganzen  und  gmnds&tzlich  zn  verweiifen;  allein  -sie  vill  wenigstens,  da» 
er  ehrenhaft,  d.  h.  nicht  mit  hinterlistigen  Mitteb  geOhrl  werde.  Sie  est- 
ledijiSt  die  Regierungen  nicht  von  der  Befolgung  der  Gesetze  des  Anstandet, 
welche  sie  in  Friedenszeiten  zu- beobachten  haben.  Kurz  sie  wiU,  dass  der 
Krieg  ein  Zweikampf,  nicht  aber  ein  .Hinterhalt  zu  Meuchelmord  sei.  Ist 
es  nun  mit  dieser,  wenn  auch  nicht  ganz'vidlkomnienen  und  folgerichtige 
aber  doch  im  Ganzen  ehrenhaften  Gresittigntig  vereinbar,  wenn  eine  Regie- 
rung so  tief  herabsteigt,  dass  sie  selbst  zu  Meineid  auffordert?  Mit  welcher 
Stirne  will  sie  ihren  eigenen  Kriegern  von  Ehre  reden  und  an  deren  Troue 
sich  wenden,  wenn  sie  in  dem  nänilichen  Augenblicke  selbst  andere  wa  Ehr- 
losigkeit und  Untreue  zu  verführen  sucht  ? 

Auch  b((l-  nl  I  man  wohl,  dass  ein  solches  Verfahren  rothwendig  za  den 
widrigsten  und  d<  n  Streit  auf  das  Tiefste  vergiftenden  Handlungen  führen 
muss.    \N'äre  der  Plan,  die  Ungarn  zu  verführen  und  sie  sodann  alsbald  dem 
österreichischen  Heere  gegenüber  zu  .stellen,  gelungen,  so  wären  ohne  alJen 
Zweifel  diese  Ueberläufer  von  den  Oesterreichem  nicht  als  rechtmässige 
Feinde,  sondern  als  Verbrecher  bebandelt  worden,  und  zwar  mit  vollem 
Rechte.    Die  Folge  wäre  dann  kriegsrechtliche  Hinriclituiig  der  Gefangenen 
gewesen,  ji  dm  Falles  bei  Oberen  oder  bekannten  Rädelsführern.  Ebenso 
unzweifelhaft  hätten  sich  aber  die  Verbündeten  der  in  ihre  Reihe  Zugelassenen 
angenommen  und  Repressalien  zuerst  angedroht,  in  sehr  wahrscheinlichem 
Nichtbeachtungbfallc  sie  auch  vollstreckt.    Welche  schaudervoHe  und,  weil 
für  den  scbhcsslichen  Erfolg  doch  unerhebliche,  unnöthig  grausame  Krieg- 
führung diess  aber  zur  Folge  haben  niusste,  bedarf  keiner  Ausführung.  Was 
aber  zu  solchen  Zuständen  mit  Nothwendigkeit  führt,  kann  uor  als  völker- 
rechtswidrig betrachtet  werden. 

Die  fraglichen  Vorfälle  selbst  beweisen  freilich,  dass  eine  unantastbare 
YörKem  clitliche  Gewohnheit  in  dieser  Beziehung  nicht  besteht;  aliein  sind 
die  \ür-ti  lu'iiden  Erwägungen  richtig,  so  ist  auch  der  Beweis  gelieftrt,  dass 
v'mv  allgt  nii  ine  Kr^t^trllmig  solcher  Gi  wohnheit  eine  Forderung  der  Ehre 
.^owuhl  al^  des  g(  gensi  itigcn  wahren  Vortheiles  wäre.  Sic  wird  aber  allmählig 
zur  KilUtigung  kouuueu,  wenn  sie)»  die  öffentUcbe  Stinuuc  entschieden  dafür 


Diqitized  bv  ^'"(^^ 


üetof  t«lkerred»tgwidrigc  Kriogsmittel.  775 

erklärt,  und  wenn  auch  die  RogirTungon  selbst  unumwunden  sich  V»oi  jedem 
neuen  Vcisuche  einer  Uc  bertretong  gegen  denselben  als  gegen  ein  inter- 
nationales Unrecht  aussprt  cht  n. 

Frankreich  aber,  welches  so  gerne  sich  damit  brüstet,  an  der  Spitze  der 
earopäischin  Gesittigung  zu  stehen,  mag  wohl  zusehen,  w.  lebe  Stellung  es 
in  den  Augen  der  Mitlebeuden  und  in  dem  Urtheile  der  G( schichte  einnrlimen 
muss,  wenn  es  Handlungsweisen  begfmstigt,  wohl  gar  selbst  vorninunt,  welche 
die  Uehel  des  trieges  immer  höher  steigern,  und  eine  Wiedcrau-sühnung  in 
Streit  gekommener  Staaten  schwieriger  und  sthwieriger  maihen.  Freilich 
ist  ein  grosser  Unterschied  zwischen  Felbstbewunderndea  Phrasen  und  einer 
sittlichen  Selbstbeherrschung. 

Yon  noch  grösserer  Bedeutung  freilich  wäre  endlich  eine  entschiedene 
Feststellung  des  Grundsatzes,  dass  die  Anzettlung  von  Empörung 
und  Umwiilzuug  im  Gebiete  des  Feindes  ein  völkerrechtlich  uner- 
laubtes Kriegsmittel  sei. 

Um  jedoch  hier  nicht  in  Verwechselungen  und  dadurch  in  übertriebene 
and  sonnt  nicht  durchzuführende  Forderungen  zu  verfallen,  ist  es  nöthig  zu 
unterscheiden.  —  Eine  unerlaubte  Beiiützmig  des  Kriegsglückes  kann  wohl 
nicht  behauptet  werden,  wenn  ein  siegreich  vordringender  Staat  ein  von  ihm 
erobertes  feindliches  Gebiet  zur  Kräftigong  seiner  eigenen  Macht  benutzt 
und  ans  .demselben  Mittel  rar  Weiterfiüming  des  Krieges  and  zur  Erleich- 
termig  tetner  eigenen  Krftfte  zieht,  za  dem  Ende  denn  «ich  die  Behörden 
der  feindlichen  Bcgierang  entfernt  und  eine  ^eigene  Verwaltong  einsetzt. 
Niemand  bat  z.  B.  in  den  ?ou  Napoleon  angeordneten  Yerwaltangen  öster- 
reichischer oder  prenssiseher  Pirovinzen,  und  sptter  in  der  Einsetzong  von 
Behörden  der  Yerböndeten  in  den  Ton  ihnen  besetzten  ixanzösischen  Depar- 
tements eine  Tölkerrechtswidilge  Handlang  gesehen.  Gewöhnlich  wird  zwar 
wohl  schon  ans  Klngheitsgrttnden  diese  Benatznng  einer  Erobening  nicht 
bis  za  einer  Anshebnng  Yon  Trappen  nnd  einer  Yerwendnng  derselben  gegen 
die  bisherige Begierang  aasgedehnt  werden;  allein  strenge  genonunen  möchte 
sich  vom  Bechtsstandpankte  aas  selbst  hieigegen  nichts  einwenden  lassen. 
Sodann  ist  es  nicht  sowohl  fölkerreehtswidriib  als  gefiUurlich  nnd  voreilig,  wenn 
eine  eroberte  Provinz  fttr  definitiv  dem  Feinde  entrissen  and  mit  den  eigenen 
Besitzungen  vereinigt  erklärt  wird.  Gefthrlich  nimlich  ist  ein  solcher  Schritt, 
weil  er  möglicherweise  Widerstand  bei  den  Einwohnern  hervorrufen  and 
dadnrch  die  eigene  Lage  verschlimmem  anstatt  verbessern  kann;  und  vor- 
schnell ist  er,  theüs  weil  das  Kriegsglflck  sich  wieder  wenden,  dadurch  aber 
das  mit  solcher  Zuversicht  ftr  bereits  erworben  erklftrte  Gut  unter  Hohn 
and  Spott  wieder  verloren  gehen  kann,  theils  weil  die  völkerrechtliche  An- 
erkennung von  Seiten  anderer  Staaten  erst  nach  der  förmlichen  Abtretung 
im  Friedensschlosse  erfolgt,  ein  froherer  Anspruch  aber  möglicherweise  zu 
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UDDÖthigen  Vorwickeluugen  fuhren  kann.    Allein  ein  Unrecht  an  sieb  kaim 
darin  nicht  erblickt  werden,  weil  das  Völkerrecht  Eroberungen  als  Eutscti- 
^  digungs-  und  Sicherungsmittel  grundsätzlich  anerkennt.  —  Ebeu  so  ist  es 
wohl  nicht  als  unerlaubt  zu  betrachten,  wenn  selbst  vor  Erfolg  der  Eroberung 
die  Einwohner  solcher  Staaten  oder  Gebietsthcile,  deren  Loslösung  von  d^r 
bisherigen  Herrschaft  der  Zweck  des  Krieges  ist,  aufgefordert  werden,  sldn 
selbst  bei  dem  Kampfe  zu  betheiligen,  und  sich  mit  den  für  ihre  Unab- 
hängigkeit streitenden  Gewalten  zu  verbinden.    Sache  dep  Aufgeforderten 
ist  es,  sich  zu  entscheiden,  ob  sie  mit  dem  Vorhaben  einverstanden  sind, 
und  ob  sie  ftir  seine  Förderung  Gefahren  und  Opfer  übernehmen  wollen. 
Die  bisherige  Regierung  wird  natürlich  die  Rechtmässigkeit  eines  solchen 
Abfalles  nicht  anerkennen,  und  denselben  nicht  nur  mit  Waffen  bekämpfen, 
sondern  auch  im  Falle  des  Sieges  an  den  Wiederunterworfenen  bestrafen; 
allein  die  Aufforderung  zur  Mitwirkung  ist  kein  illoiales  Verfahren  von 
Seiten  des  Feindes. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  von  einem  Feinde  der 
Versuch  gemacht  wird,  solche  Provinzen,  von  deren  einstiger  Erwerbung 
gar  nicht  die  Rede  und  deren  Selbststüudigraachung  keineswegs  Zweck  d« 
Krieges  ist,  zur  Empörung  zu  reizen. 

Dass  durch  eine  solche  Maassrcgel  die  militärischen  Kräfte  des  Gegners 
sehr  geschwächt  werden  können,  und  zwar  in  doppelter  Weise,  indem  iha 
nicht  nur  Uülfsmittel  entzogen  werden,  sondern  er  auch  einen  Theil  der 
treu  gebliebenen  Truppen  zur  Bekämpfung  des  Aufstandes  verwenden  muss. 
ist  allerdings  unläugbar;  und  es  mag  eine  solche  Aufwieglung  sogar  von 
schnell  entscheidendem  Erfolge  für  den  gauzin  Krieg  sein.   Dennoch  wird 
offenbar  dadurch  das  Maass  des  Erlaubten   überschritten.     Durch  die 
Entzweiung  über  irgend  einen  Rechts-  oder  Intcressepunkt  erhält  der  eine 
Streitende  keineswegs  das  Recht,  das  Dasein  dt-s  Gegners  zu  läugnen  und 
seine  Persönlichkeit  zu  vernichten.    Die  Vorenthaltung  eines  Rechtes  oder 
auch  eine  gefährliche  Bedrohung  mag  einem  Staate  wohl  unter  Umständen 
die  Befugniss  geben,  den  Gegner  so  zu  schwächen,  dass  er  künftig  dem  Rechte 
und  dem  Frieden  ungefährlich  sein  wird;  allein  wenn  dessen  Dasein  über- 
haupt nicht  unvereinbar  ist  mit  sicheren  und  geordneten  Zuständen,  so  gehl 
das  Recht  der  Selbstverthcidigung  nicht  bis  zu  einer  völligen  Auflösung  des 
entgegenstehenden  Staates.    Ueber  das  streitige  Recht  mag  gekämpft  werden; 
allein  was  nicht  im  Streite  ist,  wird  auch  durch  einen  Krieg  nicht  aufgehoben 
und  rechtlos  gemacht.    Hat  nun  also,  wie  doch  darüber  kein  Zweifel  ist,  ein 
Staat  nicht  das  Recht  die  Eicistenz  oder  auch  nur  den  Länderbestand  eines 
andern  Staates  bloss  desshalb  anzugreifen,  weil  dessen  Nichtvorhandensein 
ihm  vortheilhaft  wäre:  so  kann  er  auch  eine  Kriegsfrage  nicht  Ober  deren 
eigene  Tragweite  nach  Belieben  ausdehnen.    Wollte  man  hiergegen  einwenden, 
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dass  «ddie  Anffbrderong  zur  Emp^^niog  nur  ein  vorübergehendes  Kriegs- 
mittel  sei,  keineswegs  aber  die  Notbwendiglceit  einer  bleibenden  Zerstörung 
in  sich  trage:  m  würde  dem  die  Altornative  entgegengesetzt  ^v(  rden  können, 
dass  bei  derAnl&rderung  zum  Aufstände  entweder  eine  bleibende  Lostrennong 
wirklieh  beabeicbtigt  sei,  oder  dass  sie  den  Verführten  bloss  vorgespiegelt 
werde,  mit  vorbedachtem  Entschlüsse  beim  Friedensschlüsse  sie  unter  die 
bisherige  Herrschaft  znrQckfiallen  zu  lassen.  Im  ersten  Falle  würde  dann 
aber  eben  das  Kri.  gsrecht  übersduitteo;  im  anderen  Falle  dagegen  eine 
onvenmt wortliche  Treulosigkeit  begangen,  welche  sicherlich  nicht  als  erlaubtes 
Mittel  erklärt  werden  könnte.  —  Die  Sache  liegt  also  strenge  genommen  so, 
dass  ein  Staat,  welcher  Mittel  dieser  Art  anwendet,  keineswegs  in  seinem 
Beeilte  isti  sondern  im  Gegeutheile  sich  selbst  als  unvereinbar  mit  dtm  Be- 
stehen anderer  Staaten  und  mit  internationaler  Rechtsordnung  erweist ,  und 
dass  er  also  sÄmmtliche  übrige  Staaten  in  dus  Recht  und  selbst  in  die  Noth- 
wendigkeit  versetzt,  sich  gemeinschaltlich  gegen  ihn  zu  wenden,  um  ihn  in 
die  Unmöglichkeit  solchen  völkerrechtswidrigen  G«  bahrens  zu  versetzen. 

Werden  diese  Sätze  auf  die  Ereignisse  in  dem  jüngsten  italienischen 
Kriege  angewendet,  so  ergibt  sich  denn  wühl,  dass  ein  Aufruf  an  italienische 
Bevölkerungen  zur  Theilnahme  an  dem  Kamitfe  nicht  als  eine  "Verletzung  des 
volkerrechtes  betrachtet  werden  kann;  dass  dagegen  der  zwar  nicht  ausge- 
führte aber  mehr  oder  wtiiiger  vorbereitete  Plan,  Ungarn  zu  revolutioniren,. 
der  internationalen  Gesitligung  und  Berechtigung  zuwider  lief.  Ob  Frank- 
reich und  Sardinien  zu  einer  Befreiung  Italiens  von  mittelbarer  und  unmittel- 
barer österreichischer  Herrschaft  an  sich  berechtigt  waren  oder  nicht,  ist 
eine  Frage  für  sich.  Allein  wenn  einmal  ein  Krieg  darüber  geführt  wurde, 
so  war  es  nicht  folgewidrig  und  überstieg  es  die  an  sich  erlaubten  Kriegs- 
iiiittel  nicht,  die  zunächst  Selbslbetheiligten  aufzufordern,  in  den  Kami>f  ein- 
zutreten. Das  Verhältniss  Ungarns  zu  Oe^treich  dagegen  war  gar  kein  Gegen- 
stand einer  Meinungsverschiedenheit  zwiseheu  den  kriegführenden  Mächten, 
während  eine  erfolgreich  angezettelte  Empörung  dieses  Landes  Oesterreich 
in  seinem  ganzen  staatlichen  Dasein  vernichtete.  Letztere  war  also  ein 
Unternehmen,  zu  welchem  die  Feinde  unter  keinen  Uuiständen  berechtigt  waren. 

Eine  Regelung  dieser  Frage  ist  sicher  von  der  grössten  Wichtigkeit, 
Bei  der  durch  alle  Völker  gehenden  oft  It  idenschaftlicheu  Beschäftigung  mit 
Staatsfragen  ist  es  gar  nicht  anders  möglich,  als  dass  die  bestehenden  Zu- 
stände nianuehtach  mit  den  Wünschen  eines  grösseren  oder  kleineren  Theiles 
der  Bevölkerung  nicht  übereinstimmen,  und  dass  also  eine  geschickt  angelegte 
Verfüliruüg  zu  Aufruhr  wenigstens  nicht  selten  von  Erfolg  sein  kann.  Wenn 
es  nun  als  \ülkerrechtlich  erlaubtes  Kricgsmittel  gilt,  solche  Empörungen 
nach  Gelegenheit  hervorzurufen,  auch  weim  das  Missvergnügeu  der  in  Frage 
btehcudeu  iicvölkttrung  in  gar  keinem  Zusammenhange  mit  dem  Streite  unter 
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den  Staaten  steht:  so  ist  bei  jedem  Kriege  eine  ganz  unberechenbare  Aus- 
dehnnng  der  Uebcl  nnd  der  Folgen  in  möglichfr  Aussicht.  Man  darf  keck 
behaupten,  dass  in  solchem  Falle  Europa  in  eine  neue  sehr  unerfreuliche 
Phase  der  internationalen  Verhältnisse  eingetreten  ist,  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  als  man  sich  mit  der  Hoffnung  einer  Beschränkung  und  Seltenheit  der 
Kriegstibel  trug. 

Zu  einer  bindenden  Vereinbarung  unter  den  Regierungen  in  Betroff  dieser 
Frage  des  internationalen  Rechtes  ist  freilich  kaum  Aussicht  vorhanden ;  und 
so  bleibt  denn  auch  hier  zunächst  nur  theoretische  Aufstellung  des  Satzes 
nnd  Bemflhung  um  die  zwar  langsame  aber  schliesslich  doch  entscheidende 
Gewinnung  des  allgemeinen  Rechtsbewusstseins. 
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